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Vorwort 

zur  zweiten  Auflage. 

Der  zweite  Band  meiner  FinanzwissenscJjaft  hat  seit  einiger  Zeit 
im  Buchhandel  gefehlt.  Zur  Bearbeitung  der  zweiten  Auflage  konnto 
ich  indessen  erst  nach  der  Beendigung  des  dritten  Bandes  dio  er- 
forderliche Zeit  linden. 

Die  neue  Auflage  ist  oino  „vielfach  veränderte  und  vermehrte, 
theilweisc  lungearbeitete“. 

Im  Grossen  und  Ganzen  ist  die  formelle  Eintheilung  des  Stoffs 
dieselbe  wie  in  der  ersten  Auflage  geblieben.  Ich  habe  nur  den 
Anschluss  an  die  inzwischen  (Anfang  1884)  erschienene  dritte  Auf- 
lage des  ersten  Bandes  auch  in  formeller  Hinsicht  herbeigeführt 
(s.  S.  1). 

Im  Inhalt  ist  ebenfalls  gegen  die  erste  Auflage  keine  allgemei- 
nere Veränderung  eiugetretcn.  Der  zweite  Band  behandelt  den- 
selben Stoff  wie  früher,  die  „Gebührenlehre“  und  die  „allgemeine 
Steuerlehre“. 

Wohl  aber  haben  erhebliche  Erweiterungen  und  im  Einzelnen 
mancherlei,  auch  eingreifendere  Veränderungen  stattgefunden. 

Der  Umfang  dieser  neuen  Auflage  ist  105  (813  gegen  708)  Seiten 
stärker  als  derjenige  der  ersten,  eigentlich  aber  noch  erheblich  mehr, 
da  ich  jetzt  auch  hier  in  ähnlicher  Weise  wie  in  der  dritten  Auflage  des 
ersten  Bands  und  wie  im  dritten  Bande  der  Finanzwissenschaft  nicht 
bloss  für  concretes  Detail,  Litoratur,  sondern  auch  für  die  speciel- 
leren  Ausführungen,  Beweisführungen,  Belege  u.  s.  w.,  den  kleineren 
(Noten-)  Druck  angewandt  habe,  — nach  den  Gesichtspuncten,  über 
welche  sich  das  Vorwort  zur  dritten  Auflage  des  ersten  Bands 
(S.  VII)  ausspricht. 

Die  bibliographisch-literarische  Einleitung,  welche  in  der  ersten 
Auflage  am  Beginn  der  allgemeinen  Steuerlehre  stand,  ist  nunmehr 
an  die  Spitze  dieses  ganzen  Bands  gestellt  worden.  Zugleich  ward 
sie  erheblich  erweitert,  besonders  durch  eingehendere  Berücksichti- 
gung der  neuesten  allgemeinen  Fachliteratur.  So  sind  aus  den 
12  Seiten  der  ersten  30  Seiten  in  dieser  neuen  Auflage  geworden. 

Auch  die  Gebührenlehre  hat  erhebliche  Erweiterungen  und  Ver- 
vollständigungen, in  einigen  Partieen  aber  auch  eine  völlige  Um- 
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arbeitung  erfahren.  Es  gilt  dies  besonders  von  der  principiellen 
Erörterung  in  der  „allgemeinen“  üebührenlehre  (§.  15 — 18  an  Stelle 
von  §.  277,  278  der  ersten  Auflage),  dann  vom  System  der  Ver- 
waltungsgebühron,  wo  die  frühere  formelle  und  sachliche  Behand- 
lung (§.  290)  mir  nicht  mehr  genügte  (§.  32 — 38).  Die  Arbeiten 
Neu  mann ’s  und  Schall’s  habe  ich  hier  in  einigen  Puncten  gerne 
auf  mich  einwirken  lassen.  Wo  ich  auch  jetzt  noch  von  diesen 
Autoren  abweicho,  geschieht  es  um  so  mehr  mit  vollem  Bedacht, 
nach  sorgfältiger  Prüfung  der  Gründe.  In  der  Darstellung  der 
einzelnen  Gebührenzweige  haben  zahlreiche  kloinere  Veränderungen 
und  Vervollständigungen  stattgefunden,  aber  meine  principielle  Auf- 
fassung und  Behandlung  blieb  hier,  wie  übrigens  doch  im  Wesent- 
lichen in  der  ganzen  Gebührenlehre,  die  frühere.  Dem  „social- 
politischen“ Gesichtspunct  ist  nur  auch  hier  noch  eine  vermehrte 
Rücksichtnahme  zu  Theil  geworden.  Die  „Gebührenlehre“  hat  sich 
so  um  30  Seiten  vermehrt  (166  gegen  136). 

Der  Schwerpunct  dieses  Bandes  liegt  nach  wie  vor  durchaus 
in  der  „allgemeinen  Steuerlehre“.  Nur  Dank  der  stärkeren  An- 
wendung des  kleinen  Drucks  ist  es  mir  gelungen,  den  ohnehin  schon 
grossen  Umfang  dieser  Lehre  wenigstens  nicht  gar  zu  sehr  anwachseu 
zu  lassen  (um  57  Seiten,  von  558  auf  615).  Die  formelle  Ein- 
theilung  des  Stoffs  ist  auch  hier  im  Ganzen  nicht  viel,  erheblicher 
nur  im  ersten  Kapitel  — die  „Kapitel“  entsprechen  den  „Haupt- 
abschnitten“ der  ersten  Auflage  — verändert  worden,  die  Reihen- 
folge der  Gegenstände,  mit  einer  kleinen  Ausnahme  in  Betreff  der 
Principicn  der  Steuerverwaltung,  ist  dieselbe  geblieben.  In  formeller 
und  sachlicher  Beziehung  haben  aber  einige  wichtigere  Partieen 
eingreifendere  Aonderungeu  erfahren,  wenngleich  auch  hier  meine 
principielle  Auffassung  und  Behandlung  in  allen  Hauptpuncten  fest- 
gehalten wurde. 

Im  ersten  Kapitel  wird  jetzt  oino  in  der  ersten  Auflage  (§.  329, 
339,  340)  zu  dürftige,  zum  Theil  ganz  fehlende  principielle  Erörter- 
ung über  Begriff  und  Grund  der  Besteuerung  gegeben  (§.  81 — 87). 
Daran  reiht  sich  nunmehr  der  Abschnitt  über  „Terminologie“,  in 
welchem  in  der  neuen  Auflage  auf  die  Controverse  über  „directe“ 
und  „indirecte“  Steuern  genauer  eingegangen  wurde  (§.  97 — 100). 
Auch  hier  sind  es  neuere  Arbeiten  von  Schäffle,  Sax,  Robert 
Meyer,  G.  Cohn,  Vocke,  Helferich  u.  A.  m„  besonders  wieder 
von  Neumann,  welche  die  Anregung  zu  erneuter  Prüfung  dieser 
Puncte  und  zu  Auseinandersetzungen  gegeben  haben.  An  einem 
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zweiten  Steuerzweck  und"  Steuerbegriff,  dom  „socialpolitischen“  neben 
dem  „rein  finanziellen“  (fiscalischen),  habe  ich  hier  festgehalteu,  meine 
Ansicht  aber  gegen  die  mancherlei  Angriffe  darauf,  in  diesem  Kapitel 
und  in  dem  späteren  Abschnitt  von  den  „Gerechtigkeitsgrundsätzon“, 
noch  genauer  zu  begründen  gesucht  (§.  82,  87,  156  ff.).  In  der 
genannten  terminologischen  Controverse  war  besonders  mit  Nou- 
ni an n eine  Auseinandersetzung  geboten.  Ich  bin  dabei,  in  Ab- 
änderung meiner  früheren  Auffassung,  aber  ohne  dieso  aufzugeben, 
zur  Statuirung  eines  Doppolbegriffs  „directcr“  und  „indirecter“ 
Steuern  gekommen,  womit  mir  die  Streitfrage  allein  richtig  gelöst 
werden  zu  können  scheint  (§.  97 — 100,  1.  Auflage,  §.  338,  388). 

Weiter  haben  von  den  Abschnitten  über  die  Steucrprincipien 
diejenigen  von  der  Wahl  der  Steuerarten,  der  Ueberwälzungslehrc 
und  von  den  Gerechtigkeitsprincipien  grössere  Umänderungen  und 
besonders  die  Ueberwälzungslehrc  Erweiterungen  erfahren.  Letztere 
(S.  332 — 372,  nunmehr  40  Seiten,  gegen  frühere  23,  Zusatz  von 
§.  151 — 155  und  in  den  Vorbemerkungen  der  §§.  138,  139),  habe 
ich  mit  besonderem  Interesse  revidirt,  auch  mit  Rücksicht  auf  die 
neuere  Literatur  (v.  Fa  Ick,  Kaizl,  Schanz)  und  auf  die  Streit- 
fragen in  der  practischen  Politik.  Dabei  habe  ich  zugleich  die  be- 
kannte methodologische  Controverse  berührt  und  im  Ergebniss  wieder 
eine  Bestätigung  meiner  methodologischen  Auffassung  und  Stellung- 
nahme gefunden. 

In  den  Erörterungen  über  Gerechtigkeit  galt  es,  meinen  „social- 
politischen“ Standpunct  noch  schärfer,  — „noch  principieller“  — 
allen  Gegnern  gegenüber  zu  präcisiren  und  zu  begründen  (s.  be- 
sonders §.  156,  157).  Sachliche  Concessionen  habe  ich  dabei  nicht 
gemacht,  aber,  wie  ich  hoffe,  Manches  besser  gefasst  und  begründet. 
In  den  Abschnitten  über  Allgemeinheit  und  Glcichmässigkeit  der 
Besteuerung  ist  Vieles  formell  umgearbeitet  und  weiter  ausgeführt 
worden  (besonders  §.  168—173,  an  Stelle  der  früheren  §.  406  — 414 
und  §.  183 — 187  an  Stelle  der  §.  425 — 428).  — Die  kurze  Be- 
sprechung der  Steuerverwaltungsprincipien,  welche  in  der  vorigen 
Auflage  an  der  Spitze  dos  Abschnitts  von  der  Stcuerverwaltung 
stand,  bildet  nun  den  Schluss  des  Kapitels  von  den  Steucrprincipien 
(§.  189-192). 

Die  Kapitel  vom  Steuersystem  und  der  Stcuerverwaltung  haben 
im  Einzelnen  vielerlei  Zusätze  und  Veränderungen  in  der  Fassung 
(so  z.  B.  §.  304  ff.  im  Abschnitt  von  der  Veranlagung),  sachlich 
aber  nur  kleinere,  im  Ganzen  keine  durchgreifenden  Umgestaltungen 
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erfahren.  Auch  nach  Ausarbeitung  des  der  speciellen  Steuerlehre 
und  dem  historischen,  statistischen,  legislativen  und  steuertechnisehen 
Detail  gewidmeten  dritten  Bandes  der  Finanzwissenschaft  erwiesen 
sich  mir  irgend  wesentliche  sachliche  Veränderungen  in  den  genannten 
beiden  Kapiteln  der  allgemeinen  Steuerlehre  nicht  erforderlich.  Auch 
nicht  in  dem  geschichtlichen  Abriss  über  die  Entwicklung  der  Steuer- 
arten (§.  202 — 210).  Ich  konnte  schon  im  dritten  Bande  am  Schluss 
des  steuergeschichtlichen  Kapitels  (§.  9011'.,  besonders  S.  199)  auf 
die  Ueberoinstimmung  jenes  Abrisses  in  der  allgemeinen  Steuerlehre 
mit  den  Ergebnissen  dieses  steuorgeschichtlichen  Kapitels  hin  weisen. 
Ich  wiederhole  dies  als  oinen  beachtenswertheu  Punct  auch  für  die 
methodologische  Controverse  und  gegenüber  einer  neuerlichen  Behaupt- 
ung eines  „historischen“  Nationalökonomen,  der  dabei  wohl  einmal 
etwas  ohne  „induetive“  Specialforschung  in  meinem  Werke  vorgegangen 
ist,  wenn  er  meint,  „es  gerathe  bei  mir  gleichsam  der  historische  und 
finanzielle  Monograph  und  der  Theoretiker  in  steeten  Conüict“,  .... 
„der  erstero  lasse  dem  zweiten  stets  den  Vortritt“  (G.  Schmollor, 
Jahrbuch  1890,  S.  710).  Wo  denn  in  Couflict?  Ich  gewärtige 
erst  den  Beweis  dafür.  Vielmehr  liefert  meines  Erachtens  meine 
„allgemeine“  Steuerlehre  im  zweiten  Bande  und  meine  „specielle“ 
im  dritten  Bande  den  Beweis,  dass  auch  hier  eben  verschiedene 
„Forschungsmethoden“  zulässig  sind.  Die  Ergebnisse  derselben 
„stehen  nicht  in  Conflict  mit  einander“,  sondern  bestätigen  sich 
gegenseitig.  — 

Erweitert  und  im  Einzelnen  in  der  Fassung,  nicht  in  der  priu- 
cipiellen  Behandlung  verändert  wurde  besonders  die  Kritik  der 
directen  Besteuerung  (§.  220 — 222  an  Stelle  der  §.  463—465  der 
1.  Auflage);  erweitert  und  bis  auf  die  Gegenwart  vervollständigt 
hier,  wie  in  dem  ganzen  Bande,  die  orientirenden  Vorbemerkungen 
und  literarischen  Nachweisungen  zu  den  einzelnen  Abschnitten  (be- 
sonders §.  224,  232,  233  [hier  über  die  Erbschaftssteuer],  250,  251). 

Im  Kapitol  vom  Steuersystem  ist  jetzt  bei  jeder  der  grossen 
Steuergruppen  eine  kurze  Uebersicht  über  die  Steuergesetzgebung 
der  wichtigsten  Länder  im  19.  Jahrhundert  ciugefügt  worden.  Ein 
Eingehen  auf  Einzelnes  wurde  dabei  aber  absichtlich  vermieden,  da 
das  steuertechnische  Detail  nach  der  Systematik  diesos  Werks  in 
die  speciello  Steuorlehre  gehört  (§.  219  über  directc,  230  über  Ver- 
kehrs-, 243  über  Erbschafts-,  258,  259  über  iudirecte  Verbrauchs- 
steuern). 

Zahlreiche  kleinere  Zusätze,  Veränderungen  der  Fassung  sind 
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fast  überall  erfolgt,  so  dass  nur  wenige  Paragraphen  ganz  unver- 
ändert blieben.  Mit  dadurch  hat  sich  der  Umfang  des  Bands  trotz 
des  com  pressereu  Drucks  vermehrt,  ist  aber  das  Werk  auch  reich- 
haltiger geworden. 

Die  Reihenfolge  der  Paragraphon  ist  grösstentheils  die  alto 
geblieben,  doch  habe  ich  jetzt  auch  in  diesem  Bande  die  Reihe  neu 
mit  Nr.  1 begonnen.  Auch  sind  die  „Vorbemerkungen“  mit  para- 
graphirt  worden  und  eine  Anzahl  Paragraphen  ist  neu  hinzugekommen. 
Um  für  Verweisungen  nach  der  Paragraphenzahl  die  erste  Auflage 
leichter  mit  der  zweiten  vergleichen  zu  können,  ist  in  der  „Inhalts- 
übersicht“ die  Zahl  der  Paragraphen  der  ersten  Auflage  in  Klammern 
hinter  der  laufenden  Zahl  der  neuen  Auflage  hinzugefügt  worden. 

Ich  habe  für  den  ganzen  Band  nunmehr  auch  den  seinem  Inhalt 
angemessenen  Haupttitel  „Theorie  der  Besteuerung“  gewählt 
(s.  schon  Vorwort  zur  ersten  Auflage,  unten  S.  XV).  Damit  ist  dieser 
Band  auch  als  Gegenstück  gegen  die  „Praxis  der  Besteuerung“,  die 
„specielle  Steuerlohre“  (Band  3 ff ) bezeichnet.  Es  war  dabei  mein 
vollbewusstes  Bestreben,  in  dieser  neuen  Auflage  den  Character  der 
principiellen  Erörterung  womöglich  noch  schärfer  als  in  der 
ersten  Auflage  hervortreten  zu  lassen.  Aus  dem  Einzelnen  das 
Allgemeine,  aus  dem  Concretcn  das  Principielle,  aus  dem  Indivi- 
duellen das  Generelle,  aus  dem  Fliessenden  und  Veränderlichen  das 
Typische,  aus  dem  historisch  und  örtlich  mehr  oder  weniger  Zu- 
fälligen und  Nebensächlichen  das  Wesentliche  und  Hauptsächliche 
durch  Vergleichung  zeitlich  und  örtlich  verschiedener  Besteuerungs- 
verhältnisse herauszuschälen,  das  entspricht  eben  einmal  meiner 
Auffassung  der  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  wie  der  gesummten 
Politischen  Oekonomie.  Ich  befinde  mich  damit  — übrigens  in  recht 
guter  und  recht  zahlreicher  Gesellschaft  älterer  wie  jüugercr  Fach- 
genossen in  Deutschland  wie  im  Auslände  — in  ausgesprochenem 
und  absichtlichem  Gegensatz  nicht  gegen  die- „historische  Schule 
der  Nationalökonomie“,  welcher  ich  in  manchen  Grundanschauungen 
selbst  anhänge,  wohl  aber  gegen  jene  jüngere  Richtung  in  der  deut- 
schen „historischen“  Nationalökonomie,  welche  concrete  Wirthschafts-, 
Finanz-,  Stcuergeschichte,  blosse  „Description“,  nicht  bloss  als  Ma- 
terial für  Natioualökonomik  und  Finanzwisseuschaft,  sondern  förm- 
lich als  Nationalökonomik  und  Finanzwissenschaft  ansieht  und  auch 
in  letzterer  Disciplin  in  viel  zu  starker  Reaction  die  Methode  der 
„speculativen  Deduction“  vernachlässigt  oder  gering  schätzt,  jeden- 
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falls  sio  nicht  handhaben  will  oder  nicht  zu  handhaben  versteht. 
Das  ein  wenig  gar  zu  selbstbewusste  Auftreten  dieser  historischen 
Richtung,  im  Unterschied  zu  den  Knies  und  Roscher,  dem  grössten 
„historischen  Methodologen“  und  dom  eigentlichen  Bahnbrecher  einer 
berechtigten  „historischen“  Nationalökonomie,  hat  mich  von  der 
Irrthümlichkeit  meiner  Aufgabestellung,  Methode,  Richtung,  Bc- 
handlungs-,  Arbeitsweise  nicht  überzeugt.  In  meiner  „Theorie  der  Be- 
steuerung“ habe  ich  zu  zeigen  gesucht,  dass  es  doch  wichtige,  schwierige, 
nothwendigo  Aufgaben  in  unserer  Wissenschaft  auch  ausserhalb  der 
lediglich  descriptiven  Behandlungsweise  der  Finanz-  und  Steuorgc- 
schichto  eines  einzelnen  Landes  giebt.  I)io  Benutzung  des  legislativen, 
historischen,  statistischen  Stofl's,  aber  in  vergleichender  Weise, 
halte  ich  wahrlich  ebenso  wie  irgend  ein  „inductiver“  Kopf  für  ge- 
boten, und  glaube  das  überall  bewiesen  zu  haben.  Aber  ohne 
„Deduction“  — ohne  „Deducistik“,  wie  die  jüngeren  Herren  der 
„Ilistoristik“  spötteln  — geht  es  oben  einmal  in  unserer,  psycho- 
logischer Raisonnements  nothwendig  sich  bedienenden  Wissenschaft 
nicht  ab.  Die  Besteuerung  erlangt  grossentheils  ihre  Einrichtung 
nach  Gesichtspunctcn,  in  denen  es  sich  um  den  Kampf  des  Fiscus 
gegen  den  wirthschaftlichen  Eigennutz  handelt.  Daraus  orkliirt  sich 
die  grosso  Uoberoinstimmung  in  der  Entwicklung  und  Aus- 
gestaltung, des  Steuersystems,  der  Steuerarten,  der  Einzelheiten  der 
steuertechnischon  Einrichtung  u.  s.  w.  mit.  Danach  rechtfertigt 
sich  dann  aber  auch  die  Anwendung  der  Methode  der  speculativcn 
Deduction. 

Die  „Theorie  der  Besteuerung“  wird  in  meiner  Behandlungs- 
weise ein  in  gewisser  Art  selbständiger  Haupttheil  der  Finanzwissen- 
schaft, noch  mehr  und  noch  etwas  anders  als  bei  anderen  neueren 
Autoren.  Auch  sonst  weiche  ich  von  diesen,  auch  von  Stein, 
Roscher  manchfach  ab.  Ich  stelle  meine  Bohandlungsweise  damit 
nicht  als  die  allein  berechtigte,  auch  nicht  als  die  durchaus  rich- 
tigere, aber  als  eine  auch  berechtigte  hin.  Wenigstens  die 
Aufgabe  richtig  gestellt  zu  haben,  mag  die  Lösung  auch 
hinter  meinem  Wollen  noch  so  viel  zurückgeblieben  sein,  hege  ich 
die  Ueberzeugung. 

Diese  meine  „Theorie  der  Besteuerung“  ist  möglichst  folgerichtig 
auf  meiner  volkswirtschaftlichen  „Grundlegung“  aufgebaut  worden. 
Das  müsste  m.  E.  die  Kritik  mehr  berücksichtigen,  als  sie  es,  mit 
Ausnahme  G.  Cohn ’s,  gothan  hat.  Die  Verbindungsfäden  zwischen 
den  genannten  beiden  Theilcn  meines  Gesammtwerks  sind  zahllos, 
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gehen  beständig  hinüber  und  herüber.  Ich  möchte  daher  beide 
Theilo  durchaus  als  Glieder  Eines  wissenschaftlichen  Systems  auf- 
gefasst haben.  Die  leitenden  Gesichtspuncte,  so  meiner  „socialen“ 
Finanz-  und  Steuerpolitik,  finden  iu  der  „Grundlegung“  ihre  tiefere 
Begründung.  Vieles  Allgemeinere  wie  Besondere  in  der  Finanzlehre, 
namentlich  in  diesem  Bande,  ist  nur  die  Consequenz  der  in  der 
„Grundlegung“  entwickelten  Lehren  und  steht  und  fällt  damit. 


Es  hat  unter  meinen  Kritikern,  auch  unter  den  sonst  durchaus 
wohlwollenden,  nicht  an  Bedenken  hinsichtlich  der  grossen  und 
immer  grösseren  Ausdehnung  meines  Finanzwerks  gefehlt.  Ich  muss 
mir  das  ja  in  einer  Hinsicht  als  begreiflich  gefallen  lassen,  möchte 
mir  aber  doch  einen  Ein  wand  erlauben.  Ein  „Compendium“,  ein 
„Lehrbuch“  des  gewöhnlichen  bisherigen  Umfangs  und  Inhalts  habe 
ich  eben  nicht  geben  wollen.  Freilich  ist  mir  das  Buch  mit  dem 
Stoif  unter  den  Händen  gewachsen,  aber  doch  auch  mit  vollem  Be- 
wusstsein dann  in  Anlage  und  Ausführung  viel  ausgedehnter  ge- 
worden. Stein  ist  es  in  den  verschiedenen  Auflagen  seiner  Finanz- 
wissenschaft ähnlich  gegangen.  Meister  wie  W.  Roscher  und 
G.  Cohn  haben  auch  neuerdings  noch  gezeigt,  wie  man  den  Stoff 
concentriren,  ein  solches  Buch  condensiren  kann.  Ist  aber  nicht 
noch  neben  solchen  knapper  gehaltenen  Werken  und  neben  den  ja 
vielleicht  noch  stoffreicheren,  aber  weniger  einheitlichen  Sammel- 
und  Nachschlagewerken  einer  Anzahl  Autoren  (Schönberg,  das  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften),  sowie  auch  neben  den  Mono- 
graphieen  und  Specialschriften  ein  umfänglicher  angelegtes,  den 
Stoff  möglichst  einheitlich  verarbeitendes  Werk  wie  meine  „Finanz- 
wissenschaft“ berechtigt?  Ich  sollte  meinen,  wenigstens  gegenwärtig 
doch.  „Gewährung  einer  Uebersicht  des  Stoffs“  ist  gewiss  eine  Auf- 
gabe, welche  ein  Werk  unseres  Fachs  sich  stellen  kann  und  neben- 
bei eine  schwierigere  Aufgabe,  als  der  selbstzufriedene  historische 
wie  sonstige  Specialist  meistens  meint.  Aber  es  ist  doch  nicht  die 
einzige  Aufgabe.  Diejenige,  welche  ich  mir  gestellt  habe,  ist  eine 
andere,  — gewissermaassen  eine  Verbindung  von  Monographie  und 
System.  Dergleichen  ist  in  „älteren“  Wissenschaften  auch  üblich. 
Warum  es  bei  der  heutigen  Entwicklung  unseres  Fachs  als  Auf- 
gabe ablehnen? 

Und  in  Verbindung  mit  der  vorausgehenden  oratio  pro  domo 
sei  mir  einmal  ein  offenes  Wort  in  einer  verwandten  Sache  erlaubt. 
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Warum  überhaupt  diese  Neigung  mancher  Fachgenossen, 
immer  nur  Eine  bestimmte  Arboits-,  Behandluugsweise , die  gerade 
der  eigenen  geistigen  Individualität,  Neigung,  .Richtung,  dem  eigenen 
Bildungsgang  des  Einzelnen,  mitunter  sogar  seinem  zufälligen  Arbeits- 
gebiet entspricht,  gelten  zu  lassen,  an  diosem,  lediglich  subjectiven 
Maassstabe  nicht  bloss  jedo  andere  Leistung,  selbst  jede  andere 
Aufgabe -Stellung  zu  beurtheilen  und  die  Anderen  danach  — zu 
schulmeistern?  „Es  sind  mancherlei  Gaben,  aber  es  ist  Ein  Geist.“ 
Es  giebt  eben  in  der  Wissenschaft,  zumal  der  unsrigen,  verschiedene 
Aufgaben.  Es  ist  auch  nach  Anlage,  Bildungsgang,  Neigung  eine 
mancherlei  verschiedene  Arbeitsweise  berechtigt  und  im  wissenschaft- 
lichen, im  Arbeitstheilungsintoresse  nothwendig  und  erwünscht. 
Warum  so  viel  — man  kann  es  doch  nicht  anders  nennen  — hoeh- 
müthiges  und  — beschränktes  Kritisiren  und  Ablehncn  anderer 
Aufgabestellungon,  Arbeitsweisen,  Methoden,  Richtungen  als  der  — 
wertheu  eigenen!  Von  den  „inductiven  Forschern“,  den  „Historikern“ 
der  jüngeren  deutschen  Schule  ist  darin,  ähnlich  wie  ehemals  in  um- 
gekehrter Richtung  von  den  Faucher  und  Genossen,  gegen  die  „de- 
ductiven  Köpfe“  und  „Deducisten“  wohl  am  Meisten  gesündigt,  aber 
letztere  haben  die  Vorwürfe  auch  öfters  allzuscharf  zurückgegeben. 
Und  ähnlich  — nicht  kritisiren,  sondern  bekritteln  sich  gegenseitig 
Specialisten,  Monographen  und  Systematiker,  öfters  schon  die  Verfasser 
der  „kleinen“  und  die  der  „grossen“  Bücher,  die  Autoren  der  „Auf- 
sätze“ und  die  der  „Bücher“!  Warum  jene  verletzenden  Vorwürfe  des 
„Richtungs“-  und  „Methoden-Papstthums“,  gar  von  auf  ihrem  Gebiet 
sicher  hochverdienten  Männern,  welche  bei  ihrer  eigenen  äussersten 
„Richtungsorthodoxie“  mit  einem  solchen  Vorwurf  doch  sofort  als  arge 
Splitterrichter  erscheinen?  Und  wie  die  Alten  sungen,  so  zwitschern 
dann  die  Jungen.  Immer  wieder  „die  Neusten  am  Meisten  sich 
erdrousten“.  Vide  so  manche  Recensirleistung  in  der  Fachpresse, 
sobald  es  sich  um  Bücher  der  gegnerischen  „Richtung“  oder  „Schule“ 
(oder  — Secte)  handelt.  Wahrlich  keine  erfreuliche  Erscheinung, 
vollends  in  der  Schule  der  „ethischen“  Nationalökonomie,  — ja  eine 
wahre  Persiflage  auf  diese  letztere. 

Ich  werde  mich  durch  diese  Stimmen  nach  wie  vor  nicht  irro 
machen  lassen,  mich  freilich  auch  meiner  Haut  wehren  gegen  den 
Dünkel,  wo  er  mir  begegnet,  aber  das  Gute,  wo  ich  es  auch  in 
Arbeiten,  welche  von  meiner  Richtung  abweichen,  finde,  gern  und 
objectiv  anerkennen,  wie  ich  das  in  den  eingehenden  Literaturüber- 
sichten  und  Kritiken  in  meinen  Büchern  gezeigt  zu  haben  glaube. 
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Ich  werde  mir  nur  auch  selbst  das  Recht  nicht  verschränken  lassen, 
Aufgaben  so  zu  stellen,  wie  ich  es  für  richtig  halte  und  sie  nach 
meinen  besten  Kräften,  so  unzureichend  diese  sein  mögen,  zu  lösen. 
In  dieser  Weise  werde  ich  auch  dies  Werk  fort  und  zu  Ende  zu 
fuhren  suchen. 

Wie,  darüber  spricht  sich  das  Vorwort  zum  3.  Bande  aus.  Die 
Ausarbeitung  der  systematischen  speciellen  Steuerlehre  wird 
hiernach  mein  nächstes  Ziel  sein. 

Seit  langen  Jahren  stand  auf  dem  ersten  Titelblatt  der  ein- 
zelnen Bände  dieses  „Lehrbuchs  der  Politischen  Oekonomie“  mein 
verehrter  Freund  und  hochgeschätzter  Fachgenosse,  Herr  Professor 
Erwin  Nasse  in  Bonn,  als  mein  Mitarbeiter.  Er  ist  bekanntlich 
leider  am  Beginn  dieses  Jahres  noch  im  kräftigsten  Mannesalter 
einer  tückischen  acuten  Krankheit  zum  Opfer  gefallen.  Allerdings 
wäre  es,  auch  wenn  er  lebend  geblieben  wäre,  fraglich  gewesen,  ob 
er  die  von  ihm  übernommenen  Abtheilungen  dieses  Werks,  die 
Agrar-,  Gew'erbe-  und  Handelspolitik,  wirklich  ausgearbeitet  haben 
würde.  Er  zögerte  selbst  mit  dieser  Arbeit,  weil  er  erst  das  weitere 
Erscheinen  der  vou  mir  übernommenen  Abtheilungen,  besonders  der 
„theoretischen  Nationalökonomie“,  ab  warten  wollte,  um  dann  auch 
zu  mir  und  meinem  Werke  die  ihm  geboten  erscheinende  Stellung 
zu  nehmen.  Im  Laufe  der  Zeit  waren  unsere  wirthschafts  - und 
socialpolitischen  Grundanschauungen  weiter  auseinandergegangen, 
als  es  Nasse  für  eine  gemeinsame  Arbeit  zulässigerschien.  Nun, 
es  ist  jetzt  leider  nicht  mehr  nothwendig,  sich  hierüber  näher  aus- 
zulassen. Ich  meinerseits  bedauere  im  hohen  Maasse  den  Verlust 
dieses  ausgezeichneten,  billig  denkenden  Mannes  und  Arbeitsgenossen. 
Er  besass  auch  für  Richtungen,  Arbeitsweisen  und  wissenschaftliche 
Individualitäten,  welche  von  der  seinen  abwicheu,  die  Fähigkeit  der 
Anerkennung,  die,  wie  gesagt,  in  unserem  Fache  so  oft  zu  ver- 
missen ist.  — 

Druckfühige  Vorarbeiten  Nasse’s  für  die  vou  ihm  übernommenen 
Tlieile  unseres  gemeinsamen  Werks  scheinen  nicht  vorhanden  zu  sein. 

Ich  selbst  habe  nach  der  Erfahrung  langer  Jahre  erkannt, 
dass,  auch  bei  angestrengtem  Fleiss  und  möglichster  Concentratiun 
der  ganzen  verfügbaren  Arbeitszeit  auf  ein  solches  in  grossem  Um- 
fang angelegtes  Werk  wie  das  gegenwärtige,  meine  Kraft  und  Zeit 
allein  zur  Lösung  der  Aufgabe  nicht  ausreichen.  Ich  plane  daher, 
an  Nasse’s  Stelle  andere  Mitarbeiter  zu  gewinnen  und  habe  auch 
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bereits  mit  einiger  Aussicht  auf  Erfolg  Verhandlungen  darüber  ein- 
geleitet. Mittheilungen  über  das  Ergebniss  muss  ich  mir  einstweilen 
noch  Vorbehalten.  Ich  bemerke  für  jetzt  nur,  dass  ich  ausser  den 
von  Nasse  seinerzeit  übernommenen  Abteilungen  vielleicht  noch 
andere  Partieen  Anderen  zur  Bearbeitung  überlassen  werde.  Per- 
sönlich erstrebe  ich  vor  Allem  die  Vollendung  der  Finanzwissenschaft 
in  dem  Rahmen,  den  ich  mir  dafür  nach  dem  im  Vorwort  zum 
3.  Bande  angegebenen,  etwas  abgeänderten  und  eingeschränkten, 
aber  immer  noch  sehr  weiten  Plane  gesteckt  habo;  sodann,  wenn 
Leben  und  Arbeitskraft  verbleiben,  eine  neue  Auflage  der  „Grund- 
legung“ und  deren  Fortführung. 

Berlin,  28.  April  1890. 

Dr.  Adolph  Wagner. 


Aus  dem  Vorwort 

zur  ersten  Auflage  des  zweiten  Theils  der  Finanzwissenschaft. 

Jo  länger  jo  mehr  ergab  sich  mir  die  Notwendigkeit 

einer  im  Wesentlichen  vollständigen  Neugestaltung  des  ursprüng- 
lichen Rau’schen  Werks,  nach  Plan,  Methode,  Form  und  Inhalt,  im 
Ganzen  wie  in  den  Einzelheiten. 

Der  Abschnitt  von  den  Gebühren  ist  von  Grund  aus  neu  be- 
arbeitet worden.  Er  gehört  m.  E.  insofern  zu  den  formell  schwie- 
rigeren Partieen,  weil  die  Gebührenzweige  eben  Verwaltungszweige 
sind  und  der  finanzielle  Gesichtspunct  dabei  in  zweiter  Linie  steht. 
Vieles  muss  daher  in  der  Volkswirthschaftspolitik,  der  Inneren  Ver- 
waltungslohre u.  s.  w.  seine  tiefere  Begründung  finden 

Mit  der  Fortführung  der  Finanzwissenschaft  häuften  sich  die 
Schwierigkeiten  in  der  Bewältigung  und  methodischen  Verarbeitung 
des  Stoffs  immer  mehr.  Ich  habe  nun  auch  hier  in  der  (allgemeinen) 
Steuerlehro,  gegen  meinen  Wunsch,  aber  von  meiner  innersten  Uebor- 
zeugung  getrieben,  eine  völlige  Neuarbeit  von  Grund  aus 
vorgenommen  und  mich  dadurch  gerade  in  diesem  zweiten  Theile 
der  Finanzwissenschaft  jetzt  ebenfalls  von  Rau  ganz  emancipirt. 
Zur  Motivirung  dafür  beziehe  ich  mich  auf  das  Werk  selbst,  be- 
sonders auch  auf  manche  der  Vorbemerkungen  zu  den  Abschnitten, 
so  wie  auf  die  Vorreden  zur  ersten  und  zweiten  Auf  lago  der  „Grund- 
legung“. 
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Die  „allgemeine  Steuerlehre“ ist  bei  Rau  und  den 

früheren  Finanzschriftstellern,  mit  Ausnahme  Stein’s,  noch  fast 
ganz  unentwickelt  gelassen.  Das  durfte  nicht  so  bleiben.  Wie  das 
System  der  politischen  Oekonomie  einer  umfassenden  „Grundlegung“ 
bedarf,  so  in  der  Finanzwissenschaft  die  Steuerlehre  eines  eigenen 
grundlegenden  Theils,  der  allen  Erörterungen  über  die  ein- 
zelnen Steuern  voran  gehen  muss.  Einen  solchen  grund- 
legenden Theil  habe  ich  in  diesem  Bande  in  der  „all- 
gemeinen Steucrlchre“  zu  geben  gesucht.  Aehnlich  ist 
Stein  in  seinem  grossartigen  Werk  über  Finanzwissenschaft  — 
dessen  hohe  Bedeutung  ich  bei  aller  Kritik,  die  ich  mir  erlaube, 
vollauf  anerkenne  (s.  S.  142  der  1.  Auflage,  S.  9 ff.  der  2.  Auff.  dieses 
Bands)  — vorangegangen:  eine  höchst  werthvolle  Vorarbeit  für  mich, 
von  welcher  sich  aber  meine  eigene  Arbeit  nach  Anlage  und  Ausführ- 
ung doch  in  wesentlichen  Puncton  unterscheidet  Ueber  die  Abweich- 
ungen von  diesem  bedeutendsten  Systematiker  und  Theoretiker  der 
Finanzwissenschaft  verbreiten  sich  die  Vorbemerkungen  der  Abschnitte 
und  die  Noten  vielfach. 

Eine  solche  „allgemeine  Steuerlehre“  lässt  sich  auch  als 
eine  „Theorie  der  Besteuerung“  bezeichnen,  wogegen  die 
„specielle  Steuerlehre“  dann  überwiegend  die  „Praxis  der 
Besteuerung“  ist  und  in  die  Finanzgesctzkunde  mit  übergeht. 
Wenn  ich  von  der  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  eines  solchen 
theoretischen  Theils  der  Steuerlchre  nicht  ohnehin  durch  meine 
Studien  und  durch  die  Erfahrungen  früherer  Zeit  und  anderer 
Länder  überzeugt  worden  wäre,  so  hätten  mich  die  Wahrnehmungen 
in  unserem  deutschen  Vaterlande  in  der  jüngsten  Zeit  (Ende  der 
70er  Jahre)  darüber  zur  Genüge  belehrt.  Jener  Verachtung  der 
Theorie  von  Seiten  practischer  Staatsmänner  stelle  ich  das  Wort 
Roycr-Collard’s  entgegen,  das  ein  so  ausgezeichneter,  freilich 
ein  wissenschaftlicher  Finanzpractiker,  wie  Baron  v.  Hock, 
als  Motto  seiner  Schrift  „öffentliche  Abgaben  und  Schulden“  ge- 
wählt hat: 

Die  Theorie  als  überflüssig  erklären,  heisst  den  Hochmuth 
haben,  man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn 
man  spricht,  und  was  man  thut,  wenn  man  handelt. 

Es  hat  freilich  auch  bei  den  „Practikern“  seine  guten  Wege 
mit  dem  Auskommen  „ohne  Theorie“.  Die  „Theorie“  fehlt  auch 
ihnen  nicht,  nur  dass  es  vollends  eine  ganz  einseitige  und  schiefe 
Theorie  zu  sein  pflegt,  auf  die  sich  solche  Practiker  stützen.  In 
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einer  der  wichtigsten  practischen  Streitfragen  der  Besteuerung, 
derjenigen  über  Ertrags-,  Einkommen-  und  dergl.  Steuern  einer-, 
Verbrauchssteuern  anderseits  oder  über  sogenannte  „dirocte“  und 
„iudirecte“  Steuern , darf  die  Nothwendigkeit  und  Berechtigung 
der  Verbrauchssteuern  durchaus  nicht  so  verkannt  werden,  wie  es 
eine  Zeitlang  üblich  war.  Aber  die  gegenwärtige  Strömung  in 
gewissen  Kreisen  unserer  „Practiker“,  möglichst  (nur)  diese  Steuern 
auszudehnen,  ist  eine  handgreifliche  Einseitigkeit  nach  der  anderen 
Richtung.  Leider  zugleich  eine  verhängnissvolle , vor  Allem  in 
socialpolitischer  Hinsicht  in  Bezug  auf  die  richtige  und  gerechte 
Vertheilung  der  Steuerlast  im  Volke. 

Wahrnehmungen  dieser  Art  waren  es  auch,  die  mir  zeigten, 
dass  eine  blosse  Behandlung  der  speciollen  Steuerlehre,  wie  im 
Ganzen  bei  Rau  und  den  Früheren,  den  an  die  Wissenschaft 
als  neutrale  Instanz  für  die  Beurtheilung  der  Praxis  zu  stellen- 
den Anforderungen  nicht  entspreche.  Nur  die  scheinbar  so  ganz 
„theoretische“  allgemeine  Stcuerlehre  arbeitet  hier  auch  für  die 
Praxis  so  vor,  wie  es  sich  für  eine  einem  practischen  Gegenstand 
gewidmete  Wissenschaft  geziemt. 

In  der  folgenden  „allgemeinen  Steuerlehre“  sind  nun  möglichst 
consequent  alle  hauptsächlichen  Principienfragen  der 
Besteuerung  im  systematischen  Zusammenhang  be- 
handelt worden  (s.  S.  167  der  1.  Auflage).  Die  speciello  Steuer- 
lehrc  hat  dann  vornemlich  nur  die  steuertechnischen  Seiten 
der  einzelnen  Steuern  zu  erörtern. 

Die  eingeschlagene  Behandlung  hat  eine  erhebliche  Er- 
weiterung des  Werks  nothwendig  gemacht.  Die  allgemeine  Steuer- 
lchre  erreichte  mit  der  Gebührenlehre  den  Umfang  eines  Bandes, 
weshalb  der  zweite  Theil  der  Finanzwissenschaft  mit  ihr  abge- 
schlossen wurde Vieles,  was  Rau  und  die  Früheren,  thoil- 

weiso  auch  noch  Stein  in  der  speciellen  Lehre  behandeln,  ist  aber 
von  mir  in  die  allgemeine  Lehre  herüber  genommen  und  hier  unter 
einheitlich  zusammenfassendem  Gesichtspuncte  erörtert  worden,  so 
u.  A.  besonders  im  4.  Hauptabschnitt  von  der  Steuerverwaltung 
(S.  566  ff.  der  1.  Auflage) 

Charlotten  bürg  bei  Berlin,  25.  März  1880. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Die  Besteuerung  im  Allgemeinen, 

oder 

die  Theorie  der  Besteuerung. 

(webiihrenlehre  und  allgemeine  Steuerlehre. 

In  dieser  zweiten  Auflage  des  zweiten  Bandes  der  Finanzwissenschaft  erfolgt 
jetzt  der  Anschluss  an  die  Eintheilung  des  Stoffes  in  der  dritten  Auflage  des 
ersten  Bandes  in  der  Weise,  wio  dies  am  Beginn  des  inzwischen  erschienenen 
dritten  Bandes  (S.  1)  bereits  angegeben  worden  ist.  Abweichend  von  der  ersten 
Auflage  dieses  zweiten  Bandes  wird  der  darin  behandelte  Stoff  daher  jetzt  in  zwei 
..Bocher“,  das  vierte,  die  „Gebührenlehro“  und  das  fünfte,  die  „allgemeine 
Steuerlehre“  ciugetheilt,  nachdem  im  ersten  Baude  der  dritten  Auflage  dio  drei 
„Bocher*  von  der  „Ordnung  der  Finanzwirthschaft“,  dem  „Finanzbedarf“ 
ood  den  „ordentlichen  Einnahmen  der  Finanzwirthschaft  im  Allge- 
meinen, insbesondere  dem  Privaterwerb“  vorangegangen  sind.  Im  dritten 
und  den  folgenden  Bänden  schliesst  sich  dann  als  sechstes  und  weitere  „Bücher*  die 
„specielle  Steuerlehre“  und  die  Lehre  vom  „öffentlichen  Credit“  an. 
S.  B.  III,  2 und  Vorwort  dazo. 

Die  „Bücher*  werden  in  „Kapitel“,  „Hauptabschnitte“  und  „Ab- 
schnitte“ und  schliesslich  in  Paragraphen  eingetheilt.  Letztere  beginnen  in  jedem 
Bande  besonders. 

Die  Verweisungen  beziehen  sich  regelmässig  auf  die  dritte  Auflage  des  ersten 
Bandes;  etwaige  die  zweite  Anflage  dieses  Bandes  und  die  erste  („Rau-Wagner“ 
Fio.  1)  betreffende  werden  besonders  angegeben.  Von  der  „Grundlegung“  (Band  I 
des  ganzen  Lehrbuches  der  Politischen  Oekonomic)  wird  die  zweite  Auflage  ebenfalls 
gewöhnlich  allein  zu  Verweisungen  benutzt. 

Bei  der  nunmehr  auch  im  ersten  Bande  der  Finanzwissenschaft  erfolgten  völligen 
Loslösung  dieses  Werks  von  dem  Rau'schen,  aus  dessen  geplanter  Neubearbeitung 
cs  hervorgegangen  ist,  erschien  eine  beständige  Auseinandersetzung  über  Abweichungen 
in  der  Eintheilung  und  dergleichen  von  Rau  nicht  mehr  geboten. 

1.  Einleitung. 

§.  1.  Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finanzwirthschaft 
zerfallen  in  finanzwissenschaftlicher  Hinsicht  nach  den 
Erörterungen  im  ersten  Baude  dieses  Werks  (§.  198  ff.)  in  zwei 
coordinirte  Hauptarten,  nemlicb:  die  privatwirthschaftlichen 
oder  D o m a n i a 1 einnahmen  oder  den  Privaterwerb  (die  neuer- 
dings mitunter  sogenannten  „Erwerbseinkltnfte“)  einer-  und 
die  staatswirthschaftlicheu  Einnahmen  oder  Auflagen, 

A.  Wagner,  Finauxwitttenschaft.  II.  2.  AuH.  1 
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oder  (im  weitesten  Sinne)  die  Abgaben  oder  Steuern  andrer- 
seits. Der  Privaterwerb  ist  im  ersten  Bande  vollständig  abgebandelt 
worden.  Dieser  zweite  Band  hat  es  mit  den  Auflagen  zu  thun, 
welche  thatsäcblich  im  modernen  Staats-  und  Communalhausbalt 
auch  meistens  das  Uebergcwicht  haben. 

Die  Auflagen  theilen  sich  in  finanz wissenschaftlicher  Beziehung 
wiederum  in  der  Hauptsache  in  zwei  principiell  verschie- 
dene Arten,  in  die  Gebühren  und  in  die  eigentlichen 
Steuern  — oder  in  die  speciellen  und  in  die  allgemeinen 
Steuern  (Fin.  I,  §.  204).  Diese  Unterscheidung  ist  schon  im  ersten 
Bande  begründet  und  durchgeführt,  und  ebendaselbst  ist  bereits 
eine  Begriffsbestimmung  und  allgemeine  Characteristik  beider  Arten 
der  Auflagen  gegeben  worden  (Fin.  I,  §.  204  ff.,  209  ff.).  An  diese 
Erörterungen  ist  jetzt  anzuknüpfen. 

Die  Lehre  von  den  Gebühren  wird  im  folgenden  vierten 
Buche  nach  ihrer  finanzwissenschaftlichen  Seite  erledigt,  soweit  eine 
Lostrennung  dieses  Abgabezweigs  von  den  eigentlichen  Steuern 
und  Steuerelementen,  insbesondere  von  den  sogenannten  „Verkehrs- 
steuern“, mit  denen  er  öfters  in  gewissen  Kategorien  von  Fällen 
zusammenhängt,  theoretisch  möglich  und  zulässig  ist. 

Die  Lehre  von  den  eigentlichen  allgemeinen  Steuern 
wird  nach  Bedeutung  und  Umfang  des  Gegenstands,  den  sie  be- 
handelt, und  nach  der  Verschiedenheit  der  wissenschaftlichen  Auf- 
gaben, welche  zu  lösen  sind,  in  eine  allgemeine  und  eine 
specielle  Lehre  eingctheilt,  die  ei stere  wesentlich  die  „Theorie“ 
der  Besteuerung,  die  letztere  die  „Praxis“  der  Besteuerung  ent- 
haltend (Fin.  III,  §.  1 ff).  Mit  der  „allgemeinen  Steuerlehre“  be- 
schäftigt sich  das  fünfte  Buch  dieses  zweiten  Bandes,  mit  der 
speciellen  das  sechste  bis  achte  Buch  in  Band  III  ff.  dieses 
Finanzwerks. 

Die  zunächst  folgenden  „Vorbemerkungen  zur  Steuerlehre“,  welche  den  Literatur- 
nachweisen beigefügt  werden,  gehören  vornemlich  zur  allgemeinen  Steuerlehre,  aber 
sie  betreffen  doch  auch  die  Gebuhrenlehre  und  die  specielle  Steuerlehre  mit,  weshalb 
sie  jetzt  hier  eingestellt  werden,  abweichend  von  der  1.  Auflage,  wo  sie  auf  S.  139  ff. 
an  der  Spitze  der  allgemeinen  Steuerlehre  standen. 

Wie  sich  aus  dem  Texte  ergiebt,  halte  ich  die  im  ersten  Bande  gegebene  und 
dort  bereits  näher  begründete  Haupteintheiluug  der  ordentlichen  Einnahmen  und 
die  dort  gebrauchten  technischen  Benennungen  hier  fest.  Beides  bat  seitdem 
mehrfach  Bemängelungen  gefunden,  besonders  in  den  Arbeiten  Fr.  J.  Neumann’s, 
namentlich  in  seiner  „Steuer"  B.  I (Leipzig  1SS7).  Eine  nähere  Auseinandersetzung 
mit  ihm  und  Anderen  unterlasse  ich  wenigstens  für  den  Kempunct,  die  Eintheilung 
in  Privaterwerb  und  Auflagen,  absichtlich  an  dieser  Stelle,  sie  einer  etwaigen  vierten 
Auflage  des  ersten  Bandes  vorbchaltend.  Damit  soll  die  Richtigkeit  mancher  Ein- 
wendungen, Erörterungen  und  eigener  Begriffsbestimmungen  und  Classificationen 
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Xeumann  s nicht  verkannt  werden.  Aber  einmal  sind  die  Verschiedenheiten  unserer 
Auflassungen  doch  nicht  sehr  wesentlich,  sodann  ist  auch  die  Classificationsfragc, 
so  wenig  ich  deren  Bedeutung  unterschätze  und  so  gern  ich  Neu  mann ’s  Verdienste 
in  seinen  bezüglichen  Erörterungen  anerkenne,  meiner  Meinung  nach  nicht  von  solcher 
entscheidender  Wichtigkeit,  um  in  meinem  Werko  erhebliche  Aenderungen  in  syste- 
matischer Hinsicht  mir  nöthig  erscheinen  zu  lassen.  Endlich  glaube  ich  zunächst  im 
Interesse  der  Einheitlichkeit  dieses  Werks  mich  in  diesem  Bande  an  die  im  ersten 
Bande  gegebene  grundlegende  Eintheilung  halten  zu  sollen.  In  Betreff  kleinerer  Ab- 
weichungen von  Neu  mann  (z.  B.  der  Kegalien.  Strafen,  Beiträge)  gilt  dasselbe. 
Einzelnes  davon  wird  im  Folgenden  mit  berührt  werden. 

2.  Literaturnachweisungen  und  orientirende 
Vorbemerkungen. 

§.  2.  Die  Besteuerung  ist  der  wichtigste  und  schwierigste 
Theil  des  neueren  Finanzwesens  geworden.  Dem  entspricht  ihre 
Steilung  in  der  Finanzwissenschaft  und  in  deren  Literatur.  Da  sie 
sich  mit  den  verschiedensten  Verhältnissen  des  Volks-  und  Staats- 
lebens berührt,  so  bietet  sie  auch  die  verschiedensten  Seiten  der 
Betrachtung.  Die  Literatur  Uber  sie  ist  daher  nicht  nur  eine  ausser- 
ordentlich grosse,  sondern  auch  eine  sehr  verschiedenartige,  in  eine 
Reihe  von  Wissenschaften  hinübergreifende  oder  aus  diesen  her- 
rflbrende.  Zur  finanz wissenschaftlichen,  beziehungsweise 
nationalökonomisehen  tritt  die  rechtsphilosophische 
und  theoretisch-politische  Literatur  Uber  Besteuerung.  Daran 
reiht  sich  die  geschichtliche,  statistische,  finanzrecht- 
liche in  Bezug  auf  das  Steuerwesen  einzelner  Zeiträume  und 
Länder.  Die  allgemeine  Literatur  Uber  die  gesammte  Besteue- 
rung als  Theil  des  Finanzwesens  wird  durch  die  monographische 
ergänzt.  Die  Special literatur  Uber  einzelne  Steuern  tritt  hinzu, 
in  welcher  bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Dinge  ein  Eingehen 
auf  die  allgemeineren  und  principiellen  Fragen  selten  ganz  zu  ver- 
meiden ist.  Reichstes  Material  enthalten  die  neueren  Regierungs- 
vorlagen Uber  Stenern,  mit  ihren  Motiven,  die  Commissions- 
berichtc  und  die  Verhandlungen  der  parlamentarischen  Körper. 
Im  Ganzen:  eine  unüberwältigbare,  kaum  überschaubare  Literatur, 
die  nur  eigene  umfassende  Bibliographieen  einigermassen  voll- 
ständiger zusammenstellen  können.  Diese  fehlen  aber  bisher. 

Auch  nur  als  solche  bibliographische  Hilfsmittel  empfehlen  sich  die  in 
Wagner,  Fin.  I,  S.  51  genannten  Werke.  S.  besonders  den  Katalog  der  Bibliothek 
des  K.  Statistischen  Bureaus  zu  Berlin,  Abth.  I,  Berlin  1874,  S.  834  ff..  843  ff.  und  die 
Abth  II,  Berlin  1879,  „nach  Staaten  geordnet",  wo  bei  den  einzelnen  Staaten  unter 
der  flnbrik  „Finanzwissenschaft"  die  betreffende  Finanz-  und  Steuerliteralur  angeführt 
ist,  aus  der  neuesten  Zeit  wohl  ziemlich  vollständig.  Ein  brauchbares  bibliographisches 
Werk  ist  auch  für  die  gesammte  Steuerliteratur  Kletke,  Literatur  über  das  Finanz- 
wesen des  preussisclten  Staats,  8.  A.,  Berlin  197(1.  Sonst  ist  für  die  Bibliographie 
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der  Besteuerung  auf  die  meisten  Lehr-  und  Handbücher  der  Finauzeu  uud  Steuern, 
älterer  wie  neuerer  Zeit,  zu  verweisen,  welche  gewöhnlich  die  Hauptschriften,  dann 
etwas  vollständiger  ihre  zeitgenössische  Literatur  zusammenstellen. 

Darauf  muss  sich  nothwendig  auch  dieses  Werk  beschränken,  wobei  au  dieser 
Stelle  für  einen  grossen  Theil  der  Literatur  auf  die  „Bibliographie  der  Finanz- 
wissenschaft“ im  ersten  Bande  verwiesen  werden  kann,  3.  Aufl.,  S.  51 — 59  (bis 
1883),  dazu  die  Nachträge  (bis  18S6)  in  B.  III.  S.  2 — 4 und  die  Specialliteratur  Über 
Steuergeschichte,  britische  und  französische  Besteuerung  an  verschiedenen  Stellen 
dieses  B.  III.  Im  Folgenden  werden  diese  Literaturnachweise  ergänzt  bis  auf  die 
Gegenwart  (1889)  uud  speciell  für  die  Besteuerungsliteratur.  Für  die  neuosto 
Zeit,  seit  1884,  bietet  jeder  Jahrgang  des  von  G.  Schanz  herausgegebenen  Finanz- 
archivs eine  vortreffliche,  höchst  reichhaltige,  wohl  nahezu  vollständige,  systematisch 
geordnete  Bibliographie  der  neu  erschienenen  Btlcher  und  Aufsätze  über  Finanzen. 

Die  folgenden  Darlegungen  sollen,  neben  der  Gewährung  von  Literaturnachweisen 
über  Besteuerung,  eine  kurze  Orientirung  Uber  dio  Bedeutung  einzelner  Schriften 
grade  für  die  Steuerlehre  geben,  mit  Hinblicken  auf  die  Frage  der  Behandlungsweise 
dieser  Lehre.  Die  Darstellung  schlicsst  sich  an  die  nach  dem  bibliographischen 
Hauptzweck  dieser  Vorbemerkungen  gebildeten  Literaturgruppen  an.  Zur  Ergänzung 
ist  auf  die  Bibliographie  der  Finanzwisseuschaft  im  ersten  Bande  Bezug  zu  nehmen, 
namentlich  für  im  Folgenden  Übergangene  Schriften. 

§.  3.  — I.  Die  Steuerlehre  in  deu  allgemeinen 
Werken  über  Politische  Oekonomie  überhaupt. 

S.  Rau.  5.  Aufl.,  I,  21.  Wagner  I,  52  und  überhaupt  §.  21  ff.  G.  Cohn, 
Finanzwissenschaft  (1889)  §.  4 ff,  8 ff.  Passim  Neumann,  Steuer  nach  der  Stouer- 
fähigkeit,  Conrad’s  Jahrbücher  35  u.  Sfi  (N.  F.  1 u.  2),  dgl.  Robert  Meyer,  Principien 
der  gerechten  Besteuerung  (1884),  1.  Abschnitt 

Bei  dem  bis  in  die  Gegenwart  hinein  vorhandenen  Mangel 
einer  selbständigen  Ausbildung  und  literarischen  Behandlung  der 
Finanzwissenschaft  in  der  fremden  Literatur  ist  natürlich  auch 
die  Steuerlehre  zu  kurz  gekommen.  Der  einseitig  individua- 
listische, wenig  staatsfreundliche  Standpunct  der  physio- 
k rat i sch -S  m ith 'sehen  Nationalökonomie  hinderte  vielfach  die 
volle  und  richtige  principielle  Würdigung  der  Besteuerung.  Doch 
sind  die  volks wirthscbaftlichen  Wirk ungen  der  Steuern, 
die  Fragen  betreffs  Wahl  der  Steuerquelle,  Ueberwälzuug  mehrfach 
und  theilweise  gut  behandelt  worden  (Pbysio  kraten,  Quesnay, 
Turgot,  Mirabeau,  dann  Ricardo)  und  die  Aufstellung  soge- 
nannter oberster  Stenerprincipien  bei  A.  Smith,  — obwohl  eigent- 
lich nur  theils  theoretisch  selbstverständliche,  bloss  practisch 
schwierig  zu  verwirklichende  Klugheitsregeln  in  Bezug  auf  die 
Steuerverwaltung,  theils  Gerechtigkeitspostulate , welche  von 
Theorie  und  Praxis  gelegentlich  seit  lange  schon  vertreten  worden, 
nunmehr  aber  nach  den  Anschauungen  und  dem  sich  bildenden 
Steuerrccht  der  „staatsbürgerlichen“  Periode  zu  allgemeinerer  An- 
erkennung kamen  — hat  einen  nachhaltigen  Einfluss  auf  die 
Steuerlehre  ausgeübt. 
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So  ist  doch  auch  hier  an  Smith  (veealth  of  nations,  besonders  B.  Y,  Kap.  2, 
Abth.  2,  As  her 's  Uebersetzung  II,  346  ff.)  und  an  Ricardo  (principlcs,  c.  8 — 18, 
29)  anzuknUpfen. 

Darüber  ist  aber  die  fremde  und,  wenigstens  bis  auf  die 
jüngste  Zeit,  ein  grosser  Theil  auch  der  deutschen  national- 
ökonomischen  und  finanzwissenschaftlichen  Literatur  (im  Wesent- 
lichen bis  auf  Rau,  diesen  noch  eingeschlossen)  nicht  hinaus- 
gekommen. Den  gerade  hier,  wie  überall,  wo  er  den  Zusammenhang 
von  Staat  und  Volkswirthschaft  berührt,  viel  zu  engen  Gesichts- 
puncten  und  öfters  falschen  Grundanschauungen  von  Smith  ist  die 
englische  und  französische  Literatur  sogar  fast  sclaviscb, 
selbst  in  Betreff  der  formellen  Behandlung,  gefolgt.  So  genügt  die 
Steuerlehre  des  Auslands  und  der  älteren  deutschen  Theoretiker 
besonders  in  den  allgemeinen  Principienpuncten  (in  der 
„allgemeinen  Steuerlehrc“)  nicht. 

Bemerkenswerth  ist,  besonders  für  die  Ucbcrwälzungstheoric : Canard,  principes 
JVconomie  politiquo  (Paris  1801). 

Aus  der  alteren  allgemeinen  uationalßkonoinischen  Literatur  ist  auch  für  ge- 
wisse Puncte  der  Steuerlehre  Hermann  durch  seine  Lehre  vom  Einkommen 
u.  s.  w„  die  dann  speciell  in  vorzüglicher  Weise  für  die  Steucrthcorio  von  Schmollcr 
weiter  ausgebildet  wurde,  wichtig.  Hermann,  staatswirthschaftliche  Untersuchungen, 
2.  Aufl..  besonders  S.  582  ff.;  Schmollcr,  Lehre  vom  Einkommen  in  ihrem  Zu- 
sammenhang mit  den  (irundprincipien  der  Stenerlehre,  Tub.  Ztschr.  1863,  XIX,  1, 
hier  auch  Doginengeschichtlichcs.  Er  knüpft  zugleich  au  eine  vortreffliche  Arbeit 
ton  Schäffle  in  der  Deutschen  Vierteljahrschrift  1801,  Heft  4 an:  „Mensch  und 
Out  in  der  Volkswirthschaft",  worin  ebenfalls  die  Grnndprincipien  der  Besteuerung 
reridirt  werden.  S.  darüber  Schäfflo’s  Note  in  Schmoller's  Aufsatz,  S.  61;  Wagnor, 
Orundlegung,  §.  82  ff.;  R.  Meyer,  Priticipien,  S.  126  (I. 

Die  mangelhafte  Behandlung  der  Besteuerung  bei  den  früheren 
nationalökonomischen  Theoretikern,  noch  Rau  und  seine  meisten 
(auch  jüngeren)  Zeitgenossen  eingesehlossen,  war  die  nothwendige 
Folge  der  einseitig  privat  wirtschaftlichen  Auffassung  der  Volks 
wirthsebaft:  im  Grunde  genommen  eine  Identificirung  der  Volks- 
wirthschaft mit  dem  privatwirthschaftlichen  System.  Erst  durch 
die  neuere  Staats-  und  Gesellschafts-  und  durch  die  Verwaltungs- 
lehre, daher  besonders  durch  L.  Stein,  ist  hier  auch  in  die  Steuer- 
lebre  eine  andere  tiefere  und  richtigere  Betrachtung  eingedrungen. 
Aber  erst  durch  die  Lehre  von  der  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft, von  den  Gemeinbedürfnissen  und  von  der 
Gern  ein  Wirtschaft,  namentlich  der  Zwangsgemeinwirthschaft, 
wie  sie  von  Schäffle  und  mehrfach  im  Anschluss  an  ihn  von  mir  in 
der  „Grundlegung“  entwickelt  wurde,  erhält  m.  E.  mit  der  ganzen 
Finanzlehre  auch  die  Stenerlehre  ihre  feste  Basis.  Da- 
durch wird  der  Ausgangspunct  für  die  Ableitung  der  Steuerprincipien 


Digitized  by  Google 


6 


4.  u.  5.  Buch.  Besteuerung.  §.  3,  4. 


und  für  die  Aufstellung  des  Steuersystems  und  der  Schltissel  für 
das  tiefere  Verständnis  der  Steuergeschichte  gewonnen. 

In  der  „allgemeinen  Steuerlehre“  sind  daher  vielfach  auch  nur  Gonsequenzen 
aus  den  bezüglichen  principiellen  Erörterungen  in  der  „Grundlegung“  zu  ziehen,  auf 
welche  ich  mich  für  die  ganze  Behandlung  der  Steuerlehre  ausdrücklich  berufe. 
S.  meine  Grundlegung  1.  Autl.  Kap  3 u.  4,  besonders  § IIS,  150,  154  11'..  15S, 
2.  Aufl.  Abth.  I.  Kap.  3 u.  4.  spocioll  dieselben  §3.  Schäffle,  gesellschaftliches 
System  2.  Aufl.  § 176  ff.,  19S  ff.,  274  ff:  3.  Aull,  passim,  namentlich  IL,  397.  403  ff; 
passim  auch  im  Socialen  Körper,  so  IV.  224  ff.  Dazu  jetzt  fortbildend,  aber  in  in.  E. 
zu  einseitiger  Betonung  des  wirtschaftlichen  Moments,  Sai,  in  der  unten  in  §.  6 
und  1 1 besprochenen  „Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirthscbafr. 

Gerade  die  Beschäftigung  mit  der  Steuerlchre  hatte  mich,  wie  ich  im  Vorwort 
zur  1.  Anflago  meiner  Grundlegung  schon  ausgesprochen  habe  (S.  VI),  zu  der  Ucber- 
zeugung  geführt,  dass  sich  diese  Lehre  „ohne  tieferes  Eingehen  auf  die  allgemeinen 
Principien  der  Politischen  Oekonomie“  nicht  genügend  behandeln  lasse.  In 
dieser  Ueberzeugung  bin  ich  seitdem  und  besonders  während  der  Ausarbeitung  der 
Steuerlehre  nur  auf  Schritt  und  Tritt  bestärkt  worden.  Die  „Grundlegung“  wurde 
von  mir  mit  um  der  Steuerlehre  Willen  vorangeschickt.  In  ihr  liegt  daher  auch  die 
Begründung  für  die  principiellen  Punctc  und  Auffassungen  im  Folgenden,  besonders 
in  der  sogenannten  allgemeinen  Steuerlchre. 

Nur  in  diesem  Zusammenhang  der  Steuerlehre  mit  der 
Politischen  Oekonomie  ist  es  m.  E.  möglich,  zur  Klarheit  auch  in 
den  principiellen  Controversen  der  Besteuerung  zu  gelangen  und 
dieselben  zu  schlichten.  Aber  es  ist  vor  Allem  die  Gemeinwirth - 
schaftslehre,  nicht  die  Lehre  vom  privatwirthschaftlichen  System, 
an  welche  man  anknlipfen  muss.  Jene  fehlte  der  Smith 'sehen 
Nationalökonomie,  deshalb  ntitzte  es  ihr  auch  nicht  soviel,  als  sonst 
zu  erwarten  gewesen  wäre,  dass  sie  die  Steuerfragen  zugleich  als 
nationalökonomische  Fragen  behandelte. 

Auf  demselben  Standpuucte  E.  Sax  in  dem  genannten  Werke,  freilich  in  anderer 
Ausführung  und  mit  anderen  Consequenzen,  was  ich  nicht  für  richtig  halte.  Acbnlicli 
G.  Cohn,  Finanzwissenscbaft,  besonders  Einleitung  und  1.  Buch,  mit  Abweichungen, 
die  mich  nicht  stören.  Sachlich  stehen  wir  wenig  verschieden. 

§.  4.  — II.  Die  Steuerlehre  in  den  selbständigen 
deutschen  Werken  über  Finanz  Wissenschaft  bis  auf 
Stein.  Insbesondere  Rau  und  Stein. 

Solche  Werke  sind  bis  auf  einige  neuerdings  erst  sich  mehrende 
Ausnahmen  bisher  vornemlich  nur  in  der  deutsch en  Fachliteratur 
vorhanden. 

S.  Wagner,  Fin.  I,  52  und  überhaupt  §.  23  ff. 

Besonders  hervorzuheben  sind  aus  der  cameralistischen  Literatur- 
periode des  vorigen  Jahrhunderts  v.  Justi  und  v.  Sonnenfels. 

S.  Wagner,  Fin.  I,  36.  v.  Justi  verdient  auch  in  der  Stouerlehre  die  An- 
erkennung, die  ihm  als  Finanztheoretiker  Neuere  (Stein)  mit  Recht  überhaupt  ein- 
räumen. v.  Sonnenfels  hat  in  dem  1.  Kapitel  seines  Werks  (vom  Finanzsystem), 
S.  42  ff  der  6.  Aufl.,  mancherlei  noch  heute  Beachtenswerthes  über  Puncte  der  all- 
gemeinen Steuerlchre  und  über  die  Controversen  am  Beginn  der  staatsbürgerlichen 
Periode;  Kap.  V,  S.  260  ff,  dann  Uber  die  einzelnen  Steuern. 
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Ans  der  deutschen  finanzwissensehaftlichen  Literatur  der  neueren 
Zeit,  vor  Rau,  sind  die  beiden  wichtigsten  Werke  auch  für  die 
Steuerlehre  v.  Jaeob’s  und  v.  Malchus’  Finanzwissenschaft,  sowie 
J.  Schön ’s  Grundsätze  der  Finanz. 

Der  erstero  bewährt  sich  auch  hier  als  tüchtiger  Systematiker,  nach  dem  wissen- 
schaftlichen Standpunct  seiner  Zeit.  Seine  allgemeine  Steuerlehre  ist  aber  diesem 
Standpunct  gemäss  dürftig  und  veraltet;  II.  365  ff.  (1.  Aull.),  v.  Malchus  ist  hier 
wie  immer  der  vorzügliche,  wissenschaftlich  durchgebildete  Practiker,  dessen  Stärke 
aber  mehr  in  der  speciellcn  als  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  liegt.  Besonders 
I.  14S  ff.  Schon  (1S32)  verdient  gerade  auch  für  die  principielle  Auffassung  der 
Besteuerung  und  einzelner  Probleme  Beachtung  und  erinnert  an  neueste  Entwicklungen 
dieser  Auffassung  (s.  R.  Meyer,  Principien  S.  62  ff.). 

Einen  erheblichen  Fortschritt  gegen  alle  seine  Vorgänger  und 
Zeitgenossen  bezeichnet  auch  in  der  Steuerlehre  Rau,  in  Bezug 
auf  Systematik,  in  der  Betrachtung  der  Steuern  im  Zusammenhang 
der  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  und  an  Reichthum  des 
Materials  tibertrifft  sein  Werk  alle  weit. 

Die  eigenthümlicheu  Vorzüge  Kau ’s  treten  überhaupt  wohl  in  seiner  Finanz- 
wissenschaft  noch  mehr  wie  in  den  anderen  Theilen  seines  grossen  Lehrbuchs  hervor 
und  die  Steuerlehre  macht  davon  keine  Ausnahme.  Die  alte  cameralwissenschafdichc 
Tradition  wirkt  auch  hier  nach,  in  den  speciellen  Lehren  nicht  zum  Schaden  des 
Werks.  Leberall  klaro  Disposition,  einfache  Eintheiluugen  der  Steuern,  welche  bei 
aller  Rücksicht  auf  die  Praxis  und  deren  Terminologie  doch  mit  Recht  an  die  tieferen 
Unterschiede  anknüpfen  — so  in  der  Haupteintheilung  aller  Steuern  in  „Schatzungen" 
nnd  .. Aufwandstenern",  statt  in  „direete"  und  „indirecte“;  überall  nüchtern 
verständige  Auffassung.  In  formeller  Hinsicht  ist  die  Kausche  Steuerlehre  hier 
noch  heute  ein  Muster  und  im  speciellen  Thcil  bietet  sic  auch  in  sachlicher  Hinsicht 
noch  immer  viel  Werthvolles.  0.  Cohn  lässt  Kau  m.  E.  viel  weniger  Anerkennong 
widerfahren,  als  der  Finanztlieoretiker  Rau  wirklich  noch  heute  beanspruchen  kann 
iCohn,  Finanzwissenschaft  S.  17  und  passim).  Ein  Werk,  das  ein  so  scharfsinniger 
belehrter  wie  Reumann  noch  jetzt  ein  „Meisterwerk"  nennt,  möchte  Anspruch  auf 
höhere  Würdigung  haben. 

Aber  die  Mängel  Rau’s  können  doch  anderseits  jetzt  nicht 
mehr  verkannt  werden.  Es  sind  dieselben  wie  in  Rau’s  ganzem 
Lehrbuch  und  wie  in  der  Nationalökonomie  seiner  BlUthezeit,  in 
den  1820er  bis  50er  Jahren,  überhaupt. 

Die  historisch-relative  Betrachtungsweise,  die  Einsicht,  dass  auch  die 
Besteuerung  etwas  geschichtlich  Bedingtes  ist.  dass  man  sie  nicht  überall  und 
allezeit  nach  demselben  Massstab  beurtbeilen  und  einrichten  kann  und  darf,  fehlt  bei 
Raa  noch  fast  ganz.  Diese  Betrachtungsweise  ist  aber  auch  hier  geboten,  sie  darf 
nur  niebt  dazu  fuhren,  Steuergeschicbtc  und  finanzwissenschaftliche  Stenerlehre 
zu  verwechseln,  eine  nicht  nothwendige,  wenn  auch  vorgekommene  Unklarheit  einzelner 
•historischer“  Nationalökonomen.  Jene  Betrachtungsweise  steht  auch  nicht  in  Wider- 
spruch mit  der  Forderung  an  die  Theorie,  ein  eigenes  Steuersystem  aufzustcllen, 
nur  muss  der  historisch-  und  örtlich  relative  Character  desselben  anerkannt  werden. 
Obgleich  nun  die  unhistorischc.  rein  rationalistische  Behandlung  des  Stoffs  Rau  und 
andere  Fachgenosseu  seiner  Zeit  gerade  zur  Aufstellung  eines  eigenen  Steuersystems 
folgerichtig  hätte  fuhren  müssen,  fehlt  doch  im  Grunde  ein  solches.  Es  ging  hier  in 
der  Theorie  wie  in  der  Praxis:  von  einem  wirklichen  ..System“  ist  nicht  die  Kode. 
Statt  dessen  bringt  ancb  die  Theorie  nur  eine  Kritik  der  bestehenden,  euphemistisch 
..System"  genannten  Besteuerung,  mit  einzelnen  Verbesserungsvoischlägen.  Die  Er- 
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klärung  hierfür  liegt  vor  Allein  in  der  ungenügenden  „allgemeinen“  Steuerlehre, 
der  Mangel  der  letzteren  folgt  aber  wieder  aus  dem  Fehlen  einer  Gcineinbedürfniss- 
und  Gemeinwirthscbaftslehre  und  der  einseitig  privatwirthschaftlichen  Auffassung  aller 
ökonomischen  Verhältnisse.  Die  eigentlichen  principiellen  Streitfragen  über  die  rich- 
tige Steuerquelle,  über  die  Allgemeinheit  und  Glcichmässigkeit  der  Besteuerung,  Uber 
den  Steuerfuss  u.  dgl.  werden  viel  zu  nebensächlich  behandelt,  etwa  nur  bei  Gelegen- 
heit einer  einzelnen  gorade  besprochenen  Steuer,  wo  ein  einzelnes  Problem  spccicll 
auftaucht,  nicht  allgemein.  Wenn  auch  die  Nothwcndigkeit  empfunden  wird,  gerade 
in  einer  wissenschaftlichen  Lehre  von  der  Besteuerung  den  Zusammenhang  der 
Steuern,  das  Vcrhältniss  gegenseitiger  Ergänzung  uud  des  Ersatzes  zu  beachten,  so 
werden  daraus  doch  keine  wesentlichen  practischcn  Folgerungen  in  Bezug  auf  das 
Steuersystem,  dio  Wahl  und  Einrichtung  der  einzelnen  Stenern  gezogen,  liier  bleibt 
vielmehr  alles  kritische  Paraphrase  der  Praxis,  deren  Mängel  wohl  erkannt,  aber 
wieder  nicht  genügend  aus  den  massgebenden  Verhältnissen  erklärt  werden.  Die  all- 
gemeine Steucrlehre.  welche  in  ihrer  zu  knappen  Beschränkung  auf  die  Hinstellung 
theils  trivialer,  theils  strittiger  Sätze.,  rnit  Umgehung  mancher  eigentlichen  Streitpuncte, 
auch  äu.-serlich  in  einem  gewissen  Missverhältnis«  zu  der  specicllen  Lehre  stehen 
möchte  (in  der  5.  Aufl.  I,  383— 44'i,  letztere  II,  1—31(1).  genügt  daher  wohl  in  keiner 
Weise  mehr.  Ich  habe  daraus  fast  nichts  für  mein  Werk  übernommen  und  meiner 
Ueberzeugung  nach  nicht  anders  verfahren  können.  Auch  in  der  specicllen  Steuer- 
lohre sind  es  nicht  die  principiellen  Erörterungen,  sondern  die  steuertcch- 
nischen  Einzelheiten  und  das  fleissig  und  sorgsam  gesammelte  Matorial,  in 
denen  m.  E.  gegenwärtig  noch  der  Hauptwerth  des  Bau  sehen  Werks  liegt. 

Unter  den  übrigen  deutschen  allgemeinen  finanzwissensehaft- 
lichen  Werken  der  50er  und  60er  Jahre  sind  neben  Rau  noch 
Umpfcnbach  und  v.  Hock  hervorzuheben  und  Bergius  und 
Pfeiffer  zu  nennen. 

Umpfenbach’s  Lehrbuch  (1.  Aull.  1859)  war  auch  in  den  Abschnitten  von 
der  Besteuerung  für  seine  Zeit  ein  brauchbares,  klar  geschriebenes  Compcndium.  das 
zwar  im  Ganzen  in  den  Grundanschauungen  mit  Bau  ubereinstimmt,  dessen  stofflichen 
Keichthntn  es  gar  nicht  erstrebt,  in  einigen  Puncten  aber  doch  schon  zu  mehr  prin- 
cipieller  Behandlung  fortzuschreiteu  sucht,  namentlich  in  dem  Abschnitt  I,  102 — 171, 
von  den  „allgemeiucn  Grundsätzen“,  freilich  dabei  öfters  recht  einseitigen  doctrinären 
Ansichten  huldigend  und  überhaupt  der  Doctrin  einen  übermässigen  Werth  vor  der 
Praxis  beilegend.  In  der  wenig  veränderten  2.  Auflage  (1887)  sind  die  formellen 
Vorzüge  geblieben,  das  übertriebene  Selbstbewusstsein  des  Doctrinärs  ist  aber  noch 
gestiegen.  Es  zeigt  sich  auch  darin,  dass  Alles,  was  seit  einem  Menschenalter  im 
tinanzwissenschafthchen  Gebiete  erschienen  ist,  keinerlei  Einfluss  auf  den  Autor  aus- 
geübt,  meist  auch  kein  Verständniss  boi  ihm  gefunden  hat;  er  lehnt  es  Alles  in  rocht 
selbstzufriedener  Weise,  ohne  genügende  Prüfung,  öfters  sehr  von  oben  herab  ab. 
So  ist  das  Buch  doch  veraltet,  es  steht  ausserhalb  der  wissenschaftlichen  Bewegung. 
Die  Ausdruckswcisc  ist  immer  manieriner  geworden  („Tragwerke“  von  Finanzeiuküuften 
u.  s.  w.).  (8.  die  Becension  von  Friedberg  in  Conrads  Jahrbüchern  51.  S.  552.) 

v.  Hock's  ..öffentliche  Abgaben  und  Schulden“  sind  mehr  als  eine  Monographie 
der  allgemeinen  Steuerlehre,  sic  bringen  dio  Besteuerung,  wie  die  finanzwissenschaft- 
lichen Werke,  in  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  Einnahmewesen.  Ceberall  verräth 
sich  der  grosse,  wissenschaftlich  durchgebildete  und  deshalb  die  Theorie  achtende 
Practiker.  Auch  wenn  man  Hock's  Steuersystem  nicht  für  richtig  hält,  kann  man 
nicht  leugnen,  dass  hier  wenigsfeus  ein  beachtenswcrther  Versuch  zur  Aufstellung 
eines  eigenen  theoretischen  Steuersystems  vorliegt,  der  vor  Stein  eigentlich  bei  allen 
Finanztheoretikern  fehlt.  Viel  Vorzügliches  bieten  dio  Erörterungen  über  dio  Steuer- 
principien,  dann  besonders  Uber  Verhältnisse  der  Steuerverwaltung.  In  letzterer 
Hinsicht  verdanke  ich  ihm  manche  Belehrung  und  kenne  kein  vorzüglicheres  wissen- 
schaftliches Finanzwerk  über  solche  Puncto. 

In  Bergius'  FinanzwisseDschaft  ist,  wie  überhaupt,  so  auch  in  der  Steuerlehre 
von  einem  ..System“  keine  Bede.  Die  allgemeinen  Erörterungen  im  Anschluss  au 
Smith  und  Mi  11  (2.  Auf).  S.  404)  sind  höchst  dürftig,  die  einzelnen  Steuern  gehen 
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beliebig  durcheinander,  der  Standpunct  ist  der  des  extremen  nörgelnden  Manchester- 
thums.  Aber  die  Hineinflechtung  der  Kritik  preussischer  Steuerverhältnisse,  mit 
manchen  richtigen  Bemerkungen  neben  viel  Einseitigkeit  des  Urtheils,  giebt  dem  Buch 
doch  einen  gewissen  Werth. 

Pfeiffers  „Staatseinnahmen“  behandeln  im  B.  2 in  derselben  planpopulärcn 
Weise  nach  dem  Standpunct  des  ökonomischen  und  politischen  Liberalismus  vulgaris 
die  Besteuerung,  wie  im  1.  Bande  die  anderen  Einnahmen.  Im  Einzelnen  manches 
Brauchbare,  auch  im  Material,  im  Ganzen  aber  ohne  eigentliche  wissenschaftliche 
Selbständigkeit. 

Der  bedeutendste  wissenschaftliche  Fortschritt  der  ganzen 
Finanzwissenschaft  und  speciell  der  Steuerlehre  über  Rau  hinaus 
knöpft  sich  an  L.  v.  Stein  an,  dessen  „Lehrbuch  der  Finanz- 
wissenschaft“ seit  bald  einer  Generation  (1.  Auflage  in  1 Bande  1860, 
5.  Auflage  in  4 Bänden  1885 — 86)  wie  kein  anderes  Finanzwerk  an- 
regend gewirkt  und,  als  Ganzes  betrachtet,  in  jeder  neuen  Auf- 
lage formell  und  materiell  vielfach  verändert,  trotz  sehr  erheblicher 
Mängel  doch  eines,  vielleicht  schlechtweg  das  hervorragendste 
Fachwerk  der  Weltliteratur  auf  diesem  Gebiete  genannt  werden 
darf.  Ich  kann  nicht  umhin,  in  sehr  vielen  einzelnen  und  manchen 
Hauptpuncten  von  Stein  abzuweicben  und  gegen  viele  seiner  will- 
kürlichen Constructionen , Definitionen,  Eintheilungen  u.  s.  w.  zu 
polemisiren,  in  der  Steuerlehre  wie  in  den  vorausgehenden  Ab- 
schnitten der  Finanzwissenschaft.  Um  so  mehr  möchte  ich  hier 
ausdrücklich  diese  Anerkennung  aussprechen. 

Stein  hat  die  Finanzwissenschaft  in  demselben  Maasse  und  in 
Folge  derselben  Methode  und  Auffassung  Uber  Rau  hinaus  ge- 
bracht, wie  die  Innere  Verwaltungslehre  Uber  R.  v.  Mohl.  Sein 
Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft  reiht  sich  würdig  seinem  bedeu- 
tendsten Werke,  der  Verwaltungslehre,  an. 

In  beiden  tritt  nicht  in  gleichem  Grade  wio  in  anderen  dogmatischen  Werken 
Stein 's  die  Hegel’sche  Dialcetik  störend  hervor,  ln  die  Steuerlehre  hat  Stein  richtig 
die  historische  Betrachtung  eingefuhrt,  wenngleich  er  hier,  wie  sonst  so  viel- 
fach, im  Einzelnen  willkürlich  construirt  und  Uber  seine  „staatsbürgerliche“  Periode 
hinaus  keinen  rechten  Fortschritt  sieht,  so  dass  seine  ganz  richtigen  Bemerkungen 
über  das  auftauchende  „sociale“  Moment  in  der  Besteuerung  zu  keiuern  Abschluss 
kommen.  Er  macht  nicht  bloss  den  Versuch,  sondern  ihm  gelingt  es  auch  zuerst, 
ein  vollständiges,  aus  dem  Wirtschaftsleben  abgeleitetes  Steuersystem  aufzustclicu, 
das  er  geistvoll  nach  allen  Seiten  begründet.  Dies  System  enthält  wohl  wesontlichc 
fmbtimer  und,  wie  so  oft  hei  Stein,  viele  sukjcctive  WillkUrlichkeiten.  Es  beruht  auf 
seiner,  durchgreifender  Berichtigung  bedürftigen  Auffassung  der  Volkswirtschaft. 
Stein's  schiefe  Lehre  vom  Einkommen  und  den  Facloren  seiner  Bildung,  besonders 
vom  Kapital  fuhrt  hier  zu  unhaltbaren  Folgerungen.  Aber  das  Steuersystem  Stein's 
ist  aus  einem  Gusse  und  als  Ganzes  betrachtet  trotz  dieser  Fehler  höchst  bedeutsam. 
Einzelne  Puiicte,  wie  die  — neuerdings  freilich  von  ihm  selbst,  aber  mit  Unrecht 
wieder  grossenthcils  aufgegebene  — Verkehrsstouertheorie,  die  von  Stein  willkürlich 
ab  „indireclc“  bezeichnete  Besteuerung  der  Arbeit,  sind  glänzende  wissenschaftliche 
Leistungen,  so  sehr  auch  hier  die  Ausführungen  wiedor  der  Berichtigung,  Ergänzung, 
Ausdehnung  bedürfen.  Bei  Steiu  erst  ist  in  Folge  der  ganzen  Auffassung  die  „all- 
gemeine“ Steuerlehre  zu  ihrem  Hechte  gekommen  und  der  Schwerpnnct  aus  der 
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spocicllen  Lohre  dahinein  verlegt  worden.  Die  specielle  Richtung  Steins  brachte  es 
dann  mit  sich,  dass  er  das  Finanz-  und  Steuerrecht  als  Theil  des  Verfassungs- 
und  Verwaltungsrechts  viel  mehr  in  den  Vordergrund  schiebt.  M.  E.  fuhrt  dies 
leicht  zu  einer  zn  grossen  Verdrängung  der  finanzwissenschaftlichon  und 
politisch-ökonomischen  Behandlung  der  Probleme.  Aber  in  hohem  Maasse 
dankenswert!)  sind  auch  diese  Partieen.  Endlich  hat  Stein,  zumal  in  der  vierten  Auf- 
lage, das  Finanz-  nud  Steucrweson  der  Selbstverwaltung  mehr  und  mehr  zu 
einem  integrirendeu  Glied  der  Finanzwissenschaft  neben  den  Staatsfinanzen  zu  machen 
verstanden,  was  ebenfalls  wieder  einen  wesentlichen  Fortschritt  gegen  die  frühere 
Behandlung  bezeichnet,  dessen  principiellc  Berechtigung  auch  mir  unzweifelhaft  ist 
(Fin.  I,  §.  28). 

Lauter  hoch  bedeutende  Verdienste,  neben  denen  die  zahlreichen  kleinen  Fehler 
im  Detail,  die  der  Specialist  so  gern  und  so  selbstzufrieden  an  Stein  rügt,  doch  nicht 
so  schwer  ins  Gewicht  fallen.  Und  selbst  dio  grösseren  und  tieferen  Fehler  des 
Werks,  die  gewagten  Constructioncn  auf  oft  völlig  ungenügender  Grundlage,  dio  Über- 
eilten Genernlisationen,  — Beides  die  Folge  eines  oft  ganz  flüchtigen,  mitunter  in 
kaum  begreiflicher  Weise  fehlenden  Studiums  der  Thatsachen,  der  Literatur,  einer 
bisweilen  verblüffenden  Unwissenheit,  eines  Mangels  an  gründlichem  Durchdenken  der 
behandelten  Gegenstände  und  eines  viel  zu  eiligen  Hinwerfens  der  Gedanken  — 
dürfen  m.  E.  nicht  hindern,  den  Wcrtb  der  Stein'schen  Gcsammtleistung  an- 
znerkennen. 

Meine  eigenen  vielfältigsten  Abweichungen  vou  Stein  werden  oft  genug 
im  weiteren  Verlauf  hervortreten.  Die  Wciterführung  der  Finanzwissenschaft  auch  über 
Stein  hinaus,  Ergänzungen  nnd  Berichtigungen  seiner  Auffassung  sind  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  nothwendig.  Stein  selbst  zeigt  durch  seine  vielfachen  Aenderungen  in  neuen 
Auflagen,  dass  seine  eigene  Systematik  nicht  als  endgiltige  erklärt  werden  kann. 
Seine  häufige  Polemik  gegen  mich  (besonders  in  der  4.  Auflage)  kann  ich  mit  bestem 
Willen  selten  zutreffend  finden.  Stein  zeigt  in  diesem  wie  in  anderen  Werken  geringe 
Fähigkeit,  — oder  liegt  es  an  der  Neigung  und  Aufmerksamkeit?  — sich  in  den 
Gedankengang  Anderer  hinein  zu  versetzen.  „Unklar“  ist  sein  beliebtestes  Stichwort 
wider  Andersmeinende  und  die  eigene  Meinung  bezeichnet  er  mit  Vorliebe  als  „klar", 
während  gerade  vielen  seiner  Erörterungen  dies  Epitheton  von  Anderen  gern  und 
nicht  selten  mit  Recht  abgesprochen  wird.  Aber  auch  solche  Eigentümlichkeiten 
dürfen  einem  Manne  wie  Stein  wohl  zu  Gute  gehalten  weiden.  Er  ist  auch  ehrlich 
genug,  seine  früheren  so  oft  sich  wandelnden  Ansichten  einer  wieder  einmal  neuen 
Ansicht  zu  Liebe  dann  selbst  immer  als  „unklar“  zn  bezeichnen,  nicht  selten  insofern 
mit  Unrecht,  als  die  frühere  öfters  die  richtigere  und  „klarere“  war.  Auch  von  Auf- 
lage zu  Auflage  liegt  durchaus  kein  reiner  Fortschritt  vor,  die  neueste  fünfte  ist  in 
der  Systematisirung  und  Schematisirung  in  mancher  Hinsicht  ungünstiger  als  die 
früheren  zu  beurteilen  und  lässt  in  der  Solidität  der  Arbeit  hie  und  da  noch  mehr 
als  eine  der  filteren  zu  wünschen  übrig.  Und  dennoch  kann  mich  wenigstens  das 
Alles  nicht  abhalten,  Steins  hohe  Verdienste  um  die  eigentliche  „Verwissenschaft- 
lichung“ der  Disciplin  offen  anzuerkennen.  Stein  fordert  sehr  oft  zur  Kritik  heraus, 
aber  er  regt  auch  überall  zum  Nachdenken  an.  Er  neigt  leicht  dazu,  alles  Wirkliche 
für  vernünftig  zu  halten,  aber  er  verfällt  nicht  in  den  Fehler  unserer  historischen 
Nationalökonomen.  Er  zeigt  nur  den  radicalen  Doctrinären,  dass  das  Wirkliche  meist 
einen  vernünftigen  Kern  und  jedenfalls  historisch  erklärliche  Gründe  hat,  mit  denen 
allein  oft  es  sich  verändern  kann. 

S.  meine  Aufsätze  „Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus“,  mit  einer  Ein- 
leitung über  Stein’s  nnd  Roschers  Finanzwissenschaft,  Tüb.  Ztschr.  1887;  im 
zweiten  besonders  eine  Auseinandersetzung  mit  Stein  über  seine  Angriffe  gegen  den 
„Staatssocialismus“.  Ueber  die  Vorzüge  und  Mängel  des  Stein'schen  Werks  mit 
meinem  Unheil  wesentlich  übereinstimmend  G.  Cohn,  Finanzwissenschaft  g.  13. 
S.  ausserdem  Uber  Stein  überhaupt  Schm  oll  er  in  seinem  aus  1SH6  herruhrenden 
Aufsatz  in  dem  Buche  „Zur  Literaturgeschichte  der  Staats-  und  Socialwisscnschaften“ 
(Leipzig  1888)  S.  114  ff',  und  Vocke  im  Finanzarchiv  V,  1888,  S.  451,  im  Ganzen 
doch  ähnlich  unheilend,  wenn  auch  Vocke  zn  einseitig  panegyrisch  die  Mängel  Stein's 
verschweigt  oder  nicht  beachtet.  Wesentlich  verschieden  urtheill  Uber  Stein  Fr.  J. 
Neumann,  der  ob  der  Mängel  Stein's.  welche  er  freilich  vortrefflich  und  mit  dem 
ihm  eigenen  spürenden  Scharfsinn  aufduckt,  so  Stein's  Flüchtigkeiten,  Unklarheiten, 
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Unwissenheit,  doch  m.  E.  Stein,  wie  auch  Schüfflo,  zu  wenig  gerecht  wird.  Siehe 
Neumann's  Aufsätze  in  Conrad’»  Jahrbüchern  „die  Steuer  nach  der  Steuerfähigleit", 
besonders  Art.  II  in  Band  36  (N.  F.  II)  S.  475  ff.,  mit  dem  Vorwurf  auch  gegen 
mich  (S.  493),  ich  „überschätzte  Stein  weit“.  Ich  kann  jedoch  Neumann  in  dem 
Tadel  beistimmen,  aber  dennoch  glauben,  dass  die  im  Vorausgehenden  ausgesprochene 
Anerkennung  Steins  ihre  Berechtigung  behält.  Ich  halte  sie  sogar  aufrecht,  obwohl 
ich  zum  Thcil  durch  eigenes  weiteres  Studium,  zum  Theil  gerade  mit  durch  Neumann's 
Arbeiten  gegenwärtig  noch  weit  mehr,  als  da  ich  die  erste  Auflage  dieses  Bandes 
ansarbeitete,  kritisch  zu  Stein  stehe  und  seine  Mängel  erkenne,  z.  B.  auch  in  seiner, 
sogar  von  „historischer"  Seite  bewunderten,  vielfach  völlig  phantastischen  und  unhalt- 
baren Lehre  vom  öffentlichen  Credit  (5.  Auflage  B.  4).  Auch  unsere  Verschiedenheit 
der  Standpuncte  in  Betreif  der  Keformirung  der  Finanzwissenschaft,  von  wo  aus  Stein 
mehr  in  die  Bahn  der  allgemeinen  Staatswissenschaft,  ich  mehr  in  die  der  Wirth- 
sebaftstheorie  einlenke,  ferner  in  Betreif  des  Verhältnisses  der  Socialpolitik  zu  den 
Finanz-  und  Stcuerproblemen  kann  mich  nicht  zu  einer  Verkennung  von  Stein'»  Be- 
deutung und  Verdiensten  als  Finanzthcorctiker  bringen. 

Auf  die  neueste  deutsche  Steuerliteratur  in  den  allgemeinen  linanzwisseuschaft- 
lichen  Werken  wird  unten  in  §.  6 ff.  in  Zusammenhang  mit  der  neueren  deutschen 
Literaturbewegung  anf  dem  Finanzgebiete  eingegangen. 

§.  5.  — III.  Aeltere  deutsche  monographische  finanz- 
wissenschaftliche Literatur  Uber  die  Besteuerung  im 
Ganzen,  Uber  die  allgemeine  Öteuerlehrc  und  Uber 
principielle  Hanptpuncte  derselben. 

Mancherlei  theoretisch-principiellu  Erörterungen  enthält  auch  schon  die  frühere 
Specialliteratur  über  das  Finanzwesen  einzelner  Länder,  besonders  über  die  soge- 
nannten Stcuerreformfragen  in  denselben.  S.  Literaturnachweise  bei  Kau  5.  A.  Fin.  I. 
22  IF.  und,  meist  danach,  in  der  1.  Aull,  dieses  B.  II  S.  114.  Für  Hauptpuucte  dor 
literarischen  Behandlung  ist  wieder  K.  Meyer,  Principien  1.  Abschnitt  und  Neu  mann. 
Steuer  nach  der  Steuerfähigkeit  in  Conrad’s  Jalirb.  B.  35  u.  36  wichtig.  Die  Bibliographie 
ia  diesem  §.  5 ist  hier  gegen  die  1.  Auflage  gekürzt  worden,  die  Angaben  be- 
schränken sich  auf  einige  noch  gegenwärtig  beachtenswertere  Werke. 

A.  Aeltere  Literatur  bis  auf  Kau.  Ucber  manche  der  älteren  Autoren 
orientirt  in  aller  Kürze  trefflich  Koscher  in  seiner  Geschichte  der  Nationalökonomie. 
Mehrfach  vollständigere  Angaben  in  älteren  fiuauzwisscnschaftlichcn  Werken.  Ver- 
gleiche besondere  Uber  die  ältere  Literatur  des  Stcuerwescns  Pfeffinger,  Vitriarii 
Institut,  jur.  p.  illnstr.  III.  3(s3.  — Zinke,  Cameralistenbibliothek  S.  83s — 868.  — 
Bergius.  Camereralistcnbibliothek  S.  564  (1762).  — Hart,  Handbuch  I.  464. 

C.  Klock,  tractatus  de  contributionibus.  Frauoof.  1655.  Fol.  Vgl.  Fin.  I S.  33, 
Koscher,  Geschichte  S.  210  ff.,  und  Stein,  im  Finanzarchiv  in  dem  Aufsatz  „zur 
Geschichte  der  deutschen  Finanzwisseiischaft",  I.  1884  S.  I ff . besonders  S.  29  ff., 
eine  jener  auf  ganz  unzulänglichem  Material  aufgefuhrteu  gewagten  Constructionen 
Steins,  wobei  Klock  durchaus  überschätzt  und  falsch  gewürdigt  wird;  s.  auch  die 
Note  S.  12  in  Cohn ’s  Finanzwissenschaft.  — J.  W.  v.  d.  Lith.  politische  Betrach- 
tungen Uber  die  verschiedenen  Arten  der  Steuern,  Berlin  1751;  dess.  neue  Abhand- 
lung von  den  Steuern,  Ulm  1766.  — K.  Krönoko,  das  Steuerwesen  nach  soiner 
Natur  and  seinen  Wirkungen,  Darmstadt  1801;  der».  Ausführliche  Anleitungen  zur 
Kegnlirnng  der  Steuern,  Giessen  1810,  II;  der».  Uber  die  Grundsätze  einer  gerechten 
Besteuerung,  Heidelberg  1819.  Krön  de  gehört  noch  heute  zu  den  beachtens- 
werteren der  älteren  Steuertheoretiker,  s.  über  ihn  Koscher.  Geschichte  S.  662.  — 
I).  C.  H.  Eschenmaicr,  Vorschlag  zu  einem  einfachen  Steuersystem,  Heidelberg 
1808.  — Seeger.  Versuch  über  das  vorzüglichste  Abgabesystem,  Heidelberg  1810. 
2.  A.  1811.  — J.  P.  Harl,  Handbuch  der  Steuorregulirung.  Erlangen  1814,  lslti,  II, 
(2.  Aufl.  Heidelberg  1827 — V).  — A.  Krelil,  das  Steuersystem  nach  den  Grundsätzen 
des  Staatsrechts  und  der  Staatswirthschaft.  Erlangen  1816.  — A.  S.  v.  Kreuier, 
Darstellung  des  Steuerwesens,  Wien  1821.  II.  2 unveränderte  Aufl.  1825. 

B.  Literatur  der  neueren  Zeit,  während  Kan’s  hauptsächlicher 
Wirksamkeit.  K.  Murhard,  Theorie  und  Politik  der  Besteuerung,  Göttingen  1834. 
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„Ein  Handbuch  für  Staatsgelehrte , Volksvertreter  und  Geschäftsm&nuor“  (seichter 
Smithianismus,  über  ihn  treffend  Roscher,  Geschichte  S.  846).  — Ucbcr  verhältniss- 
müssigc  Besteuerung,  oder  wie  jeder  Staatsangehörige  nach  der  Grflsso  seiner  finan- 
ziellen Kraft  zu  den  Allgcineinlasten  beitragen  wurde.  Leipzig  1S34.  — F.  K.  v.  Fulda, 
über  die  Wirkung  der  verschiedenen  Arten  der  Steuern  auf  die  Moralität,  den  Fleiss  und 
die  Industrie  des  Volks,  Stuttgart  1837.  — J.  G.  Hoffmann,  die  Lehre  von  den  Steuern, 
als  Anleitung  zu  gründlichen  Urtheilen  über  das  Steuerwesen,  mit  besonderer  Beziehung 
auf  den  preussischcn  Staat,  Berlin  1840.  I)cr  ausgezeichnete  preussischc  Practikcr  tritt 
in  den  Einzelheiten  dieser  Schrift  auch  hier  hervor,  aber  die  wissenschaftliche  Be- 
deutung derselben  ist  doch  beschränkt,  die  Schrift  auch  in  ihrer  grossen  Formlosigkeit 
weit  entfernt  von  einem  System,  was  bei  Hoffmann  selbst  und  bei  seinen  Anhängern 
vielleicht  als  Vorzug  gilt,  aber  mit  Unrecht.  So  ist  das  Buch  doch  eigentlich  nur 
eine  theoretische  Glosse  zur  preussischcn  Praxis,  oder,  wio  Koscher  treffend  urtheilt: 
„Hnffmann's  Finanztheorie  ist  im  Guten  wie  im  Bösen  fast  nur  ein  Abbild  der  gleich- 
zeitigen prcussischen  Staatspraxis“  (Geschichte  S.  740i.  Bio  eigentümliche  Auf- 
fassung der  dirccten  und  indirecten  Steuern  als  Steuern  auf  dem  Besitz  und 
auf  Handlungen  (S.  60)  hat  zwar  neuerdings  wieder  mehr  Anhänger  gefunden,  ob 
und  wio  weit  mit  Recht,  wird  später  zu  erörtern  sein.  Mit  der  Abneigung  gegen 
die  Einkommensteuer  uud  der  Vorliebe  für  eine  nach  socialen  u.  s.  w.  Momenten 
aufgelegte  Classenstcucr  (S.  140  ff.)  verkennt  Hoffmann  die  Bedürfnisse  seines  eigenen 
Zeitalters.  Bio  Verurteilung  der  Grundsteuer  enthält  etwas  Richtiges,  ist  aber  zu 
pessimistisch  und  übersieht  wesentliche  Punctc  (S.  04  ff.).  Ich  kann  mich  nur  dem 
Urtheil  Roscher  s Uber  Hoffmann  a.  a.  0.  auschlicsson.  Boch  sei  bemerkt,  dass 
Hoffmann  auch  gegenwärtig  noch  von  Anderen  günstiger  beurteilt  wird,  so  von 
Neu  man n (s.  z.  B.  in  Conrad’s  Jahrbüchern  B.  36  S.  435  ff.),  auch,  wie  cs  scheint, 
von  G.  Cohn  und  von  „realistischen“  Theoretikern  uud  manchen  Practikeru.  — 
M.  v.  Prittwitz,  Theorie  der  Steuern  und  Zölle,  mit  besonderer  Beziehung  auf 
Prcusseu  und  den  Beutsclien  Zollverein,  Stuttgart  1842.  — H.  L.  Biorsack,  über 
Besteuerung,  ihre  Grundsätze  und  Ausführung,  Frankfurt  a.  M.  1850.  — K.  Arnd, 
die  naturgemässe  Steuor,  Frankfurt  a.  M.  1854. 

§.  6.  — IV.  Deutsche  Fachliteratur  der  neueren  und 
neuesteu  Zeit,  besonders  seit  der  beginnenden  schärferen  kri- 
tischen Stellung  der  deutschen  nationalökonomischen  Wissen- 
schaft gegen  den  Smithianismus,  dem  Hervortreten  socialer 
Gesichtspuncte,  der  historischen  Betrachtungsweise  auch  der  Fi- 
nanzen, namentlich  der  Besteuerung,  und  der  erhöhten  Bedeutung  der 
Gommunal  besteuerung. 

Die  fortgesetzte  wissenschaftliche  Arbeit  im  Gebiet  der  National- 
ökonomie hat  in  Deutschland  in  Verbindung  mit  den  Ereignissen 
von  1848  und  den  neuen  Strömungen  des  öffentlichen  Lebens  auch 
in  Betreff  der  Besteuerung  zu  einer  schärferen  Auffassung  und 
Formulirung  der  principiellenFragen  geführt.  Diese  Fragen, 
zwar  schon  bisher  erörtert,  sind  dadurch  mit  Recht  mehr  in  den 
Vordergrund  getreten  und  werden,  im  Zusammenhang  behandelt, 
Gegenstand  einer  „allgemeinen“  Steuerlehre.  Sie  beziehen  sich 
namentlich  auf  den  leitenden  Gesichtspunct,  nach  welchem 
die  Besteuerung  eingerichtet  werden  soll:  schärfere  Scheidung  von 
„Gebühren“  und  „eigentlichen  Steuern“,  bei  ersteren  Unter- 
suchung ihres  Wesens,  ihrer  Berechtigung,  ihrer  Grenzen,  bei  letz- 
teren Untersuchung  der  leitenden  Principien  für  ihre  Einrichtung, 
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insbesondere  für  die  Entscheidung  der  Frage  nach  der  „gerech- 
ten“ Besteuerung.  Demnach  eingehende  Erörterungen  über  Be- 
steuerung nach  dem  „Princip  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung“ oder,  wie  man  es  neuerdings  wohl  genannt  hat,  nach 
dem  „Interesse“,  anderseits  Besteuerung  nach  der  „wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit“.  Das  erste  Princip  hat, 
getreu  ihrer  ökonomischen  Grundanschauung,  namentlich  die 
Smith’sche  Schule  der  Doctrin  der  freien  Concurrenz, 
in  Deutschland  zum  Theil  die  sogenannte  deutsche  Frei- 
handelssc hule,  mit  mehr  oder  weniger  Ausschliesslichkeit  in 
der  Staats-  und  vollends  in  der  Communalbesteuerung  ver- 
treten. Das  zweite  fand  bei  einem  Theil  der  Gegner  dieser 
■Schule,  bei  Nationalökonomen  der  neuerdings  so  genannten  social- 
politischen  Richtung  (Neumann- Tübingen  u.  A.  m.)  Billigung, 
wenn  es  auch  nicht  zur  alleinigen  Richtschnur,  namentlich  nicht  in 
der  Communalbesteuerung,  gemacht  wurde.  Dazwischen  stehen 
dann  die  vermittelnden  Ansichten  (A.  Held,  Nasse).  Die  be- 
züglichen Untersuchungen  führten  zu  weiteren  Uber  die  Begrün- 
dung, den  Rechtsgrund,  über  Begriff  und  Wesen  der 
Steuern  und  Gebühren  und  dergl.  m.  Von  besonderer  Bedeutung 
sind  hier  die  Arbeiten  Fr.  J.  Neumann ’s  geworden,  die  in 
spröder  Form  doch  Vortreffliches  enthalten  und  auch  methodologisch, 
gegenüber  der  auch  hier  grassirenden  Ueberschätzung  des  Historis- 
mus, von  hohem  Werthe  sind. 

Weitere  solche  neuerdings  erst  tiefer  erfasste  mit  den  eben 
genannten  in  Zusammenhang  stehende  Principienfragen  betreffen 
die  Auslegung  der  „Gerechtigkeitsprincipien“,  d.  h.  der 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  der  Gleicbmässigkeit 
in  der  Besteuerung,  im  Einzelnen  daher  die  Fragen  der  „Frei- 
heit des  Existenzminimums“,  des  proportionalen, 
gleicbquotigen  oder  des  progressiven  Steuerfusses,  des 
verschiedenen  Steuerfusses  für  das  Arbeite-  und  das  Besitz- 
eiukoramen,  der  reellen  Vermögenssteuern,  der  Erbschafts-, 
Coujuncturengewinnssteuern  und  Aehnlicbes  mehr. 

Alle  solche  Fragen  hängen  mit  Grundfragen  der  Volks- 
wirtschaftslehre und  der  wirtschaftlichen  Rechts- 
ordnung zusammen.  Die  Entscheidung,  welche  sie  erfahren,  kann 
nicht  nur  nach  finanz wissenschaftlichen  Gesicbtspuncten  er- 
folgen, sondern  muss  die  richtige  Consequenz  aus  allge- 
meinen volkswirtschaftlichen  und  socialökonomi- 
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sehen  Principien  sein.  Wegen  der  Verkennung  dieser  That- 
sache  sind  die  gegnerischen  Ansichten  meistens  gar  nicht  auszu- 
gleichen gewesen,  da  die  Streitenden  sich  auf  einem  ganz  verschie- 
denen Boden  bewegen.  Ein  gegenseitiges  Verstehen  ist  erst  mög- 
lich, wenn  eben  die  Möglichkeit  zweier  verschiedener 
principieller  Standpuncte,  desjenigen  des  Systems  der  freien 
C’oncurrenz  lind  des  entgegengesetzten  einer  Regelung  der  freien 
Ooncurrenz  nach  Gemeinschaftsinteressen,  zugegeben,  die 
Gründe  für  und  wider  diese  beiden  Standpuncte  verglichen  und 
alsdann  untersucht  wird,  welche  Consequenzen  auf  dem  finanziellen 
Gebiete  aus  beiden  abzuleiten  sind.  Danach  wird  die  Entscheidung 
über  die  genannten  principiellen  Streitfragen  aber  zum  Theil  aus 
der  Finanzwissensebaft  hinaus  in  den  grundlegenden  Theil  der  All- 
gemeinen Volkswirtschaftslehre  zu  verlegen  sein.  Die  Fragen 
selbst  werden  zurückgeführt  auf  den  Gegensatz  des  individua- 
listischen und  des  socialen  oder  Gemeinschaftsprincips 
in  der  Volkswirtschaft. 

Auch  die  Steuertheoretiker  der  neueren  socialpolitischen  Richtung , wie  Neu- 
mann, Held  haben  das  m.  K nicht  richtig  erfasst.  Ich  beziehe  mich  ausser  auf 
die  unten  folgende  „allgemeine  Steuerlehre",  besonders  die  Abschnitte  Uber  die  volks- 
wirthschaftlichen  und  die  (jerecbtigkeitsprincipicn  der  Besteuerung,  namentlich  wieder 
auf  die  Erörterungen  in  der  „Grundlegung“,  speciell  Uber  die  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft,  den  Staat  und  das  wirthschaftliche  Verkehrsrecht.  Auch  der  Polemik 
oder  den  abweichenden  Meinungen  G.  Cohn's,  Robert  Meyer’s  gegenüber  glaube 
ich  jene  Unterscheidung  der  beiden  Standpuncte  festhalten  zu  dürfen. 

Mehr  und  mehr  sind  in  neuester  Zeit,  wenn  sich  auch  An- 
klängc  bereits  bei  manchen  älteren  Theoretikern  finden,  in  der 
Besteuerung,  ihren  Arten,  ihrer  Höhe  wie  anderseits  in  der 
Verwendung  der  Steuererträge  für  öffentliche,  theils  der 
Allgemeinheit,  theils  namentlich  bestimmten  Volkselassen  zu  Gute 
kommende  Leistungen,  Momente  der  Berührung  mit  den  Problemen 
der  sogenannten  „socialen  Frage“  gefunden  worden.  Mehr 
oder  weniger  tritt  dies  in  den  meisten  neueren  steuertheoretischen 
Schriften,  mehrfach  auch  bereits  in  den  Motiven  von  Gesetzent- 
würfen Uber  Steuern,  Uber  Arbeiterversichernng  u.  A.  m.  hervor. 
Die  Frage  spitzt  sich  dann  wohl  zu  der  von  mir  schon  länger  be- 
fürworteten Formulirung zn:  ob,  wie,  wie  weit  die  Besteuerung 
als  solche  in  die  gegebene  Einkommen-  und  Ver- 
m ögensvertheilung  eingreifen  solle  oder  dürfe  (Fin.  I, 
§.  27):  das  Problem  der  „socialen  Steuerpolitik“,  meist  noch 
von  Theorie  und  Praxis  negirend  beantwortet,  im  Unterschied  vom 
Verfasser  dieses  Werks,  aber  immerhin  doch  diseutirt.  Bei 
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C.  Frantz,  v.  Scheel,  Neumann,  Held  und  G.  Cohn,  bei 
Schäffle,  Stein  und  Roscher,  bei  Robert  Meyer,  Vocke 
u.  a.  m.  reflectirt  sich  diese  Bewegung  in  sehr  verschiedener  Weise, 
aber  doch  — überall. 

Ferner  hat  auch  für  die  Besteuerungslehre  die  historische 
Betrachtungsweise  Fortschritte  gemacht.  Danach  wird  auch  in  der 
Besteuerung  ein  geschichtlicher  Entwicklungsprocess 
erkannt,  der  von  den  verschiedensten  Factoren,  der  wirthschaftlichen 
Technik,  der  Arbeite-,  Besitz-  und  Erwerbstheilung,  der  politischen 
Verfassung,  dem  Ständewesen,  dem  Culturzustand  des  Volks  u.  s.  w. 
u.  s.  w.  mit  beeinflusst,  freilich  aber  durch  die  Entwicklung  des 
Steuerbedarfs,  daher  der  extensiven  und  intensiven  Entwick- 
lung der  öffentlichen  Thätigkeiten,  der  Gestaltung  der  Staats-  und 
Selbstverwaltung,  und  ihrem  Ineinandergi  eiten,  dem  Vorhandensein 
anderer  Einnahmequellen,  dem  Uebergang  zu  voller  Geldwirthschaft 
vornemlich  beherrscht  wird.  Es  ist  Rodbertus’  Verdienst,  in 
seinen  schönen  Arbeiten  Uber  die  römischen  Tributsteuern  in 
Hildebrand’s  Jahrbüchern  (B.  IV,  V,  VIII)  namentlich  den  Einfluss 
der  wirthschaftlich-technischen  Momente  auf  die  Gestaltung 
der  Besteuerung  nachgewiesen  zu  haben.  Sonst  sind  es  Vertreter 
der  historischen  Richtung  der  Nationalökonomie,  wie  Roscher, 
Schm  oller,  Schönberg,  Rechtshistoriker  wie  Gierke,  Practiker 
von  theoretischem  Vermögen  wie  Vocke,  deren  Arbeiten  auch  für 
die  Besteuerungstheorie  nach  der  genannten  Seite  fruchtbringend 
wurden.  Der  „Absolutismus  der  Lösungen“  ist  durch  diese  neuere 
historische  Betrachtungsweise  auch  auf  diesem  Gebiete  gebrochen, 
nicht  minder  das  Suchen  nach  einem  „vollkommenen“  oder  nach 
einem  „ganz  einfachen“  Steuerwesen,  hier  einer  „einzigen  Steuer“, 
als  vergeblich  erkannt  worden.  Eine  Erkenntniss,  welche  für  die 
theoretische  und  practische  Frage  des  Steuersystems  wie  für 
die  concreten  Aufgaben  der  Steuerreformen  wichtig  ist. 

Endlich  ist,  zum  Tbeil  durch  die  Entwicklung  der  practischen 
Bedürfnisse  und  durch  die  neuerlichen  Vorgänge  im  Staatsleben, 
nemlich  durch  die  Bestrebungen  nach  Decentralisation  der  Staats- 
verwaltung und  Organisation  der  Selbstverwaltung,  durch  die 
Schaffung  von  Communaiverbänden  oder  Selbstverwaltungskörpern 
höherer  Ordnung  bedingt,  in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  auch 
für  die  Theorie  das  Com  m unaisteuer  wesen  im  engeren  und 
im  weiteren  Sinne  wichtiger  geworden.  Ein  eigener  Zweig  der 
Besteuerungsliteratur  hat  sich  damit  beschäftigt  und  werthvolle  An- 
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regungen  für  die  gesainmte  Besteuerungslehre  und  speciell  All- 
einige Hauptfragen  derselben  sind  von  diesen  Untersuchungen  Uber 
Communalbesteuerung  ausgegangen.  Von  Theoretikern  haben  sich 
hier  Neumann,  Nasse,  R.  Friedberg,  v.  Bilinski,  v.  Reitzen- 
stein besonders  bethätigt. 

Alle  diese  Einflüsse  kommen  in  der  neuesten  deutschen  zu- 
sammenfassenden  Finanzliteratur,  in  den  grösseren  Werken  Uber 
Finanzwissensehaft,  Uber  Besteuerung  im  Ganzen,  zur  Geltung, 
der  eine  Einfluss  mehr,  der  andere  weniger.  Auch  der  Verfasser 
dieses  Werks  hat  dieselben  möglichst  auf  sich  einwirken 
lassen,  schon  in  der  zweiten  und  dritten  Auflage  des  ersten  Bandes 
und  der  ersten  Auflage  des  zweiten  Bandes,  mehr  noch  in  der 
gegenwärtigen  zweiten  Auflage  des  letzteren  und  in  dem  dritten 
Bande.  Die  Arbeiten  Neu  mann ’s,  Schaff  le’s  Steuerpolitik, 
die  Abhandlungen  im  Schönb  erg 'sehen  Handbuch  (Band  III) 
über  die  einzelnen  Steuergruppen,  von  Schall,  Riecke, 
v.  Reitzenstein  und  mir,  R.  Meyer’s  „Principien  der  gerechten 
Besteuerung“,  zahlreiche  Aufsätze  in  den  Fachzeitschriften  der 
neuesten  Zeit  sind  weitere  Belege,  wie  jene  Einflüsse  anregend  auf 
die  Fortbildung  der  Finanzwissenschaft  im  Allgemeinen,  der  Be- 
steuerungslehre speciell  eingewirkt  haben.  Wie  in  einem  Brenn- 
spiegel concentriren  sie  sich  sämmtlich  in  dem  neuesten  grösse- 
ren Werke,  Gustav  Cohn’s  schöner  Finanzwissensehaft,  dem 
zweiten  Theile  seines  „Systems  der  Nationalökonomie“  (1889). 
Wie  in  keinem  anderen  bisherigen  Werke  eine,  auch  formvollendete, 
Zusammenfassung  der  Ergebnisse  der  neueren  Arbeiten,  besonders 
der  deutschen,  auf  diesem  Gebiete,  mit  selbständiger  Stellungnahme 
und  Kritik. 

Weniger  zeigen  sich  diese  Einflüsse  in  dem  nunmehr  vorliegen- 
den Werke  des  Altmeisters  der  historischen  Nationalökonomie, 
Wilhelm  Roscher ’s,  seiner  Finanzwissensehaft,  dem  vierten 
Bande  seines  grossen  Systems  (1887).  Ein  Werk,  dessen  hohe  Ver- 
dienste trotzdem  nicht  verkannt  werden  sollen.  Sie  liegen  u.  E. 
allerdings  nicht  im  System,  nicht  in  der  Behandlung  der  Principien- 
fragen,  der  Begriffe,  der  administrativ-technischen  Seite  der  Steuer- 
fragen, wohl  aber  in  der  historischen  Betraehtungs-  und  Behand- 
lungsweise des  Gegenstands  und  der  feinfühligen  Verbindung  der 
Finanz-  und  Steuerfragen  mit  den  Angelegenheiten  des  gesummten 
Volks-,  Staats-,  Wirthschafts-  und  Cultnrlebens.  Aehnliche  Vorzüge, 
ähnliche  Mängel  trägt  W.  Vocke’s  eine  „allgemeine  Steuerlehre“ 
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mit  Ausläufern  in  die  specielle  darstellendes  Werk  „die  Abgaben, 
Auflagen  und  die  Steuer,  vom  Standpuncte  der  Geschichte  und 
der  Sittlichkeit“  (1887),  ein  Werk  eines  hervorragenden,  historisch 
und  theoretisch  gebildeten  Verwaltungsmanns,  das  auch  die  admi- 
nistrativ-technischen Seiten  gut  behandelt,  daneben  aber  freilich 
einen  specicllen  Fehler  hat.  Dieser  besteht  in  der  ebenso  unge- 
schichtlichen, wie  logisch,  systematisch,  theoretisch  und  practisch 
unhaltbaren  Ausscheidung  der  indireeten  Verbrauchssteuern  aus 
dem  Begriff  der  Steuer  und  in  der  einseitigen  Begünstigung  der 
Ertragssteuern  unter  der  directen  Besteuerung. 

Einen  umfassenden  Versuch  zur  wahrhaften  Staat s wirt- 
schaftlichen Grundlegung  der  Besteuerung,  theilweise 
im  Anschluss  an  Schaffte  und  den  Verfasser  dieses  Buchs,  aber 
mit  scharfer  kritischer  Stellungnahme  und  vielfacher,  mich  selten 
Überzeugender  Polemik  gegen  uns  und  gegen  andere  Neuere,  hat 
Emil  Sa x in  seiner  „Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirth- 
schaft“  (1887)  gemacht.  Ein  scharfsinniges  und  als  Versuch  einer 
Lehre  vom  Collectivismus  im  Wirtschaftsleben  beachtenswertes, 
aber  m.  E.  gleichwol  in  Methode  und  Ziel  zu  beanstandendes,  in 
Ergebnissen  vielfach  abzulehnendes  Werk.  In  schwerst  verständ- 
licher, übermässig  abstractcr  Form  geschrieben,  will  es  in  der 
„Staatswirthschaft“  nur  die  Einrichtung  zur  Befriedigung  von  Ge- 
meinbedürfnissen  sehen,  sie  nur  wirtschaftlich  erklären  und 
auch  in  Steuern  und  Gebühren  nur  collectivistische  Wertungsformen 
anerkennen,  womit  man,  selbst  wenn  man  diese  Auffassung  billigt, 
nur  noch  zu  keinerlei  Lösung  des  Steuerproblcms  gelangt. 

Auch  in  der  Gegenwart  fehlt  es  indessen  nicht  an  „conserva- 
tiven“  Finanz-  und  Steuertheoretikern , welche  die  genannten  Ein- 
flüsse der  neueren  Theorie  und  der  Praxis,  der  Stein  n.  a.  m. 
wenig  oder  gar  nicht  auf  sich  haben  einwirken  lassen,  sondern  in 
den  Geleisen  der  Autoren  der  30er  und  40er  Jahre,  der  Her- 
mann, Rau  u.  s.  w.  noch  heute  fahren.  Das  zeigt  ausser  der 
schon  erwähnten  zweiten  Auflage  Umpfenbach’s  auch  die  nicht 
unscharfe  aber  dürftige  und  unzulängliche  „allgemeine  Steuerlehre“ 
Helfcrich’s  im  Schönbcrg’schen  Handbuche. 

Die  grosse  neuere  wissenschaftliche  Bewegung  auf  diesem  wie 
auf  anderen  Gebieten  der  Politischen  Oekonomic  hat  sich  bisher 
noch  weniger  in  der  Finanzwissenschaft  als  selbst  in  der  sonstigen 
Nationalökonomie  bei  der  ausländischen  Literatur  von  Einfluss 
gezeigt,  namentlich  in  der  englischen  und  französischen 
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Dicht;  etwas  mehr  bereits  in  der  italienischen  und  nordame- 
rikanischen, deren  Vertreter  mehrfach  von  der  deutscher  Wissen- 
schaft auch  hier  berührt  worden  sind. 

§.7.  — V.  ZurBibliographie  der  neuesten  de  titschen 
Besteucrungsliteratur. 

In  Ergänzung  der  Darstellung  des  rangen  §.  6 werden  hier  eine  Anzahl  von 
Schriften  und  Aufsätzen  gruppenweise  zusammengestellt  und  einige  davon  noch  mit 
einigen  Bemerkungen  begleitet.  Im  Allgemeinen  ist  auf  die  Aufsätze  der  Fachzeit- 
schriften, der  Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesummte  Staatswisseusckaft, 
llildebraud  - Conrad’s  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  der 
Berliner  Vierteljahrschrift  für  Volkswirtschaft,  Hirth's  Annalen  dos 
Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  lteichs,  des  seit  1880  von 
Schmoller,  vordem  von  v.  Holtzcndorff  und  Brentano  herausgegebenen 
Jahrbuchs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirthsckaft  des 
Deutschen  Reichs,  jetzt  auch  des  Finanzarchivs  von  G.  Schanz  (seit  1884), 
und  zwar  insbesondere  auf  die  Jahrgänge  der  genannten  Zeitschriften  aus  den  letzten 
15 — 20  Jahren  zu  verweisen.  Sie  enthalten  alle  theoretische,  historische,  statistische, 
finanzpolitische  Aufsätze,  mancherlei  Materialien  über  Besteuerung,  viele  Besprechungen 
von  Steuerschriften,  auch  früher  die  Tübinger  Zeitschrift,  jetzt  Gonrad's  Jahrbücher 
und  besonders  das  Finauzarchiv  Bibliograph icen.  Es  würde  zuweit  führen  und  ist  bei 
der  leichten  Zugänglichkeit  dieser  Zeitschriften  nicht  geboten,  die  einzelnen  Aufsätze 
u.  s.  w.  hier  besonders  zusammenzustellen.  Nur  einige  von  allgemeinerer  Bedeutung 
für  die  Besteuerungslehre  werdeu  im  Folgenden  mit  genannt.  Manche  anderen  werden 
später  in  den  betreffenden  Abschnitten  dieses  Bandes  und  in  der  speciellen  Steuer- 
lehre citirt.  Mehrfach  koinineu  auch  die  Referate  und  Verhandlungen  volks- 
wirthschaftlichor  Versammlungen  (.Volkswirtschaftlicher  Congress,  Verein  für  Soeial- 
politik),  dann  die  Schriften  des  letzteren  Vereins  („Gutachten1')  in  Betracht. 

1.  Li beral  - individualistische  Richtung.  S.  die  Aufsätze  über  Be- 
stcaernng  und  einzelne  Steuern  in  Rentzsch,  Handwörterbuch  der  Volkswirtschafts- 
lehre. meist  von  Ein  minghaus.  Am  Schärfsteu  und  Characteristiscksten  J.  Kaue  her, 
Staats-  und  Commuualhudgets  in  seiner  Volkswirthaftlichen  Vierteijahrschrift  1863. 
II,  184;  — Al.  Meyer,  über  Stempelsteuern,  eh  1864,  III,  51  11.;  — K.  Braun. 
Staats-  und  Gemeindesteuern  im  Zusammenhang  mit  Staats-,  Heeres-,  Communal-  und 
Agrarverfassung,  eb.  1866.  II,  1 ; — Verhandlungen  des  volkswirtschaftlichen  Con- 
gresses  zu  Hamburg  über  die  Cotnmnnalsteuerfragc,  1867,  in  der  genannten  Zeitschrift 
1867,  III.  Zur  Kritik  alles  dessen  besonders  auch  Neumann's  Schriften. 

2.  Socialpolitische  und  verwandte  Richtungen.  Die  beiden  wich- 
tigsten grösseren  Schriften,  welche  im  Beginn  der  70er  Jahre  anregend  auf  die 
wissenschaftliche  Bewegung  wirkten,  sind  A.  Held,  die  Einkommensteuer,  iitianz- 
wissenschaftliche  Studien  zur  Keforrn  der  directen  Steuern  in  Deutschland,  Bonn  1872, 
und  Fr.  J.  Neu  manu  (Tübingen),  die  progressive  Einkommensteuer  im  Staats-  und 
Gemeindebaushalt,  Leipzig  1874  (zugleich  Bd.  VIII  der  Schriften  des  Vereins  für 
Socialpolitik). 

Die  He  Id 'sehe  Schrift  giebt  wesentlich  mehr  als  der  Titel  besagt.  Sie  enthält 
eine  werthvolle  umfasseude  kritische  Revision  der  allgemeinen  Stcueriebrc,  mit  grösseren 
literarisch-kritischen  Ausführungen.  Auf  letztere  sei  hier  besonders  für  die  Special- 
literatur, namentlich  die  ältere,  mit  verwiesen.  Der  Verfasser  hat  u.  A.  das  Verdienst, 
im  Anschluss  an  die  neuere  organische  Staats-  und  Rechtslehre  die  Auffassung  der 
Steuer  als  „Tausch“  des  Einzelnen,  dann  folgerichtig  das  Princip  von  „Leistung 
und  Gegenleistung“  mit  Erfolg  zu  bekämpfen.  Erfasst  auch  ganz  richtig-  jedes  Einzal- 
einkommen  als  Antbcil  an  dem  durch  gesellschaftliche  Cooperation  ent- 
stehenden Gesammteinkommen  auf  und  trägt  socialpolitischen  Rücksichten  in  Bezug  auf 
die  Besteuerung  der  Acrmeren  Rechnung  Aber  er  geht  in.  E.  nicht  immer  scharf 
genug  auf  diu  Pri ueipienfragen  ein  und  neigt  zu  sehr  zu  Cnmpromisscu  nach  Rechts 
und  Links,  was  mindestens  in  der  Theorie  unterbleiben  sollte.  Mit  seinen  Resul- 
taten nimmt  Held  eine  Art  vermittelnder  Stellung  ein,  womit  man  für  die  Praxis 
sich  vielfach  einverstanden  erklären  kann.  Die  principiellc  Nothwendigkeit  von 
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Ertragssteuern  neben  Einkommensteuern  wird  aber  wohl  zu  wenig  beachtet  und  das 
Streben  nach  einem  „rationellen  Steuersystem"  mit  Unrecht  verworfen  (s.  auch  Held, 
Socialismus,  Leipzig  1S7S,  S.  127).  Von  Held  ist  noch  zu  nennen:  zur  Lehre  von 
der  Ueberwülzuug  der  Steuern,  Tüb.  Ztschr.  186S  S.  421  und  kleinere  Eeferate  u.  dgl. 
in  Hildebrands  und  Conrads  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie,  so  1878,  11,  230 
rar  neueren  Literatur  über  die  Communalstcuerfrage,  in  B.  20  Uber  die  neuen 
preussischen  Steuergesetze. 

Neumann 's  auch  au  legislativem  und  statistischem  Material  besonders  reiche 
Schrift  ist  eine  der  bedeutendsten  Leistungen.  Sie  strebt  wohl  mit  Recht  noch  mehr 
als  Held  nach  prin cipi oller  Behandlung.  Sie  leistet  Erhebliches  für  die  Klar- 
stellung des  (iegeusatzes  der  beiden  Principieu  der  Besteuerung  „nach  dem  Interesse" 
und  nach  der  „Leistungsfähigkeit"  und  für  die  Feststellung  der  Fälle,  in  denen  eines 
ron  beiden  angemessen  ist.  Sie  hat  m.  E.  in  den  Ausführungen  gegen  Held  u.  A. 
meistens  Recht,  ln  ihrer  Befürwortung  der  Frogressivbesteueruug  stimme  ich  ihr  bei. 
Aber  cs  muss  doch  wohl  auch  hier  noch  weiter  auf  die  Rechts  principieu  in 
der  Volkswirtschaft  überhaupt  zurUckgegangeu  werden,  um  eine  feste 
Begründung  für  die  Progrcssivbesteuerung  zu  erlangen ; ferner  müssen  noch  weitere 
Conseijuenzen  hinsichtlich  der  Behandlung  der  Besteuerung  als  eines  berechtigten 
Mittels  zur  Beeinflussung  der  Einkouimenvertlieiluug  gezogen  werden,  was  Neumann 
S.  09)  abweist.  Von  ihm  ist  aus  etwa  derselben  Zeit  noch  zu  nennen:  das  kritische 
Referat  Uber  die  unten  genannten  (iutachteu  Uber  die  Communalsteuerfrage  in 
r.  Holtzendorff- Brentanos  Jahrbuch  des  Deutelten  Reichs  1877,  H.  3,  S.  132  ff.; 
dann  ..Ertragssteuern  oder  persönliche  Steuern  von  Einkommen  und  Vermögen?“  (mit 
besonderer  Beziehung  auf  Baden),  Froiburg  i.  Br.  1876. 

Seitdem  hat  Neu  manu  seine  Studien  über  Steuorpriucipien  fortgesetzt  und 
auf  die  Fragen  dor  Terminologie,  Begriffsbestimmung  und  Classification 
der  öffentlichen  Einnahmen,  besonders  der  Steuurn,  ticbohren.  Beitrage  ausgedehnt, 
Arbeiten,  in  denen  sich  Manches  wiederholt,  aber  wobei  die  eigenen  (iedanken  immer 
von  Neuem  revidirt  und  corrigirt  werden:  Manches  ist  nur  begonnen,  zum  Abschluss 
gebracht  bisher  nur  Einiges.  Die  Form  dieser  Arbeiten  ist  spröde,  mitunter  verliert 
sich  der  Verfasser  wohl  etwas  in  Mikrologie  und  Spiutisiruug.  Aber  sein  spürender 
Scharfsinn  tritt  überall  hervor  und  sein  Ziel,  seine  Methode,  seine  Ergebnisse,  seine 
Kritik  Anderer  (z.  B.  geistreicher  Schnell-,  aber  Flüchtigdenker  wie  Stein's)  sind 
bedeutend.  Ich  gestehe  gern.  Vieles  von  ihm  gelernt  zu  halten  und  seiner  Kritik, 
auch  wo  sie  mich  selbst  betrifft,  öfters  Recht  geben  zu  müssen.  Au  Literaturkenutuiss, 
>n  Kenntniss  manches  kleineren  Einzelnen  aus  der  Verwaltung  des  Steuerwesens  ist 
Neumann  reich,  seine  Arbeiteu  strotzen  von  bezüglichen  Details,  aus  denen  Vieles  zu 
lernen  ist.  In  dem  Allen  stellt  Neumann  einen  in  seiner  Weise  berechtigten  Gegen- 
satz mit  seiner  oft  bekrittelten  „Mikrologie"  gegen  die  „grossen  Wurfe"  von  „Makro- 
logen“ wie  Stein,  Schaffte  und  mit  seinen  scharfen  Begriffsbestimmungen  und 
seiner  durchdachten  Terminologie  gegen  diese  und  gegen  die  meisten  Schriftsteller 
der  „historischen“  Richtung  dar.  Sein  klares,  scharfes,  folgerichtiges  Denken  steht 
mit  seinem,  freilich  in  schwerer,  mitunter  weuig  geniessbarer  Form  gebotenen  Ergeb- 
nissen doch  recht  beachtenswerth  neben  den  blossen  „historischen  Descriptionen“, 
deren  Verfasser,  auf  Begriff  liches  herabscheud,  gleichwohl  auf  Schritt  und  Tritt  mit 
Kategorieeu  wie  „Steuer",  „Abgabe",  „Gebühr",  „Leistung"  u.  s.  w.  arbeiten  müssen, 
ohne  je  etwas  Klares,  Präcises,  Uebereinstimmendes  darunter  zu  verstehen.  Wie  sehr 
bitte  z.  B.  ein  Werk  wie  das  Waitz'scho  gewonnen,  wenn  es  in  seinen  Darstellungen 
der  Finanzverhaltnissc  etwas  von  Neumann  scher  Präcisiou  der  Ausdrücke  und  Begriffe 
besässe  (vgl.  z B.  die  Citate  in  meiner  Fin.  III.  44),  und  wie  gälte  das  vollends  von 
den  fleissigen  Archivexcerpten  historisch-nationalökonomischur  „Forscher",  die  gegen- 
wärtig als  „finanzwissenschaftliche“  und  „nationalökonomische“  Arbeiteu  ausgegebeu 
werden  I Es  verdient  gerade  Anerkennung,  dass  Neumann  in  einer  Zeit,  die  der  Rich- 
tung seines  Geistes,  seiner  Arbeiten  nicht  hold  ist,  auf  diesem  spröden,  aber  schwierigen 
Felde  beharrlich  fortarbeitet.  Etwas,  das  auch  vom  Standpuncte  wissenschaftlicher 
Arbeitstheilung  Billigung  verdiente. 

Auf  der  andern  Seite  ist  wohl  zuzugebeu,  dass  Neumann  für  die  schliesslich 
doch  massgebende  Bedeutung  der  „grossen  Gesichtspuucte",  des  „Gesammtwurfs“ 
Anderer,  z.  B.  eines  Stein,  Schäfflu  mehr  Anerkennung  haben  könnte  und  m.  E. 
haben  sollte;  dass  er  auch  in  der  Polemik  öfters  zu  scharf  und  einseitig  ist,  indem 
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er  die  Möglichkeis  und  wenigstens  bedingte  Berechtigung  verschiedener  Stand- 
puncte,  z.  B.  bei  den  Begrillsbestimmungen,  Classificationen,  etwa  in  der  Frage  der 
Unterscheidung  directer  und  indirecter  Steuern,  Gebühren  und  Steuern  (auch  mir 
gegenüber)  nicht  genügend  in  Erwägung  zieht,  während  er  doch  selbst  bei  Definitionen 
das  „Ungefähre“  des  Zutreflens  als  allein  erreichbar,  aber  auch  ausreichend 
bezeichnen  muss  (s.  seine  „Steuer“  S.  40).  Seine  eingeschalteten  Ausrufungszeichen 
stellen  dem  Anderen  oft  ein  gar  zu  grosses,  aber  unverdientes  Armuthszeugniss  in 
Betreff  der  Denkfähigkeit  aus.  Auch  verfuhrt  ihn  m.  E.  seine  Neigung  und  Fähigkeit 
zu  scharfen  Unterscheidungen,  z.  B.  in  der  Frage  der  Classification  der  öffentlichen 
Einnahmen,  der  Steuern  dazu,  obgleich  er  das  Fliessende  dieser  Dinge  in  den  Fällen 
der  Praxis,  z.  B.  bei  gewissen  Abgabearten,  selbst  zugeben  muss,  bisweilen  auf  die 
vielleicht  an  sich  richtigen,  aber  doch  nicht  hervorragend  wichtigen  Ergebnisse  seiner 
Untersuchungen  zu  viel  Werth  zu  legen.  Ich  könnte  z.  B.  seinem  Schema  der  Ein- 
nahmearten iu  seiner  Schrift  „Die  Steuer"  ganz  zustimmen  — was  ich  Übrigens  nicht 
vollständig  thue  — , und  dennoch  eine  Darstellung  der  Einnahmen  und  spcciell  der 
(iebuhren  und  Steuern  in  einem  Werke  wie  dem  vorliegenden  genau  nach  diesem 
Schema  für  ungeeignet  halten,  vielmehr  meinen,  dass  hier  eine  Zusammenfassung  zu 
grösseren  Gruppen,  unter  Hinwegsetzung  über  die  subtilen  Unterscheidungen  des 
Neumann’schen  Schemas,  das  Richtigere  sei.  Das  ist  auch  meine  Ansicht,  und,  von 
anderen  Gründen , wie  sie  oben  S.  2 schon  angedeutet  wurden,  abgesehen , auch  der 
sachliche  Grund,  warum  ich  im  Wesentlichen  an  der  Classification,  die  ich  im  1.  Bande 
gab,  und  an  meiner  Terminologie  und  Begriffsbestimmung  festhalte.  Ich  möchte 
das  Neumann  gegenüber,  grade  weil  ich  seinen  Arbeiten  vielen  Dank  schulde,  auch 

mit  ähtdichen  Erwägungen  motiviren,  wie  sie  ihn  in  seiner  „Stener“  (S.  40  ff.),  wie 

schon  bemerkt,  zu  Gunsten  eines  „u.  s.  w.“  oder  „u.  dgl.  m “ sogar  — und  m.  E.  mit 

Hecht  — bei  Definitionen  bestimmen.  Auch  meine  Auffassung  der  Gebühren,  der 

Beiträge,  der  directen  und  indirecten  Steuern,  mancher  Fragen  der  Steuerprincipien 
und  des  Steuersystems  habe  ich  überall  an  Ncumann'schen  Einwendungen  geprüft, 
ihm  öfter  Hecht  gegeben  und  doch  in  der  formellen  und  materiellen  Behandlung  nur 
wenige  Aeuderungen  vorgenommen,  gewiss  weniger  als  es  Neumann  für  geboten  hält. 
Dazu  haben  mich  daun  aber  andere,  m.  E.  aber  auch  in  Betracht  kommende  Gründe 
bestimmt  oder  wiedernm  die  Ansicht,  dass  in  einem  Werke  wie  diesem  eine  Zusammen- 
fassung von  Dingen,  die  nur  kleine  Unterschiede  oder  fliessende  zeigen,  mindestens 
statthaft  und  öfters  das  Zwcckmässigere  ist.  Neumann  sollte  in  solchen  Fällen  nicht 
immer  gleich  denken,  dass  „Andere“  nicht  auch  Uber  solche  Fragen  der  Classification, 
Definition,  Terminologie  nachgedacht  haben,  wenn  sie  von  ihm  abweicben.  Zur 
logischen  Schulung  möchte  ich  indessen  nichts  mehr,  als  das  Studium  der  Neu- 
mann'schen  Arbeiten  empfehlen. 

Die  hichergehörigen  Arbeiten  Neumann's  sind  vomemlich  die  folgenden:  „die 
Steuer  nach  der  Steuerfähigkeit,  Beitrag  zur  Kritik  und  Geschichte  der  Lehren  von 
der  Besteuerung“,  2 Aufsätze  in  Conrads  Jahrbüchern  B.  35  u.  36  (N.  F.  1 u.  2, 
1880 — 81,  übrigens  unvollendet),  reichen  literar-  und  dogmengeschichtlichcn  Inhalts 
(u.  A.  mit  Eingehen  auf  Begriff  nnd  Wesen  der  „Gerechtigkeit"  bis  zurück  zu  den 
griechischen  Philosophen).  — „Schwebende  Finanzfragen,  Unterscheidung  directer  und 
indirecter  Steuern  und  zur  Keforni  der  directen  Steuern  in  Deutschland“.  2 Artikel  in 
Schmoller's  Jahrbuch  1862,  II  (VI.  Heft,  3 u.  4),  anknupfend  an  Schäffle’s  Steuer- 
politik, die  scharf,  aber  mit  viel  zu  einseitiger  Hervorhebung  der  Mängel,  kritisirt 
wird.  — „Das  öffentliche  Interesse,  mit  Bezug  anf  das  Gebühren-  und  Steuerwesen, 
die  Expropriation  und  die  Scheidung  von  Privat-  und  öffentlichem  Recht“,  in  Hirth’s 
Annalen  1880.  — Die  selbständige  Schrift : „Die  Steuer,  1.  Band,  die  Steuer  und  das 
öffentliche  Interesse,  eine  Untersuchung  Uber  das  Wesen  der  Steuer  und  die  Gliede- 
rung der  Staats-  und  Gemeindeeinnahmen"  (Leipzig  1887),  eine  Schrift,  worin  der 
Gegenstand  des  vorgenannten  Aufsatzes  aufgenommen  und  fortgeführt  wird.  Darin 
ein  umfassendes,  genauer  begründetes  Schema  der  öffentlichen  oder  Staats-  bezw. 
Gemeindeeinnahmen  i.  o.  S.  S.  552  ff.  Vgl.  Kriedberg’s  Besprechung  dieser  Schrift 
in  Conrad’s  Jahrbüchern  Band  51  (N.  F.  17)  S.  548  ff.  — Zur  Ergänzung  ausserdem 
der  Aufsatz  über  die  Wehrsteuer  im  Finanzarchiv  Band  IV  (18S7)  (unvollendet)  und 
der  (ebenfalls  unvollendete)  Aufsatz  „der  Preis  unter  dem  Einfluss  des  Eigennutzes“, 
Tübinger  Zeitschrift  B.  30  (1880)  und  die  Abhandlung  Uber  Preis  im  Schönberg'schen 
Handbuch,  besonders  in  der  2.  Auflage  (I,  270). 
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Zum  Theil  auch  mit  Fragen  der  Artcnbestiuiuung  der  Einnahmen  beschäftigt 
sieb  K.  Knies  in  einer  Rcctorredc  „Finanzpolitische  Erörterungen"  (Heidelberg  1871). 

Aehuliche  Ziele  wie  Neutnann.  aber  zum  Theil  auf  anderem  Wege,  verfolgt  die 
fleissige  uud  tüchtige  Schrift  von  Robert  Meyer  (Wien),  „die  Principien  der  ge- 
rechten Besteuerung  in  der  neueren  Finauzwissenschaft"  (Berlin  1884),  mit  umfassender 
Dogmengeschichte  und  eigenen  Ergebnissen,  denen  ich  nicht  Überall  beistimme;  Ab- 
lehnung meiner  „socialen  Aufgabe"  der  Besteuerung  uud  meiner  Scheidung  des  rein 
finanziellen  und  des  socialpolitischen  Standpuncts  in  der  Frage  der  Gerechtigkeit  (etwas 
unklar,  mehr  formell  als  materiell  von  mir  verschieden).  Dazu  die  Selbstanzeige 
des  Verfassers  in  Schmoller’s  Jahrbuch.  VIII  (1884),  981.  Von  demselben  Autor: 
„das  Wesen  des  Einkommens"  (Berlin  1S81),  ebenfalls  eine  dogmengeschichtliche  und 
theoretisch-kritische  Arbeit  von  Werth  auch  für  die  Steuerlehre.  — Verwandter  Rich- 
tung sind  neuere  Arbeiten  zur  Lehre  von  der  Steuerüberwälzung,  zugleich  von 
allgemeinerer  Bedeutung  für  die  Steuerlehre,  besonders  die  allgemeine,  sowie  für 
Fragen  des  Steuersystems  und  der  Steuerarten:  v.  Falck  (Dorpat),  „kritische  Rück- 
blicke auf  die  Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  seit  A.  Smith“  (Dorpat  188:1); 
Kaizl,  die  Lehre  von  der  Ueberwälzung  der  Steuern  (Leipzig  1882);  Kleinwächter, 
zwei  steuertheoretische  Fragen  (Abwälzung,  Verhältnisse  der  Steuern  zu  einander), 
Kinanzarchiv  III  (1886).  Als  Gegenstück  die  besonders  auch  methodologisch  werth- 
vollen „inductiven“  Untersuchungen  in  Betreff  des  Stenerüberwälzungsproblems  von 
G.  Schanz,  „zur  Frage  der  Ueberwälzung  indirecter  Verbrauchssteuern  auf  Grund 
des  baierischcn  Malzaufschlags“,  in  Schmoller's  Jahrbuch  VI  (1882),  mit  einer  späteren 
Fortsetzung  in  der  „Allgemeinen  Zeitung“,  und  von  E.  Laspeyres,  über  die  Ein- 
wirkung der  Aufhebung  der  preussischen  Mahl-  und  Schlachtstcuer  auf  die  Preise 
iu  der  Oesterreichischen  Statistischen  Monatsschrift  1877  (III). 

§.  8.  Weitere  neuere  Arbeiten,  welche  auch  für  die  allgemeine  Steuerlehrc  und 
für  wichtige  Principienfragen  bcachtenswerth  sind,  sind,  wiederum  sachlich  gruppirt, 
die  folgenden:  Vielfach  von  allgemeinerer  steuertheoretischor  Bedeutung  ist  die 

Specialliteratur  Uber  Personal-,  Einkommensteuern  u.  dgl.  So:  Gutachten 
über  Personalbesteuerung  (Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik,  III,  1878); 
bervorzuheben  dasjenige  von  E.  Nasse,  mit  der  richtigen  Zurückdrängung  der  Frage 
gerechter  Steuervertheiluug  auch  in  der  Theorie  hinter  diejenige  der  Deckung  des 
Bedarfs.  Im  Anschluss  daran:  Verhandlungen  über  Einkommensteuer,  in  der  3.  Ver- 
sammlung des  Vereins  für  Socialpolitik  in  Eisenach,  1875,  mit  den  Referaten  von 
Gensei  und  Held,  Schriften  Band  XI.  — v.  Scheel,  progressive  Besteuerung, 
Tübinger  Zeitschrift  31  (1875),  principioll  scharf.  — Glattstem,  Steuer  vom  Ein- 
kommen, Leipzig  1876  (Dissertation).  — H.  Schmidt,  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
miuimums.  Leipzig  1877  (Dissertation).  — 0.  Peucker,  über  die  Befreiung  einer 
gewissen  Classe  von  Staatsbürgern  von  der  persönlichen  Besteuerung.  Göttingen  1877 
Dissertation).  — J.  Lehr,  kritische  Betrachtung  der  Gründe  für  und  wider  den  pro- 
gressiven Steuerfuss,  Ilildebrand’s  Jahrbücher,  B.  29.  Derselbe.  Capitalisirungs- 
steuer,  Zinsrentensteuer  und  Doppelbesteuerung.  Tübinger  Zeitschrift  1877.  — 

G.  Cohn,  die  Einkommensteuer  im  Kanton  Zürich,  aus  Aufsätzen  im  34.,  35.,  36. 
Bande  der  Conrad’schen  Jahrbücher  und  im  37.  Bande  der  Tübinger  Zeitschrift  zu- 
- .»mmenfassend  in  den  „Volkswirthschaftlichen  Aufsätzen“,  Stuttgart  1882;  dazu:  die 
Steuerreform  im  Kanton  Zürich  u.  s.  w.  im  Finanzarchiv,  B.  I (1884)  und  in  den 
„Kationalökonomischen  Studien“  (Stuttgart  1 886),  wichtige  und  geistvolle  Arbeiten  von 
allgemeiner  steuertheoretischer  Natur.  — König,  die  Meldangabe,  im  Finanzarchiv  11 
.1885),  desgl.  C.  Burkart  eb.  III.  — v.  Bilinski,  Luxussteuer  als  Correctiv  der 
Einkommensteuer,  Leipzig  1875.  — Speiser,  Verbot  der  Doppelbesteuerung  (Zeit- 
schrift für  schweizerisches  Recht,  B.  VI,  1886). 

Im  Allgemeinen  darf  ich  mich  hier  auf  meine  umfassende  Abhandlung  über 
„directe  Steuern“  (Spccielle  Steuerlehre,  I.  Theil:  Ertrags-,  Personal-,  Einkommen-, 
Vermögenssteuern)  im  Schön berg'scheu  Handbuch  (besonders  2.  Aull,  im  B.  III) 
beziehen,  wo  die  wichtigeren  Principienfragen  mit  behandelt  sind.  Zugleich  einst- 
weilen ein  Ersatz  für  meine  in  diesem  Finanzwerk  noch  mangelnde  systematische 
sjiecielle  Steuerlehre  (für  Band  IV  in  Aussicht  genommen). 

Für  die  allgemeine  Stcuerlehre  und  zum  Theil  auch  für  die  Gebührenlehre  kommt 
ferner  in  Betracht  die  Specialliteratur  über  Gebühren,  Verkehrssteuern, 
Börsensteuern  u.  dgl.,  so:  die  vortrefflichen  Abhandlungen  von  Schall  über 
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Gebühren  und  Verkehrssteuern  im  Schönberg’schen  Handbuch  (2.  Aull. , III).  — 
K.  Friedberg,  die  Böreensteuer.  Berlin  1876.  Derselbe,  zur  Theorie  der  Stempei- 
steuem,  Hildebrand’s  Jahrbücher  B.  38.  — G.  Cohn,  Uber  die  finanzielle  Behandlung 
der  Verkehrsanstalten,  in  Schmoller’s  Jahrbuch  X (1886). 

Sodann  die  für  Prineipienfrageu  und  allgemeine  theoretische  Kragen  besonders 
wichtige  Erbschaftssteuer-Literatur,  so:  v.  Scheel,  Erbschaftssteuern  und  Erb- 
rechtsreform, 2.  A.,  Jena  1875.  besonders  klar  und  scharf.  — J.  Baron,  zur 
Erbschaftssteuer.  Hildebrands  Jahrbücher  B.  20.  — Geffckon,  Erbrecht  und  Erb- 
schaftssteuer. in  Schmoller’s  Jahrbuch  V (1881).  — U.  Bacher,  die  deutschen  Erb- 
sc.hafts-  und  Schenkungssteuern,  Leipzig  1886.  — Krüger,  die  Erbschaftssteuer, 
Tübingen  1889  (Dissertation). 

Weiter  in  Betreff  der  Besteuerung  von  Coujuncturcngewinnen  (Bau- 
stellen): Gutachten  G.  llanssen's  betr.  die  Bremischen  Grundsteuerrerhältnisse, 
Bremen  1877,  und  dazu  „gutachtliche  Aousserungen"  über  dies  Gutachten,  von  Ver- 
schiedenen. worin  (u.  A.  in  meiner  Aousscrungl  die  principiellc  Seite  der  Frage 
borührt  wird. 

Endlich  Uber  sociale  Steuerpolitik  im  Allgemeinen  die  zu  wenig  be- 
achtete Schrift  von  Constantin  Frantz,  „die  sociale  Steuerreform,  als  die  conditio 
sine  qua  non.  wenn  der  socialen  Revolution  vorgebeugt  werden  soll“.  Mainz  1881. 
Vgl.  auch  meine  kleine  Schrift:  „über  die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  und 
über  sociale  Steuerreform“,  zwei  Landtagsreden,  Berlin  1883.  — Dann  meine  zwei 
Aufsätze  Uber  „Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus“  in  der  Tübinger  Zeit- 
schrift. 1837. 

Wichtig  für  allgemeinere  Principienfragen  über  Besteuerung  ist  ausserdem  auch 
die  Literatur  über  Wehrsteuer.  S.  darüber  den  Anhang  zu  meiner  Abhandlung 
„directe  Steuern“,  im  Schönberg’schen  Handbuch,  2.  Aull.  S.  SIS.  eb.  eine  Ucber- 
sicht  der  Literatur.  Besonders  hervorzuheben  die  Arbeiten  G.  Cohn's,  Tübinger 
Zeitschrift  B.  35,  Conrad's  Jahrbücher  B.  34  und  in  Cohn’s  Volkswirtschaftlichen 
Aufsätzen  S,  177  ff.;  jetzt  auch  die  oben  S.  20  schon  genannte  Abhandlung  von 
Reumann  im  Finanzarchiv. 

§.  9.  — 3.  Von  besonderer  Bedeutung  für  wichtige  allgemeine  theoretische  und 
principiclle  Fragen  ist  die  neuere  Literatur  Uber  Communalbesteucrung,  indem 
darin  die  grundsätzlichen  Verschiedenheiten  zwischen  dieser  Besteuerung 
und  der  Staatsbesteuerung  untersucht,  Consequenzen  für  die  Wahl  der  Steuerarten 
gezogen  und  auf  die  verschiedenen  Steuerarten  selbst  wieder  Licht  geworfen  wird. 
Besonders  hervorzuheben:  die  unter  dem  Titel  „die  Commuualsteucrfrage“  in  B.  XII 
der  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  veröffentlichten  zehn  Gutachten  (1877), 
worunter  die  von  Ernst  Meier,  v.  Keitzenstein . Nasse  hervorzuheben  sind. 
Letzterer  führt  den  Nachweis,  dass  in  der  Communalbesteuerung  auch  Ertrags- 
steuern geboten  soien.  wodurch  das  Problem  über  eine  der  älteren  Arbeiten  Neu- 
mann's  hinaus  gefördert  wurde.  An  jene  Gutachten  knüpften  sich  die  Verhandlungen 
auf  der  Versammlung  in  Berlin  (1877)  an,  mit  den  Referaten  von  mir  und  Wegner 
(Schriften  B XIV).  Mein  Referat  überarbeitet  und  weiter  ausgefuhrt,  selbständig 
unter  dem  Tito!  „die  Communalsteuerfrage“,  Leipzig  1878.  — Zu  vergleichen,  zum  Gegen- 
satz, die  oben  S.  1 8 unter  Nr.  1 schon  erwähnten  Verhandlungen  des  wolkswirthschaft- 
lichen  Congresses.  — R.  Fried  berg.  die  Besteuerung  der  Gemeinden,  Berlin  1S78. 
scharf  und  klar,  in  den  Ergebnissen  beachtenswertli.  — r.  Bilinski,  die  Gemeinde- 
besteuerung  und  deren  Reform,  reichhaltig,  aber  in  der  Vertretung  des  Grundsatzes 
der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  in  der  Gemeinde  zu  weit  gehend,  ebenso 
in  der  Empfehlung  der  Miethsteuer  als  Gemeindesteuer.  — R Gneist,  zur  Steuer- 
reform in  Preussen , Berlin  1878  (Land tagsrede).  Derselbe,  die  deutsche  Finanz- 
reform durch  Regulirung  der  Gemeindesteuern,  Berlin  1881,  zu  einseitig  vom  öffentlich- 
rechtlichen  Standpuncte  unter  ZurUckschiebuug  des  volkswirthschaftlichen , auch  iin 
Versuch  unhaltbar,  ein  complicirtes  Problem  mittelst  einer  kurzen  Formel  zu  lösen 
(Zölle  und  Verbrauchssteuern  für  das  Reich,  Einkommensteuern  für  den  Staat.  Ertrags- 
bez.  Realsteuern  für  die  Gemeinde)  und  britische,  schon  dort  nicht  mehr  richtige 
Verhältnisse  zu  einer  allgemeinen  Theorie  zu  erheben  (vgl.  meine  Fin.  111,  346).  — 
Vgl.  dazu  Schmoller,  Theorie  und  Praxis  der  deutschen  Steuerreform,  Jahrbuch  V. 
1881,  besonders  S.  425  ff.  — Am  Wichtigsten,  reichhaltig  an  Material,  bedeutsam 
nach  der  principiellen  Auffassung  und  nach  der  verwaltungsrechtlicheu  Seite  eine 
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Reihe  vortrefflicher  Arbeiten  von  v.  Reitzenstein  i früher  Bczirkspräsident  in  Metz): 
„communales  Finanzwesen"  in  der  2.  Auflage  des  Schönberg’schen  Handbuchs ; „Uber 
indirecte  Verbrauchsabgaben  der  Gemeinden.  Beitrag  zur  Reform  der  Gemeinde- 
steuern", in  Conrad’s  Jahrbüchern  1884,  B.  42  (N.  F.  8),  43  (9),  1889  Bd.  52  (18), 
besonders  eingehend  über  Frankreich  («gl.  Fiu.  III.  885),  Belgien,  Holland;  „nber 
finanzielle  Concurrcuz  von  Gemeinden.  Cominnnalverbänden  und  Staat“,  5 Artikel  in 
Scbmollers  Jahrbuch  XI  u.  XII,  188"  u.  1888.  — Vielfach  wird  das  principietle 
Problem  der  Commuoalsteucrfrage  auch  in  den  Arbeiten  Noumanu’s  berührt.  Zum 
Theil  hierher  gehörig  auch  die  weiter  ausgreifende  umfassende  Abhandlung  von 
Mischlcr.  „die  Subjecte  der  Finanzwirthschaft“,  im  Finanzarchiv  IV  (1387). 

4.  Von  anderer  neuerer  deutscher  Literatur  Uber  Besteuerung  im  Allgemeinen 
sind  etwa  noch  zu  nennen:  E.  Laspeyres,  Abh.  „Staatswirthschaft“,  in  Bluntschli's 
Staatswörterbuch  B.  X (aus  1866),  allgemein  wichtige,  beachtenswerthe  Arbeit.  — 
Constantin  Rössler,  Gesichtspuncte  der  Steuerpolitik,  Berlin  1868.  — Eisenhart, 
Kunst  der  Besteuerung,  Berlin  1868.  — K.  Walcker.  die  Selbstverwaltung  des  Steuer- 
wesens und  die  russische  Steuerreform,  Berlin  1869.  — H.  Maurus,  moderne  Be- 
steuerung und  Besteuerunvsreform  vom  Standpuncte  des  gemeinen  Rechts,  Heidelberg, 
1870  (viel  Originelles,  aber  mit  radicalem  Doctrinarismus  und  willkürlicher  Construction 
eines  „gemeinen  Rechts"  verbunden).  — H.  Scheffler.  „die  Regelung  der  Steuer-, 
Einkommen-  und  Geldverhtiltnisse  und  das  natürliche  Wahlrecht“,  Berlin  1887,  (kennt- 
nisreicher, vielseitiger  Schriftsteller,  aber  Dilettant  auf  diesem  Gebiete).  — Wohlt- 
mann.  die  Grundsteuer  und  das  Programm  der  directen  Besteuerung,  Leipzig  1885. 
— Auch  die  Abhandlung  von  M eisei  Uber  „Unrecht  und  Zwang  im  Finanzwesen“, 
Finanzarchiv  V,  1388,  welche  sich  speciell  auf  Fragen  des  Finanz-  und  Steuerstraf- 
rechts bezieht,  ist  für  die  allgemeine  Steuerlehre  und  für  gewisse  Grundfragen  der- 
selben bemerkenswert!!. 

§.  10.  — 5.  Literatur  der  Steuerreformfragen,  vornemlich  deutsche. 
Manche  Schriften  und  Aufsätze  der  vorausgehendeu  Literaturgruppen  beschäftigen 
sich  auch  hiermit,  so  besonders  die  Gutachten.  Referate,  Verhandlungen  des  Vereins 
für  Socialpolitik,  die  Schriften  Neumann 's,  die  Communalsteuerliteratur.  Beachtens- 
werthes  auch  Uber  allgemeinere  steuertheoretische  Puncto  findet  sich  aber  auch  in 
Gelegenheits-  und  ähnlichen  Schriften,  welche  schwebeudo  Steuerfragen  einzelner 
Linder  de  lege  ferenda  behandeln  oder  neue  Steuergesetze,  mit  Rücksicht  auf  die 
darüber  geführten  parlamentarischen  Verhandlungen,  kritisch  beleuchten.  Die  be- 
treuende Literatur  gehört  indessen  mehr  zur  specicllen  Steuerlehre,  wo  sie  eventuell 
näher  anzugebeu  ist  (vgl.  Band  3 u.  tf.  dieses  Werks).  Besonders  stolfreich  hier 
Hirth’s  Annalen  und  jetzt  namentlich  Schanz'  Finanzarchiv,  welches  Uber  neuere 
Steuerreformen  einzelner  Länder,  namentlich  kleinerer  deutscher,  aber  auch  anderer, 
so  Italiens  (von  Ricca-Salerno),  Russlands  (von  v.  Käussler)  treuliche  und  um- 
fassende Arbeiten  gebracht  hat. 

Für  die  allgemeine  Steuerlehre  ist  aus  dieser  Literatur  diejenige,  welche 
Fragen  der  directen  Steuern,  besonders  der  Einkommensteuern  behandelt,  die 
wichtigste.  Aber  auch  die  Rcfurmfragen  auf  dem  Gebiete  der  Verkehrsbesteueruug 
(Stempel-,  Börsensteuer),  der  inneren  indirectcu  Verbrauchsbesteuerung 
(Tabaksteuer,  besonders  M o n o p o 1 , Branntweinsteuer.  Zuckersteuer  u.  a.  m.) 
haben  doch  regelmässig  mehr  oder  weniger  auf  allgemeinere  Steuerfragen  bingefuhrt. 
Nicht  in  demselben  Maasse  gilt  dies  von  den  Zollreformfragen,  wo  vornemlich 
nur  die  Kämpfe  über  Freihandel  und  Schutzzoll  sich  erneuert  haben.  Jedoch  hat  die 
Rückkehr  zum  agrarischen  Schutzzoll  (Deutschland.  Frankreich,  s.  Fin.  Ul.  §.  322, 
u.  a,  L.)  auch  wieder  zu  wichtigen  steuertheoretischen  Erörterungen,  in  Betreff  der 
Ueberwälzungsfrage.  der  Einwirkung  des  Zolles  auf  den  Preis,  und  in  Betreff  der 
Besteuerung  nothwendiger  Lebensmittel  (äbulich  wie  bei  Tabak,  Zucker,  Petroleum) 
Anlass  gegeben. 

An  dieser  Stelle  werden  nur  einige  bezügliche  Arbeiten  vornemlich  Uber  directe 
Besteuerung  hervorgehoben. 

Geber  deutsche  Steuerreformen  im  Allgemeinen:  Geffcken,  Reform  der 
deutschen  Reichssteuern.  Heilbronn  1879,  derselbe,  die  Steuerreform  in  ihrer 
neuesten  Gestalt,  in  Conrads  Jahrbüchern  B 39  (N.  F.  5),  1SS2.  — A.  Wagner,  Uber 
die  schwebenden  deutschen  Finanzfrageu,  Tübinger  Zeitschrift,  1879  — Gneist  und 
Schmoller  in  den  oben  S.  22  schon  genannten  Aufsätzen.  — Eilers,  Beitrag  znr 
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{jeschichte  der  Steuerreform  im  Reiche  uud  in  Preussen  (halbamtlich),  Burliu  1681. 

— G.  Schanz,  der  preussischo  Staatshaushalt  u.  s.  w.  uud  die  Mittel  zu  seiner 
Sauirung,  Fiuanzarchiv  IV  (1867).  — Ganz  im  Allgemeinen  Schäffle's  Grundsätze 
der  Steuerpolitik  (s.  u.)  uud  N ein» n n 's  genannter  Aufsatz  in  Schmoller’s  Jahrbuch 
B.  VI  (1882). 

Speciell  über  die  Reform  der  directen  Steuern,  besonders  der  Einkomme  u- 
steueru  im  Allgemeinen,  namentlich  im  Deutschen  Reich  und  den  Einzclstaaten,  ver- 
schiedene stoffreichc  Aufsätze  uud  Materialiensammlungen  in  Hirth’s  Annalen,  nament- 
lich von  Burkart.  Jahrgang  1875.  1870,  1877,  1879,  1880  u.  a.  m. 

Ueber  Preusseu:  E.  Kasse,  Bemerkungen  über  das  prcussische  Steuersystem, 
Bonn  1861.  — Kries,  Vorschläge  zur  Regelung  der  Grundsteuer  in  Preussen.  Berlin 
1855  Derselbe,  Uber  Ergebnisse  der  prcussischen  Einkommensteuer  und  Vor- 
schläge zu  deren  Verbesserung,  Tübinger  Zeitschrift  XI  (1855)  u.  XII.  — Bossart, 
Reform  des  Systems  der  directen  Steuern  in  Preussen  und  Deutschland,  Berlin  1879. 

— r.  Gzuduochowski,  Steuerreform  u.  s.  w.  in  Preussen,  Bcrliu  1875  (gut  gemeint, 
aber  ganz  unklar). 

Geber  Baiern:  Helfcrich,  Reform  der  directen  Steuern  in  Baiern.  Tübinger 
Zeitschrift.  1873,  2 Artikel.  — Vocke.  verschiedene  Artikel  über  die  baierischen 
directen  Steuern  in  der  Tübinger  Zeitschrift,  1604.  65,  6S.  73,  74.  75. 

Ueber  Königreich  Sachsen  und  seine  neue  prinzipiell  und  practisch  wichtige 
Reform  der  directen  Steuer:  Aufsätze  von  Gensei,  in  Hirths  Annalen  1874,  75,  76, 
kritische  Besprechungen  von  Conrad  in  den  Jahrbüchern  B.  16.  21.  32,  Gensei 
eb.  in  B.  44  (N.  1".  10),  Uber  practische  Anwendung  der  Einkommensteuer  (auch  fUr 
die  Theorie  der  Frage  beachtenswortb). 

Ueber  Wärtern  be  rg:  Ilack,  Gemeindesteuerroform,  Tübinger  Zeitschrift,  1872. 

— v.  Riecke,  die  directen  Steuern  vom  Ertrag  und  vom  Einkommen  in  Würtemberg. 
Stuttgart  1892.  — Huber,  der  Abschluss  der  wurtembergischen  Steuerreform,  Stutt- 
gart 1887. 

Ueber  Baden:  der  ältere,  noch  heute  allgemein  und  für  die  Stoucrtheorie  be- 
achtenswcrthe  Aufsatz  von  Helferich,  „Uber  die  Einführung  ciuer  Kapitalsteuer  in 
Baden",  Tübinger  Zeitschrift  1846,  B.  3.  Ueber  die  neuere  Reform  der  directen 
Steuern  in  den  70er  und  80er  Jahren:  Hecht,  die  badische  Steuerreform  u.  s.  w., 
Mannheim  1 ^74 , derselbe  in  Conrad's  Jahrbüchern,  B.  27,  derselbe  in  Hirth's 
Annalen  1876  (mit  Material,  Denkschriften  u.  s.  w.).  — Badens  directe  Steuern  in 
Schanz'  Finanzarchiv.  III  (1886). 

Ueber  Grossherzogthum  Hessen:  Steuerrath  Kau,  Vortrag  über  die  Reform 
der  directen  Steuern,  Darmstadt  1877.  — Fuld,  hessische  Einkommen-  und  Capital- 
rentenstenor,  Conrads  Jahrbücher,  B.  46  (N.  F.  XII).  — Hessische  directe  Steuern, 
Finanzarcbir  II  (1665). 

Ueber  kleinere  deutsche  Staaten,  mit  mehrfach  beachtenswerten  Einrichtungen 
der  directen  Steuern,  besonders  der  Einkommensteuern,  so  Anhalts,  Oldenburgs, 
Sachsen- Weimars,  Hamburgs,  Bremens,  im  Fitianzarchiv  zum  Thcil  Aus- 
führliches, auch  Einzelnes  in  Hirth’s  Annalen  (s.  in  beiden  Zeitschriften  die  jedem 
Jahresband  sehr  passend  für  die  ganze  Reihe  der  Bände  mitgegebenen  Register); 
ferner  in  Conrad's  Jahrbüchern  (Generalregistcr  für  die  ersten  50  Bände,  Nr.  1 — 34 
und  Neue  Folge  1 — 16,  1888  erschienen). 

Von  der  ausscrdcutschen  directen  Besteuerung  ist  zunächst  die  öster- 
reichische mit  ihren  neueren  Reformversuchen  (Grundsteuer,  Pläne  der  allgemeinen 
Einkommensteuer)  als  auch  allgemein  theoretisch  beachtenswert  liorvorzuheben.  Siehe 
Höfken,  diu  Reform  der  directen  Besteuerung  in  Oesterreich,  Wien  1660  (darüber 
eine  eingehende  Besprechung  von  mir  in  den  Göttinger  Gelehrten  Anzeigen,  1860, 
S.  2009 — 2040);  derselbe  zur  Steuerreform  in  Oesterreich,  Wien  1864;  derselbe, 
Principien  der  Steuerreform,  Referat  (Schriften  der  Gesellschaft  österreichischer  Volks- 
wirthe,  Wien  1875),  Debatten  darubor  auf  dem  1.  Congress  dieser  Volkswirte,  1875, 
Verhandlungen  S.  5.  — M.  Talir,  über  die  Reform  der  directen  Steuern  u.  s.  w., 
Prag  1874.  Derselbe,  einige  Gedanken  über  dio  provisorische  Regelung  der  directen 
Besteuerung  in  Oesterreich,  Wien  1877.  — Mai  M enger,  Uber  direoto  Steuern  in 
Oesterreich  und  dio  Versuche,  sie  zu  roformiren,  Wien  1881.  — Materialien  im 
Fitianzarchiv,  in  Conrad’s  Jahrbüchern. 

Nicht  ohne  Werth  gcrado  auch  für  stcocrüiooretisehe  und  Principienfragen  all- 
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gemeiner  Art  ist  die  Kentniss  der  Verhältnisse  der  di  rccteu  Steuern  in  der  Schweiz, 
in  den  dortigen  Cantoneu,  Städten.  Die  Verbindung  ron  Einkommen-  und  Vermögens- 
steuern, die  schärfere  Einschätzung,  das  Declarations-  und  Controlwesen,  die  Bestim- 
mungen Uber  Doppelbesteuerung  ziehen  in  dieser  Hinsicht  die  Aufmerksamkeit  auf 
sich.  Darüber  Einzelnes  besonders  in  Neu mann’s  Arbeiten.  iuG.  Coltn’s  Lehrbuch 
der  Finanzwissenscbaft,  in  dessen  oben  S.  21  genannten  Aufsätzen  Uber  die  Züricher 
Einkommensteuer.  Ferner  v.  Scheel,  Einkommensteuer  in  Bern,  Hildebrand’s  Jahr- 
bücher B.  32.  Speiser,  in  der  oben  S.  21  genannten  Arbeit.  K.  Bücher.  Basels 
Staatseinnahmen  und  Steoervertheilung  (1878 — 871  tabellarisch  dargestellt.  Basel  1888 
(eingehende  vortreffliche  Darlegung  von  Werth  für  mancherlei  Allgemein-Theoretisches). 
Palgrave,  progressive  taxation,  as  levied  in  Switzerlaud,  Journal  of  the  Statistical 
society  voL  LI.  1888. 

Unter  den  britischen  modernen  dirccten  Stenern  sind  die  Einkommen- 
steuer und  die  nach  Massgabe  der  Armonsteuer  (poor  rate)  aufgebrachten  Local- 
steuern vielfach  auch  Grundlage  allgemeiner  steuerthcorctisrhor  Erörterungen  gewesen 
und  wichtig  für  solche.  S.  darüber  und  in  Betreff  der  Literatur  jetzt  Band  111  dieses 
Werks,  S.  226,  238,  343,  besonders  die  dort  genannten  Werke  und  Aufsätze  von 
Gneist.  Vocke,  Aschrott,  Kries,  Nasse. 

ln  Frankreich  knüpft  sich  eine  auch  theoretisch  und  allgemein  bcachtens- 
werthe  Literatur  an  die  Frage  der  möglichsten  Ersetzung  der  Steuern  des 
ancien  rögiine  durch  directe  Steuern  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution  und  au 
die  Frage  der  Einführung  von  Einkommen-  oder  Vermögenssteuern  in 
das  System  der  dirccten  Besteuerung  nach  1870.  Auch  darüber  jetzt  Band  111  dieses 
Werks;  Literatur  besonders  S.  367  ff.,  namentlich  Stourm,  Arnagat.  Matthieu- 
Bodet,  Guyot,  Chaillcy,  auch  Martinet,  les  differentes  fermes  de  l'impöt  sur 
le  revenu,  Paris  1888.  Vgl.  Band  III,  § 165  ff,  173  ff,  179,  210. 

In  Italien  ist  die  Reform  der  Grundsteuer,  die  Ausbildung  der  Ein- 
kommensteuer vom  beweglichen  Vermögen  u.  A.  auch  steuertheoretisch  ron 
allgemeinem  Interesse.  S.  die  Darstellung  in  Sachs,  Italic  (Paris  1885),  Alessio, 
systema  tributario  in  Italia.  vol.  I ff.,  Torino  1883  ff.,  v.  Kaufmaun,  Finanzarchiv  III 
(1SS6I.  besonders  Ricca-Salerno,  Finanzarchiv  II,  Carl  Burkart,  obendaselbst  VI. 

Aus  Russland  ist  die  neueste  Reform  auf  dem  Gebiete  der  dirccten  Besteue- 
rung allgemein  bemerkenswerth : Abschaffung  der  Kopfstouer,  Einrichtung  der 
Grund-,  Gcwerbo-,  Kapitalrentensteuer  u.  dgl.  nt.  Darüber  verschiedene  Auf- 
sätze und  Materialien  im  Finanzarchiv,  besonders  von  v.  Käussler,  Baud  I.  II.  III, 
IV,  V,  auch  in  Conrad’s  Jahrbüchern  von  Kablukow.  über  Abschaffung  der  Kopf- 
steuer. B.  40  (H.  F.  VI). 

Ein  ähnliches  allgemeineres  theoretisches  Interesse,  wie  das  erwähnte  schwei- 
zerische, bietet  auch  das  directe  nordamerikanische  Steuerwesen  der  Staaten 
und  Städte.  Vereinzeltes  in  den  Fachzeitschriften  (so  Kries,  Tübinger  Zeitschrift 
1855,  Uber  Vermögenssteuer  in  Newyork):  Patten.  Finanzwesen  der  Staaten  und  Städte 
der  Union.  Bonn  1878;  jetzt  besonders:  R.  Ely,  taxation  in  American  States  and 
cities,  Newyork  1888;  derselbe,  über  die  Finanz-  und  Steuergeschichte  Pennsyl- 
taniens,  in  den  Publications  of  the  American  Economic  association.  II  (1888);  Schwab, 
Entwicklung  der  Vermögenssteuer  im  Staate  Newyork,  Jena  1890  (mit  umfassender 
Cebersicht  von  Literatur  und  Quellen). 

§.  11.  — 6.  Neueste  doutscho  grössere  systematische  Werke  Uber 
Finanzen  und  insbesondere  über  Besteuerung.  Es  sind  dies  die  oben  in 
S.  6 bereits  besonders  hervorgebobeneu  und  in  Kürze  chnracterisirten  vier;  Albert 
Schäffle’s  „Grundsätze  der  Steuerpolitik  und  schwebende  Finanzfragen  Deutschlands 
und  Oesterreichs“,  Tübingen  1880,  Wilhelm  Roscher  s System  der  Flnaniwissen- 
»chafi,  I.  u.  2.  Auflago,  Stuttgart  1886  (Band  IV,  Abtheilung  I von  Roschers  System 
der  Volkswirtschaft).  W.  Vockes  „die  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer  vom 
Standpuncte  der  Geschichte  und  der  Sittlichkeit“,  Stuttgart  I8S7.  Gustav  Cohn ’s 
Finanzwissenschaft,  Stuttgart  1889  (Band  II  vou  Colin  s System  der  Nationalökonomie). 
Daran  reiht  sich  Emil  Sax's  Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirthschaft.  Wien 
1887,  zugleich  eine  allgemeinste  Grundlegung  der  Besteuerung.  Vou  Koscher  ist 
ausser  der  Finanzwissenschaft  hier  auch  seiner  schönen,  reichhaltigen,  auf  historischem 
Boden  stehenden  Abhandlung:  Versuch  einer  Theorie  der  F'inanzregalien  (Abhand- 
lungen der  Sächsischen  Gesellschaft  der  Wissenschaften),  Leipzig  1884,  zu  gedenken. 
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Ich  rorsago  cs  mir,  an  dieser  Stelle  auf  eine  weitere  kritische  Besprechung 
dieser  grossen  hervorragenden  Werke  einzugehen,  die  auch  zuweit  führen  würde,  wenn 
sie  einigermaassen  erschöpfend  sein  sollte.  Jedenfalls  zeigen  diese  fünf  Werke  die 
ungemeine  wissenschaftliche  Thätigkeit  und  Vielseitigkeit,  welche  gegenwärtig  in 
Deutschland  auf  dem  Gebiete  der  Finanz-  und  Steuertheorie  hervortritt.  Die  An- 
regungen, welche  ich  selbst  diesen  W'erkeu  verdanke,  meine  Stellung  zu  der  Behand- 
lung einzelner  Gegenstände  der  Steuerlehre  Seitens  dieser  Autoren  werden  sich  gerade 
in  dieser  zweiten  Auflage  dieses  Bandes,  auf  dessen  erste  Auflage  diese  Werke  viel- 
fach Bezug  nehmen,  theils  kritisch-polemisch,  theils  beistimmend,  au  den  betreffenden 
Stollen  ergeben.  Zur  weiteren  Orientirung  sei  aber  auf  einige  Besprechungen  dieser  Werke 
verwiesen  (Uber  Colins  erst  im  October  18811  erschienenes  Werk  liegt  mir  noch  keine 
Besprechung  vor): 

lieber  Schäfflo  von  Neumann  in  Schmoller’s  Jahrbuch,  B.  VI  (1882)  S.  945  IT. 
in  der  genannten  Abhandlung,  wo  aber  das  Bedeutende.  Originelle,  Gedankenreiche 
neben  den  gerügten  Mängeln  zu  wenig  anerkannt  wird;  ich  habe  versucht,  dem 
Werke  in  einer  Besprechung  in  der  „Allgemeinen  Zeitung"  (1881,  Beilage  vom  12. 
und  14.  Januar)  gerecht  zu  werden. 

Heber  Koscher  s.  Vocke’s  Anzeige  im  Fiuanzarchiv  V (1888)  S.  451 — 4US, 
zugleich  eine  Besprechung  des  Stein’schen  und  meines  eigenen  Finanzwerks,  eine 
Keccnsion,  die  mir  im  Positiven  und  Negativen  zu  wenig  unbefangen  erscheint  und 
über  alle  drei  Werke  in  der  Kritik  vielfach  daneben  treffen  möchte,  die  grossen 
Schwächen  Steiu’s  und  die  Mängel  der  Koscher’schen  theoretischen  Partioen  werden 
zu  wenig  erkannt  und  aufgedeckt.  während  Vocke  mir  vielleicht  doch  etwas  zu  wenig 
gerecht  wird  und  nicht  einmal  immer  richtiges  Verständnis  entgegenbringt;  ferner 
G.  Cohn  in  Conrads  Jahrbüchern,  B.  48  (N.  F.  14)  S.  484  und  in  seinem  Lehrbuch 
§.  15,  wo  das  Kosckersche  Werk  viel  zu  wenig  nach  seinen  Vorzügen  gewürdigt 
wird;  anderseits  G.  Schmoller  in  seinem  Jahrbuch,  wo  umgekehrt  der  richtungs- 
verwandte Autor  vielleicht  etwas  zu  günstig  in  Betreff  gerade  dieses  Theils  seines 
grosseu  „Systems  der  Volkswirtschaft“  beurteilt,  die  Mängel  im  Systematischen, 
Principiellen  und  Administrativ-Technischen  — lauter  Seiten  des  Gegenstands,  die  der 
einseitige  Historismus  eben  nicht  würdigt  — zu  wenig  empfunden  oder  wenigstens 
hervorgehoben  werden  (Jahrbuch  XII,  1888,  S.  1 04 1 — 1045  ; s.  aber  auch  Schmollcr’s 
Bemerkung  über  Roschers  Kiuanzwissenschaft  in  seiuem  Buche  „zur  Literatur- 
geschichte der  Staats-  und  Socialwissenschaften“,  Leipzig  Is88.  S.  157,  die  zutreffender 
als  einige  Sätze  auf  S.  1045  in  B.  XII  des  Jahrbuchs  sein  möchte).  Ich  selbst 
habe  in  einer  Besprechung  in  meinem  Aufsatz  „Finanzwissenschaft  und  Staatssocialis- 
mus“, Tübinger  Zeitschrift,  1887,  S.  49  ff.  danach  gestrebt,  das  Koscher  sehe  Werk 
objectiv  nach  Vorzügen  und  Mängeln  zu  bcurtbeilen. 

lieber  Vocke  verbreitet  sieb  eingebend,  aber  meines  Bedenkens  riel  zu  pane- 
gyrisch und  das  Werl  überhaupt  viel  zu  hoch  stellend  G.  Schanz  im  Finauzarcliiv  IV, 
500  ff  Dass  das  nicht  nur  meine  Meinung  ist,  die  vielleicht  in  diesem  Falle  nicht 
unparteiisch  genug  erscheinen  könnte,  beweisen  auch  andere  Stimmen,  darunter  billig 
das  Gute  anerkennende,  wie  die  K.  Fried berg’s  in  Conrads  Jahrbüchern,  B.  51  IN.  F. 
B.  1 7)  S 548  ff  Eine  grössere  Besprechung  des  Werks  habe  ich  in  der  Tübinger 
Zeitschrift,  1887,  B.  43  S.  555  gegeben,  die  das  Gute  auch  nicht  verkennt,  aber 
erhebliche  Mängel  nachzuweisen  sucht.  Wie  hoch  ich  anderseits  Vocko’s  Geschichte 
der  britischen  Steuern  stelle,  habe  ich  öfters  ausgesprochen.  Das  ist  aber  eine  Auf- 
gabe, die  dem  ausgezeichneten  Practiker  näher  als  diejenige  in  dem  theoretischen 
Werke  lag.  Vgl.  unten  §.  84. 

Das  überaus  schwer,  in  absichtlich  abstractester  Form  geschriebene  Werk  von 
Sax  enthält  ja  gewiss  viel  tüchtige  Gedankenarbeit.  Ein  Sax  so  wenig  congcuialer 
Richtungsgegner  wie  Schmoller  wird  ihm  schwerlich  gerecht,  uud  kann  das  nach 
seiner  geistigen  Individualität  und  wissenschaftlichen  Neigung  wohl  auch  nicht.  Aber 
dennoch  muss  ich  sagen,  dass  mir  manche  Bedenken  von  Schmoller  in  seiner  Be- 
sprechung des  Sax'schen  Werks,  in  seinem  Jahrbuch  1888,  XII,  329 — 333,  bei  einem 
eingehenden  und  mit  bester  Absicht,  mich  belehren  und  berichtigen  zu  lassen,  unter- 
nommenen Studium,  ebenfalls  gekommen  sind.  Sie  entstammen  bei  mir  wenigstens 
nicht  der  Uichtungsdiffereuz  und  der  Abneigung  gegen  die  dialectische  Methode  von 
Sax.  und  wie  ich  wenigstens  hoffe,  auch  uiclit  der  völligen  Unfähigkeit,  ihm  zu  folgen 
und  die  „Ergebnisse“  für  die  Grundlegung  einer  „theoretischen  Staatswirthscbaft"  und 
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der  Besteuerung  richtig  würdigen  zu  können.  Aber  ich  kann  diese  Ergebnisse,  soweit 
sie  richtig  sind,  nicht  immer  für  so  neu,  noch  weniger  für  so  bedeutend  ansehen  uud 
im  Hauptpunctc  auch  nicht  für  richtig  halten.  Die  erreichte  Klärung  und  (iewinnung 
ron  Erklärungsschlüsseln  für  bisher  verschlossene  Gebiete,  z.  II.  auch  für  die  leitenden 
Finanzprincipien , für  die  Grundlegung  der  Besteuerungstheorie,  — lauter  Erfolge, 
welche  erst  Sax  seiner  wiederholten  Versicherung  nach  zu  erzielen  beschieden  wareu 
(z.  B.  S.  444  ff.),  — sie  beruhen  in.  A.  n.  auf  Illusionen.  Seine  Schlüsse  scheinen 
mir  gezwungen.  Seine  Auffassung  der  öffentlichen  Abgaben  als  collectivistische 
Werthuugsformcu,  der  Staatswirthschaft  und  ihrer  Vorgänge  als  Befriedigung  von 
Gemeiubedurfnissen  könnte  ich  als  eine  neue,  wenngleich  geschraubte  uud  kaum 
sehr  zweckmässige  Formulirung  gewisser  Verhältnisse  annehmen , aber  welches 
Problem  z.  B.  der  Besteuerungstheoric  wird  mit  diesen  nicht  gerade  neuen  Be- 
griffen, sondern  nur  neuen  Worten  gelöst?!  Wird  dadurch,  dass  man  Motivirungen 
einer  bestimmten  Gestaltung  der  Besteuerung  statt  mit  Gerechtigkeitspostulaten  mit 
solchen  der  Wirthschal'tlichkeit  vornimmt,  etwas  klarer  und  überzeugender?  In  einem 
Puncte  kann  ich  Sax  gegenüber  mit  Vockc  übereiustimmen,  der  das  Werk  wohlwollend, 
wenn  auch  in  Ilauptpunctcn  nicht  beiatimmeud  und  nach  meiner  Meinung  nicht  überall 
mit  richtigem  Verständniss  besprochen  hat  (Finanzarchiv  V,  1888,  S.  475 — 479):  er  meint, 
dass  die  Sax'sche  Lehre  auf  eine  andere  Begründung  der  „Opfertheorie“  hinauslaufe; 
ja.  aber  nicht  einmal  auf  eine  „schärfere  Formulirung“,  wie  Vocke  behauptet!  Eine 
im  Ganzen  sehr  günstige  Besprechung  hat  v.  Böhm-Bawerk  gegeben,  ein  beson- 
ders competenter  Kritiker,  Tübinger  Zeitschrift,  B.  44,  1888.  S.  157 — lti4,  aber  auch 
er  macht  doch  seine  Reservirungen,  z.  B.  in  der  Abweisung  der  Saxscben  Auffassung, 
dass  dieser  „Allgemeinheit“  und  „Gleichmässigkeit“  der  Besteuerung  ausschliess- 
lich als  Postulate  der  Wirtschaftlichkeit,  gar  nicht  mehr  als  solche  der  Gerechtig- 
keit anerkenne,  was  sie  auch  für  Böhm  ebenfalls  sind.  Nebenbei  steht  und  fällt 
m.  E.  weder  die  „Menger’sche  Richtung“,  noch  die  neue  (?)  Theorie  vom  „subjectiven 
Werth"  mit  Sax'  Grundlegung  der  „theoretischen  Staatswirthschaft“. 

Geber  G.  Gobn’s  neues  finanzwissenschaftliches  Werk  glaube  ich  ein  ähnlich 
günstiges  Urtheil  fällen  zu  dürfen , wie  ich  es  Uber  den  ersten  Band  seines  Systems, 
die  theoretische  Nationalökonomie,  in  meinem  Aufsatze  „systematische  Nationalöko- 
nomie“ in  Conrad’s  Jahrbüchern  B.  4B  (N.  F.  12)  S.  197  (im  lnhaltsverzeichniss  nicht 
angegeben,  der  Band  fälschlich  als  45ster,  statt  46ster  der  Reihe  bezeichnet)  früher 
gethan  habe,  ein  Urtheil,  das  ich,  anderen  fachmännischen  Stimmen  gegenüber,  die 
es  für  zu  günstig  hielten,  aufrecht  erhalte.  Die  gelungene  Verbindung  des  Systema- 
tischen und  Principicllen  mit  dem  Historischen,  des  Oekouoinischeu  mit  dem  Ethischen 
und  mit  allgemeinen  culturpolitischen  Momenten,  das  Maasshalten  im  Systematisiren, 
verglichen  mit  Stein,  und  in  principicllen  und  begrifflichen  Erörterungen  und  Schema- 
tisirungen,  verglichen  mit  Neumann,  aber  anderseits  die  Beschäftigung  auch  mit  diesen 
wichtige!!  Seiten  des  linanz-  und  steuerwissenschaftlichen  Problems,  sowie  das  Behan- 
deln des  Historischen  und  Statistischen  als  Baumaterial  ftlr  die  Theorie , nicht  als 
..Theorie“  selbst  schon,  verglichen  mit  den  historischen  Finanztheorctikern.  sind  sach- 
liche, die  recht  geschmackvolle  Verbindung  des  Theoretischen  mit  dem  aufgenommeneu 
positiven  Stoff  sind  formelle  Vorzüge  eigener  Art.  Ein  Urtheil,  wie  dasjenige  von 
Schanz  über  Vocke ’s  Werk  (.Finanzarchiv  IV.  500),  dass  cs  „eine  Art  Abschluss, 
eine  Verklärung  und  Läuterung  dessen  sei,  was  ....  (Andere)  ....  geschaffen“, 
möchte  vielmehr  von  dem  Cohu'schen  Werke  gelten,  wie  ich  wenigstens  auch  in  Be- 
zug auf  mein  Werk  gern  einräume.  Cohn  zeigt  auch  hier  wieder,  dass  historische 
und  systematisch-principielle  Behandlung  sich  nicht  ausschliessen , sondern  ergänzen 
und  befruchten.  Natürlich  bleiben  im  Einzelnen  Dillerenzpuncte  zwischen  uns,  aber 
sie  sind  kleiner  und  meine  sachliche  Ucbereinstimmuug  mit  Cohn  ist  grösser,  als 
gegenüber  einem  der  anderen  neueren  Finanztheoretiker.  Das  Buch  giebt  uud  er- 
strebt nicht  die  Stofffülle  eines  umfassenderen  finanzwisscnschaftiichen  Werks,  aber  es 
concentrirt  auf  einem  nicht  übermässigeu  Raum  (S04  nicht  eng  gedruckte  Seiten)  eine 
Fülle  auch  von  Stoff",  wie  von  Gedanken  und  erledigt  so  eine  Aufgabe,  zu  der  Andere 
statt  Eines  eine  gauzc  Reihe  von  Bänden  brauchen . — wenn  sie  überhaupt  damit 
fertig  werden.  Lauter  Vorzüge . die  ich  persönlich  Grund  genug  habe . offen  anzu- 
erkennen. Kommt  es  dabei  auch,  wie  im  1.  Band  des  Cohn’schen  Systems,  mit  der 
Lösung  eines  Problems  nicht  soweit,  als  es  wohl  möglich  wäre,  behält  das  Werk  mit  den 
weit  überwiegenden  Vorzügen  auch  gewisse  Mängel  einer  — im  besten  Wortsinn  ge- 
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meiut  — „essaiartigen"  Behandlung  des  Gegenstandes,  so  ormudet  es  doch  auch  nicht, 
sondern  lässt  überall  lebhafte  Anregungen  zum  weiteren  Durchdenken  der  Probleme 
für  denkende  Leser,  die  es  voraussetzt  und  allein  befriedigen  wird,  zurück;  täuscht 
der  geistvolle  Verfasser  auch  sich  selbst  und  Andere  nicht  darüber,  dass  complicir- 
teste  Probleme,  wie  das  Besteuerungsproblcm  im  Ganzen  und  in  sciuen  Einzelheiten, 
nicht  durch  irgend  eine  „Formel“,  wie  z.  B.  die  neueste  Sax'sche,  „gelöst"  werden 
können,  da  vielmehr  eine  solche  Formel  eben  das  ganze  Problem  noch  ungelöst  in 
sich  enthält. 

Von  neueren  grundrissartigen  systematischen  deutschen  Werken  ist  auch 
für  die  Steuerlehre  ausser  dem  schon  oben  erwähuten  Cossa-Ehcberg’schen 
„Grundriss  der  Finanzwissenschaft“,  der  in  der  2.  Auflage  (Erlangen  1SSS)  sich  in  der 
deutschen  Bearbeitung  dem  italienischen  Original  gegenüber  mehr  verselbständigt  hat, 
auch  K.  Walcker’s  „Finanzwisseuschaft,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  deutschen 
Reichs-,  Staats-  und  Gomeindesteuerfragen“  (2.  Aufl.,  Leipzig  1 888) . der  4.  Band  dos 
Walcker'sclien  „Handbuchs  der  Nationalökonomie"  zu  nennen.  Ein  Buch,  das  mit  den  be- 
kannten grossen  sachlichen  und  formellen  Mängeln  des  leider  in  fluchtiger  Vielschreiberei 
untergeht  nden . aber  kenntnissreiclien  und  ursprünglich  nicht  unbegabten  Verfassers, 
auch  hier  noch  einige  bessere  Seiten  bewahrt,  in  einzelnen  guten  Bemerkungen,  Kör- 
nern unter  einer  Spreu  von  Nichthiugehörigem,  und  immerhin  vielerlei  literarisches 
Material  in  Citaten  vorfuhrt.  — Eine  Art  finanz-  und  steuerwissenschaftlicher  Grund- 
riss ist  auch  die  Schrift  von  Hu  her-  SV  eissen  bach  , „das  Staatsbedarfsdeckungs- 
wesen  .Stouerwescn)  in  seinen  realen  Grundlagen  wissenschaftlich  entwickelt,  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  deutsche  Verhältnisse  und  deutsche  Finanzrefonn", 
München  18S(i. 

7.  Die  deutsche  (wie  die  fremde)  Literatur  Uber  Geschichte  und  Statistik 
der  Besteuerung  wird  erst  in  der  specicllcn  Stcuerlehre  (Band  111  ff.)  zur  biblio- 
graphischen Uebersicht  gebracht.  S.  darüber  jetzt  B.  III,  über  Altcrthum,  Mittelalter 
und  Neuzeit  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  S.  13,  18,  21.  33  ff,  und  in  den  einzel- 
nen Abschnitten  bei  den  dort  behandelten  Ländern,  ferner  über  England  und  Frank- 
reich ebendaselbst.  Einige  Nachweise  auch  in  Fin.  I S.  54  und  in  der  1.  Auflage 
dieses  B.  II  S.  149. 

8.  Ebenso  wird  dio  Uebersicht  Uber  die  Literatur  des  gegenwärtigen  Steuer- 
weseus  der  Culturstaaten  auf  die  specielle  Steuerlehre  verschoben.  Ueber  die  bri- 
tische und  französische  giebt  Band  III  an  betreffender  Stelle  viele  literarische 
Nachweisungen.  S.  sonst  die  reiche  Bibliographie  im  Finanzarchiv. 

§.  12.  — VI.  Zur  Bibliographie  der  fremden  theo- 
retischen Literatur.  Sic  steht  bisher  schon  an  Uml'aDg  und 
doch  wohl  auch  an  Werth  hinter  der  deutschen  zurUck.  Neuer- 
dings nimmt  aber  auch  sic  einen  Aufschwung,  zum  Theil  deutlich 
unter  deutschen  Einflüssen,  so  namentlich  in  Italien. 

S.  die  Bibliographie  in  Cossa's  elemcnti  und  im  Ehäbcrg'schcu  Grundriss. 
Auch  Fin.  I,  S.  53.  Für  dio  neueste  Zeit  das  Finauzarchiv. 

Italienische  Literatur:  C.  A.  Broggia,  trattato  di  tributi,  Napoli  1743  (Clas- 
sici  italiani,  parle  autica  IV).  — Allgemeinere  fiuanzwissonschaftliche 
Werke  (zum  Theil  nach  Cossa,  finanze,  4.  ed.  p.  177).  — - I)o  Luca,  scicuza  delle 
linanze,  Napoli  1858.  — Maroscotti,  le  finanze,  Bologna  1807.  — Zeppa,  la 
scienza  linauziaria,  Firenze  1870.  — Giovauelli,  della  scionza  fiuanziaria  vol.  I, 
Roma  1877.  — ilorpurgo,  la  finauza,  Firenze  1877.  — Boccardo,  i principii 
della  scienza  e dell  arte  della  linanze,  Torino  1884.  — Marziano,  compendio  di 
scienza  dolle  linanze,  Roma  1880.  — L.  Cossa,  scienza  dcllo  finanze,  4.  cd.  Milano 
1887  (vol.  III  der  primi  elemcnti  di  ocououiia  politica).  Deutsche  Bearbeitung  indem 
genannten  Grundriss  von  Eheberg,  knapp,  scharf,  bester  Grundriss.  — Koucali, 
corso  elementare  di  scienza  fiuanziaria,  p.  I,  Parma  1887.  — G.  Ricca-Salerno, 
scienza  delle  finanze,  (manucli  Barbe»  II),  Firenze  1888.  — Ugo  Mazzola,  i dati 
scieutifici  della  finanza  publica,  Roma  18110  (vielfach  Anschluss  an  Sag).  — Speciell 
über  Besteuerung  (im  Allgemeinen)  (nach  Cossa  fin.  p.  187):  Cridis,  dei  tributi, 
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Torino  1832.  — Borsani.  il  sistema  dei  tributi,  Torino  1850.  — Dul'our,  dolle 
imposte.  Cieuora  1 y ti  1 . — Pallaticino,  leoria  sulle  imposte,  Torino  1865  (Uivista 
contemporanea  vol.  XL).  — Pescato  re,  la  logica  dcllo  imposte,  Toriuo  18  u.  — 
Benrcnuti.  le  impostc,  teoria  e pratica,  Milano  1869.  — Zeui,  le  imposte,  Ferrara 
1869.  — Baer,  avere  e Fimposta,  Torino  1871.  — Franconi,  sulle  graduali  ri- 
forme  dei  sistemi  i tributarii , Napoli  1875.  — Alessio,  saggio  sul  sistcma  tnbuta- 
rio  in  Italia.  Torino  1883  ff.  — Andere  italienische  Steuerschriften  Uber  Einzelnes 
s.  bei  Cossa. 

Französische  Literatnr.  S.  für  dio  Bibliographie  die  Artikel  im  Say'schen 
dictionnaire  de  tinances.  Von  den  französischen  theoretischen  Nationalükouomen  ist 
ausser  dem  schon  erwähuten  Ganard  (priucipes  d economie  politiquc,  Paris  1801) 
besonders  Sistnoudi  zu  nennen,  der  von  seinen  zeitgenössischen  l^ndsleuten  ibez. 
Sprachgenosseni  immer  der  bedeutendste  bleibt.  S.  seine  nouveaux  priucipes  d’öco- 
nomie  politiquc  (2.  tsd.  Paris  1827)  vol.  II  livre  6 de  l’impöt.  Systematische  umfassen- 
dere Werke  über  Finanzen  und  Besteuerung  treten  erst  in  neuerer  Zeit  mehr  auf.  — 
de  Monthion,  quelle  inffucnce  ont  les  diverses  espöces  d impöts  sur  la  moralite, 
l'activite  et  Findustrie  des  pcuples?  Paris  1808.  Deutsch  von  Zimmermann, 
tiieasen  1814.  — Christian,  des  impositions  et  de  leur  influenre  sur  Findustrie  etc. 
Paris  1814.  — Neuere  allgemeine  fiuauzwissenschafUichc  Werke:  J.  Garnier,  traite 
de  tinances  4.  öd.  Paris  1SS2.  — (iandillot,  priucipes  de  la  Science  de  (inan  es, 
Paris  1874.  — Jetziges  Hauptwerk:  P.  Leroy-Beauliou,  traite  de  la  Science  des 
Suances,  2 starke  Bände,  Paris  1877,  3.  ed.  1883.  Zugleich  eine  Art  kritischer  Cotn- 
mentar  des  französischen  Finanzwesens,  mit  Excursen  in  handelspolitische  Fragen. 
Wichtig  für  die  allgemeine  Stcuerlehre  und  die  noch  herrschende  Ansicht  der  fran- 
zösischen Theoretiker  Uber  Besteuerung.  Allgemeine  principielle  Erörterungen  über 
Steuern  gehen  voran  und  leiten  die  einzelnen  Abschnitte  ein.  Sie  enthalten  viel 
Treffendes , erheben  sich  aber  doch  im  Ganzen  wenig  Uber  das  Niveau  der  älteren 
ähnlichen  Betrachtungen  von  Smith,  Say  und  deren  Schule.  Von  der  „socialen“ 
Auffassung  der  Besteuerung  ist  keine  Rede  (z.  B.  bei  der  Erbschaftssteuer).  Die 
Beweisführung  in  den  nationalökonomischen  Puncten  bewegt  sich  ganz  im  Gleise  der 
engen  privatwirthschaftlichen  Betrachtung  der  Volkswirtschaft.  Hier  und  sonst  zeigt 
sich  doch  deutlich  der  Mangel  einer  principielten  Erörterung  und  eines  umfassen- 
den systematischen  Aufbaus,  wonach  die  neuere  deutsche  Wissenschaft  strebt. 
Die  reichhaltigsten  Materialieusammlungcn  und  Specialuntersuchuugen  verlieren  ohne 
diese  Grundlage  einen  grossen  Theil  ihres  Werths,  Vieles  schwebt  dann  ganz  in  der 
I.nft.  — Im  Allgemeinen  ist  ferner  auf  das  allerdings  Überwiegend  der  speciellen 
Steuerlehre  angehörige  grossartige  dictionnaire  de  tinances  zu  verweisen,  das  unter 
L.  Say’s  Direction  von  Foyot  und  Lanjalley  herausgegeben  wird  und  das  reich- 
haltigste. wie  sicher  eines  der  besten  bezüglichen  Werke  zu  werden  verspricht.  Bis- 
her (Herbst  1889)  ist  aber  erst  der  erste  Band  fertig  (nur  A — I)  umfassend).  — Aus 
der  allgemeinen  Besteucrungsliteratur:  E.  de  Girardin,  de  Fiinpöt,  6.  ed. 
Paris  1852.  — Proudhon,  theoric  de  l'impüt,  Bruxelles  1861,  2.  öd.  1868.  — 
Walras,  thöorie  critique  de  limpot  Paris  1861.  — Clementino  Itoyer,  theo- 
rie  de  l’impöt  etc.  Paris  1862.  — Besonders  hervorzuheben:  Esquirou  de 

Parieu,  traitö  des  impöts,  considerfcs  sous  le  rapport  historiquo,  economique  et  poli- 
tiqua  en  France  et  ä Fetranger.  4 vol.  2.  ed.  Paris  1866 — 67.  Dazu  auch:  Der- 
selbe, histoire  des  impöts  göueraux  sur  la  proprietö  et  le  revenu,  Paris  1S56. 
Reiche,  sorgfältige,  durchdachte  Wferke,  die  Neumaun  (Conrads  Jahrbücher  Bd.  35 
S.  573)  mit  Recht  rühmt;  gleichwohl  nach  dem  Gesammtstandpuuct  doch  noch  mehr 
als  Leroy-Beaulieu  zu  bemängeln.  Der  Autor  kennt  auch  deutsche  Literatur  und 
Verhältnisse.  — In  dem,  von  mir  im  3.  Baude  bei  der  Darstellung  der  französischen 
Besteuerung  oft  angeführten  Werke  von  Vigncs,  traite  des  impöts  en  France,  4.  ed. 
Paris  1880,  behandelt  Band  II  auch  die  Theorie  der  Besteuerung  mit.  — J.  Bonnet, 
question  des  impöts,  Paris  1878.  — Ausserdem  namentlich  die  französische  (und  bel- 
gische) Literatur  Uber  Einkommensteuer,  daher  die  oben  S.  25  und  in  Band  111 
S.  368  genannten  Schriften;  auch  lleuschling  (belgischer  Statistiker)  l'impöt  sur  Je 
revenu,  Paris  et  Bruxelles  1873,  Denis,  l’impöt  sur  le  revenu  (Bericht  u.  s.  w.  an 
den  Brüsseler  Gemeinderath),  Bruxelles  1881. 

Die  englische  Literatur  über  Finanztheorie  und  Steuerlehre  ist  weder  sehr 
umfassend,  noch  sachlich  hervorragend.  Im  Anschluss  an  A.  Smith,  Ricardo 
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werden  gewöhnlich  in  den  systematischen  Werken  Uber  Politische  Ockonomie  einige 
Ausführungen  Uber  Finanzen  und  insbesondere  Uber  Besteuerung,  volkswirtschaftliche 
Wirkungen  (Ueberwälzungsfrage),  Arten,  Priucipicu  der  Steuern  u.  s.  w,  gegeben, 
meist  sehr  allgemein  und  abstract  gehalten,  nach  der  herrschenden  Methode  der  spe- 
culatircn  Deduction.  lieber  Mill  (principles)  ist  man  in  dieser  Hinsicht  kaum  mehr 
hinausgekommen ; gewisse  sociale  Gesichtspunctc  (z  B.  beim  Erbrecht)  sind  bei  ihm 
bemerkenswert.  Specielle  Werke  Ober  Finanzen  und  insbesondere  ober  Besteuerung: 
Mac-Culloch,  a treatise  on  the  principles  and  practical  iniluence  of  taxation  and 
the  funding  System,  London  1345,  3.  ed.  1363.  — Buchanan.  an  inquiry  into  the 
taxation,  Edinburgh  1344.  — Cliffe  Leslie,  on  financial  reform , in  den  Cobden 
Club  Essays  1871 — 72  (u.  A.  gute  kritische  Bemerkungen  über  die  wirtschaftlichen 
Storungen  durch  die  Verbrauchssteuern),  deutsch  von  Brörnel,  Berlin  1872.  — (Das 
Werk  von  1(.  Giffou.  essays  in  finance,  London  1830  und  2.  Serie  London  1386, 
handelt,  in  einem  anderen  als  dem  auf  dem  Contiuenle  noch  allein  Üblichen  Sinne 
„Finanz",  fast  nur  vou  anderen  nationalökonomischen  Frageu,  des  Handels,  des  Münz-, 
Bankwesens,  der  Arbeiterlagc  u.  s.  w.;  nur  im  1.  Bande  ein  Aufsatz  Uber  taxes  on 
land.  mit  Dntorsuchung  der  concretcn  englischen  Verhältnisse).  — Viel  umfassender 
und  bedeutender  ist  die  englische  historische  Literatur  und  diejenige  Uber  Steuer- 
reformen und  practische  Bestallung  der  Besteuerung.  S.  darüber  die  Angaben 
im  Bande  111  dieses  Werks,  im  Abschnitt  von  der  britischen  Besteuerung.  Auch  in 
den  englischen  Reviews  werden  vielfach  und  oft  vorzüglich  Steuerfragen  behandelt, 
wobei  auf  theoretische  und  principiclle  Puncte  cingegangen  wird. 

Grössere  Thätigkcit  zeigt  sich  neuerdings  wieder  in  der  holländischen  Fach- 
literatur, wo  Pierson.  Carl  van  der  Linden  u.  m.  a.  zu  nennen  sind.  S.  beson- 
ders des  letzteren  leerboek  der  Finaucien.  de  theorie  der  belastingeu,  ’s  Graveuhage 
1887.  Besprechungen  holländischer  Schriften  mehrfach  in  Conrad’s  Jahrbüchern  von 
van  der  Borght. 

Fttr  diese  und  für  die  Literatur  in  anderen  Sprachen  (spanisch,  portugiesisch, 
russisch , polnisch . ungarisch , griechisch  u.  s.  w.)  s.  die  bibliographischen  Nach- 
weisungen in  Cossa’s  Schrift  S.  178,  188  und  neueste  Erscheinungen  seit  1384  in  der 
Bibliographie  im  Finanzarchir. 

§.  13.  — VII,  Rechtsphilosophische,  theoretisch- 
politische uud  staatsrechtliche  Literatur  Uber  Be- 
steuerung. 

Was  die  Rechtsphilosophieen  iUr  die  Begründung 
der  Besteuerung,  bez.  der  Steuerpflicht  des  Einzelnen  geltend  machen, 
folgt  aus  ihrer  Auffassung  des  Wesens  des  Staats  und  seines  Ver- 
hältnisses zur  Bevölkerung.  Die  neuere  organische  Staatslehre, 
im  Unterschied  von  der  Theorie  des  ehemaligen  Naturrechts  Uber 
den  Staatsvertrag  u.  dgl. , hat  hier  das  Richtige  gefunden.  Die 
Ausführungen  der  Rechtsphilosophen  Uber  die  Besteuerung  und  be- 
sonders Uber  die  Steuervertheilung  sind  aber  sehr  dllrftig  und  ent- 
behren, wie  so  oft,  der  schärferen  nationalökonomischen  Begründung. 

Vgl.  z.  B.  Ahrens,  Naturrecht  (i.  A.  II,  466  (Princip  der  Besteuerung:  alle 
Burger  nach  dem  Vcrhältniss  ihres  Einkommens:  massig  progressive  Besteuerung  ge- 
rechtfertigt, da  die  Steuerfähigkeit  stärker  als  das  Einkommen  wächst).  — Tren- 
delenburg, Naturrecht  2.  A.  (Besteuerung,  Aufgabe  der  distributiven  Gerechtigkeit. 
Maass:  zuerst  die  Leistungsfähigkeit  der  Einzelnen,  mit  einigen  weiteren  sehr  allge- 
mein gehaltenen  Ausführungen).  — Stahl,  Rechtsphilosophie  2.  A.  II,  2,  S.  419  ff. 
(noch  am  Besten:  Kechtsgrund  der  Steuern,  schlechthin  die  Interthanenschaft;  dop- 
peltes Princip  der  Besteuerung : sie  sei  bestimmt  durch  das  Verhältniss  der  vermögeu- 
erzeugendeu  Sorictät  als  eines  organischen  Ganzen  und  durch  das  Vcrhältniss  des  Ein- 
zelnen als  berechtigter  Persönlichkeit,  die  Überall  selbst  Zweck  sei;  ökonomisch  Un- 
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klares  über  den  Maassstab  der  Besteuerung.  S.  422;  Polemik  gegen  die  von  der 
„rationalistischen  Staatslehre“  als  die  vernunftgemässc  aufgestellte  Vermögens-  und 
reine  Einkommensteuer,  S.  425).  Vgl.  auch  die  sporadischen,  aber  geistvollen  und 
m.  E.  richtigen  Bemerkungen  Uber  Besteuerung  nach  socialen  (icsichtspuncten  in 
r.  Ihering,  Zweck  im  Recht,  I,  520.  Einzelnes  aus  den  Auffassungen  neuerer 
Philosophen  in  Neumann ’s  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrbüchern  ßd.  35  (N.  F.  1) 
S.  357  ir. 

Auch  die  Schriften  Uber  Theorie  der  Politik,  allge- 
meines Staatsrecht  und  dergl.  beschäftigen  sich  mit  der  Be- 
gründung der  Besteuerung  und  mit  Aufstellung  allgemeiner  Grund- 
sätze dafür,  bleiben  aber  gewöhnlich  ebenfalls  zu  sehr  bei  einigen 
allgemeinen,  wenig  sagenden,  verschiedenster  Auslegung  fähigen 
Sätzen  stehen. 

S.  z.  B.  Bluntschli,  allgemeines  Staatsrecht  ä.  A.  S.  51b  ff.  (Anerkennung 
des  Grundsatzes  der  öffentlich  rechtlichen  Steuerpflicht;  Uber  Allgemeinheit,  Gleich- 
inässigkeit,  progressive  Besteuerung  nicht  unbedingt  abgelehnt,  wenn  man  vom  Rechte 
des  Staates  ausgehe.  S.  527).  ln  den  „practischen“  Politiken  wird  mehr  vom 
Steuerbewilligungsrecht  gehandelt,  so  z.  B.  von  Eschor,  II,  241,  womit  dann  der 
L'ehergang  zur  folgenden  Kategorie  von  Schriften  gebildet  wird. 

Der  Mangel  einer  Lehre  vom  Staat  u.  s.  w.  als  eines  Haupt- 
organs gemein  wirtschaftlicher  Functionen  macht  sich  m.  E. 
in  allen  bisherigen  Schriften  der  Politiker,  Reehtsphilosophen  u.  s.  w. 
deutlich  fühlbar. 

Das  Staatsrecht  kommt  für  die  Finanzwissenschaft  vornem- 
lich  in  zweierlei  Beziehungen  in  Betracht:  einmal  weil  das  posi- 
tive Steuerrecht  ein  Bestandtheil  des  öffentlichen 
Rechts  eines  Landes  ist;  sodann  weil  die  concretc  Gestaltung  der 
Besteuerung  mit  der  politischen  Landesverfassung,  dem 
Ständewesen,  dem  Steuerbewilligungsrecht  des  Volkes 
oder  seiner  Vertreter  eng  zusammenhäugt.  Auch  in  allen  steuer- 
politischen Erörterungen  de  lege  ferenda  muss  die  Finanzwissen- 
sehaft  regelmässig  an  das  bestehende  Stcuerrecht  anknüpfen.  Für 
uns  handelt  es  sich  vornemlich  um  das  deutsche  Staatsrecht, 
für  welches  auf  die  betreffenden  neueren  Lehrbücher  und  Systeme 
zu  verweisen  ist. 

Vgl,  Band  III,  3.  Ich  nenne  hier  nur  die  bekannten  Werke,  welche  von  mir 
öfters  benutzt  werden:  H.  A.  Zachariä’s  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht, 
v.  Rönne ’s  und  Laband’s  Werke  Uber  deutsche»  Keichsrecht , Schutzes  und 
Georg  Meyers  Uber  deutsches,  v.  Rönne’s  und  Schulze  s über  preussisches, 
Pözl’s  und  Seydel’s  Uber  baierisches,  Gneist’s  über  englisches,  ülbrich’s 
über  österreichisches  Staatsrecht  und  im  Allgemeinen  das  grosse  in  Verbindung  mit 
vielen  Fachmännern  von  Marquardscn  herausgegebeue  Handbuch  des  öffentlichen 
Rechts,  auch  für  die  ausscrdeutsclien  Werke,  wo  überall  in  Kurze  auch  das  öffentliche 
Finanz-  und  Steuerrecht  behandelt  wird.  Vgl.  auch  Fricker,  die  Natur  der  Stouer- 
verwilligung,  Tübinger  Zeitschrift  1861.  — üeborsichten  Uber  die  Entwicklung  und 
gegenwärtige  Gestaltung  der  Besteuerung  einzelner  Länder,  mit  näherer  Bezugnahme 
auf  das  geltende  Stcuerrecht  geben  regelmässig  auch  die  Werke  über  den  Staats- 
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hauslialt  eines  betreffenden  Landes.  S.  darüber  die  bibliographischen  Angaben  in 
Fin.  I,  55 — 57,  die  Ergänzungen  dazu  in  Band  III , 3 und  4.  Seitdem  u.  A.  hinzu- 
gekomtuen:  Lobe,  Staatshaushalt  des  Königreichs  Sachsen,  Leipzig  1889.  — v.  Phi- 
lipporich,  der  badische  Staatshaushalt  ilSHS — 89),  Freiburg  1889. — de  Clerqu, 
les  finances  de  l'empire  de  Kussie,  Amsterdam  1886.  — Weitere  Darstellungen  der 
Finanzen,  Steuern  oder  Steuergruppen  einzelner  Länder  mehrfach  im  Finanzarchir. 

Die  vorausgehenden  Literaturnachweisungen  betreffen,  wie  schon  oben  S.  2 be- 
merkt, die  Gehuhrenlehre,  theilweise  auch  die  spccielle  Steucrlehre  mit.  Sie  finden 
in  den  diese  beiden  Lehren  behandelnden  „Büchern“  dieses  Wetks  aber  noch  manche 
Ergänzungen  im  Einzelpen.  Die  gegebenen  allgemeineren  Characteristiken  von 
Literaturrichtungen  und  Bcurtheilungcn  einzelner  Autoren  und  Bücher  werden  im 
Folgenden  natürlich  nicht  wiederholt,  sind  vielmehr  öfters  zum  Verständriiss  dessen, 
was  weiter  über  einzelne  literarische  Bewegungen  und  Erscheinungen  gesagt  werden 
wird,  als  bekannt  vorauszusetzeu.  So  namentlich  zunächst  im  folgenden  vierten  Buche 
von  den  Gebühren,  ein  Gegenstand,  dessen  literarische  Behandlung  auch  mit  derjenigen 
der  allgemeinen  Steucrlehre  vielfach  nahe  Zusammenhang!. 
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Gebührenlehre. 

§.  14.  Literarische  Nachwoisungcu.  Für  die  principiolle  Auffassung 
und  Scheidung  der  Gebühren  einer-,  der  Ubrigeu  ordentlichen  Einnahmen  andrerseits 
ist  der  1.  Band  zu  vergleichen,  wo  auch  bereits  diu  Auseinandersetzung  mit  den  theil- 
veise  Übereinstimmenden,  theilweisc  abweichenden  Auffassungen  und  Classificationen 
anderer  Autoren,  wio  Umpfenbach's,  v.  Hoclt's,  Bösobrasoff’s,  besonders 
L r.  Stein's:  Fin.  I,  3.  Buch.  1.  Kapitel  (in  der  3.  Auflage).  Daselbst  speciell  über 
Gebühren  im  Allgemeinen  mit  weiteren  Literaturangaben  §.  201.  204 — 20b. 

Von  Früheren:  r.  Sonnenfols,  Fiu.  Abschn.  IV,  „von  zufälligen  Ein- 
künften“ §.111  ff.  (besonders  auch  Uber  Abgaben  bei  Rechtsgeschäften,  Eigentbums- 
wechsel u.  s.  w..  — also  Steuern,  mit  manchen  richtigen  Bemerkungen).  — v.  J usti, 
Staatswirthschaft,  2.  Aufl.,  unterscheidet  bereits  deutlich  das,  was  wir  jetzt  Gebühren 
nennen,  als  Einkünfte,  die  zufällig  bei  der  Ausübung  der  Rechte  der  Oboisten  Gewalt 
abfalleu,  seine  vierte  Classe  der  ordentlichen  Staatseinkünfte,  wobei  er  die  Regalien 
als  zweite  Classe  besonders  stellt,  s.  II,  §.  70,  71,  303  If.  — v.  Jacob,  Fin.,  handelt 
über  das  Gebührenwesen  noch  nicht  in  systematischem  Zusammenhang,  berührt  es 
aber  an  verschiedenen  Stellen  seines  Werks.  Ihm  wie  Andern  präjudicirte  der  alte 
Regalbegriff.  Vgl.  I,  §.  321 — 323  über  die  Benutzung  der  Justiz  und  Polizei  als 
Finanzquelle;  besonders  §.  687  ff.,  wo  ein  Theil  der  sogenannten  Gebühren  und  mit 
ihnen  etwa  verbundenen  Vorkehrssteuern  als  eine  „zweite  Classe  von  Consumt  ious  • 
Auflagen"  behandelt  wird,  mit  klarer  Hervorhebung  des  Gebtthrenbegriffs  und  des 
Cebergaugs  der  Gebühr  in  die  Steuer  in  §.  6S8.  S.  auch  die  Erläuterung  zu  §.  GS9  ff'., 
S.  572  ff.  (Danach  ist  Stein,  Fiu.  3.  A. , S.  269  zu  berichtigen.)  Den  Stempel 
als  eine  Erhebungsform  erwähnt  Jacob  richtig,  aber  nur  ganz  kurz  in  II,  §.  1209 
1254,  in  dem  3.  Buche  von  der  Finanzverwaltung.  — Fulda,  Fin.  §.  132  ff.  (zufällige 
Einkünfte1!.  — Schön,  Fin.  S.  87,  Stempel  als  eine  der  drei  Ilauptformeu  der 
indirecten  Steuer.  — v.  Malchus,  Fin.  Fin.  I.  §.  31  (bei  den  sog.  Fiscirechten), 
besonders  aber  §.  62  ff,  wo  wieder,  wie  von  v.  Jacob,  das,  was  wir  heute  „Ge- 
bühren“ nennen,  als  eine  erste  Art  der  indirecten  Steuern  bezeichnet  wird:  „solche, 
die  für  die  Benutzung  und  den  Genuss  allgemeiner  oder  besondrer  öffentlicher 
Anstalten  oder  aus  Anlass  von  beiden  entrichtet  werden“  (S.  299),  mit  richtiger 
Specialisirung  in  §.  63,  S.  301,  dann  §.  64,  nur  ohno  genügende  Scheidung  von 
Gebühr  und  Steuer.  Gleichwohl  ist  angesichts  dieser  Ausführungen  die  Bemerkung 
von  Stein  a.  a.  0.:  „in  den  früheren  Werken  von  Jacob,  Malchus,  Lotz  u.  A. 
kommt  kaum  das  Wort  (Gebühr),  geschweige  die  Sache  vor“  ganz  unrichtig 
wiederholt  von  Stein  noch  in  der  5.  Aufl.,  II,  1,  S.  2531).  — J.  G Iloffmaun, 
Lehre  von  den  Steuern  S.  22;  besonders  S.  417  ff.  über  „Stempelsteuern“  (Verkehrs- 
stcuem  und  Gebühren). 

Rau,  Fin.  I,  §.  227 — 246.  „Einkünfte  von  Gebühren“,  als  3.  Abschnitt  nach 
dem  Privaterwerb  (1.  A.),  den  Einkünften  aus  Hohheitsrcchtcn  (2.  A.)  und  vor  den 
Steuern  (.4.  A.)  des  2.  Buchs  „Staatseinkünfte“.  Rau  hat  hier  zwar  das  Wesen  der 
Gebühren  und  ihren  Unterschied  von  den  Steuern  richtig  erkannt  Es  fehlt  ihm  aber 
A.  Wag oer,  Ftnanzwiasenschaft.  II-  2.  Aull.  3 
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die  scharfe  principielle  Scheidung  zwischen  Gebühr  und  Steuer  (Vorliehrssteuer),  der 
Stempel  wird  nicht  deutlich  genug  bloss  als  Erhebungsform  von  Abgaben  auf- 
gefasst, in  der  Darstellung  werden  Gebühren  und  Steuern  vermengt,  das  System  der 
Gebühren  ist  mangelhaft  und  unvollständig.  Die  einzelnen  Abgaben  werden  mehrfach 
falsch  bcurtheilt,  so  das  Register-Abgaben  wesen  (Enregistrement,  §.  236),  die  Erb- 
schafts,.gebühr“.  §.  237.  Die  von  Rau  unter  den  Regalien  in  seinem  2.  Abschnitt 
besprochenen  Einrichtungen  der  Post,  Telegraphie,  Münze  sind,  soweit  sie  überhaupt 
in  die  Finanzwissenschaft  gehören,  in  die  Gebühreulehre  einzubeziehen. 

Von  Neueren:  Umpfenbach,  Ein.  I,  § 22 — 44  der  1.  Aull.,  „die  Gebühren- 
erhebung“, in  richtig  zusammenfassender  Behandlung  und  mit  richtiger  Einstellung 
sogen.  Regalien,  wie  Münze,  Post,  Telegraph,  in  die  Gebührenzwcige;  über  meine 
etwas  abweichende  Behandlung  der  Eisenbahnen  s.  meinen  1.  Band  und  die  Be- 
merkungen unten:  in  der  2.  Aull,  behandelt  Umpfenbach  den  Gegenstand  in  §.  42  11'.. 
einseitige  Betonung  des  Moments  der  „Kostenersetzung“  im  Begriff  der  Gebühr  (S.  98). 
— E.  Pfeiffer,  Staatseinnahmen  I,  Theil  V,  S.  294 — 351.  sachlich  vollständiger 
als  die  meisten,  aber  ohne  genügendes  System  und  in  der  Gesammtauffassung  ein- 
seitig, Münze,  Post,  Telegraph,  auch  Eisenbahnen  im  vorausgehenden  4.  Theil  unter 
den  „Monopolen“  (!).  Die  Darstellung  verdient  nicht  das  grosse  Lob,  das  ihr  Stein 
(selbst  noch  in  der  5.  A.  II.  1,  S.  253)  spendet.  — v.  Hock,  öffentliche  Abgaben 
§.  4,  §.  33,  34  „Entgelte  für  besondere  Dienste“  (eine  von  Hock ’s  3 „Ursteuem“), 
unterschieden  von  den  hauptsächlichen  Verkehrssteuern,  die  er  als  „Erwerbsgebühren“ 
(§.  31,  32)  behandelt.  — Laspeyres,  Artikel  Staatswirthschaft  in  Blttntschli’s 
Staatswörtcrbuch  X,  95.  — Bergius,  Fin.  2.  A.  § 49  (Sporteln  und  Stempel),  §.  39 
(Steuern  verschiedener  Art),  Post,  Münze  u.  s.  w,  unter  Regalien,  — keine  Spur  eines 
wissenschaftlichen  Systems.  — Eisenhart,  Kunst  der  Besteuerung  (Berlin  1868) 
S.  9 ff.  (richtig  und  gut).  — A.  Held,  Einkommensteuer,  Bonn  1872,  S.  5 ff.  — 
Maurus,  moderne  Besteuerung,  Heidelberg  1870,  5.  Kap.  „Besteuerung  auf  Grund 
der  Benutzung  von  allgemeinen  Staatsanstaiten“  S.  125  ff  (Gebühren  und  Steuern, 
auch  Erbsteuer  zusammen!.  — M.  Wirth,  National-Ockonomie  II.  (3.  A.),  519  ff., 
über  Regale  514.  — Vgl.  auch  K.  Walckcr,  Selbstverwaltung  des  Steuerwesens, 
Berlin  1S69,  S.  5 und  §.  2.  — Al.  Meyer,  über  Stompeisteuern,  in  Faucher’s 
volkswirthschaftlicher  Vierteljahrschrift  1864.  III  (VII),  51 — SO,  allgemeine  principielle 
Rechtfertigung  der  Stempelsteuern  als  gerecht,  weil  der  Staat  für  eine  Leistung  eine 
Gegenleistung  gewähre,  also  Betonung  des  Gebührencharacters  dieser  Steuern,  aber 
mit  einseitiger  Uebertreibnng;  cbaraeteristische  Auffassung  der  Freihandelsscbule. 

Eine  Förderung  und  Klärung  der  Gebührenlehre  und  der  Lehre  von  den  Ver- 
kehrssteuern ist  I..  v.  Stein  zu  verdanken,  besonders  die  scharfe  Trennung  des 
Gebühren-  und  Steuorprincips,  die  Ausscheidung  der  „Verkehrssteuem“  aus  den 
Gebühren,  die  Auffassung  des  Stempels  bloss  als  Erhebungsform.  Willkürlich 
bleibt  nurseine  neue  Regalicnlchre  und  die  Trennung  dieser  sogenannten  Regalien 
von  den  Gebühren.  (S.  dagegen  Wagner,  Fin.  I.  §.  119,  204  ff);  ein  Hauptdifforenz- 
punct  unserer  finanzwissenschaftlichen  Systematik.  Die  Bemerkungen  von  Sax,  Ver- 
kehrsmittel, Wien  1S7S,  I,  85  Note,  gegen  mich  und  für  Stein  erkenne  ich  zum  Theil 
als  richtig  an,  nur  folgt  nicht,  wieSa.v  selbst  zugiebt,  dass  man  Stein’s  Auffassung 
sich  anschliessen  müsse;  die  „regalisirton“  Thätigkeiten  sind  Kategorieen  des  posi- 
tiven Rechts,  aber  die  Einnahmen  daraus  keine  selbständige  finanzwissen- 
schaftliche Kategorie  mehr.  Meistens  gehören  sie,  wie  ich  im  1.  Bande  schon 
begründete,  zu  den  Gebühren,  sonst  zu  den,  in  besondrer  Form  erhobenen. 
Steuern.  Durchaus  stimme  ich  Stein  bei  in  der  Scheidung  der  Gebühren  und  (Ver- 
kehrs-)Steuem,  theilwoise  auch  in  seiner  Theorie  der  Verkehrssteuern,  wie  er  sie 
wenigstens  früher  (nicht  mehr  in  den  neuesten  Auflagen)  vertrat.  Aber  diese  Theorie  ist 
zu  einseitig  absolut  aufgestellt  und  bedarf  auch  in  ihrem  an  sich  richtigen  Kern  einer 
Correctur,  sowie  einer  weiteren  Ergänzung.  S.  darüber  unten  die  Steuerlehre.  Für  die 

Gebühren  sind  die  3 Abschnitte  Stein’s  zu  vergleichen:  3.  A.  Regalien  S.  229 261 

Gebühren  265 — 296,  Vcrkehrssteuer  519 — 533,  5.  A.  II,  1,  S.  248  ff.,  307  ff,  II  2 
S.  210  ff.  Es  characterisirt  übrigens  Stein’s  oben  erwähnte  flüchtige  Manier,  wenn 
er  z.  B auch  noch  in  der  5.  Auflage  (II,  I,  254)  meine  kurze  Berührung  der  Ge- 
bühren im  1.  Bande  meines  Werks  erwähnt,  sogar  rühmt,  die  eingehende  Darstellnn •• 
des  Gebühren  Wesens  im  2.  Bande  aber  offenbar  gar  nicht  kennt. 
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Besonderes  Verdienst  um  diu  Herausgestaltung  dus  Gebülirc.nkcgrifl's,  sowie  auch 
um  die  Unterscheidung  von  Gebühren  und  Beiträgen  hat  sich  neuerdings  Neu  mann 
erworben,  so  schon  in  seiner  Schrift  Ober  die  progressive  Einkommensteuer,  dann  in 
seinen  späteren  oben  S.  2»  genannten  Arbeiten,  die  vielfach  diesen  Pnnct  berühren. 
S.  jetzt  namentlich  Neumann  s „Steuer"  Kap.  -4  und  5.  auch  (i  und  7,  die  verschiedenen 
Definitionen  im  9.  Kapitel  {Abschluss  S.  391  ff).  Darauf  komme  ich  zurück.  Im 
Wesentlichen  stimmen  wir  doch  überein,  auch  in  Betreff  der  „Beiträge“  lege  ich  eben 
rmr  mehr  Gewicht  auf  das  diesen  mit  den  Gebühren  ökonomisch  Gemeinsame, 
Neumann  auf  das  sie  technisch  Trennende.  Auch  in  Betreff  des  Umfangs 
des  Gebuhrenwesens  trennen  uns  mehr  formelle,  als  sachliche  Momente.  — S.  ferner 
Schall,  Gebühren  im  Scbönberg'sclicn  Handbuch  B.  III  (vorzüglich,  aber  mit  m.  E. 
unrichtigem  Ausschluss  der  „Gebühren“  von  Vcrkehrsanstalten  u.  s.  w.). — Roscher, 
Fin.  §.  22  ff.  (mit  gleichem  Ausschluss,  aber  ohne  genügende  Schärfe).  — Vocke, 
Abgaben  u.  s.  w„  besonders  S.  223,  565  (sachlich  nicht  sehr  abweichend  von  Ncumann 
und  mir,  doch  auch  die  Gebühren  von  Vcrkehrsanstalten  mit  unzulänglichen  Gründen, 
S.  572  ausschliessend ; auch  systematisch  unrichtig  die  Gebühren  Überhaupt  unter  die 
..Verkehrsabgaben"  gereiht).  — S a .t . Grundlegung,  S.  444  ff,  472  ff.  (die  Gebühren 
m ne  seiner  „Gruppen  der  Colleclivwerthungsvorgänge"  [Finanzprincipien],  mit  richtigen, 
feinen,  aber  nicht  neuen  Bemerkungen  speciell  Uber  Gebühren  und  Festhaltung  der 
iwrt reibenden  Betonung  einer  Unterscheidung  von  „öffentlicher  Unternehmung“  und 
öffentlicher  Anstalt“,  wie  schon  in  S a x ’ „Verkehrsmitteln“).  — Passim  auch  Knies, 
in  den  „Finanzpolitischen  Erörterungen".  — Cohn,  Fin.  passim,  besonders  1.  Buch, 
Kapitel  3. 

Abweichender,  selbst  in  der  jetzt  sonst  ziemlich  allgemein  angenommenen 
Terminologie,  steht  Schaffte,  Steuerpolitik,  S.  454  ff,  der  m.  E.  mit  Unrecht 
die  Verkehrssteuern  wieder  zu  den  Gebühren  stellt. 

Aus  der  fremden  Literatur  s.  A.  Smith,  wealth  of  nations,  5.  Buch,  1.  Kap.. 
2.  Q.  3.  Abth.  passim  und  2.  Kap.  1.  Abth.  passim.  — Mi  11,  Politische  Oekonomie, 
Buch  5,  Kap.  5.  — Parieu,  traitö  des  impfits,  III,  1G5.  — Leroy-Beaulieu, 
traitr  de  ta  Science  des  financcs,  Paris  1S77,  I,  besonders  ch.  II,  Enregistrement, 
Stempel  u.  s.  w.  (über  Post  u.  s.  w.  ch.  12).  — Garnier,  finances  ch.  10  (Enregislre- 
ment  und  Stempel).  Scharfe  Trennung  von  Gebühr  und  Verkehrssteuer  und  richtige 
Auffassung  der  ersten  bei  den  Franzosen  noch  nicht  erreicht.  — L.  Cossa,  elementi 
di  seienza  delle  tinanze,  4.  ed. , S.  42  ff  („tasse").  — Eine  umfassende  wcrthvolle 
Monographie , mit  eingehender  Behandlung  der  Finanzstatistik . Gesetzgebung  und 
I-iteratur  ist  W.  ßesobrasoff,  impüts  sur  les  actcs,  in  den  Meinoircs  de  1 Acad. 
de  St.  Petersb.,  besonders  N.  1.  1866:  N.  2.  1867.  speciell  über  die  russischen  ein- 
’■  klagenden  Steuern.  Richtige  Betonung,  dass  die  Entwicklung  dieser  Abgaben  mit 
dem  Formalismus  des  Rechts  Hand  in  Hand  geht. 

Die  Gesetzgebung  betrifft  vielfach  nach  der  gemeinsamen  oder  gleichartigen 
Erhebungsform  (Stempel  u.  s.  w.)  Gobubren  und  Vcrkehrssteuem  u.  dgl.  m.  zusammen, 
*as  auch  das  wissenschaftliche  Verständniss  sehr  erschwert  hat.  Einzelnes  aus  den 
besetzen  wird  unten  mit  angegeben.  Für  England  und  Frankreich  s.  im  Bande  III 
die  Abschnitte  über  Verkehrsteuern,  Stempel,  Enregistrement 


Erstes  Kapitel. 

Allgemeine  Gebtthrenlehre. 

1.  Abschnitt 

Begriff,  Wesen  und  Prineip  der  Gebühren. 

§.  15.  — I.  Begriff  und  Wesen.  Gebühren  sind  nach 
imserer  Auffassung,  in  wesentlicher  Fcsthaltuug  unserer  früheren 
Hegriflsbestinirnung,  Abgaben,  welche  von  Einzelnen  oder  Gruppen 
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von  Einzelnen  als  ein  specieller  Entgelt  eines  ihnen  von  einem 
öffentlichen  Körper,  dem  Staate,  der  Gemeinde  oder  einem 
sonstigen  Selbstverwaltnngskörper  — oder  allgemein:  von  einer 
„Zwangsgemeinwirtbsebaft“  — geleistetenDiensts,  oder  — even- 
tuell: und  — einer  durch  sie  veru  r sachten  Ausgabe  (Koste  n- 
provocation)  bei  der  Ausübung  einer  im  öffentlichen 
Interesse  erfolgenden  („öffentlichen")  Thätigkeit  in  einer 
von  der  öffentlichen,  insbesondere  der  Staatsgewalt  einseitig  be- 
stimmten Weise  und  norrairten  Höhe  erhoben  werden. 

Vgl.  Fin.  I,  §.  204,  auch  §.  201  unter  2 und  §.  209  (S.  500  über  das 
Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Gebühren  und  eigentlichen  Steuern).  Ich  habe  hier 
jetzt  die  Worte  „im  öifcntlichen  Interesse  erfolgende“  mit  in  die  Begriffsbestimmung 
gezogen,  dazu  mit  durch  Neu  mann  bewogen.  Im  Wesentlichen  habe  ich  aber  schon 
früher  dies  Moment  ebenso  aufgefasst,  vgl.  Fin.  I,  S.  4 SO  unter  2 (auch  schon 
2.  Aufl.  S.  305  und  1.  Aull.  S.  253).  Den  scharfen  und  klaren  Erörterungen  Neu- 
mann's  (in  dem  Aufsatz  in  Hirth’s  Annalen,  wie  in  der  „Steuer“)  in  Betreff  dieses 
Moments  des  „öffentlichen  Interesses  kann  ich  im  Ganzen  beistimmen,  nur  in  den 
Folgerungen  daraus  für  den  Umfang  des  Gebtthrenwesens  und  für  die  Classifi- 
cation der  öffentlichen  Einnahmen  weiche  ich  etwas  ab.  in  der  Hauptsache  sind  wir 
wohl  einig,  besteht  aber  doch  überhaupt  zwischen  der  hier  vertretenen  und  der  Auf- 
fassung bei  andereu  Neuem  kaum  mehr  ein  eigentlich  principieller  Unterschied, 
sondern  wesentliche  Uebereiustimmung.  besonders,  was  ich  für  das  Wichtigste  halte, 
in  der  demgemässen  Scheidung  von  Gebühren  und  Steuern.  Vgl.  die  Definitioucn  und 
sich  anschliessenden  Erörterungen  bei  den  in  §.  14  genannten  Autoren.  Z.  B.  Kau, 
Fin.  I.  §.  227:  „Gebühren  werden  bei  solchen  Gelegenheiten  gefordert,  wo  der  ein- 
zelne Burger  mit  eiuer  Staatsbehörde  oder  einer  wesentlichen  Staatsanstalt  (im 
Gegensatz  zu  einem  blossen  Staatsgewerbe)  in  eine  gewisse  besondre  Berührung 
kommt.  Sie  können  als  eine  besondre  Vergütung  für  den  Aufwand  angesehen  werden, 
welchen  die  Staatsgewalt  bei  irgend  einer  Veranstaltung  zu  machen  hat,  und  haben 
insofern  mit  der  Bezahlung  für  geleistete  Privatdienste  Achulichkeit."  Stein  3.  A. 
S.  206  (wo  sich  gleich  bei  der  Begriffsbestimmung  der  Gebühr  die  Uuhaltbarkeit  und 
Willkür  der  Ausscheidung  der  Kegalien  orgiebt),  äihnlich  5.  A.  II,  1,  251  ff.:  der 
individuelle  wirtschaftliche  Ersatz,  den  der  Staat  vom  Einzelnen  für  die 
ausschliesslich  in  seinem  Interesse  benutzte  Gesammtleistung  fordert.  — wesentlich 
verschieden  von  der  Steuer,  welche  Kapital  und  Arbeitskraft  für  das  Ganze  wirt- 
schaftlich herstelle,  — sei  die  „Gebühr-  im  weitesten  Sinne  des  Wortes,  die  dann, 
unhaltbar,  in  eigentliche  und  in  Regalienge bülir  zerlegt  wird.  — Neumann 
gelangt  nach  umständlichster  Prüfung  der  Möglichkeiten , der  Zulässigkeit  und  der 
Zweckmässigkeit  einer  Definition  schliesslich  zu  folgender,  zusainuicngezogener  Begrills- 
bestimmung  (Steuer,  S.  392):  „Gebühren  siud  die  zur  Gewinnung  von  Staats-  und 
Gemeindeeiuuahmen  (im  eigentlichen  Sinne)  nach  Maassgabe  von  Vorgängen  augeord- 
noter  Zahlungen,  somit  sie  Eutgclte  für  specielle  Gegenleistungen  des  Staats  und  der 
Gemeinde  von  öffentlichem  Interesse  sind.“  Allgemeiner  wäre  wohl,  statt  von  Staat 
und  Gemeinde,  von  „öffentlichem  Körper"  zu  sprechen,  um  andere  Selbstverwaltungs- 
körpor,  ausser  der  Gemeinde,  mit  eiuzubegreifeu.  Die  Worte:  „nach  Maassgabe  von 
Vorgängen  angeorduet“  hängen  mit  Neumann’s  Scheidung  von  „Gebühr“  und  „Bei- 
trag“ zusammen  (s.  u.  §.  17  N.  3).  — Schall  (in  Schönberg's  Handbuch  III,  105) 
sieht  in  den  Gebühren  „Abgaben,  welche  vou  den  mit  der  öffentlichen  Gewalt  in  Be- 
rührung kommenden  Personen  bei  Gelegenheit  besonderer  Amtshandlungen,  zu  welchen 
sie  Veranlassung  geben,  erhoben  werden,  und  findet  das  characteristische  Moment  der 
Gebühr  darin,  dass  sie  sich  au  Amtshandlungen  zur  Verwirklichung  wesentlicher 
Staatszwecke , au  wesentliche  Thätigkeiten  ölfetitlicher  Organe  zur  Ausführung  des 
Hechts-  und  Mach  (zwecks  anknüpfe  und  dass  sie  die  von  den  Gebührenpflichtigen  zu 
entrichtende  Abgabe  wesentlich  mit  Rücksicht  auf  diese  Gegenleistungen  öffentlicher 
Behörden  bemesse“.  Damit  verengt  sich  aber  der  Gebühren  begriff  und  folgeweise  der 
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Cmfang  des  Gebühren  wesens  zu  sehr.  Es  soll  nach  Schall's  Meinung  so  der  Gebühren - 
begriff  ausschliesslich  an  die  ..Qualität  des  betreffenden  Staatsacts"  angeknüpft 
»erden.  Schall  bemängelt,  dass  durch  rneino  Fassung  des  Gcbülireubegriffs  das 
Moment  der  Bemessung  der  Gebühr  nach  den  Kosten  in  diu  Definition  gezogen 
»erde.  Das  möchte  aber  passend  sein,  auch  wird  so  zugleich  die  Kostendeckung  als 
Zweck  der  Gebühr  bezeichnet  und  durch  die  Fassung  keine-wogs  die  Berücksichti- 
gung anderer  Momente  bei  der  Messung  der  Gebühr  ausgeschlossen,  vielmehr  darauf 
durch  die  Einbeziehung  des  Moments  des  „speciellen  Entgelts  für  eine  Dienstleistung" 
bingewiesen  (s.  schon  Fin.  I.  S.  48S  und  unten  §.  17  N.  1 und  21. 

In  der  Wissenschaft  und  mehr  und  mehr  auch  in  der  deutschen 
Verwaltungs-  und  Finanzpraxis  ist  der  Ausdruck  „Gebühr“  und 
wenigstens  im  Ganzen  in  dem  dargelegten  Sinne,  neuerdings  als 
technischer  angenommen  worden  und  in  fester  Einbürgerung 
begriffen.  Das  ist  ein  Gewinn  für  die  Klärung  theoretischer  und 
practischer  Streitfragen,  weshalb  neue  Abweichungen  von  dieser 
Terminologie,  wie  z.  15.  diejenige  Schäffle’s,  vermieden  werden 
sollten.  Vielerlei  einzelne  hieher  gehörige  Abgaben  und  einige 
Gattungen  derselben  führten  und  führen  mitunter  noch  andere 
Namen  in  der  Praxis  oder  wurden  und  werden,  ohne  Unterschei- 
dung von  den  ebenso  bezeichneten  Steuern,  mit  Sammelnamen,  wie 
Sporteln,  Taxen,  Stempel,  Register-,  Eintragungs- 
abgaben, ehedem  als  „zufällige“  Einkünfte,  auch  als  „Gefälle“ 
u.  dgl.  m.  bezeichnet. 

§.  16.  Die  Gebühren  sind,  der  obigen  Begriffsbestimmung  ge- 
mäss, zu  den  Steuern  im  weiteren  Sinne  zu  rechnen,  zu  denen 
sie  wie  die  eigentlichen  allgemeinen  Steuern  gehören. 

Beiden  ist  gemeinsam,  dass  sie  auf  Grand  von  Normen  des  öffentlichen  Rechts, 
zwangsweise,  sobald  der  vorgesehene  Fall  eintritt,  Leistungen  (Beiträge),  insbesondere 
Febertragungen  (Zahlungen)  aus  den  Gütern  (Einkommen,  Vermögen)  der  Pflichtigen  an 
den  öffentlichen  Körper  darstellen,  regelmässig  zu  dem  Zweck,  um  diesen  dadurch  in 
den  Stand  zu  setzen,  seinerseits  ..öffentliche  Leistungen"  vornehmen  zu  können. 

Beide.  Gebühren  wie  eigentliche  Steuern,  unterscheiden  sich  auch  gemeinsam 
ton  den  privatwirthschaftlichen  Erwerbseinkünften,  iudem  letztere  unter 
den  allgemeinen  rechtlichen  Bedingungen  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  insbe- 
sondere auf  der  Grundlage  der  allgemeinen  Normen  für  die  Concurrenz,  gewonnen 
werden  (Fin.  I,  §.  202). 

Die  Gebühren  unterscheiden  sieh  von  den  eigentlichen 
■Steuern,  im  engem  Sinne,  dadurch,  dass  sie,  wie  schon  früher 
ausgeführt  wurde  (FiD.  I,  §.  209,  auch  204  und  201)  und  hier  fest- 
gehalten wird,  einen  speciellen  Entgelt  des  Pflichtigen  für  eine 
ihm  besonders  zu  Gute  kommende  oder  doch  durch  ihn  be- 
sonders veranlasste  (bez.  verschuldete)  öffentliche  Tbätigkeit  nnd 
für  die  dadurch  bedingte  Kostenverursachung,  demnach  eine  — 
mehr  oder  minder  vollständige  — Kostendeckung  dieser  beson- 
deren Tbätigkeit  und  besonderen  Kostenprovocation  bilden 
sollen  und  bilden.  Die  GebUhrenpflichtigkeit  tritt  daher  in  diesen 
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besonderen  Fallen  überhaupt  nur  ein;  und  der  Cbaracter  einer 
Abgabe  als  Gebühr  wird  durch  das  wirkliche  Vorhandensein 
eines  solchen  besonderen  Falles,  ferner  folgeweise  die 
Grenze,  bis  zu  welcher  eine  „Abgabe“  „Gebühr“  ist,  durch 
das  „angemessene“  Verhältniss  der  Abgabe  zu  dem  Werth  des 
öffentlichen  Dienstes  für  den  Pflichtigen  und  zu  dem  Kosten- 
betrag, welchen  die  Leistung  dieses  Dienstes  dem  öffentlichen  Kör- 
per verursacht,  bestimmt. 

Giebt  demgemäss  eine  öffentliche  Einrichtung,  an  welche  sich 
Gebühreneinnahmen  knüpfen,  einen  Ueberschuss  über  den,  nach 
richtigen  wirtschaftlichen  Grundsätzen  berechneten,  Kostenaufwand 
hinaus,  so  fällt  dieser  Ueberschuss  unter  die  Kategorie  der  eigent- 
lichen Besteuerung,  die  betreffende  öffentliche  Einrichtung 
wird  in  diesem  Maasse  zugleich  eine  Einrichtung  zur 
Steuererhebung. 

Dadurch  ändert  sie  und  äudert  auch  die  eiuzelnc  Gebühr,  welche  zu  diesem 
Ergebniss  beifrägt,  ihren  linanzwirthschaftlichen  Character  entsprechend  etwas,  ohne 
dass  daraus  etwa  nothwendig  — wie  z.  B.  bei  manchen  „Justizgebühren“  für  Acte 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  bei  Postportis,  welche  zu  Postuberschüssen  fuhren  — 
ein  Verdict  gegen  die  betreifende  Abgabe,  auch  nach  ihrer  Art,  Höhe  u.  s.  w.  ab- 
zuleiten wäre  unten  §.  29).  Es  treten  dann  nur,  nach  dem  modificirten  Character, 
Erwägungen  des  Steuerwesens  zu  denen  des  Gebührenwesen  hinzu. 

Der  erzielte  Ueberschuss  dient,  wie  der  Keinertrag  der  eigent- 
lichen Steuer,  dann  auch  zur  Kostendeckung  anderer,  allge- 
meiner sonstiger  öffentlichen  Einrichtungen  und  Thätigkeitcu. 
ln  diesem  Moment  aber  liegt  im  Wesentlichen  der  finanzwirthsekaft- 
liche  Character  der  eigentlichen  Steuer  als  solcher,  nach 
der  einen  Seite  betrachtet.  Nach  der  anderen  Seite  ist  die  eigent 
liehe  Steuer  aber  auch  als  genereller  Entgelt,  den  der  einzelne 
Steuerpflichtige  und  den  die  Gesanimtheit  der  Steuerpflichtigen  zur 
Kostendeckung  der  allgemeinen  öffentlichen  Einrichtungen  und 
Tkätigkeiten  entrichten , aufzufassen.  Und  in  diesem  Moment  des 
„generellen“  und  des  „speciellen“  Entgelts  bei  Steuer  und 
Gebühr  ist  wieder  das  Unterscheidungsmerkmal  von  beiden  zu 
finden. 

Die  gleiche  Auffassung  liegt  bereits  meinen  Ausführungen  im  1.  Bande  a.  a.  ()., 
und  der  Gcbtlhrcnlebre  in  der  1.  Auflage  dieses  2.  Bands  zu  Grunde.  Ich  halte  sie 
nach  genauer  Prüfung  der  Einwendungen  und  Bedenken  und  der  eigenen  Aus- 
führungen Neumanns  (besonders  in  der  „Steuer“  1,  295  11'.,  Kap.  0,  S.  39t  ff., 
102  ff.).  — dem  unzweifelhaft  Schärfsten  und  Eingehendsten  in  der  Literatur  Über 
diese  und  verwandte  Puucte  — doch  fest.  Vgl.  auch  Schall,  Gebühren  im  Hand- 
buch §.  1. 

Namentlich  die  „lieber schuss wirthschaft“  bei  Öffentlichen  Einrichtungen  und 
Anstalten  mit  Gebührenerhebung,  z.  B.  bei  der  Post,  tritt  doch  in.  E.  auch  nach 
nothwendiger  Polgerumr  aus  Neutnann’s  eigener  Auflassung  der  „Gebühr“  unter  eine 
andere  tinanzwirthschaftiichc  Kategorie  als  die  der  Gebühr,  nnd  zwar  unter  die  dar 


Digitized  by  Google 


Begriff  und  Wesen  der  Gebühr.  ;-j<| 

Steuer.  Man  könnte  sonst  nur  den  Vergleich  mit  dem  „Ueberscbuss“  (über  Betriebs-, 
Zinsen-  und  Amortisationskosten)  bei  einer  pri  vatwirthschaftiichen  Erwerbs- 
einrichtung eines  öffentlichen  Körpers  machen  und  eventuell  dieso  beiden  Ueberschllsse 
gleicbstellen , was  bei  Post,  städtischen  Anstalten  (Gas,  Wasser)  gewiss  nahe  läge. 
Aber  der  Unterschied  liegt  hier  in  der  monopolistischen  Stellung  der  , Gebühren- 
einrichtung*', meist  schon  der  rechtlichen  (wie  bei  dem  Hauptzweig  der  Post,  bei 
der  Telegraphie,  Gasanstalt.  Wasserleitung),  mindestens  der  factischen.  Wo  aus- 
nahmsweise eine  solche  Stellung  nicht  die  Grundlage  des  Ueberschusses  sein  sollte, 
— etwa  denkbarer,  aber  nicht  thatsächlicher  Weise  bei  einem  Postzweige  wie  der 
heutigen  Personen-  und  Packetpost  — wurde  der  Ueberscbuss  allerdings  nicht  mehr 
„Steuer“,  sondern  „Unternehmergewinn“  im  freien  Erwerbsleben  darstellen.  Bei  dieser 
meiner  Auffassung  des  Ueberschusses  der  Gebuhrenanstalt  als  „Steuer  * gehe  ich  auch 
nicht,  wie  Ncutnann  annimmt  (a.  a.  0.  S.  306),  von  der  Vergleichung  mit  einem 
. gerechten"  Preise  aus,  dessen  Ueberscbreitung,  z.  B.  in  Porto,  in  der  JustizgebUhr, 
eben  den  üeborschuss  mit  ergiebt,  sondern  von  der  Vergleichung  mit  einem  ange- 
messenen, d.  h.  auf  die  Dauer  durch  die  Kosten  bestimmten  Preise,  wie  er  sich 
Toraussetzungsweise  im  freien  Erwerbsleben  stellen  wurde,  ähnlich  wie  das  Neumann 
an  anderen  Orten  auch,  und  mit  Recht,  thut.  Auch  ziehe  ich  aus  meiner  Auffassung 
nicht  ohne  Weiteres  den  Schluss,  dass  die  Gcbuhrenanstalt  keine  UeberschUssc 
geben  dürfe,  sondern  nur  den,  dass  darüber  und  folgeweisc  Uber  die  Normirung 
der  Art  und  Höhe  der  Gebühren  (Gerichtskosten,  Portis  u.  s.  w.,  Gasprcisc'  nach 
Besteuerungserwägungen  entschieden  werden  müsse,  welche  dann  vielleicht 
dafür,  vielleicht  auch  dagegen  sprechen  werden.  (Vgl.  unten  §.  4*2,  61,  65.) 

In  dem  gewöhnlichen  Falle,  wo  die  Gebühren  nur  die  Kosten  eben  decken  oder 
meist  nur  einen  Beitrag  dazu  leisten,  ist  die  „Gebühr“  eine  Steuer  im  weiteren 
Sinne  des  Worts.  Dass  sie  nnr  in  gewissen  Fällen  cintritt.  wenn  Jemand  freiwillig 
oder  gezwungou  (z.  B.  bei  Acten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit)  eino  öffentliche 
Dienstleistung  erhält,  das  bedingt  so  wenig  den  Ausschluss  der  Gebühr  aus  dem 
weiteren  Steuerbegriff,  wie  in  dem  analogen  Fall  den  Ausschluss  der  iudirecten 
Steuer  aus  dem  engeren  Stenerbegrilf. 

§.  17.  Von  weiteren  Abweichungen  in  der  Auffassung 
des  Begriffs  und  Wesens  der  Gebühr,  mögen  hier  insbe 
sondere  noch  folgende  erwähnt  werden: 

1)  einmal,  ob  bei  der  Begriffsbestimmung  der  Gebühr  nur  das 
Moment  der  Deckung  speciell  verursachter  Kosten  oder 
auch  das  Moment  eines  in  der  öffentlichen  Leistung  speciell 
empfangenen  Dienstes,  daher  einer  betreffenden  Werth- 
ilbertragung,  welche  in  der  Gebühr  ihre  specielle  Gegen- 
leistung findet,  zu  berücksichtigen  sei; 

2)  sodann,  ob  von  „Gebühren“  nur  bei  speciellcn  Entgelten, 
bez.  Kostendeckungen,  welche  sich  an  bestimmte  Arten  „öffent- 
licher“ Thätigkeiten,  z.  B.  von  Amtshandlungen  öffentlicher  Organe 
zur  Verwirklichung  „wesentlicher“  Staatszweckc,  auknüpfen,  zu 
reden,  demgemäss  der  Geblihrenbegriff  entsprechend  enger  zu 
fassen  und  Abgaben  bei  anderen  „öffentlichen  Thätigkeiten“ 
unter  andre  linanz wirtschaftliche  Kategorien,  z.  B.  als  Taxpreise 
bei  staatlichen  Verkehrsanstalten  mit  unter  die  privatwirthschaft- 
lichen  Einkünfte,  zu  stellen  seien,  was  daun  eventuell  auch  andere 
Grundsätze  und  practischc  Kegeln  für  die  Normirung  mit  sieh 
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bringen  könnte;  hiernach  muss  sich  der  Umfang  des  Gebühren- 
wesens und  demgemäss  die  systematische  Darstellung  der  Gebühren- 
lehre  verschieden  gestalten; 

3)  endlich,  ob  schon  begrifflich  die  neuerdings  sogenannten 
„Beiträge“  (Neu mann)  als  eine  besondere,  den  Steuern  und 
Gebühren  coordinirte  selbständige  Einnahmeart  öffentlicher  Kör- 
per aus  der  Gebühr  auszuscheiden,  demnach  der  Gebührenbegriflf 
entsprechend  enger  zu  fassen  oder  es  richtiger,  vielleicht  geboten, 
mindestens  zulässig  sei,  die  „Beiträge“  mit  zu  den  „Gebühren“  — 
eventuell  zu  „Gebühren  im  weiteren  Sinne“  im  Unterschied  von 
den  übrigen  als  „eigentlichen“  Gebühren  — zu  rechnen  und  den 
Gcbtihrenbegriff  dann,  wie  oben  geschehen,  hierfür  angemessen  weit 
genug  zu  fassen. 

Den  ersten  Punct  anlangend,  so  möchte  es  am  Passendsten 
sein,  beide  Momente,  das  Kostenersatzmoment  und  das  specielle 
Entgeltlichkeitsmoment,  welchem  letzteren  eine  erfolgte  Werth- 
Ubertragung  an  den  Abgabepflichtigen  entspricht,  in  die  Begriffs- 
bestimmung, wie  oben  geschehen,  aufzunehmen.  Beide  Momente 
hängen  zusammen,  insbesondere  ist  ein,  freilich  schwer  ausscheid- 
barer und  ermittelbarer,  Kostenbetrag  regelmässig  durch  die  dem 
Einzelnen  zu  Gute  kommende  oder  von  ihm  veranlasste  „öffentliche 
Thätigkeit“  als  verursacht  anzunehmen.  Aber  es  empfiehlt  sich 
doch,  beide  Momente  zu  unterscheiden  und  sie  in  die  Begriffsbe- 
stimmung einzuziehen,  weil  beide,  aber  jedes  in  besonderer  Weise, 
den  eigentlichen  inneren  Rechtfertigungsgrund  der 
Gebührenerhebung  und  zugleich  Maassstäbe  bilden,  die,  theils 
jeder  für  sich,  theils  miteinander  combinirt,  theils  noch  mit  andern 
Momenten  verbunden,  für  die  Bemessung  der  Höhe  der  Gebühr 
mit  zur  Anwendung  zu  kommen  haben. 

Vgl.  Schall,  Handbuch  II,  Gebühren  §.  1.  besonders  Note  2.  Neumann, 
Steuer,  S.  304  11'.,  392.  Er  nimmt  nur  das  Moment  „Entgelt  für  specielle  Gegen- 
leistungen’- in  die  Begriffsbestimmung  auf,  Dmpfenbach  (2.  A.  S.  98)  nur  das 
Moment:  „specielle  Gegenleistungen  für  den  Kostenaufwand“.  Mancherlei  kleinere 
Abweichungen  in  diesem  Puncte,  aber  auch  Undeutlichkeiten  und  Unklarheiten  bei 
anderen,  so  Stein,  SchSffle,  Koscher,  Yocke  a.  a.  0. 

In  Betreff  des  zweiten  Punctes  findet  sich  auch  gegenwärtig 
die  Ansicht  noch  vielfach  vertreten,  dass  von  „Gebühren“  nur  hei 
Abgaben,  welche  sich  an  obrigkeitliche  Functionen  (Roscher),  an 
die  Ausübung  „wesentlicher“  Staatszweeke  (Schall)  — und  wie 
die  Ausdrucksweise,  immer  im  ähnlichen  Sinne,  sonst  lautet  — 
anschliessen,  zu  sprechen  sei.  Indessen  ist  dagegen  einzuwenden, 
dass  zwischen  den  verschiedenen  „öffentlichen  Thätigkeiten“  keine 
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solche  feste  Grenze  gezogen  werden  kann;  dass  ferner  namentlich 
hier  wieder  die  nngeschichtliche  Annahme  eines  sozusagen  „natür- 
lichen“, „allgemein  nothwendigen“  Bereichs  der  Staats-  und  sonstigen 
öffentlichen  Tkätigkeit  unterläuft,  während  man  es  mit  zeitlich  und 
örtlich  wechselnden  Ansichten  und  Verhältnissen  zu  thun  hat. 
Spricht  man  von  Gebühren,  unserer  und  anderen  neuen  Begriffs- 
bestimmungen gemäss,  nur  bei  Abgaben,  welche  sich  an  Thätig- 
keiten  des  Staats  u.  s.  w.  mit  dem  Merkmal  des  „öffentlichen 
Interesses“  anknüpfen  — also  unter  Ausschluss  der  Thätigkeiten 
zu  reinen  oder  vorwiegenden  Erwerbszwecken  — so  sind  Abgaben 
bei  Unterrichtsanstalten,  bei  sämmtlicben  Verkehrsanstalten,  bei 
eommunalen  Anstalten  wie  für  Gas,  Wasser,  Marktwesen  u.  dgl.  m. 
ebenso  gut  wie  bei  „obrigkeitlichen“  Functionen,  bei  „Amtshand- 
lungen“ der  Gerichte  und  der  Behörden  der  eigentlichen  Verwal- 
tung als  „Gebühren“  anzuerkennen.  Die  ökonomische  Be- 
gründung — Deckung  specieller  Kosten  und  Vergütung  specieller 
Dienste  — , die  finanztechnische  Einrichtung  stimmen  im 
Wesentlichen  überein.  Die  geschichtliche  Entwicklung,  welche  bei 
Culturvölkern  immer  mehr  Thätigkeitsgebiete  der  privatwirthschalt- 
liehen  Sphäre  entzieht  und  auf  den  Staat  und  die  Selbstverwal- 
tungskörper überträgt,  führt  eben  .auch  auf  dem  Gebiete  des  „Cul- 
tur-  und  Wohlfahrtszwecks“  in  den  Tarifen  und  Taxpreisen  öffent- 
licher Einrichtungen  und  Anstalten  zu  etwas  Aehnlichem,  wie 
länger  schon  auf  demjenigen  des  Rechts-  und  Machtszwecks:  zur 
Ersetzung  der  „Preise“  des  privatwirthschaftlichen  Erwerbslebens 
durch  „Gebühren“.  Ich  halte  daher  an  dem  weiteren  Gebühren- 
begriff  und  Gebührenumfang  fest  und  betrachte  die  Abgaben  bei 
Staats-,  Communal-  und  derartigen  Thätigkeiten  zur  Verwirklichung 
des  „Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks“  mit  als  „Gebühren“. 

inoerhalb  des  ganzen  Gebiets  der  letzteren  sind  natürlich  Groppen  ond  Unter- 
ulen zu  unterscheiden  und  z.  B.  die  Gobuhren  bei  öffentlichen  Anstalten  und  Unter- 
nehmungen eines  öffentlichen  Interesses,  wie  bei  den  Verkchrsanstalten  und  den 
«nannten  Coinrouualanstaiten,  bilden  eine  besondere  Gruppe.  Aber  gerade  die  Moditi- 
'itionen  der  Folgerungen  aus  rein  ökonomischen  und  rein  tinanziellen  Gesichtspunctcn 
bei  solchen  Einrichtungen  durch  Erwägungen  anderer  Art.  eben  des  öffentlichen 
Interesses,  bedingen  grundsätzliche  Abweichungen  in  der  Tarif-  und  Taxpreisgestaltung 
nut  den  Freisen  im  freien  Verkehr.  Bei  der  Normirung  greifen,  weil  ein  öffentliches 
Interesse  vorliegt  und  den  eigentlichen  Grund  der  Ueboruahme  der  Thätigkeit  auf  den 
Wentlicben  Körper  bildet,  ähnliche  Erwägungen  wie  bei  allen  anderen  Gebühren  Flatz. 
Für  Gebühren  im  Unterrichtswesen,  Schulgelder  u.  dgl.  m.  würde  mau  in 
anderen  Einnabmezweigen  auch  gar  keine  Unterkunft  finden,  wenn  man  sie  aus  den 
..Gebühren’*  ausscheidet,  wie  es  jener  engeren  Begriffsbestimmung  gemäss  geschehen 
nässte  und  auch  geschieht.  (Koscher  ist  hier  incousequent.)  Bei  den  Abgaben  von 
b crtehrsanstalten  liegt  die  Sache  anders,  da  man  diese  bei  dem  Ausschluss  von 
der  „Gebühr**  zu  den  „Erwerbseinkünften**  stellen  kann. 
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Gegen  den  weiteren  üebühreubegriff  und  Umfang  u.  A.  besonders  Schall, 
§.  1,  Vocke  S.  572  11.  (mit  auch  im  Eiuzeinen  schiefen  Ausführungen),  Koscher, 
i'in.  §.  22  (mit  der  unhaltbaren  Behauptung,  wer  die  Bezahlung  der  Postdienste  zu 
den  Gebühren  rechne,  dürfe  keinen  Gewinn,  nicht  einmal  rolle  Kostendeckung  ver- 
langen, eine  Folgerung,  die  er.  Koscher,  verwerfe;  allein  es  ist  diese  Folgerung  auch 
nicht  geboten,  nur  eben,  wie  oben  S.  SS  bemerkt  wurde,  in  solchem  Falle  eine  andere 
Motirirung,  als  aus  dem  GebUhren-Standpuncte  anzuwenden).  Im  Ganzen  auch 
Schäfflc,  Steuerpolitik,  S.  51  ff.,  456  ff,  496  ff,  der  aber  den  Gebührenbegriff  nach 
anderen  Seiten,  besonders  auf  Verkehrssteuern,  Erbschaft  ausdehnt.  Anderseits  wesent- 
lich wie  im  Text  Stein,  5.  A.  11,  2,  248  ff,  275  ff,  nur  mit  willkürlicher  Sonder- 
stellung seiner  Regalien  (Post,  Telegraph,  Münze,  Papiergeld,  Commuuicationsmittel 
und  Anstalten,  Lotterie),  doch  jetzt  mit  dem  Zugeständniss.  dass  hier  mehrfach  eine 
besondere  Art  Gebühren,  „Regaliengebuhi“  vorliege  (S.  254,  319).  Umpfenbach. 
2.  A.  §.  50  ff.  Auch  Knies  in  den  Finanzpolitischen  Erörterungen,  überhaupt  wohl 
die  meisten  Neueren.  Zum  Theil  hängt  in  Theorie  und  Praxis  die  Beschränkung  des 
Gobübrenbegriffs  mit  der  Verbindung  vieler  Amtsgebubren  mit  dem  Stempelweson 
zusammen.  — Kau,  I,  §.  230  II.  reiht  bereits  gewisse  Abgaben  der  Volkswirthschafts- 
pflegc,  Strassengeld  u.  a.,  auch  Schulgelder  richtig  zu  den  Gebühren,  andere  schliesst 
er  nur  in  Folge  seiner  l’csthaltung  der  Kategorie  von  „Einkommen  aus  Hoheitsrechten“ 
t Regalien)  hier  aus.  — Neu  manu,  doch  nach  allem  in  der  Sache  für  den  weiteren 
(iebührenbegriff,  wenn  auch  dann  wieder  als  „öffentliche  Unternchmungseinkünfte“, 
Post-,  Strasscu-,  Gasanstaltseinnahmen  u.  s.  w.  von  den  „eigentlichen  Gebühren“  („Amts- 
gebühren“),  wozu  aber  z.  B.  auch  Schulgeld,  trenuend;  vgl.  „Steuer"  S.  284  ff,  515, 
553,  auch  Cap.  6.  — In  eigenartiger  Behandlung,  ohne  abschliessende  Formulirung, 
aber  doch  im  Sinne  des  weiteren  GebUhrenbegriffs  G.  Cohn,  Fin.  §.  107  11'. 

In  der  Consequenz  der  hier  vertretenen  Auffassung  liegt  es,  auch  die  tarif- 
iniissigcn  Einnahmen  der  Staatseiseubahnen  prindpicll  als  „Gebühren“  aufzu- 
fassen. Ucber  die  zum  Theil  practischen,  specifischen  concreten  Finanzvcrhältnisscn 
bei  diesen  Bahnen  entspringenden  Gründe,  derentwegen  ich  in  diesem  Werke  gleich- 
wohl die  Staatsbahnen  unter  dem  „Privaterwerb“  mit  eingcreiht  habe  und  mir 
die  practisclic  Anwendung  des  „Gebuhrenprincips“  auf  die  Bahnen  verfrüht  erscheint, 
ist  im  1.  Rande  das  Nähere  ausgefuhrt  worden,  §.  266  (3.  A.  S.  559). 

Endlich  hinsichtlich  des  dritten  Bunds,  vertritt  namentlich 
Neumann,  wie  immer  in  scharfsinniger  Begründung,  die  Ansicht, 
dass  „Beiträge“  nicht  als  eine  Art  der  Gebühren,  sondern  als 
eine  dritte  selbständige  Hauptart  von  Einnahmen  neben  Ge- 
bühren und  (eigentlichen)  Steuern  anzuschcn  seien.  Indessen 
möchte  doch  mit  mindestens  ebenso  viel  Grund,  der  „Beitrag“  nur 
als  eine  besondere  Art  der  „Gebühr“  betrachtet  werden  dürfen. 

Neumann  macht  für  seine  Ansicht  die  Verschiedenheit  in  finauztechnischer 
Beziehung  zwischen  „Gebühr“  und  „Beitrag“,  was  Einrichtung,  Erhebung,  Aehnlich- 
keit  jener  mit  indirecten,  dieser  mit  directen  Steuern  anlangt,  gultend,  aber  stutzt 
seine  Scheidung  ausserdem  auch  auf  andere  Erwägungen  mehr  principieller  Art.  dass 
uemlich  bei  beiden  verschiedene  Preis-  und  Entgeltlichkeitsprincipien  zur  An- 
wendung kämen,  bei  den  Beiträgen,  die  fttr  einen  geschlossenen,  bei  den  Gebühren, 
die  nicht  für  einen  geschlossenen  Kreis  anzuwendenden  („Steuer“  Kap.  7,  besonders 
S.  339  ff,  auch  274  ff).  In  seine  Definition  zieht  Neumann  aüerdings  dann  doch 
nur  (ob  von  seinem  Standunct  aus  ganz  folgerichtig?)  das  finauztcchnisclie  Differenz- 
moment zwischen  Gebühren  und  Beiträgen  hinein:  ersterc  sind  ihm  ....  „nach 
Maassgabc  von  Vorgängen“,  letztere ,uacli  Maasgabe  zuständlicher  Ver- 

hältnisse“ angeordnete  Zahlungen,  und  zwar  in  beiden  Fällen,  soweit  sie  „Ent- 
gelte für  speciello  Gegenleistungen"  ....  sind  (Steuer  S.  392). 

Nöthigt  diese  Verschiedenheit,  — sie  einmal  als  richtig  dargclegt  und  begründet 
zugegeben,  was  ich  im  Ganzen  einräumen  möchte,  — dazu,  die  Gebühren  nnd  Bei- 
träge als  zwei  coordinirte  Hauptarten  aufzufassen,  neben  der  „Steuer“  nnd  auf 
einen  allgemeinen  GebUhrcnbegrilf  zu  verzichten,  welcher  sich  nur  auf  die  beiden. 
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den  übrigen  Gebühren  und  den  „Beiträgen“  gemeinsamen  Merkmale  beschränkt? 
Ich  glaube  nicht,  ebensowenig  als  die  von  Neumann  zwischen  „directen“  und  „in- 
directen"  Steuern  ganz  ähulich  wie  zwischen  „Beiträgen“  und  „Gebühren“  vor- 
genommeno  begritfsm&ssige  Scheidung  (z.  B.  „Steuer“  S.  44b.  55S)  ihn  hindert,  doch 
auch  einen  allgemeinen  Begriff  „Steuer“  aufzustelieu.  Das  Moment  der  „spcciellen 
Entgeltlichkeit“,  des  besonderen  Kostenersatzes  „speciell  verursachter  Kosten“ 
ist  den  übrigen  Gebühren  und  den  Beiträgen  gemeinsam,  unterscheidet  beide  von 
den  eigentlichen  Steuern,  bezeichnet  ihren  Ökonomischen  und  finanzwirt  h- 
schaftlicben  Character  vor  Allem.  Die  technischen  und  sonstigen  Unterschiede 
zwischen  beiden  treten  daneben  doch  in  der  Bedeutung  zurück.  Dies  mein  Grund 
für  die  Festbaltuog  des  Gebührenbegriffs  und  für  dio  Einreihung  der  Beiträge  unter 
die  Gebühren,  vielleicht  ein  Grund,  der  Neumann  und  Andere  nicht  überzeugt,  aber 
ihm  doch  wenigstens  beweisen  wird,  dass  auch  ich  hier  nicht  willkürlich  oder  ge- 
dankenlos gehandelt  habe.  — Schall,  Gebühren,  Handbuch  III,  114,  Note,  weist 
ebenfalls  die  Auffassung  der  Beiträge  als  Gebühren  ab.  Einer  seiner  Gründe,  dass 
sie  nicht  „Gegenleistungen  für  Amtsvorrichtungen  zur  Realisirung  des  Hechts-  und 
Machtzwecks“  sind,  beweist  mir,  bei  meiner  abaeichenden  Ansicht  in  letzterem  Pnnctc. 
natürlich  nichts,  sondern  erscheint  mir  als  petitio  principii.  Eher  kann  ich  Schall 
darin  beistimmen,  dass  meine  Einstellung  der  Lehre  von  den  Gebühren  in  den  Ab- 
schnitt von  den  Erhebungsformen  der  Gebühren  „vom  Standpunct  der  Systematik" 
zu  bemängeln  sei  (Fiu.  II.  1.  Aull.  §.  323).  Indessen  ist  das  doch  mehr  nur  ein  for- 
melles Bedenken,  indem  ich  die  „Beiträge“  mehr  bloss  anhangsweise  am  Schluss 
der  Gebohrenlehre  behandelte.  Da  es  sich  bei  den  „Beiträgen“  übrigens  in  der  That 
um  Erhebung  von  Gebühren  in  anderer  Form  (gewissermaasseu  kapitalisirt  und 
bauschalirt)  handelt,  ist  die  Stellung  in  jenem  Abschnitt  doch  auch  wieder  haltbar. 

§.  18.  Die  prineipielle  Berechtigung  von  Gebühren 
liegt  im  Wesen  und  in  den  Wirkungen  vieler  öffentlicher 
Thätigkeiten  auf  die  Einzelnen,  insbesondere  auf  ihre  Wirtschaft. 
Das  thatsäch liehe  Vorkommen  von  Gebühren,  die  ge- 
schichtliche Entwicklung  derselben  und  die  Einrichtung 
des  Gebübrenwesens  hängen  eng  zusammen,  einmal,  gewisser- 
maassen  nach  der  technischen  Seite,  mit  den  Einrichtungen 
der  öffentlichen  Verwaltung,  sodann  aber  auch,  man  könnte 
sagen  nach  der  principielleu  Seite,  in  Betreff  des  Ob,  Wann, 
Wie  viel  „Gebühren“,  mit  den  jeweilig  herrschenden  An- 
schauungen Uber  Recht,  Staat,  Gesellschaft  und  Volks- 
wirtschaft, mit  den  Zuständen  in  denselben  und  mit  den 
Ansichten  Uber  die  richtige  Entgeltlichkeit  öffentlicher  Thätig- 
keiten. Sie  wechseln  daher  mit  diesen  Anschauungen,  Zuständen 
und  Ansichten.  Insofern  sind  die  Grundsätze  und  Regeln,  welche 
in  der  Lehre  von  den  Gebühren  aufzustellen  sind,  auch  nicht 
absolute,  sondern  zeitlich  und  örtlich,  historisch  re- 
lative. 

Wie  bereits  im  ersten  Bande  (§.  208)  bemerkt  wurde,  ist  wegen 
dieses  Zusammenhangs  und  dieser  Abhängigkeit  des  Gebühren- 
weseus  von  den  genannten  Eactoren  die  Lehre  von  den  Ge- 
bühren, daher  auch  die  Geschichte  derselben  nur  in  neben- 
sächlicher Hinsicht  ein  Gegenstand  der  Finanzwissenschatt. 
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GebUhrenlehre  und  Gebuhrengeschichte  knüpfen  vielmehr 
aufs  Engste  an  die  Lehre  und  Geschichte  derjenigen  öffentlichen 
Einrichtungen,  Anstalten  und  Thätigkeiten  des  Staats,  der  Ge- 
meinde u.  s.  w.  an,  welche  zur  Erhebung  von  Gebühren  die  Mög- 
lichkeit, den  Anlass  und  die  jeweilig  angenommene  principielle  Be- 
rechtigung und  Nothwendigkeit  gewähren. 

Insbesondere  ist  daher  die  genauere  Geschichte  des  Gebuhrenwesens  ein 
Theil  der  Geschichte  des  Gerichtswesens,  des  Beamtenthums  und  der  gesammten 
Staats-  und  Communalrerwaltung,  u.  A.  namentlich  im  Gebiete  der  Polizei,  des  ünter- 
richtswcsens,  des  Verkehrswesens  und  der  Volkswirtschaft  überhaupt.  Der  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Gebührenwescn  und  der  Einrichtung  der  Verwaltung  ist  dabei  so 
eng,  dass  sich  die  Geschichte  des  ersteren  zu  einer  Geschichte  des  letzteren  erweitern 
muss,  damit  aber  aus  dem  Rahmen  eines  Finanzwerks  hinausfüllt.  Es  muss  daher 
hier  an  einer  Darstellung  in  wenigen  Grundzügen  genügen. 

Auch  die  eigentlichen  Principienfragen  des  GebUhren- 
wesens,  ob  überhaupt,  wann,  wie,  welcher  Art  und  welcher 
Höhe  Gebühren  erhoben  werden  sollen,  sind  nur  zu  einem  kleinen 
Theil  in  der  Finanzwissenschaft  zu  behandeln.  Sie  gehören  viel- 
mehr in  die  Politik  und  in  die  Verwaltungslehre.  Denn 
nach  den  Grundsätzen,  welche  in  der  Justiz  und  Verwaltung  herr- 
schen und  herrschen  sollen,  ist  zu  entscheiden,  ob,  wann  und 
welche  Gebühren  erhoben  werden  sollen.  Nach  der  Aufgabe  nnd 
der  Systematik  dieses  Werks  muss  sich  daher  die  Erörterung  an 
dieser  Stelle  auf  die  ganz  allgemeine  Frage  nach  der  principiellen 
Berechtigung  von  Gebühren  beschränken. 

Die  Lehre  von  den  auch  finanziell  besonders  wichtigen  Rechtsgebühren, 
welche  freilich  geschichtlich  und  thatsächlich  iu  der  Praxis  und  bis  auf  die  neueste 
Zeit  auch  in  der  Theorie  mit  gewissen  Verkehrssteuern  vermengt  sind,  gehört 
in  die  Justizverwaltungslchro;  die  Lehre  von  den  Verwaltongsgebtthren, 
welche,  oft  in  der  Form  von  Stempeln,  bei  gewissen  Thätigkeiten  öffentlicher  Be- 
hörden für  Einzelne  erhoben  werden,  in  die  Allgemeine  Verwaltungslehre, 
die  Lehre  von  den  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebühren  in  die  Innere  und  in 
die  Wirtschaftliche  Verwaltungsichre.  In  letzterer  sind  namentlich  die 
Gebühren  des  Verkehrswesens  in  principieller  Beziehung  näher  zu 
behandeln. 

II.  — §.  19.  Die  principielle  Berechtigung  der  Ge- 
bühren. Alle  Thätigkeiten  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper sind  nur  gerechtfertigt,  wenn  und  soweit  sie  ein  „öffent- 
liches“ Interesse  bilden.  Wenn  auch  im  historischen  Staat  gegen 
diesen  Grundsatz  vielfach  verstossen  worden  ist,  so  gebt  doch  die 
Tendenz  bei  unseren  modernen  Cultnrvölkern  darauf  hinaus,  die 
„öffentlichen  Thätigkeiten“  auf  die  Fälle  eines  „öffentlichen  Inter- 
esses“ zu  beschränken,  freilich  auch  sie  anderseits  immer  mehr  auf 
solche  auszudehnen , d.  b.  immer  mehr  das  Mit  spielen  eines 
öffentlichen  Interesses  auch  bei  bisherigen  Thätigkeiten  der  Privat- 
wirthsehaften  anzuerkennen.  Gerade  deshalb  werden  solche 
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Thätigkeiten  mit  auf  den  öffentlichen  Körper,  bisweilen  unter  Aus- 
schluss der  Privatwirthsehaften,  übernommen. 

Viele  solche  Thätigkeiten  berühren  aber  zugleich  Einzel-, 
bez.  Pr  iva  tinteressen,  kommen  Einzelnen  in  besonderem 
Maasse  zu  Gute  oder  werden  von  diesen  speciell  verursacht. 
Insofern  und  in  diesem  Umfang  sind  Gebühren  als  Ent- 
gelte principiell  gerechtfertigt  und  nach  den  Forderungen  der 
vertbeilenden  Gerechtigkeit  zu  verlangen.  Demgemäss  waltet 
daher  hier  der  privatwirthschaftliche  Grundsatz,  dass  der  „Leistung“ 
eine  specielle  „Gegenleistung“  entsprechen  soll,  statt  des  ge- 
meinwirthschaftlichen  Entgeltlichkeitsprincips  ob  (Grundlegung 
§.  116),  nur  dass  über  die  Art  und  Höhe  der  speciellen  Gegen- 
leistung einseitig  die  öffentliche  Gewalt  entscheidet. 

Die  richtige  Gestaltung  und  Entwicklung  der  ge- 
bühren muss  mithin  von  dem  Grundsatz  beherrscht  werden:  je  mehr 
die  betreffenden  „öffentlichen“  Thätigkeiten  sich  in  ihren  Wirk- 
ungen als  differentiale  Vortheile  von  ökonomischem  Werth 
nachweisbar  zu  Gunsten  Einzelner  niederschlagen  oder  je  mehr  die 
Kosten  dieser  Thätigkeiten  durch  eine  für  den  Einzelnen  bestimmte 
Maassregel  nachweisbar  gesteigert  werden,  desto  allgemeiner,  desto 
mehr  und  desto  höhere  Gebühren  müssen  sich  an  diese  Thätig- 
keiten anknüpfen  und  von  diesen  Einzelnen  entrichtet  werden; 
und  umgekehrt,  je  mehr  das  Moment  des  öffentlichen  Interesses 
voransteht  und  die  Diflereutiruug  der  Vortheile  (und  eventuell:  der 
Kostenprovocationen)  verschwindet,  desto  seltener,  desto  weniger 
und  desto  niedrigere  Gebühren. 

Im  ersten  Falle  daher  Uebergaug  des  Gebührenprincips  in  das  privat- 
wirtbschaftliche  oder  Gewerbsprmcip,  soweit  davoii  hier  gesprochen  werden  darf, 
richtiger  daher,  nach  der  früheren  Bemerkung  über  die  Natur  der  „Ueberschüsse"  bei 
Gebühreneinrichtungen  (S.  38)  eventuell  in  das  reine  Kegalitäts-  oder  Be- 
vteuernngsprincip;  im  /.weiten  Fall  üebergang  in  das  Princip  der  reinen 
Ausgabe  oder  wenigstens  Annäherung  an  dasselbe  (Fin.  1,  g.  201).  Anderseits 
alter  auch  umgekehrt  L'ebcrgang  des  Uewerbsprincips  und  des  Steuerprincips  in 
das  Gebührenprincip.  wenn  und  soweit  als  eine  Th&tigkeit  im  öffentlichen  Interesse 
den  Privatwirthsehaften  entzogen  und  an  deu  Staat,  die  Gemeinde  u.  s.  w.  über- 
tragen wird. 

Im  fortschreitenden  Volke,  dessen  Volkswirtschaft  regelmässig  immer  geinciu- 
wirthschaftlicher  oder  „cotninu  nistischcr“  wird  (Grundlegung  §.  171  ff.), 
muss  sich  daher  das  Gebuhrenwesen  in  Staat  und  in  Gemeinde  ausdehnen, 
die  Gebührentaxe  und  der  Gebühren  larif  tritt  an  die  Stelle  des  Con- 
eurrenzpreises,  indem  auch  in  der  materiell-wirthschaftlichen  Sphäre  gemeinwirth- 
schafdicho  diu  Stelle  der  privatwirthschaftlichcn  Thätigkeit  eiuuiinuit,  z.  B.  im 
Verkehrs-,  Versicherungs-,  Bankwesen,  in  Anstalten  für  locale  Gemeinbedürfnisse 
materieller  Art.  (Vgl.  u.  §.  52  ff.) 

Zugleich  aber  wird  mit  dem  immer  stärker  geineinwirthschaftlichen  Character 
der  Volkswirtschaft  die  Vertheilung  der  Vortheile  der  Staats-  und  Communal- 
thätigkeiten  immer  gleichmässiger  für  Alle  und  bei  den  Einzelnen  unmessbarer. 
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weshalb  das  Gebührenwesen  tlieils  mehr  auf  bestimmte  Kategorie en  von 
Thätigkeiten  beschränkt  und  in  seinen  Sätzen  erroässigt  wird,  theils  ganz 
fortfäih.  Das  Gebuhrenprincip  muss  also  dem  Princip  der  reinen  Ausgabe  weichen 
ond  die  Finanzwirthschaft  insofern  eben  deshalb  immer  mehr  reine  Steuorwirth- 
scliaft  werden:  eine  finanzwirthschaftlichc  Entwicklung,  welche  die  begleitende 
Folge  der  mehr  gemeinwirthschaftlichon  statt  der  rein  privatwirthschafclichen 
Organisation  der  Volkswirtschaft  ist  und  sich  durch  das  Zurücktreten  des  Grand- 
satzes von  „specieller  Leistung  und  Gegenleistung"  im  Steuerwesen  offenbart. 

Mit  diesen  principiellcn  Postulaten  für  die  richtige  Entwicklung 
des  Gebührenwesens  stimmt  die  thatsächliohe  Entwicklungsgeschichte 
des  letzteren  auch  überein:  d.  h.  bei  aller  Verschiedenheit  der  ein- 
wirkenden Umstände  — nicht  am  Wenigsten  auch  der  jeweiligen 
Finanzlage  — , welche  in  einer  concreten  Zeit  und  bei  einem  be- 
stimmten Volke  mit  entscheiden,  dringt  schliesslich  doch  bei  den 
Cnlturvßlkern  eine  Gestaltung  der  Finanzwirthschaft  und  speciell 
des  Gebührenwesens  durch,  welche  mit  obigen  Postulaten  in  Ein- 
klang steht.  Es  ist  dies  eine  Folge  der  modernen  Staatsidee 
und  Auffassung  der  Staatsauigabe,  sowie  neuerdings  der 
organischen  Staats-  und  Wirthschaftslehre  im  Unter- 
schied von  mittelalterlichen  und  antiken  Anschauungen 
und  von  Lehren  der  rein  individualistischen  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  und  der  Smith'schen  Nationalökonomie. 

Vgl.  wieder  namentlich  Neu  mann  in  den  Aufsätzen  über  die  Steuer  nach  der 
.Steuerfähigkeit  in  Conrad  s Jahrbüchern  B.  33  und  3(i,  in  dem  Aufsatz  die  Steuer 
und  das  Öffentliche  Interesse  in  Hirth’s  Annalen  1SS6  und  in  der  Schrift  „die  Steuer", 
passim  vielfach.  — §.  19  ist  aus  der  1.  Auflage  fast  unverändert  herübergenommen 
(damals  §.  27S)  und  zeigt,  dass  ich  die  Auffassung  des  Moments  des  „Öffentlichen 
Interesses“  und  die  Folgerungen  daraus  schon  damals  vertrat.  — S.  ferner  in  Colin’s 
Fin.  das  Kap.  3 des  1.  Buchs  „die  Arten  des  Öffentlichen  Entgelts“,  S.  104 — 135,  mit 
vortrefflichen  allgemeineren,  weiter  — aber  durchaus  nicht  zu  weit  — ausgreifenden 
Erörterungen  über  die  im  Text  behandelten  Puncte.  Es  fehlt  nur  eine  Zusammcn- 
fissung  und  Formulirung  der  finanzwirthschaftüchcn  Ergebnisse  und  Postulatc  dieses 
an  richtigen,  feinen  und  bedeutsamen  Gedanken  besonders  reichen  Abschnitts  des 
Cohn’schen  Werks. 


2.  Abschnitt. 

Entwicklung  des  Geblihrenwesens. 

I.  — §.  20.  Das  thatsäch liehe  Vorkommen  und  die 
Entwicklungsgeschichte  des  Gebührenwesens  im  All- 
gemeinen. 

In  der  antiken  und  der  mittelalterlichen  Anschauung 
fehlt  jene  enge  organische  Verbindung  zwischen  dem  Staat  und  den 
Individuen,  in  welcher  der  Staat  als  nothwendige  Existenz-  und 
Gedeihensbedingung  der  in  ihm  vereinigten  bürgerlichen  Gesell- 
schaft und  jedes  Einzelnen,  als  Glied  dieses  Ganzen,  erscheint, 
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daher  auch  für  diese  Gesellschaft  und  die  Einzelnen  Etwas  leisten 
soll  und  wirklich  leistet. 

In  der  alten  Welt  wird  der  Staat  zum  Selbstzweck  emporgeschraubt,  das  Ge- 
deihen der  Individuen  ist  filr  ihn  untergeordnet  und  wird  die  Privatsachc  eben  der 
Individuen.  Im  Mittelalter  gebt  umgekehrt  der  StaatsbegriH  selbst  verloren,  Alles 
last  sich  in  Einzelbczichungcn  und  Irestimmt  unter  sich  und  mit  der  Sphäre  des  Staats- 
oberhaupts abgegrenzte  Rechtssphären  von  Ständen,  Gorporationcn  und  Gliedern  letzterer 
auf.  Wo  Oberhaupt  ein  „Staat“,  da  ist  zwar  auch,  wenn  auch  noch  so  unausgcbildet, 
ein  Hechts-  nnd  Machtzweck  desselben  zu  constatircn.  Aber  im  antiken  und  mittel- 
alterlichen Staat  leitet  man  daraus  nocli  nicht  unmittelbar  einen  Anspruch  der  Indi- 
viduen auf  Schutz  und  Sicherheit,  welcher  dann  eine  entsprechende  Staatsthätigkcit 
zu  Gunsten  der  Individuen  im  einzelnen  Fall  ohne  Weiteres  mit  sich  brachte,  ab. 
Selbst  ein  Cultnr-  nnd  Wolilfalirtszweck  wird  in  gewissen  Thätigkciten  auch  des 
unentwickeltsten  Staats  erkennbar  sein.  Aber  noch  weniger  als  bei  dem  Rechtszweck 
wird  hier  im  Volksbewnsstsein  ein  Anspruch  des  Individuums  auf  Unterstützung  und 
eine  bezügliche  Pflicht  zu  einer  E i n z e 1 thiitigkeit  des  Staats  dem  Individuum  gegen- 
über gefolgert,  wenngleich  in  Griechenland  und  Rom  einzelne  „öffentliche  Thätig- 
keiten".  wie  Schanspiele  und  Aehulichcs.  Vorkommen,  die  zwar  für  das  Volks-  und 
Staatsganze  bestimmt,  doch  den  Atomen  dieses  Ganzen,  den  Individuen  Genüsse  bieten 
(Grundlegung  §.  11).  Wo  im  antiken  und  mittelalterlichen  Staat  eine  Öffentliche 
Thiitigkeit  ein  Individualinteresse  berührt,  da  ist  das  mehr  eine  zufällige  begleitende 
Folge,  nicht  der  eigentliche  Zweck  der  Thiitigkeit.  Wenn  diese  Thätigkoit  dann  aber 
speciell  vom  Einzelnen  beansprucht  und  für  ihn  geleistet  oder,  wie  bei  Vergehen, 
durch  sein  Verhalten  nothwendig  gemacht  wird,  dann  erscheint  auch  eine  speciclle 
Gegenleistung  des  Individuums  selbstverständlich  und  wird  regelmässig  verlangt. 

Erst  das  moderne  Bewusstsein  hat  sieh  nach  und  nach  zu 
der  principiellen  Forderung  von  „öffentlichen'*  Thätigkeitcn  ver- 
schiedenster Art  auch  int  Gesell  Schafts-  und  damit  mit  int 
Individualinteresse  erhoben;  Thätigkeiten,  welche  dann  ohne 
speciellc  Vergütung  des  Einzelnen  von  Diesem  frei  genossen  und 
aus  den  allgemeinen  Einnahmen  bestritten  werden. 

Diese  Verschiedenheit  der  Anschauungen  spiegelt  sich  in  den 
Zuständen  des  antiken  und  mittelalterlichen  Staats  einer-  und 
des  modernen  Staats  andrerseits  ah:  jenen  Staaten  fehlt  factisch 
ein  grosser  Theil  der  modernen  Staatsthätigkcit. 

Entweder  gänzlich,  indem  die  bezüglichen  Bedürfnisse  — namentlich  „Gemein- 
bedürfnisse“ (Grundlegung  §.  139  ff.)  — nach  dem  Stande  der  Cultnr  nnd  der  Technik 
noch  gar  nicht  vorhanden  waren  ; oder  die  Bedürfnisse  werden  noch  ganz  durch 
privative,  Genossenschafts-,  Corporatiotis-  (Kirchen-)  Thiligkeit  wie  anderseits  durch 
den  privaten  Herrschaftsverhand  (Sclaverei-,  Leibeigenen-,  Frohnwirthschaft,  Grund- 
herrscliaft)  befriedigt.  Nur  hat  der  engste  räumliche  Gemeinschaftskrois  Freier,  die 
ortsgemeinde,  mitunter  statt  des  heutigen  Staats  interveuirt,  oder,  wenn  sic  im  Wesent- 
lichen mit  dem  „Staate“  zusainmenfiel,  wie  im  Alterthum  und  Mittelalter  so  vielfach 
in  der  Stadt,  so  bildete  sich  bei  ihr  die  bezügliche  öffentliche  Thätigkeit  zuerst  als 
forumunalsache  aus,  wodurch  dann  die  Annäherung  an  moderne  Gestaltungen,  z.  B. 
im  Gebiete  des  Schutz-,  Wege-,  Markt-,  Schul-,  Sanitätswesens,  erfolgte.  Vgl.  in 
Band  111  die  Ausführung  über  die  mittelalterlichen  Städte  §.  24 — 26.  Geber  das 
alte  Athen:  Böckh,  Staatshaushalt,  Buch  3,  §.9—12  und  Überhaupt  unten  §.  22  ff. 
Geber  die  antike  Staatsidee  und  die  Auffassung  der  Gerechtigkeit  hei  den  griechischen 
Philosophen,  mit  Rücksicht  auf  finanzielle  und  Bcsteuerungsfragen,  manche  Annahmen 
berichtigend.  Neumann  in  dem  genannten  Anfsatz  in  Oonrad’s  Jahrbüchern.  B.  35, 
S.  526  ff. 
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In  finanzieller  Hinsicht  erklärt  diese  Verschiedenheit  der 
antiken  und  mittelalterlichen  von  den  modernen  Anschauungen  und 
Zuständen  zweierlei: 

Einmal  den  viel  geringeren  Umfang  der  früheren 
Finanzwirthschaft,  sowohl  des  Staats  als  aller  anderen  ähnlichen 
Körper,  besonders  der  Gemeinde.  Da  gleichzeitig  die  privat- 
wirth schaf fliehen  Einnahmequellen  noch  relativ  bedeutender 
waren , so  konnte  vollends  alles  Steuerwesen  wenig  entwickelt 
und  die  eigentliche  Steuer,  zumal  die  directe,  für  Aus- 
nahmefälle, wie  Krieg,  Vorbehalten  bleiben  (Fin.  III,  §.  6,  8, 
14,  17,  19,  26,  29,  52,  65,  70  ff.).  Der  natural  wirtschaftliche 
Charaeter,  die  mancherlei  persönlichen  Dienstpflichten, 
auch  für  „öffentliche“  Zwecke,  wie  Wehr-,  Wach-,  Wegewesen,  er- 
klären diese  Verhältnisse  und  ihre  Andauer  noch  in  anderer  Be- 
ziehung. 

Sodann  ergiebt  sich  für  alles  frühere  Steuer  wesen,  — 
soweit  dasselbe  die  vollberechtigten  Bürger  und  freie  Fremde  be- 
traf, also  nicht  einfach  auf  dem  Prineip  der  Gewalt  Uber  und  der 
ohne  Gegenleistung  bleibenden  Ausbeutung  von  unterworfenen 
Landesbewohnern  u.  dgl.  m. , „Provincialen“,  „Bundesgenossen“ 
beruhte  — im  Ganzen  ein  gebührenartiger  Charaeter  und 
zwar  in  doppelter  Weise:  auch  die  eigentlichen  Steuern 
vermischen  sich  mit  gebührenartigen  Elementen,  oder  m.  a.  W. 
die  Auflegung  der  Steuer  wird  mit  nach  dem  Gesichtspuucte  des 
Gebührenprincips  motivirt,  ein  Characterzug,  der  noch  heute  in 
dem  sogen.  Zwecksteuersystem,  besonders  von  Gemeinden 
und  Communalverbänden,  sieb  einigermaassen  erhalten  hat;  ferner 
ein  eigentliches  G eb  tibrenwesen  bildet  sich  aus,  entartet 
aber  vielfach  zu  eigentlichen  und  dann  oft  recht  unpassen- 
den Steuern,  theils  in  Form  übermässig  hoher,  zahlreicher  und 
drückender  Abgaben  bei  der  Ausübung  von  Hohei  t6rechten 
zu  Gunsten  Einzelner,  besonders  der  Gerichts-,  Polizeihoheit, 
wobei  dann  auch  Geldstrafen,  Confi scationen  nicht  fehlen, 
theils  in  Form  eigentlicher  Finanzregalien  oder  der  Entartung 
von  Hoheitsrechten  und  anderer  von  der  Staatsgewalt  an  sich  ge- 
zogenen Rechten  zu  solchen  Regalien  (Münze,  Bergwesen,  Post 
und  dergl.  mehr). 

§.  21.  Die  Entwicklung  des  Gebührenwesens  ist  nun 
auch  in  doppelter  Weise  vor  sich  gegangen: 
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Einmal  wird  frühzeitig  und  gern,  so  bereits  im  früheren  Mittel- 
alter,  sobald  überhaupt  gewisse  Functionen  zu  „öffentlichen“ 
werden,  so  im  Gebiete  des  Schutzes  und  Geleites,  des  Markt-, 
Wege-,  Brückenwesens,  städtischer  gemeinnütziger  Verkehrseinrich- 
tungen, ein  Abgabewesen  von  Gebührencharacter  — ein 
solches  wenigstens  dem  Princip  nach  — eingerichtet.  Der  Ertrag  liefert 
z.  ß.  bei  Wegen,  Brücken,  Märkten,  bei  der  Gewährung  von  Geleit 
zum  Schutz,  die  Mittel  zur  Herstellung,  Ausführung  und  Erhaltung 
der  bezüglichen  Einrichtungen.  Privatbezug  dieser  Gebühren  mit 
durch  die  Organe  der  Gemeinschaft,  die  „Beamten“,  ist  dabei  öfters 
zu  finden.  Die  allmälig  sich  vermehrende  öffentliche  Thätigkeit 
des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  bringt  dann  in  der  neueren 
Zeit  ein  neues  Geb  Uhren  wesen  mit  sich,  welches  wiederum 
zum  Theil  direct  und  indirect  erst  die  Mittel  bieten  muss, 
diese  vermehrten  Thätigkeiten  ökonomisch  und  finan- 
ziell zu  ermöglichen. 

Es  ist  rornemlir.il  die  Uebergangszcit  aus  dem  Mittelaltar  zur  Neuzeit,  dann 
die  Periode  des  „Polizeistaats“,  wo  solches  ueue  (iebuhreuwesen  sich  Balm  bricht, 
mm  Theil  auch  noch  wie  in  der  früheren  Periode  die  Form  ron  Privatbczügeu 
der  Beamten  bewahrt  oder  erhält.  Auch  hier  aber  erfolgt  dann  manchfnch  eine  un- 
richtige Anwendung  und  Ausdehnung  des  Gebührenprincips,  wiederum  eine  Entartuug 
ton  Gebühren  zu  eigentlichen  Steuern  und  damit  eine  Vermengung  der  verschie- 
denen Zwecke  des  Gebühren-  und  des  eigentlichen  Steuerwesens. 

ln  der  neueren  uud  neuesten  Zeit  und  vielfach  noch  in  unserer 
Gegenwart  wird  nun  dies  Gebührenwesen  reformirt,  d.  h.  rich- 
tig begründet  nud  begrenzt  (Fin.  I,  §.  208). 

Namentlich  wird  es  von,  der  Erhebungsform  nach  verwandten,  aber  dem 
Wesen  nach  verschiedenen  Abgaben  reinen  S t e u e r characters , wie  besonders  den 
sogenannten  Verltchrssteuern,  abgeschieden,  indem  der  im  17.  Jahrhundert  von 
Holland  aus  rasch  sich  verbreitende  sogenannte  Stempel  richtig  als  eine  blosse 
Erhebungsform  von  Gebühren  uud  Steuern,  nicht  als  eine  besondere  All  beider 
erkannt  wird. 

Das  Gebührenwesen  wird  ferner  auf  manche  neue  Gebiete  aus- 
gedehnt, aber  anderseits  auch  in  seinen  Sätzen  (Taxen)  er- 
mässigt  oder  selbst  jede  Gebühr  aufgehoben:  d.  h.  das 
Geblthrenprincip  weicht  theilwcisc  oder  ganz  dein  Princip  der  reinen 
Ausgabe.  Der  innere  Rechtfertigungsgruud  hierfür  liegt  in  der 
Erkenntniss  (oder  wenigstens  in  der  modernen  Annahme),  dass 
das  Moment  des  öffentlichen  Interesses  bei  der  betreffenden 
Thätigkeit  dasjenige  des  Individualinteresses  Uberwiegt  und  dass 
die  Differentirung  der  Vortheile  und  der  Kostenprovocationen, 
welche  die  Thätigkeit  für  die  Einzelnen  mit  sich  bringt,  sich  zu 
sehr  verringert,  um  wegen  ihrer  noch  Gebühren  zu  erheben  oder 
nach  ihr  zu  bemessen. 

A-  Wagner,  WnftnnriwcRschaft.  II.  2.  Anfl.  i 
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Eine  Annahme,  in  welcher  mim  indessen  mitunter  wohl  zu  weit,  in  doctrinärer 
oder  selbst  in  classenegoistischer  Verallgemeinerung  der  vermeintlichen  „Ausgleichung“ 
der  Vortheile  und  h'ostenprovocationen  unter  Classcn  und  Individuen  gegangen  ist, 
z.  B.  in  der  Frage  der  l’ostportos  und  ihrer  Ermässigung,  der  Telegraphentaxen, 
des  Wegegeldes.  Darüber  treffende  Bemerkungen  von  G.  Cohn,  Fin.  S.  003  und  in 
seinem  Aufsatz  in  Scbmoller’s  Jahrbuch  lSSfi,  X,  Uber  die  finanzielle  Behandlung  der 
Verkehrsanstalten. 

Anderseits  entwickelte  sich  das  alte  gebükrenartige 
Steuerwesen  theils  zu  reinem  Steuerweseu , tbeils  scheidet  sieb 
aus  ihm  das  eigentliche  Gebührenwesen  schärfer  ab.  Dort 
fällt  also  der  mitspielende  Gesichtspunct  des  Gebübrenprincips  fort, 
das  reine  Steuerwesen  aber  bürgert  sieb  als  regelmässige  Ein- 
nahmequelle ein,  je  mehr  sieb  der  moderne  Staat  mit  seinen  um- 
fassenden und  kostspieligen  Einrichtungen  und  Tbätigkeiten  und,  mit 
dieser  Gestaltung  in  Wechselwirkung,  die  moderne  Staatsidee  ent- 
wickelt und  Aehnliehes  bei  der  Gemeinde  eintritt.  Das  verbleibende 
besondere  Gebübrenwesen  der  älteren  Zeit  verbindet  sich  mit  dem 
neuen  Gebübrenwesen.  Es  wird  von  seinen  Missbildungen  ge- 
reinigt. Es  hört  auch  mehr  und  mehr  auf,  direct  eine  Einnahme 
des  Beamten  zu  sein:  sein  Ertrag  fliesst  in  die  Staats-,  resp. 
Gemeindecasse,  der  Beamte  wird  ausschliesslich  auf  festen  Gebalt 
gesetzt.  Schliesslich  bildet  das  Gebübrenwesen  sich  dann  ge- 
schichtlich in  ähnlicher  Weise  aus  und  um,  wie  diese  Gebühren 
bei  neuen  öffentlichen  Thätigkeiten. 

Dies  ist  in  grossen  Zügen  der  allgemeine  Entwicklungs- 
gang auf  diesem  Gebiete. 

II.  — §.  22.  Zur  Geschichte  des  Gebührenwesens 
im  Einzelnen. 

Wagner,  Fiu.  I,  §.  213  ff.  Ober  den  Character  des  älteren  Finanzwesens,  wo 
(S.  512)  schon  auf  die  „eigcnthitmliche  Gestaltung  und  verhältnissmässig  grosse  Aus- 
dehnung des  Gebührenwesens  im  mittelalterlichen  Staate"  hingewiesen  und  der  ge- 
bührenartige Character  vielor  älteren  Abgaben  hervorgehoben  worden  ist  Debet- 
die  Gebühren  in  der  Kechtsform  des  „Regals"  und  die  geschichtliche  Entwicklung 
der  Kegalien:  Wagner,  Fin.  I,  §.  201,  207,  210.  Auf  diese  Finanzregalien 
wird  im  Folgenden  jetzt  nicht  mehr  näher  eingegangen.  Ucber  Gebühren  und  gc- 
bübrenartige  Abgaben  im  Alterthmu  und  Mittelalter  Einzelnes  mit  in  der  Darstellung 
der  Steuergeschichte  im  Bande  III  passim.  — Stein,  Fin.  3.  A.  S.  269  ff.,  5.  A. 
II,  1,  255  fl.,  mit  einer  Construction  von  „drei  Epochen“  (Gerichtsgebuhren,  Stempel- 
wesen,  einheitliche  Gebühren  - Gesetzgebung',  die  den  Dingen  wieder  zu  viel  Gewalt 
anthut,  zu  schablonenhaft  ist,  nur  für  die  Amtsgebühren  (Gerichts-  und  Verwaltungs- 
gebuhren) noch  einigermaassen  passt,  nicht  auf  die  übrigen  Gebühren,  die  Stein 
übrigens  nicht  übersieht,  und  endlich  auch  durch  die  den  „Stcin'schen  Regalien“ 
gegebene  Sonderstellung  schief  wird.  — Vocke,  Abgaben  u.  s.  w.  passim,  so 
S.  101  ff.,  223  ff.,  565  ff.  — Historische  Notizen  in  Noten  bei  Koscher,  Fin.  §.  22  ff. 

Eine  zusammenfassende  Geschichte  des  Gebührenwesens  überhaupt  oder  auch 
nur  eines  einzelnen  Landes  fehlt,  was  sich  aus  der  engen  Verbindung  dieses  Zweigs 
der  Einnahmen  mit  der  ganzen  Verwaltung,  aus  der  Neuheit  der  Wissenschaft  des 
Verwaltungsrechts  und  aus  der  grossen  Ausdehnung  der  Gebührenerhebung  über  fast 
alle,  oft  so  verschiedenen  Gebiete  der  Verwaltung  zur  Genüge  erklärt.  Zu  beachten 
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ist  nur.  dass  die  Geschichte  von  Regalien,  wie  dem  Post-  und  Mtlnzregal, 
einen  Theil  der  Geschichte  des  Gebührenwcsens  bildet.  Stein  hätte 
manches  Willkürliche  in  seinen  Constructionen  vermieden,  wenn  er  hier  Zusammen- 
gehörendes  nicht  getrennt  hätte. 

1.  Alt-Griechenland,  besonders  Athen. 

S,  Böckh,  Staatshaushalt  der  Athener,  2 A.  S.  407  lf.,  passim,  besonders  461  ff. 
Einige  wichtigere  Puncte  daraus  sollen  hier  Platz  finden.  S.  auch  F’in.  III,  §.  6,  7. 

Böckh  unterscheidet  vier  Hauptarten  der  ordentlichen  athenischen  Staatsein- 
künfte, unter  denen  eine  wesentlich  aus  Gebühren  und  Aehnlichem  besteht:  die 
Strafgelder  nebst  Gerichtsgeldern  (und  Einkünften  von  eingezogenen  Gütern). 
Dieselbe  Art  Einnahmen  kam  auch  in  den  andern  hellenischen  Staaten  vor.  Auch 
unter  den  anderen  Einnahmen  finden  sich  aber  solche  gobührenartigen  Characters: 
so  das  Schutzgeld,  welches  nach  kurzer  Anwesenheit  jeder  Fremde  als  Schutz- 
verwandter  oder  Ansässiger  in  Athen  zahlen  musste1),  — der  Idee  nach  in  der  That 
eine  Gebühr,  gerade  nach  antiker  Auffassung,  die  sonst  auch  bei  den  Hellenen  die 
persönlichen  Steuern  ..vom  Körper“  so  perhorrescirte.*)  Die  Gerichts-  und  Straf- 
gelder sind  finanziell  bedeutend  gewesen,  in  Athen  besondere  durch  dio  Verpflich- 
tung der  Bundesgenossen . dort  Recht  zu  nehmen.  Zu  diesen  Geldern  gehörten  die 
Prvtaneien,  die  jede  Partei  vor  Anfang  des  Rechtsstreits  bei  dem  Gerichtshof  zu 
hinterlegen  hatte.  Die  verlierende  musste  sie  der  anderen  Partei  erstatten.*)  Ver- 
wandt war  die  Parastasis  (wie  es  scheint  bei  öffentlichen  Klagen  zu  zahlen).  Beide 
dienen  als  Lohn  der  Richter,  aber  gelangen  nicht  direct  an  sie,  sondern  an  den 
Staat,  der  daraus  besoldet.*)  Andere  Abgaben  und  Leistungen  (Parakatabole, 
Epobelie)  scheinen  meist  nicht  dem  Staat  zugefallen  zu  sein.  Dagegen  bezog  dieser 
tieldbussen  (Timemata)  oder  Antheile  daran.6)  In  Privatsachon  erhält  der 
Kläger,  in  öffentlichen  Rcchtsstreitigkeiten  der  Staat  dio  Busse  des  Beklagten. 
Auch  an  Tempelcassen  fallen  Strafen.0)  Sehr  hohe  Geldbussen  kamen  z.  B.  bei 
Klagen  über  Gesetzwidrigkeit  vor.  „Die  Cnrechtlichkeit  der  Staatsmänner,  Partei- 
hass und  Lust  am  Klagen  musste  diese  Strafgelder  zu  einem  einträglichen  Zweige 
der  öffentlichen  Einkünfte  machen.“’)  Wer  die  dem  Staate  verfallene  Geldbusse  nicht 
bezahlte,  wurde  „öffentlicher  Schuldner“  und  unterlag  nach  gewissen  Fristen  anderen 
Strafen  und  Erhöhung  der  Busse.")  Endlich  werden  die  eingezogenen  und 
öffentlich  verkauften  Güter,  in  Folgo  der  Strafe  der  Gtttereinziehung,  eine 
wichtige  Einnahmequelle.'1)  Auch  in  den  Tributen  der  Bundesgenossen  u.  s.  w., 
..bei  Weitem  der  bedeutendsten  Einnahme  des  athenischen  Staats“,  ist  wenigstens,  was 
die  Entstehung  anlangt,  der  mitspielende  Gebülironcharacter  nicht  zu  verkennen1“): 
„man  führte  für  die  Bundesgenossen  Krieg  und  sicherte  sie  gegen  dio  Barbaren“11), 
— dafür  der  Tribut. 

2.  Rom. 

S.  die  Werke  über  römische  Rechtsgeschichte,  Process,  die  einzelnes  Ilierhcr- 
gehörige  enthalten,  so  Uber  Gerichtsgebühren,  Strafen.  Jetzt  besondere  Marquardt, 
römische  Staatsverwaltung  (besonders  Finanzverwaltung),  2.  B.  (Leipzig  1876)  S.  76  ff. 
und  Mommsen,  römisches  Staatsrecht,  B.  1 u.  2,  1.  Abth.,  Leipzig  1871  u.  74  (ich 
benutzte  die  1.  Aufl.),  mit  manchen  Einzelheiten  aus  dem  Finanzwesen,  die  mit  Ge- 
bühren Zusammenhängen.  Auch  II,  2.  Abth.  passim.  Ich  beschränke  mich  auf  die 
Hervorhebung  einiger  cbaracteristischer  Puncte  wesentlich  nach  diesen  Werken.  Zu 
vergleichen  Fin.  Band  III,  §.  8 — 11  über  die  römische  Besteuerung;  ebendaselbst 
S.  21  weitere  Literatur. 

Leitender  Grundsatz  war  lange:  Unentgeltlichkeit  der  Städtischen  Aemter, 
Besoldung  nur  für  den  Subalternen.  Der  Beamte  erhielt  aber  Ersatz  der  Kosten 
seiner  Auslagen,  zum  Tbeil  in  Form  von  Bauschsummen.  Später  entwickelt  sich 
allgemeines  Gelialtswosen.1*)  Aber  gesetzliche  Sporteln  sind  dem  älteren  Recht 
völlig  fremd  und  den  höheren  Beamten  überhaupt  niemals  gezahlt  worden.  Erst  in 
der  zweiten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  scheinen  die  gesetzlichen  Gerichts- 


’)  Böckh  S.  415.  *)  Eb.  S.  107.  “)  Eb.  S.  462,  auch  über  die  Höhe 

der  Abgabe.  *)  Eb.  S.  476.  •)  Eb.  S.  488.  *)  Eb.  S.  494  ff.  Beispiele. 

’)  Eb.  S.  503.  “)  Eb.  S.  506  ff.  “)  Eb  S.  516  ff  “)  Eb.  S.  520  ff 

")  Eb.  S.  524.  **)  Marquardt  S.  98  fl'.  Mommsen  I,  238 — 249. 
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gebühren  7.u  Gunsten  der  Unterbeamten  aufgekommen  zu  sein,  die  dann  rasch 
eine  bedeutende  Höhe  erreichten  und  den  Rechtsuchenden  eine  schwere  Last  wurden.1) 

Ein  förmliches  Gcbubrenwescn  findet  sich  namentlich  beim  Cultus,  der 
in  Rom  Staatsinstitution  war.*)  Die  Gebühren  bilden  hier  neben  dem  Einkommen  aus 
dem  GOttcrgut  und  den  Zahlungen  aus  dem  Acrar  der  Gemeinde  (dies  z.  B.  für  die 
Gehalte  der  Priester)  eine  dritte  regelmässige  Einnahme  zur  Deckung  der  Kosten  des 
Cultus.  Die  Gebühren  scheinen  in  die  besonderen  Casscn  der  einzelnen  Tempel 
geflossen  zu  sein,  so  das  Antrittsgeld  der  Priester  und  Abgaben  für  deu  Eintritt  in 
die  Tempel,  Zutritt  zur  Opferstätte,  Darbringung  des  Opfers.  Die  Area  pontilicum, 
eine  Art  centrale  Sacralcassc,  bezog  insbesondere  verschiedene  B u s s c n , namentlich 
die  Processbusscn  (sacra  me nta).  die  seit  UraJters  bei  der  Eröffnung  eines 
Civilprocesses  nach  dem  Werth  des  Streitgegenstands  als  Strafgeld  von  beiden 
Parteien  zu  erlegen  waren.  Der  siegende  Theil  erhielt  seine  Einlage  zurück.  Später 
wird  die  verfallene  Summe  nach  Erledigung  des  Proccsscs  eingezogen.  Sie  dient  für 
die  Öffentlichen  Opfer ; später  floss  sie  vielleicht  in  die  Hauptstaatscasse  *) 

In  umfassendem  Maasse  bestanden  auch  in  Rom  noch  sonst  Strafgelder 
(Bussen,  multae),  deren  Marquardt  sechs  Arten,  mit  den  genannten  Processbusscn, 
unterscheidet4):  als  Coercitionsmittel,  um  Ungehorsam  und  Widersetzlichkeit  gegen  die 
Obrigkeit  zu  strafen-,  als  Criminalstrafe  (Ertrag  verwendet  zu  Spielen,  Bau  und  Aus- 
stattung von  Tempeln;  nicht  ins  Aerar  fliesseud);  als  angedrohte  Geldstrafe  bei  Ueber- 
schrcitungen:  als  dem  Erben  bei  Nichterfüllung  der  testamentarischen  Bedingungen 
angedrohte  Geldstrafe;  als  Scpulcralmulte , d.  h.  als  Strafe,  welche  für  Verletzung 
eines  Grabes  in  der  Inschrift  augedroht  ist.  — Ausserdem:  Einziehung  des  Ver- 
mögens (bona  damnatorum)  bei  Capitalstrafe.8) 

Auch  an  Gebühren  und  gebuhrenartigen  Leistungen  in  der  volkswirtschaft- 
lichen Sphäre  fehlt  cs  nicht  Bei  deu  Landstrassen,  die  zwar  auf  Öffentliche 
Kosten  (des  Aerars,  der  Provinzialcassen)  hergestellt  werden,  wird  die  Unterhaltung 
auf  die  Anlieger  abgeschoben.0)  Auch  (Chaussee-)  Wegegeld  soll  vorgekommeti 
sein.  In  den  Städten  (Rotn)  ist  die  Instandhaltung  und  Umpflastcrung  des  Pflasters 
und  der  Trottoirs  auch  Sache  der  Anlieger.  Bei  Säumigkeit  liess  später  der  Aedil 
die  Arbeit  auf  Rechnung  des  Pflichtigen  durch  Unternehmer  in  Accord  ausftthren.7) 
Das  Wasser  der  Öffentlichen  Wasserleitungen  dient  zunächst  zur  Speisung  der  Ofl'ont- 
liclieu  Brunnen.  Seine  Benutzung  ist  hier  unentgeltlich.  Daneben  scheint  aber  eine 
Bezahlung  für  die  Benutzung  des  die  Bassins  überströmenden  Wassers  zu  Bädern 
und  Gewerbezwecken  (Walkereien)  stattgcfuudcn  zu  haben : also  für  spocicllere  Privat- 
zwecke.“) Auch  ein  (verpachtetes)  Standgeld  vou  Budeniuhaberu  wird  erwähnt.*) 

Ausserordentlich  lückenhaft  ist  auch  trotz  der  neuesten  Vorsehungen,  der  Be- 
nutzung des  Inschriftcn-Materials  u.  s.  w.  die  Einzclkcnutuiss  der  griechischen  und 
römischen  Finanzvcrhältnisse  und  wohl  des  Gebühren  wesens  ganz  besonders.  Denn 
hier  hat  die  finanzielle  Seite  keine  selbständige  Bedeutung  und  zog  die  Aufmerk- 
samkeit wenig  auf  sich.  Gewohnheitsrecht,  Verordnungen  untergeordneter  Organe 
sind  oft  die  Grundlagen,  die  selbst  schou  wieder  weniger  allgemein  bekannt  und  nicht 
regelmässig  aufgezeichnet  werden.  Es  sind  daher  öfters  nur  rein  zufällig  Einzelheiten 
auf  uus  gekommen.  Wenn  in  den  antiken  Staaten  aber  so  Manches  unentgeltlich 
oder  fast  unentgeltlich  geliefert  wurde,  Spiele,  Bäder,  Wässer,  Strassenbau,  so  liegt 
auch  dafür  der  letzte  Erkiärungsgruud  in  der  Basis  der  antiken  Volks-  und 
Staatswirthschaft:  in  der  Unfreiheit  der  Massen,  neben  einer  kleinen  Schicht 
Freier,  und  in  der  Ausbeutung  der  Fremden  durch  Raub,  Krieg,  Tribut,  Pro- 
vinzial-Verwaltung,  „Bundesgenosscnschafi“  u.  s.  w. 

8-  23.  — 8.  Germanisch-romanisches  Mittelalter. 

S.  die  Werke  Uber  deutsche  Kechtsgcschichte . von  denen  auch  die  Lehrbücher, 
wenngleich  zum  Theil  nur  sehr  kurz,  auf  die  Finanzen,  früher  des  Deutschen  Reichs, 
später  auch  der  Territorien  cingehen.  Nähere  Literaturangaben  in  Fin.  III,  S.  33  ff. 
und  passim.  Die  älteren  Schriften  von  Hullmann,  Deutsche  Fiaanzgcschichte  des 


*)  Momiusen  I,  249.  s)  Eb.  II,  1,  S.  16  ff.  Marquardt  S.  78  ff. 

■)  Marquardt  S.  282  Note  2 4)  Eb.  S.  279  ff  °)  Eb.  S.  27s.  “)  Eb. 

S.  89.  Mouiuiscu  II.  1,  42s.  7)  Mommsen  II,  1,  475.  °)  Eb.  S.  410, 

478,  auch  II,  2,  (2.  A.)  S.  1000,  1007.  *)  Marquardt  S.  270, 
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Mittelalters.  Berlin  1805.  mit  dem  Nachtrag  dazu:  Geschichte  des  Ursprungs  der 
Kegalien  in  Deutschland.  Frankfurt  1806,  Lang,  historische  Entwicklung  der  teutschen 
StcnciTerfassung  seit  den  Carolingern  bis  auf  unsero  Zeit,  Berlin  und  Stettin  1703, 
sind  formell  und  materiell  zwar  vielfach  veraltet  und  entsprechen  dem  heutigen  Stand 
der  historischen  Wissenschaft  und  der  Quellenkunde  nicht  mehr  Aber  sie  sind  doch 
in  Ermangelung  neuerer  zusammenfassender  Arbeiten,  an  die  freilich  jetzt  ganz  andere 
Ansprüche  gemacht  werden,  noch  immer  unentbehrlich.  llse's  Geschichte  des 
Deutschen  Steuerwesens  (1.  Abth.,  Giessen  1844)  ist  in  der  carolingischen  Zeit  steckon 
geblieben.  Reichhaltiges  Material  ist  kritisch  verarbeitet  in  G.  W:aitz’  Deutscher 
Verfassungsgeschic.hte,  mit  vielen  Angaben  über  gobuhrenartige  Einnahmen  in 
der  1.  Hälfte  des  Mittelalters,  daher  für  diesen  Abschnitt  besonders  beachtenswerth. 
8.  B.  I,  2.  A.  (Kiel  1865),  254  ff..  306,  300  für  die  älteste  Periode;  B.  II,  2.  A. 
(1870)  für  die  merovingische  Zeit  des  fränkischen  Reichs,  S.  137,  besonders  Kap.  7. 
S 553 — 645  „Leistungen  des  Volks  und  Einkünfte  des  Königs" ; B.  IV  (1.  A.  1861), 
Kap.  6 „Verwaltung,  besonders  Finanzen"  in  der  carolingischen  Zeit,  B.  VIII,  216  ff. 
Auch  in  einzelnen  anderen  Abschnitten  Hierhergehöriges,  über  Bussen,  Gerichtsgefälle 
u.  s.  w.  — Ueber  Zölle  s.  besonders  Falko,  Geschichte  des  Deutschen  Zollwesens, 
Leipzig  1864,  mit  dem  genaueren  Nachweis  des  gebührenartigeu  Wesens  der 
älteren  Zölle  (Wegezölle  u.  s.  w.).  Vgl.  meine  Fin.  III,  §.  14  ff.,  17  ff.,  20  ff.  — 
Besonders  lehrreich  ist  sonst  die  ältere  englische  Finanzgescbichto  mit  ihren  vielen 
gebührenartigen  Einnahmen  und  grossen  Missbränchon  dabei,  S.  namentlich  Gneist, 
englisches  Vcrwaltungsrecht,  B.  1 (2.  A.)  passim  nud  Vocke,  Geschichte  der  britischen 
Steuern,  besonders  „Gebühren  mit  Ausschluss  des  Stempels“,  Gerichtssporteln  u.  s.  w„ 
S.  194  ff,  meine  Fin.  Ul,  §.  68,  70  ff-  Im  Uebrigen  besteht  bis  in  die  zwoite  Hälfte  des 
Mittelalters  in  den  hierhergehörigen  Abgaben  viele  Verwandtschaft  in  den  germanisch- 
romanischen  Ländern,  auch  in  Frankreich,  entsprechend  der  Feudalverfassung. 
S.  über  Frankreich  die  älteren  Schriften  von  do  Monthion,  Bresson,  Bailly, 
dann  namentlich  Clamageran,  für  die  frühere  und  die  mittlere  Periode  des  Mittel- 
alters: Vuitry,  etudes  sur  lc  regimo  financier  de  la  France  avant  la  rövolution,  Paris 
1878,  besonders  I,  p.  31  ff  (Steuern  unter  den  Merovingern)  und  2.  Studio,  5.  Kap., 
Einkünfte  des  Königs  im  II.  bis  13.  Jahrhundert,  besonders  p.  310,  400  ff.  Meine 
Fin.  III,  §.  50,  52  ff  — Hier  kann  nur  Einzelnes  von  besonders  characteristischer 
Bedeutung  hervorgehoben  werden,  namentlich  nach  Waitz. 

Gebührenartiges  Einkommen  des  Königs  ist  schon  für  die  ersto  historisch 
bekannte  Zeit  der  Germanen  bezeichnend.  Dem  König  als  oberstem  Richter  und 
Friedensbewahrer  fällt  ein  Theil  der  Bussen  zu.1)  Im  fränkischon  Reich  der 
Merovinger  bezieht  er  Schutzgelder,  Friedensgeld,  andere  Bussen,  besonders  für 
Uebertretung  königlicher  Befehle  und  in  ähnlichen  Fällen,  so  bei  unterlassener  Heer- 
folgo  („Heerbann“  als  Name  der  Strafe)  (Fin.  III,  S.  42).  Dann  sind  die  Confis- 
cationen,  so  des  Guts  der  Friedlosen  und  gewisser  Verbrecher  (Landesverrath, 
Untreue)  eine  wichtige  Einkommenquelle,  die  in  dieser  Periode  vielfach  gemissbraucht 
wird.’)  In  Zöllen,  Wegegeldern,  Hafen-.  Markt-  u.  dgl.  Geldom  ist  ebenfalls  Gebühr 
enthalten:  mit  dem  Gesichtspunct  einer  Vergeltung  von  Leistungen.3)  Im  caro- 
iingischen  Reiche  bleiben  diese  Verhältnisse.  Die  Gerichtsgefälle  u.  dgl.  sind  nur 
zum  Theil  schon  in  andere  Hände,  wie  des  Grafen  Ubergegangen. 4)  Confiscationen 
brachten  neues  Land,  was  freilich  vielfach  bald  wieder  vergeben  wurde.3)  Die  Wege-, 
Brücken-,  Hafen-,  Marktgelder  behielten  gesetzlich  den  alten  Gebührencharacter,  in 
der  Praxis  immer  weniger.  Sie  gingen  auch  vielfach  an  Andere  über.*)  Für  die 
ganze  Periode  des  früheren  Mittelalters  und  der  vorausgehenden  Zeit  ist  der  Character 
des  Strafrechts  auch  finanziell  wichtig:  Die  Strafen  sind  überwiegend  Geld- 
bussen oder  mit  solchen  verbunden.  In  den  sonst  vorkommenden,  formell  und  materiell 
mehr  steuerartigen  Abgaben,  z.  B.  der  Kirche,  wie  den  jährlichen  „Geschenken", 
die  den  Character  der  Freiwilligkeit  im  carolingischen  Reich  bereits  verloren  haben, 
liegt  der  Gesichtspunct  einer  Gegenleistung  für  bedurften  und  genossenen  Schutz 


■)  Waitz  I.  306,  309.  *)  Lang  S.  21.  Hüllmann,  Finanzgeschichte 

S.  152.  Waitz  n,  588 — 596.  3j  Lang  S.  25.  Falko,  Zölle  S.  12.  15. 

Waitz  II,  601  ff  4)  Waitz  IV,  S.  7,  144,  378.  ®)  Eb.  S.  117  ff 

*)  Eb.  S.  51  ff 
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deutlich  ausgeprägt,  also  wieder  zugleich  etwas  Gebtthrouartiges.  *)  Achnliches  gilt 
von  den  Schntzgeldcrn  der  Juden. 

Wesentlich  gleichartig  war  die  Gestaltung  und  Entwicklung  in  England  in  der 
angelsächsischen  Periode.  Hier  sind  nur  die  gebührenartigen  Einkünfte  des 
Königs  aus  der  Kriegs-,  Gerichts-  und  Polizeiherrlichkeit  bei  Verringerung  des  könig- 
lichen Lands  früh  bedeutend  und  missbräuchlich  ausgedehnt  Aber  auch  hier  ist  davon, 
besonders  von  den  Gerichtsgefällen , viel  an  die  Grundherrn  als  Inhaber  der  Privat- 
gerichtc  übergegangen.  Im  Fremdenschutzrecht,  in  der  Einräumung  des  Friedens 
an  Hafen-  und  Marktorte  und  dem  Bezug  von  Abgaben  dafür  ist  überall  der  Gc- 
bühreu-Gesichtspunct  unverkennbar.*! 

In  der  Periode  des  Lehensstaats  tritt  der  Gebührcncharactcr  der  Gefälle  und  Ab- 
gaben, zwar  in  ungleichem  Maasse  in  den  einzelnen  Staaten  nach  der  Machtstellung  des 
Königs,  aber  im  Ganzen  doch  uborall  gleichartig  hervor.  Besonders  scharf  ist  diese  Entwick- 
lung im  normannischen  Staate  Englands.  „Es  steht  in  bester  Uebereinstimmung 
mit  dem  wesentlich  privatrechtlichen  Character  des  Lehensstaats,  dass  sich 
die  alten  Könige  für  Alles,  was  sie  einem  Untertban  gewährten  und  erlaubten, 
bezahlen  Hessen.  Das  do  nt  des  und  facio  ut  des  ist  hierauf  vollkommen  anwendbar 
und  es  giebt  keinen  anderen  Gesichtspunct  und  keinen  anderen  Grundsatz  für  die 
Erklärung  der  Gebühren.“  Dispensationen  von  Ge-  und  Verboten,  Ertheiluug  von 
Erlaubnissen,  Gnaden,  Gefälligkeiten  u.  dgl.  m..  Alles  muss  bezahlt  werden.3)  Der 
Fi nanzgesichtspunct  drängt  sich  so  in  den  Vordergrund,  z.  B.  bei  der  Rechts- 
pflege, dass  darin  nur  eine  äusserst  schlimme  Entartung  des  an  sich  berech- 
tigten GebUhrenwcscns  erkannt  werden  kann.3)  „Die  Stellung  des  Königs  ergab  eine 
lange  Reihe  arbiträrer  Gewalten,  Verhältnisse,  in  denen  er  bewilligen  oder  versagen 
konnte.  Dabei  erscheint  als  unveränderliche  Maxime,  dass  nichts,  was  versagt 
werdon  kann,  ohno  Geldgebühr  gewährt  wird.“3)  Gneist  unterscheidet  fines 
'.Gebühren)  für  Liberties  und  Franchises;  in  Processsachen.  „seit  Heinrich  II.  unüber- 
sehbar“; für  Gnadenbewilligungen  von  Aemtern,  Gilden,  Dispensationen,  für  Lehens- 
emeucrung  und  Vcräusserungen.  Grosser  Umfang  der  Verwirkung  von  Land  und 
Vermögen  durch  Felonie;  Contiscationeu.  — Aehnlich  in  Frankreich  in  dieser 
Periode  (11.  bis  13.  Jahrhundert),  nur  dass  hier  der  Bezug  der  Gerichts-  und  ähn- 
lichen Gefälle  mehr  vom  König  an  den  Grundherrn  ubergegangen  ist.3)  In  Deutsch- 
land ist  der  Missbrauch  dieses  Gebührenwesens  bei  dem  Niedergang  der  königlichen 
Macht  geringer,  während  dio  Territorialhcrren  doch  nur  allmälig  die  Macht  zur  Aus- 
dehnung dieser  Abgaben  erringen  konnten.  Die  Schirm-  und  Schutzrechte  führten 
aber  auch  in  Deutschland  zu  halb  Steuer-,  halb  gebuhrenartigen  Abgaben  an  den 
Kaiser,  die  Landesherren,  dio  Gerichts-  und  Grundherren  u.  s.  w.  für  Fremde,  Kauf- 
leute, Reisende.  Juden,  Kirche,  geistliche  Stifter  u.  s.  w.  An  die  Wegegelder 
schliesscn  sich  die  Geleitsgelder.’)  Eine  besonders  characteristische  Abgabe  ist 
in  Deutschland  wie  in  Frankreich  und  England  das  „Judengefälle“,  Juden-Schutz- 
geld  u.  dgl.  (kaiserliche  „Kammerknechte“).8) 

Zur  Erklärung  und  Entschuldigung  der  damaligen  finanziellen  Missbrauche  bei 
gebührenartigen  Abgaben  und  bei  den  ihnen  zu  Grunde  liegenden  Thätigkeiten  der 
Staatsgewalt  dient  vomemlich  die  Thatsache  dos  Mangels  anderweiter  ordentlicher 
Einkünfte,  bei  doch  vielfach  steigendem  königlichem,  fürstlichem  und  öffentlichem 
Bedarf.  Das  eigentlich  domaniale  Einkommen  verringerte  sich  mit  der  Vergebung 
des  Domänenbesitzes  (Fin.  I,  §.  213  ff.).  Ein  umfassendes  einträgliches  eigentliches 
Steuerwcseu  fehlte  noch.  Die  Steuern  dieser  Art  wurden  von  den  Pflichtigen,  bez. 


*)  Waitz  IV,  92.  *)  Gneist,  englisches  Verwaltungsrecht  I,  28  ff.,  29  ff. 

Vocko,  britische  Steuern  S.  197.  3)  Vocke  S.  194.  *)  Eb.  S.  197  ff, 

besonders  Uber  Gerichtssporteln  und  Strafen.  — Vgl.  Fin.  III,  §.  72,  73.  — Gneist, 
I,  182  ff,  191  ff  3)  Gneist  I,  185.  3)  Vuitry  I,  310  ff  *)  Hüll- 

manu,  Finauzgeschichtc  182  11'.,  Regalien  S.  42  ff  Waitz  VI,  450  fl.,  460,466,496, 
VII,  192,  253,  378,  383,  Falke,  Zollwesen  S.  53  ff,  63.  Einzelnes  auch  bei 
Zeurner,  deutsches  Städteweseu  im  12.  und  13.  Jahrhundert,  Leipzig  187S. 
*)  S.  Hüllmann,  Regalien  S.  52,  Waitz  VI,  450  u.  a.  St.,  Vocke  S.  161  ff 
(Juden  „eine  Art  Domäne"),  Vuitry  I,  315  ff  (Juifs  et  Lombards  und  fiscalische 
Maassrcgeln  gegen  sie). 
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den  steuerbewilligcndcn  Ständen  möglichst  an  einer  Steigerung  Uber  die  herkömmliche 
Höhe  und  au  einer  Ausdehnung  Uber  dio  herkömmlichen  oder  festgesetzten  Zwecke 
und  Zeiten  hinaus  verhindert.  Bei  neuen  Steuern  fUr  ausserordentliche  Zwecke  u.  s.  w. 
wurde  der  Standpunct:  Leistung  und  Gegenleistung  möglichst  bewahrt. 

§.  24.  In  der  zweiten  Hälfte  des  Mittolalters  und  in  der  sogenannten 
Neuzeit  seit  dem  16.  Jahrhundert  wurden  diese  älteren  gebUhrenartigcn  Abgaben 
allmälig  von  den  schlimmsten  Auswüchsen  und  Missbrauchen  gereinigt  und  wo  sic  an 
Grundherren  u.  s.  w.  gekommen,  möglichst  wioder  au  den  Staat  als  solchen  und  an 
seinen  ltepräsentantcn,  den  König,  Landesherrn,  zurückgenommen.  Koste  selbst  der 
ältesten,  der  Straf-  und  Gerichtsgelder,  der  Zölle  und  Geleitsgelder,  der  Schutzgelder 
sind  aber  bis  auf  unsere  Zeit  gelangt  und  bilden  mit  den  nutzbaren  Regalien  nach 
allgemeinem  deutschen  Staatsrecht  einen  Bestandtheil  des  sogenannten  Kammerguts. 
Die  finanzwissenschaftlichc  Aufgabe  diesen  Abgaben  gegenüber  ist  im  1.  Bande 
(§.  20S)  schon  dargelegt  worden. 

Vgl.  auch  für  diese  spätere  Periode  die  genannten  Schriften  von  HQllmanu 
und  Laug  mit  einzelnen  Notizen,  Gneist.  Vocke.  Von  einzelnen  finanzhistori- 
schen Arbeiten:  Falko,  Zollwesen,  S.  128  IT.  (Wegczöllc  u.  s.  w.  als  Entgelt 
für  Leistungen  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters;  Gclcitsgcld,  für  den 
Landesherren  den  zollfreien  Städten  gegenüber  ein  Mittel,  diese  in  anderer  Form 
doch  zu  treffen,  S.  ISO  tr.).  Oberleitner,  Fin.  Nieder -Oesterreichs  im  16.  Jahr- 
hundert, Wien  1863,  passim  (u.  A.  S.  41  ein  Brttckenmauthtarif).  Hoffmaun, 
Finanzwesen  von  Würtemberg  im  16.  Jahrhundert  (Tübingen  1840,  S.  40  ff.  (Regalien), 
76 — 82  (Gebührenartige  Einnahmen).  Für  Preussen:  Schmoller,  Epochen  der 
preussischeu  Finanzpolitik  (Jahrbücher  für  Gesetzgebung  u.  s.  w.  im  Deutschen  Reich, 
1877,  S.  33  ff.),  S.  35,  66.  Isaaksohn,  Geschichte  des  preussischeu  Beamteuthums, 
I (1874),  55.  87,  108,  151,  198  (Antheile  des  Stadtrichters  an  den  Bussen,  den  Ge- 
bühren für  cizelne  Gerichtsactc,  durch  Sportelordnungeu  geregelt,  so  unter  Joachim  I, 
s.  auch  S.  207,  208),  auch  II  (1878)  passim,  96  (Statistik),  117  u.  a.  m.  Riedel, 
brandenburgisch-preussischer  Staatshaushalt  passim,  S.  6,  7,  die  Tabellen  der  Beilagen 
1 u.  II  u.  ff. , mit  einzelnen  gebührenartigen  Einnahmen  ans  der  ersten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  und  aus  der  Zeit  des  Grossen  Kurfürsten.  Die  verschiedenen  Straf- 
gelder im  Verliältniss  zum  Gesammteinkommen  noch  bedeutend.  Vgl.  in  Fin.  III 
passim  die  Angaben  über  Stempel  und  Aehnliches  (Oesterreich  §.  44  N.  8, 
Preussen  §.  49  N.  4,  Frankreich  §.  65,  England  §.  87).  Auch  Fin.  I,  §.  206 
über  die  Entstehung  und  Verbreitung  des  Stempelwesens  von  Holland  (1624)  aus. 
Feber  die  Einbürgerung  der  Steuerwirthschaft  Fin.  III,  §.  25,  30,  32,  54,  74  (in 
Deutschland,  Frankreich,  England). 

Je  mehr  in  der  Neuzeit,  besonders  seit  dem  16.  Jahrhundert  und  dann  liach 
dem  30jährigen  Kriege,  die  Naturalwirtschaft  durch  die  Geldwirthschaft  vollends 
verdrängt  wird,  stehende  Heere  auf  kommen,  der  öffentliche  Bedarf  wächst,  um  so 
weniger  reichen  die  alten  Einnahmequellen,  Domänen,  Regalien,  Gebühren  mehr  aus 
und  besonders  indireete,  dann  auch  directe  Steuern  werden  vermehrt  und  erhöbt. 
Absolut  und  relativ  verliert  dadurch  das  ältere  Gefäll-  und  GcbUhrenwesen  seine 
Bedeutung.  Aber  neuere  Arten  Gebühren  kommen  jetzt  in  Verbindung  mit  Stcuorn 
(Verkehrssteuern),  mit  dem  Stempelwesen,  mit  verbessertem  Wegewesen,  mit  andern 
volkswirthschaftlicheu  Einrichtungen,  wie  z.  B.  der  Post,  auf. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  war  die  im  17.  Jahrhundert  rasch  uud  allgemein 
erfolgende  Ausbreitung  des  Stempelwescns,  das  dann  im  18.  Jahrhundert  weiter 
entwickelt,  ausgedehnt  und  systematisirt  wurde.  Dem  Stempel  wurden  verschiedenerlei 
gerichtliche  und  Verwaltungsactenstücke,  dann  aber  auch  Privaturkunden 
über  Verträge  und  andere  Rechtsgeschäfte  unterworfen.  Gebühren-  und  Steuer- 
elemente waren  in  der  Stempelabgabe  vielfach  verbunden,  bei  den  öffentlichen  Actcn- 
stucken  waltete  das  Gcbtthrenolemout,  bei  den  »tempelptlichtigf.il  Privaturkunden  das 
Steuerelement  (Verkehrssteuer)  meist  vor.  Die  Gerichtskosten  wurden  in  Sportol- 
und  Gebührentarifen  regulirt,  der  Privatbczug  der  betreffenden  Abgaben  Seitens 
der  Richter  und  Beamten  zu  Gunsten  der  Staatskasse  beseitigt  oder  beschränkt,  das 
System  fester  Besoldungen  statt  des  Sportelbezugs  ausgebildet,  das  Gerichtskosten-  und 
Stempelwesen  verbunden.  „Gebühr“  und  „Steuer“  blieb  aber  auch  in  diesen  Gerichts- 
kosten- und  ähnlichen  Amtstarifen  vermischt. 
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So  bildet  sich  allmälig  das  grosse  Gebiet  des  modernen  GebUhrcnwescns 
aus.  in  welchem  aber  manche  uralte  Zweige,  wie  die  Gerichts-,  Straf-,  Wegegelder 
u.  dgl.  m.,  noch  immer  zu  finden  und  nur  rationell  nacli  den  neueren  Rechtsanschau- 
ungen und  wirthschaftlichen  Interessen  umgebildet  sind. 

Im  Grossen  und  Ganzen  tritt  freilich  das  eigentliche  Steuerwesen  wie 
gegen  die  Dotnänenwirthschaft , so  auch  gegen  die  Gcbührenwirthschaft  in  allen 
Culturstaaton  in  den  Vordergrund:  der  priratwirthschaftlichc  Grundsatz 
„Leistung  und  Gegenleistung“,  der  dem  älteren  Finanzwesen  so  charac- 
tcristisch  ist,  weicht  den  geineinwi  rthschaftlichen  Grundsätzen  „Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit“  und  „Ausführung  der  öffent- 
lichen Gesammtzwecke  mit  den  durch  allgemeine  Steuern  beschafften 
Gesammtmitteln.“  (Vgl.  Grundlegung  §.  158.) 

III.  — §.  25.  Die  Uebertragung  von  gebühren- 
artigen Einkommenzweigen  an  den  Staat  und  die 
Selbst  verwaltungskörper.  Wie  bei  den  privatwirlhscbaft- 
lichen  Einkommenzweigen  (Fin.  I,  §.  218)  handelt  es  sich  auch 
bei  den  gebübrenartigeu  immer  um  zwei  allgemeinere  Fragen: 

Einmal,  ob  solche  Zweige,  bez.  ob  die  ihnen  zu  Grunde  liegen- 
den Einrichtungen,  Anstalten  und  Tbätigkeiten  überhaupt  in  den 
Händen  des  Staats,  der  Gemeinde  u,  s.  w.  sich  befinden  sollen, 
also  eventuell  ob  sie  bei  zu  behalten,  neu  einzuführen, 
aufzugeben  sind; 

sodann  wie  sie,  im  Falle  der Staatsllbernahme  u.s.w.  verwaltet 
und  finanziell  behandelt  werden  sollen.  Ist  hier  einmal  das 
Gebtlhrenprincip  statt  des  gewerblichen  und  des  Besteuerungsprin- 
eips  angenommen  worden,  worüber  wieder  mehr  allgemeine  poli- 
tische, volkswirtschaftliche  und  ähnliche  Rücksichten  als  finanzielle 
entscheiden  müssen  (§.  18),  so  handelt  es  sich  um  das  Maass 
der  Anwendung  des  Gebtthrenprincips  oder  um  die  Bestimmung 
der  Höhe  der  Gebühren.  Davon  wird  unten  in  §§.  67 — 69  ge- 
handelt werden. 

Die  erste  Frage,  nach  dem  „Ob“  des  öffentlichen  Besitzes, 
ist  die  eigentlich  principielle.  Sie  ist  wieder  in  erster  Linie  und  in 
eminentem  Sinne  eine  Frage  der  Allgemeinen  Staatslehre, 
der  Verwaltnngs-,  Social-  und  Volkswirthschaftspoli- 
tik,  und  zwar  in  noch  höherem  Maasse  als  die  analoge  Frage 
bei  den  Zweigen  des  Privaterwerbs.  Der  finanzielle  Gesichts- 
punct  muss  daher  hier  sehr  zur  lick  treten.  Deswegen  ist  auch 
diese  Frage  wieder  nicht  in  der  Finanz  Wissenschaft  prin- 
cipiell  zu  entscheiden. 

Biese  hat  vornemlich  nur  von  der  Entscheidung,  welche  die  Geschichte,  die 
gegenwärtige  Praxis  und  andere  Wissenschaften  oder  andere  Theile  der  Politischen 
Ockonomie  (die  W’irthschaftliche  Varwaltungslehrc)  gegeben  Italien,  Act  zu  nehmen. 
Alsdann  hat  sic  für  die  Lehre  vom  Finanzbedarf  und,  wenn  die  bezüglichen  Ein- 
richtungen aus  innc  eit  sachlichen  Gründen  als  Gebübrenzweigc  — statt  als  Steuer- 
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oder  als  Privaterwerbs-Zwoige  — behandelt  »erden  sollen,  für  die  Lehre  rou  den 
Einnahmen  daraus  die  finanziellen  Folgerungen  zu  ziehen. 

Damit  ist  die  Grenze  der  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  zu- 
nächst für  das  ganze  Gebtihrenwesen  bezeichnet. 

Indessen  ist  das  letztere  alsdann  doch  auch  in  Betreff  der 
ersten  Frage  mit  Rücksicht  auf  die  regelmässige  geschichtliche  Ent- 
wicklung unseres  Staats-  und  Communallebcns,  in  die  beiden  grossen 
Abteilungen  der  Rechts-  und  Verwaltungsgcbtibren  und 
der  Ctiltur-  und  Wohlfahrtsgebührcn  zu  trennen.  Wie  in 
der  Praxis  der  finanzielle,  so  hat  in  der  Theorie  der  finanzwissen- 
schaftliche Gesichtspunct  bei  der  Frage  der  Uebcrnahmc  von  Ein- 
richtungen des  Cultur-  und  Wohlfahrtsinteresses  auf  den  Staat  und 
die  Gemeinde  u.  s.  w.  mit  Hecht  eine  grössere  Mitberücksichtigung 
zu  verlangen. 

Ein.  I,  §.  205.  Eine  solche,  iu  <lou  Grenzgebieten  freilich  fliessende,  Trennung 
ist  ein  Bedtlrfniss  der  Theorie  ond  Praxis  dos  Gebübrenwesens,  worin  mich  Stein 's 
abweichende  Behandlung  nur  bestärkt  hat.  Auch  Umpfenbacli’s  polemische  Be- 
merkungen, Fin.  2.  A.  S.  102  Note,  konnton  mich  nicht  veranlassen,  an  meiner  früheren 
Auffassung  und  an  der  Darstellung  in  der  1.  Auflage  etwas  zu  verändern. 

Die  Frage,  ob  und  welche  gebührenartige  Einkommenzweige, 
mithin  diesen  zu  Grunde  liegende  öffentliche  Einrichtungen  der 
Staat,  die  Gemeinde  oder  eine  andere  „räumliche  Zwangsgemein- 
wirthschaft“  (Selbstverwaltungskörper)  überhaupt  besitzen  soll, 
fällt  vielfach  zusammen  mit  der  Frage  nach  den  Zwecken  und 
nach  dem  Bereich  der  Staats-  und  Communalthätigkeit  (Grund- 
legung, Abtheiluug  I,  Kapitel  t,  zum  Theil  3).  Diese  Frage  ist, 
besonders  was  die  Feststellung  dieses  Bereichs  im  Einzelnen 
anlangt,  immer  mehr  oder  weniger  eine  historisch-  und  ört- 
lich-relative. Sie  ist  aber  in  Betreff  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks und  der  zu  seiner  Verwirklichung  dienenden  Einrichtungen 
in  Folge  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  modernen  Cultnr- 
völker  für  uns  jetzt  dahin  entschieden,  dass  der  Staat  und  even- 
tuell nur  von  ihm  in  bestimmten  Fällen  dclcgirt  ein  Verwaltungs- 
körper, wie  die  Gemeinde,  diesen  Zweck  und  was  zu  ihm  gehört 
allein  durchführt  (Grundlegung  §.  167). 

Es  liegt  nicht  in  dor  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft,  diese  Entscheidung  zu 
erörtern.  Sic  muss  sie  hinnehmen  und  daher  einfach  iu  der  Lehre  vom  Finanzbcdarf 
die  Consci|uenz  ziehen,  dass  die  Deckungsmittel  für  die  Kealisirung  des  Rechts-  und 
.Machtzweckes  beschafft  worden  müssen  (Fin.  I,  §.  (Hi);  und  in  der  Lehre  von  den 
Gebühren  die  weitere  Consetjuenz,  dass  alle  solche  Gebühren,  welche  sich  an  Ein- 
richtungen und  Einzcltbätigkeiten  dieses  Zwecks  knüpfen,  ausschliesslich  dem 
Staate  oder  der  dclegirten  Commune  oder  anderen  ausdrücklich  vom  Staate  zum  Bezug 
ermächtigten  Organen  znfliessen  müssen.  Es  handelt  sich  hior  eben  durchweg  um 
Einrichtnngen  uud  Thätigkeiteu , welche  ein  Ausfluss  „wesentlicher  Koheits- 
rechte"  oder  „Regalien“  (in  diesem  Sinne,  — wenn  man  diesen  Ausdruck 
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„Regalien“  noch  gebrauchen  darf  — sind,  d.  h.  derjenigen  liechte  und  Gerechtsame, 
die  in  einem  bestimmten  Zeitalter,  insbesondere  in  unseren  gegenwärtigen  modernen 
entwickelten  Culturstaaten,  als  „wesentliche  Hoheitsrechte“  auzusehen  sind  oder  doch 
allgemein  als  solche  angesehen  werden. 

§.  26.  Anders  liegt  die  Sache  jedoch  auf  dem  Gebiete  der 
Einrichtungen  zur  Verwirklichung  desCultur-  und  Wohlfahrts- 
zwecks. Eine  so  allgemeine  Entscheidung  wie  auf  dem  Gebiete 
der  Einrichtungen  des  Rechts-  und  Machtzwecks  zu  Gunsten  prin- 
cipiell  ausschliesslicher  Staats-  und  Communalthätigkeit  ist  bisher 
noch  nirgends  das  Ergebniss  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
Praxis  gewesen  und  kann  auch  in  der  Theorie  hier  nicht  als  Postu- 
lat aufgestellt  werden. 

Dies  Postulat  Hesse  sich  in  der  juristischen  Terminologie  nur  als  eine  allge- 
meine K egalisir u n g der  privatwirthscliafUichen  Thätigkciten  und  in  der  ökono- 
mischen Terminologie  nur  als  ausschliesslich  gcmeinwirthschaftlichc  Organi- 
sation der  Volkswirtschaft  bezeichnen.  Als  eine  Frage  der  Organisation  der 
Volkswirtschaft  muss  das  Postulat  in  der  „volkswirtschaftlichen  Grund- 
legung“ erörtert  werden.  Aus  diesem  Theil  der  Politischen  Oekouomio  ist  hier  nur 
in  Uebereiustimmuug  mit  der  Geschichte  und  gegenwärtigen  Praxis  unserer  Cultur- 
völker  die  Thatsnchc  zu  entnehmen,  dass  die  Uebertragung  von  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtseinrichtungen,  einschliesslich  der  Zweige  materieller  Production,  auf  den 
Staat  oder  auf  einen  Selbstverwaltungskörper  (auf  eine  „Zw.mgsgcineiiiwirthschaft") 
als  offene  Frage  behandelt  werden  muss,  welche  wesentlich  nach  Rücksichten 
socialer,  culturlicher,  ökonomischer  und  technischer  Zweckmässigkeit  zu  entscheiden 
ist  (Grundlegung,  1.  Abtb.,  3.  Kap.,  von  der  Organisation  der  Volkswirtschaft).  Da 
gerade  solche  Rücksichten  zeitlich  und  örtlich  verschieden  sind,  lassen  sich 
keine  allgemeinen  absolut  giltigen  Regeln  aufstellcn.  Priucipiell  kann  jede  liichcr- 
gehörige  Einrichtung  „öffentliche“  Angelegenheit  des  Staats,  der  Gcmoiudo  werden, 
kann  aber  auch  jede,  unter  Umständen,  Privatangelegenheit  bleiben. 

Auch  darüber,  ob  der  Staat  oder  von  ihm  ermächtigt  ein  Selbstverwaltungs- 
körper  eine  solche  Einrichtung  ausschliesslich  an  sich  ziehen  (sie,  wieder  in 
diesem  Sinne  des  Worts,  „rogalisircu")  oder  sie  nur  etwa  neben  den  Privat- 
wirtschaften übernehmen  soll,  ist  nach  wechselnden  Zwcckmässigkeitsrücksichten  der 
angedeuteten  Art  zu  entscheiden,  daher  doch  wieder  keine  allgemeine  Regel 
zu  geben. 

Die  Heraushebung  bestimmter  einzelner  Einrichtungen  des  Wohlfahrtsgcbiets, 
welche  iu  uuseror  Zeit  und  in  unseren  Volkswirtschaften  passend  dem  Staate 
ausschliesslich  übertragen  werden,  als  „moderne  Regalien“,  wie  nach  der 
neueren  I.ehre  L.  Stein  's  von  den  „Regalien  des  Communications-  und  des  Umlaufs- 
wesens“, erscheint  demnach  auch  willkürlich  und  gezwungen. 

S.  Stein,  Fin.,  3.  A.,  S.  229  ff.;  5.  A.  II,  1,  250  ff.,  307  ff.  Im  Einzelnen  zur 
ersten  Kategorio  Post,  Eisenbahnen  (jetzt  auch  Wege,  Canäle,  Brücken,  5.  A.  S.  344), 
Telegraph,  zur  zweiten  Münze,  Papiergeld,  Lotterie.  S.  darüber  und  dagegen  Fin.  I, 
S.  176  und  §.  204.  Vom  Standpuncte  der  neueren  Gemeinwirtschaftslehre  aus,  wie 
sie  Schäffle  in  seinem  System  und  ich  (in  meiuer  Grundlegung),  jetzt  auch  Sax 
in  umfassenderer,  aber  in.  E.  vielfach  unhaltbarer  Ausführung  in  seiner  Grundlegung 
zu  vertreten  suchen,  leidet  die  Stein’sche  Kegalienlehre  auch  an  einem  principiellen 
Fehler:  sie  will  endgiltig  nur  gowisse  Einrichtungen  als  Bedingungen  des  socialen 
und  wirtschaftlichen  Zusammenlebens  dem  Staato  übertragen.  In  anderen  Abschnitten 
sciucs  Werks,  so  schon  iu  der  Gebührenlehre,  beim  Bergbau  kommt  Stein  denn  auch 
mit  seiner  Kegalienlehre  in  beständige  Widersprüche.  Stein ’s  Inconsequenz  iu  seiner 
Scheidung  von  Gebühren  und  Regalien  rügt  auch  Koscher  (Fin.  §.  22,  Note  2),  der 
sonst  mit  seinem  engeren  Gebührenbegriff  anders  stellt.  Stcin’s  jetzige  Unterscheidung 
von  „eigentlichen“  und  „Regaliengebuhren“  ist  übrigens  immerhin  ein  Zugeständnis 
an  die  hier  vertretene  andere  Auffassung.  Vgl.  Sax,  Grundlegung  S.  480  ff. 
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Im  Allgemeinen  lässt  sich  nur  naehwcisen,  dass  hei  den 
modernen  Cultnrvölkern  immer  mehr  Einrichtungen  dieses 
Gebiets  ökonomisch  und  technisch  für  die  ge  mein - 
wirthschaftliche  Gestaltung  fähig  werden  und  aus  den 
verschiedensten  und  wichtigsten  Zweckmässigkeitsgründen , u.  A. 
socialpolitischer,  aber  auch  finanzpolitischer  Art,  dann  auch  dem 
Staate  und  der  Commune  vielfach  übertragen  werden.  Auch  ist 
ein  solches  Vorgehen  in  der  Kegel  principiell  und  praetisch  zu 
billigen.  Mehrfach  erfolgt  eine  solche  Uebertragung  wohl,  und  ans 
guten  Gründen,  selbst  ausschliesslich,  so  dass  dann  nach  dem 
positiven  Hechte  eines  Landes  diese  Einrichtungen  wieder 
„Regalien“  genannt  werden  könnten,  ohne  allgemein  in  der 
Politischen  Oekonomie  als  solche  gelten  zu  müssen. 

Namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  i.  w.  S.,  itn  Münz-,  theilweisu 
im  Bank-,  Versicherungs-,  im  Communications-  und  Transportwesen  ist  dies  die  Sach- 
lage bei  uns.  Schon  im  ersten  Bande  ist  gezeigt  worden,  dass  eine  Gebühren-Ein- 
richtung  durch  solche  „ltogulisirung“,  sobald  letztere  nur  den  Zweck  hat,  die  Einrich- 
tung besser  ausfuhren  zu  helfen  und  nicht  als  Mittel  zur  Erhebung  einer  eigentlichen 
Steuer  dient,  nicht  aufhart,  zum  Gcbtlhrenwcscn  zu  zählen  und  dass  daher  eine  be- 
sondere Einnahmeart  „aus  Itcgalicn“  dieser  Uegalisirung  wegen  in  der 
Finanz  wisse  lisch  aft  nicht  zu  statniren  ist  (Ein.  I,  §.  207,  2101. 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  eine  Einrichtung  von  Staat, 
Gemeinde  u.  s.  w.  überhaupt  und  ob  sie  ausschliesslich 
übernommen  werden  soll,  muss  dann  für  jede  einzelne  Gatluug 
von  Einrichtungen  nach  den  eigentümlichen  Verhältnissen  derselben 
und  im  concreten  Fall  nach  Erwägung  aller  mit  in  Betracht  kom- 
menden Gesichtspuncte  des  wirklichen  Lebens  erfolgen. 

Die  allgemeineren  theoretischen  uud  principiellen  Erwägungen  für  jede  Gattung 
rou  Fällen  hat  daher  namentlich  wioder  die  Innere  und  die  Wirthschaftliche  Vcr- 
waltungslehre  zu  erörtern  und  nach  ihren  Gesichtspuncten  dann  zu  entscheiden,  z.  B. 
ob  uud  welche  Schulen,  Wege,  Verkehrsanstalten,  Banken  u.  s.  w.  der  Staat  oder  ein 
Selbstverwaltungskörpor  zu  übernehmen  hat,  oh  ausschliesslich  oder  ob  neben  den 
Privaten  u.  s.  w. 

§.  27.  Allgemein  ist  dabei  aber  auch  für  die  Theorie  an- 
znerkennen,  dass  bei  jeder  solchen  Einzclfragc  auch  das  finan- 
zielle Moment  als  eine  der  zu  beachtenden  Zweckmässigkeits- 
rücksichten  mit  zu  sprechen  hat,  wie  denn  dieses  Moment  im  con- 
creten Fall  der  Praxis  nothweudig  stets  mit  entscheiden  wird. 
Insofern  ist  daher  auch  das  Gebiet  der  Cultnr-  und  Wohlfahrts- 
gebübren  und  der  bezüglichen  Einrichtungen  mehr  als  dasjenige 
der  Rechts-  und  Vcrwaltungsgebühren  zugleich  mit  ein  Gegen- 
stand der  tinanzwisseuscbaftlichen  Betrachtung, 
wenn  die  letztere  auch  nicht  die  endgiltige  Entscheidung  liefern 
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kann  und  in  der  Praxis  nur  jeweilig  den  Ausschlag  geben  darf, 
nicht  ein  für  allemal  ihn  geben  sollte. 

Die  Sachlage  anf  den  beiden  Hauptgebieten  des  Gebuhrenwesens  ist  eben  aus 
zwei  Gründen  eine  wesentlich  rerschiedene : einmal  gelten  die  Einrichtungen  zur 
Verwirklichung  des  Rechts-  und  Machtzwecks  nach  den  bei  uns  herrschenden  An- 
schauungen an  sich  — abgesehen  ron  der  Gestaltung,  die  der  einzelnen  Einrichtung 
gegeben  wird  — für  absolute  Existenz-  und  Gedeihensbedingnngen  des 
gesellschaftlichen  Zusammenlebens  und  der  wirtschaftlichen  Th&tigkeit  im  Staate,  sie 
müssen  daher  mit  absoluter  Gewissheit  geschallen  werden,  was  kaum  von  einer 
Einrichtung  auf  dem  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebiet  in  ähnlicher  Woise  zu  sagen  ist. 
Stein  z.  B.  3.  A.,  S.  233  sagt  Aehnliches  von  seinen  Regalien,  — offenbar  ent- 
weder übertreibend  oder  ganz  verwandte  Fälle  gleicher  Bedeutung  oder  selbst  grösserer 
(Wegewesen,  das  er  erst  neuerdings  mit  den  Eisenbahnen  in  dieser  Hinsicht  gleich- 
stellt willkürlich  ausschliessend.  Daher  der  Widerspruch  in  den  ähnlichen  Bemer- 
kungen Uber  den  Bergbau  (S.  218  der  3.  A.). 

Sodann  müssen  jene  ersteren  Einrichtungen  nach  unseren  Anschauungen  und  in 
der  Tliat  auch  principiell,  weil  sie  die  eben  erwähnte  Bedeutung  haben,  vom  Staate 
oder  von  einem  durch  diesen  beauftragten  Körper  hergestellt  und  erhalten,  also  (in 
diesem  Sinne)  „regalisirt“  werden:  eine  Wahl  zwischen  dem  Staate  u.  s.  w.  einer 
und  einer  Privatwirtschaft  anderseits  ist  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Gerade 
diese  Wahl  liegt  aber  stets  bei  den  Einrichtungen  des  zweiten  Gebiets  vor.  Wegen 
der  absoluten  Bedeutung  und  der  Notwendigkeit,  die  Einrichtungen  dos  ersten 
Gebiets  durch  den  Staat  zu  schaffen,  muss  also  hier  die  finanzielle  Erwägung 
notwendig,  selbst  vollständig,  zurücktreten.  Wegen  der  nur  relativen  Bedeut- 
ung der  Einrichtungen  des  zweiten  Gebiets  für  das  gesellschaftliche  Zusammenleben 
und  wegen  der  Möglichkeit  der  Wahl  zwischen  ,, öffentlicher"  und  Privatthätigkeit, 
gewinnt  hier  die  finanzielle  Erwägung  eine  selbständigere  Berechtigung. 

Für  die  finanzielle  Seite  der  Frage  kommt  nun  dreierlei 
in  Betracht:  einmal  die  Grösse  des  G’apitals,  welches  die  Ein- 
richtung beansprucht  bez.  desjenigen,  welches,  wegen  unvollstän- 
diger Amortisation , oder  weil  die  Beschaffung  des  Capitals  durch 
verzinsliche,  noch  nicht  getilgte  Schulden  erfolgt  ist,  die  Einrich- 
tung finanziell  noch  belastet;  ferner  die  Verthcilung  des  Capitals 
auf  stehendes  und  umlaufendes;  endlich  die  Aussicht,  durch 
wie  immer  principiell  geregelte  Einnahmen  der  Einrichtung  — 
nach  den  drei  möglichen  Principien:  dem  gewerblichen,  dem 
Gebühren-  und  dem  Steuerprincip  — , soweit  dies  nach  den 
Wirkungen  der  Einrichtung  geboten  oder  zulässig  erscheint,  die 
laufenden  Betriebskosten  ganz  oder  theilweise  gedeckt  zu  sehen 
und  für  das  in  der  Einrichtung  steckende  Capital,  insbesondere 
auch  für  das  stehende  Capital,  die  übliche  Verzinsung  und  eventuell 
eine  Amortisationsquote  zu  erhalten. 

Sehr  willkürliche  „Hegeln“  Uber  das  Maass,  in  welchem  Gebühren  oder  Steuern 
die  Kosten  decken  sollen,  stellt  Stein  3.  A.  S.  268  auf,  auch  noch  5.  A.  II.  1,  272  ff. 
S.  unten  §.  67  ff. 

Gerade  diese  Aussicht  ist  bei  der  Natur  und  der  nur  rela- 
tiven Bedeutung  der  einzelnen  Einrichtungen  des  Cultur-  und 
Wohlfahrtsgebiets  und  bei  der  gewöhnlich  vorhandenen  Differen- 
firnng  der  Vortheile  für  die  verschiedenen  Individuen  und  Gassen 
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des  Volks  und  für  die  verschiedenen  Landeatheile  nicht  unbeachtet 
zu  lassen. 

Die  Anwendung  des  Princips  der  reinen  Ausgabe  verlangt  hier  vollends 
immer  eine  besondere  Begründung  in  jedem  einzelnen  fall,  welche  nicht  so  leicht  zu 
nehmen  ist,  wie  das  in  der  Praxis  und  mitunter  selbst  in  der  Theorie  (z.  B.  iu  Betrcli' 
der  Beseitigung  von  Wegegeld)  geschieht.  Aber  auch  in  der  bloss  partiellen 
Uebernahme  eines  Theils  der  Verzinsungs-  und  der  laufenden  Betriebskosten,  wie  bei 
einer  so  massigen  Ansetzung  der  Gebühren,  «lass  diese  Kosten  eben  durch  den  Ge- 
sammtertrag  der  Gebühren  theilweise  ungedeckt  bleiben,  ist  mau  iu  Praxis  und  Theorie 
oft  zu  willfährig  zu  Gunsten  von  Specialinteressen  unter  Preisgabe  des  Finanz-  and 
damit  des  Uesammtinteresses  (z.  B.  bei  Zweigen  der  Post,  bei  dor  Telegraphie).  Je 
höher  das  in  der  Einrichtung  steckende  Capital  und  ein  je  grösserer  Thcil  davon  als 
stehendes  Capital  fixirt  ist,  desto  nothwendiger  kann  cs  sein,  die  volle  Deckung  der 
Betriebskosten  und  eine  genügende  Verzinsung  des  Capitals,  sowie  eine  ausreichende 
Amortisation  des  stehenden  Capitals  gesichert  zu  haben,  namentlich  wenn  das  Capital 
dareb  Schulden  aufgebracht  wurde.  Sonst  drohen  finanzielle  Gefahren  und  ein  hier  un- 
richtiger „Communismus"  reisst  ein,  indem  die  ganze  Bevölkerung  aus  den  allgemeinen 
Staatseinnahmen,  bez.  den  Steuern  Einrichtungen  bezahlen  muss,  welche  überwiegend 
Dur  Interessen  von  Theilen  des  Volks,  besonders  der  wohlhabenderen  Classen, 
befriedigen.  Finanzielle  Grund'-  können  es  dann  auch  immerhin  räthlich  machen, 
gewisse  Einrichtungen  uicht  auf  den  Staat  oder  die  Commuuu  zu  übertragen,  selbst  auf 
die  Möglichkeit  hin,  dass  diese  dann  ganz  oder  mindestens  l'ur  jetzt  unausgeführt  bleiben, 
uder  es  muss  wenigstens  eine  Beihilfe  der  nächsten  Interessenten  und  die 
Freiheit  in  der  Wahl  dos  leitenden  Finanzprincips,  z.  B.  die  Möglichkeit  vom 
Gebühren-  zum  gewerblichen  Princip  überzugehen,  gesichert  sein.  Namentlich  bei 
so  ausserordentlich  kostspieligen  Einrichtungen  mit  doch  immer  erheblicher  Dilfe- 
rentirung  der  Vortheile,  wie  z.  B.  bei  modernen  Verkehrsanstalten  (Eisen- 
bahnen!), zumal  wenn  dafür  verzinsliche  Schulden  den  Haushalt  belasten,  sind  solche 
finanzielle  Rücksichten  recht  wohl  am  Platze. 

Dennoch  sollen  und  brauchen  auch  liier  finanzielle  Erwägungen 
nicht  immer  den  Ausschlag  zu  geben.  Besondere  Interessen  der 
Gemeinschaft,  z.  B.  politische,  militärische,  socialpolitische,  ktinnen 
neben  den  Interessen  einzelner  privatwirthschaftlichcr  Verkehrskreise 
die  finanziellen  Bedenken  überwiegen.  Zu  verlangen  ist  nur,  dass 
alle  diese  verschiedenen  Seiten  einer  Frage  und  darunter  auch 
die  finanzielle  Seite  unparteiisch  erwogen  werden  und  dass  man 
sieh  der  etwaigen  absichtlichen  Zurückstellung  letzterer  Seite  und 
der  finanziellen  wie  sonstigen  Folgen  daraus  klar  bewusst  ist. 

Die  zusammenfassende  wissenschaftliche  Betrach- 
tung der  Einrichtungen  des  „Oultur-  und  Wobllahrts-Gebühreu- 
wesens“  wird  nach  den  auf  die  Dauer  als  maassgebend  anzuneh- 
menden „sachlichen“  — im  Gegensatz  zu  finanziellen  — Gesichts- 
puneten  am  Richtigsten  in  der  Inneren  und  in  der  Wirt- 
schaftlichen Verwaltungslehre  geschehen.  Auch  dabei 
kann  und  soll  eine  Mitberttcksichtigung  des  finanziellen  Moments 
erfolgen. 

Demgemäss  werden  auch  diejeuigeti  Einrichtungen  dos  Gcbtthrenwesens,  welche 
überhaupt  nach  unserem  Plane  im  System  der  Politischen  Oekonomie  behandelt  werden 
sollen,  nicht  hier  in  der  Finanzwissenschaft,  sondern  eventuell  in  anderen  Abtbeilungen 
des  Werks  (so  beim  Verkehrswesen),  besprochen.  Hier  wird  jetzt  nur  über  die  finan- 
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zielle  Seite  einzelner  wichtigerer  dieser  Einrichtungen  referirt  werden,  im  Wesent- 
lichen unter  einfacher  Bezugnahme  auf  ihr  thatsächliches  Vorkommen  im  modernen 
Staat,  aber  ohne  näheres  Eingehen  auf  die  principielle  Frage , ob  die  betreuenden 
Einrichtungen  überhaupt  dem  Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.,  ausschliesslich  oder  neben 
den  Priratwirthschaften,  zu  Übertragen  sind,  z.  B.  was  die  Post,  das  Telegraphen- 
wesen. das  Wegewesen,  die  Münze  u.  a.  m.  anlangt. 

Es  liegt  in  dieser  Behandlung  theilweise  eine  Abweichung  von  rieten  anderen 
linanzwissenschaftlichen  Autoren,  namentlich  anrli  von  Kau,  weicher  einzelne  dieser 
Gegenstände,  besonders  die  Post,  auch  in  die  Finanzwissenschaft  hineinzog.  Kau 's 
wie  Anderer  Systematik  brachte  dadurch  nothwendig  Wiederholungen , besonders 
zwischen  der  Finanzwisseuschaft  und  der  Volkswirthschaftspolitik  mit  sich.  Diese 
sind  nicht  wohl  ganz  zu  vermeiden,  aber  sie  lassen  sich  vermindern,  wenn  mau  die 
finanzielle  Seite  in  der  Volkswirthschaftspolitik  und  die  Tolkswirthschaftspolitisc.be  in 
der  Finanzwissenschaft  mehr  zurUcktreten  lässt.  Vgl.  besonders  die  eingehenden  Ab- 
schnitte Uber  Münze  (§.  1!)6 — 202)  und  vollends  über  Post  (§.  205 — 219)  in  der 
Finanzwisseuschaft  Kau 's  I und  damit  meine  Darstellung  unten  §.  51  (Münze)  und 
§.  60—03  (Post). 

Zum  Thcil  findet  so  auch  eine  Abweichung  von  der  Behandlung  der  privat- 
wirthschaftlichen  Einnahmezweige,  besonders  des  Communications-  und  Transport- 
wesens, im  ersten  Bande  meiner  Finanzwissenschaft  statt  (Fin.  I,  Buch  3,  1.  bis  5. 
Hauptabschnitt).  Die  Einwendungen  von  Stein  u.  A.  gegen  meine  Systematik  im 
1.  Bande  habe  ich  dort  mehrfach  besprochen.  Sie  trelien  nur  die  ältere  Behandlung 
der  Domänen-,  Forstlehre  u.  s.  w.  Rau ’s  und  der  meisten,  namentlich  deutschen 
Autoren  in  gleichem  Maasse  und  sind,  wenn  auch  principiell  richtig,  doch  Gegen- 
gründen ausgesetzt.  S.  z.  B.  Fin.  I,  §.  7;  auch  das  Vorwort  zur  3.  Auflage.  Auch 
(i.  Cohn  (Fin.  S.  SS)  gebe  ich  daher  seine  Bemerkungen  gegen  meine  Behandlung 
der  Domäncnlehre  u.  s.  w.  in  der  Finanzwissenschaft  als  berechtigt  zu.  Was  er  hier 
sagt,  habe  ich  selbst  schon  früher  a.  a.  0.  gesagt.  Practische  Rücksichten,  nament- 
lich auf  die  Bedeutung  dieser  Zweige  im  heutigen  deutschen  Finanzwesen  möchten 
anderseits  auch  meine  und  die  ältere  Behandlung  zulässig  machen.  Ein  Mangel  bleibt 
es  nach  dieser  Seite,  wenn  z.  B.  ein  Werk  wie  das  Oohn'sche  diese  Partieen  ganz 
weglässt.  — Wenn  ich  hier  in  der  Gebiihrenlebre  wieder  anders  und  mehr  nach  der 
von  Stein,  Cohn  u.  a.  m.  geforderten  Weise  verfahre,  so  ist  das  systematisch  richtig 
und  verhütet,  wenn  auch  nicht  vollständig,  was  nicht  möglich  ist,  so  doch  thunlichst 
Wiederholungen  oder  Doppelbcarbcituugcn  desselben  Gegenstandes.  Bei  den  im  ersten 
Bande  behandelten  privatwirthschaftlichen  Zweigen  ist  die  finanzielle  Seite  der  Frage 
(Domänen,  Forsten,  Eisenbahnen!)  übrigens  auch  im  Ganzen  noch  von  grösserer  Be- 
deutung als  im  Gehuhrenwesen,  wonach  die  dortige  eingehende  Erörterung,  o b über- 
haupt der  Staat  die  betreffenden  Zweige  zu  übernehmen  habe,  wenigstens  theilweise 
auch  in  der  Finanzwissenschaft  sich  wohl  rechtfertigen  lässt. 

IV.  — §.  28.  Der  Uebergang  von  Gebühren  in 
Steuern  (vgl.  oben  §.  15—17). 

Vgl.  besonders  Stein  a.  a.  0.  über  Gebühren  und  Verkelirssteueni.  — Sätze, 
wie  z.  B.  die  in  3.  A.  S.  207  Uber  die  Höhe  der  Gebühr  und  Uber  den  Charactcr 
der  Gebühr  als  Verkeil rssteuer  sind  freilich  in  dieser  Formnlirung  unrichtig  und  in 
Widersprach  mit  den  andern  Ausführungen  ebendaselbst  und  an  anderen  Stellen.  — 
Gegen  Kau  bezeichnet  Stein  aber  hier  doch  einen  wichtigen  Fortschritt.  Rau  mengt 
Gebühr  und  Steuer  noch  zu  sehr  unter  einander. 

Eine  Gebühr  ist  eine  specielle  Gegenleistung  dir  eiuen  Dienst 
des  Staats  u.  s.  w.  und  — bcz.  oder  — dir  eine  Kostenvcrur- 
saebung,  also  zugleich  ein  Ersatz  von  Kosten.  Wo  diese  Merkmale 
bei  einer  Abgabe  ganz  fehlen  oder  wo  die  Höhe  der  Abgabe  augen- 
scheinlich in  einem  ungünstigen  Missverhältnis  zu  der  Bedeutung 
des  Dicnsts  (dem  „Werth“  desselben  dir  den  „Empfänger“  und 
Gebührenpflichtigen)  und  der  Hlihe  der  im  specicllen  gebllhren- 
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pflichtigen  Falle  verursachten  Kosten  steht,  da  hört  diese  Abgabe 
im  ersten  Falle  ganz  auf,  eine  Gebühr  zu  sciu,  und  ist  sie  im 
zweiten  Falle  nur  für  einen  Theil  ihres  Betrags  eine  Gebühr,  nem- 
lich  nur  für  denjenigen  Theil,  welcher  zu  jenem  Werth  oder  jener 
Kostenverursachung  als  „Preis“,  bez.  als  Kostenersatz  in  „ange- 
messenem“ Verhältniss  steht.  Der  Maassstab  wird  in  letzterer  Hin- 
sicht den  Gestaltungen  oder,  wo  ein  solcher  Vergleich  nicht  un- 
mittelbar statthaft  ist,  den  Gesichtspuncten  des  Privatwirtschaft - 
liehen  Verkehrs  (namentlich  in  Betreff  der  Preishöhe)  zu  entnehmen 
sein.  Die  betreffende  (Gesammt-)Abgabe,  welche  als  sogenannte 
„Gebühr“  erhoben  wird,  wird  im  einen  Falle  ganz,  im  anderen  für 
den  übrigen  Theil  ihres  Betrags  eine  eigentliche  Steuer. 

Die  Geschichte  und  die  gegenwärtige  Praxis  der  Fiuanzwirth- 
schaft  der  Cnlturstaaten  zeigen  nun,  wie  schon  mehrfach  erwähnt, 
viele  Abgaben,  welche  überhaupt  fälschlich  oder  doch  nur  teil- 
weise mit  Recht  als  „Gebühren“  gelten,  während  sie  ganz  oder 
grösstenteils  Steuern  sind,  im  letzteren  Falle  also  einen  ge- 
mischten Charactcr  haben. 

Unbewusst  und  mit  Absicht,  so  z.  B.  bei  älteren  Gebührenzweigen  in  der  Form 
von  Finanzrcgalien  (Münze,  Post),  bei  den  neueren  sogenannten  Kegistcrgebühren,  bei 
fielen  Gerichtsgebübren,  so  im  Gebiet  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  sind  solche  Ver- 
hältnisse entstanden.  Der  Fiscalismus  der  früheren  Zeit,  Finanznöthen  der  Gegenwart 
führten  immer  leicht  dazu  und  hemmten  Reformen  (französisches  Enregistrement : 
Fin.  III,  §.  214,  215—225). 

Für  die  Finanzwisscnscbaft  und  für  die  rationelle  Finanzpraxis 
ist  es  nun  die  wichtige,  in  manchen  Fällen  nicht  so  leichte  Auf- 
gabe, bei  jeder  Art  hierhergehöriger  „Abgaben“  fcstzustellen , ob 
und  wie  weit  diese  Gebühren  oder  eigentliche  Steuern  sind. 

Der  Character  von  Abgaben,  welche  nur  das  eine  oder  das  andere  sind,  ist 
gewöhnlich  nicht  schwer  zu  bestimmen,  wenn  es  auch  an  einem  einfachen  ganz 
objectiven  Krilcrion  meistens  fehlt  Stein  meint,  mit  Bezug  auf  die  häufige  Ge- 
buhren- und  Steuererhebung  in  Form  desStempels,  .jeder  Stempel  sei  ein  Gebühren- 
stempel, wenn  er  ohne  Beziehung  auf  den  Werth,  den  das  gestempelte  Documcnt  für 
den  Betheiligten  hat,  gefordert  werde  und  daher  für  alle  betreffenden  Ducumente  gleich 
sei.  Jeder  Stempel  sei  ein  Stcuerstenipel,  wenn  er  nach  dem  Werthe  des  Documenta 
steigt  oder  Fallt.  Diese  Unterscheidung  sei  sehr  einfach  und  theoretisch  sehr  leicht 
durchzuführen“.  (3.  A.  S.  520  ähnlich  5.  A.  II,  2.  214.)  Sie  trilü  in  der  That  oft 
zu.  aber  nicht  immer.  Man  kann  den  Stempel  hier  nicht  von  der  directen  Einziehung 
ts.  u.  §.  71  ff.i  trennen.  Eine  nach  dem  Werth  abgestufte  Abgabe,  z.  B.  bei  grund- 
büchcrlichcn  Eintragungen,  verliert  den  Gebührencharacter  nicht  durch  die  Abstufung 
an  sich.  Denn  diese  letztere  kann  auch  ein  uothwendiges  Mittel  sein , die  Deckung 
der  Gesammtkostcu  der  Einrichtung  zu  sichern  und  besser  auf  die  Interessenten  zu 
vertheilen. 

Schwieriger  ist  cs  bei  den  Abgaben  gemischten  Charactcrs  zu  ermitteln, 
welcher  Theil  davon  Gebühr,  welcher  Steuer  ist  Da  die  richtige  Maximalhölie  einer 
„Gebühr“  immer  etwas  von  subjectivem  Ermessen  abhängen  wird,  jedenfalls  eine  feste 
Zablengrenze  feidt,  z.  B.  für  die  Höhe,  von  wo  an  die  Gebühr  in  dio  Steuer  über- 
geht. so  muss  man  sich  natürlich  in  Theorie  und  Praxis  mit  einer  aunäherungs- 
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weisen  Feststellung  der  beiden  heterogenen  Bestandtkeile  der  Abgabe  begnügen, 
was  aber  auch  ausroicht.  Vergleichungen  der  Abgabesitze  mit  Concurrenz-Preisen 
des  Verkehrs  werden  Anhaltspuncte  bieten,  wie  auch  Neumann  heiTorhebt  („Steuer“ 
S.  835):  das  Plus  der  Abgaben  über  den  Betrag  solchen  Preises  wäre  dann 
„Steuer“. 

Noclt  schwieriger  ist  jedoch  sodann  die  weitere  finanzwissen- 
schaftliche Aufgabe,  Uber  eine  solche  Abgabe  ein  principielles 
Urtheil,  hinsichtlich  ihrer  Berechtigung,  zu  fällen.  Denn  eine 
Abgabe,  welche  nachweisbar  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  theil- 
weise  Gebühr  ist,  ist  deshalb  als  Steuer  noch  nicht  ohne  Weiteres 
verwerflich,  sondern  mitunter  sogar  gerechtfertigt,  zweckmässig 
und  selbst  geboten. 

Darüber  wird  in  der  allgemeinen  Steuerlclire,  insbesondere  im  Abschuitt  von  der 
Verkehrssteuer,  weiter  zu  handeln  sein. 

An  dieser  Stelle  soll  nun  zum  Verständnis  des  GebUhrenwesens 
kurz  erörtert  werden,  in  welchen  Fällen  Gebühren  in  Steuern 
übergehen  oder  letztere  fälschlich  als  Gebühren  gelten 
und  zu  welcher  Hauptart  von  Steuern  diese  Abgaben  als- 
dann gehören. 

Ooftcrs  ist  es  die  gleichartige  oder  ähnliche  Erhebungsform,  besonders 
die  Erhebung  mittelst  des  sogenannten  Stempels,  welche  den  Character  einer  Abgabe 
als  Gebühr  und  als  Steuer  verwischt  Das  ist  schon  früher  näher  dargelegt  worden. 
(Fin.  1,  §.  206.)  Durch  die  Erhebuugsform  darf  man  sich  also  nicht  täuschen  lassen. 
Die  altere  Finanztheorie,  tkcilweisc  selbst  noch  Rau,  thut  dies  Öfters  und  gelangte 
deshalb  weder  zu  einer  vollständig  klaren  Erkcnntniss  der  Gebühren , noch  der  mit 
diesen  verbundenen  Steuern. 

§.  29.  Die  öffentlichen  Einrichtungen,  an  welche  sich  Ge- 
bühren knüpfen,  sind  in  der  Praxis  namentlich  in  zwei  Reihen 
von  Fällen  dazu  benutzt  worden,  um  gleichzeitig  statt  oder  neben 
der  Gebühr  eine  Steuer  zu  erheben. 

Einmal  wurde  und  wird  öfters  noch  die  Benutzung  einer 
Staatseinrichtung  befohlen  und  zwar  in  Fällen,  wo  ein  sach- 
licher Grund  dazu  nicht  vorliegt,  sondern  wo  nur  im  Finanz- 
inte res  sc  die  Gelegenheit  wahrgenommen  wird,  auf  diese  Art 
eine  Abgabe  zu  erheben.  Hier  wird  mithin  eine  „Leistung“  des 
Staats  „zu  Gunsten“  des  Abgabepflichtigen  fingirt  oder  unnöthig 
aufgezwungen  und  dadurch  der  Abgabe  nur  der  äussere 
Schein  der  Gebühr  verliehen:  „scheinbare  Gebühren“. 

Fälle  dieser  Art  liegen  im  System  der  Öffentlichen  Bücher  und  in  dem 
damit  verbundenen  Registerwesen  mitunter  vor  (§.  42,  43).  Das  practisch  wich- 
tigste Beispiel  bietet  die  franzOsiche  Gesetzgebung  Uber  das  Euregistreme n t, 
welche  im  3.  Bande  dieses  Werks  eingehend  dargestellt  und  kritisirt  wird  (Fin.  III, 
>?.  213 — 225).  Einzelne  Beispiele  linden  sich  auch  sonst  mitunter  bei  Abgaben  für 
Acte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  im  allgemeinen  Stempelwesen.  Allgemein 
gehört  auch  die  Vorschrift,  dass  Urkunden  oder  gewisse  Arten  davon,  geldwertlic 
Papiere  u.  s.  w.  eine  Abgabe  in  Form  eines  Stempels  zahlen  müssen,  hierher,  wenn 
sic  in  der  nicht  allgemein  zutrelfenden  Weise  gerechtfertigt  wird , dass  der 
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Suat  durch  den  Schutz,  eventuell  durch  die  gerichtliche  Erzwingbarkeit , welche  er 
den  betreffenden  Vertragsschliessungen  in  Aussicht  stellt,  hier  stets  einen  speciellen 
Dienst  leiste,  dem  jene  Abgabe  als  Gebühr  entspreche.  Dies  der  Standpunct  gewisser 
eitremer  Richtungen  der  nach-smithischen  Natiunal-Oekonomie,  z.  B.  einzelner  deutscher 
Freihändler,  wie  AI.  Meyer's  in  dein  Aufsatz  Stempelsteuern  in  Faucher’s  Viertel- 
jahrschrift 1S64.  Meistens  kann  diese  Abgabe,  wenn  Überhaupt,  so  nur  als  Steuer 
gerechtfertigt  werden. 

In  einer  zweiten  Reibe  von  Fällen  wird  zwar  eine  wirk- 
liche „Gebühr“  erhoben,  aber  die  betreffende  „Abgabe“  wird 
absichtlich  so  hoch  normirt,  dass  sie  sich  in  eine  „Steuer“ 
verwandelt. 

Dieser  Fall  ist  in  der  Finanzpraiis  sehr  häutig  vorgekommen;  leicht  begreiflich, 
weil  die  Maassregel  technisch  einfach  durchzufUhren  ist  und  der  Fiscalismus  hier  einer 
starken  Versuchung  ausgesetzt  wird.  Die  älteren  Finanzregalien,  die  Registergebuhren, 
manche  Abgaben  für  Acte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  manche  sogenannte  Stempel- 
abgaben sind  die  wichtigsten  Beispiele. 

Ob  nun  in  diesen  und  in  den  ersten  Reihen  von  Fällen  die 
Steuer  gerechtfertigt  ist,  das  muss  offenbar  nach  den  Grund- 
sätzen der  Besteuerung  entschieden  werden.  Es  kommt 
hierbei  zunächst  namentlich  darauf  an,  wie  die  Abgabe  als 
Steuer  wirkt  und  unter  welche  Kategorie  von  Steuern  sie 
daher  nach  dieser  ihrer  Wirkung  zu  stellen  ist.  Alsdann  ist  der 
allgemeine  steuerpolitische  und  steuersystematische  Werth  dieser 
ganzen  Steuerkategorie,  sowie  auch  der  Umstand  zu  be- 
achten, ob  diese  letztere  durch  Hinzutritt  der  betreffenden  Abgabe 
nicht  selbst  eine  andere  Bedeutung  gewinnt.  Endlich  fragt  es  sich 
im  concreten  Fall,  bei  einer  Abgabe  in  einem  bestimmten 
Lande  mit  dem  uud  dem  bestehenden  Steuersystem,  ob 
nach  der  Beschaffenheit  dieses  letzteren  die  Abgabe  als  Steuer  zu 
billigen  ist.  Die  Erörterung  wird  also  immer  mit  einem  relativen 
Urtheil  abschliessen  müssen. 

Beschränken  wir  uns  hier  jetzt  auf  die  allgemeinste  Betrach- 
tung der  Stenerwirkungen  einer  solchen  Abgabe,  so  kann  die 
letztere  darnach  zu  den  Verbrauchssteuern  und  zu  den  Er- 
werbssteuern, speciell  zu  derjenigen  Unterart  derselben,  welcher 
man  neuerdings  den  Namen  „Verkehrssteuern“  gegeben  hat, 
gehören. 

Ich  schliessc  mich  letzlerer  Terminologie  L.  v.  Stein’s  an,  trotz  der  sich  später 
ergebenden,  etwas  abweichenden  Begründung  und  Begrenzung  dieser  Art  von  Abgaben. 
S.  Stein,  Fin.,  3.  A.,  S.  319.  Der  Ausdruck  in  einem  dem  Stein'schen  ungefähr 
gleichen  oder  doch  ähnlichen  Sinn  hat  sich  auch  in  der  neueren  Theorie  uud  selbst 
in  Actenstilcken  der  Practiker,  z.  B.  in  den  deutschen  bundesräthlichen  Commissions- 
berichten über  Stempel  u.  s.  w.  eingebürgert.  Zu  den  Erwerbssteneru  im  weiteren 
Sinne  rechne  ich  diese  „Verkehrssteuern''  übrigens  doch.  S.  unten  in  Bach  5 das 
Kapitel  vom  „Steuersystem". 

k.  Wagner,  Ftaanrwteaenechaft.  tf.  z.  Aofl.  5 
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Die  Verbrauchssteuern  schliessen  sich  an  die  Acte  an, 
in  welchen  das  Einkommen  zum  Behüt  der  Befriedigung  der  per- 
sönlichen Bedürfnisse,  also  regelmässig  bei  der  Verausgabung, 
zum  Vorschein  kommt. 

Mancherlei  Gebühren  können  bei  einer  bestimmten  Höhe  zugleich  mit  als  solche 
Verbrauchssteuern  fuugiron , l.  B.  das  Wegegeld  (.bei  Vergnügungsfahrten),  das  Brief- 
porto, die  Telegraphengebulir  (bei  der  Correspondenz  für  rein  persönliche  Zwecke,  — 
im  Unterschied  von  Erwerbszwecken  — ).  Abgaben  für  Legitimatiouspapiere  im  Reise- 
verkehr (für  Pässe)  u.  a.  in.,  möglicher  Weise  selbst  Schulgeld. 

lieber  die  einzelnen  Fälle  ist  nach  den  Gesichtspuncteu  der 
Verbrauchsbesteuerung  zu  ui  (heilen.  Allgemein  braucht  nach  diesen 
das  Steuerelement  von  solchen  Gebühren  nicht  ausgeschlossen  zu 
werden. 

Die  Erwerbssteuern  schliessen  sich  zunächst  an  die 
grossen  berufsmässigen  Erwerbszweige  und  deren  Er- 
trag, sodann  an  die  einzelnen  Acte,  durch  welche  Erträge, 
bez.  Einkommen  erworben  oder  Gewinne  realisirt  werden,  an.  Im 
letzteren  Fall  kann  man  sie  „Verkehrssteuern“  nennen.  So- 
wohl die  oben  genannten  scheinbaren  „Gebühren“  als  auch 
wirkliche  Gebühren  eines  höheren  Ausmaasses  sind  vielfach 
als  solche  Stenern  zu  characterisiren. 

Viele  Stempel-  uud  ähnliche  Abgaben,  die  meisten  Hegister„gebuhren“  in  dem 
üblichen  hoheu  Betrage,  die  Abgaben  vom  Uebergang  von  Eigeutlmm  und  Forderungen 
unter  Lebenden,  gehören  dahin.  Aber  auch  höhere  Abgaben  für  Vcikehrsaiistaiten, 
für  Post,  Telegraphie,  Strassen  können  zu  Erwerbs-  bez.  Verkehrssteuern  worden,  in- 
dem die  einzelnen  Fälle,  in  welchen  sie  zu  entrichten  sind,  gewissermaasseü  als  Be- 
dingung der  Gewinnung  des  Ertrags  und  zugleich  als  Merkmale  gelten,  aus 
denen  auf  die  Höhe  des  Ertrags  (Umsatzes  u.  s.  w.)  mit  geschlossen  werden 
darf.  Damit  ist  aber  nicht  wieder,  wie  Stein  es  thut  (S.  A.  S.  26T),  in  jeder  Gebühr 
als  solcher  der  Character  der  Yerkehrssteuer zu  fiudeu,  — im  Widerspruch  mit  Stein’» 
sonstiger  Auffassung. 

lieber  das  Einzelne  ist  nach  den  Gesichtspuncteu  des  Erwerbs- 
steuerwesens,  speeiell  der  Verkelirssteuern  zu  urtbeilen.  Die  dem- 
gemäss anzustellende  Untersuchung  ergiebt,  wie  sieh  später  zeigen 
wird,  dass  in  manchen  Fällen  die  Erhebung  einer  bezüglichen  Ab- 
gabe an  sich  als  „Steuer“  oder  in  einer  Höbe,  welche  ausser 
einer  Gebühr  ein  Steuerelement  in  sich  schliesst,  zulässig,  öfters 
berechtigt  und  mehrfach  selbst  geboten  ist. 

Nothwendig  bleibt  nur  immer  die  Scheidung  des  Gebtlhren- 
und  des  Steuergesichtspunets  bei  der  Beurtheilung  der  Abgabe 
überhaupt,  wie  bei  derjenigen  ihrer  etwaigen  beiden  Elemente  und 
ihrer  Höbe. 
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Zweites  Kapitel. 

Specielle  Gebfllirenlehre. 

Erster  Hauptabschnitt. 

Das  System  der  Gebühren. 

1.  Abschnitt. 

Die  Rechts-  oud  VerwaltungagebUhren. 

Literarische  Nachvveisnngen  und  Gesetzgebung 
nebst  orientirenden  Vorbemerkungen. 

§.  30.  Die  älteren  Schriftsteller  haben  regelmässig  nur  Ansätze,  wie  zu  einem  Ge- 
bühre usystem  Überhaupt,  so  auch  zu  einem  solchen  der  hierhergehftrigen  ersten  Haupt- 
eruppe  der  Gebühren.  Gewöhnlich  heben  sie  nnr  eine  Anzahl  rou  (iebiihrenzweigcn  her- 
aus. in  ziemlich  willktthrlicher  Zusammenfassung  und  Reihenfolge  und  ohne  auch  nur  nach 
einer  gewissen  Vollständigkeit  zu  streben,  indem  sie  etwa  die  Einrichtungen  eines 
einzelnen  Landes  zum  Ausgaugspunct  nehmen. 

Rau,  Fin.  I,  $.  230  ff.  hat  ein  System  der  Gebühren  aufgestellt,  das  zwar 
nicht  formal  unrichtig  ist,  aber  mateiiell  an  der  Vermengung  von  Gebühr  und 
Steuer,  an  der  ungenügenden  Auffassung  des  Stempels  und  in  der  Durchführung  auch 
an  grosser  Unvollständigkeit  leidet,  auch  abgesehen  von  der  unrichtigen  Ausscheidung 
regalisirter  Gebtthrenzweige.  Er  unterscheidet:  A)  in  allen  Zweigen  der  Staats- 
verwaltung vorkommende  Gebühren:  StempelgeiUlle , Taxen  von  Amts-  und  Würden- 
ertheilungen ; B)  einzelnen  Zweigen  der  Regierungsgeschäfte  angehörende:  1)  aus  der 
Rechtspflege.  2)  aus  der  Schutzpolizei.  31  aus  der  Staatsvertheidigung  (Gebühren  bei 
der  Entlassung  aus  dem  Waffendienste) , 4)  aus  der  Volkswirthschaftspflege  (Strasseu- 
geld,  Wasscrzoll,  Abgaben  von  Gewerbsverlelhungeo,  von  Eriinduugspatenten,  Beförde- 
rungskosten. Consulatsgebühren),  51  aus  der  Volksbildungssorgc  (kirchliche  Dispensations- 
Acte,  Schulgelder  u.  s.  w.). 

Stein  trifft  der  Vorwurf  wegen  der  Regalien  auch.  Im  Wesentlichen  hat  er 
dem  Gebührensystem  das  System  der  Verwaltung  zu  Grunde  gelegt  und  sich  dabei 
an  sein  grösseres  Werk  Uber  Vcrwaltungslehre  angeschlossen,  auf  das  auch  ich  mich 
besonders  für  die  Innere  Verwaltung  zumeist  beziehe  S.  den  Abriss  in  St  ein 's 
Handbuch  der  Verwaltungslehre.  Er  trennt  5 Hauptgebiete  der  Verwaltung  und  des 
Gebuhrenwesens:  Aeusseres,  Heeresverwaltung,  Finanzen,  Rechtspffego,  Inneres,  bei 
letzterer  wieder  Verwaltung  des  physischen,  geistigen,  wirtschaftlichen  und  gesell- 
schaftlichen Lebens:  hier  im  Einzelnen  Manches  sehr  subjectiv  und  willkürlich. 
(Fin.  5.  A.  II,  1,  275  ff.)  Bei  Stein  wie  bisher  gewöhnlich  fehlt  die  Eintheilung 
der  Gebühren  in  die  beiden  Hanptclassen:  Rechts-  und  Verwaltung«-  nebst  Cultur- 
und  Wfohlfahrts-Gcbührcn  (Fin.  I.  §.  205).  Durch  diese  Eintheilung  erlangt  man  m.  E. 
erst  die  richtige  Stellung  zum  Gebührenwesen  und  zu  der  verschiedenen  finanziellen 
Behandlung  desselben,  wie  oben  (g.  25  ff.)  gezeigt  wurde.  Der  Gedanke,  den  Stein 
bei  seinen  „Regalien“  verfolgt,  gilt  einigermaassen  für  meine  ganze  erste  Gasse 
Gebühren,  aber  trifft  gerade  bei  den  Gegenständen  der  Stein  sehen  Regalien  nicht  oder 
weniger  zu.  Ein  grösserer  Mangel  Stein  's  scheint  mir  zu  sein,  dass  er  in  der  Gebllhren- 
lehre  nicht  weiter  innerhalb  der  Verwaltungsgruppen  auf  die  Art  der  Leistungen,  bcz. 
der  öffentlichen  Tliätigkeiten  eingnht.  Dadurch  gewinno  ich  den  eigentlich  ökono- 
mischen Gesichtspnnct  für  die  finanzielle  Regelung  der  Gebühren  uud  ihrer  Höhe. 

Vgl.  sonst  Pfeiffer,  Staatseinnahmen  I.  294  ff,  dessen  „System“  ich  nicht  so 
za  loben  vermag,  wio  Stein  es  thut.  — v.  Hock  öffentliche  Abgaben.  §.  31 — 34 
(gute  practische  Bemerkungen,  aber  unvollständiges  System).  — Umpfonbaeh  I, 
§ 22 — 44,  2.  A.  §.  50—09.  — M.  Block  in  Faucher's  Volkswirtschaftlicher  Viertel- 
jahrschrift  1878.  I.  — Al.  Meyer  ebendaselbst  1864.  III,  S.  51  ff  — Besonders 
Bisobrasoff  a.  a 0.  — Schäffle.  Steuerpolitik  S.  490 — 559  (einschliesslich  der  mit 
als  „Gebühren"  behandelten  Verkehrssteuern  u.  dgl.  in.).  — Koscher.  Fin.,  §,  23  (all- 
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gemeine  Gebühren,  VerwaltungsgebUhren  — worunter  auch  die  von  Bildungsanstalten, 
Schulgelder,  „eine  Art  Gebühr“,  doch  sehr  gezwungen  hier  eingeschaltet,  was  die  Unhalt- 
barkeit des  Roscher’schen  engeren  Gcbührenbegriffs  auch  zeigen  kann  — , Justiz- 
gebtthren).  — Schall,  im  Schönberg 'sehen  Handbuch,  2.  A.  III.  120  ff.,  eine  vorzüg- 
liche und  iu  knappem  Rahmen  reichhaltige  Darstellung,  natürlich.  nachSchall's  erwähnter 
Auffassung,  mit  Ausschluss  der  zweiten  Gebuhrenclasse  (auf  Cultur-  und  Wohlfahrlsgebiet). 
— N e u m a n n in  seiner  Schrift  ,,die  Steuer“  I,  499  ff , auch  sonst  passim,  S.  5 IS.  553),  nur 
ein  Schema,  das  vom  Standpuncte  der  Untersuchung  richtiger  Classification  der  öffent- 
lichen Einnahmen  näher  begründet  wird  tS.  553),  ohne  sonstige  Ausführung:  Unter- 
scheidung von  „eigentlichen“  Gebühren  oder  Amtsgebuhren  (Gerichte,  Justizveraaltung, 
aber  auch  Gebühren  der  Polizei,  der  Kirchen-,  Schul-,  Sanitäts-,  Consulats-,  Finanz-, 
Militärverwaltung,  denen  dann  als  „öffentliche  Gnternehmungseinküuftc“  die  aus  Vcr- 
kehrsanstalten , Canälen , Wegen , Häfen , Gas- , Wasserleitungen  u.  s.  w.  und  als  ein 
Rest  auch  „Rcgalciukünfto“  (Flöss-,  Flussgold-,  Wasser-,  Bernsteinregal  u.  s.  w.)  gegen- 
über gestellt  werden.  S.  auch  Korn,  Finanzarchiv  I,  4T1  ff. 

§.  31.  Die  Gesetzgebung  über  Gebühren  ist  natürlich  eine  ungemein  aus- 
gedehnte. Ueber  Stempel,  Registergebühren  und  Verwandtes  bestehen 
gewöhnlich  besondere  Gesetze,  öfters  ein  oder  wenige  Haupt gesetze  mit  späteren 
Novellen  und  zahlreichen  Vollzugsinstructionen.  authentischen  Interpretationen  u s.  w. 
Dies  Rechtsgebiet  wird  dadurch  in  einzelnen  Staaten  fast  unübersehbar,  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  sind  eine  rudis  indigestaque  moles,  wie  nur  je  eine  in  der  Gesetzgebung 
vorgekommen,  so  besonders  in  Frankreich,  wo  man  schon  vor  einiger  Zeit  berechnete, 
dass  das  sogenannte  Euregistremcnt  auf  210  legislativen  Verfügungen  beruhe  und  seit 
1790  au  2500  Instructionen  der  Verwaltung  an  ihre  Agenten  darüber  ergangen  seien 
( Leroy  - Beau  1 i e u , I.  487.  Meine  Fin.  III,  305  ff.) 

Diese  Beschaffenheit  einer  solchen  Gesetzgebung  ist  auch  für  die  finanzwissen- 
schaftliche Theorie  zu  beachten,  weil  sich  darin  eine  sehr  bedenkliche  Seite  dieser 
Abgaben  zeigt:  es  fehlt  an  Einfachheit,  Sicherheit  und  Bestimmtheit  der 
Besteuerung.  Auf  dem  Gebiete  des  Stempels  und  der  Registergebühren  hat  man  es 
vorncmlich  mit  (Verkehrs-)Steueru  zu  thun,  aber  eigentliche  Gebühren 
laufeii  öfters,  theiis  in  ein  und  derselben  iGesainmt- ) Abgabe,  theils  in  einzelnen 
specielleu  Abgaben  des  Tarifen  mit  unter.  Dies  erschwert  die  Darstellung  und  dag 
Verständuiss  wiederum  Die  betreuenden  Abgaben  knüpfen  sich  an  die  verschiedensten 
privaten  Rechtsgeschäfte  an.  Daher  werden  oft  die  schwierigsten  und  feinsten 
Fragen  des  Privatrechts  dabei  berührt,  — was  dieser  Materie  z.  B.  in  Frankreich  die 
Zuneiguug  der  Juristen  zugezogen  hat,  während  es  bei  uns  noch  an  eingehender 
juristischer  Behandlung  fehlt.  Schon  Kau  citirte  eine  oft  in  Frankreich  angeluhrte 
Bemerkung  von  Troplong  (Dictiounaire  de  l'administration  fran<;aise  von  Block, 
p.  760)  iu  §.  236a:  „La  loi  sur  1 euregistremcnt  est  pour  nous  autres  legistes  la  plus 
noble,  ou  pour  mieux  dire,  la  seule  noble  entre  toutes  les  lois  fiscales.  Quand  le  Ilse 
veut  percevoir  un  droit  d'enregistremcnt  . . . il  faut  presqu'il  se  fasse  docteur  es  lois, 
ahn  de  p6m  trer  dans  l’infinie  vanete  des  actes  de  la  vio  civile.“  Aehuliches  ersieht 
man  aus  dem  unten  genannten  Bericht  der  bundesräthlichen  Stempelsteuercommission 
von  1877.  Fragen  des  Stempelwesens  und  der  Registergebühren  werden  so  leicht  zu 
verwickelten  Privatrechtsfragen  und  dadurch  auch  für  die  Finanzpraxis  und  Finanz- 
wissenschaft noch  schwieriger;  gewiss  kein  Vorzug  dieser  Abgaben,  wie  auch  Rau 
be.tonte,  und  wieder  ein  Umstand,  der  zu  r Vorsich  t bei  der  Ausdehnung  des  Svstems 
räth,  wie  matt  sich  aus  den  Berathungen  der  deutschen  bundesräthlichen  Commissionen 
von  1873  uud  1877  Überzeugen  kann. 

Das  altbistorische  Ge  rieh  tskoste  n wesen  ist  neuerdings  gewöhnlich  ncugestaltot, 
wobei  auf  dem  bezüglichen  Rccbtsgebiet  eine  Codification  stattuefunduu  hat.  Ist 
es  dadurch  auch  leichter  zu  übersehen  und  verständlicher,  so  bereitet  es  durch  seine 
nahe  Beziehung  zum  Process  u.  s.  w.  doch  wieder  für  die  practische  Anwendung  und 
für  die  wissenschaftliche  Beurtheilung  viele  Schwierigkeiten  Mehrfach  besteht  auch 
wieder  eine  Verbindung  mit  dem  Stempel-  und  Registerweson,  welche  die 
Klarheit  stört.  Man  hat  es  nur  bei  den  Gerichtskosten  im  Allgemeinen  mehr  mit 
Gebühren,  als  mit  Steuern  zu  thun.  Eine  Ausnahme  hiervon  bildet  zum  Tlteil  die 
freiwillige  Gerichtspflege,  besonders  das  mit  ihr  wohl  verbundene  R egister wesou , 
wo  in  der  Abgabe  der  Steuercharacter  vor  dem  Gebührencbaracter  stark  zu  uber- 
wiegen pflegt  oder  auch  alleiu  vorhanden  ist. 
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Die  in  Stempelform  erhobenen  Abgaben,  die  Kechtsgcbührcn  und  die 
Verk e hrss te uc r 11 , sind  vornemlich  mit  der  schriftlichen  Beurkundung  von 
Rechtsgeschäften  verbunden  und  kommen  bei  lebhaftem  Geschäftsverkehr,  häufigem 
speculativen  Eigenthumswechsel,  entwickeltem  Creditverkebr  u.  s.  w.  am  Meisten  vor. 
Sie  sind  daher  hegreiflicher  Weise  in  hoch  entwickelten  Volkswirtschaften  von 
grosser  Volksdichtigkeit,  intensivem  Verkehr,  ausgedehntester  Arbeitsteilung,  stark 
ansgebildetem  Städtewesen,  gewaltiger  Industrie  und  grossem  in-  wie  ausländischen 
Handel  besonders  stark  entwickelt,  im  Westen  Europas  am  Meisten,  in  der  Mitte 
weniger,  im  Osten  am  Wenigsten,  in  Holland  waren  sie  am  Frühesten,  darauf  in 
England,  und  hier  länger  am  Bedeutendsten  entwickelt,  ltn  Einzelnen  freilich  mit 
vielen  Unterschieden,  welche  sich  aus  der  ganzen  geschichtlichen  Gestaltung 
des  Finanzwesens,  der  verschiedenen  Hohe  der  Ausgaben  (absoluter  und  relativer 
Grosse  des  Aufwands  ftlr  die  öffentliche  Schuld,  für  das  Militär),  dem  Vorhandensein 
oder  Fehlen  von  Privaterwerb,  der  Ausbildung  der  Übrigen  Steuern,  der  mehr  oder 
weniger  fiscalischen  Tendenz  der  Verwaltung,  endlich  — nicht  das  Unwichtigstei  — 
aus  dem  „Formalismus“  des  Privatrechts  erklären,  d.  h.  aus  den  formellen 
Vorschriften  Ober  die  Form  und  Giltigkeit  der  Verträge  oder  Uber  ge- 
wisse Rechtsvortheile,  welche  mit  einer  bestimmten  Form  uud  Öffentlichen 
Beurkundung  verbunden  sind  (Schriftlichkeit,  öffentliche  Kegistrirung,  besonders  im 
französischen  Recht  u.  dgl.;  vgl.  Fin.  III.  §.  216  ff.!.  Diesen  Umständen  möchte 
es  znzuschreiben  sein,  dass  die  genannten  gebühren-  und  steuerartigen  Abgaben  jetzt 
finanziell  wichtiger  in  Frankreich  als  in  Grossbritannien,  in  Oesterreich  als 
riclfach  in  Deutschland  sind,  während  man  nach  der  volkswirtschaftlichen  Ent- 
wicklung allein  das  Umgekehrte  erwarten  sollte.  Im  Umfang  und  in  der  Gestalt- 
ung der  bezüglichen  Gesetzgebung  und  schliesslich  in  der  Gesammteinuahme 
aus ‘diesen  Abgaben  spiegeln  s'ch  diese  Einflüsse  wieder. 

Die  Gebühren  der  einzelnen  Zweige  der  Verwaltung,  besonders  der 
Inneren,  der  Unterrichts-,  der  volkswirtschaftlichen  Verwaltung  sind 
nur  ausnahmsweise  in  besonderen  Gesetzen  festgestellt.  Gewöhnlich  bestimmen  die 
bezüglichen  allgemeinen  Verwaltu  ngsgesot ze  und  eventuell  auch  nur  Ver- 
ordnungen das  Nähere  über  Art,  Erhebung,  Höhe  der  betreffenden  Gebühren 
zugleich  mit  der  Regelung  der  Sache  selbst.  Auch  aus  diesem  Grunde  kann  hier  in 
der  Finanzwissenschaft  nicht  in  das  legislative  Detail  eingegangen  werden.  Im  Ganzen 
ist  dafür  auf  die  Werke  über  Verwaltungslehre  zu  verweisen.  Einzelnes  über  die 
Gebühren  speciell  wird  unten  bei  der  Uebersicht  der  Gcbuhrenzwcige  erwähnt,  aber 
auch  mehr  nur  als  Beispiel.  Beachtenswerth , auch  in  finanzieller  Beziehung,  ist, 
dass  in  den  modernen  sogenannten  Verfassungsstaaten  die  M it w irk u ng  d er  Volks- 
vertretung immer  mehr  auch  auf  die  Regelung  des  Gcbühreuwcsens  der  einzelnen 
genannten  Verwaltungszweige  ausgedehnt  wird,  z.  B.  im  Tarifwesen  der  Verkehrs- 
anstalten  (Post,  Telegraph!  u.  s.  w.  In  den  einzelnen  Staaten  und  in  demselben  Staate 
anf  den  verschiedenen  Verwaltungsgebieten  ist  dies  Princip  aber  noch  ungleich  durch- 
gefuhrt.  So  werden  im  Deutschen  Reiche  die  Posttarife  durch  Gesetz,  die  Tele- 
graphentaxen durch  Verordnung  festgestellt. 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  von  Rechts-  und  Verwaltungsgebtlhren 
mit  Verkehrssteuern  in  der  Praxis  und  bei  der  für  beide  vielfach  gemein- 
samen Er h e bun  gs f orm  im  Stempel  ist  die  bezügliche  Einnahme  daraus  ebenso 
wie  die  Gesetzgebung  darüber  nicht  wohl  zu  trennen.  Die  Gesetze  betreifen  meist 
beide  Abgabearten  in  bunter  Vermengung. 

Den  Versuch  einer  zusammen  fas  senden  Behandlung  und  Vergleichung 
der  bezüglichen  Gesetzgebung  der  wichtigeren  Gulturstaaten  hat  Büso- 
brasoff  a.  a.  0„  besonders  in  der  ersten  Abhandlung  Uber  die  irnpöts  sur  les  actcs 
gemacht.  Die  zweite  enthält  eine  Monographie  der  betreffenden  russischen  Ab- 
gaben. Ueber  die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten,  mit  meist  dürftiger 
Darstellung  der  geschichtlichen  Entwicklung  (die  gewöhnlich  ihrer  wissenschaftlichen 
Behandlung,  in  Verbindung  mit  der  allgemeinen  Verwaltungsgeschichte  des  einzelnen 
Staats  noch  harrt),  s.  die  Werke  über  das  Finanzwesen  und  die  Besteuerung  der 
einzelnen  Länder  (Wagner.  Fin.  I,  S.  55  ff.);  mitunter  auch  diejenigen  über  das 
V e r w al  t u ngs recht  oder  überhaupt  über  das  öffentliche  Recht.  Einen  werth vollen 
Beitrag  zur  vergleichenden  Finan/gesetzkundc  über  eine  Hauptart  von  Abgaben  lieferte 
t.  Czörnig  (junior)  in  „Die  Abgaben  von  den  Uebertragungen  unbeweglichen  Eigen- 


Dk 


le 


70  -I  Buch  Gebühren.  2.  K.  I.  H.-A.  1.  A.  Rechts-  n.  Verwaltungsgebühren.  §.  Sl. 

thnms".  Triest  1869.  (Oesterreich.  Frankreich,  Preussen.  England,  Russland,  Baiern, 
schweizer  Cantonc).  Eine  gute  kurze  liebersicht  Uber  die  Gesetzgebung  betreffs  der 
Gebühren  und  der  Verkehrssteuern,  namentlich  in  den  grosseren  deutschen  Staaten, 
giebt  Schall  im  Schönberg’sclicn  Handbuch,  2.  A . III,  §.  17  ff. , 452  II.,  worauf 
ich  zur  Ergänzung  des  Folgenden  verweise. 

Aus  der  Gesetzgebung  Uber  Hechts-  und  Verwaltungsgebuhren,  Uber 
die  damit  zusammenhängenden  Vcrkchrsstettern,  Uber  das  gesatnmte  Stempel- 
wesen u.  s.  w.  ist  die  französische,  dann  die  englische.  Österreichische, 
italienische  in  finanzwissenschaftlicber,  wie  in  practischer  Hinsicht  wichtiger  als 
die  nach  dem  Gesagten  am  Wenigsten  ausgebildete  preussisch-deutsche.  Da 
indessen  die  in  den  bezüglichen  Gesetzen  geregelten  Abgaben  meistens  weit  Über- 
wiegend Steuern  (insbesondere  Verkehrssteuern)  sind,  werden  hier  jetzt  nur 
(abweichend  von  der  1.  Auflage  S.  38  II.)  einige  allgemeinere  Hauptgesetze  an- 
gegeben und  weitere  Daten  der  speciellen  Steuerlehre  (Band  III  fl.)  Vorbehalten.  Die 
Uebersichten  von  Stein  enthalten  auch  in  der  neuesten  Auflage  (II,  1 , 263  ff., 
II,  2,  221  ff.)  noch  manche  Unrichtigkeiten.  Auch  Uber  andere  Staaten  als  Frankreich 
manches  legislative  Material  in  den  vom  frauzOsischen  Finanzministerium  bertus- 
gegebenen  Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  comparie  (seit  1877)  und  im  Staats- 
archiv (seit  1884). 

Frankreich.  Das  hiethergehOrige , ungemein  ausgedehnte,  suporfiscalische 
aber  auch  für  die  Theorie  besonders  interessante  betreffende  Abgabewosen  ist,  im 
Anschluss  an  das  früher  bestehende,  in  der  Zeit  der  ersten  Revolution  neu  begründet 
worden.  Für  das  Enrcgistrement  bildet  die  Grundlage  bis  heute  das  wichtige, 
technisch  vorzügliche  Hauptgesetz  vom  22.  Frimaire  VII  (12.  Docember  179s), 
an  das  sieb  eine  umfassende  Specialgesetzgebuug  ange-chlossen  hat.  In  dem  Abgaben- 
system des  Enrcgistrement  ist  auch  die  Erbschafts-  und  Schcnkungsstouer  mit 
enthalten.  Das  Stompei  wesen  beruht  anf  dem  ebenfalls  bis  jetzt  die  Grundlage 
gebliebenen  Hauptgesetz  vom  13.  Brumairc  VII  (4  November  1798,  nicht 
13.  November,  wonach  das  in  Rand  III  S.  504  angegebene  Datum  zu  berichtigen  ist). 
Auch  au  dies  Gesetz  schliesscn  sich  viele  weitere  an.  Für  die  Gerichtsschreiberei- 
gebuhren  (droits  de  greffc)  ist  in  Betreff  der  Civil-  und  Handelsgerichte  das  Hanpt- 
geaetz  das  vom  21.  Ventöse  VII  (13.  März  1799),  für  die  H y po t he ken geb ü h ren 
dasselbe.  Sogenannte  Sicgelgebuhren  für  Adelsvcrleihungen  u.  a.  m.  beruhen 
auf  einer  Ordonnanz  von  1814.  S.  jetzt  die  weiteren  einzelnen  Gesetze  in  Fin.  III, 
503  ff;  Literatur  darüber  eb.  S.  505,  Darstellung  eb.  S.  502 — 571.  Danach  ist 
Manches  in  den  Fiuanzwcrken  ‘von  Rau,  Stein  u.  a.  m.)  zu  berichtigen.  Für  die 
Darstellung  des  französischen  Systems  s.  sonst:  v.  Hock,  Fin.  Frankreichs,  Kap.  5, 
v.  Kaufmann  dsgl.  S.  277  ff.,  Leroy- Boaulien,  Fin.  I,  479  ff.,  de  Parieu,  irn- 
pots.  III,  Iivre6.  Vgl  auch:  Jacob,  die  Gesetze  Uber  Enrcgistrement  u.  s.  w.  in  Eisass- 
Lothringen,  Strassburg  1878.  Ueber  den  Stand  der  Gesetzgebung  im  Einzelnen, 
bis  zum  Kriege,  unterrichtet  man  sich  gut  in  Elsass-Lothringcn . vgl.  dafür  die 
tabellarische  Zusammenstellung  der  Bestimmungen  der  deutschen  Gesetze  in  dem 
bundesräthlichen  Commissions-Berichte  von  1977.  S.  87  ff. 

Grossbritannien.  Geltendes  Hauptgesetz  über  Stempol  (starnp  duties)  die 
Oonsolidationsacte  von  1870  (33  und  34  Victoria  c.  97.  9s).  Neueste  Aenderung  durch 
Gesetz  von  1889  (s.  Bull.  1888.  |[.  72).  Für  die  Erbschaftssteuer  besondere 
Gesetze  S.  jetzt  die  Angaben  über  Gesetze  und  Literatur  in  Baud  III  dieses  Werks, 
S.  200  ff.:  daselbst  die  Darstellung  S.  260 — 265.  Eingehender  namentlich  Uber  die 
geschichtliche  Entwicklung,  Do  well,  history  of  taxation  in  England,  besonders  III, 
334  ff.,  auch  Vocke.  britische  Steuern,  2.  Theil,  3.  und  4.  Abschnitt,  Gebühren 
(besonders  Gerichtssporteln  und  Strafen),  dann  Stempel,  S.  199 — 256.  Ferner  Gneist, 
englisches  Verwaltungsrecht  passim,  besonders  11  (2.  A.),  812  Uber  Stempel,  1225  Uber 
Gerichtsgebuhren,  eb.,  1216.  1263  über  Sporteln.  1352  Uber  Gehalte  der  f'ivilbeamten, 
3.  A.  II,  639  ff.  0.  Hübner,  Berichte  des  statistischen  Central- Archivs,  Nr.  2, 
Leipzig  1858,  S.  24  ff.  Noble,  queen’s  laxes.  London  1870,  p.  91  ff.,  111  ff. 
Tcnnant.  peoples  blue  book.  4.  ed.,  London  1872,  p.  269  ff.  (Kritik).  In  den  Be- 
richten der  Commissionen  of  Inland  Revenue  neben  der  Statistik  auch  Angabe  der 
erfolgten  gesetzlichen  Veränderungen.  Uebersicht  der  wichtigsten  Sätze  z B.  im 
Oabiuet  lawver,  24.  cd.,  London  1877.  p.  555  ff.  „Das  frühere  System  der  Remune- 
ration der  Beamten  durch  Sporteln  ist  mit  geringen  Ausnahmen  im  Staatsdienst  be- 
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-eilig*."  Gneist  II,  1853.  Details,  auch  aus  der  Statistik,  reich  und  rorzttglich 
bei  Vocke. 

Oesterreich.  Allgemeines  Stempel-  und  Taxgesetz  filr  die  aussoniugarischen 
Lande  vom  27  Januar  1810.  An  dessen  Stelle  trat  als  noch  geltendes  Haupt-  und 
Grundgesetz  das  techuisch  tüchtige  Gesetz  vom  9.  Februar  1850  über  Gebühren 
von  Rechtsgeschäften,  Urkunden,  Schriften,  und  Amtshandlungen  (auf  die  ungarischen 
Länder  vom  2.  August  1850  damals  mit  ausgedehnt!.  Unterscheidung  von  Stempel 
und  ..unmittelbaren“  (d.  i.  direct  zu  entrichtenden!  Gebuhron.  Spätere  Erhöhung  von 
Tarifsätzen  Verschiedene  Novellen  (so  1862,  1864,  1873,  1876,  [Wechsel],  erfolgloser 
Versuch  1884).  Ueber  „Gebühren“  von  Kalendern,  Zeitungen,  Spielkarten,  Grundgesetz 
vom  6.  September  1850,  speciell  über  Spielkartenstempel  Gesetz  vom  15.  August  1881. 
Für  „Taxen“  (bei  Gnaden-  , Dienstverleihungen . Privilegien  u.  a.  m.)  gilt  noch  der 
betreffende  Abschnitt  im  Gesetz  vom  27.  Januar  1840.  „Militärtaxe"  (Wehrgeld! 
nach  Gesetz  vom  13.  Juni  1880.  Seit  1868  steht  Ungarn  auch  auf  diesem  Gebiete 
wieder  selbständig  da.  Vgl.  Stein.  Fin.  5.  A.  II.  1.  269  und  II,  2,  223.  0 Hübner. 
Berichte  des  statistischen  Central-Archivs  Leipzig  1860,  Nr.  6,  S.  73  ff.;  v.  Czörnig 
Oesterreich’s  Neugestaltung  (Stuttgart  1858!,  S.  143  ff.;  derselbe,  das  öster- 
reichische Budget  II,  173-181;  Dessary,  österreichische  Finanzgesetzkunde  (1855), 
S.  55  und  passim;  Cysar,  Handbuch  des  österreichischen  Gebühren  wesens  (1835). 
Euder  ron  Mallenau,  österreichischer  Wechselstempel , Wien  1876.  Winters- 
perger.  Nachschlagobuch  Uber  den  Stempel-  und  Gebührentarif  (bis  Ende  Mai  1876!. 
Wien  1876.  L.  Geller,  österreichische  Gebühren-  und  Steuergcsetze,  B.  I,  Wien  1882. 
Bionski,  Finanzgesetzkunde  Oesterreichs,  Wien  1880,  II,  151  ff.  Korn,  öster- 
reichische Gebührengesetznovelle,  im  Finanzarchiv  l (1884!,  471  ff.  Eb.  II,  1880, 
r.  Bilinski.  Widmer,  System  der  österreichischen  Gcbührengesetze,  Wien  1889. 

Italien.  Unificirendes  Hauptgesetz  über  die  „tasse  sugli  affari“  vom 
21.  April  1862.  Seitdem  verschiedene  Erhöhungen  der  Tarifsätze  und  Abänderungen 
durch  spätere  Gesetze  Ober  Enregistrement,  Stempel,  Erbschaftssteuer  u.  s w.  S.  Sachs, 
Italic  (Paris  1885),  p.  360  ff.;  v.  Kaufmann,  Finanzarchiv  III.  132;  besonders 
Alessio,  sistema  trihutario  in  Italia,  vol.  II,  Torino  1887,  p.  70  ff;  Ober  Gebühren 
(tasse  diritti!  eb.  p.  674;  auch  Ueberblirk  der  früheren  Gesetzgebung  in  den  Einzel- 
staaten. Reichhaltige  Finanzstatistik  im  Annuario  del  ministero  dolle  finanze;  auch  in 
der  Statistica  finanziaria  (Roma  1877,  p.  26  11'.). 

Belgien.  Die  frühere  französische  Gesetzgebung  mit  Abänderungen  durch 
neuere  Gesetze,  (Acticu-  und  Obligationen-,  Policenstempel  1883).  Erbschaftssteuer 
abweichend. 

Niederlande.  Stempelgesetz  vom  3.  October  1843;  verschiedene  Aende- 
rungen (1869,  1882,  1885'.  Enregistrement  beruht  auf  der  französischen  Gesetz- 
gebung mit  Aenderungen  (1824,  1832.  1862,  1686).  E rbschaftssteuer,  Gesotz  vom 
13.  Mai  1859,  Aenderungen  1869.  1878,  1885.  Vgl.  Sickcnga,  geschicdenis  der 
Sederlandsche  belastingen  etc.,  Utrecht  1883;  darüber  im  Finanzarchiv  I,  379 
van  der  Borght;  derselbe  eb.  III.  289. 

Russland.  Hauptgesetz  Über  Stempel  vom  17.  Februar  1874:  Aenderungen 
darin  1882.  Einführung  der  Erbschaftssteuer  durch  Gesetz  vom  27.  (15.)  Juni  1882. 
Vgl.  Böso  brasoff’s  zweite  Abhandlung  a a.  0.  Walcker,  Selbstverwaltung  S.  290. 
Statistik  in  den  Annuaircs  des  financcs  russcs,  mehrfach  im  Finanzarchiv  (II,  177, 
III,  654).  Ueber  das  Passsystem,  v.  Falck  im  Finanzarchiv  V,  412. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  S.  v.  Hock.  Fin.  der  Vereinigten 
Staaten  S.  279  ff.  (Zeit  der  Bürgerkriegs).  Die  damaligen  Bundesabgaben  meist  wieder 
beseitigt.  Manches  (auch  Erbschaftssteuern!  in  den  Einzelstaaten.  Die  jährlichen 
Reports  of  the  Secretary  of  the  treasury,  mit  Statistik.  — Eigenthümliche  Ausdehnung 
des  Stempelsystems  auf  die  Besteuerung  der  Getränke  und  des  Tabaks. 

Deutsches  Reich.  Wiederholte  Anläufe  zur  Einführung  eines  umfassenderen 
Systems  von  Reichsgebuhren  und  Verkehrssteuern  in  Stempelform  zu 
Gunsten  der  Heichscasse  sind  nur  allmälig  und  nicht  vollständig  gelungen.  Vgl.  die 
bundesiäthlichen  Commissiousbcrathongen  und  Vorschläge  von  1873  in  den  Anlagen 
der  4.  Session  des  Reichstags  1873,  IV,  605  ff.  auszugsweise  in  A.  Wagner,  Reiclis- 
finanzwesen  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reichs.  3.  Jahrgang  1873, 
S.  209.  Dann  besonders  der  Bericht  der  Commission  zur  Erörterung  der  Einführung 
einer  Rcichsstempel-  und  Erbschaftssteuer.  Bundesrathspapiere  Nr.  98  Session  1877/78 
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(gr.  4°,  424  S.),  mit  reichhaltigstem  Material  Uber  die  Gesetzgebung  und  diu  finanziellen 
Erträge  in  den  Einzelstaaten.  weshalb  für  die  letzteren  hier  darauf  ganz  allgemein  za 
verweisen  ist  l)ie  zunächst  geringen  Ergebnisse  der  damaligen  Beratbungeu  zeigen 
die  Schwierigkeiten  der  Finanzordnung  im  Deutschen  Reich.  Ein  Theil  der  Materialien 
in  den  Reichstagsacten,  Beilagen,  Session  ls7b.  Auszüge  in  dem  Aufsatze  von  v.  Scheel 
im  Jahrbuch  des  Deutschen  Reichs  1878,  I Uber  Ersatz  der  Matricular-Beiträge.  Im 
Folgenden  wird  dieser  Bericht  als  bundesräthlicher  Commissions -Bericht  von  1S77 
citirt.  Der  unmittelbare  Erfolg  beschränkte  sich  auf  die  Einführung  des  Reichsspiel- 
kartenstempels. — Erst  im  Jahre  1881  gelang  ein  Reichsgesetz , das  verschiedene 
Reichsstempelabgabcn  von  Wertpapieren  (BOrsenelfecten)  einführte.  Durch  ein  ueues 
Gesetz  von  1885  kam  man  alsdann  zu  einer  eigentlichen  Börseuuinsatzstcuer 
(„Börsensteuer").  S.  darüber  die  Drucksachen  (besonders  1880  N.  96,  1881  N.  59, 
N.  162,  1882  N.  314,  I SM/85  N.  286)  und  die  Verhandlungen  des  Reichstags 
(die  Materialien  zum  Theil  auch  in  Hirt h 's  Annalen,  1877,  1879,  1881,  1885,  1886, 
in  Conrad's  Jahrbüchern  N.  F.  III  u.  XI.  von  Friedberg,  im  Finanzarchiv  vom 
Berichterstatter  des  letzten  Gesetzes  im  Reichstage,  Grimm,  V).  — Die  mehrfach  er- 
folgte Einführung  von  Verwaltungs-  und  sonstigen  Gebühren  oder  Regelung  solcher 
durch  Reichsgesetze  betrifft  nur  gelegentlich  und  nebenbei  die  Roichsfinanzen, 
überwiegend  die  Landeslinanzeu . weil  die  betreffende  Einrichtung  Landes  -,  nicht 
Reichssache  ist  und  die  Erträge  dann  regelmässig  in  die  Einzelstaatscasse  Messen. 
Am  Wichtigsten  war  in  dieser  Hinsicht  das  Roiehsgesetz  Uber  die  Gerichtskosten. 
Eine  ücbersicht  dor  reichsgesetzlich  geregelten  Gebühren  in  Schall’«  Aufsatz  im 
Schönbcrg'schen  Handbuch.  2.  A.  III,  117. 

Eigentliche  Reichsabgaben  (meist  und  mehrfach  ausschliesslich  Steuern, 
vornemlich  Verkehrssteuern,  nicht  Gebühren'!  sind:  Der  Wechselstempel,  Gesetz 
vom  10.  Juni  1869  (Abänderung  durch  Gesetz  vom  4.  Juni  1879).  — Die  (einmalige) 
Stempelabgabe  von  fremden  Primien-(Loos-)papieren  durch  Gesetz  vom 
8.  Juni  1871  (hier  „Gebühr“  genannt).  — Der  Spielkartenstempel,  Gesetz  vom 
S.  Juli  1878.  — Die  Stempelabgabe  von  Actien,  Renten,  Schuldver- 
schreibungen, Lo tterie  1 oosen , Schlussnoteu  und  Rechnungen,  Gesetz 
vom  1.  Juli  1881,  abgeändert  durch  Gesetz  vom  29.  Mai  1885  Uber  Stempelabgaben 
von  Kauf-  und  sonstigen  Anschaffungsgeschäften,  welche  Abgaben  an  Stelle 
der  früheren  für  Schlussnoten  uud  Rechnungen  traten  („Börsensteuergesetz*').  — Die 
„statistische  Gebühr"  für  den  Waarenverkehr  mit  dem  Auslande  (Abgaben  für 
handelsstatistische  Zwecke),  Gesetz  vom  20.  Juli  1879).  — Die  Patentabgaben 
(Gebühren  mit  Steuerelementen),  nach  dem  Patentgosetz  vom  25.  Mai  1877.  — Von 
den  durch  Reichsgesetze  geregelten  „Rechts-  und  VerwaltungsgebUhren"  kommen 
ausserdem  für  die  Reichscasse  in  Betracht  die  Consulatsgebuhren,  Gesetz  vom 
10.  Juli  1872,  die  Geldstrafen  in  der  Oonsulargerichtsbarkeit,  Gesetz  vom  10.  Juli  1879 
8-  40.  die  Gerichtskosten  oder  Gebühren  beim  Roichsgericht  nach  dem  Gerichts- 
kostengesetz vom  18.  Juni  1878,  mit  Novelle  vom  29.  Juni  1881.  An  anderen  reichs- 
gesetzlich geregelten  Gebühren  hat  die  Reichscasse  mitunter  auch  Antheil.  nuuilich 
wo  Reichsbehördcn  (z.  B.  die  Normaleichungscommission)  in  der  betreffenden  Thätigkcit 
fungireu  (thatsächlich  nur  ganz  kleine  Einnahmen).  Unter  den  Comtnentaren  dor 
Reichsstempelgesetze  ist  z.  B.  der  von  Gaupp,  Krökel,  Höinghaus  zu  nennen. 

Preussen.  Hier,  wie  in  den  anderen  deutschen  Einzelstaaten,  hat  die  Pnrticuiar- 
gesetzgebung  Uber  Stempel  und  dgl„  Uber  Gerichtskosteu  und  einzelne  Gebtthrenzweige 
der  Verwaltung  durch  die  erwähnten  Reichsgesetzc  die  entsprechenden  Abänderungen 
erfahren.  Geltendes  Hauptgesetz  Uber  die  sogenannte  „Stempelsteuer“  ist  immer 
noch  das  vom  7.  März  1822.  Gesetz  vom  2.  September  1862  über  Gebrauch  von 
Stempelmarken.  Mehrfache  Veränderungen  im  Tarif  schon  vor  1848  durch  königliche 
Cabinotsordres.  Die  Erbschaftssteuer  ist  vom  Stempelwesen  getrennt  und  als  selb- 
ständige Steuer  besonders  geregelt  durch  Gesetz  vom  30.  Mai  1873.  — In  den  neueu 
1866  erworbenen  Landestheilen  ist  die  Stempelgesetzgebung  durch  Verordnungen  vom 
19.  Juli  1867  für  Hannover,  Churhessen,  Nassau,  uud  andere  Verordnungen  (so  vom 
7.  August  1867  für  Schleswig- Holstein),  dann  durch  Gesetz  vom  ö.  März  1868  und 
24.  Februar  1869  möglichst  mit  der  altprcussischen  in  Uebcreinstimmung  gebracht: 
eine  Art  Oodification  des  betreffenden  Rechts,  wie  letzteres  durch  die  erfolgten 
mancherlei  Aeuderungen  des  Gesetzes  von  1822  geworden  war.  Der  Stand  des  Stempel- 
tarifs  um  1867  ergiebt  sich  daher  aus  dem  der  Verordnung  vom  19.  Juli  1867 
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beigefügten  Tarif.  Für  Frankfurt  a.  M.  gilt  auch  ein  besonderes  prcussisches  Gesetz 
vom  27.  Juni  1875,  für  Hobcnzollern  das  Gesetz  vom  22.  Juni  1875.  ln  der  günstigen 
Finanzlage  nach  dem  französischen  Kriege  sind  einige  Stempelabgaben  aufgehoben 
worden,  so  für  Gesindebücher  (Gesetz  vom  21.  Februar  1872).  für  eine  Anzahl  ver- 
schiedener Fälle  durch  Gesetz  vom  26.  März  1873  (u.  A.  für  Fälle  wie  Gesuche,  Be- 
scheide. Geburts-.  Tauf-,  Aufgebots-,  Ehe-,  Trau-,- Todten-,  Buerdigungsscheine,  wo 
der  Stempel  den  Character  einer  Gebühr  gehabt  hatte).  Neues  Gesetz  über  Stempel- 
steuer für  Kauf-  und  Lieferungsvertrftge  u.  $.  w.  vom  6.  Juni  1884,  für  Pacht-  und 
Mietverträge  und  einzelnes  Andere  vom  19.  Mai  1889.  Die  Bestimmungen  Uber 
die  anzufertigenden  und  zu  verkaufenden  Stempelsortcu  überlässt  das  Gesetz  vom 
18.  Februar  1877  dem  Finanzminister  zu  treffen.  — Die  Neugestaltung  wichtiger 
Privatrechtsverhältnisse  hat  in  neuerer  Zeit  auch  zu  Umänderungen  im  Stempel-  und 
Gebuhrenwesen  auf  den  betreffenden  Specialgcbicten  geführt.  S.  besonders  den  Kosten- 
tarif für  Grundbuchsachen,  die  der  Grundbuchordnung  vom  5.  Mai  1872  bei- 
gefügt ist.  nebst  dem  Gesetz  vom  5.  Mai  1872  betreffend  die  Stempelabgaben  von 
gewissen  beim  Grundbuchamt  anzubringenden  Anträgen.  Ferner  das  Gesetz  betreffend 
Kasten.  Stempel  und  Gebühren  in  Vormundschaftssachen  vom  21  Juli  1875.  — 
Das  Gerichtskostenwesen  beruhte  sonst  bis  zur  Rcichsgesetzgebung  für  den 
grössten  Theil  des  Staats  (excl.  llohenzollern  und  Cölner  Appellations-Gerichts- Bezirk) 
auf  dem  allgemeinen  Gesetz  vom  10.  Mai  1851  (nebst  Tarif)  und  den  dies  Gesetz 
abändernden  Gesetzen  vom  3.  Mai  1853  und  vom  9.  Mai  1851.  Ausführungsgcsctz 
für  das  Keichsgesetz  Uber  Gerichtskosten  vom  10.  März  1879  (auch  Gesetz  vom 
31.  März  1882,  18.  Juli  1883,  letzteres  betreffend  Gerichtskosteu  bei  Zwangsver- 
steigerungen). S.  im  Allgemeinen  v.  Rönne’s  preussisclies  Staatsrecht,  die  Schriften 
über  neueres  preussisches  Verwaltungsrcclit  (Grotefend  u.  a.  m.).  Ein  umfassender 
Commentar,  bis  auf  die  Gegenwart,  ist  Hoyer-Gaupp,  die  preussische  Slempel- 
gesetzgebung  in  den  alten  und  neuen  Landestheilcn,  4.  Auf!.,  Berlin  und  Leipzig  1887. 
Karzer  Labus.  4.  Aufi.  1889,  Stempelgesetz.  Bibliographie  der  Literatur  bei  Kletke 
a.  a.  0.,  3.  A.  S.  299  fl. 

Für  die  Gesetzgebung  der  übrigen  Staaten  des  Deutschen  Reichs  s.  besonders 
den  bundesräthlichen  Gommissionsbericht  von  1877,  mit  der  tabellarischen  Uebersicht 
der  geltenden  Bestimmungen  Uber  Stempel  u.  s.  w.  Auch  liirth's  Annalen  1879. 

Baiern.  Bis  1879  bestand  eine  verschiedene,  auf  einer  Reihe  älterer  Bestim- 
mungen beruhende  Gesetzgebung  im  rechtsrheinischen  Baiern  und  in  der  Pfalz,  in 
letzterer  wesentlich  noch  die  französische  Gesetzgebung  über  Stempel  und  Registrirnng. 
In  Anlass  und  zum  Theil  in  Anschluss  au  das  Reichsgesetz  Uber  Gerichtskosteu  wurde 
die  bäuerische  Gesetzgebung  dann  codificirt  und  umgeändert  durch  das  Hauptgesetz 
über  Gebühren  vom  18.  August  1879,  in  dem  eigentliche  Gebühren,  Gerichts- 
kosten. Verkehrssteuern,  Taxen  zusammengefasst  sind  und  die  Erhebung  thcils  in 
Stempelform,  tlieils  direct  haar  nach  Verrechnung  erfolgt  Als  Form  der  Gebühren- 
erhebung besteht  der  Stempel  hiernach  nicht  mehr.  Einige  Abänderungen  des  neuen 
Gesetzes  durch  dasjenige  vom  24.  Mai  1886.  S.  die  Uebersicht  der  älteren  und  die 
eingehende  Darstellung  der  geltenden  Gesetzgebung  in  J.  Hock,  Handbuch  der  gc- 
sammten  Finanzverwaltung  Baierns  (als  3.  Aufl.  des  Werks  von  Stockar  von  Neuforn). 
II.  322,  Nachträge  IV,  171.  Commentar  Uber  das  Gesetz  vou  1874  (in  Verbindung 
mit  dem  Reichsgesetz  Uber  Gerichtskosten)  von  v.  Stengel,  auch  von  Pfaff  (incl. 
Novelle  von  1881).  — Für  die  Erbschaftssteuern  gilt  jetzt  das  neue  besondere 
Gesetz  vom  18.  August  1879  (Hock  II,  300). 

Sachsen  hat  durch  zwei  Gesetze  vom  13.  November  1876  den  Urkunden- 
stempei  und  die  Erbschaftssteuer  neu  geregelt. 

Württemberg  hat  ein  neues  allgemeines  Sporteigeset/,  vom  24.  März  1S8I 
(an  Stelle  eines  älteren  von  1828),  ein  neues  besonderes  Gesetz  über  Erbschafts- 
und  Schenkungssteuer  von  demselben  Datum,  ausserdem  aber  noch  unter  dem 
Namen  Liegenschafts-Accise  eine  Abgabo  von  Veräusserungen  von  Immobilien  u dgl. 
nach  Gesetz  vom  18.  Juli  1824.  S.  Riecke,  Verfassung  u.  s.  w.  Württembergs,  S.  202. 
204.  mit  historischem  Rückblick.  Commentar  Uber  das  Sportelgesetz  von  Zeyer  und 
Schicker,  1881. 

Baden.  Gesetz  über  die  Gebühren  für  die  Geschäfte  der  Rcchtspolizeiverwal- 
tuug  vom  20.  August  1864  und  21.  Juni  1874,  Gesetz  Uber  Stempel.  Sporteln,  Taxen 
in  Uirilstaatsrerwaltungs-  und  Polizeisachen  vom  29.  Juli  1864  und  21.  Juni  1874. 
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Gesetz  vom  22.  Februar  187fl  über  Einführung  des  Reichsgerichtskostongesetzes.  Eine 
besondere  „Erbschafts-  und  Schcnkungsaccise“  und  eine  „Liegenscbaft>acciso“  beruht 
im  Ganzen  noch  auf  der  Accisordnung  vom  4.  Januar  1812,  mit  Abänderungen.  Vgl. 
v.  Phillipovich.  badischer  Staatshaushalt  (1889),  S.  14,  25,  38,  135,  und  das  Buch 
„die  Sportelgesetzgebung  Badens-1,  Karlsruhe  1881. 

Hessen.  EinfUhrungsgesetz  vom  30.  August  1879  zum  Reichsgesetz  über  Ge- 
richtskosten, Stempel-  und  Taxordnung  vom  27.  August  1822  und  Gesetz  vom  17.  März 
1880.  — Erbschaftssteuer,  Gesetz  vom  30.  August  1884.  KUchler,  Verwaltungs- 
gesetzgebung  Hessens,  Darmstadt  1885,  II,  881  ff. 

Auch  in  den  kleineren  deutschen  Staaten  regelmässig  eigene  Stempel-  u.  dgl. 
Gesetze.  Für  Hamburg  u.  A.  Stempelgesctz  vom  5.  Mai  1876.  Vgl.  dafür  die  Ueber- 
sichten  in  dem  bundesräthlichen  Bericht  von  1877:  in  Hirth’s  Annalen  1879,  S.  962. 

Die  Verschiedenheit  der  bezüglichen  deutschen  Gesetze  und  Abgabentarife 
ist  auch  jetzt,  nach  Einführung  des  Roichsgerichtskostengesetzes , auf  den  Gebieten, 
wo  die  Reichsgesetzgebung  nicht  regelnd  eingegriffen  hat,  recht  gross,  der  „Ein- 
heit des  Verkchrsgebiets"  nicht  entsprechend.  So  im  allgemeinen,  Gebühren  wie 
auch  Steuern  enthaltenden  Stcmpclwosen,  in  den  Abgaben  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit. bei  den  Besitzwochseiabgaben  u.  s.  w.  Das  Roichsgesetz  von  1878  be- 
trifft nur  die  Kosten  für  solche  Rechtssachen  der  ordentlichen  Gerichte,  auf  welche 
sich  die  Civilprocessordnung,  die  Strafprozessordnung  und  die  Concursordnung  bezieht. 
Eine  Characterisirung  der  Verschiedenheiten  der  deutschen  Gebuhrcngcsetze  ist 
schwierig.  Einen  immerhin  beachtenswerthen  Versuch  dazu  in  aller  Kürze  macht 
Schall,  im  Handbuch  III,  118.  doch  bleiben  Bedenken  dagegen  bestehen.  In  der 
fiscalischen  Ausbildung  — und  freilich  auch  in  der  Belästigung  — ist  auf  diesem 
Gebiete  das  Ausland,  besonders  Frankreich,  auch  Italien,  Oesterreich  lange  nicht 
erreicht. 

Im  Folgenden  sollen  die  angeführten  Daten  nur  Beispiele  liefern.  Sie  sind 
überwiegend  aus  der  deutschen,  besonders  der  prcussischcn  Gesetzgebung  gewählt 
worden.  Vgl.  dazu  dio  Daten  bei  Schall.  Für  einzelne  ältere  Notizen  die  Noten 
in  Rau’s  Abschnitt  über  Gebühren,  besonders  § 231 — 236  Alles,  was  von  Abgaben 
in  Stempelform  und  sogenannten  Rechtsgebuhren  überwiegend  oder  ausschliesslich 
den  Character  eigentlicher  Steuer  (Vorkehrssteuer)  hat,  gehört  erst  in  die 
specielle  Steuerlehre:  ein  Gesichtspunct,  der  auch  für  die  Angabe  von  Daten  im 
Folgenden  der  leitende  war. 

Finanzstatistisch  lassen  sich  im  Stempel  und  in  verwandten  Abgaben 
(Registerwesen)  die  Gebühren  von  den  Steuern  nur  in  einigen  Fällen,  nicht  allgemein 
scheiden.  Theils  deswegen,  tbeils  weil  das  Steuerelement  wichtiger  als  das  Gebührcri- 
clement  in  diesen  Abgaben  ist,  werden  statistische  Daten  in  die  specielle  Steuerlehrc 
verschoben.  S.  über  England  Fin.  III,  260  ff..  Uber  Frankreich  eb.  §.  22t  und 
§.  234.  Ucber  Deutschland  werthvollcs  Material  im  bundesräthlichen  Commissions- 
bericht von  1877:  daraus  Daten  in  der  1.  Auff.  S.  33.  Daselbst  S.  31 — 32  auch 
einige  statistische  Vergleichungen  Uber  Stempel.  Gerichtskosten,  Registerabgaben  u.  s.  w. 
in  verschiedenen  Staaten,  welche  indessen  auch  richtiger  in  die  Steuerlehre  und  zwar 
in  die  specielle  gehören. 

§.  32.  Einleitung.  Das  System  der  Gebühren,  mithin 
die  genauere  Classification  der  beiden  Hauptalten  der 
Gebühren,  der  Rechts-  und  Vervvaltungs-  und  der  Cultnr- 
und  VVohlfahrtsgebühren,  wird  gerade  vom  fi  n an  * wis- 
senschaftlichen Standpuncte  aus  rationeller  Weise  zunächst 
durch  die  Art  der  gebührenpflichtigen  Leistungen,  bez. 
die  Art  der  Thätigkeitcn  der  Verwaltung  bestimmt.  Denn 
diese  Art  der  Leistung,  welche  der  Einzelne  in  Anspruch  nimmt 
oder  nöthig  macht,  bedingt  die  principielle  Rechtfertigung  der  Ge- 
bühr und  zugleich  mit  den  Maassstab  für  die  ungefähre  Höhe  der 
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letzteren.  Man  erhält  so  ein  sachliches  (materielles)  System 
der  Gebühren. 

Von  demselben  kann  man  in  doppelter  Weise  ein  formales 
nnterscheiden:  einmal  nach  dem  System  der  Verwaltung, 
nnter  Zugrundelegung  der  in  den  modernen  Staaten  doch  in  der 
Hauptsache  übereinstimmenden  Verwaltungsorganisatiou;  sodann 
nach  der  Erhebungsform  der  Gebühren.  Letzteres  wird  unten 
in  Hauptabschnitt  2,  Abschnitt  2 (§.  70—73)  dargestellt  werden. 
Das  sachliche  System  kann  mit  dem  formalen  nach  dem  System 
der  Verwaltung  einigermaassen  combinirt  werden,  wie  cs  in  Fol- 
gendem geschieht.  In  der  Finanzwissenschaft  knüpft  sich  aber, 
anders  als  in  der  Verwaltungslehre  und  als  in  der  Darstellung  des 
GebUhrenwesens  eines  einzelnen  Landes,  das  Hauptinteresse  an  die 
Unterscheidung  nach  der  Art  der  Leistung,  daher  an  das  sachliche 
Gebührensystem,  weil  dies  mehr  in  das  innere  Wesen  der  Gebühren 
und  in  ihre  Begründung  Einblick  gewährt. 

Neben  dem  Gebühren  wesen  des  Staats  ist  auch  dasjenige 
der  Selbstverwaltungskörper,  daher  besonders  der  Ge- 
meinden, zu  unterscheiden. 

Das  Gebuhrenwesen  des  Staats  ist  gewöhnlich  viel  ausgedehnter  und  Rechts-  und 
Verwaltongsgebühren  kommen  in  moderner  Zeit  meistens  nur  bei  ihm  oder  nur  im 
deleeirteu  Wiikungskreiso  bei  einem  dieser  KOrper  vor.  Cultur-  und  W ohlfuhrts- 
rebühren  für  Provinzial-,  Kreis-  und  Gemeindeeinrichtungen  sind  dagegen  zahlreich 
und  ebenfalls  finanziell  wichtig.  Sic  verlangen  jedoch  nur  ausnahinsacise  eine  be- 
sondere Betrachtung,  da  diese  Einrichtungen  und  Gebühren  mit  den  gleichen  oder 
ibnlichca  des  Staats  oft  ganz  uberuinstimmen  Eine  Ausnahme  bilden  z.  B.  einige 
Ausfallen  für  locale  Gemeiubedürfnisse  materieller  Art  (§.  K5).  lu  der  folgenden 
Darsteliuug  des  Gebuhrensystems  wird  auf  die  Gebühren  jener  Verbünde  und  der 
Gemeinden  nur  soweit  nflthig  mit  Rücksicht  genommen 

Die  sogenannten  „Beiträge“  werden  unten  anhangsweise 
mit  besprochen  werden  (§.  74).  Ihre  principielle  Zugehörigkeit  zu 
den  „Gebühren“  wurde  oben  begründet  (§.  17  Nr  3).  Sie  kommen 
besonders  im  Gemeinde-  und  iu  anderen  Haushalten  von  Selbstver- 
waltungskiirpern  vor. 

Die  folgende  Darstellung  beschränkt  sich  absichtlich,  nach  dem 
dargelegten  Charaeter  des  Gegenstands,  hier  in  der  Finanzwissen- 
schaft im  Ganzen  auf  eine  lieber  sicht  der  K ategorieen,  wo- 
bei bloss  einige  finanzwissensehaftliche  Bemerkungen  und  einzelne 
Daten  als  Beispiele  eingeschaltet  werden.  Nur  einige  Gebühren  der 
volkswirtschaftlichen  Verwaltung  weiden  etwas  näher  be- 
handelt, weil  der  Gegenstand  diesem  Werke  auch  sonst  angehört. 

Vgl.  besonders  Stein  5.  A.  II.  2.  270,  275  ff.,  Schall,  Handbuch  III,  120  ff., 
120  ff.,  Umpfeubach  §.  50  ff.,  jeder  mit  etwas  verschiedener  Systcmisirung,  Schall, 
ähnlich  wie  ich  in  der  1.  Auflage,  soweit  seine  Ausschliessung  der  wirtschaftlichen 
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u.  a.  w.  Gebühren  dies  gestattet.  Seine  Bemerkung  S.  12 i Note,  dass  ich  Wieder- 
holungen in  meinem  Gebührensystcm  (so  1.  Aull.,  S.  40  und  110,  41  und  107)  nicht 
vermiede,  ist  richtig.  Aber  sie  waren  — und  sind  jetzt  noch  — bedingt  durch  meine 
Classification  der  Gebühren  und  durch  die  beiden  verschiedenen  Standpuncte  der  Be- 
trachtung. In  dieser  2.  Auflage  habe  ich  in  der  Systcmisirung  und  Reihenfolge 
Aendcrungen  vorgenommen,  zum  Theil  in  Folge  der  Anregungen  durch  Schall,  dem 
ich  mich  aber  doch  nicht  vollständig  anschiiesse. 

§.33.  Eintheilung  der  Rechts-  und  Verwaltungs - 
gebühren.  Die  Haupteintheilung  nach  der  Art  der  Leistung  und 
zugleich  nach  dem,  wenigstens  im  modernen  Staate  erreichten,  der 
Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung  entsprechenden  System  der 
Verwaltung,  ist  diejenige  in: 

I.  „ Verwa  1 1 un  gsgeb  lt  hre  n“  im  eigentlichen  oder 
engeren  Sinne  und 

II.  in  „Gebühren  der  Rechtspflege“  oder,  allgemein 
genannt,  in  Gerichtsgebühren  (Justiz  geh  Uhren,  Gerichts- 
kosten, allenfalls  auch  „Rechtsgebühren“  im  eigentlichen 
oder  engeren  Sinne). 

Wie  Gerichte  und  Rechtspflege  in  einem  wcitercu  Sinne  doch  auch  zur 
„Verwaltung"  gehören,  so  die  Gerichtsgebühren  auch  zu  den  „Rechts-  und  Ver- 
waltungsgebühren  im  Allgemeinen“.  Bei  der.  sowohl  als  „Gebühr“  wie  als  „Steuer“ 
besonders  wichtigen  Ahgabengruppe  der  „Gebühren“  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
bei  Registcrabgabcn  u.  dgl.  m.  handelt  es  sich  principiell  und  Öfters  auch  factisch 
übrigens  gar  nicht  um  Thätigkeiten  der  eigentlichen  Rechtspflege  und  der  ordentlichen 
Gerichte,  sondern  um  Verwaltungsacte  von  Behörden,  welche  sich  gewissen 
Rechtsgeschäften  (z.  B.  der  Verpfändung  von  Grundstücken,  dem  Verkauf  von  solchen) 
auschliessen : Acte,  welche  daher  auch  nicht  nothwendig  gerade  „Gerichten“  über- 
tragen a-erden  müssen  und  auch  nicht  immer  diesen  übertragen  werden  (.französische 
Rcgistrirungsämteri.  Die  bezüglichen  Abgaben  oder  Gebühren  werden  indessen  hier 
mit  zu  den  Gerichtsgebübren  gestellt.  Man  sicht  aus  dem  Beispiel  nur.  dass  man  es 
auch  hier  mit  fliessenden  Unterschieden,  mit  „historischen“  Begriffen  und  Ein- 
theilungen  zu  thun  hat,  welche  sich  an  die  Auffassung  der  Function  und  der  Scheidung 
von  Justiz  und  Verwaltung  ankuunfcn  und  damit  sich  ändern.  Vor  letzterer  Scheidung, 
also  vielfach  in  älterer  Zeit,  würde  selbst  die  liier  vorgenommene  Haupteintheilung 
gegenüber  den  Verhältnissen  der  Organisation  und  Function  der  Aemter  und  Behörden 
nur  bedingt  zulässig  sein.  Jetzt  ist  sic  im  Ganzen  modernen  Einrichtungen  wie  An- 
schauungen angemessen. 

I.  Die  Verwaltungsgebühren  im  engern  Sinne  kann  man 

A.  nach  der  Art  der  Leistung  der  Behörde  oder  des  Be- 
amten, als  der  Organe  des  öffentlichen  Körpers,  daher  nach  einem 
sachlichen  Princip;  ferner 

B.  nach  der  Eintheilung  der  grossen  Dienstzweige, 
zn  welchem  das  betreffende  Verwaltungsorgan  gehört  („ressortirt“), 
daher  nach  einem  formalen  Gesiehlspnncte  eintheilen. 

A.  In  ersterer  Hinsicht  lassen  sich  etwa  sechs  Classen  von 
„gebührenpflichtigen  Fällen“  passend  unterscheiden.  Im  Einzelnen 
kann  die  Rubricirung  eines  Falles  dabei  indessen  zweifelhaft,  auch 
wohl  gleichzeitig  unter  mehrere  Rubriken  statthaft  sein. 
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1.  Allgemeine  Thätigkeit  oder  Mitwirkung  einer 
eigentlichen  Verwaltungsbehörde  in  solchen  zu  ihrer 
Competenz  gehörenden  beliebigen  allgemeinen  oder  bestimmten  ein- 
zelnen Angelegenheiten,  welche  einen  Einzelnen  betreffen  (§.  34). 

So  namentlich,  wenn  letzterer  diese  Thätigkeit  selbst  in  Anspruch  nimmt,  wie 
bei  Eingaben  in  Priratsachen  an  Behörden  und  bei  Bescheiden  au  ihn.  Weiter 
gehören  hierher  auch  verschiedene  Katcgorieen  von  Fällen  der  Gebühreu  im  Gebiete 
der  Finanz-,  besonders  der  Steuerverwaltung  und  der  unter  N.  3 genannten  Ge- 
bühren , welche  sich  indessen  als  besondere  Gruppe  auffassen  lassen , wie  man  auch 
umgekehrt  Gebühren  dieser  ersten  mit  in  die  dritte  Classe  cinreihen  kann. 

2.  Mitwirkung  einer  Behörde  in  Angelegenheiten  des 
persönlichen  Lebens  des  Einzelnen  (§.  35). 

3.  Function  von  Behörden  in  Beglaubigungsangelegen- 
heiten (§.  36). 

4.  Behördliche  Gewährung  von  besonderen  Hechten 
an  Einzelne  oder  von  Exemtionen  in  Bezug  auf  allgemeine 
Rechtssätze  und  auf  daraus  hervorgehende  Verpflichtungen 
zu  Gunsten  Einzelner.  Eine  Kategorie  gebührenpflichtiger  Fälle 
voruemlich,  doch  nicht  allein,  in  Angelegenheiten  des  wirt- 
schaftlichen oder  Erwerbslebens  des  Einzelnen  (§.  37). 

5.  Ertbeilung  von  Ehren  und  Würden  (§.  38). 

6.  Verwahrung  von  Sträflingen  (Ersatzleistungen  letz- 
terer, „Sträflingsgebuhren“)  (§.  38). 

B.  Nach  den  Dienstzweigen  der  Verwaltung  kann  mau 
gemäss  der  im  modernen  Staate  üblichen  und,  von  kleineren  Ver- 
schiedenheiten der  Ressortbegrenzung  abgesehen,  im  Ganzen  doch 
in  unseren  Ländern  übereinstimmenden  Verwaltungsorganisation 
unterscheiden:  Gebühren  der  eigentlichen  inneren  Verwal- 
tung (einschliesslich  der  Polizei),  der  Verwaltung  des  Aeus se- 
ren, des  Kriegswesens  (Heerwesens),  der  Finanzen,  sowie 
etwaige  eigentliche  Verwaltungsgebühren  (im  Unterschied  von  wirk- 
lichen Gerichts-  oder  Rechtspflegegebühren)  der  Justiz. 

Die  Gebülircnarten  des  erstou , sachlicheu  Systems  kehren  in  dem  zweiten , for- 
malen System  wieder.  Die  meisten  gebührenpflichtigen  Fällo  des  Schemas  unter  I 
gehören  („ressortiren“)  zur  Inneren  Verwaltung,  aber  einzelne  kommen  auch'bei 
den  anderen  Dienstzweigen  vor.  Wie  schon  bemerkt  wurde,  erscheint  das  sachliche 
Uebtthrensystem  in  der  Finauzwissenschaft  wichtiger  als  das  formale.  Damit  soll 
indessen  letzteres  auch  hier  nicht  als  unrichtig  bezeichnet  werden.  Die  Autoren  be- 
handeln den  Gegenstand  verschieden.  Stein  legt  seiner  Darstellung  das  formale, 
Schall,  wie  ich,  das  sachliche  System  zu  Grunde.  Begründen  lässt  sich  Beides. 
Einigermaassen  hängt  die  Wahl  des  Vorgehens  auch  mit  der  allgemeinen  Auffassung 
der  Kiuauzwissenschaft  zusammen.  Betrachtet  man  letztere  zunächst  als  Thoil  der 
Politischen  Oekonomie,  so  möchte,  vollends  vom  Staudpuucte  der  neueren  Gemein-  und 
Staatswirthschaftslehre  aus,  das  sachliche  Gebtlhrensystem  eine  Consei[uenz  dieser 
Auffassung  sein.  Anders,  wenn  man,  wie  Stein,  überhaupt  die  Fiiianzwissenschaft 
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überall  gern  zuerst  als  Staatswissenschaft  im  engeren  Sinne  behandelt.  Bei  Stein 
hat  das  freilich  zur  Folge,  dass  die  sachliche,  die  Art  der  gebührenpflichtigen 
Leistung  zu  Grunde  legende  Classification  und  die  demgemässc  finanzwissen- 
schaftliche  Bcurtheilung  der  einzelnen  Kategorieen  der  Fälle,  was  die  Berechtigung 
der  Gebühr  überhaupt  und  der  Höhe  der  Gebühr  betrifft,  wie  vielfach  in  seiner  Finanz- 
wissenschaft. zu  sehr  hinter  dem  Formalismus  der  Kategorieen  der  Verwaltung  zurück- 
tritt.  Mit  der  sachlichen,  als  der  roranzn stellenden  lässt  sich  übrigens  auch  die 
Classification  nach  Dienstzweigen  der  Verwaltung  combiniren.  Die  letztere  ganz  allein, 
wie  bei  Stein,  reicht  auch  nicht  aus,  weil  gewisse  Gebühreu,  z.  B.  die  Verwaltungs- 
Stempel  bei  Eingaben  und  Bescheiden,  allen  Dienstzweigen  gemeinsam  sind. 

Es  ist  eine  Consequenz  der  hier  aus  den  oben  tj.  25  ff.  dargelegten  Gründen 
feBtgehaltenen  Scheidung  des  Gebührenweseus  in  die  beiden  Hauptclassen  der 
„Rechts-  und  Verwaltungsgebühren"  und  der  „Gebühren  auf  dem  Gebiete  des  „Cultur- 
und  Wohlfährtszwecks",  dass  in  dem  Schema  unter  I,  daher  dann  auch  bei  den 
„Gebühren  der  inneren  Verwaltung“  die  letztere  Classe  und  darunter  die  wichtigen 
Gebühren  des  Unterrichts-  und  Bildungsweseus  und  des  Verkehrswesens  ausgeschlossen 
werden.  Schall  behandelt  sie  gemäss  seinem  engeren  Gebuhrenbegriff  überhaupt 
nicht.  Stein  zieht  sie  theils  hier,  und  zwar  bei  den  Gebühren  der  Inneren  Ver- 
waltung, theiis  bei  seinen  Regalien  hiuein,  folgerichtig  nach  seinem  Slamlpuncte.  Bei 
Zugrundelegung  des  Verwaltungssystems  könnte  mau  nur  noch  genauer  nach  der  heute 
üblichen  Organisation  der  Dienstzweige  (Ministerien)  die  „Cultur-  und  Wohlfahrts- 
gebuhren“ in  diejenigen  der  inneren,  der  volkswirtschaftlichen  und  der  Bildungs- 
Verwaltung  trennen,  die  volkswirthschaftlichen  eventuell  noch  weiter  nach  Ministerial- 
ressorts. 

Schall  a.  a.  0.  bildet  unter  den  „Verwaltungsgebuhren“  zunächst  drei  Classcn: 
..allgemeine“,  für  die  Mitwirkung  von  Behörden  in  Angelegenheiten  des  individuellen 
Lebens  Einzelner,  ferner  Gebühren  für  die  Ertheilung,  Einräumung,  Verwilligung  be- 
sonderer Rechte,  schliesslich  Gebühren  für  die  Exemtion  von  allgemeinen  Verpflich- 
tungen. Letztere  beiden  Classen  fasse  ich  unter  A.  4 zusammen.  Seine  erste  Classe 
zerlegt  Schall  in  Gebühren  in  Angelegenheiten  des  persönlichen  und  des  Erwerbs- 
lebens. Die  ersteren  entsprechen  meiner  Classe  A.  2 ; die  letzteren  theilt  Schall  weiter 
in  sechs  Unterarten:  Gebühren  für  Bestellung  und  Bestätigung,  für  Befähigungsatteste, 
für  Conccssionen,  lür  Erlaubnisse,  Legitimationen,  Cognitionen,  für  Aufsicht  und  Be- 
glaubigung. endlich  für  sonstige  Verwaltuugshandlungen.  Ich  dachte  anfangs,  mich, 
in  Abweichung  von  der  erstell  Auflage,  einfach  dieser  Schall'schen  Classification 
an/uschliessen , bin  aber  dann  doch  nur  zu  obigem  Schema  gelangt.  Bei  der  Durch- 
führung ergeben  sich  auch  für  Schall  Schwierigkeiten,  so  bei  der  sechsten  Unterart, 
den  Gebühren  „für  sonstige  Amtshandlungen“.  Seine  Unterarten  reihe  ich  in  meinem 
Schema  unter  A.  1,  3 und  4 ein.  Unter  die  „Gebühren  für  Ertheilung  besonderer 
Rechte“  stellen  wir  beide  Verschiedenes;  Schall  z.  B.  dahin  auch  die  Taxen  für 
Ehren  und  Wurden.  — Natürlich,  dass  sich  die  Verschiedenheit  der  Classification 
vollends  der  weiteren  Uutereintheilung  einer  Classe  eben  nach  verschiedenen  Gosichts- 
punnen  und  Auffassungen  begründen  lässt.  Subjective  Ansichten  sind  dabei  nicht 
wohl  ganz  auszuschliessen.  Die  Sache  ist  auch  zum  Theil  eine  blosse  Zwcckmässig- 
keitsfrage. 

S.  sonst  auch  Neumann.  „Steuer“  pissim,  u.  a.  S.  548  ff.  und  in  Scbmoller’s 
Jahrbuch  1882,  S.  965  ff.  Er  scheidet  die  „Amtsgebühren“  in  drei  Kategorieen. 
Entgelte  für  die  besondere  Beanspruchung  von  iConsulats-,  Gerichts-,  Polizei-  u.  s.  w.) 
Behörden,  von  öffentlichen  Anstalten  (z.  B.  für  Besuch  von  Museen)  und  Ge- 
bühren anderer  Art,  besonders  von  Dispensationen  von  Vorschriften  oder  für 
Bewilligung  besonderer  Kochte.  Er  zieht  aber  schliesslich  eine  andere  Gliederung, 
nach  dem  Character  der  bezüglichen  Hoheilsrechto  vor  („Steuer"  S.  519 — 551),  wobei 
er  zum  Theil  auf  ein  formales  System  nach  Dienstzweigen  hinauskommt. 

II.  Die  Gebühren  der  Rechtspflege  oder  die  Gerichts- 
(bez.  Justiz-)  Gebühren  („Rechtsgebühren“). 

Bei  ihnen  empfiehlt  sich  die  sachliche  Scheidung  in  die  drei 
oder  vier  Kategorieen 
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A.  Gebühren  der  streitigen  Civil-Gerichtsbarkeit, 

B.  der  Strafgerichtsbarkeit, 

C.  der  sogenannten  „freiwilligen“  Rechtspflege.  Zu  letz- 
teren können  wohl  auch  die  Registergebühren,  namentlich  soweit 
sie  wirklieh  „Gebühren“-Character  haben,  gestellt  werden.  Doch 
lässt  es  sich  auch  rechtfertigen,  besonders  nach  dem  Character 
tob  Gesetzgebungen,  welche  die  Register-„Gebühren“  vornemlich 
als  „Steuern“  ausgebildet  haben,  wie  in  Frankreich: 

D.  die  Registergebühren  als  vierte  Hauptclasse  der  Rechts 
gebühren  aufzufassen. 

Geschichtlich  und  verwaltungsrechtlich  schliessen  sich  an  die 
Gebühren  der  Rechtspflege  Strafen  (Vermögensstrafen,  Confis- 
cationen,  Geldstrafen)  an.  Unter  den  Gebührenbegriff  fallen  die- 
selben indessen  wohl  eigentlich  gar  nicht,  jedenfalls  nur  in  be- 
schränktem Maasse,  wie  man  jenen  Begriff  und  anderseits  den 
finanziellen  Character  der  Strafen  auch  auffassen  mag.  Sie  beruhen 
im  Ganzen  doch  auf  einem  anderen  Begründungsprincip  als  die 
Gebühren.  Hier  werden  sie,  ohne  dass  damit  ihrer  Sonderstellung 
als  einer  eigenen  Einnahmeart  neben  den  Gebühren  präjudicirt 
werden  soll,  an  dieser  Stelle  anhangsweise  nach  den  Gerichts- 
gebühren  eingereiht. 

Schall  thcilt  die  Gebühren  der  Rechtspflege  in  die  zwei  Hauptclassen . für 
streitige  und  nicht-streitige,  entere  dann  weiter  in  die  der  Civil-  und  der  Criminal- 
gerichtsbarkeit.  diejenigen  der  nicht- streitigen  in  die  vier  Unterarten.  Gebühren  in 
Yormundschaftssachen,  in  Nachlassregulirungcu,  Registergebühren  und  Gebühren  von 
Rechtsgeschäften  ein,  alse  in  der  Haupteintheilung  wie  ich.  — Stein  unterscheidet 
bei  der  Rechtspflege  drei  Gebiete  von  Gebühren,  die  eigentlichen  Gerichtsgebuhren, 
deren  System  dasjenige  des  Processus  aelbat  sein  sollte,  die  Taxen  (der  Anwälte, 
Zeugen,  Sachverständigen),  und  daa  Gebiet  der  „Legalisirungsgebühr".  wozu  er  Ein- 
tragungsgebühren rechnet,  auch  Notariatsgebuhren,  eventuell  die  Einrichtung  des 
Enri-gistreineut.  deren  Steucrcharacter  er  aber  betont  (5.  A.  11,  2,  281).  liier 
werden,  allenfalls  vom  Standpuncte  des  formalen  Vcrwaltungasvstoms  aus  folgerichtig, 
Anwalts-,  Notargebühren  einbezogen,  die  aber  keine  öffentliche  Kinanzeinuahine 
sind,  und  Zeugen-,  Sachverständigengebuhren,  die.  eventuell  zu  den  Ausgaben  gehören. 
Für  die  Gebühren  der  freiwilligen  Rechtspflege  in  ihrer  Gesatnmtheit  .abgesehen  von 
Eintragung»-  und  Registergebühren)  bleibt  kein  rechter  Platz.  Auch  ein  Beweis,  das» 
in  der  Finanzwissenschaft  mit  dem  bloss  formalen  System  in  der  Gebuhrenlehre  nicht 
recht  auszukommen  ist  — Neu  mann  unterscheidet  einerseits  Civil-  und  Criminal- 
gerichtssportein,  anderseits  solche  der  uicht-streitigen  Rechtspflege  und  der  Justiz- 
verwaltung („Steuer“  S.  550,  553).  — Schäffle  weicht  in  Grundauffassuugen  hier 
mehr  ab.  woraus  sich  zum  Theil  auch  Abweichungen  in  der  Classification  ergeben, 
Steuerpolitik,  besonders  S.  503  tf. 

Die  Einnahmen  aus  Geld-  und  Vermögensstrafen  werden  von  den  Syste- 
matikern verschieden  aufgefasst  und  danach  verschieden  eingereiht.  Kau,  Fin.  I. 
§.  237  erwähnt  die  Geldstrafen  bei  den  Gebühren,  gleich  nach  der  „Erbschafts- 
gebühr". Ebenso  v Hock  bei  den  Gebühren,  öffentliche  Abgaben  S.  250,  und 
Bösobrasoff  a.  a.  0.  S.  23.  Stein  rechnet  die  Geldstrafen  nnd  Bussen  zu  seiner 
Kategorie  der  „Gefälle",  die  er  mit  Anfallsrechten  wieder  uuter  das  „S'aatsguter- 
wesen"  reiht:  mindestens  letztere  Einstellung  der  Strafen  doch  misslich.  Die  Strafen 
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seien  „ausserordentliche  Gefalle“  (5.  A.  II,  1.  213.  232,  286).  — Laspeyres,  Artikel 
Staatswirthschaft  im  Staatswörterbuch  X,  104  stellt  Strafen  den  Steuern  gegenüber  als 
die  beiden  Arten  der  zwangsweise  erhobenen  Staatseinnahmen.  — Ncumaun  weist 
die  Einfügung  der  Strafen  unter  die  Gebühren  ab  und  stellt  sie  als  besondere  Iiauptart 
öHentlicher  Einkünfte,  coordinirt  den  Gebühren,  auf  („Steuer“  S.  101,  55  t).  — In  der 
1.  Auflage  S 18  hatte  ich  die  Unterbringung  der  Strafen  unter  den  Gebübrenbegriff 
für  zulässig  erklärt,  mit  Anerkennung  ron  Eigentümlichkeiten.  Meine  jetzige  Auf- 
fassung ist  aber  die  bessere.  Die  Verwandtschaft  ron  Gebühren  und  Strafen  tritt 
übrigens  Öfters  herror,  z.  B.  im  Gebiete  der  Steuerverwaltung  (Mahngebühren).  In 
der  Praxis  werden  die  Einnahmen  aus  Strafen  nicht  immer  besonders  zusammen- 
gefasst, sondern  bei  den  einzelnen  Dieustzweigen,  in  denen  sie  rorgekommen  sind 
(besonders  bei  der  Polizei,  bei  den  verschiedenen  Steuerverwaltungen),  nachgewiesen, 
apart  oder  unter  den  „vermischten“  oder  „verschiedenen  Einkünften“  jedes  Zweigs, 
und  zwar  die  Einnahmen  aus  eigentlichen  wie  aus  Ordnungsstrafen. 


1.  Die  Verwaltungsgebühren. 

§.  34.  — 1.  Gebühren  für  die  Mitwirkung  einer  Ver- 
waltungsbehörde in  beliebigen  allgemeinen  oder  be- 
stimmten einzelnen  Angelegenheiten  Einzelner. 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  hier  im  nothwendigen  allge- 
meinen und  zugleich  im  speciellen  Interesse  oder  auf  Anlass  (bez. 
auf  Verschulden)  eines  Einzelnen  eine  solche  Mitwirkung  eiuer 
Verwaltungsbehörde,  welche  eine  Dienstleistung  und  (bez.  oder) 
eine  Kostenprovocation  darstellt,  stattfindet,  ist  eine  Gebühr  gerecht- 
fertigt, unter  Umständen  selbst  geboten. 

Freilich  nur  eine  Gebühr,  welche  sich  in  mässigen  Greuzen  hält,  im  Allgemeinen 
so,  dass  der  Gesa  mm  t ertrag  uur  einen  Beitrag  zu  den  Kosten  liefert.  Sonst  wird 
die  Abgabe  „Steuer“.  Abstufungen,  welche  sich  den  ungefähren  Kosten  der  indi- 
viduellen Mülicwaltnng  und  dem  ungefähren  Werth  der  individuellen  Dienstleistung 
anpassten,  wären  im  Ptincip  hier  richtig.  Aber  sie  werden  sich  bei  der  Unmessbar- 
keit  beider  Momente  nicht  sehr  häutig  rationell  anbringen  lassen.  Auch  können  noch 
andere  Gesichtspuncte  für  die  Bemessung  der  Hohe  der  Gebühr  mitunter  zweckmässig 
mit  Berücksichtigung  erheischen,  z.  B.  Erschwerung  oder  Erleichterung  privater  Be- 
anspruchungen der  behördlichen  Mitwirkungen. 

Die  typischen  Beispiele  solcher  Gebühren  aus  der  allgemeinen  Ver- 
waltung des  Staats  (eventuell  auch  anderer  Öffentlicher  Körper  wie  der  Gemeinden) 
liefern  Gesetzgebungen,  welche  — wenigstens  als  Regel,  wenn  auch  mit  Ausnahmen 
— den  Gebrauch  von  Stcmpelpapier  für  allen  schriftlichen  Verkehr  zwischen 
Behörden  und  Publikum,  insbesondere  auch  für  alle  Acten  der  Verwaltungsbehörden, 
wie  der  Gerichte  über  Privatangelegenheiten  vorsebreiben.  Ein  einzelnes  Beispiel  ist 
der  französische  Dimensiousstempel.  der  aber  in  Steuer  übergeht  und  theil- 
weise  nur  Steuer  ist  (Fin.  III,  §.  228  ff  ).  Ein  weiteres  typisches  Beispiel  ist  der 
allgemeine  Stempel  für  Eingaben,  Gesuche  u.  dgl.  au  Behörden  (wio  nach 
dem  Gesetz  von  1822  in  Preussen  5 Sgr.)  und  für  Bescheide,  Ausfertigungen 
der  Behörden  (in  Preussen  15,  ausnahmsweise  5 Sgr.):  in  beiden  Fällen  eine  gerade 
als  massige  „Gebühr“  wohl  gerechtfertigte  Abgabe,  deren  allgemeine  Aufhebung  (wie 
nach  dem  Gesetz  von  1873  in  Preussen  — für  Eingaben  und  Bescheide)  kaum  noth- 
wendig  erscheint.  Nach  dem  Zweck  oder  Inhalt  der  Eingabe,  des  Bescheids  können 
Abstufungen  der  Gebühr  (des  Stempels)  gemacht  werden,  deren  einzelne  Gesetz- 
gebungen. z.  B.  die  Österreichische,  mancherlei  haben.  Dann  fallen  die  Abgaben 
indessen  Öfters  unter  eine  andere  Kategorie  unseres  obigen  Schemas.  — Weitere 
Beispiele  sind  allgemeine  Gebühren  (meist  in  Stempclform  für  amtliche  Proto- 
kolle, Vorladungen.  Bescheinigungen,  Quittungen  der  Öffentlichen  Caasen: 
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amtliche  Schreibgebuhren  in  Priratangclegeuheiten ; auch  Gebühren  für  amtliche 
Aufnahmen  über  private  Rechtsgeschäfte,  Testamente,  wobei  die  Verbin- 
dung von  Gebühr  und  Verkehrssteuer  gewöhnlich  Platz  greifen  wird.  Die  einzelnen 
Gesetzgebungen  über  Stempel  bieten  manche  weitere  besondere  Beispiele.  Die 
finanzwissenschaftliche  Durchforschung  und  Vergleichung  dieses  legislativen  Gebiets 
fehlt  bisher,  kann  auch  nur  in  Specialarbeiten  erfolgen.  Manches  in  den  Noten  der 
SchaH'schcn  Abhandlung  „Gebühren",  wo  die  in  §.  26  angeführten  Fälle  im  Allge- 
meinen — doch  mit  Ausnahmen  — hierher  gehören. 

Auch  in  einzelnen  Dienstzweigen  der  Verwaltung  kommen  spccielle 
Fälle  derartiger  Gebühren  vor.  Beispiele  sind  Gebühren  für  Depositen,  welche 
bei  Behörden  hinterlegt  werden ; mancherlei  Gebühren  für  Amtshandlungen  gerade  im 
Gebiete  der  Finanz-,  der  Steuerverwaltung,  besonders  bei  Zöllen  und  in- 
directen  Steuern,  eventuell  in  Form  von  Steuipelabgaben  für  die  hierausgefertigten 
Scheine  (Zettel),  z.  B.  Waage-,  Controlgebtthreii,  allgemeine  Steucrvorschrcibungsscheine 
auch  bei  directeu  Steuern,  französische  Abgabe  für  „erste  Anmeldung“,  Fin.  III. 
S.  415),  Mahngebühren  für  restirendc  Steuerciuzahlungen,  welche,  wie  bemerkt,  in 
Strafen  übergehen,  uni  so  mehr,  wenu  sie  sich  bei  erneuerter  Mahnung  steigern. 

Je  nach  der  Classilicution  der  Gebühren  werden  noch  andere  GebuhrenfüHe, 
besonders  aus  dem  Gebiete  des  Stempels,  entweder  hierher  oder,  wie  ich  es  thue,  in 
eine  der  folgenden  Classen  eingestellt  werden,  z.  B.  die  Gebühren  für  Zeugnisse,  für 
Beglaubigung  der  Echtheit  von  Urkunden,  von  Unterschriften.  Schall  erwähnt  in 
seiner  Gasse  6 („Gebühren  für  sonstige  Verwaltungsbandlungen")  einige  dieser  Fälle. 

Die  betreffenden  Gebühren  werden  in  der  Praxis  meist  in  Stempelform 
erhoben,  in  der  Regel  — und  im  Allgemeinen  mit  Recht  — in  festom  oder  classen- 
weise  abgestuftem  Betrage  (Fix-  und  Gassen  Stempel  §.  72).  Der  Dimen- 
sionsstempel bei  Actenstückcn  entspricht  in  freilich  nur  roher  Weise  doch  etwas 
dem  Moment  der  Mühewaltung.  Proportionalstempel,  nach  dem  in  einem 
Actenstttck,  einer  Urkunde,  z.  B.  einer  behördlichen  Quittung  vorkommenden  Worth- 
betrage, findet  sich  auch  (preussischer  '/„  °/o  Quittungsstcmpel),  ist  aber  selten  und 
macht  die  Abgabe  vollends  aus  einer  Gebühr  leicht  grösstentheiis  zu  einer  Steuer. 

§.  35.  — 2.  Gebühren  für  die  Mitwirkung  einer  Be- 
hörde in  Angelegenheiten  des  persönlichen  Lebens 
des  Einzelnen. 

Von  dieser  Mitwirkung  ist  entweder  die  Rechtsgültigkeit 
von  gewissen  Thatsachen  und  Handlungen  int  persönlichen  Leben  der 
Betheiligten  bedingt,  oder  es  werden  dadurch  Thatsachen  dieses 
Lehens  rechtlich  constatirt  und  amtlich  beglaubigt.  In 
beiden  Fällen  fungirt  die  Behörde  des  Staats  oder  in  dessen  Auf- 
trag der  Gemeinde  u.  s.  w.,  für  den  Staat  als  oberstes  Organ  der 
Rechtsordnung. 

Soweit  es  sich  am  Beglaubigungsacte  handelt,  könnten  die  betreffenden  Ge- 
bühren auch  zu  der  folgenden  Classe  3 gestellt  werden.  Doch  rechtfertigt  die  allge- 
meine Verbreitung  und  Bedeutung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Fälle  auch  deren 
Heraushebung  mit  in  diese  2.  Classe.  Vgl.  Schall,  Gebühren  §.  18. 

Das  Merkmal  der  „Gebühr“  trifft  bei  den  im  Folgenden  genannten  Kategorieen 
von  Fällen  nach  der  öffentlichen  und  privaten  (individuellen)  Bedeutung  der  bezüg- 
lichen behördlichen  Mitwirkungsacte  durchweg  zu.  Bei  höherem  Betrag  der  Abgabe 
kann  der  üebergang  in  Steuer  vorliegen,  der  sich  jedenfalls  nur  aus  besonderen 
Gründen  und  nach  Lage  der  einzelnen  Kategorieen  von  Fällen  rechtfertigen  lässt. 
Fortfall  oder  Ermässignng  der  Gebühr  für  bestimmte  Kategorieen  von  Personen, 
z.  B.  „ärmere“,  kann  bei  Angelegenheiten  des  natürlichen  Lebens,  selbst  allgemeine 
Gabührenfreiheit  — also  Üebergang  in  das  Princip  der  „reinen  Ausgabe“,  Fin.  1, 
§.  201  — aus  volkswirtschaftlichen,  socialpolitischen,  politischen  Gründen  (z  B.  in 
Conse<|uenz  des  Grundsatzes  der  Freizügigkeit  beim  Orts-  und  Domicilwechscl , bei 
A.  Wagner,  Finatuwiwnvhsft.  II.  2.  Anti.  6 
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Pässen)  wohl  in  Erwägung  kommen  und  besteht  öfters.  Besteuerungsgesichts- 
puncte.  wie  die  Rücksicht  auf  dio  „Leistungsfähigkeit“,  sind  daher  gerade  bei 
dieser  Gcbtlhreoclassc  nicht  immer  auszuschliessen. 

Die  wichtigsten  hierher  gehörigen  Gebühren  sind: 

a)  Gebühren  für  die  rechtsgültige  Eheschliessuug 
vor  staatlichen  oder  als  solche  gleichzeitig  mit  fungirenden 
sonstigen,  auch  kirchlichen  Organen;  ferner  Gebühren  tllr  die 
Gewährung  des  Rechts  der  Ehescli eidun g. 

Bezügliche  Gebühren  für  die  Eheschliessung  bilden  oder  bildeten  regel- 
mässig einen  liesiandtbeil  der  kirchlichen  sogenannten  Stolgebühren.  Die  welt- 
lichen Cieilstandsämter  haben  in  De utsch  1 and  die  Register  und  die  darauf  bezüg- 
lichen Verhandlungen  kosten-  und  stempclfrei  zu  fuhren.  Rcichsnesetz  vom 
6.  Februar  1875  über  Beurkundung  des  Personenstands  n.  s.  w.  §.  16,  preussisches 
Gesetz  vom  9.  März  1*74,  §.  12. 

b)  Gebühren  bei  Civilstandsämtern  oder  den  als  solche 
dienenden  kirchlichen  Organen:  eventuell  schon  für  die  vorge- 
schriebeneu  Eintragungen  über  Geburt,  Eheschliessung,  Ehe- 
scheidung und  Tod  in  die  Standesregister;  oder  wenigstens  für  die 
Ertbeilung  von  amtlichen  Auszügen  (., Scheinen“)  aus  diesen 
Registern  und  für  Gewährung  der  Einsichtnahme. 

Diese  Auszüge  dienen  daun  als  rechtsgültige  Beglaubigungen  der  betreffenden 
Thatsacbe.  — Nach  dem  Uebuhrentarif  des  geuauuten  Reichsgesetzes  von  1875  sind 
für  Vorlegung  der  Register  1 — 1 V*  M.,  für  Auszüge  V»  M..  eveut.  bis  2 M.  zu  erbeben, 
üebuhrenfreiheit  für  Unvermögende.  Nach  dem  preussischen  Gesetz  von  1874  fliessen 
diese  Gebühren  in  die  Gemeiudecasse.  Die  buude->räthliche  Commission  von  18'7 
schlug  für  Auszüge  aus  den  Standesregistern  einen  Reichsstempel  .also  für  die 
Reichscasse)  von  50  Pf.  vor.  — In  England  1 Penny  Stempel  für  Copieeu 
und  Auszüge  aus  Standesregistem,  in  Oesterreich  ‘/4  11.  für  den  BogcD.  — Auch 
Gebühren  für  Namensänderungen  können  hierher  gestellt  werden.  (Schall  S.  129. 
Note  84.) 

c)  Gebühren  für  die  Mitwirkung  von  Behörden  bei  der  Aenderung 
der  Rechtsverhältnisse,  welche  den  Erwerb  und  Verlust  der 
Staats-  und  der  Gemeindeangehörigkeit  betreffen  oder 
sich  an  den  Wechsel  des  Wohnsitzes  (Donticils)  und  Aufent- 
halts knüpfen. 

Gebühren  sind  die  betreffenden  Abgaben,  wenn  sie  für  die  beanspruchte  Thätig- 
keit  der  Behörden  eiutreten,  und,  etwa  in  Stempclform,  die  Urkunden  treffend,  welche 
Uber  die  bezüglichen  Thatsachen  ausgestellt  werden,  in  mässigen  festen  oder  nach 
der  ungefähren  Mühewaltung  der  Behörden  abgestuften  Sätzen  erhoben 
werden.  Wird  die  Abgabe  als  Entschädigung  für  die  Vortheile  erhoben,  welche 
der  Betreffende  durch  den  Erwerb  eines  Rechts  etlaugt,  z.  B.  bei  der  Aufnahme  in 
den  Staats-  und  namentlich  in  den  Gemeindeverband,  so  treffen  die  Merkmale  der 
Gebühr  insoweit  auch  noch  zu,  als  es  sieb  ja  gerade  hier  dann  um  einen  „spccicllen 
Entgelt"  bandelt.  Doch  wird  eine  solche  Abgabe,  besonders  bei  einer  gewissen  Höbe 
des  Satzes,  öfters  zur  Steuer.  Ein  solche  Staatsabgabe  kann  diejenige  für  Ertbeilung 
der  Naturalisation  sein.  Communale  Abgaben  dieser  Art  sind  die  Bürgerrechts-, 
die  Einzugs-,  die  Heimathsgelder  n.  dirl  in  Wieder  modificirt  sich  der  Character 
der  Abgabe,  wenn  dieselbe  etwa  für  die  Zulassung  zur  Theilnahme  an 
Nutzungen,  z.  B.  des  Gcmeincigenthums  der  Commune,  erhoben  wird.  Hier  könnte 
mau  in  der  Abgabe  auch  eine  Art  Taxe  oder  Preis,  wie  im  gewöhnlichen  Erwerbs- 


Digitized  by  Google 


Vcrwaltungsgebtthren.  Zweite  Classe. 


83 


leben,  sehen.  Wird  die  Abgabe  wesentlich  nur  dafür  erhoben,  dass  der  Staat  das 
bezügliche  Recht,  z.  B.  der  Ein-  and  Auswanderung.  Überhaupt  gewährt,  so  hat 
sie  zwar  wobi  mehr  einen  reinen  Stenercharacter,  lässt  sich  indessen  auch  wie 
eine  Art  Ablösungszahluug  und  insofern  doch  auch  wieder  etwas  wie  eine  Gebühr 
auftassen,  so  das  alte  Abzugsgeld  bei  der  Mitnahme  des  Vermögens  des  Aus- 
wanderers. 

Die  Gebühren  unter  c,  — ob  und  welche  und  zu  wessen  Gunsten  Gebühren  er- 
hoben werden,  — hängen  eben  mit  der  Gestaltung  der  Rechtsordnung  für  Ein-  und 
Auswanderung,  Fremdenverkehr,  Heimathwesen  und  Zugrecht  zusammen.  Daher  neu- 
zeitlich oft  Fortfall  oder  Ermässigung  von  Gebühren.  Vgl.  besonders  Stein,  Ver- 
waltungslehre (wo  übrigens  die  finanzielle  Seite  kaum  berührt  wird).  II,  und  Handbuch 
der  Verwaltungslehre,  2.  A.,  S.  131  ff.  Dann  Wagner,  Grundlegung,  4.  Kap.,  Ab- 
schnitt ti — 8.  — Beispiele:  Naturalisationen.  S.  Commissions- Bericht  1877 
S.  400.  Grosse  Verschiedenheit  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  damals:  Freussen 
nur  der  allgemeine  Stempel  für  Ausfertigung  von  l1/»  M.;  Sachsen  Gebühr  von 
6 M.  nebst  Gebühr  von  3 — 10  M.  für  die  vorausgehende  Verhandlung;  Hesson 
34  M.  30  Pf.;  Württemberg  20  M.  für  1 Mann,  10  M.  für  1 Frau,  C M.  für 
1 Kind  unter  14  Jahr;  Baiern  OM.  Stempel  und  307  M.  80  Pf.  Taxen  ^1);  Baden 
10  M.  50  Pf.  Stempel  und  Sporteln,  100  M.  Taxe  für  jede  Person  (die  in  väterlicher 
Gewalt  stehenden  Kinder  in  der  Familie  frei);  Hamburg  Täxe  und  Gebühren  00  M., 
ausserdem  für  den  städtischen  Bürgerbrief  30  M.  Die  Commission  schlug  eine  Reichs- 
gebühr  von  100  M.  für  die  Urkunde  vor.  Doch  zu  hoch  I Seitdem  durch  die  neuesten 
Gesetze  in  einigen  deutschen  Ländern  Acnderungen  und  Ermässigungcn  (Baiern, 
Würtemberg  20  M.).  — Ueber  Einzugsgelder  u.  s.  w.  s.  z.  B.  die  preussische 
Stidteorduung  für  die  östlichen  Provinzen  vom  30.  Mai  1853,  §.  52:  Zulässigkeit  von 
Einzugsgeldern  für  Erlaubnis  der  Niederlassuug,  desgleichen  von  Eintritts-  und  Haus- 
standsgeldern  von  Neuanziehendun  und  Gemcindeangehörigen  bei  Begründung  eines 
Hausstands  und  zur  Theilnahme  am  Bürgerrecht;  desgleichen  von  Einkaufsgeld  (oder 
jährlicher  Abgabe)  zur  Theilnahme  an  den  Gemeindeuutzungen.  Näheres  über  das 
städtische  Einzugs-,  Bürgerrechts-  und  Einkaufsgeld  im  Gesetz  vom  14.  Mai  1800. 
Maximum  des  Einzugsgelds  in  Stadtgemeinden  nach  der  Ortsgrösse  3 — 20  Thlr. 
Aufhebung  dieser  Abgabe  für  Niederlassung  (nicht  für  Bürgerrecht  und  für 
Theilnahme  an  den  Gemeindenutzungun)  durch  Gesetz  vom  2.  März  1867.  Das  nord- 
deutsche Gesetz  über  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867  §.  8 verbietet  allge- 
mein die  Erhebung  von  Gemeindeabgaben  der  neu  Anziehenden.  Einfluss  dieser 
Gesetzgebung  auf  die  finanzielle  Lage  der  Gemeinden.  Grosse  Bedeutung  dieser  und 
ähnlicher  Abgaben  früher  in  Süddeutschland.  — Die  Ertheilung  der  Aufnabme- 
urknnde  an  die  Angehörigen  eines  deutschen  Bundesstaats  in  einem  anderen  Bundes- 
staat kostenfrei  nach  Reichsgesetz  vom  1.  Juni  1870,  §.  24.  — Ueber  Abzugsgeld 
Grundlegung  §.  245. 

d)  Gebühren  (meistens  der  Polizeibehörden , dann  der  Ver- 
waltung des  Auswärtigen,  der  Consulate)  für  die  Ausstellung 
von  Legitimationspapieren  aller  Art  (Pässe,  Wanderblicher, 
Heimathscheine). 

Gebühren  sind  dioso  Abgaben  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Private  das 
Recht  hat,  die  Thatsache.  derentwegen  er  das  Papier  wünscht,  z.  B.  die  Reise,  den 
Domicilwechsel,  frei  vorzunehmen  und  keinem  Zwang  unterliegt,  ein  solches  Papier 
zu  nehmen.  Anderenfalls,  also  z.  B.  wenn  jenes  Recht  selbst  erst  durch  die  Ab- 
gabe erworben  werden  muss,  wird  die  letztere  eine  Steuer,  die,  z.  B.  für  die  Reisen 
ins  Ausland  nicht  so  unbedingt  verworfen  werden  kann,  als  es  meist  geschieht  (u.  A. 
liefert  sie  etwas  Ersatz  für  entgehende  indirectc  Verbrauchssteuern). 

Auch  hier  enger  Zusammenhang  mit  der  Gestaltung  des  Zug-,  Reise-,  Fremden- 
rechts u.  s.  w.  Hohe  Passsteuern,  im  Zusammenhang  mit  dem  Zugrecht,  der  com- 
munalen  Steuerhaft  für  die  Kopfsteuer  des  Staats  besonders  in  Russland.  Siehe 
Walcker,  Selbstverwaltung  des  Steuerwesens,  S.  278  II.  Besobrasoff,  impöts  sur 
les  actes  I,  21  und  Tabelle  am  Schluss.  Ann.  d.  fin.  russ.  par  A.  Vesselovky, 
5.  Jahr,  Pötersbourg  1876,  p.  8.  Schanz,  Finanzarckiv  III,  201.  Gesammt-Ein- 
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nähme  aus  Pässen,  meist  Jen  sogenannten  Bauernpässen,  jetzt  31/*,  in  den  70er 
Jahren  2.5 — 2.7  Mill.  E.,  in  den  20  er  Jahren  über  4 Mill.  K.1  Tarifproben  bei 
Walcker.  Auslandspass  5 K.  und  fiir  je  ‘/j  Jahr  weitere  Abwesenheit  5 K.,  jetzt 
das  Doppelte,  Placatpässc  der  Bauern  ihr  */»  Jahr  85  Kop. , 1 Jahr  1 ß.  45  Kop. 
Project  einer  Erhöhung  der  Abgabe  fiir  Auslandspässe  1887  (3  Monat  30,  jeder 
weitere  Monat  15  im  i-rsicn  Jahre,  1 Rubel  Gold  für  den  Tag  im  zweiten  Jahre)  fallen 
gelassen.  S.  v.  Falck,  Finanzarcbir  V,  722.  — In  Deutschland  Mazimum  für 
1 Pass  an  Ausfertigung  und  Stempelgebühren  nach  Reichsgesetz  vom  12.  October  18fi7 
3 M.,  factisch  meist  weniger.  Vorschlag  eines  Reichsstempels  von  1 M.  für  deu 
Pass,  50  Pf.  für  Passkaiten  im  Bericht  der  Commission  von  1877.  Ermassigung  der 
Pass'abgabe  in  Frankreich  von  2 und  10  Fr.  auf  ’/»  Fr.  im  Jahre  188S. 

§.36.  — 3.  Gebühren  für  die  Function  von  Behörden 
in  Beglaubigungsangelegenheiten. 

In  zahlreichen,  unter  sich  nach  Gebiet  und  Art  sehr  verschie- 
denen Fällen  übt  der  Staat  als  Vertreter  der  Kechtsordnung  und 
oberste  anerkannte  Autorität  durch  seine  eigenen  Organe  (Behörden) 
oder  im  übertragenen  Wirkungskreise  durch  Comnumalorgane  eine 
wichtige  Function  aus,  welche  bei  aller  äusseren  Verschiedenheit 
im  Einzelnen  und  nach  den  Fällen,  auf  die  sich  bezieht,  doch  ein 
gemeinsames  inneres  Merkmal  hat  und  einen  gleichen  Zweck  ver- 
folgt: die  Function  einer  „öffentlichen  Constatirung  und  Be- 
glaubigung“ von  Thatsachen,  deren  sichere  Constatirung  ein 
öffentliches  und  zugleich  ein  Individual-,  bez.  Privatinteresse  be- 
treffender Betheiligten  in  sich  schliesst.  Die  Erhebung  einer  Abgabe 
als  „Gebühr“  für  die  Ausübung  dieser  Function  im  einzelnen 
Falle  rechtfertigt  sich  nach  Begriff  und  Wesen  der  Gebühr,  als 
eines  Beitrags  zur  Kostendeckung  und  als  eines  speciellen  Entgelts 
für  eine  Dienstleistung,  principiell  durchaus  und  practisch  häufig. 
Doch  kann  der  Uebergang  der  Gebühr,  nach  Einrichtung  und  Höhe 
der  Abgabe,  in  eine  Steuer  und  umgekehrt  der  Verzicht  auf  jede 
Gebühr  oder  die  Erhebung  eines  mehr  nur  noch  nominellen  Abgabe- 
satzes, also  der  Uebergang  mehr  oder  weniger  zum  Princip  der 
reinen  Ausgabe  (Fin.  I,  §.  201)  gerade  hier  mitunter  — in  einzelnen 
Fällen  und  in  ganzen  Kategorieen  von  Fällen  — zulässig  oder 
selbst  rathsam  sein  und  kommt  Beides  auch  in  der  Praxis  vor. 
Die  bezügliche  Entscheidung  wird  nach  der  concreten  Sachlage  der 
Fälle,  aber  auch  mit  nach  finanziellen  Erwägungen,  zu  treffen  sein. 

Die  Zusammenfassung  aller  hierher  gehörigen  Fälle  möchte  sich  gerade  in  der 
Finanzwissenschaft  und  für  ein  nach  sachlichen  Gesichtspuucten.  d.  h nach  der 
Art  der  Leistung  gebildetes  Gebuhrensystem  empfehlen.  Allerdings  kann  man 
dann  auch,  wie  schon  bemerkt,  viele  Gebühren  unserer  obigen  zweiten  Classe,  aus 
Angelegenbeiten  des  persönlichen  Lebens  (Civilstandsacte , Legitimationspapiere)  mit 
hier  unter  Kr.  3 einreihen.  Ihre  Sonderstellung  lässt  sich  indessen  wieder  nach 
anderen  Gesichtspuucten  rechtfertigen.  Eine  „Bcglaubigungsfunction“  erfolgt  aber  in 
der  ’l’hat  dabei  und  der  innere  Ucchtfertigungsgrund  der  Gebührenerhebung  liegt 
gerade  darin. 
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Schall  reiht  die  meisten  „Beglaubigungsgebühren“  in  verschiedene  Gruppen 
seiner  „Gebühren  des  Erwerbslebens“  ein.  Viele  dieser  Beglaubigungsgebühren  hängen 
in  der  That  wieder  mit  Erwerbsverhältnissen  nml  weiter  mit  volkswirthschafilichen, 
mit  Bildungsverhältnissen  näher  zusammen  und  kehren  daher  in  unserer  Classification 
bei  den  „volkswirthschafilichen"  (so  Münz-,  Eichgebühren),  auch  bei  den  „Gebühren 
des  Bildurigswesens"  (so  Prüfung«-  und  Zeugnissgebühren)  wieder. 

Wichtigere  Kategorieen  von  Fällen,  von  denen  oinige  unten  bei  den  „Cultur- 
und  Wohlfahrtsgebuhren“  etwas  näher  besprochen  worden,  sind:  Beglaubigungs- 

gebühren im  engsten  Sinne,  für  Beglaubigung,  Legalisirung  u.  dgl.  von  Urkunden, 
Abschriften,  Unterschriften.  Gebühren  für  Lebensatteste,  Atteste  über  Verwittwetsein, 
Ledigseiu  u.  dgl.  m.  und  Atteste  Uber  mancherlei  andere  Tbatsachen  des  individuellen 
Lebens;  Gebühren  für  Vornahme  von  Prüfungen  (auf  Kenntnisse  u.  s.  w.)  und  für 
Zeugnisse,  Diplome  über  Prüfungsergebnisse , Kenntnisse,  sonstige  Uualificaliouen 
Gebühren  für  Approbationen  auf  Grund  bestimmter  Nachweisungen;  Gebühren  für 
sonstige  Prüfungen,  Kevisioneu,  Controlen,  Visitationen,  Beschauen,  Aufsichtsübungen  über 
Sachen,  Einrichtungen,  Anstalten,  Zustände  durch  Olfentliche  Organe;  Münz-  und  Eich- 
gebühren für  Prüfung  von  Münzen  und  Gewichten;  Puuzirungsgebühren  für  Prüfung 
des  Feingehalts  von  Gold-  und  Silberwaareu  und  manch  andere  ähulicho  Falle  älterer 
und  neuerer  Art,  besonders  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete,  mehr  (§.  6t>). 

Mehrfach  können  hier  Gebühren  für  das  behördliche  Verfahren  zur  öffent- 
lichen oder  amtlichen  Constatirung  der  Tbatsachen,  welche  beglaubigt  wurden 
sollen,  und  Gebühren  für  die  Ausstellung  von  öffentlichen  Urkunden,  über 
das  Ergebnis«  dieses  Constatirungsverfahrens,  für  die  Anbringung  öffentlicher 
Beglaubigungszeichen  (z.  B.  bei  Maassen,  Gewichten,  Edelmetallwaaren)  unter- 
schieden werden,  z.  B.  Prüfungsgebühren  und  Gebühren  für  Prüfungszeug- 
nisse. Die  letzteren  und  überhaupt  die  Gebühren  für  die  Urkunden  u.  s.  w.  werden 
in  der  Praxis  gern  wieder  in  Stempolform  erhoben.  Die  Grundsätze  und  Gesichts- 
puncte  für  die  Einrichtung  und  Höhe  beider  Arten  Gebühren  werden  sich  nothwendig 
verschieden  gestalten,  die  erste  Art  Gebühren  auch  häufig  — doch  nicht  immer  — 
höher  sein.  Bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Sache  lassen  sich  beide  Arten  Ge- 
bühren indessen  unter  dem  Begriff  der  Beglaubigungsgebühren  vereinigen.  Die  Er- 
hebung der  zweiten  Art  wird  nur  regelmässig  bloss  im  Falle  eines  günstigen 
Constatirungsergcbnisses  (bei  Prüfungen  auf  Kenntnisse,  bei  Eichung  und  Punziruug) 
•■intreten.  Die  „Urkundengebühr“  gehört  im  Uebrigen  spccieil  in  die  Kategorie  der 
hier  behandelten  „Verwaltungsgobühren“,  die  „Constatirungsgeblihr“  zugleich  in  die 
Kategorie  der  „Cultur-  und  Wohlfahrtsgebühren“,  insbesondere  der  volkswirtschaft- 
lichen, der  Bildungsgebühren. 

Uebrigens  fallen  nicht  alle  äusserlich  gleiche  Abgaben  unter  diese  Beglaubigungs- 
gebuhren, z.  B.  allgemeine  Stempel  für  jedwede  Art  Zeugnisso,  auch  für  Privatzeug- 
nissc,  sind  mehr,  in  letzterem  Fall  überhaupt  nur  Steuern. 

§.  37.  — 4.  Gebühren  für  die  Ertheiluug  besonderer 
Hechte,  wodurch  zu  Gunsten  des  Einzelnen  eine  Aus- 
nahme vom  allgemeinen  Hecht  gestattet  wird.  Auch  diese 
Abgaben  sind  freilich  nur  theilweise  Gebühren,  anderen  Theils 
eigentliche  Steuern:  Ersteres,  soweit  sie  eine  Kostenvergütung  für 
die  beanspruchte  Thätigkeit  von  Behörden  darstellen.  Darüber 
hinaus  tritt  in  der  Regel  der  Steuercharacter  hervor.  Hierher  ge- 
hören zwei  Fälle: 

a)  Gebühren  für  die  Ertkcilung  besonderer  Hechte,  etwas 
vorzustellen,  zu  thun,  was  das  gemeine  Recht  nicht  von  selbst 
gestattet  oder  woran  es  die  Mitwirkung  von  Behörden  knüpft,  oder 
was  es  int  Allgemeinen  verbietet  oder  wofür  cs  besondere  Be- 
dingungen, z.  B.  der  Aufsicht,  aufstellt. 
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Im  Einzelnen  daher:  Gebühren  für  Privilegien,  Certificate,  gewerbliche 
und  andere  Concessions-,  Erlaubniss-,  Anfsichtsgebühren,  Patentgebuhren 
und  manche  andere  mehr.  Die  meisten  dieser  Gebühren  gehören  nach  den  ökono- 
mischen Wirkungen  der  Thätigkciten , an  welche  sie  sich  knüpfen,  zu  den  volks- 
rirthschaftlichen  Gebühren  (§.  4M  ff.)  oder  gehen  in  diese  mit  Uber,  und  können, 
bez.  müssen  daher  auch,  nach  unserer  Classification,  dort  mit  eingestellt  werden.  — 

S.  besonders  Schall.  Gebühren,  wo  die  Fälle,  die  ich  hier  unter  N.  4 einreihe,  theils 
bei  den  Gebühren  für  die  Erthcilung  besonderer  Rechte  (so  Urheber-,  Patent-, 
juristische  Persönlichkeits-,  Marktgerechtigkeits-,  Apotheken-,  Bergwerks-Rechte,  auch 
Taxen  für  Würden,  Ehren),  theils  mit  anderen,  bei  den  Gebühren  in  Angelegenheiten 
des  persönlichen  Lebens,  unter  Anführung  von  Beispielen  der  Gebührensätze,  rubricirt 
werden,  also  doch  Verwandtes  unter  verschiedenen  Classen  steht. 

Für  die  Regelung  der  Abgabesatze,  ob  sie  als  blosse  Gebühr  oder  auch  als 
Steuer  einzurichten  sind,  wird  es  einmal  auf  den  Character  des  ganzen  Gewerbe- 
rechts (so  in  der  Frage  der  „Concessionsgebühren“) . sodann  auf  die  ökonomische 
Seite  des  einzelnen  Falls  ankommen,  z.  B.  oei  Patent-,  Apothekenconcessions- 
gebühren.  S.  darüber  unten  §.  fiC. 

b)  Gebühren  für  die  Exemtion  von  bestimmten  allge- 
meinen Rechtssätzen  und  daraus  hervorgehenden  V erpflich- 
t ungen  des  Einzelnen,  daher  etwa  für  die  Erlaubniss,  etwas 
unterlassen  zu  dürfen,  etwas  nicht  erfüllen  müssen,  was  die 
allgemeine  Rechtsordnung  vorschreibt. 

Dahin  können  DiBpensationssachen  verschiedener  Art  mit  etwaigen  Gebühren 
dafür  (so  in  Minderjährigkcits-,  Ehemündigkeits-,  Eheschliessungs-,  Verwandtschafts- 
Verhältnissen)  gerechnet  werden,  wenn  mau  diese  Fälle  nicht  etwa  zu  Classe  2,  den 
Gebühren  in  Angelegenheiten  des  persönlichen  Lebens,  stellt,  was  auch  angängig 
erscheint  (vgl.  auch  Schall,  Gebühren,  §.  27).  — Ferner  lässt  sich  auch  eine  besondere 
Abgabe  für  Erlangung  der  Berechtigung  zum  kürzeren  als  dem  sonst  wehrverfas- 
sungsmässig allgemein  vorgeschriebenen  Militärdienst,  wie  in  der  Einrichtung  des 
sogenannten  Einjährig-Frciwilligen-Dienstes,  allenfalls  mit  als  eine  Gebühr 
dieser  Classe  auffassen.  Anders  liegt  die  Sache  bei  Abgaben  deijenigen  Militär- 
pflichtigen, die  in  Gemässheit  der  gesetzlichen  ßefreiungsgründo  nach  individueller 
Untersuchung  des  Falls  von  der  activen  Dienstpflicht  befreit  werden,  dom  sogenannten 
Wchrgeld  oder  der  Wehrsteuer.  Eine  mässige  feste  Abgabe,  als  Kostenersatz 
oder  Kostenbeitrag  für  die  besondere  Mühewaltung  der  Ausbebungs-  und  sonstiger 
Behörden,  in  Bezug  auf  Feststellung  der  die  Befreiung  im  individuellen  Fall  be- 
dingenden Thatsachen,  liesse  sich  wohl  als  „Gebühr“  ansehen  (so  ähnlich  Schall, 
a.  a.  0.).  Eine  höhere,  periodisch  zu  zahlende,  nach  Einkommen-,  Ver- 
mögensverhältnissen des  Befreiten  bemessene  Abgabe  behält  dagegen  doch  nur 
ein  kleines  gebuhrenartiges  Element,  in  der  Hauptsache  nimmt  sie  einen  anderen 
Character  an.  Ob  den  einer  eigentlichen  Steuer  oder  einer  besonderen,  ziemlich  für 
sich  stehenden  Abgabeart,  deren  Durchführung  nur,  nicht  auch  deren  principiello 
Begründung  in  die  Finanzwissenschaft  gehört,  ist  streitig.  Unter  vorläufiger  Ver- 
weisung auf  meine  Behandlung  der  „Wehrsteuer“  in  der  Abhandlung  „directe  Steuern“ 
im  Schönberg  sehen  Handbuch,  2 A..  III,  318 — 328,  auf  Ncumann’s  oben  genannte 
Arbeit  im  Finanzarchiv,  IV,  und  auf  Schäfflc’s  Steuerpolitik  S.  400  fl.  gehe  ich  auf 
die  Wehrsteuerfrage  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  ein,  indem  ich  den  Gegenstand  in 
die  Steuerlehre  verlege.  Die  bundesräthliclie  Commission  von  1877  schlug  für  Scheine 
Uber  die  Befreiung  Militärpflichtiger  von  der  activen  Dienstpflicht  (Ausschliessungs-, 
Ausmusterung«-,  Ersatzreserve-.  Seewehrscheine,  von  denen  im  Durchschnitt  von  1$74 
bis  1876  zusammen  215,01)0  Stück  jährlich  ausgestellt  wurden)  eine  Rcichsstempel- 
abgabe  von  20  M.  vor;  ebenso  für  Berechtigungsscheine  zum  freiwilligen  Dienst  20  M. 
In  Baiern  bestand  seit  1828  für  Militärentlassuugs-  und  Freischeine  ein  Stempel  von 
6 fl.,  seit  1863  von  10  fl.  (Ertrag  1871  und  72  im  Durchschnitt  155.000  fl.);  in 
Würtcmberg  seit  lsf>8  eine  Abgabe  von  22  fl.  für  nicht  ausgehobene  Kriegsdienst- 
pflichtige.  Mit  der  Einführung  der  Keichsmilitärgesetze  wurde  dies  beseitigt.  — In 
Frankreich  zahlten  bisher  die  Einjährig-Freiwilligen  1500  Fr.,  wogegen  sie  aber 
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Löhnung , Kleidung,  Verpflegung  und  Wohnung  wie  jeder  andero  Soldat  erhielten. 
Etat  für  1877  Betrag  für  Einzahlungen  15,  1888  5 Mül.  Fr. 

§.  38.  — 5.  Gebühren  für  die  Ertheilung  von  Ehren 
und  Würden  (Titel-,  Ordens-,  Standeserhöhuugs-,  Adels-,  Wappen- 
verleihungstaxen u.  dgl.). 

Betreffende  Abgaben  möchten  sich  an  sich  als  Gebühren  und 
selbst  als  Steuern  mitunter  rechtfertigen  lassen.  Doch  wird  zu 
unterscheiden  sein,  wie  es  die  Praxis  auch  vielfach  mit  gutem 
Grunde  thut.  Danach  empfiehlt  sich  doch  eine  Einschränkung 
oder  selbst  der  F ortfall  solcher  Taxen,  wenigstens  eigentlicher 
Verleihungstaxen,  vom  Standpuncte  des  Gebührenwesens  aus. 

Einmal  wird  dio  Abgabe  für  die  Verleihung  einer  Würdo  u.  s.  w.  ab  solche 
ron  derjenigen  filr  die  unterlaufende  Mühewaltung  und  Kostenprovocation  unterschieden 
werden  müssen.'  Die  erster«  steht  doch  wohl  mit  der  implicito  anzunehmenden  Ab- 
sicht einer  Auszeichnung,  einer  Gnaden-  oder  Anerkennungsertheilung  in 
W iderspruch  und  wäre  als  „Gebühr“  — und  doch  auch  als  Steuer  — kaum  passend. 
Gebührenartige  Abgaben  dagegen  als  Kostenbeitrag  für  die  Mühewaltungen,  daher 
z.  B.  für  die  Ausstellung  der  Urkunden,  Diplome,  Adelsbriefe,  Wappenentwurfe  sind 
nicht  unangemessen.  Da  sich  aber  solche  Erthoilungcn  ron  Ehren  und  Wurden  anders 
denu  als  Auszeichnung  u.  s.  w.  überhaupt  nicht  rechtfertigen  lassun,  so  entfiele  damit 
die  Erhebung  einer  eigentlichen  Verleihungstaxe.  Derartige  Taxen  als  „Kaufpreise“ 
fallen  unter  einen  anderen  Gosicht.-punct,  sind  aber  aus  keinem  haltbar,  weil  der 
„Verlauf“  zu  rerwerfen  ist.  Will  man  nicht  allgemein  principiell  auf  eigentliche 
Taxen  verzichten,  so  sollte  wenigens  die  „taxfreie“  Verleihung  gesetzlich  oder  als 
Krongerechtsamo  zulässig  sein,  wie  es  auch  meist  der  Fall  (z.  B.  in  Oesterreich,  Baiern 
u.  a.  L.  m.). 

Ferner  wird  zwischen  solchen  Ehren-  und  Würdenverleihungen  au  die  eigenen 
Staatsdiener  und  an  sonstige  Personen  zu  unterscheiden  sein.  Bei  den  ersteren 
steht  dergleichen  im  modernen  Civil-  wie  vollends  Militärdienst  in  engem  Zusammen- 
hänge mit  der  ganzen  Einrichtung  der  Diensthierarchie.  Eigentliche  Taxen,  vollends 
für  Titel,  sind  demnach  bei  ihnen  noch  weniger  zu  rechtfertigen,  als  bei  anderen 
Personen.  Titel,  welche  dem  bekleideten  Amte  des  Staatsdieners  anh&ugen,  durften 
am  Allerwenigsten  einer  Verleihungstaxe  unterliegen. 

Einigermaassen  zeigt  sich  in  der  neuerlichen  gesetzlichen  Regelung  dieses  Ge- 
biets das  allmälige  Durchdringen  solcher  Grundsätze,  während  früher  öfters  zu  ein- 
seitige fiscalische  Tendenzen  obwalteten. 

Beispiele:  Baiern,  Gebuhrengesetz  von  1879  (Hock.  Handbuch  II,  494)  für 
AdeUdiplome  in  5 Sätzen  1500 — 20,000  M.,  für  Eintragung  in  dio  Adelsmatrikel  (als 
„Gebühr“  wohl  zu  rechtfertigen)  dsgl.  30 — 3U0  M.,  daneben  Erhebung  der  Kosten 
für  die  Ausfertigung  der  Diplome;  für  Bewilligung  der  Annahme  fremdherrlicher 
Orden.  Titel.  Ehrenzeichen.  Wurden  60  M.  Ernennung  zum  Königlichen  Kämmerer 
60.  Kammerjunker  20  M , Verleihung  der  Würde  eines  erblichen  Keichsraths  :<00. 
eines  lebenslänglichen  wie  auch  des  Titels  eines  Geheimenraths,  Geheimen  Hofraths, 
Hofratbs  100  M.,  eines  Hoftitels  an  Industrielle  nnd  Kaufleute  75  M.  Ausserdem 
Erhebung  der  Kosten  der  Ausfertigung  der  Diplome.  Verschiedene  andere  Fälle  bei 
Hock  S.  496.  Taxfreie  Verleihungen  ausdrücklich  Vorbehalten.  — In  Oesterreich 
Patent  von  1840.  #.  133  fl'.,  z.  B.  für  Staudeserhöhungen  in  5 Sätzen  1000 — 12  000  fl. 
C.  M„  üeheimerathswürde  6000,  Kämmererwurde  10U0  fl  C.  M.,  für  Titel  des  Huf- 
raths 600,  des  Itegierunusraths  300.  soustiger  Rathstitel  100  fl.  O.  M.  — Ausgedehn- 
teres System  solcher  Taxen  in  England.  Russland.  Die  russische  Rang- 
(Tscbinstcucr)  der  Staat sdiener  enthält  eine  Gebühr,  abgestuft  nach  dein  Tschiu, 
einen  Stempel  dsgl.  und  den  Betrag  einer  Monatsrate  des  Gehalts:  insofern  mit  eilte 
Bosoldnngsslouer,  da  die  Rangverlcihumrcn  ziemlich  regelmässig  mit  Amt  und 
Dienstalter  verbunden  siud.  Jetzt  Aenderungen  und  Ermässiguugen. 
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Das  ganze  Taxwesen  für  Wurden  n.  s.  w.  erklärt  sich  historisch  aus  den  lloheits- 
rcchten  und  Gerechtsamen  des  Fürstenthums  und  entsprach  der  iilteron  Auffassung  solcher 
Verleihungen  ran  „Gnaden"  gegen  Zahlungen  an  die  Krone,  wie  spcciell  England  zeigt 
Der  modernen  principiellen  Auffassung  widerspricht  es  doch  im  Ganzen.  — Als  Be- 
steuerungsmaassregel ist  cs  auch  mehr  in  Einklang  mit  dcu  älteren  Standessteueru  als 
mit  den  neueren  auf  ökonomische  Diftereuzmomente  rücksichtenden  Steuern.  Auch  die 
Besteuerung  der  „Verdienste"  von  Bflrsenspecnlauten  mittelst  solcher  Taxen  bei  „Ba- 
ronisirungen“  u.  dgl.  für  die  „Verdienste“  dieser  Personen,  woran  man  zur  Recht- 
fertigung denken  könnte,  erweist  sich  doch  viel  unzulänglicher  als  eino  ordentliche 
directe  Besteuerung  dieser  „Verdienste“,  — eine  Besteuerung,  mit  der  man  solche 
„Verdienste“  — in  jedem  Sinne  des  Wortes  — besser  belohnen  würde,  als  mit  tax- 
freien oder  taxtheueren  Ehren  und  Würden. 

Wesentlich  anders  als  Abgaben  der  besprochenen  Art  sind 
solche  für  Anstellungen  der  Beamten,  namentlich  der  Staats- 
beamten selbst,  aufzufassen.  Sie  sind  nur  bedingt  zu  billigen, 
in  der  Hauptsache  nicht. 

Kleine  feste  oder  abgestufte  Sätze,  etwa  in  Stern pelfoxm  für  die  Be- 
stallungsurkunden, „Patente“  und  dergleichen,  ebenso  etwa  für  Dienst- 
entlassungen, Urlaubsertheilungen,  lassen  sich  wohl  als  Gobühren  anschen 
und  allenfalls  rechtfertigen,  etwa  nach  den  Gesicbtspuncten,  welche  bei  Classe  1 (§.  34) 
hervorgehoben  wurden.  Grössere  Sätze,  etwa  in  Form  crbeblicbercr  Gehaltsabzüge 
von  der  ersten  Besoldung  bei  der  Anstellung  und  von  jeder  Gehaltserhöhung,  wie  sie 
früher  vielfach  vorkamen  — etwa  wie  in  Preussen  ehedem  und  sonst  öfters  zur 
Beschallung  von  Pensionirungsfonds  (Fin.  II,  S.  376)  — und  noch  heute  nicht  selten 
sind,  können  nicht  wohl  als  „Gebühren“  gelten,  sondern  sind  uoperiodische  Bcsolduugs- 
steueru,  wenn  der  Ertrag  einfach  in  die  Staatscasse  flicsst,  oder  unperiodische  „Bei- 
träge“, wenn  der  Abzug  zu  Gunsten  von  Pensions-  und  derartigen  Fonds  oder  Cassen 
stattfindet.  Im  ersteren  Fall  stehen  sie  doch  mit  dem  Besoldungszweck  und  mit  den 
Grundsätzen  einer  richtigen  Besoldungsbesteuerung  in  Widerspruch.  Im  zweiten  Falle 
lassen  sic  sich  wohl  principiell  und  practisch,  weil  sic  in  einem  Zeitpunctc  beginnen- 
der oder  erhöhter  Leistungsfähigkeit  eintroten,  eher  rechtfertigen,  werden  aber  auch 
hier  bei  einer  rationellen  Gestaltung  des  gesamtsten  Pensionswesens  besser  fortCallen 
oder  wenigstens  einer  anderen  Einrichtung  von  Beitragszahlungen  und  eventuell  Ge- 
haltsabzügen Platz  machen. 

Für  Beispiele  vgl.  Fin.  I,  §.  164,  mit  legislativen  Daten,  besonders  über  Ab- 
züge für  Pensionscassen.  In  Preussen  diese  im  Jahre  1S67  aufgehoben,  ebenso 
1673  die  Stempel  für  Dienstentlassungen  und  Urlaube.  Für  Anstellungspatente  nur 
der  allgemeine  Ausfertigungsstempel  von  1 */a  M.  — In  Oesterreich  nach  Gesetz 
von  1840  (§.  179) '/,  (!)  der  Dicnstbezüge  des  ersten  Jahres  und  jeder  Gehaltserhöhung 
als  „Diensttaxe“.  Die  Taxen  für  die  Besitzung  geistlicher  Beneficien  sind  in  1862 
aufgehoben  worden.  — In  Baicrn  auch  noch  nach  Gesetz  von  1879  von  allem  öllent- 
lichen  (Hof-,  Staats-,  Militär-,  Gemeinde-  und  sonstigen  öffentlichen)  Dieusto 
eine  1 % Gebühr  vom  ersten  Jahresgehalt  und  von  der  Erhöhung;  auch  für  kirchliche 
Pfründen.  Wo  andere  Angestellte,  als  solche,  welche  aus  Staatscassen  besoldet  werden, 
diesen  Taxen  unterliegen,  erscheint  die  Abgabe  ganz  als  Steuer  und  wird  in  dieser 
Gehaltsabzugsform  eher  noch  bedenklicher. 

6.  Gebühren  für  den  Aufenthalt  und  die  Verpflegung 
der  Sträflinge  und  Gefangenen  in  den  Strafanstalten  und 
Gefängnissen.  Im  Princip  gewiss  gerechtfertigt,  aber  natürlich  ist 
die  Erhebung  von  den  Vermügensumständen  der  Einzelnen  ab- 
hängig, daher  doch  nur  selten  ausführbar. 

Die  Verwcrthung  der  Arbeit  der  Sträflinge  für  die  Staatscasso  hat  einen 
anderen  finanzwirthschaftlichen  Oharacter,  aber  einen  gleichen  finanziellen  Effect. 

Bei  allen  diesen  Gebühren  der  Verwaltung  handelt  6s  sich  um  Thätigkeiten, 
welche  mit  dem  Rechts-  und  Machtzweck  Zusammenhängen.  Das  schliesst  aber  nicht 
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ans,  wie  wir  sahen,  ilass  mehrere  dieser  Th&tigkcitcn  auch  Gebiete  des  Cultur-  und 
Wohlfahrtszwecks  und  speciell  privatwirthschaftliche  Interessen  der  Gebuhrenzahler 
berühren.  Besonders  gilt  dies  von  manchen  Gebühren  der  ersten  und  dritten  obiger 
(.'lassen.  Bei  der  Würdigung  dieser  GcbQhron  und  bei  der  Bemessung  ihrer  Höhe  ist 
das  zu  beachten.  Je  nachdem  bei  der  Classification  der  Gebühren  das  Moment  der 
Ausübung  allgemeiner,  dem  Staate  specilisch  eignender  Yerwaltungsthätigkeiten  oder 
das  Moment  der  Förderung  auch  individueller  Cultur-  und  Wirthschaftsinteresseu 
mehr  betont  wird,  wird  man  einzelne  Gebühren  mehr  zu  der  ersten  oder  zu  der 
zweiten  Hauptclasse  zählen.  Hier  ist  das  erste  Moment  voraugestullt  worden.  Auf 
das  zweite  wird  im  2.  Abschnitt  mehrfach  mit  cingegangeu  werden. 


2.  Die  Gebühren  der  Rechtspflege. 

§.  39.  — I,  Allgemeine  Entwicklung  und  Gestaltung. 

Auf  diesem  Gebiete  ist  das  Geblihrenwesen  seit  Alters  vorzugs- 
weise eingebürgert  (oben  §.  22 — 24),  bat  aber  bis  in  die  Neuzeit 
vielfache  formelle  und  materielle  geschichtliche  Wandlungen  er- 
fahren. Missbräuchliche  Ausdehnung  der  Gebühren  zu  unpassenden 
•Steuern  war  hier  von  jeher  öfters  zu  rügen  und  fehlt  auch  gegen- 
wärtig noch  nicht.  In  früherer  Zeit,  besonders  im  Mittelalter  in 
einzelnen  Ländern,  nirgends  mehr  als  in  England  (§.  23),  hat  die 
Rechtspflege  auf  diese  Weise  fast  mehr  den  Character  eines  Finanz- 
regals als  eines  wesentlichen  Hoheitsrechts  gehabt. 

Die  „Gebühren“  sind  ferner  nicht  immer  oder  nur  theilweise 
in  die  Gasse  des  Gerichtsherrn,  sondern  mit  in  diejenige  der 
Richter  und  der  Vcrwaltnngsbeamteu  bei  dem  Gerichte 
geflossen  (Sporteln). 

Diese  Personen  bezogen  in  diesen  Abgaben  die  Gegenleistung  für  ihre  von 
einzelnen  Privaten  in  Anspruch  genommene  uud  dann  kraft  ihres  Amtes  ausgeübte 
Function.  Die  Einnahme  diente  ihnen  an  Stelle  oder  zur  Ergänzung  des  Gehalts  oder 
der  l'nterhaltsmittel . welche  sie  direct  vom  Gerichtsherm  bezogen.  Diese  Abgaben 
waren  auch  wegen  dieses  Privatbezugs  manchen  Missbrauchen  ausgesetzt,  wenngleich 
regelmässig  nach  Herkommen  oder  später  nach  Gesetz  als  feste  Taxen  uormirt. 

Erst  in  der  neueren  Zeit,  wo  auch  die  Gerichte  immer  aus- 
schliesslicher lan  des  fürstliche  werden,  also  namentlich  die 
Patrimonialjustiz  beseitigt  wird,  bürgert  sich  immer  mehr  der  Grund- 
satz ein,  die  GerichtsgebUhren  aller  Art  ausschliesslich  der 
Gasse  des  Gerichtsherrn  zuzutühren  und  nur  in  einzelnen 
Fällen  den  Gerichtsbeamten  noch  einen  kleinen  Antheil  daran  zu 
belassen  oder  neu  einzuräumen:  eine  Entwicklung,  welche  aber 
noch  nicht  überall  vollständig  und  in  den  einzelnen  Ländern  zu 
verschiedener  Zeit  und  auch  in  verschiedenem  Umfange  zur  Geltung 
gekommen  ist,  mehrfach  erst  in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts. 
Umfassende  Tarife  für  die  der  Staatscasse  zufliessenden  „Gerichts- 
kosten“ wurden  dann  aufgestellt. 
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Vgl.  preussisches  Gesotz  über  Gerichtskosten  vom  10.  Mai  1S51,  §.  18:  l)ic 
ausschliessliche  oder  auch  nur  theilweise  Anweisung  einzelner  Beamten  auf  selbst 
verdiente  Gebühren  statt  Besoldung  findet  mit  Ausnahme  der  Calculatoren  nicht  mehr 
statt.  Im  Budget  für  1876  standen  an  „Einnahmen,  die  als  Emolumente  der  Beamten 
zur  Verwendung  kommen"  z.  B.  1.91  Hill.  M.  beim  Justizministerium  (rheinischer 
Gerichtssprengel).  — Auch  nach  dem  Gerichtsverfassungsgesetz  des  Deutschen  Reichs 
vom  27.  Januar  1877  „beziehen  die  Richter  in  ihrer  richterlichen  Eigenschaft  ein 
festes  Gehalt  mit  Ausschluss  von  Gebühren“  (§.7).  Die  Gerichtsvollzieher  dieses 
Gesetzes  (§.  155)  erhalten  dagegen  Gebühren  nach  der  Gebührenordnung  vom 
24.  Juni  1878.  Im  preussischen  Etat  war  in  1886/87  die  Einnahme  des  Justiz- 
ministeriums an  Emolumenten  der  Beamten  4,865,000  M.  (meist  Gebühren  der  Gerichts- 
vollzieher für  Ausführung  von  Parteiaufträgen'!.  — In  Frankreich  sind  die  soge- 
nannten Grcffiers  neben  dem  Gehalt  auf  Gebühren  in  der  Form  von  Antheileti 
an  den  droits  de  greffe,  den  Gerichtsgebühron , u.  A.  namentlich  an  den  Ein- 
tragungsgebühren (für  die  Eintragung  der  Processe  u.  s.  w.  in  die  Gerichtsrollen), 
den  Gebühren  für  Abfassung  gewisser  Urkunden  und  an  den  Ausfertigungs- 
gebühren  angewiesen:  Antheile  von  10%  *n  beiden  ersteren,  300 nt.,  bez.  20  Cent, 
für  das  Stück  an  letzteren.  Diese  Antheile  werden  vom  Grefficr  gleich  einbehalten, 
der  aber  Commis  und  Canzlcipersonal  unterhalten  und  10  % des  Betrags  (so  wenigstens 
früher)  au  den  Staat  abfuhren  muss.  S.  Hock,  Ein.  Frankreichs,  S.  201  ff.  und  meine 
Fin.  III,  §.  236.  — Nirgends  wo  war  das  Sportelwesen  zu  Gunsten  der  Beamten  bei 
den  Öffentlichen  Behörden  und  insbesondere  auch  bei  den  Gerichten  so  ausgedehnt, 
so  mit  Missbräuchen  und  überhohen  Sätzen  verbunden  und  ist  so  spät  eine  immer 
noch  nicht  ganz  vollständige  Reform  eingetreten  wie  in  Englaud.  Vgl.  Uber  diu 
sehr  verwickelten  Verhältnisse  nach  dem  Stande  um  1865  Gneist,  englisches  Ver- 
waltungsrecht,  2.  Aull.,  II,  1216,  1221,  1353,  Vocke,  britische  Steuern  S 205  ff , 
203  ff.  Meist  jetzt  Besoldungen  fixirt.  auch  besonders  für  das  liureaupersonal  (clercs); 
Zahlung  derselben  aus  Gebühren.  Die  Ueberschüssc  der  Gebühren  an  die  Staatscasse. 
— S.  auch  Rau,  Fin.  I.  §.  235  unter  N.  4. 

Die  Einbürgerung  des  Stern p el wesens  seit  Mitte  des  17.  Jahr- 
hunderts hat  den  Anlass  gegeben,  manche  gerichtliche  Thiltigkeiten 
in  der  Form  von  Stern pe labgaben  bezahlen  zu  lassen,  indem 
für  die  Eingaben  uud  Schriftstücke  und  für  die  Erkenntiflsse  der 
Gebrauch  von  Stempelpapier  vorgeschrieben  wurde. 

Auch  an  diese  Einrichtung  knüpfen  sich  aber  wieder  öfters  Missbräuche:  Die 
bezüglichen  Abgaben  wurden  aus  Gebühren  für  bestimmte  Mühewaltungen  zu  un- 
passenden Steuern  in  Stempelform.  In  anderen  Fällen  dagegen . besonders  bei  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  nahmen  solche  Abgaben  tbeilweiso  gleichzeitig  den  Character 
von  Verkehrssteucm  an,  welche  an  sich  nicht  immer  unrichtig,  wenn  auch  oft  zu  hoch 
und  nicht  passend  geregelt  waren.  Noch  jetzt  ist  in  der  Praxis  der  Gebührencharacter 
und  der  Sleuercharacter  auf  diesem  Gebiete  der  Gerichis-  und  Stempelabgaben  öfters 
vermengt,  was  für  die  wissenschaftliche  Bourtheilung  und  für  die  formelle  Darstellung 
Schwierigkeiten  macht 

Neuerdings  haben  einige  Gesetzgebungen  das  Stempelwesen, 
bez.  die  Form  der  Erhebung  der  Gerichtskosten  mittelst  Stempels, 
auf  diesem  Gebiete,  besonders  bei  den  Processkosten , wieder  be- 
seitigt, so  dass  bloss  die  „directe“  Verrechnung  und  Erhebung  der 
betreffenden  Gebühren  erfolgt.  Im  Ganzen  technisch  zweckmässig. 

S.  u.  §.  70  ff.  in  l’roussen,  Gesetz  über  Gerichtskosten  vom  10.  Mai  1851  §.  16: 
Deutsches  Reich.  Gesetz  über  Gerichtskosten  vom  18.  Juni  1878  §.  2 („eine  Er- 
hebung von  Stempeln  und  anderen  Abgaben  neben  den  Gebühren  findet  nicht  statt"). 

In  neuerer  Zeit  sind  die  Gerichte  (hier  und  da  auch  besondere 
Verwaltungsbehörden),  zum  Theil  iu  Anknüpfung  an  und  in  Fort- 
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bildung  von  einzelnen  älteren  ähnlichen  Einrichtungen  der  so- 
genannten freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  öfters  mit  der  Führung 
öffentlicher  Bücher  oder  Register  beauftragt  worden,  in 
welche  gewisse  Rechtsgeschäfte  und  Rechtsverhältnisse  regelmässig 
eingetragen  werden  müssen  oder  können. 

Entweder  hängt  die  Gültigkeit  dieser  Rechtsgeschäfte  und  Verhältnisse  hiervon 
alt  oder  gewisse  Rechtsvortheile  knüpfen  sich  an  die  Eintragung  an.  Die  Einrichtung 
dient  daher  hier  zur  Sicherung  und  Beglaubigung.  Sie  entspricht  allgemeinen  Inter- 
essen der  Gesammtheit,  indem  sic  die  Erfüllung  gewisser  Anforderungen  an  die 
Rechtssicherheit  und  an  dio  formelle  Richtigkeit  der  Geschäfte  u.  s.  w.  verbürgt,  und 
gleichzeitig  spcciellcn  Interessen  der  einzelnen  Personen,  um  deren  Rechtsverhältnisse 
und  Geschäfte  cs  sich  im  coucreten  Fall  handelt. 

An  diese  Einrichtungen  knüpft  sich  daher  mit  Recht  ein  um- 
fassendes Gebührenwesen,  dasjenige  der  sogenannten  Register- 
oder  Eintragungsgebühren. 

Auch  wenn  die  Eintragung  unabhängig  vom  Willen  des  oder  der  Betheiligten 
auf  Grund  eines  allgemeinen  gesetzlichen  Gebots  erfolgen  muss,  verliert  die  Abgabe 
deshalb  den  Character  der  Gebühr  noch  nicht,  falls  noth  wendige  sachlich  e.  nicht 
lediglich  finanzielle  Gcsichtspuncte  jenes  Gebot  rechtfertigen  und  falls  die  Abgabe 
nach  ihrer  Art  und  Höhe  im  richtigen  Verhältniss  zu  den  Kosten  der  Einrichtung 
und  zum  Nutzen  des  betheiligten  Privaten  steht.  Das  System  der  öffentlichen  Bücher 
und  der  Registerabgaben  stimmt  indessen  mit  diesen  Voraussetzungen  öfters  nicht 
überein.  Insoweit  sind  die  betreffenden  Abgaben  nur  theilweise  Gebühren,  in  manchen 
Fällen  reine  Steuern  ans  der  Gattung  der  Yerke  hrssteuern.  (Hauptfall:  Das  En- 
registrement  Frankreichs).  Ob  und  wie  weit  sie  als  solche  Stenern  zu 
rechtfertigen  und  selbst  zu  verlangen  sind,  ist  in  der  Steuerlehre  zu  erörtern,  mehr- 
fach übrigens  zu  bejahen. 

II.  — §.  40.  Die  einzelnen  Classen  der  Gebühren 
der  Rechtspflege. 

Diese  Gebühren  wurden  bereits  oben  (§.  33)  in  drei  bez. 
vier  Classen  eingetbeilt:  Gebühren  der  streitigen  Civil- 
gerichtsbarkeit;  der  Criminalgerichtsbarkeit;  der  frei- 
willigen („nicht  streitigen“)  Gerichtsbarkeit  nebst  Re- 
gistergebübren;  dazu  tretend  dann  Geldstrafen. 

Vgl.  Iiau,  Fin.  1 (5.  A.),  §.  231,  235,  Schall,  Gebühren  g.  10  ff.  — Diese 
Eintheilung  schliesst  sich  an  das  prenssisch-deutsche  System  der  Gerichtskosten  an. 
ist  aber  auch  sachlich  begründet,  indem  sie  sich  an  die  Art  der  richterlichen  Thätig- 
keit  und  demnach  an  dio  Art  der  Leistungen  in  Privatangelegenheiten  behufs  der 
Unterscheidung  hält.  Die  Durchführung  gestaltet  sich  natürlich  nach  dem  im  einzelnen 
Lande  geltenden  Recht,  besonders  auch  nach  dem  Processrerht,  manchfach  verschieden. 
Das  Detail  ist  gross.  Im  Folgenden  werden  nur  Einzelheiten  ans  dem  früheren 
preussischen  und  aus  dem  neuen  deutschen  Gcbulirengesctz  (das  übrigens,  wie 
schon  erwähnt,  nur  für  Rechtssachen  im  Gebiete  der  Civil-,  Slrafprocess-  und  Concurs- 
ordnung  gilt)  als  Beispiele  ungefuhrt.  Ueber  die  anderen  Länder  s.  die  oben  g 31 
angegebenen  Gesetze  und  Literatur.  Bei  Rau  ältere  Angaben  über  Baden,  bei 
Schall  auch  Uber  die  deutschen  Mittelstaaten  und  Oesterreich  neuere  Daten.  Schall's 
knappe  und  doch  inhaltrciche  Behandlung  (g.  10 — 16)  ist  vorzüglich.  Ich  bin  ihm 
mehrfach  gefolgt  und  habe  demgemäss  Einiges  in  der  1.  Auflage  tg.  292  ff.)  ab- 
gcäodert.  Wo  ich  in  principicller  Auffassung,  z.  B.  in  Betreff  der  Einrichtung  und 
Höhe  der  Gebühren , und  in  der  formellen  Anordnung  abweiche . geschah  es  nach 
genauerer  Prüfung  der  Schall’achen  Behandlung.  S.  übrigens  auch  unten  g.  6T  ff. 
über  die  Grundsätze  für  die  Höhe  von  Gebühren. 
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1)  Gebühren  der  streitigen  Civilgerichtsbarkeit. 
Hierhin  gehören  die  in  der  Regel  vom  unterliegenden  Theilc  oder 
nach  der  näheren  Bestimmung  des  Richters  von  beiden  Parteien 
in  bestimmtem  Vcrhältniss  zu  bezahlenden  Gcrichtskosten 
(Sporteln,  Taxen,  theilweise  auch  in  einzelnen  Ländern  in 
Stempel  form  erhobene  Abgaben).  Sie  stufen  sich  regelmässig 
und  passend  nach  dem  ungefähren  Umfang  der  Processsache, 
der  Schwierigkeit  der  richterlichen  Thätigkeit,  daher 
nach  den  Arten  der  Processe,  nach  verschiedenen  pro- 
ccssualischen  Momenten,  ferner  nach  dem  Rang  der  Ge- 
richte (Instanzen),  aber  mit  Recht  doch  im  Ganzen  vornem- 
lich  nach  dem  Werthe  des  Streitgegenstands  ab. 

Auch  im  letzteren  hall  sind  diese  Abgaben  Gebühren , wenngleich  sie  hier  ge- 
schichtlich öfters  zu  eigentlichen  Steuern  durch  ihre  Höhe  ausarten.  Die  Abstufung 
der  Gebühr  nach  der  Höhe  des  Werths  des  Streitgegenstands  ist  zwar  gewöhnlich 
nicht  der  Mühewaltung  des  Gerichts  proportional,  wohl  aber  ciuigertna&scu  dem  Nutzen 
der  gerichtlichen  Leistung  für  die  Processirenden:  der  Höhe  ihres  betheiligten 
..Interesses"  und  am  Ende  doch  auch  etwas  einem  Momente,  das  zwar  wesentlich  nur 
für  die  Bemessung  einer  eigentlichen  „Steuer“  mit  entscheidend  ist,  aber  doch  auch 
bei  diesen  Gebühren  eine  bedingte  Berücksichtigung  linden  darf:  der  „Leistungs- 
fähigkeit“ der  Interessenten.  Die  Degression  der  Gebühr  (als  Quote  vom  Werth) 
mit  steigendem  Werth  erscheint  mir  nicht  unbedingt  geboten  (§.  12),  worin  ich  von 
Schall  (S.  122'  abweiche:  sie  kommt  doch  den  Reicheren  in  unberechtigtem  Maasse 
zu  Gute  und  nöthigt  dann , um  eine  gewisse  Einnahme  zu  erzielen , die  Kosten  1'Qi 
Processe  um  kleinere  Werthbctriige  zu  hoch  anzusetzen.  Von  diesen  wie  von  anderen 
Gerichtskosten  werden  unter  gewissen  Umständen  notorisch  Unvermögende  befreit. 
Vgl.  preussisches  Gesetz  von  1S51  (i.  5.  deutsche  Civilprocessordnung  von  187T 
10t»  fl'..  Gerichtskostengesetz  §.  47,  N.  2.  (Gewährung  des  sogenannten  „Aruieu- 
rech  ts“  ). 

Erwünscht  ist  gerade  ancb  vom  finanzwisscnschaft- 
1 ichen  Standpuucte  der  „Bestimmtheit“  der  Stenern  aus,  dass 
eine  annähernde  Vorausberechnung  des  Gcsammtbe- 
trags  der  Kosten  des  Processes  nicht  zu  schwierig  sei,  und  dafür 
ist  allerdings  ein  „System  von  Bauschgebühren“  einem  detail- 
lirten  „Einzclgebiihren-Systcm“  vorzuzieben  (Schall).  Doch 
hat  ein  blosses  Bauschsystem  wieder  andere  Bedenken,  in  Betreff 
des  richtigen  Verhältnisses  der  Gebührensumme  in  den  einzelnen 
Processen  verglichen  mit  der  Verschiedenheit  der  Mühewaltung  in 
verschiedenen  Fällen. 

Schall,  S.  123:  „Uauschgobubron,  welche  das  ganze  Vorfahren  von  der  Klage- 
orhebung  bis  zur  Urtheilsverkündigung  umfassen,  mit  besonderen  Abstufungen  für 
diejenigen  Fälle,  wo  ein  Proeess  nicht  sämmtliche  Stadien  des  Verfahrens  durchläuft 
oder  einem  abgekürzten  Verfahren  unterliegt.“  Er  citirt  als  Beispiel  dieser  Art  den 
früheren  würteinbcrgischen  Tarif. 

Die  Bezahlung  von  Gerichtskosten  überhaupt  durch  die  Pro- 
cessirenden wird  auch  practisch  nothwendig,  um  der  Processsucbt 
vorznbeugen.  Die  volle  Deckung  der  Kosten  dieser  Gerichts- 
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barkeit  durch  die  Gebühren  ist  aber  nicht  geboten  und  nicht  ein- 
mal unbedingt  gerechtfertigt,  weil  die  Institution  als  solche 
der  gesammten  Bevölkerung  zu  Gute  kommt,  ihr  Vorhandensein 
schon  das  Unterbleiben  vieler  Rechtsstreite  veranlasst  und  so  einem 
„Gesammtinteresse“  auch  ein  Antheil  der  Gesammtheit  an  den 
Kosten  entspricht.  Steucrartige  Höhe  der  Gerichtskosten  wider- 
spricht dem  Zweck  der  Gerichtsinstitution. 

Beispiele.  Preussen,  Gesetz  von  1851  und  1854,  nebst  dazu  gehörigem 
Tarif.  Im  Allgemeinen  Bemessnng  der  Gebühren  nach  dem  Kapitalwerth  des 
Objects,  bei  Gegenständen,  die  keiner  Schätzung  nach  Geld  fähig,  in  der  Kegel  wie 
bei  Gegenständen  von  400  Thlr.  Werth,  bei  wichtigeren  von  1000 — 5000,  bei  un- 
bedeutenderen von  BO — 100  Thlr.  Werth.  Baun  Unterscheidung  nach  den  einzelnen 
Momenten  im  Proccss . nach  dem  Verfahren  und  den  Processarteu , zum  Theil  nach 
den  Instanzen.  Z.  B.  1)  für  zurlickge wiesen e Klagen,  K echtsmittel , Be- 
schwerden u.  s.  w.  bis  zu  10O  Thlr.  von  je  10  Thlr.  2*/»  Sgr.,  aber  nicht  unter 
5 Sgr.;  vom  Mehrbeträge  bis  200  Thlr.  von  je  10  Thlr.  1'/,  Sgr.;  vom  Mehr- 
beträge von  je  50  Thlr.  27*  Sgr.,  bis  zum  Maximum  von  4 Thlr.  — 2)  Im  Mandats- 
rerfahren:  vom  Betrage  bis  incl.  20  Thlr.  vom  Thaler  1 Sgr.  (31/,  °/u j ; im  Ganzen 
nicht  unter  5 Sgr.;  vom  M ehrbetrage  bis  100  Thlr.  von  je  10  Thlr.  5 Sgr.  (lJ/a  %)i 
rom  Mehrbeträge  bis  zu  200  Thlr.  von  jo  10  Thlr.  2‘/i  Sgr-  (,“/«  “/„) I vom  Mehr- 
beträge bis  zu  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  77*  Sgr.  (,7t  “/ „1 ; vom  Mehrbeträge  bis  zu 
1000  Thlr.  von  je  100  Thlr.  10  Sgr.  (7*  vom  Mehrbeträge  von  je  100  Thlr. 
2'/t  Sgr.  ('/,*  "/o)-  — 3)  Procossc  mit  Ausschluss  gewisser  besonderer  Processarteu : 
z.  B.  bei  Beendigung  durch  Contumazialbescheid,  Agnitiousresolut,  Ver- 
gleich, vom  Betrage  bis  50  Thlr.  incl.  von  je  1 Thlr.  17*  Sgr.  (5  aL),  nicht  unter 
5 Sgr.;  vom  Mehrbeträge  bis  150  Thlr.  von  je  10  Thlr.  10  Sgr.  (37*  "/u)(  vom  Mehr- 
beträge bis  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  1 Thlr.  (2  vom  Mehrbeträge  bis  1000  Thlr. 
ton  je  100  Tblr.  1 Thlr.  ;1  •/«) ; vorstehende  Sätze  lur  jede  Instanz.  Vom  Mehr- 
betraffe  bis  zn  20.000  Thlr.  in  1.  Instanz  vou  jo  200,  in  höherer  Instauz  von  je 
500  Thlr.  1 Thlr.  (7*.  bez.  7»  °/o7.  vom  Mehrbeträge  in  1.  Instanz  von  je  10O0  Thlr., 
in  höherer  von  je  2000  Thlr.  1 Thlr,  (*/,„  bez.  7z«  °/u).  Mit  vielen  weiteren  Ab- 
änderungen bei  sonstigen  processualischeu  Vorgängen  (s.  Gesetz  von  1854,  Art  7 — 9).  — 
4)  In  Subhastationsprocessen  fUr  das  ganze  Verfahren  einschliesslich  der 
bei  dem  Uypotbekenbuch  zu  veranlassenden  Eintragungen  und  Ausfertigungen,  bis  zur 
Abfassung  der  Adjudicatoria,  diese  ausgeschlossen:  rom  Betrage  des  Werths  des 
Grandstucks  bis  100  Tblr.  incl.  von  je  1 Thlr.  I1/»  Sgr.  i5  */»);  vom  Mehrbeträge  bis 
500  Thlr.  von  lü  Thlr.  71/,  Sgr.  (2*/i  %)l  vom  Mehrbeträge  bis  2000  Thlr.  von  je 
50  Thlr.  15  Sgr.  (1  %)i  vom  Mehrbeträge  bis  20,000  Thlr.  von  je  100  Thlr.  10  Sgr. 
:’/i  */„):  vom  Mehrbeträge  vou  je  100  Thlr.  5 Sgr.  (7*  ”/»)•  Baun  für  die  Adjudicatoria 
und  alle  auf  Grund  derselben  zu  erlassenden  Verfügungen,  ausschliesslich  der  zur  Kauf- 
gelderbeleguug  gehörigen : vom  Betrage  bis  200  Tblr.  vou  je  1 Thlr.  1 Sgr.  (37*%); 
vom  Mehrbeträge  bis  1000  Thlr.  von  je  10  Thlr.  5 Sgr.  (I9/*  %);  vom  Mehrbeträge 
bis  20,000  Thlr.  vou  je  100  Thlr.  17s  Thlr.  oder  1'  /«%;  vom  Mehrbeträge  von  je 
100  Tblr.  1 Thlr.  oder  1 %. 

Bie  Degressiou  dieser  Sätze  und  dadurch  die  relative  Begünstigung  des  Gross- 
besitzes und  Grosskapitals  gegenüber  dem  Klcinbcsitz  war  erheblich.  Z.  B.  stellen 
sich  bei  Subhastationsprocessen  incl.  Adjudicatorien  die  Gebühren  nach  diesem  Tarif: 

Werth  des  Objects  Gebühr  in  "/« 

100  Thlr.  5 Thlr.  — Sgr.  5 

500  „ 23  ,.  10  4.67 

2,000  ..  58  ..  10  .,  2.916 

20.000  ..  328  „ 10  ,.  1.6416 

50.000  „ 43S  „ 10  „ 1.4611 

Bicselbe  Kegel  der  Begression,  nur  mit  viel  stärkeren  Sätzen  überhaupt,  zeigt  sich 
in  Folge  der  nngebeuren  Kosten  in  Frankreich.  Nach  einem  amtlichen  Bericht 
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(Lcroy-Beaulieu,  Fin.  1,  511)  und  nach  Bulletin  de  stat.  vol.  22.  p.  ISO  stellten 
sich  bei  gerichtlichen  Verkäufen  von  Immobilien: 

im  Jahre  1S73  im  Durchschnitt  1881 — 85 


Classe  nach 

Mittlerer  Betrag  in  Fr. 

«/»der 

Mittlerer  Betrag  in  Fr. 

“/.der 

Werth 

des  Zuschlag- 

der 

Kosten  vom 

des  Zuschl&g- 

der 

Kosten  vom 

preises 

Kosten 

Preise 

preiscs 

Kosten 

preise 

Bis  500  Fr. 

286 

353 

123.29 

268 

3'5 

143.80 

500—  1,000  „ 

764 

388 

50.76 

742 

418 

56.14 

1001—  2.000  ., 

1,480 

417 

28.15 

1,489 

461 

30.95 

2001—  5 000  „ 

3,390 

477 

14.06 

3,380 

523 

15  49 

5001  — 10,000  ., 

7,112 

564 

7.92 

7,157 

622 

8.69 

Ueber  10.000  „ 

43,702 

979 

2.24 

51,176 

1021 

2.00 

Durchschnitt 

14,457 

609 

4.21 

17,477 

664 

3.80 

Ein  Gesetz  vom  23.  October  lv84  hat  für  Verkäufe  bis  zu  2000  Fr.  Kosteu- 
restitution  seitens  des  Staats  und  Ermässigung  der  Emolumente  der  Beamten  vor- 
geschrieben. (Bull.  16,  p.  489). 

Im  deutschen  Gerichtskostengesetz  »'erden  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten  die  Gebühren  nach  dem  Werth  des  Streitgegenstands  wie  folgt  erhoben : 
bis  20  M.  Werth  1 M.  Gebühr;  20—50  M.  W.  2.4  M.  G.;  60—120  M.  W.  4.6  M.  ü.; 
120—200  M.  W.  7.5  M.  G.;  200—300  M.  W.  11  M.  G.;  300—450  M.  W.  15  M.  G.  ; 
450-650  M.  W.  20  M.  G ; 650—900  M.  W.  26  M.  G.;  900— 1200  >1.  W.  32  M.  G. 
und  so  weiter,  8200 — 10,000  M.  W.  90  M.  G.;  dann  für  je  2000  M.  \V.  10  M.  Gebühr 
mehr  (*/»  %i.  Bei  nicht -vcrmAgeusrcchtlicheu  Ansprüchen  wird  der  Werth  des 
Streitgegenstands  mit  2000  M.,  ausnahmsweise  niedriger  oder  hoher,  aber  nicht  unter 
200  und  nicht  Uber  50,000  M.  angenommen.  Die  volle  Gerichtsgebuhr  wird  erhoben 
für  die  contradictorische  mündliche  Verhandlung  (Verhandlungsgebuhr),  für  die  An- 
ordnung einer  Beweisaufnahme  (Beweisgebuhr),  für  eine  andere  Entscheidung  (Ent- 
scheidungsgebübr).  In  verschiedenen  anderen  Fällen  kommen  verschiedene  Quoteu  (2. 
3,  5.  6 Zehntel)  zur  Anrechnung.  Iu  der  Berufungsinstanz  erhoben  sich  die  Gebühren- 
sätze um  1 4.  in  der  Kevisionsiustanz  um  1/t.  Auch  die  Gebühren  im  Concursver- 
fahren  richten  sich  nach  den  Werthdassen  und  Sätzen  bei  bürgerlichen  Eechtsstreiten 
(Gerichtskostengesetz  § 50 — 58).  — Klagen  Uber  zu  grosse  Hohe  der  neuen  Gerichts- 
kosteu  waren  eine  zeitlang  sehr  verbruitet,  aber  bei  den  sinkenden  Gesamintcinnahmen 
nicht  gut  zu  befriedigen.  Abänderungen  im  Gesetz  vom  20.  Juni  1881. 

Statistische  Daten  Uber  die  frühere  Einnahme  bei  den  einzelnen  Arten  der 
Civilprocosse  in  Preussen  s.  in  den  Beilagen  der  Keichstagsacten,  Session  von  1878, 
S.  617  ff.  Im  Geltungsbereich  der  Verordnung  vom  2.  Januar  1849  war  die  Soll- 
einnahme für  das  2.  Semester  1875  7,158.802  M.  ln  Baiem  rechts  des  Blieins  1876 
in  Civilprocessen  239.467  M.  Stempeltaxen  und  564.551  M.  Taxen.  Ausserdem  ein 
nicht  genau  zu  beziffernder  Betrag  von  Einnahmen  nusStempelpapier  (und  Marken). 
In  Sachsen  Solleinnahme  an  allen  Gerichtsgebühren  3.64  Mill.  M.  in  1875,  wovon 
nach  Maassgabe  des  Dresdener  Sprengels  41.4  "/„  von  bürgerlichen  Rcchtsstreitlg- 
keiton.  4.2  von  Concursen,  8,5  von  Strafsachen,  45.9  % von  Geschäften  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit.  Würtembergische  Gerichtssporteln  von  Civilprocessen  und  Concurs- 
processcn  203,887  M.  Baden  dsgl.  c.  600,000  M.  und  ca.  100.000  M,  Stempel, 
Hamburg  aus  Civilprocessen  und  Concursen  1876  an  Gerichtsgebühren , Sporteln, 
Taxen , Stempel  u.  s.  w.  277,000  M.  l'ebor  die  gegenwärtigen  Einnahmen  und  Ge- 
bühren der  Hechtspflege  überhaupt  s.  u.  §.  45. 

Andere  Gebuhrengebiete  (Zwangsversteigerung,  s.  o.  das  preussische  Gesetz 
vom  16.  Juni  1683,  u.  a.  m.\  dann  die  Gebühren  für  das  Verwaltuugs-Streitverfahren 
werden  ähnlich  normirt. 

§.  41.  2)  Gebühren  der  Strafgerichtsbarkeit.  Im 
Falle  der  Verurtheilung  bat  der  Verurtbeilte  mit  Recht  regelmässig 
auch  Abgaben  eines  gebührenartigen  Characters  zur  Deckung  der 
Kosten  des  Untersuchungs-  und  Gerichtsverfahrens,  das  er  ver- 
schuldete, zu  zahlen.  Die  Höhe  dieser  Abgaben  richtet  sich  nach 
der  Art  der  Verbrechen  und  Vergehen,  daher  nach  der  Höhe  der 
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erkannten  Strafen,  auch  mitunter  nach  der  Gattung  der  Gerichte 
und  nach  den  Instanzen,  vor  denen  darlilicr  verhandelt  wurde. 
Principiell  ist  die  Erzielung  voller  Kostendeckung  der  Straf- 
gerichtsbarkeit durch  die  Gebühren  statthaft,  practisch  aber  wegen 
der  Armuth  der  meisten  Verurtheilten  nicht  zu  erreichen. 

Beispiel:  Preussen.  Im  Gesetz  von  1 S5 1 waren  unterschieden:  die  gericht- 
lichen Untersuchungen  vor  Einzelrichtern . mit  Gebühren  nach  dem  Strafmaass  von  2, 
5 und  'OThlr.,  vor  Brei- Bichter-Uollegien  in  1.  Instanz  25  Thlr  , vor  Schwurgerichten 
nach  Strafmaass  von  50,  100,  200  Thlr.,  in  deu  2 höheren  Instanzen  diu  Hälfte  dieser 
Sätze.  Nach  dem  Gesetz  von  1853  wurde  zwischen  den  Gerichten  bei  der  Feststellung 
der  Gebühren  nicht  unterschieden.  Die  Sätze  variirten  in  12  Stufen  nach  dem  Straf- 
maass von  1 — 100  Thlr.  — Nach  dem  deutschen  Gerichtslostengeselze  „bildet  die 
rechtskräftig  erkannte  Strafe  deu  Maassslab  für  die  Höhe  der  Gerichtsgebühr  aller  In- 
stanzen“. In  1.  Instanz  vartiren  diu  Gebühren  in  11  Stufen  zwischen  5 und  300  M. 
In  der  Berufung«-  und  der  Bevisiousinstanz  im  Allgemeinen  dieselben  Sätze,  eventuell 
yuoten  (5  und  1 Zehntheile).  Verschiedene  Sätze  in  näher  angegebenen  besonderen 
Fällen  (so  bei  Privatklagen).  Gesetz  von  1878  §.  50 — 78.  Alle  diese  Gebühren  kommen 
zur  Anwendung  im  Gebiete  der  Strafprocessordnung.  Andere,  meist  geringere  nach 
Tarifen  der  Particulargesetze  im  Verfahren  betretlend  Forstfrevel,  Polizeistrafen,  in 
Stencrsachen.  Beispiel:  Prcussiscbes  Gesetz  vom  3.  Mai  1853  (an  Stelle  der 
aufgehobenen  Bestimmungen  das  Gesetz  von  1851  getreten):  bei  einfachen  Holz- 
diebstahls-  und  diesen  gleichgestellten  Sachen,  wenn  die  Strafe  in  contumaciam  oder 
auf  sofortiges  Eingeständuiss  erfolgt,  nach  dem  Strafmaasse  eine  Gebühr  von  '/«,  *,§, 
7t<  1,  17{<  3 Thlr.:  wenn  die  Anschuldigung  bestritten  worden:  das  Doppelte  dieser 
Sätze.  — P reu  ss en  1871  aufgewendeto  baare  Auslagen  an  Orimiualkosten  4.75  Mill.  M., 
an  Uericbtsküstcn  vereinnahmt  818,717  M.  incl.  der  eiugebrachten  haaren  Auslagen 
(c.  10%  der  Küsten?).  — liaiern  aus  Strafprocessen  1876  eingenommen  501.000  M. 
und  ausserdem  Stempel.  — In  Wurtembcrg  bestanden  Sporteln  in  Strafsachen  früher 
nicht.  — In  Baden  1876  Einnahmen  dafür  c.  130,000. 

§.  42.  3)  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbar- 

keit, nebst  4)  Registergebühren. 

Die  geschichtlich  und  noch  nach  dem  gegenwärtigen  Recht 
der  meisten  Staaten  enge  Verbind  u ng  dieser  Gebühren  mit 
Verkehrssteuern  erschwert  die  Darstellung  und  ßeurtheilung 
auch  in  der  Theorie  sehr.  Das  Merkmal  der  „Gebühr“  liegt 
vor  — unter  der  allgemeinen,  hier  besonders  wichtigen  Voraus- 
setzung massiger,  der  Mühewaltung  des  Gerichts  und  dem  unter- 
laufenden Individual -Interesse  des  Betheiligten  entsprechender 
Höhe  — , wenn  entweder  die  Thätigkcit  des  Gerichts  ganz  frei- 
willig beansprucht  wird  oder  wenn  es  sich  um  Privatrechts- 
verhältnisse handelt,  deren  amtliche  Cognition  und  for- 
male Regelung  im  allgemeinen  „öffentlichen“  und  in  einem 
von  der  Staatsgewalt  mit  wabrzunehmendeu  Interesse  der  Be- 
theiligten, daher  doch  im  Interesse  der  Sache,  d.  b.  wegen 
der  Sicherheit  lind  Ordnung  der  bezüglichen  Verhältnisse  au 
sich  oder  um  der  nächstbetroffenen  Interessenten  (z.  B.  Minder- 
jähriger) Willen  vorgesebriebeu  ist.  Hier  hängt  nun  sehr  Vieles 
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vom  Formalismus  des  geltenden  Privat-  und  Process- 
Rechts  ab. 

Die  einzelnen  Bechtsnysteir.e,  z.  B.  in  der  Gegonwart  das  gemeine  (römische) 
Hecht,  die  verschiedenen  codificirtcn  Hechte,  das  österreichische,  prenssische , fran- 
zösische vertreten  hier  hinsichtlich  der  materiellen  Normen  für  bezügliche  Hechts- 
institute und  der  formellen  Anforderungen  für  gewisse  Rechtsverhältnisse  und  Rechts- 
geschäfte verschiedene  Grundsätze  namentlich  in  Betreff  derGiltigkeit,  Klagbarkeit, 
Nichtigkeit,  der  Art  des  Beweises  im  Streitfälle,  z.  B.  in  Bezug  auf  Schrift- 
lichkeit oder  Mündlichkeit  der  Vertragsschliessung,  Eintragung  der  Verträge  in  öffent- 
liche Bücher,  amtliche  Authcnticirung  bestimmter  einzelner  'l'hatsachcn  im  sachlichen 
Interesse,  Uebcrtragungsform  des  Eigenthums,  besonders  des  Grundeigenthums,  Form 
der  hypothekarischen  Belastung  und  der  Beschränkung  des  letzteren  durch  andere 
dingliche  Kochte,  Verwaltung  des  Mundclguts,  Vormundschaftswesen , Gestaltung  des 
ehelichen  Güterrechts,  des  Erbrechts,  Regelung  des  Nachlasswesens,  u.  8.  w.  Sehr 
lehrreich  ist  in  dieser  Beziehung  der  Bericht  der  bundesräthlichen  Commission  von  1877. 
Vgl.  z.  B.  die  Darlegung  der  Verschiedenheiten  im  Recht  S.  12  dieses  Berichts  (auch 
bei  v.  Scheel,  Jahrbuch  des  Deutschen  Reichs  1878,  S.  71),  woraus  sich  die  Schwierig- 
keiten der  gemeinsamen  Gesetzgebung  über  Urkundenstcmpcl  im  Reich  ergeben. 

Je  nach  der  verschiedenen  Behandlung  aller  dieser  Verhältnisse 
im  positiven  Becht  ist  eine  Mitwirkung  von  Gerichtsbe- 
hörden bald  geboten,  bald  frei  gestellt,  bald,  wenn  sie  im  ersteren 
Fall  unterbleibt,  mit  Hechtsnachtheilen,  bald,  wenn  sie  im  letzteren 
Fall  erfolgt,  mit  Reehtsvortheilen  verbunden. 

Z.  B.  bei  den  Registrirungen  gewisser  Urkunden  und  Rechtsgeschäfte  im  fran- 
zösischen Recht,  Code  civil  Art.  1328.  Rechtsurkunden  erhalten  hier  Dritten  gegeniiher 
durch  Anmerkung  derselben  in  gewissen  öffentlichen  Büchern  ein  sicheres  Datum. 
Damit  verbindet  sich  ein  Einregistrirungszwang  mit  civilrechtlichen  und  Strafnach- 
theilen für  die  Unterlassung:  wesentlich  eine  .Maassregel  tisealischcr  Politik,  in  An- 
knüpfung an  das  Civilrecht.  S.  den  bundesräthlichen  Commissionsberieht  von  1877, 
S.  41;  v.  Hock,  öffentliche  Abgaben,  S.  248.  meine  Fin.  III,  §.  216  ff. 

Statt  der  Gerichte  selbst  können  allenfalls  auch  Notare  und 
ähnliche  Personen,  ferner  in  einzelnen  Fällen,  z.  B.  bei  der  Führung 
der  Grundbücher,  auch  andere  Staats-  oder  Gemeindebehörden  mit- 
wirken. 

Das  Gebührcnsystem  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  spe- 
ciell  das  Registergebührensystera  eines  Landes  lässt  sich  daher 
genauer  nur  in  Verbindung  mit  dem  Privat-  und  Process- 
rechtssy8tem  dieses  Landes  darstellen  und  benrtheilen.  Hier 
in  der  Finanzwissenschaft  muss  es  genügen,  für  unsere  gegen- 
wärtigen Culturstaaten  ge  wisse  gern  einsame  Rechts  Verhält- 
nisse hervorzuheben,  bei  welchen  nach  der  wenigstens  im  Ganzen 
gemeinsamen  Rechtsanscbaunng  in  Betreff  materieller  Rechtsnormen 
und  nach  dem  für  zweckmässig  geltenden  Formalismus  des  heutigen 
Rechts  eine  gerichtliche  Mitwirkung,  bez.  eine  besondere 
Eintragung  in  öffentliche  Bücher  nothwendig  oder 
wenigstens  sehr  passend  erscheint,  daher  auch  in  verschiedenem 
l mfang  üblich  ist.  Danach  richtet  sich  dann  auch  das  Urtheil 
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Uber  die  bezüglichen  Abgaben,  welche  sich  als  Gebühren  — 
ob,  wie,  wann,  wie  hoch  — an  die  gerichtlichen  Thätigkeiten 
knüpfen  dürfen  oder  selbst  knüpfen  sollen. 

Vgl.  Rau,  Fiu.  I,  §.  234  — 237,  der  den  Steuercharactcr  der  meisten  soge- 
nannten Eintrags-  oder  Registergebuhren  wohl  erkennt,  aber,  da  er  nur  vom  Standpuncte 
der  Gebühr  aus  urthcilt,  diese  Abgabe  zu  allgemein  verwirft.  Die  sachliche 
Würdigung,  wie  sie  im  Text  versucht  wird  (z.  B.  in  Betreff  der  Grundbücher)  fehlt 
bei  Rau.  Umgekehrt  von  Rau  Stein,  der  von  seinem  an  sich  richtigeren  Standpuncte 
ans  doch  die  Abgabe  früher  zu  weit  billigte,  — übrigens  das  Gebührenmomcnt  nicht 
genügend  verfolgt  (z.  B.  5.  A.  II,  1,  280  und  II,  2,  214).  Die  beste  Behandlung 
auch  hier  von  Schall,  Gebühren,  §.  12  tf.  Wir  stimmen  wohl  sachlich  fast  ganz 
überein.  Auch  seine  formelle  Darstellung  bat  den  Vorzug  der  Uebetsichtlichkcit 
(Gebühren  in  Vormundschaftssachen,  in  Nachlassregulirungen,  Registergebuhren,  „Ge- 
bühren von  Rechtsgeschäften“ , in  welcher  letzteren  Classe  freilich  ziemlich  Ver- 
schiedenes vorkommt).  Da  ich  auch  hier  nach  der  principieilen  Auffassung  für  die  Finanz- 
wissenschaft in  erster  Linie  strebe,  glaubte  ich  indessen  an  der  Form  meiner  früheren 
Behandlung.  1.  Autl.  §.  293,  die  mit  Rücksicht  auf  dieses  Ziel  gewählt  war,  festhaltcn 
zu  solleu.  Da  in  der  Praxis  die  betrelieuden  Abgaben  nach  Art  und  Höhe  vielfach 
überwiegend  Steuern,  wenn  auch  etwa  mit  gebuhrenartigen  Elementen  verbunden, 
sind,  so  gehört  ihre  genauere  Darstellung  und  Beurtheilung  erst  in  die  Stcuerlehre. 
Im  Folgenden  nur  einige  Beispiele  von  Abgaben  reinen  oder  überwiegenden  Gc- 
buhrencharacters. 

§.43.  Eine  gerichtliche  Mitwirkung  und  demgemäss 
eine  Gebührenerhebung  für  dieselbe  erscheint  nach  dem  Ge- 
sagten im  Allgemeinen  da  angezeigt,  wo  sich  an  die  gehörige 
formale  Ordnung  und  Sicherheit  eines  Privatrechtsverhältnisses  ein 
grösseres  allgemeines  Interesse  oder  vom  Staate  mit  wahrzunehmen- 
des Einzelinteresse  anschliesst,  welches  erheischt,  dass  die  Be- 
theiligten in  ihren  Rechten  möglichst  gesichert  werden,  dass  aber 
auch  über  den  genauen  Umfang  und  Inhalt  der  Rechte  möglichst 
jeder  Zweifel  von  vornherein  ausgeschlossen  werde.  Demgemäss 
werden  im  Besonderen  einmal  öffentliche  Bücher  (Re- 
gister) für  Eintragung  gewisser  Rechtsverhältnisse  und  Rechts- 
geschäfte behufs  deren  zuverlässiger  Constatirung  und  Beglaubigung, 
ferner  amtliche  Mitwirkungen  für  die  Ordnuug  und  Controle 
einiger  bestimmter  Gattungen  von  Rechtsverhältnissen 
geboten  sein,  in  beiden  Fällen  mit  angemessener  Gebührenerhebung. 

a)  Demnach  sind  Bücher  zu  fuhren,  vor  allen  für  das  Grundeigenthum  und  für 
»Ile  darin  vorgehenden  Eigenthumswechsel  (Grundstücke,  Gebäude,  — Grund- 
bücher): für  die  Constituirung  dinglicher  Rechte,  wie  Reallasten,  Servi- 
tuten, am  Grundeigenthum  und  für  die  Verpfändung  desselben  (Hypothccirung. 
— Hypo  th  eken  bttcher). 

Die  Eintragungen  in  die  Grand-  und  liypothekcnbUcher  geschehen  auch  in 
Deutschland  regelmässig  gegen  Gebühren.  Z.  B.  Preussen,  Hypothekensachen 
(Gesetz  von  1S51):  für  die  Berichtigung  des  Besitztitels,  dessen  Eintragung 
und  alle  dabei  vorkommenden  Nebengeschäfte  vom  Betrage  bis  zu  200  Thlr.  von  je 
25  Thlr.:  10  Sgr.  (l‘/j  vom  Mehrbeträge  bis  zu  1000  Thlr.  von  je  100  Thlr.: 
10  Sgr.  (Va  °/0);  vom  Mehrbeträge  von  je  500  Thlr.:  15  Sgr.  (*/10  °/0);  für  jede 
definitive  Eintragung  nnd  alle  dabei  rorkommenden  Nebcngeschäfte  bis  zu  200 
and  resp.  1000  Thir.  Werthbetrag  */«  der  obengenannten  Sätze  (also  1 •/«  und  V«  °/o'> : 
k.  Wagner  , Flnauwlseenediaft.  II.  2.  Aufl.  7 
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vom  Mehrbeträge  über  100Ö  Thlr.  dersolbc  Satz  wie  vorhin.  Für  jede  Laschung, 
einschliesslich  der  Rctradition  des  Uocnments  und  aller  dabei  sonst  verkommenden 
Nebengeschäfte,  die  Hälfte  der  Sätze  für  die  Eintragung.  Jetzt  gilt  der  Tarif  der 
preussischen  Grundbuchordnung  vom  5.  Mai  1872.  Proben  des  letzteren:  nach 
§.  1 für  die  Entgegennahme  der  Auflassungserklärung  und  für  die  auf  Grund 
derselben  bewirkte  Eintragung  des  Eigenth  Urners  u.  s.  w.:  vom  Betrage  bis 
200  Thlr.  von  jo  25  Thlr.:  ~'/t  Sgr.  (t  vom  Mehrbeträge  bis  1000  Thlr.  von  je 
100  Thlr.:  7'/a  Sgr.  (7«  °/o) ; vom  Mehrbeträge  von  je  500  Thlr.:  77j  Sgr.  (l/la  “/„) ; 
nach  §.  2 des  Tarifs  für  jede  endgiltige  Eintragung  in  der  2.  oder  3.  Ab- 
theilung u.  s.  w.  für  die  ebengenannten  3 Stufen  bez  4 , 5 und  7*/4  Sgr.  oder  ”/, B, 
Va  und  7«#%:  also  stark  degressive  Scala  — Geber  Frankreich  s.  Hock,  Fin. 
Frankreichs,  S.  204  ff„  meine  Fin.  III,  §.  219.  Die  normale  Staatsgebuhr  für  Ein- 
tragung hypothekarischer  Forderungen  ist  1 Promille,  dazu  nouerdings  Zuschläge  (,25  •/»)■ 
Ein  gleic  h m ässiger  Proport  io  n alsatz,  statt  des  degressiven  in  Preussou,  nähert 
die  Abgabe  zwar  etwas  mehr  der  Steuer,  vortheilt  aber  die  Kosten  des  Grundbuch- 
wesens doch  wohl  gerechter  mit  auf  die  Schultern  der  reichoren  Classen.  Bei  der 
gewöhnlichen  Tragung  oder  üeberwälzung  der  Hypothekengebuhren  auf  den  Schuldner 
und  der  dadurch  erfolgenden  Creditvertheuerung  sind  massige  Sätze  geboten.  — Bei 
den  Verpfändungen  beweglicher  Sachen,  ferner  bei  Mieth-  und  Pachtver- 
trägen ist  die  Eintragung  in  Öffentliche  Bücher  im  Allgemeinen  kaum  sachlich  notli- 
wendig.  Daher  nehmen  Abgaben  für  etwaige  solche  Eintragungen  mehr  den  Character 
der  reinen  Steuer  au  (französisches  Enregistrcment:  Stempel  von  solchen  Verträgen, 
z B.  von  Lombarddarlehen).  Dasselbe  gilt  von  ähnlichen  Eintragungen  von  und  Ab- 
gaben für  andere  Verträge,  ferner  auch  von  allgemeinen  Abgaben  (meist  in  Slempel- 
fonn)  für  bezügliche  Urkunden.  Die  Forderung  der  Schriftlichkeit  von  Verträgen, 
aller  oder  solcher  über  gewisse  Werthbeträge  hinaus,  Beschränkung  der  Klagbarkeit 
andernfalls  sind  Bestimmungen  eventuell  auch  civilrechtlicher.  aber  auch  fiscalischer 
Natur,  um  zur  Abgabezahlung  (Stempel)  anzueifern.  Die  betreffenden  Abgaben  sind  aber 
nicht  mehr  Gebühren,  sondern  Steuern.  — Den  Grundbüchern  ähnlich  sind  die  Schiffs- 
register (Deutsches  Handelsgesetzbuch  Art.  432  tf.),  mit  etwaigen  Gebühren. 

Fernere  Register  mit  passender  Gebührenerhebung  sind  diejenigen,  welche  für  die 
Stellung  einer  Unternehmung  (Geschäfts)  unter  besondere  Kechtssysteme  geführt 
werden  müssen,  wie  unter  das  Handelsrecht  ( Han d elsregister),  unter  das  Genossen- 
schaftsrecht (Genossenschaftsregister)  u.  dgl.  m ; weiter  für  die  Erwerbung 
der  Rechte  eines  einzelnen  besonderen  Rechtsinstituts,  wie  des  Urheber- 
rechts und  seiner  drei  Kategorieen,  des  literarischen  Autorrechts,  des  Patentrechts, 
des  Musterschutzrechts  (Register  dafür)  u.  s.  w. 

Beispiele  solcher  Registergebuhren  in  Deutschland  sind  folgende:  Die 
erstmaligen  Eintragungen  eines  Waarenzeichens  sind  nach  dem  Reichsgesetz 
vom  30.  November  1 87 4 mit  einer  Gebühr  von  50  M.  für  die  Landescasse  be- 
legt. Die  Bundesraths- Commission  von  1877  schlug  ausserdem  einen  Keichs- 
stempel  von  10  M.  dafür  vor.  Für  gewisse  Eintragungen  Uber  das  Urheberrecht 
an  Schriftwerken  hat  der  Stadtrath  in  Leipzig  eine  Rolle  zu  fuhren  (Reichsgesetz 
vom  II.  Juni  1870b  Für  jedo  Eintragung,  Eintragsschein  und  Auszug  bezieht  er 
eine  Gebühr  von  15  Sgr.  Aehnlich  nach  Gesetz  vom  9.  Januar  1876  Uber  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden  Kunst  Die  genannte  Commission 
schlug  für  jede  Eintragung  in  die  Leipziger  Rolle  eine  Reichsgebühr  von  50  M.  vor. 
Einen  Gebuhrentarif  (mit  Sätzen,  die  von  1 auf  2 und  3 M.  steigen)  für  die  Ein- 
tragungen u.  s.  w.  in  dem  von  den  Gerichten  zu  führenden  Musterregister  hat 
das  Heichsgesetz  vom  11,  Januar  1876,  betretend  das  Urheberrecht  an  Mustern  uud 
Modellen.  Jene  Commission  beantragte  weitere  RoichsgebUbreu  von  2 und  5 hl. 
Die  Eintragungen  in  die  Genossonschaftsregister  (nach  Reichsgesetz  vom 
4.  Juli  1868  kostenfrei)  sollten  nach  gleichem  Vorschläge  mit  Gebühren  für  das 
Reich,  von  5 und  1 M. , diejenigen  in  das  Handelsregister  desgleichen  mit 
Reichsgebuhren  von  10  (Actien-  und  Commandit-Actiengesellschaften)  und  5 M.  (andere 
Firmen),  andere  auf  Antrag  erfolgende  Eintragungen  mit  1 M.  belegt  werden:  Aus- 
züge aus  der  Leipziger  Rolle,  den  Handels-,  Genossenschafts-.  Masterregistern  mit  je 
1 M.:  das  wären  lauter  Abgaben  von  wenigstens  theilweiser  Gebtthrennatur  gewesen. 
Mehrere  dieser  Register  betrelleu  Vorgänge,  welche  mit  volkswirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen Zusammenhängen.  Die  bezüglichen  Gebühren  begegnen  uns  unten  (§,  66) 
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wieder,  z.  B.  die  Patentgebühren.  — Einige  »on  Schall  §.  15  gennnute  Fälle  mochten 
nicht  za  diesen  Registergebuhren  zn  rechnen  sein. 

Der  obligatorische  Character  dieser  Eintragungen  in  solche 
Register  bedingt  auch  hier  nicht,  dass  Abgaben  für  Eintragungen 
und  für  amtliche  Auszüge  daraus  das  Merkmal  der  „Gebühr“ 
verlieren,  wenn  sie  nur  nach  Art  und  Höhe  richtig  normirt  sind. 
Es  empfehlen  sich  theils  feste  Sätze,  welche  wesentlich  als  ein 
Beitrag  zur  Kostendeckung  der  Einrichtungen  erscheinen;  theils 
Sätze,  welche  sich  nach  dem  Werth  betrag  als  Proportional- 
abgabe richten,  — so  bei  Eintragungen  Uber  Wechsel  des  Grund- 
eigenthums, Verpfändung  desselben,  anderweite  dingliche  Be- 
lastung — , sieb  durch  die  Rücksicht  auf  den  Nutzen  des  Privaten 
rechtfertigen  und  eine  bessere  Vertheilung  der  Kosten  auf  die  an 
Her  Einrichtung  Intcressirten  herbeiführen. 

b)  Bestimmte  Gattungen  ton  Rechtsverhältnissen,  in  denen  im  öffentlichen  und 
im  Interesse  der  Nächst -Betheiligton  eine  Mitwirkung  der  Gerichte  passend,  in  der 
Regel  nothwendig  erscheint,  sind  allgemein  Nachlassregulirungen,  einschliesslich 
der  gerichtlichen  Eröffnung,  eventuell  auch  Aufbewahrung  (.kaum  unbedingt 
der  Errichtung)  von  Testamenten;  Vormundschaftssachen;  ferner  Einzelnes 
wie  Einkindschafteu , Adoptionen . Legitimationen , Errichtung  von  Fideicominuissen, 
Mortificiru  ng  von  Schuldurkumlon,  insbesondere  von  (auf  Namen  oder  auf  Inhaber 
lautenden)  Actien  und  Obligationen  u.  a.  m.  Eigentliche  Gebühren  sind  hier  wohl 
fast  immer  berechtigt,  selbst  geboten. 

Vgl.  Schall,  Gebühren  §.  13,  14,  16.  weitere  Fälle.  Die  Regelung  der  be- 
treffenden Gebühren  richtet  sich  natürlich  wieder  vielfach  nach  dem  Formalismus  des 
geltenden  Rechts.  — Beispiel;  Preussisches  Gesetz  von  1851,  bez.  1854.  Nach- 
lassregulirungen (8.  31  des  Gesetzes  von  1851  und  Art.  IS  des  Gesetzes  von 
1854.  ohne  Erbtheilung):  von  Vermögen  bis  100  Thlr.  von  jedem  Thlr.  I1/,  Sgr.  (5  %)• 
nicht  unter  15  Sgr.;  vom  Mehrbeträge  bis  200  Thlr.  von  je  10  Thlr.  10  Sgr.  (81/, 
vom  Mehrbeträge  bis  1000  Thlr.  von  je  50  Thlr.  20  Sgr.  (l*/i  °/0);  vom  Mehrbeträge 
bis  5000  Thlr  von  je  100  Thlr.  20  Sgr.  (ss4/„);  vom  Mehrbeträge  von  jo  500  Thlr. 
20  Sgr.  (*/,5  %).  Bei  gerichtlicher  Erbtheilung  diese  Sätze  um  die  Hälfte  erhöht.  — 
Für  das  Vormundschaftswesen  gilt  jetzt  im  Allgemeinen  das  preussische 
Gesetz  vom  21.  Juli  1875,  betreffend  Kosten,  Stempel  und  Gebühren  in  Vormund- 
schaftssachen (Novelle  zum  Gesetz  von  1851).  Danach  z B.  „bei  den  zur  Wahr- 
nehmung ciuzelncr  Geschäfte  ciugolcitcten  Pflegschaften  und  im  Falle  der  Bestellung 
eines  Gegenvormunds  neben  dem  gesetzlichen  Vormund“  immer  M.  von  je  50  M. 
bis  zu  300  M.  (1  von  je  150  M.  vom  Mehrbeträge  bis  zu  000  M (*/,  “/„).  von 
je  300  M.  vom  Mehrbeträge  bis  zu  1500  M.  (,’/«  "/„l,  von  je  500  M.  vom  Mehrbeträge 
bis  zn  3000  M.  (Vw  */o)-  1011  jo  1000  M.  vom  Mehrbeträge  bis  zu  15,000  M.  {'/t„  “/„); 
dann  je  S M,  vom  Mehrbeträge  bis  zu  30,000  und  bis  zu  60.000  M.  und  6 M.  vom 
Mehrbeträge.  Andere  Sätze  bei  anderen  Pfleg-  und  Vormundschaften.  Ausserdem 
von  den  Kerenucn  desjenigen  Vermögens,  über  dessen  Verwaltung  dem  Gericht 
Rechnung  gelegt  werden  muss:  20  Pf.  von  je  20  M.  tl  "/»)  bis  zu  30U  M.,  von  je 
3ü  M.  des  Mehrbetrags  bis  zu  600  M.  (%  %)•  von  je  60  M.  des  Mehrbetrags  bis 
zu  1500  M (*/»%)  und  von  jo  120  M.  dos  Mehrbetrags  (*/„  °/0).  UeberaU  bedeutend 
geringere  Sätze  de»  grösseren  Vermögens:  eine  Proportional- statt  der  Degressiv- 
scala wurde  auch  bei  solchen  „Gebühren"  berechtigt  sein,  um  die  Kosten  der  Behörden 
besser  zu  vertheileu.  Abgaben  als  „Steuern“  entspräche  sie  vollends. 

In  diesen  und  in  ähnlichen  Fällen  gehen  die  Gebühren  in  der  Praxis  oft  nach 
der  Höhe  der  Sätze  nnd  nach  der  Art  der  Berechnung  in  Verkehrssteuorn  über.  In 
zahlreichen  anderen  Fällen,  z.  B.  bei  Stempel-  und  ähnlichen  Abgaben  für  Urkunden, 
namentlich  Schuldurkundeu  überhaupt,  für  Wechsel.  Actien,  andere  Inhaberpapiere, 
für  Lombarddarlehen,  für  kaufmännische  Bücher,  für  Quittungen  u.  dgl.  tu.,  bei  der 
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schon  erwähnten  tiscalischen  Erwägungen  mit  entsprungenen  Vorschrift  der  Schriftlich- 
keit der  Verträge,  um  dann  die  „Urkunde“  dem  Stempel  leichter  unterwerfen  zu  können, 
liegt  dagegen  keine  gcbuhrenartigc  Abgabe,  sondern  eine  reine  Steuer  ror,  die  als 
solche  zu  beurtheilon  ist. 

Auch  wo  Urkunden . deren  Ausstellung  ohne  Mitwirkung  der  Gerichte  sachlich 
betrachtet  recht  wohl  zulässig  ist  und  nach  dem  geltenden  Hecht  auch  zugelassen 
wird,  nicht  an  sich  Steuer-,  bcz.  stcmpolpflichtig  sind,  kann  die  Bestimmung  bestehen, 
dass  die  Urkunde  bei  Producirung  tror  Gericht,  also  namentlich  als  Beweismittel, 
erentuell  nachträglich  zu  stempeln  ist.  Eine  Abgabe  dieser  Art  fällt  dann  wieder 
etwas  mit  unter  die  Kategorie  der  Gerichtskosten  und  insofern  uuter  die  Gebühren, 
wenn  vielleicht  ihre  Höhe  und  Bemessungsart  ihr  auch  so  den  Character  der  Steuer 
grösstentheils  erhält  Vgl.  die  französischen  Einrichtungen  beim  Enregistrement 
Fin.  III.  § 218,  221. 

Eine  Keilte  von  Verwaltungs-  und  gerichtlichen  Functionen  ist  bei  den  Con- 
sulaten  vereinigt  Für  die  manchfachen  Thäligkeiten  der  letzteren,  welche  eine 
grosse  Anzahl  der  einzelnen  oben  aufgofuhrten  Fälle  der  „Inneren  Verwaltung“  und 
der  „Rechtspflege“  betroffen,  bestehen  wohl  allgemeine  Gebührentarifc.  So 
für  das  Deutsche  Reich  jetzt  der  dem  Gesetz  vom  1.  Juli  1872  angehängte  Tarif, 
in  einzelnen  Fällen,  wo  dieser  Tarif  keine  Bestimmung  hat,  ftir  die  mit  Gerichtsbarkeit 
versehenen  Consulu  der  preussischc  Tarif  vom  2t.  Octobcr  1865. 

§.  44.  5)  Geldstrafen,  einschliesslich  sogenannter  Ord- 

nungsstrafen bei  Verstössen  gegen  gesetzliche  Vorschriften,  z.  B. 
im  Zoll-  und  Stenerwesen,  werden  theils  direct  als  solche,  theils 
neben  andern  Strafen  (Freiheitsstrafen  u.  s.  w.),  theils  statt  letzterer 
(nach  der  Wahl  der  Vernrtheilten)  von  Gerichten  und  eventuell 
auch  von  andern  Behörden  erhoben. 

Heutzutage  in  den  Culturstaaten  unwichtiger  als  in  früheren  Zeiten,  wo  auch  hier 
eine  fiscalische  Ausnutzung  der  Justizhoheit  und  Strafgewalt  Üblich  war,  sind  die  be- 
treffenden Einnahmen  doch  auch  jetzt  nicht  ganz  unerheblich  und  iu  Verbindung  mit 
neueren  Verwaltungs-  (Polizei-)  und  Steuergeset/eu  wieder  öfters  in  Zunahme  begritlen. 
— Bussen.  Geldstrafen,  Vermögensconfiscationen  bildeten  im  Altcrthum  und  besonders 
im  Mittelalter  und  noch  später  eine  wichtige  Einnahmequelle  des  Fursteu  u.  s.  w.  auch 
wegen  des  im  älteren  Strafrecht  vielfach  zulässigen  Ersatzes  von  Leibes-  und  Lebens- 
strafen durch  Vermögen-Strafen.  Im  neueren  Strafrecht  Verwandlung  vou  Geldstrafen 
in  Freiheitsstrafen  im  Falle  der  Unvermögendheit  des  Venirtbeilten  zur  Zahlung.  Bei 
modernen  Steuergesetzen  bringt  cs  deren  technische  Gestaltung,  so  besonders 
bei  Zöllen,  inneren  Verbrauchssteuern  (.Getränke!  Zucker,  Tabak),  Monopolen,  Ver- 
kehrssteuern (Stempel!  Kegisterwescn ! Frankreich!)  seltener  bei  directen  Steuern  (ins- 
besondere bei  Declaration-pH  lebten)  dann  mit  sich,  dass  Geldstrafen  u.  dgl.  einen 
breiten  Raum  cinnehmen.  Die  französische  Gesetzgebung  liefert  b'-sonders  wichtige 
Beispiele.  — Einnahme  aus  Geldstrafen  im  proussischen  Justizetat  1877/78  1.675,000 
Mark,  Strafgelder  der  Steuerverwaltuug  jetzt  8—400,000  M.  jährlich.  Für  die  ältere 
Zeit  vgl.  Roscher,  Finanzregalien  S 138  ff. 

III.  — §.  45.  Der  Gesammtert rag  der  Gebühren  der  Rechts- 
pflege muss  durch  die  Höhe  der  bezüglichen  Staatsausgaben , also 
besonders  des  Justiz  Wesens,  begrenzt  Bein.  Geht  er  darüber 
hinaus,  so  nehmen  die  Geiichtsgebtihren  insoweit  den  Steuercba- 
racter  an  (§.  17).  Richtiger  bleibt  der  Ertrag  wegen  der  allge- 
meinen Bedeutung  des  Gerichtswesens  hinter  den  Kosten  des  letz- 
teren zurück.  Bei  der  Regelung  der  verschiedenen  Gattungen  und 
der  einzelnen  Sätze  der  Gerieht-gebühren  wird  dann  aber  doch 
Manches  mit  Rücksicht  auf  das  Ziel,  einen  gewisseu  Gesammtertrag 
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zu  erlangen,  einzurichten  sein:  in.  a.  W.  die  einzelne  Gebühr 
ist  ein  Glied  in  einem  System  und  muss  daher  mitunter  etwas 
anders  normirt  werden,  als  wenn  sie  rein  filr  sich  allein  zu  regeln 
wäre  (§.  69). 

Eine  finanzstatistischc  Vergleichung  zwischen  den  Kosten  der  Gerichte 
and  den  Einnahmen  ans  den  Gebühren  der  Rechtspflege  ist  nicht  einmal  annähernd 
genau  durchzufuhrcn,  weil  sich  jene  Kosten  nicht  sicher  auf  die  bestimmten  Leistungen 
der  Gerichte,  an  welche  sich  Gebühren  knüpfen,  zurückführen  lassen  und  weil  die 
Gerichtsabgaben  der  Praxis  gewöhnlich  mit  Verkehrssteuem  und  vielfach  mit  in 
Stempclform  erhobenen  reinen  Steuern  ununterscheidbar  verbunden  sind. 

S.  Ran,  Fin.  I,  §.  234,  mit  einigen  älteren,  aber  aus  den  angegebenen  Gründen  zum 
Vergleich  unzureichenden  statistischen  Daten  über  Einnahme  und  Kosten  der  Justiz  — 
Geber  die  letzteren  Wagner,  Fin.  I,  §.  179.  — Einzelne  interessante  Daten  in  den  statisti- 
schen Tabellen  des  Berichts  der  Stempelsteuercommission  von  1877.  So  z.  B.  in  Baiem 
rechts  des  Rheins  Stempel  und  Taxen,  die  überwiegend  Steuern,  in  einzelnen 
Titeln  aber  zugleich  Gebühren  für  obrigkeitliche  Functionen  sind,  in  1876:  in  der 
streitigen  Rechtspflege  1.30.  in  der  nichtstreitigen  9.48,  in  der  Verwaltung  1.18,  zu- 
sammen 11.87  Milt.  M.,  neben  „Erlös  für  verkaufte  Stcmpclmaterialien“  von  1.45 
Mill.  M.  In  der  baierischen  Pfalz:  Stcmpelgcbühren  0.259,  Eiurcgistrirungs- 
gebühren  1.91  Mill.  M..  Inscriptionsgebühren  für  Hypothekenämter  18,651  M..  Gcrichts- 
schrcibcreigebühren  32.795  M.,  wovon  9368  M.  als  Antbeile  der  Gerichtsschreiber 
abgehen.  Der  Etat  des  baierischen  Justlzministerii  (ohne  Strafanstalten)  war  1877 
10.13  Mill.  M.  — In  Würtcmberg  war  der  Ertrag  der  „Sporteln“  1876:  1.081 
Mill.  M. . wovon  auf  solche,  welche  theils  als  Steuer,  theils  als  Gebühr  auzusetzen 
(für  Jagdkarten.  Tanzcrlaubniss,  Verkaufsgenehmigung  n.  s.  w.)  96.391,  für  reine  Ge- 
bühren der  Rest,  ncmlich  Gerichtssporteln  212.000.  Sporteln  in  Ehesachen  18  295, 
Sotariatssporteln  607.000,  Verwaltungssporteln  148.000  M.  Etat  des  Justizdcparte- 
ments  1877/78  3.44  Mill.  M.  — Baden.  Ertrag  1876  an  Gerichtssporteln  6' 4.000, 
Verwaliungssporteln  422.000.  Gebühren  für  die  Rechtspolizeiverwaltung  1.592,000  M., 
zusammen  2.678.000  M.  Kosten  der  Gerichte  (ausser  das  Ministerium  selbst)  im  Etat 
von  1877  3.35  Mill.  M.  In  Würtemberg  wie  in  Baden  daneben  noch  „Liegenschafts- 
accise“  (Grundbcsitzwechsclsteuer).  Erbschafts-  und  Schenkungs-Steuer.  — Weitere 
Daten  in  der  Beilage  zum  Entwurf  des  Deutschen  Gcrichtskostengesetzes  1878.  Acten- 
stücke  des  Reichstags,  Session  1878.  S.  6S'>  ff.  — 

Nach  Einführung  des  Reichs- Gerichtskostentarifs  wurde,  wie  schon  oben  bemerkt, 
vom  Publicum  vielfach  über  zu  hohe  Gebühren,  zu  starke  Verteuerung  der  Rechts- 
hilfe. besonders  in  der  streitigen  Civilgerichtsbarkeit.  was  eine  nicht  sachlich  gerecht- 
fertigte Abnahme  der  Processe  bedinge,  von  der  Finanzverwaltung  aber  Uber  Ver- 
minderung der  Einnahmen  aus  diesen  Abgaben  geklagt,  besonders  in  Preussen. 
Hier  war  die  Einnahme  aus  Gerichtskosten  (iucl.  Strafvollstreckungskosten  und  Geld- 
strafen) ln  Mill.  M. 


1875 

42.41 

1880/81 

50.69 

1895/86 

40  40 

1876 

41.24 

1881/82 

46.78 

1986/V7 

42.70 

1877/78 

48.67 

188  Z/93 

42.71 

1887/88 

41.00 

1878/79 

47.91 

1^8i/84 

43.19 

1888/89 

41.95 

1879/80 

46.05 

1'8  t/85 

39.78 

Bis  l>86/87  Ist-,  dann  Soll-Einnahme  Eine  zeitlang  war  in  dieser  Periode 
die  Einziehung  der  Gerichtskosten  der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  mit  über- 
tragen gewesen  (1879 — 85).  im  Jahre  1885  wurden  aber  aus  sachlichen  Gründen,  da 
man  sich  mit  der  Neuerung  Uberwiegeud  unzufrieden  zeigte,  die  tiericbtscassen  wieder 
eingerichtet  und  ihnen  die  Erhebung  wieder  übertragen  (Preussisclies  Statistische« 
Jahrbuch  V,  76*.  80*.  Statistisches  Handbuch  l.  505.  522)  Auch  in  Baiern  sind 
seit  1880  die  Einnahmen  aus  „Gebühren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkciten  und  im 
Concursprocess"  fottdauernd  gefallen:  19-0  2.380.  1886  1.460  Mill.  M.  (Finanzarrhir 
V,  7711.  Eine  eingreifende  Veränderung  der  Gebühren  und  ihrer  Sätze,  über  die  in 
den  Parlamenten  wühl  discutirt  wurde,  hat  man  iudesseu  bisher  nicht  beliebt  Neuer- 
dings wieder  etwas  steigende  Eiuuahuien.  Die  Bewegung  der-clben  hängt  übrigens 
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auch  wohl  mit  dem  Gang  des  wirtschaftlichen  Lebens  zusammen.  Aus  Verbesser- 
ungen hier  mag  sich  die  Abnahme  des  Ertrags  in  den  1880  er  Jahren  mit  erklären.  — 

Die  Vertheilung  der  betreffenden  Abgaben  (Gebühren  und  Steuern)  anf  die 
Hauptkategorieen  ist  gut  aus  dem  baierischen  Etat  zu  entnehmen  (Finanzarchiv 
a.  a.  0.).  Hier  war  z.  B.  der  Ertrag  an  „Gebühren  und  Stempclabgabcn“  in  1880 
10.197  Mill.  M.,  davon  in  „bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  im  Cöncursproceasc“ 
1.466.  in  dur  „nicht  streitigen  Rechtspflege  und  Justizverwaltung“  12.702,  in  der 
„gerichtlichen  Strafrechtspflege“  0 469,  in  der  „inneren  Polizei-  und  Finanzverwaltung, 
auch  Verwaltungsrechtspflege,  daun  für  Anstellungen  und  besondere  Verleihungen“ 
0.896.  aus  „übrigen  Gebühren“  0.646,  „Erlös  aus  dem  Verkauf  von  Gebührenmarken 
und  Stempelmateriad"  0.706,  Antheil  an  den  Reichsstempelabgaben  2.304,  Antheil  an 
der  Reichs -Wecbselstempelsteuer  0.012  Mill.  M.  Die  Einnahme  aus  „Strafen“  war 
601,000  M.,  wovon  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiteu  und  im  Concursprocess  1717  M„ 
in  der  nicht  streitigen  Rechtspflege  und  in  der  Justizverwaltung  673,  in  der  gericht- 
lichen Strafrechtspflege  577.000,  in  der  inneren  Polizei-  und  Finanzverwaltung  und 
Verwaltungsrechtspfiegc  22.000  M.  Man  sieht,  dass  der  Haupttheil  der  Einnahmen 
aus  der  nicht  streitigen  Rechtspflege  u.  s.  w.  herrührt  und  hier,  wie  auch  der  Antheil 
an  den  Reichsstempelabgabcn  überwiegend  Steuer-,  nicht  gebuhrenartiger  Natur  ist. 

In  Preussen  fehlt  leider  eine  solche  auch  finanzwisscnschaftlich  lehrreiche 
Specialisirung  der  Erträge  aus  Gerichtskosten  im  Etat.  Man  muss  daselbst  dann  auch 
den  Ertrag  der  „Stempelsteuer“  hinzurechnen.  Anschlag  für  diese  im  Etat  1888/89 
18,  daher  mit  den  „Gerichtskosten“  im  Justizministerium  (41.95)  rund  60  Mill.  M. 

Das  wäre  über  zwei  Drittel  des  Ausgabeetats  des  preussischen  Justizmini- 
steriums (86.1  Mill.  M..  wovon  4.01  für  die  Oberlandes-,  63.51  für  dio  Land-  uud 
Amtsgerichte),  wobei  jedoch  ein  Theil  der  Stempeleinnahmen  auf  andere  Verwaltungen, 
anderseits  Ecichsstempeleinnahmen  mit  anzurechuen  wären,  und  ebenso  die  Ausgaben 
nicht  bloss  des  Justizministeriums  in  Betracht  kämen  (Reichsgericht;  das  preussische 
Oberverwaltungsgericht  steht  im  Ministerium  dos  Innern).  Eine  genaue  Vergleichbar- 
keit der  Einnahmen  und  Ausgaben  fehlt  eben,  und  das  starke  Verkebrssteucrelemcnt 
in  „Gerichtskosten“  und  Stempeln , das  sich  nicht  vom  Gebührenelement  ziffermässig 
abtrennen  lässt,  hemmt  die  statistische  Vergleichbarkeit  noch  weiter. 

In  Baicru  ist  der  Justizetat  (allgemeiner,  nebst  Kosten  für  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit) in  1886  14,644,000  M.,  gegen  15,216,000  M.  Einnahmen  aus  bürger- 
licher, nicht  streitiger  und  gerichtlicher  Strafrechtspflege  nebst  betreffenden  Geldstrafen, 
also  die  Einnahme  höher.  Das  beweist  aber  im  Vergleich  mit  Preussen  nicht  eine 
„bedenkliche  Verthcuerung  und  fiscalische  Ausnutzung  der  Justiz",  sondern  nur  eine 
bessere  Ausbildung  der  mit  inbegriffenen  Verkehrssteuern  in  der  nichtstreitigen 
Rechtspflege. 

Üeber  die  allgemeinen  Regeln  für  dio  Höhe  der  Gerichtsgebühren  s.  unten 
§.  67—69. 


2.  Abschnitt. 

Das  System  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsgebühren,  besonders  der  Gebühren 
der  Tolkswirthschaftllehen  Verwaltung. 


Rau,  Fin.  I (5.  A.),  §.  280,  238 — 246  in  der  Gcbührenlehre.  wo  nur  Einzelnes 
erwähnt  wird , etwas  eingehender  nur  das  Strassengeld ; dann  im  Abschnitt  von  den 
Regalien  Uber  Münze.  Post.  Stein,  bei  Gebühren  und  bei  seinen  Regalien. 
Roscher  meist  bei  „Handels-  und  ludustriegeschäften“  („intensive“  Transportunter- 
nehmuogen“,  hier  sogar  Münzregall).  Richtig  Cmpfenbach  bei  den  Gebühren 
(§  51 — 64).  Im  Schönberg’schen  Handbuch  meist  bei  den  „Erwerbseinkünften“ 
(v.  Scheel).  Vgl.  auch  v.  Hock,  Pfeiffer,  Vockc. 

§.46.  Einleitung.  Die  Cultur-  und  Wohlfahrts- 
gebtlhren  kommen  auf  den  Gebieten  der  Innern  Verwaltung 
(Einzelnes  auch  bei  der  Auswärtigen),  der  Verwaltung  desUnter- 
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richts-  und  Bildungs  wesens  und  der  (materiell-)  volks- 
wirtschaftlichen Verwaltung  (i.  e.  S)  vor  und  gliedern 
sich  hier  wieder  formal  nach  den  einzelnen  Abtheilungen  der  Ver- 
waltungsthätigkeit  auf  diesen  Gebieten,  sachlich  nach  der  Art  der 
Leistung.  Manche  dieser  Gebühren  gehören  hierher  nur,  weil  sie 
vornemlich  auch  individuelle  Cultur- und  Wirthschaftsinteressen 
fördern , in  anderer  Hinsicht  geboren  sie  zu  den  oben  schon  be- 
handelten Verwaltungsgebühren  (§.  34  ff.).  Einige  sind  auch  zu  den 
Rechtspflege-  und  Registergebübren  zu  rechnen  oder  stehen  mit 
diesen  in  näherer  Verbindung,  wie  z.  B.  die  Patentgebübrcn. 

Bei  wichtigen  Einzelarten  aller  drei  genannten  Verwaltungs- 
gebiete hat  man  es  gerade  hier  öfters  mit  Einrichtungen  der  Ge- 
meinden und  mitunter  der  anderen  Selbstverwaltungskörper  zu 
tbun,  daher  auch  mit  Gebühren,  welche  den  Cassen  dieser  Körper 
zufliessen. 

Ob,  wann  und  welche  Gebühren  sich  an  die  einzelnen  bezüg- 
lichen öflentlichen  Einrichtungen  überhaupt  knüpfen  sollen,  ist  zu- 
nächst und  principiell  nach  den  sachlichen  Verhältnissen  dieser  Ein- 
richtungen zu  beurtbeilen,  worauf  hier  nach  dem  früher  Bemerkten 
nicht  näher  eingegangen  wird  (§  18,  27).  Finanzielle  Gesiehts- 
pnncte  hinsichtlich  der  richtigen  Aufbringung  der  Kosten  und 
richtigen  Belastung  der  individuellen  Nutzuiesser,  insofern  auch 
wieder  principielle  Gesichtspuncte  in  Betreff  der  richtigen  Wahl 
des  Entgeltlichkeitsprineips  und  der  Art  wie  des  Maasses  seiner 
Durchführung,  sind  indessen  doch  auch  hier  bei  der  allgemeinen 
theoretischen  Betrachtung  und  nicht  minder  im  concreten  Fall  der 
Praxis  wo  ausserdem  die  jeweilige  Finanzlage  für  die  Ent- 
scheidung mit  in  Betracht  kommen  wird,  muss  und  darf  — mit 
zu  berücksichtigen.  Daher  werden  im  Folgenden,  namentlich  bei 
einigen  geschichtlich  und  noch  gegenwärtig  finanziell  wichtigeren 
oder  strittigeren  volkswirthschaftlichen  Einrichtungen,  auch  einige 
principielle  Erörterungen  angestellt. 

Für  das  Genauere  ist  aber  sonst  auf  die  Innere  Verwaltungslehre  und.  was  dio 
(materiell-)volkswirthschaftlichcn  Einrichtnneen  anlangt,  auf  die  Wirthsehaftliche  Ver- 
waltnneslehre  („practische“  oder  „spcciclle'1  Nationalökonomie,  „Volkswirthschafts- 
politik“)  zu  verweisen.  Im  Uebrigen  bandelt  es  sich  hier  jetzt  mehr  nur  um  eine 
kurze  Oebcrsicht  der  hergehörigen  Gebiete  mit  Hervorhebung  characteristischer, 
typischer  Fälle  als  Beispiele,  nicht  um  eine  Vollständigkeit  des  Einzelnen,  das  eben 
grossentheils  nicht  näher  in  dio  Finanzwissenschaft  gehört. 

Vgl.  fttr  dio  principielle  und  allgemeine  tinanzwissenschaftliche  Seite  auch  dieses 
Gebiets  besonders  die  schönen  Ausführungen  von  G.  Cohn,  Fin.,  1.  Buch.  3.  Kap. 
.Arten  des  öffentliche  Entgelts“.  Sonst  im  Allgemeinen  Stein 's  Verwaltungslehre 
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1.  — §.  47.  Gebühren  der  Innern  Verwaltung. 

S.  in  der  Lehre  von  den  Ausgaben:  Wagner  X,  8-  193.  Stein,  Fin.,  5.  A., 
II,  1,  204  ff.  Er  stellt  das  Gebührenwesen  des  Bildungswesens  und  der  Volkswirth- 
schaftspflege  — mit  nicht  folgerichtiger  Durchführung  — als  2 und  3.  Theil  neben 
den  ersten,  das  Gebuhrenwesen  der  Verwaltung  des  physischen  Lebens,  als  die  drei 
Theile  des  Gebührengebiets  der  Innern  Verwaltung  oder  der  eigentlichen  Vcrwaltungs- 
gebühren  hin.  ltn  1.  Theile  unterscheidet  er  dann  wieder  dreifach:  Bevölkerung«-, 
Gesundheitswesen,  Polizei.  Die  Einzelarten,  die  er  hier  einreiht,  habe  ich  schon  oben 
meist  unter  den  V erwaltungsgebührcn  (besonders  der  Classe  2 und  3,  §.  35.  36)  einge- 
stellt. namentlich  soweit  cs  sich  um  Abgaben  in  Anknüpfung  an  Urkunden  („Scheine“, 
„Bescheinigungen“)  bandelt.  Ueber  die  Benutzungsgebühren  auf  diesem  Gebiete  äussert 
sich  Stein  theils  gar  nicht,  theils  unrichtig  und  unklar  (z.  B.  dass  die  Gebühren  bei 
sanitären  Anstalten  „natürlich  nicht  dem  Staate  gehörten,  sondern  ein  Analogon  des 
Gehalts“  seien). 

Hierhin  gehören: 

1)  etwaige  Gebühren  im  Gebiete  der  amtlichen  Statistik. 

So  die  kleine  Declarationsgebuhr  im  auswärtigen  Handel,  nach  Gesetz  vom 
22.  Januar  1S72  Art.  3 in  Frankreich:  „droit  de  statistique“,  um  die  Kosten  der 
Handelsstatistik  zu  decken,  10  Cent,  per  Kollo,  oder  per  1000  Kil.  oder  per  Stück 
Vieh  u.  8.  w„  bei  Ein-  und  Ausgang.  Ertrag  jetzt  6 — 7 Mill.  Fr.  S.  Fin.  III,  S.  825. 
— Jetzt  auch  im  Deutschen  Reich  die  in  Stempelform  erhobene  „statistische  Ge- 
bühr" nach  Gesetz  vom  20.  Juli  1879  betr.  die  Statistik  des  Waarenrcrkehrs  §.  11  ff.: 
Sätze  von  5 Pfennig  für  je  500  Kil.  verpackte,  für  je  1000  Kil.  unverpackte  Waarcn, 
10  Pf.  für  je  10,000  Kil.  gewisser  Rohstoffe,  5 Pf.  für  je  5 Stück  Vieh.  Ertrag 
5 — 600,000  M.  jährlich.  „Gebührcn-Cbaracter“  der  Abgabe  anfechtbar. 

2)  Die  Gebühren  des  Gesundheitswesens,  welche  von  den 
Interessenten  einmal  bei  der  Inanspruchnahme  von  Einrichtungen 
des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  zu  entrichten  sind. 

Z.  B.  für  Impfung.  Desinficirung,  Untersuchung  Prostituirtor,  Revision  von  Apo- 
theken, Todtenbeschau  u.  dgl.  m. 

Sodann  Gebühren  für  die  Benutzung  öffentlicher  An- 
stalten dieses  Gebiets,  Kranken-,  Gebär-,  Irren-,  Alters- 
versorgungs-,  Blindenanstalten,  (weltliche)  Begräbniss- 
plätze  u.  s.  w.,  daher  oft  im  Communalfinanzwesen. 

Das  Merkmal  der  „Gebühr"  liegt  bei  Abgaben  dieser  Art  regelmässig  vor. 
Doch  erfolgt  auch  allgemein  — z.  B.  bei  der  Impfung,  wie  nach  der  Reichsgosetz- 
gebung  in  Deutschland,  — oder  theilweisc  — bei  nachgewiesener  Artnuth  — unent- 
geltliche Leistung:  also  Ersetzung  des  Gebührenprincips  durch  das  Princip  der  reinen 
Ausgabe ; öfters  mit  Recht.  Statt  solcher  und  neben  solchen  Gebühren  kommen  noch 
Gebühren  für  die  mit  der  Ausübung  der  betreffenden  Leistungen  betrauten  Personen 
in  der  Form  von  Taxen,  deren  Höhe  die  Verwaltung  festsetzt,  vor.  — 

Statistische  Daten  namentlich  in  den  Haushaltrechnungen  der  Gemeinden, 
besonders  der  städtischen.  Für  Preussen  die  im  nächsten  §.  48  genannten  amt- 
lichen Veröffentlichungen  über  Communaliinanzstatistik.  Einzelnes  wohl  in  den  Etats 
der  Armen  Verwaltung  (bei  Hospitälern,  Waisenhäusern). 

3)  Gebühren  im  Gebiete  des  Wohlthätigkeits-,  Armen- 
wesens. 

Auch  hier  kommen  wohl  Verpflegnngskosten-Gcbühren,  Ersatzleistungen  für  ge- 
währte Unterstützungen  in  Armen-,  Waisenhäusern  u.  dgl.  m.  der  Gemeinden  u.  s.  w. 
vor.  Einnahmen,  welche  nicht  immer  reine  Gebühren  sind,  aber  doch  im  Ganzen  mit 
hierher  gehören. 
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4)  Gebühren  im  Gebiete  des  A rbeiter-Versicherungs- 
wesens. 

Bei  öffentlichen,  namentlich  auf  dem  Zwang  beruhenden  Einrichtungen  dieser 
Art  hat  man  es  wohl  bishor  regelmässig  mit  eigenen,  vom  Staats-  nnd  Gemeindefiscus 
unabhängigen,  eine  besondere  juristische  Person  darstellenden  Anstalten  zu  thun.  Bei 
solchen  erscheinen  die  Beiträgo  der  Nntzniesscnden  (also  der  „Arbeiter“)  als  eine  Art 
Gebühren  an  diese  Anstalten.  Denkt  man  sich,  was  nicht  unmöglich  erscheint,  die 
Weiterentwicklung  wurde  hier  zu  einer  ähnlichen  Stellung  dieses  Gebiets  innerhalb 
des  Staats  und  der  Gemeinde,  wie  sie  das  Oüentliche  Unterrichtswesen,  namentlich  die 
Volksschule,  erreicht  hat,  fuhren  und  so  die  „Finanzen  des  Arbeiterrcrsichenings- 
wesens"  in  Einnahme  und  Ausgabe  ein  integrirender  Bestandteil  der  Staats-  und 
Gemeindefinanzen  werden,  wie  es  die  „Finanzen  des  Unterrichtswesens“  geworden  sind, 
so  wurden  Beiträge  der  Arbeiter  (wie  auch  der  Arbeitgeber)  in  förmliche  öffent- 
lich-rechtliche Staats-  und  Gomeinde-„Gobtthren“  übergehen. 

II.  — §.  48.  Gebühren  in  der  Verwaltung  des  Unter- 
richts- und  Bildungs wesens  (eventuell  einschliesslich  des 
öffentlichen  Cultus). 

Wagner  I,  §.  195,  Uber  die  Ausgaben  auf  diesem  Gebiete.  Vgl.  die  Werke 
über  Innere  Verwaltungsichre,  besonders  Stein,  auch  dio  Specialwerko  Uber  Unter- 
richtswesen einzelner  Länder,  welche  häufig  auch  die  finanzielle  Seite  mit  behan- 
deln, i.  B.  Beer  und  Hochegger,  Fortschritte  des  Unterrichtswesens  in  den  Cultur- 
staaten  Europas,  1.  B.,  Wien  1867  (Frankreich,  Oesterreich),  2.  B.,  1S6S  (Russland. 
Belgien)  Wiese,  das  höhere  Schulwesen  in  Preussen.  I (Berlin  1S64),  S.  SS.  599  ff.. 
609  (Schulgeld),  II  (1869),  12.  627  ff.,  646  (Schulgeld),  III  (1874),  23  ff,  420  ff 

Die  wichtige  und  schwierige,  auch  nach  Arten  der  Schulen  mit  zu  specialisirende 
principielle  Frago  vom  Schulgeld  — ob,  wie,  wie  hoch?  — kann  hier  nur  ge- 
streift werden.  Vgl.  auch  dazu  und  für  Statistisches  die  neueren  vorzüglichen  amt- 
lichen Veröffentlichungen  Preussens  Uber  die  Communaifinanzen  und  Schulen,  besonders 
Volksschulen:  Ergänzungshefto  des  Preussischon  Statistischen  Bureaus,  N.  6,  7,  8,  9, 
10,  13,  16,  ferner  N.  101  der  „Proussischen  Statistik"  von  Herrfurth,  Studt, 
v.  Tzschoppo,  v.  d.  Brincken,  Schneider,  Petersilie.  Letzterer  auch  Uber 
„Schulgeld“  in  der  Preussischen  Statistischen  Zeitschrift  1886,  S.  192  ff. 

Hierhin  gehören: 

1)  Die  Schul-  und  Unterrichtsgelder  an  öffentlichen 
Schulen  jeder  Art  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.,  inbegriffen 
die  etwaigen  Einschreibe-,  Eintritts-  und  AbgangsgebUhren  beim 
Eintritt  und  Anstritt  ans  der  Schule  und  sonstige  Nebenabgaben. 

Das  Schulgeld,  welches  an  öffentlichen  Anstalten  kaum  je 
in  einer  steuerartigen  oder  gewerbsgewinnartigen  Höhe  Vorkommen 
wird,  hat  durchaus  die  characteristischen  Merkmale  der  Gebühr. 
Es  ist  im  Princip  bei  allen  Schulen,  auch  bei  den  Volks- 
schulen und  hier  auch  im  System  der  allgemeinen  Schul- 
pflicht, gerechtfertigt  und  zu  verlangen  von  allen  Personen, 
denen  es  nicht  ausdrücklich,  um  sie  zu  begünstigen,  im  Fall  nach- 
weisbaren geringen  Einkommens  erlassen  wird.  Nur  wird  wegen 
des  allgemeinen  Interesses,  das  sich  neben  dem  Specialinteresse 
an  die  Schule  knüpft,  das  Schulgeld  bloss  so  hoch  anzusetzen  sein, 
dass  es  einen  Beitrag  zu  den  Gesamratkosten  liefert. 
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Die  „Schulgcldfragc“  ist  hinsichtlich  des  Princips  — „ob  überhaupt“  — 
besonders  bei  der  öffentlichen  Volksschule  und  hier  namentlich  bei  dem  System 
der  allgemeinen  Schulpflicht  (Schulzwang),  hinsichtlich  der  Höhe  — absolut  und 
relativ,  in  Verhältnissen  zu  den  Kosten  der  betreffenden  Schule  und  Schulgattung  — 
auch  bei  den  Übrigen,  den  „mittleren“  und  „höheren“,  den  Berufsschulen  contro- 
vers.  Aus  begreiflichen  Gründen,  bei  der  modernen  Würdigung  auch  der  Volksschule 
und  deren  culturhistorischcr  Mission  für  Volk,  Gesellschaft.  Staat  ist  in  der  „öffent- 
lichen Meinung"  der  neneren  und  neue-ten  Zeit  die  Hinneigung  zur  Forderung  der 
Unentgeltlichkeit  der  Volksschule,  also  der  grundsätzlichen  Beseitigung  jeder  Schul- 
gelderhebung, unverkennbar.  Durch  den  Hinweis  auf  die  allgemeine  Schulpflicht  wird 
das  dann  wohl  noch  mehr  zu  begründen  gesucht,  Unentgeltlichkeit  wohl  als  Conse- 
quenz  der  Schulpflicht  hingcstellt.  Ich  kann  mich  weder  mit  der  Forderung  noch 
mit  dieser  Motivirung  ganz  befreunden  und  meine,  es  genüge,  auch  bei  Schulzwang, 
Unentgeltlichkeit  bei  nachgewiesener  Dürftigkeit  zu  gewähren.  Das  gegenwärtig  in 
der  öQcutlichon  Meinung,  in  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  begünstigte  Princip 
der  Unoutgelilichkcit  ist  in  seiner  ökonomischen  Wirkung  zu  „commutiistisch“.  Seine 
Befürwortung  ist  aber  ein  guter  Beleg,  wie  je  nach  öffentlichen  Strömungen  dieselben 
Parteien  und  Personen  im  einen  Falle  etwas  einseitig  billigen,  was  sie  im  anderen 
Fall  ebenso  einseitig  verwerfen  (Ucbernahtno  von  Kostentheilen  der  Arbeiterversicherung 
auf  den  Staat!).  Die  elterliche  Verpflichtung  zur  Untorrichtung  der  Kinder  ist  ebenso 
verständlich  wie  diejenige  zu  ihrer  Verpflegung.  Ein  „öffentliches  Interesse“  spielt 
bei  letzterer  sognt  als  bei  ersterer  mit  Die  neuere  deutsche  und  auch  sonst  (Frank- 
reich) deutliche  Tendenz,  die  leistungsnufähigen  Gemeinden  durch  Uebernahtnc  von 
Kosten  des  Volksschulwesens  auf  deti  Staat  zu  entlasten . um  so  auch  das  Schulgeld 
aufheben  zu  können,  führt  in  die  „comtnnnisti-che"  Richtung  immer  weiter  hinein. 
— Prenssen,  vgl.  Gesetz  vom  14  Mai  1'84  „Lex  Hüne".  Ge-etze  vom  6.  Juli  1885, 
14  Juni  1888.  31.  März  1889.  „zur  Erleichterung  der  Lasten  der  Volks-chule“.  wo 
crhcoliche  Leistungen  des  Staats  an  Sieuerübcrweisungcn  für  die  Gemeinden  und  an 
Uebernahtne  von  Zuschüssen  zu  Volksschullehrergchalteti  und  Pensionen  speciell  auch 
zur  Beseitigung  des  Schulgelds  in  der  Volksschule  zwingen  sollen.  — Practisch 
mag  das  Vorgehen  auch  liier  im  Ganzen  zu  billigen  sein,  aber  zum  unbedingten 
Princip.  wie  beim  Schulgeld  der  Volksschule,  sollte  man  die  Sache  nicht  machen. 
Die  „leistungsfähigen"  Eltern  könnten  recht  wohl  Schulgeld  entrichten.  Vgl.  die 
gute  Erörterung  von  Petersilie,  Prenssische  Stalisti-che  Zeitschrift,  1888,  S.  1 43 
(auch  gegen  Stein) 

Bei  den  Rem  fschulen . Gymnasien  n.  s.  w.  ist  die  Beseitigung  des  Schul- 
gelds practisch  nicht  ernstlich  in  Frage  Aber  eine  zu  grosse  Ermässiguug 
desselben  — oder  Vermeidung  richtiger  Erhöhung  — ist  priucipiell  ebenso  abzu- 
weisen wie  die  Unentgeltlichkeit  der  Volksschule.  Practisch  sogar  noch  mehr,  da  sie 
zu  einer  be-onderett  Begünstigung,  d h Kostenerleichterting  der  wohlhabenderen 
Classen  auf  Kosten  des  allgemeinen  Steuersäckels  von  Staat  und  Stadt  fuhren  muss. 
Auch  hier  machen  sich  in  manchen  Forderungen  doch  nur  — Classeninteressen  und 
zwar  der  besser  situirten  Classen,  geltend,  ähnlich  wie  in  den  Tariffragen  der  Ver- 
kehr-anstaltcn.  Coli n ’s  richtige  Bemerkungen  (Fin.  S.  008  ff.)  über  letztere  treffen 
auch  hier  zu. 

Die  unter  dem  Einfluss  der  neueren  finanziellen  Bestrebungen  auf  diesem  Gebiete 
eingetretenen  Entwicklungen,  welche  nach  dein  hier  eingenommenen  Standpuncte  wohl 
in  der  angedeuteten  Richtung  schon  zu  weit  gehen,  seitdem  (1880)  aber  noch  mehr 
in  dieser  Richtung  fortgeschritten  sind,  waren  in  Preussen  folgende  (Statistisches 
Handbuch  I.  1S88,  423:  auch  Petersilie  in  der  Preussischen  Statistischen  Zeitschrift 
1886.  S.  1“5): 

Im  Staate  vor  66er  Umfangs  für  öffentliche  Volksschulen  verwandt,  bez.  gedeckt: 
durch  / 


Schulgeld 

1801 

Millionen 

6.97 

18S6 

Mark 

8.31 

1861  1SS6 

Procent 
23.36  8.81 

Leistungen  der  Verpflichteten  . . 

21.52 

74.51 

72.17 

79.93 

Vom  Staate 

1.33 

11.46 

4.47 

12.16 

Summa 

29.82 

94.29 

100.00  100.90 
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Im  ganzen  Staate  (incl.  neue  Provinzen ): 


1871 

1886 

1871 

1886 

Millionen 

Mark 

Procent 

Schulgeld 

10.50 

10.93 

18.87 

9.37 

Leistungen  der  Verpflichteten  . . 

42.25 

91.67 

75.83 

78.61 

Aus  Staatsfonds  

2.U0 

14.02 

5.20 

12.02 

Summa 

55.65  1 

6.62 

100.00 

100.00 

Leistungen  der  Verpflichteten:  d.  h.  der  Gemeinden.  Schulsocietäten  u.  s.  w.  Die 
stärkere  Mitbelastung  des  Staats  ist  zum  Theil  Folge  der  dem  Schulgeld  gegnerischen 
Richtung,  znm  Theil  Folge  einer  Uebcrnahme  bisheriger  Lasten  der  Gemeinden  o.  s.  w. 
auf  die  mächtigeren  Schultern  des  mit  dehnbareren  Finanz-,  auch  Steuereinkünfteu 
au-gestatteten  Staats.  Auch  in  Frankreich  seit  der  1881  eingeführten  Unentgelt- 
lichkeit der  Primärschulen  ähnlich:  1879  zahlte  der  Staat  von  74.5  Mil!  Fr.  Kosten 
12.5,  1882  von  102  llill.  74.5  (Petersilie  a.  a.  0.  S.  auch  Fin.  III,  §.  336  ff.). 

Die  preussischen  ..höheren  Lehranstalten“  aller  Art  (Gymnasien  u.  s.  w.)  hatten 
1SS7/SS  eine  Einnahme  und  Ausgabe  von  27.19  Mill.  M.  Davon  kamen  auf  ..eigenen 
Erwerb“  (Schulgeld  u.  dgl.)  12.84,  also  noch  nicht  ganz  die  Hälfte,  aus  Bcdürfniss- 
luschtlssen  des  Staats  4.34,  aus  städtischen  Fonds  6.57,  zusammen  10.91  Mill.  M.. 
der  Rest  aus  eigenem  Vermögen,  Stiftungsfonds  u.  a.  in.,  d.  h.  von  diesem  Rest  selbst 
abgesehen , mussten  zur  Kostendeckung  dieser  doch  Überwiegend  von  den  wohl- 
habenderen Classen  benutzten  Schulen  zum  Schulgeld  noch  ca.  85  % desselben  aus 
..Steuern“  der  Gesammthcit  zugeschossen  werden  Ist  dieser  Zuschuss  nicht  bereits  zu 
hoch,  so  berechtigt  wegen  des  Mitspielens  eines  öffentlichen  Interesses  und  wegen 
nothweudiger  Rücksicht  auf  den  weniger  vermöglichen  Theil  der  gebildeten  Classe, 
auch  wegen  des  Interesses  des  Staats,  die  Ausbildung  seiner  Staatsdiener  nicht  zu  kost- 
spielig für  die  Aspiranten  zu  machen,  ein  gewisser  Zuschuss  ist  — ? 

Wie  bei  der  Volksschule  Freiheit  von  Schulgeld  richtiger  nur  nach  den  Ein- 
kommen- und  Vermögensverhältnisscn  der  Eltern,  könnte  bei  den  mittleren  und  höheren 
Schulen  wohl  Abstufung  des  Schulgelds  mit  nach  solchen  Verhältnissen,  bez.  nach 
der  Einkommensteuerstufe  (Preussen,  incl.  Classensteuer)  als  etwas  nicht  Unpassendes 
zur  Erwägung  gelangen.  In  Preussen  giubt  es  dafür  Beispiele,  die  besondere  Beach- 
tung verdienen.  S.  Ergänzungsheft  N.  6 zur  Preussischen  Statistischen  Zeitschrift. 
S.  21 1 : Abstufung  der  Sc  hulgeldsätze  nach  der  Steuer  fäll  igkeit  der  Eltern: 
Freilich  ein  Uebergang  zu  Grundsätzen  des  Steuerwesens,  der  aber  hier  Manches  für 
sich  hat  und  am  Wenigsten  von  Denjenigen  abgewiesen  werden  kann,  welche  die 
Beseitigung  des  Volksschulgelds  als  einer  drückenden  „steuerartigen“  Last  mit 
stcuerpolitischen  Gcsichtspuncten  begründen  und  erstreben. 

Das  Schulgeld  stuft  sich  passend  uach  den  Gattungen  der 
Schalen  ab  und  steigt  mit  dem  Rang  und  mit  dem  Zweck, 
welchen  die  Schule  für  das  practiscbe  Erwerbsleben  verfolgt.  Auch 
bei  dem  Berufsschulwesen  ist  für  die  Dürftigen  Unentgeltlichkeit 
zu  gewähren , aber  nur  (im  Unterschied  von  der  Volksschule)  bei 
gleichzeitig  nachgewiesener  Würdigkeit,  besonders  dem  Fleisse 
des  Besuchers. 

Ob  auch  Abstufung  in  der  Schule  nach  der  Classe  (z.  B.  höheres  Schulgeld  in 
den  oberen  als  in  den  unteren  Classen  des  Gymnasiums),  passend  sei.  wird  nicht 
allgemein  zu  beantworten  sein,  ln  Deutschland,  wie  es  scheint  erst  neuerdings, 
mehr  Tendenz  zu  gleichen  Sätzen  für  alle  Classen,  worauf  vielleicht  die  Ueber- 
fttllung  der  nnteren  und  mittleren  Classen  wegen  der  Erlangung  des  Rechts  zum 
Einjährig-Freiwilligen-Militärdienst  mit  von  Einfluss  war.  Beispiele  bei  Gymnasien, 
Wiese  I 611.  Schulgeldsätze  der  höheren  Lehranstalten  in  Preussen,  Statistisches 
Handbuch  I (1888),  S.  448.  Ergänznngsheft  VI,  2 10. 

Das  Schulgeld  bildet  jedenfalls  eine  Einnahme  des  Staats  oder  desjenigen 
Selbstvorwaltungskörpers,  welcher  die  Kosten  der  Schule  finanziell  zu  tragen  hat. 
Auch  wenn,  wie  namentlich  früher  üblich,  dasselbe  als  Specialeinnahme  der 
Schule,  neben  derjenigen  aus  dem  Schulvermögen,  aus  öffentlicher  Dotation  u.  s.  w.. 
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behandelt  und  sofort  für  die  Kosten  der  Schale  mit  verausgabt  wird,  sollte  es  grund- 
sätzlich als  Einnahme  und  Ansgabe  mit  durch  die  Rechnungen  des  Staats  nnd  der 
Gemeinde  laufen,  was  aber  nicht  allgemein  der  Fall  ist. 

Das  ältere,  ehemals  bei  vielen  Behörden,  besonders  bei  den 
Gerichten  geltende  Princip,  dass  die  Gebühren  ganz  oder  thcil- 
weise  von  den  Beamten  für  ihre  Mühewaltung  statt  oder 
neben  dem  Gehalte  bezogen  werden,  hat  sich  in  Hinsicht  der 
Lehrer  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtswesens  länger  und  aus- 
gedehnter und  vielfach  bis  in  die  Gegenwart  hinein,  tbeils  all- 
gemeiner, theils  bei  gewissen  Lehranstalten  (Universitäten)  erhalten. 
Geschichtlich  leicht  erklärlich,  wie  bei  den  Schulen  corporativen 
Characters  (Universitäten,  Collegiengeld,  Honorar)  und  ander- 
seits bei  den  Volksschulen,  wo  die  Aufbringung  der  Lehrerbesol- 
dungen oft  besonders  schwierig  war,  ist  die  Fortdauer  dieses  Ver- 
hältnisses nach  der  Eigentbümlicbkeit  des  Schulwesens  auch  wenig- 
stens nicht  so  allgemein  und  nicht  so  unbedingt  principiell  abzu- 
lehnen, als  der  Gebührenbezug  der  Richter  und  der  meisten  andern 
Beamten.  Aber,  wenigstens  in  der  Gegenwart  und  für  untere  und 
mittlere  Schulen  Uberwiegen  die  Bedenken  des  Privatbezugs  des 
Schulgelds  Seitens  der  Lehrer  doch  durchaus  und  selbst  bei  Hoch- 
schulen (Universitäten)  verdienen  sie  mehr  Beachtung,  als  ihnen 
bisher  gewöhnlich  geschenkt  worden  ist;  practisch  hier  auch  des- 
wegen, weil  die  individuelle  Vertheilung  des  Gebühren-  oder 
Honorarbezugs,  wie  sie  üblicher  Weise  stattfindet,  gerade  der  in- 
dividuellen Leistung  wenig  entspricht. 

Die  gewöhnliche  Begründung  des  Privatbezugs  von  Schulgeld,  Honorar  Seitens 
der  Lehrer  ist  die  folgende:  Wenngleich,  ähnlich  wie  bei  Gerichten  und  Verwaltungs- 
behörden, der  practische  Grund,  den  Beamten  eine  genügende  Susteutation  im  Schul- 
geldbczug  zu  geben,  auch  bei  den  Lehrbeamten  mit  Hecht  wegen  jetzt  möglicher 
Gewährung  genügenden  Gehalts  immer  mehr  fortfalle,  so  sei  doch  die  specifische 
Lehr leistuug  im  höheren  Grade  als  fast  jede  andere  Leistung  eines  Staatsdieners 
eine  individuale,  um  so  mehr,  je  höher  die  Gattung  und  der  Bang  der  Schule  sei. 
Dies  bann  nun  allerdings  wohl  den  privaten  Schulgeldbezug  rechtfertigen,  aber 
durchaus  nothwendig  erscheint  derselbe  doch  auch  hiernach  nicht,  zumal  nicht  bei 
den  unteren  und  mittleren  Schulen,  wo  er  auch  immer  mehr  beschränkt  oder  abge- 
schallt  worden  ist.  Der  ausschliessliche  Bezug  des  Honorars  Seitens  der  Universitäts- 
lehrer und  zwar  eines  joden  für  die  bei  ihm  belegten  Vorlesungen,  hat  gemäss  jener 
Begründung  noch  mehr  für  sich,  erhält  sich  aber  gegenwärtig  doch  auch  wohl  mehr 
ncr  durch  die  Tradition  als  dass  er  sich,  namentlich  in  seiner  heutigen  Gestaltung, 
rationell  genügend  begründen  lä-st.  Das  practische  Bedenken,  das  doch  sehr  wichtig 
ist,  habe  ich  schon  Fin.  I,  §.  155  näher  bezeichnet.  Jedenfalls  thätcti  eingreifende 
Reformen,  die  nur  vom  Staate  ausgeheu  können,  noth,  deren  nähere  Darlegung  und 
Motivirung  hier  aber  nicht  erfolgen  kann. 

Unbedingt  wäre  zu  verlangen,  dass  auch  da»  vom  Lehrer  poisönlich  bezogene 
Schulgeld.  Honorar  u.  s.  w.  als  Einnahme  und  Ausgabe  durch  die  Rechnungen  des 
Staats,  der  Gemeinde  läuft,  wie  es  auch  bei  den  im  Gerichtswesen  noch  verkommenden 
Emolumenten  für  Reamtc  (oben  §.  39)  wohl  geschieht.  Denn  immer  i-t  z.  B.  auch 
der  Bezug  des  Collegiengeld»  des  Universitätslehrers  auf  Grund  einer  öffentlichen 
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Amtstätigkeit  erfolgt  Dieser  Forderung  wird,  scheint  es,  noch  nirgends  nach- 
gekommen. 

Alle  mit  den  Schulen,  besonders  den  Universitäten  und  ähnlichen  Anstalten  ver- 
bundenen allgemeinen  Ein-  und  AustrittsgebUhrcu  u.  dgl.  m.  (so  für  im*  und 
Exmatriculation  bei  Universitäten)  lassen  sich  vollends,  soweit  Überhaupt,  so  nur  als 
öffentliche  Einnahme,  höchstens  mit  einem  mässigen  fixen  Antheil  des  bei  den 
betreffenden  Geschäften  beschäftigten  Unterrichtsbeamten,  nicht  als  allgemeiner  Privat- 
bezug  etwa  der  Ehrcubcamten  (Kcctor,  Decane)  rechtfertigen.  Au  den  deutschen 
Universitäten  bestehen  hier,  wie  auch  in  dem  Puncte  unter  N.  2 noch  manche  ge- 
schichtlich Überkommene  Verhältnisse,  welche  bei  anderen  öllentlichen  Anstalten  mit 
Recht  längst  als  Missstände  beseitigt  sind. 

Im  Princip  können  Ubrigens  derartige  und  andere  Nebeugebuhren  (für  Schul- 
utensilien ; Auditoriengelder,  AustaltsgebUhrcn  bei  Universitäten)  gebilligt  werden.  In 
richtiger  Weise  und  Höhe  norinirt  (Wohl  passend  als  feste  oder  Bauscbgcbuhren 
massiger  Höhe)  bildeu  sie  einen  Iteitrag  der  Nutzuiosser  zu  den  meist  stark  steigenden 
Kosten  des  Unterrichtswesens.  Einführung  einer  BauschgebUhr  für  „Auditoriengeld"  an 
den  preossischen  Universitäten,  5 M.  im  Semester  für  jeden  Besucher,  an  Stelle  von  Einzel- 
gebahren  ftlr  jedes  belegte  Colleg  (25  und  50  Pf,  bcz.  1 M.)  im  Herbst  1880.  So 
erfolgt  u.  A.  auch  eine  nur  zu  billigende  Mitbelastuug  von  Ausländern. 

2)  Prüfungstaxen  aller  Art,  besonders  an  Lehranstalten. 
Vielfach  Üblich,  sind  auch  sie  principiell  in  angemessenen 
Sätzen  als  Gebühren  gerechtfertigt. 

Der  hier  noch  öfter  als  beim  Schulgeld  bestehende  Privatbezug  ist  wie  dort  zu 
beurtbeilen.  bei  sachgetnässcr  Ordnung  wohl  allgemeiner  zu  billigen,  weil  eine  Special- 
ieistung  vergütet  wird.  Die  Verrechnung  in  den  Staatsrechnuugen  ist  auch  hier  zu 
verlangen,  auch  mehrfach  üblich  — 

Die  Zeugnisse,  Diplome  u.  s.  w.,  welche  auf  Grund  der 
Prüfungen  über  Fähigkeits-  und  Kenntnissnachweis  ausgestellt 
werden,  unterliegen  häufig  noch  daneben  einer  besonderen  Abgabe, 
z.  B.  in  Form  des  Stempels,  was  sich  bei  richtiger  Regelung  allen- 
falls billigen  lässt. 

Die  Abgabe  ist  Gebühr,  soweit  hier  eine  neue  Mühewaltung  einer  Behörde 
oder  eines  Beamten  vorliegt.  Sie  gehört  übrigens  wie  die  Prufungstaxe  selbst  in  die 
Kategorie  der  allgemeinen  Veiwaliungsgebuhren  für  Be  glau  b ig  ungs-  und  dgl. 
Tbätigkeiten  (§  86).  Nimmt  sie  einen  Stcuerchararacter  an,  so  ist  die  Zulässigkeit 
hiervon  nach  den  besonderen  'Verhältnissen  des  einzelnen  Falls  zu  entscheiden.  In 
Prcussen  der  allgemeine  Stempel  für  amtliche  Atteste  von  15  Sgr. 

3)  Gebühren  (Eintritts-,  Benutzungsgelder)  für  den  Besuch 
und  die  Benutzung  öffentlicher  Kunst-  und  wissenschaftlicher 
Sammlungen,  Museen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Häufig  ist  hier  der 
unentgeltliche  Besuch  zur  Regel  geworden,  was  nicht  allgemein  ge- 
boten und  nicht  einmal  immer  zweckmässig  erscheint.  Ein  gutes 
Gebührensystem  wäre  richtiger. 

So  hat  ein  ganz  berechtigtes  italienisches  Gesetz  von  1875  über  die  Ein- 
trittspreise in  Olientlichcn  Sammlungen  u.  s.  w.  (mit  einzelnen  unentgeltlichen  Tagen 
md  freiem  Besuch  für  Sachkenner)  viel  Anfechtung  von  Reisenden  erfahren.  Das 
beweist  aber  nur  die  Neigung  des  wohlhabenden  Reisepublicums  für  einen  ihm  zu 
Gute  koinmeiideu  „Comtnuiiiainus“. 

4)  Wenn  Staat  oder  Gemeinde  als  solche  die  Kirche  und 
ihre  Diener  unterhalten , sind  die  verschiedenen  „ Kirchenge- 
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b Uhren“  für  die  Benutzung  kirchlicher  Anstalten  und  Einrichtungen 
(Kirchen,  auch  Kirchhöfe)  und  für  die  (eventuell  selbst  gebotene) 
Beanspruchung  kirchlicher  Amtshandlungen  (Taufen,  Trauungen, 
Beerdigungen,  Confirmation,  Beichte,  Abendmahlreichung  u.  s.  w.) 
hier  mit  unter  den  öffentlichen  Gebühren  zu  erwähnen. 

Anch  bei  dem  üblichen  directen  Bezug  Seitens  der  einzelnen  kirchlichen  Organe 
(Geistliche)  sind  sie,  wie  in  dem  obigen  Fall  das  Schulgeld,  als  Öffentlicher  Kosten- 
beitrag zum  Kirchenwesen  zu  betrachten.  Bei  voller  Selbständigkeit  der  Kirche  und 
finanzieller  Unabhängigkeit  derselben  von  Staat  und  Gemeinde  fallen  jene  Gebühren 
unter  einen  anderen  Gesichtspnnct.  Sie  werden  zu  frei  geregelten  Einnahmen  (Bei- 
trägen, Gebühren)  des  Vereinswesens. 

III.  — Gebühren  der  volkswirtschaftlichen  Ver- 
waltung i.  e.  S.,  d.  h.  in  der  materiellen  Wirthschafts- 
sphäre. 

Für  dieses  geschichtlich  und  noch  gegenwärtig,  ja  zum  Thcil  gerade  erst  gegen- 
wärtig besonders  wichtige  Gebiet  des  Gebllhrenwesens  gelten  vornemlich  die  Erörter- 
ungen in  der  allgemeinen  Gebubrenlehre  oben,  §.  15  ff„  26,  27.  In  fmanzgeschicht- 
lichcr  Beziehung  ist  horrorzuheben,  dass  der  Ueborgang  der  zu  Grunde  liegenden 
Einrichtungen  in  Finanzregalien  und  demnach  der  Gebühren  in  Steuern  besonders 
hier  vorgekommen  ist.  Die  grossen  Kategoriecn  der  älteren  Finanzregalien  und  die 
meisten  einzelnen  der  letzteren  geboren  hierher,  wofür  auf  die  Darlegung  im  1.  Bande 
verwiesen  wird  (Fin.  I,  §.  207,  210,  211).  Die  principielle  Erörterung  und  die  ge- 
nauere Darstellung  des  Gegenstands,  welcher  im  Folgenden  behandelt  wird,  gehört  in 
den  grundlegenden  Thcil  der  allgemeinen  Nationalökonomie  (Band  I meines  ganzen 
Werks,  „Grundlegung“)  und  in  die  practische  Nationalökonomie.  In  Betreß  letzterer 
ist  ausser  auf  Rau  und  Mo  hl  (Polizeiwissenschaft),  die  aber  in  diesen  Punctcn  beide 
nicht  mehr  genügen,  auf  Stein’s  Verwaltungslehre,  Roscher’s  Nationalökonomie 
Band  II  und  III,  Schönberg’s  Handbuch  der  Politischen  Oekonomie,  2.  und  3. 
Aufl.,  Thcil  I (darin  die  Abhandlungen  von  Jolly  Uber  Maass  und  Gewicht,  von 
Nasse  uber  Geld  und  Munzwcsen,  von  Wagner  über  Credit  und  Bankwesen,  von 
Sax  über  Communications-  und  Transportwesen)  und  Thcil  II.  ausserdem  auch  auf 
H.  Kösler’s  deutsches  Verwaltungsrccht  (besonders  I.  Buch  2 und  IL  Buch  4)  zu 
verweisen.  WerthvoU  für  die  allgemeinen  Lehren  auch  Sax,  Verkehrsmittel,  beson- 
ders 1,  62  11'..  77  ff.  Aus  der  allgemeinen  Finanzliteratur  s.  namentlich  Rau,  I, 
§.  196 — 202  (MUnzwesen),  §.  205 — 219g  (Postregal,  Staatseisoubabnen),  §.  239  tf. 
i Strassengeld),  §.  245.  Stein,  5.  A.  II,  1,  S.  288 — -305  und  cb.  der  Abschnitt  von 
den  Regalien.  S.  307 — 344  (Post  u.  s.  w.).  Umpfenbach,  2.  A. , §.  52—64  (Ge- 
bühren der  Volkswirthschaftspflege).  v.  Scheel  im  SchOnberg'schcn  Handbuch  bei 
den  ErwerbseiukUuften“  (Transportunternehmungen,  Post,  Telegraphie,  Eisenbahnen). 
Roscher,  §.  28,  29.  Cohn,  S.  376  ff„  601  if.,  615  ff.  (Post,  Telegraphie,  Bahnen). 

§.  49.  Allgemeines.  Die  Hauptfragen  allen  Gebübren- 
wesens  (§.  25),  nemlieh  einmal,  ob  der  Staat  oder  ein  Selbst- 
verwaltnngskörper,  insbesondere  die  Gemeinde,  die  bezüglichen 
Tkätigkeiten  überhaupt  übernehmen,  und  zweitens,  im 
Bejahungsfälle,  ob  er  sie  selbst  ausüben,  und  endlich  drittens, 
welches  Finanzprincip  in  der  Verwaltung  zur  Anwendung 
kommen  soll,  sind  hier  besonders  wichtig  und  strittig.  Die  erste 
Frage  specialisirt  sich  dann  noch  weiter  in  die  beiden  Unterfragen, 
ob  die  „öffentliche“  Uebernahme  ausschliesslich  (insofern  als 
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ein  „Regal“  des  geltenden  Rechts)  oder  inConcurrenz  neben 
den  Privatwirtschaften  erfolgen  soll.  In  beiden  Fällen  wieder:  ob  die 
Verwaltung  der  öffentlichen  Einrichtung  alsdann  von  dem  betreuen- 
den öffentlichen  Körper  (Staat,  Gemeinde)  selbst  zu  führen  („eigene 
Regie“,  „Selbstbetrieb“)  oder  einer  Privat wirth Schaft  pacht- 
weise oder  in  einer  anderen  Rechtsform  zu  übertragen  sei 
(„delegirte r“  Betrieb).  Die  Entscheidung  dieser  säuimtlichen 
Fragen  hängt  aber  mit  derjenigen  der  dritten  als  einer  Vorfrage 
wieder  zusammen  und  zum  Theil  davon  mit  ab:  welches  Finanz* 
princip  zu  wählen  sei.  Die  eine  Entscheidung  präjudicirt  mehr 
oder  weniger  der  andern. 

AU«  diese  Fragen  haben  mit  den  analogen  auf  dem  Gebiet  der  privatwirthschaft- 
lichen  Erwerbszweige  des  Finanzwesens  riete  Aehnlichkeit  und  innere  Verwandtschaft. 
In  manchen  Fallen,  wenn  das  Finanzprincip  in  der  Verwaltung  strittig  ist  und  das 
priratwirthschaftliche  oder  gewerbliche  principiell  oder  thatsicblich  mit  in  Frage  steht, 
wie  z.  B.  bei  den  Verkehrsanstalten,  kann  die  einzelne  Einrichtung  in  der  Lehre  von 
Privaterwerb  so  gut  als  in  der  Gebührenlehro  ihren  Platz  erhalten.  Im  Folgenden 
wird  an  die  frühere  Scheidung  der  Gegenstände  angeknupft  (Fin.  I.  §.  203'.  (Be- 
merkenswerthe  Debatte  im  französischen  Parlament,  November  lbb'J,  über  das 
dortige  Zündhölzchen-Monopol,  dessen  Fortdauer  und  etwaigen  Selbstbctrieh 
durch  den  Staat:  zu  Gunsten  des  Selbstbetricbs  erledigt,  vgl.  Fin.  HI,  §.  301,  wo  die 
Entscheidung  in  dieser  Richtung  empfohlen  wurde.) 

Die  genauere  sachliche  Erledigung  dieser  Fragen  der  Prac- 
tischen  Nationalökonomie  oder  Wirtschaftlichen  Verwaltungslehre 
vorbehaltend,  muss  es  hier  genügen,  nur  auf  einige  allgemeine 
Seiten  der  bezüglichen  Einrichtungen  hinzuweisen,  welche 
für  die  Entscheidung  jener  Fragen  und  für  die  finanzielle  Be- 
handlung der  Einrichtungen  wichtig  sind. 

Sowohl  bei  einzelnen  geschichtlich  unter  den  Culturvölkcrn 
überkommenen  „öffentlichen“  Anstalten  dieser  Art  (Strassen, 
Post,  Münze),  als  auch  bei  ganz  modernen  Zweigen  (Telegraphie, 
Telephonie,  Eisenbahnen,  — gewisse  städtische  Anstalten,  wie  Gas-, 
Wasserwerke)  sind  es  recht  eigentlich  Gründe  der  möglichst 
zweckmässigen  Organisation  der  Volkswirthschaft, 
daher  auch  der  Technik,  der  Kostenersparung  (Oekonomik 
in  diesem  Sinne),  der  Betriebsconcentration,  der  Ver- 
meidung oder  Beschränkung,  wenigstens  factischer,  Privat- 
Monopole,  der  Socialpolitik  und  derartige  allgemeine  Gesichts- 
puncte  mehr,  welche  diese  Einrichtungen  ausschliesslich  oder  neben- 
bei dem  Staate,  der  Gemeinde  übertragen  Hessen. 

Einmal  bewährt  sich  das  privatwirthschaftlicke  System  in  der  Herstellung  der 
betreffenden  Leistungen  hier  nicht  oder  fungirt  spontan  gar  nicht;  die  privatwirth- 
schaftliche  Concurrenz  ist  mangelhaft,  factischo  Monopole  drohen  oder  selbst  Rechts- 
monopole  sind  nicht  zu  vermeiden  u.  dgl.  in.  Anderseits  erprobt  sich  gerade  das 
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durch  den  Staat,  die  Gemeinde  vertretene  gemeinwirthschaftiicho  System.  Der  erforder- 
liche grosse  Kapitalaufwand  ist  dadurch  besser  als  durch  Erwerbsgesellschafteu  zu 
beschaffen,  die  Gewinnchance  füllt  dem  öffentlichen  Körper  zu.  das  Kisico  ist  massig. 
In  ökonomisch-technischer  Beziehung  steht  die  Gemeinwirtbschaft  hinter  der  Privat- 
wirtschaft, zumal  der  hier  meist  allein  möglichen  Actiengesellschaft , nicht  zurtlck. 
Gerade  die  moderne  Technik  und  die  ürossbetriebstendenz  brachten  das  zu 
Wege  ^Verkehrswesen,  städtische  Anstalten). 

Die  Beibehaltung  alter  oder  die  Uebertragung  neuer  privat- 
wirthschaftlicher  Zweige  und  Tbätigkeitsgebiete , an  welche  sich 
Einnahmen  anknttpfen  konnten,  an  den  Staat  und  die  Gemeinde 
erfolgt  dann  mit  Rücksicht  auf  diese  Verhältnisse  im  öffent- 
lichen Interesse. 

Für  alle  diese  Puncto  und  für  die  hier  vertretene  Grundanschauuug  Uber  die 
richtige  Organisation  der  Volkswirtschaft  muss  ich  mich  auf  meine  „Grund  legung“ 
beziehen,  besonders  1.  Abtheilung,  Kap.  3 und  4.  Eine  maassgebende  Bedeutung 
gewinnt  die  Umgestaltung  der  Technik  und  die  Ausbildung  von  Individual-  zu 
GemeinbedUrfuissen  auch  in  der  materiell-wirtschaftlichen  Sphäre. 

Durch  das  zur  Uebernahme  auf  den  Staat  u.  s.  w.  treibende 
Moment  des  öffentlichen  Interesses  ist  auch  das  Ziel  für  die 
finanzielle  Verwaltung  gesteckt:  das  Steuerprincip  ist  im 
Allgemeinen  und  als  Regel  — mögliche,  berechtigte,  aber  dann 
speciell  zu  begründende  Ausnahmen  abgerechnet  — ganz,  das 
gewerbliche  grösstentheils  ausgeschlossen,  jedenfalls  letz- 
teres nur  soweit,  als  noch  ein  grosses  Capital  der  Einrichtnng  zu 
verzinsen  nnd  zu  amoriisiren  ist,  und  daher  doch  meist  nur  etwas 
modificirt,  zuzulasseu,  wie  bis  jetzt  bei  den  Eisenbahnen 
(Ein.  I,  §.267,  268).  Im  Uebrigen  muss  das  Gebührenprineip 
leitende  Richtschnur  sein:  denn  nur  dabei  ist  das  „öffent- 
liche Interesse“  zu  befriedigen  nnd  in  der  Möglichkeit  der 
Wahl  dieses  Firanzprincips  liegt  einer  der  treibendsten  Gründe, 
die  Einrichtung  überhaupt  zu  einer  „öffentlichen“  zu  machen.  Ge- 
schieht dies,  so  kann  unter  Umständen  selbst  das  Princip  der  reinen 
Ausgabe  da  und  dort  einmal  zur  Erwägung  kommen. 

ln  Bezug  auf  die  Normirung  und  Höhe  der  Gebühren  stellt 
das  öffentliche  Interesse  weitere,  nach  den  einzelnen  Gattungen 
der  Anstalten  verschiedene  Anforderungen.  Immer  ist  dabei,  sowohl 
für  die  Finanzwissenschaft  als  für  die  rationelle  Finanzpraxis  zu  be- 
achten, dass  die  Verwaltung  nach  dem  Gebührenprineip  hier  durch 
den  inneren  Grund  der  öffentlichen  Uebernahme  der  bezüg- 
lichen Einrichtungen  als  Regel  bedingt  ist  und  dass  Abweich- 
ungen von  diesem  Princip  deswegen  mehr  nach  unten  zu  (reine 
Ausgabe)  als  nach  oben  zu  (gewerbliches  oder  Steuer- 
princip) statthaft  erscheinen. 
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§.  50.  System  der  volkswirtschaftlichen  Gebühren. 
Unter  Ausschluss  der  bereits  im  ersten  Bande  beim  Privaterwerb  be- 
handelten und  eventuell  auch  mit  unter  die  GebUhrenzweige  zu 
reihenden  Einrichtungen  (daher  besonders  der  Eisenbahnen)  lässt 
sich  ftlr  die  Culturvölker  unserer  Zeit  folgende  Uebersicht  der 
wichtigeren  einzelnen  volkswirtschaftlichen  Gebuhrenanstalten  und 
Einrichtungen  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper,  besonders 
der  Gemeinde,  aufstellen. 

In  diese  Uebersicht  sind  auch  einige  oben  schon  bei  den  Rechts-  and  Ver- 
waitongsgebuhren  genannte  Zweige  mit  anfgenommen,  weil  dieselben  nach  ihren  Öko- 
nomischen Wirkungen  zugleich  in  die  zweite  Gebuhronclasse  gehören  (§.  32  ff.). 
Vollständigkeit  im  Detail  würde  hier  zu  weit  führen  und  ist  auch  für  die  Zwecke  der 
Finanzwissenschaft  nicht  geboten.  Nur  bei  einiget)  Zweigen  werden  hier  wegen  deren 
grosserer  finanzieller  Bedeutung  einige  weitere  Erörterungen  priucipieller  Art  ein- 
gefttgt.  Im  Uebrigen  ist  auch  für  die  Frage  der  Norinirung  der  Gebühren  ebenso 
wie  für  diejenige  der  Uebernahme  durch  den  Öffentlichen  Körper  auf  die  Wirthschaft- 
liche  Verwaltungslehro  zu  verweisen. 

Die  volkswirtschaftlichen  Gebühren  theilen  sich  in  zwei 
Hauptclassen,  die  erste  wieder  in  zwei  grössere  Unter- 
classen,  nemlich: 

A)  Gebühren  für  die  private  Benutzung  „öffentlicher“ 
Einrichtungen  und  Anstalten, 

1)  solcher, welche  ausschliesslich(als„Regal“des geltenden 
Rechts)  dem  Staate,  einem  Selbstverwaltungskörper  oder  durch  Ver- 
leihung, Vertrag  einer  von  diesen  delegirten  Privatwirtschaft  zu- 
stehen ; 

2)  solcher,  welche  neben  den  gleichen  Einrichtungen  und  An- 
stalten des  privatwirthschaftlichen  Systems  existiren,  wenn  auch 
vielleicht  thatsiichlich  das  Gebiet  beherrschend  (§.  51 — 65). 

B)  Gebühren  für  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  eines 
Selbstverwaltungskörpers  in  den  wirtschaftlichen  Ange- 
legenheiten von  Privaten,  besonders  in  den  Verhältnissen 
ihres  privatwirthschaftlichen  Productionsbetriebs  (§.  66). 

Die  erste  Kategorie  dieser  Gebühren  (A)  kann  nach  dein 
grossen  Gebiete,  auf  welchem  sie  vornemlich  vorkommt,  als  Ge- 
bühren des  Verkehrswesens  (im  weiteren  Sinne  des  Worts), 
die  zweite  (B)  als  Gebühren  der  sogenannten  Volks  wirth- 
schafts-Pflege  bezeichnet  werden. 

Doch  passt  der  erste  Name  genau  nach  dem  Sprachbrauch  nur  für  die  Haupt- 
arten dioser  Gebühren  und  wird  hier  nur  danach  (a  potiori)  und  mit  Rücksicht  auf 
die  Kürze  des  Ausdrucks  gewählt.  Das  Gebiet  der  bezüglichen  Einrichtungen  erweitert 
sich  aus  technischen  und  socialpolitischen  Gründen  gerade  neuerdings  immer  mehr, 
besonders  in  der  Gemeinde  (§.  65).  Der  zweite  Name  ist  im  Anschluss  an  die  ge- 
bräuchliche. übrigens  auch  nicht  durchaus  correcte  Terminologie  gewählt  worden  (§.  66). 

A.  Wagner,  Finanawiaaenachaft.  II.  2.  Aalt.  S 
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Zu  den  hierhergehörigen  ausschliesslich  vorbehalteneu 
Einrichtungen  und  Anstalten  (Regalien  des  Rechts)  in  der  Kategorie 
des  Verkehrswesens  (A,  1)  zählten  nach  dem  geltenden  Recht  der 
früheren  Zeit  unserer  Culturvölker  die  bezüglichen  alteren  Finanz- 
regalien, soweit  diese  nach  dem  Gebührenprincip,  nicht  wie 
freilich  meistens,  nach  dem  Besteuerungsprincip  verwaltet  wurden, 
ln  der  Gegenwart  giebt  es  eine  Reihe  von  Einrichtungen,  welche 
sich  der  Staat,  vornemlich  aus  ökonomisch-technischen, 
eventuell  aber  auch  aus  anderen  mitspielenden  Gründen,  im 
öffentlichen  Interesse  ausschliesslich  Vorbehalten 
hat  und  welche  er  gewöhnlich  auch  selbst  verwaltet,  — wo  also 
Verbindung  von  „öffentlichem“  Ei  gen  th  um  mit  „öffent- 
lichem Selbstbetrieb  stattfindet.  In  der  Gemeinde  und  bei 
den  anderen  Selbstverwaltungskörpern  ist  ein  Rech tsprincip  aus- 
schliesslichen Vorbehalts  gewisser  wirtschaftlicher  Einricht- 
ungen bis  jetzt  nur  ausnahmsweise  durchgedrungeu,  aber  die 
thatsächliche  Entwicklung  führt  auf  einzelnen  Gebieten  zur 
factisch  ganz  oder  fast  ganz  ausschliesslichen  C'omuiunalthätigkeit. 

Im  Einzelnen  sind  als  Gebührenzweige  des  Verkehrswesens  (A) 
zu  nennen:  das  Mtinzwesen,  das  Banknoten-  und  eventuell 
das  Bankwesen  überhaupt,  das  Versicherungswesen,  dann 
das  grosse  Gebiet  des  eigentlichen  Verkehrswesens  (im 
engeren  Sinne  des  Worts),  wohin  einmal  die  öffentlichen 
Wege  aller  Art  (einschliesslich  Brücken,  natürliche  Wasser- 
strassen) nebst  den  mit  diesen  Wegen  und  ihrer  Benutzung  in  Ver- 
bindung stehenden  Einrichtungen  (Schifffahrtszeichen , Leuchtfeuer, 
Häfen,  Quais,  Krahne  u.  dgl.  m.)  und  den  verwandten  Ein- 
richtungen für  Handel,  Markt-,  Messverkehr  (Verkaufsplätze, 
Läden,  Buden,  Niederlagen,  Waagen  u.  s.  w.),  sodann  auch  die 
eigentlichen  öffentlichen  Verkehrsanstalten  (locale, 
wie  kleine  Dampf  bahnen , Pferdebahnen , Omnibuswesen , nament- 
lich aber  Post  und  Telegraphie  nebst  Telephonie)  gehören. 
Grössteutheils  handelt  es  sich  bei  diesen  Gebührenzweigen  um  Ein- 
richtungen von  a 1 1 g e m e i n e r e r B e d e u t u n g für  die  g e s a m m t e 
Volkswirt h scliaft,  um  „allgemeine  Angelegenheiten“ 
der  letzteren,  nicht  bloss  um  Angelegenheiten  und  Interessen 
einzelner  Productions-  und  Berufszweige  und  einzelner  Personen. 
Auch  dies  kann  in  der  finanziellen  Behandlung  der  Einrichtungen 
im  Gebührenwescn  einige  Berücksichtigung  linden,  weil  und  soweit 
als  sich  die  Vortheile  der  Einrichtungen  für  die  Nutzniesser  weniger 
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differenziren  oder  der  individuelle  Vortheil  gegenüber  dem  Gcsammt- 
nutzen  für  die  ganze  Bevölkerung  weniger  in  Betracht  kommt  und 
daher  bei  der  Normirung  der  Gebühren  weniger  beachtet  zu  werden 
braucht. 

Die  Gebühren  der  Volkswirth8chaft8pflege(B)  lassen 
sich  genauer  als  Gebühren  für  die  fördernde  Pflege  bezeichnen, 
welche  einzelnen  Angelegenheiten  iuteressirter  Privatwirtschaften 
Seitens  des  Staats  oder  eines  öffentlichen  Körpers  zu  Theil  wird. 
Dahin  gehören,  nach  den  ökonomischen  Wirkungen  der  be- 
züglichen Einrichtungen  betrachtet,  auch  wieder  manche  Gebühren- 
zweige, welche  nach  der  Art  der  öffentlichen  Leistung  unter  die 
Kategorieen  der  Rechts-  und  Verwaltungsgeblikren  fallen  und  daher 
dort  schon  mit  zu  erwähnen  waren.  Hier  tritt  die  individuelle 
Differenzirung  der  Vortheile  mehr  und  stärker  vor  dem  Gesammt- 
vortheil  hervor,  was  wieder  für  die  finanzielle  Regelung  des  Ge- 
bührenwesens Consequenzcn  hat. 

Das  System  dieser  Gebühren  der  Volkswirthschaftspflege 
kann  man  nach  der  Art  der  geleisteten  Dienste  der  Ver- 
waltung und  nach  den  Zweigen  der  Production  bilden, 
denen  diese  Dienste  zu  Gute  kommen.  Die  erstere  Einthcilung  ist 
auch  hier,  in  der  Finanzwissenschaft  und  für  die  Gebührenlehre, 
vorzuziehen,  die  andere  aber  eventuell  in  einigen  Puncten  mit  ihr 
zu  eombiniren.  Unter  Weglassung  kleinerer  und  unwichtigerer 
Fälle  erhält  man  dann  folgende  fünf  Classen:  Beglaubigungs ge- 
bühren (Eichgebühren  für  Maasse  und  Gewichte,  Prüfungsgebühren 
für  Gold-  und  Silberwaaren,  Gebühren  für  sonstige  Qualitäts- 
beglaubigungen von  Producten,  für  Beschauen);  Aufsichts- 
gebühren  bei  verschiedenen  obrigkeitlichen  Controlen  von  Wirth- 
schaftsbetrieben  und  Einrichtungen  der  letzteren;  Erlaubniss- 
und Concessionsgebühren  auf  verschiedenen  wirtschaftlichen 
Gebieten  und  bei  verschiedenen  wirtschaftlichen  Berufen  und  Unter- 
nehmungen; Gebühren  für  die  M i t w i r k u n g v o n B e h ö r d e n oder 
Beamten  bei  verschiedenen  wirtschaftlichen  Schutz-  und  Nutzmaass 
regeln;  Gebühren  für  die  Benutzung  öffentlicher  Anstalten  und 
Einrichtungen  im  Interesse  einzelner  privatwirthschaftlicher  Pro- 
ductionszweige  und  Unternehmungen. 

Nur  auf  einige  der  genannten  (»ebuhrenzweige  wird  hier  etwas  naher  und  auch 
unter  Berücksichtigung  der  Principienfrageu  eingegangen,  neulich  auf  sulche,  »eiche 
principiell  oder  practisch  auch  gerade  uach  der  finanziellen  Seite  wichtiger  sind: 
Münzweson,  Wege,  Post,  Telegraphie.  In  Betreff  der  anderen  begnügen  wir 
uns  mit  wenigen  Bemerkungen  zur  Orientirnng  und  Charactcristik. 

S* 
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Der  leitende  Gesichtspunct  für  die  folgende  Darstellung  ist,  dieselbe  so  riel  als 
möglich  auf  die  rein  finanzielle  Seite  der  besprochenen  Gebührenzweige  zu  be- 
schränken, da  alles  Andcro  nicht  in  die  Finanzwissenschaft  gehört.  Bei  dem  engen 
Zusammenhang  aller  Seiten  der  Sache  lässt  sich  dies  freilich  nicht  absolut  genau 
durchfuhren.  Auch  auf  die  Geschichte,  die  Specialliteratur  und  Gesetzgebung, 
wird  hier  jetzt  nicht  näher  eingegangen. 

A.  Gebühren  des  Verkehrswesens  (i.  o.  S.). 

1.  Münz  wesen. 

Vgl.  Rau,  Fin.  I (5.  A.),  5.  Hauptstück  der  „Einkünfte  aus  Hoheitsrechten“, 
das  Münzregal,  §.  196 — 200,  wo  gleichfalls  nur  untersucht  wird,  „in  wiefern  das 
Münzwesen  als  eine  Quelle  von  Staatseinkünften  benutzt  werden  könne“.  Dann  Rau, 
Volkswirthschaftspolitik  5.  A.  I,  §.  232 — 246  (Literatur  bis  Anfang  der  60er  Jahre 
daselbst  §.  232  Note  b);  Uber  Schlagschatz  daselbst,  §.  241.  — Stein,  Fin.  5.  A. 
IL,  1,  S.  331  ff.,  Handbuch  der  Verwaltungslehre  2.  A.  S.  437  ff.  H.  Rösler,  Ver- 
waltungsrecht II,  325  ff.  Pfeiffor,  Staatseinnahmen  I,  223  „Münzmonopol".  — 
Mein  Art.  Muuzwesen  in  Bluntschlis  Staatswörterbuch  VII.  — Nasse  im 
Schönberg'schen  Handbuch,  Abh.  Geld  uud  Munzwescn,  §.  II,  12.  — Manche  Daten 
Uber  Prägekosten  u.  s.  w.  in  Sötbeer's  zahlreichen  edelmetallstatistischen  Arbeiten, 
z.  B.  in  den  Beiträgen  und  Materialien  zu  Geld-  und  ßankfrageu,  Hamburg  1855, 
Materialien  zu  den  Edelmetallverhältnissen  2.  A.  Berlin  1886,  Anhang;  in  den  Münz-, 
Maass-  und  Gewicbtsbuchcrn  von  Noback,  Nelkenbrecher.  Besonders  interessantes 
Material  über  die  Kosten  einer  grossen  Munzreform  sowie  Uber  die  Gewinne  dabei 
in  den  amtlichen  Druckschriften  Uber  die  deutsche  Munzreform  in  den  Beilagen 
zu  den  Reichstagsrerhandlungen.  Näheres  Uber  unsere  Munzreform  gehört  nicht 
hierher.  Die  deutschen  Hauptgesetze  der  neueren  Zeit  sind;  Wiener  Munz- 
vertrag  vom  24.  Januar  1857,  danach  preussisches  Münzgesetz  vom  4.  Mai  1857; 
R e i c h s gesetze  vom  4.  Decetnber  1871  und  9.  Juli  1873.  Dazu  Commentar  u.  s.  w. 
v.  Sötbeer,  Erlangen  1874/76:  u.  d.  T.  „Deutsche  Munzverfassung"  (aus  der 
„Gesetzgebung  des  Deutschen  Reichs“,  herausgegeben  von  v.  Bezold). 

§.  51.  Seit  Alters  und  auch  jetzt  noch  mit  Recht  ist  das  Münz- 
wesen  regelmässig  in  allen  Culturstaaten  Staatsanstalt  und  zwar 
Regal  (Mtlnzregal).  Der  Staat  hat  danach  ausschliesslich 
das  Recht,  Münzen  zu  prägen.  Die  früher  vielfach  vorgekommene 
und  zu  Missbräueben  führende  Verleihung  der  Ausübung  dieses 
Regals  an  Dritte  ist  jetzt  allgemein  abgestellt.  Gewöhnlich  hat  der 
Staat  auch  den  Fabrikations process  der  Münzen  ausschliess- 
lich in  die  Hand  genommen. 

Das  Gegemheil  verbot  der  Wiener  Müuzvertrag  der  deutschen  Staaten.  Separat- 
Art.  IV  N.  I.  In  Frankreich  erat  seit  Kurzem  rein  staatliche  Fabrikation.  S.  Rau, 
Fin.  I,  §.  202,  besonders  Note  d. 

Die  Roheinnahme  aus  dem  Münzwesen  oder  aus  dem  so- 
genannten Schlagschatz,  d.  h.  „dem  Unterschied,  um  welchen 
das  in  einer  gewissen  Münzmenge  enthaltene  Metall  wohlfeiler 
erlangt  wird“  (Rau),  und  vollends  der  Reinertrag  kann  beiden 
jetzt  allgemein  befolgten  und  in  den  Münzgesetzen  (Münzordnungen) 
festgestellten  rationellen  Grundsätzen  der  Münzpolitik  nur  klein 
sein.  Auf  die  Höhe  dieses  Ertrags  vermag  der  Staat  auch  nur  in 
geringem  Maasse  selbst  einzuwirken. 
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Eg  folgt  dies  aus  drei  leitenden  Grundsätzen  der 
modernen  Münzpolitik: 

Erstens,  der  Staat  prägt  möglichst  vo  11  wichtige  Münzen, 
insbesondere  die  unbedingt  als  Währung  oder  gesetzliches  Zahl- 
mittel geltenden  Münzen  vollwichtig,  soweit  dies  irgend  technisch 
möglich  ist,  also  abgesehen  von  dem  sogenannten  Rc medium 
oder  der  gesetzlich  vorbehaltenen  Fehlergrenze,  welche  aber  nur 
das  Product  des  Zufalls  sein,  d.  h.  nicht  absichtlich  zu 
Gunsten  des  Staats  herbeigeführt  werden  darf,  sich  daher  in  der 
Masse  der  Fälle  (wegen  der  kleinen  Abweichungen  nach  oben  und 
unten)  ausgleichen  soll. 

In  Folge  dieses  Grundsatzes  gehen  vollwichtige  MUnzstUcke  möglichst  weit  herab, 
sogenannte  Scheidemünze  möglichst  wenig  weit  hinauf:  eine  Kegel  bei  allen  Metall- 
währungen, nur  verschieden  bei  den  einzelnen  Währungen  durchgefuhrt  und  durchführbar. 
Sach  dem  Wiener  Munzvertrag  kleinstes  vollwichtiges  Silberstuck  („Courant“!  ■/«  Thlr.  nnd 
V,  Fl.  österr.,  grösstes  SllberschcidomtlnzstUck  gleich  '/i  des  kleinsten  Courantstdcks, 
*/,ä  Thlr.  und  '/«  Fl.  österr.  Nach  der  neuen  deutschen  Munzgesetzgebung  noch 
goldene  5 M.-Stücke,  aber  auch  silberne  5 M.-Stücke  als  Scheidemünze  (zu  hoch  1). 
Silberscheidemanze  bis  herab  auf  ’/s  M.  Grösstes  Nickelstuck  anfangs  10,  jetzt  20, 
grösstes  Kupferstuck  2 Pf.  So  wird  die  Summe  der  mit  Gewinn  geprägten  Scheide- 
münze im  Ganzen  relativ  gering. 

Beispiele  von  Remedium:  Wiener  Munzvertrag  Art.  10  Remedium  im 
Feingehalt  höchstens  3 Tausendstel,  im  Gewicht  bei  Thlr.  4,  Doppelthlm.  3 00/oo- 
Nach  den  deutschen  Munzgesetzeu  von  1871  und  1873  bei  den  Goldmünzen  Remedium 
höchstens  21/»  w>/oo  (bei  5 M.-Stücken  4 “"/w)  im  Gewicht,  2 “°iM  im  Feingehalt,  bei 
den  Silbermunzen  im  Feingehalt  höchstens  3,  im  Gewicht  (excl.  der  20-Pf.-StUcke) 
bis  10  0,/0o.  Auch  bei  den  SilbermUn/en  muss  in  der  Masse  Normalgewicht  und 
Normalgehalt  innegehalten  werden  (Gesetz  von  1873,  §.  1). 

Zweitens:  die  unterhaltige  sogenannte  Scheidemünze, 
welche  gesetzlich  zu  einem  geringeren  als  dem  dem  Münzfuss 
entsprechenden  Feingehalt  geprägt  wird,  daher  dem  Staate  einen 
Gewinn  im  Betrage  dieser  Differenz  giebt,  wird  nur  in  fest- 
begrenzter mässiger,  d.  h.  dem  Verkehrsbedürfniss  möglichst 
genau  entsprechender  Menge  ausgegeben  und  die  Unterwerthigkeit 
der  Scheidemünze  darf  einen  massigen  Betrag  nicht  übersteigen, 
wobei  ausserdem  die  grösseren  Prägekosten  der  Scheidemünze  den 
erlaubten  Gewinn  noch  einschränken. 

Wiener  Munzvertrag  Separat-Art  bestimmte  für  die  Länder  der  Tlialer-  und 
der  österreichischen  Gnlden- Währung  an  Scheidemünze  höchstens  s/,  Thlr.  oder  1 V,  Fl. 
per  Kopf  zur  Prägong.  Deutsches  Münzgesetz  von  1873  Art.  4 nnd  5 im  Maximum 
an  Silberscheidemünze  neben  der  Goldmünze  10  M.  per  Kopf  der  Reichsbevölkerung, 
2'/j  M.  dsgl.  an  Nickel-  nnd  Kupfermünze.  Letzteres  scheint  zu  viel  veranschlagt 
gewesen  zu  sein.  Denn  nachdem  bis  1877  für  35.16  MiU.  Nickel-  und  für  9.60  Milt. 
Kupfermünze  geprägt  gewesen,  zusammen  für  44.66  Mill.  M.  oder  wenig  über  1 M. 
per  Kopf,  sind  diese  Prägungen  für  länger  eingestellt  worden,  da  man  den  Bedarf 
für  gedeckt  hielt.  Erst  seit  1885  hat  wieder  eine  Vermehrung  der  Nickel-  und 
Kupferprägungen  stattgefunden,  bis  Ende  1888  c.  3.5  Mill.  M.  Die  Prägung  von 
Silberscheidemünze  war  bis  1877  nahe  bei  dem  gesetzlichen  Maximum  angekommen, 
was  annähernd,  aber  knapp,  gereicht  zu  haben  scheint.  Neuprägungen  davon  erfolgten 
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seitdem  nur  spärlich,  nur  eine  grössere  Umprägung  von  20-Pf.-Stttcken  (für  12  Mill.  M.), 
die  sich  nicht  recht  eingebürgert  hatten,  in  1-M. -Stücke  hat  stattgefunden.  In  den 
Ländern  des  lateinischen  Münzvertrags  von  1 S65  per  Kopf  6 Fr.  Silberscheidemünze 
(2  Fr.  bis  7»  Fr.  — die  silbernen  5-Fr.-Stücke  noch  vollwichtig).  Da  diese  Scheide- 
münze nur  in  begrenztem  Betrage  gesetzliches  Zahlmittel  (d.  i.  „Währung")  ist.  (in 
England  bis  10  Sh..  Frankreich  u.  s.  w.  bis  50  Fr.,  Deutschland  bis  20  M.,  Kupfer 
und  Nickel  bis  1 M.)  und  da  der  Staat  sie  auf  Verlangen  gegen  vollwichtiges  Geld 
einlösen  muss  (Wienor  Münzvertrag  Art.  15  sub  c,  Deutsches  Gesetz  von  1875  Art.  9, 
lateinischer  Münzvertrag  Art.  8),  so  sind  weitere  Cautelen  gegen  Zuvielausgabe,  damit 
aber  auch  weitere  Schranken  des  Gewinns  aus  der  Prägung  der  Scheidemünze  gegeben. 

Der  Wiener  Münzvertrag  erlaubte  bei  Silberscheidemünzo  höchstens  eine  Er- 
leichterung des  Münzfusses  um  15  % (<1  - h 34 ’/a  Thlr.  statt  30  Thlr.),  bei  Kupfer 
die  Prägung  zu  112  Thlr.  per  Centner  (Werth  c.  40  Thlr.) ; das  deutsche  Gesetz  von 
1873  bestimmt  eine  Ausprägung  der  Silbermünze  (auf  Grund  des  Werthverhältnisses 
von  Gold  zu  Silber  wie  1 : 15.5  verglichen)  statt  zu  bloss  90  M.  zu  100  M.  per  Pfund 
für  Silber  (§.  1),  was  wegen  des  inzwischen  gesunkenen  Silberwerths  viel  zu  hoch  ist. 

Drittens:  die  Prägung  für  Rechnung  Privater  wird 
im  Interesse  der  Volkswirtschaft  und  des  Geldumlaufs  zngelassen, 
aber,  wenn  sie  stattfinden  soll,  erträgt  sie  nur  sehr  massige 
Münzgebühren,  und  um  sie  zu  begünstigen,  muss  sie  selbst 
noch  geringerer  Gebühren,  als  sich  rechtfertigen  und  durchführen 
Hessen,  zu  Theil  werden,  ja  mitunter  ganz  oder  so  gut  wie  ganz 
unentgeltlich  geschehen.  Der  Betrag  der  wirklichen  Prägekosten 
wird  daher  durch  die  Münzgebilhren  wenig  oder  gar  nicht  über- 
schritten, tatsächlich  wohl  nicht  einmal  immer  gedeckt. 

Die  Frage,  ob  Münzgebühren  erhoben  werden  sollen,  ist  in  der  Volkswirth- 
achaftspolitik  zu  erledigen.  Im  Deutschen  Münzgesetz  von  1871  war  eine  Prägung 
auf  Rechnung  Privater  nicht  vorgesehen,  in  dem  von  1873  Art,  12  ist  dagegen  Privat- 
personen das  Recht  ertheilt,  auf  den  Slünzstättcn,  welche  sich  zur  Prägung  anf  Reichs- 
rechnung bereit  erklärt,  20-M. -Stücke  für  ihre  Rechnung  sich  prägen  zu  lassen,  soweit 
diese  Münzstätten  nicht  für  das  Reich  beschäftigt  sind , — gegen  eine  vom  Reiche 
festzustellende  Gebühr  von  höchstens  7 M.  per  Pfund  fein  Gold  (fast  '/j  %!  Zu  hoch!). 
Die  Differenz  zwischen  dieser  Gebühr  und  der  Vergütung,  welche  die  Münzanstalt  für 
die  Ausprägung  in  Anspruch  nimmt,  flicsst  in  die  Reichscassc.  Darüber  eine  Ver- 
ordnung des  Reichskanzlers  vom  8.  Juni  1875,  wonach  für  2 Proben  3 M.  zu  zahlen 
sind.  Da  nun  das  Bankgesetz  von  1875  Art.  14  die  Reichsbank  verpflichtet,  für 
Barrengold  1392  M.  in  Noten  zu  geben,  so  ist  thatsächlich  die  Differenz  dieser  Zahl 
von  1395,  oder  von  der  Zahl,  welche  nach  dem  Münzgesetz  aus  1 Pfund  fein  Gold 
zu  prägen  ist.  der  Prägekostenbetrag  für  Private:  also  3 M.  per  Pfund  fein  Gold  oder 
c.  2.15“0/00.  Für  die  Frage,  ob  von  Privaten  überhaupt  Prägekosten  zu  erheben  (jetzt 
bei  uns  thatsächlich  nur  von  der  Reichsbank),  ist  auch  mit  zu  beachten,  ob  der  Staat 
oder  die  Privaten  den  Verlust  an  den  abgenutzten  Münzen  tragen.  In  Deutschland 
thut  dies  das  Reich.  Vgl.  für  dies  Alles  Sötbeer.  Deutsche  Münzverfassung  S.  89  ff., 
432  ff.  — Das  Reich  vergütet  nach  einem  die  früheren  Bestimmungen  etwas  ab- 
ändernden Beschluss  des  Buudesrnths  vom  22.  Mai  1875  den  prägenden  Münzstätten 
der  Einzelstaaten  für  I Pfund  Gold  in  20  -M.-Stücken  2.75  M.  (früher  41,  in  10-51.- 
Stücken  4.75  51.  (früher  0),  in  5-51,-StOcken  6.75  51.;  dann  für  Silber  vom  Nenn- 
worth in  5-5I.-Stlicken  7.  •/„  in  2-5I.-Stücken  1'/,  "L  in  1 - 5I.-Stucken  P/.  •/„  in 
7, -51  -Stücken  27,  «/„,  in  76-51.-Stücken  4 °/„.  Für  Nickel  in  lO-Pf.-Stücken  3 •/,, 
in  5-Pf.-Stücken  6 •/«  vom  Nennwerth,  für  Kupfer  in  2-Pf.-Stücken  15  uud  in  1-Pf.- 
Stücken  30  "/»  Dsgl.  Sötbeer,  eb.  S.  431.  — In  Grossbritannien  besteht 
nominell  keine  Prägegebuhr  für  Private,  aber  diese  tragen  den  kleinen  Zinsverlust 
während  der  Prägung.  Factisch  stellt  sich  auch  hier  der  Prägesatz  für  sic  auf  die 
Differenz  zwischen  .Muuzprcis"  und  „Bankpreis";  die  Bank  von  England  muss  für  die 
Uuze  Standard  Gold  (*7„  fein)  3 Pf.  17  Sh.  9 P.  In  Noten  (also  in  Münze)  geben, 
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wahrend  die  Münzanstalt  daraus  3 Pf.  17  Sh  10 */a  P-  prägt,  eine  Differenz  von  1.6  °°/ou. 
Ln  Frankreich  ist  die  MUnzgcbübr  jetzt  für  Gold  für  Private  6 Fr.  70  Cent,  per 
Kilogramm  */,„  feinen  Goldes,  woraus  31U0  Fr.  geprägt  werden,  also  c.  2.1ii  °°/M\  für 
die  jetzt  sistirte  Prägung  von  Silber  3/«  %•  Diese  Prägesätze  für  Gold  möchten,  zumal 
der  englische,  knapp,  letzterer  kaum  zur  Deckung  der  wirklichen  Prägekosten  reichen. 
tNasse  im  Scbönberg sehen  Handbuch.  2.  A 1,  332).  Gegen  die  unentgeltliche 
Prägung  für  Private  war  Hau,  Fin.  I,  §.  197. 

Während  diese  Verhältnisse  schon  die  Roheinnahme  der  Münz- 
verwaltung  sehr  beschränken,  wird  der  Reinertrag  noch  durch 
andere  Umstände  herabgedrückt.  In  technischer  Hinsicht  müssen 
die  Münzen  immer  besser,  sorgrältiger  und  mit  geringst  möglichem 
Remedium  geprägt  werden.  Auch  Ersteres  ist  ohne  Kostensteigerung 
meist  nicht  zu  erreichen.  In  Consequenz  richtiger  münzpolitischer 
Grundsätze  muss  ferner  die  Münze  nicht  nur  möglichst  richtig  aus- 
gegeben, sondern  auch  so  im  Umlauf  erhalten  werden.  Daher 
hat  der  Staat  bezügliche  Controlen  auszuüben  und  soll,  mit  Recht 
auf  seine  Rechnung,  die  über  ein  geringes  Maass  hinaus  ab- 
genutzten Münzen  wieder  einziehen,  was  natürlich  neue 
Kosten  macht. 

Wiener  Münzvertrag  Art.  13.  20.  15  (für  alle  Sorten  Münze).  Reichsgesetz 
von  1S71  §.  9:  für  GoldmUuzon,  unter  Feststellung  eines  Ma.vimalverlusts;  d.  h.  wenn 
die  Münzen  mehr  als  5 vom  gesetzlichen  Normalgewicht  verloren  haben,  sind  sie 
auf  Keichsrechnung  cinzuzieheu.  Diose  Abuutzuugsverluste  dem  zufälligen  letzten 
Besitzer  der  Münze  zuzuwälzen,  bei  dem  sie  als  unter  das  sogenannte  Passirgewicht 
(zulässiger  Maxirnalrerlust)  gesunken  bei  der  Controle  vorgefunden  werden,  wie  bisher 
in  Grossbritannien.  erscheint  unbillig,  und  für  die  Erhaltung  des  MUnzuinlaufs  in 
gutem  Zustande  unzweckmäsig,  denn  die  abgenutzten  Münzen  bleiben  dann  meist 
im  Verkehr.  Da  die  neuere  rationelle  Münzgosetzgebung  ausdrücklich  eine  Herab- 
setzung des  Kennwerths  behufs  der  Einziehung,  daher  besonders  bei  Scheidemünze, 
verbietet  (Art.  13,  15  des  Wiener  Münzvertrags),  so  ist  auch  der  früher  oft  bedeutende 
Gewinn  ans  solchen  und  ähnlichen  Operationen  (Verrufung.  Devalvation)  ausgeschlossen. 
Geber  solche  Maassregeln  und  über  gehoime  Münzverschlechterungen,  mit  Beispielen 
aas  der  französischen  und  deutschen  Münzgescbichte  Rau,  Fin.  I,  §.  199,  200.  Doch 
bedarf  das  nicht  mehr  erst  einer  Widerlegung.  Im  Ucbrigcn  gehört  die  Sache  in  die 
Volkswirthschaftspolitik. 

Anf  die  Dauer  kann  so  der  Reinertrag  trotz  des  Gewiuns 
an  der  Prägung  der  Scheidemünze  f ast  verschwinden,  ja  selbst 
ein  Deficit  eintreten:  d.  h.  das  Münzwesen  wird  aus  einer  Ein- 
nahmequelle eine  einer  wichtigen  Staatsaufgabe  dienende,  den  Staat 
finanziell  belastende  Einrichtung.  Das  Princip  der  reinen 
Ausgabe  kommt  zur  Geltung:  eine  Entwicklung,  zu  welcher  das 
Münzwesen  der  modernen  Staaten  hinueigt,  im  grossen  Unterschied 
von  den  Verhältnissen  früherer  Zeit,  wo  das  Münzwesen  durch  die 
dabei  befolgte  Politik  und  durch  mancherlei  bedenkliche  Practiken 
eine  Quelle  öfters  nicht  unerheblicher  Reinerträge  war.  Berück- 
sichtigt man  noch,  dass  in  der  Gegenwart  der  Gewinn  bei  der 
Scheidemünzprägung,  daher  aller  Gewinn  aus  Silberprägung  bei 
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der  Goldwährung,  kein  definitiver  ist,  da  er  bei  der  Wiedereinziehung 
dieser  Münze  zum  Nennwerth  wieder  verschwindet,  so  erweist  sich 
das  moderne  Münzwesen  vollends  nur  noch  in  unbedeutendem 
Maasse  oder  gar  nicht  als  eine  Einrichtung  finanzieller  „Ueber- 
schusswirthschaft“. 


Die  früheren  Gewinne  ans  dem  Münzwesen  erküren  sich  daraus,  dass  die  dar- 
gelcgten  münzpolitischen  Grundsätze  nicht  befolgt  wurden.  Man  prägte  mit  starkem 
Schlagschatz  und  grosse  Mengen  Scheidemünze,  änderte  geheim  und  offen  den  Münzfuss, 
namentlich  erleichterte  man  ihn  und  gab  doch  die  leichteren  Münzen  zum  bisherigen 
Nennwerth  aus,  man  zog  periodisch  die  Münzen  ein  und  machte  dabei  und  bei  der 
Neuprägung  neue  Gewinne , man  nahm  den  Leuten , namentlich  den  Kaufleuten , mit- 
gebrachte fremde  Münze  ab  und  gab  ihnen  nicht  den  vollen  Gegenwerth  iu  heimischer 
Münze.  Man  zog  die  alte  Münze,  besonders  die  Scheidemünze  oder  die  ausgegebene 
Hauptmünze  leichteren  Münzfusses  zu  einem  herabgesetzten  Wcrthe  ein  u.  dgl.  in. 
Lauter  Practiken,  die  erst  im  19.  Jahrhundert  in  den  Culturstaaten  ganz  verschwanden. 

Mit  der  modernen  rationellen  Münzpolitik  sind  solche  Practiken  und  mithin 
solche  Gewinne  unvereinbar.  Je  nach  dem  Umfang  der  neuen  Prägungen,  der  Ver- 
keilung derselben  auf  vollwichtige  und  Scheidemünze,  den  Operationen  der  Einziehung 
alter  Münzen  u,  s.  w.  schwanken  die  Koh-  und  Reinerträge  und  etwaigen  Deficite  der 
Münzverwaltung  jetzt  jährlich  in  neuerer  Zeit  oft  recht  bedeutend.  Ein  Unter- 
schied besteht  auch  zwischen  Ländern  der  Gold-  und  der  Silberwährung.  In 
letzteren  giebt  es  nur  kleine  Beträge  Scheidemünze;  in  erstcrcn,  weil  die  sämmtlichen 
Thcilmünzen  unter  der  Goldmünze  aus  Silber  u.  s.  w.  miuderhaitig  geprägt  werden, 
ist  ein  beträchtlicher  Thcil  des  Geldumlaufs  Scheidemünze,  also  mit  Gewinn  zu  prägen. 
Dies  ist  auch  finanziell  wichtig  für  die  seit  1812  in  Dorchführuug  begriffene,  noch 
unvollendete  deutsche  Münzrcform.  Die  bis  1877  geprägten  424  Mill.  M.  neuer 
deutscher  Silbermünze  enthielten  z.  B.  nach  dem  jetzigen  Scheidemüuzfuss  nur 
4.24  Mill.  Pfund  Silber,  während  sie  nach  dem  früheren  Münzfuss  4.71  Mill.  Pfund, 
also  470,000  Pfund  fein  Silber  mehr  erfordert  hätten.  Letzterer  Betrag  ist  also  (.ab- 
züglich der  Prägekosten)  bei  der  Umprägung  der  alten  in  die  neue  Silbermünze  ge- 
wonnen, oder,  das  Pfund  damals  zu  80  M.  Gold  gerechnet,  ein  Betrag  von  37.6  Mill.  M. 
Gold,  um  welchen  sich  die  Verluste  aus  der  Abnutzung  des  alten,  nach  seinem  Nenn- 
werth eingezogenen  Gelds  und  aus  dem  Verkauf  des"  gegen  Gold  stark  gesunkenen 
Silbers  vermindern.  Freilich  kein  definitiver  Gewinn,  wie  gesagt. 

Die  Daten  für  eine  Berechnung  der  Kosten  unserer  Münzreform,  so  weit 
letztere  durchgeführt  ist,  enthalten  die  jährlichen  amtlichen  „Denkschriften  Uber  die 
Ausführung  der  Münzgesetzgebung"  in  den  Reichstagsacten.  Die  Goldbeschaffung  ist 
in  den  ersten  Jahren  bei  günstigen  Wechselcursen  — unter  dem  Einfluss  der  fran- 
zftsischcn  Contribution  — wohlfeiler  gewesen.  Dagegen  hat  die  Einziehung  der  alten 
Silbermünze  wegen  deren  Abnutzung,  namentlich  aber  der  Verkauf  des  Silbers  wegen 
des  besonders  seit  1874  erfolgten  starken  Sinkens  des  Silbers  gegen  Gold  bedeutende 
Kosten  gemacht.  Diese  wurden  einstweilen  durch  die  anderweiten  Gewinne,  besonders 
aus  der  Prägung  der  Silber-  und  sonstigen  Scheidemünze  theilweise  wett  gemacht. 
Sie  würden  aber  bedeutend  gestiegen  sein,  wenn  man  nicht  im  Wesentlichen  seit 
1878,  vollständig  seit  1880  weitere  Einziehungen  der  alten  Münze  (Thaler)  und  Silber- 
verkäufe eingestellt  hätte. 

Das  Ergcbniss  der  deutschen  Neuprägungen  für  die  ganze  Periode  der 
Münzrcform  (Decembor  1871)  bis  31.  März  1877,  bis  wo  die  Prägungen  in  der 
Hauptsache  durcligefuhrt  waren  (N.  I),  dann  bis  31.  März  18S8  (N-  II)  war  in  Mill.  M. 


(I) 

Goldmünzen 


Werthbetrag  Anschaffungs- 
(Nennwertb'  werth 

1264.122  1256.015 


Demnach 

Brutto- 

mUnzgewinn. 

8.107 


Silbermünzen  . 


408.829  369.005  39.825 


Nickelmünzen 


35.160  15.277  19.883 


Kupfermünzen  . . . 

Summa 


9.596 

1717.707 


5.490  4.105 

1645.787  71.920 
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(11) 

Goldmünzen  . 
Silbermünzen  . 
Nickelmanzen 
Kupfermünzen 


Bei  den  Goldmünzen  oxcl.  Pr&cnng  auf  Privatrechnung.  Letztere  (für  die  Reichs- 
bank) fand  neuerdings  fast  allein  noch  statt  (im  Ganzen  an  Reiclisgoldmünze  bis 
Ende  1888  geprägt  2,228,410.000  M. , wovon  90', 377. 550  M.  auf  Privatrechnung). 
Der  Bruttogewinn  ist  hier  mit  dem  Nenn werth  berechnet,  deckt  sich  also  nur 
bei  Gold  mit  dem  Metallwerth.  Bei  Silber  ist  er  in  Gold  umgerechnet  schon 
u 10  % kleiner,  weil  Silber  c.  10  °/o  leichter  goprigt  wird,  aber  thatsächlich 
noch  viel  kleiner,  weil  Silber  weit  unter  der  alten  Norm  von  15.5  : 1 gegen 
Gold  verkauft  werden  musste.  Noch  grösser  ist  die  Differenz  bei  Nickel  und 
Kupfer.  Von  dem  Gewinn  gehen  dann  die  Pr&gekosten  ab,  welche  das  Reich  den 
Münzstätten  der  Einzelstaaten  vergütet,  ferner  dio  Verluste  an  wieder  cinge- 
zogener  (zu  stark  abgenutzter)  Reichsmünze.  Von  Goldmünzen  waren  bis  Ende 
1888  1.827,000  M. , von  Silbermünzen  13.024  700  M.  wieder  eingezogen  (darunter 
grösstentheils  — 13  Mill.  M.  — dio  absichtlich  wegen  Uuzwcckmässigkeit  für  den 
Gebrauch  in  grösseren  Posten  wieder  eingezogeneu  20  - Pf.  - Stucke . Gesammtprägung 
an  Silbermttnze  bis  Ende  1888  4fil.519.600  M.);  von  Nickclmünze  waren  800  M. 
(Gesammtprägung  bis  Endo  1888  40.462,100  M„  Zunahme  in  1887  und  1888  wegen 
der  Prägung  von  20-Pf.-Stücken  in  Nickol),  von  Kupfermünze  48  M.  (Gesammtprägung 
10.544,500  M.)  wieder  eingezogen. 

Die  Siibermünzprägung  Grossbritanniens  betrug  1879—88  7,206.824  Pf.  St., 
wofür  das  Metall  nur  3,341.288  Pf.  St.  kostete;  bei  Bronzemttnze  waren  diese  Zahlen 
bezw.  412.474  und  72,230  Pf.  St.  Für  in  dieser  Zeit  eingezogene  Silbermünze  von 

з. 105.103  Pf.  SL  ergab  sich  ein  Abnutzungsverlast  von  376,486  Pf.  St.  (Balletin 
XXV,  640). 

Die  Einziehungen,  Affinirnngcn  und  Einschmelzungcn  n.  s.  w.  der 
älteren  Landes sil bor münzen  lieferten  bis  Ende  1877  folgendes  Ergebniss:  zur  Ver- 
arbeitung verwandt  543.836  Mill.  M.  oder  zu  90  M.  per  Pfund  fein  Silber  gerechnet 
fi.043  Mill.  Pfund  fein  Silber,  mit  einem  Schmelzergebniss  von  bloss  5.S24  Mill. 
Pfund  fein  Silber.  Daher  Verlust  an  fein  Silber  218,486  Pfund  (=  6 55  Mill.  Thlr. 
Silbergeld  des  früheren  Fasses).  Dagegen  wurde  eine  Vergütung  für  das  in  deu 
älteren  Silbermünzen  enthaltene,  jetzt  bei  der  Affinirung  gewonnene  Gold  im  Betrage 
von  1,674,238  M.  erzielt,  ein  Gewinn,  der  sich  nach  Abzug  von  Affinir-  und  Schmelz- 
kosten auf  1,215,165  M.  reducirte. 

Für  das  bis  Ende  1877  nach  dem  Nennwerthe  eingezogene  Silbergeld  stellte  sich 
der  Selbstkostenpreis  per  Pfund  fein  Silber  auf  03.37625052  M.  (über  90  M.  wegen 
der  Abnutzung.  Schmelzkosten  und  der  Minderhaltigkeit  der  alten  Scheidemünze 

и.  8.  w.)  und  für  das  bis  dahin  verkaufte  Silber  der  Erlös  per  Pfund  fein  Silber  auf 
80  91  M.  Auf  5.104.452  Pfund  verkauftes  Silber  war  ein  Verlust  von  63.51  MUL  M. 
erlitten,  wovon  auf  die  Abnutzung,  bez.  nicht  vollworthige  Prägung  17.23.  auf  die 
Entwerthong  des  Silbers  45.21  Mill.  M.  zu  rechnen  ist  — Die  letzte  eigentliche  Denk- 
schrift über  die  Ausführung  der  Münzreform  ist  die  13te  für  1884  (Drucksachen  des 
Reichstags.  6.  Legislaturperiode,  1.  Session  1884/85  N.  214).  Seitdem  nur  Daten 
für  jedes  Jahr  im  Anschluss  an  die  Uebersichten  der  Einnahmen  und  Ausgaben. 
Erhebliche  Veränderungen  des  einstweiligen  finanziellen  Endergebnisses  sind  seit  Ende 
der  1870er  Jahre  wegen  der  Einstellung  der  Einziehungen  und  Verkäufe  älterer  Landes- 
silbcnnünze  und  der  geringen  Neuprägungen  von  Silber-,  Nickel-  und  Kupfermünze  nicht 
erfolgt.  Nach  einer  mir  gütigst  vom  rcichsstatistischen  Amt  mitgetheilten,  nicht  veröffent- 
lichten Zusammenstellung  der  den  Reichstagsacten  entnommenen  Daten  stellte  sich  das  Er- 
gebniss bis  1.  April  1887  anf  117.03  Mill.  M.  Ausgaben  nebst  Verlusten  bei  der 
Durchführung  der  Münzreform  Hinter  den  „einmaligen  Ausgaben“  gebucht);  dazn 
traten  bis  dahin  4.24  Mill.  M.  an  Zinsen  auf  Schatzanweisungen  zur  Beschaffung  eines 
Betriebsfonds  der  Mttnzverwaltung  (Anweisungen  zu  diesem  Zweck  sind  nur  bis 


Wertbbetrag 

(Nennwerth) 

1321.518 
452.392 
36.938 
10. ‘54 


Anscbalfungs- 

wenh 

1313.201 

408.865 

15.370 
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Summa  1821.202 
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Demnach 

Brutto- 

münzgewinn. 
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43.527 

21.568 
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1879/80  ausgegeben  worden,  in  Ganzen  für\537.21  Mil).  M.).  Der  Gesammtaufwand 
für  die  Mttnzrefortn  (einschliesslich  dieser  Zinsen)  war  daher  bis  zum  genannten 
Tennin  121.27  Mill.  11.,  welchem  Betrag  bis  dahin  ein  „Gewinn"  aus  der  Ausprägung 
und  aus  sonstigen  Einnahmen  von  74.88  Mill.  M.  gegenüberstand.  Der  sich  hiernach 
ergebende  Kostenbetrag  war  mithin  40.39  Mill.  M.  Seitdem,  bis  1889.  hat  sich 
diese  Summe  wieder  etwas  vermindert  durch  die  neue  Nickel-  und  Kupferprägung, 
nicht  durch  die  Silberprägung,  da  letztere  nur  eiue  Umprägung  von  einer  Sorte 
Iioichssilbormünze  in  eine  andere  betrillt  (20 -Pf.- Stücke  in  Mark-Stücke).  — Ausser- 
dem weisen  die  Münzetats  der  Einzelstaaten  einige  Gewinne,  besonders  in  den  Jahren 
starker  Prägung,  1872—78,  auf. 

Die  Sistirung  der  Einziehung  der  Silberthaler  und  der  Silberverkäufo  seit 
1879—80  hat  somit  einstweilen  weitere  Verlnsto  und  damit  Kosten  der  Münzreform 
verhütet,  aber  letztero  auch  unvollendet  gelassen,  wenn  man  bei  der  „reinen“  Gold- 
währung verbleiben  will.  Würde  man,  dem  Princip  der  Goldwährung  gemäss,  die 
Thalcr  noch  vollständig  einziehen  und  das  Silber  daraus  wenigstens  grßsstcntheils 
(etwa  "/tu  davon?)  verkaufen  so  ergäbe  sich  auf  c.  400  Mill.  M.  Thaler  wenigstens 
noch  eiu  Verlust  von  120  Mill.  M.  (beim  Silberpreis  von  1889)  und  die  gerade  im 
System  der  Goldwährung  erforderliche  Erhöhung  des  Silbergehalts  der  lieiclissilber- 
münze  (mindestens  der  Stucke  vou  1 M.  an  aufwärts)  auf  die  ursprünglich  beabsich- 
tigten 90  °/o  Goldwerth,  also  die  entsprechende  Umprägung  dieser  Münze  würde  wohl 
wieder  an  100  Mill.  M.  kosten,  wonach  die  Keichs-Münzreclinung  doch  mit  einem 
starken  Deficit  abschlösse:  c.  260 — 270  Mill.  M. 

Die  jetzt  noch  beim  Münzwesen  vorkonnnenden  Einnahmen  sind 
in  tinanzwissenscliaftlicher  Hinsicht  verschiedenen  Characters: 

1)  bei  der  Prägung  auf  Staatsrechnung  ist  der  Gewinn 
wesentlich  eine  privatwirthschaftliche  Einnahme,  so 

a)  wenn  der  Staat  das  rohe  Metall  (oder  die  fremden  Münzen) 
auf  dem  Markt  oder  durch  Lieferungsverträge  mit  Berg-  und  Hütten- 
werken, Edelmetallhändlern  etwas  billiger  kauft,  als  er  es  nach 
dem  Mtlnzfuss  der  vollwichtigen  Münzen  prägt  und  ausgiebt. 

Acltcre  Daten  bei  Kau,  Ein.  I,  §.  198  Note  b.  Nach  dem  Betriebsplan  der 
preussisclien  Münze  für  1871  z.  B.  Beschallung  des  Munzsilbers  durch  Lieferanten 
zu  29  Thlr.  25'/«  Sgr.  und  29  Thlr.  23  Sgr.  für  das  Pfund  fein  Silber.  Jetzt  bei 
der  Goldwährung  hängt  der  Gewinn  der  Münze  wesentlich  vom  Stande  der  Wechset- 
curse  und  daher  von  dem  Bezugspreise  des  Goldes  aus  dem  Auslande  ab.  In  den 
ersten  Jahren  der  deutschen  Müuzreform  deshalb  etwas  erheblicherer  Gewinn. 

b)  Der  Gewinn  aus  minder  haltigen,  aber  zu  einem  den 
Metallwerth  übersteigenden  Nennwerth  ausgegebenen  und  um- 
lautenden Scheidemünzen  ist  weder  Gebühr  noch  eigentliche 
Steuer.  Niemand  bezahlt  diesen  Gewinn  aus  seinem  Einkommen. 
Er  kann  zur  privatwirthschafilichen  Einnahme  gerechnet  werden, 
weil  er  wesentlich  aus  dem  unverzinslichen  Credite  herrührt, 
welcher  gewissermaassen  dem  ausgehenden  Staate  vom  gesammten 
Verkehr  in  der  Annahme  der  Scheidemünze  zum  vollen  Nennwerth 
gewährt  wird. 

2)  Der  Gewinn,  welcher  bei  der  früher  mehrfach  vorgekommenen 
Zwangsablieferung  von  Gold  und  Silber  aus  Privatwerken 
zu  einem  billigeren  Preise  an  den  Staat  gemacht  wurde,  hatte  die 
Natur  ciuer  Bergwerksteuer  besonderer  Art.  Eine  solche  Ein- 
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richtung  widerspricht  aber  neueren  Rechts-  und  Besteuerungsgrund- 
sätzen und  wäre  in  Europa,  zumal  für  Gold,  auch  ohne  wesentliche 
practische  Bedeutung. 

S.  darüber  Kan.  Fin.  I,  §.  183  dm  Abschnitt  vom  Bergwerksregal).  Sogenanntes 
Vorkaufsrecht  der  Regierung  bei  den  Privatbergwerken,  auch  mitunter  für  unedle 
Metalle  (Harz).  In  Sachsen  noch  in  neuerer  Zeit  bei  den  Gold-  und  Silberbergworken. 

3)  Nur  die  Abgabe,  welche  der  Private  dem  Staat  für  die 
Prägung  des  überreichten  Metalls  als  „Prägekosten“  („Münz- 
kosten“,  „Prägegeld“,  „Münzgebühr“,  „Schlagschatz“)  u.  s.  w.  zahlt, 
hat  die  Natur  der  Gebühr.  Diese  gehört  in  einer  Hinsicht  zu  den 
sogenannten  Beglaubigungsgebühren  (§.  36). 

4)  Ausnahmsweise  kann  etwa  noch  ein,  dann  aber  meist  auch 
nur  kleiner  Gewinn  Vorkommen,  wenn  die  Münzanstalt  eines  Staats 
vertragsweise  für  einen  anderen  Staat  Münzen  prägt  (wie  jüngst 
in  Preussen  für  Aegypten):  eine  Einnahme,  welche  dann  mehr  den 
Character  einer  gewerblichen  hat. 

§.  52.  2.  Ban  knoten  wesen.  Bankgeschäfte. 

Wo  die  Banknotenausgabe,  wie  mehrfach,  ausdrücklich  durch 
Gesetz  dem  Staate  ausschliesslich  Vorbehalten  ist,  kann  man  wohl 
von  einem  Noten  regal  sprechen.  Dasselbe  lässt  sich  vom  Staate 
selbst  mittelst  einer  eigentlichen  (reinen)  Staatsbank  ausüben  oder 
zur  Ausnutzung  Dritten,  namentlich  Erwerbsgesellschaften,  über- 
tragen, einer  einzigen  („private  Monopolbank“)  oder  mehreren. 
Die  Einnahme  aus  einer  Staats- Zettelbank  bat  überwiegend  den 
Character  einer  privatwirthschaftlichen  Einnahme. 

Der  Gewinu  der  Bank  aus  den  sogenannten  Activgeschäftcn  oder  Anlagen , in 
der  Form  von  Zinsen  (Discont)  u.  dgl.,  wird  unter  der  Concurrenz  anderer  Banken 
und  privater  Creditgeber  (Discontirer)  erlangt  und  hängt  in  seiner  Höhe  davon  ab. 

Die  finanzielle  Gegenleistung  von  Privatbanken,  welchen  die 
Ausnutzung  des  Notenregals  übertragen  ist,  hat  dagegen  den 
Character  einer  Gebühr,  wenngleich  nicht  rein,  sondern  mit 
privatwirthschaftlichen  Elementen  verbunden,  wie  es  schon  die  ver- 
tragsweise Festsetzung  der  Gegenleistung  mit  sich  bringt. 

Din  ganze  Frage  dos  Bankgeschäfts  in  finanzieller  Beziehung  ist  bereits  im 
1.  Bande  behandelt  worden,  Fin.  I,  §.  259 — 262.  Die  dort  erwähnte  dcutscho  „Notcn- 
steuer“  (für  die  üeberschreitung  des  gestatteten  „ungedeckten"  Notenbetrags'i  ist  bisher 
nur  in  einzelnen  wenigen  Fällen  zu  zahlen  gewesen,  übrigens  mitunter  auch  von  der 
Reichsbank,  sie  hat  im  Jahre  den  Ertrag  von  einigen  10.00U  M.  nicht  überschritten. 

Die  Ausgabo  von  einlösbarcm  Staatspapiergcld  ist  der  Banknotenausgabe 
nahe  verwandt.  Sie  ist,  ebenso  wie  die  Ausgabe  von  u n einlös  bare  m Papiergeld 
ob  ne  Z wan  gscurs  und  von  solchem  mit  Z wangscu  rs  („eigentliches“  Papier- 
geld, „Papierwährung“)  bei  den  Staatsschulden  zu  behandeln.  Ohne  ausdrückliches 
Gesetz  stobt  dem  Staat  nur  die  Ausgabe  des  eigentlichen,  nicht  der  beiden 
anderen  Katogoriecn  von  Papiergeld  ausschliesslich,  also  als  Regal  zu.  (A.  Wagner, 
Zettelbankpolitik,  2.  A.  S.  1 ff.)  Die  (verhüllte)  Einnahme  (bez,  ersparte  Ausgabe). 
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welche  ans  dem  Zinsgewinn  des  nicht  baar  gedeckten  Thoils  des  Papiergelds  hervor- 
geht, hat  bei  dein  einlß'baren  oder  zwangscurslosen  Papiergeld  den  Cliaracter  einer 
priratwirthschaftlichen  Einnahme  aus  Creditgescbäften.  Bei  dem  eigent- 
lichen Papiergelde  ist  theils  dieser  Cliaracter.  tlieils  derjenige  einer  Art  indirecter 
Besteuerung  rorlianden,  letzteres  namentlich,  soweit  die  Entwertung  und  Werth- 
rcrminderung  dieses  Papiergelds  den  Privaten  ökonomische  Opfer  auferlegt. 

Ohne  ausschliessende  Vorrechte  wurden  und  werden 
von  Staaten,  Gemeinden,  Communalverbänden  u.  8.  w.  mehrfach 
Bankgeschäfte  verschiedener  Art  betrieben  (z.  B.  Preussische 
Seebandlung,  Breslauer  Stadtbank,  mit  Notenrecht,  Communal- 
ständische  Bank  der  preussischen  Oberlausitz).  Unternehmungen 
dieser  Art  fallen  finanziell  meistens  allein  oder  überwiegend  unter 
den  Gcsichtspunct  der  privatwirthschaftlichen  Erwerbsanstalt. 
Doch  kommen  dabei  wohl  einzelne  Geschäfte  gebührenartigen 
Characters  vor,  z.  B.  die  Annahme  offener  und  verschlossener  Depots 
(meist  Werthpapiere)  gegen  feste  Gebühren  (Deutsche  Reichsbank). 
In  banktechnischer  Hinsicht  steht  einer  Ausdehnung  besonders  des 
communalen  Bankwesens  (Hypotheken-,  Lombard-,  Wechsel-,  Depo- 
siten-, Pfandbriefgeschäft)  nichts  Wesentliches  entgegen.  In  social- 
politischer Hinsicht  spricht  Vieles  dafür.  Dann  würde  der  „Ge- 
bührencharactcr“  der  Zahlungen  für  manche  Dienste  noch  mehr 
hervortreten. 

Der  Gewinnantheil  von  Gemeinden  u s.  w.  an  öffentlichen  Sparcasseu  bat 
mehr  priratwirthacliaftliche  Natur.  Er  ist  eine  Art  Vergütung  für  die  üebernahme 
der  Garantie.  Richtiger  wird  dieser  Gewinn  wohl  direct  und  indircct  den  Interessenten 
der  Sparcasse  zu  Gute  gebracht  — Aehnlich  Gewinne  aus  öffentlichen  Loih- 
ämtern.  Vgl.  Uber  dies  Alles  E.  Bruch,  in  den  Gutachten  zur  Communalsteuer- 
frage.  Leipzig  1877,  S.  27 — 29.  — Uebcr  Bankwesen  Überhaupt,  mit  Rücksicht  auf 
die  Frage  der  Uebernahme  Seitens  des  Staats  und  öffentlicher  Körper,  s.  meine  Ab- 
handlung Credit-  und  Bankwesen  itn  Schönberg 'sehen  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie,  I,  3.  A. 

§.  53.  3.  Versicherungswesen. 

In  einzelnen  Zweigen  ist  es  geschichtlich  dem  Staate  oder 
einem  Selbstverwaltungskörper  (Provinz,  Landschaft,  Gemeinde) 
ausschliesslich  Vorbehalten  gewesen,  Einrichtungen  oder  An- 
stalten des  Versicherungswesens,  besonders  für  Feuerversicherung 
und  hier  wieder  für  Immobiliarversicherung,  zu  schaffen.  Hier 
und  da  ist  dies,  namentlich  für  letztere,  noch  so  geblieben.  Häufiger 
ist  aber  die  Concurrenz  von  privaten  Gegenseitigkeits-  und 
speculativen  Versicherungsanstalten  (besonders  Actiengesellscbaften) 
neben  den  etwa  noch  bestehenden  „öffentlichen“  zugelassen 
worden.  Mitunter  sind  auch  letztere  ganz  aufgegeben  worden. 
Umgekehrt  hat  aber  auch  der  Staat  etwa  neben  den  schon  be- 
stehenden oder  neu  zugelasseneu  Privatversicherungsanstalten  eigene 
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neu  begründet,  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Lebens-  und  Renten- 
versicherung, oder  selbst  mit  Ausschluss  privater  Anstalten, 
wenigstens  für  bestimmte  Zwecke,  wie  jetzt  bei  den  neuen  deutschen 
Einrichtungen  der  Arbeiter  Versicherung,  wo  öffentlich-rechtliche 
Verbände  für  diese  Gebiete  geschaffen  worden  sind. 

Gewöhnlich  sind  die  „öffentlichen“  Versicherungsanstalten  selb- 
ständige, vom  Staatsfiscus  oder  Communalärar  rechtlich  ge- 
trennte eigene  juristische  Personen,  demgemäss  mit  eigenen 
Einnahmen  und  Ausgaben,  wenn  auch  eventuell  mit  GarantieeD, 
Dotationen,  Zuschüssen  zur  Deckung  von  Ausfällen  Seitens  des 
Staats,  der  Gemeinde.  Die  Versicherungsprämien  („Brandsteuer“ 
des  öffentlichen  Immobiliar-Feuerversicherungswcsens,  gewisse  Bei- 
träge bei  der  Arbeiterversicherung)  haben  auch  hier  wie  bei  directer 
Ausführung  der  Sache  auf  Rechnung  des  Staats,  der  Gemeinde  regel- 
mässig den  Cbaracter  von  Gebühren,  zur  Deckung  der  Kosten  der 
vorgekommenen  Schäden,  der  zu  leistenden  Renten,  der  allgemeinen 
Verwaltungskosten  und  eventuell  zur  Ausstattung  von  Reservefonds. 

Das  Versicherungswesen  eignet  sich  wenigstens  in  manchen 
Zweigen  (Feuer-,  Hagel-  und  Viehversicherung,  Lebens-,  Renten- 
versicherung, Arbeiterversicherung)  ökonomisch-technisch  im 
Allgemeinen  recht  wohl  zur  directen  Uebernahme  auf  den  Staat 
und  die  Communalverbände  oder  wenigstens  zur  Betreibung  durch 
selbständige,  öffentliche  Anstalten.  Das  speculative  Versicher- 
ungswesen hat  in  einzelnen  Zweigen  (Lebensversicherung,  Feuer- 
versicherung) viele  üble  Seiten  offenbart.  Ein  grossartiges  öffent- 
liches Gebtthrenwesen  würde  sich  bei  „Verstaatlichung“,  „Ver- 
communalisirung“  dann  hierausbilden.  Die  etwaigen Ueberschüsse 
dabei  zu  Gunsten  des  Staats  und  der  Communen  lassen  sich  in  einer 
Hinsicht  wieder,  wie  bei  Banken,  als  eine  privatwirthschaftliche 
Einnahme  auffassen,  so  im  Fall  einer  Garantie,  für  welche  sie 
eine  Entschädigung  bilden.  Sie  haben  aber  auch  etwas  von  der 
Natur  einer  Steuer  an  sich,  wären  jedoch  auch  in  diesem  Falle 
ebenso  zu  rechtfertigen,  wie  der  jetzige  grosse  Gewinn  der  Erwerbs- 
Versicherungsanstalten. 

Die  Frage  ist  iu  der  Vollcswirthschaftspoliük  zu  erlcdigeu.  Die  einseitige  Be- 
günstigung des  „spcculativen“  Versicherungswesens  in  der  neueren  Theorie  (Smith'scho 
Schule)  und  in  der  Präzis  hat  gerade  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  wieder  einer 
richtigeren  Würdigung  des  „Öffentlichen“  Versicherungswesens  Platz  gemacht.  Weiteros 
in  meiner  (auch  apart  erschienenen)  Abhandlung  „der  Staat  und  das  Versicherungs- 
wesen“ (Tübinger  Zeitschrift  1881  B.  37)  und  besonders  in  meiner  Abhandlung  Yei- 
sicherungswescn  im  Schönberg’schen  Handbuch,  wo  die  berührte  Frage  eingehend 
erörtert  und  Literatur  darüber  angegeben  ist.  Der  mehr  gegnerische  Standpunot  gut 
bei  Makowizlta,  Abhandlung  Versicherungswesen  in  Bluntschli’s  Staatswörter- 
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buch  XI.  Anregung  der  Idee,  das  Feuorversicherungswesen  auf  des  Beich  zu  Über- 
tragen, durch  den  Socialdemokraten  Kittingbauseu. 

4.  Das  Verkehrswesen  i.  e.  S.  d.  h.  das  Communi- 
cations- und  Transportwesen:  öffentliche  Wege  aller 
Art  und  Verkehrsanstalten. 

5.  die  Literatur  in  Band  I (3.  A.  besondere  S.  640  11'.).  Ein  vorzügliches 
Werk  Uber  die  ganze  Materie  ist  E.  Sax,  die  Verkehrsmittel,  2 Bände,  Wien  1878 
und  1879.  In  allen  Hauptpunctcn  (mit  theilweiser  Ausnahme  der  „dclegirten  ölTent- 
lichen  Unternehmung“)  befinde  ich  mich  in  üubereinstimmung  mit  diesem  Werke,  wie 
sich  aus  Baud  1 der  Finauzwissenschaft  ergiebt.  Für  die  principiellen  Erörterungen, 
welche  in  der  Yolkswirthschaftspolitik  anzustellen  sind , beziehe  ich  mich  hier  auf 
Sax.  Auch  in  den  finanziellen  Frageu  (Wahl  der  Fiuanzprincipien . Tarifwesen 
bei  der  Post,  Telegraphie)  stimmen  wir  vielfach  überein.  S.  ferner  die  trefflichen 
neueren  Ausführungen  G.  Cohn 's  (so  in  Schinoller's  Jahrbuch  X.  645  und  in  seiner 
Fin.),  mit  Ansichten,  die  ich  übrigens  schou  in  der  1.  Auflage  doch  mehrfach  ähn- 
lich vertreten  habe.  Ich  thuo  es  jetzt  noch  etwas  schärfer  und  nähere  mich  damit 
Cohn  noch  mehr.  Ausserdem  die  oben  S.  110  genannten  Ausführungen  der  Finanz- 
theoretiker, von  Kau  auch  die  Volkswirthschafbpolitik  (5.  A.  §.  255 — 272a,  Her- 
stellung der  Strassen  und  Mittel  zur  Benutzung),  Mohl  Polizeiwissenschaft,  Stein, 
Verwaltungslehre,  Kösler,  Verwaltungsrecht. 

Dieses  grosse,  auch  finanziell  wichtige  Gebiet  ist  bereits  im  1 . Bande  zusammen- 
hängend besprochen  worden,  hinsichtlich  der  beiden  entscheidenden  Puncto,  der 
(eventuell  ausschliesslichen)  Uebernahme  auf  den  Staat  und  die  Selbstverwaltungs- 
körper  und  der  leitenden  Finanzprincipien  der  Verwaltung.  (Fin.  I,  §.  265  ff.) 
Dort  sind  auch  die  Gründe  dargelegt  worden,  warum  ein  Thcil  der  Wege  und  Yer- 
kehrsanstalten . namentlich  die  Eisenbahnen,  mit  als  privatwirthschaftlicbo  Erwerbs- 
zweige, daher  in  der  im  1.  Band  enthaltenen  Lehre  vom  Privaterwerb,  ein  anderer 
Tlteil  dagegen  als  Gebühren  - Einrichtungen,  daher  jetzt  an  dieser  Steile  behandelt 
werden.  Es  sind  namentlich  Kücksichten  auf  die  Höbe  des  in  den  verschiedenen 
Wegen  und  Anstalten  steckenden  Kapitals  und  auf  die  Nothwendigkeit,  die 
Verzinsung  und  eventuell  die  Amortisation  dieses  Kapitals  sicher  zu  stellen, 
welche  jene  Scheidung  veranlasst  haben.  Unter  Verweisung  auf  die  Ausführungen 
im  1.  Bande,  besonders  auf  diejenigen  in  dem  Abschnitt  über  „das  Verkehrswesen 
und  seine  staatliche  und  finanzielle  Behandlung  im  Allgemeinen“  §.  265  If. , wo  den 
bezüglichen  Gebubren-Eiiirichtungen  schon  ihre  priticipiell  richtige  Stellung  mit  ge- 
geben und  die  allgemeinen  Grundsätze  für  deren  finanzielle  Verwaltung  mit  auf- 
gestellt worden  sind,  ist  hier  jetzt  nur  noch  eine  nähere  Behandlung  dieser  finan- 
ziellen Seite  oder  der  Einrichtung  der  Gebühren  des  Verkehrswesens  i.  o.  S. 
erforderlich.  Der  ganze  Gegenstand  des  Verkehrswesens,  speciell  des  Wegewesens,  ist 
in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  und  in  seinem  bestehenden  Zustande  in  erster 
Linie  eine  verwaltungsrechtliche  Materie.  Die  finanzielle  Seite  ist  doch  auch  hier  das 
Secuudäre,  die  administrative  und  volkswirtschaftliche  das  Wichtigere.  Deshalb  ist 
hier  wieder  mehr  auf  die  Schriften  über  Verwalttingsrecht,  Verwaltungslehre  und 
practische  Nationalökonomie  ( Yolkswirthschaftspolitik)  als  auf  linanzwissenschaftliche 
Werke  zu  verweisen. 

§.  54.  In  den  hierhergehörigen,  oben  (S.  114)  schon  genannten 
Zweigen  erfolgt  vielfach  Staats-,  Provinzial-  und  Kreis-  und  Ge- 
meindethätigkeit  neben  einander.  Daher  giebt  es  hier  Staats- 
und Co  mm unal gebühren.  Eine  wichtige  und  schwierige  Aufgabe 
der  Verwaltungs-  und  der  Finanzpolitik  ist  es  hier  öfters,  so  nament- 
lich bei  den  Wegen,  Brücken,  Flüssen,  den  damit  in  Verbindung 
stehenden  und  den  weiteren  Einrichtungen  des  Handels-,  Mess-  und 
Marktverkehrs,  die  Betheiligung  der  eiuzelucn  Kategorieen  der 
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Selbstverwaltungskörper  und  des  Staats  bei  der  Uebernahme  und 
Ausführung  dieser  Thätigkeiten  und  die  Vertheilung  der  be- 
treffenden finanziellen  Lasten  angemessen  zu  regeln.  Hier- 
bei tauchten  einzeln  früher  schon,  namentlich  aber  in  der  Gegen- 
wart, wo  die  Anforderungen  an  die  Leistungen  viel  grösser  ge- 
worden und  das  Interesse  des  Staats  und  höheren  Körpers  als  an  den 
Einrichtungen  des  kleineren  Körpers  mitbetheiligt  angesehen  wird, 
ähnliche  Fragen  auf,  wie  auf  dem  Gebiete  des  Armen-  und  des 
Schulwesens,  demgemäss  auch  Fragen  der  Decentralisation  der 
Staatsverwaltung  und  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  sowie 
der  „finanziellen  Concurrenz“  vou  Staat,  höherem  Communalverband 
und  Gemeinde. 

Darauf  ist  indessen  nicht  näher  hier,  sondern,  soweit  überhaupt  in  der  Finanz- 
Wissenschaft,  an  anderer  Stelle,  in  Band  l (Finanz».  3.  Auflage  §.  45  ff.,  4!))  cin- 
zngchen. 

Ein  Unterschied  von  den  sonst  verwandten  Angelegenheiten 
des  Armen-  und  Schulwesens  besteht  im  Verkehrswesen  in  der  im 
Allgemeinen  wenigstens  deutlicheren  ökonomischen  Diffe- 
renzirung  der  Vortheile  des  Verkehrswesens  unter  den  Benutzen- 
den, überhaupt  in  der  Zugehörigkeit  des  Verkehrswesens  zu  den 
vol k swirthschaftlichen  Angelegenheiten,  wo  eventuell  auch 
privatwirthschaftliche  Leistung  mit  ihren  Preisbestimmungen  Platz 
greift,  und  in  der  Höhe  des  Kostenaufwands,  besonders  auch 
für  die  An  lagen  selbst,  nicht  bloss  für  den  Betrieb. 

Diese  Umstände  rechtfertigen  im  Ganzen  an  sich  schon  mehr 
die  Wahrnehmung  des  Finanzinteresses  des  betheiligten  öffent- 
lichen Körpers,  daher  ein  entsprechendes  Geb  Uhren  wesen.  Die 
Einrichtungen  des  Verkehrswesens  sind  ferner  so  beschallen,  dass 
die  Erhebung  von  Gebühren  technisch  leichter  und  in  rationellerer 
Weise  erfolgen  kann,  als  auf  anderen  Gebieten,  indem  sich  der 
Umfang  der  Benutzung  oder  auch  des  Nutzens  besser  feststellen 
und  ganz  gut  zum  Maassstab  der  GcbUhrenbemessuug  machen 
lässt.  Auch  die  Umwandlung  von  Einzelgeblibren  in  Bausch- 
geblthrcn  oder  ganz  in  sogenannte  „Beiträge“  (§.  17,  73,  74) 
ist  hier  mehrfach  zulässig  uud  zweckmässig  und  in  der  Praxis 
üblich. 

In  der  Kegel ung  der  Gebühreu  uud  namentlich  in  der  Fest- 
setzung ihrer  Höhe  bietet  sich  im  Verkehrswesen  aber  auch  die 
bequeme  Gelegenheit,  die  Gebühr  in  eine  (Verkehrs)  Steuer 
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hiuüberzuführen.  Geschichtlich  öfters  vorgekommen  (so  bei  der 
Post)  kann  ein  solches  Vorgehen  auch  jetzt  nicht  immer  ohne 
Weiteres  von  der  Hand  gewiesen  werden,  gerade  nach  der  öko- 
nomischen Natur  und  Wirkung,  namentlich  der  differentiellen 
Wirkung  der  Einrichtungen  und  Leistungen  auf  die  Benutzer.  Nur 
muss  über  das  „Ob,  Wie,  Wann,  Wie  weit?“  wieder  nach  Be- 
steuerungsgrundsätzen entschieden  werden.  Die  letzteren 
rechtfertigen  aber  mitunter  den  Uebergang  der  Abgabe  in  eine 
Steuer.  Hier  in  der  Geblihrenlehre  ist  das  jedoch  auch  bei  den 
einzelnen  Zweigen  des  Verkehrswesens  wieder  nur  auzudeuten, 
nicht  des  Näheren  auszuführen  und  zu  begründen. 

S.  besonders  unten  Uber  die  Post  §.  60 — 62. 


s.  Die  Wege. 

§.  55.  1.  Principielle  Berechtigung  des  Wegegeldes. 

Seit  Alters  sind  die  für  die  allgemeine  Benutzung  bestimmten 
Wege  regelmässig  öffentliche,  d.  h.  vom  Staat  oder  einem 
autonomen  Localkörper  hergestellte  und  verwaltete.  Es  handelte 
sich  dabei  von  jeher  um  eine  mit  bedeutenden  finanziellen  Lasten 
verbundene  Aufgabe,  deren  Durchführung  von  der  zweckmässigen 
Aufbringung  dieser  Lasten  mit  abhängig  war.  Eine  früh  vor- 
kommende Form  hierfür  war  die  Erhebung  einer  besonderen 
Abgabe  vonden  Benutzern,  des  Wegegelds.  Die  Gelegen- 
heit, letzteres  zu  erheben,  das  Recht  dazu,  das  an  eine  bestimmte 
Stelle  geknüpft  war,  führten  dabei  gern  und  leicht  zu  Missbräuchen, 
so  zum  Zwang,  die  Strasse  zu  benutzen,  die  Stelle  zu  passiren, 
auch  wenn  ein  anderer  Weg  möglich  war,  später,  in  der  Zeit  der 
Finanzregalien,  selbst  zur  Aufstellung  eines  fiscalischen  „Strassen- 
regals“,  wobei  die  „Gebühr“  in  Steuer  überging.  Aber  für  die 
Höhe  jener  Abgabe  war  doch  gewöhnlich  durch  das  Verkehrsbe- 
dürlhiss  eine  Grenze  gezogen,  welche  nicht  leicht  überschritten 
werden  konnte,  wenn  der  Weg  nicht  veröden  sollte.  Nur  ausnahms- 
weise haben  daher  die  Einnahmen  aus  dem  Wegegeld  u.  dgl., 
wenigstens  in  neuerer  Zeit,  einen  wirklichen  Ueberschuss  Uber  die 
Kosten  ergeben  und  damit  dem  Wegegeld  den  Character  einer 
Wegesteuer  verliehen.  In  der  Regel  lieferte  das  Wegegeld  nur 
einen  Beitrag  zur  Kostendeckung,  oft  nur  zu  den  Kosten  der 
Erhaltung  des  Weges  und  hat  damit  die  Natur  der  Gebühr 
behalten. 
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Die  Zölle  (Wegezölle,  PassirzöUc)  im  früheren  Mittelalter  sind  überwiegend 
gebahrenartige  Abgaben  für  die  Benutzung  und  Abnutzung  der  Wege  u.  s.  w. 
gewesen.  Sic  waren  daher  als  Wiedererstattung  eines  gemachten  Kostenaufwands,  als 
Bezahlung  einer  erlangten  Förderung  gedacht.  So  im  fränkischen  Reiche.  (Vgl. 
Falke,  Geschichte  dos  deutschen  Zollwescus,  S.  15,  21.)  Früh  aber  faud  eine  Ent- 
artung zu  unrichtigen  eigentlichen  Steuern  statt:  theils  durch  Erhöhung  der  Sätze, 
tlieils  besonders  durch  Vermehrung  der  Zollstätten.  Zwang  zur  Benutzung  von  Strassen, 
Bracken,  theils  durch  Erhebung  von  Abgaben,  denen  gar  keine  Gegenleistung  mehr 
entsprach,  wie  bei  vielen  Fiusszöllcn.  Vergebens  kämpft  die  kaiserliche  Macht  da- 
gegen, sie  hält  aber  an  dem  Gebuhreuprincip  im  W «gewesen  u.  s.  w.  noch  spät  fest, 
z.  It.  unter  Sigismund,  Friedrich  111.  im  15.  Jahrhundert.  (Falke,  S.  53,  5(1  fl. 
Vgl.  Fin.  111.  §.  14.  15) 

S.  über  die  Ausgaben  für  Wege  u.  s.  w.  Wagner  I,  §.  194.  Die  Einnahme 
ans  den  Cliatisseegoldorn  des  Staats  war  in  Preussen  in  den  letzten  Jahren  vor  der 
Aufhebung  i,  IS75)  c.  1.5  Mill.  Thlr.  Die  Unterhaltung  der  Staatschausseen  (ohne 
grössere  Umbauten,  die  mit  Neubauten  Zusammenhängen)  kostete  c.  4.5  Mill.  Thlr., 
also  das  Dreifache.  Aeltere  Daten  hei  Iiau,  Fin.  I,  §.  239  Note.  Ohne  genaue 
Unterscheidung  der  Arten  der  Kosten  (Neubau,  grösserer  Umbau  — Beides  gewöhn- 
lich in  einzelnen  Jahren  stärker  wechselnd  — gewöhnliche  Unterhaltungskosten)  sind 
Vergleiche  zwischen  Einnahme  uud  Kosten  misslich.  In  Wcst-Oestcrrcich  kostete 
der  Strassenbau  auf  dem  Etat  des  Staats  in  den  IbSOcr  Jahren  gegen  5,  der  Wasser- 
bau gegen  2.5  Mill.  fl.  jährlich,  die  Mauthgehuhren  ergaben  beinahe  2.5  Mill.  fl. 

Das  Wegegeld rvesen  als  Gebührenzweig  steht  daher  auch  ge- 
schichtlich und  im  heutigen  Verwaltungsrecht  in  enger  Verbindung 
mit  der  gesetzlichen  Kegel ung  ilerWegclasten,  d.  h.  der 
Aufbringung  d e r M i 1 1 e 1 für  deu  Bau  und  dicErhaltung 
der  Wege  Überhaupt  und  ist  nur  eine  der  Formen  neben  anderen 
zu  diesem  Zwecke. 

Von  besonderer  Bedeutung  wird  die  Art  dieser  Regelung  wegen  der  Koslenhöhe 
namentlich  bei  der  ersten  Herstellung  neuer  Wege,  bei  technisch  wegen  der 
Bodenverhältnisse  schwierigen  Wegostrecken  uud  neuerdings  besonders  hei  den 
technisch  vollkommeneren  Wegen,  also  hei  den  eigentlichen  K u u s t Strassen 
(Chausseeu).  welche  einen  viel  grösseren  Hctstcllungs- und  Erhaltongsaufwaud  machen. 

Der  unbedingte  Wegfall  jedes  Wegegelds  der  Be- 
nutzer stets  und  überall  und  damit  die  volle  Verschiebung  der  be- 
treffenden Kosten  des  Wegewesens  auf  Andere,  sei  es  sonstige 
Interessenten,  sei  es  die  Cassen  der  öffentlichen  Körper,  ist  nun 
jedenfalls  nicht  allgemein  grundsätzlich  berechtigt,  wie 
die  neuere  Theorie  und  Praxis  es  anzusehen  geneigt  waren.  Viel- 
mehr erscheint  umgekehrt  gerade  als  Gebühr  ein  Wegegeld 
principiell  berechtigt  und  prac tisch  nicht  unpassend. 

Dies  weist  mit  Kerbt  auch  Sax,  I.  131  nach.  Denu  wenn  auch  das  Wegewesen 
und  »pecicll  ein  Kunststrasscnnctz  im  allgemeinen  öficntlicheu  Interesse  liegt  und 
» egen  des  letzteren  mit  Recht  zu  einer  öliontlichen  Angelegenheit  in  den  Händen  des 
Staats  oder  eines  Selbstverwaltungskörpers  gemacht  wird,  so  knüpfen  sich  an  dio  Wege 
uud  Kunststrassen  doch  auch  nachweisbare  uud  seihst  cinigcrmaasscii  messbare  öko- 
nomische Sonderintoresseu  einzelner  Gruppen  oder  Individuen  der  Bevölkciung. 
eben  der  Wegebonutzcr  au.  Für  sie  liegt  hier  eine  besondere  Leistung  des  Wege- 
wesens vor,  welche  anderen  Personen  gar  nicht  oder  nicht  in  demselben  Maasso  und 
nur  vielfach  indircct  zu  Gute  kommt.  Dies  aber  rechtfertigt  principiell  eine 
spociclle  Gegenleistung  in  solchem  Falle  der  Benutzung  und  als  eine  Form 
dieser  Gegenleistung  auch  das  Wegoguld.  Diese  Auffassung  wird  nicht  dadurch 
ä.  Wagner,  Finanzwissenachaft.  II.  2.  Aofl.  9 
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widerlegt,  dass  inan  mit  Rau  das  Wegegeld  in  Ansehung  seiner  rolkswirthschaftlichcn 
Wirkungen  als  einen  Theil  der  Frachtkosten  ansieht,  welche  in  der  Regel  vom  Käufer 
in  den  Warenpreisen  vergütet  wurden.  Denn  wenn  auch  zuzugeben  ist,  dass  unter 
freier  Concurrenz  eine  bezügliche  Tendenz  vorliegt  und  beim  Wegfall  des  Wagegelds 
alle  Bewohner  des  Landes  durch  den  niedrigeren  Preis  vieler  Guter  Nutzen  haben 
können,  so  besteht  hier  doch  ein  langsamer  und  schwieriger  Ueberwälzungsprocess 
und  jener  Nutzen  ist  unsicher  und  ungleichmässig.  (Rau,  Fin.  I,  §.  240,  auch  in 
Bezug  auf  die  Frage  der  Zweckmässigkeit  der  Aufhebung  ohne  festes  Princip.  Sax 
bringt  diese  Frage  mit  Recht  in  Verbindung  mit  dem  Intcnsivitätsgrad  des  Wegenetzes. 
S.  unten  §.  58.) 

Die  Frage  kann  daher  nur  sein,  einmal,  welche  Stellung  dem 
Wegegeld  unter  den  Formen  der  Kostendeckung  des  Wege wesens 
einzuräumen  ist,  ferner,  ob  etwa  aus  anderweiten  Gründen  und  wann 
etwa  doch  besser  auf  Wegegelderhebung  verzichtet  werden  soll  und 
darf.  Beides  lässt  sich  nur  im  Zusammenhang  mit  der  Frage  der 
Regelung  der  Wegelasten  überhaupt  entscheiden  und  nur  in 
diesem  Zusammenhang  begründen,  ebendeshalb  nicht  vollständig 
und  nicht  ausreichend  an  dieser  Stelle.  Hier  können  nur  einige 
orientirende  Bemerkungen  Uber  diese  Frage  aus  dem  Gesichtspunctc 
des  Gebührenwesens  gegeben  werden. 

§.  56.  — 2.  Die  Regelung  der  Wegelasten. 

Es  kommt  auch  für  die  Frage  von  Wegegeld  auf  die  bestimmte 
Lösung  mit  an,  welche  folgende  Runcte  des  hier  vorliegenden 
allgemeinen  Problems  finden: 

a)  Einmal,  welcher  Körper,  Staat,  Provinz,  Kreis,  — oder 
wie  immer  die  Communalverbände  heissen  — Gemeinde  u.  s.  w. 
den  betreffenden  Weg  übernehmen,  und  eventuell  dafür  die  Kosten 
tragen  oder  welches  gemeinsame  Zusammenwirken  von  zwei  oder 
mehreren  dieser  Körper  dabei  eintreten  soll; 

b)  sodann,  ob  ganz  oder  für  welchen  Antheil  die  Cassc 
solcher  Körper  die  Kosten  zu  tragen  habe,  daher  ob  und  wie 
weit  das  Princip  der  reinen  Ausgabe  oder  das  Princip  von 
„Leistung  und  Gegenleistung“,  m.  a.  W.  das  G eb  Uhren - 
princip  anzuwenden  sei; 

c)  weiter,  wenn  letzteres  bejaht  wird,  wie  dies  Princip  zu 
verwirklichen  sei,  daher  auch,  ob  und  wie  weit  sieh  die 
Erhebung  von  Wegegeld  dafür  empfehle,  statt  oder  neben 
anderen  Formen,  mittelst  deren  man  das  Princip  von  „Leistung 
und  Gegenleistung  ‘ oder  die  Ueberschiebung  von  Kostenpartialen 
auf  irgend  welche  specielle  sonstige  Interessenten,  d.  h.  andere, 
als  die  unmittelbaren  Wegebenutzer,  durchfuhren  könnte; 

d)  endlich,  wie  das  Wegegeld,  wenn  es  beliebt  wird,  zu 
uormiren  sei. 
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Die  beiden  ersten  Aufgaben  betreffen  allgemeine  Principienfragen  der  Wege- 
ordiiung,  »•eiche  hier  in  der  Finauzwissemschaft  nur  soweit  zu  b<diaude!n  sind,  als  von 
ihrer  Entscheidung  die  Erledigung  der  beiden  anderen,  namentlich  der  dritten  wesent- 
lich finanziellen  Aufgabe  abhängt. 

Die  erste  Frage  ist  nur  historisch  und  örtlich  relativ, 
daher  je  nach  Umständen  verschieden  zu  beantworten. 

Die  Grösse  des  Staats,  die  Entwicklung  des  gcsamuiten  Strassenwesens,  nament- 
lich einschliesslich  der  Eisenbahnen,  die  Politik,  welche  der  Staat  in  Betreff' der 
letzteren  verfolgt,  — daher  ob  Staats-,  ob  Privatbahnsystem  — , die  grössere  oder 
geringere  allgemeine  Bedeutung  bestimmter  Strassenzllge  und  bestimmter  technischer 
Strassenarten  für  die  Bevölkerung  des  ganzen  Staatsgebiets  oder  gewisser  Abthei- 
lungen desselben,  auch  für  das  eigene  Staatsintercssc  selbst,  z.  B.  für  das  militärische 
Interesse,  der  Wohlstand,  daher  die  ökonomische  und  finanzielle  Leistungsfähigkeit  der 
verschiedenen  Gcbietsthcile  u.  a.  dgl.  m.  sind  wohl  die  für  die  Entscheidung  inaass- 
gebendsten  Kactorcn. 

In  Mittel-  und  Kleinstaaten  wird  man  daher  etwa  Staats-, 
Kreis-  und  Gcmeindestrasseu  unterscheiden,  in  Grossstaaten  kann 
an  die  Stelle  des  Staats  die  Provinz  treten.  Wllnschenswerth  ist 
aber,  hinsichtlich  der  Tragung  der  Kosten,  die  Herstellung  eines 
Zusammenwirkens  — einer  sogenannten  „finanziellen 
Concurrcnz“  — der  verschiedenen  Körper,  etwa  so,  dass  der 
grössere  Körper  subsidiär  eintritt,  wenn  die  Lasten  fllr  die  nächst 
kleineren  in  einem  gewissen  Zeitraum  einen  bestimmten  absoluten 
oder  relativen  Betrag  übersteigen  oder  so,  dass  gewisse  technische 
Leistungen  von  dem  einen,  andere  von  dem  anderen  übernommen, 
z.  B.  die  Lasten  der  ersten  Herstellung,  Hauptreparatur  und  laufen- 
den Erhaltung  verschieden  vertheilt  werden. 

Vgl.  z.  B.  das  badische  Strassengesetz  vom  14.  Januar  1 868  (darüber  Wagner, 
Pin.  I,  §.  4"),  jetzt  das  neue  Gesetz  vom  14.  Juni  1 S84,  mit  Abänderungen  des  vorigen. 
Das  preussischo  Gesetz  vom  8.  Juli  1875,  wodurch  u.  A.  den  Provinzialverbänden 
u.  s.  w.  Dotationen  aus  Staatsmitteln  für  den  Neubau  von  chaussirten  Wegen  uud 
für  Unterstützung  des  Gemeinde-  und  Kreiswegebaus  (§.  4 des  Gesetzes)  gewährt  und 
durch  §.  18  ff.  die  Verwaltung  und  Unterhaltung  der  Staatschausseecn  unter  weiterer 
Dotirung  mit  19  Milt.  M.  aus  Staatsmitteln  Übertragen  wurde.  (S.  Ein.  1,  §.  194, 
56.)  Eine  allgemeine  Wegeordnung  ist  in  Preussen  noch  nicht  zu  Stande  ge- 
kommen. Für  die  allgemeine  Frage  der  „finanziellen  Concurrenz"  verschiedener  öffent- 
licher Körper  auf  diesem  wie  auf  anderen  Gebieten  sind  die  Arbeiten  v.  Keitzcn- 
stein's  (Schmoller’s  Jahrbuch  ISST  und  1888)  von  besonderer  Bedeutung.  Daselbst 
auch  Exemplificationcn  mit  dem  Wegewesen  und  der  Regelung  der  Wegelusten,  z.  B. 
XI,  137  (Preussen),  XII,  111  (Baden),  Allgemeines  XII,  554. 

Die  zweite  Frage  ist  dahin  zu  beantworten,  dass  im  All- 
gemeinen die  Vermnthung  gegen  vollständige  Uebernahme  der 
Kosten  des  Wegewesens  auf  den  öffentlichen  Körper,  also  gegen 
Wegfall  jeder  Gegenleistung  der  Interessenten  spricht,  weil  die  Nutz- 
leistungen der  Wege  sich  im  ökonomischen  Effect  unter  verschie- 
denen Personen-  und  Besitzkategorieen  doch  meistens  erheblich 
differenziren.  Im  concreten  Fall  muss  der  Gegenbeweis  erst  ge- 
führt werden.  Er  ist  aber  unter  Umständen  allerdings  wohl  zu 
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führen  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der  bei  Beantwortung  der 
ersten  Frage  vorher  angegebenen  Momente. 

Bei  hoher  und  glcichmässiger  Ausbildung  des  Wcgewcsens  (einschliesslich  Eisen- 
bahnen) im  ganzen  Staatsgebiet  auf  Staatskosten  lässt  sich  der  Fortfall  der  Gegen- 
leistung. auch  des  Wegegelds,  wohl  auf  Staatsstrassen  billigen  und  analog  auf  den 
Wegen  der  anderen  Körper.  Es  wird  dann  angenommen  werden  dürfen . dass  die 
..dili'ercnziello“  \\  irkung  des  Wegetresens  an  Bedeutung  so  zurflcktreto,  um  unbeachtet 
bleihon  zu  können. 

Nach  denselben  Gesicbtspuncten  ist  die  verwandte  Frage  zu 
beantworten,  welcher  Tb  eil  der  Kosten  des  Wegewesens  auf 
eine  öffentliche  Casse  zu  übernehmen  ist  und  welcher  durch  Gegen- 
leistung der  Specialinteressenten  zu  decken  gesucht  werden  soll. 
Mit  der  allgemeinen  glcichmässigen  Ausdehnung  des  Wegenetzes, 
der  Kunststrassen  und  (Staats  ) Eisenbahnen  wird  es  sich  recht- 
fertigen  lassen,  den  öffentlichen  Beitrag  „aus  allgemeinen  Mitteln“ 
immer  mehr  zu  vergrössern , absolut  und  relativ  gegenüber  der 
Gegenleistung  von  Specialinteressenten. 

Die  Geschichte  des  Wegewesens  und  der  Wcgelastcn,  specicll  des  Wegegelds 
auf  Kunststrassen  ist  natürlich  von  manchen  verschiedenen  Umständen,  namentlich  von 
der  Gestaltung  des  particularen  Verwaltungsrcchts  und  von  der  Finanzlage  der  öffent- 
lichen Körper  abhängig  gewesen.  Die  Entwicklung  geht  aber  vielfach  auf  das  oben 
augedeutete  Ziel  hin. 

§.  57.  Den  dritten  l'unct  in  dem  Problem  der  llegclung  der 
Wegclasten  anlangend,  so  ist  die  Annahme  des  Grundsatzes  von 
„Leistung  und  Gegenleistung“  im  Wegewesen  in  den 
früheren  Verhältnissen  des  Verkehrs  gewöhnlich  sehr  wohl  begründet 
und  geschichtlich  nachweisbar  oft  eine  thatsilchlichc  Voraussetzung 
dafür  gewesen,  dass  überhaupt  erheblichere  Verwendungen  für  Her- 
stellung und  Verbesserung  der  Wege  möglich  waren  und  geschahen. 
Bei  dem  Druck  eines  in  kurzer  Zeit  erfolgenden  grösseren  Auf- 
wands und  bei  der  differenziellen  Wirkung  des  Nutzens  der  Wege 
auch  mit  gutem  ökonomischen  Grunde.  Diese  Verhältnisse  ändern 
sich  mit  der  allgemeinen  Entwicklung  des  Verkehrs  und  des  Wcgc- 
wesens.  Aber  auch  dann  gestattet  mul  verlangt  oft  seihst  der 
Grundsatz  von  Leistung  und  Gegenleistung  noch  seine  Anwendung, 
um  die  Wegclast  möglichst  gerecht  und  ökonomisch  zweckmässig 
zu  vertheilen  und  dadurch  auch  die  Ausdehnung  und  Verbesserung 
des  Wegenetzes  zu  erleichtern. 

.Je  nachdem  nun  verschiedene  Gruppen  von  Specialinteressenten 
und  diese  auf  verschiedene  Weise  zu  den  Lasten  herbeigezogen 
werden,  ergehen  sich  verschiedene  Arten  der  Ycrtheilung  der 
Wege  lasten  oder  des  Wegegebühren  wesens:  denn  unter 
den  „Gchühreu“-Begiiff  faden  nicht  nur  das  eigentliche  Wegegeld, 
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sondern  alle  diese  Beisteuern  zur  Tragung  der  Wegelasten,  welche 
auf  einer  Herbeiziehung  von  Personen  (bcz.  Besitzarten)  zur  Mit 
tragUDg  dieser  Lasten  wegen  besonderen  Vortheils  und 
wegen  besonderer  K osten  Verursachung  (durch  Abnutzung 
des  Wegs)  beruhen,  wenn  diese  Momente  auch  nicht  allein  dabei  mit- 
spielen. Die  verschiedenen  Systeme  können  auch  gleichzeitig  neben 
einander  bestehen,  wie  in  Wirklichkeit  früher  und  noch  jetzt  vielfach. 

Die  Special-Interessenten  lassen  sich  dann  namentlich  in  zwei 
Kategorieen  bringen:  einmal  solche,  welche  nach  Lage  der  Um- 
stände die  VV'ege  am  Meisten  benutzen  können,  muthmaasslich 
im  Allgemeinen  auch  thatsüchlich  am  Meisten  benutzen  oder  auch 
in  di  re  et  — nemlich  wegen  der  günstigen  ökonomischen  Rück- 
wirkung des  Wcgeweseus  auf  den  Werth  ihres  Besitzes,  den  Er- 
trag ihrer  Geschäfte,  auf  ihr  Einkommen  — besonderen  Nutzen 
haben;  sodann  die  wirklichen  directen  Benutzer  der 
Wege.  Bei  letzteren  kommt  dann  als  Hauptform  der  speciellen 
Gegenleistung  die  Zahlung  von  Wegegeld  in  Betracht. 

Im  ersten  Fall  hält  man  sich  an  diejenigen  Personen  und 
kleineren  Local-Gemeiuschaften,  welehe  durch  ihren  Wohnsitz 
ein  näheres  Interesse  an  dem  Wege  haben,  ihn  auch  gewöhnlich 
in  Folge  ihres  Berufs  am  Meisten  he-  und  abnutzen. 

Unter  diesen  holten  sich  wieder  die.  Grundbesitzer,  mitunter  auch  andere 
Gewerktreibende  mit  besonderen  grosseren  Vortheilen  der  Wege  für  sic.  wie 
anderseits  auch  mit  besonderen  Abnutzungen  des  Wegs,  welche  gerade  auf  ihre 
Wegebenutzung  zurUckzufuhren  ist,  heraus.  Die  Grundbesitzer  erlangen  aber  leicht 
auch  noch  dcu  weiteren  Vortlieil.  dass  ihr  Grundbesitz  itn  Wcrthe  steigt,  in 
Folge  des  besseren  Absatzes,  grösseren  Mcnscbcnzudrangs  u.  s.  w.  Neben  die  Rück- 
sicht auf  den  Sonder  vortheil  tritt  indessen  mehrfach  noch  der  Gesichtspuuct  einer 
öffentlichen  Pflicht  des  Einzelnen,  für  die  Zwecke  der  Gemeinschaft,  zu  denen 
das  Wegewesen  einmal  gehört,  mit  beizutragen.  Deshalb  haben  die  geforderten 
Leistungen  zur  Tragung  der  Wegelasteu  öfters  den  gemischten  Charaeter  der  Ge- 
bühr und  der  Steuer. 

Die  einzelnen  wichtigsten  Formen,  in  tlcuen  sich  die  Bcthciligung 
vollzieht,  sind : 

a)  Wegefrohnden  der  Ortsbewohner,  speciell  der  Grund- 
besitzer. 

Vgl.  darüber  Hau,  Fii».  I,  243,  und  daraus  das  Citat  iu  der  1.  Auflage  des 
2.  Bandes  vorliegenden  Werks  S.  79  (Beispiel  aus  Baden«  dortige  Kaimnerverliaml- 
lungen  1 S2S).  Ein  allgemeines  ökonomisches  Bedenken  gegen  W egefrohnden  ist  die 
einseitige  und  ungleichmäßige  Belastung  der  Verpflichteten  für  etwas,  das  auch 
Anderen  in  erheblichem  Maassc  mit  zu  (iute  kommt. 

Die  Strassen  froh  nden  sind  wie  andere  Prohnden  des  öffentlichen  Hechts  (Bttrg- 
frohndeii  u.  dg),  in.)  geschichtlich  aus  den  älteren  Verhältnissen  verwaltender  Natural- 
wirthschaft  und  unentwickelten  (ieldsteuerwesens  zu  erklären  und  waren  für  ihre  Zeit 
ganz  zweckmässig.  Uebcrmässig  wurde  die  Last  vornemlich  mit  dein  Untergang  der 
(jemein  frei  heit  der  ländlichen  Bevölkerung  und  später  hie  und  da  im  Zeitalter  des 
fürstlichen  Absolutismus  (17.  uud  18.  Jahrhundert).  (Vgl.  im  Allgemeinen  Sax,  Ver- 
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kehrsmittel,  S.  109,  besonders  201  ff.,  v.  Maurer,  Geschichte  der  Frohuhöfe  u.  s.  w., 
III,  527:  Zusammenhang  der  Frohudcu  zum  Brücken-  und  Wegebau  mit  den  sogen. 
Kriegsfrohnen;  ursprünglich  die  öffentlichen  Wege  zum  Dienst  als  Ileerstrasscn  be- 
stimmt und  auch  so  geuannt.  S.  im  Allgemeinen  passim  E.  Gastier,  zum  deutschen 
Strassenwcsen  von  der  ältesten  Zait  bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderts,  Leipzig  1880. 
z.  B.  S.  105.)  — In  der  absolutistischen  Periode  besondere  Ausdehnung  der  Wegc- 
frohndeu  mit  vielen  Missbräuchen  in  Frankreich,  namentlich  im  18.  Jahrhundert, 
ein  Hauptangriffspunct  der  Physiokratcn.  (S.  Sai,  S.  203.  De  Lavergno,  econo- 
mistes  fram;.  du  XVIII.  siöcle  (Paris  1870),  p.  260  11'.,  über  Turgot’s  Versuch,  diu 
Wegcfrohnden  (Cervees)  aufzuheben  und  dafür  eino  Steuer  auf  die  Grundeigenthümer 
aufzulegeu,  1776.)  Von  Neuem  wurde  durch  Neckcr  1787  diese  Maassregel  vorge- 
nommen. Die  beabsichtigte  Ersatzsteuer  in  Geld  ist  in  der  Revolutionsperiode  indessen 
nicht  dnrehgeführt  worden.  Neue  Regelung  dieser  Verhältnisse,  nach  verschiedenen 
Einrichtungen  während  der  Revolutions-  und  Kaiserzeit,  durch  Gesetz  vom  28.  Juli 
1824  und  Hauptgesetz  vom  21.  Mai  1836.  (S.  die  gute  Darstellung  von  v.  Brasch, 
die  Gemeinde  und  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich,  Leipzig  1874,  S.  07  ff.  Stourm. 

1,  cb.  7,  jetzt  meine  Fin.  III,  §.  340.)  Im  Allgemeinen  kann  von  jedem  Manne 
zwischen  18  uud  60  Jahren  in  der  Gemeinde  eine  3tägige  Arbeitsleistung  gefordert 
werden,  deren  Umwandlung  in  Geld  nach  einem  Tarif  aber  jederzeit  dem  Pflichtigen 
erlaubt  ist.  Gleiche  Verpflichtung  für  die  Besitzer  von  Karren  uud  Wagen,  Last-, 
Zug-  und  Reitthicren.  Guter  Erfolg  für  den  Ausbau  und  diu  Erhaltung  der  Wege. 
Das  Ganze  ein  Beispiel,  dass  auch  heute  noch  Wegcfrohnden,  zweckmässig  geregelt, 
passend  sein  können  (s.  Fin.  111  a.  a.  0.).  (S.  auch  die  Gutachten  in  der  Gomtnunal- 
stcuerfrago,  Leipzig  1877,  von  Metz,  S.  248  und  von  v.  Reitzcnstein,  S.  137, 
besonders  S.  143  ff.)  — Verpflichtung  der  Einwohner  der  au  der  Strasse  liegenden 
Gegend  zur  Arbeit  mit  Hand-  und  Spanndiensten  bei  der  Unterhaltung  und  Besserung 
der  Wege  nach  preussischem  Landrecht,  Th.  II,  Tit.  15,  §.  13.  — (Vgl.  über 
Preussen  v.  Rönne,  Staatsrecht.  4.  Aufl.  IV,  S.  550  ff  und  das  grössere  Werk  von 
v.  Rönne,  Wegepolizei  und  Wegerocht  des  Preussischeu  Staats,  Breslau  1852. 
Germorshausen,  Wegerecht  u.  s.  w.  in  Preussen,  I,  Berlin  1890.) 

b)  Unentgeltliche  Materiallieferungen  für  den 
Strassenbau,  Seitens  der  anliegenden  Grundbesitzer. 

Solche  Bestimmungen  Anden  sich  in  Bezug  auf  Feldsteine,  Sand,  Kies  für  den 
Ohausseebau  in  Preussen  uach  K.-O.  vom  11.  Juni  1825,  v.  Rönne,  Staatsrecht, 
4.  Aufl.  II,  §.  139,  IV,  §.  370  (gilt  übrigens  nur  in  gewissen  Provinzen). 

e)  Ausführung  einzelner  Strasscnthcilc  durch  die 
anliegenden  Grundbesitzer  selbst  oder  ganz  auf  deren  Kosten. 

Altes  deutsches  Recht  war,  dass  für  Wege,  Dämme,  Brücken  u.  s.  w.  die  sorgen 
mussten,  die  bei  ihrer  Anlage  oder  Unterhaltung  ein  unmittelbares  Interesse  oder  nach 
alter  Gewohnheit  die  Verpflichtung  dazu  hatten.  (S.  0.  Waitz,  Deutsche  Verfassungs- 
Geschichte  IV,  25  ff.  Gasner  a.  a.  0.  passim.)  — Verpflichtungen  dieser  Art  in  den 
modernen  Städten  für  Hausbesitzer  und  Adjaccnten.  S.  prcussischcs  Gesetz  vom 

2.  Juli  1875. 

d)  „Bausehalirte  Gebühren“  in  der  Form  von  Sonder- Bei- 
trägen Seitens  der  Grundbesitzer  und  einzelner  andrer  Personen, 
z.  B.  Wald-,  Bergwerk-,  Hüttenbesitzer  u.  dgl.  in.,  welche  von  der 
Strasse  einen  ausnahmsweise  bedeutenden  Vortheil  haben  oder  sic 
ungewöhnlich  stark  abnutzen,  — wo  der  Beitrag  z.  B.  orlsstatuta- 
riseh,  eventuell  auch  dureh  Verabredung  festgestellt  werden  kann. 

Z.  11.  badische  Wcgeorduuug  vom  14.  Januar  1868,  Tit.  2,  §.  I (bei  soge- 
nannten Gomeindewcgen).  Auch  neuere  preussischo  Gesetze,  so  für  die  Provinz 
Sachsen  vom  28.  Mai  1887:  Belegung  von  Fabriken  u.  s.  w.  mit  Präcipuallcistungen 
wegen  „Abnutzung  in  erheblichem  Maasse“,  wenn  und  soweit  nicht  durch  Ohaussee- 
eolderhebung  eine  genügende  Ausgleichung  erfolgt,  (doch  bezügliche  Anträge  nicht 
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statthaft  Seitens  des  Staats,  der  Provinz  und  der  Kreiso,  sondern  nur  anderer  Unter- 
hal  tungspflichtiger). 

e)  Endlich  ähnliche  Beiträge,  eventuell  solche  Geld- 
steuern oder  Zuschläge,  welche  den  Grund-  und  Hausbesitz, 
den  Gewerksbetrieb  u.  s.  w.  specicll  oder  in  höherem  Be- 
trage als  die  allgemeine  Bevölkerung  treffen,  und  welche  dann  hier 
mit  als  Gebühren , d.  h.  als  Entgelte  für  specielle  Leistungen 
fungiren  (§.  74). 

In  Aussicht  genommen  ganz  allgemein  bei  tiemeindeabgaben  „zu  Verkebrs- 
anlagcn“  in  Bezug  auf  Zuschläge  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  iu  dem  Entwurf 
des  (nicht  zu  Stande  gekommenen)  preussischen  Communalsteuergcsetzes  von 
1 *»77,  §.  2.  — 

Ueber  die  verschiedenen  Puncto  Dateu  aus  dem  geltenden  Kocht  in  Preussen 
und  statistische  Daten  in  dem  Ergänzungsheft  VI  zur  preussischen  statistischen  Zeit- 
schrift, von  Hcrrfurth. 

Je  nach  Umständen,  nach  der  Gattung  der  Wege,  der  ad- 
ministrativen — Staats-,  Provinz-,  Kreis-,  Gemeindewege, 
Strassen  ausserhalb  und  im  Orte  — und  der  technischen 
Gattung  — gewöhnliche  Wege  und  Kunststrassen  (Chausseen)  — , 
nach  der  Einrichtung  der  Communal-  und  Staatsbesteuerung  wird 
bald  die  eine,  bald  die  andere  dieser  Formen  oder  auch  eine 
Combination  mehrerer  zu  wählen  sein  und  auch  in  der  Praxis 
gewählt. 

§.  58.  Im  zweiten  Fall,  bei  der  Spccialbclastung  der  Be- 
nutzer des  Wegs,  sucht  man  deren  Vorth  eil  und  die  von  den- 
selben durch  die  Abnutzung  des  Wegs  bewirkte  Kosten  Verur- 
sachung zum  Maassstab  der  Höhe  der  Gebühr  zu  machen. 
Dies  kann  wieder  auf  zweifache  Art,  einmal  durch  die  besondere 
Besteuerung  der  Besitzer  von  Zugvieh  und  Wagen,  sodann 
durch  das  Wegegeld  geschehen. 

Die  erste  Ko  rin,  welche  hier  durchaus  als  Gebühr  (also  nicht,  wie  mehrfach, 
als  Luxussteuer)  gedacht  ist,  erscheint  principiell  nicht  ungerecht  und  nicht  unzweck- 
mässig. Aber  ihre  technische  Durchführung  bringt  wenigstens  bei  den  Land- 
strasscu  viele  Schwierigkeiten,  Belästigungen  und  kaum  ganz  zu  vermeidende 
Ungleichmässigkuiten  mit  sich,  — Nachtheile,  welche  auch  nach  vorliegenden  Er- 
fahrungen schwerer  wiegen,  als  die  wohl  angeführten  Vortheile  dieser  Form  vor  dem 
Wegegeld,  z.  B.  die  einfachere  und  billigere  Erhebung. 

Im  Ganzen  ebenfalls  ablehnend  Kau.  Fin.  I,  §.  291.  Er  fuhrt  als  Beispiel  an 
die  baierische  Zugviehsteuer  als  Weggeldsurrogat  (Hauptverordnung  vom  16.  August 
1808).  Aufgehoben  in  Folge  der  Landtagssitzung  von  1822,  wo  allgemein  darüber 
geklagt,  besonders  wegen  zu  starker  Belastung  der  Ackerpferde  und  Ochsen.  Ertrag 
1918 — 20  445,000  11.  — Netterer  Vorschlag  von  J.  Faucher,  vom  Wegezoll  und 
seinem  Ersatz,  Volkswirtschaftliche  Vierteljalirschrift,  B.  25.  Darüber  und  dagegen. 
Sax.  I,  139,  143. 

Zu  erwägen  wäre  diese  Form  dagegen  wegen  ihrer  leichteren  Ausführbarkeit 
wohl  ernstlichor  für  die  Aufbringung  eines  Theils  der  Pflastorungskostcn  in  dcu 
Städten  durch  die  Besitzer  von  Micth-  und  besonders  von  Fuhrwerk  zum  eigenen 
Gebrauch.  Ein  bezüglicher  Plan  wurde  1877  in  Berlin  erwogen:  eine  Abgabe  von 
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30  M.  ftir  das  Pferd  und  für  das  Jahr,  um  die  bedeutenden  Kosten  oiner  besseren 
Pflasterung  mit  zu  decken.  Auf  Grund  von  Vergleichen  mit  anderen  Orten,  besonders 
zwischen  den  Kosten,  der  Dauer,  der  Abnutzung  und  dem  Iiestwcrth  der  Pferde  der 
Berliner  und  der  Pariser  Ümnibusgescllschaft,  berechnete  man  die  Ersparnis  der 
Fuhrwerkshesitzcr  bei  durchweg  gutem  Pflaster  auf  115 — 120  M.  jährlich  auf  das 
Pferd.  Ein  gutes  Beispiel,  um  die  innere  Berechtigung  von  gebühreuartigen  Abgaben 
dieser  Gattung  zu  erweisen.  Der  Plan  ist  indessen  fallen  gelassen  worden.  — Die 
übliche  Zahlung  von  Pferdebahn  - Gesellschaften  an  die  Städte  für  Benutzung  der 
Strassen  ist  anderer  finanzwirthschafdicher  Natur,  indem  sie  eine  Vergütung  für  die 
Ueberlassung  der  Strassen  zum  Zweck  der  Anlage  und  Benutzung  der  Bahn  darstellt. 
Im  EITect  kommen  diese  Zahlungen  und  die  directe  Ausführung  von  Pflasterungs- 
arbeiten Seitens  solcher  Gesellschaften  freilich  auf  eine  Beitragsleistung  von  Special- 
intcrossenten  und  Extra-Bc-  und  Abnutzern  hinaus. 

Für  die  Landstrassen  verdient  das  Wegegeld  den  Vor- 
zug. Fiir  dasselbe  spricht  im  Vergleich  mit  den  im  vorigen  §.  er- 
wähnten Formen,  dass  man  mit  ihm  mehr  die  wirklichen  Be- 
nutzer und  Abnutzer  des  Wegs  und  nach  Maassgabe  der  Be- 
und  Abnutzung  treffen  kann:  also  dem  Wesen  der  Gebühr 
gemäss. 

Etwas  lästig  durch  Aufenthalt  u.  s.  w.  ist  die  übliche  Erhebung 
an  Schlagbäumen,  die  Controle  der  Benutzer  und  der  Wegegeld- 
erheber. Aber  prineipicll  und  practisch  ist  das  Wegegeld  nicht  so 
zu  bemängeln,  wie  es  in  der  heutigen  Zeitströmung  geschieht,  die 
in  der  Forderung  seiuer  unbedingten  Aufhebung  hier  einem  un- 
richtigen „Communismus“  huldigt,  damit  die  grossen  Lasten  des 
Wegewesens  öfters  ungerecht  vertheilt  und  statt  historisch  und  ört- 
lich relativ  zu  entscheiden,  wieder  unrichtig  absolut  verfährt. 

Vgl.  besonders  Sax  a.  a,  0.,  namentlich  S.  131  fl'.,  137  ß'. 

ln  Betreff  der  Normirung  des  Wegegelds,  dem  vierten 
und  letzten  der  die  Regelung  der  Wegelasten  betreffenden  Puncte, 
kann  man  wohl  Hau's  Regeln  (Fin.  I,  §.  242),  jedoch  nur  mit 
einigen  Einschränkungen  billigen: 

1)  „Der  Tarif  ist  nach  dem  Grade,  in  welchem  jede  Art  der  Benutzung  die 
Strassen  verschlechtert,  abzustufen,  aber  zugleich  im  Ganzen  billig  anzusetzen.“  Letz- 
teres hängt  jedoch  von  der  Entwicklung  des  Wegewesens,  der  technischen  Art  der 
Strasse,  dem  Verkehr,  dem  Zweck  der  Fuhre  (Luxus-  und  gewerbliche  Fuhren)  u.  s.  w. 
ab.  In  der  Kegel  wird  in  unseren  Staaten  Wegegeld  überhaupt  nur  auf  Kunststrassen 
(Chausseen)  erhoben.  — 2)  „Fuhren,  für  welche  die  Gebühr  aus  einer  Staatscasse 
bezahlt  werden  musste,  werden  von  derselben  befreit,  z.  B.  Hol'-.  Militär-,  Postluhren, 
Dienstreisen  der  Beamten,  mit  der  nöthigen  Vorsicht  gegen  Missbrauch,  auch  gewöhn- 
lich Armen-,  Feuerlösch-,  Leichen-,  Duugerfuhren."  Ucberhaupt  wohl  landwirth- 
schaftlichc  Fuhren  in  einem  gewissen  Umkreise  des  Dorfs  oder  Hofs.  Je  nachdem 
es  sich  um  Staats-,  CommunaLtrasscu  u.  s.  w.  handelt,  wird  etwas  verschieden  in 
Betreff  dieser  Befreiungen  zu  verfahren  sein.  — 3)  „Die  Einnehmer  erhalten  eine 
nach  der  Menge  ihrer  Verrichtungen  abgemessene  Belohnung.“  Doch  kann  gerade 
bei  Wegegeld- Erhebung,  wo  die  Arbeitskraft  eines  Beamten  nicht  immer  voll  aus- 
genntzt  wird,  Verpachtung  passend  sein  und  kommt  auch  gegenwärtig  liier  noch 
öfters  (in  Deutschland  z.  B.  bei  Kommunal-,  Kreischaussccn)  vor.  — 41  „Die  Quittnogen 
für  geschehene  Entrichtung  dienen  mit  zur  Ueherwachung  der  Einnehmer.  Diese 
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Quittungen  müssen  daher  entweder  regelmässig  abgeliefert  (z.  B.  von  den  Fuhrleuten) 
"der  wenigstens  den  Reisenden  häufig  abgefordert  werden.“  — (V'gl.  auch  Sax,  I,  144.) 
Von  Wichtigkeit  sind  die  strassenpolizeilichen  Vorschriften  ober  dio  Construciion  und 
(eventuell  Maximal-)Belastung  der  Wagen,  Uber  dio  Minimalbreiten  der  Räder  u.  s.  w., 
womit  zur  Begünstigung  von  Fuhrwerk  und  Rädern,  die  die  Strassen  weniger  abnutzen, 
eine  entsprechende  Abstufung  der  Wegegelder  verbunden  werden  kann.  Beispiele  bei 
Sax,  I,  159.  Prcussisches  (jesetz  vom  20.  Juni  1887  für  Kunststrassen. 

Die  Frage  der  Aufhebung  des  Wegegelds  ist  nach  tech- 
nischen und  administrativen  Gattungen  von  Wegen  ver- 
schieden zu  beurthcilen.  lici  theuern  Kuuststrassen  (Chausseen) 
liegt  sie  anders  als  bei  sonstigen  öffentlichen  Wegen,  bei  Wegen 
des  Staats  vielleicht  anders  als  bei  denen  anderer  Körper.  Es  ist 
nicht  nothwendig,  dass  der  Staat  und  die  Selbstverwaltuugskörper 
hier  ganz  gleichinässig  Vorgehen.  Vieles  wird  immer  nach  dem 
Wege  recht  und  nach  den  danach  zulässigen  anderen  Formen 
einer  Herbeiziehung  der  Interessenten  zur  Tragung  der  AVegelasten 
zu  entscheiden  sein:  um  so  schwieriger  zu  regelnde  Puncte,  je  mehr 
man  bei  fehlendem  Wegegeld  die  ganzen  und  bei  Kuustwegeu  und 
sonst  in  einzelnen  Fällen  bedeutende  Kosten  auf  andere  Weise  auf- 
bringen muss. 

Rau,  Fin.  I,  240  Kote  c giebt  folgende  Daten:  Frankreich,  Aufhebung  de» 
Strassengeld»,  nach  der  Wiedereinführung  von  1797,  im  Jahre  1800  auf  dringendes 
Verlangen  der  Departementsräthe , zur  Erleichterung  der  Landwirtschaft.  Ertrag 
rorher  lö  Milt  Fr.  — Baden.  Aufhebung  durch  die  provisorische  Verordnung  vom 
22.  April  1830,  genehmigt  von  don  Kammern  1 83 1 . Das  Strassengeld  hatte  2 Kr. 
per  Stunde  und  Pferd  betragen,  also  hei  einer  Ladung  von  2t)  Centner  per  Pferd  auf 
1 Centner  bei  10  Stunden  1 Kr.  — Der  Zollvertrag  zwischen  Baiern  und  Wurtem- 
berg  von  1828  setzte  fest,  dass  das  Wegegeld  beiin  inneren  Verkehr  aufhitren  und 
nur  noch  bei  der  Ein-  und  Durchfuhr  durch  einen  Zollzuschlag,  ferner  von  Reisenden 
beim  Eintritt  in  das  Vercinsgebiet  erhoben  werden  sollte.  Aufhebung  dieses  Zu- 
schlags in  WUrtemberg  1894.  Nach  dem  baierischen  Gesetz  vom  1.  Juli  1834 
wurde  das  Wegegeld  getrennt  vom  Zoll  beim  Eintritt  in  das  Land  erbobeu,  und  zwar 
fttr  die  geographische  Stunde  von  Lastfuhren  bei  4 oder  weniger  Zugtieren  l3/t  Kr. 
von  jedem,  bei  5 und  0 Tbieren  31/*  Kr.  von  jedem,  und  von  Reisenden  3 11.  für  das 
Pferd,  doch  mit  Rückvergütung  von  3 Kr.  für  jede  Stunde,  um  dio  der  zurückgelegto 
Weg  unter  00  Stunden  betrug.  Nach  späteren  Ermussigungcn  fiel  das  Wegegeld  bei 
der  Einfuhr  weg  und  betrug  bei  der  Durchfuhr  121/»  Kr.  vom  Centner.  Ertrag 
1834/35  101,000,  1835/37  jährlich  73.700  fl.  Spätere  Aufhebung.  — Nassau  Auf- 
hebung 1856,  H essen  - Darinstad  t 1865.  — Proussen.  Nach  Cbausseegeldtarif 
von  1840  per  Meile  und  Zugtier  bei  Fuhrwerke«  zum  Fortschaflen  von  Personen 

1 Sgr. , zum  Fortschallen  von  Lasten  je  uach  Art  und  Last  1 Sgr.,  */»•  Vs  Sgr.,  von 
unangespaunten  Thicren  im  Allgemeinen  ’/a  und  ’/a  Sgr  Aufhebung  auf  den  Staats- 
chausseeu  vom  1.  Januar  1875  an  durch  Gesetz  vom  27.  Mai  1874.  In  städtischen 
Gemeinden  Wegegeld  (Chaussee-,  auch  Brücken-,  Pliastergeld)  nur  noch  in  verein- 
zelten Fällcu  (Herrfurth,  Ergänzungsheft  VI.  20'').  Provinzialchausseen  regelmässig 
auch  frei  (die  übernommenen  Staatschausseen  obligatorisch  frei).  Dagegen  bei  Kreis-  und 
Gemeindechausseen  Öfters  Wegegeld.  — Oesterreich,  seit  1S2I  im  Allgemeinen  aul 
den  ärarischcn  Strassen  Wegegeld  von  I Kr.  K.  M.  per  Meile  und  Stück  Zugvieh,  jetzt 

2 Kr.  für  je  8 Kil.  und  2 verschiedene  Sätze  für  „Triebvieh“;  in  Wien  beim  Ein- 
fahren incl.  Pflasterzoll,  daher  im  Doppelsatz  („Mauthregal“,  für  Strassen,  Brucken, 
Uebcrfahrten,  Blonski,  Finauzgesetzkundo  I,  291  1L).  Ertrag  jetzt  fast  2‘/a  Milt. 
Gulden  jährlich  in  West  - Oesterreich.  Fussvcrkehr  immer  frei.  S.  über  Böhmen, 
Sax,  I,  131. 
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b.  Verschiedene  andere  Vcrkehrseinrichtnngen  und  Anlagen. 

§.  59.  Zur  öffentlichen  Uebernahme,  bez.  Ausführung  und  Er- 
haltung durch  den  Staat  oder  — und  öfters  besser  — durch  einen 
Selbstverwaltungskörper  eignen  sich  solche  Anlagen  fast  alle  und  ist 
dieselbe  auch  in  der  Praxis  seit  jeher  vielfach  üblich.  Doch  kommen 
öfters  auch  Einrichtungen  dieser  Art  als  Erwerbsunternehmungen 
der  Privatwirtschaften,  Gesellschaften  vor. 

Näheres  Eingehen  auf  diese  Dinge  unterbleibt  hier,  da  cs  eine  genauere  Er- 
örterung auch  von  der  volkswirthschaftspolitischen  Seite  aus  erheischte. 

1)  Die  Brücken  sind  nach  analogen  Grundsätzen  int  Ge- 
bührensystem zu  behandeln,  wie  die  Wege. 

Vgl.  liau,  Ein.  I,  §.  243  a.  — Bei  der  technischen  Natur  und  der  Kostspieligkeit 
der  Bracken  begreiflich  frühzeitig  besondere  Fürsorge  der  öffentlichen  Körper  für 
Brucken,  aber  auch  gern  und  dauernd,  mehr  noch  als  bei  Wegen.  Gebührenerhebung 
(„Brückengeld,  Brückenzoll“).  (Bedeutung  der  Fürsorge  fiir  Brückenbau  im 
carolingischen  lteich,  s.  Waitz,  Verfassungsgeschichte  IV,  28,  30.)  Auch  Neigung,  die 
Benutzung  zu  erzwingen,  Ausweichen  zu  verbieten,  was  übrigens  nicht  allgemein 
Kecbtcus  wird.  .So  Ucbcrgang  von  Gebühr  mit  in  Steuer.  Bei  alten  Brücken , mit 
ainortisirten  Kosten  uud  geringen  Iieparaturkostcu  das  Brückengeld  überhaupt  mehr 
oder  allein  Steuer.  — Beispiel:  österreichische  Staats- Brücken -Mauth:  frei 
Knicke  bis  20  Meter,  dann  3 Classen,  20 — 40,  40 — 80  und  Uber  SO  Meter,  mit  1-,  2-, 
3 fächern  Tarif,  für  jo  S Kil.  Wegcuiautb.  Ende  1889  Plan  der  Aufhebung  dieser 
Bruckenmauth,  dafür  aber  einer  50  “/„ti ge  Erhöhung  der  Strassenmauth. 

2)  Bei  den  öffentlichen  natürlichen  Wasserstrassen 
sind  Abgaben  als  Gebühren  für  die  Benutzung  überhaupt  nur 
soweit  zulässig,  als  Kosten  für  diese  Wasserwege  aufgewendet 
werden  müssen. 

Nur  daun  und  uur  in  der  dementsprechenden  Höhe  sind  die  Abgaben  „Ge- 
bühren“, sonst  Steuern,  welche  als  solche  — als  eine  Art  „Ycrkohrsstcucrn“  — wohl 
uur  ausnahmsweise  (indessen  doch  z.  B.  priucipicll  ebensogut  wie  eigentliche,  als 
Tarifzuschuss  erhobene  „Eisenbahnsteueru“)  zu  biüigen  sind. 

Statt  oder  neben  einer  unmittelbar  von  der  Schifffahrt  (und 
Flösscrei)  erhobenen  Gebühr  („Flusszölle“)  können  wieder 
die  anderen,  bei  den  Wegen  (§.  57)  erwähnten  Methoden,  die  Inter- 
essenten zur  Kostentragung  herbeizuziehen,  Anwendung  finden. 

Abgaben  für  den  Gebrauch  von  Wasser  öffentlicher  Flusse  für  landwirthschaft- 
liche  und  industrielle  Zwecke  sind  ebenfalls  nur  als  Ersatz  einos  Kostenaufwands 
(für  Canäle,  Stauwerke  u.  dgl.)  „Gebühren“.  Dasselbe  gilt  von  den  Abgaben  für 
Fähren,  welche  auf  Grund  eines  „Fährregals“  früher  uud  mehrfach  noch  heute 
bei  uns  ßscalischc,  dann  vom  Fiscus  meist  verpachtete  Einrichtungen  sind. 

Kau,  Fin.  I,  ij.  244,  mit  nicht  genügender  Unterscheidung  des  Gebühren-  und 
des  Steuerprincips  bei  den  sogenannten  Flusszöllen.  S.  Beispiele  eigentlicher 
Steuern  dieser  Art  in  Wagner.  Fin.  1,  §.  2ßli.  Die  Einkünfte  aus  Mühlen-,  Fluss- 
mid  anderen  „Wasscrrcgalien“  behandelt  Neu  mann  („Steuer“  S.  531,  5531  als  zur 
eigenen  Kategorie  von  „Kegalei  n kunften“  gehörig,  auch  für  Deutschland.  In- 
dessen haben  die  Zahlungen  der  Interessenten , Benutzer  u.  s.  w.  dabei  doch  ganz 
oder  tiberwiegend  den  Charactcr  eines  „speciollen  Entgelts“  für  Leistungen  und  sind 
insofern  Gebühren. 
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3)  Die  verschiedenen  Einrichtungen  zur  Förderung  des 
Trausportwesens,  besonders  der  Schifffahrt,  eignen  sich 
gut  zur  Ausführung  Seitens  der  nilchst  betheiligten  Gemeinschaften, 
so  der  Hafenstädte,  doch  auch  des  Staats  selbst.  Die  Erhebung 
von  Gebühren  von  den  Benutzern  dieser  Anstalten  in  der  Form  von 
Tonncngeldern  (nach  Maassgabe  des  Rauminhalts  der  Schiffe, 
mit  Unterscheidung  ob  mit  Beladung  oder  in  Ballast)  u.  dgl.  ist 
zweckmässig. 

Die  Herbeiziehung  zur  Kostentragung  lässt  sich  aber  auch  noch  auf  andere 
Weise  bewerkstelligen,  z.  B.  in  der  Form  kleiner  Ein-  und  Ausfuhr-Werthzölle,  mit- 
unter wohl  ganz  passend.  So  deckte  früher  Hamburg  seino  grossen  Verwendungen 
für  das  Fahrwasser  u.  s.  w.  durch  solche  niedrige  Zölle,  ron  denen  aber  immer  mehr 
Waaren  wegen  der  Concurrenz  anderer  Häfen  ausgenommen  wurdon.  Aufhebung 
dieser  Abgaben  in  Folgo  der  neuen  Reichsgesetzgebung.  Wo  der  Staat  selbst,  wie 
vielfach,  die  bezüglichen  Einrichtungen  schafft,  wird  er  natürlich  auch  die  Einnahme 
aus  den  Gebühren  beziehen. 

Gerade  bei  den  Schifffahrtsabgaben,  besonders  im  internationalen  und  See- 
verkehr, ist  der  Dcbergang  der  „Gebühren“  in  Steuern  und  die  Ausnutzung  der  Ab- 
gabeerhebung zu  handelspolitischen,  besonders  marine-protcctionischcu 
Zwecken  vielfach  und  bis  in  die  Gegenwart  hinein  vorgekotnmen : Benutzung  der 
Tonnengolder  u.  dgl.  zuin  Schutz  oder  zur  Begünstigung  der  nationalen  Rhederei  und 
Schifffahrt,  indem  die  heimische  Flagge  keine  oder  geringere  Gebühren  als  die  fremde  zahlt. 
(Vgl.  z.  B.  über  Frankreich,  Fin.  III,  §.  (14,  passim  in  §.312(1'.,  320,  327.)  All- 
gemeine. d.  h.  die  heimische  wie  die  fremden  Flaggen  glcichmässig  belastende  Schilt* 
fabrtsabgaben  (so  die  französische  staatliche  „Quai-Abgabe“,  Fin.  III.  §.  320)  werden 
indessen  regelmässig  als  GekQhrcn  gelten  können,  die  nur,  wenn  die  Erträgnisse  einen 
üeberscluiss  ergehen,  pro  tanto  in  „Steuern“  Übergehen.  Eine  uuorhebliche  Belastung, 
bezw.  Ersatzleistung  iur  öffentliche  Einrichtungen  und  Thätigkeitcu  bilden  diese 
Schifffahrtsabgaben  auch  gegenwärtig  Übrigens  nicht.  lu  den  englischen  Häfen 
sollen  sie  sich  auf  (!  Mill.  Pf.  St.  belaufen  tFin.  III,  S.  351).  — ln  Oostcrreich 
gehören  die  UcbcrfahrtsgcliUhrcn  Uber  Flusse  zu  den  Mauthgcfällcn ; sie  sind,  wie 
die  Brückenzölle,  in  3 Classen,  nach  Flussbrcito  zu  entrichten.  — Ertrag:  Frankreich 
Anschlag  für  SchiliTahrtsabgahcn  im  Budget  für  1377  1.72,  1587  8 2 Mill.  Fr.;  Wost- 
Ucstcrreich  Hafengebühren  des  Staats  Anschlag  für  1577  420,000  II.;  Prousscu 
Anschlag  für  1877/75  BrUckcn-,  Führ-,  Hafengelder,  Strom-  und  Canalgefälle  2 Mill. 
Mark,  Niederlage-,  Krahn-  und  Waagegeld  100,000  M.,  Ergebnis»  im  Ganzen  1836/5" 
2.83  Mill.  M.:  Hamburg  1877  Tonnengeld  432,000,  1388  947,000  M.,  ausserdem 
400,000  M.  an  (iebutireu  für  Handel  und  Schifffahrt;  Bremen  1870  Sehillfahrts- 
abgabon  224,300  M.;  Niederlande  Lotsengelder  1.05  Mill.  fl.  t.1333). 

4)  Die  Einrichtungen  ftir  den  Handel,  den  Mess-  und 
Marktverkehr  sind  mit  Recht  seit  Alters  häufig  eine  Cont- 
m n n a 1 a n g e 1 c g e n h e i t. 

Nur  ausnahmsweise,  hei  einzelnen  besonders  kostspieligen  Objecten  uud  in  mo- 
dernen Grossstädten,  hat  man  hier  die  Privatuutcrnckmung,  aber  alsdann  gewöhnlich 
mit  Vorbehalt  einer  Mitwirkung  der  öffentlichen  Behörden  bei  der  Festsetzung  der 
Tarife  u.  s.  w.,  zugclasscn,  z.  B.  bei  Anlagen  von  Entrcpots,  Yiehhöfcn  u.  dgl.  m. 
In  solchen  Fällen  sollte  wenigstens  ein  Rückfallsrccht  oder  ein  Ruckkaufsrecht  zu  im 
Voraus  generell  bestimmten  Bedingungen  für  diu  Commune  ausbedangen  wurden  (§.  70). 

Die  Gemeinde  hat  von  den  Benutzern  Gebühren  zu  verlangen, 
durch  welche  die  Verwaltungskosten  im  Allgemeinen  sich  decken 
und  sieh  das  Kapital  der  Einrichtungen  verzinst  und  amortisirt.  Je 
nach  Umständen  erscheint  bei  Anstalten  von  wirklich  grosser  all 
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gemeiner  Bedeutuug  die  Uebernahmc  eines  Beitrags  zur  Kosten- 
deckung auf  das  allgemeine  Budget  der  Gemeinde  indessen  nicht 
ausgeschlossen. 

Doch  wird  hierbei  mit  grosser  Vorsicht  vorzngehen  sein,  weil  die  Ermäßigung 
der  Gebühr  leicht  nur  dem  Händler  oder  dem  einen  vor  dem  anderen  Hiudler  (z.  B. 
bei  Verkaufsständen  in  Markthallen)  im  (iowerbsgewinn,  nicht  dem  Publicum  im  Preise 
der  Waaren  zu  Gute  kommt. 

Ueberschilsse  über  die  Kosten  nehmen  den  Ckaracter  der  Steuer 
an,  sind  namentlich  wohl  statthaft  als  Form  einer  Thcilnahme  der 
Gemeinde  an  monopolistischen  Gewinnen  einzelner  gewerb-  und 
handeltreibender  Benutzer,  aber  auch  sonst,  mindestens  ebensogut 
als  ein  hoher  Gewerbsgewinn  von  privaten  Verkehrseinrichtungen, 
zu  rechtfertigen. 

Mancherlei  statistlscho  Daten  in  den  genannten  Heften  zur  preussischen  Com- 
uiunal-Finanzstatistik  (so  N.  VI) , Marktslandsgelder,  Gebühren  für  öffentliche  Waage- 
anstalten. Markthallen  u.  s.  w.,  öfters  mit  Ueborschüssen.  Derartige  Abgaben  schon 
im  Mittelalter  in  Städten,  zugleich  mit  als  Besteuerung  des  Verkehrs  (Pin.  III,  §.  27). 
Vgl.  in  der  Gegenwart  z.  11.  Berlin,  statistisches  Jahrbuch,  B.  XII  für  1885  (1SSS 
erschienen)  S.  367,  381. 

5)  Locale  Verkehrsanstalten,  wie  kleine  Dampfbahnen, 
Pferdebahnen  und  Omuibuswesen , eignen  sieh  alle  für  die  Ueber- 
nahme  auf  die  Gemeinde,  besonders  auf  die  städtische,  zumal 
grossstädtische,  mitunter  wohl  auch  auf  den  Kreis. 

Die  nähere  Begründung  hierfür  ist  schon  in  den  Erörterungen  dos  1.  Bandes 
über  das  Verkehrswesen  gegeben  (Pin.  I.  §.  267).  Diese  Anstalten  schliessen  sich  an 
die  Secundär-  und  Tertiärbahnen  an  (Pin.  I,  §.  281).  Das  wichtige  Princip  der  Ueber- 
tragung  der  finanziellen  Verwaltuugsergebniss«  der  günstigen  und  ungünstigen  Linien 
und  Curso  kommt  bei  solcher  Uebemabme  mehr  als  bei  der  Ausführung  durch  die 
specnlative  Erwerbsgesellschaft  im  Interesse  des  Publicums  zur  Geltung  und  ermög- 
licht diu  allseitige  Ausdehnung  des  Netzes.  Oekonomisch-tcchnisch  ist  die  Gemeinde 
und  der  Kreis  zum  Bau  und  Betrieb  solcher  Ausfallen  mittelst  besonderer  Behörden 
im  Allgemeinen  ebenso  fähig  als  die  Actiengesellschaft.  Ein  allen  späteren  An- 
forderungen entsprechendes  Pflichtenheft  der  letzteren  kann  man  aber  doch  im  Voraus 
nur  sehr  schwer  richtig  aufstellen:  es  ist  dasselbe  kaum  lösbare  Problem  wie  hei  den 
grossen  Bahnen.  Diu  betreffenden  Anstalten  haben  auch  wesentlich  den  t'haracter 
von  Monnpolnnternchinungun,  verlangen  im  Verkehrsinteresse  eine  Betriebsconcen- 
tration,  welche  abermals  den  Monopolcharacter  verschärft,  und  gehören  so  auch  des- 
wegen am  Besten  in  den  Besitz  und  in  die  Verwaltung  öffentlicher  Körper.  Das 
finanzielle  Kisico  lässt  sich  beschränken , wird  durch  die  Gewinnchance  aufgewogeu 
und  ist  richtiger  von  der  Commune,  d.  h.  der  Gemeinschaft  der  Interessenten,  statt 
von  einer  fremden  Gesellschaft  zu  laufen.  In  Gressstädten  bietet  die  Uebernahme  und 
der  zweckmässige  Ausbau  und  Betrieb  eines  solchen  Netzes  von  Verkchrsanstalten  auch 
ein  gutes  Mittel,  das  Bodenmonopol  der  günstigen  Lagen  zu  beschränken.  Vgl.  unten 
in  §.  65  andere  verwandte  Fälle. 

Das  Gebühr euwesen  dieser  meist  nur  dem  Personenverkehr 
dienenden  Anstalten  ist  ähnlich  wie  das  Tarifwesen  der  Eisenbahnen 
für  den  Personenverkehr  einzurichten,  mit  möglichster  Begünstigung 
der  unteren  Classen. 

Ueberschilsse  über  die  Verwaltung«-,  Zins-  und  Amortisationskosten  können  zur 
Erweiterung  oder  Verbesserung  der  Anstalten  oder  zur  Ertnässigung  der  Tarife,  da- 
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neben  ancli  etwa  zur  Verbesserung  der  allgemeinen  Wege  dienen.  Audi  ihre  Ver- 
geudung zur  Deckung  ariderer  öffentlicher  Ausgaben  ist  aber  nicht  unbedingt  aus- 
znschliesscu : auch  dies  wieder  doch  nichts  Bedenklicheres,  als  wenn  die  UeberschUsse 
in  Dividendenform  u.  dgl.  in.  an  Private  gelangen.  Allerdings  tritt  dann  eine  Art 
Verkehrsbesteueroug  und  ein  Ucbergang  der  Gebühr  in  Steuer  ein.  eine  Consciiucnz, 
deren  man  sich  bewusst  bleiben  sollte,  die  sich  aber  unter  Umstünden  als  eine  der 
Formen  indirecter  Besteuerung  rechtfertigeu  licsse.  (Letztere  Auffassung  etwas  ab- 
weichend von  der  in  der  1.  Auflage  S.  85  ) 

Es  ist  wohl  nicht  daran  zu  zweifeln,  dass  gerade  hier  in  nicht  ferner  Zukunft 
die  speculative  Erwerbsgescllschaft  allgemein  durch  die  gemeinwirthscbaftliche  Thätig- 
keit  der  Gemeinde  selbst  ersetzt  werden  wird.  Mit  dem  Geldc  der  Steuerzahler  werden 
dann  die  Actionäre  der  Pferdebahnen  u.  s.  w.  mitunter  wieder  tbeuer  genug  zu  ent- 
schädigen sein.  Hier  und  da,  wird  mau  einwenden,  sind  diese  Bahnen  dann  vielleicht 
auch  billiger  zu  erwerben.  Aber  auch  dies  ist  nicht  das  nichtige  und  Gerechte, 
zumal  gewöhnlich  gewisse  Speculantenkrcise  auch  hier  Gewinn  gemacht  haben  werden 
und  weniger  geriehene  Leute,  kleine  und  mittlere  Kapitalisten,  bcz.  Actionäre,  die 
cndgiltig  beschädigten  sind.  Im  Falle  der  Pferdebahnen  auf  dem  Fahrdamm  der 
öffentlichen  Strassen  liegt  in  der  Uebcrtragung  an  Gesellschaften  doch  auch  eine  miss- 
liche Prcisgcbung  eines  worthvollen  öffentlichen  Besitzes  zur  privaten  Ausbeutung  und 
Gewinnerzielung  vor.  Die  üblichen  vertrngsmässigen  Zahlungen  der  Gesellschaften  an 
die  Gemeinde  (Berlin  u.  a.  G.)  sind  keine  genügende  Entschädigung,  wie  die  dauernde 
Erzielung  hoher  Dividenden  deutlich  zeigt,  denn  letztere  sind  doch  wesentlich  der 
Ausnutzung  eines  Monopols  mit  zu  verdanken. 

c.  Die  Post. 

Ancli  hier  ist  die  Aufgabe  in  diesem  Bande  nur  die  Behandlung  der  finan- 
ziellen Seite  der  Post.  Alles  Uebrige  wird  nur  soweit,  als  es  diese  Seite  erfordert, 
einbezogen.  Bau,  Fin  I,  §.  205—219»,  Postregal,  Volkswirthschaftspolitik  II,  §.  26S, 
26Sa,  — nicht  mehr  genügend,  in  den  Anschauungen  noch  der  Periode  vor  den 
Eisenbahnen  ansehörig  R.  v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft,  3.  A.,  II,  §.  179.  Hier 
wie  bei  Kau  ältere  Literatur.  H.  Köslcr.  Vcrwaltungsrecht,  II,  §.  432 — 439,  mit 
vielem  Material  aus  der  Reichsgesetzgebung.  L v.  Stein,  Handbuch  der  Verwaltungs- 
lelire,  2.  A.,  S.  388 — 402.  und  3.  Ausgabe,  derselbe  Fin.  5 A.  II,  2,  315 — 32S. 
G.  Cohn,  Fin.  §.  292  ff.,  428  11'.  Koscher  in  B.  III  (.in  Fin.  §.  28  nur  gestreift), 
v.  Scheel,  im  Schönberg'schen  Handbuch  2.  A.  III,  85.  Jetzt  namentlich  vom 
volkswirtschaftlichen  Standpuncte  aus:  Sax,  Verkehrsmittel  1,  S.  211  lf.,  mit  Abriss 
der  Entwicklungsgeschichte  der  Posten,  S.  313  11.  llolzamer,  zur  Geschichte  der 
Briefportoreforin  u.  s.  w.  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1878.  Ueber  Prcussen  s. 
Stephan,  Geschichte  der  prcussischon  Post,  Berlin  1859.  Crole.  Geschichte  der 
deutschen  Post,  Eisenach  1889.  — Für  das  Deutsche  Reich  die  Kcichsvorfassung 
vou  1871,  Abschnitts.  Keichsgcsctz  Uber  das  Postwesen  vom  28.  Oetober  1871,  über 
das  Posttaxwesen  vom  28.  üctobcr  1871.  Kommentar  von  Dambach,  Berlin  1872. 
Gesetz  vom  17.  Mai  1873.  betreffend  Abänderungen  des  Gesetzes  Uber  Posttaxwesen 
vom  28.  Oetober  1871.  (Namentlich  Abänderung  für  Packet-  und  Werthporto.) 

Gesetz,  vom  20.  Doceinber  1875,  betreffend  Abänderung  des  §.  4 des  Gesetzes 
vom  28.  Oetober  1871  über  Postwesen  (Beziehung  zu  den  Eisenbahnen).  Reiches 
Material  Uber  Gesetzgebung,  Statistik  u.  s.  w.  des  Reichspostwcscns  in  Hirth’s 
Aunalen.  Internationaler  (Wclt-)-Postvcrtrag  zu  Bern  vom  9.  Oetober 
1874  (s.  Deutsches  Keichsgcsctz- Blatt  1873,  S.  223;  Sax,  1,  368;  Hirth's 
Annalen  1875,  S.  451  ff.).  Katifirat  io  ns  Protokoll  dazu  vom  3.  Mai  1875, 

Weltpostverein,  Vertrag  vom  l.Juni  1S78  (Keichsgesetzblatt  1879  S.  79).  Inter- 
nationales Bureau  dieses  Vereins  zu  Bern  nach  diesem  Vertrage.  Dasselbe  giebt 
jährlich  eine  vergleichende  Post-  (and  Telegraphen-) Statistik,  einschliesslich  der  finan- 
ziellen Ergebnisse,  heraus.  Zu  der  Liebe rcinkunft  über  den  Weltpostverein  später 
Zusatzconventionen.  Aus  der  neueren  Postgesetzgebung  über  die  finanzielle  Seite 
der  Post  ist  die  französische  nach  dem  letzten  Kriege  bervorznheben,  weil  in  ihr 
damals  aus  finanziellen  Gründen  — und  der  möglichen  Mitbenutzung  der  Post 
als  (indirectq)  Besteuerongscinrichtnng  gemäss  — eine  Portoerhöhung,  abweichend 
von  der  allgemeinen  ncucrcu  Tarifentwicklung,  stattfand;  Gesetz  vom  24  August  1871 
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(abgeändert  durch  Finanzgosctz  vom  29.  Decembcr  1873  Tit.  1,  Art.  7 ff.)  (Porto  für 
den  einfachen  Brief  von  10  Gramm  von  20  auf  25  Cent.).  Wiederermässigung  durcli 
Gesetz  vom  (1.  April  1878  (auf  15  Cent,  für  15  Gramm,  letzteres  Gericht  seit  1875 
die  Grenze). 

§.  60.  1.  I in  Allgemeinen.  Die  Post  hat  sich  in  den  mo- 
dernen Cnlturstaaten  geschichtlich  vornemlich  als  Staatsanstalt 
und  zwar  in  der  Rechtsform  des  Regals  entwickelt,  besonders 
der  Hauptzweig,  die  Briefpost.  Der  Staat  hat  dies  Regal  auch 
meistens  selbst  ausgeübt.  Wo  dies  nicht  der  Fall  war  und  wo  ge- 
wisse Zweige  nicht  zum  Postregal  gehörten,  tritt  in  der  Geschichte 
regelmässig  die  Tendenz  hervor,  die  Verleihung  des  Regals  an 
Dritte  zur  Ausübung  zurückzunehmen  und  die  Staatspost  auf  andere 
passende  Zweige  anszudehnen. 

S.  die  historischen  Notizen  bei  liau.  hin.  I,  §.  205  Note  b,  bei  lid sic r §.  432 
Note  1 , besonders  Sax  a.  a.  0.  Besonders  wichtig  rar  bei  den  cigcnthumlichen 
politischen  Verhältnissen  Deutschlands  die  Entwicklung  der  Thum  und  T axis’scheti 
Post  neben  oder  statt  der  Landesposteu.  Nach  den  Napoleonischen  Kriegeu  wurden 
die  Gerechtsame  des  Hauses  Thum  und  Taxis  durch  die  deutsche  Bundesacte 
wieder  anerkannt,  doch  blieb  gegeu  Entschädigung  auch  in  den  Gebieten,  wo  es  das 
Postrecht  bcsass,  die  Anlegung  von  Laudesposten  Vorbehalten.  Die  meisten  grosseren 
Staaten  haben  letztere  gehabt  (vor  1800  15).  Das  Haus  Thum  und  Taxis  hatte  zu- 
letzt noch  ein  Postgebiet  von  17  Ländern  mit  3.3  Mill.  Einwohnern  ganz  oder  »heil- 
weise für  sich  (s.  dieselben  bei  v.  Könne,  preussisches  Staatsrecht,  3.  A.  II,  2,  478). 
Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  in  Ermangelung  einer  anderweiten  Einheit  die  Taxis'sche 
Post  diese  in  den  Kleinstaaten  ersetzte  und  so  gewisse  Vortheilo  auch  für  das  Gemein- 
wesen hatte.  Preussen  verwaltete  die  Post  in  Anhalt  und  Waldeck;  Königreich  Sachsen 
in  Aiteuburg.  In  Hamburg  bestanden  nicht  weniger  als  7 Postverwaltuugen  neben 
einander  (Sladtpost,  hannoversche,  preussische,  mecklenburgische,  taxis’sche,  dänische, 
schwedische).  Den  Ereignissen  von  1866  ff.  ist  die  grössere  Einheitlichkeit  im 
deutschen  Postwesen  zu  verdanken.  Preussen  erwarb  durch  einen  Vertrag  mit  dem 
Karsten  von  Thurn  und  Taxis  vom  28.  Januar  1S67  (preussisches  Gesetz  vom 
10.  Februar  1807)  die  Postgcrcchtsame  dieses  Hauses  in  allen  deutschen  Gebieten 
für  3 Mill.  Thlr.  vom  1.  Juli  1807  an.  Durch  die  norddeutsche  Bundesverfassung 
wurde  die  Post  Bundesangelegenheit  und  Bundesanstalt  an  Stelle  aller  cinzelstaatlichen 
Posten,  was  namentlich  in  den  Hansestädten  zu  erheblichen  Kcformeu  führte.  Baieru 
und  Wtirteinberg  haben  sich  bei  ihrem  Anschluss  an  das  Deutsche  Kcich  noch  ihr 
eigenes  Pustwesen  Vorbehalten.  Doch  untersteht  auch  dieses  iu  den  wichtigsten 
Punctcn  der  Keichsgesctzgebung  (Art.  52  der  Rcicbsvcrfassung  von  1871),  namentlich 
auch  im  Poittaxwcscn.  wo  das  Keichsgcsetz  nur  im  inneren  Landes -Postverkchr 
beider  genannter  Eiuzelstaatcn  nicht  Anwendung  findet  (.Gesetz  vom  28.  October  1873 
Art.  13).  l’tlr  das  ganze  Übrige  Reichsgebiet  besteht  die  Kcichspost  als  einheitliche 
Slaatsverkehrsanstalt.  Geber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  Post  wird  durch 
den  Finanzetat  des  Reichs  Bestimmung  getroffen.  — Die  deutschen  Staatsposten  haben 
seit  Altere  neben  der  Briefpost  die  Geld-,  Packet-  und  Personenpost  cultivirt.  Ausser- 
halb Deutschlands  ist  die  Personenbeförderung  nur  ausnahmsweise  oin  Zweig  der 
Staatspost  iso  in  der  Schweiz,  Oesterreich,  Scandinavien  und  theilweisc  in  Russland). 
Die  Packctbuförderung  btlrgert  sich,  wie  cs  scheint,  jetzt  auch  im  Ausland  als  Staats- 
postzweig  allgemeiner  mit  ein,  so  besonders  die  Büeherpost,  wie  lange  schon  die 
Zcitungspost  u.  s.  w. 

Die  gegenwärtige  Sachlage  in  den  Cultur Staaten  ist  überall  : 
sei  bst  verwaltetes  Postregal  des  Staats  und  Beziehung 
desselben  in  erster  Linie  auf  die  Briefpost.  Daneben  kommt 
aber  auch  vielfach  und  neuerdings  allgemeiner  eine  Zeitung»-» 
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Geld-,  Packetpost,  seltener  eine  Personen-Staatspost  vor. 
Diese  anderen  Zweige  waren  jedoch  gewöhnlich  schon  früher  und 
sind  vollends  jetzt  nicht  in  gleichem  Umfange  wie  die  Briefpost 
dem  Regal  („Postzwang“)  unterworfen.  Entweder  fehlt  letzteres 
dabei  gänzlich  und  die  Staatspost  betreibt  diese  Zweige  in  Con- 
currenz  mit  Privaten,  wenngleich  vielleicht  thatsüchlich  ganz  oder 
fast  ganz  ausschliesslich , oder  das  Regal  bezieht  sich  nur  auf 
einzelne  Zweige,  z.  B.  die  Packetpost,  und  unterliegt  auch  hier 
engeren  gesetzlichen  Beschränkungen  zu  Gunsten  des  freien  Ver- 
kehrs, als  bei  der  Briefpost. 

Die  gewöhnlichen  Vorrechte  der  Post  in  der  ersten  Hälfte  und  bis  Über  die 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hat  Rau,  Fin.  I,  §.  206  Nota  a folgenderinaasse»  zu- 
s&mmengestellt : 1)  Briefe  und  versiegelte  Packele  unter  einem  gewissen  Gewicht 
dürfen  nur  von  der  Post  gewerbsmässig  bestellt  werdeu.  Dieses  Gewicht  (doch 
nur  auf  Poststrassen  und  für  Zeitungen,  Zeitschriften  und  Papiere)  war  in  Frankreich 
2 Pfd.  (bei  150 — 300  Fr.  Strafe);  in  Deutsch -Oesterreich  10,  Hannover  15,  Sachsen, 
Braunschweig  20,  Baden  und  vielen  anderen  Ländern  25,  Preussen  40  Pfd.  — 
2)  Landkutschen  und  Lohukutscher  durften  sich  nicht  dor  unterlegten  Pferde  bedienen 
(Pferdewechsel).  — 3)  Wer  mit  Extrapost  ankam,  durfte  erst  nach  Verlauf  einer  ge- 
wissen Zeit  mit  Kutscherpferden  weiterreiscu  (nach  badischer  Verordnung  von  1812 
nach  48  St.,  in  Baiem  nach  24  St.).  — 4)  Verpflichtung  der  Lohnkutscher,  von  jeder 
Fahrt  etwas  an  die  Postcassc  zu  zahlen,  in  Hannover,  Churhessen.  In  Preussen 
ehemals  1 Sgr.  per  Meile,  Ertrag  60,000  Thlr.,  aufgehoben  durch  Kab.- Ordre  vom 
10.  December  1841.  Abgaben  dieser  Art  dann  auch  zu  einer  Steuer  erweitert,  wie 
in  England,  in  Frankreich.  — Die  Umgestaltungen  des  Verkehrs,  besonders  seit 
den  Eisenbahnen,  haben  rnauchc  dieser  Vorrechte,  wenn  sie  nicht  schon  aufgehoben 
waren , obsolet  werden  lassen  oder  undurchführbar  gemacht  und  meist  ist  auch  das 
tiscalischc  Interesse  der  Post  selbst  daran  verschwunden.  — Ueber  den  jetzigen  Umfang 
des  Postrcgals  s.  unten. 

Ob  Überhaupt  die  Post  Staatspost  sein  soll  und  welche  Ein- 
richtung und  Ausdehnung  der  Staatspost  auf  einzelne  Zweige  zweck- 
mässig ist,  das  ist  hier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  zu  erörtern. 
Historisch  und  örtlich  relativ  zu  beantworten  ist  im  Einzelnen  na- 
türlich Vieles.  Die  Post  als  selbstverwaltete  und  zwar  als 
wenigstens  in  gewissem  Umfang  regalisirte  Staatsanstalt 
hat  sich  aber  im  Ganzen  durchaus  bewährt,  und  zwar,  wie  in 
verkehrspolitischer,  so  auch  in  finanzieller  Hinsicht,  und  die 
„Verstaatlichung“  als  das  allein  Passende  ist  hier  daher  im 
Allgemeinen  gar  nicht  mehr,  höchstens  in  Betreff  von  Einzelheiten 
und  Zweigen,  eine  „Frage“:  eine  charakteristische  Entwicklung, 
int  Vergleich  z.  B.  mit  dem  analogen  Fall  bei  den  Eisenbahnen. 

Die  inaeren  Gründe,  welche  für  die  Staatspost  sprechen,  sind  schon  im  1.  Rande 
dargelegt  worden.  (Fin.  I,  §.  267,  268.)  Namentlich  dio  Briefpost,  bedingt  auch 
andere  Zweige  der  Post,  empfehlen  sich  als  Staatsanstalt.  Dies  ist  eine  heute  in 
Theorie  und  Praxis  kaum  irgend  mehr  bestritteue  Ansicht.  Am  Ersten  ist  in  einem 
Lande  mit  entwickeltem  Verkehr  die  Staats-Personenpost  zu  entbehren.  Die  Beweis- 
führung Raus  in  der  Finanzwissenschaft  I,  §.  208 — 211,  besonders  in  Betreff  der 
Briefpost,  zu  Guusten  der  Staatspost  ist  jetzt  wohl  nicht  mehr  nothwendig.  Der 
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Umschwung  zu  Gunsten  der  gcmoinwirthschaftiichen  Thäügkcit  (Staats post)  statt 
der  privatwirtlischaftlichcn  ist  so  vollständig,  dass  die  Zuschiebung  der  Bcwcislast 
sich  geradezu  umgekehrt  bat.  Ein  io  mehr  als  einer  Beziehung  sehr  bemerkeusa'erther 
Vorgang ! 

Die  genauere  Beantwortung  der  Frage,  ob  und  in  welchem 
Umfang  ein  Postregal  beibehalten  werden  soll,  gehört  ebenfalls 
wenigstens  nicht  allgemein,  sondern  nur  etwa  soweit  sie  das  noth- 
wendig  zu  berücksichtigende  Finanzinteresse  berührt,  in  die  Finanz- 
wissenschaft. Hier  ist  jetzt  nur  zu  constatiren,  dass  wenigstens  für 
den  Hauptzweig  der  Post,  die  Briefpost,  das  Regal  nicht  ganz 
entbehrlich  ist,  und  zwar  auch  aus  finanziellen  Gründen.  Nur 
darf  das  Regal  nicht  ohne  Weiteres  als  Finanzregal  aufgefasst 
und  wie  ein  solches  tiscalisch  ausgenutzt  werden.  Es  soll  viel- 
mehr wesentlich  nur  insoweit  bestehen,  als  dies  durch  die  Anfor- 
derungen bestmöglicher  Technik  und  Oekonomik  der 
Posteinrichtung  bedingt  wird.  Zur  ökonomischen  gehört  aber  auch 
die  finanzielle  Seite,  welche  wenigstens  eine  ge  wisse  Berück- 
sichtigung erheischt. 

Die  Post,  zumal  die  Briefpost  muss  das  ganze  I.aud  möglichst  intensiv  mit  eiueui 
Netz  von  Postämtern  und  Posten rsou  überziehen.  Damit  dies  geschehen  könne  und 
nicht  zu  kostspielig  werde,  muss  der  Staat  im  Wesentlichen  ohne  Conc.urreuz  die  Post 
in  den  verkehrsreichen  Theilen  seines  Gebiets  und  auf  den  guten  Linicu  betreiben. 
Nur  dann  ist  er  fähig,  auch  in  den  anderen  Theilen  die  Posteiurichtung  — im  Go- 
sam  mtin  tercssc  — ordentlich  zu  entwickeln.  Denn  die  geringen  Einnahmen  oder 
Zuschüsse  hier  werden  daun  durch  die  UebcrschUsse  dort  ergänzt.  Die  Regalisirung 
ermöglicht  durch  zweckmässige  Coucentration  der  Geschäfte  auch  eine  Oekonomie, 
welche  ein  wichtiger  volkswirtschaftlicher  Gewinn  ist  und  im  privatwirthschafüichen 
System  nicht  in  gleichem  Grade  erreicht  werden  kann.  (Vgl.  Sax,  I,  74,  225  If.) 

Die  Wahrnehmung  des  Finanzinteresses  in  diesem  Umfang 
durch  das  Postregal  verfolgt  daher  keine  fiscalischc,  sondern  nur 
die  Tendenz,  die  Postanstalt  in  ihrer  gemeinnützlichen  Wirksamkeit 
zu  heben  und  die  Deckung  ihrer  Gesammtkosten  sicherer  zu  stellen, 
wobei  unter  Umständen  auch  als  statthaft  erwiesene  Gesammtllber- 
schüsse  erzielt  werden  dürfen.  Im  Allgemeinen  wird  es  in  unseren 
Staaten  gegenwärtig  genügen,  die  Staatspost  gegen  gewerbs- 
weise  betriebene  Briefbeförderung  von  Privaten  zwischen  ver- 
schiedenen Orten  zu  schützen;  eventuell  in  der  Packetpost  die 
Privaten  von  der  gewerbsmässigen  Versendung  kleiner  Packete 
auszuschliessen,  obgleich  ein  solches  Vorrecht  des  Staats  von  einer 
tüchtigen,  einmal  eingebürgerten  Staatspost  kaum  bedurft  wird,  wie 
neueste  deutsche  Erfahrungen  beweisen.  Die  Aufhebung  von  Vor- 
rechten in  Betreff  der  Personenbeförderung  liegt  meist  ebenso  sehr 
im  Verkebrsinteresse  eines  entwickelten  Landes  als  im  Postintcresse 
und  sogar  im  postaliseben  Finanzinteresse  selbst,  weil  die  oft  Zu- 
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schlisse  fordernde  »Staats  - Personenpost  dann  leichter  und  ganz 
wünschenswert!)  durch  Privatanstalten  ersetzt  wird  und  eingeschränkt 
oder  aufgegeben  werden  kann. 

Die  noch  bestehenden  Postvorrechte  in  Deutschland  siehe  bei  H.  Rasier.  Vcr- 
waliungsrecht  II,  §.  433,  v Könne,  preussisches  .Staatsrecht  S.  A.  II.  2,  §.  473.  — 
Reiclispostgesetz  von  1871  §.  I:  im  Wesentlichen  ein  ausschliessliches  Be- 
förderungsrecht der  Post  für  alle  versiegelten,  zugenähten  oder  sonst  verschlossenen 
Briefe,  dann  fttr  alle  politischen  Zeitun  gen,  welche  öfter  alsein  Mal  wöchent- 
lich erscheinen,  gegen  Bezahlung  (also  z.  Ii.  exclusive  unentgeltliche  Privat- 
befördcrnng  von  Briefen,  Mitführen  von  Empfehlungsbriefen  u.  dgl.  — ein  Unterschied 
gegen  früher)  von  Orten  mit  einer  Postanstalt  nach  anderen  Orten  mit  einer 
Postanstalt  des  In-  und  Auslandes,  also  nicht  innerhalb  desselben  Orts.  Für 
Packete  kein  Vorrecht  mehr:  dsgl.  nicht  mehr  für  Personenbeförderung,  die  für 
Private  nach  dem  norddeutschen  Gesetz  über  das  Postwesen  vom  2.  November  1867 
S.  1.  wenn  sic  ..gewerbsmässig  auf  Laudstrassen  gegen  Bezahlung  mit  regelmässig 
festgesetzter  Abgangs-  oder  Ankunftszeit  und  mit  unterwegs  gewechselten  Transport- 
mitteln“ erfolgte,  noch  der  Genehmigung  der  Postverwaltung  bedurfte,  falls  zur  Zeit 
der  Errichtung  der  Kuhrgelcgenheit  eine  wenigstens  täglich  abgehonde  Personenpost 
bereits  bestand.  Dem  Vorrecht  der  Post  auf  die  genannten  Sendungen  entspricht  die 
Verpflichtung  der  Post,  dieselben  anzunehmen  und  zu  befördern  (Gesetz  von  1871 
§.  3).  — Der  Versuch  von  Privat-Packetbefördernngsanstalten  für  den  Dienst 
zwischen  verschiedenen  Orten,  namentlich  weiter  von  einander  entfernten,  in  Con- 
currenz  mit  der  Post  scheint  in  Deutschland  misslungen  zu  sein.  Freilich  kommen 
der  Post  ihre  Rechte  gegenüber  den  Eisenbahnen  hier  sehr  zu  Gute.  Dagegen  sind 
in  grösseren  Städten  (allenfalls  einschliesslich  Nachbarschaft-Vororte)  solche  Anstalten 
neuerdings  erfolgreich  gewesen  (.Berlin).  Bei  der  Beschränkung  des  Briefpostzwangs 
auf  Versendungen  zwischen  zwei  Orten  mit  Postanstalten  konnten  sieh  innerhalb  eines 
Orts  ^Gemeinde)  auch  Pri  v at- Brief bcfördernngsanstalten  bilden  und  namentlich  durch 
billigeres  Porto  für  Briefe,  Karten,  Drucksachen  wohl  eine  Zeit  lang  mit  Erfolg  mit 
der  Staatspost  concurriren.  Aber  tlieils  die  Höhe  der  Verwaltungskosten,  theils  Dicnst- 
mäugel  haben  doch  meistens  einen  dauernden  Erfolg  gehindert.  Ausnahmen  z.  B.  in 
Berlin  (Verbindung  mit  Packctbefördcrung)  Immerhin  schiene  die  Erweiterung  des 
Vorrechts  der  Staatspost  auf  den  internen  Briefverkehr  im  Orte,  freilich  auch  die 
Portoerinässigung  dafür  erwägenswerth. 

§.  61.  — 2.  Postfinanzwesen.  Es  sind  hier  zwei  Puncte 
zu  unterscheiden:  einmal  die  Feststellung  des  leitenden 
Finanzprincips  in  der  Post,  sodann  die  Durchführung  des 
angenommenen  Princips  im  Einzelnen,  daher  dieRcge- 
lung  des  Posttax-  oder  Portowesens  (§.  62). 

Als  das  leitende  Finanzprincip  der  Post  in  unseren 
heutigen  Culturstaaten  ist  bereits  im  ersten  Bande  im  Allgemeinen  das 
Gebührenprincip  festgestellt  worden  (Fin.  I,  §.  268).  Ab- 
weichungen hiervon  sind  früher  die  Regel  gewesen,  indem  das  Post- 
regal als  Finanzregal  und  damit  die  Post  gleichzeitig  mit  als 
Besteuerungsmittel  behandelt  und  möglichst  auf  Ueber- 
schüsse  hingearbeitet  wurde.  Davon  wird  jetzt  gewöhnlich  mit 
Recht  abgesehen.  Indessen  ist  dies  doch  nicht  so  unbedingt,  wie 
es  öfters  in  der  Theorie  und  auch  in  der  öffentlichen  Meinung  ge- 
schieht, richtig,  sobald  nur  die  eine  „Besteuerung“  darstellenden 
Ueberschüsse  der  Post  nicht  auf  Kosten  der  ökonomisch  technischen 
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Leistungen  der  Anstalt  erzielt  werden  und  das  Portosystem  nach 
Einrichtung  und  Höhe  allen  berechtigten  Anforderungen  — zu 
denen  ein  Sinken  der  Einnahmen  auf  den  Betrag  der  Kostendeckung 
nicht  an  sich  gehört,  — entspricht. 

Letztere  Ansicht  liegt  für  diejenigeu  Theoretiker,  welche  die  Post  nicht  zu  den 
Gcbuhrcniustituten,  sondern  mehr  oder  allein  zu  den  Einrichtungen  gewerblicher  Art, 
mit  für  ErwcrbseinkUnftc,  rechnen,  näher  als  für  uns.  Denn  von  jenem  Standpuncte 
aus  erscheint  der  Ueberschuss  eben  als  Reinertrag  einer  Erwerbsaustalt,  der  für  den 
Staat  ebenso  in  Anspruch  genommen  werden  könne,  wie  bei  einer  privaten  Anstalt 
dieser  Art  für  die  Privaten.  Aber  an  der  Einreihung  der  Post  und  ihrer  Einkünfte 
unter  die  Gebuhrenanstalten  mochte  doch  aus  guten  Gründen  festzuhaltcn  sein  (gegen 
Roscher,  Schall,  v.  Scheel  u.  a.  m.).  Der  Ueberschuss  ist  alsdann  als  „Steuer" 
aufzufassen  (§.  17),  aber  auch  in  diesem  Pall,  nur  auf  eine  andere  Weise,  als  bei 
jener  Auffassung  zu  rechtfertigen:  nemlich  so,  wie  die  Erhebung  von  Verkehrssteuern 
und  gewissen  indirecten  Steuern  überhaupt,  in  principiellcr  Hinsicht,  und  durch  ander- 
weite Erwägungen  der  folgenden  Art  noch  ausserdem  in  practischer  Beziehung.  Die 
„Ueberschusswirthschaft"  ist  hier  schliesslich  doch  die  Folge  einer  bestimmten  Porto- 
normirnng,  d.  h.  einer  höheren,  als  zur  blossen  Kostendeckung  ausreichtc.  Mit  dem 
Pius  des  für  letztere  nOthigen  Portos  werden  daun  namentlich  die  haudel-  und  ge- 
werbetreibenden Classcn,  besonders  die  Grossgeschäfte,  welche  sich  anderen  Bc- 
stcuerungsartcn  leichter  entziehen,  auch  überhaupt  die  wohlhabenderen,  diu  Post  mehr 
benutzenden  Classcn  mit  besteuert  werden  können.  Bezügliche  Erwägungen  werden 
nicht  immer  grundsätzlich  abzuweisen  sein,  z.  B.  bei  Fragen  der  Reform  eines  etwas 
mit  als  Steuer  wirkenden  Portotarifs,  bei  Portoerhöhungen  wie  in  der  Finanzlage 
Frankreichs  1871.  Ferner  sind  die  Zweige  der  Post  zu  unterscheiden:  Die  Brief- 
und  eventuell  die  Zeitungs-,  Ge  Id  post,  fraglicher  schon  die  Packet  post,  sind 
mehr  nach  blossem  Gebühreuprincip,  diu  Personenpost,  eventuell  auch  noch 
die  Packetpost  mehr  nach  dem  priratwirthscliaftlichen  Princip  zu  verwalten, 
wie  dies  schon  im  1.  Bande  begründet  wurde.  Geschichtlich  hat  das  privatwirth- 
schaftliche  Princip  (oder  das  „Öffentliche  Uuteruehroungsprincip“  Sax’s)  früher 
allgemeiner  in  der  Postrurwaltung  gegolten  und  auf  oincr  Stufe  „extensiver“  Verkehrs- 
entwicklung z.  Th.  mit  gutem  Grunde.  Das  Gebühreuprincip  ist  erst  bei  „intensivem“ 
Verkehr  allgemeiner  berechtigt  und  durchgedrungen. 

Im  Ganzen  war  Rau  (Fin.  I,  §.  213)  der  Behandlung  der  Post  nach  Gebühren- 
princip  geneigt.  Vgl.  sonst  besonders  Sax,  Verkehrsmittel,  1,  24G  tl.  Annäherung 
an  die  dargelegte  Auffassung  schon  in  der  1.  Auflage  §.  303,  S.  90,  91.  Jetzt  nament- 
lich G.  Colin,  in  Schmoller’s  Jahrbuch  XI,  und  in  seiner  Finauzwissenschaft  §.  245  ff., 
§.  428  ff. 

Hiernach  möchten  sich  auch  gegenwärtig  doch  dauernde 
Ueberschtlsse  Uber  die  richtig  berechneten  Kosten  hinaus  trotz 
des  Steuercharacters  derselben  rechtfertigen  lassen  und  es  sich  selbst 
öfters  empfehlen,  auf  sie  hinzuzielen.  Allerdings  werden  sie  aber 
auch,  und  in  der  Regel  zunächst  und  zumeist,  zur  Ausdehnung 
und  Vervollkommnung  der  Posteinrichtung,  — wozu  auch  eine 
genügende  Bezahlung  der  in  schwierigem  Dienst  stehenden  Arbeits- 
kräfte gehört,  — und  ausserdem  zu  passenden  Tarifermäs- 
sigungen  mit  zu  verwenden  sein. 

Regelmässig  wird  jedenfalls  mindestens  die  volle  Kosten- 
deckung, d.  h.  die  Deckung  der  laufenden  Betriebskosten  und 
der  Zinsen  und  Amortisation  des  Anlagekapitals  erstrebt  werden 
müssen,  nicht  nur,  wie  im  Schulwesen  und  bei  den  Gerichten, 
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ein  mehr  oder  weniger  hoher  Beitrag  zu  den  Kosten,  wobei  aber 
auf  die  Leistungen  der  Post  für  die  Staatsverwaltung  selbst  bei 
den  Berechnungen  mit  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Demgemäss  muss  namentlich  eine,  vielfach  fehlende,  Rechnung  über  das 
Anlagekapital,  das  in  den  Gebäuden  und  Einrichtungen  des  Postwesens  steckt, 
stattfinden,  wie  nach  einer  Resolution  des  Reichstags  im  Deutschen  Reiche  (1S7S). 
Vollends  in  dem  Falle,  dass  dieses  Kapital  nicht  früher  aus  den  Betriebseinnahmen 
der  Post  bestritten  worden  ist,  wie  es  allerdings  häufig,  besonders  bei  kleineren 
Summen,  geschieht,  gebärt  eine  angemessene  Summe  ftlr  die  Verzinsung  und 
Tilgung  in  die  Jahresabrechnung  der  Post. 

Die  möglichst  volle  Deckung  aller  dieser  Kosten  ist  wegen 
des  immer  doch  stark  differenziellcn  Nutzens  der  Post- 
leistungen für  die  verschiedenen  Kreise  der  Bevölkerung  zu  ver- 
langen. Bei  der  Normirung  der  Porti  u.  s.  w.,  besonders  bei  Porto- 
tarifreformen darf  daher  dieses  Ziel  der  vollen  Kostendeckung  der 
Anstalt  in  dem  bezeiehneten  Umfang  nicht  ausser  Acht  gelassen 
werden.  Jedenfalls  sind  an  sich  vermeidbare  dauernde  Be- 
tricbsdelicite  der  Post  wirklich  zu  vermeiden,  daher  finan- 
ziell nur  solche  Reformen  zu  billigen,  welche  einiger- 
maassen  sichere  Aussicht  auf  baldigen  Ersatz  eines  vorübergehen- 
den Defieits  ergeben. 

Diese  Gcsichtspuncte  sind  neuordings,  in  Folge  einer  einseitigen  Auffassung  der 
Frage  in  der  öffentlichen  Meinung  und  in  den  leitenden  Postrcrwaltnngskreisen , mit- 
unter wohl  etwas  zu  sehr  zurilckgetreteu:  das  fuhrt  aber  leicht  zu  einem  falschen 
„Communismus“  unter  dem  Vorwand  des  öllentlichcn  Interesses. 

Ein  beständiges  Betriebsdeficit  ist  indessen  nach  den 
Erfahrungen  mancher  Länder  mitunter  nicht  zu  vermeiden,  einerlei 
wie  man  das  Portowesen  einrichte.  Denn  bei  der  Abhängigkeit 
des  Postverkehrs,  daher  der  Posteinnahme  von  der  Höhe  der  Ge- 
bühren, fuhrt  eine  Steigerung  der  letzteren  oft  nicht  zu  einer 
grösseren  Einnahme,  sondern  selbst  zur  Verminderung  des  Ver- 
kehrs, somit  leicht  zu  einem  ungünstigeren  Verhältnis  von  Betriebs 
einnahme  und  Ausgabe.  Der  Spielraum  für  eine  experimentelle, 
nach  voller  Kostendeckung  strebende  Tarifpolitik  ist  daher  oft 
nur  klein. 

So  namentlich  in  Ländern  weiterer  Dimensionen,  theucrerer  Commuuication,  ge- 
ringerer Volksdichtigkeit  und  relativ  schwachen  Festverkehrs,  besonders  weun  alle 
Kosten  der  Post  wirklich  von  dieser  getragen  und  nicht,  wie  zum  TheU  bei  uns,  durch 
unentgeltlich  oder  gegen  geringen  Entgelt  zu  übernehmende  Leistungen  Dritter,  wie 
der  Eisenbahnen,  auf  diese  mit  Uberwälzt  werden.  Typische  Beispiele  sind  unter 
den  Grossstaaten  noch  immer  Russland  und  Kordamerica.  Ucbcr  letzteres  s. 
Hock,  Finanzen  der  Vereinigten  Staaten  S.  3S9.  Vor  dem  Bürgerkrieg  Kordosten 
activ,  Westen  und  Süden  passiv. 

Auch  in  solchem  Falle  wird  gleichwohl  die  Staatspost  wegen 
ihrer  allgemeinen  Bedeutung  für  Cultur  und  Volkswirtschaft 
und  für  den  Staat  als  solchen  selbst  zu  rechtfertigen,  ja  zu  ver- 
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langen  sein.  Die  Einrichtung  tritt  dann  pro  tnnto,  fUr  den  Betrag 
des  Deficits,  unter  die  Anstalten,  welche  finanziell  nach  dem  Princip 
der  reinen  Ausgabe  verwaltet  werden  und  zur  Erfüllung  wichtiger 
öffentlicher  Zwecke  dienen.  Das  ist  aber  nur  ein  unvermeidlicher 
thatsäclilicher  Zustand,  bedingt  durch  geschichtliche  und  örtliche 
Verhältnisse,  keineswegs  ein  allgemeines  Ziel  der  finanziellen  Be- 
handlung der  Post.  Zwischen  dieser  Rechtfertigung  einer  Staats- 
post mit  beständigem  Betriebsdeficit  und  der  obigen  principiellen 
Forderung  voller  Kostendeckung  der  Post  besteht  daher  auch  nur 
ein  scheinbarer  Widerspruch.  Ein  wenn  auch  für  jetzt  nicht  zu 
beseitigender  Uebelstand  liegt  in  dem  ersten  Fall  namentlich  auch 
darin,  dass  viele  einzelne  Privatinteressen  theilweise  aus  öffentlichen 
Mitteln  befriedigt  werden. 

Geber  die  Finanzresultate  der  Post  in  europäischen  Staaten  ältere  Daten  bei 
Kau.  Fiu.  I,  §.  205  Koten,  neuere  für  1874  bei  Sax.  1,  257.  für  die  Mitte  der 
1870er  Jahre  in  der  1.  Auflage  dieses  Bauds  S.  92.  Jetzt  liegen  die  wohl  besten 
vergleichbaren  Daten  in  den  Jahresberichten  des  Berner  Weltpostvereins -Bureaus  vor. 
Die  verschiedene  Vcr-  und  Abrechnungsweise,  verschiedene  Behandlung  der  amtlichen 
Corrcspondeuz , in  einigen  Ländern  die  mehr  oder  weniger  vollständige  Vereinigung 
des  Post-  und  Telegraphcnwcscns  und  daher  der  Finanzen  dieser  beiden  Zweige  (so 
u.  A.  in  Deutschland,  West  - Oesterreich , Frankreich,  Russland  jetzt)  beschränken  diu 
Vergleichbarkeit  auch  dieser  Daten  indessen  immerhin.  Vollends  die  sogenannten 
„Betriebsuberschusse"  der  Post  und  die  Betriebskosten  sind  aber  auch  in 
den  amtlichen  Rechnungen  nicht  genau  vergleichbar,  weil  die  Post  in  den  einzelnen 
Ländern  zu  den  Eisenbahnen  eine  verschiedene  Stellung  cinnitntnt.  In  Deutsch- 
land namentlich  erscheinen  die  Kosten  der  Post  zu  klein,  die  UcberschUssc  zu  gross, 
weil  die  Post  auf  Grund  des  bestehenden  Rechts  in  grossem  Umfang  die  Dienste  der 
Eisenbahnen  unentgeltlich  in  Anspruch  nimmt,  was  practisch  noch  weniger  bedenk- 
lich wäre,  wenn  alle  Bahnen  Reichsbahnen  wären  und  „Eisenbahnfiscus“  und  „Post- 
fiscus“  sich  dann  deckten.  Nach  dem  preussischen  Eiseubahngcsetz  vom  3 No- 
vember 1838  (§.  36),  dem  Reichsgesetz  Uber  Postwesen  von  1871  (§.  4)  und  dem  an 
Stelle  dieses  $).  4 getretenen  Reicbsgesetzc  vom  20.  Dccember  1875  werden  nunmehr 
in  genauerer  Begrenzung,  aber  doch  in  sehr  erheblichem  Umfange  unentgeltlich  zu 
leistende  BefSrderungsdienste  der  Eisenbahnen  für  die  Post  festgesetzt.  Der  Werth 
dieser  Dienste  lässt  sich  zwar  nicht  ganz  genau  ermitteln,  beträgt  aber  jedenfalls  eine 
ganze  Anzahl  — 15 — 20  und  mehr,  bei  den  preussischen  Staatsbahnen  um  1886  allein, 
unter  Gegenrechnung  der  unentgeltlichen  Dienste  der  Post,  c.  12’/»  Millionen  Mark,  wo- 
nach sieb  die  Betriebskosten  und  UcberschUssc-  der  Post  entsprechend  ändern  wurden 
wenn  dies  angerechnet  würde.  Um  richtige  Kechnungscrgebnissc  zu  gewinnen,  was 
in  jeder  Beziehung  gut  wäre,  sollte  so  vorgegangen  werden.  (Vgl.  auch  G.  Cohn, 
Fin.  8.  383.  603,  mit  ähnlicher  Ansicht  und  Schätzungsveisuch.)  Jetzt  sind  die  Be- 
triebsuberschusse  der  deutschen  Post  zum  Theil  eben  Miuder-Eiunahmen  und  Minder- 
Renten  der  Ilahuen. 

Nach  den  Zusammenstellungen  des  Berner  Bureaus  (z.  B.  im  Bull.  XXUf,  544, 
XXV,  483 1 waren  die  Finanzergobnisse  in  1887  (bez.  1880  — 87  und  1887  — 88)  In 
einigen  wichtigeren  Ländern  folgende  in  Mill.  Fr. 


Post  und 

Ein- 

Aus- 

Ueberschuss 

Telegraphie. 

nahme. 

gäbe. 

( — Deficit). 

Deutschland  .... 

. 266.81 

228.93 

37.88 

Oesterreich  (West-) 

66.89 

55.54 

11.36 

Frankreich  ... 

. 177.06 

137.06 

39.41 

Russland 

79.33 

92.26 

? 
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Post  allein. 

Ein- 

nahme. 

Aus- 

gabe. 

Ueberschuss 
— Deficit). 

Grossbritannien  . . 

217.64 

148.34 

69.29 

Italien 

42.16 

35.58 

6.59 

Ungarn  ..... 

23.3» 

19.50 

4.83 

Niederlande  . . . 

12  51 

9.63 

2.87 

Belgien 

15.33 

9.S3 

5.50 

Schweiz 

21.1« 

19.57 

1.58 

Schweden  .... 

9.01 

8.85 

0.15 

Norwegen  .... 

3.29 

3.39 

0.10 

Dänemark  .... 

6.27 

6.28 

0.01 

Nordamerika,  Vor.  St. 

253.04 

274.64 

(—  21.60) 

Brasilien 

5.11 

12.20 

(—  7.09) 

Chile 

2.32 

2.05 

t—  0.32) 

Britisch-Indien  . . . 

30.21 

29.20 

2.01 

Japan  

9.42 

12.73 

(—  3.30) 

Bei  Frankreich  incl.  Algier  und  Tunis.  Die  Daten  Kusslands  beziehen  sich  auf 
die  Telegraphen  nur  bei  den  Ausgaben,  nicht  bei  den  Hinnahmen  mit,  daher  das 
Deficit  kleiner  als  nach  obigen  Zahlen.  Bei  Deutschland  Baicrn  und  Wllrtemberg 
iubegrilfon.  Nach  dem  Ergebniss  für  1 SST — SS  für  die  Roichspost  und  Telegraphie 
allein:  Einnahme  189.93,  Ausgabe  1U3.HU,  Ueberscbuss  26.33  Mill.  M.;  in  Raiern 
ebenso  bez.  I I Ml — 12.40 — 2.13;  in  Wllrtemberg  dsgl.  bez.  S.63 — 7.1)9 — 1.54  Mill.  M. 
Am  Günstigsten  war  und  ist  das  Verhältniss  der  Einnahmen  zu  den  Ausgaben  und 
zugleich  am  Höchsten  der  absolute  Reinertrag  wie  derjenige  per  Kopf  in  Grossbritannicu 
und  Frankreich:  dort  c.  1.4s,  hier  c.  U.S3.  im  Deutschen  Reich  (wo  man  den  Rein- 
ertrag im  Wesentlichen,  nach  früherer  Erfahrung,  auf  die  Post  rechnen  darf) 
c.  0.64  Mari,  per  Kopf.  Dieser  Unterschied  ist  rorucmlich  auf  die  Ucbernahme  der 
kostspieligen  sogenannten  Fahrpost  (Packete,  Personen)  in  Deutschland  zurückzufUhrcn. 
die  in  den  beiden  Weststaatcu  zum  Theil  fehlt.  Daraus  erklärt  sich  auch  der  un- 
günstigere Abschluss  mit  in  Oesterreich  und  in  der  Schweiz.  Im  Vergleich  mit  andern 
Ländern  wirkt  in  Frankreich  und  Grossbritannieu  die  intensivste  Vorkehrsentwicklung 
günstig  ein.  Den  Einfluss  von  Kriegsereignissen  u.  dgl.  auf  die  PosteinkUnfte  kann 
man  in  Frankreich  verfolgen:  Rohertrag  1m>9 — 71  94.6- — 72,6 — 91.6,  1973  109,  1976 
119  Mill.  Kr.  Wieweit  in  letzteren  Zittern  die  Portoerhflhung  von  1871  mitwirkle,  ist 
bei  der  Abhängigkeit  des  Postverkehrs  vom  allgemeinen  Gang  des  Volkslebens  nicht 
zu  bestimmen  (vgl.  Amagat.  emprunts  et  impüts  p.  410  lf.  und  zum  Vergleich  das 
Schwanken  der  SteuereinkUnfte  um  lb70  in  F'in.  III.  §.  175  ft  ). 

§.62.  — 3.  Die  Regelung  des  l’ost tax  - oder  1‘orto wesens 
muss  je  nach  der  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips  etwas  ver- 
schieden ausfallen.  Im  Folgenden  wird  das  Gebühr enpriucip, 
mit  gewissen  Modificationen  in  einzelnen  Fällen,  als  Richtschnur 
und  Regel  angenommen.  Der  wichtigste  Punct  der  Gebührenord- 
nung betrifft  alsdann  die  Wahl  zwischen  den  zwei  llauptsystemen 
des  Tarifs,  dem  sogenannten  Stufen tarif  mit  höheren  Sätzen 
und  dem  mehr  oder  weniger  consequentcn  und  in  den  Sätzen 
mässigen  Einheitstarif  in  den  nach  den  Beförderungsgegen- 
ständen unterschiedenen  Postdienstzweigen.  Die  anderen  Fragen 
der  Gebührenordnung  beziehen  sich  auf  Nebcnpnnctc,  welche  an 
dieser  Stelle  keine  genauere  Erörterung  bedürfen. 

Kau,  Fin.  I.  §.  216—217,  mit  Unterscheidung  dos  Brief-,  Packet-  und  Geld- 
tarifs.  Jetzt  besonders  S a x , I,  Abschnitts  der  Abtheilung  vom  Postwesen  (S.  261  lf.), 
verglichen  mit  Abschnitt  2 u.  1,  u A.  eine  vorzügliche  Vergleichung  von  Post  und 
Telegraphie  in  Betreö  ihrer  Gleichartigkeit  und  ihres  Unterschieds.  Für  die  nähere 
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Begründung  der  einzelnen  Puncto  des  Teils  beziehe  ich  mich  auf  Sa  x,  mit  dem  ich 
fast  ganz,  auch  in  den  Einzelheiten  und  besonders  in  der  Auffassung  dos  Posttax- 
wesens  als  einer  historisch  lind  örtlich  verschieden  zu  ordnenden  Sache,  Uber- 
oinstimmc. 

Der  Stufentarif  stuft  das  Porto  (die  Postgebühr)  nach  zwei 
Hauptmomenten,  der  Entfernung  des  Bestimmungsorts  vom  Ab- 
sendungsorte (eventuell  unter  Berücksichtigung  der  Beschaffen- 
heit der  Route)  bei  allen  vier  Hauptobjecten  der  Post,  Briefen, 
Geld,  Packeteu,  Personen,  und  nach  dem  Gewi ch t beiden 
drei  ersten,  bei  Geld  ausserdem  nach  dem  Werth,  bei  den  Per- 
sonen nach  der  Zahl  ab.  Dies  ist  an  und  für  sich  rationell. 

Wie  bei  allen  Gebühren,  so  sind  auch  hier  zwei  sich  ergänzende  (Jesichtspunctc 
zu  beachten:  einmal  der  des  Werthcs  der  Leistung  filr  den  Interessenten, 
sodann  derjenige  der  Kosten  der  Leistung  für  die  Postverwaltung  (Vgl.  auch  die 
bezüglichen  Abschnitte  aus  der  Eiscnbahnlehrc  im  1 Bande,  Fin.  I,  §.  291  !f)  Beide 
Gesichtspuncte  haben  bei  der  Regelung  des  Portowesens  mehr  oder  weniger  mitgespielt. 
Bei  beiden  bestellt  die  Schwierigkeit  der  Messung  des  Werths  und  bezw.  der  Kosten 
der  Leistnng.  Diese  Schwierigkeit  ist  aber  dem  Werth  gegenüber  grösser,  weil  die 
initspielenden  Momente  für  die  Verwaltung  fast  ganz  unbekannt,  auch  viel  veränder- 
licher sind.  Die  Feststellung  des  Werths  wird  daher  besonders  leicht  willkürlich  und 
schablonenhaft,  z.  B.  bei  der  Annahme,  dass  sich  der  Werth  der  Leistung  für  den 
Interessenten  immer  genau  nach  der  Entfcmnng  vom  Bestimmungsorte  richte.  Die 
Kosten  lassen  sich  auch  nur  schwer  ganz  genau  ermitteln,  besonders  weil  ihre  Höhe, 
auf  die  einzelne  Leistung  zurückgeführt,  selbst  wieder  nach  Art  und  Umfang  des 
Verkehrs  sehr  verschieden  ist.  Aber  in  einer  für  die  Verwaltung  genügenden  Weise 
ist  der  Kostenbetrag  doch  annähernd  zu  ermitteln. 

Man  fand  nun  in  der  Entfernung  und  im  Gewicht  Hauptmomente  für  die 
Bestimmung  der  Höhe  der  Kosten  und  legte  sic,  neben  den  anderen  genannten,  unter 
Zuschlag  eines  angemessenen  Betrags  für  die  allgemeinen  und  die  Expe- 
ditions- und  Manipulationskosten,  dem  Tarif  zu  Grunde,  hielt  aber  in  letzterem 
im  Ganzen  an  hohen  Sätzen  fest,  um  so  diu  erforderliche  Gesammteinuahme  zu  er- 
zielen. Einigcrmaasscn  wurde  aber  auch  der  Werth  der  Leistung  für  den  Interessenten 
nach  denselben  beiden  Merkmalen,  Entfernung  und  Gewicht,  bemessen.  Daher  er- 
schien denn  ein  Postgebühren-  oder  sogenannter  Portotarif  für  die  vier  Haupt- 
arten der  Postobjecte  als  Entfernuugs-  und  bez.  Gewichtsstufontarif  in  doppelter 
Hinsicht  rationell  begründet. 

Dieser  ehemals  allgemein  verbreitete  Stufentarif  mit 
höheren  Sätzen  ist  in  der  That  auch  geschichtlich  für  gewisse 
Entwicklungsstufen  des  Verkehrs  im  Ganzen  der  richtige,  was 
gerade  zum  Verständniss  der  Berechtigung  des  neuesten  Tarif- 
systems beachtet  werden  muss:  er  entspricht  den  Verhältnissen 
extensiven  Verkehrs. 

Bei  unvollkommenem  Communications-  und  Transportwesen,  geringem  Postverkehr 
überhaupt  und  einer  stärkeren  Beschränkung  desselben  auf  gewisse  Volksclassen , bei 
der  Nothwendigkeit.  in  Ermangelung  anderweiter  Veikchrsanstalten,  durch  die  Post 
oder  ganz  allein  auf  deren  Kosten  den  Transport  der  Postgegenstände  besorgen  zu 
lassen,  also  mit  einem  Worte  bei  extensivem  Verkehr  ist  ein  solcher  Tarif  wohl 
der  relativ  angemessenste.  Der  Werth  der  Leistung  richtet  sich  hier  wirklich  wesent- 
lich mit  nach  Entfernung  und  Gewicht.  Die  Kosten  der  Verwaltung  werden  dadurch 
erheblich  bestimmt.  Der  erwähnte  Zuschlag  für  allgemeine  Kosten  u.  s.  w.  muss  nur 
verhältnissmässig  bedeutend  sein,  daher  im  Ganzen  hohe  Tarife,  weil  die 
genannten  weiteren  Kostcnbcstandtheile  bei  geringem  Postveikehr  relativ  stärker  sind 
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and  jedes  einzelne  Object  absolut  höher  treffen.  Bei  einem  zweckmässigen,  natürlich 
für  die  einzelnen  Beförderungsobjecte  munchfach  verschieden  normirten  Stufentarife 
wird  daher  die  Gesainmtleistung  der  Post  unter  diesen  Verhältnissen  wahrscheinlich 
am  Angemessensten  bezahlt  und  das  Fiuanzinteresse  im  nöthigen  Umfange  gewahrt. 

Der  Einheitstarif  sieht  im  allgemeinen  innerhalb  des  Post- 
gebiets — und  bei  internationalen  Verträgen  selbst  darüber  hin- 
aus, wie  jetzt  sogar  innerhalb  des  riesigen  Gebiets  des  Weltpost- 
vereins — von  der  Entfernung  theilweise,  schliesslich  in  ge- 
wissen Fällen  ganz,  vom  Gewicht  in  weiterem  Maasse  als  der 
Stufentarif  ab.  Er  ist  also  öfters  doch  nur  ein  relativer,  kein 
absoluter  Einheitstarif  verglichen  mit  dem  Stufentarif,  so  in  der 
Uebergangsform  zwischen  beiden,  dem  sogenannten  Zonentarif. 

Mehr  oder  weuiger  erhebliche  Unterschiede  bestehen  dabei  nach  den  Kate- 
gorieen  der  Beförderungsobjecte.  Bei  der  Personenpost  bleibt  der  Stufentarif  meist 
ganz  bestehen.  Bei  der  Packetpost  wird  er  weniger  und  langsamer,  aber  schliesslich 
doch  auch  grossentheils,  bei  der  Zcitungs-  und  Geldpost  mehr,  bei  der  Briefpost  voll- 
ständig was  die  Entfernung  und  immer  weiter  was  das  Gewicht  betrifft,  iu  den 
Zonen-  und  schliesslich  in  den  Einheitstarif  hinUhergeleitet,  endlich  durch  diesen 
ersetzt.  Die  Tendenz,  die  ehemals  entscheidenden  Momente  für  die  Tarifbildung 
immer  weuiger  zu  berücksichtigen,  tritt  in  der  neuesten  Zeit  bei  der  Fortoregelung 
für  alle  Objecte,  mit  Ausnahme  der  Personen,  immer  schärfer  hervor. 

Zugleich  wird  das  Porto  allgemein  ermässigt,  im  Ver- 
kehrsinteresse, aber  auch  in  demjenigen  der  Finanzen : um  zu  stär- 
kerer Benutzung  anzuregen.  Eine  Entwicklung,  welche  sich  in  den 
einzelnen  Ländern  etwas  verschieden  gestaltet,  aber  bei  dem  kosmo- 
politischen Character  der  Post  in  den  Cnlturstaateu  immer  gleieh- 
mässiger  heransbildet,  zum  Theil  in  Folge  oder  unter  dem  mit- 
wirkenden Einfluss  internationaler  Verträge,  wie  nunmehr  nament- 
lich im  Weltpostverein. 

Ein  solcher  Einheitstarif  entspricht  nun  im  Ganzen  den  Ver- 
hältnissen hochentwickelten  sogenannten  intensiven  Verkehrs, 
mit  dem  er  in  einer  gewissen  Wechselwirkung  steht. 

Bei  grösserer  Volksdichtigkeit,  allgemeiner  Verbreitung  der  Elementarbildung, 
vielfachstem  örtlichen  Wechsel  der  Bevölkerung,  steigender  interlocalcr  und  inter- 
nationaler Arbeitstheilung,  ausgedehntem  in-  und  ausländischen  Handel  wird  das 
Bedürfniss  nach  den  Diensten  der  Post,  besonders  der  Brief-,  aber  auch  der  Zeitungs-, 
Drucksachen-,  Waarenproben-,  Packet-  und  Geldpost,  grösser  und  gleichmässiger.  Die 
Entwicklung  guter  Communicationcn . die  Benutzung  der  Eisenbahnen,  Dampfschiffe 
mit  für  den  Postdienst,  vielleicht,  wie  nach  dem  deutschen  geltenden  Eisenbahnrecht 
unentgeltlich  oder  gegen  geringen  Entgelt  Seitens  der  Post,  macht  die  Entfernung 
zu  einem  die  Kosten  wenig  mehr  bestimmenden  Factor.  Die  Grösse  des  Verkehrs 
veimindert  die  allgemeinen  und  die  Expeditions-  und  Manipulationskosten  relativ,  also 
für  die  einzelne  Loistnng  absolut.  Die  Vereinfachung  des  Tarifs  und  die  Porto- 
erhebung in  der  Form  von  Stempeln  (Marken)  wirken  gerade  hei  grossem  Ver- 
kehr in  derselben  Richtung.  So  rechtfertigt  sich  ein  crinässigter  Einheitstarif, 
welcher  dann  wieder  die  Bedingungen  seiner  Berechtigung  durch  die  Entwicklung  des 
Verkehrs,  die  er  begünstigt,  selbst  immer  mehr  ausdehnt.  Denn  man  kann  nun  von 
der  Dilferenzirung  des  Werths  der  Leistungen  der  Post  für  die  Interessenten  mehr 
abschcn,  weil  sie  wirklich  unbedeutender  und  die  Dilferenzirung  der  Kosten  der 
einzelnen  Leistungen  thatsächlich  auch  immer  minimaler  wird. 
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Alles  dies  tritt  bei  der  Briefpost  am  Meisten  hervor,  daher 
hier  auch  der  niedrige  Einheitstarif  am  Vollständigsten  berechtigt 
wird. 

Das  Festhalten  an  einem  nicht  gar  zu  niedrigen  Maximalgewicht  des  zur 
Normaltaxe  zu  befördernden  Briefs  erfolgt  aus  Gründen  der  Oekonomie  der  Post,  ohne 
dass  das  Publicum  darunter  leidet.  Indem  für  schwerere  Briefe  der  Gewichtsspiclraum 
bedeutend  erweitert,  die  Taxe  aber,  wenn  auch  höher,  so  doch  mässig  gehalten  und 
vom  Stufenporto  nach  dem  Gewicht  auch  hier  im  üebrigen  abgesehen  wird , erfahren 
alle  berechtigten  Interessen  ihre  Befriedigung. 

Die  Wahl  der  denkbar  einfachsten  Erhebungsform  der  Brief- 
postgehUhr  in  dem  Stempel  (Briefmarke,  Briefcouvert)  ver- 
mindert gerade  hier  die  Expeditionsarbeit  ausserordentlich.  Diese 
Erhebungsform  muss  fUr  die  neuere  Einrichtung  des  Postwesens  fast 
als  conditio  sine  qua  non  bezeichnet  werden. 

Von  epochemachender  Bedeutung  war  die  berühmte  von  Rowlaud  Hill  an- 
geregte Portoreform  bei  Briefen  (sogenanntes  l’ennyporto)  in  Grossbritannien  1839. 
(S.  darüber  Kau  §.  213,  besonderes  Note  d,  §.  216a.  Sax,  l,  346  ff.,  auch  266  ff) 
Vom  finanziellen  Standpunctc  aus,  so  lange  die  Post  erheblichere  Uebcrschüsse  er- 
zielcu  soll,  muss  die  englische  Kcforrn  für  etwas  zu  abrupt  und  zu  radieal  bezeichnet 
werden.  Immerhiu  ist  aber  zu  beachten,  dass  dur  lieinertrag  zwar  sehr  fiel,  aber 
doch  noch  lange  kein  Deficit  cintrat.  In  Grossbritaunicn  bestand  vor  1840  ein  sehr 
hoher  Entfernungs-Stufenportotarif,  das  mittlere  Briefporto  war  7 — 71/,  P.  K.  Hill 
schlug  nuu  in  einer  Schrift  1837  vor,  einen  massigen  Einheitstarif  cinzuführeu.  Die 
Grunde  waren:  dass  das  bisherige  (heuere  Porto  den  Verkehr  hemme  und  auch 
finanziell  nachtheilig  sei;  allerdings  war  der  Keinertrag  der  Post  von  1816—37  fast 
nicht  gestiegen,  Durchschnitt  1.42  Mill.  Pf..  Maximum  1826  1.34,  Minimum  1822 
i.33  Mill.  Pf.;  dass  die  bestehenden  Posteinrichtungen  ohne  wesentliche  Kosten- 
steigerung die  Bewältigung  eines  viel  grösseren  Bricfvorkehrs  gestatteten  (das  27  fache 
nach  Hill);  dass  das  Gewicht  der  Gesainmthcit  der  bezahlten  Briefe  klein  im  Verhält- 
nis» zu  dem  Gewicht  aller  Sendungen  sei  (16  •/„  bezahlte,  9°/»  unbezahlte  Briefe, 
75  •/«  Zeitungen);  dass  die  Kosten  nur  zum  kleinen  Tbeü  von  den  eigentlichen  Be- 
förderungskosten herrührtcu,  nur  zu  ‘/a,  auf  den  einzelnen  Brief  weniger  als  */,„  P. 
davon  käme;  dass  die  Beförderungskosten  nicht  mit  der  Entfernung  proportional 
stiegen,  sondern  von  anderen  Umständen,  Beschaffenheit  der  Koute  und  des  Transport- 
mittels u.  s.  w.  abhingen,  besonders  bei  ausgebildetein  sonstigen  Communicationswcsen 
(Eisenbahnen,  Dampfschiffe!);  dass  die  Kosten  der  Expedition  und  Manipulation  der 
Briefe  die  Hauptsache  seien,  sich  aber  sehr  verringern  Hessen,  wenn  der  Briefverkehr 
stärker  und  das  Briefmarkensystem  angewendet  werde.  Hills  Vorschläge  wurden 
durch  das  Gesetz  vom  17.  August  1839  (2.  u.  3.  Viel.  c.  52)  angenommen.  Am 
10.  Januar  1840  wurde  das  Porto  allgemein  auf  1 P.  l'ur  inländische  Briefe  ermässigl. 
Der  Briefverkehr  stieg  sofort  stark  und  stetig  weiter,  aber  nicht  so  bedeutend,  als 
Hill  vermuthet  hatte:  er  war  nicht  in  Kurzem,  sondern  erst  nach  12  Jahren  der 
5 fache . der  frühere  Hohcrtrag  wurde  erst  nach  10,  der  alte  Keinertrag  erst  nach 
30  Jahren  erreicht.  Die  starke  Vermehrung  der  Kosten  ist  nur  zum  Theil  der  Zu- 
nahme der  Briefe,  zum  Theil  anderen  Ursachen  (Bezahlung  der  Eisenbahnen,  Post- 
schiffe)  zuzuschreiben.  Kau  hat  für  die  Zeit  bis  1862  folgende  Tabelle  zusatmneu- 
gestellt  (§.  213,  Note  d),  die  hier  bis  in  die  Gegenwart  fortgefuhrt  wird: 


Rohertrag 

Vor- 

Reinertrag 

Vcr- 

Rriefzahl 

Ver- 

Mill.  Pf. 

hältniss 

MUL  Pf. 

hältniss 

Mill. 

hältniss 

1838/39 

2.37 

100 

1.60 

100 

75 

100 

1640  . 

I.Stt 

57 

0.41 

25 

169 

225 

1842  , 

1.5S 

66 

0.46 

29 

206 

278 

1844  . 

1.71 

71 

0.61 

36 

242 

322 

1846  . 

1.98 

83 

0.72 

45 

300 

400 

1850  . 

2.50 

105 

1.00 

66 

347 

462 
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Rohertrag 

Ver- 

Reinertrag 

Yor- 

Briefzah! 

Ver- 

Mill. Pf. 

hältniss 

Mill.  Pf. 

hältniss 

Mill. 

bal  tniss 

1856  . 

. . 2.87 

121 

1.21 

75 

478 

637 

1862  . 

. . 3.7S 

159 

1.24 

77 

605 

806 

1870  . 

. . 4.93 

208 

1.50 

90 

865 

1153 

1 876 

. . 6.02 

254 

1.95 

122 

1019 

1 360 

18S7  . 

. . 8.70 

367 

2.77 

173 

1421 

1896 

(Auch 

in  den  letzten 

Jahren  die 

Briefzahl 

ohne  die 

Postkarten.) 

Die  all 

mäligerc  Portoreform  auch  fltr  England  ist  denn  auch  öfters  der  Hill'schen  gegen - 
aber  befürwortet  worden,  z.  B.  von  M'Culloch;  noch  neuerdings  hat  (i.  Cohn  in  seinen 
englischen  Eisenbahnstudien  Achnliches  gesagt,  und  es  in  den  oben  genannten  neuesten 
Arbeiten  wiederholt. 

Die  enorme  förmlich  culturgoschichtliche  Bedeutung  der  Hill'schen  Portoreform 
ist  deshalb  doch  unbestreitbar.  In  allen  Culturstaaten  ist  man  nach  und  nach  diesem 
englischen  Vorgang  gefolgt,  nur  meist  mit  der  Zwischenperiode  eines  Zonentarifs, 
In  Oesterreich  1842  6 Kr.  bis  10  Meilen,  12  Kr.  darüber  hinaus,  1 S49  jener  Satz 
auf  3 Kr.,  dieser  auf  fi  Kr.  C.  M.  reducirt,  1 Stil  inländischer  Einheitssatz  von  5 Kr.  ö.  W. 
I, Localporto  3 Kr.).  — Preussen  hatte  für  den  einfachen  Brief  nach  dem  Regulativ 
von  182-1  folgende  Sätze:  bis  2 Meilen  1 Sgr.,  2 — 4 M.  l'/ä  Sgr. , 4 — 7 M.  2,  7 bis 
10  M.  2 •/*,  10 — 15  M.  3,  15 — 20  M.  4.  20-80  M.  5 Sgr.  und  für  je  10  weitere 
Meilen  1 Sgr.  mehr.  Im  Jahre  1844  wurden  bei  gleichbleibenden  Portis  die  Zonen 
erweitert:  auf  5,  10,  15,  20.  30,  50.  100  Meilen.  1849  wurden  3 Zonen  gebildet  von 
bis  10  M.,  10 — 20  M.  und  über  20  M.,  mit  resp.  1,  2,  3 Sgr.  Porto.  Diese  Sätze 
für  den  einfachen  Brief  von  jetzt  bis  an  1 Loth  übernahm  der  deutsch-öster- 
reichische Postverein  (1850)  für  den  Vereinsverkehr , woneben  in  mehreren 
Staaten  andere,  niedrigere  inländische  Porti.  Iin  Norddeutschen  Bunde  daun 
durch  Gesotz  vom  4.  November  18B7  Einheitssatz  von  1 Sgr.,  ebenso  nach  Gesetz 
von  1871  im  Deutschen  Reich.  Vertragsweise  gilt  dies  Porto  auch  zwischen  Deutsch- 
land und  Oesterreich-Ungarn.  Nach  der  Ermässigung  von  1844  sank  der  Reinertrag  in 
Preussen  von  1.4  auf  J MiU.  Tlilr. . 1852  wurde  er  auf  880,000  Thlr.  veranschlagt. 
185fi  schon  wieder  auf  1.42  Mill.  Thlr.  Die  Portoreform  im  Norddeutschen 
Bonde  führte  vorübergehend  zu  einem  Betriebsdeficit.  Nach  dem  Anschlag 
für  1868  war  die  Einnahme  22.905,  die  Ausgabe  20.691,  der  Ueberschuss  2.274  Mill. 
Tbaler;  statt  dessen  nach  dem  Ergebniss  bez.  20.510,  20.655  und  Deficit  von 
138.021  Thlr.  Der  Ausfall  war  beim  Brief-  u.  s.  w.  Porto  1.09  Mill.  Thlr.  1861 — 65 
wurde  der  Ueberschuss  der  Post  für  die  norddeutschen  Staaten  auf  3.7  Mill.  Thlr. 
berechnet  (Hirth,  Annalen  II,  226,  243.)  In  1869  war  der  Ueberschuss  nach  dem 
Anschlag  548.519,  nach  dem  Ergebniss  262,378  Thlr..  1872 — 75  war  der  Nctto- 
Ubersohuss  der  Reichspostverwaltung  bez.  13.2,  8.2,  6.99,  8.23  Mill.  M.,  wovon  aber 
5 — 6 Mill.  M.  aus  der  Aufhebung  der  amtlichen  Portofreibeiteu  herrührten.  Seitdem 
fast  ununterbrochen  steigende  Ueberschttssc  der  vereinigten  Post-  und  Telegrapheu- 
verwaltung:  1877/78  10.02,  ISSO/Sl  18.75.  1881/82  21.08,  1887/88  30.57,  Anschlag 
1889/90  29.23  Mill.  M..  unter  der  Ausgabe  hier  nur  die  „fortdauernde"  vom  Roh- 
. ertrag  abgerechnet.  (Statistisches  Jahrbuch  des  Reichs  S.  174:  eb  Uber  die  Ent- 
wicklung des  Postverkchrs  S.  100.)  — In  Frankreich  war  das  Stufenporto  1806 
für  den  einfachen  Brief  von  6 Gramm  bis  50  Kilometer  10  Gent.,  dann  in  10  Entfernungs- 
stufen  steigend  bis  auf  60  Cent,  bei  Uber  1200  Kil..  1827  für  den  Brief  von  7Vt  Gramm 
bis  40  Kil.  10  Gent.,  und  in  10  Stufen  bis  auf  60  Gent,  schon  bei  Uber  900  Kil.. 
darauf  1848  das  Einheitsporto  für  den  freilich  nur  bis  71/»  Gramm  schweren  Brief 
20,  1850  25,  1854  20  Cent.,  1861  ebenso  für  10  Gramm,  nach  Gesetz  vom 
24.  August  1871  (für  bis  10  Gramm)  wieder  25  Cent.  Ermässigung  187S  auf  15  Cent, 
für  15  Gramm  — Aebnliche  Entwicklung  in  anderen  Ländern,  vgl.  ältere  Daten  bei 
Kau,  auch  bei  Sa*. — Der  Weltpostverein  hat  dann  das  Porto  für  den  einfachen 
Brief  ton  15  Gramm  allgemein  auf  ‘/4  Fr.  oder  20  Pf.  deutschen  Gelds  innerhalb 
dieses  Vereins  fixirt. 

Das  Maximalgewicht  des  sogenannten  einfachen  Briefs  bat  mehrfach  gegen 
früher  eine  Erhöhung  und  zwischen  verschiedenen  Staaten  eine  Ausgleichung  erfahren. 
Es  war  früher  in  Preussen  ’/,  Loth,  in  England  1 Unze  (1555  Gramm),  später 
in  Deutschland  und  Oesterreich  bis  I Loth  (IO*/,  Gramm),  ist  jetzt  (in  Deutsch- 
land nach  dem  Reicbsgesetz  von  1871)  15  Gramm  : dies  auch  der  jetzige  Weltposl- 
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Satz.  Am  Längsten  verfahr  Frankreich  hier  eng  fiscalisch.  — Für  höheres 
Gewicht  stieg  früher  das  Porto  ineist  proportional  mit  dem  Gewicht,  also  für  2-, 
.-ifachcs  u.  s.  w.  auf  das  2-  und  .3 fache,  bis  zur  Grenze  des  erlaubten  Briefgewichts. 
In  Deutschland  jetzt  nur  das  2 fache  Porto  für  über  15 — 250  Gramm  ('/»  Pfund). 
Im  Weltpostverein  immer  für  je  15  Gramm  mehr  der  einfache  Satz  mehr,  ln 
Frankreich  nach  dem  fiscalischcn  Gesetze  ton  1871  bis  mit  10  Gramm  25  Cent., 
Uber  10 — 20  Gramm  40  Cent.,  20 — 50  Gramm  70  Cent.,  über  50  Gramm  für  jede 
weitere  50  Gramm  oder  einen  Tlicil  davon  ein  Zuschlag  von  50  Cent. 

In  Deutschland  beruht,  wie  schon  bemerkt,  die  Normirung  der  Posttarife  auf  Ge- 
setz, während  bei  der  Telegraphie  im  Verordnungswege  vorgegangen  werden  kann. 

Bei  der  Geld-  und  Packet  post  kann  die  Entwicklung  nur 
eine  analoge  wie  bei  der  Briefpost,  nicht  eine  identische  sein. 

Denn  die  Werthhöhe  steigert  das  Risico  der  Post  und  die  Gewichtsmenge 
sowie  die  Entfernung  bleiben  bei  der  Packetpost  unvermeidlich  immer  in  höherem 
Grade  Factoren,  welche  die  Kosten  stoigern.  Vollständiges  Einheitsporto  wie  bei  der 
Briefpost  erscheint  daher  hier  nicht  rationell  und  bei  der  Packetpost  ohne  die  Ab- 
normität einer  fast  unentgeltlichen  Hilfsleistung  der  Eisenbahnen  kaum,  und  auch  daun 
nicht  ohne  Bedenken  durchführbar.  Zonentarife  mit  Verminderung  der  Gewichts- 
und der  Entfernungsstufen,  selbst  der  Fortfall  der  letzteren,  und  die  allgemeine  Er- 
mässigung  der  Sätze  rechtfertigen  sich  indessen  auch  hier  durch  die  immerhin  geringere 
Bedeutung  von  Gewicht  und  Entfernung  für  die  Kosten  bei  gut  entwickeltem  Com- 
munications- und  Transportwesen  und  durch  die  wohlfeilere  Expedition  und  Manipulation 
bei  grösserer  Einfachheit  des  Portosystems  und  lebhafterem,  durch  niedriges  Porto  be- 
günstigtem Postverkehr,  wo  sich  die  Kosten  für  die  Einheit  der  Leistung  billiger  stellen. 

Vgl.  Rau  §.  217  mit  älteren  Daten  über  Taxen  der  Packet-  uud  Geldpost.  FrUlior 
hielt  man  besonders  auf  ein  Minimalgewicht  briefartiger  Packete  (2  Loth  in  Preussen, 
8 in  Baden,  4 im  deutsch-österreichischen  Postverein)  der  Packetpost.  um  Umgehungen 
des  höheren  Briefportos  mittelst  Benutzung  der  Fahrpost  zu  verhüten.  System  der 
Taxirung  nach  sogenannten  Taxquadraten,  so  im  deutsch-österreichischen  Post- 
vertrag von  1857:  das  Pfund  auf  1 Meilen  jo  V«  Sgr.,  Minimum  bis  8 M.  2 Sgr., 
8 — 16  M.  3 Sgr.,  16 — 24  M.  4 Sgr.  u.  s.  w.,  doch  mit  der  Ermässigung,  dass  Stücke 
bis  1 Pf.  und  bis  4 M.  nur  l'/a  Sgr.  gaben.  Bis  zu  20  Meilen  Entfernung  Berech- 
nung der  Fracht  nach  dem  geraden  Abstand  der  Orte.  Für  weitere  Entfernung  Ein- 
tlieilung  des  Vereinsgebicts  in  Taxquadrato  von  4 Meilen  Scitenlängo.  Alle  in  einem 
Quadrat  liegenden  Puncto  behandelt,  als  ob  sie  im  Mittelpuncte  lägen.  Sendung  dann 
tarifirt  nach  der  Eutfernung  der  Mittelpuncte  der  resp.  Quadrate.  Tabellen  zur 
schnellen  Berechnung.  Beibehaltung  des  Systems  der  Taxquadrate  im  nord- 
deutschen Postgusetz  vom  4.  November  1867.  Quadrate  von  2 Meilen  Seitenlänge, 
Porto  für  1 Zollpfund  2 Pfeunigo  für  je  5 M.  bis  30  M.,  für  je  10  M.  bis  100  M., 
für  io  20  M.  über  100  M , Minimum  2,  3.  4,  5,  6 Sgr.  nach  der  Entfernung.  Um- 
gestaltung des  Packctportosystoms  im  Gesotz  vom  17.  Mai  1873:  für  kleinere 
Packclo  bis  5 Kilogramm  ein  zweistufiges  Porto  ohue  Rücksicht  auf  das  spccielie 
Gewicht:  25  Pf.  Reichswährung  bis  lo  Meilen,  50  Pf.  darüber;  für  schwerere 
Packete,  bis  5 Kil.  diese  Sätze,  für  jedes  weitere  Kilogramm  ein  Zuschlag  nach  einem 
Entfernungsstufensatz,  bis  10  Meilen  5 Pf.,  10 — 20  M.  10  Pf.,  20 — 50  20  Pf.,  50 
bis  100  M.  30  I‘f.,  100 — 150  M.  40  Pf.,  150  M.  50  Pf.  Bei  Sperrgut  gewisser  Art 
Erhöhung  um  die  Hälfte. 

Allgemein  linanztcchnisch  beachtenswert!!  ist,  dass  auch  diese  Portoentwicklung 
— wie  analoge  Entwicklungen  im  Stompeiwesen  — den  Uebcrgane  von  spocicll  in 
jodem  Fall  zu  berechnenden,  sich  dif feren zi  rendeu  Einzelsätzen  zu 
einem  Bauschsatzsystcm  zeigt,  dessen  Anwendung  für  Publicum  und  Behörde  ein- 
facher, für  letztere  arbeits-  und  kostenersparend  ist. 

Auch  das  Porto  für  Geldsendungen  ist  iu  den  neueren  Posttaxgesetzen  sehr 
ermäsaigt  und  vereinfacht  worden.  Dsgl.  das  Porto  für  Packete  mit  Werthangabe. 
Nach  dem  Deutschen  Gesetz  von  1873  für  Briefe  mit  Werthangabe  ohno  Rücksicht 
auf  Gewicht  bis  10  Meilen  2 Sgr..  über  10  Meilen  4 Sgr.,  Vemichcrungsgebubr 
'/*  Sgr.  für  je  loo  Thlr.  per  Mille).  Die  neueren  Gommunicationsmittcl  mit  ihren 
regelmässigen  Postcurseu  (Eisenbahnen)  gestatten  auch  solche  massige  Tarife  wegen 
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Verringerung  des  Iiiaicos , grösserer  I-eicbtigkeit  der  Coiitrole  u.  s.  w.  — Durch  das 
System  der  sogenannten  Postanweisungen  (seit  1838  in  Grossbritaunien)  wird  der 
kleinere  (icldverkehr  zwischen  verschiedenen  Orten  noch  mehr  erleichtert  und  wohl- 
feil gemacht,  was  dio  Postverwaltung  wegen  des  geringen  Itisieos  und  der  meist 
möglichen  Vermeidung  der  Baarsenduug  leisten  kann:  es  findet  im  Wesentlichen  nur 
ein  Abrcchnungs-  und  Aus  gleich  u n gssystem  statt.  Da  beliebig  viele  An- 
weisungen desselben  Absenders  an  denselben  Adressaten  gleichzeitig  erfolgen  können, 
hat  die  Beschränkung  anf  ein  Maximum  keine  andere  practischc  Bedeutung,  als  auf 
die  für  grosso  Summen  wohlfeilere  Baarseudung  hinzuleiten.  Jetzige  deutsche  Sätze: 
bis  100  Mark  20  Pf.,  bis  200  M.  30  Pf,  bis  400  M.  40  Pf.  — Durch  internationale 
Verträge  Ansdehnung  des  Auwcisungsverkehrs  aufs  Ausland.  Statistische  Daten  Uber 
alle  einzelnen  Zweige  in  den  Verwaltungsberichtcn  und  in  der  Statistik  des  Welt- 
postvereins. 

Die  Beurtheiluug  der  modernen  Portosysteme  darf  im  Ganzen 
günstig  ansfallen,  wenn  man  auch  vielleicht  hie  und  da 
etwas  zu  weit  und  milunter  etwas  zu  rasch  und  gleich  auf  einmal 
zu  stark  in  der  Ermässigung  und  Ausgleichung  der  Sätze  gegangen 
ist.  Der  Tarif  eines  einzelnen  Landes  muss  nach  den  angegebenen 
Momenten,  welche  die  Ermässigung  und  Einheit  des  Porto  recht- 
fertigen,  geprüft  werden.  Im  finanziellen  Interesse  sind  sehr 
plötzliche  und  starke  Portoreductionen  jedenfalls  nicht 
s o allgemein  zu  billigen , wie  es  Theorie  und  Praxis  neuerdings 
gethan  haben. 

Denn  sie  fuhren  doch  mitunter,  wenn  nicht  zu  Betriebsdeficiten,  so  zu  störenden 
Mindereinnahmen  von  längerer  Dauer.  Entwickelt  sich  auch  ein  grösserer  Verkehr, 
so  doch  nicht  immer  ein  solcher,  welcher  den  Ausfall  der  Tarifreduction  sofort  deckt. 
Der  Einfluss  der  Beduction  auf  die  Steigerung  des  Bedürfnisses  ist  hier  öfters  Über- 
schätzt worden,  ähnlich  wie  in  verwandten  Fällen,  bei  den  Eisenbahnen,  Telegraphen, 
bei  Zöllen  und  anderen  Verbrauchssteuern.  Ein  langsameres  Vorgehen  und  dio  Bei- 
behaltung einzelner  Punctc  aus  dem  älteren  Stufentarifsystem  empfiehlt  sich  daher 
öfters  mehr. 

§.  63.  — 4.  Von  weiteren  Puncten  des  Postgebührenwesens 
sind  noch  zu  erwähnen: 

Beispiele  anzugeben  ist  bei  der  Bekanntheit  dieser  Punctc  wohl  nicht  nöthig. 
Aeltercs  Material  bei  Bau,  neueres  bei  Sax. 

(1)  Die  Erhebung  eines  Bestellgelds  vom  Empfänger  der 
Sendung  ist  möglichst  zu  beschränken,  bei  Briefen  aufzuheben,  — 
auch  im  Interesse  der  Oekonomie  der  Postverwaltung  selbst. 

Bei  Briefen  in  Deutschland  und  sonst  meist  jetzt  beseitigt,  das  Landbriefbcstell- 
geld  fiel  im  Reichsgesetz  von  1871  auf  Wunsch  des  Beichstags,  gegen  die  finanziellen 
Bedenken  der  Regierung.  Bei  Packcten  ziemlich  hoch , auch  im  Verhältuiss  des 
Portos,  und  damit  in  einem  gewissen  Widerspruch. 

(2)  Besondere  Begünstigungen  in  ermässigtem  Porto  ge- 
messen meistens  Zeitungen,  Drucksachen,  Circulare  u.  s.  w.,  Proben 
und  Muster,  jetzt  offene  Postkarten. 

Ob  in  dem  bestehenden  Umfang  ganz  mit  Recht,  wäre  mitunter  erst  näher  zu 
untersuchen.  Doch  fuhrt  solches  Porto  der  Post  öfters  erst  einen  Verkehr  zu . der 
obno  wesentliche  Kostensteigerung  mit  zu  bewältigen  ist  und  eine  bessere  Ausnutzung 
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des  Personals  und  Materials  bewirkt.  Daher  auch  die  günstigen  Erfahrungen  mit  den 
offenen  Postkarten. 

Vgl.  Em.  Hermann,  Miniaturbildor  der  Wirtschaft,  Halle  1872,  S.  71 — 134. 
Die  Priorität  bei  den  Postkarten  gebührt  Oesterreich  1809  (nach  anderer  Be- 
hauptung. für  beschränkten  Verkehr,  Belgien  1867).  Zulassung  in  Deutschland  1870 
zu  dem  Briefporto  von  1 Sgr , 1.  Juli  1872  auf  */t  Sgr.  herabgesetzt. 

(3)  Ein  allgemeiner  Grundsatz  muss  bleiben,  dass  die  Post  in 
Fällen,  welche  nach  der  Einrichtung  des  Diensts  die  Kosten  un- 
nöthig  steigern,  und  für  besondere  Leistungen,  welche  eben- 
lalls  Extra-Kosten  machen,  Porto-Zuschuss  erhebt. 

Jenes  findet  statt  bei  der  Unterlassung  der  Frankirung.  wo  der  allgemein 
Übliche  Zuschlag  indirect  auf  die  im  Verwaltungsinteresse  gelegene  Verall- 
gemeinerung der  Frankirung  einwirkt.  Die  oben  genannten  neueren  Stufen-  und 
Einheitsporti  beziehen  sich  daher  grundsätzlich  nur  auf  vom  Absendor  frankirtc 
Briefe  u.  s.  w.  Besondere  Leistungen  macht  die  Post  bei  der  Einschreibung  der 
Briefe  und  bei  der  Wc  rthdecla  riruug  der  Briefe  und  Packele,  wo  dann  auch  ihre 
Ersatzpflicht  bei  Verlust  erst  cintritt,  und  in  einigen  anderen,  minder  wichtigen  Fällen. 

(4)  Um  richtige  Oekonomie  in  der  Benutzung  der 
Post  zu  bewirken  und  um  die  Fin  an  zergehn  iss  e der  Post 
richtig  übersehen  zu  können,  ist  es  geboten,  im  Allgemeinen  alle 
Porto  frei  heilen  gewisser  privilegirter  Privaten,  (z.  B.  Parla- 
mentsmitglieder) und  selbst  der  öffentlichen  Behörden  auf- 
zuheben. Dies  ist  neuerdings  auch  vielfach  geschehen. 

In  England  ein  Princip  der  Hill’schcn  Postreform.  Früher  grosser  Miss- 
brauch der  Portofreiheit  der  Parlamentsmitglieder.  Aufhebung  der  Portofreibeit  für 
die  amtliche  Correspondenz  der  Einzelstaatcn  nnd  aller  anderen  Portofreiheiten, 
mit  Ausnahme  der  regierenden  Fürsten,  deren  Gcmahliunen  und  Wittwcn,  durch  das 
norddeutsche  Gesetz  vom  5.  Juni  1869.  Entschädigung  gewährt,  wenn  dies  landes- 
gesetzlich wegen  der  zu  Grunde  liegenden  lästigen  Privatrechtstitel  nothwendig.  Diu 
Portofreiheit  der  Correspondenz  in  Bundcsdicnstangelegenheiten  blieb  erhalten  — 
Iu  beschränktem  Maassc  geniessen  in  Deutschland  im  Dienst  stehende  Militär- 
persouen  (Mannschaften  bis  zum  Feldwebel)  für  gewisse  Brlcfscnduugcn  an  sic 
Portofreiheit  und  für  gewisse  Postanweisungen  und  Packete  au  sie  Ertnässigungeu. 


d.  Dio  Telegraphie. 

Kau,  F'in.  I,  §.  219b  K.  v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft  II  (3.  A.),  §.  18o. 
H.  Rösler.  Verwaltungsrecht  II.  §.  441t,  441.  L.  r.  Stein,  Handbuch  des  Ver- 
»altungsrcchts,  2 A.,  S.  426  ff  Beide  letztere  für  Literatur  und  Gesetzgebung. 
Knies,  der  Telegraph  als  Verkehrsmittel,  Tübingen  1857.  Sax  I,  211  ff.  (Post  und 
Telegraph  zusammen!,  r Könne,  preussisches  Staatsrecht,  3.  A..  II,  2,  §.  477. 
Schöttle,  der  Telegraph,  Stuttgart  1883  (über  das  Tarifwesen  S.  271  II.).  Koscher 
in  B.  III.  Stein,  Fin.  5.  A.  II,  1 , 329  (mit  falschem  Vorwurf  gegen  mich,  unter 
Citirung  einer  Seite  der  2.  Auflage  von  B.  I,  dass  ich  , .nichts“  Uber  den  Telegraphen 
brächte,  wobei  Stein,  wie  in  seinem  ganzen  Werke,  selbst  noch  in  dieser  letzten 
Ausgabe,  meinen  B.  II  der  Finanz  und  die  Behandlung  der  Telegraphen  daselbst 
S.  101—104.  eben  ignorirt.  bez.  wohl  überhaupt  nicht  kennt).  Cohn,  Fin.  S.  609. 

Telegraphcn-Ordnung  für  das  Deutsche  Reich  vom  21.  Juni  1872.  nach  Reicbs- 
verfassung  Art.  18  ff.  Deutsche  Verordnung  vom  22.  Deccmber  1875,  betreffend 
Trennung  der  Verwaltung  des  Post-  und  Tclegraphenwcsens  vom  Keichskanzleramt 
und  deren  Vereinigung  unter  dem  Gcneralpostmeister.  Deutsche  Verordnung  Ober 
Abänderung  u.  s.  w.  der  Telegraphen- Ordnung  von  1872  vom  24.  Januar  1876,  be- 
treffend besonders  Einführung  des  sogenannten  Worttaril's  vom  1.  März  1876  an. 
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(S.  daraber  Hirth,  Arni.  1976  S.  761  ff.,  eb.  1877  S.  1088  ff.  Sax  a.  a.  U„ 
S.  301  ff.’i  — Deutsche  Verordnung  über  gebührenfreie  Beförderung  von  Telegrammen 
vom  2.  Juni  1877.  — Neueste  Tarifänderung  (Worttarif  mit  Mindestgebuhr  für  ein 
Telegramm)  durch  Verordnung  vom  11.  Juni  1886.  Mancherlei  statistisches  Material 
bei  Sax  sehr  instructiv  verwertheL  Hier  iu  der  Finanzwissenschaft  muss  eine  kurze 
Behandlung  dieses  Gegenstands  genügen. 

§.  64.  Die  Frngen  betreffen  auch  hier  die  vier  Puncte:  ob 
Telegraph  Staatsanstalt,  ob  Regal,  welches  leitende  Fi- 
nanzprincip,  welches  Gebühren-  oder  Taxsystem? 

1.  Anch  der  Telegraph  eignet  sich  im  Allgemeinen  gut  zur  Staats- 
anstalt, aus  den  im  ersten  Bande  dargelegten  Gründen  (Fin.I,§.267) 
und  hat  sich  auch  in  vielen  Culturstaaten  von  vornherein  als  solche 
entwickelt.  Wo  dies  nicht  der  Fall  war,  haben  sich  mancherlei 
Uebelstilnde  ergeben,  welche  den  Uebergang  an  den  Staat  räthlich 
erscheinen  lassen  (Nordameriea).  Er  ist  auch  zur  Ausführung  ge- 
bracht worden,  und  zwar  sogar  in  England. 

Einlösung  der  Privattclegraphcn  in  England  I960.  S.  besonders  S a x , t,  230  ff., 
der  mit  Recht  bemerkt,  dass  die  anfänglich  unbefriedigenden  Ertragsverhäitnisso  nicht 
dem  System,  sondern  überstürztem  Vorgeben,  mancherlei  Fehlgriffen  in  der  Organi- 
sation und  überhaupt  dem  Oebergangsstadium  znzuschreiben  (S.  233).  Indessen  sind, 
wie  G.  Cohn  näher  nachweist,  doch  in  Folge  zu  niedriger  Tarife  erhebliche  Mängel 
und  ungünstige  Finanzergcbnissc  (Betriebsdeficite)  bis  jetzt  geblieben  (s.  u.). 

2.  Die  förmliche  Creirnng  eines  Telegraphenregals,  analog 
dem  Postregal,  dann  durch  Gesetz,  kann  eventuell  zweckmässig 
sein,  um  alle  rechtlichen  Zweifel  zu  beheben  und  fragliche  einzelne 
Puncte  zu  entscheiden.  Unbedingt  nothwendig  ist  sie  kaum. 

Die  Natur  der  Sache,  die  Herstellung  dur  Telegraphenleitungen,  macht  die  Mit- 
wirkung des  Staats  doch  meist  unentbehrlich,  wo  öffentliche  Wege  zu  benutzen  oder 
zu  kreuzen  sind.  Ein  Telegraphen  regal  müsste  sich,  ebenso  wie  die  Staatsanstalt  für 
Telegraphie  überhaupt,  auf  die  Benutzung  von  Telegraphen  für  den  öffentlichen 
Verkehr,  bez.  zwischen  verschiedenen,  nicht  zu  Einem  Haus-  und  Wirthschaftswcsen 
gehörenden  Personen,  beschränken.  Daneben  müssen  Telegraphen  bloss  für  den 
Dienst  einer  Privatunternchmung  solbst,  z.  B.  der  Privateisenbahnen,  grosser 
Fabriken,  Bergwerke,  angelegt  auf  dem  eigenen  Boden  der  Unternehmung,  ohne 
Weiteres  und  nach  dem  Conccssionsprincip  auch  auf  fremdem  Boden  zugelassen  werdeu. 
Als  berechtigte  Ausnahme  kann  die  Einrichtung  privater  Telegraphen  für  den  Öffent- 
lichen Verkehr  bei  grosseren  unterseeischen  internationalen  Verbindungen 
statthaft  sein,  bisheriger  Praxis  entsprechend,  welche  freilich  manche  Uebelstände 
aufweist.  Eine  „Verstaatlichung"  dieser  Linien  erschiene  besser.  Die  monopolistische 
Ausbeutung  des  Pnblicums  und  üble  Cartellwirthschaft  der  Gesellschaften  sind 
mehrfach  zu  rügen.  Die  submarinen  Kabel,  besonders  die  grossen  (transatlantischen) 
sind  ganz  überwiegend  von  der  Privatindustrie  (Gesellschaften)  angelegt  und 
betrieben:  1877  von  i.  G.  63,689  Soemeilen  59,547.  (Sax,  I,  238  ff.) 

3.  Als  leitendes  Finanzprincip  der  Telegraphie  ist  schon 
im  ersten  Bande  das  Gebühr enprincip,  aber  mit  einer  weiteren 
Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche,  hingestellt 
worden  (Fin.  I,  §.  268),  Demgemäss  ist  voller  Kostenersatz, 
einschliesslich  der  Kosten  für  Zinsen  und  Amortisation,  zu  erstrebeu, 
daher  auf  die  Abstellung  der  Betriebsdeficite,  welche 
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manche  .Staatstelegraphenverwaltungen  aufweisen  oder  (bei  un- 
getrenntem Post-  und  Telegraphenbetrieb)  vermuthen  lassen,  eifrig 
hinzuarbeiten. 

Es  ist  dies  noch  nothwendiger  als  bei  der  Post,  »eit  letztere  viel  allgemeiner 
benutzt  wird  als  die  Telegraphie,  welche  weit  mehr  einem  Classcnintercsse  der 
Handel-  und  (iewcrbtreibcndeu , zumal  des  Grosskapitals,  dient.  (Gut  nachgewiesen 
von  Sax,  I,  250  ff.)  Bei  der  unvermeidlichen  Rückwirkung  der  Hübe  und  der  Ein- 
richtung des  Tarifs  auf  die  Benutzung,  mithin  wieder  auf  Einnahme  und  Kosten  und 
deren  Vcrhältniss  zu  einander,  sind  zweckmässige  Tarifexperimente  gerade  hier 
geboten,  um  die  finanzielle  Seite  des  Telegraphenwesens  richtig  zu  behandeln.  Wenn 
trotz  allem  ein  Betriebsdeficit  bleibt,  so  kann  freilich  deswegen  der  Staat  flen  Tele- 
graphen nicht  aufgeben,  weil  seine  eigenen  und  zu  wichtige  allgemeine  Verkehrs- 
Interessen  ihn  verlangen.  Aber  eine  Gestaltung  und  nüthigcnfails  eine  Einschränkung 
des  Betriebs  für  Private,  wodurch  sich  wenigstens  die  Betriebsdeficite  mindern,  kann 
nicht  mit  Hinweis  auf  ein  „Öffentliches  Interesse“,  das  überwiegend  privates  Classen- 
interesse  ist,  abgelehnt  werdeu.  Ebenso  äustert  sich  mit  richtiger  Abweisung  eines 
den  oberen  (Hassen  dienenden  „Cotnmunismus“  und  unter  Hinweis  auf  die  un- 
befriedigenden britischen  Einauzcrgebuisse  G.  Cohn,  Fiu.  S.  610. 

Unter  den  Mitteln,  welche  die  Anstalt  allgemeiner  zugänglich 
und  nutzbar  machen  und  zugleich  die  Kosten  mindern  helfen, 
empfiehlt  sich  die  Vereinigung  der  Post- und  Telegraphen- 
ämter und  der  obersten  Verwaltung  beider  Zweige,  welche  auch 
mehrfach  in  der  Praxis  besteht,  freilich  mit  der  misslichen  Folge, 
dass  die  Finanzergebnisse  beider  Zweige  sich  dann  confundiren. 

Daten  Uber  den  Ertrag  bei  Sax  S.  25S.  Schüttle,  S.  323  (von  Anfang  an 
bis  lSSt).  Das  Betriebsdeficit  der  Telegraphie  im  Deutschen  Reich  war  mit  ein 
Anlass  zur  Vereinigung  der  Telegraphen-Verwaltung  mit  der  Post.  Seitdem  lässt  sich 
die  Finanzlage  der  Telegraphie  nicht  ganz  genau  feststellen,  soll  sich  aber  gebessert 
haben,  zum  Theil,  nach  amtlicher  Annahme,  unter  dem  Einfluss  des  Worttarifs.  — In 
Grossbritantiien  nach  früheren  massigen  Uebcrschüssen  neuerdings  Betriebsdeficite, 
die  sogar  gewachsen  sind:  320.000 — 470  000  Pf.  St.,  ohne  die  326,000  Pf.  St.  Zinsen- 
last  des  Ankaufkapitals,  ein  Ergebuiss,  das  der  unrichtigen  Tarifpolitik  zuzuschrciben 
ist,  welche  die  Kosten  mehr  als  die  Einnahmen  steigerte  (s.  die  parlamentarische 
Debatte  im  Jahre  1887  im  Bulletin  XXI,  632  und  (i.  Cohn,  Fin.  S,  CIO).  In  den 
Ländern  mit  vereinigter  Post-  und  Telcgraphenverwaltung  können  nur  zum  Theil  noch 
die  Einnahmen,  aber  gar  nicht  mehr  die  Ausgaben  beider  Zweige  getrennt  werden, 
weshalb  hier  weitere  Augabon  unterbleiben.  Einige  Daten  aus  den  1870er  Jahren  in 
der  1.  Auflage  S.  103. 

Die  Telephonie  kann  im  Ganzen  nach  denselben  staats- 
wirtli8chaftlicheu  Grundsätzen  wie  die  Telegraphie  behandelt  werden, 
mit  einzelnen  Abweichungen  nach  örtlichen  Verhältnissen.  Dass 
sie  ihre  Kosten  mindestens  decke,  wird  bei  ihrer  fast  ausschliess- 
lichen Benutzung  durch  gewerbe-  und  handeltreibende  Classen  und 
wohlhabendere  Personen  vollends  zu  erstreben  sein. 

4.  DasGebtlhren-oderTax  wesen  oder  derTelegraphen- 
tarif  bietet  in  seiner  Entwicklung  und  gegenwärtigen  Einrichtung 
sowie  in  den  Principienfragen  vielfache  Analogie  zum  Posttarif. 
Auch  hier  handelt  es  sieb  um  die  Wahl  eines  höheren  Stufen - 
tarifs,  eines  ermässigten  Zonentarifs  und  eines  wohl- 
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feileren  Einheitstarifs  in  Beziehung  zur  Entfernung  oder 
Wegelänge,  welche  das  Telegramm  zu  durchlaufen  hat.  Der 
letztgenannte  Tarif  hat  innerhalb  der  einzelnen  Telegraphengebiete 
(Staatsgebiete,  eventuell  Vertragsgebiete)  obgesiegt,  lässt  sich  jedoch 
nicht  ebenso  gut  wie  der  Einheitstarif  bei  der  Post  begründen.  Ausser- 
dem kann  — und  sollte  auch  — der  U m fa  ug  des  Telegramms  in  ver- 
schiedener Weise  im  Tarif  berücksichtigt  werden.  In  diesem  Puncte  ist 
die  Tarifbildung  wohl  noch  nicht  endgiltig  zum  Abschluss  gelaugt. 

Die  Stufen,  bez.  Zonen  wurden  anfangs  allgemein  nach  der  Entfernung,  so- 
dann — entsprechend  dem  Gewicht  bei  den  Briefen  uud  Packctcn  — nach  dem 
Cm  fang  des  Telegramms  gebildet.  Letzteres  früher  gewöhnlich  unter  Zugrundelegung 
einer  sogenannten  Einheitsdepesche  von  einer  massigen  Maximalzahl  Worte  (ge- 
wöhnlich 20),  mit  Steigerung  für  foste  Znwüchsc  von  je  so  uud  so  viel  Worten, 
neuerdings  auch  (wie  schon  läuger  bei  submarinen,  transoceanischen  Kabeln)  bloss 
nach  der  Zahl  der  Worte  eines  bestimmten  Maximalumfangs  vou  Sylbcu  oder  Buch- 
staben, anfangs  unter  Normirung  einer  festen  sogenannten  Grundtaxe  für  jedes 
Telegramm  uud  HiuzufUguug  der  Wortgebühr,  in  neuester  Zeit  auch  bloss  nach 
Wortgebühr,  doch  — wie  jetzt  wieder  in  Deutschland  (60,  im  Stadtverkehr  30  Pfennige) 
— mit  Kesthalluug  eines  M indest-Gebührenbetrags  für  jedes  Telegramm  (neuer 
deutscher  ..Worttarif"). 

Die  Entwicklung  war  auch  hier  bald  dem  Einheitstarif  ohne  oder  dem  Zonen- 
tarif mit  geringer  Rücksicht  auf  die  Entfernung  günstig.  Dies  entspricht  theilweise, 
doch  auch  nicht  so  vollständig,  wie  man  häufig  annimmt,  dem  Selbstkostenprincip, 
weniger  dem  Princip,  in  der  Tarifnormining  dem  Werth  der  Leistung  für  den 
Interessenten  Rechnung  zu  tragen.  Deun  dieser  Werth  wächst  hier  mit  der  Ent- 
fernung stark.  (Gut  erläutert  vou  Sax.  I,  270  ) Die  analoge  Entwicklung  hinsicht- 
lich des  Absehens  vom  Umfang  der  Depeschen  wäre,  auch  entsprechend  der 
Einrichtung  in  der  Briefpost,  ein  Einheitssatz  für  eine  einfache  Depesche  eines 
massigen,  aber  meist  genügenden  Umfangs.  Darauf  kommt  der  neueste  deutsche  Tarif 
mit  seinem  Minimum  für  das  Telegramm  practisch  hinaus  (10  Worte  zu  zahlen).  Der 
strenge  Worttarif  ohne  Mindestbetrag  der  Depesche  (wenn  auch  noch  mit  kleiner 
Grundtaxe  daneben)  stellte  in  seiner  Festhaltung  des  Stufenportos  eine  abweichende 
Entwicklung  dar.  Er  wurde  mit  dem  Selbstkostenprincip  und  mit  dem  Grundsatz 
höchst  möglicher  Oekouomie  in  der  Beanspruchung  der  Leistung  gerechtfertigt.  Oh 
ganz  hinreichend,  war  wenigstens  nicht  unzweifelhaft.  Bemerkenswerth  waren  besonders 
die  Einwäude  von  Sax,  S.  301.  Beistimmend  Scbäffle,  Tübinger  Zeitschrift  1878, 
S.  423  ff.  S.  die  günstige  ofticielle  Beurtheilung  des  ersten  deutschen  Worttarifs  (mit 
Grundtaxe,  aber  ohne  Mindestbetrag)  in  Hirtli,  Ann.  1877  S.  1088  IT.  Die  durch- 
schnittliche Einnahme  für  ein  aufgegcbencs  gebührenpflichtiges  Telegramm  im  internen 
Verkehr  war  1876  nach  dem  Worttarif  0.03,  1875  nach  dem  Zonentarif  0.82  Mark, 
die  durchschnittliche  Worlzabl  resp.  14.24  und  18.32  Worte  (nach  dem  anitlicheu 
Bericht  fUr  1876).  Die  Rückkehr  zu  einem  Mindcstbetrag  des  Telegramms  trägt  den 
erhobenen  Bedenken  und  wohl  auch  den  berechtigten  finanziellen  Interessen  Rechnung. 

Hinsichtlich  dieser  Puncte  und  mehr  noch  hinsichtlich  der  all- 
gemeinen Höhe  der  Tarifsätze  muss  sich  aber  Vieles  nach  den 
concreten  Verhältnissen  des  Landes,  der  Extensivität  und  Inten- 
sivität  des  Verkehrs  u.  s.  w.  richten,  und  zwar  namentlich  auch, 
um  das  finanzielle  Interesse  im  richtigen  Umfange  zu  sichern. 
Höhere  Sätze  sind  durch  dies  Interesse  wohl  mitunter  geboten, 
ohne  dass  man  immer  wegen  der  etwaigen  Abnahme  des  Verkehrs 
ein&  noch  grössere  Einbusse  fürchten  müsste. 
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Es  erklärt  sich  dies  aus  dem  Vnrwalten  der  Gesell äftsdepcschen,  bei  denen 
grössere  Gewinne  und  Verluste  auf  dem  Spiele  stellen,  als  dass  die  Höhe  des  Tarifs 
— innerhalb  gewisser  Grenzen  — die  Zahl  so  beeinflussen  sollte.  — Beispiel  der 
Entwicklung  des  Tarifwesens:  l'rcusseii-Deutschlaud  ( S ax , I,  3(55).  Erster 
preussischer  Tarif  von  1S49  20  Pf.  fiir  die  Depesche  von  20  Worten  per  Meile.  Be- 
stellgeld von  5 Sgr.,  für  10  Worte  ’/j  der  Gebühr  mehr.  Dresdener  Vertrag  von  1850: 
Zonensystem,  1.  Zone  bis  10  Meilen  20  Sgr.,  2.  bis  25  M.  40,  3.  bis  45  M.  00, 
4.  bis  70  M.  SO,  5.  bis  100  M.  100  Sgr.,  filr  die  Depesche  von  20  Worten.  Im 
Jahre  1S57  in  1.  Zone  12  Sgr.,  1850  dosgl.  10  Sgr.  und  in  jeder  weiteren  Zone 
10  Sgr.  mehr.  1 SO  I lf.  mehrfache  Aendcrungcn,  schliesslich  3 Zonen,  bis  10,  bis  45, 
Uber  45  M mit  S,  10  und  16  Sgr.,  1S67  auf  5,  10  und  15  Sgr.  reducirt  und  Berech- 
nung nach  einem  System  der  Taxquadrate.  Von  1.  März  1S76  an  Einbeits- Worttarif  mit 
Grundlage  von  20  Pf.  lieichswäbrung.  für  jedes  Wort  5 Pf.  Seit  1.  Juli  18S6  ohno  Grund- 
taxe 0 Pf.  das  Wort  (im  Stadtverkehr  3),  doch  mit  Mindestbetrag  für  1 Telegramm  von  00 
(30)  Pf.  Im  Verkehr  mit  dem  Ausland  jetzt  regelmässig  auch  nur  Worttarif,  ohne 
Grundtaxe,  doch  auch  mit  Mindestbetrag  von  00  (mit  Grossbritannien  von  80)  Pf.  — 
Einheitstarif  in  kleinen  Bändern,  in  Frankreich.  Italien,  Spanien.  England,  Oesterreich- 
Ungarn  i,Sax,  307),  doch  jetzt  auch  mit  Hinneigung  zu  einem,  freilich  nicht  zu 
hoch  anzusetzenden  Minimum  für  das  Telegramm.  — Besondere  Leistungen,  bez. 
Nutzgewäbrungcn  werden  mit  Recht  auch  heim  Telegraphen  höher  vergütet,  eventuell 
so  hoch  taxirt,  um  die  damit  verbundenen  Betriebsschwierigkeiten  genügend  bezahlen 
zu  lassen  uml  von  der  Inanspruchnahme  absichtlich  abzumahnen.  So  erklärt  sich  der 
Satz  für  das  „dringende"  Telegramm  (in  Deutschland  das  Dreifache  der  Normaltaxe). 

Wie  bei  der  Post,  so  besteht  beim  Telegraphen  hiernach  ein  „Einzelgebtlhrcn- 
Systetn“.  kein  „Bauschsystem“.  Anfänge  eines  solchen  bilden  indessen  die  Verträge, 
welche  Tclcgraphcnverwaltungen  mit  Zeitungen  über  die  Benutzung  bestimmter 
Linien  zu  bestimmten  Zeiten  nenerdings  abschliesscn.  auch  in  Deutschland.  Hier 
wird  ihnen  in  Nachtstunden  ein  Draht  pachtweise  überlassen  gegen  eine  vertragsmässig 
festgesetzte  Bauschsumme,  deren  Höhe  in  Deutschland  principiell  dem  geltenden  Wort- 
tarif schätzungsweise  entsprechend  bestimmt  wird  und  practisch  diese  Höhe  erreichen 
soll.  Eine  wohlfeilere  Leistung  des  Telegraphen  zu  Gunsten  von  Zeitungen  könnte 
auch  nur  dann  gebilligt  werden,  wenn  die  Zahlung  wenigstens  die  Extrakosten  deckte. 

Allgemein  dagegen  ist  in  den  Abonnements  einzelner  Personen  für  Tcle- 
phonic  das  BauschgobUhrensystetn  zur  Anwendung  gekommen:  hier  wohl 
passend ; aber  auf  genügende  Kostendeckung  (incl.  Zinsen  des  Anlagekapitals)  sollte 
auch  hier,  ja  wegen  der  schon  angedeuteten  Benutzung  der  Telephonie  gerade  hier, 
gesehen  werden.  Bei  Telephonen,  welche  dem  Publicum  im  Allgemeinen  zur  Be- 
nutzung überlassen  werden,  besteht  dagegen  wieder  die  Einzclgebühr  nnd  zwar 
für  das  Gespräch  in  bestimmten  Zeiteinheiten. 


e.  Andere  Zweige  der  materiellen  Production,  insbesondere 
Com  m unal  anstalten  auf  diesem  Gebiete. 

§.  65.  Ausser  den  bisher  besprochenen  Fällen  kommen  in 
unseren  Staaten  und  Gemeinden  manche  ältere  Prodnctionszweige 
vor,  welche  vornemlich  oder  bisher  ausschliesslich  privatwirthschaft- 
lieh  behandelt  werden,  aber  doch  unter  Umständen  zugleich  unter 
einer  Berücksichtigung  der  Interessen  von  Gruppen  von  Privaten. 
Darin  liegt  eine  Annäherung  an  das  GebUhrcnprincip. 

Z.  B.  bei  der  Forstverwaltung , wenn  an  bestimmte  Consumentcnkreise , etwa  an 
ilie  städtische  Bevölkerung  »ns  dem  Stadtwald , Holz  zn  einer  massigen  Taxe  ge- 
liefert wird. 

Wichtiger  ist  aber  eine  andere  Keihc  von  Fällen  wesentlich 
moderner  Art,  besonders  in  den  Städten,  namentlich  den  Gross- 
städten, hier  und  da  auch  in  Abtheilungen  des  Landgebiets. 


Digitized  by  Google 


Andere  Zweige  der  materiellen  Product  ion. 


161 


Hier  berühren  sich  die  Finanzprobleme  wieder  mit  den  allgemeinsten  Organi- 
sationsfragen der  Volkswirthschaft  und  Frincipicnfragen  der  wirtschaftlichen  Rechts- 
ordnung. Ohne  Erkenntnis*  dieses  Zusammenhangs  kann  auch  die  Finanzwissenschaft 
nicht  weiter  schreiten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  die  Berechtigung  des  Staudpuncts, 
den  ich  in  der  Fin.  I,  §.27,  29  als  für  die  neueste  Entwicklungsphase  der  Finanz- 
wissensebaft  maassgebend  bezeichnet«.  Die  Unfähigkeit,  eine  solche  principielle  und 
abstraetcre  Formulirung  der  volkswirtschaftlichen  und  finanziellen  Probleme  auch  nur 
zu  begreifen,  ist  freilich  noch  weit  verbreitet.  An  solchen  concreten  Beispielen  wie 
den  im  Text  besprochenen  wird  ein  etwas  besseres  Verständnis*  vielleicht  leichter 
erweckt.  — Vgl.  für  die  ganze  Frage  des  Text*  Schäffle’s  Schriften  und  meine 
Grundlegung,  besonders  Kap.  3 und  4 (u.  A.  § 176)  der  1.  Abteilung.  S.  auch 
die  (socialistisehe  Zeitschrift)  „Zukunft“,  über  den  Gewerbebetrieb  der  Communcn, 
Heft  9 und  12.  Ucber  die  bereits  erreichte  practische  und  namentlich  auch  finanzielle 
Bedeutung  solcher  Anstalten  in  prcussischen  Gemeinden  s.  die  oben  genannten  Er- 
gänzungshefte zur  Zeitschrift  des  preussischen  statistischen  Bureaus.  Für  Berlin  das 
städtische  statistische  Jahrbuch  von  BOckh.  — Von  Sax'  übertrieben  betonter  Unter- 
scheidung zwischen  „Öffentlichen  Anstalten"  und  „Öffentlichen  Unternehmungen“  und 
den  Folgerungen  für  die  finanzielle  Behandlung  sehe  ich  auch  hier  ab,  da  ich  sie 
nicht  für  so  wichtig,  auch  nicht  für  durchaus  richtig  und  durchführbar  halte. 

Hier  entwickelt  sich  fllr  gewisse  locale  materielle  „Genie in- 
bedllrfnisse“  eine  Reihe  von  „öffentlichen  Unternehmungen  und 
Anstalten“  der  Gemeinde  (Grundlegung  §.  139,  141,  142), 

Es  wird  wünscheuswerth . selbst  nothweudig,  für  die  Befriedigung  dieser  Be- 
dürfnisse besondere  grossere  Einrichtungen  zu  schaffen,  dabei  aber  von  der  privat- 
wirthscbaftlichen  Spekulation  unabhängig  zu  sein,  diese  Einrichtungen  also  nicht  dem 
„Privatkapitai“  und  seiner  hierfür  üblichen  Associationsform,  der  Acticngcsellschaft, 
zu  überlassen.  Die  Entwicklung  der  Productionstechnik  und  -Ockonomik  gestattet  die 
Ueheraahme  und  Verwaltung  der  betreffenden  Productionszweigc  aber  auch  ganz  gut 
auf  die  Gemeinde,  welche  mittelst  der  „Öffentlichen  Unternehmung“  die  Sache  ausführt. 

Es  treten  dann  hier  ftir  die  Uebernahme,  Verwaltung  und 
finanzielle  Behandlung  ganz  ähnliche  Gesichtspuncte  ein,  wie  bei 
den  oben  betrachteten  Gebllbrenzweigen,  z.  B.  dem  Communications- 
nnd  Transportwesen.  Das  Gebtthrenprincip  selbst  wird,  unter  Um- 
ständen mit  einer  Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche  und 
sogar  an  das  Steuerprincip,  — was  sich  rechtfertigen  lassen  kann 
— das  leitende  fUr  diese  Unternehmungen,  wobei  sich  alle  be- 
teiligten Interessen  richtig  befriedigen  lassen,  auch  die  finanziellen 
der  Gemeinde,  ja  diese  Interessen  öfters  in  recht  zweckmässiger 
Weise. 

Oeffentliche  Unternehmungen  und  Anstalten  dieser  Art  von  wesentlich  localem 
Characfer  mochten  aus  mancherlei  Gründen  eine  grosse  Zukunft  haben  und  sich 
immer  mehr  ausdehnen,  worauf  schon  jetzt  die  Entwicklung  bei  den  CultnrvOlkern 
sichtbar  hinausgeht.  Die  Concentr&tion  der  Bevölkerung  in  grosseren  Städten,  tech- 
nische, Ökonomische  und  socialpolitische  Gründe,  ungenügende  Leistungen  des  privat- 
wirtbscbaftiicUen  Systems,  wirken  zusammen  in  dieser  Richtung,  wenn  auch  im  Ein- 
zelnen das  Ob  und  Wie  nach  Localverhältnissen  verschieden  beurthcilt  werden  muss. 
Das  Resultat  ist  die  Ausdehnung  des  gemcinwirtkschafilichen  auf  Kosten  des  privat- 
wirthschaftlichen  Systems  der  Production  und  der  Bedürfnisbefriedigung,  und  hiermit 
verbunden  die  Regelung  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  nach  dem  Gobühren- 
statt  nach  dem  Princip  der  priratwirtkschaftlichen  Preis-Concurrenz:  eine  grossartige 
und  überwiegend  segensreiche  uationalOkonomische  und  socialpolitische  Entwicklung, 
durch  welche  Privateigeuthum  der  Privaten  in  „Öffentliches“  Eigenthum  verwandelt 
a.  Wagner,  Finanrwissonschaft.  II.  2.  AuB.  lt 
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und  Henteneinkomincn  aus  Besitz  den  Privaten  entzogen  wird.  Auch  dieser  Zusammen- 
hang der  genannten  Probleme  mit  den  höchsten  Fragen  der  Eigenthumsordnung  ist 
bisher  selten  genug  verstanden  worden.  (S.  meine  Grundlegung,  Abtheilung  2.) 

Die  wichtigsten  bisherigen  Fälle  betreffen  die  Wasserversorgung  durch 
Wasserleitungen,  die  Licht  Versorgung  durch  Gasfabriken  und  Gasleitungen, 
nunmehr  auch  durch  Electricititswerke,  die  Beseitigung  der  Ausscheidungs- 
und Abfallproducte  durch  Canalisationen:  auch  das  Feuerlöschwesen  (mit 
Beitragspflicht  der  Feucrversickerungsanstalten)  ist  hier  mit  zu  nennen.  Andere  ver- 
wandte, aber  auch  den  früher  in  §.  59  aufgczählten  des  Verkehrswesens  ähnliche 
oder  dazu  zu  stellende  Fälle  sind:  städtische  Viehhöfe.  Markthallen  u,  dgl  m. 
Daran  wurden  sich  dio  städtischen  Verkchrsanstalten  (Pferdebahnen  u.  s.  \v.) 
anschlicssen.  Noch  weitere  Fälle  beginnen  wenigstens  bereits  Gegenstand  der  theo- 
retischen Discussion  zu  werden,  wie  die  Uebernahme  gewisser  Gewerbe  auf  die  Comtnune, 
um  bessere,  unverfälschte  Producte  zu  angemessenem  Preise  dem  Publicum  zu  bieten. 
Hier  würden  sich  grosse  neue  Gobuhrenzweigo  entwickeln,  denn  der  Preis  wurde 
vornemlich  nach  Gebührenprincipicn  festgesetzt  werden  müssen,  gerade  im  öffentlichen 
Interesse.  Ein,  auch  tinanzicil  nicht  unwichtiger,  Specialfall  könnte  der  Gebergang 
von  dem  bloss  private  monopolistische  Gewinne  begünstigenden  System  der  Apo- 
thekenconcessionirung  zur  „Vercoinmunalisirung“  (wenn  nicht  zur  Verstaat- 
lichung, in  Kreisen  zur  Gebertragung  auf  diese)  der  Apotheken  werden,  die  dauu 
entweder  durch  Pächter  oder  auf  Kechnung  der  Gemeinde  durch  Beamte  betrieben 
wurden. 

Mehrfach  ganz  richtige  Anregungen  Seitens  deutscher  Socialisten.  auch  Social- 
demokraten, so  in  den  genannten  Aufsätzen  in  der  „Zukunft“.  Es  wird  nur  in  der 
Discussion  auf  dieser  Seite  leicht  vergessen,  dass  alle  solche  Dinge  sich  nur  allmälig 
geschichtlich  entwickeln  können,  und  die  richtige  Entscheidung  vom  Staude  der 
Oekonomik  und  Technik  abhängt.  Die  uugemcine  sociale  Bedeutung  können 
nur  dio  verkennen,  welche  in  Fragen  der  Gewerbeordnung  noch  Alles  von  Uegelnng 
des  Arbeitsvertrags,  Gewerkvereinen  u.  dgl.  m.  erwarten,  wie  einzelne  „Kathedcr- 
socialisten“.  Diese  Seite  der  Frage  suchte  meiu  Amendement  zur  Gewerbeorduungs- 
lieform  auf  dem  socialpolitischen  Congress  zu  Berlin  (1877)  hervorzuheben:  „Die 
gewerblichen  Verhältnisse  verlangen  ausser  einer  lieform  der  Gewerbegesetzgebung 
auch  eine  andenweile  planvolle  Regelung  der  materiellen  Production  dadurch,  dass 
auch  auf  diesem  Gebioto  die  privatwirthschaftliehe  Speculation  soweit  als  cs  technisch 
möglich  durch  eine  zweckmässige  Ausdehnung  der  Staats-  und  Cnmmunalthätigkeit 
eingeengt  wird.'  Oder,  wie  es  im  Programm  der  christlich-socialen  Partei  heisst: 
„Arbeiterfreundlicher  Betrieb  des  vorhandenen  Staats-  und  Communalcigenthums,  und 
Ausdehnung  desselben,  soweit  es  ökonomisch  rathsam  und  technisch  zulässig  ist,“ 
S.  auch  meine  Communalstcuerfrage  (Leipzig  1878),  S.  63  Vgl.  Bruch,  in  den 
Communalsteuergutachten  (Leipzig  1877),  S.  21  ff.  Hack,  Wasserversorgung  der  Städte. 
Tübinger  Zeitschrift  1878. 

Näher  auf  das  Für  und  Wider  dieser  Entwicklung  einzugehen, 
ist  hier  nicht  der  Ort.  Nur  in  finanzieller  Hinsicht  ist  noch 
hervorzuheben,  dass,  bei  richtiger,  recht  wohl  möglicher  Organisation 
und  Verwaltung,  einer  solchen  Gestaltung  principiell  und  practisch 
nichts  entgegen  steht,  vielmehr  auch  in  dieser  Beziehung  Manches 
dafür  spricht.  Für  jede  Art  der  Unternehmungen  wird  eine  be- 
sondere Rechnung  und  im  Allgemeinen  eine  genügende  Verzinsung 
und  Amortisation  des  Kapitals  zu  verlangen  sein.  U eher  sch  llsse 
darüber  hinaus  sind  aber  nicht  unbedingt  auszuschliessen,  zumal 
wenn  sic  zur  Vervollkommnung  der  Einrichtung  dienen,  aber  auch 
allgemein.  Auch  Uebertragungen,  bez.  Ausgleichungen  der  finan- 
ziellen Ergebnisse  zwischen  verschiedenen  Unternehmungen  können 
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in  Betracht  kommen.  Der  Ueberschuss  hat  einerseits  die  Natur 
einer  Gewerbe  vente,  wie  bei  einem  Privatunternehmen,  ander- 
seits unter  Umständen  St euercharacter,  indem  solche  Anstalten 
mitunter  als  Hilfsmittel  der  Vertheilung  von  Gewerbe-,  Luxussteuern 
und  namentlich  der  Erhebung  von  Verbrauchssteuern  wohl 
mit  dienen  können.  Das  Communalfinanzwesen  wird  durch  solche 
Entwicklung  ähnliche  Umgestaltungen  erfahren,  wie  das  Staats- 
finanzwesen durch  die  Staatseisenbahnen:  Die  Rückwirkung  einer 
mehr  gemeinwirthschaftlichen  Organisation  der  Volkswirtschaft  auf 
die  Finanz  Wirtschaft  und  kein  „entferntes  Ziel“  (Held)  mehr  für 
den  Tieferblickenden,  wenn  wir  auch  noch  im  Beginn  dieser  Ent- 
wicklung uns  befinden. 

Mit  Recht  wird  von  Bruch  das  Verbot  der  Erzielung  von  UcberschUssen  (Uber 
5“/o  Zins  und  1 % Amortisation}  der  öffentlichen  Schlachthäuser  in  Prousaen  (18.  März 
1865)  getadelt.  A.  a.  0.  S.  24. 

Ob,  wie  und  wieweit  man  namentlich  eine  Besteuerung  mit  solchen  Ein- 
richtungen verbinden  will,  ist  natürlich  wieder  nach  Besteuerungsgrundsätzen  und 
im  concrcten  Fall  nach  dessen  specieller  Rage  zu  entscheiden,  so  besonders,  wenn  cs 
sich  bei  städtischen  Gas-,  Wasserleitungen,  Viehhöfen  um  Preis-  und  Taxnormirungen 
handelt,  »'eiche  steuerartig  wirken  und  dem  Ueberschuss  diesen  Character  verleihen. 
Thatsächlich  wird  aber  auch  in  Deutschland,  besonders  bei  Gasanstalten,  schon  so 
vorgegangen,  im  Gaspreise  eine  „indirecte  Verbrauchssteuer“  mit  erhoben,  welche  mit 
der  sonstigen  theoretischen  und  practischen  Verwerfung  dieser  Steuern  in  Widerspruch 
steht  (Berlin!  Gasanstaltsgewinn!).  Der  Umstand,  dass  ein  solcher  Ueberschuss  mit 
auf  der  monopolistischen  Stellung  mancher  der  bezüglichen  Einrichtungen  beruht, 
nimmt  ihm  den  Steuercharacter  nicht,  lässt  es  aber  auch  unbedenklicher  erscheinen, 
ihn  für  die  Gemeinde  zu  erzielen,  wo  er  doch  Privaten  zufallen  wurde,  wenn  die  Ein- 
richtung in  Privathänden  wäre.  Ja,  grade  im  Vergleich  hiermit  rechtfertigt  sich 
vollends  der  Bezug  durch  die  Gemeinde.  Das  Endurtheil  wird  von  der  Beurtheilung 
der  Verbrauchssteuern  (und  gewerbsteuerartigen  Abgaben)  überhaupt  und  speciell  für 
den  Gemcindehaushalt  abhängen.  Klar  muss  man  sich  nur  Uber  den  Character  solcher 
UeberscbUsse  sein.  In  steuertechnischer  Beziehung  ist  es  ein  Vorzug,  verglichen 
mit  anderen,  auch  älteren  städtischen  indirecten  Steuern,  wie  Octrois,  eigenen  Getränk- 
steuern. auch  mit  Licenzcn  u.  dgl.  in.,  dass  die  Schwierigkeiten  der  Erhebung,  die 
verkehrsstörenden  Wirkungen  der  letzteren  und  der  Controlen  hier  fortfallen.  Es  sind 
eben  wesentlich  moderne  wirtschaftliche  und  technische  Veranstaltungen  der  Pro- 
duction und  der  Bedttrfniss- Befriedigung , die  hier  für  „indirecte  Besteuerung"  be- 
ginnen mit  ausgenutzt  zu  «-erden.  Das  Uebereinstimmende  der  Entwicklung  in  ver- 
schiedenen Ländern  deutet  wieder  die  Gleicbmässigkeit  der  (reibenden  Momente  an, 

— ähnlich,  wie  sich  in  den  mittelalterlichen  Städten  die  Accisen,  Octrois,  Getränke- 
steuern u.  s.  w.  unter  dun  damaligen  Verhältnissen  ziemlich  allgemein  und  gleich- 
massig  cinbürgerten  (Fin.  III,  §.  27). 

Vgl.  Uber  die  bisherige  tatsächliche  Entwicklung  iu  Freussen  besonders  die  Daten 
und  Tabellen  in  den  genannten  statistischen  Ergäuzungsheften  Nr.  6 und  Nr.  16,  wo  auch 
die  in  diesem  Puncte  characteristischen  Verschiedenheiten  zwischen  Städten  und  Land- 
gemeinden ziffermässig  hervortreten:  die  grosse  Bcvölkerungsconcentration  in  den 
Städten  schafft  meist  erst  die  Bedingungen  für  solche  Anstalten  und  Einrichtungen, 

— „zahlreiche  gleiche  Individualbedürfnisse  fliessen  hier  in  ein  Gemeinbedürfniss 
zusammen“,  dem  dann  die  Einrichtung  dient:  ein  Punct  auch  von  theoretischer  Be- 
deutung für  die  Lehre  von  den  „GemeiubedQrfnissen“  und  nach  meiner  Meinung  eine 
Bestätigung  der  Richtigkeit  meiner  Auffassungen,  in  der  „Grundlegung“,  gegenüber 
G.  Cohn  u.  A.  m.  Es  war  z.  B.  in  den  Stadtgemeinden  Pruusscns  (lieft  16 
S.  184)  in  1 883/84  in  Mill.  M.: 
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Ohne  Berlin: 


Mit  Berlin: 


Aus*?be  Ein- 

Extraordin.  , 

Gasanstalten  ....  17.24  23.02 

Wasserwerke  . . . 7.85  7.55 

Andere  gemeinnützige 
Anstalten  ....  7.62  5.0S 

zusammen  32.71  35.65 


Ueber- 

Ausgabe 

Ein- 

nahme 

Ueber- 

schuss 

incl. 

schuss 

— Deficit) 

Extraordin. 

(—  Deficit) 

5.78 

26.17 

36.97 

10.50 

— 0.30 

12.06 

11.96 

— 0.10 

— 2.54 

15.25 

11.01 

— 4.24 

2.95 

53.78 

59.95 

6.17 

Unter  Abrechnung  der  Extraordinarien  bei  den  Ausgaben  stellen  sich  die  Er- 
gebnisse noch  erheblich  günstiger  (bei  den  Gasanstalten  in  beiden  Fällen  um  1.19, 
bei  den  Wasserwerken  um  3.21,  bei  den  anderen  Anstalten  um  3.13  ohne  und  5.88 
mit  Berlin , im  Ganzen  um  bez.  7.53  und  10.28  Mill.  M.).  0.  h.  die  Gasanstalten 
allein  ergaben  dann  11.69,  die  Wasserwerke  3.11.  alle  Anstalten  zusammen  16.45 
MiU.  M.  Ueberschuss  (incl.  Berlin).  Theils  Bind  so  also  die  Kosten  wichtiger 
städtischer  Anstalten  dmcli  „Gebühren"  u.  s.  w.  grossentheils  gedeckt,  theils  ander- 
weite  eigentliche  Steuern  entsprechend  weniger  gebraucht  worden.  Der  Ueborschuss 
von  10.5  bez.  11.69  Mill.  M.  bei  Gasanstalten  allein  ist  fast  bez.  über  */,  der 
sümmtlichcn  directcn  Staatssteuern  der  Städte  (74.79  Mill.  M.).  In  den  Land- 
gemeinden war  gleichzeitig  dieselbe  liubrik  („gewerbliche  Anlagen  zu  Gemeinde- 
zwecken und  gemeinnützige  Anstalten")  nur  874,009  51.  in  Ausgabe  und  244,000  M. 
in  Einnahmo  (beachtenswert  namentlich  in  der  Rheinprovinz).  (Ergänzungsheft  16, 
S.  249). 

In  Berlin  speciell  war  1885/86  (Statist.  Jahrbuch  XIII,  378)  die  Einnahme 
der  städtischen  Gasanstalten  (ohne  Einrechnung  des  Werths  der  Öffentlichen  Beleuch- 
tung) 14.23,  die  Ausgabe  (incl.  Kosten  der  Öffentlichen  Beleuchtung)  8.95,  der  Ueber- 
schuss 5.29  Mill.  M.;  bei  den  städtischen  Wasserwerken  1.64,  die  Mehrausgabe  bei 
den  Canalisationswerken  (incl.  Kieselgütern)  im  Ordinarium  1.77  (Einnahme  3.38, 
worunter  1.53  Mill.  M.  Canalisationsabgaben) , die  Verwaltung  des  Centralrielnnarkts 
ergab  0.42,  des  Centralscblachthofs  0.15  Mill.  M.  Ueberschuss.  Der  „Stcuercharactei“ 
von  Ueberschussen  bei  Gasanstalten  würde  noch  deutlicher  hervortreten,  wenn  der 
angeregte  Plan  durchgefuhrt  würde,  den  Gaspreis  der  städtischen  Gasanstalt  auf  den 
Kostenbetrag  herabzusetzen  (d.  h.  von  16  Pf.  per  Kubikmeter  auf  ca  10)  und  dafür 
auch  unter  dem  Namen  „Gassteuer“  einen  Zuschlag  im  Betrage  der  Differenz  zwischen 
bisherigem  Preise  und  Kostenpreis  zu  erheben,  dann  auch  gleichzeitig  vom  Gaso  der 
englischen  Gasgescllschaft,  die  in  Berlin  noch  immer  neben  der  städtischen  in  einem 
Theil  des  Weichbilds  besteht  und  nur  einen  mässigen  Entscbädigungsbetrag  an  die 
Gemeinde  zahlt  (1885(86  461,000  M.). 


§.  66.  — B.  Gebühren  der  Volkswirthschaftspflege. 

Hier  werden,  ohne  näheres  Eingehen  auf  das  Einzelne,  die  oben  in  §.  50  be- 
reits angegebenen  einzelneu  Zweige  kurz  dargestellt.  Wie  früher  schon  bemerkt 
(S.  76.  85),  gehören  einige  dieser  Gebühren  nach  dem  Character  der  obrigkeit- 
lichen Functionen,  an  die  sie  sich  knüpfen  („Beglaubigung“,  „Beaufsichtigung“, 
„Genehmigung"  u.  s.  w.)  auch  zugleich  zu  den  Vorwal tungs-(Amts-)GebUhren,  also 
unseror  ersten  Hauptclassc  von  Gebühren.  Nach  den  ökonomischen  Wirkungen  der 
bezüglichen  „amtlichen  Dienstleistungen“  sind  sie  aber  auch  hier  an  dieser  Stelle  unter 
den  „Gebühren  der  volkswirtschaftlichen  Verwaltung"  auf  dem  Gebiete  des  „Cultur- 
und  Wohlfahrtszwecks“  einzureihen.  Die  von  Schall  (Handbuch  III,  121)  gerügte 
Wiederholung  ist  also,  wie  schon  bemerkt,  eine  beabsichtigte. 

1.  Beglaubigungsgebühren: 

a)  Eichgebühren,  für  die  amtliche  Beglaubigung  der  vom 
Privatgewerbe  gelieferten  Maasse  und  Gewichte  durch  Staats- 
behörden. Solche  Beglaubigung  ist  im  öffentlichen  Interesse  geboten. 
Es  Hesse  sich  rechtfertigen,  sie  unentgeltlich  zu  leisten.  Doch  sind 
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massige  und  zweckmässig  abgestufte  Gebühren,  welche 
in  der  Regel  der  Benutzer  (Geschäftsmann)  tragen  wird,  zulässig. 
Sie  wirken  wie  eine  Art  Gewerbesteuer  und  tragen  überhaupt  nicht 
immer  den  reinen  Gcbtlhrencharacter , sondern  zugleich  denjenigen 
einer  Steuer,  so  nach  ihrer  Höhe  in  Frankreich,  wo  dann  das 
Gewerbesteuerartige  und  selbst  das  Wesen  einer  „indirecten“  Steuer 
noch  mehr  hervortreten. 

Vgl.  Kau,  Volkswirthschaftspolitik,  über  Maasswesen,  §.  230  11'.  Jolly,  Maass 
und  Gewicht  im  Schönberg'schen  Handbuch  I.  Deutsche  Eichgebuhrentaxe  vom 
12.  Decembcr  1869,  mit  mehreren  Nachträgen.  Neue  Taxe  vom  28.  December  188t. 
Die  Taxen  gewöhnlich  dreierlei  Art:  für  Eichung,  Berichtigung  und  Prüfung  ohne 
Stempelung,  dann  verschieden  für  die  einzelnen  Maassc.  Gewichte,  Waagen  und  deren 
Grössen.  Die  Eichgebühren  tiiessen  in  die  Casse  der  Einzelstaaten,  da  die  Eichungs- 
ämter diesen  angehören.  Auf  dem  Etat  des  Reichs  daher  die  Normaleicliungs- 
commission  fast  nur  mit  Ansgaben.  Die  Reform  des  Maass-  und  Uewichtswesens  hat 
zeitweilig  die  Einnahme  aus  den  Eichgebühren  in  Deutschland  ziemlich  erhöht,  z.  B. 
in  Preussen  (nebst  angeschiossenen  Theilen)  1870  41,811,  1871  320,803,  1872 
378,414,  1873  136.279,  1874  145,734  Thlr.  (amtlich.  Preussisches  Handels -Archiv 
1976  I,  620).  — v.  Hock,  öffentliche  Abgaben  S.  256  (Oiinentirungstaxen).  — In 
Frankreich  steuerartige  Höhe  der  Eichgebühren,  auch  nach  dem  Kriege,  wie  bei 
deu  indirecten  Steuern,  Erhöhung  der  Sätze.  S.  Fin.  III.  §.  309.  Ertrag  so  jetzt 
47,  MilL  Fr. 

b)  Gebühren  für  die  amtliche  Beglaubigung  des  Feingehalts 
der  Gegenstände  aus  edlen  Metallen  (Punzirung).  Die 
principielle  Frage  des  Zwangs  zu  einer  solchen  Beglaubigung  ist 
streitig.  Besteht  der  Zwang  oder  werden  Objecte  auf  Wunsch  ge- 
prüft und  der  Feingehalt  amtlich  beglaubigt,  so  sind  mässige 
Gebühren  gerechtfertigt.  Auch  diese  Abgaben  gehen  nach  Ein- 
richtung and  Höhe  wohl  mit  in  Steuern  über  (Frankreich), 

VgL  A.  v.  Studnitz,  gesetzliche  Regelung  des  Feingehalts  von  Gold-  und 
Silbcrwaaren,  Pforzheim  1872,  2.  A.,  mit  reichem  legislativem  Material.  Wichtig  und 
lehrreich  die  französische  Gesetzgebung  von  1797  (19.  ßrumairc  VI),  Erhöhung 
der  Sätze,  in  Besteuerungstendeuz,  1872.  Darüber  eingehend  in  Fin.  III,  S.  702 — 707. 
Ertrag  5 — 7 Mili.  Fr.  — Mehr  reinen  Steuercharacter  hat  die  britische  Steuer  von 
Gold-  nnd  Silbcrsacheu,  Fin.  III,  S.  280.  — In  Deutschland  jetzt  Reichsgesetz 
über  Feingehalt  von  Gold-  und  Silberwaaren  vom  16.  Juli  1884,  aber  nur  mit  Zwang 
zur  Angabe  des  Feingehalts  mittelst  Stempels,  nicht  mit  amtlichem  Stcmpcizwang  und 
Gebühren.  — Oesterreich.  „Punzirung'',  amtliche  Zwangscontrole,  mit  Gebühren, 
Gesetz  vom  19.  August  1865.  Ertrag  jährlich  150 — 175.000  6.  — Italien,  steuer- 
artig,  Ertrag  2 Mül.  Fr. 

c)  Gebühren  für  die  amtliche  Beglaubigung  der  Qualität 
von  Producten,  speciell  von  Fabrikaten  (z.  B.  „Linnenleggeu“, 
noch  in  Westphalen). 

Die  freihändlerische  Doctrin  ist  solchen  „Einmischungen“  der  Obrigkeit  abhold, 
die  Praxis  hat  sie  meistens  aufgegeben.  Die  Erfahrungen  neuerer  Zeit  mit  der  Ver- 
schlechterung. Verfälschung  und  gesundheitswidrigen  Beschaffenheit  vieler  Nahrungs- 
und Geuussmittel  nnd  anderer  Artikel  (z.  B.  Gewebe)  sind  der  obligatorischen  oder 
facultatireu  Einführung  einer  Controle  der  Verwaltung  wieder  güustiger.  Die  obrig- 
keitliche Beschau  von  Nahrungsmitteln,  nm  die  Abwesenheit  von  zufälligen 
(natürlichen)  Schädlichkeiten  za  constatiren,  schliesst  sich  an.  Eiue  Erhebung  von 
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Gebühren  für  die  amtlichen  Leistungen  mit  dem  Bestreben,  dadurch  die  Kosten  der 
Einrichtung  zu  decken,  also  demgemäss  nach  ihrer  Höhe  normirt,  ist  dann  gerecht- 
fertigt Diese  Gebühren  werden  etwa  wie  eine  Gewerbesteuer  mit  wirken.  Der  Ueber- 
gang  in  indirccto  Verbrauchsbesteueruug  (z.  B.  etwa  „Fleischsteuer“  in  dieser  Form 
bei  Fleischschau,  in  Verbindung  mit  Schlachthöfen)  wäre  möglich  und  muss  im  con- 
creten  Fall  wieder  nach  Besteuerungsgrundsätzen  beurthcilt  werden.  Manche  der 
betreffenden  Thätigkeiten  werden  passend  von  Communalbebörden  ausgeübt,  die  Ge- 
bühren dann  auch  Communalgcbühren  werden.  Einige  dieser  Gebühren  gehen  in  die 
folgende  Kategorie  mit  über. 

In  Berlin  z.  B.  1885/86  Kosten  der  städtischen  Fleischschau  282.0Ü0  M.  (davon 
Entschädigung  an  Fleischbescbauer  143,000  M.),  Schaugebühren  262,000  M.  (Statist. 
Jahrbuch  XIII,  381). 

2.  Aufsichtsgebühren.  Sie  haben  ihren  Platz  da,  wo  ira 
öffentlichen  Interesse  Uber  Privatwirthschaftsbetriebe  eine  amtliche 
Aufsicht  geführt  wird,  um  Fährlicbkeiten  für  das  Publicum  zu  ver- 
hüten, das  Arbeitspersonal  vor  Nachtheilen  zu  schützen,  die  technisch 
richtige  und  ökonomisch  sparsame  Ausnutzung  von  Naturschätzen 
Seitens  privater  Eigenthümer  und  Bewirthschafter  zu  verbürgen 
u.  dgl.  in.  Das  Ob  und  Wie  dieser  staatlichen  „Einmischung“  ist 
öfters  strittig,  aber  mehr  im  Einzelnen,  als  im  Princip.  Das  Gebiet 
gewinnt  auch  nach  neueren  Erfahrungen  wieder  au  Ausdehnung. 
Die  unentgeltliche  Leistung  der  Aufsicht  kommt  vor  (z.  B.  bei  den 
Fabriken).  Gebühren  sind  aber  allgemein  zur  Kostendeckung  der 
Einrichtung  gerechtfertigt.  Selbst  der  technisch  durch  Regulirung 
und  Erhöhung  der  Abgabesätze  leicht  durchführbare  und  vor- 
gekommene Uebergang  der  Gebühr  in  Steuer  ist  unter  Umständen 
nach  Besteuerungsgrundsätzen  zu  rechtfertigen. 

. Wichtigere  Beispiele  sind: 

a)  Apothekenrevisionen  und  Gebühren  dafür.  Aehnlicbe  Revision  von 
Privatheilanstalten  u.  dgl.  Für  Visitation  der  Apotheken  im  französischen  Etat 
jetzt  über  300,000  Fr.  jährlich  (Fin.  III,  S.  783). 

b)  Dampfkessel-Proben  und  -Revisionen  und  Gebühren  dafür.  Auch 
weiter  Controlen  besonders  gefährlicher  Betriebe  (Eiplosionsstoffc  u.  dgl.  m.,  in  Frank- 
reich Mineralwasserfabriken),  Eisenbahn-Besichtigungen  u.  s.  w. 

c)  Fabrikaufsicht,  um  zu  sehen,  ob  und  wie  die  sogenannten  Fabrikgesetze 
(Arbciterschutzgesetzel  durchgeftthrt  werden.  Gebühren  zur  Kostendeckung  dieser 
Aufsicht  Seitens  der  Fabrikanten  sind  nicht  üblich,  aber  wären  allenfalls  statthaft. 

d)  Gebühren  für  die  Aufsicht  von  Privat-Bergwerken  (Ausübung  der 
„Berg  ho  heit“  in  diesem  Sinne).  Im  Interesse  der  Sicherheit  des  Betriebs  und 
dauernderer  Betriebsfähigkeit  des  Werks  ist  solche  Aufsicht  geschichtlich  vielfach 
vorgekommen,  hat  sich  modificirt  meist  bis  in  die  Gegenwart  erhalten,  ist  auch  prin- 
cipiell  gerechtfertigt  und  war  dann  und  ist  zum  Thcil  noch  jetzt  mit  Gebühren  ver- 
bunden, welche  freilich  nach  ihrer  Höhe  leicht  in  Steuom  übergehen  können.  Zu- 
sammenhang mit  eigentlichen  Bergwerkssteuern.  (Rau,  Fin.  I,  §.  182.  Nach 
preussischem  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  eine  Aufsichtssteucr  von  1%  des  Roh- 
ertrags. S.  meine  Abhandlung  direct«  Steuern  im  Schönberg’schen  Handbuch. 
2.  A.  III.  §.  89.  Arndt,  in  Conrads  Jahrbüchern  1881.) 

e!  Gebühren  für  die  Aufsicht  von  Privat-,  Corporations-,  Gemeinde  forsten 
durch  deh  Staat  (Ausübung  der  „Forsthoheit“  in  diesem  Sinne).  Von  dieser 
Aufsicht  gilt  Aehnltchcs  wie  von  derjenigen  für  Bergwerke.  Besonders  kommt  die 
Gefahr  leichtfertiger  und  gewinnsüchtiger  Abholzung  oder  zu  grosser  Ausholzung 
Seitens  der  Privaicigcnthümer  in  Betracht  Gebühren  für  diese  Aufsicht  sind  zulässig. 
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Hieher  gehört  auch  die  „Beförsterungsgobühr“  für  die  Mitbewirthschaflnng 
der  Gemeinde-  und  Stiflungswaldungen  durch  Staatsforstbeamte.  (Kau,  Fin.  1, 
§.  245.  Nach  dem  französischen  Code  foresticr  Art.  1806  jährlich  durch  das 
Finanz-Gesetz  bestimmt  und  nach  der  Grundsteuer  aufgelegt.)  Bezügliche  Gebühren 
können  auch  unter  Classe  4 unten  mit  eingereiht  werden. 

f)  Gebühren  für  die  Aufsicht  Über  die  Aus U bung  der  Jagd  und  Fischerei, 
um  die  Innehaltung  der  Schonzeiten  sicher  zu  stellen  u.  s.  w.  Die  „Jagdschein- 
gebuhren“ (unten  Nr.  3,  c)  können  gleichzeitig  hierfür  mit  dienen. 

3.  Erlanbnissgeb  Uhren:  für  die  Gewährung  der  behörd- 
lichen Erlaubnis,  privatwirthschaftliche  Unternehmungen  herzustellen 
und  zu  betreiben,  einzelne  Thätigkeiten  vorzunehmen,  gewisse  Be 
rufe  auszuUben  u,  s.  w.,  daher  auch  „Co n cessio nsgeb Uhren“ 
zu  nennen  — . „Gebühren“  sind  die  betreffenden  Abgaben  nur  unter 
zwei  Voraussetzungen:  dass  nicht  schon  das  gemeine  Recht  hier 
allgemeine  Freiheit  der  Bewegung  gewährt,  denn  sonst  wäre  die  in 
einzelnen  Fällen  erhobene  Abgabe  von  vornherein  „Steuer“;  ferner 
dass  die  Abgabe  nach  Maassstab  und  Höhe  nur  den  Zweck 
verfolgt,  für  die  nothwendige  Mühewaltung  und  Kosten  der  Behörde 
Ersatz  oder  Beitrag  zum  Ersatz  zu  leisten,  andernfalls,  also  nament- 
lich bei  grösserer  Höhe,  würde  sie  wieder  „Steuer“.  Je  nach  der 
Gestaltung  des  Gewerberechts,  der  Knüpfung  des  Rechts,  einen 
Beruf  anszuüben,  au  den  Nachweis  der  Fähigkeit  — wo 
dann  auch  liberale  Berufe  in  Betracht  kommen  — hat  dies  Ge- 
bührengebiet einen  verschiedenen  Character  und  eine  verschiedene 
Ausdehnung.  Principiell  ist  es  berechtigt.  Der  Uebergang  der 
Gebühr  in  Steuer  kommt  vor  und  ist  nach  Besteuerungsgrundsätzen 
mitunter  zulässig  (z.  B.  Erhebung  einer  Luxussteuer  in  der  Abgabe 
für  Jagdscheine). 

Wichtigere  Beispiele  aus  der  Gegenwart  sind: 

a)  Gebühren  fttr  die  Ablegung  des  Fähigkeitsnachweises  rer  öffentlichen 
Behörden.  Z.  B.  Prüfungsgebühren  der  Soeschiffer  für  die  Schiffer-  und  Stcuer- 
mann-prüfung  (5,  bez.  für  die  Prüfung  zur  grossen  Fahrt  10  Thlr.),  nach  reichsgesetz- 
lichcr  Bestimmung  vom  30.  Mai  1870  in  Deutschland.  Der  Ertrag  fliesst  in  die 
Landescassen.  Die  bundesräthliche  Commission  von  1877  beantragte  eine  Keichs- 
gebühr  daneben  ron  10  M.,  ferner  für  Approbationsscheine  der  Aerzte  und  Apo- 
theker von  20  M. 

b)  Speciello  ConcessionsgebQhrcn  für  das  Reckt,  eine  gewisse  Unternehmung 
eiuzurichtcn  oder  so  und  so  zu  betreiben  u.  s.  w.,  wo  die  Behörde  begutachtend  und 
beaufsichtigend  mitwirken  muss:  z.  B.  Gebühren  für  Concessionen  von  Eisenbahnen, 
Canälen,  Strassen,  Schiiffakrtsbctrieb,  ron  Fabriken  hinsichtlich  der  Beschaffenheit  der 
Gewerbsanlage  u.  dgl.  in. 

c)  Gebühren  für  das  Recht  der  Ausübung  der  Jagd  (Jagdscheine!.  Diese 
verbreitete  Abgabe  geht  leicht  in  Steuer  Uber.  So  in  England,  Normalsatz  im 
Jahre  3 Pf.  St.,  Ertrag  an  1 >>0,000  Pf.  Staatssteucr  (Fla.  III,  S.  345);  in  Frank- 
reich jetzt  18  Fr.  für  den  Staat,  10  Fr.  für  die  Gemeinde,  Ertrag  bez.  7 und  4 Mill. 
Francs  (Fin.  III,  S.  558);  in  Preussen  (Jagdpolizeigesetz  vom  7.  März  1850)  Jagd- 
scheine für  Ausübung  der  Jagd  vorgeschrieben.  Kosten  1 Thlr.,  als  Kreisabgabe. 

d)  Licenzge büh ren  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb  ron  Gast-  und 
Schankgewerben,  Lotterien  u.  dgl  m.  Diese  Gebühren  haben  mit  den  Con- 
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cessionagebtlhren  und  den  allgemeinen  Aufsirhtsgebühren  Verwandtschaft,  indem  sie 
als  Beitrag  zur  Kostendeckung  besonderer  Ucberwachung  u.  dgl.  dienen.  Vornemlich 
stellen  sie  aber,  zumal  in  hohen  Sätzen  (England),  eine  Art  specieller  Ge- 
werbesteuer und  eventuell  indirecter  Verbrauchssteuer  dar  und  sind  daher 
nach  anderen  Rücksichten  zu  beurtheilen.  Mehrfach  stehen  sie  mit  der  Veranlagungs- 
technik der  betreffenden  indirecten  Steuern  in  Verbindung.  S.  über  England  Fin.  III, 
S.  329 — 339,  Ertrag  (für  den  Staat)  2 Mill.  Pf.  St.  gegenwärtig;  über  Frankreich 
ob.  passim,  besonders  §.  304.  Ertrag  jetzt  13  Mill.  Fr. 

e)  Patentgebühren.  Hier  sind  genau  genommen  zweierlei  Arten  von  Ab- 
gaben zu  unterscheiden:  einmal  eigentliche,  meistens  fixe  Gebühren,  als  Beitrag 
zur  Kostendeckung  dos  Öffentlichen  Patentwesens  oder  als  Ersatz  für  die  Mühewaltung 
der  Behörde  bei  der  Erledigung  der  Patentgesuche ; sodann  Abgaben  in  meist  mit 
der  Dauer  des  Patents  steigenden  Sätzen,  welche  wesentlich  eine  Vergütung  für 
die  Verleihung  des  Patentrechts  als  solchen  bilden  sollen  und  nicht  den  Character 
der  reinen  Gebühr,  sondern  den  einer  Stoucr  haben.  Die  erste  Art  der  Abgabe  ist 
als  Gebühr  durchaus  gerechtfertigt.  Die  zweite  empfiehlt  sich  grundsätzlich,  und  zwar 
auch  in  den  üblichen  progressiven  Sätzen,  die  mit  darauf  binwirken  sollen,  dass  ein 
Patent  nicht  unnöthig  lange  aufrecht  erhalten  wird,  und  nach  dem  Wesen  des  ganzen 
Patentrechts,  was  indessen  hier  nicht  näher  begründet  werden  kann.  Die  Frage  der 
Patentgebühren  hängt  eng  mit  der  ganzen  Einrichtung  des  Patentwesens  und  mit 
gewissen  principiellen  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Puncten  desselben  zusammen. 
S.  Klostermann  im  Schönberg’scheu  Handbuch  (2.  A.  II,  S.  654).  Daselbst  die 
Gebührensätze  in  einigen  Hauptstaaten ; auch  Klostcrmann,  Patentgesetzgebung. 
2.  A..  Berlin  18T6,  S.  175  ff.  Nach  dem  deutschen  Reichsgesetz  über  Patente  vom 
25.  Mai  1S77  sind  bei  der  Anmeldung  eines  Patentgesuchs  „für  die  Kosten  des 
Verfahrens“  20  M.,  dann  für  die  Ertheilung  des  Patents  30  M.,  im  2.  und 
jedem  folgenden  Jahre  bis  zum  Ablauf  des  Patents  (Maximum  15  Jahr)  50  M.  jähr- 
lich mehr  zu  zahlen,  also  750  M.  Maximalsatz.  Die  Kosten  des  Patentamts  sind  von 
5 — 600.000  M.  anfangs,  auf  ca.  750.000  M.  jetzt  (1889/90),  die  Einnahme  aus  Patcnt- 
gebühren  für  die  Reichscasse.  noch  fortwährend  (auch  wegen  des  Progressivtarifs) 
gestiegen,  1894  1.27,  1S88/89  1.79  Mill.  M.  — Grossbritaunien,  s.  Fin.  III, 
S.  265.  Ertrag  ca.  100,000  Pf.  St.  — Frankreich,  s.  eb.  §.  237,  Ertrag  2.2  Mill.  F'rcs. 

Unter  der  erstgenannten  Pateutabgabc  kann  auch  noch  eine  besondere  Re- 
gistergebühr Vorkommen,  ähnlich  wie  Gebühren  für  die  Eintragungen  in  die 
(literarischen)  Urheber-,  in  die  Musterschutz-  und  die  Markenschutzregister. 
Ihrem  Wesen  nach  sind  diese  Kogistergebühren  von  der  eigentlichen  Patentgobtthr 
verschieden.  Deutsches  Musterschutzgesetz  vom  11.  Jannar  1876:  Für  jede  Ein- 
tragung oder  Niederleguug  von  Mustern  1 M.  per  Jahr  für  die  ersten  3,  2 M.  für 
das  4.  bis  10.,  3 M.  für  das  11.  bis  15.  Jahr,  Eintragungsschein  und  Auszug  aus 
Registern  je  1 M.  — Deutsches  Markenschutzgesetz  vom  30.  November  1874. 

4.  Gebühren  für  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  anderer 
öffentlicher  Körper  bei  der  Durchführung  von  Schutz-  und  Nutz - 
maassregeln  verschiedener  Art,  so  gegen  Wassersgefahr, 
von  landwirtschaftlichen  Reformen,  von  Bodenmelio- 
rationen u.  dgl.  m.,  beim  Betrieb  der  Forstwirtschaft, 
des  Bergbaus,  der  Gewerke  der  Privaten  u.  s.  w.  Die  Mit- 
wirkung kann  in  der  Einrichtung  von  Behörden  zur  Leitung  und 
Ausführung  der  Maassregel  oder  in  der 'Bereitstellung  von  Staats- 
beamten für  die  Zwecke  der  Privatbetriebe  bestehen. 

Die  bezüglichen  Fälle  können  auch  in  solche  Übergehen,  wo  der  Staat,  der 
Selbstverwaltungskörper  eine  Schutz-  oder  Nutzmassregcl  für  sich  selbst,  bez.  im  all- 
gemeinen öffentlichen  Interesse  ausfübrt.  aber  wegen  der  Bewirkung  eines  gleich- 
zeitigen separaten  Privatnutzens  spcciellc  Privatinteressenten  zu  Beiträgen  mit  heran- 
gezogen  werden  (Wasserbaubeiträge,  Meliorationsbeiträge  von  Grund-  und 
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Hausbesitzern,  ganzen  Gemeinden,  Kreisen,  Provinzen  zu  Staats  Unternehmungen 
dieser  Art). 

Die  Nothwendigkeit  und  principielle  Berechtigung  solcher  Mit- 
wirkungen kann  im  Allgemeinen,  aller  geschichtlichen  Erfahrung 
gegenüber,  nicht  wohl  bestritten  werden.  Im  einzelnen  Fall  wird 
aber  vorsichtige  Erwägung  aller  Verhältnisse  geboten  sein,  ob, 
wann,  wie,  unter  welchen  pecuniären  Bedingungen  sie  erfolgen  soll. 
Wo  sich  irgendwie  die  Sache  einriebten  lässt  und  die  Unentgelt- 
lichkeit der  Leistung  oder  Hilfe  nicht  aus  triftigen  volkswirtschaft- 
lichen, socialpolitischen  und  dergleichen  Gründen  erfolgt,  sind 
Gebühren  und  Beiträge  der  Privatinteressenten  zu  erheben,  im 
Einzelnen  nach  der  Art  der  Fälle  mancbfach  in  Form  und  Höhe 
verschieden. 

W*sserbaabeiträge  au  deu  Staat  in  Baden.  Deichabgaben  sind  meist 
Einnahme  der  besonderen  Deichrerbände.  Das  Detail  gehört  nicht  hierher.  S.  auch 
nnten  §.  74. 

5.  Gebühren  für  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
und  Einrichtungen,  welche  für  einzelne  Zweige  der  materiellen 
Production  dienen,  Seitens  der  Privaten,  z.  B.  Gebühren  in  Staa ta- 
gest Uten,  Productensammlungen,  Baumschulen  u.  dgl.  m.  An 
sich  gerechtfertigt,  können  auch  diese  Gebühren  doch  mitunter  ab- 
sichtlich so  niedrig  angesetzt  oder  ganz  erlassen  werden,  um  im 
allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Interesse  die  bessere  Entwicklung 
einzelner  Productionszweige  zu  begünstigen. 

Auch  hier  kann  nicht  näher  auf  das  Einzelne  cingcgangcn  werden.  Es  gehört 
in  die  Volkswirtschaft»  politik.  Finanziell  am  Wichtigsten  sind  die  Einnahmen  der 
Staatsgestute  für  Sprunggelder,  deren  Erhebung  auch  aus  sachlichen  Gründcu 
passend  ist,  aber,  wie  auch  die  ganze  Regelung  dieser  Gebühren,  roroeiulicb  nach 
volkswirtschaftlichen  Gesichtspuncten  zu  erfolgen  hat.  Einnahme  der  preussischen 
Gestütverwaltung  jetzt  2.1 — 2.3  Mill.  M.,  im  Etat  für  1889/90  2.12  Mill.  M.,  davon 
Sprung-  und  Fttllengeld  1.437  Mill.  M.  (in  verschiedenen  Sätzen),  neben  einer  Gc- 
sammtausgabe  der  Gestütverwaltung  von  4.83  Mill.  M, 

im  Staats-,  wie  Commnnalbausbalt  kommen  noch  manche 
einzelne  ähnliche  Gebühren  ausser  den  in  diesem  Paragraphen  ge- 
nannten vor.  Es  ist  das  im  Allgemeinen  berechtigt,  um  Special- 
leistungen oder  Vortheile  oder  KoBtenbestreitungen  für  einzelne 
Interessenten,  den  Forderungen  richtiger  Finanzpolitik  gemäss,  auch 
von  diesen  Personen  möglichst  vergüten  zu  lassen.  Nicht  immer 
„zu  viel“,  sondern  „zu  wenig“  Fiscalismus  ist  hier  mitunter  zu 
tadeln,  weil  dadurch  falscher  Communismus  zu  Gunsten  Einzelner, 
öfters  selbst  Gutsituirter,  auf  Kosten  des  „gemeinen  Säckels“  be- 
trieben wird. 
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Zweiter  HauptabBehuitt. 

Höbe  und  Erhebungsform  der  Gebühren. 

1.  Abschnitt. 

Höhe  der  Gebühren. 

I.  — §.  67.  Allgemeine  Grundsätze.  Sie  ergeben  sieb 
für  die  einzelnen  Kategorieen  der  Gebühren  aus  der  Betrachtung 
des  Verhältnisses,  in  welchem  bei  der  betreffenden  öffentlichen 
Tbätigkeit  das  allgemeine  öffentliche  und  das  Privat- 
interesse Einzelner,  dann  die  Kostenverursachung  durch 
jenes  und  durch  dieses  steht.  Natürlich  muss  man  sich  hier  in  der 
Itegel  mit  ungefähren  Vergleichungen  und  Abwägungen  begnügen, 
welche  aber  für  den  Zweck  auch  ausreichen.  Manche  Fingerzeige 
enthalten  bereits  die  Ausführungen  in  den  vorhergehenden  Ab- 
schnitten. 

Absolute  Regeln  und  Grundsätze  für  die  richtige  Höhe  der 
Gebühren  lassen  sich  wieder  nicht  aufstellen,  weder  im  All- 
gemeinen, noch  für  die  einzelnen  Kategorieen. 

Denn  nach  den  Zeit-  und  Landesverliältnissen,  nach  den  herrschenden  Anschau- 
ungen vom  Itecht  und  von  der  Notliwendigkcit  und  Zweckmässigkeit  der  Förderung 
der  Cultur  und  Volkswirthschaft  durch  die  directc  Mitwirkung  des  Staats  und  der 
öffentlichen  Körper  ist  das  uiaassgebende  Verhältnis»  zwischen  öffentlichem  und  Privat- 
interesse bei  einer  öffentlichen  Tbätigkeit  selbst  verschieden  oder  — was  auf  dasselbe 
hinauskommt  — wird  cs  verschieden  beurtheilt. 

Mau  muss  sieb  daher  darauf  beschränken,  für  gewisse 
Perioden  und  Länder,  in  denen  im  Grossen  und  Ganzen 
wenigstens  eine  Gleich mässigkeit  der  Verhältnisse,  der  mit 
in  Betracht  kommenden  Factoren,  der  Anschauungen  besteht,  Regeln 
von  stets  mehr  oder  weniger  historischer  und  örtlicher  Rela- 
tivität zu  gewinnen,  so  insbesondere  jetzt  für  die  heutigen 
Culturvölkcr  der  europäischen  Civilisation. 

Ueberall  in  der  Praxis  spricht  aber  gerade  iu  der  Frage  der 
Höhe  der  Gebüliren  auch  die  geschichtliche  Entwicklung 
der  Finanzen  und  die  bestehende  Finanzlage  mit  und,  auch 
theoretisch  betrachtet,  berechtigtermaassen,  weil  immer  ein  Spiel- 
raum für  die  Höhe  der  Sätze  zugegeben  werden  kann. 

Mau  wird  daher  auf  eine  richtige  Höhe  der  Gebühren  hinwirken,  aber  für  die 
l'mgestaltungen,  besonders  für  solche,  welche  mit  einer  Verminderung  der  öffentlichen 
Einnahmen  verbunden  sind.  Zeit  gewähren  und  passende  Gelegenheit  wahr- 
nehmen müssen.  Die  zu  starke  Hintansetzung  vorhandener  Finauzintcrcssen  im 
Gebübrenwesen  Seitens  der  Theorie  wird  nur  zu  leicht  Reformen  in  der  Praxis 
hemmen. 


Digitized  by  Google 


Grundsätze  für  die  Hohe  der  Gebühren. 


171 


Da  in  manchen  Fällen  der  U ebergang  der  Gebühr  in 
einen  privatwirthschaftlichcn  Preis  und  Gewinn  und  in 
eine  Steuer  möglich  ist  und  vorkommt,  wie  wir  wiederholt  im 
Vorausgehenden  sahen,  so  wird  auch  für  die  Wissenschaft  eine 
Stellungnahme  zu  der  Frage  geboten,  ob,  wann,  wie  und  wie  weit, 
insbesondere  in  welcher  Höhe  des  Abgabesatzes  eine  solche  Ge- 
staltung principiell  zulässig  sei.  Ohne  Weiteres  und  unbedingt  darf 
sie  auch  von  der  Wissenschaft  nicht  abgewiesen  werden.  Nur 
muss  die  letztere  den  verschiedenartigen  Cbaracter  einer  solchen 
den  Namen  „Gebühr“  führenden  Abgabe  hervorheben,  das  Steuer- 
element darin  nach  Besteuerungsgesichtspuncten  beurtheilen  und 
befürworten,  dass  in  der  Praxis,  d.  h.  in  den  Finanzrechnungen 
und  in  der  Finanzstatistik,  nach  Möglichkeit  eine  Trennung  der 
verschiedenen  Bestandteile  erfolgt. 

Wolchc  Schwierigkeiten  liier  vorliegen  und  bei  welchen  sogenannten  Gebühren 
solche  Verhältnisse  Vorkommen  und  eventuell  Behergänge  in  Steuern  berechtigt  sind, 
ist  in  den  vorausgehenden  Abschnitten  mehrfach  berührt  worden.  Vgl.  Stein.  Fin.. 
3.  A.,  S.  267  (f..  mit  viel  Willkürlichem  und  — trotz  der  gegentheiligen  Versicherung 
der  „Klarheit“  — mit  viel  Unklarem  in  der  Beantwortung.  Die  Hohe  der  Gebühr 
solle  weder  nach  dem  Werth  der  Leistung  für  den  Gebührenpflichtigen,  noch  nach 
den  Kosten  derselben  für  diu  ltegiernng  bemessen  werden,  thcils  weil  man  beides 
nicht  berechnen  könne,  theils  weil  die  Kosten  mit  dem  Werth  für  den  Einzelnen  nicht 
in  Verhältnis»  ständen.  Die  Gebühr  habe  vielmehr  den  Character  der  Verkelirs- 
stener  (!  während  Stein  gerade  sonst  streng  Gebühr  und  diese  Steuer  unterscheidet), 
die  Höhe  der  Gebühr  sei  ein  Steuerfuss,  was  entweder  nichtssagend  ist  oder  etwas 
ganz  Falsches  sagt.  Dabei  die  unerfüllbare  Forderung,  dass  die  Gebühr  durch  ihre 
Höhe  den  Einzelnen  nicht  ron  dem  mit  Gebühr  belegten  Verkebrsact  abhalte.  Ganz 
willkürlich  ist  die  Forderung,  dass  bei  „örtlichen  Anlagen“  Verzinsung  und  Amorti- 
sation des  Anlagekapitals  aus  den  Gebühren,  die  Kosten  der  Verwaltung  ans  den 
Steuern  gedeckt  werden  sollen,  ln  der  neuesten  Auflage  i_5.)  wieder  anders  (II,  1, 
274):  „oberstes  Princip  alles  Gebtthrenfusses,  dass  die  Höhe  jeder  Gebühr  im  um- 
gekehrten Verhältnis  zu  der  Häufigkeit  ihres  Vorkommens  stehen  müsse“, 
denn  je  seltener  sie  sei,  desto  mehr  herrsche  in  ihr  der  individuelle  Character.  das 
individuelle  Interesse.  Daher  nur  sehr  niedrige  Gerichts-  und  Verwaltungsgebtthreu, 
sehr  hohe  für  fachmännische  Thätigkeiten  (Schätzungen.  Gutachten).  Es  läuft  dies 
einigermaassen  auf  dasselbe  hinaus,  wie  in  meiner  Theorie  (1.  Aufl.  §.  317  ff.),  die 
Stein  übrigens  nicht  kennt  oder  ignorirt.  Die  zugespitzte  Formallrung  der  Antwort 
auf  die  Frage  nach  der  Höhe  dor  Gebühren  tliut  den  Dingen  aber,  wie  so  oft  bei 
Stein,  Gewalt  an  und  gcneralisirt  viel  zu  sehr. 


In  ähnlicher  Weise  sind  von  der  Wissenschaft  diejenigen  Fälle, 
welche  principiell  und  practisch  gar  nicht  Gebühren,  sondern 
nnr  in  Gebührenform  gekleidete  Steuern  sind  — wie  mehrfach 
anf  dem  Gebiete  der  Hechts-,  der  Gerichtsgebllhrcn  — aus  dein 
Gebührenwesen  ganz  auszuscheiden,  die  betreifenden  Abgaben  nach 
„Ob“  und  Höhe  aus  Besteuerungsgesichtspuncten  zu  beurtheilen 
und  ist  dann  ebenfalls  ihre  möglichste  Ausscheidung  aus  dem  Ge- 
bührenwesen in  der  Praxis  anzuregen. 
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il.  — §.  6b.  Einzelne  leitende  Grundsätze.  Nach 
dem  Gesagten  dürfen  für  unsere  Zeit  und  unsere  Staaten  wohl 
folgende  aufgestellt  werden: 

1.  Am  Niedrigsten  sollen  im  Ganzen  die  Rechts-  und  die 
allgemeinen  Verwaltungsgebühren  sein. 

Denn  hier  handelt  es  sich  immer  um  die  Verwirklichung  der  — namentlich 
vom  modernen  Kechtsbewusstsein  — als  die  wesentlichsten  anerkannten  Aufgaben 
des  Staats:  um  die  practische  Durchführung  und  Aufrechterhaltung  der  ganzen  Rechts- 
ordnung. Das  Gcsammtinteresse  steht  hier  voran , auch  wenn  dem  Einzelnen  ein 
spcciellcr  Vortheil,  z.  B.  in  einer  Anerkennung  eines  bestrittenen  Rechts,  zu  Theil 
wird.  Nur  wo  Jemand  durch  seine  Schuld  eine  Staatstbätigkcit  nflthig  macht  (z.  B. 
in  der  Criminaljustiz,  bei  leichtsinnigen  Civilprocessen)  oder  wo  die  Öffentliche  Th&tig- 
keit  für  den  Nutzniesser  schon  einen  genauer  bestimmbaren  Ökonomischen  Werth  hat, 
wie  auf  manchen  Gebieten  der  allgemeinen  Vcrwaltungsgebühren,  sind  höhere  Ge- 
bühren, eventuell  bis  zum  Betrage  der  Kostendeckung,  statthaft,  mitunter  selbst  geboten. 
Natürlich  gilt  das  Gesagte  nur,  soweit  die  betreuenden  Abgaben  als  „Gebühren“,  nicht 
soweit  sie  als,  eventuell  berechtigte.  „Steuern“  in  Betracht  kommen,  wo  dann  auch 
höhere  Sätze  richtig  sein  können.  (§.  33 — 45.) 

2.  Nächst  dem  sind  die  Gebühren  im  Gesundheitswesen, 
soweit  sie  überhaupt  zulässig  erscheinen,  möglichst  niedrig 
anzusetzen.  (§.  47.) 

3.  Auch  die  Gebühren  im  Unterrichts-  und  Bildungs- 
wesen sind  thunlich  niedrig  zu  halten,  und  zwar  um  so  niedriger, 
je  niedriger  der  Rang  der  betreffenden  Schule  und  je  erwünschter 
die  Verbreitung  eines  Bildungsmittels  ist.  Daher  hie  und  da  Un- 
entgeltlichkeit statt  Gebühr,  aber  anderseits  auch,  zumal  bei  höheren 
Schulen,  eine  genügende  Höhe  der  Gebühren,  um  eine  angemessene 
Betheiligung  des  Einzelnen  an  der  Kostentragung  herbeizufübren. 
(§•  47.) 

4.  Höher  dürfen  im  Allgemeinen  und  müssen  meistens  die 
Gebühren  der  volkswirtschaftlichen  Verwaltung  sein. 
(§.  49-66.) 

Denn  hier  handelt  es  sich  grossentheils  um  materielle  Leistungen  des  Staats 
und  der  anderen  öffentlichen  KOrpcr,  oft  erheblichen  Kostenbetrags,  — Leistungen, 
deren  ökonomischer  Werth  vielfach  ein  mehr  individueller,  sich  unter  den  Einzelnen 
mehr  differenzirender,  für  den  Einzelnen  eher  zu  bestimmen  ist,  währcud  die  Leistung 
für  das  Ganze  nicht  immer  eine  wirklich  allgemeine  Bedeutung  hat  Auf  diesem 
Gebiet  liegt  auch  keine  so  prmcipiell  nothwendige  und  so  bestimmt  begrenzte  Auf- 
gabe des  Staats  u.  s.  w vor.  Der  Wechsel  zwischen  Privat-  und  Öffentlicher  Thätig- 
keit  ist  geschichtlich  häufig.  Im  Pall  der  Priratfürsorge  für  die  Leistung  hat  der 
Einzelne  daun  ohnehin  den  privatwirthschaftlichen  Preis  zu  entrichten. 

Unter  den  verschiedenen  volkswirtschaftlichen  Gebühren  müssen 
diejenigen  am  Niedrigsten  sein,  welche  sich  an  Thätigkeiten 
von  erheblichem  allgemeinen  Interesse  und  an  dem  Staate  als 
solchem  (der  Gemeinde  u.  s.  w.)  besonders  oder  ausschliesslich 
eignende  Functionen  knüpfen;  diejenigen  am  Höchsten,  wo  das 
individuelle  Interesse  ganz  Uberwiegt,  die  Differenzirung  der  öko- 
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nomischen  Wirkungen  flir  die  einzelnen  Nutzniesscr  oder  Benutzer 
einer  öffentlichen  Leistung  unverkennbar,  das  Maass  davon  selbst, 
wenigstens  ungefähr,  bestimmbar  und  die  Uebernabme  der  Thätig- 
keit  durch  den  Staat  oder  durch  einen  Selbstverwaltungskörper 
weniger  nothwendig  ist. 

Daher  in  Betreff  der  einzelnen  Kategoriecn,  unter  Bezugnahme  auf  manche 
Bemerkungen  in  den  Abschnitten  aber  das  System  der  Gebühren,  etwa  folgender- 
maassen : 

a)  Sehr  niedrig,  mit  eventuellem  Uebergang  des  GebUhrenprincips  in  oder 
Annäherung  an  das  Princip  der  reinen  Ausgabe:  die  meisten  Boglaubigungs- 
(einschliesslich  der  unter  denselben  Gesichtspunct  fallenden  Münzprägegcbühr), 
Beschau-,  Aufsichts-.  auch  Erlaubnissgebtthren,  letztere  jedoch  nur  dann, 
wenn  die  gewährte  Erlaubniss  (Concession)  nicht  zu  besonderen  ökonomischen  Vor- 
theilen für  den  Betreffenden  fuhrt,  in  welchem  Falle  unter  Umstünden  grade  sehr 
hohe  Gebühren,  die  dann  eine  Gewinnbetheiligung  des  öffentlichen  Körpers  an  dem 
Concessionsnuternehmen  darstellen , berechtigt  wären  (Apotheken  - Conccssionen !). 
(§■  66,  51.) 

b)  Auch  niedrig,  aber  unter  Umständen  etwas  höher  als  in  der  vorigen 
Kategorie:  die  Wegegelder  auf  gewöhnlichen  und  Kunststrassen  bei  intensiverer 
Verkehrsentwicklung,  Fortfall  des  Wegegelds  unter  Umständen  Vorbehalten.  (§.  55 — 5S.) 

c)  Höher,  nach  dem  Ziclpuncte  völliger  oder  fast  völliger  Kostendeckung,  im 
Allgemeinen  unter  die  Kosten  auch  die  Zinsen  und  Tilgu ngsquoten  des  Anlage- 
kapitals gerechnet,  indessen  Zuschüsse  nicht  unbedingt  ausgeschlossen:  Vor- 
si  ch erungsgebuhren , Gebühren  für  die  öffentlichen  Verkchrsanstalten, 
besonders  die  Dost.  (§.  53.  54,  5'J — 63.1 

d)  So  hoch,  dass  Zuschüsse  aus  anderen  Mitteln,  also  in  letzter  Linie  aus 
allgemeinen  Steuern,  möglichst  vermieden,  selbst  UebcrschUsse  erzielt  werden: 
Bank-,  Telegraphen-,  Gebühren  für  locale  Verkehrs-  und  sonstige  Com- 
munalanstalten,  für  Beihilfen  au  einzelne  Productionszweigc  und  für 
Leistungen,  welche  Einzelnen  vornemlich  zu  Gute  kommen.  (§.  52,  59,  65,  66.) 

5.  Am  Höchsten,  je  nach  Umstünden  mit  Uebergang  in  eine 
eigentliche  Steuer:  Gebühren  in  einigen  der  unter  Nr.  1 und  4 cund 
d gehörigen  Fälle,  wo  Besteuerung  nicht  durchaus  abzuweisen,  viel- 
leicht selbst  zu  fordern  ist  und  in  der  Praxis  auch  vielfach  vorkommt. 

Kcchts-,  Register-,  Verwaltungsgcbuhren  mit  als  „Verkehrssteuern“, 
Post-,  Tclegraphengebtlhren  theils  mit  als  solche  Steuern,  theils  als  gewerbe- 
und  Verbrauchs  - (Genuss  - , Luxus  - )steuerartige  . Taxpreise  für  städtische,  ge- 
werbliche und  gemeinnützige  Anstaltsleistungen  mit  als  gewerbe-  und 
vcrbrauchsstcuerartigc  Abgaben  (Gas  u.  s.  w.,  §.  65).  — In  der  1.  Auflage  S.  115 
hatte  ich  gerade  hier  unter  Nr.  5 allein  die  „Gebühren  für  Uio  Ertheilung  von  Ehren 
und  Würden"  genannt,  was  aber  unrichtig  war,  nach  den  Bemerkungen  oben  §.  3S. 

Diese  Grundsätze  sind  in  der  Praxis  bei  den  unter  Nr.  2 — 5 
genannten  Gebühren  auch  immer  mehr  zur  Geltung  gelangt,  wenn 
auch  in  einigen  Fällen  nur  sehr  allmälig  und  nach  manchen  vom 
Fiscalismus  bewirkten  Abwegen,  z.  B.  bei  der  Post,  der  Münze. 
Bei  den  Rechts-  und  den  allgemeinen  Verwaltungsgebühren 
herrscht  das  fiscalische  Princip  noch  öfters  mehr  vor,  als  sich 
rechtfertigen  lässt.  Die  Verbindung  der  bezüglichen  Gebühren  mit 
an  sich  mitunter  zu  billigenden  Steuern  hei  gewissen  öffentlichen 
Leistungen  für  Einzelne  gestattet  indessen  nicht  immer  ein  sicheres 
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Urtheii  darüber,  ob  das,  was  in  der  Praxis  besteht,  wissenschaftlich 
principiell  unberechtigt  oder  mehr  oder  weniger  berechtigt  ist. 

III.  — §.  69.  Gesammtertrag.  Für  den  Staat  oder  den 
sonstigen,  Gebühren  erhebenden  öffentlichen  Körper  handelt  es  sich 
in  finanzieller  Beziehung  natürlich  schliesslich  um  den  Ge- 
sammtertrag einer  Gebührenkategorie  und  des  ganzen  Gebühren- 
wesens. Die  Höhe  der  einzelnen  Sätze  muss  daher  mit 
Rücksicht  auf  den  zu  erzielenden  Gesammtertrag  fest- 
gestellt werden. 

Eigentlich  sollte  zu  diesem  Zwecke  zuvörderst  nach  den  einschhigenden  poli- 
tischen, socialen,  rolkswirthschaftlichcn  Erwägnngsgründen  das  Yerhältniss  bestimmt 
werden,  in  welchem  die  Einnahme  aus  einer  Gebuhrengattung  zu  den  Kosten  der  be- 
treffenden Einrichtung  stehen  soll.  Hierbei  sprechen  dann  wieder  finanzielle 
Interessen  mit.  namentlich  die  Höhe  der  geschichtlich  überkommenen  Gcbuhren- 
einnahme,  die  Schwierigkeit,  diese  Einnahme  anderweit  zu  ersetzen  u.  dgl.  m. 

Nur  sollen  die  finanziellen  Interessen  womöglich 
nicht  auf  die  Dauer  endgiltig  Uber  die  Höhe  der  Ge- 
bührensätze entscheiden.  Vielmehr  muss,  wie  in  der  Frage 
der  Erhebung  von  Gebühren  überhaupt,  so  auch  in  derjenigen  der 
Höhe  der  Sätze  dem  sachlichen,  verwaltungspolitischen 
Interesse,  wie  in  der  Theorie,  so  möglichst  auch  in  der  Praxis  der 
Vorrang  eingeräumt  werden. 

Soweit  das  finanzielle  Moment  berechtigtcrmaasseu  oder  thatsächlich  wegen  der 
Finanzlage  mitspricht,  empfiehlt  es  sich  mitunter  oder  lässt  es  sich  wenigstens  nicht 
vermeiden,  — denn  wegen  der  Rückwirkungen  auf  Verkehr  u.  s.  w.  hat  cs  öfters  etwas 
Missliches  — , Experimente  mit  zunächst  provisorischen  Gebührcntari fen 
vorzunehmen,  um  in  der  Wirklichkeit  ein  bestimmtes  erstrebtes  Yerhältniss  der  Ein- 
nahme zur  Ausgabe  zu  erreichen.  Denn  bei  der  erstmaligen  Einführung  einer  Oe- 
buhrenart  oder  bei  erheblicheren  Veränderungen  in  der  Einrichtung,  Erhebungsform 
und  Höhe  der  Gebühren  und  in  den  Yerwaltungsthätigkciten,  an  welche  sich  Gebühren 
knüpfen,  lässt  sich  das  finanzielle  Eudcrgcbniss  nicht  immer  genau  oder  auch 
nur  annähernd  vorausberechncn.  Besondere  Schwierigkeit  macht  hier  öfters  die  nicht 
vorauszubestimmende  Rückwirkung  der  Höhe  der  Gebührensätze  auf  die  Inanspruch- 
nahme öffentlicher,  gebührenpflichtiger  Thätigkcitcn  und  Anstalten,  daher  wieder  auf 
Roh-  und  Reinertrag  der  letzteren.  Hier  bestehen  natürlich  viele  Verschiedenheiten 
zwischen  den  einzelnen  Zweigen.  Mit  der  allgemeinen  „Regel",  dass  eine  Ermässi- 
gung  der  Sätze  finanziell  immer  vorthcilhaft  sei,  ist  nicht  nur  in  dem  Gebiete  des 
Verkehrswesens,  der  indirecten  Steuern , sondern  auch  auf  dem  Gebiete  des  ganzen 
Gebuhrenwesens  mancher  Missbrauch  getrieben  worden.  Oftmals  kann  hier  endgiltig 
nur  die  Erfahrung  entscheiden. 

In  der  Praxis  ist  daher  z.  B.  bei  Abänderung  dos  Gerichtsverfahrens 
und  bei  Einführung  neuer  Gerichtskostentarife  mehrfach  der  Grundsatz  be- 
folgt, zunächst  einen  provisorischen  Kostentarif  aufzustellcn , dessen  etwaige  Ab- 
änderung besonders  mit  Rücksicht  auf  die  finanziellen  Ergebnisse  Vorbehalten  wird. 
So  in  Preussen,  wo  der  Tarif  von  1851  im  Jahre  1854  Abänderungen  erfuhr. 
Ebenso  ist  der  Gerichtskostentarif  des  Deutschen  Reichs  roin  Jahre  1878  ausdrücklich 
als  provisorischer  anzusehen.  Anschläge  der  muthmaasslichen  Ergebnisse  nach 
dem  Vergleich  mit  den  bisherigen  Erfahrungen  in  den  Beilagen  zu  den  Motiven  des 
(ierichlskostengesetzes  (Actcnstücke  des  Reichstags,  Session  1878,  S.  613  11'.).  Die 
Resultate  waren  finanziell  ungünstiger,  wozu  freilich  auch  Umstände,  welche  mit  den 
Tarifsätzen  nicht  Zusammenhängen,  eingewirkt  haben  können.  (§.  40.) 
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Leider  gestattet  der  enge  Zusammenhang  verschiedener  Zweige 
des  Gebtlbrenwesens  nicht  immer  eine  genaue  finanzstatistische 
Scheidung  der  Ausgaben  und  der  Erträge  einer  einzelnen  Kategorie. 
Bei  der  Erhebung  verschiedenartiger  Gebühren  in  der  Form  des 
nemlichen  Stempels  und  bei  der  Verbindung  mancher  Gebühren 
mit  Verkehrs-  und  anderen  Steuern  steigert  sich  die  Schwierigkeit 
noch.  Ohne  ein  Eingehen  bis  in  das  kleinste  Detail  ist  vielfach 
vollends  kein  sicheres  statistisches  Ergebniss  zu  erlangen.  Das 
muss  man  namentlich  bei  Vergleichungen  verschiedener  Perioden 
und  Länder  beachten. 

Es  ist  nicht  möglich,  hier  in  der  Finauzwissenschaft  auf  solche  statistische 
Untersuchungen  naher  einzugehen.  Sie  wurden  bei  der  erforderlichen  Specialisirung 
auch  zn  ricl  Kaum  beanspruchen.  Rau  hat  einige  bezügliche  Versuche  gemacht, 
z.  B.  bei  den  Gerichten,  aber  die  Schwierigkeiten  der  Vergleichung  wohl  nicht  ge- 
nügend gewürdigt.  Soweit  als  m&glich  und  in  diesem  Werke  zulässig,  ist  im  1.  Bande 
bei  den  Ausgaben  und  in  den  vorausgehenden  Abschnitten  bei  den  einzelnen  Ge- 
buhrenzweigen  statistisches  Material  gegeben  worden,  lieber  die  Gerichtskosten 
rgl.  besonders  die  Beilagen  zum  Entwurf  des  deutschen  Keichsgcsetzes  a.  a.  0.  — 
Die  tinanzstatislisrhen  Werke  Ton  r.  Reden,  v.  CzOrnig  bieten  hier  auch  wenig 
Genügendes  oder  Veraltetes.  Nur  die  Staatsbehörden  selbst  wären  im  Stande, 
diesen  Mangel  tbcilweise  zu  heben:  rollständig  bei  der  untrennbaren  Verbindung 
vieler  verschiedenartiger  Ausgaben  (z.  B.  für  die  leitenden  oberen  Behörden)  und  bei 
der  in  der  Praxis  meislcns  bestehenden  Confundirung  von  Gebühren  und  (Vorkehrs- 
u.  s.  w.)  Steuern,  sowie  bei  der  Benutzung  des  Stempels  für  die  Erhebung  ver- 
schiedenartiger Gebühren  auch  sie  nicht  einmal,  wie  diu  amtlichen  Berechnungen 
der  Gericbtsko6tcn  a.  a.  0.  zeigen.  Daten  Uber  den  Gesammtertrag  des  Stempels, 
der  Registergebühren,  der  Gerichtskosten  (in  denen  die  Verkehrssteuerelemente 
der  Abgaben  der  „freiwilligen  Gerichtsbarkeit”  doch  auch  stark  vorwalten)  werden, 
soweit  sie  nicht  oben  in  §.  45  gegeben  sind,  der  „speciollen  Steuerlehre”  (Band  III,  IV) 
Vorbehalten.  S.  in  Bd.  III  besonders  die  Angaben  über  England  §.  120  und  Frank- 
reich §.  224,  2,84. 


2.  Abschnitt. 

Erhebuiigsform  der  Gebühren. 

Die  bezüglichen  Fragen  sind  zum  Theil  die  nemlichen  wie  bei  der  Erhebung 
der  eigentlichen  Steuern.  Dafür  ist  auf  Früheres  (Fin.  I,  §.  172,  173)  and  auf  das 
5 Kapitel  der  allgemeinen  Steuerlchre  zu  verweisen.  Zum  Theil  sind  diese  Fragen  dem 
Gebührenwesen  eigentümlich  oder  kehren  nur  bei  bestimmten  Steuerarten,  besondere 
bei  der  sogenannten  Verkohrssteuer,  weil  diese  auch  vielfach  in  Stcmpelform,  als 
Gerichtsgebnlir,  Regislerabgabe  erhoben  wird,  ähnlich  wieder.  Der  Zusammen- 
hang, welcher  durch  die  gemeinsame  Erhebungsform  des  Stempels  zwischen  ge- 
wissen Gebühren  und  Steuern  herbeigeführt  wird  und  die  Quelle  vieler  Missverständ- 
nisse in  der  Theorie  und  vieler  Missgriffe  in  der  Praxis  war,  macht  es  notwendig, 
im  Folgenden  diese  Erhebungsform  als  solche  zu  besprechen.  In  der  Steuerlchre  ist 
dann  darauf  zurückzuweisen  und  sind  uur  einzelne  Ergänzungen  hinzuzufügen. 

Die  Theorie  hat  sich  mit  diesen  wichtigen  Dingen  nur  wenig  beschäftigt. 
S.  Kau.  Fin.  I,  §.  231  (nur  einige  Bemerkungen),  v.  Hock,  Öffentliche  Abgaben 
S.  298  ff.  Stein  nur  sporadische  Bemerkungen  und  Notizen  (5.  A.  II,  1,  24S  ff, 
II,  2,  210  ff.).  Am  Besten  Schall  im  Schünberg)schen  Handbuch  III,  Gebühren,  §.  7. 
Der  Gegenstand  gilt  mit  Unrecht  als  lediglich  „practisches  Detail  der  Finanzgesetz- 
kunde behandelnd”.  Er  gestattet  doch  auch  eine  theoretische  und  priucipielle  Be- 
handlung und  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  ist,  ihm  dieselbe  zu  Theil  werden 
zu  lassen. 
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Aus  der  Praxis  ist  im  Allgemeinen  auf  die  Gesetzgebung  (nebst  Verordnungen) 
über  Stempelwesen,  Gerichtskosten,  Registerwesen  zu  verweisen  (§.  31).  Lehrreich 
für  die  Theorie  ist  zumeist  dio  Gesetzgebung  derjenigen  Staaten,  welche  dies  Gebiet 
am  Umfassendsten  und  am  Meisten  fiscalisch  ausgebildet  haben,  denn  letztere  Ten- 
denz setzt  dann  wieder  zu  ihrer  Durchführung  die  eingehendsten  Ausfuhrungsbestim- 
tnungen,  Control-,  Strafvorschriften  voraus.  In  jeder  Hinsicht  ist  daher  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  die  wichtigste.  S.  die  eingehende  Darstellung  derselben  in 
bin.  III,  S.  502 — 571  (Enregistrement,  Stempel),  lieber  die  britische  eb.  S.  260 
bis  265,  über  die  österreichische  Blonski  11,  §.  51  II'..  Uber  die  preussische 
Hoyer-Gaupp  und  Uber  beide  letztere  nebst  den  übrigen  überhaupt  die  oben 
§.  31  genannte  Literatur  von  Commentaren  und  Bearbeitungen  des  geltenden  Rechts, 
lieber  die  Schwierigkeiten  gerade  auch  der  Erhebung  (bcz.  Veranlagung  und  Er- 
hebung) sogenannter  „Börsen steu eru“,  namentlich  als  Umsatzsteuer,  s.  die 
Erörterungen  bei  Gelegenheit  der  Einführung  dieser  Steuern  in  Deutschland  in  den 
oben  S.  72  genannten  Schriften  und  Reichstagsberichten  (Grimm,  Friedberg). 
Das  Nähere  über  die  Börsensteuer-Erhebung  gehört  indessen  nicht  hierher,  sondern 
in  die  specielle  Steuerlehre. 

I.  — §.  70.  Allgemeine  Postalate  und  mögliche  Er- 
heb ungsformen.  Für  die  Erhebung  von  Gebühren  wie  von 
Steuern  sind  eine  Reihe  von  Forderungen  zu  stellen,  welche  sich 
aus  Wesen,  Zweck  und  Wirkung  dieser  Abgaben  ableiten  lassen. 
Diese  Forderungen  kreuzen  sich  zum  Theil  und  haben  nicht  alle 
dieselbe  Bedeutung,  so  dass  ein  Compromiss  zwischen  ihnen  oft 
unvermeidlich  ist.  Diejenige  Erhebungstorm , welche  den  ver- 
schiedenen Forderungen  am  Meisten  entspricht,  ist  ceteris  paribus 
die  vorzüglichste  und  erstrebenswertheste.  Im  finanziellen  und 
im  Verwaltungs-Interesse  sind  namentlich  möglichst  geringe 
Erhebungskosten  und  einfache  und  sichere  Controlen  der 
Erhebung,  im  Interesse  des  Publicums,  der  Gebührenzahler 
Einfachheit  und  Bequemlichkeit  der  Erhebungsform  und 
leichte  und  sichere  Feststellung  des  schuldigen  Be- 
trags zu  fordern. 

Möglich  und  practisch  üblich  ist  dann  die  Erhebung  der 
Gebühren 

1.  als  Einzelgebühren  in  Anknüpfung  an  die  einzelnen 
Acte  der  privaten  Inanspruchnahme  oder  der  Benutzung  öffentlicher 
Einrichtungen  und  Anstalten.  Die  Erhebung  erfolgt  hier 

a)  entweder  mittelst  directer  Einziehung  des  nach  Maass- 
gabe des  oder  der  Gebührensätze  von  der  Behörde  berech- 
neten G eldbetrags,  also  mittelst  entsprechender  Baarzahlung 
des  Gebührenpflichtigen  an  die  mit  der  Einnahme  betraute  Gasse. 

So  bei  den  sogenannten  „unmittelbaren  Gebühren"  von  Rechtsgeschäften  in 
Oesterreich,  bei  den  „Gerichtskosten“  in  Preussen,  jetzt  in  Deutschland. 

b)  Oder  es  wird  die  Benutzung  öffentlicher  Werthstempel 
Seitens  des  Gebührenpflichtigen  vorgeschrieben,  wo  dann  die  Ent- 
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richtnng  der  Abgabe  im  Ankauf  der  Stempel  und  in  der  ordnungs- 
mässigen  Anbringung  derselben  (insbesondere  auf  den  abgabe- 
pflichtigen Urkunden)  erfolgt. 

2.  Die  Erhebung  kann  aber  auch  in  Form  von  (gesetzlichen 
oder  vertragsmässigen)  Abfindungsbeträgen  oder  Bausch- 
summen stattfinden,  welche  dann  direct  eingezogen,  bezw.  ge- 
zahlt werden. 

Hier  liegt  doch  schon  eine  Annäherung  an  die  „Beiträge“  vor.  Letztere  hatte 
ich  in  der  1.  Auflage  S.  118  als  oine  Erhebungsform  von  Gebühren  hier  mit 
eingereiht,  der  Auffassung  der  Beiträge  als  eine  Art  „Gebühren"  gemäss.  Obwohl 
ich  diese  Auffassung  festhalte  (§.  17),  auch  gegenüber  den  Einwendungen  von  Schall 
und  Neumann,  habe  ich,  um  jedem  Bedenken  zu  begegnen,  die  „Beiträge“  doch 
in  dieser  2.  Auflage  liier  ausgeschieden  und  fuge  sie  als  Anhang  hinzu  (§.  74). 
Die  Annäherung  der  Bausclisummen  oder  Abfindungsbeträge  an  die  Beiträge  scheint 
mir  auch  mit  zur  Rechtfertigung  meiner  Ansicht  zu  dienen  (§.  73).  — Die  hier  ge- 
machte Unterscheidung  von  „Einzelgebohren"  und  „Bauschsummen"  fällt 
übrigens  nicht  mit  der  von  Schall  (a.  a.  0.  §.  5)  vorgenommenen,  auch  von  mir  in 
den  früheren  Abschnitten  berührten  von  „Einzelgebü  hren“  und  „Bausch- 
gebühren“ als  zweier  Tarifsystemo  zusammen. 

II.  — §.  71.  Directe  Einziehung  von  Einzelgebühren. 
In  finanzieller  Beziehung  bat  diese  Erhebungsform  im  All- 
gemeinen vor  der  Erhebung  mittelst  Stempels  den  Vorzug  der 
fast  absoluten  Sicherung  des  Eingangs  der  Gebühr:  d.  h. 
sie  wird  vom  Willen  des  Pflichtigen,  wenn  auch  nieht  ganz  vom 
Können  desselben  (von  seiner  Zahlungsfähigkeit)  unabhängig. 
Auch  Letzteres  wird  erreicht,  wenn  etwa  die  Benutzung  der  öffent- 
lichen Einrichtung,  die  Beanspruchung  der  Dienstleistung,  die  wirk- 
liche Vornahme  der  Thätigkeit  der  Behörde  u.  s.  w.  an  die  Be- 
dingung der  vorausgehenden  richtigen  Gebührenzahlung 
geknüpft  wird  (Telegramme,  Wegebenutzung,  möglicher  — meist 
nicht  factiscber  — Weise  Aushändigung  gerichtlicher  Urkunden). 

Auf  diese  Art  werden  auch  alle  Gebührenpflichtigen  dem  Gesetze  gemäss  gleich 
behandelt.  Der  Finanzetat  jedes  Verwaltungszweigs  lässt  sich  in  Einnahme  wie  Aus- 
gabe so  erst  genau  herstellcn.  Es  braucht  deshalb  nicht  jeder  Zweig  eine  besondere 
Cassenverwaltung  zu  haben,  sondern  die  Einziehung  der  Gebühren  (und  der  ver- 
wandten Verkehrssteuern)  kann  für  mehrere  Zweige  durch  eine  gemeinsame  Casse 
geschehen.  Die  Controle  dem  Publicum  gegenüber  vereinfacht  sich  wesentlich  oder 
fällt  ganz  fort. 

Diesem  Vorzug  der  dirccten  Einziehung  stebt  der  finanzielle 
Nachtheil  eines  im  Ganzen  fast  unvermeidlich  grösseren 
Verwaltungspersonals  und  weitläufigeren  Cassen-  und 
Rechnungswesens,  verglichen  mit  dem  .Stempelwesen,  gegenüber. 

Denn  die  Arbeit  der  Berechnung  der  Gebühr  und  der  Einziehung  fällt 
der  Verwaltung,  beim  Stempel  die  erstere  und  die  der  zweiten  analoge  Arbeit 
und  Muhe  der  Zahlungsleistung  dem  Publicum  zur  Last.  Die  Buchführung 
muss  — wenigstens  gewöhnlich,  Ausnahmen  kommen  z.  B.  bei  Baarzahlungen  an 
die  Post-  und  Telegraphcnämter  vor  — jeden  einzelnen  Act  einer  Zahlung  des 
A.  Wagner,  Finaacwinsasehafl.  II.  2.  Aofl.  12 
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einzelnen  Gebührenpflichtigen  registriren,  während  sie  sich  beim  Stempel  anf  die 
Eintragung  der  Acto  ron  Stempelablieferungen  der  obersten  Stetnpelrerwaltung  au 
Behörden  und  an  Stempclyerkäufer  beschränken  kann. 

Die  Verriugerung  behördlicher  Manipulationen, 
die  Vereinfachung  desCassen-,  Rechnung«-,  Buchungs- 
wesens und  die  daraus  hervorgehende  Verminderung  der 
Erhebungskosten  war  finanztechnisch  mit  einer  der  Gründe 
zur  Einführung  und  Verbreitung  des  Stempels  wie  zur  heutigen 
Beibehaltung  dieser  Erhebungsform  statt  der  directen  Einziehung. 
Dieser  Vortheil  galt  und  gilt  finanziell  für  wichtiger  als  die  öfters 
zuzugebende  leichtere  Gefahr  der  Hinterziehung  der  Gebühr  bei 
dem  Stempel  und  als  die  dadurch  gebotene  Specialcontrole  Uber 
den  wirklichen  und  richtigen  Gebrauch  des  vorgeschriebenen  Stempels. 

Das  Publicum  oder  die  Gebührenpflichtigen  sind  bei  manchen 
Gebühren  im  Fall  der  directen  Einziehung  vor  Irrth  Urnern  und 
deren  Rechtsfolgen  gesichert,  was  allerdings  ein  Vortheil 
für  beide  Betheiligte,  Verwaltung  und  Publicum,  ist.  Hie  und  da, 
besonders  bei  grösseren  Zahlungen,  ist  diese  Erhebungsform  für 
letzteres  auch  bequemer  als  der  Gebrauch  des  Stempels.  Meistens 
ist  der  Stempel  aber  für  den  Zahlungspflichtigen  eine  sehr 
einfache  und  bequeme  Gebühren  (und  Steuer-)  Erhebungs- 
foim,  welche  in  einzelnen  Verwaltungszweigen  (Post)  für  das 
Publicum  kaum  weniger  zweckmässig  und  unentbehrlich  erscheint, 
als  tür  die  Verwaltung. 

Am  Consequentesten  und  Klarsten  sind  die  beiden  Formen  der  Gebühren- 
erhebung in  der  Österreichischen  Gesetzgebung  ausgebildet.  (Vgl.  v.  Czörnig, 
Österreichisches  Budget  II.  171  II',  Dessary,  Österreichische  Fiuanzgesetzkunde  (Wien, 
18  5)  S.  55.)  Maassgebend  dafür  das  ältere  Gesetz  vom  27.  Januar  1840  für  säinmt- 
liche  Österreichische  Lande,  excl.  Ungarn  und  Siebenbürgen),  dann  die  Gesetze  vom 
9.  Februar  und  2.  August  1850.  Die  Gebühren  von  Rechtsgeschäften  u.  s.  w.  zer- 
fallen hier  in  Stempel  und  unmittelbare  Gebühren.  Beide  ..sind  ihrem  Wesen 
nach  gleichartig  und  nur  der  Form  nach  darin  verschieden,  dass  beim 
Stempel  sich  diu  Partei  unter  ihrer  Verantwortung  die  Steuer  selbst  be- 
inisst und  sie  mittelbardurch  Verwendung  ron  Stempelmarken  (seit  1.  November  1S54 
in  (lesterreich  ausschliesslich,  statt  Stempelpapicrs,  in  Gebrauch,  höchste  Marke 
20  Fl.)  entrichtet,  während  bei  den  „unmittelbaren“  Gebühren  die  Bemessung 
amtlich  und  die  Rezahlu  n g unmittelbarerfolgt“,  (Czörnig  II,  175.)  Z.  B.  Etat 
für  1877  in  West -Oesterreich  Stempelertrag  brutto  17  8 Mill.  Fl  , Erhcbungskusten 
358,700  Fl  oder  2.01  %.  Gebühren  von  Rechtsgeschäften  u.  s.  w.  32.7  Mill.  Fl., 
Erhebungskosten  429.500  Fl.  oder  1.31%.  Also  etwas  geringere  directe  Erhebungs- 
kosten hier,  was  mit  der  Erhebung  durchschnittlich  liOlurcr  Steuersummen  in  Einem 
Acte  Zusammenhängen  wird  In  der  Form  der  unmittelbaren  Gebühr  werden 
namentlich  erhoben  die  Gebühren  von  Uebertragungeu  des  Eigcnthuins,  Fruchtgenusses 
oder  Gebrauchsrechts  unbeweglicher  Sachen,  von  unentgeltlichen  Uebertrngungen 
(Schenkungen.  Erbschaften),  von  bucherlichen  Eintragungen  anderer  Art  und  von 
gerichtlichen  Erkenntnissen  über  einen  höheren  Werth  (über  200  Fl.),  durch  welche 
eine  VermftgcnsUbertragung  entschieden  wird.  Auch  Stern  pclgebtthren  über  mehr 
als  20  Fl.  können  unmittelbar  entrichtet  werden. 
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Im  Einzelnen  ist  dann  etwa  folgendermaassen  zu  entscheiden. 
Die  directe  Einziehung  der  Gebührenbeträge  statt  der  Er- 
hebung der  Gebühr  in  Stempelforin  empfiehlt  sich  im  Interesse 
beider  Betbeiligten , der  Finanzverwaltung  und  des  Publicuras, 

1.  zunächst  überall  da,  wo  die  zu  vergeltende  Leistung  sich 
aus  einer  Reihe  von  einzelnen  gebührenpflichtigen 
Acten  zusammensetzt,  für  welche  eine  schwierigere  Be- 
rechnung der  Gebühren  nach  dem  Tarife  erfolgen  muss. 

liier  ist  die  Berechnung  am  Besten  der  Behörde  selbst  zu  übertragen,  weil  das 
Publicum  zu  leicht  Irrthümer  begehen  wurde  und  weil  eine  amtlich  controlirende 
Nachrechnung  doch  stattlinden  müsste.  Auch  ist  es  zweckmässiger  und  ökonomischer, 
sowie  für  die  Bevölkerung  bequemer,  wenn  die  Erhebung  der  Gebühren  auf  einmal 
in  einer  grösseren  Summe,  als  wirklich  für  jeden  einzelnen  Act  erfolgt.  Die  directe 
Einziehung  ist  daher  besonders  bei  den  Gerichtskosten,  zumal  bei  Civil-  und 
Criminalprocesscn,  auch  bei  vielen  Thätigkeiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und 
bei  Verkehrssteuorn , welche  sich  an  Yermögcnsübertragungen  u.  dg!,  an- 
knüpfen,  passend  und  in  der  Praxis  mitunter  allein  oder  überwiegend  üblich, 
d.  ii.  der  Gebrauch  von  Stempeln  ausdrücklich  ausgeschlossen , selbst  wenn  er  bei 
ähnlichen  aussergerichtlichen  Fällen  vorgeschrieben  ist,  oder  auf  bestimmte  einzelne 
Acte  beschränkt. 

Dies  die  zweckmässige  Einrichtung  in  Prousscn  bei  Gerichtskosten.  Nach 
§.  10  des  Gerichtskostengesetzes  vom  10.  Mai  1851  „hört  der  Gebrauch  des  Stempel- 
papiers bei  den  Gerichten  auf.  Die  Stempelbeträge , deren  Erhebung  der  Tarif  noch 
beibebält,  werden  wie  Gerichtskosteu  verrechnet,  auch  in  allen  übrigen  Beziehungen  .... 
als  Gerichtskosten  behandelt.  Wo  der  Tarif  nicht  ausdrücklich  die  Erhebung  von 
Stcmpelbeträgen  anordnet,  findet  eine  solche  nicht  mehr  statt.“  Jetzt  ist  im  Deutschen 
Gerichtskostengesetz  vom  18.  Juni  1ST8  §.  2 bestimmt:  „eine  Erhebung  von  Stempeln 
und  anderen  Abgaben  neben  den  Gebühren  findet  nicht  statt.  Urkunden , von  denen 
im  Verfahren  Gebrauch  gemacht  wird,  sind  nur  insofern  einem  Stempel  ....  unter- 
worfen, als  sie  es  ohne  diesen  Gebrauch  auch  sein  würden.  Urkunden,  welche  im 
Verfahren  errichtet  werden,  bleiben,  soweit  ihr  Inhalt  über  den  Gegenstand  des  Ver- 
fahrens hinausgeht,  den  allgemeinen  Vorschriften  über  Erhebung  von  Stempeln  oder 
anderen  Abgaben  unterworfen“.  In  anderen  Ländern,  Frankreich,  zum  Theil 
Oesterreich  u.  s.  w.  werden  die  gerichtlichen  Schriftstücke  anders  behandelt,  d.  h. 
sie  müssen  gestempelt  sein,  weshalb  hier  ein  Theil  der  Gerichtskostcnerträgo  in  den 
Stempelerträgen  steckt.  Auch  dies  hindert  die  genauere  Vergleichung  der  betreifenden 
Erträge  zwischen  Staaten,  wolche  nicht  genau  dieselben  Erhebungsformcu  haben. 
Ueber  Oesterreich  s.  oben.  Ueber  Frankreich  s.  Fin.  III,  §.  228,  229. 

2.  Auch  wo  die  in  der  Gebühr  zu  bezahlende  öffentliche 
Leistung  wirklich  oder  der  Annahme  nach  ein  mehr  indivi- 
duelles, von  Fall  zu  Fall  verschiedenes  Gepräge  hat 
und  der  Gebührentarif  sieh  demgemäss  abstuft,  ist  die  directe  Er- 
hebung vorzuziehen. 

Auch  hier  bietet  die  Berechnung  mehr  Schwierigkeiten  und  mehr  Anlass  zu 
Irrthüinem  und  erfolgt  deshalb  passend  durch  die  Behörde.  Die  Controle  ist  bei 
Stempelgebrauch  ebenfalls  zu  sehr  erschwert.  Von  den  Gebühren  der  Inneren  Ver- 
waltung und  der  Rechtspflege  gehören  manche  hierher,  besonders  solche,  welche 
in  Steuern  (Verkehrssteuern)  übergehen  und  nicht  in  festen  Sätzen  oder 
in  wenigen,  einfach  zu  unterscheidenden  Stufensätzen,  sondern  in  Sätzen, 
welche  nach  der  Werthhöhe  des  in  Frage  kommenden  Objects  wechsoln  (pro- 
portional, progressiv  oder  degressiv  dazn)  oder  nach  einem  sehr  complicirten 
Stufentarif  erhoben  werden.  So  bei  einzelnen  Beglaubigungs-,  Aufsichts-,  Erlaub- 
nissgebühren , dann  wieder  bei  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  für 
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protokollarische  gerichtliche  Erklärungen  u.  dgL  m. , bei  allgemeinen  Kegister- 
gebühren  (und  damit  verbundenen  Verkehrssteuern),  bei  Gebühren  des  Grundbuch-  und 
Hypotheken  Wesens.  Beispiele  oben  in  §.  42,  43. 

Je  mehr  aber  hier  bei  einer  Abgabe  der  reine  Gebühren- 
cbaracter  bewahrt  oder  wieder  hergestellt  wird,  je  mehr  der  Ge- 
sichtspunct  Geltung  erlangt,  die  Gebührensätze  nach  dem  Kosten- 
aufwand der  Verwaltung,  daher  nach  festem  Schema,  nicht  nach 
dem  Werth  der  Leistung  für  den  Interessenten  zu  bemessen,  je 
mehr  die  Leistungen  schablonisirt  werden,  desto  mehr  fallen 
die  Gründe  für  directe  Berechnung  und  Erhebung  der  Gebühren 
fort  und  wird  die  Erhebung  in  Stempelform  für  beide  Betheiligte 
zweckmässiger.  Die  moderne  Entwicklung  neigt  dahin  und  bat 
sich  deshalb  auch  diese  letztere  Erhebungsform  immer  mehr  ver- 
breitet. Wäre  nicht  die  Verbindung  mit  Verkehrssteuern,  so  würde 
das  wohl  noch  mehr  der  Fall  sein. 

Von  den  Gebühren  der  Cultur-  und  Wohlfahrtssphäre,  besonders  der 
(materiell-)  volkswirtschaftlichen  Verwaltung,  haben  manche  und  batten  früher 
noch  mehrere  den  Character  einer  Abgabe  für  eine  mehr  individuell  gestaltete 
Leistung  oder  Kostenprovocation.  Daher  insoweit  auch  hier  die  directe  Erhebung: 
so  im  Versicherungswesen,  bei  den  Wegegeldern,  bei  Localanstalten  für 
materielle  Bedürfnisse  (§.  65),  bei  den  Gebühren  der  sogenannten  Volkswirth- 
schaftspflege  (§.  66)  und  namentlich  bei  der  Post  (§.  62)  und  der  Tele- 
graphie (§.  64)  unter  der  Herrschaft  des  Stufentarifs.  Mit  dem  Eintritt  der 
oben  (§.  62)  dargelegten  Bedingungen  eines  einfachen  Zonen-  oder  eines  vollen 
Einheitstarifs  ist  dagegen  die  Erhebungsform  des  Stempels  auch  hier  ein- 
gebürgert worden.  Sie  hat  sich  in  der  Post  ausserordentlich  bewährt  und  kann  hier, 
wie  schon  oben  bemerkt,  fast  als  conditio  sine  qua  non  für  die  moderne 
Postentwicklung  gelten.  Die  Leistungen  der  Post,  besonders  der  Briefpost  — 
nach  der  Seite  ihres  Werths  für  die  Interessenten  und  ihres  Kostenaufwands  für  den 
Staat  betrachtet- — haben  aber  auch  immer  mehr  das  individuelle  Gepräge  verloren 
und  lassen  sich  schablonisircn.  Beim  Telegraphen  nicht  in  gleichem  Maassc:  daher 
hier  auch  directe  Zahlung  in  grösserem  Umfange  bleibend.  Mit  der  HiHschen 
Postreform  in  England  (§.  62)  war  die  Einführung  des  Stempels,  d.  1.  der  sogenannten 
Briefmarken,  als  Portoerhebungsform  verbunden:  eine  Einrichtung,  welche  dann 
auch  die  Tour  um  die  Welt  gemacht  hat.  Ebenso  gestempelte  Briefcouverts. 
Seit  der  Vereinfachung  des  Packettarifs  auch  hier  das  Markensystem  mit  in  An- 
wendung. — Telegraphen  marken  neuerdings  auch  allgemeiner:  Einführung  in 
Kord  - Deutschland  durch  Gesetz  vom  16.  Mai  1669.  Schon  die  relativ  geringe  Be- 
theiligung des  allgemeinen  Publicums  an  der  telegraphischen  Correspondenz  macht 
das  Markensystem  hier  weniger  nothwendig. 

3.  Die  directe  Zahlung  ist  ferner  am  Platze  bei  Gebühren, 
welche  in  einer  verhältnissmässig  doch  nur  kleineren  Zahl  von 
Einzelfällen  und  etwa  zugleich  in  relativ  gritsseren  Beträgen 
erhoben  werden. 

Hierher  gehören  wieder  manche  Fälle  der  Rechts-  und  Verwaltung«-  uud  der 
volkswirtschaftlichen  Gebühren ; im  Einzelnen  besonders  Steuern  von  der  Uebertragung 
unbeweglichen  Vermögens,  dann  Taxen  für  Ebron  und  Würden,  Geld- 
strafen, Schulgelder.  Früher  auch  zum  Tbeil  die  Postporti,  jetzt  noch 
zum  grossen  Theil  die  Telegraphen  gebühren. 
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4.  Endlich  hängt  die  Wahl  zwischen  directer  Zahlung  und  Stem- 
pel auch  von  der  Einrichtung  des  Cassen-,  Kechuungs-  und 
Controlwesens  ab.  Wo  auf  getrenntes  Cassen-  und  Rech- 
nungswesen einzelner  Verwaltungszweige  Werth  zu  legen  ist,  muss 
ein  allgemeiner  Staatsstempel  vermieden  werden,  während  ein 
specieller  Stempel  für  den  einzelnen  Zweig  nur  ausnahmsweise 
— auch  aus  ökonomischen  Gründen  — zweckmässig  ist,  nemlieb 
bei  sehr  ausgedeh ntem  Gebranch  und  niedrigem  Betrag  des 
einzelnen  Stempels. 

So  in  der  Post  Verwaltung,  (heilweise  als  Steuererhebungsform  bei  den  Spiel- 
karten, bei  der  Tabak-Fabrikatsteuer.  (Russisch-americanisches  Tabak- 
steuersystem (Banderolleu),  wo  der  Verkehr  selbst  die  Controle  in  Betreff  der 
orfolgten  Steuereinrichtung  mit  ausitben  muss,  indem  nur  gestempelte  Packete  u.  s.  w. 
in  den  Verkehr  treten  durfeu.  Die  Sache  liegt  hier  also  etwas  anders  als  bei  den 
sonstigen  Stempeln.  Näherei  darüber  gehört  erst  in  die  Steuerlebre.  Vgl.  über 
Russland:  Walcker,  Selbstverwaltung  S.  315,  0.  Mayr,  Deutsches  Reich  und 
Tabakmonopol  (Stuttgart  187$)  S.  79  ff.,  Deutsches  Handelsblatt  187$.  Nr.  3,  5;  Uber 
America  besonders  Felser  in  Hirth's  Annalen  1878  (auch  selbständig  erschienen!. 
Dann  die  Materialien  in  der  Rcicbstabakenquete  und  in  Schäffle’s  Aufsatz  darüber 
in  der  Tübinger  Zeitschrift  1879 — 80.). 

Die  Controle  Uber  die  wirklich  erfolgte  Entrichtung  der  Ge- 
bühr lässt  sich  beim  Stempel  mit  völliger  Sicherheit  nur  fuhren, 
wenn  jeder  stempelpflichtige  Act,  bez.  jede  bezügliche  Urkunde, 
jeder  Gegenstand  u.  s.  w.  einer  Behörde  nach  dem  Lauf  des 
Geschäftsgangs  vor  Augen  kommen  muss. 

So  z.  B.  bei  Eingaben  an  Behörden,  bei  allen  Papieren,  welche  vor  Gericht 
producirt  werden,  bei  der  Post.  Zu  beachten  sind  die  bezüglicheu  französischen 
Vorschriften  Uber  das  Enregistrement  und  die  Kegistrirungspflichtigkeit.  S.  Fin.  111, 
S.  514,  auch  §.  216,  221. 

Werden  in  anderen  Fällen  Gebühren  (oder  Verkehrssteuern) 
erhoben,  so  kann  man  meist  nur  in  der  Form  der  directen  Zahlung 
Defraudationen  sicherer  verhüten,  etwa  mit  der  Ausnahme  solcher 
Fälle,  wo  die  Gebühr  sehr  niedrig,  die  Defraudationsstrafe  und 
sonstige  Rechtsnacbtheile  sehr  gross  sind  und  die  Gefahr  einer 
Entdeckung  der  Unterlassung  des  vorgeschriebenen  Stempelgebrauchs 
leicht  unabhängig  vom  Thun  und  Lassen  des  Defraudanten  ein- 
treten  kann. 

So  liegt  die  Sache  bei  der  russisch-americanischen  Tabaksteuer,  wo  aber  auch, 
besonders  in  America,  ein  drakonisches  Strafsystem  hinzukommt  und  trotzdem 
Defraudationen  im  grossen  Umfang  verkommen  sollen.  Achnlicbe  Sachlage  bei  Spiol- 
kartenstempel.  wo  die  Controle  durch  Publicum  und  Verkehr  selbst  leicht  ist.  (S.  über 
die  französischen  Einrichtungen  bei  den  Spielkarten  Pin.  III,  §.  284). 

So  erklärt  sich  die  Möglichkeit,  mit  Stempeln  bei  Wechseln 
und  ähnlichen  Sch  uldverschreibungen,  dann  beiWerth- 
papieren  des  Börsenverkehrs  (Obligationen,  Actien,  ein- 
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heimischen  und  fremden),  ferner  mit  der  blossen  Stern pelpflich- 
tigkeit  schriftlicher  Verträge  unter  obligatorischer  Forderung 
der  Schriftlichkeit,  ohne  RegistrirungszwaDg,  leidlich  auszukommen, 
namentlich  wenn  auf  die  Unterlassung  des  Gebrauchs  des  Stempels 
neben  empfindlichen  Geldstrafen  etwa  gar  der  Verlust  des  Klage- 
rechts oder  der  Benutzung  einer  Urkunde  als  Beweismittel  im  Pro- 
cess  vor  Gericht  gesetzt  ist.  Unbestreitbar  kommen  trotzdem  in 
solchen  Fällen  oft  Defraudationen,  d.  h.  Nichtgebrauch  des  Stempels 
vor,  namentlich  da,  wo  eine  behördliche  (gerichtliche)  Cognition  die 
Ausnahme  bildet  und  die  betreffenden  Rechtsgeschäfte  und  Urkunden 
nicht  leicht  im  weiteren  Publicum  bekannt  werden,  daher  z.  B.  bei 
gewöhnlichen  Privatverträgen. 

Darüber,  ob  und  wie  «eit  mit  der  Unterlassung  der  pflichtmässigen  Be- 
steuerung eines  Rechtsgeschäfts , eines  Vcrtragaschlusses,  und  namentlich  der 
Stempelung  einer  U rku n de  Uber  Rechtsgeschäfte.  Verträge,  ausser  S träfe n — und 
regelmässig  nur  Geldstrafen  — auch  Recbtsnachthcile,  besonders  die  Nichtig- 
keit des  Geschäfts,  Vertrags,  oder  wenigstens  die  Unzulässigkeit  der  gericht- 
lichen Klage  verbunden  sein  sollen,  darüber  gehen  die  Ansichten  in  der  Theorie 
auseinander.  Die  Bestimmungen  des  positiven  Rechts  sind  ebenfalls  verschieden.  Die 
volle  Nichtigkeit  hat  man  selten  zu  fordern  gewagt.  Die  Verweigerung  des  gericht- 
lichen — also  staatlichen  — Schutzes  ist  aber  wohl  verlangt  und  selbst  als  Consequenz 
einer  bestimmten  stouerpolitischen  Stempeltheorie  — wonach  die  Stompelzahlung  eine 
Leistung  an  den  Staat  für  die  Gewährung  des  Rechtsschutzes  sei  — bezeichnet  worden. 
Abgesehen  von  der  Unzulänglichkeit  dieser  principiellen  Begründung  hat  man  iudesson 
namentlich  practische  Bedenken  gegen  diese  Rechtsfolge  der  unterlassenen  Besteuerung 
oder  Stempelung  geltend  gemacht:  Gefährdung  der  Verkehrssicherheit  und  Gewährung 
leichter  Gelegenheit,  ungebildetere  und  in  den  Geschäftspractikcn  unerfahrene  Personen 
betrugen  zu  können.  Ich  möchte  mich  diesen  Bedenken  nicht  verschliesscn , aber 
principiell  berechtigt  erschiene  mir  die  Verweigerung  des  Klagrechts.  Diese  Consequcnz 
hat  England  bei  ungestempelten  Urkunden  gezogen  (Fin.  111,  S.  262),  in 
Frankreich  ist  sie  öfters  befürwortet,  so  noch  1871  , 1875,  aber  doch  nicht  in  das 
Stcmpelgcsctz  aufgenommen  worden  (Fin.  111  S.  547).  In  dem  verwandten  Fall  der 
RegistrirungspHichtigkeit  (und  Abgabczahlung  dabei)  hat  die  französische  Gesetzgebung 
den  Rochtsnachtheii , dass  die  nicht  registrirten  Urkunden  nicht  vor  Gerichten  und 
Behörden  mit  rechtlicher  Wirkung  producirt  werden  köuuen.  festgesetzt  (Fin.  III, 
S.  514).  Aber  man  begnügt  sich  auch  hier  mit  der  Vorschrift  — also  Zulassung  — 
einer  nachträglichen  Registrirung  und  mit  dann  eventuell  cintretenden  Geldstrafen. 
— Von  Kechtsuachtheilen  wegen  unterlassener  Abgabczahlung  oder  Stempelung  sind 
solche  civilrechtliche  Rechtsnachtheilo  zu  unterscheiden,  welche  z.  B.  mit  der 
Unterlassung  dor  vorgeschriebenen  schriftlichen  Abfassung  aller  oder  gewisser  Ver- 
träge verbunden  sind,  wie  im  Preussischeu  Landrecht  (Th.  I,  Titel  5.  §.  1.11. 
155.  156).  Die  hier  verlangte  Schriftlichkeit  der  Verträge  (aller  Uber  50  Thlr.) 
und  die  etwa  angedrohten  Kechtsnachtheile  bei  fehlender  Schriftlichkeit  ermöglichen 
aber  natürlich  auch  eine  immerhin  etwas  in  der  Ausführung  gesichertere  Vorschrift 
der  Steinpelpfiichtigkeit  solcher  Vertragsurkunden  auzuwenden. 

5.  In  denjenigen  Verwaltungszweigen,  welche  nicht  Special- 
stempel für  sich  führen  (bisher  gewöhnlich  nur  Post  und  Telegraphie), 
war  früher  die  directe  Einziehung  der  Gebühren  auch  wegen  des 
Mangels  der  fiscalischen  Casseneinbeit  der  einzelnen 
Verwaltungen  vielfach  geboten. 
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Jeder  Zweig  hatte  »eine  eigenen  Einnahmen  und  Ausgaben,  oft  waren  letztere 
direct  aus  ersteren  zu  bestreiten  oder  die  (iebttbreneinnahmen  kamen  unmittelbar  den 
Beamten  zu  Gute  (Sporteln  bei  Gerichten).  Die  Abstellung  dieser  Verhältnisse  ist  der 
Einführung  der  Stempel  günstig  gewesen.  Stempelwesen  und  fiscalische  Casseneinheit 
haben  sich  in  einem  gewissen  Zusammenhang  seit  Ende  des  17.  Jahrhunderts  entwickelt. 

III.  — §.  72.  Die  Erhebung  der  Einzel-Gebühren  in 
Form  des  Stempels. 

Wohl  allgemein  ist  bisher  die  Anwendung  des  Stempels  für 
die  Erhebung  von  Gebühren  und  Steuern  auf  Staatsabgaben  be- 
schränkt. Im  Princip  stände  gegen  Communalstempel  u.  s.  w. 
nichts  im  Wege. 

Es  war  wohl  mit  die  falsche  Auffassung  der  Stempel  als  einer  eigenen  Steuerart 
(„Stempelsteuern“),  welche  den  Staat  auch  zum  Gebrauch  dieser  blossen  Stcuer- 
erhebungsart  allein  berechtigt  erscheinen  Hess.  Man  furchtete  etwa  auch  Ver- 
wechslungen. Wichtiger  sind  aber  die  sachlichen  Gründe,  welche  die  Stempel  auf 
den  Staat  beschränken  und  nur  die  directe  Einziehung  boi  der  Commune  Vor- 
kommen lassen : diejenigen  Gebühren,  bei  welchen  der  Stempel  passend  als  Erhebungs- 
form benutzt  wird,  fehlen  der  Commune  meistens  und  die  Gründe  der  Bequemlichkeit 
und  Verwohlfeilerung  dieser  Erhebungsform  fallen  gewöhnlich  ausserhalb  des  Staats- 
finanzwesens fort. 

In  Bundesstaaten  kommen  in  entsprechenden  Fällen  Reichs- 
oder Bundesstaats-  und  Einzelstaatsstempel  fUr'Gebtlbren 
und  Verkehrssteuern  wohl,  wie  in  Deutschland,  neben  einander, 
aber  in  verschiedenen  Verwaltungszweigen  vor.  Selbst  die  Erhebung 
von  Reichs-  und  Staatsstempeln  bei  ein  und  derselben  Thätigkeit 
wäre  nicht  ausgeschlossen.  Es  ist  nicht  unmöglich,  dass  die  Ent- 
wicklung dieser  Dinge  in  Deutschland  dazu  führt.  Der  Einwand, 
dass  Irrthtimer  und  Verwechslungen  leicht  möglich  seien,  wenn 
doppelte  Stempel  benutzt  werden  müssen,  wiegt  nicht  so  schwer. 

Die  Vorschläge  der  bundesräthlichen  Stempelsteuercommission  von  1877  gingen 
auf  Einführung  von  Reichsstempeln  neben  Laiidesstempcln  im  grosseren  Umfange 
hinaus.  Doch  wurden  die  Bedenken  in  den  Berathungen  mehrfach  hervorgehoben. 

Das  ausschliessliche  Recht  („Monopol“)  auf  die  Benutzung  von  Stempeln 
oder  Marken  hat  der  Staat  an  sich  überhaupt  übrigens  nicht.  Die  unbeanstandete 
Benutzung  von  Marken  bei  „Privatposten“  (Brief-,  Packotbefürderungsaustalten)  zeigt 
das  auch  bei  uns. 

Das  Gebiet,  wo,  und  die  Kategorieen  von  Fällen,  in  welchen 
die  Gebührenerhebung  in  Stempelform  zweckmässig  ist,  ergiebt 
sich  aus  den  vorausgehenden  Erörterungen  Uber  die  directe  Ein- 
ziehung. Hier  sind  daraus  jetzt  nur  die  positiven  Folgerungen 
zu  ziehen. 

Der  Zweck  des  Stempels  als  Gebühren-  und  Steuererhebungs- 
form statt  der  directen  Einziehung  ist,  beiden  Betheiligten 
die  Berechnung  und  Zahlung  der  Abgabe  möglichst 
einfach  und  bequem  und  der  Finanzverwaltung  z n - 
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gleich  möglichst  wohlfeil  und  sicher  zu  machen  und 
ihr  andere  Controlen  zu  ersparen. 

Der  Uebergang  von  Stempelpapier  zu  Stempelmarken,  die  dann  entweder 
ausschliesslich  oder  beliebig  nach  Wahl  statt  Stempelpapiers  zu  brauchen  sind,  ist  in 
den  letzten  Jahrzehnten  wohl  allgemein  in  den  Staaten  mit  Stempelabgaben  erfolgt 
und  hat  ähnliche  Gründe  der  Bequemlichkeit  u.  s.  w.  wie  die  Einbürgerung  des 
Markensystems  in  anderen  Fällen  (Post).  Was  thatsächlich  benutzt  wird,  hängt  von 
den  gesetzlichen  Normen,  den  speciellen  Verhältnissen  im  concreten  Fall  und  auch 
von  den  Werthgrössen  („Sorten“)  ab,  in  welchen  Stempelpapier  und  Marken 
amtlich  ausgefertigt  werden.  In  Preussen  z.  B.  bestimmt  dies  nach  Gesetz  vom 
18.  Februar  1877  das  Finanzministerium.  Nach  einer  Verordnung  desselben  von  1877 
giebt  es  33  Sorten  Stempelpapier  (von  ■/»,  1.  l'/a.  - M.  u.  s.  w.  bis  100,  150,  200. 
300  u.  s.  w. , Maximum  1000  M.)  und  16  Sorten  Stempelmarken  (*/,.  1,  1’/».  2 M. 
u.  s w.  bis  10,  15,  20,  25,  Maximum  30  M.). 

Im  Allgemeinen  ist  der  Stempel  besonders  zweckmässig, 
wo  von  speciellerer  Berechnung  des  Werths  der  Leistung  fllr  den 
Interessenten  und  der  Kostenprovocation  Ihr  die  Verwaltung  im 
einzelnen  Falle  abgesehen  werden  kann  und  die  Abgabe  den 
Character  einer  gleichmässigen  oder  nach  einfachen  Merk- 
malen abgestuften  Vergütung  für  eine  öffentliche  Leistung  oder 
eines  Kosten  beitrage  annimmt.  Wenn  hier  zahlreiche,  ungefähr 
gleich  zu  erachtende  Gebllhrenfälle  vorliegen,  so  wäre  die  directe 
Einziehung  des  Gebllhrenbetrags  fllr  beide  Betheiligten  unbequem 
und  für  die  Verwaltung  kostspielig.  Vielfach  ist  est  erst  im  ent- 
wickelten Staats-  nnd  Wirtschaftsleben  so.  Kann  dann  eine 
einigermaassen  ausreichende  Controle  über  den  wirklich  erfolgten 
Gebrauch  des  Stempels  stattfinden,  oder  ist  die  Abgabe  so  niedrig, 
dass  sie  nur  wenig  Reiz  zur  Umgehung  mit  sich  führt,  so  empfiehlt 
sich  diese  Erhebungsform. 

Ed  ist  bezeichnend,  dass  mau  bei  dem  russisch-americanischen  Tabaksteuersystem 
die  Berücksichtigung  des  Werths  der  Waare  wieder  fallen  lassen  musste,  weil  sich 
die  Controle  über  die  richtige  Stempelung  nach  Werthstufen  nicht  durchfuhren  liess. 
So  erfolgt  nach  dem  russischen  Gesetz  vom  6./18.  Juni  1877  von  Anfang  1878  an 
nur  eine  gleichmässige  Stempelung  (von  einer  ordinären  Sorte  abgesehen)  und  in 
America  besteht  jetzt  ein  Gewichts-Satz  für  Rauchtabak  und  für  Cigarren  (resp. 
hier  ein  Einheitssatz  für  1000  Stück).  Ein  Puuct,  der  bei  der  Vergleichung  zwischen 
Monopol  und  Fabrikatsteucr  für  ersteres  spricht,  weil  dabei  eine  Abstufung  der 
Steuer  nach  dem  Werth  der  Waare  möglich  und  Üblich  ist:  zugleich  ein  Beweis,  dass 
diese  Fragen  der  Erhebungsform  im  Steuerwesen  eine  grosse  practische  Bedeutung 
haben,  auch  eine  allgemeinere,  als  die  frühere  Finanztheorie  anzunehmen  pflegte. 

Im  Einzelnen  sind  etwa  folgende  Fälle  zu  nennen: 

Sehr  einfache  Grundsätze  wieder  iu  der  oben  S.  178  genannten  österreichi- 
schen Gesetzgebung.  Fixstempel  für  Eingaben  au  Behörden  u.  s.  w„  für  Zeugnisse, 
für  Handels-  und  Gewerbebucher.  für  gewisse  amtliche  Protokolle  und  Ausfertigungen, 
für  Rechtsurkunden,  die  ein  nicht  schätzbares  Recht  betreifen;  Stufenstempcl  nach 
dem  Werth  bei  Uebcrtragung  des  Eigenthnms  beweglicher  Sachen  und  den  be- 
treffenden Urkunden  (Wechsel  — andere  stempelpflichtige  Urkunden). 
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1.  Einfache  sogenannte  Fix-  oder  Fest-Stempel,  als  Ge- 
bühren- und  als  Steuererhebungsform.  Sie  treten  mit  einem  festen 
Geldbeträge  fllr  die  einzelne  in  Anspruch  genommene  öffent- 
liche Leistung  regelmässig  in  der  Form  des  diesen  Geldbetrag  be- 
zeichnenden Stempelpapiers  oder  der  jetzt  allein  oder  überwiegend 
Üblichen  Stempelmarke  ein. 

Beispiele  aas  der  allgemeinen  Verwaltung  sind  die  Stempel  für  Eingaben  der 
Privaten  au  und  Bescheide  von  Behörden  in  Privatsachen . ohne  Rucksicht  auf  den 
Inhalt.  Ferner  die  Marken  des  Postverkehrs,  der  Telegraphie.  Im  Verkehrssteuer- 
system kommen  solche,  rogcimässig  niedrige,  Fixstempel  ebenfalls  vor,  bei  Fracht- 
scheinen, Rechnungen,  Schlusszettcln,  Quittungen.  Namentlich  hnanzgeschichtlich  und 
finanztechnisch  beachtenswert!)  ist  die  Einbürgerung  niedriger  Fest-Stempel, 
mitunter  an  Stelle  früherer  abgestufter  oder  Proportionalstempel,  so  in  Frankreich 
(s.  Ein.  III,  S.  557),  überhaupt  die  französische  (eb.  §.  230,  „Speeialstempel"),  und 
englische  Einrichtung  (eb.  S.  264,  „Pennystempel“'),  wobei  das  Verkehrsinteressc  und 
das  fisealisebe  zugleich  ihre  Wahrnehmung  finden.  In  Deutschland  gehört  hierher  jetzt 
auch  die  in  Stempelform  erfolgende  Erhebung  der  statistischen  Gebühr  (oben  S.  104). 

2.  Eine  weitere  Ausbildung  erfährt  der  Fixstempel  im  System 
der  sogenannten  Classenstempel.  Hier  treten  nach  gewissen 
sich  bietenden  Merkmalen,  wie  der  ungefähren  Bedeutung  der 
Sache,  der  ungefähren  Kostenprovocation  — nicht  nach  dem 
Geldbetrag  eines  Documents,  sondern  in  solchen  Fällen,  welche 
sich  nicht  eigentlich  in  Geld  schätzen  lassen  — Fixstempel  ver- 
schiedener Höhe  ein,  es  besteht  also  ein  Classentarif. 

Der  Stempel  statt  der  directen  Einziehung  kommt  hier  wohl  noch  hie  und  da 
bei  Thätigkeiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vor,  also  in  einem  partiellen  Gebühren- 
gebiete.  Ein  Analogon  solchen  Olassentarifs  ist  der  Stufentarif  der  Post  und 
Telegraphie.  Eine  wichtigere  Rolle  spielt  jener  Tarif  im  Verkehrssteuersystem , wo 
er  sich  an  die  Art  der  besteuerten  Rechtsgeschäfte  anschliesst.  Fix-  bez.  einfacher 
Classenstempel  ist  auch  der  genannte  Tabak-Fabrikatstempel. 

3.  Der  sogenannte  Dimensionsstempel  lässt  den  Gebühren- 
oder — der  häufigere  Fall  — den  Steuerstempel  bemessen  nach 
der  Ausdehnung  oder  dem  Umfang  der  stempelpflichtigen 
Schriftstücke  (Urkunden,  Register,  Process-,  Gerichts-,  Notariats- 
acten u.  s.  w.,  kaufmännischen  Bücher,  auch  Nummerzahl,  eventuell 
Blattzahl  und  Blattgrösse  der  Zeitungen  im  „Zeitungsstempel“). 
Eine  Stempelform,  welche  wegen  der  grossen  Zufälligkeit 
dieses  Umfangs  (des  Papiers  u.  s.  w.)  gebühren-  wie  steuerpolitisch 
erheblichen  Bedenken  unterliegt,  wenn  sie  auch  in  einigen  Fällen, 
z.  B.  bei  Gerichtsacten  u.  dgl.  m.,  dem  Umfang  der  Mühewaltung 
etwas  mit  entsprechen  mag. 

Die  oft  complicirte  Berechnung  und  die  Nothwendigkeit  der  Coutrole,  sowie  die 
Möglichkeit,  von  einem  einzigen  Pflichtigen  die  Abgabe  für  viele  Einzclfällc  in  einer 
einzigen  grösseren  Summe  cinzuzichcn  (Zeitungen  u.  dgl.).  giebt  der  directen  Ein- 
ziehung hier  indessen  meistens  den  Vorzug  vor  dem  Stempel  oder  die  Behörde  behält 
sich  die  Stempelung  selbst  vor  (ebenfalls  Zeitungen,  kaufmännische  Bücher  u s.  w.). 
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So  bei  letzteren  Beispielen  in  Oesterreich.  Besonders  ausgedehnt  ist  der  Dimen- 
sion s Stempel  nach  der  Grösse  des  für  eine  Urkunde  gebrauchten  Papiers  in 
Frankreich:  wohl  das  än sserlich ste  Merkmal,  an  das  inan  sich  hallen  kann! 
S.  darüber  Näheres  in  Fin.  111,  §.  229.  wo  auch  diu  Bedenken  dagegen  näher  dar- 
gclegt  sind.  Der  Naine  „tiinbre  de  dimension“  ist  in  Frankreich  der  amtliche,  der 
eigentliche  Werthstempcl  (N.  4'i  heisst  timbre  proportionnel.  Der  Stempel  für 
Strassenanschläge  (afbebes)  ist  ein  specieller,  vom  allgi  meinen  abweichender 
Dimcnsionsstcmpel  (Fin.  III.  S.  555). 

4.  Der  eigentliche  Werthstempel  — im  engeren  Sinne, 
denn  im  weiteren  ist  jeder  Stempel  „Werthstempel“  — , auch  wohl 
Gradations-,  Proportionalstempel  genannt  — doch  wird 
letzterer  Name  besser  flir  den  nach  einer  bestimmten  Art  der  Höhe- 
bemessung normirten  Stempel  reservirt  (s.  unten)  — richtet  sich 
nach  dem  Geldwerthbetrage  eines  mit  einer  Abgabe  belegten 
Documents,  bez.  Rechtsgeschäfts  oder  eines  Gegenstands, 
liber  den  ein  Rechtsgeschäft  abgeschlossen,  eine  gerichtliche  Ein- 
tragung vorgenommen  oder  im  Streitfälle  gerichtlich  entschieden 
wird.  Eine  solche  Bemessung  des  Stempels  kann  auch  bei  „Ge- 
bühren“ passend  sein,  um  die  Abgabe  einigermaassen  mit  dem 
Werth  der  öffentlichen  Dienstleistung  in  Einklang  zu  bringen  und 
die  Ge8ammtkosten  der  Eintragung  auf  die  Betheiligten  zweck- 
mässiger und  gerechter  mit  zu  vertheilen  — allerdings  dann  etwas 
mit  nach  einem  Besteuerungsgesichtspunct,  welcher  aber  (S.  99) 
auch  hier  bei  „Gebühren“  unter  Umständen  eine  berechtigte  An- 
wendung findet. 

Die  betreffende,  im  Stempel  erhobene  Abgabe  der  Praxis  stellt  nur  ausnahms- 
weise eine  reine  Gebühr  dar.  meistens  eine  reine  oder  doch  überwiegend  eine  Steuer 
(Verkehrssteueri.  Kostenzablungeu  der  freiwilligen  und  streitigen  Gerichtsbarkeit, 
welche  nach  dem  Werthbetrage  des  Objects  abgestuft  worden,  — Abgaben  für  die 
Eintragungen  in  die  Register,  die  Grund-  und  Hypothekenbücher,  für  die  Entschei- 
dung von  Civilprocessen  — hören  aber  nicht  dadurch  auf,  reine  Gebühren  zu  sein, 
dass  sie  sich  so  abstufen.  (Eben  deshalb  ist,  wie  schon  oben  einmal  bemerkt  (S.  63), 
Stein’s,  3.  A„  Fin.  520.  Unterscheidung  zwischen  Gebühren- und  Steuerstcmpel  nicht 
genau  haltbar.)  Solche  Abgaben  werden  Steuern  nur  bei  einer  eine  Uebcrstoigung 
der  Kostendeckung  bezweckenden  Höhe  der  Gesammteinnahme  daraus.  Die 
Erhebungsform  dieser  Gebühren  ist  indessen  selten  der  Stempel,  sondern  mit  Recht, 
besonders  bei  Rechtsgeschäften,  die  sich  auf  Eigenthumsübergang.  Verpfändung  un- 
beweglichen Vermögens  beziehen,  die  directe  Berechnung  und  Einziehung.  Stempel 
von  Verträgen  (Kauf.  Tausch,  Miethe,  Pacht  u.  s.  w.),  von  Documenten  des  Credit- 
verkehrs  (Wechsel,  Schuldverschreibungen  aller  Art.  Inhaber- Papiero  und  andere 
börsengängige  Werthpapiere  [„die  sich  ohne  Cessionsinstrument  übertragen  lassen“], 
Acticn  u.  s.  w ) stufen  sich  gewöhnlich  nach  dem  Werthe  ab  und  sind  meistens, 
wenn  nicht  eine  behördliche  Mitwirkung  im  sachlichen  Interesse  von  rornehercin 
geboten  ist,  reine  Verkehrssteucrn  (§  42).  Beispiele  u.  s.  w.  gehören  erst  in  die 
Steuerlehre.  (S.  ältere  bei  Rau.  Fin.  I,  §.  231  Note  f.)  Dür  Deutschland  reiches 
Material  aus  der  Gesetzgebung  aller  Finzelstaaten  in  dem  buudesräthlichen  Commissions- 
bericht von  1877,  S.  46 — 109. 

Der  Werthstempel  kann  ein  genauer  sein,  welcher  sich 
nach  Procenten  des  Betrags  richtet.  Die  Erhebung  der  Abgabe 
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wird  dann  aber,  schon  weil  der  Satz  nicht  immer  auf  runde  Summen 
lauten  wird,  meistens  nicht  mittelst  Stempels  geschehen  können, 
sondern  es  erfolgt  („unter  amtlicher  Cassirung  des  Stempels  und 
Vidirung  der  Urkunde“)  bei  einer  Behörde  baare  Einzahlung.  Der 
Werthstempel  kann  aber  auch  unter  Abrundung  seiner  Procenthöhe 
in  bestimmten  festen  Beträgen  für  gewisse  „Classen“ 
des  Werths  eintreten,  — „Classen-  oder  classificirter  Werth- 
stempel“ — und  dann  von  den  Parteien  selbst  angebracht  werden, 
wie  z.  B.  beim  Wechsel. 

Beispiel:  Deutsches  Wechselstempelgesetz  «um  10.  Juni  1869:  im  Allge- 
meinen der  Satz  */i  mit  der  Durchführung,  dass  Wechsel  bis  und  unter  50  Thlr. 
1 Sgr..  über  50 — 100  Thlr.  1 */*  Sgr.  und  für  jede  weiteren  rollen  oder  angefangenen 
100  Thlr.  l'/j  Sgr.  mehr  an  Stempel  zahlen.  Also  ein  classificirter  eigentlicher  Pro- 
portionalstempel. Nach  dem  neuen  Gesotz  rom  4.  Juni  1879  ist  der  Wechselstempel 
jetzt  10  Pf.  bei  Summen  bis  200  M.,  20  ron  Ober  200 — 400  M„  30  von  über  400 
bis  600  M.,  40  von  Uber  G00 — 900  M„  50  Pf.  von  über  800 — 1000  M.  und  je  50  Pf. 
für  jede  ferneren  vollen  oder  angefaugenen  1000  M. 

Je  nachdem  der  Wertbstempel  eiuigermaassen  gleich  mit  dem 
Werth  des  Objects  oder  stärker  oder  schwächer  steigt,  kann 
er  als  Proportional-  (im  engeren  Sinne,  s.  oben),  Progressiv- 
oder Degressiv-Werthstempel  bezeichnet  werden.  Der  Steuer- 
stempel ist  bisher,  gemäss  dem  leitenden  Gesicbtspuncte  unserer 
modernen  Besteuerung,  ein  Proportional-,  wenn  nicht  gar  ein 
Degressi v Stempel.  Der  Gebührenstempel  (bez.  der  direct 
eingezogene  Gebührenbetrag)  ist  meistens  degressiv,  dem  Um- 
stande entsprechend,  dass  die  Kosten  der  Staatsthätigkeit  nicht 
mit  dem  Werthe  des  Objects  proportional,  sondern  schwächer,  wenn 
überhaupt,  wachsen. 

So  bei  den  Eintragungsgebühren  — soweit  diese  eben  Gebühren  und  nicht 
Steuern  — . bei  anderen  Acten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  in  der  streitigen 
Gerichtsbarkeit  bei  den  Geriehtskostcn.  (S.  oben  §.  40.  43  ) Man  hat  wohl,  und  in 
einer  Hiusicbt  nicht  obno  Grund,  behauptet,  dem  Character  dieser  Abgaben  als  Ge- 
bühren widerspreche  in  mancher  Hinsicht  der  Wertbstempel  überhaupt  und  seien 
Fix-,  Classen-  und  etwa  passend  normirto  Dimensionsstcmpel  richtiger,  wenn  man  auf 
das  Moment  der  Kostenprovocation  als  den  Grund  der  Gebührenerhebung  sehe.  In- 
dessen dient  der  Wertbstempel  doch,  wie  gesagt,  zu  zwecktnässigerer  und  auch  die 
Verhältnisse  der  Interessenten  gerechter  berücksichtigender  Vertheilung  der  Go- 
sammtkosien  der  bezüglichen  Einrichtungen,  namentlich  der  Gerichte.  Es  kann 
sogar  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  die  Dcgrcssion  der  Abgabe  bei  den  höheren 
Werthbeträgeu  der  Objecte  nicht  passend  der  proportionalen  Abgabe  Platz  machte. 
Um  so  mehr,  da  diese  „Gebühren“  doch  leicht  mit  als  Steuern  fungiren;  und  mit- 
nntcr  nicht  mit  Unrecht,  weil  sie  vornemlich  die  besitzenden  Classen  und  unter 
diesen  sogar  solche  (in  den  Gerichtskosten!  besonders  treffen,  welche,  wie  Gewerbe- 
und  Handeltreibende,  von  den  anderen  Steuern  nicht  immer  genügend  getroffen 
werden  (§.  40,  S.  93). 

In  Betreff  der  Controlen  und  Strafbestimmungen 
kommen  bei  den  Gebühren,  auch  bei  denen  in  Stempelform,  tbeils 
die  allgemeinen  Grundsätze  des  Steuerwesens,  wofür  hier  auf  die 
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„allgemeine  Steuerlehre“,  Kapitel  5,  tbeils  einige  eigene  Grundsätze, 
insbesondere  bei  Registergebübren  und  Stempel,  in  Betracht,  wofllr 
hier  auf  die  specielle  Steuerlehre,  besonders  im  Abschnitt  von  der  Ver- 
kehrsbesteuerung, verwiesen  wird. 

Wichtig  sind  namentlich  dio  französischen  Vorschriften,  s.  Fin.  III,  §.  221 
bis  223,  232,  233.  — ln  Pronssen  dient  als  Controihilfsmittcl  die  Einrichtung  der 
Stempel  fiscale,  welche  dio  Papiere  der  Behörden  und  Beamten  verificiren,  bedingungs- 
weise . im  Verdachtsfalle,  auch  ron  Privatpersonen  Nachweisungen  über  Beobachtung 
der  Stcmpelgesetze  verlangen  können  (Gesetz  von  1822,  §.  34).  Denunciantenan- 
thcile  an  Stempelstrafen  sind  hier  1868  (Gesetz  vom  28.  December)  aufgehoben  worden. 

Mitunter  haben  Zwischenpersonen,  besonders  Notare  und  ähnliche,  die 
Gebühren  u.  s.  w.  einzuziehen,  wie  auch  umgekehrt  deren  Gebühren  (Notariatstaxen 
u.  s.  w.)  auch  mit  den  öffentlichen  Gebühren  von  der  Staatsbehörde  (Gericht)  bisweilen 
erhoben  werden  und  dann  eine  gegenseitige  Abrechnung  und  Ueberweisung  erfolgt. 
So  haben  in  Baiorn  die  Notare  die  Taxen,  welche  dem  Staate  von  den  bei  ihnen 
behandelten  Geschäften  gebühren,  unter  Aufsicht  der  Finanzbehörden  zu  erheben  und 
abzuliefern , etwaige  Rückstände  aber  zur  Zwangsbeitreibung  dem  Rentamt  zu  über- 
weisen. (Bairisches  Gesetz  vom  10.  Novomber  1861,  Pözl,  Verwaltungsrecht,  S.  556. 
3.  Aull.)  Nach  der  Person  des  Bezugsberechtigten  hat  man  mitunter  allgemein 
„Fiscusgcbübrcn“  und  „Dienergebuhren“  unterschieden  (z.  B.  Schall,  Schön- 
berg’s  Handbuch,  2.  Aufl.  III,  113). 

IV.  — §.  73.  Abfindungsbeträge  (Bauschsummen). 
Mitunter  kommt  statt  der  directen  Einziehung  von  Gebühren  (und 
Steuern)  bei  jedem  einzelnen  Falle  oder  statt  des  Stempels  auch 
eine  Abfindung  zwischen  der  Finanzverwaltung  und  einzelnen 
Abgabepflichtigen  Uber  eine  ganze  Reihe  von  Acten  in  der  Form 
einer  einmaligen  oder  periodischen  Gesammtzahlung  vor. 

Z.  B.  mit  Banken  für  deren  sonst  im  Anschluss  an  die  einzelneu  Geschäfte  und 
Urkunden  zu  zahlenden  Stempel,  bei  Zettelbanken  für  die  Banknoten.  So  zahlt  die 
Bank  von  England  ein  Stempelpauschale  (60.000  Pf.  St.),  dsgl.  die  anderen  Zettel- 
banken. statt  des  Stufentarifs  nach  der  Stückgrössc;  z.  B.  1886,87  an  solcher  „compo- 
sition“  für  Stempel  auf  bills  und  notes  (incl.  Englische  Bank)  123.534  Pf.  St.,  nach 
dem  Tarif  nur  120  Pf.  St.  (Financial  accounts  1886/87,  p.  17)  (S.  auch  Fin.  III, 

S.  264  über  Banknotenstempel.)  Anders  (Handelsedectenstempel)  bei  den  Noten  der 
Bank  von  Frankreich  (Fin.  III,  S.  560).  Die  deutschen  Banknoten  sind  stcmpelfrei. 

Etwas  Anderes,  aber  immerhin  in  der  Idee  den  BauschgebUhrcn  Verwandtes  sind 
die  sogenannten  „Gebührenäquivalente“,  welche  in  Oesterreich  beim  Besitz  der 
todten  Hand  als  Ersatz  der  hier  fortfallendcn  Besitzwechsel-Gcbühren  erhoben 
werden,  die  gleichen  taxes  de  main  morte  in  Frankreich  (Fin.  III,  §.  206).  Auch 
bei  der  Post  fehlen  selbst  jetzt  noch  analoge  Gestaltungen  nicht  ganz.  So,  wenn 
das  Porto  gewisser  Sendungen  (z.  B.  von  Stadtpostbriefen,  Circularen)  sich  ermässigt, 
falls  eine  bestimmte  grössere  Anzahl  Stücke  auf  einmal  aufgegebeu  wird,  — eine 
zweifelhaft  berechtigte  Begünstigung  der  Grossgcschäftsleute  und  der  Wohlhabenderen 
überhaupt. 

Fälle  dieser  Art  nähern  sich,  wie  schon  bemerkt,  dem  sogleich 
zu  besprechenden  System  von  „Beiträgen“.  Kann  man  die  Höhe 
des  Abfindungsbetrags  richtig  bestimmen,  namentlich  eine  — un- 
gerechte und  andere  Concurrentcn  verletzende  — Begünstigung 
verhüten,  so  ist  im  Interesse  beider  Theile  solche  Abfindung  wohl 
zu  empfehlen,  weil  sie  Erhcbnngskosten  und  Coutrolen  erspart  und 
der  Verkehr  dabei  nicht  gestört  wird. 
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3.  Abschnitt. 

Anhang. 

Beiträge. 

Nach  früher  Gesagtem  halte  ich,  gegenüber  Nenmann,  Schall  an  der  princi- 
piellen  Zugehörigkeit  der  Beiträge  zu  den  „Gebühren“  fest  (oben  §.  17,  S.  42  und 
S.  177)  und  selbst  die  Auffassung  der  Beiträge  als  „Erliebungsform“,  wie  in  der 
1.  Auflage  §.  320  und  §.  325  scheint  mir  zulässig.  Sachlich  habe  ich  in  der  folgen- 
den Darstellung  daher  auch  Wesentliches  zu  ändern  nicht  nothwendig  gefunden.  Siehe 
besonders  Ncumann,  progressive  Einkommensteuer.  S.  4ti  ff.  Auch  Einzelnes  in  den 
Communalsteuergutachten  des  Vereins  für  Socialpolitik  (Brach,  S.  20  ff. , mit  den 
Gebühren  zusammen,  Nasse,  S.  272);  v.  Bilinski,  Gemeindebesteuerung,  Leipzig 
1878,  S.  19  fl.,  der  die  Beiträge  mit  verwandten  Abgaben  vergleicht,  aber  bei  der 
eigentlichen  Gebühr  auf  das  Moment  der  Freiwilligkeit  zu  viel  Gewicht  legt. 
Jetzt  auch  die  neueren  genannten  Arbeiten  Neumann's  mit  terminologischen  und 
principiellen  Erörterungen,  so  in  der  „Steuer“  I,  Kap.  7,  auch  S.  301,  557.  Schall, 
Schönberg's  Handbuch  UI,  S.  114  Note. 

§.  74.  Die  Zwecke  der  Gebührenerhebung,  nemlich  die  Inter- 
essenten in  richtigem,  ihrem  Interesse  einigermaassen  entsprechenden 
Verhältnis  zur  Kostendeckung  öffentlicher  Einrichtungen  und  An- 
stalten herbeizuziehen  und  so  auch  diese  Kostendeckung  — ganz 
oder  bis  zu  einer  beabsichtigten  Quote  — sicher  zu  stellen,  werden 
bei  der  Anknüpfung  der  Gebühren  au  die  einzelnen  Acte  der 
privaten  Inanspruchnahme  oder  Benutzung  dieser  Einrichtungen 
zwar  gewöhnlich,  aber  doch  nicht  immer  in  genügender  Weise  und 
Genauigkeit  erreicht.  Die  hierhergehörigen  Ausnahmen  umfassen 
manche  verschiedene  Fälle,  welche  sich  in  der  Hauptsache  unter 
folgende  drei  Kategorieen  bringen  lassen. 

1.  Durch  die  gewöhnlichen  Benutzungsgebühren,  welche 
nach  allgemeinen  Maassstäben  in  generellen  Tarifen  u.  s.  w. 
festgestellt  werden,  sind  die  einzelnen  Benutzer  doch  nicht  immer 
in  dem  zur  Kostendeckung  erforderlichen  und  namentlich  nicht  in 
dem  ihrem  Vortheil  oder  dem  durch  sic  speciell  verursachten  Kosten- 
beträge — z.  B.  in  Betreff  der  Abnutzungs-  und  Wiederherstellungs- 
kosten — entsprechenden  Lmfange  zu  treffen. 

Beispiele  liefern  die  Wegegelder,  wo  recht  wohl  ein  einzelner  Inter- 
essent, welcher  eine  Strasse  ausnahmsweise  stark  be-  und  abnutzt,  z.  B.  der 
Besitzer  eines  Forsts,  eines  Berg-,  Hüttenwerks  u.  dgl„  durch  die  Gebühr  weder  seinem 
Sondervortheil  noch  der  durch  ihn  bewirkten  Abnutzung  der  Strasse  gemäss  getroßeu 
werden  mag  (§.  57,  58). 

2.  In  anderen  Fällen  ferner  kann  neben  dem  directen, 
aus  der  Benutzung  einer  öffentlichen  Einrichtung  hervorgehenden 
und  in  der  üblichen  Gebühr  richtig  bezahlten  Vortheil  eines  und 
desselben  Interessenten  ein  indirecter  Vortheil  für  ihn  Vorkommen, 
der,  weil  auf  diese  Einrichtung  zurückzuführen,  auch  durch  eine 
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angemessene  Vergütung  als  Kostenbeitrag  dazu  einigermaassen 
compensirt  werden  sollte. 

So  zieht  namentlich  der  Besitzer  bestimmter  Arten  des  Grund  und  Bodens 
und  der  Gebäude,  der  Betreiber  eines  bestimmten  Gewerbes  u.  A.  in.  für 
sein  Eigenthum  solchen  indirecten,  in  Werthsteigerungen  und  Productionskosten- 
Yerminderungen  hervortretenden  Yortheil  aus  mancherlei  OU'eutlichen  Einrichtungen, 
besonders,  aber  keineswegs  allein,  aus  solchen  des  Wege-  und  Transportwesens. 

3.  Endlich  kommen  solche  Fälle  indirecten  Nutzens  dieser  Art 
aber  auch  noch  bei  solchen  Personen  vor,  welche  direct  die  Ein- 
richtung gar  nicht  benutzen  und  durch  die  üblichen  Ge- 
bühren gar  nicht  getroffen  werden  können. 

Namentlich  ist  es  der  Grundbesitz  an  sich,  besonders  der  bostimmt  ge- 
legene, welchem  so  durch  die  „Ökonomischen  Zusammenhänge“,  d.  i.  durch 
die  Conjunctur  nicht  speciell  verdiente  und  nicht  in  Abgaben  vergoltene  Gewinne 
in  Form  von  Werth-  und  Rentensteigerungen  Zuwachsen.  Dies  tritit  besonders  in 
städtischen  Verhältnissen  zu.  wo  die  Gcsammtheit  der  gebührenpflichtigen  Ein- 
richtungen (Strasseuweson,  Strasseureiuigung,  Sanitätswcsen , Wasserleitung,  Beleuch- 
tung, Schulen  u.  a.  m.)  und  wieder  speciell  einzelne  Einrichtungen,  z.  B.  des  Ver- 
kehrswesens, Werth  steigernd  auf  den  Grund-  und  Gebäudebesitz  wirken  (Grundlegung 
§.  76-81). 

Auf  diese  und  ähnliche  Verhältnisse,  wie  sie  gerade  die 
moderne  Volkswirtschaft  characterisiren,  hat  auch  die  all- 
gemeine eigentliche  Besteuerung  Rücksicht  zu  nehmen 
und  zwar  viel  mehr,  als  sie  es  gewöhnlich  bisher  that.  Besonders 
für  die  Commnnalbesteuerung  liegen  hier  wichtige  Aufgaben  vor. 

In  dem  Abschnitt  von  der  „Besteuerung  des  Conjuncturcngewinns“  wird  darauf 
in  der  allgemeinen  Stcuerlehre  mit  eingegangen  werden. 

Alles  Erforderliche  in  dieser  Beziehung  kann  aber  auch  die 
Besteuerung  nicht  leisten.  Vielmehr  bedarf  es  dazu  noch  neben 
oder  statt  der  gewöhnlichen  Gebühren  öfters  besonderer  Beiträge, 
um  zwischen  Vortheilen,  welche  Einzelne  von  öffentlichen 
Anstalten  ziehen,  und  Kosten  dieser  letzteren  überhaupt  allgemein 
und  wieder  zwischen  dem  in  Einzelfällen  verschiedenen 
Maasse  des  Vortheils  wie  der  Kosten  dann  noch  speciell,  überall 
ein  möglichst  richtiges  Verhältnis,  mit  nach  dem  Grund- 
satz von  „Leistung  und  Gegenleistung“,  herbeizuführen. 

Ein  wichtigeres  Finanzinteresse  haben  diese  Beiträge 
namentlich,  wenn  sonst  die  Beschaffung  des  Anlagekapitals  der 
öffentlichen  Einrichtung  sowie  die  Deckung  der  Zinsen  u.  s.  w. 
dafür  und  der  laufenden  Betriebskosten  weder  durch  die  anderen 
Gebühren,  noch  durch  allgemeine' oder  besondere  eigentliche  S teuern, 
noch  (was  die  Kapitalbeschaffung  anlangt)  durch  den  Credit  ge- 
sichert sind,  oder  letztere  beiden  Hilfsmittel  bedenklich  erscheinen. 
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Dieser  Falt  kann  z.  B.  alsdann  vorliegen,  wenn  das  „öffentliche  Interesse“  allein 
den  erforderlichen  Aufwand  oder  selbst  die  Aufbringung  der  durch  Gebühren  nicht 
gedeckten  (z.  B.  nicht  verzinsten)  Quote  dieses  Aufwands  nicht  sicher  rechtfertigt. 
Bedenken  gegeu  die  Belastung  der  „Allgemeinheit“  können  durch  uuthmaasslicbe 
Bewirkung  von  Sondervortheilen,  welche  durch  gewöhnliche  Gebührenzahlung  nicht 
angemessene  Gegenleistung  finden,  noch  gesteigert  werden. 

Durch  „Beiträge“  lassen  sich  die  Interessenten  aller  Art  zu 
diesen  Zwecken  herbeiziehen,  und  so  die  finanziellen  Schwierig- 
keiten und  die  angedeuteten  sachlichen  Bedenken  beseitigen. 

Besonders  die  Kosten  der  ersten  Anlage,  ganz  oder  theilweise,  oder  auch  Theile 
der  Betriebskosten  und  Zinsen  sind  öfters  passend  so  aufzubringeu.  In  letzterem  Falle 
brauchen  die  Beiträge  mitunter  auch  nur  subsidiäre,  z.  B.  für  eine  Creditdeckung, 
zu  sein , welche  in  Ermangelung  anderer  genügender  Einnahmen  fällig  werden , so 
dass  sich  hier  die  Herbeiziehung  der  weiteren  oder  indircctcn  Interessenten  auf  die 
Gebernahme  einer  Garantie  beschränkt. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  solche  Beiträge  mehr 
im  Finanzwesen  kleinerer  Localgemeinschaften,  besonders 
der  Kreise  und  Gemeinden,  als  im  Staats-  und  selbst  als  im 
Provinzialfinanzwesen  Vorkommen,  ohne  hier  übrigens  zu  fehlen 
(z.  B.  bei  Localbahnen  des  Staats).  Ebenso  können  Kirchen  und 
andere  Körper  zu  solchen  Beiträgen  greifen.  Im  Einzelnen  wird 
sich  mancherlei  nach  den  concreten  Fällen,  um  die  es  sich  handelt 
und  nach  der  Organisation  der  Selbstverwaltungskörper  richten 
müssen.  Aber  das  Princip  selbst  und  seine  Berechtigung  sind 
wohl  klar. 

Die  Einrichtung  solcher  Beiträge  kann  in  verschiedener  Weise, 
je  nach  der  concreten  Art  der  öffentlichen  Einrichtung,  um  deren 
Herstellung,  Erhaltung  und  Function  es  sich  handelt,  erfolgen. 
Die  „Freiwilligkeit“  findet  hier  einen  Platz,  wie  in  Betreff  der 
Beitragsleistung  überhaupt,  so  in  Betreff  der  Art  und  Höhe  dieser 
Leistung.  Vertragsmässige  U eberein k u nft  einer  Inter- 
essentengruppe mit  dem  ansllthrenden  öffentlichen  Körper  und 
wieder  der  Mitglieder  einer  solchen  Gruppe  und  verschiedener 
Gruppen  unter  einander  kann  stattfinden.  Aber  auch  bei  dem  öfters 
nicht  auszuschliesscnden  Vorgehen  gegen  Interessenten  im  Wege 
des  Gebots  und  Zwangs  finden  sieb  Betheiligungsmaass- 
stäbe in  Schätzungen  der  verhältnissmässigen  Vortheile  und  Kosten 
oder  der  Extravortheile  und  Extrakosten  für  Gruppen  und  Einzelne. 
Vielfach  trifft  es,  wie  Neu  mann  richtig  ausfltbrt,  aber  vielleicht 
etwas  zu  sehr  verallgemeinert,  zu,  dass  die  Beiträge,  im  Unter- 
schied von  den  sonstigen  Gebühren,  sich  an  z u st än dl i che  Ver- 
hältnisse, nicht  an  wechselnde  Vorgänge,  ansehliessen  und  sich 
danach  dann  passende  Betbeiligungsmaassstäbe  auffinden  lassen.  Die 
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tinanztechnische  Durchführung  der  Beiträge  kann  gerade  dann  zu 
Aehnlichkeiten  der  letzteren  mit  directen  Steuern  (besonders 
Ertrags-,  Realsteuern)  führen,  auch  wohl  der  Beitrag  die  Form 
eines  Zuschlags  zu  solchen  Steuern  in  speciellen  Fällen  au- 
nehmen.  Die  Praxis  weist  mancherlei  Modalitäten  auf. 

Näher  auf  diese  Beiträge  einzugehen,  würde  hier  zu  weit  führen.  Das  Beste  in 
Kürze  darüber  bei  Neuinann  a.  a.  0.,  der  auch  die  finanztechnische  Verwandtschaft 
mit  directen  Steuern  hervorhebt,  aber  m.  E.  hier  Uber  die  äusseren  Aehnlichkeiten 
die  tieferen  Verschiedenheiten  nicht  ganz  so  beachtet,  als  mir  geboten  erscheint. 
Vgl.  besonders  „die  Steuer“  S.  330  ff. , übrigens  trotz  dieses  meines  Bedenkens  trelf- 
licho  Ausführungen,  denen  ich  fast  durchaus  beistimmon  kann.  (S.  oben  S.  42.)  In 
den  früheren  Bemerkungen  über  die  ltegelung  der  Wegelasten  (§.  56,  57)  sind  solche 
Beiträge  als  eine  Form  der  Aufbringung  dieser  Lasten  erwähnt  worden.  Das  Wege- 
wesen ist  auch  wohl  eines  der  practisch  wichtigsten  Beispiele  des  Vorkommens  von 
Beiträgen.  Verwandte  Fälle  sind:  Localcisenbahnen,  Üeiclibauten,  Wasserbauten  über- 
haupt, I.ocalanstaltcn  wie  Canalisirung,  Wasserleitung.  Auch  Öffentliche  Bauten  für 
kirchliche  und  Schulzwecke.  Selbst  die  laufenden  Kosten  des  Kirchen-  und 
Schulwesens  lassen  sich  unter  Umständen  passend  mit  durch  „Beiträge“  decken.  Je 
mehr  z.  B.  die  Kirche  aufhürt  „Zwangsgemeinwirthschaft“  zu  sein  und  je  mehr 
daher  eigentliche  Kirchensteuern  schon  begrifflich,  vollends  in  der  Praxis  fortfallen, 
desto  mehr,  wie  uns  England  und  Nordamerica  zeigen  (Grundlegung  §.  155).  Die 
Bestimmung,  dass  einzelne  Interessenten  oder  Interessentengruppen , eventuell  die  Ge- 
meinde als  solche,  zu  den  localen  Kosten  gewisser  Öffentlicher  Einrichtungen  des 
Staats,  z.  B.  des  Post-,  Telegraphen-,  Bank-,  Schulwesens  u.  a.  in.  einen  einmaligen 
oder  periodischen  Zuschuss  liefern  oder  gewisse  Bestandthcile  dieser  Einrichtungen, 
z.  B.  die  Geschäftsräume,  von  sich  aus  auf  ihre  Kosten  herstellen  müssen,  beruht  auf 
dem  Beitrags -Principe  und  ist  Öfters  ganz  zweckmässig  und  gerecht,  freilich  nicht 
immer.  Wenn  z.  B.  aus  Gemeindemitteln  Localitäten  für  Bankfilialen,  Telegraphen- 
Aemter  u.  s.  w.  beschafft  oder  Beiträge  dazu  geleistet  werden,  so  wird  Öfters  nur  ein 
enges  Classeninteresse  mit  den  Mitteln  der  grösseren  Gemeinschaft  bestritten,  — 
eine  der  bei  uns  gar  nicht  seltenen  Formen  eines  schlechten  Communismus.  Da- 
gegen würde  z.  B.  der  Beitrag  von  Handelskammern  für  solchen  Zweck  — richtig 
auf  die  einzelnen  Mitglieder  repartirt  — sich  wohl  billigen  lassen. 

Ueberhaupt  ist  ein  gut  eingerichtetes  und  passend  aus- 
gedehntes Beitragssystem  eine  richtige  Ergänzung 
sowohl  des  gewöhnlichen  Gebühren wesens  als  der  eigent- 
lichen Besteuerung  und  damit  ein  geeignetes  Mittel,  den 
, kommunistischen“  Character  des  Staats  und  der  Selbstver- 
waltungskörper zu  beschränken.  Wo  dies  principiell  zulässig 
und  practisch  durchführbar  ist,  muss  es  geschehen.  Das  ist  eine 
Forderung  der  vertheilenden  Gerechtigkeit  im  „zwangsgemeinwirth- 
8chaftlichen  System“  (§.  27). 

Dies  der  richtige  Gesichtspunct  — bei  vielen  Uebcrtrcibungen  in  der  Folgerung 
daraus  — in  den  Steuertbcorieen  der  deutschen  freihändlerischen  Volkswirthe,  beson- 
ders Faucher’s  (Staats-  und  Communal- Budgets,  Volkswirtschaftliche  V'iertcljahr- 
schrift  1863,  II.),  K.  Brauns  (Staats-  und  Gemeindesteuern,  cb.  1866,  II.)  u.  A.  m. 
Vgl.  Friodberg,  Besteuerung  der  Gemeinden,  S.  46  ff. 

Jene  Forderung  muss  hier  um  so  mehr  zugegeben  werden,  je 
weniger  der  unvermeidliche  und  berechtigte  „Com munismus“ 
des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  gerade  in  der  modernen  socialen 
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und  wirtschaftlichen  Entwicklung  theoretisch  abzuweisen  und 
practisch  abzulehnen  ist,  eine  von  der  liberalen  Wirthschaftsschule 
mit  Unrecht  bekämpfte  Entwicklung,  die  auch  in  allen  Culturstaaten 
rasche  Fortschritte  macht. 

Leber  die  Rechtfertigung  des  Ausdrucks  ..Communismus“  in  diesen  Hingen 
s.  Grundlegung  §.  109  a. 

Anhang  zur  G c li  U h re  n 1 e h re. 

Einnahme  aus  herrenlosem  Vermögen. 

Nach  den  Erörterungen  Uber  die  „Einkünfte  aus  Hoheitsrechten“  im  t.  Baude 
(Pin  I.  §.  211)  bilden  diese  keine  besondere  finanzwissenschaftliche  Kategorie 
von  Einnahmen,  bis  auf  einen  Pall:  den  Erwerb  aus  dem  Hoheitsrecht  an  herren- 
losem Vermögen.  Darüber  siud  hier  im  Auhang  zur  Lehre  ron  den  Gebühren 
noch  einige  Bemerkungen  erforderlich. 

Rau  erwähnte  die  Einnahme  kurz  in  Pin.  I.  §.  84,  auch  237  Note  b.  Von 
Malchus  I,  tj.  81,  S.  145.  Umpfenbach,  Fin.  II,  §.  155—159  passim,  2.  A„ 
§.  203 — 208  (Fiscalvorrecht  an  Hinterlassenschaften).  Stein,  Fin.  3.  A.,  S.  223: 
..Erwerb  durch  Anfall“,  5.  A.  II,  I,  215  (Anfallsrechte).  Auch  neuere  Finanz- 
theoretiker haben  übrigens  noch  für  die  Gegenwart  und  speciell  für  Deutschland  die 
Kategorie  ron  „Uegaleinkünften“  in  etwas  weiterem  Cmfang  aufrecht  erhalten, 
als  es  hier  geschieht.  So  besonders  Neumann  („Steuer“,  passim,  S.  514  11.,  530, 
553,  561,  „Kegaleinkunfte" : „diejenigen  Einnahmen  des  Staats,  »-eiche  demselben 
aus  einzelnen  althergebrachten  und  vorzugsweise  im  liscalischen  Interesse  ihm  zu- 
stehenden Vorrechten  zufliessen.  soweit  jene  nicht  Gebühren  oder  Monopoleinkünfte 
sind“).  (S.  auch  schon  oben  S.  138.)  Seine  Hauptfälle  sind  Mühlen-,  Floss-,  Fischerei-, 
Strand-  und  andere  Wasserregale,  P’lussgold-,  Perlen-,  Bernsteinrcgal.  Von  diesen 
Regaleinkunften  unterscheidet  er  die  ..Monopoleinkünfte“,  zu  denen  er  u.  A.  auch  die 
Lotterie  stellt  (a.  a 0.  S.  531).  Koscher  bandelt  im  Kapitel  von  der  „älteren 
Kegalwirtbschaft“  auch  vom  Regal  der  herrenlosen  Güter,  Strom-,  Seezölleu,  Strand- 
recht u.  s.  w.  — Ich  muss  mir  eine  Auseinandersetzung  auch  mit  diesen  Auffassungen 
für  eine  neue  Auflage  des  ersten  Bands  Vorbehalten  (s.  oben  S.  2).  Hier  halte 
ich  jetzt  an  der  dort  näher  begründeten  Ansicht  fest  (Fin.  I,  §.  207,  208,  210 — 212). 
Die  genannten  Regaleinkünfte  Neumann's  lassen  sich  doch  auch  mit  als  privatwirth- 
schaftliche  und  Steuercinkttnfte  (als  letztere  die  Lotterie)  und  als  Gebühreneinkünfte 
(so  die  Nutzungen  von  „Wasserregalien”  oben  S.  138),  namentlich  in  der  Gegenwart, 
auffassen  und  demgemäss  in  die  linanzwissenschaftliche  Darstellung  einreiben,  wie  es 
auch  im  1.  Bande  (bei  Jagd  und  Fischerei  §.  246 — 21S)  und  in  der  Gebuhrenlehre 
(§.  59)  zum  Theil  geschehen  ist. 

§.75.  — I.  Allgemeines.  Ein  bezügliches  Hobcitsrecht,  wonach 
herrenlose  Güter  ausschliesslich  an  den  Staat  oder  an  seinen  finan- 
ziellen Repräsentanten,  das  Aerar,  bez.  an  den  Fürsten  und  seinen 
Fiscus  fallen  oder  wonach  wenigstens  dem  Staate  ein  Antheil  am 
Werth  solcher  Güter  gebührt,  findet  sich  sehr  allgemein  in  ver- 
schiedenen Rechtssjsfemen , vom  Alterthum,  durch  das  Mittelaller 
bis  in  die  Gegenwart  hinein. 

Aus  dem  römischen  liecht  gehören  bieher  diu  Bestimmungen  über  bona 
vacantia,  erblose  Güter,  die  nach  der  Lex  Julia  an  das  Aerar,  später  an  den  Fiscus 
fielen  (Puchta.  Institutionen  §.  327):  über  Antheil  des  Fiscus  an  dem  gefundenen  Schatz 
tthetaorns).  leb.  §.  291).  Im  älteren  deutschen  Recht  das  ursprünglich  könig- 
liche, später  landesherliche  Recht  auf  erblose  Güter,  der  Antheil  des  Gerichtsherrn 
an  gefundenen  Sachen,  Vorschriften  über  den  Schatz  (s.  Beseler,  Deutsches  Privat- 
recht,  2.  A.,  §.  150.  §.  89).  Aus  modernen  Rechten  z.  B.  die  sehr  eingehenden 
„ A.  Wagner,  Finanrimsenvrhaft.  IT.  Z.  And.  13 


Digitized  by  Google 


1<)4  4.  Buch.  Gebühren.  Anhang.  §.75. 

Bestimmungen  des  preussischeu  Landrechts  Uber  erblose  Verlassenschaften, 
Th.  II.  Tit.  1B.  Abschnitt  2,  Uber  gefundene  Sachen,  Th.  I,  Tit.  9,  Abschnitt  2,  Uber 
den  Schatz,  Th.  I,  Tit.  9,  Abschnitt  3,  §.  85,  88,  102.  103. 

Ein  solches  Vorrecht  ist  auch  sachlich  gut  begründet,  was 
keines  näheren  Beweises  bedarf.  Die  finanzielle  Bedeutung 
desselben  bängt  aber  wesentlich  von  dem  Umfange  ab,  welchen 
die  Rechtsordnung  dem  Begriff  „herrenloses  Vermögen“  giebt;  ferner 
von  den  Rechtsansprüchen,  welche  sie  dritten  betheiligten  Personen, 
z.  B.  den  Findern,  ersten  Occupanten,  den  Grundeigentümern,  an 
diesem  Gute  gewährt;  endlich  von  der  Theilnahme  an  diesem  Gute, 
welche  Anderen,  insbesondere  öffentlichen  Körpern,  wie  Gemeinden, 
milden  Stiftungen,  neben  oder  statt  des  Staats  eingeräumt  wird. 
Die  practische  Bedeutung  des  Rechts  wird  auch  von  allgemeinen 
Zeit-  und  Landesverhältnissen  mit  bedingt,  z.  B.  in  Betreff  des  Er- 
trags vom  Schatzfinden. 

Genaue  Bestimmungen  Uber  Rechtsansprüche  Dritter  besonders  beim  Schatze, 
so  irn  römischen  Recht,  wo  die  tisralische  Tendenz  zeitweise  sehr  zur  Geltung  tarn. 
Unterscheidung,  ob  zufällig  gefunden  oder  absichtlich  gesucht  wird ; in  letzterem  Fall 
Verwirkung  der  Rechte  des  Finders;  dann  Unterscheidung,  ob  auf  eigenem  oder 
fremdem  Boden  gefunden  u.  s.  w.  Anthcil  des  Fiscus  wechselnd,  zeitweise  alle  Schätze 
dem  Fiscus  vindicirt.  Durch  Bestimmung  Hadrians  erhielt  der  EigenthUmer  des 
fremden  Bodens,  auf  dem  der  Schatz  gefunden,  — Princeps  oder  Staat.  Stadt  oder 
Privatperson  — die  Hälfte;  unter  Theodosius  I.  ein  Viertel.  (Puchta,  lustit.  II, 
683  lf.)  — Gewährung  von  Atuhcileu  am  Fundgewinu  bei  Funden  höheren  Werths  an 
die  Armcncasse  des  Orts  im  Proussischen  Landrecht.  Th.  I.  Tit.  9,  §.  45,  46.  Erb- 
lose Verlassenschaften  nach  deutschem  Particnlarrecht  öfters  allgemein  oder  in  ge- 
wissen I'ärlen  au  die  Sradtgemeinden.  — Grosse  Bedeutung  hatte  nach  den  Zeit-  und 
Landesverhältnissen  das  Schatzlindcu  in  der  späteren  Zeit  des  römischen  Weltreichs, 
im  Mittelalter.  — Einzelnes  zur  Geschichte  des  Hoheitsrechts  an  herrenlosen  Gütern 
passim  in  der  ..Steuergeschichte''  in  Band  Ul  der  Fin. 

II.  Die  wichtigsten  hierhergehörigen  Fälle  sind  folgende 
vier:  erblose  Verlassenschaften,  gefundene  bewegliche  Sachen, 
sogenannte  Schatzlnnde,  eventuell  Gewinne  aus  verloren  ge- 
gangenem und  präcludirtem  Papiergeld  und  Banknoten.  Dazu 
tritt  als  fünfter  besonders  anzusebemler,  aber  doch  verwandter  Fall, 
das  sogenannte  Heinifallsrecht. 

1.  Erblose  Verlassenschaften.  Sie  fielen  und  falleu 
regelmässig  dem  Staate  oder  seinem  Vertreter  (Fürsten)  zu,  aus 
nalmisweise  nach  Gewohnheitsrecht  oder  Privileg  anderen,  wie  dem 
Gerichtshcrrn,  der  Gemeinde,  welcher  der  frühere  EigenthUmer  au- 
geböite  oder  wo  er  wohnte,  der  Armencasse  u.  dgl.  m.  Die  Höhe 
des  Ertrags  hängt  hier  ganz  besonders  von  der  Gestaltung 
des  Erbrechts  ah. 

Wo  namentlich  die  gesetzliche  Intestaterbfolge  eine  auf  einen  gewissen  kreis 
näherer  Blutsverwandten  beschränkte  ist,  wie  z.  B.  im  älteren  deutschen  Erbrecht, 
steigert  sich  die  Bedeutung  dieses  Rechts  des  Staats  wesentlich.  (Beseler,  Privat- 
recht  §.  159.)  Eine  solche  Beschränkung  kann  socialpotitisch  und  nationaiökonomisch 
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recht  wohl  gebilligt  und  selbst  gefordert  werden,  wie  dies  neuerdings  auch  mehrfach 
geschehen  ist.  Die  ganze  Krage  hängt  aber  mit  der  Krage  der  Gestaltung  des  Erb- 
rechts zusammen,  »eiche  hier  nicht  principicll  zu  erörtern  ist.  In  finanzwissenschaft- 
licher Hinsicht  ist  die  Krage  auch  mit  dem  Systeme  der  Erbschaftssteuern,  das 
freilich  selbst  wieder  in  Verbindung  mit  der  Kegelang  des  Erbrechts  gebracht  werden 
muss,  in  Beziehung  zu  setzcu  und  wird  daher  in  der  allgemeinen  Steuerlehro  bei 
Besprechung  der  Erbschaftssteuer  und  deren  Stellung  im  Steuersystem  mit  berührt 
werden.  Finanziell  könnte  die  Einnahme  aus  erblosen  Vcrlassenschaften  bei  der 
vollends  in  der  modernen  Welt  zulässigen  engeren  Beschränkung  des  Intestaterbrechts 
wichtig  werden,  während  sie  jetzt  meist  sehr  unbedeutend  ist.  Im  preussischen 
Etat  für  1877/78  ist  eine  Einnahme  von  116,(120  M.  aus  herrenlosen  Erbschaften  ver- 
anschlagt. Die  Stadt  Berlin  bezog  ans  herrenlosen  Erbschaften  1875  13,446  M., 
1870  2062  M.  (Statistisches  Jahrbuch  von  Berlin,  4.  Jahrgang,  1878,  8.  226), 
1881/85  3815  M. , 1885/86  1857  M.  (Statistisches  Jahrbuch  XIII,  S.  367). 
In  Frankreich  nach  Rau  1S5'.I  700,000  Fr.  (grösserer  Umfang  dieses  Erbrechts 
des  Staats),  in  Belgicu  1853—57  64,000  Kr.  — Früher  bestanden  mitunter  Einricht- 
ungen, die  die  Einnahme  für  den  Staat  bedeutender  machten,  so  das  Hagestolzen- 
recht,  wonach  gewisse  gesetzliche  Erben  der  Hagestolzen  zu  Gunsten  des  Staats 
ausgeschlossen  waren ; das  Erbrecht  des  Ki-cus  an  dem  Nachlass  des  im  Lande  ver- 
storbenen Fremden  (das  später  sogenannte  Albannsrccht,  droit  daubaine),  und  an  Stelle 
der  unehelichen  Kinder  („Basiardfall").  (S.  Zöpfl.  ltcchtsgeschichte  III,  239,  265.) 
— Von  viel  grösserer  Wichtigkeit  war  in  der  Zeit  der  Lehensverfassung  der  Rttckfall 
der  Lehen  an  den  König  u.  s.  w.,  bei  beschränkter  Succcssion  in  die  Lehen,  so 
namentlich  in  England  (Kin.  UI,  §.  72). 

Der  Anfall  an  den  Staat,  statt  an  die  Gemeinde,  Armen- 
casse  u.  s.  w.,  erscheint  gerade  in  der  Gegenwart  als  das  principiell 
Richtigste.  Die  grundsätzliche  Verwendung  der  Einnahme  zu  ge- 
setzlich bestimmten  Zwecken  ist  bei  keinerlei  zufallendem  Vermögen 
passend.  Vielmehr  hat  die  Einnahme  zur  ordentlichen  zu  zählen 
und  ist  für  die  Deckung  der  laufenden  allgemeinen  Ausgaben  ver- 
wendbar. 

Bei  Anfall  von  Grundvermögen  Hessen  sich  gesetzlich  bestimmte  Ver- 
wendungszwecke erwägen,  aber,  wenigstens  bei  der  gegenwärtigen  Beschränktheit  de» 
Anfallrechts,  wo  es  sich  nur  um  sporadische  Fälle  handeln  kann,  werden  sie  auch 
besser  unterbleiben.  Vgl.  die  weitgreifenden  Pläne  von  Umpfenbach  Uber  Ver- 
wendung des  Ertrags  an  Erbscbaftsabgaben  in  „des  Volkes  Erbe":  doch  unhaltbar. 

2.  Gefundene  bewegliche  Sachen,  (einschliesslich  Metall- 
und  Papiergeld,  Banknoten,  auf  den  Ueberbringer  lautende  Werth- 
papiere n.  dgl.) , deren  Eigenthümer  nicht  wieder  zu  ermitteln  ist. 

Vielfach,  und  mit  liecht,  besteht  hier  eine  Pflicht  für  den  Finder,  den  Fund 
bei  einer  Behörde  anzuzcigen.  Der  Fund  pflegt  dann  dem  Kinder  zuzufallen,  aber 
öfters  hat  der  Staat  den  Anspruch  auf  einen  Anthcil  am  Werth  oder  der  Staat  ge- 
währt der  Gemeinde,  einer  Stiftung  u.  s.  w.  eiuen  solchen  Antheii:  im  Priucip  wird 
sich  dies  rechtfertigen  lassen.  Ätzer  von  grosser  practischer  Bedeutung  ist  die  Sache 
nicht  und  kann  sie  nicht  wohl  sein,  da  der  Antheii  des  Finders  nicht  sehr  verringert 
werden  darf,  um  die  Verheimlichung  des  Funds  nicht  zur  Kegel  zu  machen.  S.  die 
sehr  casuislischen  Bestimmungen  des  preussischen  Landrechts  a.  a.  0. 

Aehnliches  gilt  von  dem  zeitweise  practisch  wichtigeren  Fall: 

3.  dem  Schatzfinden. 

In  rechtsunsicheren  Zeilen  und  Ländern  wird  oft  in  grossem  Umfange  „thesau- 
rirt“,  d.  h.  Guter  hohen  spccifischen  Werths,  besonders  Metallgeld,  Schmuck,  Gerätli 
aus  edlem  Metall  wird  vergraben  u.  s.  w.  Das  Wioderauflindou  solcher  „Schätze“ 
durch  Dritte  erfolgt  dann  durch  Zufall  oder  selbst  durch  planmässigcs  t Nachforschen 
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später  vielfach.  Nicht  selten  ist  hier  vom  Rechte,  wie  dem  Eigcnthümer.  auf  dessen 
Boden  der  Schatz  ron  Dritten  gefunden  wurde,  so  auch  dem  Staate  ein  Antheil  zuge- 
sprochen worden:  im  Priucip  ebenfalls  wohl  zu  billigen,  meist  auch  eher  dnreh- 
zufuhren,  da  sich  das  Schatzfinden  nicht  so  leicht  verheimlichen  lässt.  S.  die  obigen 
Bestimmungen  des  römischen  Rechts  und  des  preussischen  Landrechts. 

4.  Endlich  könnte  noch  ein  spccifisch  moderner  Fall  hierher 
zählen:  der  Gewinn  aus  Papiergeld  und  Banknoten, 
welche  bei  der  Einrufung  nicht  zurück  kommen  und  nach 
einem  I’räclusivtermine  werthlos  werden. 

Diese  Scheine  lauten  auf  den  Ueberbringer  und  dienen  an  Stelle  der  Münze  als 
Umlaufmittel.  Regelmässig  geht  davon  ein  Betrag  verloren,  besonders  von  den  Hei- 
neren WerthgrOssen.  Diesem  Betrag  entspricht  ein  Activum  des  Emittenten,  das 
dadurch  disponibel  wird,  z.  B.  bei  einer  Bank.  Es  Hesse  sich,  zumal  bei  dem  System 
der  Verleihung  des  Rechts  der  Notenausgabe  an  Banken  Seitens  des  Staats  — im 
Unterschied  vom  System  der  Bankfreiheit  — nach  der  Function  dieses  Umlaufsmittels 
im  öffentlichen  Verkehr  recht  wohl  billigen,  dass  dieser  Gewinn  gesetzlich  dem  Staate, 
nicht  dem  privaten  Emittenten  (der  Actienbank  u.  s.  w.)  zufiele:  das  Activum,  welches 
der  Note  zur  Deckung  diente,  ist  durch  Vurlorengchen  der  Note  gewissermaassen 
„herrenloses“  Gut  geworden.  Unter  Umständen  kann  der  Gewinn  bedeutender  sein. 
(S.  A.  Wagner,  System  der  Zettelbankpolitik  S.  59.  593.  675.)  Bei  den  preussischen 
Privatbanken  ist  dieser  Gewinn  für  mildtliätige  Zwecke  zu  verwenden. 

Auch  hier,  wie  in  den  anderen  Fällen , zeigt  sich  daher  der 
Zusammenhang  der  „Einnahme  aus  herrenlosem  Vermögen“  mit  be- 
stimmten Normen  des  Privatrechts  Uber  die  Eigenthumsordnung  u.  s.  w. 

Abweichend  von  diesen  Fällen,  aber  doch  verwandter  Art  ist 
schliesslich  noch 

5.  das  Heim  fallsrecht  (richtiger  gerade  hier:  das  „An- 
falls“ recht)  des  Staate  und  anderer  öffentlicher  Körper,  wie  der 
Gemeinde,  in  Bezug  auf  Anstalten  und  Unternehmungen,  welche  aus 
Privatkapitalien  liergestellt  worden  sind,  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Zeitfrist , — ohne  Entschädigung  oder  gegen  eine  im  Voraus  be- 
stimmte, hinter  dem  Werth  zurtlekbleibende  Entschädigung. 

Es  handelt  sich  hier  um  Anstalten,  welche  zweckmässig  in  den  Händen  des 
Staats  u.  s.  w.  sich  befinden,  aber  aus  technischen,  ökonomischen,  finanziellen  Gründen 
von  der  Privatwirtschaft  (Gesellschaft)  errichtet  und  eine  Zeit  lang  betrieben  werden, 
— etwa  so  lange,  um  das  hincingcstecktc  Kapital  mit  einiger  Sicherheit  aus  den 
Betriebsuberschflseen  amorrisiren  zu  können.  Dergleichen  Fälle  sind  auch  früher  wohl 
schon  vorgekommen,  z.  B.  hei  Brücken.  Eine  grosse  practische  Bedeutung  hat  ein 
solches  Hecht  bei  Verkehrsanstalten,  besonders  bei  Eisenbahnen,  in  den 
nächsten  Menschenaltern  kraft  des  bezüglichen  Vorbehalts  in  den  Concossionsurkunden 
der  PrivatbahngeseHschaften.  Von  der  Zweckmässigkeit  dieses  Vorbehalts  ist  schon  im 
1 . Bande  geredet  worden  (Fin.  I.  §.  278,  S.  699  der  3.  Aufl).  S.  auch  Stein  in  Bezug  anf 
die  Eisenbahnen,  3.  A..  S.  224,  ohne  dass  weitere  Consequenzen  daraus  gezogen  werden. 
Aehnliche  Bestimmungen  lassen  sich  in  gleichfalls  passender  Weise  in  Bezug  auf  locale 
Anstalten  für  gewisse  Gemeinbedürfnisse  treffen : auf  Pferdebahnen,  Wasserversorgung, 
Gasfabriken,  auch  ganz  allgemein  auf  gewisse  grössere  Gebäude.  (S.  oben  C5.) 
Vorbehalte  dieser  Art  kommen  auch  schon  vor,  7.  B.  bei  Pferdebahnen  in  den  städtischen 
Strassen  (Berlin). 

Es  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  gerade  solche  Ver- 
hältnisse iti  nicht  ferner  Zukunlt  immer  häutiger  werden.  Neben 
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der  grossen  finanziellen  Bedeutung  fllr  den  Staat,  die  Gemeinde 
u.  s.  w.  hat  dies  auch  eine  nicht  geringe  socialpolitische  nnd  volks- 
wirthschaftliche  Wichtigkeit,  indem  abermals  das  privatwirthscbaft- 
liche  Gebiet  durch  das  gcmeinwirthschaf'tliche  und  das  Privatkapital 
und  damit  verbundenes  Privat -Grundeigenthum  durch  „öffentliches 
Eigenthum“  in  grösserem  Maasse  ersetzt  wird. 

S.  wiederum  oben  §.  65.  Auch  hier  daher  wieder  der  enge  Zusammenhang 
/.wischen  Finanzfragen  und  den  allgemeinsten  Fragen  der  volkswirtschaftlichen  Organi- 
sation und  Rechtsordnung.  (Vgl.  Wagner,  Grundlegung.  §.  117,  1 18,  175 — 177,  307, 
368.)  Im  Verkehrswesen  lässt  sich  der  Gebergang  von  der  Privatunternehmung  zur 
öffentlichen  Unternehmung  und  von  dieser  zur  öffentlichen  Anstalt,  nach  der  Termi- 
nologie von  Sax,  mit  dieser  Einrichtung  eines  Anfallsrechts  in  Verbindung  bringen. 
(Vgl.  Sax.  Verkehrssteuern,  I,  80  ff.' 


Rückblick  aut'  das  gesammte  Gebühren  wesen. 

§.  76.  Leberblickt  man  die  Einzelheiten  des  Gebübrenwesens 
der  Praxis,  welche  im  Vorausgehenden  dargestellt  worden  sind,  so 
kann  ja  nicht  geläugnet  werden,  dass  die  Einrichtung  dieses  Zweiges 
der  öffentlichen  Einnahmen  auch  in  der  Gegenwart  noch  viel  zu 
wünschen  übrig  lässt.  Den  an  sich  ziemlich  einfachen  Grund- 
sätzen der  Gebührenerhebung  entspricht  die  Einrichtung  der  wirk- 
lichen Gebührenerhebung  nur  ganz  annäherungsweise. 

Zwar  sind  gegen  früher  viele  Fortschritte  unverkennbar.  Manche 
einem  falschen  oder  übertriebenen  Fiscalismus  ihre  Entstehung  und 
Einrichtung  verdankende  Gebühren  sind  beseitigt,  umgeändert,  er- 
mässigt  worden.  Seltener,  aber  doch  auch  bisweilen,  sind  neue  Ge- 
bühren und  dann  in  richtigerer  Weise  als  ehedem  eingeftihrt  worden. 
Aber  der  Mängel  bleiben  noch  genug  vorhanden,  sowohl  im  Zuviel, 
als  im  Zuwenig,  im  Vorhandensein  wie  im  Fehlen  von  Gebühren. 

Die  Erklärung  hierfür  liegt  wohl  in  zwei  Umständen. 

Einmal  sind  eben  die  practischen  Schwierigkeiten  der  Ein- 
und  Durchführung  eines  rationellen,  den  leitenden  Grundsätzen  der 
Gebührenpolitik  wirklich  einigermaasseu  entsprechenden  Gebühren- 
wesens häufig  sehr  gross,  mitunter  unüberwindlich. 

Jedenfalls  liegen  die  Verhältnisse  so,  dass  man  sich  mit  einer  annäherungs- 
w eisen  Erfüllung  jener  Grundsätze,  wohl  oder  übel,  stets  begnügen  muss,  aber  die 
..Annäherung”  kann  freilich  mehr  oder  weniger  gelingen.  Kritik  der  Praxis,  Prüfung 
der  Forderungen  der  Theorie  auf  ihre  practiscbe  Erfüllbarkeit,  Experimente  in  dieser 
Richtung  werden  hier  immerhin  weiter  und  zu  einer  allmählich  grösseren,  wenn 
auch  sicher  immer  nur  zu  einer  sehr  relativen  „Vollkommenheit“  des  Gebübrenwesens 
führen.  Dadurch  wird  die  finanzwirthschaftliche  Berechtigung  des  letzteren  indessen 
nicht  vermindert,  denn,  wenn  es  ganz  und  je  mehr  es  fehlen  würde,  desto  mehr  be- 
dürfte man  schliesslich  „eigentlicher  Steuern”.  Und  mit  deren  „Vollkommenheit“, 
mit  deren  Gebereinstimmung  mit  den  principiellcn  Forderungen  der  Theorie  steht 
es  noch  viel  ungünstiger. 
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4.  Buch  Gebühren.  Rückblick.  §.  70. 


Der  zweite  Erklärungsgrund  der  Ungenligendkeit  des  Gebühren 
vvesens  der  Praxis  liegt  in  falschen  politischen,  volkswirthschafts-, 
culturpolitischen  Ansichten  und  Theorieen , namentlich  nicht  seiten 
darin,  dass  „Classeninteressen“  und  zwar  gerade  der  wohl  haben- 
deren,  der  besitzenden  Classen  als  allgemeine,  wahrhaft 
„öffentliche“  Interessen  gelten  oder  als  solche  sich  zu  geriren 
und  zur  Anerkennung  zu  bringen  wissen. 

Die  kleinen  Verkehrsstörungen,  Unbequemlichkeiten  vieler  Gebühren,  nach  den 
unvermeidlichen  oder  einmal  bestehenden  Veranlagung#-  und  Erhobungseinrichtnngen. 
die  Belastungen  mit  den  betreffenden  Abgaben  gelten  gegenüber  Vorurtheilen  der 
„öffentlichen  Meinung"  als  entscheidend  zu  Gunsten  „freien  Verkehrs“  und  „kosten- 
loser" Benutzung  öffentlicher  Einrichtungen.  Und  doch  liegt  auch  liier  — und  gerade 
hier  — oft  genug  nur  ein  Classeninteresse  der  höheren  Stände  vor,  bei  dossen  Be- 
friedigung immerhin  ein  „öffentliches  Interesse"  mitspielen  mag,  dies  aber  in  zahl- 
reichen Einzelfällen  nicht  das  grössere,  sondern  das  kleinere  im  Vergleich  mit  dem 
Privatinteresse  ist. 

Hier  wird  die  Kritik  von  Fall  zu  Fall  scharf  und  unnaehsicht- 
lich  prüfen  müssen.  Nur  wo  es  sich  um  wirklich  allgemeine, 
daun  aber  auch  — in  unserem  Zeitalter  — wo  es  sich  um  Classen- 
interessen der  unteren,  der  arbeitenden,  der  besitzlosen 
oder  wenig  besitzenden  Classen  handelt,  mag  der  „Fiscalismus“ 
im  Gebührcnwesen  eingeschränkt  werden,  mögen  Gebühren  fortfallen 
oder  Ermässigung  erfahren.  Wo  es  aber  unter  dem  Deckmantel 
„öffentlicher  Interessen“  wesentlich  nur  verkappte  Interessen  der 
höheren,  der  „gebildeten“,  der  „besitzenden“,  d.  h.  der  die 
sachlichen  Productionsmittel  und  Arbeitsinstrumente  besitzenden  und 
in  Bcsitzrenten , Speculations-  und  Conjunctureugewinnen,  Unter- 
nehmergewinn für  sich  verwerthenden  Classen  sind,  um  die  es 
sich  bei  „Gebührenfreiheit“  und  „massigen“  Gebühren  handelt,  — 
wie  in  zahlreichen  oben  vorgekommenen  Beispielen  — da  ist  „mehr 
Fiscalismus“,  eine  Ausdehnung  des  Gebtthrenwesens  und 
eine  Erhöhung  der  Gebührensätze  — soweit  dies  finanziell 
vorteilhaft  erscheint  — am  Platze.  „Zu  wenig“  Fiscalis- 
mus ist  hier  nur  — ein  den  höheren  Classen  zu  Gute  kom- 
mender „ C o m m u n i s m u 8 “. 

Finanziell  ist  schliesslich  aber  immer  daran  zu  erinnern,  dass 
„weniger  Gebühren“  meistens  uothwendig  heisst:  „mehr  eigentliche 
.Steuern“,  weil  die  Kosten  einmal  gedeckt  werden  nittgscn.  Das  so 
äusserst schwierige Besteuerungsproblem  wird  selbst  wieder  leichter 
uud  vollkommener  — oder,  richtiger  gesagt,  wie  immer  nur: 
weniger  unvollkommen — lösbar,  wenn  ein  einträgliches 
Gebührensystem  besieht. 


Gedruckt  bei  E.  1'oIe  in  L**i)>r.ig. 
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Fünftes  Buch. 

Allgemeine  Steuerlehre 

oder 

Theorie  der  eigentlichen  Besteuerung. 

Literarische  N ach  Weisungen  und  Vorbemerkungen. 

§.  77.  Die  hier  vorgenommene  Scheidung  einer  „allgemeinen“  und  einer  „spe- 
ciellen“  Stcuerlehre  ist  an  sich  nicht  neu.  Unter  der  Bezeichnung  „Einleitung“ 
oder  „die  Besteuerung  (das  Steuerwesen)  im  Allgemeinen“  oder  ähnlichen  findet  sich 
ein  Ansatz  zu  einer  allgemeinen  Steucrlehre  aus  leicht  begreiflichen  Granden  in  den 
allgemeinen  finanzwissenschaftlichen  und  den  speciellen  steuerwlssenschaftlichcn  Werken 
ziemlich  allgemein.  Abweichend  ton  den  meisten  bezüglichen  Werken  wird  die 
Scheidung  jetzt  aber  hier  strenger,  ich  darf  wohl  sagen  „principieller“  durchgefahrt. 
Daher  worden  hier  aus  dieser  Scheidung  auch  andere  und  weitergehende  Folgerungen, 
als  sonst  Üblich  ist,  gezogen.  Darin  liegt,  bis  auf  das  mehrfach  ähnliche  Vorgehen 
Steins,  eine  Abweichung  von  den  früheren  Theoretikern. 

Als  Hauptbeispiel  der  letzteren  kann  Bau  dienen.  Auch  Rau  hat  die 
Lehre  von  den  Steuern  nach  demselben  Qesichtspunct,  wie  ich  hier,  in  zwei  Abtheil- 
ungen gebracht.  Die  ganze  Lehre  bildet  bei  ihm  den  4.  Abschnitt  des  2.  Buchs 
von  den  „Staatseinkünften“  und  zerfällt  in  die  1.  Abtheilung  „das  Steuerwesen  im 
Allgemeinen",  §.  247—202,  — der  Schluss  des  1.  Bands  der  Finanzwissenschaft  — , 
und  in  die  2.  Abtheilung  „die  einzelnen  Arten  tron  Steuern“,  §.  297 — 462,  die  erste 
grössere  Hälfte  des  2.  Bands  des  Werks.  In  der  1.  Abtheilung  behandelt  Rau  nach 
einer  sehr  kürzen  Einleitung  die  allgemeine  Stcuerlehre  in  4 Hauptstücken:  Entwick- 
lung der  obersten  Besteuerungsgrundsätze  §.  250  — 267,  die  volkswirtschaftlichen 
Wirkungen  der  Steuern  (namentlich  die  Ucberwälzungl  §.  268—275,  Einrichtung  des 
Steuerwesens  (Zusammenhang  und  Ausführung  der  Steuern)  §.  276 — 290,  endlich 
Einthcilung  der  Steuern  §.  291 — 296.  Bei  Kau  wie  bei  allen  Aelteren  treten,  wie 
oben  in  §.  4 näher  ausgeführt  wurde,  in  dieser  Behandlung  die  „allgemeinen  Lehren“ 
hinter  die  speciellen  sehr  zurück,  weil  der  priratwirthschaftlichc  und  technische,  hier 
besonders  der  steuertechnische  Standpunct  die  Erörterung  ganz  beherrscht.  Der  Zu- 
sammenhang mit  den  Fragen  der  volkswirtschaftlichen  Organisation  und  mit  dem 
ganzen  Volks-  und  Slaatslcben  wird  dabei  zu  wenig,  oft  Überhaupt  kaum  verfolgt. 
Von  meinem  in  der  „Grundlegung“  und  im  1.  Bande  der  Finanzwissenschaft  ent- 
wickelten und  oben  in  3 ff.  festgehalteuen  Standpuncte  aus  ist  dies  ein  Fehler. 
Im  Unterschied  von  Baus  Werk  ist  die  allgemeine  Steuerlehro  im  Folgenden  viel 
umfangreicher  und  behandelt  eine  Menge  Puncte,  welche  Rau  noch  kaum  berührte 
oder  doch  nicht  im  Zusammenhang  mit  den  volkswirtschaftlichen,  politischen,  socialen 
Verhältnissen  und  mit  dor  gauzen  geschichtlichen  Entwicklung  des  Volks-  und  Staats- 
lebens brachte.  Z-  B.  die  Untersuchungen  des  folgenden  1.  und  2.  Kapitels  dieses 
5.  Buchs  fehlen  bei  Bau  fast  ganz,  bis  auf  ein  paar  cinschlagende  Bemerkungen  in 
seiner  Einleitung  §.  247 — 249. 

A.  Wagnor,  hinaus  Wissenschaft.  IT.  2.  Anfl.  14 
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Die  übrigen  Systematiker  der  Finanzwissenschaft  stehen  in  der  formellen  Behand- 
lung des  Gegenstands  Kau  nahe.  Hervorzuheben  wegen  einzelner  guter  Bemerkungen 
in  der  allgemeinen  Steuerlehre  sind  v.  Malchus,  Fin  I.  §.  32 — 38  (auch  ftlr 
ältere  Literatur),  Uinpfenbach,  Fin.  I,  §.  45 — 74,  2.  A.  §.  70 — 114,  v.  Huck,  Öffent- 
liche Abgaben,  §.  1 — 18,  dem  ich  mich  mehrfach  in  Einzelheiten  angeschlossen  habe. 
Von  älteren  sonst  z.  B.  v.  Jacob,  Staatsfiuanzwisscuschaft  I,  §.  451 — 514.  Fulda. 
Fin.  §.  136 — 152;  Schon,  Grundsätze  der  Finanz,  Kapitel  5 und  6;  Pfeiffer, 
Staatseinnahmen  II,  Thl.  6;  Bergius,  Fin.  2.  A.,  §.  36;  Garnier,  Fin.  ch.  4 u.  ff.; 
Leroy-Beaulieu,  Fin.  I.  livre  2,  ch.  2 u II.  — Aus  der  Literatur  über  Besteuerung; 
Morhard.  Besteuerung,  1.  Abth.  J.  G.  Hoffmann,  Lehre  von  den  Steuern,  Ab- 
schnitt I,  S.  1 — 04.  Maurus,  moderne  Besteuerung,  besonders  Kap.  1,  passim  auch 
7 und  8.  Pariou,  impöt  vol.  I.  A.  Held,  Einkommensteuer,  Kap.  2,  4 — 6;  Fr.  J. 
Neumann,  progressive  Einkommensteuer,  passim.  — S.  ferner  den  Abriss  in 
Scbäffle’s  gesellschaftlichem  System,  2.  A„  S.  531  ff.,  3.  A.  II,  S.  403  ff. 

Wesentlich  von  derselben  Gruudanscbauung  aus  wie  ich  hier,  wenn  auch  mit 
manchfach  abweichender  Behandlung  und  verschiedenen  Resultaten,  hat  nur  L.  v.  Stein 
in  seiner  Finanzwissenschaft  die  allgemeine  Steuerlchro  ebenfalls  stark  in  den 
Vordergrund  geschoben,  in  der  3.  Auflage  besonders  S.  297 — 400  („allgemeiner 
Theil“,  dem  dann  auch  der  „besondere“  vou  den  einzelnen  Steuern  handelnde  Theil 
folgt),  4.  A.  I,  390,  431,  die  speciclle  Steuerlehrc  in  B.  II,  5.  A.  II,  1,  346 — 561. 
die  specielle  in  II,  2.  Ich  vermochte  mich  Steins  Schematismen  und  Kategorieen, 
sowie  seiner  gerade  hier  Überaus  künstlichen  uud  m.  E.  oft  willkürlichen  und  irre- 
führenden Terminologie  nicht  oft  anzuschliessen.  Dabei  verkenne  ich  jeduch  auch 
hier  nicht  die  Anregung,  welche  Stein  in  seiner  allgemeinen  Stcuerlehre  für  eine 
tiefere  Auffassung  der  Besteuerung  gegeben  hat,  und  die  vielfachen  geistvollen  Be- 
merkungen ttber  die  Zusammenhänge  der  Besteuerung  mit  den  geschichtlichen,  politi- 
schen, gesellschaftlichen  Verhältnissen.  Eine  unserer  Hauptdillerenzen  liegt  in  der 
Auffassung  der  Volkswirtschaft  und  des  ihr  zu  Grunde  liegenden  Rechts.  Mir  scheint, 
dass  der  bahnbrechende  Verfasser  des  ..Socialismus  und  Commnnismus“  im  heutigen 
Frankreich“  hier  in  seiner  Theorie  der  Volkswirtschaft  noch  nicht  die  gerade  seiner 
eigenen  Lehre  in.  E.  mit  Notwendigkeit  entspringende  Auffassung  der  heutigen 
Volkswirtschaft  und  ihres  Privatrechtssystems  gewonnen  hat.  Auch  ihm  geht  die 
Volkswirtschaft  noch  zu  sehr  im  privatwirthschaftlichen  System  auf,  sind  die  Privat- 
eigenthums- und  die  gesellschaftliche  Classenordnung  noch  etwas  zu  Absolutes  (vgl. 
Fin.  3.  A..  S.  314  ff.,  321  ff).  Sein  Kapitalbegriff  ist  m.  E.  ebenfalls  unhaltbar.  Ich 
beziehe  mich  für  alle  solche  Differenzpuncte  auf  die  Erörterungen  in  meiner  „Grund- 
legung". Die  wie  immer  bei  Stein  geistreichen,  aber,  wie  ebenfalls  immer  bei  ihm, 
rein  mittelst  Gencralisation  einzelner.  Öfters  nicht  einmal  besonders  wichtiger  Puncte 
deducirtcn  Constructionen  der  „Elemente  der  Geschichte  der  Besteuerung“  sind  fast 
ganz  täuschendes  Blendwerk,  das  bei  jeder  wirklichen  Untersuchung  der  Thatsachcn 
in  sich  zusammenfallt  (z.  B.  5.  A.  II,  1,  361 — 4U1).  Dafür  verweise  ich  jetzt  auf 
meine  Fin.  III,  besonders  die  steuorgeschichtlichen  Abschnitte. 

ln  der  neuesten  Literatur  (oben  $.  Off'.)  tritt  die  „allgemeine  Stcuerlehre“ 
mehr  in  den  Vordergrund  und  verselbständigt  sich,  wie  in  Stein  s und  meinem  Werke, 
zu  einer  Art  theoretischer  Grundlegung  der  Besteuerung.  So  in  Schäfflc's  Steuer- 
politik („grundlegende  Erörterungen"  S.  3— 19s),  wobei  nur  der  practiche  Zweck  des 
Werks,  die  Erörterung  schwebender  Steuerreformfragen,  Eigentümlichkeiten  der  Bo- 
haudlungsweise  in  dieser  „allgemeinen  Lehre“  bedingt.  Roscher  legt  in  diese  Lehre 
wohl  den  Schwerpunct  der  Finanzwissenschaft,  er  giebt  ihr  auch  eine  verhältuissmässig 
eingehende  Darstellung,  die  an  Umfang  seiner  speciellen  Steuerlehrc  gleichkomini 
(S.  144 — 292  Uber  „Steuern  im  Allgemeinen“,  wo  in  sechs  Kapiteln  die  Naturlebre, 
Ethik.  Politik,  Geschichte,  das  System  und  die  Erhebung  der  Steuern  behandelt 
werden,  unter  anderen  Ausdrucken  und  im  Einzelnen  vielfach  verschieden,  doch  im 
Ganzen  derselbe  Inhalt  und  dieselben  Hauptpuncte,  wie  in  meiner  allgemeinen  Sleuer- 
lehre;  dann  S.  292 — 446  die  „Steuern  im  Einzelnen“).  Auch  im  Schönberg’schen 
Handbuch  wird  in  einer  eigenen  Abhandlung  Helfericlis  die  „allgemeine  Steuer- 
lehre“, freilich  nur  mehr  abrissartig,  von  dun  verschiedenen  Abhandlungen  der  ..spe- 
ciellen Steuerlehre“  getrennt,  llelferich  behandelt  hier  in  3 Abschnitten  die  Steuer 
in  rechtlicher,  in  ökonomischer  Beziehung  uud  Arten,  System  uud  Verwaltung  der 
Steuern.  In  G.  Cohn 's  Fiuauz  Wissenschaft  ist  dann  sogar  die  Lehre  von  den  Steuern 
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überhaupt  grossentlieils  mit  der  „allgemeinen  Stenerichre“  identisch  (2.  Bach,  dazu 
auch  aus  dem  1.  Buch,  Kap.  3,  Arten  des  öffentlichen  Entgelts),  wo  in  3 Kapiteln  — 
in  einer  freilich  m.  E.  anfechtbaren  Reihenfolge  and  Systemisirung  des  Einzelnen  — 
die  Gerechtigkeit,  der  Gegenstand,  die  historischen  Arten,  das  System  und  die  Ver- 
waltung der  Steuern  abgehandelt  werden.  Im  3.  Buche  folgt  darauf  die  specielle 
Steuerlehre  in  Form  ron  Darstellungen  und  Erörterungen  Uber  „die  deutsche  Steuer- 
gesetzgebung der  Gegenwart“.  Eine  systematische  „specielle  Steuerlehre“,  wio  sic 
mir  neben  einer  solchen  Uebersicht  und  Kritik  eines  einzelnen  Landes  gerade  in  der 
Finauzwisscnschafi  geboten  scheint,  fehlt  dabei  (s.  meine  Bemerkungen  in  Band  III, 
Fin.,  Vorwort  S.  V und  §.  2).  Auch  in  van  der  Linden’s  leerboek  der  finanziüa 
liegt  der  Scbwerpunct  in  der  allgemeinen  Steuerlehre.  Von  „Grundrissen"  enthält 
z.  B.  der  Cossa’sche  und  der  Gossa- Eheberg'scho  wenigstens  die  Elemente  auch 
einer  allgemeinen  Steucrlehre;  ebenso,  freilich  vermengt  mit  vielem  Anderen,  Walcker. 

Vornemlich  zur  Literatur  dieser  Lehre  gehört  ferner  von  den  neuesten  Erschein- 
ungen das  Werk  von  Vocke,  Abgaben  u.  s.  w.  (oben  S.  17  und  S.  26),  die  Schrift 
von  Robert  Meyer,  die  Principien  der  gerechten  Besteuerung,  welche  in  diesem 
Thema  einen  wichtigen  Hauptthcil  der  allgemeinen  Steucrlehre  heraus-  und  dabei  auf 
andere  Theile  dieser  Lehre  hinübergreift,  E.  Sax'  theoretische  Grundlegung  der 
Staatswirthschaft  (oben  S.  17  und  S.  2ti)  in  den  bezüglichen  Ausführungen  Uber 
Besteuerung  und  eigentliche  Steuern  (besonders  §.  81  tf.).  endlich  Vieles  aus  den  oben 
S.  19  ff.  besprochenen  neueren  Arbeiten  Neumann 's,  so  auch  seine  terminologischen 
und  Classifications-Untersuchungen  und  Erörterungen  in  dem  Buche  Uber  „die  Steuer*. 

Auch  in  den  Arbeiten  über  Steuerreform  fragen,  speciell  Uber  directe 
Steuern,  Monopole,  Communalbesteuerung,  so  in  den  oben  g.  9,  10  genannten  Gut- 
achten und  Referaten  des  Vereins  für  Socialpolitik  (Nasse),  ist  manches  zur  allge- 
meinen Steucrlehre  Gehörige  enthalten.  Einzelnes  daraus  wird  im  Verlauf  heran- 
gezogen werden. 

g.  78.  In  allen  Arbeiten  Uber  Besteuerung  im  Allgemeinen  spielen  die  soge- 
nannten Grundregeln  für  die  (moderne)  Besteuerung  eine  grosse  Rolle.  Gern  hat 
sich  die  Erörterung  an  die  Formulirung  dieser  Regeln  — denn  ihre  erste  Auf- 
stellung rührt  nicht  von  ihm  her  — durch  Ad  Smith  twealth  of  nations,  b.  V,  ch.  2, 
Sect.  21  angescblosseu  (S.  u.  g.  122.)  Die  fremde  nationalökouomische  und  finanztheoreti- 
sche Literatur  ist.  wie  schon  bemerkt  wurde,  besonders  in  ihrer  allgemeinen  Stcncrlchrc 
über  eine  Paraphrase  dieser  Smith’schcn  Sätze  kaum  hinausgekommen.  (Vgl.  z.  B.  selbst 
J.  St.  Mill.  politische  Oekonomie,  B.  V,  ch.  2)  Dass  die  Regeln  theilweiso  nicht 
absolute  sind,  sondern  von  historisch-relativen  Verhältnissen  abhängen,  wurde 
dabei  nicht  immer  genügend  beachtet.  Ein  einseitiger  Rationalismus  hat  hier  oft  das 
Räsonnement  der  Theoretiker  zu  sehr  beherrscht.  Auch  dass  die  Hauptregel  ron 
Smith,  die  Besteuerung  müsse  im  Verhältnis  zu  den  resp.  Fähigkeiten,  d.  h.  zum 
Einkommen  stehen,  welches  man  unter  dem  Schutze  des  Staats  beziehe,  dje  eigentliche 
Kernfrage  der  Vertheilung  der  Besteuerung  gar  nicht  löst,  sondern  nur  das  in  dieser 
Frage  enthaltene  Problem  unklar  und  einseitig  formuiirt,  wurde  gewöhnlich  ubersehen, 
wie  nicht  minder,  dass  mit  der  einfachen  axiomatischen  Hinstellung  der  Regeln, 
namentlich  der  Gerechtigkeitspostulate  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkcit  der 
Steuern,  wenig  gewonnen  ist.  Die  theoretische  Schwierigkeit  beginnt  erst  bei  der 
Feststellung  des  Begriffs  eines  solchen  Ausdrucks,  wie  „Allgemeinheit"  und  „Gleicb- 
tnässigkeit“  und  die  in  der  Theorie  zu  untersuchende  practische  Schwierigkeit 
beginnt  erst  bei  der  Verwirklichung  des  bezüglichen  Postulats  in  der  Steuerpraxis. 
Deswegen  verlangen  gerade  solche  Regeln  eine  sehr  eingehende  Erörterung.  Dabei 
ist  wieder  der  Zusammenhang  mit  anderen  Pnncten  der  allgemeinen  Steuerlehre  fest- 
zuhalten, was  auch  meist  nicht  genügend  geschehen  ist. 

Für  diesen  Theil  der  Steuerlehre  ist  im  Uebrigen  entscheidend  die  Auf- 
fassung von  der  Volkswirthschaft,  ihrer  Organisation,  ihrer  Bildung  erst 
durch  das  privat-  und  gemcinwirthschaftliche  System  zusammen,  dio  Auffassung 
des  wirthsch&ftlichen  Verkehrsrechts,  namentlich  des  Eigeuthumsrcchts  u.  s.  w.  Ich 
beziehe  mich  daher  auch  hier  vornemlich  auf  die  Schriften  desjenigen  Autors,  mit 
dem  ich  mich  in  Betreff  dieser  entscheidenden  Puncte  am  Meisten  in  Einklang  be- 
finde, Schäffle’s,  namentlich  auf  sein  gesellschaftliches  System  (u.  A.  besonders 
2.  Auflage,  §.  290 — 220),  und  auch  auf  manche  I’artieen  seines  grossen  Werks  „Bau 
und  Leben  des  socialen  Körpers",  speciell  z.  B.  IV,  224  ff.  Meine  eigene  Auffassung 
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der  einschlagenden  Puncte  aus  der  allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  s.  besonders 
in  meiner  „Grundlegung“,  namentlich  1.  Abtheilung  (2.  A.),  Kap.  .'i  und  4,  auch  Ab- 
theilung II  passim.  leb  muss  diese  Auffassung  gerade  für  die  allgemeine  Steucrlehre 
hier  als  begannt  voraussetzen,  weil  vielfach  nur  (Konsequenzen  daraus  für  das  Steuer- 
wesen zu  ziehen  sind. 

Durch  die  hier  jetzt  eingeschlagcnc  Behandlungsweise,  die  umfassende  Entwick- 
lung und  Begründung  einer  „allgemeinen  Steuerlehre“  als  einer  theoretischen  Grund- 
legung der  gesummten  Besteuerung,  wird  auch  Manches  aus  den  eigentlichen  Prin- 
cipien-Controversen  in  Betreff  einzelner  Steuern  (z.  B.  Uber  proportionalen  oder 
progressiven  Steuerfuss  bei  einer  allgemeinen  Einkommensteuer)  vorweggenommen,  was 
Andere,  mehrfach  auch  Rau,  erst  in  der  spcciellen  Lehre  erörtern.  Der  von  mir 
eingeschlagene  Weg  hat  m.  E.  auch  in  formeller  Hinsicht  den  Vorzug.  Er  ist  aber 
nach  meiner  Auffassung  der  Sache  aus  inneren  Gründen  nothwendig  geboten. 
Denn  nur  so  ist  es  möglich . die  Entscheidung  der  Streitfragen  tiefer  zu  begründen, 
indem  man  diese  Fragen  eben  selbst  in  Zusammenhang  mit  den  Grundverh&ltnissen 
der  Volkswirtschaft  und  der  Rechtsordnung  bringt  und  die  verschiedene  Entscheidung 
als  eine  Folge  der  Verschiedenheit  dieser  Verhältnisse  nachweist.  Wie  wenig  Rau 
noch  eine  solche  Einsicht  gewonnen  batte,  ergiebt  sich  z.  B.  aus  der  Bemerkung  in 
§.  259,  Note  d:  dass  die  Streitfrage  über  progressive  Steuer  u.  s.  w.  „bei  der  allge- 
meinen Einkommensteuer  (im  speciellen  Theil)  abgehandclt  werde,  weil  man  gerade 
bei  dieser  Schatzung  jene  Steigerung  besonders  empfohlen  habe“.  Bei  einer  solchen 
einzelnen  Steuer  kommt  aber  nur  die  Frage  der  steuertechnischen  Durchführung  eines 
allgemeinen  Princips  und  Postulats,  nicht  jedoch  die  Frage  der  Rechtfertigung  des 
letzteren  selbst  an  sich  und  als  solchen  in  Betracht. 


Einleitung. 

§.  79.  Die  Scheidung  der  Steuerlehre  in  einen  all- 
gemeinen und  einen  speciellen  Theil  beruht  auf  einem  an 
sich  einfachen  und  leicht  verständlichen  Princip.  In  dem  ersten 
Theil  sind  die  der  Besteuerung  als  solcher,  daher  den  ein- 
zelnen Steuern  als  Gliedern  der  Besteuerung  gemeinsamen 
Puncte,  in  dem  zweiten  Theil  dann  die  jeder  einzelnen  Steuergruppe 
und  einzelnen  Steuer  besonders  eigcnthlimlichen  Puncte  zu 
behandeln. 

In  der  allgemeinen  Steuerlehre  werden  daher  alle  haupt- 
sächlichen Principienfragen  der  Besteuerung  überhaupt  in 
systematischem  Zusammenhang  erörtert.  Dadurch  wird 
eine  umfassende  grundlegende  Theorie  der  Besteuerung  zu 
gewinnen  und  das  Problem  der  allgemeinen  Steuerpolitik 
zu  lösen  gesucht.  In  der  speciellen  Steuerlehre  handelt  es  sich 
dann  um  die  Fragen  der  that sächlichen  Durchführung  der 
Besteuerung  im  Einzelnen  in  der  Praxis,  daher  vornemlich 
um  die  steuertechuische  Seite  des  Besteuerungsproblems. 

S.  die  Einleitung  zu  Fin.  III,  §.  1,  2.  Auch  dio  Theorie  der  Besteuerung 
muss  auf  empirischer  Basis  aufgebaut  werden,  die  „allgemeine  Stcuerlehro"  hat 
daher  mit  Hilfe  historischen,  statistischen  und  legislativen  Materials  die  Fragen  nach 
dem  „Was  war?“,  „Was  wurde?“,  „Was  ist?“  mit  zu  erledigen.  Aber  mehr 
nur  in  genereller  Weise,  indem  sie  die  genauere  Darstellung  der  Verhältnisse  und 
Verarbeitung  des  Stoffs  zur  Beantwortung  dieser  Fragen  der  „speciellen  Steuerlehre" 
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überweist  und  Überlässt.  Die  „allgemeine  Steuerlehre"  bat  aber  noch  die  »'eitere 
Aufgabe,  auf  Grund  principieller  Erörterungen  die  Frage  nach  dem  „Was  soll  sein?“, 
daher  anch  nach  dem  Besteuerungsideal . ferner  die  Frage  nach  dem  „Was  soll 
goschehen,  um  sich  diesem  Ideal  möglichst  zu  nähern?“,  daher  nach  der  rich- 
tigen Steuerpolitik  wenigstens  zu  allgemeinerer  Entscheidung  zu  bringen.  Die 
Ergebnisse,  welche  sie  hierbei  gewinnt,  werden  dann  für  die  „specielle  Steucrlehrc“ 
znr  Directive  hinsichtlich  der  Frage,  „wohin  die  Entwicklung  zu  leiten  ist?“.  Sie 
müssen  dabei  aber  zugleich  näher  an  den  practischen  Vorgängen  und  Verhältnissen 
in  Bezug  auf  ihre  bisherige  thatsächlichc  technische  Durchführung  und  weitere  Durch- 
führbarkeit in  den  einzelnen  Steuern  geprüft  werden.  Nach  den  hierbei  gewonnenen  Er- 
fahrungen und  daraus  abzuleitenden  Kegeln  werden  die  stcuerpolitischen  Postulate  der 
allgcmeiuen  Steuerlehre  in  Betrelf  des  „Sein  sollens“  wieder  berichtigt  werden  müssen. 
Hinsichtlich  der  unmittelbaren  Aufgaben  der  Praxis,  im  eoncreten  Falle,  kann  aber 
auch  die  specielle  Stenerlehre  wieder  nur  die  allgemeine  Directive  geben,  das  „Ob  und 
Wie  ?“  der  Durchführung  hängt  hier  wieder  von  den  eoncreten  Vorgängen  und  Verhält- 
nissen ab,  und  ist  nicht  mehr  eine  Angelegenheit  der  Finanzwissenschaft,  sondorn  der 
durch  finanzwissenschaftliche  Gesichtspuncte  und  Grundsätze  geleiteten  und  dadurch 
zur  „rationellen“  erhobenen  Praxis. 

Erst  die  allgemeine  nnd  specielle  Steuerlebre  zusammen 
lösen  die  Aufgaben  sämmtlich,  welche  der  Steuerlehre  als  Theil  der 
Finanzwissenschaft  obliegen.  Beide  ergiinzen  sich  gegenseitig  und 
ihre  Darstellungen  und  Erörterungen  liefern  das  Material  zu  wechsel- 
seitiger Prüfung  der  Ergebnisse. 

Systematisch  licsse  es  sich  auch  rechtfertigen,  die  specielle  Lehre  roranznstellen 
und  von  ihr  aus  erst  zur  allgemeinen  emporzusteigen.  Vertreter  des  „inductiren  Ver- 
fahrens“ werden  geneigt  sein,  so  vorzugehen.  Aber  die  hier  erfolgende  Voranschickung 
der  allgemeinen  Steuerlehre,  systematisch  berechtigt,  hat  doch  wieder  ihre  besonderen 
Vorzüge.  Bei  der  Erörterung  der  wirklichen  principiellen  Hauptfragen  der 
Gesammtbcsteuerung  tritt  das  Hauptsächliche  in  den  Vordergrund,  das  Neben- 
sächliche zurück.  Man  gelangt  so  vom  Wichtigeren  zum  Unwichtigeren,  vom  Grossen 
und  'Allgemeinen  zum  Kleinen  und  Speciellen,  vom  mehr  Wissenschaftlichen,  weil 
„Theoretischen“,  zum  mehr  Practischen,  von  der  Steuerpolitik  zur  Steuertechnik:  alles 
natürlich  sich  bedingend,  ergänzend,  berichtigend,  aber  doch  gerade  in  der  Wissen- 
schaft eines  der  Praxis  ungehörigen  Gegenstands  nicht  alles  von  gleicher  Bedeutung 
für  die  wissenschaftliche  Behandlung. 

§.  80.  Die  hier  iu  der  allgemeinen  Steuerlehre  behandelten 
gemeinsamen  Puncte  der  Besteuerung  lassen  sich  in  folgende 
fünf  Gruppen  bringen,  denen  die  fünf  einzelnen  Kapitel  dieses 
Buchs  gewidmet  sind: 

1.  Begriff  und  Grund  der  Besteuerung  (d.  i.  der  eigent- 
lichen Steuer  als  solcher),  sowie  Terminologie  von  Einzelheiten 
des  Steuerwesens  (Kapitel  1). 

2.  Entwicklung  der  Besteuerung  (Kapitel  2). 

3.  Oberste  Grundsätze  der  Besteuerung  (Kapitel  3). 

4.  System  und  Hauptarten  der  Besteuerung  (Kapitel  4). 

5.  AllgemeineGrundsätze  und  Aufgaben  der  Steuer- 
verwaltung (Kapitel  5). 
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Auch  hier  steht  das  Einzelne,  welches  in  den  verschiedenen  Kapiteln  zu  be- 
handeln ist.  natürlich  vielfach  in  Zusammenhang,  so  z.  B.  der  Begriff  der  Steuer  und 
die  Terminologie  mit  Verhältnissen , welche  erst  im  dritten  und  vierten,  zum  Theil 
auch  im  fünften  Kapitel  näher  behandelt  werden  können.  Daher  muss  Einiges  hie 
und  da  an  verschiedenen  Stellen  berührt  »erden,  z.  B.  Streitfragen  der  Terminologie 
und  Classification,  auch  im  4.  und  5.  Kapitel.  Indessen  ist  das  b<a  einer  syste- 
matischen Behandlung  niemals  ganz  zu  vermeiden.  — Absichtlich  sind  im  Folgenden 
Abweichungen  in  der  formcllon  Anordnung  des  Stoffs  gegen  die  1.  Auflage  in  dem 
Gegenstand  des  jetzigen  1.  Kapitels  vorgenommen  worden,  der  damals  grOsstentheils 
in  die  „Einleitung“  (§.  82!) — 888)  gestellt  worden  war.  Die  jetzige  Anordnung  sowie 
die  jetzige  Scheidung  von  Kapitel  I und  2 ist  wohl  richtiger. 


Erstes  Kapitel. 

Begriff  und  Grund  der  Besteuerung, 
nebst  Terminologie  im  Steuerwesen. 

S.  in  Fin.  I (8.  A.)  §.  209  über  den  Steuerbegriff;  über  Terminologie  meine 
Abhandlung  „directc  Steuern“  im  Schönberg’schen  Handbuch,  2.  A.  III,  §.  1 — 8. 
Vgl.  hierzu  vornemlich  die  toben  S.  20)  genannten  neueren  Arbeiten  Neu  in  a n n 's , 
besonders  sein  Buch  über  „die  Steuer“,  daselbst  S.  402 — 408  die  Kritik  meines 
Steuerbegriffs  in  der  genannten  Stelle  der  3.  Auflage  des  Bands  I;  mit  dieser  Kritik 
setze  ich  mich  im  Folgenden  näher  auseinander.  Mit  Kan  (so  I,  §.  84  ff  , 247,  254, 
281  ff.,  291  ff.)  stimme  ich  in  terminologischen  Puncten  mehr  als  in  principiellen 
uberein.  Stein  (4.  Aull.  I.  433  ff..  5.  A.  II,  1.  346  11.,  401  ff..  420  fl.)  ist  in  der 
Terminologie  oft  sehr  willkürlich  und  weicht  dabei  unnöthig,  ja  häufig  nachtheilig 
von  der  üblichen  ab.  Auch  seine  Begriffsentwicklungen,  in  historisirender  Manier, 
enthalten  wie  gc«'öhnlich  nur  einiges  Blendende,  das  bei  genauerer  Prüfung  an  den 
geschichtlichen  Thatsachen  nicht  Stich  hält.  Steiu  construirt  sich  die  Dinge  zu- 
recht, Klarheit,  Schärfe,  Folgerichtigkeit  fehlt  dabei  vielfach.  Bcachtcnswerth  v.  Hock. 
Abgaben.  §.  14  und  passim.  Umpfenbach,  Fin.  §.  70  if.  Von  den  Neueren  ausser- 
dem Schäffle,  Steuerpolitik,  S.  51  ff.,  wo  mehrfach  in  Begriffsbestimmungen  und  Ter- 
minologie Bemerkenswcrthes  und  Eigentümliches,  dem  ich  indessen  nicht  immer 
hclstimmen  kann;  Hclfcricli.  allgemeine  Steucrlebre  im  Schflnberg'schcn  Handbuch 
§.  1;  Roscher,  Fin.  §.  83;  Vocke,  Abgaben  passim,  S.  167  ff.,  228  ff. , 279  ff., 
wesentlich  oine  Betrachtung  der  Entwicklung  der  Steuer  im  historischen  Zusammen- 
hang mit  der  Entwicklung  des  Staats  und  der  sonstigen  öffentlichen  Einkünfte,  daher 
mehr  zn  Kap.  2 unten  gehörend;  Sax,  Grundlegung,  §.  81  If.,  Steuer  als  „Werthungs- 
vorgang";  Cohn,  Fin.  passim,  besonders  § 192  ff.  Uber  Steuerrecht  und  Stcucrpflicbt. 
— Deber  den  inneren  Grund  der  Besteuerung  s.  auch  die  rechtsphilosophische  und 
politische  Literatur  oben  S.  30. 

I.  Begriff,  Wesen  und  Zweck  der  Steuer  und  der  Be- 
steuerung. 

§.81.  — 1.  Grundsätze  für  die  Begriffsbestimmung 
der  Steuer  und  Verfabreu  dabei.  Diejenigen  „Steuern“, 
welche  hier  jetzt  allein  behandelt  werden,  sind  die  „eigent- 
lichen“ oder  „allgemeinen“  (§.  1),  welche  den  Gebühren, 
als  den  „spcciellen“  Steuern  gegenüber  stehen,  aber  mit  diesen 
zusammen  die  Stenern  im  weiteren  Sinne  oder  die  „Abgaben“ 
oder  „Auflagen“  bilden  (Fin.  I,  §.  204  und  oben  §.  1). 

Die  wissenschaftliche  Bestimmung  des  Begriffs  der  eigentlichen 
Steuer  ist  nicht  so  einfach,  daher  auch  bis  in  die  Gegenwart  hinein 
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in  der  Finanz-  und  Steuerwissenschaft  etwas  streitig  und  von  ver- 
schiedenen Theoretikern  etwas  verschieden  gefasst  worden,  wenn 
man  auch  dabei  eigentlich  Über  das  Wesentliche  nicht  weit  aus- 
einandergeht 

Es  ist  Neu  mann ’s  Verdienst,  die  vorliegenden  Schwierigkeiten  genauer  gezeigt 
zu  haben.  Er  bringt  die  Sache  auch  richtig  in  Verbindung  mit  der  Frage  der  Classi- 
fication der  öffentlichen  Einnahmen.  Abweichungen  zwischen  ihm  und  mir  und 
Anderen  sind  zum  Theil  die  Folge  einer  Abweichung  in  dieser  Classification.  Wer 
wio  er  hier  weiter  specialisirt  und  namentlich  mehr  der  Steuer  i.  c.  S.  coordinirte 
Hauptarten  von  ordentlichen  Einnahmen,  nicht  bloss,  wie  Ich,  zwei  Hauptarten,,  privat- 
wirthschaftliche  und  staatswirthschaflliche  oder  Steuern  im  weiteren  Sinne  (Fin.  I, 
§.  I9S),  und  unter  letzteren  wieder  nicht  nur  zwei  coordinirte  Haupt-Unterarten, 
Gebühren  und  eigentliche  Steuern,  wie  ich  (also  z.  B.  wie  Neu  mann  auch  noch 
„Beiträge“  u.  s.  w ) unterscheidet,  wird  auch  den  Steuerbegrilf  etwas  anders  fassen, 
als  ich  es  thuc. 

Eine  der  Wissenschaft  und  der  Praxis  genügende  Begriffs- 
bestimmung muss  wohl  zunächst  vier  Merkmale,  zwei  posi- 
tive, zwei  ergänzende  negative  enthalten:  die  Steuer  muss 
positiv  als  eine  Einnahme  der  Finanz wirthschaft  öffent- 
licher Körper  („Zwangsgemeinwirthschaften“),  des  Staats  wie 
sonstiger,  und  ferner  als  eine  specifisch  eigenthUmliche 
derartige  Eiunahme,  in  letzterer  Hinsicht  daher,  auf  Grund  der 
erwähnten  Classification  der  Einnahmen,  negativ  als  eine  sich  von 
den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  und  den  Gebühren 
durch  deutliche  Unterscbeidnngsmomente  abtrennende 
Einnahme  in  der  Begriffsbestimmung  gekennzeichnet  werden.  Dem- 
gemäss muss  in  letztere  alles  dasjenige  anfgenommen  werden,  was 
erforderlich  ist,  um  diese  vier  Merkmale  deutlich  zum  Ausdruck 
zu  bringen,  daher  insbesondere  auch  der  Hinweis  auf  den  Zweck 
der  Besteuerung  überhaupt. 

Dieser  Hinweis  kann  mehr  allgemein  gehalten  werden,  wie  u.  A.  in  Neu- 
mann's  Definition  („zur  Gewinnung  von  Staats-  und  Gemeindeeinnahmen 
angeordnete  Zahlungen  . . . .“4.  aber  auch  gleich  mit  genauerer  Bezeichnung  des 
Zwecks  erfolgen.  Letzteres  Verfahren  möchte  deswegen  den  Vorzug  verdienen,  weil 
so  zugleich  das  Unterscheidungsmerkmal  von  den  Gebühren  in  der  Zweckbezeichnung 
mit  angegeben  werden  kann.  Das  mache  ich  gegen  Neumann’s  Einwendungen 
^.Steuer“,  besonders  S.  404  unter  4)  und  auch  gegen  seine  eigene  Definition  (eb. 
S.  391,  550)  geltend,  in  welcher  der  Unterschied  von  den  Gebühren  (bcz.  den  „Ent- 
gelten für  specielle  Gegenleistungen  des  Staats  u.  s.  w.‘“i  zwar  auch,  aber  nur,  weniger 
passend,  negativ  gefasst,  nicht,  wio  in  meiner  Begriffsbestimmung,  positiv  gefasst, 
Aufnahme  gefundcu  hat.  So  sagt  meiue  Definition  auch  in  diesem  Puncte,  was  die 
Steuer  ist.  Neumann’s,  was  sie  nicht  ist;  letztere  muss  daher  wieder  andere  Be- 
griffe („Entgelte  für  specielle  Gegenleistungen  u.  s.  w.“)  als  bekannt  voraussetzen. 
Diese  Erwägungen  haben  mich  dem  scharfsinnigen  Kritiker  gegenüber  bestimmt,  im 
Wesentlichen  bei  meiner  früheren  Definition  (Fiu.  11,  1.  A.,  §.  329.  S.  150,  1,  3.  A., 
§.  209)  zu  verbleiben.  Auf  andere  Bemängelungen  meiner  Ausdrücke  in  der  Defi- 
nition („Steuer“,  S.  402  ff.)  komme  ich  noch  zu  sprechen  i§.  SS).  Ich  kann  Naumann  zum 
Theil  darin  mehr,  aber  auch  nicht  völlig  beistimmen,  thcils  halte  ich  seine  Ein- 
wendungen, wenn  auch  nicht  für  unzulässig,  so  doch  nicht  für  durchschlagend  gegen- 
über gewissen  Zweckmässigkeitserwägnngen . welche  bei  der  Fassung  der  Definition 
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mitsprechen  durfon,  — nach  einem  Gesichtspuuct,  den  Neumann' auch  mehrfach  selbst 
für  berechtigt  erklärt  hat. 

In  der  ganzen  Streitfrage  handelt  es  sich  aber  durchaus  nicht 
um  eine  blosse  Verbaldefinition,  sondern  um  eine  nach  jeder  Seite 
wichtige  Realdefinition.  Die  „Steuer“  ist,  wie  wir  später  noch 
näher  erfahren  werden  (§.  87,  102),  keine  absolute,  rein  öko- 
nomische Kategorie  in  der  Volkswirtschaft  und  speciell  in  der 
Finanzwirthscbaft  öffentlicher  Körper,  Bondern  nur  eine  hiBtorisch- 
reehtliche  Kategorie.  Als  solche  tritt  sie  principiell  wie  prac- 
tisch  erst  bei  bestimmten  Verhältnissen  der  wirthschaftlichen 
Rechtsordnung  in  Bezug  auf  „Freiheit  und  Eigenthum“  und, 
damit  zusammenhängend,  der  Organisation  der  Volkswirtschaft 
und  der  Entwicklung  des  Wirtschaftslebens,  wie  weiter  tatsäch- 
lich practisch  Überhaupt  oder  wenigstens  in  grösserem  Maasse  erst 
bei  einer  gewissen  Gestaltung  des  Finanzbedarfs  hervor  (Fin.  III, 
§.  29  ff.).  Eben  deshalb  muss  die  Begriffsbestimmung  der  Steuer  das 
Verhältniss  der  letzteren  zu  den  Besteuerten  und  damit  zugleich 
auch  den  inneren  Grund  der  Besteuerung  als  einer  historisch- 
rechtlichen Kategorie  der  Deckungsmittel  des  Finanzbedarfs  oder 
m.  a.  W.  der  Kostendeckung  der  Leistungen  (bezw.  Thätig- 
keiten  und  Einrichtungen)  öffentlicher  Körper  mit  in  sich  enthalten. 
Die  Aufnahme  bezüglicher  Merkmale  in  die  Begriffsbestimmung 
führt  zu  einer  vielleicht  formell  unliebsamen,  aber  sachlich  ge- 
botenen grösseren  Weitläufigkeit  der  Fassung  der  Definition,  welcher 
letzteren  eben  sonst  etwas  Wesentliches  fehlt. 

Das  scheint  mir  Neumanu  in  seinen  polemischen  und  kritischen,  wie  in  den 
seine  eigene  Definition  positiv  begründenden  Erörterungen  nicht  genügend  zu  beachten. 
Seine  Definition  enthält  daher  auch  eine  Lücke,  auch  noch,  wenn  man  einen  Ausdruck 
derselben  („angeordnete“  Zahlungen)  im  Sinne  des  hier  von  mir  Gesagten  und 
Verlangten  nehmen  will,  und  im  letzteren  Falle  dann  noch  eine  Dndeutlichkcit.  Andere 
Autoren  haben  ähnlich  wie  ich  die  angedeuteten  Momente  mit  in  die  Definition  ge- 
zogen. Unser  aller  Begriffsbestimmungen  werden  dadurch  weitläufiger  und  enthalten 
für  Neumann’s  Auffassung  mindestens  UcberflUssiges,  wenn  nicht  gar  positiv  Falsches, 
was  ich  jedoch,  soweit  es  jene  Momente  betrifft,  nicht  zugeben  kann. 

Fraglicher  kann  sein,  ob  die  Begriffsbestimmung  der  Steuer 
auch  bereits  einen  Hinweis  auf  die  Einrichtung  derjenigen 
Leistungen,  welche  allein  unter  den  Begriff  der  Steuer  fallen,  zu 
enthalten  habe,  wenigstens  was  das  Princip  oder  die  Principien 
dieser  Einrichtung  anlangt.  Ich  möchte  mich  aber  schliesslich 
doch  dafür  entscheiden. 

Sicher  ist,  dass  die  Steuer  in  ihrer  wirklichen  historischen  Erscheinung  hier 
vielfach,  zumal  auf  roheren  Stufen  des  Volks-  und  Staatslebens  oftmals,  auch  dem 
scheinbar  einfachsten  und  selbstverständlichsten  Princip  der  Einrichtung  nicht  ent- 
spricht, z.  1).  dem  der  Gleichmässigkeit,  und  zwar  nicht  nur  nicht  in  factischer,  son- 
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dern  auch  nicht  in  rechtlicher  Hinsicht.  Ein  derartiges  Moment  wird  daher  auch 
nicht,  wie  es  z.  B.  in  Helferich's  Definition  geschieht,  in  die  Begriffsbestimmung 
aufzunehmen  sein.  Aber  anders  verhält  es  sich  doch  mit  einem  so  ganz  allgemein 
gefassten,  keinerlei  specioller  Durchführung  präjudicirenden  Princip,  wie  dem  von  mir 
in  die  Definition  aufgenommenen,  dass  nur  da  „Steuer“  rorliege,  wo  ein  Zwangsbeitrag 
der  Einzelnen  „nach  allgemeinen  Grundsätzen  und  Maassstäben“  einge- 
fordert werde.  Verstösse  gegen  solche  Grundsätze  und  Maassstäbc  werden  niemals 
in  der  Wirklichkeit  fehlen,  aber  dio  Steuer  als  eine  Einrichtung  der  Rechtsordnung 
setzt  doch  in  der  That  wohl  irgend  welche  derartige  Grundsätze  und  Maassstäbc  als 
ihre  Grundlage  voraus. 

§.  82.  In  den  bisher  berührten  Puncten  hatten  wir  die  Steuer, 
wie  sie  sich  geschichtlich  entwickelt  hat  und  überall  besteht,  d.  h. 
als  ein  technisches  Mittel  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  öffent- 
licher Körper,  beziehungsweise  als  ein  neben  und  nach  anderen 
Deckungsraitteln  subsidiär  zur  Mitdeckung  jenes  Bedarfs  eintreten- 
des Mittel  im  Sinne.  Es  fragt  sich  nun,  ob  in  diesem  ihrem  „rein 
finanziellen“  Zweck  ihr  einziger  Zweck  zu  finden  und  dem- 
gemäss der  SteuerbegrifF  zu  fassen,  also  die  Steuer  schon  be- 
grifflich auf  diesen  Zweck  zu  beschränken  sei,  m.  a.  W. 
ob  es  überhaupt  nur  einen  rein  finanziellen  Steuerbegriff 
gebe.  Das  ist  bisher  in  der  Literatur,  in  Theorie  und  Praxis  mit 
seltenen  Ausnahmen  die  Ansicht.  Eine  andere  Auffassung  ist  in 
diesem  Werke  bereits  im  ersten  Bande  (besonders  in  der  dritten 
Auflage,  §.  27,  209)  und  in  der  ersten  Auflage  des  zweiten  Bandes 
(§.  329)  vertreten  worden. 

Danach  kann  neben  dem  „rein  finanziellen“  nächsten  Zweck 
der  Steuer  auch  noch  ein  zweiter,  ein  socialpolitischer  Zweck 
unterschieden  und  aufgestellt  werden,  nemlich  der  Zweck,  regu- 
lirend  in  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
Volksvermögens  einzugreifen,  im  Allgemeinen  daher  so,  dass 
eine  Veränderung  der  im  „freien  Verkehr“  sich  vollziehenden 
Vertheilung  erfolge.  An  dieser  Auffassung  halte  ich  hier,  aller 
Polemik  gegenüber  fest,  ja  ich  erweitere  den  zweiten  Zweck  jetzt 
noch  dahin,  dass  auch  noch  regulirend  in  die  Verwendung 
des  Einzeleinkommens  und  Vermögens  eingegriffen  werden  kann. 
Aus  dieser  Setzung  eines  solchen  zweiten  Zwecks  geht  dann  auch 
ein  erweiterter  oder,  wenn  man  es  so  nennen  will,  ein  zweiter 
Stcuerbegriff,  ein  „socialpolitischer“  neben  dem  „rein 
finanziellen“  Begriff  hervor. 

Die  Möglichkeit  eines  solchen  socialpolitischen  Zwecks  and  Begriffs  ist  in.  E. 
doch  Überhaupt  nicht  zu  bestreiten,  das  thatsäebliche  Vorgekommensein  und  Vor- 
kommen eines  solchen  Zwecks,  mag  es  auch  gemissbilligt  werden,  ebenfalls  nicht. 
Streitig  kann  doch  eigentlich  nur  sein,  ob,  wie,  wie  weit,  unter  welchen  Umständen 
ein  derartiger  Zweck  sich  rechtfertigen  oder  gar  fordern  lasse,  demgemäss  dann  nicht 
nur  aufgestellt  werden  könne,  sondern  dürfe,  solle  und  müsse.  Das  sind  nicht  mehr 
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Fragen  der  theoretischen  Zweck  Setzung  und  Begriffsbestimmung,  sondern  der  practischen 
Finanz-  und  Steuerpolitik  wie  der  Wirthschafts-  und  Socialpolitik. 

Diejenigen . welche  diese  Auffassung  ablehnen  und  die  Steuer  begrifflich  auf 
den  Zweck  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  beschränken,  kommen  aber  auch  noch  in 
Widerspruch  mit  anderen  Vorkommnissen  in  der  Steuergeschichte.  Sie  mussten  dann 
folgerichtig  hier  gewissen  Abgaben,  weil  sie  diesem  Zweck  nicht  ihre  Entstehung 
verdanken,  so  den  Schutzzöllen,  den  Steuercharacter  ganz  absprechen,  mindestens 
in  denjenigen  Fällen,  wo  der  Ertrag  solcher  Abgaben  — wie  z.  B.  gegenwärtig  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  — zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  nicht 
bedurft  und  ((tatsächlich  dazu  auch,  wenigstens  theilwoise,  gar  nicht  verwendet  wird. 
Schutzzölle  dienen  principiell  theils  gar  nicht,  theils  nur  nebenbei  als  Mittel  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs  und  practisch  verhalten  sie  sich  ebenso.  Aber  „Steuern“ 
sind  sie  gleichwohl,  im  weiteren  („Auflagen“,  „Abgaben“,  beides  wörtlich  zutreffend) 
wie  im  engeren  Sinne. 

Vollends  ist  doch  das  unverkennbar,  dass  die  Steuern  häufig  eine  „socialpolitische 
W'irkung“  auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  austtben, 
indem  sie  diese  Vertheilung  verändern,  theils  zu  Gunsten  der  oberen  Classen  (in 
allen  Fällen,-  wo  Steuerprivilegien  für  diese  Classen  bestehen  und  wo  Steuern  that- 
sächlich  „umgekehrt  progressiv“  wirken,  wie  manche  Verbrauchs-,  Verkehrs-,  auch 
einzelne  directe  Steuern,  z.  B.  die  Gewerbesteuer  hie  und  da),  theils  zu  Gunsten  der 
unteren  Classen  (bei  Steuerprivilegien  — z.  B.  Freilassungen  und  Ermäßigungen  — 
für  letztere,  bei  progressiven  und  selbst  bei  degressiven  Steuersätzen  in  Einkommen-, 
Vermögens-,  Erbschaftssteuern,  bei  letzteren  beiden  auch  an  sich  Öfters  schon).  Eine 
solche  W'irkung  ist  theils  eine  nicht  gewollte,  aber  hingenommene,  theils  eine  gewollte, 
absichtlich  herbeigeführte.  Letzteres  ist  die  practische  Consequonz  des  „socialpoli- 
tischen“ Steuerzwecks,  uud  zwar  die  Herbeiführung  einor  veränderten  Vertheilung  in 
einer  den  unteren  Classen  günstigen  Kichtung  nach  den  heutigon  Zielen  der  Social- 
politik,  während  die  ehemaligen,  die  höheren  Classen  eximirenden  oder  erleich- 
ternden Steuerverfassungen  dem  socialpolitischen  Steuerzweck  in  entgegengesetzter 
Kichtung.  aber  doch  auch  dem  Zweck  eines  regulirenden  Eingreifens  in  die 
Vertheilung  (wenn  auch  nicht  immer  klar  bewusst)  dienten.  Wer  diesen  Zweck  prin- 
cipiell  als  einen  eigenen,  neben  dem  besprochenen  ersten,  verwirft,  muss  folgerichtig 
auch  allen  Steuern,  welche  thatsächlich  gleichwohl  so  regulirend  wirken  — oder 
genauer  gesagt  dem  betreffenden  Theile  oder  Elemente  solcher  Steuern,  von 
welchem  dies  gilt  — wenigstens  wenn  die  entsprechende  W'irkung  derselben  eine 
gekannte  oder  gar  gewollte  ist,  den  Character  der  „Steuer“  absprechen. 

Auch  die  Erhebung  von  Steuern,  welche  absichtlich  auf  die  Verwendung  des 
Einzeleinkommens  einwirken  sollen  — z.  B.  wenn  Verbrauchssteuern  so  hoch  gestellt 
werden,  dass  sie  den  Verbrauchsartikel  sehr  vertheuern  und  so  den  Gon- um  desselben  ver- 
mindern (Branntwein !)  oder  wenn  durch  solche  Steuern  Mittel  für  Specialzwecke  der  Be- 
steuerten, z.  B.  für  Aibeiterversicherung,  beschafft  werden  — ist  ein  Vorgang,  bei 
welchem  cs  sich  nicht  oder  nicht  bloss  um  die  Deckung  des  Fiuanzbedarfs  handelt, 
wo  daher  die  Setzung  dieses  Zwecks  nicht  ausreicht,  sondern  ein  zweiter  Zweck 
gesetzt  werden  muss. 

Die  principielle  Rechtfertigung  einer  „socialen  Steuerpolitik“  der  erwähnten 
Tendenz  und  Kichtung  gehört  nicht  an  diesen  Ort.  Die  Idee  einer  solchen  Politik 
ist  die  Consequenz  des  in  meiner  „Grundlegung“  vertretenen  uud  zu  begründen  ge- 
suchten Standpuncts,  wie  detselbe  auch  bereits  im  ersten  Bande  der  Finanzwissenschaft 
(3.  Auflage,  besonders  §.  '2~,  2 Ott)  nach  seinen  allgemeinen  finanziellen  Consequcnzen 
dann  weiter  zur  Geltung  gebracht  wurde.  In  der  „allgemeinen  Steucrlehre“  werden 
mehrfach . namentlich  in  der  Erörterung  über  die  Principicn  und  Postulate  der  Ge- 
rechtigkeit in  der  Besteuerung,  in  der  Unterscheidung  des  „rein  finanziellen"  und 
„socialpolitischen“  Standpuncts  dabei,  dann  bei  der  Entwicklung  des  Steuersystems  in 
den  Abschnitten  von  der  Besteuerung  des  Vermögens,  der  Erbschaft,  der  Conjuncturen- 
gewinne.  der  Verbrauchssteuern  und  an  anderen  Stellen  die  ferneren  Consequcnzen  der 
socialen  Steuerpolitik  gezogen  werden.  An  gegenwärtiger  Stelle  handelt  es  sich  nur 
um  die  Frage  des  Stcuerzwecks  in  der  allgemeinen  Frage  von  der  Begriffsbestimmung 
der  Steuer. 

Von  den  neueren  Autoren  weichen  auch  Schäffle,  Neumann.  Vocke. 
G.  Cohn  hier  im  Ganzen  von  mir  ab.  Neumann  bat  sich  eine  nähere  Erörterung 
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über  meinen  zweiten  Stenerzweoli  fttr  den  2.  Band  seiner  „Steuer“  Vorbehalten  (Stouer 
I.  S.  402).  Am  Schärfsten  hat  principiell  gegnerische  Stellung  Helfend)  genommen, 
allgemeine  Steuerlehre,  im  Schönberg'schen  Handbuch,  1.  Aufl.  II,  113,  2.  Aufl.  III. 
18!l,  zuerst  sogar  mit  dem.  in  der  2.  Anflage  wenigstens  wörtlich  nicht  wiederholten 
Vorwurf,  ich  degradirte  durch  meine  Auffassung  moralisch  die  Finanzpolitik:  Dagegen 
meine  Iieplik  in  demselben  Werke  1.  A.  II,  S.  250  und  besonders  in  der  3.  Auflage 
des  I.  Bands  meiner  Finanzwissenschaft  S.  500.  Hier  sei  jetzt  noch  Folgendes  hin- 
zugefügt. 

Helfcrich  meint,  meine  Aeusserung  über  den  socialpolitischen  Zweck  der 
Besteuerung  sei  ein  förmliches  Programm  der  Steuerlehre,  das  nicht  nur  bestimmend 
auf  die  Art  der  Besteuerung  cinwirken  müsse,  sondern  „auch  da  Steuern  einzuführen 
nOthigcn  würde,  wo  die  Öffentlichen  Bedürfnisse  keine  solchen  nöthig  machten“.  Das 
wolle  ich  aber  doch  wohl  selbst  nicht,  — was  Helferich  aus  meinen  Bemerkungen 
Uber  stärkere  Belastung  des  höheren  und  fundirten  Einkommens  entnimmt  — : „dahor 
erscheine  eine  Theorie  unhaltbar,  die  eine  nicht  gewollte  Consequenz  habe“.  Hier 
liegt  ein  Missverständniss  und  darin  zugleich  eine  Vermengung  zweier  zu  unter- 
scheidender Pnncte  in  der  Frage  vor.  Ein  Missverständniss  enthält  Helferich ’s  Hin- 
weis, dass  da.  wo  keine  Steuern  beständen,  weil  der  Finanzbedarf  aus  anderen  Mitteln 
gedeckt  werde,  z.  B.  in  manchen  Gemeinden,  nach  meiner  Theorie  Steuern  eingeführt 
werden  müssten.  Ich  wende  zum  Belog  Helfcrich’s  Beweisführung  auf  den  anderen 
Steuerbegriff  an.  Der  allgemeine  finanzielle  Steuerbegriff,  den  Helferich  im  Ganzen  doch 
auch  festhält,  wenn  er  auch  durch  einen  Zusatz  in  seiner  Definition  der  Steuer  nur 
einen  subsidiären  Character  schon  begrifflich  vindicirt,  muss  doch  um  deswillen  nicht 
modificirt  oder  gar  aufgegeben  werden,  weil  in  manchen  Orten  und  möglicher  Weise 
auch  in  Staaten  ohne  Steuern  ausgekommen  wird  und  enthält  doch  auch  ohne  solche 
unnOthige  Modification  nicht  die  unbedingte  Forderung,  dass  überall  Steuern  erhoben 
werden  müssten.  Vielmehr  besagt  jener  Steuerbegrilf  nur,  wie  es  sich  in  der  Regel 
verhält,  was  in  der  Kegel  der  Stcuerzweck  ist,  sein  kann  und  sein  darf.  Wo  die  Be- 
darfsdeckung cs  nicht  erfordert,  braucht  man  nur  dieses  Begriffs  wegen  natürlich 
keine  Stenern  einzufuhren.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  „socialpolitischen“  Zweck 
und  Begriff  der  Steuer:  der  Zweck  kann  und  darf  im  Allgemeinen  Vorkommen,  muss 
und  wird  es  aber  im  concreten  Fall  nur,  wenn  man  ein  Bedürfniss  nach  einem 
solchen  regulirenden  Eingreifen  der  Steuer  in  den  Vertheilungsprocess  (und  in  den 
Process  der  Einkommenvcrwendnng)  anerkennt.  Das  thatsächliche  Vorgehen  mit  Steuern 
wird  im  zweiten  so  wenig  als  im  ersten  Fall  durch  die  allgemeine  Zwecksetzung  und 
Begriffsbestimmung  der  Stcuor  entschieden,  sondern  durch  das  Bedürfniss  der  Deckung 
des  Finanzbedarfs  im  einen,  durch  dasjenige  des  regulirenden  Eingreifens  in  den  Vcr- 
theilungsproccss  u.  s.  w.  im  andereu  Fall.  Ob  Steuern  zur  Finanzbedarfsdeckung 
erheben  werden  sollen,  ist  eine  Frage  der  concreten  Finanz-  und  Steuerpolitik;  dass 
sie,  wenn  so  erhoben,  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  dienen,  entspricht  dem  ersten 
Zweck  und  Begriff  der  Steuer  und  ist  insofern  eine  Frage  der  Begriffsbestimmung: 
der  einzige  Punct.  der  uns  als  solcher  au  dieser  Stelle  beschäftigt.  Ob  Steuern  zur 
Kegulirung  der  Einkommen-  und  Vermögensvcrtheilung  — allein  oder  in  Verbindung 
mit  dem  Bedarfsbedeckungszweck  — erhoben  werden  sollen,  ist  eine  Frage  der  con- 
creten Social-  und  Wirtschaftspolitik  und  der  „socialen“  Finanz-  und  Steuerpolitik; 
dass  sie.  wenn  so  erhoben,  dem  Zweck  jener  Reguliruug  dienen  oder  mit  dienen, 
entspricht  nicht  dem  ersten  Zweck  und  Begriff  der  Steuer,  sondern  einem  davon  zu 
unterscheidenden,  jedenfalls  möglichen  und  mitunter  thatsächlichen  Zweck,  eben 
dem  zweiten  oder  socialpolitischen  und  ist  dann  in  der  That  auch  ein  in  der  Frage 
der  Begriffsbestimmung  zu  beachtender,  in  eine  zutreffende  Begriffsbestimmung  auf- 
’uuektnender  Punct.  — Nebenbei  bemerkt  läuft  meine  Auffassung,  mag  man  sie  nun 
theileu  oder  ablehnen,  jedenfalls  mehr  auf  eine  Erhebung,  als  auf  eine  „moralische 
Deeradiruug“  der  Finanzpolitik  hinaus,  indem  ich  letzterer  Aufgaben  vindicire,  die 
selbst  Helferich  als  discutabel  erklärt,  aber  in  das  Gebiet  der  Verfassungs-  und  bürger- 
lichen Gesetzgebung  verweist.  Helfericli’s  betreffende  Bemerkung  ist  insofern  kaum 
verständlich.  Wenn  er  Übrigens  meint.  Einrichtungen  zur  Verminderung  der  Ver- 
mögensungleichheit wurden,  soweit  sie  Geldmittel  erforderten,  dann  eben  auch  ein 
„öffentliches  Bedürfniss“  bilden,  dem  die  Steuern  dienten,  so  liegt  hier  wieder  ein 


Missverständniss  und  auch  — ein  Sophisma  in  Betreff  des  Ausdrucks  „öffentliches 
Bedürfniss“,  den  Helferich  in  seine  Definition  aufficnomuien  hat,  vor.  In  meinem 
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Gedanken  handelt  cs  sich  nicht  ohne  Weiteres  um  eine  Besteuerung  z.  B.  der  Beicheren 
zu  dem  Zweck,  den  Erlas  davon  fttr  die  unteren  Classen  zu  verwenden,  sondern  schon 
die  Haherbesteuerung  als  solche  für  erstem  gegenüber  letzteren  Classen  bedingt  eben 
eine  „Veränderung  der  Einkommen-  und  Vcrmagensvertheilung“.  unabhängig  von  der 
Verwendung  des  Ertrags,  falls  dieser  nur  nicht  etwa  bloss  Classeninteressen  der 
Keicherei:  zu  Gute  käme.  Sophistisch  aber  erscheint  mir  der  Einwand  Helferich's, 
weil  er  dabei  unter  den  Ausdruck  „affentliches  Bedurfniss“  das  mit  einfügt,  was  nur 
nach  dem  von  ihm  abgelehnten  socialpolitischen  Zweck  und  Begriff  der  Steuer, 
angenommener  Slaassen,  an  Abgaben  erhoben  wird.  — Helferich’s  eigene,  nicht 
befriedigende  Definition  der  Steuer  wird  unten  im  nächsten  Paragraphen  angegeben. 

Ich  glanbto,  diese  genaueren  Erfirterungcn  der  §§.  81  und  82  in  dieser  zweiten 
Auflage  meinem  eigenen  Steuerbegriff  voranschickcu  zu  sollen,  nachdem  dieser  Begriff 
durch  Neu  mann  eine  so  sorgfältige  Besprechung  und  von  manchen  Seiten  meine 
Auffassung,  besonders  in  Betreff'  eines  socialpolitischen  Stouerzwecks  und  Begriffs,  die 
ich  in  der  ersten  Auflage  nur  kurz  hingcstcllt  (§.  328)  und  im  ersten  Bande  (3.  A., 
§.  208)  ebenfalls  noch  nicht  eingehend  begründet  hatte,  Anfechtungen  erfahren  hat. 
Auf  Einzelnes  in  meiner  Begriffsbestimmung  Bemängelte  komme  ich  im  Folgenden 
noch  zu  sprechen. 

§.  83.  — 2.  Der  Steuerbegriff.  Er  ist  nach  dem  Voraus- 
gehenden ein  doppelter,  je  nach  dem  möglichen  Doppelzweck 
der  Steuer.  Steuern  im  rein  finanziellen  Sinne  sind  diejenigen 
Auflagen  oder  Abgaben,  welche  als  Zwangsbeiträge  von  Einzel- 
wirtschaften (Einzelnen)  zur  Deckung  der  allgemeinen  öffent- 
lichen, d.  h.  der  Ausgaben  des  Staats  und  anderer  Zwangs- 
gemein wirthschaften  (Selbstverwaltungskörper),  kraft  der  Souve- 
ränetät  oder  Einanzhoheit  (Finanzgewalt)  des  Staats  von  der  öffent- 
lichen Gewalt  — direct  von  der  Staatsgewalt  oder  abgeleitet  von 
ihr  mittelst  Competenzübertragung  — in  einseitig  bestimmter 
Weise  und  Höhe  im  Sinne  von  generellen  Entgelten  und  Kosten- 
ersätzen der  Gesammtheit  der  öffentlichen,  bez.  der  Staats-,  Ge- 
meinde- u.  s.  w.  Leistungen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Maassstäben  eingefordert  werden.  Steuern  im  „socialpolitischen“ 
Sinne  sind  dagegen  diejenigen  Auflagen  oder  Abgaben,  welche  zu- 
gleich oder  allein  dem  Zwecke  dienen,  in  die  auf  Grund  der  Rechts-  und 
Wirtbsehaftsordnung  erfolgte  und  erfolgende  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  Volksvermögens  unter  den  Einzelnen  und  eventuell 
weiter  in  die  Verwendung  des  Einzeleinkommcns  und  Vermögens 
regulirend  und  verändernd  einzugreifen. 

Zur  Begründung  und  Kochtfertigung  dieser  Begriffsbestimmung  ist  im  Allge- 
meinen auf  die  vorausgehenden  Auseinandersetzungen  zu  verweisen.  Die  einzelnen 
Theile  und  Ausdrücke  werden  im  Folgenden  aber  noch  speciell  erörtert,  auch  gegen- 
über deu  gemachten  Einwendungen.  Darauf  werden  anschliessend  einige  andere 
Begriffsbestimmungen  neuerer  Autoren  angegeben  und,  soweit  noch  nöthig,  besprochen. 

Die  Steuern  sind  hier,  nach  unserer  früheren  Terminologie,  als  Auflagen  oder 
Abgaben  (also  damit  auch  als  „Steuern  im  weiteren  Sinne,  Fin.  I,  §.  198,  209, 
oben  §.  1)  bezeichnet.  Beide  Bezeichnungen  sind  etymologisch,  historisch  und  sprach- 
gebräuchlich  passend,  die  eine  dentet  auf  die  vorangehende  Handlung  der  öffentlichen 
1 iewalt,  dio  andere  auf  die  folgende  Handlung,  die  Leistung  des  Besteuerten  hin. 
Ich  möchtu  daher  auch  nicht  mit  Helferich  (Handbuch  2.  A.  III,  S.  136)  sagen, 
dass  dio  Bezeichnung  als  „Abgabe"  die  „bessere“  sei. 
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Der  Ausdruck  „Zwangsbeiträge“  wird  von  Neumann  („Steuer“  S.  402) 
bemängelt,  theils,  weil  er  nicht  gut  auf  Luxussteuem  u.  dgl.  in.  anwendbar,  theils 
weil  „Beiträge“  ein  technischer  Ausdruck  für  etwas  Anderes  sei.  Boides  kann  mich 
nicht  bestimmen,  ihn  aufzugeben  und  durch  einen  anderen,  so  durch  Neumann's  „au- 
geordnete Zahlungen  . . . .“  zu  ersetzen.  Das  Wort  „Zwangsboitrag“  bedeutet  nicht 
einen  unbedingten  Zwang,  sondern  ebensowohl  einen  bedingten  zur  Beitragsleistung. 
d.  h.  der  Zwang  dazu  tritt  ein,  wenn  dies  und  dies  vorliegt,  geschieht,  vorhanden 
ist;  der  Ausdruck  passt  daher  auch  für  Luxussteuern,  Hesse  sich  andererseits  cbeuso 
in  Betreff  gewöhnlicher  Steuern  bemängeln:  wenn  ich  kein  Haus  habe,  kein  Gewerbe 
betreibe,  werde  ich  auch  nicht  zu  der  betreffenden  Steuer  gezwungen.  Die  Benutzung 
des  Worts  „Beitrag“  als  technische  Bezeichnung  in  dem  früher  (g.  74)  besprochenen 
engeren  Sinn  hindert  nicht,  cs  hier  im  Worte  Zwangsbeitrag  in  einem  deutlichen 
allgemeineren  Sinn  zu  brauchen.  Neumann's  Ausdruck  „augeordnete  Zahlungen“ 
scheint  mir  weniger  richtig,  weist  auch,  nach  heutigem  Sprachgebrauch,  zu  sehr  auf 
Geldzahlungen  hin , so  dass  Naturalsteuern  damit  nicht  recht  getroffen  werden ; im 
Worte  „angeordnet“  liegt  das  Zwangsmoment  zwar,  aber  deutlicher  tritt  es  in  „Zwangs- 
beitrag" hervor. 

Der  Ausdruck  Zwangsbeiträge  von  „Einzelwirtschaften“  ist  einmal  wenig- 
stens die  Gonsequenz  meiner  auch  sonst  gebrauchten  Terminologie  (Grundlegung  g.  51), 
bezieht  sich  demnach  und  auch  doch  nach  sonstigem  Sprachgebrauch  mit  auf  privat- 
rechtliche  und  Öffentlich-rechtliche  juristische  Personen,  daher  auch  eventuell  auf 
Gemeinden  u.  dgl.,  so  dass  Neumann's  Einwand  (a.  a.  0.  S.  404)  hinfällig  werden 
mochte  und  empfiehlt  sich  in  der  That,  wie  auch  Helferich  einräumt,  durch  seine 
Allgemeinheit.  Gerade  darauf  scheint  es  mir  auzukommen.  Der  Ersatzausdruck 
„Bürger“,  „Untertban“  (Helferich)  ist  zu  eng,  passt  nicht  auf  Ausländer;  die  Wendung 
. aus  dem  Vermögen  der  Unterthanea“  (Helferich)  entscheidet  in  der  Definition  schon 
die  offene  Frage,  ob  die  Steuer  aus  dem  Vermögen  oder  dem  Einkommen,  ob  sie 
— z.  B.  bei  Zollen,  in  Folge  von  Ceberwälzungsverhältnissen  — vom  In-  oder  Aus- 
länder (also  letzteren  Falles  doch  aus  dem  Vermögen  oder  Einkommen  des  Nicht- 
ünterthanen)  entrichtet  wird.  Das  Weglassen  jedes  Hinweises  auf  den  Steuerpflich- 
tigen in  der  Definition,  wie  bei  Neumann,  empfiehlt  sich  m.  E.  doch  auch  nicht. 

Die  Einziehung  der  Zweckbeziehung  — „Deckung  der  allgemeinen  öffent- 
lichen Ausgaben  der  ....  Zwangsgcmeinwirthschaftcn“  in  Verbindung  mit  den 
Worten  „im  Sinne  genereller  Entgelte  und  Kostenersätze  . . . .“  — scheint  mir  ge- 
boten, um  die  Steuern  als  eigentümliche,  von  den  Gebührcu  zu  unterscheidende 
Abgaben  zu  bezeichnen.  Das  geschieht  m.  E.  hierdurch  deutlicher  und  besser  als 
durch  die  analogen  Wendungen  in  anderen  Definitionen,  auch  in  der  Neumanu’sclien, 
welche  hier  durch  einen  Nachsatz  die  Steuern  nur  negativ  characterisirt.  — Ein 
weiterer  Zusatz,  wie  bei  Helferich,  um  die  subsidiäre  Stellung  der  Steuern  unter 
den  Einnahmen  zu  bezeichnen,  erschiene  mir  zulässig,  aber  für  die  Begriffsbestimmung 
selbst  nicht  notwendig,  wie  auch  Helferich  zugiebt  — An  meiner  Definition  in 
Fin.  I,  §.  209  (8.  A.)  rügte  Neumann  auch,  dass  sie  sich  dem  Wortlaut  nach  nicht 

auf  Gemeindesteuern  mit  beziehe.  In  §.  329  des  B.  II  war  sie  indessen  dafür  mit 

gegeben  worden.  Wie  in  anderen  Finanzausdrucken  kann  man  aber  natürlich  sich 
auch  bei  solchen  Definitionen  mit  der  Fassung  für  den  Staat  begnügen,  wie  ich  dies 
mir  in  diesem  Werke,  um  Weitläufigkeiten  zu  vermeiden.  Öfters  Vorbehalten  habe.  Die 
Ausdehnung  auf  andere  Öffentliche  Körper  ergiebt  sich  ja  dann  einfach.  An  Neu- 
mann's Definition  konnte  man  folgerichtig  ebenfalls  bemängeln,  dass  sie  sich  dem 

Wortlaut  nach  nur  auf  Staats-  und  Gemeindesteuern  bezieht,  also,  sprachgebräuch- 
lich  wenigstens,  nicht  auf  Kreis-,  Provinzial-  und  dgl.  Steuern.  Richtiger  ist  es  aber 
überhaupt,  einen  einerseits  so  weiten  allgemeinen,  anderseits  wieder  hinlänglich  engen 
Ausdruck  zu  wählen,  um  sowohl  alle  Fidle  wirklicher  Besteuerung  ein-,  als  auch  alle 
nur  abusiv  zur  Besteuerung  gerechneten  Fälle  auszuschliessen.  Als  solcher  Ausdruck 
empfiehlt  sich  „Zwangsgemeinwirtbschaft“  (Grundlegung  g.  154  fl'.),  deu  sogar  Roscher, 
welcher  solchen  Ausdrücken  und  Begriffen  sonst  mehr  ablehnend  gegenüber  steht, 
angenommen  hat.  Sogenannte  „Kirchensteuern“  fallen  dabei  mit  Recht  wenigstens 
überall  dort  aus  dem  Steuerbegriff  hinaus,  wo  die  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten 
Kirche  und  zu  einer  Kirche  überhaupt  nicht  mehr  auf  Staatszwang  beruht  (Grund- 
legung 2.  A. , S.  274,  279).  ln  anderen  Definitionen,  auch  der  Helferich’schon , ist 
das  nicht  erreicht  uud  soll  vielleicht  nicht  erreicht  werden,  was  ich  für  unrichtig  halte. 
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Die  Worte  „im  Sinne  ;on  generellen  Entgelten  und  Kostenersätzen 
der  Gesammtbeit  der  Öffentlichen  ....  Leistungen“  sind  für  Neumann 
der  anfechtbarste  Theil  meiner  Definition.  Ich  habe  sie  indessen  doch  mit  gutem 
Bedacht  darin  gelassen.  Denn  durch  sie  und  nur  durch  sie  (oder  ähnliche) 
wird  die  Steuer  gerade  als  finanzwirthschaftliche  Einnahmekategorie  und  in  ihrer 
Verschiedenheit  ron  der  Gebühr  in.  E.  richtig  characterisirt.  Die  mir  ausreichend 
erscheinende  Begründung  hierfür  habe  ich  bereits  in  Fin.  I (3.  A.)  209  und  in  den 

dort  angeführten  Stellen  meiner  Grundlegung  gegeben.  Neuinann  s längere  Gegen- 
bemerkungen (a.  a.  0.  S.  404 — 40M  haben  mich  nicht  ron  der  Unrichtigkeit  meiner 
Auffassung  überzeugt  Auch  die  Ablehnung  der  früheren  Theorie,  dass  die  Steuer 
ein  „Tausch“  sei  und  der  Begründung  der  Stcuerpflicht  auf  diese  Theorie,  sowie  die 
Annahme  der  unten  in  §.  S6  dargelegten  Theorie  der  richtigen  Begründung  führt  in.  E. 
eben  nicht  dazu,  die  Auffassung  der  Besteuerung  als  einer  Ökonomischen  Gesammt- 
gcgenleistung  für  die  Gesammtheit  der  Leistungen  öffentlicher  Körper  hinfällig  zu 
machen,  wie  Neu  mann  meint  (s.  dagegen  schon  die  Bemerkungen  auf  S.  283  der 
2.  Auflage  meiner  Grundlegung).  Im  Gegentkeil  halte  ich  an  dieser  Auffassung 
fest,  weil  sie  allein  mir  die  Ökonomische  Begründung  der  Besteuerung  als  solcher 

— wohl  zu  unterscheiden  ron  der  Begründung  der  Steuerpflicht  des  Einzelnen  — 
giebt.  Auch  halte  ich  demgemäss  die  beidon  Ausdrücke  „Entgelte“  und  „Kosten- 
ersätze“ für  richtig,  welchen  letzteren  Neumann  noch  besonders  beanstandet. 

Auch  die  Worte  „kraft  der  Souroränetät  oder  Fiuanzboheit  (Finanz- 
gewalt) ron  der  Öffentlichen  Gewalt  ....  eingefordert“  glaube  ich  doch  als  die 
mir  geeignetst  erscheinenden  Ausdrücke  zur  Bezeichnung  eines  wesentlichen  Merkmals 
der  Steuer,  Neumann  gegenüber  (a.  a.  0.  S.  404,  395),  beibehalten  zu  sollen.  Sie 
sind,  trotz  der  Bestrittenheit  des  Ausdrucks  „Finanzhoheit“  deutlicher  und  bestimmter 
als  Ncumann's  Worte  in  seiner  Definition  und  bezeichnen  den  Öffentlich-recht- 
lichen Grund  der  Besteuerung,  der  m.  E.  in  der  Definition  nicht  fehlen  darf.  Ich 
befinde  mich  mit  dieser  Auffassung  auch  in  Uebereinstimmung  mit  Ansichten  und  mit 
einer  Terminologie,  welche  bereits  im  1.  Bande  (3.  A.,  §.  1 1)  begründet  worden  sind, 

— wie  mir  scheint,  ausreichend. 

Endlich  die  Aufnahme  der  Worte  „nach  allgemeiuen  Grundsätzen  und 
Maassstäben“  in  die  Definition  wurde  schon  oben  S.  20T  motirirt. 

Zum  Vergleich  seien  hier  einige  andere  Defiuitionen  der  Steuer  angeführt,  für 
deren  Kritik  es  grosseutheils  genügt,  auf  das  Vorausgehende  zu  verweisen.  Bau  geht 
auch  von  dem  allgemeinen  Begriff  „Auflagen“  aus,  die  er  als  „von  der  Regierung 
befohlene  oder  geforderte  Einkünfte“  den  ron  der  Regierung  erworbenen  als 
eine  zweite  Hauptclasse  gcgeuüberstcllt;  in  Betreff  der  Auflagen  bemerkt  er:  „die 
Regierung  erhebe  hier  kraft  des  Gesetzes  Theile  des  PrivatvermOgens  ihrer  Burger, 
ohne  dass  denselben  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen  eine  Wahl  frei  ge- 
lassen werde;  hier  nehme  also  der  Zwang  die  Stelle  des  Erwerbs  ein“  (I,  §.  85b 
Diese  Auflagen  thcilt  Rau  „je  nach  der  Weise,  wie  die  Verpflichtung  zu  einer  ge- 
wissen Zahlung  an  die  Regierung  der  Gerechtigkeit  gemäss  bestimmt  werden  kann", 
in  zwei  Gattungen,  in  Gebühren  und  Steuern,  letztere  „solche  Auflagen,  die  ohne 
eine  einzelne  Veranlassung  (wie  bei  den  Gebühren),  also  ohne  eine  besondere  Gegen- 
leistung der  Regierung  aus  allgemeiner  Bürgerpflicht  und  nach  einem  allgemeinen 
Maassstabe  ton  den  Bürgern  gefordert  werden“  (I,  §.  86,  auch  §.  247).  — Bei 
Umpfenbach  eigentlich  nur  eine  Um-  und  Beschreibung  der  Steuer,  keine  eigent- 
liche Begriffsbestimmung  (Fin.  2.  A.,  §.  35,  36  ff..  70  ff.).  Die  Steuern  haben  „die 
ununterscheidbar  prorocirten  Kosten  des  Finanzbedarfs  als  Finauzeinküufte  aufzubringen“ 
(S.  86).  „Kraft  der  Besteuerung  will  die  Finanz  ron  den  Staatsangehörigen  Vcr- 
mflgensleistungcn  erlangen,  welche  zur  Deckung  des  in  ununterscheidbarer  Weise  ron 
allen  Staatsangehörigen  verursachten  Finanzbedarfs  dienen  sollen“  (S.  139).  Im  Kern 
richtig  und  mit  dem  Hauptpuncte  meiner  Definition  übereinstimmend,  aber  sonst  nicht 
ausreichend.  — Roscher  (Fin.  §.  33):  Steuern  „die  Beiträge,  welche  die  Eiuzet- 
wirthschaften  dem  Staate,  der  Provinz,  Gemeinde  o.  s.  w.,  überhaupt  der  jeweilig  über 
ihnen  stehenden  Zwangsgemcinwirthschaft  schon  wegen  ihrer  blossen  Zugehörigkeit 
leisten  müssen,  um  den  finanziellen  Bedarf  des  Empfängers  befriedigen  zu  helfen“.  — 
llclferich  (a.  a.  0.  S.  137):  „Die  Steuern  sind  Abgaben,  welche  ron  der  Obrigkeit 
aus  dem  Vermögen  aller  Uuteithaucn  gleichmässig  erhoben  werden  zum  Zweck  der 
Befriedigung  der  allgemeinen  öffentlichen  Bedürfnisse,  wenn  und  soweit  die  Einnahmen 
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aus  dem  privatrechtlichen  Erwerb  der  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  und  aus  den- 
jenigen öffentlichen  Geschäften  unzureichend  sind,  bei  deren  Ausübung  besondere 
Abgaben  erhoben  werden.“  Ausser  den  bereits  eifolgten  Bemängelungen  ist  der 
Ausdruck  ..Obrigkeit“,  der  hier  alle  Organe  der  öffentlichen  Gewalt,  welche  Steuern 
erbeben  können  (auch  die  geistlichen)  umfassen  soll,  doch  nicht  correct.  Namentlich 
aber  gehört  das  Moment  „gleichinässig“,  ein  Gerccbtigkeitsprincip  der  Steuerein- 
richtung, nicht  schon  in  den  Steuerbegrilf  (s.  auch  meine  Fin.  I,  3.  A.,  S.  500).  — 
Neumann  (Stouer,  S.  391):  Steuern  sind  „die  zur  Gewinnung  von  Staats-  und  Ge- 
meindccinnahmen  (im  eigentlichen  Sinne)  angeordneten  Zahlungen,  soweit  sie  weder 
Entgelte  für  specielle  Gegenleistungen  des  Staats  oder  der  Gemeinde,  noch  Zahlungen 
öffentlicher  Verbände  als  solcher  sind“.  Letzteren  Zahlungen  giebt  Neumann  Über- 
haupt die  Stellung  als  eigenes  selbständiges  Glied  und  Hauptgattung  in  seinem  Schema 
öffentlicher  Einnahmen,  was  formell  zulässig,  sachlich  kaum  richtig  ist.  da  eben  die 
Mittel,  ans  denen  diese  Zahlungen  erfolgen,  wieder  auf  dio  anderen  Hauptgattungen 
der  Einnahmen  zuruckzuführen  sind:  der  entscheidende  Puuet  m.  E.  ftlr  eine  finanz- 
wissenschaftliche  im  Unterschied  von  einer  finanzrechtlichen  und  finanzstatistischen 
Eintheilung. 

§.  84.  Der  hier  aufgestellte  und  begründete  Steuerbegriff  hat 
denjenigen  Umfang,  welchen  ein  Realbegriff  besitzen  muss,  um 
allen  geschichtlichen  Thatsacben  der  Besteuerung  gerecht  zu  werden, 
auf  alle  Arten  und  Formen  der  Steuer  zu  passen.  Ein  Steuer- 
begriff, welcher  das  nicht  thut,  ist  unrichtig,  weil  zu  eng. 

Namentlich  darf  der  Begriff  nicht  so  gefasst  werden,  dass  er 
gewisse  vorkommende  Steuern  wegen  ihrer  principiellen  oder 
practischen  Mängel  von  vornherein  nicht  mit  umfasst,  — ein  Vor- 
gehen, das  dann  folgerichtig  zur  Ausschliessung  eigentlich  aller 
vorgekommenen  und  noch  vorkommenden  Steuern  aus  diesem  Be- 
grifl  und  damit  zur  Negation  des  Steuerbegriffs  Überhaupt  führen 
müsste.  Aus  der  Einreihung  von  Abgaben  unter  den  Steuerhegriff 
ist  über  Werth  oder  Un werth  und  Uber  die  verschiedenen  Grad- 
stufen des  Werths  einer  Abgabegattung  oder  einer  einzelnen  Abgabe 
gar  nichts  abzuleiten,  sondern  es  wird  dadurch  nur  ausgesagt,  dass 
die  betreffende  Abgabe  die  Merkmale  der  „Steuer“  habe.  Wie  sie  im 
Uebrigen  zu  beurtheilen,  ob  sie  zu  verwerfen,  mehr  oder  weniger 
zu  billigen,  welche  näheren  Anforderungen  an  ihre  rechtliche  Aus- 
gestaltung und  practische  (administrative)  Durchführung  zu  knüpfen 
sind,  das  sind  ganz  andere  Fragen,  als  die  Frage,  ob  sie  eine 
„Steuer“  ist.  Fragen,  welche  theoretisch  in  der  Lehre  von  den 
Steuerprincipien,  von  Steuersystem  und  von  der  Steuerverwaltung 
zu  erörtern  sind. 

Ein  Steuerbegriff,  welcher  als  solcher  schon  eine  vorkommende 
Abgabe  aus  sich  ausschliesst,  um  sie  wegen  ihrer  — wirklichen 
oder  vermeintlichen,  wahren  oder  übertriebenen  — Mängel  zu  ver- 
urteilen oder  höchstens  als  einen  unliebsamen,  bloss  historisch  zu 
erklärenden  und  damit  nur  relativ  zu  rechtfertigenden  Notbehelf 
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zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  erscheinen  zu  lassen,  ist  daher  ein 
tendenziöser:  logisch  unhaltbar,  weil  er  auf  einer  Verwechslung 
vom  Wesen  eines  Dinges  und  vom  Urtheil  über  den  Werth 
dieses  Dinges  beruht,  prac tisch  unhaltbar,  weil  er  ein  — viel- 
leicht nicht  einmal  richtiges  — Ideal  dieses  Dinges  mit  der 
wirklichen  Erscheinung  des  letzteren  verwechselt. 

Die  besondere  Hervorhebung  des  Vorangehenden  wurde  mir  kaum  geboten 
erscheinen,  wenn  nicht  gerade  neuerdings  theoretische  Bestrebungen  sich  gezeigt 
hätten,  welche  auf  die  Fassung  eines  solchen  zu  engen  und  tendenziösen  Steuerbegritfs 
hinauskommen.  Hier  ist  Umpfenbach's  zu  gedenken,  dor  in  unklarer  Weise  und 
dann  nicht  einmal  mit  folgerichtiger  Durchführung  „Principsteuern“  und  „Fiscal- 
abgaben“  (2.  A.,  §.  111 — 114)  trennt  und  gewisse  Abgaben,  welche  unzweifelhaft 
unter  den  Steuerbegritf  fallen,  als  „einzelne  Fiscalvorrechte“  völlig  willkürlich 
aus  der  Besteuerung  ausscheidet  (§.  192  ff.,  19?  ff.).  In  einer,  nebenbei  auch  ganz 
unhistoriseben  Auffassung  und  mit  Benutzung  einer  sehr  geschraubten,  mauierirten 
und  ungenauen  Terminologie  — „vom  Fiscalprincip  überschattetes  Tragwerkthum“, 
„Tragwerkszubehör“  S.  353,  „Ausbeutung  der  principlosen  Tragwerksmengsale“  S.  224 
und  dergleichen  mehr  • — werden  hier  unter  Anderem  als  „Fiscalvorrecht“  in  Bezug 
auf  „Personalvermögen“  die  reinen  Kopf-  und  Personalsteuern,  unter  letzteren  auch 
die  bereits  etwas  abgestuften,  aus  der  Besteuerung  ausgeschlossen:  „die  ganze  soge- 
nannte Personalbesteuerung  sei  nichts  Anderes  als  ein  eigenvermögensrecbtliches 
Bruchstück,  welches  die  Finanz  nach  dem  Princip  der  Fiuanzbevorrechtung  gegen  die 
Person  ihrer  Staatsangehörigen  geltend  macht";  bei  abgestuften  Personalabgaben 
übrigens  „befinde  sich  dies  Finanztragwerk  schon  auf  dem  Wege  seiner  Beseitigung 
als  Fiscalvorrecht  und  seines  Aufgesaugtwerdens  durch  das  Princip  der  Besteuerung“ 
(§.  197).  Ebenso  wird  ein  Fiscalvorrecht  am  „Habevermögen“  construirt  (§.  198, 
daselbst  über  Grundsteuer),  die  Abgaben  vom  Vermögenswechsel  sollen  wiederum  nur 
„Fiscalabgaben“,  die  Auffassung  derselben  als  „Verkehrssteueru“  unhaltbar  sein 
(§.  200).  Aehnlich  geht  cs  bei  den  Abgaben  von  Hinterlassenschaften  (§.  203).  Salz 
wird  nur  bei  den  Fiscalvorrechten  behandelt,  die  Vertheuerung  des  Salzes  durch  das 
„Salzvorrecht“  aber  ganz  nach  Gcsichtspuncten  der  Steuerpolitik  verworfen  (§.  213). 
Tabak  und  Branntwein  werden  als  Steuern  („Mauthaufschläge“)  unter  den  Steuern, 
als  Monopole  unter  den  Fiscalvorrechten  behandelt  (§.  154,  157,  215 — 218);  das 
augenscheinliche  Hinauskommen  des  Monopols  auf  eine  Steuerform  aber  in  doctri- 
närer  Consequcnz  abgewiesen;  „zugleich  besteuern  und  fisealisiren  gehe  nicht  an“  (bei 
Tabak  1 S.  384),  „man  muss  sich  entweder  für  Besteuerung  oder  für  Fiscalbevorrech- 
tung  des  Tabaks  entscheiden“,  mit  Einzclausführungen  voller  Widersprüchen  untor 
einander  und  mit  den  Thatsachen  bei  der  Durchführung  solcher  Monopole.  Dabei 
die  willkürlichsten  und  unrichtigsten  Behauptungen  immer  im  selbstzufriedensten  Tone 
der  alleinigen  Urtlieilsfähigkeit  vorgeftthrt,  mit  hautaincr  Abweisung  anderer  Mei- 
nungen. Es  genügt  an  den  Citaten,  die  sich  sehr  vermehren  Hessen.  Das  Ganze  ein 
Rückfall  in  die  von  Umpfenbach  sonst  aufgegebeue  Regalientheorie  und  ein  gutes 
Beispiel  für  die  im  Text  gerügte  Confusion  uud  die  petitio  pfincipii,  welche  in  dem 
Ausschluss  gewisser  Abgaben  aus  dem  Steuerbegriff  liegt. 

In  anderer  Weise  und  mit  eingehender  Begründung  macht  sich  Vocke  in  seinem 
historisirend- dogmatischen  Werke  „die  Abgaben,  die  Auflagen  und  die  Steuer“  in 
noch  grösserem  Umfang  des  gerügten  Fehlers  schuldig,  indem  er  eigentlich  nur  dirccte 
Steuern  als  „Steuern"  im  wahren  Sinne  ansicht.  Ich  beziehe  mich  dafür  auf  meine 
Recension  des  Werks  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1887  (B.  43,  S.  555  ff),  ausserdem 
gerade  für  diesen  Punct  auch  auf  die  oben  S.  26  genannte  Recension  von  Friedberg 
und  in  dem  gerügten  Puncte  selbst  auf  die  sonst  einseitig  panegyrische  von  Schanz. 
Vocke  führt  seinen  Hauptgedanken  in  seinem  ganzen  Werke  des  Breiteren  durch,  so 
dass  einzelne  bezügliche  Stellen  nicht  wohl  cidrt  werden  können.  Die  Quintessenz 
schon  im  Vorwort.  Unter  Verweisung  für  die  weitere  Kritik  auf  meine  genannte 
Recension,  entnehme  ich  der  letzteren  hier  die  folgende  Zusammenfassung  der  Vocke'- 
schcn  Ansichten  wörtlich  (a,  a.  0.  S.  558,  559). 
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Der  leitende  Hauptgedanke  des  Vocke'schen  Werke  ist  schon  iui  Titel  ausge- 
druckt:  „Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer."  In  scharfer  theoretischer  und 
practischcr  Reaction  gegen  die  „iudirecten  Steuern"  wird  diesen  überhaupt  die  Natu  r 
der  „Steuer"  selbst  abgospruchen:  sie  seien,  wie  auch  die  „Verkehrsabgaben"  (Ge- 
bühren und  Verkehrssteuern)  gar  keine  eigentlichen  Steuern.  Dies  seien  nur  die 
sogenannten  directen  Steuern,  welche  für  Vocke  daher  eben  „die  Steuer"  darstellen. 
Die  sogenannten  Verbrauchssteuern  seien  eine  besondere,  nur  historisch  zu  erklärende 
Art  Einnahmen,  seien  „Auflagen",  als  solche  nur  relativ  berechtigt,  weil  nothwendig, 
solange  die  Sittlichkeit  und  Cultur  der  Bevölkerung  für  das  Ausreichen  mit  der 
„Steuer1  noch  nicht  hoch  genug  entwickelt  seien.  Gleiches  gälte  von  den  Verkehrs- 
abgaben. Einen  „Anspruch  auf  ewige  Dauer*  hätten  sie  nicht.  Es  sei  unmöglich, 
für  „die  Steuer1,  d.  h die  directen  Steuern  und  für  diese  Auflagen  und  Abgaben 
genügende  gemeinsame  Merkmale  zu  finden,  um  sie  unter  einem  Gesammtbegriff 
„Steuern"  als  etwas  Homogenes  zusammen  zu  fassen.  Das  zeige  schon  das  vergeb- 
liche Bemtlhen  der  Theorie.  — was  Vocke  in  seiner  Einleitung  S.  7 — 5b  in  der  Kritik 
der  Liteiatur  nachzuweisen  sucht  — den  Begriff  der  „directen"  und  „iudirecten" 
Steuern  festzustcllen.  Alles  das,  was  sich  nach  der  „that-ichlichen  (geschichtlichen) 
Entstehung"  der  Steuer  und  „vernunftgemäss  aus  der  Natur  der  Sache"  (S.  172)  au 
wesentlichen  Merkmalen  „der  Steuer'  ergebe,  finde  sich  bei  den  „Auflagen“  und 
„Abgaben"  nicht.  Es  sei  ein  Unding,  ein  für  Theorie  und  Praxis  unlösbares  Problem, 
ein  wahres  „Steuersystem"  aus  diesen  drei  ganz  heterogenen  Elementen  der  öffent- 
lichen Einnahmen  bilden  zu  wollen.  Auflagen  und  Abgaben  Hessen  sich  immer  nur 
durch  das  Bednrfniss  erklären,  widersprächen  allen  nothwendiguu  Regeln  und  richtigen 
Grundsätzen  der  „Steuer1.  Nur  für  diese  letztere  sei  ein  „System“  möglich. 

Diese  ganze  Ansicht  wird  nur  verständlich,  wenn  man  sich  mit  Vocke  Uber  alle 
theoretischen,  principiellen  und  practischen  Mängel  seines  Ertragssteuersystems  in 
einem  schwer  begreiflichen  Optimismus  hinweg  setzt.  Wenn  indirecte  Verbrauchs- 
und Verkchrsabgaben  keino  „Steuern"  sein  sollen,  so  könute  man  mit  ganz  ähnlichen 
Beweisführungen  auch  für  die  Ertragssteuern  zu  demselben  Ergebniss  und  so  eben 
schliesslich  zur  Negation  des  Steuerbegriffs  überhaupt  kommen.  An  zahlreichen 
Selbstwidersprüchen  Vocke's  fehlt  es  dabei  nicht  (vgl.  u.  A.  meine  Recension  a.  a.  0. 
S.  561,  565). 

II.  — §.  85.  Grund  der  Steuer  und  des  Besteuerungs- 
rechts. Unter  dem  „Grund“  der  Steuer  ist  dasjenige  Moment  zu 
verstehen,  auf  welches  sich  die  Steuer,  als  finanzwirthscbaftliche 
Kategorie  der  öffentlichen  Einnahmen,  als  auf  das  sie  nothwendig 
bedingende  und  damit  zugleich  sie  rechtfertigende  Moment  zu- 
rtlckfUhren  lässt.  Dasselbe  Moment  bildet  alsdann  auch  den  Grund 
des  Bcsteuerungsrechts , d.  h.  des  Rechts,  die  Einzelwirtschaften 
zu  besteuern  und  dabei  denjenigen  Zwang  in  Anwendung  zu 
bringen,  welcher  je  nach  der  Art  der  einzelnen  Steuern  und  nach 
sonstiger  Lage  der  Umstände  erforderlich  ist. 

Dieser  Zwang  kann  sich  auf  die  direct«  Nöthigung  zur  Steuerentrichtung  selbst, 
evcntnell  aber  auch,  und  thatsächlich  sehr  oft,  nur  auf  dio  Nöthigung  zur  Steuer- 
entrichtung bei  Eintritt  gewisser  Bedingungen  erstrecken.  Der  erste  Fall  liegt 
eigentlich  nur  bei  reinen  Personal-  und  bei  Einkommensteuern  vor,  der  zweite  — 
was  nicht  immer  richtig  erfasst  wird  — ebensowohl  erst  bei  den  Ertrags-,  den  Ver- 
mögenssteuern, — ncmlich  wenn  eine  bestimmte  Ertragsart.  eine  bestimmte 
Besitzart,  ein  Vermögensbesitz  überhaupt  in  Frage  steht  — , als  bei  den  sogenannten 
indirecten  Verbrauchs-  und  den  Verkehrssteuern,  nemlich  hier,  wenn  der  und  der 
Verbrauch,  der  und  der  Verkohrsact,  der  und  der  Productionsprocoss  stattfindet. 

Der  Grund  der  Steuer  ist  stets  nur  ein  bedingter,  die 
Steuer  eben,  wie  schon  gesagt,  keine  absolute,  rein  ökonomische, 

A.  Wagner.  FmanzwimenMhnft.  TL  2.  Anfl.  15 


216  5.  Buch.  Allgem.  Steuerlehre.  1.  K.  Begriff  u.  (irund  der  Steuer.  §.  65,  96. 

sondern  nur  eine  historisch- rechtliche  Kategorie  des  Wirthscbafts- 
und  Staatslebens.  Der  Grund  ist  vorhanden,  wenn  einer  der  beiden 
oder  beide  der  besprochenen  Zwecke  der  Steuer  vorliegen,  d.  h. 
wenn  die  Steuer,  als  „rein  finanzielle“  Maassregel,  zur  Deckung 
des  Finanzbedarfs,  oder,  als  „socialpolitische“  Maassregel, 
zur  Regulirung  der  bestehenden  Verkeilung  von  Einkommen  und 
Vermögen  und  der  Verwendung  von  beiden  erforderlich  ist  oder 
für  erforderlich  gilt.  Ist  diese  Bedingung  erfüllt,  so  ist  alsdann 
damit  auch  die  Steuer  „begründet“,  weil  sie  hier  die  unent- 
behrliche Voraussetzung  zur  Erfüllung  ihres  der  Annahme  nach 
gebotenen  Zwecks  wird. 

Insbesondere  ist  die  Steuer  als  Deckungsmittel  des  Finanz- 
bedarfs öffentlicher  Körper  hier  principiell  begründet,  weil  sie, 
voraussetzungsweise,  nothwendig  ist,  um  den  Staat  wie  das  ganze 
zwangsgemeinwirthschaftliehe  System  zur  Existenz  uud  zur  Ent- 
wicklung zu  bringen  und  darin  zu  erhalten.  Die  Frage  nach  dem 
Grunde  der  Steuer  führt  daher  zu  derjenigen  nach  dem  Grunde 
des  Staats  und  der  übrigen  Zwangsgcmeinwirthschaften  hin.  Der 
Grund  der  Steuer  und  mithin  des  Besteuerungsrechts  gegenüber  den 
Einzelwirtschaften  ist  demnach  mit  der  absoluten  Nothwcndigkeit 
des  Staats  und  des  zwangsgemeinwirthsehaftlichen  Systems  und 
mit  dem  „Recht“  beider  auf  „Existenz  und  Entwicklung“  gegeben. 
Dem  Besteueruugsrecht  des  Staats  und,  eventuell  mittelst  Delegation 
von  ihm,  der  sonstigen  öffentlichen  Körper  entspricht  die  corrclativc 
Steuerpflicht  der  Einzelwirtschaften,  welche,  mit  jenem  Recht  von 
selbst  gegeben,  nur  die  andere  Seite  des  letzteren  ist. 

Nach  dieser  Auffassung  scheidet  die  weitere  Erörterung  Uber 
den  Grund  der  Steuer  und  des  Besteuerungsrechts  aus  der  Finanz- 
wissenschaft  als  solcher  aus  und  ist  anderen  Theilen  der  Politischen 
Oekonomie  und  anderen  Wissenschaften  vorznbehalten. 

Sie  gehört,  soweit  es  sich  dabei  um  ein  nationalökonomisches  Problem 
handelt,  in  die  „volkswirthscliaftlicho  Grundlegung“  und  hier  in  die  Lehre  von  der 
Organisation  der  Volkswirtschaft,  speciell  in  die  Untersuchungen  Uber  das  gemein- 
winhschaftlicbc,  insbesondere  das  zwangsgcineinwirlhschaftliche  System  und  Uber  die 
Begründung  des  Zwangsinomonts.  Meine  hier  in  der  Finan/.wisseiischaft  vertretene 
Auffassung  iindet  daher  in  meiner  „Grundlegung“,  1.  Abteilung  (2.  A.),  Kapitel  3, 
besonders  Hauptabschnitt  3,  namentlich  §.  154 — 160,  ihre  nähere  Begründung,  und 
knüpft  daran  an.  Der  Steuer  ist  dort  schon  die  ihr  gebührende  Stellung  und  Recht- 
fertigung gegeben  worden  (j$.  15S)  Als  politisches,  öffentlich-rechtliches  und  rcchls- 
philosopliisches  Problem  gehört  die  Krage  von  der  Begründung  der  Steuer,  des  lie- 
steucrungsrcchts  und  der  .Steuerpflicht  in  die  (theoretische)  Politik,  die  allgemeine 
Staatslehre  und  die  Rechtsphilosophie.  Vgl.  dazu  die  oben  §.  13  angegebenen  Stellen 
aus  den  Schriften  von  Stahl.  Ahrens,  Trondelcnburg.  Bluntscljli;  auch  i B. 
K.  A.  Zacliariä.  deutsches  Staats-  und  Bundesrccht,  2.  A.,  II,  §.  219.  Gierkc, 
Genoasenschaitsrecbt  II,  §.  27,  2U. 
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In  der  theoretischen  Erörterung  über  Besteuerungsrecht  des 
Staats  u.  s.  w.  und  Steuerpflicbt  der  Einzelnen  („Burger“,  „Unter- 
thanen“)  ist  die  hier  vertretene  Auffassung  jetzt  wohl  die  herrschende, 
auch  in  der  Finanzwissenschaft. 

Vgl.  z.  B.  Helferieh,  im  Schönberg'scheu  Handbuch  allgemeine  Steuer- 
lehre §.  4. 

§.  86.  Bis  unlängst  wurde  indessen  vielfach  eine  andere  „Be- 
gründung“ vertreten,  indem  die  Steuerpflicht  auf  die  Vortheile 
im  Staatsverband,  namentlich  auf  den  Schutz  des  Staats  für  (Persou 
und)  Eigenthum  zurückgeführt,  so  eine  „Genusstheorie“  und  eine 
„ Assecuranztheorie“  zur  Begründung  von  Besteuerungsreclit  und 
Steuerpflicht  gebildet,  dabei  auch  wohl  die  Steuer  als  eine  Art 
„Tausch“  („Zwangstausch“)  oder  als  eine  Art  „Preis“  aufgefasst 
wurde:  ein  „Tausch“  zwischen  den  dem  Einzelnen  zu  Gute  kom- 
menden öffentlichen  Leistungen  und  der  in  der  Steuer  gegebenen 
Gegenleistung,  und  die  Steuer  der  Preis,  welcher  für  den  Genuss 
dieser  Leistungen  gezahlt  wird. 

Diese  Lehre  hängt  zusammen,  ist  aber  nicht  identisch  mit  derjenigen,  welche 
für  die  Vertheilnng  der  Steuerlast  in  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  „nach 
dem  Interesse",  oder  nach  „Leistung  und  Gegenleistung"  aufgestellt  wurde 
und  iin  3.  Kapitel,  in  dem  Abschnitt  von  den  „Principien  der  Gerechtigkeit",  speciell 
der  „Gleichmässigkcit"  der  Besteuerung  zu  orörtorn  sein  wird.  Bei  der  „Ueuusstheorie“ 
als  einer  Theorie  zur  Begründung  der  Besteuerung  geht  die  Beweisführung  auf 
den  Satz  hinaus:  „Du  wirst  mit  Hecht  besteuert,  weil  Du  den  Schutz  des  Staats  u.  s.  w. 
und  die  Vortheile  der  Öffentlichen  Einrichtungen  geniesst";  in  ähnlicher  Weise  wird 
mit  der  „Assecuranztheorie"  als  einer  Steuer -Begründungstheorie  argumentirt:  „Du 
wirst  besteuert,  weil  Du  durch  Schutz  und  Förderung  des  Staats  die  Erfolge  Deiner 
wirtschaftlichen  Thätigkeit,  Deiu  Eigenthum  u.  s.  w.  gesichert  geniesst."  Die  Ge- 
nuss- (und  Assecuranz-)  Theorie  als  eine  Theorie  für  die  Feststellung  des  Ver- 
theilu  ngsprin  cips  der  Besteuerung  beruht  dagegen  auf  dem  Schluss:  „Du  wirst 
nach  Maassgabe  Deiner  Genüsse  von  öffentlichen  Einrichtungen  oder  der  Dir  hierdurch 
zu  Thcil  werdenden  Vortheile,  beziehungsweise  nach  Maassgabe  der  Grosse  Deines 
Schutz  und  Förderung  gcuicsscndcn  Vermögens  oder  Einkommens,  daher  in  der 
Höhe,  — oder  in  dem  und  dem  Verhältuiss  — besteuert,  weil  diese  Proportion, 
voraussetzungsweise,  die  „gerechte"  ist."  Beide,  die  „Begründungs-“  und  die 
„Vertheilungstheoric",  sind  vielfach  von  denselben  Autoren  vertreten  worden, 
müssen  aber  trotz  ihres  inneren  Zusammenhangs  doch  unterschieden  werden  und  sind 
auch  nicht  ganz  gleich  zu  beurteilen.  Die  betreffende  Begründungstheorio  ist  unhalt- 
bar, wenn  man  auch  zugehen  darf,  dass  ihr  Kern  sich  immerhin  benutzen  lässt,  um 
die  Idee  der  Steuerpflicht  verständlicher,  wenn  man  sich  so  ausdrücken  darf:  psycho- 
logisch plausibler  zu  machen.  Auch  ist  in.  E.  diese  Theorie  ganz  wohl  mit  zur  Auf- 
fassung und  Characteristik  der  Gesamint Besteuerung,  als  ökonomischerGesammt- 
gcgenlcistung  für  die  Gesammtheit  der  öffentlichen  Leistungen  oder  als  „generellen 
Kostenentgelts"  der  letzteren,  zu  verwerten.  Die  betreffende  Vertheilungstheorie  ist  da- 
gegen zwar  als  allgemeine  und  alleinige  Uichlschnur  für  „gleichmässige"  Steuer- 
verteilung auch  falsch,  enthält  aber  doch  richtige  Elemente,  welche  sich  in  der 
Praxis  zwar  schwer,  indessen  immerhin  etwas  verwenden  lassen. 

Beide  Thcorieen  finden  sich,  mehr  oder  weniger  klar  erkannt  und  gefasst  und 
mehr  oder  weniger  mit  einander  vermengt,  in  der  Hechtsphilosophie  der  Naturrechts- 
lehrer des  17.  Jahrhunderts,  mit  als  Conscquenz  der  den  Staat  selbst  als  solchen  be- 
gründenden „Vertragstheorie",  kehren,  insbesondere  die  erste,  in  einem  bekannten 
Satze  Montesquieu's  (s.  meine  Fin.  I,  S.  142)  wieder,  linden  sich  dann  auch  in 
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den  Lehren  der  neueren  Smith’schen  Nationalökonomie  — nach  dem  Gedankengang 
der  letzteren  logisch  folgerichtig  — . geheu  in  die  Doctrin  auch  der  deutschen  Finanz- 
theoretiker der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  und  der  geistesverwandten  liberalen 
Politiker,  der  Kottck -Welcker’schen  Schule,  Uber  und  werden  endlich  zu  extremen 
Consequenzen  von  einzelnen  Doctrinären  der  radicalen  Freihandelsrichtung  gebracht 
Mit  der  organischen  Staatslehre  verlieren  indessen  beide,  zumal  aber  die  ersto,  die 
BegrUndungstbeorie,  ihren  Boden  und  verschwinden  seitdem  und  seit  der  Abwendung 
vom  Smithianismus  und  Manchesterthum  wenigstens  aus  der  deutschen  Wissenschaft 
immer  mehr,  bis  auf  das  erwähnte  beschränkte  Festhalten  der  Vertheilungstheorie. 
In  der  ausländischen  Literatur  Huden  sich  dagegen  noch  mehr  Anklänge  an  jene 
Thcorieen  uud  selbst  ein  principielles  Festhalten  an  ihnen,  so  u.  A.  auch  in  der 
französischen  Steuerlitcrutur  mehrfach,  auch  bei  Practikcrn. 

Vgl.  für  die  Stellung  der  hier  abgewieseuen  Theorie  in  der  Literatur,  — übrigens 
vornemlich  der  „Vertheilungstheorie“  — jetzt  besonders  N e n m a u n in  den  Aufsätzen 
über  die  „Steuer  nach  der  Steuerfäbigkeit“,  Conrads  Jahrbücher,  B.  35  (N.  F.  1), 
S.  511  ff  und  passim  (u.  A.  S.  516  Uber  Stoin.  der  früher  die  unrichtige  Ansicht 
thciltc);  vgl.  in  der  „Steuer“  S.  405  ff;  auch  R.  Meyer,  Principien  der  gerechten 
Besteuerung,  passim  im  1.  literarhistorischen  Abschnitt,  wo  S.  26  die  Begruudungs- 
und  Vertheilungstheorie  etwas  seltsam  ein  „particularistischer“  Gesichtspunct  genannt 
wird;  Sax,  Grundlegung,  §.  9.  Ferner  schon  vordem  namentlich  A.  Held,  Ein- 
kommensteuer. Kap.  II,  ebenfalls  mit  literargeschichtlichen  Nachweisen,  S.  39  ff. 

Die  gerügte  Theorie  entspricht  sowohl  als  Begründnngs-  wie 
als  allgemeine  Vertheilungstbeorie  der  älteren  mechanisch-ato- 
mistischen  Staatsauflässung,  dem  Individualismus  der  britischen 
Oekonomik,  der  letzterer  Doctrin  eigenthlimlichen  und  sie  characteri- 
sirenden  Identifkirung  der  Volkswirtschaft  mit  dem  privatwirth- 
schaftlichen  Verkehrssystem.  Sie  übersieht,  dass  „Genüsse“,  „Vor- 
theile“ für  den  Einzelnen  bei  den  öffentlichen  Einrichtungen 
und  Leistungen  iin  Staatsverband  gar  nicht  immer  vorhanden,  noch 
weniger,  selbst  wenn  sie  vorhanden,  immer  nachweisbar  und  mess- 
bar sind,  dass  dabei  vielmehr  überwiegend  „Existenzbedingungen 
der  Gattung  und  des  Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattung,  Ent- 
wii  klungsbedingungen  der  ganzen  Volkswirtschaft,  sittliche  Zwecke 
der  Gesamratheit  wie  des  Einzelnen,  demnach  für  letzteren  Pflichten 
gegen  die  Gesammtheit“  vorliegen  (Grundlegung  §.  154). 

Vollends  eine  Stcuarverthcilung  allgemein  nach  Maassgabe  der  „Vortheilo“ 
würde  natürlich  in  der  Praxis  auch  an  der  Unmöglichkeit  der  Durchführung  scheitern, 
da  diese  Vortheile  sich  jeder  .Schätzung  entziehen. 

Die  hier  zurückgewiesene  Theorie  lässt  sich  wohl  auch  als 
eine  Verallgemeinerung  des  Gcbührenprineips  bezeichnen, 
indem  sie  den  bei  den  Gebühren  richtigen  Gedanken  der  Begründung 
der  Gebührenerhebung  und  den  wenigstens  bedingt  richtigen  Ge- 
danken der  Regnlirung  der  Höhe  der  Gebühren  nach  dem  Gesichts- 
punete  des  speeiellen  Entgelts  und  Kostenersatzes  auf  die  eigent- 
lichen allgemeinen  Steuern  ausdehnt.  Aber  gerade  das  ist  prineipiell 
unrichtig  uud  practisch  unausführbar,  wofür  es  jetzt  genügt,  auf  das 
vorstehend  Ausgeftlhrte  zu  verweisen  (vgl.  Ein.  I,  §.  209). 
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III.  — §.87.  Die  S teuer  alsökonomischeErscheinung; 
Reproductivität  der  Steuer.  Die  itn  Vorangehenden  ge- 
gebene Begründung  der  Steuer  als  einer  Einnahmekategorie  der 
Finanzwirthschaft  enthält  zugleich  die  Begründung  der  Steuer  als 
einer  Kategorie  ökonomischer  Erscheinungen,  d.  h.  als 
eines  Vorgangs  der  WerthUbertragung  von  den  besteuerten 
Einzelwirtschaften  an  die  Finanzwirthschaft,  in  sich.  Dieser  Vor- 
gang vollzieht  sich  in  der  Besteuerung  nur  unter  anderen  Rechts- 
formen, als  eine  solche  Werthübertragung  im  freien  entgeltlichen 
Verkehr,  also  nicht  vertragsmässig  und  speciell-entgeltlich,  was  das 
Ob,  Wie,  Wie  hoch  der  die  WerthUbertragung  bildenden  Steuer- 
zahlung anlangt,  sondern  nach  dem  der  Steuer  immanenten  Zwangs- 
princip  und  nach  den  für  die  Steuer  geltenden,  von  den  Entgelt- 
lichkeitsverhältnissen im  freien  Verkehr  abweichenden  Normen. 

Aber  als  ökonomischer  Vorgang  der  genannten  Art  unterliegt 
die  Steuer  doch  nothwendig  den  ökonomischen  Bedingungen 
eines  solchen,  d.  h.  sie  wird  überhaupt  nur  ökonomisch  möglich, 
wenn  bestimmte  ökonomische  Voraussetzungen  sich  erfüllen, 
und  sic  hat  ökonomische  Wirkungen,  welche  für  die  Er- 
füllung dieser  Voraussetzungen  eventuell  mit  in  Betracht  kommen. 
Daher  verlangt  die  Steuer  noch  ausser  der  gegebenen  Begründung 
eine  Erklärung  und  darin  eine  Rechtfertigung  als  ein  solcher 
ökonomischer  Vorgang  der  WerthUbertragung.  Denn 
diese  Erklärung  liefert  jene  Begründung  noch  nicht. 

Bei  der  Steuer  erfolgt  im  Unterschied  vom  Tausch  und  theil- 
weise  auch  von  der  Gebühr  keine  WerthUbertragung,  welcher  wie 
bei  diesen  ein  speciell  empfangener  Gegenwerth  — regelmässig  bei 
Tausch  und  Gebühr  auch  in  angemessener  Höhe  — entspricht.  Die 
Steuer  des  Einzelnen  und  die  Gesammtsteuer  Aller  finden  nur  in 
der  Gesammtbeit  der  öffentlichen  Leistungen  einen  „generellen 
Entgelt“. 

Letzterer  stellt  zwar  auch  einen  ökonomischen  Werth  dar,  dessen  Höhe  priu- 
cipiell  der  Wcrthhöhe  der  gesammten  Besteuerung  entsprechen  sollte:  ein  grund- 
sätzliches Postulat,  an  welchem  festgehalten  werden  muss  (Grundlegung  §.  158,  Fiu.  I. 
§.  209).  Aber  wie  weit  dies  Postulat  im  concreten  Fall  erfüllt  wird,  hängt  Tun  der 
thatsäcblichen  Gestaltung  des  öffentlichen  Aufwands,  daher  von  den  Verwendungen 
ab.  welche  die  ätenererträge  hiernach  linden.  Danach  wird  oftmals  schon  die  principiell 
zu  verlangende  Werthcorrcspondenz  zwischen  Gsammtleistnng  des  öffentlichen  Körpers 
und  Gcsammtbestenerung  fehlen. 

Nach  Wesen  und  Wirkungen  dieser  Leistungen  für  die  Ein- 
zelnen und  nach  Wesen  und  Wirkungen  der  eigentlichen  Be- 
steuerung, d.  h.  nach  der  principiell  richtigen  und  im  Ganzen  auch 
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practisch  überwiegenden  Art  der  Vertheilung  der  Steuerlast  auf  die 
Einzelnen,  fehlt  eine  solche  Werthcorrespondenz  aber  vollends  prin- 
cipiell  und  practisch  zwischen  den  öffentlichen  Leistungen  uud  der 
Steuer  dieser  Einzelnen.  Uud  zwar  selbst  da  und  dann,  wenn 
sich  jene  Leistungen  als  „Vortheile“,  „Genüsse“  der  Einzelnen  er- 
weisen sollten. 

Demnach  ist  die  Steuer  des  Einzelnen  eine  solche  Werth- 
Ubertragung  aus  seinem  Vermögen  oder  Einkommen  an  die  Finanz- 
wirthschaft,  bez.  an  den  von  ihr  bedienten  öffentlichen  Körper, 
welcher  bei  ihm,  dem  Einzelnen,  entweder  gar  kein  oder  kein 
unmittelbarer  oder  nur  ein  ganz  mittelbarer  Empfang  eines  Gegen- 
werths, eventuell  auch  dann  nur  im  Betrage  eines  Theils  des  in 
der  Steuer  hingegebenen  Werths,  entspricht.  Es  fragt  sich  daher, 
wie  gleichwohl,  im  Unterschied  vom  Tausch  (und  eventuell  von  der 
Gebühr),  die  Steuer  als  solche  in  der  Hauptsache  einseitige  Werth 
Übertragung  ökonomisch  möglich  ist,  wie  sie  ferner  die  er- 
forderliche Höhe  erreichen  und  namentlich  auch  genügend 
nachhaltig,  d.  h.  beständig  wiederholbar,  dem  linanz- 
wirthscbaftlichen  Bedürfniss  gemäss,  sein  kann.  Das  bezügliche 
ökonomische  Problem  ist  hier  offenbar  ein  anderes  uud  schwierigeres 
als  beim  Tausch  und  meist  auch  als  bei  der  Gebühr,  weil  die  öko- 
nomische Bedingung  der  Rcproduction  des  fortgegebenen  Werths 
sich  hier  nicht  ohue  Weiteres  erfüllt. 

Die  Lösung  dieses  Problems  ergiebt  sieh  wohl  aus  folgenden 
Erwägungen.  Erst  wenn  die  einzelne  wie  die  nationale  Gesammt- 
Arbeit  durch  die  Entwicklung  der  Technik  eine  solche  Productivität 

— d.  h Werthschaffungs-Fähigkeit  — erreicht  hat,  dass  der  Ertrag 

— nach  Abzug  der  nothwendigeu , natürlichen  oder  volkswirt- 
schaftlichen Kosten,  die  „kein  Einkommen“  bilden  (Grundlegung 
§.  83),  — den  unbedingt  zur  Lebensfristung  und  Kräfteerbaltung 
der  „Arbeiter“  erforderlichen  Werthverbrauch  übersteigt,  ist  über- 
haupt Besteuerung  als  regelmässige  finanzwirthschaftliche  Institution 
ökonomisch  möglich  — d.  h.  es  besteht  dasselbe  Verhältniss  wie 
bei  der  „Besitzrente“ : das  Princip  des  Steuerobjects,  wie  des  Renten- 
objects, ist  „hinlängliche  Productivität  der  Arbeit“  (Rod- 
bertus). 

Die  Höhe  der  Steuer  und  das  Wachsthum  dieser  Höhe 
hängen  alsdann  von  folgenden  f U n f Bedingungen  ab : einmal 
von  einer  „physiologischen“  und  „culturhistorischen“: 
dem  Maasse,  bis  zu  welchem  der  uothwendige  Bedarf  der  Be- 
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steuerten  sich  herabdrücken  lässt  und  herabgedrückt  wird;  sodann 
von  einer  physi sc h -psychischen:  dem  Maasse,  in  welchem  der 
Steuerdruck  bei  den  Besteuerten  auf  Steigerung  der  Kräfteanspannung, 
behufs  höherer  ökonomischer  Leistungen  und  Erwerbs,  hinwirkt; 
ferner  von  einer  ökonomisch-technischen:  dem  Maasse  und 
dem,  unabhängig  von  dem  Einfluss  öffentlicher  Leistungen  erfolgenden, 
Fortschritt  der  Productivität  der  Arbeit;  weiter  von  einer  recht- 
lichen: dem  Maasse  des  Zwangs,  welcher  in  der  Besteuerung  ange- 
wendet wird  — d.  h.  es  liegt  auch  hier  wieder  dasselbe  Verhältniss  wie 
beim  Rentenbezug  vor : das  Princip  des  Steuerbezugs  ist  der  Stcuer- 
zwaug,  wie  analog  das  „Princip  des  Rentenbezugs“  das  Rechts- 
institut des  Privateigenthums  an  sachlichen  Productionsmittelu  ist 
(Rodbertus)  — ; endlich  von  einer  staats-  und  finanzwirth- 
schaftlichen  Bedingung:  dem  Maasse  der  Reprodu ctivität 
derSteuer  iu  den  ökonomischen  Wirkungen  der  öffent- 
lichen Einrichtungen  und  Leistungen,  im  Allgemeinen 
auf  die  nationale  Gcsammtarbeit,  und  im  Besonderen 
auf  die  Leistung  des  einzelnen  Besteuerten. 

Die  für  unser  Problem  besonders  wichtige  letzte  Bedingung 
lässt  sich  in  dem,  freilich  nicht  unzweideutigen,  daher  richtig  zu 
verstehenden  Satze  zusammenfassen:  die  Steuer  findet  ihre 
ökonomische  Erklärung  und  Begründung  in  ihrer 
Reproduction  in  den  mit  ihr  hergestellten  öffent- 
lichen Leistungen.  Ein  etwas  anders  formulirter,  aber  doch 
so  gemeinter  und,  richtig  verstanden,  auch  richtiger  Hauptsatz 
Stein ’s,  welcher  freilich  nicht  für  die  Steuer  allein,  sondern  für 
alle  Einnahmen  der  Finanzwirthschaft  gilt  und  welcher  allerdings 
tbatsächlich  nur  insoweit  zutrifft,  als  diese  Reproduction 
wirklich  stattfindet.  In  letzterer  Beziehung  wird  der  Satz 
daher  zum  Postulat,  dessen  Erfüllung  aber  immer  nur  annähernd 
und,  nach  der  concreten  Finanzlage,  oft  nur  sehr  ungenügend  er- 
reicht wird.  Je  weniger,  desto  mehr  ist  die  Steuer  eine  Weith- 
Ubertrngung  von  den  Besteuerten  auf  den  Staat  u.  s.  w.  ohne 
ökonomische  Gegenleistung,  daher  nur  möglich  mittelst  Drucks  auf 
Bedarf  und  Arbeitsleistung,  nur  steigerungsfähig  mit  Steigerung 
dieses  Drucks,  des  Maasses  des  Steuerzwangs,  und  mit,  unabhängig 
von  Steuer  und  öffentlichen  Leistungen,  wachsender  Productivität 
der  Arbeit.  M.  a.  W. : je  weniger  die  fünfte,  die  staats-  und  finanz 
wirthscbaftliche  Bedingung  erfüllt  wird,  desto  mehr  müssen  die 
vier  anderen  Bedingungen  erfüllt  sein. 
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Soweit  die  fünfte  Bedingung  erfüllt  wird,  — aber  auch  nur 
soweit  — fällt  die  Steuer  als  ökonomischer  Vorgang  der  Werth- 
Ubertragung  unter  den  Gesiehtspunct  der  Arbeitsteilung:  die 
Besteuerten  erhalten  durch  die  öffentlichen  Einrichtungen  und 
Leistungen,  welche  mittelst  der  Verwendung  der  Steuererträge  her- 
gestellt  werden,  die  Möglichkeit  zu  productiver  Leistung  überhaupt 
oder  zu  vermehrter  productiver  Leistung  in  ihrem  Specialberuf, 
damit  aber  zur  ökonomischen  Herstellung  des  Steuerwerths.  Was 
sich  in  der  Arbeitsteilung  des  freien  Verkehrs  bei  Tausch,  Kauf 
und  Verkauf  ökonomisch  vollzieht,  das  findet  auch  hier,  nur 
unter  andereu  Rechtsformen  und  nur  nicht  immer  zwischen  jedem 
einzelnen  Besteuerten  und  dem  öffentlichen  Körper,  sondern 
zwischen  der  Gesammtheit  der  Besteuerten  und  diesem  Körper 
statt:  eine  Reproduction  der  Steuern  in  den  öffent- 
lichen Einrichtungen  und  Leistungen  und  wieder  eine 
Reproduction  letzterer  in  ersteren. 

In  dieser  Weise  aufgefasst  ist  auch  der  Vergleich  der 
Steuer  mit  Tausch  und  Preis  berechtigt,  zur  ökonomisch  enEr- 
kläruug  und  Rechtfertigung  der  Steuer,  nicht  zu  ihrer 
Begründung  (S.  217).  Da  es  bei  der  Natur  der  öffentlichen  Körper 
als  Gemein  wirth  sc  haften  — als  „comm  unistisehe“  Ge- 
bilde — principiell  berechtigt  und  factisch  unvermeidlich  ist,  dass 
die  meisten  mit  Steuern  hergestellten  öffentlichen  Leistungen  sich 
nicht  als  ökonomische  „Vorthe.il e“  für  die  Besteuerten  ansehen, 
jedenfalls  nicht  genau  als  solche  hei  ihnen  nachweisen  und  messen 
lassen,  so  muss  man  sich  nur  mit  der  ununterscheidbaren  günstigen 
Gesammtwirkuug  der  öffentlichen  Leistungen  auf  die  nationale 
Productivität  begnügen,  — eine  Gesammtwirkung,  welche  natürlich 
schliesslich  sich  in,  wenn  auch  nicht  genau  verfolgbare,  günstige 
Einzelwirkungen  auf  die  Einzel-Prodnctivität  auflöst. 

Der  Satz  von  der  Reproduction  der  Steuern  in  den  Öffentlichen  I.eistungeu  er- 
scheint mir  durch  die  vorausgehenden  Erörterungen  genügend  begründet,  aber  auch 
vor  missbräuchlicher  Anwendung  und  vor  Missverständnissen,  welche  Öfters  in  Betreff 
desselben  vorgekommen  sind,  nunmehr  genügend  gesichert  zu  sein.  Der  Satz  hat  eine 
doppelte  Bedeutung,  diejenige  eines  Erk läru n gsg r u ndes  der  Besteuerung,  als  einer 
nicht  speciell  vergoltenen  Werthübertragung,  und  diejenige  eines  idealen  Postulats 
für  die  Politik,  d.  h.  für  die  Bestimmung  der  mit  den  Stenern  herzustellendcn  Öffent- 
lichen Einrichtungen  und  I.eistungeu.  Er  besagt  aber  nicht,  dass  die  concrctc 
Steuer  immer  wirklich  in  diesen  Einrichtungen  und  Leistungen  reproducirt 
werde,  weder  alle  Steuer  als  (janzes  genommen,  noch  vollends  die  Steuer  eines 
Einzelnen,  was  Beides  den  augenfälligsten  Thatsachen  widerspräche,  (ileiebwohl  ist 
der  Satz  mitunter  in  dieser  Bedeutung  aufgcstcllt  und  erläutert  worden,  ein  Vorwurf, 
dem  Stein 's  Ausführungen  darüber  wenigstens  zum  Tlieil  ausgesetzt  sind.  So  nament- 
lich in  den  Fassungen  der  früheren  Auflagen,  z.  B.  4.  A.  1.  (15  ff.,  155  ff.  wo 
S.  130  sogar  der  — landesübliche  Zinsfuss  in  die  Frage  der  Kepruductivität  der  Aus- 
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gaben  hineingezogen  wird:  „In  diesem  Sinne  sagen  wir,  dass  ein  Staat  nie  zu  viel  aus- 
geben kann,  solange  die  Reproductivität  seiner  Ausgaben  die  Summe  derselben 
mit  dem  landesüblichen  Zinsfusse  verzinst  und  amortisirt“  Wörtlich 
wiederholt  in  der  5.  A.  II,  1,  S.  90!  Als  ob  es  dafür  irgend  einen  Maassstab  gäbe! 
Vgl.  hierüber  die  mehrfach  treffende  Kritik  von  Sax,  Grundlegung  §.  14. 

In  der  Weise,  wie  ich  den  Satz  auffasse  und  fcsthalte,  lässt  er  sich  nicht  zur 
Rechtfertigung,  auch  nicht  zur  bloss  ökonomischen  Rechtfertigung  jedweder  öffent- 
lichen Verwendung  von  Steuererträgen  missbrauchen.  Im  Gegentheil,  richtig  verstanden 
deutet  der  Satz  richtig  die  ökonomische  Bedenklichkeit  jener  zahlreichen  und  um- 
fassenden Verwendungen  von  Stenererträgen  an,  welche  sich  nach  ihrer  Natur  nicht 
ökonomisch  reproduciren:  7.  B.  zu  Zinszahlungen  unprodoctiver  Staatsschulden,  zur 
Bestreitung  eines  übermässig  hohen  und  vielfach  im  Einzelnen  unpassenden  Militär- 
nnd  Civilaufwands  u.  dgl.  in.  Gerade  wenn  und  soweit  als  die  Steuern  nicht  in 
solchen  öffentlichen  Leistungen  rcproducirt  werden,  welche  der  besteuerten  Gesammt- 
heit,  dem  „Volke“,  direct  oder  indirect  als  Ersparungen  eines  ohne  dio  öffentliche 
Leistung,  also  auch  ohne  die  Steuer  erforderlichen  Aufwands  (an  Muhe,  Arbeit  u.  s.  w.) 
oder  als  Steigerungen  der  Leistungsfähigkeit  zu  Gute  kommen,  sind  die  Steuern  „reine 
Last“  für  das  Volk.  d.  b.  sie  nöthigen  zur  Einschränkung  anderweiter  gebotener 
oder  erwünschter,  und  andernfalls  auch  möglicher  Bedürfnissbefriedigung  oder  zur 
Verminderung  der  Kapitalbildung  oder  zur  stärkeren  Anspannung  der  Kräfte.  Drei 
Eventualitäten,  welche  noch  nicht  an  sich  bedenklich  sind,  um,  wenn  sie  eintreten, 
die  Besteuerung  unbedingt  misslich  erscheinen  lassen  zu  müssen,  aber  welche  gleich- 
wohl Momente  ökonomischen  Drucks  darstellen.  Dieser  letztere  entfallt,  wenn  die 
Steuer  in  der  angcdcuteten  Weise  in  öffentlichen  Leistungen  mit  ökonomischer  Rück- 
wirkung auf  die  Bevölkerung,  als  die  steuernde  Gemeinschaft,  rcproducirt  wird. 

In  dem  hier  nunmehr  näher  dargelegtcn  Sinne  und  Umfang  halte  ich  meine, 
von  Sax  sogenannte  „neuere  Productionslheorie“  auch  gegon  diesen  Autor  und  seine 
Kritik  in  seiner  Grundlegung  §.  IS  aufrecht.  Ich  habe  dabei  Aenderungen  und  Ein- 
schränkungen vorgenommen,  gegenüber  einzelnen  Sätzen  und  Wendungen  im  ersten 
Bande  der  Fin.  (3.  A.  §.  9,  07 , 209  u.  a.  m.),  in  der  ersten  Auflage  des  zweiten 
Bands  und  in  meiner  Grundlegung,  die,  wie  ich  einräume,  von  den  gegen  die  Stein'schc 
Reproductivitätstheorie  zu  erhebenden  Einwendungen  hie  und  da  mit  getroffen  werden 
konnten  und  jedenfalls  Missverständnissen  ausgesetzt  waren.  Aber  mehr,  als  hier  jetzt 
geschehen,  kann  ich  auch  Sax  nicht  nachgeben.  Seine  spcciellc  Kritik  in  §.  13 
seiner  Grundlegung  halte  ich  auch  für  weniger  zutreffend,  als  Einiges  von  dem  in 
seiner  Kritik  der  sonstigen  bezüglichen  Theorieen,  besonders  der  Stein  sehen,  über  die 
ökonomische  Beschaffenheit  der  Staatsthätigkeit  (Sax,  Kap.  II,  S.  43  — 112),  Aus- 
führungen. die  meine  früheren  Auffassungen  und  namentlich  meine  früheren  Fassungen 
dieser  Lehren  mehrfach  mit  treffen  und  mit  berichtigt  haben.  Der  Vorwurf  eines 
Anklangs  auch  meiner  jetzigen  Lehre  an  ..die  alte  Tauschtheorie“  wird  mir  vermuth- 
lich  von  Sax  abermals  werden  (s.  seine  Grundlegung  S.  93).  Aber  in  der  Weise, 
wie  ich  es  näher  dargelegt  habe,  halte  ich  diesen  „Anklang“  auch  für  richtig.  Sax 
ist  hier  gütiger,  als  ich  verdiene,  wenn  er  eine  von  ihm  citirte  frühere  Aeusserung 
von  mir  (Fin.  I,  §.  217,  S.  523,  3.  A.)  als  eine  „vereinzelte  Wendung"  auffasst,  die 
man  neben  den  übrigen  Ausführungen  meines  Werks  nicht  strict  nehmen  dürfe : wohl 
„strict“,  aber  in  dem  Sinne,  wie  ich  es  meine,  und  an  anderen  Stellen  schon  näher 
ausgeführt  und  begründet  habe  (Fin.  I.  §.  209,  meine  Grundlegung  §.  159  S.  2S3). 

Die  hier  festgehaltene  „Productionstheorie“  oder  „Reproductivitätstheorie“  scheint 
mir  auch  für  dio  ökonomische  Auffassung  der  Steuer  wichtig  zu  sein  und  von  der 
Gesammtkritik  aller  dieser  Theorieen  durch  Sax  nicht  uingestossen  zu  werden.  Der 
gewandte  Dialectiker  ist  doch  mehr  nur  in  Bezug  auf  die  Wortfassungen,  als  auf  den 
Kern  der  von  ihm  angegriffenen  Ansichten  im  Rechte.  Auch  Stein ’s  Theorie,  in 
der  Fassung  der  5.  A.  II . 1 . S.  33G  ff.  ist  im  Ganzen  m.  E.  richtig . wenn  man  von 
der  unpassenden  Terminologie  („kapitalbildende  Kraft  der  Steuern“,  statt  etwa:  Pro- 
ductivität  steigernde  Wirkung  der  Steuern)  und  von  der  immer  noch  bei  Stein  mit 
unterlaufenden  Idee  ahsicht,  als  ob  cs  sich  darum  handeln  könne,  dass  die  Steuer 
„vermöge  der  Verwaltung  als  Element  der  Kapitalbildung  zu  dem  Einzelnen  (1) 
zurückkehron  könne,  der  sie  gezahlt  hat“  (S.  358).  Hier  liegt  eben  die  Ver- 
wechslung von  „specieller  1 und  „genereller“  Entgeltlichkeit  vor,  was  nebenbei  beweist, 
dass  Sax’  Vorwurf  (S.  93)  gegen  meinen  Satz  von  dieser  bloss  „generellen  Entgeltlich- 
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Weit“  der  Slaafsleistungeii , es  werde  mit  demsclbsn  „absolut  nichts  gewonnen“ , wohl 
hinfällig  ist.  Denn  cs  wird  damit  das  gewonnen,  dass  man  in  dieser  Lehre  ron  der  Re- 
productivität  der  Steuer  eben  nur  das  Ganze  der  Volkswirthschaft  und  des  steuernden 
Volks,  nicht  das  Individuum  und  dessen  Steuer  und  dessen  Beziehung  zum  Staate 
betrachtet.  Auch  oiozolne  der  weiteren  Ausführungen  Steins  a.  a.  0.  (so  S.  .1591 
sind  in  der  Fassung  zu  bemängeln.  Aber  der  Kern  bleibt  doch  richtig  und  ist  in 
dem  Satze  (S.  35b):  „Die  Steuerkraft  soll  die  Steuer,  die  Steuer  die  Verwaltung,  die 
Verwaltung  aber  wieder  die  Steuerkraft  erzeugen"  auch  gut  gefasst 

Ich  kann  nicht  zugeben,  dass  auch  die  positiren  (iegenattsfuhrungen  von  Sax. 
besonders  §.  81  ff.,  den  Ökonomischen  Character  der  Besteuerung  mehr  und  besser 
klären,  als  es  die  „Reproductivitätstheoric“  in  der  hier  durgelegten  Weise  thut,  — 
im  Gegenthuil. 

IV.  Terminologie. 

S.  oben  S.  204  die  literarischen  Angaben,  besonders  Neu  mann  Uber  den  Be- 
griff der  „directen“  und  „indirecten"  Steuern,  in  seiner  „Steuer"  und  in  den  Auf- 
sätzen in  Schmoller's  Jahrbuch  1882.  Ich  kann  ihm  in  einer  Hinsicht  beistimmen 
und  doch  bei  meiner  Auffassung  bleiben  (§.  97,  98  unten).  Denn  verschiedene  Be- 
griffsbestimmungen ergeben  sich  eben  von  verschiedenen  Standpuncten  der  Betrachtung 
aus  und  können  dann  aufrecht  erhalten  worden,  auch  wenn  sie  sieh  zu  widersprechen 
scheinen.  In  der  Streitfrage  Uber  Begriff  und  Wesen  der  dirccten  und  indirecten 
Steuern  tritt  dies  besonders  deutlich  hervor.  Der  Begriff  ist  ein  anderer  vom  Stand- 
punct  der  ökonomischen  Betrachtung  dieser  Stenern,  nach  deren  gewollten  oder 
gemuthmaassten  und  mehr  oder  weniger  ^tatsächlich  zutreffenden  ökonomischen 
Wirkungen  und  vom  Standpunctc  der  administrativ-technischou  Betrachtung 
der  Einrichtung  dieser  Steuern  aus.  Neumann  stellt  sich  ausschlisslich  auf 
diesen  letzteren  Standpunct,  kritisirt  von  diesem  aus  die  anderen  Begriffsbestimmungen 
und  verwirft  sie,  widerlegt  aber  damit  doch  nicht  Auffassungen,  welche  von  einem 
anderen  Betrachtungsstandpuncte  aus  richtig  sind. 

Die  Fragen  der  in  Theorie  und  Praxis  nicht  endgütig  feststehenden  Terminologie 
des  Steuerwesens  und  die  verwandten  Fragen  der  Classification  der  Steuern  bieten 
eigenthümliche  Schwierigkeiten,  zum  Tbeil,  weil  Manches  mit  Principicnfragcn  zu- 
sammenhängt. Die  folgenden  Erörterungen  können  daher  den  Gegenstand  auch  noch 
nicht  zum  Abschluss  bringen,  in  den  späteren  Kapiteln  vom  Steuersystem  und  ron  der 
Steuerverwaltung  wird  auf  einige  Puncte  zuriickzukommen  sein.  Eine  vorläufige  Fest- 
stellung der  Terminologie  ist  indessen  geboten,  um  Ausdrücke  des  Sprachgebrauchs 
als  bestimmte  technische  anwenden  zu  können. 

§.  88.  An  dieser  Stelle  sollen  folgende  vier  Functe  erörtert 
werden : 

1.  Der  Ausdruck  „Steuer“  selbst  und  die  ausserdem  für  Steuer 
gebrauchten  Ausdrücke. 

2.  Der  Begriff  der  Steuerquelle  und  der  Bemessungs- 
umlage, in  ihrem  principiellen  Unterschied  (§.  89). 

3.  Verschiedene  technische  Ausdrücke  und  Begriffe, 
welche  sich  bei  der  administrativ -technischen  Durchführung  der 
Steuer  ergeben  (§.  90). 

4.  Der  Begriff'  des  Steuersystems  und  die  wichtigeren 
Einteilungen  der  Steuern  („Classification“)  nebst  den 
für  die  hier  unterschiedenen  Steuerarten  gebrauchten  Ausdrücke 
und  Begriffe  (§.  91—98). 

A.  Der  Ausdruck  „Steuer“  und  die  verwandteu  und  gleich- 
bedeutenden Ausdrücke. 
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S.  darüber  schon  Näheres  in  Kin.  I,  §.  209  S.  500  (3.  A.),  nach  Kau  Fin.  I, 
§.  247;  dann  besonders  in  Fin.  III,  §.  32  über  Beden.  Daselbst  S.  71  die  rer- 
scliiedeneu  Bczeicbnungsvcisen  und  die  Veränderungen  der  Bedeutung  eines  Ausdrucks 
im  Verlauf  der  geschichtlichen  Entwicklung,  mit  Literaturangaben;  auch  Fin.  111, 
§.  14,  15,  27,  28,  167  (französische  Terminologie  in  der  Revolutionszeit).  Die  Ter- 
minologie steht,  wie  die  Sache  selbst,  im  historischen  Fluss.  Vgl.  im  Allgemeinen 
auch  Vockc's  Werk  über  „Abgaben  u.  s.  w.“  Koscher,  Fin.  §.  33. 

Der  jetzt  im  Deutschen  allgemein  eingebürgerte  Ausdruck 
„Steuer“  im  Sinne  einer  öffentlich-rechtlichen  Abgabe  an 
einen  öffentlichen  Körper  bedeutet  etymologisch  soviel  wie  Stärkung, 
Unterstützung,  Stütze,  Hilfe,  kommt  früh  als  steora,  stiora  (und  in 
ähnlichen  Formen)  dafür,  jedoch  noch  nicht  in  fester  Abgrenzung 
gegen  andere  verwandte  Abgaben,  vor  und  weist  insofern  auf  den 
historischen  Entstehungsgrund  der  Steuern  hin  (Fin.  III,  §.  32). 
Er  findet  das  Analogon  seines  etymologischen  Sinnes  in  den  gleich- 
bedeutenden Ausdrücken  des  mittelalterlichen  Latein  „adjutorium“, 
„subsidium“  wie  in  den  älteren  französischen  und  englischen  Aus- 
drücken „aides“,  „aids“. 

Als  technischer  Ausdruck  im  finanziellen  Sinne  wird  „Steuer“ 
local  in  einzelnen  deutschen  Landen  (im  Süden)  früher  als  in 
anderen  gebraucht,  wo  dafür  der  etymologisch  und  historisch  auf 
„bitten“,  „fordern“  zurUekzuführendc  Ausdruck  „Bede“  (Bete) 
benutzt  wird  (Fin.  III,  §.  32).  Dieser,  wie  sonstige  allgemeinere 
und  engere  Ausdrücke  werden  bei  uns  durch  das  Wort  „Steuer“ 
allmälig  ganz  verdrängt.  An  sich  etymologisch  passende  Worte 
wie  „Auflage“  (impositio,  impöt)  und  „Abgabe“  (Beitrag, 
tribntum,  contribution)  werden  eigentümlicher  Weise  in  Deutsch- 
land nicht  feste  technische  Ausdrücke  des  Steuerwesens,  der  zweite, 
Abgabe,  behält  im  Sprachgebrauch  eine  allgemeinere  Bedeutung, 
auch  für  privatrechtliche  Leistungen.  Nur  einzelne  Theoretiker,  so 
auch  der  Verfasser  dieses  Werks  (oben  §.  1),  haben  die  Ausdrücke 
zu  technischen  zu  machen  gesucht  („Steuern  im  weiteren 
Sinne“).  Im  Französischen  und  Italienischen  bürgern  gerade  sie 
sich,  vielleicht  mit  unter  dem  Einfluss  historischer  Heminiscenzen 
römischen  Ursprungs,  als  die  allgemeinsten  Bezeichnungen  der 
„Steuer  überhaupt“  ein  (besonders  irnpöts,  imposte,  seltener 
aber  auch  contributions,  tributi).  Im  Englischen  wird  dagegen  die 
anderswo  auch  vorkommende,  aber  regelmässig  sich  auf  bestimmte 
Arten  der  Steuer  beschränkende  Bezeichnung  der  „ Steuer  Uber 
liaupt“  nach  dem  Maassstabe  der  Umlage  zur  allgemeinen ; taxes, 
taxation. 

Vgl.  Uber  andere  altere  Ausdrucke,  wie  „Kerbe",  taille.  tallag, ■.  Accise  (von  der 
Vurrechn  ungsweise) . Fin.  111,  S.  71  (die  hier  abgelelmto  Ableitung  von  Accise  von 
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assisa,  assisia  wird  Übrigens  von  Roseber  Pin.  S.  S8&  Note  unter  Hinweis  auf 
Ducange  doch  wieder  festgchalten).  — Die  Veränderung  uud  namentlich  die  Verengerung 
der  technischen  Bedeutung  eines  ursprünglich  in  einem  allgemeineren  Sinne  gebrauchten 
Ausdrucks  — ein  gutes  Beispiel  ist  das  französische  taille,  dann  aides  — hängt  damit 
zusammen,  dass  sich  eine  einzelne  bestimmte  Steuergattung  alltnäiig  fest  und  eventuell 
ausschliesslich,  z.  B.  in  dem  und  dem  Landcsthcil.  cinburgert  und  so  der  allgemeinere 
Ausdruck,  unter  dcu  sie  fiel,  späser  nicht  mehr  für  die  „Steuer  Überhaupt“,  sondern 
ftlr  die  bestimmte  specielle  Steuer  oder  wenigstens  Steuergattung  gebraucht  wird. 
Daraus  erklärt  sich  denn  auch,  dass  ein  solcher  technischer  Ausdruck  später  etymologisch 
gar  nicht  mehr  zu  verstehen  ist.  i.  B.  die  französischen  „aides“  des  späteren  ancien 
regime  in  der  Bedeutung  von  Getränkesteuern. 

Auch  die  umgekehrte  Entwicklung,  die  Verallgemeinerung  eines  ursprünglich 
engeren  Begriffs  wie  im  Englischen,  z.  B.  unseres  „Schoss“  und  namentlich  „Schatz- 
ung“ — ebenfalls  nach  dem  Maassstab  der  Anlage  — kommt  aber  auch  im  Deutschen 
vor.  wenn  nicht  so,  dass  der  Ausdruck  die  Bedeutung  von  „Steuer  überhaupt“  erlangt, 
so  doch  so,  dass  er,  statt  einer  einzelnen  Steuer,  eine  ganze  Stcuergattung  bezeichnet, 
wie  das  Wort  „Schatzung“  (Rau  I,  §.  292  und  unten  §.  95). 

Es  hat  manches  Interesse,  nicht  nur  steuergeschichtlich,  sondern  auch  steuer- 
theoretisch,  die  Torminologie  und  deren  Veränderungen,  sowie  die  Veränderungen 
der  Bedeutung  desselben  Ausdrucks,  ferner  die  Uebertragungen  der  technischen 
Ausdrücke  von  einem  Lande  ins  andere  (z.  B.  italienischer  nach  Oesterreich,  Frank- 
reich! zu  verfolgen:  ein  noch  wenig  in  vergleichender  Behandlung  durchforschtes 
Gebiet  (z.  B.  „Ungeld“,  „Accisc",  customs  im  Englischen  aus  consuctudines). 

§.  89.  — B.  S t e n e r q ti  c 1 1 e und  Bcmcssungs-  (U  m - 
legungs-,  Vertheilungs-,  Veranlagung«-)  Grundlage  oder 
auch  Steuerobject  (in  diesem  Sinne). 

Vgl.  meine  Abhandlung  directe  Steuern  im  SchOnberg'schon  Handbuch,  2.  A„ 
§.  8,  und  unten  im  Kapitel  von  den  Steuerprincipien  bei  den  „volkswirtliscbaftlichen 
Principicn“  den  Abschnitt  von  der  „Wahl  der  Steuenjuelle“,  §.  130  ff.  Unverständliche 
oder  unverständige  Polemik  gegen  diese  Unterscheidungen,  die  er  zum  Tbeil  gar  nicht 
verstanden  haben  kann  (sonst  würde  er  wenigstens  den  Vorwurf  S.  1S1  Note  unter- 
lassen haben)  Seitens  ümpfenbach’s  2.  A„  S.  181,  204.  womit  seine  unklaren  und 
auch  in  terminologischer  Hinsicht  unhaltbaren  Erörterungen  §.  77  ff.  zu  vergleichen 
sind,  — mit  der  petitio  principii,  dass  „Steuern  vom  Stammvermögen  gar  keine  Steuern 
dem  Princip  nach,  sondern  blosse  Tragwerke  von  Finanzeinkünfteu  unter  dem  Namen 
Stenern  seien,  welche  ihr  Princip  lediglich  in  der  Finanzbcvorrechtung  suchen  uud 
dort  auch,  bedingungsweise,  finden  können".  (Vgl.  oben  S.  214.)  — Im  Text  handelt 
es  sich,  was  Umpfenbach  nicht  verstanden  hat.  hier  natürlich  gar  nicht  um  die  steuer- 
politische  Beurtheiluug,  sondern  nur  um  die  begriffliche  Characterisirung  „reeller“ 
und  „nomineller“  Vermögenssteuern. 

Steuerquelle  ist  derjenige  Guter-  bez.  Werthbetrag,  aus  dem 
die  Steuer  reell  entrichtet  (gezahlt,  getragen),  Bemessuugs- 
grundlage  dagegen  die  Thatsache  bez.  das  Object,  nach  welchem 
die  Steuer  um  ge  legt  wird. 

Steuerijuelle  und  Bctncssungsgrundlagc  können  identisch  sein,  sind  dies  aber 
nicht  nothwendig.  Ersteres  ist  z.  B.  der  Fall  bei  der  gewöhnlichen  Einkommensteuer, 
wogegen  bei  den  üblichen  Vermögenssteuern  zwar  das  Vermögen,  bei  den  Verbrauchs- 
steuern der  Verbrauch  die  Bemessungsgrundlage,  aber  das  Einkommen  die  Steuer- 
i[Uclle  ist 

Ausdrücke  wie  „Vermögenssteuer“,  „Kapitalsteuer“ 
haben  daher  eine  wohl  zu  unterscheidende  Doppelbedeutung:  sie 
können  ebensowohl  Steuern  bezeichnen,  bei  denen  das  Vermögen, 
das  Kapital  die  Steuerquelle,  als  bei  denen  eö  nur  die  Bemessungs- 
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grundlage  ist.  Meistens  bedeuten  sie  letzteres,  d.  h.  es  handelt 
sich  um  nominelle  (scheinbare)  Vermögens-  und  Kapitalsteuern, 
die  nur  nach  dem  Vermögen  aufgelegt,  aber  in  Wirklichkeit  Ein- 
kommensteuern sind.  Im  Unterschied  davon  lässt  sich  eine  Ver- 
mögens- oder  Kapitalsstcuer  der  ersten  Art  als  eine  eigentliche 
(wahre,  reelle)  bezeichnen,  die  wirklich  aus  dem  Vermögen 
einer  Person  u.  s.  w.  entrichtet  wird,  dasselbe  vermindert,  was 
in  der  Regel  von  der  Erbschaltssteuer,  mitunter  von  einer  höheren 
Besitzwechselabgabe  gelten  wird. 

Ob  eine  nominelle  Vermögenssteuer  7.u  einer  reellen  oder  eine  Einkommensteuer 
zu  einer  eigentlichen  Vermögenssteuer  wird,  hingt  Öfters  von  der  specicllen  Art 
der  Steuer  und  von  der  Erhebungsart  (z.  B.  bei  Erbschaftssteuern,  Besitzwochsel- 
abgaben),  ferner  namentlich  vou  der  Hohe  des  Steuersatzes  ab.  Für  die  richtige  end- 
giltige  Rubricirung  einer  solchen  Steuer  ist  die  thatsächlicho  Wirkung,  nicht 
die  Voraussicht  oder  Absicht  des  Gesetzgebers  maassgebend. 

Mehrfach  ist  hier  sodann  auch  wieder  die  Scheidung  des 
volks-,  und  des  einzcl-,  bez.  privatwirtbschaftlichen  Standpuncts 
zur  richtigen  Beurtbeilung  des  Wesens  von  Steuern  gleichen  Namens 
geboten,  so  besonders  bei  den  Vermögens-  und  Kapitalsteuern : die 
Begriffe  „reelle“  Vermögenssteuer  im  volks-  und  im  einzelwirtli- 
schaftlichen  Sinne  decken  sich  nicht  nothwendig. 

Eine  solche  Steuer  kann  z.  B.  einzel-  oder  privatwirtbschafUich  vielleicht  oinc 
reelle  Vermögenssteuer  sein,  indem  sie  aus  dem  Vermögen  einer  Person  entrichtet 
wird:  so  die  meisten  Erbschaftssteuern,  manche,  besonders  sehr  hohe  Besitzwechscl- 
abgaben  z.  B.  bei  Verkäufen  von  tirundeigenthum,  aber  Überhaupt  eino  jede  Steuer, 
welche  thatsäcblicb  im  einzelnen  Fall  aus  dem  Vermögen,  nicht  aus  dem  Einkommen 
einer  Person  entrichtet  wird,  wie  doch  mitunter  auch  die  Einkommensteuer,  die  Ver- 
brauchssteuer. Damit  ist  diese  Steuer  aber  noch  nicht  nothwendig  eine  eigentliche 
Vermögenssteuer  im  volkswirtschaftlichen  Sinne,  welche  zugleich  das  gesaminte 
VolksvermOgen  vermindert.  Sie  Überträgt  vielmehr  möglicher  Weise  nur  Vermögen 
von  einer  Wirtschaft  an  andere,  direct  oder  indirect.  So  kann  wenigstens  die  Wir- 
kung von  Erbschaftssteuern  sein,  wenn  ihr  Ertrag  dem  Staat  oder  der  Gemeinde  zu 
Kapitalanlagen  dient  oder  allgemein,  wenn  eine  solche  oder  ähnliche  Steuer  nur  zur 
Erleichterung  der  Steuerlast  Dritter,  z.  B.  Aormerer,  fuhrt  und  vou  diesen  verhältniss- 
mässig  mehr  eigenes  Kapital  erspart  wird.  Die  stcuerpolitischo  Beurtbeilung  auch 
volkswirtschaftlicher  und  bloss  cinzelwirihschaftlicher  Vermögenssteuern  ist  demnach 
nicht  dieselbe. 

§.  90.  — C.  Verschiedene  technische  Ausdrücke 
und  Begriffe  des  Steuerwesens. 

Ein  Gegenstand  von  besonderer  Bedeutung  für  die  Feststellung  der  Grundlagen 
und  fllr  die  Durchführung  der  Besteuerung,  daher  im  Kapitel  5 unten,  von  der  Steuer- 
Verwaltung,  Näheres.  An  dieser  Stelle  nur  Terminologisches. 

Hier  weiden  folgende  Ausdrücke  und  Begriffe  des  Steuerrechts 
erörtert  und  festgestellt:  Steuersubject  und  -Object,  Steuer- 
zahler und  -Träger,  Steuereinheit  und  -Satz,  Ein- 
steuerungsverfahren, Steuerkataster,  -Rollen  (-Listen), 
-Tarife,  Repartitions-  und  Quotitätsprincip. 
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Steuersu b j ect  oder  Steuerpflichtiger  ist  diejenige 
Person,  von  welcher  rechtlich  die  Steuer  zu  zahlen  ist.  Im 
Gegensatz  dazu  ist  Steuerobject,  in  einem  dem  im  vorigen  §. 
erwähnten  ähnlichen,  aber  nicht  gleichen  Sinne,  der  Umstand, 
dessentwegen  die  Steuer  zu  zahlen  ist. 

Dieser  „Umstand“  ist  bei  reinen  Personalsteacm  (Kopf-,  Familicnstcuern'),  welche 
unmittolbar  auf  Personen  gelegt  oder  nach  diesen  umgelegt  werden,  die  Person, 
die  Familie  selbst,  so  dass  bisweilen  Stcuersubject  und  Steuerobject  dieselbe  Person 
sein  kann  Vorucmlich  ist  das  Steuerobject  aber  eine  Sache,  ein  Ökonomisches 
Vorhältniss.  z.  B.  das  Haus,  das  Grundstück,  der  Hund,  die  und  die  einzelne 
Waare,  der  Gewerbebetrieb,  der  „Einkommcubczug“,  der  „VeruiOgeusbesitz",  das 
Rechtsgeschäft,  die  Urkunde. 

Steuerzahler  ist  der,  welcher  als  Stcuersubject  die  Steuer 
zuerst  entrichtet  oder  auslegt,  also  im  Normalfall  der  Geld- 
steuer sie  aus  seiner  Kasse,  Steuerträger  der,  welcher  sie  end- 
giltig  aus  seinem  Einkommen  oder  Vermögen  bestreitet. 

Steuerzahler  und  Stcncrträgcr  können  identisch  sein  und  sollen  das  mitunter 
nach  der  Absicht  oder  wenigstens  nach  der  Voraussicht  des  Gesetzgebers,  wie  bei 
dcu  unten  zu  erwähnenden  sogenannten  „directen“  Steuern  — in  dem  einen 
(ersten)  Sinne  dieses  Ausdrucks  (§.  97)  — auch  sein.  Sie  können  und  sollen  eventuell 
aber  auch  verschieden  sein,  wie  bei  den  sogenannten  „indirecten“  Steuern,  — 
auch  dies  Wort  in  dem  einen  (ersten)  möglichen  Sinne  97)  genommen.  Ver- 
kehrsvorgänge. welche  man  als  „Ucberwülzung“  zusammenfasst,  bewirken,  dass 
vielfach  der  Steuerträger  ein  anderer  als  der  Steuerzahler  wird  (§.  141  ID. 

Steuereinheit  ist  das  einzelne  Steuerobject  nach  Zahl, 
Maas»,  G ewicht  u.  s.  w.  bestimmt,  nach  welchem  die  Steuer 
bemessen  wird;  hei  Steuerohjecten,  deren  Werth  in '.Geldbeträgen 
ausgedrllckt  wird,  der  Geld-Einbeitsbetrag,  nach  welchem  die  Steuer 
berechnet,  namentlich  als  Quote  (z.  B.  in  Proccnten)  angesetzt  wird. 

I.  B.  der  „Kopf“,  oder  der  „männliche  Kopf“,  oder  der  „Kopf  des  und  des 
Alters“,  oder  die  „Familie“,  wonach  Kopf-  und  Famiiienstcuern ; „ein“  Gewerbe- 
betrieb, „ein  Hunden“  Ertrag  von  Grundstücken,  Häusern,  Gewerben,  vom  Einkommen, 
vom  VermOgenswcrth,  nach  welchen  Ertrags-,  Einkommen-,  Vermögenssteuern;  „ein 
Eimer“,  „ein  Hectolitcr“  Maische,  nach  dem  Branntweinsteuern;  „ein  Centner“  Ge- 
wicht, nach  dem  ZOile  und  Accisen;  „ein“  Contract,  Vollmacht,  Urkunde,  „ein  Hundert" 
der  Geldsumme  eines  Rechtsgeschäfts,  einer  Urkunde,  einer  Erbschaft,  wonach  Ver- 
kehrsstcuern  in  Stempelform.  Kegisterabgaheu,  Erbschaftssteuern  bemessen  werden. 

Steuersatz  ist  dann  der  Betrag,  welcher  von  der  Steuereinheit 
als  Steuer  erhoben  wird. 

Z.  B.  2 Hubel  vom  Kopf,  4 vom  Hundert  des  Hausertrags,  3 vom  Hundert  des 
Einkommens.  1 Thaler  von  einer  Vullmacht,  20  Mark  vom  Centner  Kaffee  u.  s.  w., 
1 °/o  vom  Werth  eines  durch  Verkauf  den  Eigentümer  wechselnden  Grundstücks. 

Mit  dem  Begriff  des  Steuersatzes  ist  eigentlich  der  des  Steuorfusses  gleich- 
bedeutend. Doch  wird  letzterer  Ausdruck  auch  wold  auf  die  Fälle  beschränkt,  wo 
die  Steuereinheit  in  einem  Geldbetrag,  wio  ber  Einkommen-,  allgemeinen  Ver- 
mögens-, den  meisten  Ertragsstenern,  auch  vielen  Verkeil rssteuem  besteht,  im  Unter- 
schied von  den  Füllen,  wo  die  Steuereinheit  eine  Person  selbst  oder  ein  Geschäfts- 
betrieb oder  eine  Sache  ist  und  wo  man  dann  nur  vom  Steuersatz  spricht. 

Einsteuerungs verfahren  („Steuerveranlagung")  ist  das 
administrativ-technische  Verfahren  (der  Steuerveiwaltungs- 
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organe)  zur  Feststellung  der  gesetzlichen  Grundlagen 
der  Steuer  im  concreten  Falle,  daher  zur  Ermittelung 
der  concreten  Steuersubjecte,  Objecte,  -Einheiten  und  der  That- 
sachen,  nach  denen  die  individuellen  Steuerschuldigkeiten  alsdann 
festgestellt  werden.  Dies  Verfahren  gestaltet  sich  nach  den  Gat- 
tungen, Arten,  Unterarten  und  einzelnen  Stenern  vielfach  verschieden, 
vornemlich  nach  den  beiden  Gattungen  der  „directen“  und 
„indirecten“  Steuern,  diese  Ausdrücke  hier  in  einem  anderen 
als  dem  obigen,  nemlicb  im  admin istrati v-technischen  Sinne 
genommen  (§.  98). 

Steuerkataster  (Steuerbücher)  nennt  man  bei  den  sogenann- 
ten directen  Steuern  im  letzterwähnten  Sinne,  insbesondere  bei 
den  sogenannten  Realsteuern  des  Ertragssteuersystems  die  amt- 
lichen Sammlungen  der  Thatsncbcn  zur  Feststellung  der  Stcuer- 
subjecte  und  -objeete  sowie  zur  Ermittlung  der  individuellen  Steuer- 
schuldigkeiten der  einzelnen  Steuerpflichtigen,  oder  kurz:  die  Ver- 
zeichnisse der  amtlich  gesammelten  und  geordneten  Thatsachen 
des  Einsteuerungsverfahrens. 

So  spricht  man  namentlich  von  (irond-,  (iobäude-,  Gewerbesteuer- Kataster,  aber 
auch  von  Leihzins-,  Luxussteuerkatasler.  Bei  PcrsoDalstcuern  werden  nicht  so  um- 
fassende Vorbereitungen  gebraucht,  man  kann  unmittelbarer  Steuerrollen  entwerfen, 
aber  der  Begritf  des  Steuerkatasters  fehlt  auch  hier  nicht  (Einkommen-,  Vermögens-, 
Kopf-,  Familien-,  Herdsteuern).  Beachtcnswerth  ist.  dass  selbst  bei  gewissen  indirecten 
Verbrauchssteuern,  nemlich  bei  denjenigen,  welche  sich  au  den  Productiousbetrieb 
eines  inländischen  Unternehmens  knüpfen,  von  Steuerkatastern  zu  reden  ist,  z.  B.  bei 
der  Salz-,  Bier-,  Branntwein-,  Zucker-,  Tabaksteuer. 

Steuerrollen  oder  Stenerlisten  (Heberollen)  sind  die 
namens  weisen  amtlichen  Verzeichnisse  der  Steuersubjecte  mit 
Angabe  des  schuldigen  Steuerbetrags  eines  Jeden. 

Sie  kommen  spacieU  bei  den  sogeuannten  directen  Steuern  (im  administrativen 
Sinne)  vor,  ergcbcu  sich  bei  ihnen  als  Auszüge  aus  den  Katastern,  werden  aher 
auch  wobi  selbständig,  z.  B.  für  Kopf-,  Einkommensteuern  aufgestellt. 

Steuertarife  sind  die  amtlichen  Verzeichnisse  der  Steuerein- 
heiten und  Steuersätze  immer  je  für  eine  Reihe  einzelner  Steuer- 
objecte, welche  zu  einer  bestimmten  Steuergattung  gehören.  Sie 
finden  sich  vornemlich,  doch  nicht  ausschliesslich  bei  den  so- 
genannten indirecten  Verbrauchssteuern,  im  genannten  zweiten 
Wortsinn. 

So  die  Zolltarife,  mit  der  Gliederung  in  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrtarif;  die 
städtischen  Tborstoucrtarife;  die.  meistens  aus  wenigen  Posten  bestehenden,  Tarife 
innerer,  heim  Producenten  aufgelegter  Verbrauchssteuern;  die  Tarife  der  in 
Monopol  form  erhobenen  Verbrauchssteuern;  die  Verkehrssteuertarife;  die  Stein  pel- 
tarifc;  aber  aucli  die  Tarife  der  „dirocten"  Gebrauchs-,  Genuss-,  der  Luxussteuern. 
Diese  Steuertarife  finden  ihr  Analogon  in  den  „Gebuhrentarifen",  welche,  nach  dem 
Früheren,  unter  Umständen,  hei  einer  gewissen  Einrichtung,  Hohe  der  Sätze,  in 
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..Steuertarife“  Ubergehen  können,  z.  B,  für  Leistungen  der  Post,  Telegraphie,  der 
fierichts-  und  Verwaltungsbehörden  u.  s.  w. 

Repartitions-  (Contingentirungs- , Vertheilungs-,  Auf- 
theilungs-,  Umlegungs-)  und  Quotitäts-  (Procent-)  princip  bezeich- 
nen zwei  verschiedene  Methoden  zur  Feststellung  des  Steuersatzes 
für  die  Steuereinheit  und  für  die  Bildung  der  Gesammt- 
steuerschuldigkeit,  daher  des  Gesammtertrags  aller  Steuer- 
einheiten. Danach  sind  die  Steuern  Repartitions-  oder  Quotitäts- 
steuern. Beim  Repartitionsprincip  stellt  man  zuerst  den 
Gesammtbetrag  des  Ertrags  fest,  welcher  durch  eineSteuer 
(oder  Stenergattung)  aufgebracht  werden  soll,  und  vertheilt  denselben 
dann  von  Oben  nach  Unten  nach  den  gesetzlichen  Normen  für 
die  Steuersuhjecte  und  Steuerobjecte,  bis  man  schliesslich  zum  ein- 
zelnen Subject,  Object  und  zur  Steuereinheit  gelangt.  Für  letztere 
ergiebt  sich  der  Steuersatz  erst  am  Schluss  des  Verfahrens:  bei 
gleicher  Steuersurame  ist  er  höher  bei  kleinerer,  niedriger  bei 
grösserer  Zahl  der  Steuereinheiten.  Umgekehrt  verfährt  man  beim 
Quotitätsprincip:  man  stellt  zunächst  den  Steuersatz  ftlr  die 
Steuereinheit  fest,  und  veranlagt  daun  nach  diesem  Satze,  von  Unten 
nach  Oben,  alle  Steuereinheiten,  Objecte,  Subjecte,  findet  also  erst 
am  Ende  des  Verfahrens  die  Höhe  der  Steuersumme. 

Die  indirccten  Verbrauchs-,  die  Verkehrs-,  Stempelsteuern,  Erbschafts-,  Luxus- 
steuern sind  regelmässig  Quotitäts-teucrn.  doch  kann,  z.  B.  mittelst  Bildung  von  Ge- 
sammtsteuerschuldigkeitcn  (wie  bei  Getränke-,  Branntwein-,  Zucker-teuern),  und  selbst 
mittelst  Vorschrift  zur  Abnahme  eines  bestimmten  Quantums  eines  Verbrauchssteuer- 
Artikels  (wie  ehemals  öfters  bei  dem  sogenannten  Sal/zwang,  Salzconscripttou,  Ein  IU, 
§.  44,  49,  63)  bei  einzelnen  Personen  (Familien),  auch  bei  den  genannten  Steuer- 
gattungen  Rcpartitiou  Vorkommen.  Die  Üblichen  „directen“  Steuern,  Schatzungen, 
Personal-,  Kopf-,  Vermögens-,  Einkommen-,  Ertragssteuern  gestatten  die  Anwendung 
beider  Principien.  Im  ehemaligen  ständischen  Patrimomalstaate  und  in  Staaten,  in 
welchen  die  Autonomie  der  Landostheilo  noch  nicht  völlig  der  modernen  Staatseinheit 
und  Centralisation  gewichen  ist,  daher  vielfach  bis  zuin  Anfang  des  19.  Jahrhunderts, 
war  das  Kepartitionsprincip  in  den  „Steuercontingenten“  der  Stände,  der  „Länder", 
Provinzen,  Städte  sehr  allgemein  verbreitet.  In  der  neueren  und  neuesten  Zeit  ist 
auch  die  directo  Besteuerung  überwiegend  Quotitätssteuer.  Doch  fehlt  es  nicht  an 
wichtigen  Beispielen  der  Repartitionssteuern,  so  in  Frankreich  die  drei  grossen 
directen  (ausser  der  Patentsteuer,  welcho  Quotitätssteuer  ist,  Fin.  III,  g.  179,  ISO),  in 
Preussen  die  Grundsteuer,  eine  Zeitlang  die  Classensteuer  (1873—83),  in  einem 
l’uucte  die  Gewerbesteuer  (.Bildung  von  „Steucrgcsellscliaflen"),  in  Oesterreich  jetzt 
auch  die  Grundsteuer.  Die  Beurtheilung  beider  Priucipien  erfolgt  im  5.  Kapitel  von 
der  Steuerverwaltung. 

§.  91.  — D.  Steuersystem  und  Eintheilung  (lei- 
sten ern. 

Mit  ersterem  Ausdruck  bezeichnet  man  in  Theorie,  Geschichte 
und  Praxis  die  Gesammtbeit  der  Steueral  ten  und  einzelner  Steuern, 
welche  zu  einem  Ganzen  verbunden  unter  möglichster  Berlleksich- 


Digitized  by  Google 


Steuersystem  and  Eintheilung  der  Stenern. 


231 


tigung  der  obersten  Bestenerungsgrundsätze  die  Deckung  des 
Finanzbedarfs,  beziehungsweise  der  von  letzterem  auf  die  Besteue- 
rung fallenden  Quote  ermöglichen. 

Streng  genommen  ist  der  Ausdruck  „Steuersystem“  bei  der  Anwendung  auf  die 
geschichtlichen  und  die  in  der  Praxis  bestehenden  Besteuerungen  freilich  ein  starker 
Euphemismus,  weil  regelmässig  Zufall  und  Willkür  auf  die  Bildung  des  „Systems“ 
erheblich,  oft  entscheidend  eingewirkt  haben  und  die  Berücksichtigung  der  obersten 
Steuerprincipien  gewöhnlich  nicht  im  „möglichsten“  Umfang  stattgefunden  hat.  Auch 
die  „Systeme“  der  Theorie  verdienen  diesen  Namen  meist  nur  in  eingeschränktem 
Maasse.  Näheres  im  4.  Kapitel.  — Im  Obigen  ist  nur  ein  „rein  finanzielles“  Steuer- 
system, mit  dem  Zweck  der  Bedarfsdeckung,  gekennzeichnet.  Wenn  man  den  früher 
erörterten  zweiten  Zweck  der  Besteuerung,  den  socialpolitischen  (§.  82)  mit 
berücksichtigt,  so  würde  in  der  Begriffsbestimmung  des  „Steuersystems“  noch  der 
Zusatz  erforderlich  sein:  „mit  der  Tendenz,  durch  die  Auswahl  und  Gestaltung  der 
verbundenen  Steuern  die  beabsichtigte  „„socialpolitische““  Einwirkung  der  letzteren 
auf  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Vermögens  unter  den  Einzelwirt- 
schaften und  auf  die  Verwendungsart  des  Einzelcinkommcns  und  Vermögens  herbei- 
zuführen.“ 

Die  einzelnen  Stenern  bilden  nach  gewissen  gemeinsamen 
Merkmalen  Steuerarten  oder  -Gattungen.  Man  kann  fUr  die 
bezügliche  Classification  vier  Eintheilungsprincipien  benutzen: 
nach  der  verschiedenen  Steuerquelle,  der  verschiedenen  Be- 
messungsgrundlage, der  verschiedenen  gewollten  oder  gemuth- 
maassten  Einwirkung  auf  die  Steuerzahler,  dem  verschie- 
denen administrativ-technischen  Verfahren  der  Veran- 
lagung und  Erhebung  der  Steuern.  Nach  den  beiden  letzten 
Eintheilungsprincipien  erhält  man  in  einem  doppelten,  zwar 
verwandten,  aber  doch  verschiedenen  Sinne  und  dann  auch  in  ver- 
schiedenem Umfang,  die  beiden  grossen  Kategorieen  der  „di- 
recten“  und  „indirecten“  Steuern. 

S.  unten  §.  97  (f.  Ich  weiche  hier  von  der  ersten  Auflage  (§.  332,  338,  388) 
ab,  indem  ich  nicht  mehr  bloss,  wie  früher  Bau  und  viele  Theoretiker,  „nach  der 
Erhebungsart  oder  nach  dem  Verfahren,  welches  man  anwendet,  um  von  den  zu  be- 
steuernden Personen  die  Steuer  wirklich  zu  erlangen“,  daher  im  Wesentlichen  nach 
dem  Ucberw&lzungsmoment  (§.  388),  directe  und  indirecte  Steuern  unterscheide, 
sondern,  unter  Festhaltung  dieser  Unterscheidung,  ausserdem  noch  in  einem 
zweiten  Sinne,  dem  administrativ-technischen  („practischcn“),  die  Unterscheidung 
mache.  Hierin  liegt  im  Ganzen  die  Zustimmung  zu  Neu  mann,  der  aber  mit  Unrecht 
die  zweite  Unterscheidung  allein  fcsthält. 

1.  Nach  der  (einzelwirthschaftlichen)  Steuerquellc  sind 
(„reelle“)  Vermögens-  und  K apital steuern  von  Einkommen- 
steuern zu  unterscheiden.  Die  ersteren  werden  aus  dem  Ver- 
mögen oder  Kapital  (§.  89),  die  anderen  aus  dem  Einkommen 
definitiv  entrichtet. 

Zu  letzteren  gehören,  wenigstens  nach  ihrer  regelmässig  allein  beabsichtigten 
und  gewöhnlich  auch  allein  eintretenden  Wirkung,  ausser  den  den  Namen  Einkommen- 
steuern führenden  Steuern  auch  dio  unten  erwähnten  sogenannten  Ertrags-,  die  Ver- 
brauchs- und  viele  Verkehrssteuern,  wie  nicht  minder  die  „nominellen“  Vermögens- 
A.Waga«r,  Fin&nzwissonsdiaft.  IT.  2.  Aalt.  10 


Digitized  by  Google 


232  5.  Buch.  Allgein.  Steuerlehre.  l.K.  Begriff,  Terminologie.  §.92,98. 


steuern,  während  Erbschaftssteuern , wie  schon  oben  bemerkt,  wohl  meistens  reelle 
(eiuzclwirthscbaftliche)  Vermögenssteuern  sind. 

Die  im  folgenden  Paragraphen  dargelegte  Eintbeiluug  der  Vermögens-  und  Kapital- 
steuern nach  dem  Ursprung  und  Umfang  der  besteuerten  Werthbeträge  lässt  sich  auch 
auf  die  eigentlichen  Vermögenssteuern,  bei  denen  das  Vermögen  die  Steuer qu eile 
ist,  anwenden. 

§.  92.  — 2.  Nach  der  Bemessungsgrandlage  sind  ver- 
schiedene Eintheilungen  der  Steuern  möglich,  insbesondere:  a)  Ver- 
mögens-(Kapital-)  und  Einkommensteuern;  b)  Erwerbs-, 
Besitz-  und  Gebrauchssteuern;  c)  Personal-  und  Real- 
stenern; d)  Schatzungen  und  Verbrauchssteuern;  e)  all- 
gemeine oder  eigentliche  Ertrags-,  Verkehrs-  (d.  i. 
specielle  Ertrags-)  und  Einkommensteuern.  Mehrfach  sind 
diese  Eintheilungen  mit  einander  zu  coinbiniren  oder  gehen  selbst 
in  einander  Uber. 

a)  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 

Die  hierhergehörigen  Vermögenssteuern  sind  die  nominellen. 
Bei  ihnen  dient  der  Besitz  (Eigenthum)  einer  Person  an  Werth- 
objecten als  Bemessungsgrundlage  der  Besteuerung : insofern  gehören 
sie  auch  zu  den  im  nächsten  Paragraphen  genannten  Besitzsteuern. 
Einkommensteuern  im  gegensätzlichen  Sinne  zu  diesen  Vermögens- 
steuern sind  dann  solche  Steuern,  bei  denen  das  irgend  wie  er- 
mittelte Einkommen  (der  Erwerb)  oder  Tbatsachen,  aus  welchen 
auf  das  Einkommen  rückgeschlossen  wird,  die  Bemessungsgrundlage 
bilden.  Hier  handelt  es  sich  daher  wesentlich  um  die  im  nächsten 
Paragraphen  besprochenen  Erwerbs-  und  Gebrauchssteuern. 

Je  nach  dem  Ursprung  der  bezüglichen  Werthbeträge  und  nach  dem  Umfang 
der  Besteuerung  ergiebt  sich  für  die  (nominellen)  Vermögenssteuern  weiter  folgende 
Eintheilung: 

«)  Nach  dem  Ursprung  des  Besitzes  kann  die  Steuer  sich  richten,  einmal 
nach  dem  „normalen“  Werthbetrag,  den  eine  Person  aus  ihrem  selbst  erworbenen 
Einkommen  in  ihrem  Vermögens-  bcz.  Kapitalbesitz  „anlegte“;  oder  zweitens 
allein  oder  mit  nach  demjenigen  Werthbetrag,  der  zu  diesem  Besitz  ohne  ihre 
persönliche  Leistung  „zufällig'  hinzugewachsen  ist.  Im  letzteren  Kall  ent- 
stehen Steuern 

aa)  auf  den  Werthzuwachs  aus  „Conjuncturengewinnsten“  lörundeigenthum !), 
sowie  aus  reinen  Spielgcwümstcn  (Lotterie), 

bb)  auf  den  Anfall  aus  Erbschaft,  Legat,  Geschenk. 

,?)  Nach  dem  Umfang  sind  zu  unterscheiden: 

aa)  Allgemeine  Vermögenssteuern,  welche  das  gesammte,  wie  immer  be- 
schaffene Vermögen  einer  Person  (Gebrauchsvertnögen , insbesondere  Nutzrermögen. 
wie  Grundvermögen  und  Kapital,  Immobil-  wie  Mobilvermögen)  treffen,  und 

bb)  partielle  Vermögenssteuern,  welche  eine  bestimmte  Kategorie  des 
Vermögens  einer  Person  oder  selbst  nur  Tb  eile  einer  solchen  Kategorie,  z.  B.  nur 
das  Kapital  oder  nur  das  Nutzvermögen,  nur  das  Immobil-  oder  nur  das  Mobilver- 
mögen oder  auch  bloss  gewisse  Bestandtheile  jeder  dieser  Gattungen  belasten.  Einzelne 
der  sogenannten  Luinsstenern , z.  B.  auf  den  Besitz  von  Wagen.  Gold-  und  Silber- 
geschirr und  dgl,  sind  Beispiele  von  solchen  ganz  specicllen  partiellen  Vermögens- 
steuern. 
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§.  93.  — b)  Erwerbs-,  Besitz- und  Gebrauchssteuern. 

Diese  Eintheilung  der  gesamtsten  Stenern  wird  nnsercm  Steuersystem  nuten  im 
4.  Kapitel  zu  Grunde  gelegt  und  deshalb  in  der  späteren  Untersuchung  über  die 
linauzwisscnschaftliche  Bildung  des  Steuersystems  genauer  erörtert  werden.  Sie  ist 
in  dieser  Weise  ungewöhnlich,  möchte  aber  für  diu  Kragen  des  Steuersystems  be- 
sonders passend  sein.  Jungst  hat  ß.  Colin  in  seiner  Finauzwissenschaft  (§.  332)  sie 
angenommen. 

Auch  diese  Unterscheidung  ist  eine  solche  nach  der  Be- 
messungsgrundlage. Erwerbssteuern  in  diesem  allge- 
meinsten Sinne  — im  engeren  Sinne  kommt  der  Ausdruck 
mehrfach  in  Theorie  und  Praxis  vor,  z.  B.  für  verallgemeinerte  Ge- 
werbesteuern, Einkommensteuern  — sind  Steuern,  welche  das  Ein- 
kommen und  Vermögen  eines  zu  Besteuernden  im  Erwerb,  d.  h. 
in  der  technisch -ökonomischen  und  rechtlichen  Entstehung  bei 
ihm,  als  „sein“  Einkommen  oder  Vermögen,  aufsuchen.  Besitz- 
steuern sind  diejenigen,  welche  das  Einkommen  oder  Vermögen 
des  Einzelnen  in  dessen  Besitz  verfolgen.  Gebrauchssteuern 
sind  Steuern,  welche  sich  an  den  Gebrauch  von  Einkommen  oder 
Vermögen  oder  Theilen  davon  anknUpfen,  daher  im  arbeitsteiligen 
Verkehr  regelmässig  bei  der  Verausgabung  von  Einkommen, 
bcz.  beim  „Verbrauch“  und  bei  der  Benutzung  von  Ver- 
mögensobjecten Seitens  einer  Person  Vorkommen.  Practisch  und 
theoretisch  am  Wichtigsten  ist  die  erste  und  dritte  Gattung. 

«)  Die  Erwerb s steuern  zerfallen  in  diejenigen  auf  den  be- 
rufsmässigen Erwerb,  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
oder  Rechtsgeschäfte  und  auf  den  Erwerb  durch  Anfall 
(wie  Erbschaft,  Geschenk)  und  durch  Werth  zu  wachs  ohne 
eigene  wirtschaftliche  Leistung  des  Erwerbers,  aus  Conjuncturen- 
gewinn. 

aa)  Die  Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb  sind  wieder  entweder  Subject- 
oder  Objectsteuern.  Jene  knüpfen  sich  an  dio  Person  des  Erwerbers,  welche 
Einkommen,  Erträge,  Vermögen  in  sich  als  in  der  Rechtspersönlichkeit  zusammen- 
fasst. Dahin  gehören  namentlich  Kopf-,  Familien-,  Uerd-,  allgemeine  Vermögens-, 
besonders  die  nominellen  sogenannten  „Einkommensteuern“.  Die  Objectsteuern 
halten  sich  an  die  Erträge  gebenden  oder  doch  Ertragsfähigkeit  besitzenden 
Objecte  als  solche,  ohne  nähere  Rücksicht  auf  die  die  Erträge  mit  bewirkende 
und  sie  beziehende  Person  Solche  Steuern  sind  die  unten  genannten  „Ertrags- 
Steuern“.  Diese  Subject-  und  Objectsteuern  bilden  einen  Haupttheil  der  in  §.  95 
besprochenen  sogenannteu  „Schatzungen“,  und.  wegen  ihrer  Üblichen,  übrigens 
nicht  allein  vorkommenden  Erhebungsform , der  sogenannten  „directen“  Steuern  in 
den  beiden  Bedeutungen  dieses  Ausdrucks  (§.  97,  98). 

bb)  Die  Steuern  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte  oder  durch  die  be- 
züglichen Rechtsgeschäfte  im  Verkehr  kann  man  mit  Stein  (Übrigens  nicht  ganz 
in  demselben  Umfang  und  nicht  mit  ganz  derselben  Begründung  wie  er)  Verkehrs- 
steuern nennen  (s.  §.  29).  Sio  werden  vielfach,  wie  gewisse  Gebühren,  inStempol- 
form  erhoben,  denn  der  Stempel  ist  keine  Steuerart,  sondern  eine  Steuer-  und 
Gebühren erh  ebu  n gsfo  rm  (§.  70),  verbinden  sich  auch  öfters,  im  einzelnen  Fall 
untrennbar,  mit  Gebühren,  wie  früher  gezeigt  wurde  (besonders  bei  gewissen  Gerichts- 
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gebühren  (§.  12),  sind  meist  „directe"  Steuern  in  dem  unten  (§.  97)  genannten 
ersten,  „indirecte“  in  dem  zweiten  Sinne  dieser  Ausdrücke  (§.  98). 

cc)  Die  Steuern  auf  den  Erwerb  durch  Anfall  und  durch  einen  vom  Betreffenden 
ökonomisch  nicht  „verdienten“  Wert  h zu  w ach  s sind  Steuern  auf  Spiel  ge  winnste, 
auf  Erbschaften  und  Geschenke  und  auf  den  speculativ  erstrebten  oder  ganz 
zufälligen  Gonjunctnrengewinn.  Die  betreffenden  Steuern  sind  gewöhnlich  wieder 
directe  im  ersten,  indirecte  im  zweiten  Wortsinn. 

ß)  Die  B e s i t z steuern  können  auch  als  Formen  der  vorher- 
gehenden Steuergattung  Vorkommen. 

Es  gehören  von  selbständigen  Steuern  dahin : al  lgemciuc  Vermögenssteuern, 
partielle  Vermögenssteuern  von  Kategorieen  von  Vermögensobjecten  und 
Steuern  von  einzelnen  Objecten  des  Nutz  Vermögens,  wie  die  sogenannten  directen 
L u x u s steuern , die  anderseits  wieder  Gebrauchs  steuern  sind.  Alle  diese  Steuern 
sind  gewöhnlich  directe  Steuern  in  beiderlei  Sinn  und  zum  Tlieil  Schatzungen. 

y)  Die  Gebrauchssteuern  zerfallen  in  die  Verbrauchs- 
steuern von  einzelnen  sachlichen  Consumptibilien  und 
in  die  Steuern  von  Nutzungen  des  N u t z Vermögens,  bez.  einzelner 
Objecte  desselben,  sowie  von  gewissen  persönlichen  Genössen. 

Die  Verbrauchssteuern  sind  beinahe  die  practisch  wichtigste  Steuergattung  der 
modernen  Staatsbesteuerung  geworden.  Sic  sind  cs,  welche  mau  häufig  schlechtweg 
als  „indirecte“  Steuern  bezeichnet,  im  Allgemeinen  nach  den  heutigen  wirthschaft- 
lichen  Verhältnissen  mit  Recht,  in  den  beiden  Bedeutungen  dieses  Ausdrucks,  jedoch 
mit  Ausnahmen  (s.  S 238).  Sie  sind  den  Schatzungen  gegenüber  zu  stellen.  Die 
Nutzungssteuern  sind  auch  Gebranchssteuern,  regelmässig  directe  (in  beiderlei 
Sinn).  Sie  erscheinen  zugleich  als  Besitzsteuern  und  als  Schatzungen. 

§.  94.  — c)  Personal-  und  Realsteuern. 

«)  Ganz  allgemein  genommen  bezeichnen  beide  Ausdrücke 
ungefähr  dasselbe  wie  die  im  vorigen  Paragraphen  erwähnten  Sub- 
ject-  und  Object  steuern:  Personalsteuern  sind  solche,  welche 
sich  nach  persönlichen  Verhältnissen  der  Steuerpflichtigen  oder 
nach  Einkommen-  und  Vermöge  ns  Verhältnissen,  welche  in 
ihm  („subj ec tiv“)  zusammengefasst  werden,  richten;  Real- 
steuern  dagegen  solche,  welche  sich  an  die  vom  berechtigten  In- 
dividuum getrennt  betrachteten  („objectivirten“)  Ver- 
mögensverhältnisse anknöpfen. 

Personalsteuern  sind  daher  die  Kopfsteuern,  die  Herd-,  KatnUiensteuern  (auch 
wohl  reine  Personalsteuern  genannt,  wenn  auf  Vermögenslage,  Art,  Grösse  dos  Ein- 
kommens dabei  gar  keine  Rücksicht  genommen  wird).  Personalsteuern  in  diesem 
Sinne  sind  aber  auch  die  allgemeinen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern,  welche 
nach  einer  auf  genereller  Abschätzung  oder  Sclbstangabe  beruhenden  Bemessung 
des  gosammteu  Einkommens  oder  Vermögens  einer  Person  aufgelegt  werden.  Real- 
steuern dagegen  sind  Steuern,  welche,  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstigen  persönlichen 
Verhältnisse  des  Eigenthnmers,  auf  Yermögcusobjccte  als  solche  gelegt,  z.  B.  auf  den 
Grund  und  Boden,  die  einzelnen  Grundstücke,  die  Gebäude,  auf  gewerbliche  Realitäten, 
auf  Theile  der  beweglichen  Productiousmittel  (des  Kapitals),  des  Nutzvermögeus  und 
nach  Anzahl,  Umfang,  Werth  u.  s.  w.  dieser  Objecte  bemessen  werden. 

ß)  In  verwandtem,  aber  etwas  speciellerem  und  noch  mehr 
äusserlichem  Sinne  nennt  man  auch  einige  besondere  Steuern 
nemlich  die  Grund-  und  Haussteuer,  mituuter  auch  die  Gewerbe- 
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Steuer  — oder  diese,  soweit  sie  das  gewerbliche  Kapital,  nament- 
lich das  in  Realitäten  angelegte,  betrifft  — Realsteuern,  zum 
Unterschied  von  Lohn-,  Besoldungsstenern  und  den  verschie- 
denen Formen  der  Einkommensteuern,  als  den  Pers onalsteuern 
in  diesem  Sinne. 

Diese,  Übrigens  nicht  feststehende  und  für  die  Gewerbesteuer  als  ein  Ganzes 
auch  nicht  ganz  zutreffende  Terminologie  wird  u.  A.  bei  den  einzelnen  Stenern  des  her- 
nach zu  erwähnenden  (modernen)  Ertragssteuersystems  gebraucht. 

§.  95.  — d)  Schatzungen  und  Verbrauchssteuern 
(8.  schon  §.  93). 

a)  Unter  dem  etwas  altertbümlichen , im  heutigen  Sprach- 
gebrauch selten  gewordenen,  aber  ganz  guten  und  durch  keinen 
anderen  Sammelnamen  genügend  zu  ersetzenden  Namen  „Schatz- 
ungen“ kann  man  mit  Rau  (I,  §.  292)  diejenigen  Steuern  zu- 
sammenfassen, welche  bestimmten  einzelnen  Personen  auf- 
gelegt werden  auf  Grund  bestimmter  feststehender  oder 
doch  binnen  Kurzem  wenig  wechselnder  Thatsachen 
ihrer  individuellen  Lebens-,  Besitz-  und  Erwerbsver- 
hältnisse und  der  in  diesen  Thatsachen  sich  änssernden  Steuer- 
fähigkeit. 

Nach  Thatsachen  der  I.ebensvcrbältnisse  ergeben  sich  allgemeine  oder  partielle 
Kopfsteuern  (z.  B.  bloss  fflr  die  männliche  oder  für  die  Bevölkerung  Uber  einem  ge- 
wissen Alter),  Familien-,  Herdstcuern.  reine  Pereoualsteuern.  Nach  Thatsachen  des 
Besitzes  oder  Erwerbs,  Einkommens  u.  s.  w.  werden  Schatzungen  unter  dem  besonderen 
Namen  von  allgemeinen  und  partiellen  Vermögens-,  Kapital-,  Grund-,  Hans-,  Gewerbe-, 
Leihzins-,  Ertrags-,  Einkommensteuern  aufgelegt.  In  vielen  der  letzteren  Fälle  knllpft 
die  Besteuerung  an  den  Process  des  Erwerbs  oder  der  Gewinnung  des  Ein- 
kommens, der  P rod  uction  des  einzelwirthschaftlichen  Reinertrags  an.  Mit  Rücksicht 
darauf  lassen  sich  Schatzungen  dieser  Art  auch  wohl  wie  in  §.  Ö3  Erwerbs-  (allen- 
falls auch  Productions-)  Steuern  nennen,  im  Gegensatz  zu  der  folgenden  Kategorie. 

ß)  Verbrauchssteuern  (auch  Verzehrungs-,  Consum- 
tions-,  Aufwands-,  Verwendungssteuern  genannt),  richtiger 
indessen  zunächst  noch  allgemeiner  als  Gebrauchssteuern  zu  be- 
zeichnen, sind  umgekehrt  Steuern,  welche  sich  an  den  Process  der 
Verwendung  oder  Benutzung  des  Einkommens  (mitunter  auch 
des  Vermögens)  für  Zwecke  der  Bedürfnissbefriedigung,  im  arbeits- 
theiligen  Tausch-  und  Geld  verkehr  namentlich  an  die  Veraus- 
gabung des  Einkommens  knüpfen.  Sie  treffen  daher  nicht  im 
Voraus  bestimmte  einzelne  Personen,  sondern  jeden  Beliebigen 
dann,  aber  auch  nur  dann,  wenn  er  eine  bestimmte  Verwendung 
oder  Benutzung  des  Einkommens  (Vermögens)  oder  eine  bestimmte 
Ausgabe  macht,  an  welche  das  Gesetz  eine  Steuer  anschliesst. 

Wichtigere  Beispiele  sind:  die  Wohnungs-(Mieth-) steiler  des  Hausbewohners, 
die  sogenannten  Luxussteuern  für  einen  Besitz  oder  fttr  eine  Einkommenverwendung, 
welche  einen  gewissen  grösseren  oder  aparten  Aufwand  darstellen  (Wagen-,  Schmuck-, 
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Hunde-,  Bedientensteuero  u.  dgl.  ui.);  besondere  aber  die  im  engeren  Sinne  passend 
allein  sogenaunten  Verbrauchssteuern  auf  Nahrungs-  und  Genussmittel  aller  Art, 
auch  auf  Productionsmittel,  wie  Roh-  und  Hilfsstofle  zur  Verarbeituug,  auf  Artikel 
für  höhere,  selbst  für  geistige  Bedürfnisse.  Zu  diesen  Verbrauchssteuern  geboren  so- 
wohl „innere“,  auf  im  Inland  erzeugte  Artikel,  als  solche  in  Form  von  Einfuhr- 
zöllen, auf  eingeführte  Waaren  ausländischer  Production. 

In  einem  theils  gleichen,  theils  sehr  ähnlichen  gegensätzlichen 
Sinne  werden  öfters  in  der  Praxis,  im  populären  Sprachgebrauch 
und  auch  von  manchen  Theoretikern  statt  der  Ausdrücke  ^Schatz- 
ungen“ und  „Verbrauchssteuern“  die  Ausdrücke  „directe“  und 
„indi  recte“  Steuern  gebraucht  (s.  §.  97,  98). 

§.  96.  — e)  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Einkommen- 
steuern. S.  schon  §.  93. 

Diese  Einteilung  beruht  auf  der  Verschiedenheit  des  Ver- 
fahrens, welches  man  einschlägt,  um  die  Steuerschnldigkeiten 
richtig  zu  ermitteln,  d.  b.  verhältnissmässig  oder  den  Erwerbsver- 
hältnisseu  entsprechend. 

a)  Bei  den  (allgemeinen)  Ertragssteuern  geht  man  auf 
die  Hauptquellen  der  einzelwirthschaftlichen  Reinerträge  zurück 
und  sucht  im  Anschluss  an  diese  Quellen,  als  die  Objecte,  ganz 
ohne  oder  doch  ohne  nähere  Rücksicht  auf  das  wirtschaftende 
Subject  und  dessen  specielle  Thätigkeit,  jedesmal  den  Total- 
betrag des  Reinertrags  einer  solchen  Quelle  in  einer  einzelnen 
Wirtschaft  zu  ermitteln,  auf  mancherlei  verschiedene,  in  der 
modernen  Besteuerung  oft  auf  ausserordentlich  complicirte  Weise. 
Wegen  dieses  Anschlusses  an  die  Objecte,  welche  den  Ertrag 
geben,  kann  man  diese  Steuern  auch  0 bj  e c t steuern  nennen. 

In  der  älteren  wie  in  der  modernen  Besteuerung  geboren  namentlich  drei  solche 
Steuern  hierher:  die  Grundsteuer  (besonders,  aber  nicht  ausschliesslich,  von  landwirt- 
schaftlich benutztem  Boden,  als  Thcil  von  ihr  oder  auch  als  besondere  Steuer  eine 
Wald-,  eine  Hausflächen-,  auch  eine  Gefällsteucr  von  den  Zehent-  und  ähnlichen  Ge- 
fällen des  Grundherrn),  die  Gebäude-  oder  llaussteuer  dos  Eigentümers  (im 
Unterschied  von  der  Haus-  oder  Wohnungssteuer  des  Bewohners),  die  Gewerbe- 
steuer, (woneben  auch  eine  besondere  Borgwork-,  Actiengesellschafts-,  Eisen- 
bahn Steuer  vorkommt).  Ihnen  reiht  sich  als  eine  vierte  allgemeine  Ertragssteoer  die 
I.eihzinsstcuer  (von  der  Rente  verliehener  Kapitalien,  auch  im  engsten  Sinn 
„Kapitalsteuer“,  Kapitalrentensteuer  genannt),  ferner  mitunter  auch  oine  specielle 
Arbeitssteuer  auf  den  Reinertrag  der  Arbeit  schlochtweg  (directe  Lohn-, 
auch  Busoldu ngssteuer.  mitunter  „specielle  Einkommensteuer",  vom  rein  persönlichen 
Erwerb,  genannt)  an.  Doch  liegt  bei  letzterer  der  Ucbergang  zur  Einkommensteuer 
nahe  und  ist  die  Lohn-  und  Bosoldungsstcuer , wie  auch  die  etwa  mit  ihr  zu  Einer 
Kategorie  (eben  der  genannten  „specielTen  Einkommensteuer“)  verbundene  Steuer  vom 
Ertrage  der  Arbeit  in  selbständigen  liberalen  Berufen  und  wie  dio  Leihzinssteuer 
Öfters  nur  als  ein  Glied  der  Einkommensteuer  vorhanden.  Näheres  in  meiner  Ab- 
handlung „directe  Steuern“  im  Schönberg’schen  Handbuch,  wo  sich  oine  genauere 
Darstellung  und  Kritik  dieser  verschiedenen  Ertragssteuern  findet. 

ß)  Die  Verkehrssteuern  (L.  Stein)  sind  den  eben  be- 
sprochenen Ertragssteuern  verwandt  und  könnten  neben  ihnen 
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wohl  auch  „specielle“  Ertragssteuern  genannt  werden.  Sie  suchen 
nemlich  ebenfalls  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstige  Lage  des  wirt- 
schaftenden Subjects  nach  dem  Ertrag  („Reinertrag“)  aus  wirtschaft- 
licher oder  Erwerbsthätigkeit  einer  Person  und  fuhren  ihn  auf  die  ein- 
zelnen Acte  des  Verkehrs  oder  Erwerbs  zurück,  in  welche  diese 
Person  zu  diesem  Behuf  eintritt.  Sie  treffen  daher,  in  dieser  Hin- 
sicht ähnlich  wie  die  Verbrauchssteuern,  jeden  Beliebigen 
alsdann,  aber  auch  nur  dann,  wenn  er  einen  bestimmten  solchen 
einzelnen  Act  zu  Erwerbszwecken  und  dabei  dann  muthmaasslieh 
entweder  unmittelbar,  oder  mittelbar  einen  Gewinn  macht,  der  einen 
Ertrag  darstellt. 

Die  Vcrkchrssteucru  knüpfen  »ich  deshalb  namentlich  an  diu  einzelnen  Ge- 
schäfte des  Verkehrs,  besonders  an  die  Verträge  und  die  damit  in  Verbindung 
stehenden  Urkunden,  an  Kauf  und  Verkauf,  Creditgcschäfto  u.  s.  w.  an.  Mau  hat 
sie  auch  als  „Steuern  für  den  Erwerb  von  Hechten“  (v.  Hock)  bezeichnet, 
ein  in  der  Kegel  zutreffender  Name.  Bei  den  Gebühren  waren  sie  mehrfach  schon 
zu  berühren  (§.  2S  !f.,  40,  42). 

y)  Die  Einkommensteuern  endlich  suchcu,  dem  ökonomischen 
Begriff1  und  Wesen  des  Einkommens  gemäss,  die  Besteuerung  un- 
mittelbar an  das  (gesammte)  „Einkommen“  eines  Subj ects  anzn- 
knttpfen,  das  Reinerträge  u.  s.  w.  als  sein  Einkommen  zusammen- 
fasst. Sie  sind  insofern  recht  eigentlich  Personal-  undSubject- 
steuern. 

Die  allgemeinen  Einkommensteuern  treffen  gewöhnlich  jede  Art  Einkommen, 
einerlei  welcher  dessen  Ursprung  ist.  Sie  sind  Einkommensteuern  im  strengeren 
Sinne , wenn  das  Einkommen  in  seinem  Betrage  wenigstens  ungefähr  beziffert  wird 
I in  Geld  u.  s.  w.),  um  die  Steuer  nach  der  Höhe  des  Einkommens  umzulegen;  im 
weiteren  Sinne,  wenn  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  Personen  nach  guwissen 
allgemeinen  Merkmalen,  der  gestammten  Lebenslage,  der  socialen  Stellung,  des  Berufs, 
Stands  u.  s.  w.  festgestellt  und  danach  abgestufte  Steuerbeträge  aufgelegt  werden 
(sogenannte  Klassensteuern). 

§.  97.  — 3.  Nach  der  beabsichtigten  oder  gemuthmaassten 
Einwirkung  der  Steuer  auf  die  Steuerzahler  unter- 
scheidet man  in  einem  ersten  Sinne  „directe“  und  „indirectc“ 
Steuern  als  „direct“  und  „indirect“  gezahlte  oder  erhobene  in 
folgender,  von  Ran  (Fin.  I,  §.  293)  gut  dargelegter  Weise: 

a)  „Richtet  sich  die  Forderung  (der  Steuerzahlung)  geradezu 
an  die  Personen,  welche  man  belasten  will,  so  sind  solche  Steuern 
unmittelbar  erhobene,  directe.  Hier  ist  der  Steuerzahlende 
zugleich  der  Belastete  oder  der  Steuerträger.“ 

Es  wird  hier  also  angenommen,  dass  der  Steuerzahlende  die  Steuer  nicht  auf 
Andere  uberwälzen  könne  oder  werde,  vielleicht  dies  sogar  verboten  und  za  bindern 
gesucht;  wenn  und  soweit  es  aber  dennoch  vorkommt,  wird  es  im  Allgemeinen  vom 
Gesetzgeber  ignorirt,  dem  der  Steuerzahlende  vielmehr  regelmässig  als  der  Be- 
lastete gilt. 
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b)  „Werden  Stenern  von  Personen  gefordert,  die  sie  nach  der 
Absicht  (oder  der  Voraussicht)  der  Staatsgewalt  nicht  selbst  tragen, 
sondern  von  den  zu  Besteuernden  sich  ersetzen  lassen  sollen,  so 
sind  es  mittelbar  erhobene,  vorgeschossene  oder  in- 
di recte  Steuern.“ 

„Man  setzt  hierbei  voraus , dass  derjenige,  welcher  die  Zahlung  an  die  Staats- 
cassc  leisten  muss,  im  Stando  sein  werde,  die  wie  einen  Vorschuss  entrichtete  Summe 
auf  diejenigen  Uberzowälzen , welche  man  zu  besteuern  beabsichtigt.  Wenn  der  Ver- 
käufer einer  Waare  eine  Steuer  vorschiesst  und  den  Vorschuss  in  dem  um  die  Steuer 
erhöhten  Preis  wieder  einzicht,  so  tritt  er  zwischen  die  zu  besteuernden  Einzelnen 
und  die  Staatscasse  in  die  Mitte  und  erscheint  als  Worltzeug  der  Steuererhebung.“ 

Hier  gilt  also  der  Zahlende  nicht  als  der  Belastete  oder  Steuerträger:  man  setzt 
erfolgende  Ueberwälzung  voraus,  trifft  vielleicht  Einrichtungen,  um  dem  Stcuer- 
zahleaden  die  Entrichtung  der  Steuer,  die  nur  als  ein  Vorschuss  von  ihm  angesehen 
wird,  zu  erleichtern,  so  mittelst  Gewährung  von  Steuercrediten.  Wenn  und  soweit 
Ueberwälzung  aber  dennoch  nicht  odor  nicht  vollständig  erfolgt,  wird  das  vom  Gesetz- 
geber im  Allgemeinen  wieder  ignorirt 

Die  Schatzungen  sind  meistens  directe  Steuern,  die  Verbrauchssteuern 
dagegen  grOsstentheils  indirecte,  in  diesem  Sinne.  Bei  ihnen  handelt  es  sich  um  eine 
Besteuerung  vou  Waaren,  wobei  es  „gewöhnlich  leichter  ist,  die  Steuer  von  den  Ver- 
käufern (bez.  Producenten)  als  von  den  viel  zahlreicheren  Käufern  entrichten  zu  lassen. 
Es  ist  daher  üblich  geworden,  die  Verbrauchssteuern  indirecte,  die  Schatzungen 
directe  zu  nennen.  Dies  ist  jedoch  (wenn  die  Ausdrücke  in  dem  hier  gemeinten 
Sinne  genommen  werden)  nicht  richtig,  denn  es  giebt  Fälle,  in  denen  diese  Namen 
dann  nicht  zutreffend  sind.  Man  kann  Schatzungen  nachweisen,  «'eiche  (iu  diesem 
Sinne)  indirect  erhoben  werden,  z.  B.  wenn  der  Pachter  oder  Miether  die  Grund-  und 
Haussteucr  für  den  Eigcnthumer  auslegt  und  sie  bei  der  Zinszahlung  abrechnet,  und 
es  können  bei  einer  und  derselben  Schatzung  beide  Erhebungsarten  Vorkommen,  z.  B. 
hei  den  Gefall-  und  Zinsrenten  oder  Leihzinssteuern,  die  bald  beim  Grundherrn,  bald 
beim  Bauern,  bez.  bald  beim  Gläubiger,  bald  beim  Schuldner  erhoben  werden  können. 
Noch  häufiger  sind  Beispiele  „direct“  erhobener  Verbrauchssteuern,  z.  B.  die  Wohn- 
uud  Miethsteucr  des  Hausbewohners  (die  man  umgekehrt  auch  „indirect“,  nemlich 
durch  Vermittlung  des  Hauseigenthümers  erheben  kann),  gewisse  Luxussteuern,  Steuorn 
auf  Hunde,  Pferde,  Wagen,  Abgaben  vom  Weinkauf,  boim  Schlachten,  beim  Einbringen 
zoll-  oder  accisepfiichtiger  Waaren  für  den  eigenen  Hausgebrauch  u.  s.  w.",  die  in 
Form  von  Monopolien  erhobenen  Stenern  (Salz,  Tabak,  Pulver)  bei  dem  gewöhnlich 
vorliegenden  unmittelbaren  Absatz  der  Monopolvcrwaltnng  an  den  Verbraucher  selbst 
(zum  Theil  wörtlich  nach  Kau  §.  294). 

Die  wichtigsten  Arten  „indirecter“  Verbrauchssteuern,  im  hier  gemeinten  Sinne, 
sind  die  Haupt-Grenzzölle,  nemlich  die  Einfuhrzölle;  die  in  Form  von  Thor- 
abgaben u.  dgl.  beim  Eingang  in  die  Gemeinden  (Städte)  auf  Staats-  wie  auf  Com- 
munalrochnung  erhobenen  Steuern  von  mancherlei  Artikeln  (Octrois,  Aufschläge, 
Acciscn,  „Mauthcn“);  die  meistens  beim  inländischen  Producenten  er- 
hobenen Steuern  („inländische“  oder  „innere“  Verbrauchssteuern,  im  Unterschied 
von  den  Einfuhrzöllen,  ebenfalls  Acciscn,  Aufschläge  genannt),  namentlich  von 
Getränken  (Wein,  Bier,  Branntwein,  Meth.  auch  wohl  beim  Schankwirth  er- 
hoben). von  Mehl,  Fleisch,  Salz,  von  Zucker,  Tabak,  Tabakfabrikaten  und, 
besonders  früher,  von  manchen  anderen  Artikeln  mehr;  endlich  auch  die  in  Form  von 
Monopolien  erhobenen  Steuern,  wenn  sie  etwa  von  einer  Zwischen person  („Debit  ant“, 
der  freilich  gewöhnlich  als  eigentliches  Erhebungsorgan  erscheint)  vorgeschossen  werden, 
welche  den  Absatz  vermittelt.  — In  allen  diesen  Fällen  trifft  der  Character  von  „in- 
directen“  Stenern,  in  diesem  Sinne,  nur  zu,  wenn  der  Steuerzahler  nicht  der 
eigene  Verbraucher,  sondern  der  Vermittler  des  Absatzes  an  Dritte  ist,  denen  er 
die  Steuer  im  Preisaufschlag  Uberwälzt.  Andernfalls  sind  diese  Steuern,  wie  bemerkt, 
directe  in  dem  hier  besprochenen  Sinne. 

Bei  den  in  Stempelform  und  als  Kegisterabgabcn  erhobenen  „Verkehrssteuern“ 
innd  verkehrssteuerartigen  Gebühren')  liegt  wohl  überwiegend  der  Oharscter  einer  — 
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in  diesem  Sinne  — „directen“  Steuer  vor:  der  Steuerzahler  soll  Steuerträger  sein 
und  ist  cs  häufig,  vielleicht  gewöhnlich,  auch.  Doch  kommen  Ausnahmen  mehrfach 
vor,  z.  B.  bei  Stempeln,  „Börsensteuern“,  wo  eine  Ueberwälzung  stattfindet  und  voraus- 
gesetzt wird.  In  anderen  Fällen,  z.  B.  bei  Abgaben  für  Verträge  und  Vertrags- 
urkunden, hat  die  Steuer  den  Character  der  directcn  Steuer  für  beide  Contrahenten. 
nur  dass  einer  vertragsweison  oder  in  der  Regelung  des  Yerkohrspreiscs  sich  voll- 
ziehenden Ueberwälzung  vom  Steuerzahler  auf  den  anderen  Contrahenten  nichts  im 
Wege  steht.  Die  Erbschaftssteuer  ist  eine  dirccte  in  dem  hier  gemeinten  Sinne. 

Ich  halte,  wie  schon  gesagt,  Noumann  und  Anderen  gegenüber  doch  an  dieser 
„alten“,  öfters,  aber  mit  Unrecht,  als  „veraltet“  geltenden  Auffassung  der  dirccten  und 
indirecten  Steuern  fest.  Sie  ist  nicht  falsch,  nicht  unbrauchbar,  wie  behauptet  wird, 
sie  deckt  sich  nur  mit  der  folgenden  zweiten  Unterscheidung  nicht.  Aber  letztere 
reicht  für  das  Verstiindniss  höchst  bemerkenswerther  Verschiedenheiten  beider  Arten 
auch  nicht  ans,  nemlich  nicht  für  das,  was  die  Verhältnisse,  Tendenzen,  Voraus- 
setzungen und  Hauptvorgänge  der  Ueberwälzung  anlangt.  Weiteres  zur  Begründung 
der  Fcsthaltung  der  besprochenen  Unterscheidung  nnd  zur  Auseinandersetzung  mit 
den  abweichenden  Ansichten  wird  besser  erat  nach  der  Darlegung  der  zweiten  Unter- 
scheidung beigefügt  werden  (§.  100). 

§.  98.  — 4.  Nach  dem  administrativ-technischen 
Verfahren  der  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuern  ist 
in  einem  anderen,  zweiten  Sinne  zwischen  „directen“  und 
„indirecten“  Steuern  zu  unterscheiden,  unter  Berücksichtigung 
namentlich  des  Sprachgebrauchs  der  Praxis,  welchem  aber  ein  in 
der  Tbat  wichtiges  Unterscheidungsmerkmal  zu  Grunde  liegt.  Letz- 
teres betrifft  das  Vorgehen  bei  der  Veranlagung  und  folgeweise 
bei  der  Erhebung  der  Steuern  oder  die  Methode  zur  Ermittlung 
der  Thatsachen  behufs  Feststellung  und  Bemessung  der  individuellen 
Steuerschuldigkeiten.  „Directe“  Steuern  in  diesem,  zweiten  Sinne 
sind  dann  solche  Steuern,  welche  nach  feststehenden  oder  als 
feststehend  geltenden  und  regelmässig  auch  wirklich 
cinigermaassen  feststehenden  nnd  deshalb  im  Voraus 
ermittelbaren  Thatsachen  — der  Persönlichkeit,  des  Standes, 
des  Erwerbs,  des  Vermögens,  Besitzes,  Einkommens  u.  s.  w.  — , 
daher  vornemlich  nach  Katastern,  wenn  auch  nicht  immer 
ausschliesslich  danach  — , ,,indirecte“  Steuern  in  diesem  Sinne 
sind  dagegen  solche,  welche  nach  einzelnen  wechselnden, 
vorübergehenden,  mehr  oder  weniger  zufäll igen,  deshalb 
nicht  im  Voraus  zu  ermittelnden  Thatsachen  — der  Folge 
von  Vorgängen,  Ereignissen,  Handlungen  — , und  hier 
alsdann  im  Falle  ihres  Eintritts  nach  Tarifen  veranlagt  nnd  er- 
hoben werden. 

Nach  dieser  in  der  Tliat  practiscb,  administrativ-  technisch  durchgreifenden 
Verschiedenheit  gestaltet  sich  das  gesammtc  Veranlagung^-  nnd  Erhcbungsverfahren 
nnd  die  Aufgabe  der  Stcuerverwaltung  verschieden,  wie  sich  im  5.  Kapitel  zeigen 
wird.  Die  Praxis  schwankt  zwar  auch  in  der  Auffassung  und  scheidet  nicht  ganz 
gleichmäßig,  hat  aber,  insbesondere  nach  dem  Vorgang  der  französischen  V erwaltung, 
im  Ganzen  diese  Unterscheidung  im  Sinne,  wenn  sie  von  „directen"  nnd  „indirecten" 
Steuern  spricht.  Terminologisch  — nnd  etymologisch  — passen  diese  Namen  aller- 
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dings  für  die  im  »origen  Paragraphen  erörterte  erste  Bedeutung  besser,  aber  es  liegt 
kein  (irund  »or,  die  einmal  im  Sprachgebrauch  allgemein  angenommene  Benutzung 
der  Ausdrucke  in  diesem  zweiten  Sinne  abzulehnen , zumal  eine  ähnlich  kurze  Be- 
zeichnung kaum  zu  finden  sein  möchte.  (,, Katastersteuern“  und  „Tarifsteuern"  hätte 
seine  Bedenken  s.  unten).  Sur  muss  man  eben  beide  Bedeutungen  unterscheiden, 
was  selten  geschehen  ist;  eine  Anwendung  derselben  Worte  in  zweierlei  Sinn  fuhrt  ja 
auch  leicht  zu  Confusiouen.  Nur  die  zweite  Bedeutung  der  Ausdrucke  festzuhalten, 
ist  auch  deswegen  unzweckmässig,  weil  dabei  das  wichtige,  im  vorigen  Paragraphen 
erläuterte  Unterscheidungsmerkmal  nicht  berücksichtigt  wird  und  doch  der  Name  für 
die  erste  Bedeutung  besser  passt. 

Ks  gilt  dann  festzustellen,  welche  Steuern  oder  Steuergattungen 
unter  die  beiden  Kategorieen  in  der  hier  besprochenen  zweiten  Be- 
deutung des  Worts  fallen,  in  welchen  Fällen  sich  demnach  die  Be- 
zeichnungen int  ersten  und  zweiten  Sinne  decken  oder  auseinander- 
gehen; ferner  zu  untersuchen,  ob  und  wie  weit  die  einzelnen  in 
der  Begriffsbestimmung  enthaltenen  Merkmale  bei  den  einzelnen 
Steuern  zutreffen.  Hierbei  wird  sich  zeigen,  dass  man  doch  nicht 
wohl,  mit  Neumann,  die  directen  und  indirecten  Steuern,  auch 
in  diesem  zweiten  Wortsinne,  bloss  kurzweg  als  Kataster-  und 
Tarifsteuern  bezeichnen  kann. 

Vgl.  schon  die  §§.  02  fl'.  Hier  erfolgt  noch  eiuc  Zusammenfassung  dieser 
wichtigen  Puncte.  Directe  Steuern  in  diesem  zweiten  Sinne  sind  »or  Allem  diu 
..Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb“,  wie  sie  schon  in  §.  93  erwähnt  wurden, 
im  1.  Kapitel,  »om  Steuersystem,  genauer  behandelt  werden,  und  ,,»om  Besitz",  oder 
im  Einzelnen:  die  Kopf-,  Familien-,  Herd-,  Hufen-,  Standes-,  Vermögens-,  Personal-, 
Classen-,  Einkommensteuern  und  die  ganze  Gattung  der  eigentlichen  (allgemeinen)  Er- 
tragssteueru  mit  allen  ihren  älteren  und  neueren  Gliedern:  d.  h.  allen  Arten  von 
Schatzungen  (§.  95);  ferner  die  sogenannten  „directen  Aufwands“-,  „Luxus“-  und 
derartige  Steuern  (Wohnsteucr)  Alle  dieso  Steuern  sind  aber  auch  „directe“  in 
der  ersten  Bedeutung  des  Worts,  so  dass  sich  in  dieser  Hinsicht  beide  Bedeut- 
ungen decken. 

Indirccte  Steuern  im  zweiten  Sinne  sind  dagegen  unbedingt  die  in  Form 
des  Zolls,  der  Thorsteuer,  der  Vcrscndungs-(Circulations-)abgabc  (z.  B.  bei  Wein, 
Frankreich,  Fin.  III,  §.  259),  des  Monopols  — bei  Verkauf  monopolisirter  Waaren  — , 
der  Verkaufsabgabc , z.  B.  der  Zapfgebuhr . erhobenen  Steuern;  also  namentlich  die 
hierhergehörigen  Verbrauchssteuern,  ludirocto  Steuern  im  ersten  Sinne  sind 
diese  Steuern  practiscli  meistenthoils,  ncmlich  immer,  wenn  sie  vom  Producenten  oder 
von  einer  Mittelsperson  zwischen  diesem  und  den  Consumenten,  also  namentlich  wenn 
«ic  »om  Kaufmann  zunächst  gezahlt  werden;  dagegen  nicht,  wenn  der  unmittelbare 
Verbraucher  der  besteuerten  Artikel  die  Steuer  selbst  erlegt  (§.  97).  Indirccte  Steuern 
im  zweiten,  dem  hier  besprochenen  Siuuo,  sind  ferner  alle  oder  fast  alle  Verkehrs- 
Steuern.  welche  in  Stempclform . als  liegisterabgabe , mit  in  Form  von  „Gebühren“ 
bei  freiwilliger  Gerichtsbarkeit,  auch  als  eigentliche  Transportslencr  (z.  B.  in  Form 
eines  Zuschlags  zu  den  Eisenbahntarifen.  — „Eiscnbalinstcuer“,  wie  dio  französische, 
Fin.  III,  §.  238)  erhoben  werden.  Diese  Steuern  sind  dagegen  grossentheils  directe 
Steuern  im  ersten  Sinne:  der  Steuerzahler  soll  sein  und  ist  gewöhnlich  der  Steuer- 
träger. ludirocto  Steuern  im  zw  eiten  Siune  sind  endlich  die  Erbscliafis-,  Schenkungs-, 
Spiclgewinn-,  Loos-  und  Lottcriesieueru,  vielfach  wären  es  auch  etwaige  Steuern  auf 
Conjuncturengcwinnc,  (sc  wenn  dieselben  sich  an  Verkehrssteuern.  Erbschaftssteuern 
anscldösson,  was  oft  der  Fall  sein  könnte,  doch  nicht  allgemein,  z.  B.  nicht,  wenn  die 
Wcrtlistoigcrung  der  Conjunctur  bei  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  berücksichtigt 
wurde).  Auch  diese  oben  aufgezählten  Steuern  sind  dagegen  regelmässig  directe 
Steuern  in  unserem  ersten  Sinne,  nach  Tendenz  und  gewöhnlicher  Wirkung,  mit  etwaigen 
Ausnahmen  bei  Conjuucturongewiuuatcuern,  weil  diese  vielleicht  hie  und  da,  wenigstens 
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theilweise , auf  den  Werth  (Preis)  erhöhend  untl  so  den  Käufer  mit  belastend  ein- 
wirken konnten. 

Die  Praxis  — und  die  ihr  folgenden  Theoretiker  — rubricirt 
nach  der  hier  erörterten  zweiten  Unterscheidung,  weshalb  sie  dann 
auch  regelmässig  nicht  nur  die  Zölle  und  Verbrauchssteuern,  son- 
dern auch  die  Verkehrs-,  Erbschafts-,  Schenkungs-,  Spielsteuern 
in  di  recte  nennt:  ganz  folgerichtig,  während  doch  ebenso  folge- 
richtig diejenigen  Theoretiker  verfahren,  welche  nach  dem  im 
vorigen  Paragraphen  besprochenen  Merkmal  manche  der  eben  genann- 
ten Steuern  als  directe  auffassen  und  sich  namentlich  gegen  die 
völlige  Identificirung  von  indirecten  und  Verbrauchssteuern,  wie  es 
oben  geschehen  ist  (§.  97),  verwahren. 

Völlig  gleichmässiges  Verfahren  in  der  Kubricirung , in  den  Etats  wie  in  der 
(ieaetzgebung  und  Verwaltung  bestand  und  besteht  aber  auch  in  der  Praxis  nicht. 
Die  dirccten  Aufwandsteuern  werden  nicht  überall  oder  nicht  alle  zu  den  directen, 
die  Erbschaftssteuer  meistens,  aber  nicht  ausnahmelos  zu  den  indirecten  gerechnet, 
(Beispiele  bei  Neumann  a.  a.  0.\  auch  wohl  die  Verkehrs-,  Erbschafts-  u.  dgl.  Steuern 
unter  keine  der  beiden  Kategorieen  gestellt,  sondern  als  eiuo  dritte  Hauptgattung  auf- 
gefasst, so  dass  die  „indirecten“  Steuern  sich  im  Wesentlichen  auf  Zolle  und  Verbrauchs- 
steuern beschränken:  eine  Behandlung,  welche  sich  auch  wohl  begründen  lässt,  weil 
auch  administrativ -technisch  die  Zolle  und  Verbrauchssteuern  doch  vielfache  Ver- 
schiedenheit von  Verkehrs-  (Stempel-  u.  s.  w.-)  und  Erbschaftssteuern  aufweiseu. 

§.  99.  Bei  der  Anwendung  des  Ausdrucks  „indirecte“  Steuer 
in  dem  hier  gemeinten  (zweiten)  Sinne  stösst  man  indessen  einer 
wichtigen  Steuergruppe  gegenüber,  auf  welche  ihn  die  Praxis  auch 
anwendet,  auf  Schwierigkeiten.  Die  oben  angegebenen  practiscben 
Unterscheidungsmerkmale  zwischen  directen  und  indirecten  Steuern 
treffen  nemlich  nur  theilweise  auf  die  Gruppe  von  Steuern  zu, 
welche  sich  unmittelbar  an  den  Productionsbetrieb  ein- 
zelner inländischer  Unternehmungen  anknlipfen,  deren 
Producte  (Fabrikate)  einer  Verbrauchssteuer  unterliegen.  Diese 
Steuern  näheren  sich  in  Flauptpuncten  den  „directen“  Steuern  nach 
ihrer  Veranlagung,  sie  setzen  ebenfalls  Katastereinrichtungen 
voraus  oder  werden  mit  Hilfe  solcher  wenigstens  passend  mit  ver- 
anlagt. Sie  könnten  daher  gerade  vom  Standpuncte  der  Termino- 
logie der  Praxis  eigentlich  ebenso  gut,  öfters  richtiger  „directe“ 
Steuern,  als  indirecte  heissen,  — in  verschiedenem  Maasse  aller- 
dings je  nach  ihrer  speeiellen  Einrichtung  — , während  sie  ohne 
Zweifel  „indirecte“  in  unserer  ersten  Wortbedeutung  sein  sollen 
nnd  meistens  sind. 

Ein  PüDct,  den  Neuinann  in  seinen  doch  sonst  so  büchst  eingehenden  Er- 
örtcrongen  übersieht  oder  nicht  genügend  beachtet,  zugleich  ein  Pnnct,  welcher  vor- 
uemlich  gegen  die  Bezeichnung  der  „directen“  und  „indirecten"  Steuern  der  Praxis 
schlechtweg  mit  den  Namen  „Kataster“-  und  ,,Tarif"steuern  spricht  Die  wichtigsten 
Beispiele  sind:  die  Bier-,  Branntwein-,  Rübenzucker-,  Salzsteuern  in  der 
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Üblichen  Einrichtung,  die  Tabaksteuer  als  Steuer  auf  den  Tabaitboden,  den  gewonnenen 
Holitabak  („Gewichtssteuer“),  auf  die  Tabalfabrikate  (,.  l'abrikatsteuer  ‘ ) , die  Wein- 
stener  als  Wein-Bodensteuer  und  Wein -Erntesteuer  („Productionssteuer“),  mitunter 
auch  noch  andere,  z.  B.  die  Mahl  Steuer.  Bei  diesen  Steuern  erfolgen  Aufnahmen 
(und  Controlen)  Uber  Zahl,  Ort.  Beschaffenheit,  technische  Einrichtung  der  Productions- 
betricbe,  Ertragfähigkeit  und  erentuell  wirklichen  Ertrag  des  Bodens  (Tabak-,  Wein- 
steuer),  Leistungsfähigkeit  nnd  eventuell  wirkliche  Leistung  der  Apparate  (Bier-, 
Branntwein-,  Zucker-.  Salz-,  Mahlsteuer):  daher  wie  theils  bei  der  directcn  allge- 
meinen agrarischen  Grundsteuer,  theils  bei  der  Gewerbesteuer.  Aufnahmen . welche 
in  Bezog  auf  die  Veränderungen  der  erwähnten  Thatsachen  anf  dem  Laufenden  ge- 
halten werden,  wie  principiell,  wenn  auch  nicht  immer  practisch  ebenso  als  bei  den 
genannten  beiden  directen  Steuern,  und  doch  wesentlich  Katastrirungcn  darstellen, 
auch  wenn  sie  nicht  so  genannt  werden,  was  aber  recht  wohl  zulässig  und  theilweisc 
Üblich  ist.  Unterschiede  dieser  „sich  an  den  Productionsbotricb  anschliessenden  Ver- 
brauchssteuern“ von  der  Grund-  und  bez.  der  Gewerbesteuer  bleiben  freilich,  am 
Meisten  dann,  wenn  sich  die  Steuer  genau  nach  der  wirklich  producirten 
Menge  und  Güte  der  Erzeugnisse  richtet,  wie  bei  der  reinen  „Fabrikatsteuer“  (Bier, 
Branntwein,  Zocker,  Mehl).  Aber  wenn  das  auch  bei  den  genannten  directen  Steuern 
geschähe,  würde  deren  Charactcr  dadurch  kein  anderer,  — im  Gegentheil,  nicht  aus 
principiellen , sondern  aus  practischen  Opportunitätsgrllndcn  begnügt  man  sich  bei 
diesen  Steuern  mit  der  Feststellung  der  mittleren  Productionsfähigkeit,  statt  der  wirk- 
lichen Production  der  Grundstücke,  Landgüter,  Gewerbebetriebe. 

In  administrativ- technischer  Beziehung  stellen  diese  hier  be- 
sprochenen Verbrauchssteuern  also  eigentlich  eine  Mischung  von 
directer  und  indirecter  Steuer  (in  der  hier  besprochenen  zweiten 
Bedeutung  des  Worts)  dar  und  die  Praxis  und  die  sich  ihr  an- 
schliessende Theorie  verfährt  nicht  ganz  correct,  wenn  sie  diese 
Steuern  gleichwohl  ohne  Weiteres  „indirecte“  in  ihrem  Sinne  nennt. 
Dass  auch  bei  dieser  Gruppe  dann  die  Anwendung  von  Steuer- 
tarifen stattfindet,  ist  kein  entscheidender  Grund,  dieselbe  mit 
den  anderen  „indirccten“  Steuern  zu  einer  Hauptgrnppe,  eben  der 
„indirecten“  Besteuerung  im  technischen  Sinne  zusammen  zu  tilgen, 
um  so  weniger,  als  solche  und  ähnliche  Tarife  auch  bei  den  „di- 
recten“ Steuern  (Gewerbesteuer!)  Vorkommen. 

Auch  das  ist  gegen  Ncumann's  Bezeichnungen  als  „Kataster“-  und  „ Tarif  “- 
steuern  einztiwendeu.  Das  Hanptbcispicl  liefert  die  neuere  ausgebildete  Gewerbe- 
steuer mit  ihrem  Classensclicmatismus  und  ihrem  „Tarif“.  Aber  auch  bei  anderen 
directen  Steuern  erfolgt  bisweilen  eine  ähnliche  Aufstellung  und  Anwendung  von 
Tarifen,  so  bei  der  Hausclassen- , der  Thür-  und  Fenstersteuer.  dann  namentlich  den 
„directen  Luxussteuern“  (Hunde,  Bedienten,  Wagen  u.  s.  w..  s.  die  betreffenden 
britischen  Steuern,  Fin.  UI.  §.  155,  156).  Selbst  in  gewissen  Arten  der  Grundsteuer 
kommt  Aelinlichcs  vor.  Die  Unterschiede  dieser  „directen“  Stcuortarife  von  „in- 
directen“ Steuertarifen  sind  ja  nicht  zu  verkennen , aber  doch  nicht  einmal  immer 
grösser,  als  bei  den  letzteren  unter  einander  selbst  (Zoll-  und  Thnrsteuertarife.  daneben 
Tarife  für  die  an  den  Productionsbctrieb  sich  anschliessenden  Steuern , dann  wieder 
Verkehrs-,  Erbschaftssteuertarife !). 

§.  100.  Die  terminologische  Controverse  Ober  directe  und  indirecte 
Steuern. 

In  der  theoretischen  und  practischen  Finauzliteratur  wird  seit  lange  Uber 
Begriff  und  Wesen  directer  und  indirecter  Stouer  gestritten  und  werden  verschiedene 
Definitionen  befürwortet  und  gern  als  „allein  richtige“,  mindestens  als  „die  zweck- 
mässigsten“  hingestellt.  Die  ganze  Oontrorerse  ist  mit  reichem  litetargeschichtlichcn 
Detail  und  mit  dein  ihm  eigenen  unverkennbaren  Scharfsinn  in  den  mehrfach  genannten 
neueren  Arbeiten  Neumann ’s  wieder  durchgesprochen  worden.  S.  dessen  Aufsatz 
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über  directe  und  indirecte  Steuern  in  Schmoller's  Jahrbuch  1SS2  und  das  ganze 
Kapitel  10  in  der  „Steuer"  (S.  411 — 498).  Es  würde  ähnlich  umfassender,  natürlich 
nur  einer  Monographie  möglichen  Erörterungen  bodürfen,  um  in  allen  Einzelheiten 
Neumann's  negative  und  positive  Ausführungen  zu  kritisiren.  In  der  Anerkennung’  der 
grossen  theoretischen  und  practischen  Bedeutung  der  Controverse,  etwa  gegenüber  der 
hochmüthigen  Abweisung  der  historisirenden  Nationalökonomie,  für  welche  Derartiges 
immer  nur  „Scholastik“  ist,  stimme  ich  Neumann  völlig  bei  und  erkenne  seine  Ver- 
dienste durchaus  an,  auch  wenn  ich  mich  ihm  nicht  überall  anzuschliessen  vermag. 
Schon  die  vcrwaltungsrechtlichc  Bedeutung  des  Unterschieds  beider  Steuerarten 
(Neumann,  Steuer,  S.  434  ff.)  sollte  vor  einer  solchen  Unterschätzung  derartiger 
Untersuchungen  schützen.  Neumann  hat  Alles  so  eingehend  erörtert,  auch  die  Auf- 
fassungen Anderer,  dass  es  im  Ganzen  jetzt  genügt,  auf  ihn  zn  verweisen. 

Meine  Uebereinstimmung  mit  ihm  und  verbleibenden  Abweichungen  von  ihm 
ergeben  sich  aus  dem  Gesagten.  Allerdings  sind  die  letzteren  doch  grösser,  als  die 
erstere.  Meine  Uebereinstimmung  besteht  darin,  dass  ich,  freilich  nur  mit  Ein- 
schränkungen und  in  anderer  Fassung,  aber  doch  im  Kern,  seine  Auffassung  der 
directen  und  indirecten  Steuern  annehme.  Ich  bin,  im  Unterschied  von  der  ersten 
Auflage,  dazu  mit  durch  Neumann's  Untersuchungen  bewogen  worden.  Indessen  hatte 
ich  damals  schon,  wenn  auch  noch  mit  Ablehnung  der  Terminologie  („directe",  „in- 
directe“ Steuern),  eine  sachlich  ähnliche  Ansicht  vertreten  (1.  A.  §.  549  ff.). 
Neumann  schlägt  verschiedene  Fassungen  vor:  Kataster-  und  Tarifstcueru,  wie  in 
der  französischen  Präzis  (Fin.  III,  S.  421),  was  nach  dem  oben  Gesagten  nicht  ausreicht 
und  zum  Theil  nicht  zu  tri  fit ; oder:  „nach  Maassgabe  zuständlicher  Verhältnisse, 
dauernder  Dinge“,  anderseits  „nach  Maassgabe  von  Vorgängen,  vorübergehenden 
Dingen  angeordneto  Steuern“  (mit  weiteren  eventuellen  Kürzungen,  s.  „die  Steuer“ 
S.  446,  426).  Ich  glaube  doch,  dass  diese  Fassungen  nicht  ganz  ausreichen  und 
meine  obige  (S.  239)  nichts  Ueberflüssiges,  sondern  nur  Nothweudiges  und  Wesent- 
liches enthält. 

Meine  Abweichungen  von  Neumaun  beziehen  sich  ausser  auf  das  eben  Gesagte 
namentlich  auf  die  Mittelstellung  zwischen  den  „reinen“  directen  und  indirecien 
Steuern  — in  diesem  zweiten,  administrativ- technischen  Sinne  — , welche  m.  E.  den 
an  den  Productionsbetrieb  sich  anschliessenden  Verbrauchssteuern  zu  geben  ist,  in 
welcher  Beziehung  es  genügen  mag,  auf  das  Gesagte  zu  verweisen,  dann  aber  nament- 
lich auf  die  Festhaltung  der  ersten  Bedeutung  der  Unterscheidung  (§.  97)  neben 
dieser  zweiten. 

Neumanu  weist  die  erste  Bedeutung  ab,  bezeichnet  sie  sogar  „als  im  Wesent- 
lichen überwunden"  (S.  425),  als  eine  blosse  Unterscheidung  „dem  Wortsinn  nach“, 
welche  den  „wissenschaftlichen“  Auffassungen  gegenüber  stehe  (sic!  S.  465,  416), 
ohne  dass  nur  einmal  Gründe  für  sic  angeführt  würden  (S.  466,  was  gegen  Helferich 
und  mich  gesagt  wird).  Er  kommt  aber  dann  doch  selbst  auf  den  Zusammenhang 
der  genannten  (ersten)  Unterscheidung  mit  den  Ueberwälzungen  zu  sprechen 
(S.  468  (1.),  ein  Zusammenhang,  in  welchem  ich  übrigens  die  Frage  gerade  schon  in 
der  ersten  Auflage  (§.  388  ff.)  eingehend  besprochen  hatte,  so  dass  der  Vorwurf,  ich 
hätte  keine  Gründe  für  meine  Ansicht  angegeben,  der  Vorwurf  des  „stat  pro 
ratiouc  voluntas"  (S.  466),  doch  nicht  ganz  gerecht  gegen  mich  ist.  Er  meint 
aber  daun,  eiue  Berücksichtigung  dieser  allerdings  wichtigen  Beziehungen  (zur  Ucber- 
wälzung)  erfolge  durch  seine  Begriffsbestimmungen  auch  und  sogar  besser,  als  durch 
die  von  ihm  abgelehnte  Auffassung  (S.  472  ff.),  was  ich  indessen  nicht  zugeben  kann, 
ohne  es  für  nöthig  zu  halten,  dies  hier  näher  zu  begründen.  Neumann  weist  dann 
weiter  auch  darauf  hin,  dass  das  Thatsächliche  der  Ueberwälzungsvorgängo  zu 
ungewiss  sei,  als  dass  sich  darüber  etwas  Allgemeines  sagen  oder  gar  die  Unter- 
scheidung zwischen  directen  und  indirecten  Steuern  darauf  begründen  lasse,  und  dass 
ebensowenig  das  Rückgreifen  auf  die  „Absicht  des  Gesetzgebers“  einen  genügenden 
Ausweg  biete,  um  danach  die  Unterscheidung  aufrecht  zu  halten  (S.  482  ff.,  485  ff). 
Gerade  diese  Ausführungen  Neumann's  haben  mich  nicht  überzeugt,  sie  lassen  auch 
sachlich  und  an  Schärfe  und  Objectivität  mehr  als  die  meisten,  in  dieser  Hinsicht 
sonst  gewöhnlich  vorzüglichen  Ausführungen  Neumann's  zu  wünschen  übrig.  Darin 
liegt  der  Grund  für  meine  Festhaltung  der  ersten  Bedeutung  der  Unterscheidung. 

Gewiss  sind  die  Thatsachen  der  Uebcrwälzung  im  concreten  Falle  oft  unsicher 
festzustellen,  mitunter  entziehen  sie  eich  einer  Feststellung  überhaupt.  Gewiss  werden 
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manche  directe  Steuern  (iin  ersten  Sinne)  überwälzt.  manche  iudirecte  nicht  oder  nicht 
völlig.  wird  dieselbe  Steuer  bald  überwälzt,  bald  nicht,  bald  mehr,  bald  weniger, 
(iewiss  ist  vollends  eine  unbedingt  zutreffende  Theorie,  sei  cs  durch  Deduction, 
sei  es  durch  inductive  Forschung,  nicht  zu  gewinnen.  Dennoch  aber  ist  es  möglich, 
eine  ungefähr  und  im  Durchschnitt  zutreffende  Theorie  wohl  aufzustellen  und 
auch  im  concrcten  Fall  in  der  Kegel  gewisse  Hauptgestaltungen  zu  ermittelu.  Ferner 
ist  es  mOglich.  die  Ausnahmen  von  solcher  Kegel  wieder  nach  Kategorieeu  von  Be- 
dingungen und  Ursachen  auf  Kategoriecn  von  Fällen  zurilckzufUhren.  Man  hat  früher 
das  Unsichere  der  Ueberwälzuugstneoric  zu  wenig  beachtet,  jetzt  neigt  man  zu  dem 
entgegengesetzten  Fehler,  dass  man  glaubt,  „nur  Ungewisses"  aussagen  zu  können. 
Gewisse  Haupttendenzeu  lassen  sich  feststcllen  und  danach  unterscheidet  man  in  dem 
ersten,  liier  festgehahenon  Sinne  die  beiden  Steuerkategorioen.  (S.  den  Abschnitt  von 
der  Steueruberwälzung  im  3.  Kapitel,  §.  13S  IT.) 

Vollends  aber  die  Absicht  oder  Voraussicht  des  Gesetzgebers  ist  in  der 
ganzen  Steuergeschichte , sobald  man  Uber  die  Arten  der  Steuern  und  ihre  möglichen 
Wirkungen  etwas  uachdachtc,  und  ist  zumal  in  der  neueren  Zeit  doch  Überall  der 
leitende  Factor  bei  der  Wahl  und  bei  der  Einrichtung  einer  Steuer.  Mitunter 
selbst  in  dem  Maasse,  dass  durch  Ge-  und  Verbote,  Strafandrohungen,  Einzelheiten 
der  Erhcbuugstechnik  eine  bestimmte  Absicht  des  Gesetzgebers,  sei  es  der  Ueber- 
wälzung  oder  Nicht- Ueberwälznng  zu  verbürgen  gesucht  wird.  Ein  älteres  Beispiel 
schon:  die  Verminderung  dos  Schankmaasses  bei  Getränkesteuern  in  Form  der  Zapf- 
gebühr  des  Wirths.  Andere  Beispiele  bei  Einkommen-,  Ertrags-,  Leihziussteuern. 
Aber  diese  Fälle  bilden  allerdings  die  Ausnahme.  Gewöhnlich  Überlässt  der  Gesetz- 
geber und  die  Verwaltung  die  endgiitige  Kcgclung  der  Steuerlast,  deren  Zahlung  an 
die  Casse  sie  allein  Dem  und  Dem  auf  legen,  dem  Verkehr,  sie  mischen  sich  daher 
nachträglich  im  concrcten  Falle  nicht  ein.  wenn  gegen  ihre  Absicht  oder  Vor- 
aussicht eine  Uoberw&lzung  eingetreten  oder  nicht  eingetreten,  zn  wenig  oder  zu  viel 
erfolgt  ist. 

Aber  sie  richten  doch  regelmässig  die  Steuern  so  ein,  wie  es  eine 
bestimmte  Absicht  oder  Voraussicht  der  Ueberwälzung  oderNicht- 
Uberwälzuug  zu  fordern  scheint,  und  sie  halten  es  für  geboten,  nachträglich 
zu  prüfen,  ob  ihre  Erwartungen  erfüllt  sind  oder  nicht  und  danach  eventuell  die  Ge- 
setze und  die  administrative  Einrichtung  zu  ändern.  Es  ist  auch  gar  nicht  möglich, 
anders  vorzugehen,  sobald  man  mit  Bewusstsein  eineSteuer  gesetzlich  ordnet  und 
administrativ  durchfuhrt.  Man  muss  dabei  von  einer  bestimmten  Annahme  hinsichtlich 
des  Ob,  Wie,  Wie  weit  der  wahrscheinlichen  Ueberwälzung  oder  NichtUberwälzung 
ausgehen,  um  zu  einem  vernünftigen  Uesultate  zu  kommen,  freilich  immer  unbeschadet 
einzelner,  auch  zahlreicher  Abweichungen,  vieler  Unberechenbarkeiten  im  einzelnen 
Falle,  aber  eben  doch  des  Zutreffens  der  Annahme  „im  Allgemeinen“,  „im  Grossen 
und  Ganzen“,  „als  Kegel“.  Die  technische  Durchführung  der  „directen“  und  der  „in- 
directen“  Steuern,  in  unserem  ersten  Sinne,  im  Gesetz,  in  den  Verwaltungsverordnungen 
und  Einrichtungen  ist  Überall  von  solchen  Gesicbtspunctcn  geleitet.  Gesichtspuncte, 
welche  natürlich  nach  der  Erfahrung  selbst  immer  wieder  der  Prüfung  und  Be- 
richtigung bedurfeu,  aber  doch  entscheidend  cinwirken. 

Gerade  in  den  practisch  wichtigsten  Fällen  ist  das  doch  gar  nicht  zu  bestreiten. 
Einkommensteuern,  Vermögenssteuern,  directe  Luxussteuern,  manche  Verkelirssteuern, 
die  Erbschaftssteuer  fordert  mau  und  richtet  sio  so  und  so  ein.  weil  man  als  Kegel 
glaubt  annehmen  zu  können,  dass  sie  den  Zahler  auch  endgiltig  belasten,  also  „directe“ 
Sieueru  sind.  Einfuhrzölle,  Thorsteuern,  innere  Verbrauchssteuern  fordert,  rechtfertigt 
und  richtet  man  so  und  so  ein,  weil  man  voraussetzt,  dass  sie  regelmässig  den  Zahler, 
soweit  er  nicht  selbst  der  Verbraucher,  nicht  endgiltig  belasten,  sondern  von  ihm 
uberwälzt  werden , namentlich , wenn  auch  nicht  immer  allein  — was  freilich  die 
frühere  Theorie  zu  unbedingt  unnahm  — auf  den  Verbraucher.  Man  triflt,  so  in  den 
Stcuercreditcn , Einrichtungen,  um  die  Zahlung  zu  erleichtern,  die  eben  keine 
Stcucrbclastuug,  sondern  nur  ein  Stouerv orsc h uss  sein  soll.  Wo  Bedenken 
bleiben,  z.  B.  bei  Verkehresteuern,  directen  Luxussteuern,  dass  Andere  durch  Ueber- 
wälzung doch  mit  getröden  werden,  die  man  nicht  trcltcn  will,  oder  bei  Verbrauchs- 
steuern. dass  die  Ueberwälzung  nicht  erfolgt  oder  nicht  so,  wie  man  voraussetzt,  z.  B. 
nicht  bloss  auf  den  Verbraucher,  da  trägt  man  diesen  Bedenken  Rechnung,  durch 
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Aendcrungeu  der  Gesetzgebung,  Enn&ssigung  der  Steuersitze,  vielleicht  selbst  durch 
Beseitigung  (oder  Nichteinfllhrung)  der  Steuer.  So  geht  inan  insbesondere  bei  den 
beiden  in  Bezug  auf  Uebcrwälzungsverhältnisse  am  Schwersten  zu  coutrolirenden 
Steuergruppen,  den  Ertrags-  und  den  diesen  auch  hier  wieder  verwandten  „ in- 
directen“.  an  den  Productionsbetrieb  sich  anschliessenden  Verbrauchs- 
steuern vor.  Das  Bedenken,  z.  B.  durch  eine  Zinsreniensteuer  nicht,  wie  beabsichtigt, 
den  Gläubiger , sondern  in  Folge  hier  leicht  möglicher  Ueberwillzung  den  Schuldner 
zu  treffen,  hat  öfters  den  Ausschlag  gegen  solche  Steuer  gegeben,  — durchaus  gctn&ss 
der  Auffassung  dieser  Steuer,  als  einer  nach  Absicht  des  Gesetzgebers  „dirccten“, 
nicht  zu  Uberwälzenden.  Die  thatsächliche  Schwierigkeit  der  Ueborwälzung  der  ge- 
nannten Verbrauchssteuern  in  gewissen  Fällen,  z.  B.  bei  Kleinbetrieben,  dio  mit 
Grossbetrieben  concurriren  müssen,  hat  ebenso  zur  Moditicalion  solcher  Steuern  ge- 
drängt (z.  B.  Gewährung  von  niedrigerem  Steuersatz  für  Kleinbetriebe).  Alles  doch 
Belege,  dass  der  Gesetzgeber  „directe“  und  „indirecto“  Steuern  in  unserem  ersten 
Sinne  unterscheidet  und  unterscheiden  muss,  wenn  er  nicht  rein  ins  Blaue  hinein 
arbeiten  will.  Alle  die  mir  weder  unbekannten,  noch  von  mir  gcläugneten  Ungewiss- 
heiten der  concreten  Ueberwälzungsvorgänge  und  bloss  sehr  bedingt  zutreffenden  Sätze 
der  Ueberwälzuugstheorieen  (§.  145  ff.)  nöthigen  nicht,  die  erste  Unterscheidung  beider 
Stcucrarten  aufzugeben  und  mindern  auch  deren  Werth  nicht.  Gerade  diese  Unterscheidung 
weist  immer  auf  ein  Hauptproblem  hin:  ob  es  sich  mit  der  Ueberwälzung  bei  beiden 
Kategorieeu  und  ihren  einzelnen  Unterarten  so  verhält,  wie  cs  der  Gesetzgeber  für 
eine  rationelle  Gestaltung  dieser  Steuern  roraussetze.n  muss,  ln  der  zweiten, 
administrativ -technischen  Bedeutung  der  Ausdrucke  wird  diesen  Verhältnissen  nicht 
Rechnung  getragen.  Deshalb  darf  die  erste  Bedeutung  nicht  aufgegeben  werden  — 

Die  verschiedenen  in  Literatur  und  Praxis  verkommenden  Auffassungen  der 
directen  und  indirecten  Stenern  führt  im  Einzclneu  Neumann  vor.  Er  unterscheidet 
ausser  den  beiden  genannten  noch  zwei  weitere  Hauptansichten,  die  ehemalige  physio- 
kratische,  wo  nur  die  direct  auf  den  Grundbesitz  gelegte  als  eine  wahre  directe  Steuer 
galt,  eine  Consctjuenz  der  bekannten  physiokratischen  Theorie,  welche  mit  letzterer 
hinfällig  wird,  daun  die  in  der  deutschen  Theorie  verbreitete,  unter  directen  Steuern 
(„Schatzungen")  Steuern  von  der  Production  (Erträgen,  Einkommen.  Vermögen),  unter 
indirecten  (,  Aufschlägen“)  Steuern  von  der  Cousumtion,  dem  Aufwande,  dem  Ver- 
und  Gebrauche  zu  verstehen  („die  Steuer“,  S.  426). 

Unter  den  Auffassungen  einzelner  Autoren  hat  diejenige  von  Hoffmauu  (in 
einem  Zeitungsaufsatz  aus  1829 , danach  im  Nachlass  kleiner  Schriften,  S.  461  lf„ 
etwas  anders  gefasst  in  der  Lehre  von  den  Steuern  S.  69  ff.)  besondere  Anerkennung 
und  auch  neuerdings  wieder  manche  Bcistiininuiig  gefunden.  (Vgl.  Ncumaun. 
Steuer,  S.  441.)  Nach  Hoffmann  wären  directe  Steuern  diejenigen,  deren  Gegenstand 
etwas  Bestehendes,  ein  „Ist“  sei,  eine  Sache,  Person.  Befugniss,  oder  kurz  (Lehre 
von  den  Steuern)  „Steuern  auf  den  Besitz“;  indirecte  dagegen  wären  Steuern,  deren 
Gegenstand  ein  Geschehendes,  ein  „was  geschieht“,  eine  Handlung  sei,  daher 
kurz  „Steuern  auf  Handlungen“.  Diese  Begriffsbestimmung  zeichnet  sich  m.  E.  nur 
durch  Eiues  aus:  durch  Kürze,  aber  sie  ist  zu  vieldeutig  und  nur  gezwungen  auf 
manche  wichtigen  Fülle  anzuwendcu,  mehrfach  passt  sie  gar  uicht. 

ln  der  Sache  besteht  indessen  unter  den  Autoren  doch  im  Grunde  keine  so 
grosse  Verschiedenheit  der  Ansichten.  S.  die  zahlreichen  Citate  aus  Finanzwesen 
hei  Neu  mann,  Steuer  a.  a.  0.,  auch  Roscher,  Fin.  §.  37,  mit  den  Noten,  der 
übrigens  eine  eigene  Begriffsbestimmung  umgeht  und  gegen  unsere  „erste“  Auffassung 
einen  unklaren  Einwand  macht;  G Cohn,  Fin.  §.  326  ff.,  wo  auch  mehr  nur  eine  Be- 
schreibung der  beiden  Steuerarten  und  eine  Darlegung  der  literarischen  Contruvcrse. 
als  eine  scharf- logische  Behandlung  des  terminologischen  Problems  erfolgt. 

Unter  den  neueren  Autoren  vertreten  zwei  wesentlich  von  dcu  üblichen  ab- 
weichende Auffassungen,  Stein  und  Schaffte.  Stein  braucht  die  alte  Terminologie, 
wie  öfters,  auch  hier  in  einem  ganz  anderen  Sinne,  was  ebenso  unnöthig  als  irre- 
führend ist.  Er  gliedert  sein  ganzes  theoretisches  Stcnersystcm  in  diu  drei  grossen 
Gruppcu  der  directen,  der  indirecten  Steuern  uud  der  Einkommensteuer.  Die  enteren 
stellen  ihm  die  „Besteuerung  des  Kapitals  und  seiner  Productivität“  dar 
oder  genauer  Steuern,  deren  Subjert  der  Besitzer  eines  bestimmten  Kapitals,  deren 
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Objoct  das  vom  Kapital  getrennt  und  selbständig  dastehende  und  berechnete  Ein- 
kommen aus  demselben  oder  die  selbständig  gesetzte  Steuerquelle  ist,  die  hier  als 
finanzieller  Reinertrag  des  Kapitals  erscheint  (4.  A.  1,  155).  Nach  der  in  der  5.  A. 
vertretenen  Auffassung  (II,  1,  495  ff.,  501  ff.,  II,  2,  16  ff.)  wurden  zu  diesen  directen 
Steuern  die  drei  Gruppen  der  Ertrags-  (d.  h.  der  Grund-,  Gebäude-,  Kapitalrenten-), 
der  Erwerbs-  (vom  rein  persönlichen  Verdienst,  Verdienst-  und  Verzehrungs- , Be- 
rufs-, Besoldungs-,  dann  Gewerbe-,  sowie  Unternehmungs-  und  Industrie-),  der  Ver- 
kehrssteuem  gehören.  Die  indirecten  Steuern  dagegen  stellen  bei  Stein  die  „Be- 
steuerung der  Arbeit  in  ihrer  Consumtion“  dar  (4.  A.  I,  464,  5.  A.  II,  1. 
505  ff„  II,  2,  227  ff.)  und  umfassen  „Verzehrungssteuern“  und  „Genusssteuern“ 
(unter  letzteren  die  Getränke-,  Zucker- , Tabak-,  Zeitungssteucr  nebst  dem  Zoll).  Oie 
Beurtheilung  dieses  „Systems“  und  seiner  Glieder  gehört  nicht  an  diese  Stelle.  In 
terminologischer  Hinsicht  erbeben  sich  wesentliche  Bedenken;  Stein’s  Benutzung  der 
alten  Kunstausdrttckc  ist  willkürlich,  bei  der  Durchführung  fehlt  es  nicht  au  Wider- 
sprüchen. Die  in  jedem  Sinne  eminent  „dircctc“  Steuer,  die  Einkommensteuer,  bildet 
ebenfalls  ganz  willkürlich  hier  eine  dritte  Gruppe  neben  den  beiden  anderen , ist 
also  nicht  „dirccte  Steuer“,  sondern  etwas  dieser  Gegensätzliches ! 

Scliäffle  (Steuerpolitik,  S.  58  ff.  bis  131)  unterscheidet  eine  „dirccte  und  in- 
directe  Einsteuerung  der  Steuerquellen“.  Im  ersten  Fall  gehe  der  Staat  direct  auf 
die  Einkommenquellen  los,  ermittle  sie  selbst,  indem  er  sämmtliche  Vermögen  und 
Einkommen,  YermOgenshauptbeslände  und  Einkommenshauptarten  nach  ihrem  Bestände 
während  der  laufenden  Stcuerperiode  bei  allen  Steuersubjccten  aufsuche,  bemesse  und 
belaste.  Anderntheils  ermittle  der  Staat  den  Vermögens-  und  Einkommcusstand  der 
Steuersubjccte  gar  nicht,  er  erfasse  die  Steuerquelle  nur  mittelbar  in  der  lebendigen 
Bewegung  des  Entstehens  und  der  Verwendung  einzelner  Theile  des  Vermögens 
und  Einkommens , meist  nicht  einmal  bei  dem  Steuerträger  selbst,  sondern  bei  einem 
dritten  formellen  Steuersubjecte , beim  Rechtsvorgänger  oder  Rechtsnachfolger  des 
Steuerträgers.  Im  Anschluss  hieran  untersucht  dann  Schällle  in  längerem,  au  feinen 
und  zutreffenden  Bemerkungen  reichen,  aber  allerdings  nicht  immer  folgerichtigen 
noch  widerspruchslosen  Ausführungen  — wie  Neu  mann  a.  a.  0.  nachweist  — die 
Unterschiede  beider  Arten.  Der  Kern  dieser  Ausführungen  ist  eineCharactcrisirung 
der  durch  jede  der  beiden  Arten  zu  verfolgenden  stcucrpolitischen  Aufgabe, 
nemlich  dass  die  directen  Steuern  Mittel  zu  bieten  hätten  zur  allgemeinen  und  ver- 
hältnissmässigen  Erfassung  der  durchschnittlichen  Leistungsfähigkeit  der  Steuer- 
kräftc,  die  indirecten  dagegen  das  Mittel  zu  individualisircuder  Belastung  dieser 
Kräfte  nach  den  besonderen  Umständen  der  wirklichen  Leistungsfähigkeit,  wie  sic 
im  Verbrauch,  in  Rechtsgeschäften,  in  Kapitalanlagen  u.  s.  w.  erscheine  (S.  75  ff.). 
Eine  geistvolle,  in  mancher  Hinsicht  zutreffende  Characterisirung  der  Aufgabe  beider 
Katcgorieeu,  wobei  jedoch  die  Schwierigkeit,  zum  Tbeil  die  Unmöglichkeit,  die  an 
und  für  sich  richtig  hingcstellte  Aufgabe  zumal  mittelst  der  indirecten  Steuern  zu 
läsen,  nicht  überall  genügend  erkannt  wird.  (Vgl.  Uber  Scliäffle  Neu  mann  a a.  0„ 
besonders  „Steuer“,  S.  488  ff,  der  aber  Schäfflc  nicht  ganz  gerecht  wird.)  Eine  Eigen- 
thümlichkeit  Schäliic's  ist  dann  die  verschiedene  Rubricirung  der  Steuerarten 
unter  die  beiden  Kategorieen  (S.  73),  wonach  z.  B.  die  alten  Ertragssteuern  zu  „in- 
directen Steuern  vom  Einkommen“,  Steuern  auf  Vorgänge  der  Entstehung 
des  Vermögens  („Gebühr“  von  der  Erbschaft  in  entfernten  Graden,  von  Glücks- 
gewinnen,  Funden),  ebenso  wie  Steuern  auf  Vorgänge  der  Verwendung  des 
Vermögens  (zum  Consum,  aber  auch  zu  weiterer  Ansammlung)  zu  „indirecton 
Vermögenssteuern“  werden.  Also  im  Allgemeinen:  nicht  nur,  tteben  Verbrauchs- 
steuern, Erbschafts-,  Verkelirssteuern , sondern  selbst  die  alten  Ertragssteuern  „in- 
directe".  Eine  Abweichung  von  der  Üblichen  Auffassung  (unserer  ersten  und 
zweiten  Bedeutung),  welche  zwar  aus  Schäffle's  ErOrtorungon  wohl  verständlich 
wird,  aber  doch  nicht  haltbar  erscheint. 

Die  Praxis  rubricirt  im  Ganzen  diu  einzelnen  Arten  ihrer  Besteuerung  nach 
der  zweiten  Unterscheidung  ein,  doch  mit  einzelnen  Abweichungen.  Die  an  den 
Productionsbetrieb  sich  anschliessenden  Verbrauchssteuern  stellt  sie  regelmässig  unter 
die  indirecten,  die  Erbschaftssteuer  meistens,  die  Mouopolieu  und  die  Verkehrssteuem 
(Stempel,  GcrichtsgebUhren  u.  s.  w.)  ebenfalls  oder  überhaupt  apart,  d.  li.  in  keine  der 
beiden  Kategorieen.  Auch  die  Zölle  werden  mitunter  nur  im  weiteren  Sinne  zu  den 


loogle 


ized  t 


Entwicklung  der  Besteuerung. 


247 


indirecten,  sonst  auch  apart  gestellt.  Bei  „directen  Aufwandsteuem“,  Wohn-,  Hunde- 
steuer u.  s.  w.  schwankt  die  Kubricirung.  Beispiele  in  meiner  Abhandlung  directe 
Steuern  im  Schön  herrschen  Handbuch,  §.  2.  — Die  französische  finanzrechtliche 
Praxis  hat  sogar  eine  Art  ..Legaldefinition“  (Fin.  III,  S.  421),  nach  welcher  „directe“ 
Steuern  die  auf  Personen  und  Eigenthum  gelegten,  mittelst  Kataster  oder 
Stenerrollen  (röles  nominatifs)  erhobenen  und  unmittelbar  vom  Steuerpflichtigen  in 
die  Steuercasso  gezahlten  Steuern  sind.  S.  auch  Cohn.  Fin.  S.  442. 


Zweites  Kapitel. 

Entwicklung  der  Besteuerung. 

Die  Besteuerung  als  ein  Ganzes  aufgefasst.  Die  Entwicklung  der  Steuer- 
arten wird  generell  im  4.  Kapitel,  vom  Steuersystem,  ri aller  in  der  speciellen  Steuer- 
lehre (Band  III)  dargestellt.  Daselbst  aber  auch  manche  Ergänzungen  zu  den  Aus- 
führungen dieses  2.  Kapitels,  so  namentlich  im  ersten  stcncrgescbichtlichen  Kapitel  des 
Bands  III. 


Einleitung. 

§.  101.  Die  Entwicklung  der  Besteuerung  steht  unter  dem 
gemeinsamen  Einfluss  folgender  vier  Beziehungen: 

1.  der  Beziehungen  der  Besteuerung  zur  ganzen  Organi- 
sation der  Volkswirthscha  ft,  daher  auch  zur  Eigen  thums- 
ordnung,  besonders  soweit  diese  die  sachlichen  Productionsmittel, 
den  Boden  und  das  Kapital  betrifft,  sowie  zur  Erwerbs- 
ordnung; 

2.  der  Beziehungen  der  Besteuerung  zur  politischen  Ver- 
fassung, zur  Rechtsordnung  zwischen  Staatsoberhaupt  oder  Re- 
gierung und  Volk,  sowie  zum  politischen  Stände  wesen; 

3.  der  Beziehungen  der  Besteuerung  zu  den  wirtschaft- 
lichen Interessengruppen,  und 

4.  der  Beziehungen  zu  den  gesellschaftlichen  oder  so- 
cialen Classen,  insbesondere  zu  den  „besitzenden“  und 
„nicht-besitzenden“. 

Diese  vier  verschiedenen  Beziehungen  und  die  von  ihnen  aus- 
gehenden, vielfach  sich  kreuzenden  Einflüsse  umfassen  alle  Kämpfe 
der  Praxis  um  die  Besteuerung,  alle  geschichtlichen  Entwicklungen 
und  gesetzlichen  Veränderungen  der  letzteren,  alle  theoretischen 
Contro versen  Uber  sie. 

Die  Beziehungen  wie  die  Einflüsse  hängen  je  unter  sich  zu- 
sammen. Veränderungen  auf  der  einen  Seite  werden  regelmässig 
bewirkt  durch  solche  auf  der  anderen  und  wirken  ihrerseits  wieder 
auf  letztere  zurück.  Alles  steht  also  in  Wechselwirkung. 

A.  Wagner,  Finaa*  Wissenschaft.  II.  2.  Anfl.  17 
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Die  allgemeinste  und  eingreifendste  Bedeutung  hat  die  Orgaui- 
sation  der  Volkswirtschaft  und  die  Eigentums-  und  Erwerbsord- 
nung. Dadurch  wird  die  Ökonomische,  sociale  und  politische  Structur 
des  Volkslebens  selbst  wieder  bedingt.  Veränderungen  in  dieser 
Organisation  fuhren  nothwendig  zu  entsprechenden  Veränderungen 
der  inneren  politischen  Lage,  der  wirtschaftlichen  Interessen- 
gruppen, der  socialen  Verhältnisse.  Aber  auch  hier  besteht  wieder 
Wechselwirkung:  die  innere  politische  Verfassung,  die  Gruppirung 
der  wirtschaftlichen  Interessen,  die  sich  daraus  entwickelnde  Par- 
teiung und  der  Interessengegensatz  der  besitzenden  und  nicht-be- 
sitzenden Classen,  d.  b.  der  eigentlich  sociale  Gegensatz,  wirken 
ihrerseits  wieder  auf  die  volkswirtschaftliche  Organisation  und  auf 
die  Eigentums-  und  Erwerbsordnung  zurück. 

Das  Verständni88  der  Geschichte  der  Besteuerung  und 
die  Aufstellung  richtiger  Entwicklungsziele  der  letzteren  in 
bestimmten  Geschichtsperioden,  mit  gegebener  ökonomischer,  poli- 
tischer, socialer  Structur,  hängen  von  der  Erkenntniss  dieser  Zu- 
sammenhänge ab. 

Die  Besteuerung  ist  hiernach  auch  keine  blosse  Finanzangelegen- 
heit, am  Wenigsten  bloss  eine  Sache  der  Finauztechnik.  Sie  ist 
vielmehr  zugleich  stets  eine  socialpolitische,  politische,  ethische, 
volkswirtschaftliche  Angelegenheit  höchster  Bedeutung  und  hängt 
mit  der  öffentlichen  und  mit  der  Privatrechtsordnung  enge  zusammen. 
Das  darf  auch  die  Finanzwissenschaft  niemals  ausser  Acht  lassen 
(Fin.  I,  §.  27  IT.). 

In  den  folgenden  beiden  Abschnitten  werden  von  diesem  Standpunctc  der  Auf- 
fassung aus  die  beiden  ersten  der  genannten  Beziehungen  und  Einflüsse  behandelt. 
Die  beiden  anderen  — bei  der  dritten  namentlich  die  Interessengegensätze  innerhalb 
der  besitzenden  Classc  selbst,  Stadt  und  Land,  (irund-  und  Kapitalbesitz,  agrarische, 
gewerbliche,  mercantile  Berufstätigkeit  u.  s.  w.  — treten  besonders  in  der  Ent- 
wicklung der  einzelnen  Arten  der  Stenern  und  des  Steuersystems  hervor  und 
werden  besser  im  weiteren  Verlauf,  im  3.  und  1.  Kapitel  dieses  Buchs  und  in  der 
speciellen  Steuerlehre  (Band  III)  mit  verfolgt  werden. 


I.  Abschnitt 

Die  Besteuerung  in  Ihren  Beziehungen  zur  Organisation  der  Volkswirt h- 
schaft,  sowie  zur  Eigenthums-  und  Krwerbsordming. 

Ein  entsprechender  Abschnitt  fehlt  hei  Hau  und  den  bisherigen  Fiuanzschrift- 
steliern.  Auch  bei  Stein  kaum  einzelne  hierher  gehörige  sporadische  Bemerkungen. 
Der  wissenschaftliche  Socialismus  hat  dagegen  diesen  Zusammenhang  zwischen  Be- 
teuerung und  Organisation  der  Volkswirtschaft  wohl  erkannt,  so  u.  A.  Kodbertus 
(s.  unten),  desgleichen  Schäfflo,  der  von  der  Steuerwirthsehaft  mit  Kocht  sagt,  sie 
wiegt  in  der  liberalen  Periode  vor,  während  die  „unmittelbare  Vorwegnahme  des 
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linanzgosetzlich  bestimmten  Staatsbedarfs  aus  dem  Ertrage  gesellschaftlicher  Collectiv- 
production  den  Haushalt  des  vollendeten  Socialistenstaates  characterisiren  musste" 
(Socialer  Körper  IV,  224). 

§.  102.  Für  diese  Beziehungen  ist  die  wirkliche  Durch- 
führung der  Besteuerung  von  der  Entwicklung  der  letzteren 
zu  unterscheiden. 

I.  Die  wirkliche  Durchführung  der  Besteuerung  wird 
zunächst  und  zumeist  von  der  jeweilig  bestehenden  Organi- 
sation der  Volkswirtschaft,  namentlich  von  der  jedesmaligen 
Combination  des  privat-  und  des  g e m e i n wirtschaftlichen 
Systems  bestimmt.  Mit  einer  jeden  Organisation  der  Volkswirt- 
schaft und  mit  einer  jeden  solchen  Combination  dieser  beiden 
Hauptsysteme  — neben  welchen  Übrigens  auch  die  Function  des 
sogen,  „caritativen“  Systems  gerade  hier  von  Bedeutung  ist1)  — 
hängt  eine  bestimmte  Gestaltung  der  Rechtsordnung, 
insbesondere  der  Eigenthumsordnung  für  die  sachlichen 
Productionsmittel  — Boden  und  Kapital  — und  eine  be- 
stimmte Vertheilung  der  letzteren  als  eigentliches  Privat- 
eigenthum an  die  Privatwirtschaften  und  als  „öffentliches“ 
Eigentum  an  die  Z wangsgemein  wirtschaften  (Staat,  Ge- 
meinde u.  s.  w.)  zusammen.  Daraus  ergiebt  sich,  ob  und  in 
welchem  Umfange  eine  Besteuerung  überhaupt  eintritt  oder 
m.  a.  W.:  ob  die  Kosten  der  eigenartigen  Productions  wirth- 
s eh  a ft,  welche  der  Staat  und  jede  andere  Zwangsgemeinwirthschaft 
als  Hersteller  von  Leistungen  u.  s.  w.  repräsentirt , überhaupt  in 
der  Rechtsform  von  Steuern  erscheinen. 

Solche  „Productionskosten“  des  Staats,  der  Gemeinde  sind 
selbstverständlich  bei  jeder  früheren  und  künftigen,  bei  jeder  denk- 
baren Organisation  der  Volkswirtschaft  vorhanden,  — auch  im 
„Socialstaat“,  wenn  er  überhaupt  möglich  wäre.  Sie  sind  insofern 
„natürliche“  oder  „Volks wirtschaftliche“  Kosten,  (Grund- 
legung §.  83)  — eine  absolute,  rein  ökonomische  Kate- 
gorie des  Wirtschaftslebens  und  speciell  der  Finanzwirthschatlt 
(o.  §.  81). 

Bloss  als  Steuern  kommen  diese  Kosten  aber  nur  in  be 
stimmten  geschichtlichen  Phasen  der  Organisation  der 
Volkswirtschaft,  der  Rechtsordnung  für  die  sachlichen  Productions- 


*)  Darüber  Grundlegung.  §.  119,  147  ft'.  Die  caritativen  Leistungen  t B.  der 
Kirche  können  „öffentliche“  Unterstützung  mit  „öffentlichen“,  d.  b.  durch  Steuern 
beschallten  Mitteln  in  grossem  Umfang  entbehrlich  machen,  wie  dies  die  katholische 
Kirche  des  Mittelalters  und  selbst  der  Neuzeit  beweist.  S.  unten  §.  105. 
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mittel  und  der  Verteilung  der  letzteren  vor.  Nemlich  nur:  wenn 
der  Grnnd  und  Boden  und  die  Materialkapitalien  ausschliesslich  im 
Pri vateigenthum  der  Pri vatwirthschaften  sind  und  demnach 
die  Organisation  der  Volkswirtschaft  in  der  materiellen  Wirth- 
schaitssphäre,  bei  der  Production  der  Sachgüter,  eine  rein  privat- 
wirthschaftliche  wäre.  Je  nachdem  eine  bestimmte  Volkswirtschaft 
mehr  oder  weniger  diesen  Bedingungen  entspricht,  also  z.  B.  in 
grösserem  oder  geringerem  Umfange  ölfentliches  Grund-  und  Kapital- 
eigenthum (älteres  und  neueres  Domanium,  Privaterwerbsanstalten 
und  Gebührenzweige  des  Staats  und  der  Gemeinden)  vorhanden 
ist,  erscheinen  jene  Kosten  der  staatlichen  Productionswirthschaft 
auch  in  anderen  Rechtsformen,  nemlich  als  Privaterwerb  aus 
Renten  u.  8.  w.,  als  Gebühren.  Danach  richtet  sich  dann  der 
relative  Umfang  der  Besteuerung,  im  Verhältnis  zum  Gesammt- 
einkommen  des  Staats. 

Die  Besteuerung  ist  daher  keine  absolute,  keine  rein 
ökonomische  Kategorie  des  Wirtschaftslebens  und  der  Fiuanz- 
wirtbschaft,  sondern  eine  historisch- rechtliche  Kategorie.  Die 
Voraussetzung  wirklicher  Besteuerung  oder  das  Princip  des 
Bezugs  von  Steuern  Seitens  der  Zwangsgemein  wirtschaften 
ist  das  Rechtsinstitut  des  Privateigenthums  an  sach- 
lichen Productionsmitteln,  besonders  am  Boden,  und  der 
thatsächlich  ganz  oder  doch  überwiegend  erfolgte  U ebergang 
des  Bodens  und  des  Materialkapitals  an  die  Pri  vatwirth- 
schaften. 

Die  Erkenntuiss  dieses  Zusammenhangs  der  Besteuerung  init  den  Organisations- 
fragen der  Volkswirtschaft  und  den  EigcnthutnsvorhiUtnisscn  ist  zur  Klarstellung  der 
einschlagenden  Ökonomischen,  finanziellen  und  socialen  Probleme  entscheidend.  Erst 
durch  diese  Aulfassung  wird  auch  der  Schlüssel  zum  Verständnis*  einer  wichtigen 
Seite  der  Entwicklungsgeschichte  der  Besteuerung  geliefert.  Diese  Auffassung 
ist  dem  wissenschaftlichen  Socialismus  zu  verdanken  und  findet  sich  besonders  bei 
It  nd  hertu  s und  Schäfflc.  Bei  Stein,  Ein.  3.  A.,  S.  310  ff.  tritt  sie  in  den  Ab- 
schnitten Uber  die  geschichtlichen  Epochen  der  Besteuerung  nicht  hervor,  woraus  sich 
seine  zu  enge  Passung  der  „socialen  (iestalt  der  Steuerfrage“  in  der  jetzigen  Epoche, 
S.  321  ff.  mit  erklärt.  Ebenso  noch  in  der  4.  A.  I,  414  IF.  S.  auch  5.  A.  I,  148  ff., 
11.  1,  3S4  If,  und  meinen  Aufsatz  Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus  in  der 
Tübinger  Zeitschrift  1887. 

II.  Die  Entwicklung  der  Besteuerung. 

§.  103.  Auch  sie  wird  in  den  grossen  Grundzügen  vorherr- 
schend von  der  Entwicklung  der  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
der  Combination  des  gemein-  und  privatwirthschaftlichen  Systems 
und  den  damit  zusammenhängenden  Verhältnissen,  der  Eigenthums- 
ordnung und  der  Vertheilung  des  Grund-  und  Kapitaleigenthums 
au  Privat-  und  an  Zwangsgemeinscbaften,  bestimmt.  Die  inneren 
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politischen  Verhältnisse,  die  Landesverfassung  und  das  Ständewesen, 
die  Kämpfe  der  wirtschaftlichen  Interessengruppen  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems  und  die  socialen  Classenkämpfe  der  Besitzen- 
den und  Nichtbesitzenden , beherrschen  die  Entwicklung  mehr  nur 
im  Einzelnen,  in  den  Phasen,  und  begünstigen  oder  erschweren 
diejenige  Entwicklung  der  Besteuerung,  welche  von  den  Entwick- 
lungstendenzen der  Organisation  der  Volkswirtschaft  gerade  ver- 
langt wird.  Aber  auf  die  Dauer  machen  sich  doch  diese  letzteren 
Tendenzen  stets  geltend,  wenn  überhaupt  ein  Fortschritt  erfolgt. 

A.  In  primitiven  Volkszuständen,  im  „unentwickelten“ 
Staate  und  in  der  überwiegend  naturalwirthschaftlichen 
Phase  der  Volkswirtschaft  fehlen  Steuern  ganz  oder  fast  ganz. 

Sie  erscheinen  nur  etwa,  wie  in  der  älteren  germanischen  Geschichte,  als  „frei- 
willige“, wenngleich  vielleicht  durch  die  Sitte  schon  mehr  oder  weniger  geboteno 
„Gaben"  (dona),  „Beiträge“  an  das  Oberhaupt,  den  Fürsten  u.  s.  w..  anfangs 
meist  nnr  bei  besonderen  Gelegenheiten,  als  Ehrengaben  bei  Festen  u.  dgl.  in  , als 
Beihilfen  in  Nothlagen.  Ansserdem  kommen  bei  schon  etwas  entwickelteren  Verhält- 
nissen Steuern,  und  zwar  auch  Schatzungen  der  freien  Unterthaneu  (Burger),  nur  etwa 
als  ausserordentliche  Einnahme,  für  besondere  Bedürfnisse,  namentlich  Krieg, 
vor,  wie  das  Tributuni  in  llotn.  Das  Fehlen  allgemeiner  und  erheblicher  Steuern 
als  einer  regelmässigen  Einnahmequelle  erklärt  sich  in  dieser  früheren  Periode 
der  Völkergeschichte  aus  den  obwaltenden  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  und  wird 
nicht  als  Mangel  empfunden.  Die  Volkswirtschaft  ist  in  dieser  naturalwirthschaft- 
licheu  Phase  ganz  überwiegend  privatwirthschaftlich,  die  Staats-  und  sonstige  „öffent- 
liche Thätigkeit“,  wie  die  „Öffentlichen"  und  die  GemcinbedUrfnisse,  und  damit  auch 
der  Fiuanzbedarf  sind  äusserst  geringfügig.  Soweit  letzterer  aber  vorliegt,  kann  er 
leicht  ohne  Steuern  bestritten  werden,  deren  Erhebung  ohnehin  bei  vorherrschender 
Naturalwirtschaft  technisch  besonders  schwierig  ist.  Noch  ist,  wenn  auch  vielleicht 
Privateigentum  an  Boden  bereits  für  freie  Volksgenossen  besteht,  ein  erheblicher 
Theil  des  Bodens  „öffentliches“  Eigenthum,  zur  Verfügung  des  Fürsten,  der  Stammes-, 
Siedelungs- Gemeinschaft,  der  Stadt  und  des  Stadtstaats  u.  s.  w.,  oder  der  Fürst  hat 
selbst  grösseres  Grundeigentum.  Theils  aus  der  Eigenbewirthschaftung  dieses  Bodens, 
teils  aus  der  Vergebung  desselben  an  Private  zur  Nutzung  gegen  Dienste  und  Natural- 
abgaben, später  auch  schon  gegen  Geidabgaben,  wird  ein  für  gewöhnlich  ausreichendes 
Einkommen  zur  Bestreitung  des  „öffentlichen“  Aufwands  gewonnen.  Der  Rest  des 
Finanzbedarfs  wird  durch  mancherlei  gebuhrenartige  Einnahmen,  für  die  richterliche, 
polizeiliche  Thätigkeit,  durch  Geld-  und  Vermögensstrafeu  u.  s.  w.  gedeckt.  Die 
regelmässig  besonders  wichtige  Finanzlast  des  entwickelteren  Staats,  diejenige,  welche 
aus  dem  Wehrwesen  hervorgeht,  fehlt  ursprünglich  in  Friedenszeit  oder  wird  von 
den  einzelnen  Dienenden  grösstenteils  solbst  direct  getragen. 

Mau  kann  diese  älteste  Finanzepoche  daher  wohl  als  die  vor- 
herrschend domaniale  bezeichnen. 

S.  oben  §.  20,  22  ff.,  daun  Fin.  t,  §.  213  ff,  III,  §.  6,  8,  14  ff,  17  ff,  24  ff, 
29  ff  mit  einzelnen  geschichüichen  Belegen  für  das  Gesagte  und  das  Folgende. 

Ueber  die  ursprünglichen  Fiuanzverhältnisse  der  antiken  Staaten  ist  fast  nichts 
bekannt,  weil  die  geschichtliche!!  Aufzeichnungen  erst  von  Perioden  berichten,  in  welchen 
bereits  eine  grössere  Entwicklung  eingetreten  ist  Die  „domaniale“  Periode,  in 
welcher  öffentliche  Ländereien  des  Staats,  der  Gemeinden  und  Tempel,  Viehweiden, 
Forsten,  auch  Ackerland,  Häuser,  Salzwerke,  Gewässer.  Bergwerke  durch  Verpachtung 
nutzbar  gemacht  werden,  ragt  in  den  griechischen  Staaten,  speciell  in  Athen,  in 
die  spätere  geschichtlich  bekannte  Zeit  hinein  (s.  Böckh.  Staatshaushalt  Athens.  2.  A„ 
S.  414  ff;  Uber  den  Character  der  Staatseinkünfte  der  griechischen  Freistaaten  ini 
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Allgemeinen  eb.  S.  408  ff.).  Bei  Anlage  von  Colonieen  und  bei  Eroberungen  fremden 
Gebiets  wurde  wohl  oin  Theil  des  Bodens  für  den  Staat  zurttckbchalten  und  dann 
verpachtet  (g.  Btlchsenschütz , Besitz  und  Erwerb  im  griechischen  Alterthum. 
S.  63  ff.). 

ln  Rom  waren  zur  republikanischen  Zeit  die  sogenannten  vectigalia,  d.  h.  die 
Abgaben  von  dem  im  Staatseigenthum  befindlichen  Boden,  die  Haupteinnahmc  des 
aerarium,  auf  welche  der  regelmässige  Etat  basirt  war.  Bei  den  Eroberungen  wurde 
die  Domäne  immer  wieder  vermehrt,  indem  ein  bedeutender  Theil  (meist  '/».  auch 
7«>  */a  und  selbst  Alles)  des  eingezogenen  Lands  zu  ihr  geschlagen  wurde.  Hiervon 
wurde  wieder  oin  Theil  für  den  Staat  reservirt  und  von  ihm  eigens  verwaltet  oder 
verpachtet.  In  Italien  ist  indessen  beim  Schluss  der  republikanischen  Zeit  die  ita- 
lische Domäne,  soweit  sic  in  cultivirtem  Ackerland  bestand,  in  Privatbesitz  uber- 
gegangen . da  die  Einkünfte  aus  den  Provinzen  die  ältere  Einnahme  aus  dieser 
italischen  Domäne  entbehrlich  machten.  Eine  dirccte  Steuer  für  die  regelmässigen 
Bedürfnisse  fehlt  in  der  republikanischen  Zeit  (Marquardt,  römische  Staatsverwaltung, 
II,  156.  157,  145,  147  ff.).  Ueber  den  älteren  Character  des  tributum  als  ausser- 
ordentliche Vermögenssteuer  der  römischen  Bürger  für  ausserordentliche  Bedürfnisse, 
wie  Kriegskosten  und  Truppensold,  s.  eb.  S.  157  und  Fin.  III,  8. 

Bei  den  Germanen  in  der  ältesten  uns  bekannten  Zeit  bezieht  der  König  be- 
reits jährliche  „Gaben"  des  Volks.  Diese  haben  sich  dann  für  die  freien  Volks- 
genossen ~in  die  spätere  Zeit  hinein  erhalten.  Im  fränkischen  Reich  der  Merovingcr 
und  noch  in  die  carolingische  Zeit  hinein  bringen  die  Gaue,  die  Grossen,  die  kirch- 
lichen Immunitäten  in  bestimmten  Zeiten  im  Jahre  dem  Könige  Ehrengaben,  dona, 
über  welche  in  der  carolingischen  Zeit  schon  Vereinbarungen  mit  dem  König  erfolgen, 
so  dass  der  Character  der  Steuer  mehr  hervortritt  (über  diese  im  Einzelnen  und  in 
der  Entwicklung  vielfach  unsicheren  Verhältnisse  s.  besonders  G.  Waitz,  Deutsche 
Vcrfasssungsgeschicbtc  II,  2.  Aull..  S.  553  ff,  überhaupt  das  Kapitel  7.  Danach  ist 
Einzelnes,  was  in  den  Lehrbüchern  der  Rechtsgeschichte,  auch  von  Eichhorn,  auf- 
gestellt  wird,  zu  berichtigen.  Auch  Waitz  vermag  aber  vielfach  nur  nachzuweisen, 
dass  die  bisherigen  Annahmen  unsicher  oder  dass  gewisse  Thesen  zu  sehr  verallge- 
meinert sind.  Zu  festen  Resultaten  kommt  er  nicht  immer.  Für  die  nach-carolingischc 
Zeit  vom  9.  bis  12.  Jahrhundert  s.  Waitz,  VIII,  223  ff,  377  ff  Vgl.  sonst  Eich- 
horn, Deutsche  Staats-  und  Rechtsgcschichte,  5.  A.,  I,  675  ff,  überhaupt  §.  171. 
Walter,  Deutsche  Kechtsgeschichtc.  2.  A.,  I,  132.  Zöpfl,  Deutsche  Rechtsgeschichte, 
4.  A..  II.  220). 

Im  fränkischen  Reich,  unter  den  Carolingern  und  später  im  Deutschen  Reich 
ist  die  domanialc  Epoche  durchaus  vorherrschend.  Das  königliche  Domanialgut 
liefert  den  grössten  Theil  der  Einkünfte.  Im  ehemaligen  römischen  Reichsgebiet 
erhalten  sich  aber  die  römischen  Steuern  auch  unter  den  germanischen  Herrschern, 
besonders  die  römische  Grundsteuer.  Sic  scheint  meistens  zu  einer  Kcallast  geworden 
zu  sein  und  traf  dann  auch  den  Boden,  der  von  Romanen  an  Deutsche  gelangte. 
Auch  hier  ist  aber  Vieles  sehr  unsicher  (vgl.  Waitz.  II,  564  ff.  570  ff,  besonders 
über  die  verwickelte  Frage  der  Fortdauer  der  römischen  Steuern,  Fin.  111.  §.  14  ff). 
Die  Kopfsteuer  traf  nur  die  Romanen.  Versuche,  sic  auf  Franken  auszudehnen,  fehlen 
nicht,  scheinen  aber  vereitelt  zu  werden  (Waitz,  II,  578)  Steuerartige  und  grund- 
herrliche  Abgaben  verschmelzen  vielfach,  so  dass  der  Character  späterer  Grundzinse, 
u.  s.  w.  oft  nicht  genau  zu  bestimmen  ist. 

In  den  Gemeinden,  auch  den  Städten  hängt  die  Entwicklung  der  Steuern 
mit  der  Entstehung  der  Gemeinde  oder  Stadt  zusammen.  Alte  deutsche  Dorf- 
gemeinden haben  regelmässig  Gcmcineigenthum  an  einem  grösseren  oder  geringeren 
Theil  des  Bodens  und  Nutzungen  daraus  auch  für  die  Gemeindezwecke  selbst.  Daher 
bedarf  es  hier  keiner  oder  erst  später  der  Steuern.  Anders  in  solchen  Städten,  die 
sieh  nicht  ans  der  Dorfgemeinde  entwickelten.  Ein  interessantes  Beispiel  ist  Basel, 
dessen  Gemeindewirthschaft  von  Anfang  an  wesentlich  auf  Steuereinnahmen  basirt  war. 
(Schön berg,  Basels  Finanzverhiltnisse,  S.  14  ff.,  Fin.  III,  §.  24  ff.) 

B.  — §.  104.  Die  Weiterentwicklung  ist  bei  allen  wirk- 
lich fortschreitenden,  daher  zu  höherem  Staatsleben  gelangenden 
Völkern,  zumal  bei  eigentlichen  Culturvölkern,  wie  denjenigen  des 
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antiken,  mittelalterlichen  und  modernen  Europas  — und  mit  diesen 
und  ihren  Abkömmlingen  in  anderen  Welttheilen,  America  voran, 
haben  wir  es  hier  im  Weiteren  allein  zu  tbnn  — dieselbe  mehr 
gemeinwirtbschaftlicbe  und  einen  grösseren  Finanzbedarf  bedingende. 

Immer  mehr  „Gemcinbcdürfnissc“  (Grundlegung  §.  139  ff'.')  treten  hervor,  werden 
als  „öffentliche"  anerkannt;  immer  complicirtcrc  Verhältnisse  des  privatwirthschaft- 
lichen  Verkehrs  entfalten  sich  und  verlangen  nicht  nur  eine  Controle  und  Regelung, 
sondern  immer  mehr  eine  Unterstützung  uud  Förderung  des  Staats,  der  Gemeinde  und 
ähnlicbor  Körper;  immer  höhere  und  zugleich  schwieriger  zu  erfüllende  Anforderungen 
werden  in  Bezug  auf  Rechtsschutz  von  Person,  Eigenthum,  Verkehr,  auf  nationale  und 
staatliche  Sicherheit  und  Selbständigkeit  und  selbst  in  Bezug  auf  das  Gefühl  dieses 
Rechtsschutzes  und  dieser  Sicherheit  gestellt,  — ein  neues  und  wahres  „Culturbedürf- 
niss“.  Alles  dieses  führt  zu  einer  sich  regelmässig  auch  verwirklichenden  Tendenz 
nach  Ausdehnung  und  intensiverer,  feinerer  Gestaltung  der  „öffentlichen“  Thätigkeit 
des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.,  m.  a.  W.:  die  Gern  ein  wirthscha  ft.  durch  diese 
wichtigsten  Glieder  vertreten,  ringt  sich  zu  immer  grösserer,  vielfältigerer  und  reiferer 
Thätigkeit  durch,  indem  sie  ganz  neue  Aufgaben  ausfuhrt  oder  alte  Gebiete  der  Privat- 
wirthschaft  an  sich  nimmt. 

Es  vollzieht  sich  so  eine  Veränderung  in  derOrganisation 
der  Volkswirthsch aft  und  in  der  (Kombination  des  pri- 
vat- und  (zwangs-)gemeinwirthsehaftlichen  Systems,  absolut 
und  relativ  zu  Gunsten  des  letzteren.  Die  finanzielle  Folge 
dieser  Veränderung  ist  aber  eine  Steigerung  des  Finanz- 
bedarfs und  die  Deckung  desselben  wird  die  Voraussetzung 
für  die  Verwirklichung  dieser  Gestaltungen  (§.  106). 

Grundlegung  §.  120.  154  ff.,  besonders  1.  Abtheilung,  Kapitel  4,  Hauptabschnitts 
vom  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der  öffentlichen,  besonders  der  Staatsthätig- 
keiton“.  Auch  das  ebenda  im  Hauptabschnitt  4 erörterte  Vorwalten  des  Präventiv- 
princips  im  entwickelten  Staat  wirkt  in  der  Richtung,  den  Finanzbedarf  regel- 
mässiger zu  machen  und  ihn  zu  steigern,  wodurch  wieder  die  Nothwendigkeit 
entsteht,  dass  die  Besteuerung  aus  einer  unregelmässigen,  z.  B.  nur  in  Kriegsfällen 
erftffneten,  zu  einer  regelmässigen  Einnahme  wird.  (S.  auch  Fin.  I.  g.  38,  37.)  Die 
Zunahmetendenz  des  Finanzbedarfs  und  damit  gewöhnlich  der  Besteuerung  wird  von 
allen  neueren  Finanztheoretikern  betont  nnd  spielt  in  den  Beweisführungen  eine  Rolle 
(z.  B.  Umpfcnbach,  Fin.,  2.  A.,  S.  37.  Stein,  5.  A..  II,  1,  S.  36Ö.  Roschor. 
Fin.  §.  110),  so  dass  es  mir  nicht  nothwendig  erscheint,  das  gegen  Missverständnisse 
oder  gar  gegen  unverständig  süffisante  Polemik  (etwa  Herrn  Lujo  Brentano’s)  noch  be- 
sonders von  Neuem  zu  begründen. 

Besonders  wichtig  auch  für  die  finanzielle  Seite  dieser  Verhält- 
nisse sind  zwei  Momente:  die  Wehrverfassung  und  der  mehr 
oder  weniger  natural-  oder  geldwirthschaftlichc  Zustand 
der  Volkswirtschaft. 

Von  ersterer  hängt  nicht  nur  die  Höhe  des  Finanzbedarfs, 
sondern  auch  der  Umstand  ab,  ob  und  wie  weit  das  Wehrwesen 
überhaupt  den  Finanzbedarf  und  speciell  den  regelmässigen 
Finanzbedarf  berührt. 

Letzteres  geschieht  iin  Wesentlichen  nur  bei  eigentlichen  Sold  herren  oder  in  Zeiten 
der  Soldzahlung  (im  Kriege  selbst  u.  s.  w.),  also  nicht,  wenn  die  Mannschaft  sich  selbst 
unterhalten  nnd  ansrüsten  muss  oder  wenn  Dritte  (Lehensträger  ihre  Leute,  Contingeuts- 
stellcr  ihr  Contingent  u.  dgl.  11O  für  die  Unterhaltung  statt  des  Staats  cintretcn.  Auch 
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speciell  der  Stand  der  militärischen  Technik  — selbst  wieder  ein  wichtiges 
Moment  für  die  Gestaltung  der  Wehrrarfassung  — in  Betreff  des  Personals  und 
Materials  ist  rau  Einfluss : nur  bei  besonderer  längerer  Schulung  der  Leute  und  bei 
der  Ausstattung  der  Heere  u.  s.  w.  mit  künstlicheren  Angriffs-  und  Vertheidigungs- 
waffen  und  Mitteln  (maschinelle  Technik  u.  dgl.  auch  hier)  fuhrt  das  Wehrwesen  zu 
einem  eigenen  grosseren  regelmässigen  Finanzbedarf,  anch  schon  int  Frieden. 
Bekannte  Verhältnisse  im  entwickelteren  altrömischen  und  seit  der  Erfindung  des 
Schiesspulvers  im  modernen  Heerwosen  dienen  als  Belege  hierfür.  Der  finanzielle 
Einfluss  gerade  des  modernsten  Heerwesens,  das  selbst  wieder  zugleich  ein  Product 
moderner  Technik  ist,  wurde  schon  im  ersten  Baude  dargelegt:  Erörterungen,  welche 
auch  für  die  Entwicklung  des  Finanzbedarfs  und  der  Besteuerung  wichtig  sind.  (Siehe 
Fin.  I,  §.  186 — 190  Uber  Militärökonomik.)  — Den  Einfluss  der  Wehrverfassung  auf 
das  Finanz-  und  Steuerwesen  hat  namentlich  Lang  in  seiner  historischen  Entwicklung 
der  teutschen  Steuerverfassung  seit  den  Carolingcrn  bis  auf  unsere  Zeit  (1793)  nach- 
zuweisen gesucht.  Er  stellt  den  Satz  auf:  „jede  Veränderung  im  System  der  Auf- 
lagen oder  dem  Steuerwesen  ist  zuerst  in  einer  vorausgegangenen  Veränderung  des 
Kriegswesens  ganz  sicher  zu  suchen”,  S 4,  und  unterscheidet  dann  die  Systeme  des 
Heerbanns,  der  Lehenmiliz,  der  besoldeten  Haustruppen,  der  besoldeten  Keichsarmeo, 
der  beständigen  Kreis-  und  Executionssoldaten.  Diu  Erklärung  für  diesen  Zusammen- 
hang findet  er  in  dem  gemeinsamen  Hauptzweck  von  Soldaten  und  Steuern:  Sicherheit. 
Schon  a priori  ist  ein  solcher  Zusammenhang  im  Allgemeinen  wohl  zuzugeben.  Der 
Militäraufwand  ist  immer  eine  der  wichtigsten  Staatsausgaben,  unbedingt  die  wichtigste 
vor  der  höheren  Entfaltung  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks.  !m  Einzelnen  wird 
aber  die  Entwicklung  doch  noch  von  anderen  Factoron  bestimmt,  was  bei  Lang  um 
seiner  These  willen  zu  sehr  zurücktritt.  (Vgl.  auch  Fin.  IU.  §.  14  ff.  u.  A.  Uber  die 
carotingiscben  adjutoria,  eine  Hilfe  der  ZurUckblcibendcn  für  die  den  Heerzug  Leisten- 
den, S.  37,  §.  16,  29  ff) 

Im  naturalwirthschaftliichen  Zustande  der  Volkswirth- 
setaaft  ist  eine  umfassendere  Thätigkeit  der  staatlichen  und  com- 
munalen  Gemeinwirthschaft  weder  Bedürfniss,  noch  finanziell  an- 
gemessen durebzuführen.  Erst  die  Gel dwirth schaft  wird,  wie 
innerhalb  des  privatwirthschaftlichen  Systems,  so  zwischen  diesem 
und  dem  gemeinwirthschaftlichen  die  ökonomisch-technische  Grund- 
lage der  Arbeitstheilung. 

Denn  unter  dem  Gesichtspunct  der  letzteren  muss  auch  jede  Combination  zwischen 
diesen  beiden  Systemen  aufgefasst  werden,  wenn  die  Arbeitstheilung  sich  hier  auch 
nicht  „frei“,  sondern  „zwangsweise"  entwickelt  (Grundlegung  §.  162,  und  oben 
§.  87).  Mit  der  Geldwirthschaft  treten  immer  mehr  Gemeinbcdurfnisso  auf  und  wird 
die  Nothwendigkeit  wie  andrerseits  die  Möglichkeit  der  Dazwischcnkunft  der  Gemein- 
wirthschaft io  das  priratwirthschaftliche  System  und  die  theilweisc  Verdrängung  des 
letzteren  durch  jene  immer  allgemeiner.  Damit  wird  die  Geldwirthschaft  also  erst  die 
Voraussetzung  jener  dargelegten  Veränderung  in  der  ganzen  volkswirthschaftlichen 
Organisation. 

C.  — §.  105.  Einfluss  von  C'entralisation  und  De 
centralisation  im  gemeinwirthschaftlichen  System. 

Die  typischen  Grundzüge  der  Entwicklung  lassen  sich  in  der 
Geschichte  aller  fortschreitenden,  aller  Culturvölker  nacliweisen, 
insbesondere  in  der  Geschichte  ihrer  Volkswirtschaft  und  ihrer 
gesammten  öffentlichen  Verwaltung.  Sie  treten  natürlich  nur  nicht 
immer  gleichmässig  deutlich  hervor  und  die  einzelnen  Vorgänge 
gestalten  sich  nach  Zeitaltern  und  Völkern  manchfach  verschieden. 
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Einen  äuBserliehen  Hauptunterschied,  welcher  auch  für  das  Finanz- 
wesen und  speciell  für  die  Besteuerung  wichtig  ist,  macht  die 
überwiegend  central istisc b e oder  decentralistische  Richt- 
ung ira  Gemeinwesen. 

Wo  die  erstere  vorwaltet,  lassen  sich  jene  typischen  Grund- 
züge  der  Entwicklung  leichter  erkennen. 

So  im  altrömischcn  Staat  der  späteren  Zeit  der  Republik  und  unter  den  Kaisern, 
und  in  den  modernen  europäischen  Staaten,  inbegritfun  die  deutschen  Territorien,  seit 
dem  Ausgang  des  Mittelalters.  Hier  ist  es  namentlich  die  Staats  thätigleit,  welche 
von  allen  „öffentlichen“  Thätigkciten  extensiv  und  intensiv  am  Meisten  wächst,  und 
der  Staats  finanzbedarf  nimmt  daher  auch  am  Meisten  zu. 

Wo  eine  grössere  Staatsbildung  unterbleibt,  oder  wo  im  Staate 
die  Centralisation  nicht  so  stark  zur  Ausbildung  kommt,  da  treten 
jene  Grnndzüge  der  Entwicklung  weniger  schart  und  sichtbar  her- 
vor, sie  fehlen  aber  doch  auch  hier  nicht. 

So  bei  den  Hellenen,  wo  diese  Entwicklung  auf  die  Einzelstaaten  im  Wesent- 
lichen beschränkt  bleibt  und  auch  hier  nicht  Überall  weit  gedeiht.  So  Überhaupt  im 
ganzen  Mittelalter,  in  w'elchem  man  das  Vorhandensein  einer  solchen  Entwicklung 
und  schon  einer  solchen  Entwicklungstendenz,  bekannten  geschichtlichen  Erscheinungen 
gegenüber,  wohl  selbst  bestreiten  möchte.  Dennoch  wäre  das  ein  Irrthum.  Allerdings 
lösen  sich  die  grossen  Reiche,  voran  das  fränkische  und  in  einem  tausendjährigen 
geschichtlichen  Process  das  Dentscho  Reich,  das  characteristischste  Beispiel  hierfür, 
in  eine  lose  Verbindung  fast  selbständiger  autonomer  grösserer  und  kleiner  Territorial- 
herrschaften  auf.  Diese  Übernehmen  für  länger,  wie  bei  uns  und  in  Italien,  fUr  kürzer, 
wie  in  Grossbritannien,  Frankreich,  Spanien,  die  „öffentlichen“  Functionen  des  „Staats“. 
Dem  „Reicho“  bleibt  zeitweise  davon  wenig  oder  nichts,  daher  auch  wie  im  alten 
Deutschen  Reich  eigentlich  gar  kein  Finanzbedarf  des  Reichs  als  solchen  mehr  (Fin.  III, 
§.  23).  Aber  innerhalb  der  einzelnen  Territorien,  auch  in  Deutschland  immer  mehr 
seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters,  dann  in  den  Städten  vielfach  schon  von  noch 
früherer  Zeit  an,  macht  sich  dieselbe  Entwicklungstendenz  vermehrter  und  reicherer 
öffentlicher  .. gemein  wirtschaftlicher'  Thätigkcit  geltend  (Fin.  III,  §.  24  ff.  Uber  die 
Städte,  §.  29  ff.  Uber  die  Territorien,  und  die  dortigen  Ausführungen  Uber  England, 
Frankreich,  Oesterreich,  Preussen,  Baiern', 

Es  würde  jene  Tendenz  schon  im  Mittelalter  noch  mehr  her- 
vorgetreten  sein , wenn  nicht  damals  die  eigentümlich  grossartige 
Stellung  und  Fnnction  der  Kirche  und  der  kirchlichen  An- 
stalten (Klöster,  Stiftungen  u.  s.  w.)  dem  „caritativen  System“ 
eine  ungewöhnliche  Ausdehnung  verschafft  hätte  und  dadurch  ein 
erheblicher  Theil  des  nationalen  Bodens  und  Kapitals  gewissen 
öffentlichen  Zwecken  und  Gemeinbedürfnissen  in  der  Rechtsform 
des  kirchlichen  Vermögens  zur  Verfügung  gestellt  worden  wäre. 

Mit  der  Sprengung  der  mittelalterlichen  katholischen  Kirche  durch  diu  Refor- 
mation und  die  sie  begleitenden  Ereignisse  musste  denn  auch  im  Hi.  und  17.  Jahr- 
huudert  gleich  auf  eiumal  eine  förmlich  sprungweise  grosse  Ausdehnung  der  „öffent- 
lichen" Thätigkeiten  der  Staaten,  Territorien,  Gemeinden  erfolgen  (Polizei,  Armenwesen, 
Schulwesen  u.  a.  m.).  am  Meisten  natürlich  zunächst  in  den  protestantischen  Ländern 
und  dort,  wo  das  Kirchenvermögen  seinen  bestimmungsmässigen  und  verwandten 
Zwecken  (Armeuuntcrstutzung,  Schule)  ganz  oder  grossentheils  entzogen  wurde. 
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Die  allmähliche  Vergrösserung  der  Territorien,  ihre  Ausbildung 
zu  eigentlichen  Staaten,  die  Unterdrückung  der  localen  autonomen 
Körper,  die  neue  Wehrverfassnng  u.  A.  m.  haben  dann  auch  hier 
die  Centralisation  mehr  hervortreten  lassen.  Der  Finanzbedarf  für 
öffentliche  Zwecke  nahm  so  die  Form  des  Staatsfinanzbedarfs 
an.  Durch  die  Bildung  neuer  Staatsformen  wie  des  einheitlichen 
Italiens,  des  Deutschen  Reichs  hat  diese  Entwicklung  in  unseren 
Tagen  auch  hier  dieselben  Erscheinungen  politischer  und  finanzieller 
Art  wie  schon  länger  in  den  anderen  Staatsgebieten  Europas  her- 
vorgerufen. 

Noch  jetzt  bestehen  aber  nach  der  verschiedenen  politischen 
Organisation  der  Reiche  und  Staaten,  besonders  nach  dem  Maasse 
der  Entwicklung  der  Selbstverwaltung  der  kleineren  räumlichen 
Körper  bemerkenswerthe  Verschiedenheiten  im  Wirkungskreise  der 
einzelnen  Glieder  des  zwangsgemeinwirthscbaftlichen  Systems, 
woraus  sich  dann  entsprechende  Verschiedenheiten  des  Finanz- 
bedarfs und  der  Besteuerung  ergeben. 

Die  Verhältnisse  der  Reichs-,  Landes-  oder  Staats-,  Provinzial-,  Kreis-,  Cie- 
iiieindefinanzen  n.  s.  w.  und  die  darauf,  besonders  die  auf  das  hetreflende  Stcuerwescn 
sich  beziehenden  Streitfragen  finden  dadurch  ihre  Erklärung.  Bei  strafferer  Ccntnvli- 
sation  im  ganzen  Staatswesen  und  geringerer  Entwicklung  der  Selbstverwaltung,  daher 
beschränkterer  Sphäre  der  Sclbstverwaltungskörper  betrifft  die  extensive  und  intensive 
Entfaltung  der  öffentlichen  Tliätigkcit  und  folgeweisc  die  Steigerung  des  Finanzbedarfs 
mehr  den  Staat  als  die  anderen  Körper:  daher  der  characteristische  Unterschied 
zwischen  Einheitsstaat  und  Bundesstaat,  zwischen  Frankreich  und  den  meisten  conti- 
nentalcn  Staaten  einer-,  (irossbritannien  andrerseits,  zwischen  der  bisherigen  Lage  in 
den  deutschen  Staaten,  besonders  in  Preussen.  und  der  sich  jetzt  entwickelnden  nach 
erfolgreich  durchgefiihrter  Deccntralisation  der  Verwaltung  und  nach  Herstellung  ver- 
mehrter Selbstverwaltung  (Fin.  I,  §.  -12 — 59,  III,  §.  157  ff.,  385  ff). 

Je  nachdem  kann  hier  bei  einem  einzelnen  Gliedc  der  Reibe 
auch  wohl  in  Folge  von  Uebertraguug  gewisser  Functionen  auf  ein 
andres  Glied  statt  der  üblichen  Ausdehnung  eine  Einschränkung 
der  öffentlichen  Tbätigkeit  und  des  daraus  entstehenden  Finanz- 
bedarfs eintreten,  z.  B.  für  die  Einzelstaaten  bei  der  ersten  Bildung 
und  allmählichen  Erweiterung  eines  Bundesstaats,  so  im  neuen 
Deutschen  Reich,  oder  für  den  Staat  bei  der  Organisation  der  Selbst- 
verwaltung. Aber  die  Functionen  des  ganzen  zwangsgemein- 
wirthschaftlichcn  Systems  und  damit  der  Finanzbedarf  für  dasselbe 
erweitern  sich  dennoch.  Und  das  ist  hier  das  Entscheidende. 

Das  besagte  lässt  sich  auch  finanzstatistisch  verfolgen  an  dem  Wachsthmn  des 
Etats  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Reichs  einer-,  der  Einzclstaatcn 
andererseits.  Letztere  sind  von  grossen  Ausgabezweigen  entbtlrdct  worden,  namentlich 
vom  Militäretat,  und  haben  gleichzeitig  einen  Theil  ihrer  alten  Bedecknngsmittel,  be- 
sonders Zölle  und  innere  Verbranchssteuern,  an  das  Reich  abgetreten:  nur  der  finan- 
zielle Ausdruck  för  die  stärkere  politische  Centralisation.  Achnlich,  nur  in  geringerem 
tfrade,  die  Entwicklung  in  der  Schweiz  und  ihren  Kantonen. 
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D.  — §.  106.  Einwirkung  des  vermehrten  Finanz- 
. bedarfs  auf  die  Art  der  finanziellen  Deckung  und  dar- 
aus hervorgehende  Nothwendigkeit  der  Besteuerung. 

Die  naebgewiesene  Entwicklung  ist  an  die  Voraussetzung  ge- 
bunden, dass  der  vermehrte  Finanzbedarf  seine  richtige 
finanzielle  Deckung  finde  (§.  104). 

Diese  Voraussetzung  ist  eine  um  so  unbedingtere,  je  mehr  der  zwangsgemcin- 
wirthschaftlicbe  Bedarf  eben  Finanzbedarf  wird,  d.  b.  nicht  oder  nicht  mehr  durch 
unentgeltliche  oder  von  Dritten  unentgeltlich  gestellte  (Natuial)-Dienstc  gedeckt  wird, 
wie  in  älteren  Wehrverfassungen,  im  Wege-,  Polizeiwesen,  in  der  Versorgung  des  Hof- 
bedarfs, im  Ehrenamtssystem  u.  dgl.  m.  Die  Entwicklung  der  Volkswirtschaft,  die 
Anforderungen  an  die  Beschaffenheit  der  Leistungen  des  gcmcinwirthschaftlichen 
Systems  (berufsmässige  Ausbildung,  technische  Schulung  der  Arbeitskräfte  u.  s.  w.l 
machen  diese  dircctcn  Dienstleistungen  für  den  Staat,  die  Gemeinde  unzulänglich.  Es 
verwandelt  sich  daher  der  „Öffentliche  Bedarf'“  immer  vollständiger  in  Finanzbedarf 
(vgl.  Fin.  III,  §.  14—16,  29—33,  52  ff.,  70  ff). 

Auch  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  hängt  dann  wieder  eng 
mit  der  Organisation  der  Volkswirtschaft,  der  Eigenthumsordnnng 
und  der  thatsächlichen  Verteilung  des  nationalen  Bodens  und 
Kapitals  zwischen  den  Privatwirtschaften  und  den  Zwangsgeniein- 
wirthschaften  zusammen. 

Die  allgemeine  Entwicklung  besteht  darin,  dass  für  den  gesteigerten  Bedarf  die 
alten  Einnahmequellen  nicht  mehr  ansreichen,  um  so  weniger,  als  diese  Quellen  sich 
selbst  meistens  sehr  vermindert  haben,  weil  der  Boden  immer  mehr  in  das  rolle 
Privateigenthum  der  Privatwirtschaften  Ubergegangen  ist  and  diesen  die  Erwcrbs- 
ihätigkeiten  in  der  materiellen  Wirthschaftssphäre  fast  allein  Uberlassen  sind,  ihnen 
daher  dann  auch  das  Materialkapital  der  Nation  immer  ausschliesslicher  gebärt.  Diese 
Entwicklung  zeigt  sich  im  Altcrthum,  im  Mittelalter  und  iu  der  Neuzeit.  Sie  tritt  im 
Finanzwesen  des  Staats  und  der  kleineren  Körper  in  der  absoluten  nnd  relativen  Ab- 
nahme des  älteren  Privaterwerbs  deutlich  hervor,  trotz  steigender  Ausgaben,  wie  dies 
im  ersten  Bando  bereits  dargelcgt  worden  ist  (Fin.  I,  §.  216,  217). 

Die  anderweite  finanzielle  Deckung  wird  dann  stets  Über- 
wiegend oder  selbst  ausschliesslich  in  der  Besteuerung  gefunden: 
diese  ist  das  Hauptmittel  zur  Ausführung  der  sich  immer  mehr 
erweiternden  Zwecke  des  zwangsgcmeinwirthschaftlichen  Systems 
bei  vorwaltend  rein  privatwirthschaftlicher  Organi- 
sation der  materiellen  Production  und  bei  der  hiermit 
verbundenen  Vorherrschaft  des  Privateigentums  der 
Pri vatwirth schäften  an  Produetionsmitteln. 

Die  Entwicklung  der  Besteuerung  wird  daher  regelmässig 
durch  zwei  wirth  sc  haftliehe  und  rechtliche  Momente 
bestimmt:  die  Entfaltung  des  zwangsgemeinwirthschaftliehen  Systems 
mit  ihrer  finanziellen  Folge,  der  Bedarfssteigerung,  und  gleichzeitig 
die  Verdrängung  der  öffentlichen  Körper,  besonders  des  Staats,  aus 
dem  Eigenthuni  an  Produetionsmitteln,  vor  Allem  am  Boden,  und 
aus  dem  Gebiete  der  Sachgliterproduction.  Wo  dieses  letztere  Ver- 
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bältniss  besteht,  da  ist  es  wenigstens  auf  die  Dauer  stets  unver- 
meidlich, dass  die  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaftlichen  Systems 
mit  vermehrter  Besteuerung  verbunden  ist. 

Die  Finanzepoche  vorherrschender  oder  fast  alleiniger  Steuer- 
wirthschaft,  welche  für  die  moderne  staatsbürgerliche  oder  libe- 
rale Periode  characteristisch  ist  und  an  die  Stelle  der  domanialen 
Epoche  rückte,  hängt  daher  auch  mit  dem  Uebergang  fast  alles 
Bodens  ins  volle  Eigenthum  der  Privaten  und  mit  dem  fast  aus- 
schliesslich privaten  Gewerbebetrieb  eng  zusammen.  Die  unge- 
heure Vermehrung  der  Besteuerung  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Con- 
sequenz  des  individualistischen  Wirthschaftssystenis  und  seiner 
Rechtsbasis. 

E.  — §.  107.  Auswege  statt  der  Besteuerung. 

Wo  die  Besteuerung  ans  anderen,  besonders  politischen, 
socialen,  rechtlichen  Gründen  nicht  oder  nicht  entsprechend  ver- 
mehrt werden  kann,  und  dennoch  der  Drang  nach  Entfaltung  der 
Gemeinwirtbschaft  vorhanden  ist,  da  zeigt  die  Fiuanzgeschichte 
zwei  Auswege:  entweder  verschafft  man  dem  Staate  u.  s.  w. 
wieder  mehr  Eigenthum  an  sachlichen  Productions- 
mitteln,  damit  Gelegenheit  zu  neuem  Privaterwerb  oder  zur 
Einrichtung  gebührenartiger  Zweige;  oder  man  sucht  ausser- 
ordentliche Hilfsquellen  zu  eröffnen  und  behandelt  deren  Ertrag 
als  regelmässige  (ordentliche)  Einnahme. 

Der  erste  Weg  ist  in  einen»  besonders  wichtigen  und  inter- 
essanten Falle  im  Regalienwesen  des  späteren  Mittelalters  und 
der  Uebergangszeit  des  16.  bis  18.  Jahrhunderts  beschritten  worden, 
besonders  in  der  Form  der  gewerblichen  Monopole  im  Wohl- 
fahrts-  und  Polizeistaat  dieser  letzten  Periode.  Aehnlicbe  Tendenzen 
kehren  neuerdings  hier  und  da  wieder  unter  dem  Drange  steigenden 
Finanzbedaifs  und  bei  besonderen  Schwierigkeiten,  letzteren  durch  ge- 
wöhnliche Steuern  zu  decken  (deutsches  Tabakmonopol-  und  Brannt- 
weinmonopol-Project,  schweizerisches  Branntweinmonopol,  französi- 
sches Zündholzmonopol).  Die  Ausbildung  grosser  moderner  öffent- 
li  eher  An  st  alten  und  Unternehmungen  im  Gebiete  des  Verkehrs- 
wesens und  sonst,  welche  dann  nach  dem  privatwirthschaftlichen 
oder  nach  dem  Gcbührenprincip  verwaltet  werden,  gehört  ebenfalls 
mit  hierher,  wenn  sie  auch  zunächst  und  zumeist  allgemeine  volks- 
wirtschaftliche, nur  nebenbei  finanzielle  Zwecke  verfolgt,  die  aber, 
wie  bei  Staatsbahnen,  Post,  nicht  unwichtig  werden  können.  Die 
systematische  Entwicklung  des  ganzen  Gebühren wesens  end- 
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lieh  geht  auch  mit  aus  dem  finanziellen  Streben  hervor,  die 
einmal  als  nothwendig  erkannten  gemeinwirthschaftlichen  Zwecke 
ohne  oder  mit  nur  theilweiser  Zuhilfenahme  der  Besteuerung  aus- 
ftthren  zu  können. 

Oie  Ausdehnung  des  modernen  Gebnhrenwesens  und  die  Einrichtung  neuer 
Vcrkehrsanstalton  der  gedachten  Art  (Staatseisenbahnen!)  ist  mit  einer  Cebertragung 
von  Grund-  und  Kapitaleigenthum  in  bedeutendem  Maasse  an  den  Staat  und  au  die 
Selbstvcrwaltungskürper  verbunden.  Oie  wichtigen  socialpolitischen  und  finanziellen 
Folgen  davon  sind  klar.  Alle  bezüglichen  Seiten  der  Frage  sind  in  früheren  Ab- 
schnitten dieses  Werks  aber  bereits  behandelt  worden  (Fin.  I.  Buch  3,  Hauptabschnitt  5 
und  oben  in  diesem  Bande  II,  Buch  4).  Geber  das  ebenfalls  schon  früher  (Fin.  I. 
§.  207,  210,  auch  oben  §.  25  ff,  51,  60.  64)  berllhrto  Regalienwcscn  wird  hier  noch 
ein  Wort  hinzugefugt  (§.  10S). 

Der  zweite  Weg,  die  Eröffnung  ausser  ordentlicher 
Hilfsquellen,  erscheint  in  der  Finanzgeschiehte  wieder  als  ein 
doppelter:  man  wälzt  einmal  die  Last  des  heimischen  Staats- 
Wesens  möglichst  auf  Fremde,  entweder  in  der  Form  von  Con- 
tributioneD,  Tributen,  Beiträgen  u.  dgl.  auf  sonst  wenigstens  nomi- 
nell unabhängige  Völker,  auf  „Bundesgenossen“  u.  s.  w. , oder 
mittelst  ausbeutender  Provinzialverwaltung  auf  die  dem  eigenen 
.Staate  angegliederten  Provinzen : Beides  besonders  im  Alterthum 
mehrfach  zu  einem  förmlichen  „System“  ausgebildet,  namentlich 
im  römischen  Reiche.  Sodann:  man  hilft  sich  solange  als  mög- 
lich mit  Staatsschuldenvermehrung  statt  der  erforderlichen 
Steuervermehrung,  — die  moderne  Methode,  welche  dann  im 
Fall  von  Bankerott,  Zinsreduction  u.  s.  w.  bei  auswärtigen 
Schulden  auf  die  ältere  Methode  einer  Abwälzung  der  heimischen 
Finanzlasten  auf  die  Fremde,  bei  einheimischen  Schulden 
auf  die  Ausbeutung  eines  Theils  der  besitzenden  Classen  zu  Gunsten 
des  Staats  hinauskommt  (§.  109). 

Mau  könnte  etwa  noch  als  an  einen  dritten  Ausweg  an  die  athenischen  Litur- 
giecu,  die  römischen  Aufwendungen  der  höheren  Beamten  für  Öffentliche  Zwecke, 
wie  Spiele.  Bauten  u.  s.  w.  denken.  Indessen  fallen  die  erstureu  doch  unter  den 
Steuerbegriff.  Sic  stellen  eine  Art  Extrabesteueruug  der  Reicheren  dar.  womit  sich 
der  Gesichtspunct  einer  zugleich  ehrenvollen  Leistung  für  das  Gemeinwesen  wohl  ver- 
trägt (vgl.  Böckh,  Staatshaushalt  Athens,  I.  593  IT.;  eb.  S.  700  über  die  ausserordent- 
liche Liturgie,  die  Tricrarchio,  d.  h.  diu  Büstung  und  Besorgung  der  Kriegsschiffe 
auf  Privatkosten,  aber  meist  mit  Betheiligung  des  Staats.  Fin.  III,  §.  6,  7).  Die  ädi- 
licischen  und  ähnliche  Verwendungen  in  Rom  hängen  mit  dem  Ehrenamtscharacter 
des  Beamtenthums  zusammen. 

§.  108.  — 1.  Das  Finanzregalienwesen. 

Die  Regalisirung  dient  nach  den  früheren  Erörterungen  viel- 
fach als  Beste nernngsform  und  ist  in  dieser  Hinsicht  später 
noch  besonders  zu  untersuchen. 

Auch  wenu  man  sich  früher  in  der  Praxis  und  Theorie  nicht  über  diese  Wir- 
kung eines  Regals  als  Steuer  klar  war,  so  ist  dieselbe  im  pH  cito  in  der  Verwaltung 
der  Regalien,  besonders  der  sogenannten  gewerblichen  (Finanzmonopole)  regelmässig 
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beabsichtigt  gewesen  und  auch  wirklich  ciiigetreten.  Denn  bei  der  Selbstverwaltung: 
wie  bei  der  Verpachtung  dieser  Regalien,  bezw.  Monopole  war  die  leitende  Rieht- 
schnür,  die  Preise  der  Producte  in  der  Art  der  Monopolpreise  entweder  höchstmöglich 
anzusetzen,  d.  h.  so  hoch,  dass  die  Verwaltuug  den  grössten  Gcsainintgewinn  bezog, 
oder  doch  über  den  Preis  des  freien  Verkehrs.  In  dem  harten  System  des  Salz- 
rcgals  trat  dies  gerade  im  letzten  Jahrhundert  des  ancien  regirne  deutlich  hervor 
(Frankreichs  gabelle!  Fin.  III,  §.  03).  Der  Zweck  der  Kcgalisirung  oder  Monopoli- 
sirung  war  darauf  gerichtet,  durch  Ausschluss  der  Concurrenz  anderer  Producenten 
dies  zu  ermöglichen.  Der  Gewinn  sollte  so  über  die  Höhe  des  gewöhnlichen, 
freien  Gewcrbsgewinns  gesteigert  werden.  Dies  wurde  auch  regelmässig  erreicht,  und 
dieses  Plus,  dieser  dem  Vorrecht  oder  Ausschlussrccbt  zu  verdankende  Extra- 
gowinn  ist  Steuer.  Selbst  wenn  beim  Ansatz  der  Preise  der  Monopolartikel  auf 
eine  gewisse  Schonung  der  Consumonten  Rücksicht  genommen  und  die  Preise, 
welche  ohne  eigenen  Nachtheil  des  Fiscus  etwa  noch  hätten  gesteigert  werden  können, 
absichtlich  unterhalb  des  möglichen  Maximums  gehalten  wurden , wie  wenigstens 
neuerdings  vielfach  auch  beim  Salzregal,  so  sollte  doch  der  Monopolpreis  hoch 
genug  bleiben,  um  einen  Extragcwiun  erzielen  zu  können,  welcher  immer  noch 
als  Steuer  erscheint. 

Insofern  kann  die  Finanzregalisirnng  allerdings  nicht  als  ein 
Ausweg  bezeichnet  werden,  den  man  zur  Vermeidung  der 
Besteuerung  beschritt. 

Bei  allen  Regalien  mit  wirklicher  Stouerwirkung  — also  mit  Ausschluss  der 
Regalien  im  eigentlichen  Geb  Uhren  gebiete,  wo  die  Regalisirung  wesentlich  nur  dazu 
dient,  die  Vornahme  der  Leistungen  durch  den  Staat  zu  erleichtern  und  die  gute 
Beschaffenheit  dieser  Leistungen  zu  verbürgen,  wie  jetzt  bei  der  Post,  — ist  diese 
Steuerwirkung  so  sehr  das  die  Sacho  Charactcrisircndc  und  regelmässig  auch  das 
practisch  Wesentliche,  dass  die  Auffassung  der  betreffenden  Einnahmen  als  Steuern 
wohl  richtig  ist  und  demgemäss,  nach  den  früheren  genaueren  Erörterungen  im  ersten 
Bande,  die  Behandlung  dieser  Einnahmen  im  finanzwisseuschaftlicben  System  in  die 
Steuerlehre  gehört  tFiu.  I,  §.  210,  211.  Anders  Iiau,  der  die  „Einkünfte  aus 
lloheitsrechtcn“  inclusive  der  gewerblichen  Fiuanzregallen . wie  Salz,  Tabak,  als 
selbständige  Einnahmeart  neben  den  Privatcnverb,  die  Gebühren  und  die  Steuern 
stellte.  Und  selbst  neuerdings  noch  Roscher,  Fin.,  §.  31,  32,  Tabak-  und  Salzregal 
unter  den  „Handels-  und  Industricgescbäften  des  Staats“.  S.  im  Allgemeinen  auch 
für  das  Geschichtliche  ltoscher's  Finanzregalien). 

Hiermit  steht  es  aber  nicht  in  Widerspruch,  einen  gemischten 
Ökonomischen  und  rechtlichen  Character  der  Gesammteinnahme 
aus  einem  geblihrenartigen  und  steuerartigen  Regal  anzuerkennen: 
ein  Theil  des  Reinertrags  ist  pri vatwirthsc haftliches  Ein- 
kommen für  den  Staat  als  Rechtssubject  der  betreffenden  Unter- 
nehmungen, vornemlich  Zins  und  Rente  aus  Kapitalien  und  Grund- 
besitz, auch  Gewerbsgewinn,  überhaupt  Unternehmergewinn.  Auch 
ist  es  bei  der  Einrichtung  und  Fortführung  eines  Finanzregals  der 
mehr  oder  weniger  klar  bewusste  Zweck,  vermittelst  der  Re- 
galisiruug  zugleich  solches  privatwirthschaftlichc 
Einkommen  dem  Staate  zu  übertragen. 

Es  ist  gelegentlich  selbst  die  Idee  vertreten  worden,  dass  dies  die  Hauptsache 
oder  sogar  die  alleinige  Wirkung  des  Regals,  bez.  Monopols  sei,  z.  B.  beim  Tabak- 
monopol, wobei  also  die  Steuorwirkuug  ganz  verkannt  oder  nur  als  geringfügig  erachtet 
wird.  Diese  Auffassung  war  z.  B.  deutlich  bei  Fürst  Bismarck  in  den  Reichstags- 
debatten von  1878  über  die  Tabakbesteuerung:  die  socialistische  Identilicirung  von 
Steuer  und  kapital-  und  Unternehmergewinn.  Das  ist  einseitig,  aber  doch  mehr  that- 
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sachlich,  als  unbedingt  principiell  unrichtig.  Jedenfalls  sind  es  solche  Auffassungen, 
welche  geschichtlich  in  der  Entwicklung  der  l’inanzrcgalien  mitwirkten  und  auch  heute 
noch  bei  ihrer  Empfehlung  mitspielon.  Für  das  richtige  Ycrstäiidniss  des  Zusammen- 
hangs solcher  Finnnzfragen  und  speciell  der  Entwicklungsgeschichte  der  Einnahmen 
mit  der  Organisation  der  Volkswirtschaft,  mit  der  Eigenthuins-  und  Erwerbsorduung 
und  mit  der  Vertheilung  des  Eigenthums  an  Productinnsmitteln  unter  Privat-  und 
öffentlichen  Wirtschaften  sind  auch  solche  einseitige  Auffassungen  beachtenswert. 
Der  richtige  Kern  darin  ist  aber  von  allgemeiner  Bedeutung  für  das  Yerstiindniss  der 
Finanz-  und  Stonergeschichte  und  der  Geschichte  der  Volkswirtschaft. 

Soweit  jene  älteren  Finanzregalien  wirklich  vorwiegend  oder 
allein  finanziellen  Zwecken  dienten,  bildet  ihre  Entwicklung  den 
L’ebergang  von  der  älteren  vorherrschend  domanialen 
zu  der  neueren  Periode  vorherrschender  Steuerwirth- 
schaft  des  Staatsfinanzwesens. 

Die  grundherrschaftliche n Regale  entwickeln  sich  in  Verbindung  mit  ge- 
wissen Anschauungen  des  Patrimonial-  und  Feudalstaats  in  Betreit  des  ganzen  Bodens 
des  Landes.  Dio  Regalien,  welche  sich  anf  die  Benutzung  der  Gewässer  be- 
ziehen, schlicssen  sich  an.  Die  gewerblichen  Regalien  und  Finanzmonopole 
folgen  besonders  seit  dem  Hi.  und  17.  Jahrhundert,  nach  bedeutenderer  Entwicklung 
des  Gewerbewesens,  des  Volks-Einkommens  daraus.  Überhaupt  des  Verkehrs,  und  in 
Zusammenhang  mit  den  Ideen,  Rechtsansprüchen  und  bald  auch  Rechten  der  Staats- 
gewalt in  der  absolutistischen  Ucbergangsperiode  vom  Feudalstaat  zum  modernen 
Staate.  (S.  Fin.  I,  §.  23.  207,  211;  besonders  Roschers  Monographie  Uber  die 
Finanzregalien.)  Den  Einfluss  auch  der  wirthschaftlichcn,  finanziellen  und  politischen 
Theoretiker,  dann  der  Romanisten  auf  diese  Entwicklung  weist  Roscher  in  seiner 
Geschichte  der  Deutschen  Nationalökonomie  näher  nach.  (Kap.  S,  vom  Eindrängen  des 
wälschen  Regalismus,  besonders  §.  30,  S.  150.)  „In  die  deutschen  Finanzen  ist  der 
Regalismus  viel  später  und  im  Ganzen  auch  weniger  tief  cingedrungcn“  (als  in  die 
fremden).  (Eb.  S.  164.)  Es  hängt  dies  auch  mit  der  zum  ThcÜ  dem  Ständewesen  zu 
verdankenden  grösseren  Erhaltung  des  territorialen  Domaniums  zusammen. 

Die  treibende  Potenz  war  die  Entwicklung  der  öffentlichen 
Thätigkeit  des  Staats,  — ni.  a.  W.  das  Hervordrängen  der  Gemein- 
wirthschaft,  freilich  oft  neben  dem  drängenden  Bedürfnis  steigen- 
den fürstlichen  Hof-,  Repräsentations-  und  Luxusbedarfs.  Der  Weg 
der  Finanzregalien  wurde  aber  durch  den  Umstand  gewiesen,  dass 
Boden,  Kapital  und  Gewerbsthätigkeit  grossentheils  Privaten  zu- 
standen. Der  Weg  der  eigentlichen  Besteuerung,  welcher  aller- 
dings ungefähr  gleichzeitig  mit  dieser  Entwicklung  der  Regale  auch 
immer  mehr  und  immer  consequenter  beschritten  wurde,  bot  für  die 
Deckung  des  ganzen  erforderlichen  Mehrbedarfs  gewöhnlich  noch 
zu  viel  Schwierigkeiten,  politischer  wie  technischer  Art,  so  dass 
seine  Betretung  nicht  ausreichte. 

Die  besonders  für  directc  Steuern  erforderliche  Mitwirkung  der  Stände,  die 
Opposition  der  bevorrechteten  Stände,  die  Privilegien  der  letzteren  in  Bezug  auf 
Steuerfreiheit,  das  Festhalten  an  veraltoten,  ungleichmäßigen  Repartitionsmaassstäbun. 
die  Autonomie  der  Städte  und  deren  Zoll-  und  ähnliche  Privilegien  mehr;  namentlich 
aber  auch  die  eigentlich  steuertechnischen  Schwierigkeiten  bei  der  Anlegung  directer 
und  indirecter  Steuern,  welche  mau  aus  Mangel  an  Erfahrungen,  an  tüchtigen  Beamten 
und  bei  der  allgemeinen  Unvollkommenheit  des  Behördcnwescns  noch  nicht  zu  Über- 
winden wusste;  ferner  die  Consumtionsverhältnissc  der  Bevölkerung,  besonders  der 
unteren  Classen,  welche  die  Erhebung  allgemeiner  Verbrauchsabgaben  reichlichen 
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Ertrags  nur  erst  tlieilweise  gestatteten,  u.  A.  bei  noch  wenig  entwickeltem  Cotonial- 
waareneonsum  auch  die  Einfuhrzölle  noch  nicht  ergiebig  machten,  — dies  Alles  hemmte 
vom  16.  bis  18.  Jahrhundert,  hier  mehr,  dort  weniger,  die  genügende  Entwicklung 
der  eigentlichen  Besteuerung. 

Uni  so  mehr  half  man  sich  durch  das  Finanzregalsystem, 
später  besonders  durch  die  gewerblichen  Regale  und  Finanzmono- 
pole,  Gestaltungen,  welche  ohnehin  der  bevormundenden  Wirth- 
schafts-,  besonders  der  Gewerbepolitik  und  der  allgemeinen  inneren 
Politik  des  sich  emporringenden  absolutistischen  Staats  und  des 
Wohlfahrts-  und  Polizeistaats  entsprachen. 

Durch  Uoberlassung  der  Ausnutzung  der  Regale  an  Dritte  gegen  Abgaben  oder 
durch  Verpachtung  der  Finanzmonopole  überwand  man  die  Schwierigkeiten,  weiche 
sich  aus  der  Unvollkommenheit  der  Staatsverwaltung  ergaben.  Mehr  und  mehr  bildeten 
sich  aber  dann  diese  Regalien  zu  Formen  der  Besteuerung  aus.  z.  B.  die  Ab- 
gaben beim  Bergregal  zu  Bergwerksteuem , die  Fiuanzmonopole.  z.  B.  das  Salz-,  das 
Tabakmonopol  zu  Formen  der  indirecten  Verbrauchsbestenerung  u.  s.  w.  In  dieser 
Hinsicht  werden  wir  den  Regalien  spSter  in  verschiedenen  Abschnitten  der  Steueriehre 
wieder  begegnen. 

Hier  genügt  es,  die  wichtige  Stellung  characterisirt  zu  haben, 
welche  die  Finanzregalien  in  der  Entwicklungsgeschichte  des 
Finanzwesens  der  neueren  Völker  einnehmen.  Indem  sie  sich 
zwischen  die  domaniale  und  die  reine  Steuerperiode  schieben, 
vereinigen  sie  Elemente  beider,  daher  des  Privaterwerbs  und  der 
Steuer,  letzteres  später  immer  mehr,  in  sich.  Sie  sind  aber  stets 
zugleich,  wenn  auch  zunächst  finanziellen  Zwecken  dienend,  von 
bemerkenswerthem  Einfluss  auf  die  Organisation  der 
Volkswirt hschaft  und  auf  die  Rechtsordnung  und  die 
Verthcilnng  des  Eigenthums  an  Productionsmitteln, 
daher  auf  das  private  Erwerbsleben.  Denn  in  ihnen  liegt 
implicite  zugleich  der  Versuch,  theils  hemmend,  theils  rück- 
bildend  in  die  Entwicklung  rein  privatwirthschaftlicher  Organi- 
sation der  Sacbgtlterproduction  und  in  den  damit  zusammenhängen- 
den Ucbergang  alles  Rodens  und  alles  Materialkapitals  in  das 
volle  Privateigenthum,  aller  Besitzrente  und  Unternehmergewinne  in 
das  Einkommen  von  Privaten  cinzngreifen.  Insofern  enthält  in  der 
That  jedes  Regal  und  Finanzmonopol,  neben  seinen  finanziellen, 
besonders  seinen  Steuerwirkungen,  „ein  gutes  Stück  Principienfrage“ 
(Piers tor ff)  für  die  volkswirtschaftliche  Organisation  und  für 
die  allgemeine  wirtschaftliche  Rechtsordnung,  besonders  für  die 
Eigenthumsordnung:  ein  selten  genügend  beachteter  Zusammenhang. 
M.  a.  \V.  die  Regalisirung  ist  bei  ihrer  ersten  Einführung  eine 
Form  der  Entziehung  von  Privateigentum  an  Productionsmitteln 
und  von  dem  damit  verbundenen  Einkommen  aus  Renten  und  Ge- 
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werbsgewinn  zu  Gunsten  gemeinwirthschaftlieher  Entwicklung;  bei 
ihrer  Fortdauer  wird  die  Regalisirung  ein  rechtlicher  Vor- 
behalt von  Eigenthum  an  Productionsmitteln  und  von  daraus 
fliessendem  Einkommen  fllr  den  Staat  zu  Uugunsten  der  privat- 
wirthschaftlichen  Entwicklung,  daher  auch  des  Privatkapitals. 

Deshalb  auch  die  Feindschaft  der  Smithischen  Nationalökonomie  gegen  die 
Regalien,  denn  diese  stemmen  sich  den  ..wirthschaftsfreiheitlichen"  Forderungen  der 
Schule  und  der  „liberalen  Periode"  mächtig  entgegen.  Achnlich  dio  principielle 
Opposition  der  deutschen  Liberalen,  namenüich  der  Fortschrittspartei,  gegen  die  deut- 
schen Monopolprojecte:  folgerichtig  von  dem  social-  und  wirthschaftspolitischen 
Standpuncte  dieser  Politiker  aus. 

§.  109.  — 2.  Ausserordentliche  Hilfsmittel  zur  Deckung 
ordentlicher  Ausgaben  (§.  107). 

Die  Ausführung  grosser  öffentlicher  Ausgaben  des  Staats  ohne 
entsprechende  Zuhilfenahme  der  Besteuerung  ist  eine  so  bemerkens- 
wertbe  geschichtliche  Thatsache,  dass  der  zweite  der  oben  er- 
wähnten Answege,  die  Benutzung  ausserordentlicher  Hilfsmittel,  doch 
auch  in  der  Finanztheorie  beachtet  werden  muss. 

Die  erste  Form,  im  Wesentlichen  also  das  System  der 
Ueberwälzung  der  einheimischen  Staatslasten  auf  die 
Fremde,  erscheint  nach  unseren  heutigen  politischen,  sittlichen 
und  rechtlichen  Anschauungen  freilich  vielfach  fast  ähnlich  ver- 
werflich wie  etwa  das  Institut  der  Unfreiheit.  Die  ökonomischen, 
socialen  und  finanziellen  Folgen  solcher  Verhältnisse  wollen  deshalb 
aber  doch  in  ihrer  Bedeutung  unbefangen  geprüft  werden. 

Sie  sind  in  so  wichtigen  weltgeschichtlichen  Beispielen,  wie  etwa  im  Tribut- 
system des  athenischen  Staats,  „der  bei  Weitem  bedeutendsten  Einnahme  des- 
selben“ (Böckb),  oder  vollends  in  der  provinzialen  Ausbeutung  des  rö mischen  Staats 
bedeutsam  genug  (Marquardt,  römische  Staatsverwaltung  II,  175  tf.)  Konnte  doch 
dank  diesem  System  und  trotz  der  ungeheueren  Staatsthätigkeit , ja  der  förmlichen 
Ernährung  und  Unterhaltung  des  ärmeren  Theils  des  römischeu  Volks  durch  den  Staat, 
der  römische  Burger  und  bald  ganz  Italien  von  directen  Steuern  im  Wesentlichen 
Jahrhunderte  lang  befreit  bleiben.  (S.  Fin.  III.  S.  24.  Marquardt,  S.  171  ff.)  Nicht- 
erhebung des  Burgcr-Tributum  seit  167  vor  Christus,  gleiche  Steuerfreiheit  für  ganz 
Italien  seit  89  vor  Christi.  So  Marquardt  mit  Savigny,  Huscbke,  Kudorff, 
Hoinmson  u.  A.  m.  Anderer  Ansicht  Walter  und  namentlich  Rodbertus  in 
Hildubrand  's  Jahrbüchern,  der  zu  wesentlich  anderen  Resultaten  gelangt.  Nach  ihm  ist 
das  BUtgertribut,  nach  allerdings  länger  bestandener  gänzlicher  Steuerfreiheit  der 
Römer,  im  Jahre  711  d.  St  (43  v.  Chr.)  wieder  eingeftthrt  worden.  (Zur  Geschichte 
der  Tributsteuorn,  besonders  Jahrbücher  IV,  408  ff.)  Aui  Ende  des  3.  Jahrhunderts 
nach  Christus  wurde  das  Provinzialtributum  in  ganz  Italien  eingeführt.  (Geber  die 
Getreidevertlieilung  und  deren  Kosten  s.  u.  A.  Marquardt,  II,  106  ff.) 

Auch  im  Mittelalter  und  iu  der  Neuzeit  haben  wenigstens  zu  Zeiteu  solche 
Verhältnisse  nicht  gefehlt  und  Tribute  bosiegter  Völker,  Abgaben  unterworfener  Neben- 
länder u.  dgl.  immer  wieder  die  practisch  - finanzielle  Bedeutung  des  Vae  victis  be- 
wiesen. (Deckung  der  französischen  Kriegskosten  unter  Napoleon  I regelmässig 
durch  Contributiou  u.  s.  w.  S.  z.  B.  Uber  die  Leistungen  des  besiegten  Preussen 
an  Frankreich  Duncker,  Zeitschrift  für  Preussischc  Geschichte  1871,  auch  in  der 
Preussischen  Statistischen  Zeitschrift  1871,  S.  374.) 

A.  Wagner.  Finannrisseneshaft.  IE.  2,  And.  18 
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Am  Meisten  System  gebracht  wurde  in  solche  Beziehungen  zwischen  dem  leiten- 
den Hauptvolke  eines  Staats  und  den  abhängigen  Völkern  durch  ausbeutendc 
Colon ia Irer waltu ng,  wie  sic  im  modernen  Colonialwcscn  selten  ganz  gefehlt  hat. 
Wenn  auch  gewöhnlich  nicht  directe  Steuerbeiträge  der  Coloniecn  bezogen  wurden, 
so  fand  doch  auch  eine  finanzielle  Ausbeutung  durch  Handels-  und  Zollpolitik  des 
Mutterlands  statt  oder  die  Colonie  ward  wie  ein  grosses  Domanium  bewirtschaftet, 
wobei  es  ohne  solche  Ausbeutung  auch  nicht  abging  Ein  wichtiges  Beispiel  liefern 
noch  jetzt  die  indischen  Colonieen  der  Niederlande.  (Im  niederländischen  Budget 
fttr  lbT6  waren  an  „Zuschüssen  der  Colonialverwaltung"  veranschlagt  10.S5,  1877 
9.97  Milt,  fl.) 

Endlich  bieten  anch  solche  Verhältnisse  Aehnlichkeit,  wo  die  Verteilung  der 
Staatslasten  in  einem  grösseren  Staatsgebiete,  z.  B.  provinzenweise,  sehr  ungleich  ist. 
die  überbürdeten  Provinzen  erscheinen  hier  für  den  Betrag  der  Ueberlastung  anch 
ökonomisch  und  finanziell  zu  Gunsten  der  übrigen  ansgebeutet.  Daran  ändert  sich 
nichts,  wenn  eine  solche  Verschiedenheit  der  Belastung  auch  nicht  bewusste  Absicht 
ist,  sondern  nur  ans  den  tatsächlichen,  geschichtlich  überkommenen  Steuerverhält- 
nissen hervorgeht.  Mindestens  Sparen  solcher  Verhältnisse  finden  sich  in  den  meisten, 
allmälig  durch  Verbindung  verschiedener  Gebiete  entstandenen  Staaten,  selbst  wenn 
später  allgemeine  Steuerreformen  durchgefuhrt  worden  sind.  So  sind  z.  B.  mehrfach 
die  zufälligen  alten  Grundsteuerschuldigkeitcu  noch  in  den  neuen  Katastersystemen  mit 
berücksichtigt  worden,  selbst  in  Frankreich  (l'in.  HI,  §.  185).  Provinzielle  Aus- 
gleichung der  Grnudstener  in  Preusscn  erst  1861. 

Dem  Grade  nach  sind  natürlich  die  ökonomischen  und  finan- 
ziellen Folgen  in  diesen  verschiedenen  Fällen  verschieden,  im 
Princip  sind  sie  gleichartig:  es  werden  die  wirthschaftlichcn  Vor- 
theile und  Lasten  einseitig  zu  Gunsten  des  herrschenden  und  aus- 
beutenden und  zu  Ungunsten  des  beherrschten  und  ausgebeuteten 
Landes  und  Volkes  verschoben,  was  zeitweilig,  schwerlich  indessen 
bleibend  für  die  Gesammtentwicklung  des  ersteren  Landes  und 
Volkes  günstig  ist. 

Die  wirthschaftlichcn  Guter,  die  Arbcitsproducte,  welche  alle  solche  „Beiträge“ 
u.  s.  w.  schliesslich  darstellen,  nehmen  für  das  empfangende  Gemeinwesen  und  Volk 
ganz  oder  theilweise  — letzteres  unter  Abrechnung  der  staatlichen  Gegenleistungen, 
welche  die  tributären  Länder  von  dem  herrschenden  doch  meistens  in  mancherlei 
Form,  vor  Allem  in  „Schutz“  and  in  Gewähr  der  Rechtsordnung,  crhalton  — die 
Natur  von  „freien“  Gütern  an.  (W'ie  mit  Rücksicht  auf  solche  Verhältnisse  der 
Begriff  „freies"  und  „wirtschaftliches“  Gut  überhaupt  ein  relativer  ist,  s.  Grund- 
legung §.  9 [„sociale“  Auffassung]). 

Die  Vortheilang  des  Volkseinkommens  and  Volksvermögens  des  ganzen  be- 
treffenden Gebiets  wird  sich  dabei  gewöhnlich  sehr  zu  Gunsten  des  empfangenden  und 
zum  Nachteil  des  gebenden  Landes  gestalten.  Zugleich  wird  die  gesammte  wirt- 
schaftliche Arbeitslast  in  derselben  Weise  verschoben.  Die  Folge  ist  ein  wenigstens 
relatives  Zurückbleiben  der  Wirtschafts-  und  Culturentwirklnng,  selbst  eine  Verküm- 
merung hier,  eine  raschere  und  bedeutendere  Entwicklung  dort,  namentlich  ein 
grösserer  Aufschwung  der  eigentlichen  feineren  Gnltur,  freilich  aber  auch  cino  be- 
denkliche Vergeilung  und  Verüppigong  des  öffentlichen  und  des  Privatlebens,  vor 
Allem  unter  den  Classcn,  welche  aa  der  Spitze  des  Staats  stehen.  Überhaupt  aber 
unter  den  besitzenden  und  bisweilen  selbst  bis  herab  zu  den  unteren  Classen  des 
herrschenden  Volks.  Athen  und  Rom  sind  für  die  Glanz-  und  Schattenseiten  solcher 
Zustände  die  ewig  typischen  Beispiele.  Unverkennbare  Analoga  finden  sich  in  den 
Mutterländern  grosser  Colonialreiche  (Grossbritannien!)  und  in  Staaten  mit  systema- 
tischer Ausbeutung  der  Provinzen  (Türkei!'  auch  in  der  modernen  Welt.  Die  Folgen 
selbst  solcher  vorübergehender,  aber  wegen  ihrer  Grossartigkeit  gewaltig  einwirkender 
F.reignisse,  wie  der  „Fünf  Milliarden-Contribution“  Frankreichs  an  Deutschland,  bieton 
ebenfalls  einige  Aehnlichkeit.  (Darlegung  und  Kritik  dieser  Folgen  in  Wagner, 


jOOgle 


Ausserordentlich«  Hilfsmittel  statt  Steuern. 


2)55 

Reichsfinanzwesen,  in  HolUendorlf’s  Jahrbuch  des  Deutschen  Reichs,  III,  286  ff.  (1874). 
S.  auch  mein  Referat  über  die  Literatur  betreffend  die  französische  Kriegskostenent- 
schidigung  (Batnborger,  Sötbeer  u.  a.  tu.)  in  Hildebrand's  Jahrbüchern,  1874). 

Auf  die  Dauer  möchte  es  indessen  doch  in  der  That  kaum 
zweifelhaft  sein,  dass  die  ökonomischen,  socialen  und  finanziellen 
Folgen  solcher  Verschiebung  der  Kosten  oder  Lasten  des  heimischen 
Gemeinwesens  auf  die  Fremde  auch  für  das  empfangende  Land 
und  Volk  überwiegend  nachtheilig  sind,  die  Besteuerung  daher 
doch  den  Vorzug  verdient.  Ohnehin  ist  die  Grundlage  solcher 
Verhältnisse,  die  überlegene  Macht,  naturgemäss  eine  unsichere  und 
nicht  immer  dauerhafte. 

Die  zweite  Form  der  ausserordentlichen  Hilfsmittel  zur  Deckung 
ordentlicher  Ausgaben  ohne  Besteuerung,  dasbeständigeSchulden- 
iu  ach  en  für  „chronischeDeficite“  auch  in  der  „ordentlichen 
Gebahrung“,  verbietet  sich  mit  der  Zeit  freilich  von  selbst,  weil 
es  nicht  mehr  durchzuführen  ist.  Vom  Standpuncte  der  Finanz- 
wissenschaft und  rationeller  Finanzpolitik  muss  es  nach  den  Er- 
örterungen im  ersten  Bande  verworfen  werden  (Fin.  I,  §.  65  bis 
73,  77).  Dennoch  spielt  es  leider  in  der  Praxis  der  modernen  Welt, 
zumal  der  neuesten  Zeit,  eine  nur  zu  grosse  und  zu  verhängnis- 
volle Rolle,  selbstverständlich  nicht  im  eigentlichen  Sinne  „beständig“, 
aber  doch  verhältnismässig  längere  Perioden  hindurch. 

Bei  einigermaassen  solider  Finanzverwaltung  wird  wenigstens  die  Vermehrung  der 
Besteuerung  zum  Behufe  der  Zinszahlung  möglichst  in  gleichem  Schritte  gehen.  Aber 
selbst  dies  ist  nicht  immer  leicht  zu  erreichen  und  öfters  in  der  Finanzgeschichte 
neuerer  Staaten  lange  Zeit  hindurch  unterblieben  oder  doch  nicht  genügend  geschehen. 
Mitunter  aber  hat  es  selbst  au  ernstlichen  Versuchen  io  dieser  Richtung  gefehlt,  so 
dass  sich  bis  zu  dem  unvermeidlichen  Zusammenbruch  die  öffentliche  Schuld,  zumal 
die  Papiergeldschuld,  schliesslich  lawinenartig  vermehrte,  allerdings  meistens  in  Kriegs- 
und Revolutionszeiten,  aber  nicht  ausschliesslich,  sondern  wirklich  mit  zur  Deckung 
ordentlichor  Ausgaben,  wie  1848  ff.  in  Oesterreich,  1859  ff.  in  Italien,  in  der  Türkei, 
in  sUd-  und  mittclamericanischen  Staaten,  u.  a.  L.  in. 

Wichtigere  Beispiele  aus  der  neueren  Finanzgeschichte  sind:  Frankreich  in 
der  ersten  Zeit  der  Revolution  wahrend  der  Assiguateuwirtbschaft;  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamorica  während  des  Bürgerkriegs  1861 — 65  (s.  v.  Hock,  ameri- 
kanische Finanzen  S.  487  ff.;  eb.  S.  50 1 ff  über  das  schliesslich  ganz  zusammen- 
brcchcndc  Finanzwesen  der  sudstaatlichen  Confödcration);  Oesterreich  in  der  fran- 
zösischen Revolutionszeit  bis  1811  und  wieder  1813 — 1816  (s.  Wagner,  zur  Beschichte 
und  Kritik  der  österreichischen  Bancozettelperiode,  Tübinger  Zeitschrift  1861  und  1863, 
und  A.  Boer,  Fin.  Oesterreichs,  Prag  1877,  Kap.  1 — 8),  dann  wieder  1848 — 1868 
(s.  Wagner,  Artikel  Oesterreichs  Staatshaushalt  in  Bluntschli's  Staatswörterbuch  VII, 
ders.  Oesterreichs  Finanzen  seit  dem  Frieden  von  Villafranca  in  , .Unsere  Zeit“  1863, 
Beer  a.  a.  0.  Kap.  6 — 9);  Ungarns  Finanzen  seit  1868  (s.  Horn,  Ungarns  Finanzen. 
Wien  1874);  Italiens  Finanzen  seit  1859  bis  in  die  letzten  Jahre  (s.  Sachs.  Italie); 
Russland  besonders  im  Krimkriege  (s.  Goldmann,  das  russische  Papiergeld.  Riga 
1866,  W:agner,  die  russische  Papierwährung,  Riga  1868,  besonders  Kap.  8)  und 
wieder  im  letzten  orientalischcu  Kriege  (für  denselben  an  509  Mill.  Rubel  neues 
Papiergeld  „zeitweise“  emittirt,  zu  730  Mill.  Rubel  altem,  meist  noch  aus  dem  Krim- 
kriege herruhrenden  hinzugetreten);  Spanien,  lange  Zeit;  die  Türkei  seit  dem 
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Pariser  Frieden  von  1858  bis  zum  letzteu  Kriege  (darüber:  die  türkischen  Finanzen 
bis  1873,  Berlin  1873.  — nicht  im  Buchhandel). 

Längere  Zeit  lässt  sich  ein  solches  Finanzsystem  immerhin 
öfters  durchführen,  einmal  einfach  durch  Vermehrung  des  Staats- 
oder Bankpapiergelds,  das  uneinlösbar  geworden  und  den  Zwungs- 
curs  führt,  bis  zur  rettungslosen  Entwertung  desselben,  dann  aber 
auch  unter  leidiger  speculativer  Vermittlung  des  modernen  Bank- 
thums durch  die  Vermehrung  der  verzinslichen  Schuld. 

Der  Werth  des  Confödoratiouspapiergeldcs  in  Amerika  schwand  schliesslich  gänz- 
lich dahin.  Aber  auch  in  weniger  extremen  Fällen  erweist  sich  die  Deckung  der 
Ausgaben  mit  Papiergeld  schliesslich  unthunlich,  wenn  der  Curs  immer  mehr  weicht. 
Characteriatisches  Beispiel:  österreichische  Bancozetiel  1808 — 1811.  Die  Menge  stieg 
von  500  auf  1060  Mill.  fl.,  der  Cure  von  224  auf  800 — 960  fl.  B.  Z.  für  10O  11.  S.l 

Die  Aussicht  auf  grossen  Provisionsgewinn  und  auf  andere  materielle  und 
„ideelle“  Vortheile  ist  für  das  Bankthum  lockend  genug.  Und  die  Möglichkeit,  in 
geeigneten  Zeitpuncten  die  neuen  Staatspapierc  trotz  alles  Misscrcdits  im  Publicum, 
solbst  mit  Gewinn  gegen  den  Uekernahmscure,  abzusetzen,  stellt  sich  lange  genug 
immer  wieder  ein  oder  wird  durch  künstliche  Manoeuvrcs  hervorgerufen.  Die  Ge- 
schichte der  türkischen,  ägyptischen,  mancher  süd-  und  mittclamcrikanischen  Anleihe- 
Emissionen  auf  dem  europäischen  Markt  liefert  eine  Fülle  interessanter  Thatsachen, 
wie  solche  Staaten  ihre  öli'entlichen  Ausgaben  auch  ohne  genügende  Besteuerung  Jahre 
lang  finanziell  zu  bestreiten  wussten.  Yerhängnissvoll  ist  hier  häufig  die  Function  der 
modernen  credit-mobilicrartigen  Etfecteu-  und  Emissionsbanken,  in  neuester  Zeit  auch 
der  deutschen.  (S.  G.  Cohn  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1876  und  1877  über  die 
auswärtigen  Anleihen  an  der  Londoner  Börse,  „ein  Beitrag  zur  Lehre  vom  Unter- 
nehmergewinn“, besondere  XXXII,  414  ff.,  Uber  südamericanische  Emissionen.  Oebor 
Aegypten:  histoire  financiere  de  l'Egypte  depuis  Said  Pascha  1851 — 76,  Paris  1878.) 

Man  muss  in  solchen  Fällen  freilich  die  cigentbümliche  Lage 
berücksichtigen,  in  welche  gerade  in  unserer  Zeit  die  Staaten  der 
kleineren  und  ärmeren  Völker  versetzt  sind. 

Sie  machen  an  sich  selbst  ähnliche  Ansprüche,  wio  die  Staaten  grosser  und 
reicher  Völker,  und  werden  durch  die  internationale  Concurrenz  in  politischen,  mili- 
tärischen Dingen  und  in  Culturbestrcbungen  fast  genöthigt,  möglichst  gleichen  Schritt 
in  den  „öffentlichen  Aufwendungen“  zu  halten.  Ihre  eigene  volkswirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  ist  dazu  aber  zu  gering.  Die  unvermeidliche  Folge  ist  dann  das 
Schuldenmachcn  fast  um  jeden  Preis,  so  lange  es  geht,  namentlich  die  Aufnahme 
auswärtiger  Schulden.  Die  neuere  Finauzgeschichte  mancher  ost-  und  sudeuropäischen 
und  süd-  und  inittclamerikanischcu  Staaten  findet  hierin  teilweise  ihre  Erklärung  und 
immerhin  einige  Entschuldigung.  Letztere  gilt  freilich  nicht  auch  für  die  speculativen 
Bankhäuser  und  Actienbanken,  welche  die  schlechten  Schuldscheine  solcher  Staaten 
in  ihrem  Heimathlande  um  eines  unsoliden  Gewinns  willen  verbreiten. 

Auf  die  finanzielle  und  volkswirtschaftliche  Beurteilung  dieser 
Staatsschnldenpolitik  ist  an  dieser  Stelle  nicht  näher  einzugehen, 
ln  dem  practisch  besonders  wichtigen  Falle  der  auswärtigen 
Anleihe  sind  die  f'olgen  für  das  abborgende  Land  ähnliche  wie 
bei  der  obigen  Ausbeutung  des  Auslands  durch  Tribute. 

Zeitweilig  wird  eine  künstliche  Bluthc  erreicht,  die  aber  gewöhnlich  schon 
schlimme  Seiten  genug  zeigt,  Verschwendung  öffentlicher  Gelder  u.  s.  w.  Mit  der 
Stockung  der  Zinszahlung,  welche  letztere  oft  nnr  ans  neuen  Anleihen  bestritten  wurde, 
erfolgt  der  Zusammenbruch,  welcher  dem  weiteren  SchuMcnmachen  freilich  zunächst 
ein  jähes  Endo  macht.  Das  Ausland  hat  dann  das  Nachsehen,  einen  definitiven 
Kapitalverlust,  der  leider  zumeist  die  Mittelclassen  trifft , welche  sich  die  fremden 
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Papier«  haben  auf  hängen  lassen  oder  durch  die  Beclame  veranlasst  wurden,  sie  zu 
kaufen.  Die  Folge  ist  alsdann  gleichzeitig  eine  ungünstigere  Yertheilung  des  Volks- 
vermSgens  unter  den  ökonomischen  BerOlkcrungsclasson  des  anslcihcnden  Landes. 
Ein  besonders  charactcristisches  Beispiel  liefert  das  Schuldenwesen  der  Türkei  seit 
dem  Pariser  Frieden  von  1856  und  wiederum  Vorgänge  im  Gebiete  Americas 

F.  — §.  110.  Die  schliessliche  Nothwendigkeit 
eigentlicher  Besteuerung. 

Alle  diese  Auswege  zur  Vermeidung  der  Besteuerung  bei  einer 
Vermehrung  der  öffentlichen  Bedürfnisse  bilden  nach  dem  Voraus- 
gehenden nur  Ausnahmen  in  der  iinanzgeschichtlichen  Entwick- 
lung. Sie  können  nur  zeitweise  unter  besonderen  Umständen  be- 
schritten werden  oder  gehen,  wie  im  Fall  der  Finanzregalien,  in 
Besteuerung  über.  Insofern  tritt  schliesslich  doch  stets  die  Noth- 
wendigkeit eigentlicher  Besteuerung,  bez.  einer  Vermehrung  der 
letzteren,  ein,  soweit  nicht  etwa  grosse  neue  privatwirthschaftliche 
und  Gebührenzweige  gegründet  werden  können,  welche  dem  Staate, 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  direct  Einkommen  aus  Grund-  und  Kapital- 
eigenthum und  aus  gewerblichen  Thätigkeiten  zuführen. 

Die  Entwicklung  der  Besteuerung,  namentlich  die  That- 
sache,  dass  überhaupt  und  in  immer  grösserem  Umfange  Steuern 
eintreten  müssen,  ist  demnach  in  der  That  ursächlich  zurtick- 
zuführen  auf  die  Entwicklungstendenz  des  (zwangs-) 
gemei n w irt lisch aftlic  hen  Systems  bei  ausschliess- 
lichem oder  stark  vor  waltendem  Privateigeuthum  der 
Privatwirtschaften  an  den  sachlichen  Produetions- 
mittein  (§.  106). 

G.  — §.  111.  Die  Art  und  Weise  der  Entwicklung  der 
Besteuerung  oder  die  Ausbildung  des  practischen  Steuer- 
systems und  der  Steuerarten. 

Sie  hängt  zunächst  auch  wieder  von  der  Gestaltung  der  Volks- 
wirtschaft und  zwar  nunmehr  speciell  von  derjenigen  des  privat- 
wirthschaftlichen  Systems  ab.  Diese  Gestaltung  aber  wird  wieder 
durch  rechtliche  Momente,  die  Einrichtung  der  Privateigenthums- 
und Erwerbsordnung  und  der  ganzen  wirtschaftlichen  Rechtsordnung 
für  jenes  System  bedingt  und  steht  mit  der  Verteilung  des  Eigen- 
thums an  sachlichen  Productionsuiitteln , Boden  und  Kapital,  unter 
den  Privatwirtschaften  selbst  in  enger  Verbindung.  Davon  hängt 
dann  wieder  die  Verteilung  des  Volkseinkommens  unter  den  Privat- 
wirtschaften wesentlich  mit  ab. 

ln  Folge  dieser  Zusammenhänge  und  (Jausalverhältnisse  muss 
auf  eine  Veränderung  in  der  Gestaltung  des  privat- 
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wirthsch aftl ichen  Systems  regelmässig  eine  Veränderung 
in  der  Art  der  Besteuerung  folgen.  Bezügliche  Tendenzen  zeigt 
die  Steuerge8chicbte  auch  allgemein. 

Dies  wird  erst  unten  im  4.  Kapitel  n&ber  nachgcwicscn  werden.  Den  inneren 
Zusammenhang  zwischen  den  Veränderungen  im  priratwirthschaftlichen  System  und 
den  Arten  der  Besteuerung  hat  besonders  Rodbertus  in  seinen  Aufsätzen  zur  Ge- 
schichte der  römischen  Tributsteuern  dargelegt,  — ein  sonst  kaum  beachteter,  auch 
von  den  Historikern  gewöhnlich  übersehener  Gesichtspunct.  Kodbertus  zeigt,  wie 
die  Auflösung  der  alten  Wirtschaftseinheit  des  Oikos  durch  vermehrte  Arbeits- 
teilung bei  cintretender  freier  Concurrenz  und  beginnender  schärferer  Trennung  von 
städtischer  und  ländlicher  Arbeit  ursächlich  auf  Veränderungen  in  den  Stenern  ein- 
wirkte, Kr  fuhrt  den  Unterschied  zwischen  antiken  und  modernen  Steuerprincipien 
auf  den  Unterschied  in  den  privatwirtbschafdichen  Verhältnissen  zurück.  S.  besonders 
Hildebrand’s  Jahrbücher,  IV.  342  ff.  bis  356,  403  ff.  (wegen  der  Verbindung  von 
Fabrikation  mit  der  Rohproduction  in  derselben  Wirtschaft  ist  das  provincielle 
Bodentribut  keine  reine  Grundsteuer,  sondern  zugleich  eine  Besteuerung  des  gewerb- 
lichen Kapitalgewinns,  S.  407);  V,  137  ff.  („Verfall  des  Oikos,  Auflösung  des  einen 
sich  selbst  genügenden  antiken  Haushalts  in  eine  mehr  qualitative  Verteilung  des 
Nationalvermögens“,  unter  dem  Einfluss  des  Freihandels  bei  voller  „Ruhe  und  Ord- 
nung" in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Kaiserzeit. 
S.  139),  268  ff.,  280  if.,  291,  297,  299  ff.,  307  (nothwendiger  Hinzutritt  anderer  Steuern 
zum  Burgertribut,  als  sich  die  „produrtionswirihschaftliche  Einheit  des  Hauses“  anf- 
löste  und  das  eine  Bttrgertribut  nicht  mehr  „alle  verschiedenartigen  Vermögensbestand- 
theile  und  Erworbszweige“  traf,  S.  311),  VIII,  83  ff,  125,  387  (Beförderung  der 
localen  Scheidung  der  Rohproductions-  und  Fabrikatiousarbeiten  durch  das  zur  Blüthe 
kommende  Colonatsystem ; Einwirkung  auf  die  Besteuerung  8.  388;  besondere  höhere 
Besteuerung  des  Fabrikationskapitals  durch  ein  höheres  tributum  capitis  für  die  arti- 
tices,  S.  393,  395,  als  für  gewöhnliche  Hans-  und  Feldsclaven).  Vgl.  Fin.  III,  §.  S 
bis  10, 

Nicht  nur  in  die  Entwicklung  der  Besteuerung  überhaupt, 
sondern  auch  in  diejenige  der  St  euer  arten  greifen  ferner  die 
wirtschaftlichen  und  die  socialen  Parteiungen  mehr  oder 
weniger  entscheidend  ein.  Es  entstehen  dadurch  in  der  Präzis 
um  gewisse  Steuerarten  wirtschaftliche  und  sociale  Steuer- 
kämpfe, deren  jeweiliges  Ergebniss  dem  ganzen  Steuersystem 
oft  das  characteristische  Gepräge  aufdrUckt. 

Näber  wird  auch  hierauf  erst  später  eiuzugehen  sein.  Zur 
vorläufigen  Orieutirnng  mögen  folgende  Bemerkungen  dienen. 

Unter  dem  Einfluss  der  Entwicklung  des  privatwirthschaft- 
lichen  Systems  und  der  dabei  eintretenden  Arbcits-,  Berufs-,  Er- 
werbs- und  Besitztheilung  bilden  sich  wirtschaftliche  Inter- 
essengegensätze der  verschiedenen  Berufs-,  Erwerbs- 
und Besitzkrcisc  der  besitzenden  Classen  aus,  woraus 
Einflüsse  auf  die  Wahl  der  Steuerarten  hervorgehen. 

Dahin  gehören  namentlich  die  Gegensätze  zwischen  Grundbesitz  und  beweglichem 
Kapitalbesitz  und  zwischen  Land  und  Stadt;  zwischen  Gross-  und  Kleinbesitz  dort. 
Hansbesitz  und  Gewerbebetrieb  liier;  zwischen  Rcntenbczug  ans  Verpachtung,  Yer- 
miethnng  und  Verleihung  von  Kapital  und  selbst  erworbenem  Gewerbsgewinn ; zwischen 
Gross-  und  Kleinindustrio,  Fabrik  und  Handwerk;  zwischen  Handel  und  Gewerbe; 
zwischen  materieller  Production  und  liberalem  Beruf  (Beamte  u.  s.  w.)  und  ähnliche 
Fälle  mehr. 
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Es  ist  hier  immer  die  Veränderung  der  Arbeitsthuilung  und  der  damit 
stets  zusammenhängenden . theils  zu  ihr  führenden,  theils  wieder  durch  sie  hervor- 
gerofenen  Thcilung  der  Besitzkatcgorieen  und  Einkommenarten  mitbe- 
stimmend für  die  Arten  der  Besteuerung  und  für  die  Veränderungen  darin.  Jeder 
Ökonomische  Erwerbs-,  Berufs-  und  Besitzstand  und  jeder  daraus  hervorgehende  poli- 
tische „Stand“  sucht  die  Steuerlast  dem  anderen  Stande  zuzuw&Izcn,  indem  er  solche 
Steuerarten  begünstigt,  welche  nicht  ihn,  sondern  diesen  anderen  Stand  vorzugsweise 
treffen:  der  Städter  ist  der  ländlichen  Grundsteuer,  der  Landmann  den  städtischen 
Steuern,  der  Gewerbe-,  Kapitalrenten-,  Einkommen-,  BOrsonsteuer  u.  s.  w.  günstig. 

So  ergeben  sich  zwischen  diesen  „Ständen“  die  wirtschaft- 
lichen Steuerkämpfe , welche  einen  grossen  Theil  der  Steuer- 
geschichte der  Völker  bilden.  Diese  Kämpfe  berühren  sich  vielfach 
mit  den  eigentlich  politischen,  zwischen  den  verschiedenen  politischen 
Ständen  geführten  (§.  118  ff.)  und  mit  den  socialen  Steuerkämpfen, 
decken  sich  aber  mit  beiden  nicht  völlig.  Auch  in  Betreff  ihrer 
ist  der  enge  Zusammenhang  mit  der  Gestaltung  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems,  seiner  Rechtsordnung  für  Erwerb  und  Be- 
sitz und  seiner  Einkommen-  und  Vermiigensvertheilung  nicht  zu 
übersehen. 

Vielfach  noch  schärfer  treten  sich  die  Interessen  der  be- 
sitzenden und  der  nicht-besitzenden  Classen  gegenüber, 
was  wieder  eigen! hümliche  Folgen  für  die  Wahl  der  Steuerarten 
und  für  die  Wahl  der  Einrichtungsgrundsätze  bei  einer  Steuerart 
zu  haben  pflegt. 

I>ic  besitzen  (Ion  Classen  suchen  z.  B.  auf  die  anderen  die  Steuerlast  besonders 
in  der  Form  der  sogenannten  indirecten  Verbrauchsbesteucrung  von  Gegenständen 
eines  allgemeineren  Verbrauchs  in  der  ganzen  Bevölkerung  und  in  den  unteren  Ständen 
zu  wälzen,  sobald  diese  Kreise  in  etwas  verbesserter  Lebensweise,  namentlich  im 
Consum  von  sogenannten  Luxusnahrungsmitteln  und  Getränken,  cinigermaassen  eine 
grössere  wirthschaftlichc  Leistungsfähigkeit  zeigen.  Und  umgekehrt  tritt  mit  der 
Emancipation  der  unteren  Classen  und  der  Entwicklung  ihres  Olassenbewusstseins  bei 
diesen  das  Streben  hervor,  diese  Verbrauchssteuern  zu  vermindern,  weil  sie  die  kleinen 
Leute  relativ  schwerer  als  die  wohlhabenden  Classen  belasteten ; sowie  durch  stärkere 
Besteuerung  des  Besitzes,  durch  directe  Steuern,  progressive  Einkommensteuern,  Erb- 
schaftsteuem,  I.nxusstcuern  u.  s.  w.  der  grösseren  Steuerfähigkeit  der  besitzenden  und 
der  Classen  höheren  Einkommens  die  Steuerlast  zuzuwälzen.  Um  so  mehr  und  um  so 
bewusster  tritt  dies  Streben  hervor,  je  mehr  sielt  Privatreichthum  ausbildet  und  bei 
Einzelnen  concentrirt  und  je  mächtiger,  neben  oder  statt  eigenen  ökonomischen  Ver- 
dienst, blosse  „Speculation".  „Conjunctur“  und  „Glück“  hier  eingreifen. 

Diese  Interessengegensätze  führen  dann  zu  den  eigentlich 
socialen  Steuerkämpfen,  welche  begreiflicher  Weise  in  unseren 
Tagen  schärfer  als  noch  je  in  der  Geschichte  hervortreten,  weil 
die  unteren  Classen  durch  vermehrte  allgemeine  Bildung,  politische 
Rechte,  sociale  Theorieen  und  Agitationen  zum  vollen  Classcn- 
bewusstsein  erweckt  sind.  Auch  hier  ist  jetzt  nur  daran  zu  erinnern, 
dass  diese  Kämpfe  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung 
eben  das  Product  der  Entwicklung  des  privatwirth- 
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fjcbai'tlichen  Systems,  seiner  Rechtsordnung  und  der 
auf  dieser  Grundlage  sich  vollziehenden  Einkommen-  und  Ver- 
mögensvertheilung  sind. 

Vgl.  Schmollcr  in  Holtzendorff- Brentano  s Jahrbuch  1677,  S.  118.  Stein, 
Fin.,  4.  A.,  II,  414  ff. 


2.  Abschnitt. 

Die  Besteuerung  In  ihrer  Beziehung  zur  Inneren  politischen  Verfassung 
und  zum  politischen  Stande  wesen. 

§.  112.  Literatur.  Ein  bezüglicher  Abschnitt  fehlt  bei  ltau.  Einzelne  Be- 
merkungen passim,  z.  B.  §.  249  Note  a Bei  dum  engen  Zusammenhang  der  Ent- 
wicklung der  Besteuerung  mit  der  politischen  Verfassung  ist  ein  solcher  Abschnitt 
aber  auch  in  der  Finanzwisseuschaft  unentbehrlich.  Vgl.  Stein,  Fin.  3.  A.  „Hecht 
der  Steuer  und  Geschichte  des  Steuerwesens“  S.  310  ff.,  4.  A„  I,  402  ff,  500  ff,  5 A., 
II.  1,  36111.  Koscher,  Fin.  2.  Buch,  S.  Kapitel.  Passim  mehrfach  Vockc,  Ab- 
gaben u s.  w.;  auch  das  1.  Kapitel  des  Bands  111  meines  Finanzwerks. 

Vnracmlich  gehört  die  I.itcratur  der  (ioschichtc  des  Öffentlichen  Rechts 
und  diejenige  des  positiven  Staatsrechts  hierher,  namentlich  die  deutsche  (s.  oben 
in  §.  13  die  Citatej  : aus  jener  Geschichte  besonders  die  Entwicklung  der  Parlamente 
in  den  eigentlichen  Staaten,  der  Landständc  in  den  deutschen  Territorien,  des  parla- 
mentarischen und  ständischen  Stcuerbcwilligungsrechts  speciell.  Im  alten  Deutschen 
Reich  sind  auch  die  Wahlcapitulationen  zu  erwähnen. 

S.  z.  B.  über  die  deutschen  Verhältnisse:  Eichhorn.  Deutsche  Staats-  und 
Hcchtsgcschichtc,  5.  Aufl.  u.  A.  II,  §.  306,  III,  §.  423  ff.  (Uber  die  Entstehung  der 
landständischen  Verfassung,  Literatur  darüber  S.  227),  §.  427,  438,  IV,  §.  477  (Wahl- 
capitulation  Karl  V.,  Reichssteuern  nicht  ohne  Bewilligung  der  sechs  Kurfürsten 
aussclireibcn,  §.  537 ; §.  546,  547  (landständische  Steuerbewilligung  in  den  Territorien 
im  16.  und  17.  Jahrhundert),  §.  595,  596  (landständische  Stetterbewilligung  wird  nach 
dem  30jährigen  Kriege  durch  die  steigende  Macht  der  Landeshoheit  herabgedruckt). 
§.  616  (Verfassung  der  Deutschen  Lande  nach  Auflösung  des  Reichs).  — Walter, 
Deutsche  Rechtsgeschichte,  2.  Aufl.,  Bonn  1857,  §.  127,  269  ff , 304  ff.,  359,  366, 
370 — 372.  — ZOpfl,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  4.  Aufl.,  1872,  II.  §.  40  (besonders 
Nr.  III,  S.  220),  §.  50,  §.  54  (die  Landtage  in  den  Territorien  bis  zum  14.  Jahr- 
hundert, Uber  Steuerbcwilligung  S.  288%  §.  75.  — G.  Waitz  pa«sim  in  den  Abschnitten 
über  Finanzwesen  in  seiner  Deutschen  Verfassungsgescbichto.  besonders  II  (2.  A.  1870), 
Kap.  7 (merovingische  Zeit),  IV  (I.  A.  18611,  Kap  6 (carolingischo  Zeit),  VIII  (1878), 
Kap.  15  (9.  bis  12.  Jahrhuudert).  — K.  A.  Zachariä,  Deutsches  Staats-  und  Bundes- 
recht, 2.  A. , besonders  von  der  landstätidischen  Verfassung  der  Deutschen  Bundes- 
staaten I,  536  ff  (Literatur  daselbst);  dann  II,  474  ff.  von  den  Steuern  und  dem 
Besteuerungsrecht  in  den  Deutschen  Staaten,  besonders  über  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung dieses  Rechts  S.  479  ff.  — Aus  der  Spociallitcratur,  welche  die  Entwicklung 
der  Steuern  in  Verbindung  mit  der  des  öffentlichen  Rechts  genauer  behandelt,  s.  die 
iu  Fin.  III , S.  34  genannten  Monographieen  und  Aufsätze,  voran  G.  Sclimollcr's 
Arbeiten  (Epochen  der  preussischen  Finanzpolitik,  Jahrbuch  1877  und  in  seinem 
Jahrbuch  1885  11'.);  ferner  Kries  (Schlesien',  Hoffmann  (Finanzwesen  von  Wurtem- 
berg  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts,  Tübingen  ISiO'i,  Falke  (Kur-Sachsen),  Zeumer 
(Städtesteuem),  L.  Hofmann  (Baiern),  v.  Zakrzcwski  (die  wichtigeren  prettssi-chcn 
Reformen  der  directen  ländlichen  Steuern  im  18.  Jahrhundert,  1688),  H.  Biclfold, 
(Geschichte  des  magdeburgischcn  Steuerwesens  von  der  Reformationszeit  bis  ins 
18.  Jahrhundert.  1888'.  n.  a.  m : auch  die  Schriften  von  Hu  11  mann.  Lang,  die  Aufsätze 
von  Voek  e;  dsgl.  die  Werke  Uber  die  Geschichte  der  Landstände,  so  ünger,  Geschichte 
der  Deutschen  Landständc,  2.  B.,  Hannover  I S4  1.  u.  a.  in.  (Specialliteratur  darüber  für  die 
einzelnen  Deutschen  Staaten  hei  Za  rhariä  a a.  0.,  537  ff.).  Ueber  Proussons  jetziges 
öffentliches  Recht  der  Steuerbcwilligung  (mit  Rückblick  auf  die  alten  laudständischen 
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Verfassungen)  r.  KBnne,  preussisches  Staatsrecht,  3.  A.  I,  §.  3,  4,  §.  68—70.  Ueber 
das  geltende  Reichsfinanzrecht  v.  KBnne,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  2.  A., 
II,  1.  Abth.,  S.  05  ff.  und  der  3.  Band  von  Laband’s  Staatsrecht  des  Deutschen 
Reichs  (ders.  darüber  in  Hirtli's  Annalen  des  Deutschen  Reichs,  VI,  405).  Dog- 
matisch und  priucipiell  Uber  die  Natur  der  Steucrrcnrilligung  und  des  1‘inanzgescstzes 
Fricker,  Tttbingor  Zeitschrift  1 SOI , XVII.  636  ff,  Uber  das  positive  Deutsche  Recht 
daselbst  S.  6S1  ff  — Ueber  England  b.  tineist,  englisches  Verwaltnngsrccht  2.  A. 
I,  §.  12  (normannische  Zeit),  S.  277.  287  (magna  Charta),  S.  280,  326  ff  (reichsstin- 
dische  Zustimmung  zu  den  Steuern);  heutiges  Recht  II,  §.  62,  63,  68. 

Im  Text  bandelt  es  sich  nicht  um  die  Darstellung  des  Steuerbewilligungsrechts 
und  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  an  und  für  sich,  sondern  nur  um  die  Dar- 
legung des  Zusammenhangs  dieses  Rechts  mit  der  Entwicklung  der  Restencrung. 

I.  Die  Anordnung  der  Besteuerung. 

($.  113.  Die  Besteuerung  als  eine  Zwangsleistung  von  Sachglltern 
oder  Geld  Seitens  der  Bevölkerung  an  den  Staat,  an  die  übrigen 
öffentlichen  Körper  oder  deren  Repräsentanten  (Fürst,  Regierung, 
Obrigkeit)  erhält  ihre  formelle  Regelung  durch  die  innere 
politische  Verfassung.  Unter  letzterer  wird  hier  zunächst 
das  anerkannte  Rechtsverhältniss  zwischen  der  Staatsgewalt  und 
der  Bevölkerung  des  Landes  verstanden,  weiter  auch  die  rechtlich 
anerkannte  (politisch-)  ständische  Gliederung  der  Bevölkerung.  Nach 
dieser  Verfassung  richtet  sich  die  Rechtsform,  in  welcher  überhaupt 
eine  Besteuerung  für  „öffentliche  Bedürfnisse“  angeordnet  wird, 
aber  von  der  Verfassung  hängt  auch  der  Begriff  „öffentliches  Be- 
dürfnis “ selbst  mit  ab.  Die  Verfassung  ist  daher,  nach  der 
Organisation  der  Volkswirtschaft , ein  weiteres  entscheidendes 
Moment  für  die  Entwicklung  der  Besteuerung  und  für  die  Ge- 
staltung der  letzteren,  daher  auch  für  die  Ausdehnung  der  Besteuerung 
unter  der  Bevölkerung,  für  das  Steuersystem  und  die  Steuerarten. 
In  diesen  Beziehungen  ist  die  verfassungsmässige  ständische 
Gliederung  besonders  wichtig. 

Sucht  man  zunächst  die  ausserordentliche  Mannigfaltigkeit 
der  geschichtlichen  Verhältnisse  in  Bezug  auf  die  Anordnung 
der  Besteuerung  auf  typische  Grundzüge  zurüekzuführen,  so  lassen 
sich  deren  nach  den  maassgebenden  politischen  Verfassungen  wohl 
drei  Hauptformen  unterscheiden.  Nur  kommen  diese  Formen 
natürlich  selten  ganz  rein  zur  Erscheinung,  eine  jede  zeigt  manche 
Varietäten  und  die  eine  Form  geht  in  die  andere  öfters  Uber. 
Immerhin  tritt  aber  in  den  zu  einer  jeden  dieser  Hauptformen  ge- 
hörigen Fällen  ein  leitendes  Princip  hinreichend  deutlich 
hervor,  welches  eihe  solche  Eintheilung  zu  machen  gestattet. 

In  Kürze  lassen  sich  diese  drei  Rechtsformen  der  Anordnung 
der  Besteuerung  bezeichnen  als  „Auflegung“  der  Besteuerung 
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Seitens  der  Staatsgewalt,  als  „vertragsmässige  Regelung“ 
der  Besteuerung  zwischen  der  Staatsgewalt  (Fürst)  und  der  Be- 
völkerung, d.  h.  regelmässig  gewissen  Ständen  und  deren  Vertretern, 
und  als  „verfassungsm  äs  si  ge  Bewilligung“  der  Besteuerung 
vom  Volke  oder  von  Volksvertretungen  an  die  Staatsgewalt. 

A.  — §.  114.  Die  Auflegung  der  Besteuerung. 

Die  Verfassungen  sind  einmal  solche  mit  politischerRecht- 
losigkeit  der  Bevölkerung  gegenüber  der  Staatsgewalt.  Hier 
erfolgt  die  Anordnung  der  Besteuerung  einseitig  durch  Auflegung 
Seitens  der  Staatsgewalt  (des  Fürsten).  Die  Steuern  könnten  hier 
in  einem  engeren  Sinne  des  Worts  Auflagen  genannt  werden. 

Hierhin  gehört  die  Besteuerung  in  eigentlichen  Uespoticen,  wie  besonders 
denen  des  Alterthums  und  asiatischer  Reiche  von  Altcrsher  bis  in  die  Gegenwart 
(Tarkei).  Ferner  die  Besteuerung  in  absoluten  Monarchieen,  wie  derjenigen 
des  spätereu  römischen  Kaiserreichs  und  denen  des  modernen  Europas  nach  der 
Besiegung  der  Stände  und  der  Beseitigung  der  ständischen  Mitwirkung  bei  der  Bö- 
Steuerung  seit  .dem  IT.  Jahrhundert  bis  in  unsere  Tage  hineiD.  Partiell  hat  den- 
selben Charactcr  die  Besteuerung  politisch  - rechtloser  Provincialbevölkerung.  wie 
z.  B.  im  altrömischen  Reiche,  oder  der  Colonialbevölkerung  Seitens  des  Mutterlands. 
Dasselbe  gilt  von  der  Besteuerung  politisch-rechtloser  Volksclasscn,  neben  solchen 
Classcu,  welche  etwa  rechtlich  steuerfrei  sind,  oder  nach  einem  der  beiden  anderen 
Systeme  der  Anordnung  besteuert  werden,  z.  B.  von  der  Besteuerung  der  unteren 
Landbevölkerung  im  Unterschied  von  Adel,  Geistlichkeit  und  Städten  im  europäischen 
Mittelalter  und  in  der  Uebergangszcit  seit  dem  16.  Jahrhundert,  wenn  auch  die  häufig 
bestehende  Abhängigkeit  dieser  Landbevölkerung  .Hintersassen)  von  den  bevorrechteten 
Ständen  etwa  für  die  letzteren  wieder  zu  einer  .Mitwirkung  bei  der  Staatsbestcuerung 
ihrer  Untergebenen  geführt  hat  (.Eichhorn  H,  S.  460). 

Diese  einseitig  „aufgelegte“  Besteuerung  bringt  natürlich  leicht 
besondere  Gefahren,  der  Härte,  des  Ueberuiaasses,  der  Ungerechtig- 
keit mit  sich.  Die  schlimmsten  Missbräuche  solcher  Art  zeigt  die 
Steuergeschichtc  auch  bei  diesen  „Auflagen“  in  vielen  Beispielen 
(asiatische  Despotieen,  Einzelnes  im  französischen  ancien  rögime).  In- 
dessen sind  solche  Missbrauche  doch  nicht  unbedingt  die  nothwendige 
Folge  dieses  Systems  der  Anordnung  der  Besteuerung.  Wo  sie  beson- 
ders schreiend  gewesen  sind,  wie  in  Despotieen,  in  ausgebeuteten 
Provinzen,  ist  weniger  diese  Art  der  Anordnung,  als  der  allgemein 
mangelhafte  Rechtszustand  daran  schuld. 

In  geordneten  Staaten,  wie  sie  die  neuere  absolute 
Monarchie  darstellt,  verdankt  man  dieser  „Auflegung“  der  Be- 
steuerung sogar  manche  wichtige  Fortschritte. 

Diese  Staatsfonn  war  es  vorneinlich.  welche  in  ilon  letzten  Jahrhunderten  die 
beiden  grossen  Grundsätze  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung,  die  Allgemeinheit 
und  die  Glcichmäsaigkeit.  mehr  und  mehr  der  Verwirklichung  uäher  führte, 
wobei  nur  die  geschichtlich  überkommene  Steuervcrfassung  des  ständischen  Staats  und 
das  herkömmlich  Bestehende  hier  noch  vielfach  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  Steuer- 
freiheiten und  Privilegien  machte . welche  die  absolute  Monarchie  noch  nicht  voll- 
ständig überwinden  konnte. 
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Vgl.  Schmoller  Epochen  u.  s.  w.  S.  56  II'.,  namentlich  S.  59  Uber  den 
Generalhufenschoss,  der  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  in  Ostpreusscn  an  die  Stelle  der 
bisherigen  vom  platten  Lande  gezahlten  Steuern  trat  und  schon  damals  zu  „einer  relativ 
gerechten  gleichmäßigen  Stcuerbelegung  der  ländlichen  Wirtschaften“  führte.  (Näheres 
bei  Zakrzewski  a.  a.  0.)  Bedeutender  und  allgemeiner  noch  die  Steuerreformen  in 
Oesterreich  im  1 8.  Jahrhundert  (Karl  VI.,  Maria  Theresia,  Josef  II.,  Fin.  III,  §.40). 
Versuche  in  Frankreich,  noch  zuletzt  unter  Ludwig  XVI.  (Notabeinversammlung 
von  1787,  Fin.  III,  §.  50,  Näheres  in  Stourm,  tinances  de  l'ancien  rtgimo  etc.). 

Die  absolute  Monarchie  hat  sich  hier  auch  öfters  Verdienste  um  die  bürger- 
lichen Mittel-  und  die  unteren  Classcn  durch  die  Anbahnung  des  Grundsatzes  der 
staatsbürgerlichen  Gleichheit  erworben.  Der  ihr  oft.  wenn  auch  nicht  selten  mit 
Cebcrtreibungon,  nachgerühmte  Vorzug,  dass  sie  kein  Interesse  habe,  eine  Yolksclasse 
vor  der  anderen  zu  begünstigen,  bewährte  sich  hier.  Und  selbst  eine  gewisse  Schonung 
der  allgemeinen  Steuerkraft  ist  im  eigenen  Interesse  der  Monarchie  wohl  erfolgt. 

Anderseits  sind  wieder  in  Despotieen  und  absoluten 
Monarchien,  auch  den  „aufgeklärten“  des  18.  Jahrhunderts,  bei 
der  „Auflegung“  der  Besteuerung  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit 
und  Gleichniässigkeit  gerade  weniger  befolgt  worden,  weil  sie  in 
Widerspruch  mit  anderen  von  dieser  Staats-  und  Verfassungsform 
vertretenen  politischen  Grundsätzen  standen. 

Auch  bei  völliger  politischer  Rechtlosigkeit  des  ganzen  Volks  und  demnach  für 
alle  Classcn  fehlendem  Recht  der  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  ist  doch  gewöhn- 
lich. wenn  auch  nicht  dem  Herrscher  selbst  gegenüber,  so  doch  in  der  Bevölkerung 
eine  ständische  Gliederung  durch  Recht  und  Sitte  anerkannt  gewesen  und  hier  auch 
vom  Fürsten  geachtet  worden.  Die  höheren  Stände  wurden  bevorrechtete  und  haben 
auch  in  der  Steuorverfassuug  Befreiungen  und  Begünstigungen  erfahren,  die  eben  nur, 
zum  Unterschied  von  dem  folgenden  System  der  Anordnung  der  Besteuerung,  kein 
eigentliches  „Recht“  dem  Herrscher  gegenüber  bildeten.  Bei  der  grosson  Macht  der 
„Sitte"  auch  in  solchen  Ländern  und  bei  der  vielfachen  Interessengemeinschaft  des 
Herrschers  und  der  bevorrechteten  Stände  bedeutete  der  Mangel  eines  solchen  „Rechts" 
indessen  nicht  so  viel.  Die  Steuerbegünstigung  war  doch  von  nachhaltigem  Worth 
Unter  den  geschichtlichen  Beispielen  dieser  Anordnung  der  Besteuerung  in  der 
Form  der  „Auflegung“  Seitens  der  Staatsgewalt  allein  nimmt  neben  der  Stenervcr- 
fassung  der  modernen  Monarchie  diejenige  des  al tröm  ischcn  Reichs  in  der 
Kaiserzeit  die  Aufmerksamkeit  auch  für  die  Finanzwissenschaft  besonders  in  An- 
spruch. Diese  Steuerverfassung  nähort  sich  durch  die  allgemeine  Ausdehnung  der 
dirccten  Personal-  und  Grundsteuer  und  durch  die  Art  ihrer  Anordnung  immer  mehr 
den  Steuerverfassungen  der  orientalischen  Despotieen.  Aber  sie  verwirklichte  doch 
auch  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Glcichmässigkeit  mehr  und  mehr  und  er- 
innert mit  ihren  Katastrirungeu,  Steuerrollen  und  Erhebungsarten  an  die  Steuerreformen 
des  modernen  „aufgeklärten  Despotismus“  seit  dem  17.  und  18.  Jahrhundert,  wo  auch 
Alles  möglichst  „ rationell  “ gestaltet  wird.  Hier  wie  in  so  Manchem  ist  das  alt- 
römische  Kaiserreich  ein  Vorbild  der  modernen  Grossstaaten.  (Vgl.  Fin.  III.  §.  9,  10. 
Marquardt  II,  198  ff.  über  die  Steuerreformen  unter  Augustus.  und  217  (f.  unter 
Diocletian  und.  auch  hier  vielfach  abweichend,  Rodbertus  über  die  römischen  Tribut- 
steuern in  Hildebrands  Jahrbüchern  a.  a.  0.  Das  Streben  nach  gleirhmässigercr  Ver- 
theilung  der  Steuerlast  unter  die  einzelnen  Grundbesitzer  und  Bewohner  ist  leitendes 
Princip.  Im  Einzelnen  Vieles  unsicher,  auch  von  Rodbertus  wohl  nicht  immer  das 
Richtige  getroffen.). 

B.  — §.  115.  Die  vertragsmässige  Regelung  der  Be- 
steuerung. 

So  lässt  sich  wohl  richtig  die  Anordnung  der  Besteuerung  in 
Verfassungsznständen  bezeichnen,  wie  sic  dem  Lehens-  und 
ständischen  Patrimonialstaate  des  germanisch -romanischen  Mittel- 
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alters  eigen  waren.  Ein  öffentlich  rechtliches  Moment  in  der  Be- 
steuerung, eine  Verpflichtung  des  Volks  oder  einzelner  Stande 
Steuern  zu  leisten,  bei  nothwendigem  Bedarf,  bei  „Landesnoth“ 
und  Gefahr  fehlt  zwar  auch  hier  kaum  völlig  (Fin.  111,  §.  29). 
Bestimmte  einzelne  Verpflichtungsfalle,  wie  die  bekannten  drei  des 
Lehenrechts  (Ritterschlag  des  Sohns,  Verheirathung  der  Töchter, 
Auslösung  des  Herrn  aus  der  Gefangenschaft)  finden  sich  ausser- 
dem ziemlich  allgemein.  Aber  es  tritt  das  Alles  zurück  gegen  die 
gewisserraaassen  privatrechtliche  Auffassung  und  Behandlung 
der  Beziehungen  zwischen  der  Staatsgewalt  (dem  Fürsten)  und  dem 
Volke  und  der  demgemässen  Regelung  der  Besteuerung. 

Vgl.  Fin.  III , §.  29  IT.  über  die  Entstehung  und  Entwicklung  der  Steuerwirth- 
schaft  in  den  deutschen  Territorien,  besonders  §.  32  Uber  Wesen,  Ursprung  und  Ent- 
wicklung der  Beden  (daselbst  Literatur,  s.  besonders  Zentner  a.  a.  0). 

Die  Vermischung  des  Staats-  und  Hot-Haushaltes,  die  Verpflichtung  des  Landes- 
herrn, diese  beiderlei  Ausgaben  zunächst  aus  seinem  Domanium  und  aus  den  gebuhren- 
artigen  Einnahmen  bei  der  Ausübung  der  Hoheitsrechte,  ans  Fiuanzregalien  zu 
bestreiten  (Fin.  I,  §.  214,  213),  Hessen  eine  klare  Pflicht  zur  Steuerzahlung  nicht 
leicht  aufkommeu.  Beichen  die  gewöhnlichen  Einnahmen  aus  diesen  Quellen  nicht 
aus  oder  treten  besondere  Nothfalie  u.  dgl.,  wie  Krieg,  Gefangenschaft  des  Landes- 
herrn, ein,  so  wird  zwar  eine  Verpflichtung  des  Volks,  Steuern  zu  gewähren,  ron  der 
Staatsgewalt  geltend  gemacht  und  rom  Volke,  bez.  ron  den  Ständen  auch  in  gewissem 
Umfange  anerkannt.  Darin  liegt  das  auch  hier  mitspielendc  öll'entlich-  rechtliche 
Moment,  welches  daun  in  weiterer  Entwicklung  zu  der  dritten  Anordnungsform,  der 
rerfassungsmässigen  Bewilligung,  geführt  hat  Aber  sogar  in  Zeiten  der  Kriegsnoth. 
wo  bei  deutlich  mit  vorhandenem  Interesse  des  Volks,  bez.  der  Stände  selbst  noch 
am  Ersten  dieser  öffentlich-rechtliche  Character  der  Besteuerung  hervortritt,  erfolgt 
doch  die  Anordnung  der  letzteren  zwischen  der  Staatsgewalt  einer-  und  den  Ständen, 
dem  Adul,  der  Geistlichkeit,  den  Städten  andererseits  wie  in  einem  freien  Vertrage, 
und  vollends  in  anderen  Fällen,  wo  es  sich  mehr  um  dio  Deckung  normaler  Ausgaben 
oder  unbestritten  um  fürstliche  Angelegenheiten,  z.  B.  um  Tilgung  und  Verzinsung 
von  Schulden  handelt  — deren  Aufnahme  im  oder  mit  im  Laudcsintercsse  etwa  nur 
ein  Motiv  der  Sleuerforderung  abgiebt  — wird  wie  zwischen  zwei  freien  Vcrtrag- 
scbliesscndun  Uber  die  Gewährung  der  Steuer  zwischen  dem  Landesherrn  und  den 
Ständen  verhandelt. 

So  wird  ausdrücklich  eine  Verpflichtung  der  Stände  zur  Steuerbewilligung  ab- 
gewiesen. die  Steuer  nur  als  Zeichen  des  guten  Willens  hingestellt,  dies  Rechtsver- 
hältniss  und  diese  Auffassung  auch  vom  Laudesherrn  anerkannt  und  für  die  Steuer 
gedankt.  Die  Steuer  wird  nach  Umfang.  Art,  Zeitdauer  genau  bestimmt  und  als  vor- 
übergehende Maassrcgcl  bezeichnet.  Bedingungen , wie  Bestätigung  von  Rechten. 
Gewährung  von  Privilegien  und  Freiheiten,  werden  gestellt  und  zugesagt,  Versprech- 
ungen ausbedungen.  Der  Zweck  wird  festgesetzt,  wenigstens  im  Allgemeinen,  wenn 
auch  der  Ertrag  der  einmal  bewilligten  Steuer  nach  dem  für  dio  Ausgabenverwaltung 
bestehenden  Finanzrecht  der  Zeit  dem  Fürsten  mitunter  ohne  weitore  Controle  zu  ver- 
wenden überlassen  wird. 

In  Allem:  tler  Vcrtragsgesichtspunct  des  do  ut  des,  keine 
Identität  zwischen  Staats-  und  Volksinteresse  nnd  keine  eigentlich 
rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuerleistung  behufs  Deckung  des 
ganzen  Finanzbedarfs. 

Einzelne  Beispiele  aus  Brandenburg  1342,  Salzburg  1327,  Oborbaicrn  1302, 
1307  bei  Rau.  Fin.  I,  Note  a zu  §.  249.  — Eichhorn  II,  §.  306  (besonders  Ober 
dio  Bete),  III,  §.  426,  IV’,  547.  Ueber  den  Begriff  „Bede"  oder  „Bitte"  s.  besondor* 
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Zoumer  a.  a.  0.  S.  36  ff.;  von  „bitten"  herrUbreud,  früh  mit  Steuer  identisch,  auf 
den  Ursprung  der  Besteuerung  in  den  Territorien  hinweisend  (die  Ableitung  des  Worts 
von  bieten,  gebieten,  bei  Lang,  oder  von  Bäte,  gleich  Hilfe,  bei  Möser,  Ist  auf- 
zugeben), lateinisch  precaria,  precatio,  precatura,  petitio,  s.  Waitz,  Verfassungs- 
geschichte  VIII,  394  ff. , Kin.  III,  §.  32.  — Besonders  lehrreich  sind  die  Verhand- 
lungen in  Sachsen,  bei  Falke  a.  a.  0.,  und  in  Schlesien,  bei  Krios  a.  a.  0-, 
z.  B.  Kries  S.  5,  23  ff.  (die  Biersteuer  von  1546  soll  nach  Ablauf  der  bestimmten 
Zeit  „ganz  todt  und  alle  sein“),  wo  die  Belege  für  die  leitenden  Grundzuge  der  Ge- 
staltung im  Text. 

Die  politische  Voraussetzung  einer  solchen  Anordnung 
der  Besteuerung  war  ein  noch  wenig  entwickeltes  Staalsleben,  daher 
ein  geringer  Finanzbedarf.  Die  ökonomisch-finanzielle  Vor- 
aussetzung war  das  Vorhandensein  anderer  Einnahmen,  aus 
Domänen  u.  s.  w. , Gebühren,  Regalien,  welche  wenigstens  für  ge- 
wöhnlich in  der  Hauptsache  ausreichten. 

Au  einzelnen  Hinnahmen  eigentlichen  Steuercharacters , welche  von  dieser  ver- 
tragsmäßigen Gewährung  unabhängig  waren,  hat  cs  dabei  auch  nicht  immer  gefehlt: 
ältere  feste  Steuern  vom  Grund  und  Boden,  vom  Hause,  welche  ein  für  allemal  zu 
leisten  waren  und  als  eine  Verpflichtung  von  Altcrsher  anerkannt  wurden,  aber  welche 
hinaus  dann  aber  um  so  weniger  eine  Steuerpflicht  bestand,  ältere  Zölle  u.  dgl.  m. 

Im  Einzelnen  sind  die  Verhältnisse  manchfach  verschieden, 
der  ganze  mittelalterliche  Reichthum  an  individuellen  Gestaltungen 
tritt  auch  hier  hervor,  aber  das  Frincip  ist  überall  ziemlich  dasselbe. 

Je  nach  der  Stellung  des  Königthums  zum  Land  und  Volk, 
nach  der  Entwicklung  des  Lehenswesens  und  der  Ausbildung  mehr 
oder  weniger  selbständiger  Territorialherrschaften  aus  dem  ursprüng- 
lichen Patrimonialgebiet  und  dem  damit  verwachsenden  Lehens- 
gebiet finden  sich  weitere  Unterschiede  nach  Land  und  Zeit.  Der 
Uebergang  zur  dritten  Anordnungsform  der  Besteuerung,  zur  ver- 
fassuugsmässigen  Steuerbewilligung,  gestaltet  sich  danach  ver- 
schieden. Die  Reichs-  und  Landessteuern  erhalten  früher  und  deut- 
licher den  öffentlich-rechtlichen  Charaeter  aufgeprägt,  als  die 
Territorialsteuern.  Jene  werden  aber  auch  namentlich  in  Deutsch- 
land mit  dem  Verfall  der  Reichsgewalt  unwichtiger,  letztere  mit 
der  Ausbildung  und  Verselbständigung  der  Territorialherrscbaften 
immer  wichtiger  und  häufiger,  so  dass  bei  ihnen  jenes  vertrags- 
mässige  Feilschen  um  die  Gewährung  der  Steuern  practisch  er- 
klärlich wird. 

§.  116.  Besonders  chai  acteristisch  erscheint  diese  zweite  Form 
der  Anordnung  der  Besteuerung  im  Steuerwesen  der  deutschen 
Territorien.  Hier  entwickelt  sich  im  engen  Zusammenhang  mit 
den  Bedürfnissen  und  fürstlichen  Gesuchen  nach  Steuern  und  mit 
den  Verhandlungen  darüber  die  landständische  Verfassung. 
Anfänglich  und  in  manchen  einzelnen  Fällen  noch  bis  ins  17.  und 
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18.  Jahrhundert  hinein  zeigt  sich  hier  deutlich  das  geschilderte 
Verhältnis  der  vertragsmässigen  Regelung  der  Steuern,  zu  deren 
Bewilligung,  wenn  überhaupt,  so  nur  sehr  unbestimmt  eine  Art 
öffentlich-rechtlicher  Verpflichtung  anerkannt  wird. 

Nur  soweit  es  sich  in  den  Territorien  um  reichs-  und  kreisverfassungsmässige 
oder  nuf  den  Reichstagen  bewilligte  Stenern  handelt,  wird  in  Allgemeinen,  wenn 
auch  mit  manchen  Weiterungen,  eine  solche  Verpflichtung  Seitens  der  Landstände 
zugegeben  und  besteht  sie  auch  wenigstens  formell  nach  dem  Reichsrecht.  (Eich- 
horn IV,  §.  537,  547;  Zachariä  II,  §.  219,  S.  482.  483.)  Der  Haupttheil  der 
sogenannten  nothwendigeu  Steuerndes  älteren  Reichsrcchls.  (Zachariä,  §.221.) 
Bei  der  Schwäche  der  Rcichsgewalt,  der  Verwiekcltheit  und  Strittigkeit  des  Rcicbs- 
rechts,  der  oftmaligen  Renitenz  der  LandcsfUrsten  und  städtischen  Obrigkeiten  selbst 
— so  z.  B.  machen  in  Sachsen  die  Stände  Schwierigkeiten,  selbst  die  Türkensteuor 
in  der  Form  des  „gemuinen  Pfennigs“  zu  zahlen,  weil  ihr  Kurfürst  diese  Hilfe  nicht 
selbst  mitbewilligt  habe  (Falko,  Tübinger  Zeitschrift  B.  31  S.  117)  — hatte  diese 
öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  auch  in  diesen  Fällen  nicht  immer  die  erforderliche 
practischc  Bedeutung.  Om  so  weniger  aber  wurde  darüber  hinaus  für  die  eigent- 
lichen Territorial-  und  für  die  landesherrlichen  Bedürfnisse  eine  Verpflichtung  zur 
Stcuerbewilligung  cingcräumt,  wenn  cs  auch  nach  der  Landesverfassung  gewöhnlich 
einige  dann  speciell  sogenannte  nothwendige  Steuern,  wie  z.  B.  die  allgemeine 
Fräulein-  oder  Prinzessinsteuer  für  die  Ausstattung  sich  vermählender  fürstlicher 
Töchter,  gab.  Die  übrigen  Steuern  für  die  Landesbedürfnisse  waren  daher  sogenannte 
„freiwillige“.  (Zachariä  II,  499.)  Für  sie  hat  sich  jene  vertragsmässige 
Regelung  zwischen  Fürst  und  Ständen  länger  erhalten.  — In  England  nach  der  magna 
Charta  Zustimmungsrecht  sämmtlicher  Krön  Vasallen  zum  „Lehenhilfsgeld“,  anxilium, 
mit  Ausnahme  der  drei  genannten  herkömmlichen  Ehren-  und  Nothfällc  (Gneist  I. 
280).  — Noch  nach  dem  30jährigen  Kriege  war  in  Deutschland  das  Streben  nach 
reichsgesetzlicher  Anerkennung  eines  unbeschränkten  Besteuerungsrechts  der  Landes- 
herrschaft, wonach  die  Landstäudc  und  Untcrtlianun  auch  die  Mittel  zur  Bestreitung 
der  eigentlichen  Landesausgaben  in  grösserem  Umfang  auf  Begehr  darzubringen  schuldig 
sein  sollten,  nicht  durchzusetzen.  Der  Kaiser  verweigerte  einer  bezüglichen  Aus- 
dehnung des  Reichsabschieds  von  1654  §.  180  in  einer  Resolution  von  1671  seine 
Zustimmung.  (S.  darüber  Eichhorn  IV',  §.  547,  Zachariä  II,  §.  219  S.  485.) 

Erst  mit  dem  immer  weiteren  Verfall  des  Reichs  und  dem 
Uebergang  von  Ötaatsfnnctionen  von  ihm  auf  die  Territorien,  mehr 
noch  mit  der  unvermeidlichen  Ausdehnung  der  öffentlichen  Tbätig- 
keit,  welche  die  Folge  der  Entwicklungen  vom  15.  bis  17.  Jahr- 
hundert und  namentlich  von  der  Mitte  des  letzteren  an  (nach  dem 
dreissigjährigen  Kriege)  war  und  den  Finanzbedarf  ungemein 
steigerte,  tritt  das  öffentlich-rechtliche  Moment  in  der  Besteuerung 
vor  jenem  privatrechtlichen  Moment  immer  mehr  hervor.  Damit 
kommt  die  dritte  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  zum 
Durchbruch. 

Aber  wio  die  deutschen  Territorien  überhaupt  doch  bis  zum  Untergang  des 
Reiclis  noch  immer  nicht  ganz  volle  Staaten  geworden,  so  blieb  auch  der  land- 
ständischcn  Steuerverfassung,  wo  dieselbe  nicht  der  fürstlichen  Omnipotenz  gewichen 
war,  etwas  von  dem  alten  Character  gewahrt.  Dio  Besteuernng  war  auch  in  der 
Theorie  der  deutschen  Cameralisten  des  17.  und  selbst  des  18.  Jahrhunderts  immer 
noch  eine  anomale,  eine  Ausnahme  bildende  Einnahmcart  und  in  der  landständischen 
Praxis  nicht  minder,  obwohl  sie  meistens  schon  regelmässig  bestand  und  die  Be- 
willigung auf  Zeit  immer  mehr  zu  einer  Formalität  herabsank.  Vgl.  Fin.  1,  §.  23,  24 
(u.  A.  über  Bodin,  v.  Seckendorff,  v.  Justi).  So  sagt  z.  B.  Justi  (System  des 
Finanzwesens,  Halle  1766,  S.  349,  350),  allerdings  wesentlich  aus  einem  poli tische n 
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Siamipuucte  urtlieileud : Abgaben,  Steuern,  Schaumigen  sollten  dem  Fürsten  nicht  auf 
beständig,  sondern  nnr  jährlich  bewilligt  werden.  Sie  seien  deshalb  „itn  eigentlichen 
und  ursprünglichen  Verstände1,  nicht  zu  den  ordentlichen  Einkünften  des  Staats 
zu  rechnen. 

Auch  noch  in  manchen  anderen,  Übrigens  in  den  verschiedenen 
Territorien  öfters  verschiedenen  und  im  Laufe  der  Zeit  sich  ver- 
ändernden Einzelheiten  der  älteren  landständischen  Verfassung  tritt 
der  Character  einer  quasiprivatvertragsmässigen  Regelung  der  Be- 
steuerung öfters  besonders  prägnant  hervor. 

So  wenn  jeder  Stand  für  sich  eine  Stcuersumme  bewilligt,  keine  Majorität  von 
zwei  Gurien  gegen  die  dritte  entscheidet,  die  Stände  vielmehr  durch  Pactiren  unter 
einander  sich  bewegen,  die  Last  in  bestimmtem  Verhältnis  auf  sich  zu  nehmen; 
wenn,  wie  Öfters,  ohne  landesherrliche  Organe  die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt, 
und  dann  jeder  Stand  seine  Übernommene  Schuldigkeit  selbst  repartirt  und  den  (icsammt- 
betrag  abfuhrt. 

Gewöhnlich  sind  es  Schatzungen  oder  sogenannte  directe 
Steuern,  Personal-,  Einkommen-,  Vermögen-,  Grundsteuern,  bei 
welchen  die  ständische  Mitwirkung  unentbehrlich  ist.  Bei  manchen 
sogenannten  indirccten  Verbrauchssteuern,  im  heutigen  finanz- 
wissenschaftlichen  Sinne  des  Worts,  namentlich  bei  den  verschiedenen 
Arten  Zöllen,  welche  bald  mehr  Gebühr,  bald  mehr  Steuer,  bald 
Beides  vereint  sind,  gingeu  die  selbständigen  Befugnisse  des  Landes- 
herrn weiter  und  wurde  das  Recht,  solche  Abgaben  anfzulegen, 
auf  kaiserliche  Ermächtigung  zurückgeführt  oder  aus  den  allge- 
meinen Hoheitsrechten  des  Landesherrn  abgeleitet. 

Das  Zollrccht  wird  in  der  älteren  Auffassung,  wie  sie  im  deutschen  Reichs- 
staatsrecht rechtliche  Anerkennung  gefunden,  nicht  zum  Bcsteueruugsrecht  gerechnet. 
Es  bildete  bis  1S0C  ein  kaiserliches  Rcserratrccht,  das  nur  kraft  kaiserlicher  Ver- 
leihung oder  unvordenklichen  Ilcrkommons  von  Kcichssländcn  und  anderen  Berechtigten 
ausgeUbt  werden  konnte.  (Zachariält,  §.229  S.  647.)  Vergl.  indessen  die  Streitig- 
keiten zwischen  dem  Lamlesherrn  und  den  Ständen  Schlesiens  Uber  die  Einführung 
des  Grenzzolls  1 556  u.  if.  in  Schlesien  (Kries  S.  72  ff.,  Genaueres  hei  Falke,  Ge- 
schichte des  Deutschen  Zollwesens.  S.  auch  v.  Thttna,  Keichszollrccht  zur  Zeit  und 
nach  den  Grundsätzen  des  Sachsenspiegels.  Hildebrand's  Jahrbücher  XII,  l$t>9,  S.  20.) 
Der  Ertrag  der  Zölle  und  des  Geleits  gehörte  zum  landesherrlichen  Kammergut. 
(Zacharii  II,  §.  209  S.  421.1 

Doch  findet  wenigstens  bei  allgemeinen,  auch  im  Territorium 
selbst  erhobenen  indirecten  Verbrauchssteuern,  wie  bei  den  seit  dem 
15.  und  16.  Jahrhundert  häufigeren,  im  17.  sich  verbreitenden  all- 
gemeinen Trankstenern  und  „Ziesen“  (Accisen  — über  den  Namen 
s.  Fin.  III,  S.  71)  auf  verschiedene  Lebensmittel,  Gegenstände  des 
gewöhnlichen  Marktverkehrs  und  Kanfmannswaaren,  principiell  und 
besonders  in  früherer  Zeit  auch  factisch  eine  ständische  Bewilligung 
statt.  Die  Territorialherrschaft  hat  sich  aber  hier  mehrfach  früher 
und  vollständiger  als  bei  den  directen  Steuern,  besonders  nach  dem 
dreissigjährigen  Kriege,  bei  diesen  Abgaben  von  dieser  ständischen 
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Mitwirkung  frei  gemacht:  mit  ein  Grund  fUr  die  nunmehrige  grössere 
Entwicklung  der  indirecten  Verbrauchssteuern. 

Z.  B.  ständische  Bewilligung  einer  Bieruteaer  in  Schlesien  an  den  König  im 
16.  Jahrhundert,  aber  bei  der  Verwaltung  von  vornherein  die  ständische  Mitwirkung 
beschränkter  als  bei  den  sogenannten  Schatzungssteuern.  (Kries  a.  a.  0.  S.  63  ff., 
mit  näherer  Ausführung  über  die  Entwicklung  und  den  Verlust  des  ständischen  Ein- 
flusses bei  dieser  Steuer,  hin.  III,  §.  39.)  — Bewilligung  einor  sehr  ausgedehnten 
Ziese  (Getränke,  Getreide.  Feld-  und  Garienfrüchte,  Marktvieh,  alle  Erzeugnisse  uud 
Arbeit-Stoffe  der  Handwerke)  Seitens  der  Stände  in  Sachsen,  Falke  (Tübinger  Zeit- 
schrift 30.  400  fl'.),  in  1438  uud  später  mehrfach,  besonders  Tranksteuer  (Wein,  Bier); 
im  16.  Jahrhundert  desgleichen.  — Vgl.  v.  Ina tna -Stc rnegg.  Accisestreit  im  17. 
und  18.  Jahrhundert,  Tübinger  Zeitschrift  XXI,  515  ff..  527.  Glicmaun,  Einführung 
der  Accise  in  Preussen,  eb.  1873.  175.  In  Brandenburg  1641  allgemeine  Accise 
noch  nach  Landtagsbeschluss  Nach  zeitweiliger  Aufhebuug  Wiedereinführung  und 
Neuordnung  165S.  1667,  1680.  im  Wesentlichen  mit  immer  weiterer  Zurückdrängung 
der  ständischen  Mitwirkung  dabei,  auch  in  Betreff  der  Verwaltung,  die  in  den  Städten 
aus  der  städtischen  mehr  zur  landesfürstlicheu  wird.  (Gliemanu  S.  208.) 

C.  — §.  117.  Die  verfassungsmässige  Steuerbe- 
willigung. 

So  wird  hier  die  Anordnung  der  Besteuerung  genannt,  wenn 
die  Bevölkerung  persönlich  und  politisch  frei  und,  obgleich  etw'a 

— und  gewöhnlich  — nur  durch  Vertretungskörper  verschiedener 
Organisation,  dazu  berechtigt  ist,  das  Steuerwesen  selbständig,  wenn 
auch  in  Verbindung  mit  der  Staatsgewalt,  zu  regeln,  aber  wenn 
anderseits  auch  im  Bedarfsfall  eine  öffentlich-rechtliche 
Verpflichtung  zur  Steuerbewilligung  anerkannt  ist  und  eigent- 
lich für  selbstverständlich  gilt,  nur  dass  auch  das  Vorhandensein 
des  Bedarfsfalls  selbst  dabei  der  Entscheidung  der  Bevölkerung 
oder  Volksvertretung  unterliegt. 

Die  Voraussetzung  dieser  Art  der  Anordnung  der  Besteuerung 
ist  die  im  Volksbewusstsein  anerkannte,  im  öffentlichen  Recht  zur 
Geltung  gelangende  Identität  des  Staats-  und  Volksinter- 
esses und  daraus  resultirend  die  Idee  einer  Steuerpflicht.  Die 
Besteuerung  erscheint  hier  als  nothwendige  Bedingung  der  Erfüllung 
der  Staatszwecke  und  damit  der  Lebensaufgaben  des  Volks  selbst, 
ln  der  Besteuerung  schafft  und  gewährt  sich  das  Volk  also  seine 
eigenen  Lebens-  und  Gedeihensbedingungen.  Eben  hierin  liegt 
auch  der  Grund  zu  einer  öffentlich-rechtlichen  Verpflichtung,  die 
einmal  erforderlichen  Steuern  zu  bewilligen,  und  die  Unzulässigkeit 

— ja  eigentlich  die  Sinnlosigkeit  — eines  eigentlichen  Steuer- 
v er  Weigerungsrechts,  wenigstens  in  jedem  anderen  als  dem 
formalen  Sinne. 

Die  verfassungsmässige  Steuerbewilligung  ist  die  Form  der 
Anordnung  der  Besteuerung  bei  freien  Culturvölkcrn  mit  entwickel- 
tem oder  doch  sich  entwickelndem  öffentlichen,  insbesondere  Staats- 
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leben.  Ihre  specielle  Form  ist  nach  der  Form  der  politischen  Ver- 
fassung verschieden.  Aber  der  Gedanke,  dass  die  Besteuerung 
frei  anerkannte  Bedingung,  nicht  des  Staatslebens  an  sich,  sondern 
des  letzteren  um  des  Volkslebens  willen  und  deswegen  eine 
öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  des  Volkes  gegenüber  dem  Staate 
sei,  geht  überall  erkennbar  hindurch. 

Oie  Städtc-Kepubliken  des  Alterthums,  besonders  die  Demokratieen, 
die  modernen  Staaten  mit  republikanischer  und  constitutionell- 
monarchischer  Verfassung  sind  die  wichtigsten  Beispiele  von  verfassungsmässiger 
Steuerbewilligung. 

Die  mittelalterlichen  selbständigen  städtischen  Gemeinwesen 
bieten  verwandte  Erscheinungen.  Die  Entwicklung  der  Besteuerung  in  ihnen  ist  be- 
sonders lehrreich.  S.  jetzt  Fin.  III,  §.  25  und  die  dortigen  Citate  aus  Gierke's 
Genossenscbaftsrecht  (besonders  Kap.  4 des  Bands  II).  Frühzeitige  Anerkennung 
„Ötfentlicher  Bedürfnisse  der  Stadt  als  solcher“  (Beispiele  a.  a.  0.)  und  im  Zusammen- 
*»  hang  damit  einer  wahren  0 f fen  dich -reell  fliehen  S tenerp  flieh  t als  Bürgerpflicht. 

Der  rcichsständische  Staat  des  Mittelalters  und  das  Territorium 
mit  landständischer  Verfassung  sind  regelmässig  auf  dem  Debergang  von  jener 
älteren  mehr  privatrechtlichen  Regelung  zu  dieser  neueren  verfassungsmässigon  Be- 
willigung der  Besteuerung  begriileu.  Die  Entwicklungsgeschichte  der  ständischen 
Mitwirkung  an  der  Besteuerung,  namentlich  auch  in  den  deutschen  Torri- 
toriecn,  bildet  daher  einen  besonders  belehrenden  Fall  der  hier  mitspielenden  Factoren. 

Die  Entwicklung  des  landständischeu  Steuer  bewilligt!  n gsrech  ts  in 
Deutschland  zeigt  sich  zuerst  in  mancherlei  ^tatsächlichen  Verhältnissen,  nach 
und  nach  auch  in  der  Gestaltung  des  Öffentlichen  Hechts  selbst. 

Die  gewährten  Steuern  bürgern  sich  immer  mehr  als  bleibende  Einrichtung  ein. 
Eine  eigeue  Verwaltung  und  ein  besonderes  Cassenwescn  wird  für  sie  geschaffen  und 
wird  eine  bleibende  Institution:  die  laudständischo  Stcuerverwaltung,  bei  gewissen 
Steuern  auch  die  ständische  Erhebung,  ständische  Ausschüsse  zur  Gontrole,  ständisclio 
Schatzcollegien , eine  besondere  Landessteuercasse,  in  welche  unter  ständischer 
Verwaltung  die  Steuorerträge  fliosseu  und  aus  welcher  die  bestimmten  Ausgaben  be- 
stritten werden,  neben  der  Kammercasse,  welche  die  Domanial-  und  Regalein- 
tahrnen  bezieht.  (Näheres  darüber  Fin.  I,  §.  90,  215.  S.  auch  Zacbariä  II,  §.210, 
220,  besonders  S.  425,  §.  227.  Eichhorn  III,  255.) 

Die  speciellen  Bedingungen  bei  der  Steuerbewilligung  werden  zwar  lange  nach 
Möglichkeit  von  den  Ständen  in  der  früheren  Weise  beibehalten,  aber  nicht  nur  wegen 
der  Schwächung  der  ständischen  Macht  gegenüber  der  Regiorung,  sondern  nach  der 
Natur  der  neuen  Staatsverbältnisse  werden  sic  practisch  immer  bedeutungsloser  und 
von  der  Regierung  mit  Erfolg  bei  einer  immer  grösseren  Reihe  von  Ausgaben,  welche 
eben  öffentliche  Zwecke  bctreü'en,  bekämpft.  Sie  werden  so  zu  einer  blossen 
Formalität  und  verschwinden  endlich. 

Es  bildot  sich  schliesslich  die  Anschauung  einer  Verpflichtung  zur  Steuer- 
bewilligung aus  und  findet  auch  im  öffentlichen  Recht  ihre  Anerkennung.  Das  ältere 
Steuerverweigerungsrecht  wird  practisch  obsolet  und  eine  blosse  Formalität.  So  wird 
namentlich  seit  dem  17.  Jahrhundert  in  den  deutschen  Territorieen  den  Ständen  ein 
Recht,  die  in  Ermangelung  anderer  Einkünfte  zur  Deckung  der  Landesbedttrfuissc 
nothwendigen  Steuern  zu  verweigern,  mehr  und  mehr  abgesprochen.  Die 
Reichsgerichte  sollten  in  solchem  Fall  die  Einwilligung  ergänzen.  (Zachariä  II, 
§.  222,  S.  502,  freilich  in  einem  gewissen  Widerspruch  mit  der  kaiserlichen  Resolution 
von  1671,  s.  oben  §.  110.) 

Den  vorläufigen  Abschluss  hat  die  Entwicklung  des  Steuerbewilligungsrechts  in 
Deutschland  in  den  neuen  landständischeu  Verfassungen  dieses  Jahr- 
hunderts erhalten.  Im  Einklang  mit  der  hier  dargelegten  Auffassung  gehen  „alle 
neueren  Verfassungsurkundeu  von  dem  Grundsätze  aus.  dass  die  Unterthanen  und 
resp.  die  Stände  die  Mittel  zur  Deckung  der  Staatsbedurfnisse  zu  gewähren  ver- 
pflichtet seien,  insoweit  sie  nicht  aus  den  vorhandenen  dazu  bestimmten  Mitteln 
A.  Wagner . Finaniwisaenschaft.  XL  2.  Anü.  19 
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(.Staatsgütern,  Domänen)  zu  bestreiton  sind.  Sie  erkennen  daher  kein  Steuerbewilligungs- 
recht  in  dem  Sinne  an,  dass  die  für  den  Staatsbedarf  nothwendigcn  Steuern  auch 
willkürlich  rerweigert  werden  konnten  und  sprechen  dies  meistens  indirect  auch 
dadurch  aus,  dass  sie  den  Ständen  verbieten,  die  Bewilligung  der  Steuern  mit  einer 
Bedingung  zu  verbinden,  welche  nicht  den  Zweck  und  die  Verwendung  derselben 
selbst  betritt".  (H.  A.  Zachariä  II,  §.  222,  S.  505.) 

Die  Voraussetzung  für  die  Steuerbewilligung  ist  dann  aber,  in  Ueberein- 
stimmung  mit  dem  jetzigen  deutschen  Staatsrecht,  dass  zuvor  das  Bedurfniss  an- 
erkannt sein  muss,  d.  h.  dass  die  Ausgabe  als  nothwendig  und  andere  Deckungs- 
mittel  als  nicht  vorhanden  oder  als  nicht  ausreichend  nacligcwiescn  werden.  Das 
Steuerbewilligungsrccht  steht  daher  hier  mit  der  Vorlage  des  Ausgabe-  und  des  ge- 
saut mten  Eiunahmeetats  an  die  Volksvertretung  in  Verbindung.  Namentlich  haben 
die  deutschen  Siäudekaintnern  demnach  auch  bei  der  Feststellung  der  Domanial- 
einnahmen  aller  Art  mitzuwirken  und  verschwindet  in  der  Consequenz  der 
modernen  Staatseinheit  uud  Finanzeinheit  die  ehemalige  Trennung  zwischen  hammer- 
und Landcssteuercasso , wie  dies  im  ersten  Bande  schon  erörtert  worden  ist.  (Fin.  I, 
§.  90  ff..  215.  Ueber  die  Besteuerung  nach  neuerem  und  jetzigem  Deutschen  Staats- 
recht und  über  den  Umfang  des  Steuerbewilligungsrei  bis  der  Landst&nde  siche 
Zachariä  II,  §.  222  und  223.  Ueber  das  zum  Theil  etwas  abweichende  preussische 
verfassungsmässige  Recht  v.  Rönne,  preussisches  Staatsrecht  3.  A.  I,  1.  Abth.  §.  69,  70.) 

Dem  richtigen  finanzwissenschaftlichen  Begriff  der  Steuer  ent- 
spricht es  auch,  dass  sich  das  Steuerbewilligungs-  und  Mitregulirungs 
recht  des  Volks,  bez.  seiner  Vertreter  auf  alle  unter  diesen  Be- 
griff „Steuer“  fallenden  Arten  von  Abgaben  bezieht, 
daher  namentlich  nicht  nur,  wie  früher  öfters,  auf  die  sogenannten 
directen  Steuern,  sondern  auch  auf  alle  die  verschiedenen  in- 
directen  Steuern,  darunter  solche,  welche,  wie  das  Zollrecht, 
nach  dem  älteren  Rechtsbegriff  nicht  zum  Steuerrecht,  sondern 
zum  sogenannten  Kammergut  gehörten  und  wie  Gebühren  und 
Finanz-Regalien,  von  denen  im  Ganzen  dasselbe  gilt. 

Das  ist  im  neueren  deutschen  Staatsrecht  auch  anerkannt  (Zachariä,  II,  512). 
Am  Langsamsten  und  wenigstens  in  der  Praxis  noch  heuto  nicht  immer  vollständig 
ist  dieser  Grundsatz  bei  den  Gebühren  und  Regalien  zur  Geltung  gelangt.  Es 
erklärt  sich  dies  auch  aus  dem  reclitsgeschichtlichcu  Zusammenhang  dos  Gebuhrcn- 
wesens  und  der  Regalien  mit  dem  Kammergut  und  mit  der  Ausübung  von  Hobeits- 
rechten  und  heute  noch  aus  der  Verbindung  dieser  Einkünfte  mit  der  allgemeinen 
Staatsverwaltung.  Im  Princip  ist  aber  auch  hier  stets  die  Bewilligung  der  Volksver- 
tretung zu  verlangen  und  in  allen  wichtigeren  Fällen,  bei  den  Gerichts-,  Verkehrs- 
gebühren (Posttaxen,  Eisenbahntarife,  Telegraphentaxen),  bei  den  Regalien,  welche 
nur  Steuerform  sind  (Salz,  Tabak),  erfolgt  auch  die  Mitwirkung  dieser  Vertretung  bei 
der  Regelung  dur  Taxen  häutig,  weun  auch  nicht  überall,  nicht  immer  allgemein  noch 
auf  allen  Gebieten  gleichmässig  (vgl.  Fin.  I,  §.  296,  S.  7 SO  über  Eisenbahnen  und 
oben  S.  69  über  Post,  Telegraphie).  Daun  muss  aber  hier  und  in  den  zahlreichen 
untergeordneten  Fällen  bei  einzelnen  Vorwaltungszweigen  das  Recht  zur  alleinigen 
Regelung  der  Taxen  im  „Verordnungswoge"  durch  die  Staatsgewalt  „nach  con- 
stituiionellein  Staatsrechl“  auf  gesetzliche  Ermächtigung  der  Volksvertretung  zurück- 
geführt werden. 

Im  Princip  macht  cs  keinen  Unterschied,  ob  das  ganze  Volk 
unmittelbar  die  Steuer  bewilligt,  wie  mitunter  in  reinen  Demokra- 
tieen,  oder  ob  dieses  verfassungsmässige  Recht,  wie  die  sonstige 
Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung,  durch  Vertreter  ansgeübt  wird; 
ebenso  wenig,  ob  Volkssouveränetttt  im  vollen  Sinne  anerkannt  ist 
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(Schweiz,  Belgien,  Frankreich)  oder  die  Staatsgewalt  als  ein  selb- 
ständiger Factor  neben  dem  Volk  oder  der  Volksvertretung  stebt; 
auch  nicht,  ob  die  Verfassung  eine  republikanische  oder  constitu- 
tionell-monarchiscbe;  noch  ob  sie  eine  ständische  ist  und  der  Be- 
schluss von  Volkstheilen,  z.  B.  politisch  bevorrechteten  Ständen 
oder  von  Volksvertretungen,  welche  auf  Grund  eines  Wahlcensus 
(Vermögen,  Steuer)  gebildet  sind,  das  ganze  Volk  bindet.  In  allen 
diesen  Fällen,  von  der  alten  landständischen  Verfassung  mit  ihrer 
späteren  Entwicklung  des  Steuerbewilligungsrechts  an  bis  zu  den 
modernen  Verfassungen  mit  allgemeinen  directen  Volkswahlen  und 
bis  zum  schweizerischen  Referendum,  ist  der  hervorgehobene  Ge- 
danke, dass  die  Besteuerung  Staats-,  weil  Volksinteresse  und  des- 
halb eine  allgemeine  Pflicht  sei,  der  leitende.  Er  ringt  sieb  auch 
schon  in  der  älteren  deutschen  landständischen  Verfassung  trotz 
aller  Schwierigkeiten,  welche  die  eigenthtimliche  Verwickeltheit  der 
politischen  Verhältnisse  bietet,  und  aller  Cautelen,  mit  welchen  die 
Stände  den  älteren  Standpunct  der  „freiwilligen“  Gewähr  der 
Steuer  festzuhalten  suchen,  w’ie  bemerkt,  dennoch  hindurch. 

„Der  Durchbruch  des  Gedankens  der  Steuerpflicht  ist  ein 
ungeheurer  sittlicher  nnd  geistiger  Fortschritt.  Welche  Abstraction, 
einem  unpersönlichen  Wesen  ohne  jede  genaue  Abrechnung  im 
Einzelnen  einen  freiwilligen  (?)  Antbeil  an  allem  Einkommen  der 
Staatsbürger  zu  gönnen!  Welch  sittliches  Vertrauen,  welche  com- 
plicirte  Organisation  setzt  das  voraus.  Kein  Wunder,  dass  die 
Völker  Jahrhunderte  lang  gegen  diesen  Gedanken  sich  gesträubt, 
dass  sie  ihn  jetzt  noch  entfernt  nicht  ganz  begriffen  haben  und 
daher  so  vielfach  noch  mit  den  finanziellen  Mitteln  und  Formen 
älterer  Zeiten  Wirtschaften  müssen“  (G.  Schm  oller). 

Im  Jahrbuch  des  Deutschen  Reichs  1ST7  S.  112.  Vgl.  überhaupt  hier  deu 
Schluss  dieser  Abhandlung  S.  104 — 114. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung,  dass  die  verfassungs- 
mässige Stcuerbewilligung  für  unsere  Rechts-  und  Culturstaaten  als 
die  passendste  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  erscheint. 
Auch  die  Finanzwissenschaft  hat  zu  betonen,  dass  diese  Form  die 
relativ  grösste  Bürgschaft  für  die  gute  Ordnung  des  Staatshaus- 
haltes und  für  die  richtige  Durchführung  der  Besteuerung  bietet, 
mehr  wie  auch  in  der  besten  absoluten  Monarchie  die  Form  der 
„Auflegung“. 

Die  Handhabung  der  verfassungsmässigen  Steuerbewilligung  hängt  von  der 
speciellen  Verfassungsform  ab.  Sie  ist  daher  nach  letzterer  sehr  verschieden  und  von 
verschiedener  practischer  Bedeutung  für  die  Finanzen.  Darauf  naher  einzugehen , ist 
hier  indessen  nicht  die  Aufgabe. 

10* 
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II.  Die  Besteuerung  und  die  ständische  Gliederung  der  Bevölkerung. 

§.  118.  Der  Ausdruck  „ständische  Gliederung“  wird  hier  im 
weiteren  Sinne  genommen  UDd  umfasst  daher  sowohl  die  Personal- 
stands Verhältnisse,  die  Unfreiheit  mit  ihren  verschiedenen 
Abstufungen  und  die  Freiheit,  als  auch  die  politischen  Standes- 
verhältnisse unter  den  Freien.  Namentlich  sind  in  letzterer 
Hinsicht  die  verschiedenen  bevorrechteten  Stände  von  der 
übrigen  Bevölkerung,  sowie  besonders  die  Stände,  welchen  allein 
eine  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  zusteht,  von  den 
anderen  Volksclassen  zu  unterscheiden. 

A.  Unfreie  im  vollen  Sinne,  Sclaven,  sind  als  unpersön- 
lich und  ohne  vermögensrechtliche  Fähigkeit  nicht  unmittelbar 
steuerpflichtig.  Wohl  aber  kann  ihr  Herr  für  sie  besondere  Steuern, 
nach  ihrer  Zahl  und  Gattung,  zu  entrichten  haben,  wie  dies  vor- 
gekommen ist. 

Vgl.  Ein.  UI,  §.  2,  9.  ln  Athen  „scheint  eine  Besteuerung  der  Sclaven  selbst 
stattgefunden  zu  haben;  diese  wäre  dann  die  einzige  unmittelbare  und  regelmässige 
Besteuerung  von  einem  Theile  des 'Vermögens  der  Burger  ausser  den  Liturgieen“. 
(Böckh  I,  448)  — Auch  in  Rom  hat  der  Herr  für  den  Sclaven  zu  zahlen  und  zwar 
— wenigstens  in  der  späteren  Zeit  — keine  gleiche  Kopfabgabe,  sondern  eine  nach 
dem  Werth  der  Sclaven  abgestufte.  (Marquardt,  römische  Staatsverwaltung  II,  229; 
liodbertus  in  Hildebrands  Jahrbüchern  Y11I,  393.)  — In  Nordamerica  sind 
Steuern  auf  die  Sclaven  auch  durch  die  Union  beabsichtigt  gewesen  1 7S9,  (S.  Adams, 
Tübinger  Zeitschrift  1879,  S.  728.) 

B.  Unfreie  minderen  Grads,  Leibeigene,  Hörige,  Scholien- 
pflichtige  u.  s.  \y.,  können  doch  der  Staatsgewalt  gegenüber  zu- 
gleich als  Unterthanen  gelten  und  dann  auch  direct  gegen  sie 
steuerpflichtig  sein.  Sind  sie  auf  dem  Boden  des  Grundherrn  an- 
gesiedelt und  diesem  zu  Diensten  und  zu  Grundabgaben  von  dem 
ihnen  überlassenen  Boden  verpflichtet,  so  unterliegen  sie  gewöhnlich 
nur  mittelbar  der  öffentlichen  Besteuerung.  Die  letztere  trifft  zu- 
nächst den  Grundherrn  als  solchen  und  dieser  vertheilt  die  Last 
weiter  auf  seine  Hörigen  oder  erhöht  deren  sonstige  Abgaben  zu 
diesem  Zweck. 

(Vgl.  Kin.  III,  §.  lU.i  Letzteres  Verhältnis  scheint  in  der  späteren  Kaiserzeit 
in  Rom  bestanden  zu  haben,  wo  die  Colonen  den  wichtigsten  Thcil  der  Kopfsteuer- 
pflichtigen  bildeten,  ihre  Kopfsteuer  vom  Herrn  des  Guts  zugleich  mit  der  Grundsteuer 
eingezahlt,  aber  wieder  von  ihnen  cingetrieben  wurde  (Marquardt  II,  23<i).  — 
Im  mittelalterlichen  ständischen  Staat  werden  die  Unfreien  (ein  damals  ohne- 
hin so  schwankender  Begriff,  mit  manchen  Abstufungen!)  wie  andere  „Untorthanen“ 
mitbesteuert  (vgl.  Kin.  UI.  §.  22,  34,  38).  Der  Rcichsbestcucrung,  z.  li.  im  15.  Jahr- 
hundert dem  „gemeinen  Pfenuig“,  unterliegen  auch  die  Unterthanen  der  Reichsstände 
unmittelbar  (Eichborn  111,  168.  320).  Mit  der  steigenden  Entwicklung  der  Terri- 
torialgewalt werden  aber  nur  die  Reichsunmittelbarcu  besteuert  Ihr  sogenanntes 
Subeollectatiousrecht  gilt  dann  gegenüber  allen  ihren  Untergebenen  (Zachariä 
II.  482). 
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C.  Unter  den  Freien  scheiden  sich  zunächst  wieder  die  Ein- 
heimischen, die  Btirger  oder  Unterthanen,  von  den  Fremden. 
Die  Steuerpflicht  betrifft  als  staatsbürgerliche  Pflicht  zunächst 
nur  die  ersteren.  Die  Besteuerung  wird  aber  in  der  Form  von  Schutz- 
geldern u.  dgl.  auch  gern  auf  die  Fremden  ausgedehnt,  sobald 
dies  nach  den  tbatsächlichen  Verhältnissen , daher  vor  Allem  nach 
der  Zahl  und  dem  Wohlstand  der  Fremden  practiscb  ist,  z.  B.  im 
griechischen  Alterthum.  Im  Laufe  der  modernen  Steuerentwicklung 
hat  sich  eine  immer  allgemeinere  und  vollständigere  Besteuerung 
der  Fremden  ausgebildet,  wie  unten  bei  der  Erörterung  des  Grund- 
satzes der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  näher  nachgewiesen 
werden  wird  (§.  165  ff.). 

Vgl.  Fin.  §.  7.  Das  athenische  und  auch  wohl  sonst  in  griechischen  Städten 
vorkommende  Metoikion  oder  Schutzgeld  der  ansässigen  Fremden  musste  jeder 
Fremde  nach  einer  bestimmten  Zeit  des  Aufenthalts  zahlen;  in  Athen  12  Drachmen 
jährlich.  Befreiungen  kamen  ror  (Böckh  I,  445 — 448).  — Ursprüngliche  Beschränkung 
der  Stenerpflicht  in  den  mittelalterlichen  Städten  auf  die  städtischen  Bürger, 
diese  Pflicht  eine  Folge  des  Bürgerrechts,  später  Ausdehnung  der  Besteuerung  auf 
die  Einwohner  (Gierke  II.  608,  Fin.  III,  §.  28).  — Wichtiger  als  für  die  Staats- 
besteuerung ist  die  Frage  der  Besteuerung  der  „Fremden“  (nnd  „Forcnsen“)  noch  jetzt 
für  die  Gemeinden. 

D.  — §.119.  Am  Wichtigsten  ist  für  uns  wieder  die  Be- 
trachtung des  mittelalterlichen  ständischen  Staats  und 
seiner  Fortsetzung  in  den  Uebergangstaatsformen  bis  zur  Gegen- 
wart, speciell  in  den  deutschen  Territorien. 

Vgl.  besonders  Eichhorn  und  Zachariä  an  den  oben  S.  270  genannten  Stellen, 
z.  B.  Eichhorn  III,  247.  Zachariä  I,  548,  II,  4!'5. 

Hier  tritt  namentlich  der  Gegensatz  der  mit  dem  Steuer- 
bewilligungsrecht ausgestatteten  Stände  — gewöhnlich,  aber  nicht 
immer,  die  bekannten  drei,  Prälaten,  Ritterschaft,  Städte,  bisweilen 
vier,  mit  Bauern  (Tirol)  — zu  den  „Hintersassen“  dieser  Stände, 
vor  Allem  ihren  Bauern,  dann  zu  den  „Kammerbauern“  auf  den 
landesherrlichen  Domänen  und  zu  etwaigen  sonstigen,  meistens  in 
den  Landständen  nicht  vertretenen  „freien  Leuten“,  Bauersehaften 
u.  s.  w.  auch  für  das  Steuerwesen  als  practisch  wichtig  hervor. 
Solche  freie  Leute,  besonders  ganz  freie  Bauersehaften,  konnten 
nicht  willkürlich  besteuert  werden  (Holstein). 

Einige  Analogie  bietet  sich  in  dem  Steuerbewilligungsrecht 
eines  Volks  nicht  nur  für  sich,  sondern  auch  für  unterworfene 
Länder  (antike  Staaten),  für  Colonieen  u.  dgl.  m.  (z.  B.  ehemalige 
schweizerische  „gemeine  Herrschaften“). 

Auch  die  älteren  politischen  Standesverhältnisse  haben  regel- 
mässig eine  ökonomische  Basis:  wirthsckaftliche  Verhältnisse, 
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namentlich  Verschiedenheiten  der  Art  und  Grösse  des  Besitzes  und 
Erwerbs  der  Bevölkerung  und  beztlgliche  Satzungen  der  wirt- 
schaftlichen Rechtsordnung,  der  Eigenthums-  und  Erwerbsordnung 
liegen  ihnen  mit  zu  Grunde.  Und  umgekehrt  diese  politischen 
Slandesverhältnisse  führen  wieder  zu  verschiedenen  wirtschaft- 
lichen Berufen  und  demgemäss  zur  Divergenz  der  wirtschaftlichen 
Interessen. 

Vgl.  Schäfflc,  Socialer  Körper  t,  299  11.,  III,  90  II'.  Kr  fasst  das  Ständewesen 
als  Schichtung  nach  Berufsunterschieden,  das  Classenwesen  als  Schichtung  nach  Besitz 
und  Nichihesitz , innerhalb  des  Besitzes  nach  Besitzgrösse  und  Besitzart  auf.  Unsere 
Auffassung  hier  steht  damit  nicht  in  Widerspruch. 

Die  bevorrechteten  Stände  speciell,  zuerst  der  erste  und  zweite  Stand,  höhere 
Geistlichkeit  und  Add  im  älteren  ständischen  Staatswesen,  sind  in  ökonomischer  Hin- 
sicht vorwiegend  die  Eigenthllmcr  des  nationalen  Grund  und  Bodens,  besonders  der 
ländlichen  Grossgttter,  die  Bezieher  der  Grund-  und  Kapitalrente.  Die  Grundrente 
fällt  ihnen  auch  vermittelst  des  Zehnten  und  anderer  Grundabgaben  von  dem  ihnen 
nicht  rein  privateigcnthUmlich  gehörenden  Boden  mit  zu.  Die  Kapitalrente  beziehen 
sie  aus  Leihkapitalien,  welche  sie  aus  ihrem  Renteneinkouimen  bildeten  und,  wie  die 
Geistlichkeit,  durch  Schenkungen,  Stiftungen  u.  s.  w.  erhielten.  Der  dritte  Stand,  die 
Städte  des  Mittelalters  und  der  folgenden  Jahrhunderte  bis  auf  unsere  Zeit,  nehmen 
wenigstens  in  ihren  bevorrechteten  Classen  (Patricia!,  Geschlechter)  und  in  ihrem 
Vollburgerthum  (zunftlerische  Handwerksmeister  u.  s.  w.)  ebenfalls  an  dem  Bezug  der 
Grund-  und  Kapitalrente  Theil,  als  städtische  Haus-  und  auch  als  ländliche  Grund- 
besitzer, als  Kapitalverleihcr.  Sodann  haben  sie  ein  mehr  oder  weniger  umfangreiches 
Rechtsmonopol  und  mindestens  ein  factisches  Monopol  des  Gewerbsbetriebs,  des 
Handels,  des  Geldgeschäfts  und  beziehen  daraus,  im  Wesentlichen  ausschliesslich,  den 
durch  die  monopolistische  Stellung  oft  gesteigerten  Gewerbsgewinn  nebst  der  durch  die 
eigene  Verwendung  des  Kapitals  im  Geschäft  erworbenen  Kapitalrente. 

Die  drei  Stände  des  älteren  ständischen  Staats,  welche  ge- 
wöhnlich allein  das  Steuerbewilligungsrecht  haben,  sind  daher  die 
Hauptrepräsentanten  der  „besitzenden  Classen“  jenes  Zeit- 
alters, namentlich  der  reichere  und  in  jeder  Hinsicht  unabhängigere 
Theil  dieser  Classen.  Die  beiden  ersten  Stände  vertreten  dann 
wieder  vornemlich  das  Interesse  des  ländlichen,  besonders  des 
Grossgrundbesitzes  und  der  ländlichen  Rohproduction,  der  dritte 
Stand  dasjenige  des  mobilen  Kapitals,  der  Stoffveredlung  und  des 
Handels. 

Den  drei  Ständen  stehen  die  Bauern,  dio  Hintersasseu  auf  den  Gütern  der  be- 
vorrechteten Stände,  die  Kammerbauern,  dann  die  eigentlichen  unteren  ..arbeitenden 
Classen“,  welche  keinen  Grundbesitz  in  Land  und  Stadt  und  keinen  selbständigen 
städtischen  Gewerbebetrieb  haben , die  Masse  der  Tagelöhner  u.  s.  w. , gegenüber. 
Die  Bauern  auf  eigenem  und  selbst  die  gegen  Dienste  und  Abgaben  auf  fremdem 
Boden  angcsicdclten  Bauern  lassen  sich  zwar  noch  zu  den  „besitzenden  Classen“  der 
Periode  dos  ständischen  Staats  rechnen.  Aber  ihre  Grundrente  theilen  sie  im  Zehnten 
und  den  mancherlei  Abgaben  mit  dem  Grundherrn  und  der  Kirche  und  dio  kleineren 
Bauern  sind  Überwiegend  nur  noch  Bezieher  vou  selbst  verdientem  Arbeitseinkommen. 
Letzteres  ist  in  der  form  des  vertragsmässigen  Arbeitslohns  die  alleinige  ökonomische 
Basis  des  Taglöhnerstands  und  der  Gewerbsgcsellen  u.  s.  w. 

Die  nicht  mit  dem  Stcuerbewilligungsrccht  ausgestatteten  Stände 
sind  daher  doch  die  Hauptvertreter  der  „nicht-besitzenden“ 
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Classe  oder  des  ärmeren  und  abhängigeren  Theils  der  besitzenden 
Classe  des  Zeitalters. 

In  den  filteren  deutschen  laudständischen  Verfassungen  kommt  den  Landständen 
ein  Steuerbewilligungsrecht  für  diese  Insassen  der  landesherrlichen  Aemter,  die 
Kammerbauern , nicht  zu.  Meistens  hängt  aber  auch  hier  die  Rechtmässigkeit  der 
Besteuerung  dieser  Leute  Seitens  des  Landesherrn  allein  davon  ab,  dass  die  Stände 
allgemein  die  Nolhwendigkeit  der  Steuer  anerkannt  hatten  (Zachariä  I.  §.  108  am 
Schluss,  S.  550). 

Der  Gegensatz  zwischen  „besitzenden“  und  „nicht-besitzenden“ 
oder  zwischen  vornemlich  Renteneinkommen  und  Arbeitslohn  be- 
ziehenden Classen  ist  die  eigentliche  Grundlage  des  socialen 
Classe ngegensatze s.  Dieser  letztere  tritt  aber  im  ehemaligen 
ständischen  Staatswesen  überhaupt  und  auch  auf  dem  Besteuerungs- 
gebiet nur  ausnahmsweise  als  solcher  hervor.  Man  muss  nur  nicht 
Uberseben,  dass  sowohl  dieser  sociale  Gegensatz  wie  derjenige  der 
wirtschaftlichen  Berufs-  und  Erwerbsinteressen,  des  ländlichen 
Grundbesitzes  und  des  städtischen  Kapitals,  hinter  dem  die  Zeit 
noch  fast  allein  beherrschenden  politischen  Classengegensntz 
schon  verborgen  liegt.  Die  Steuerkämpfe  haben  daher  zw’ar  noch 
kaum  einen  socialen  Anstrich,  wie  etwa  diejenigen  tiher  Grund- 
lasten u.  dgl. , und  auch  noch  nicht  so  deutlich  ausgeprägt  den 
Character  des  wirtschaftlichen  Interessenkampfs  zwischen  Stadt 
und  Land,  Grundbesitz  und  mobilem  Kapital,  Robprodnction  und 
Stoffveredlung,  sondern  sie  tragen  vorwiegend  einen  politischen 
Character.  Sie  drehen  sich  um  die  von  der  Regierung  zugemuthete 
Uebernabme  von  Steuern  überhaupt  und  um  deren  Verteilung  unter 
die  bevorrechteten  Stände.  Diese  suchen  sich  dann  die  Last  gegen- 
seitig zuzuschieben,  wobei  jene  wirtschaftlichen  Interessengegen- 
sätze doch  schon  mehr  hervortreten.  Im  Uebrigen  gilt  es  allen 
drei  Ständen,  namentlich  den  zwei  ersten,  Prälaten  und  Ritterschaft, 
als  selbstverständlich,  dass  die  vom  Stande  übernommene  Steuer 
alsdann  möglichst  mit  auf  die  eigenen  Untertanen,  Hintersassen, 
die  Bauern  u.  s.  w.  gewälzt  wird. 

Dies  wird  auch  im  Öffentlichen  Recht  anerkannt:  nachdem  in  Deutschland  die 
rechtsgeschichtliche  Entwicklung  dahin  geführt  hatte,  die  Keichssteuem  nur  auf  die 
Reichsunmittelbaren  zu  legen,  erhielten  diese  die  Befuguiss.  ihre  Uuterthanen  ent- 
sprechend herbeiznziehen  („Subcollectationsrccht“  der  Reichsstände),  und  wesentlich 
ebenso  ging  es  bei  den  Landständen  in  Betreff  der  bewilligten  Laudessteuern 
(Zachariä  II,  §.  219,  S.  482,  48S,  Eichhorn  IV.  306).  Die  Ritterschaft  erhält 
ihre  Steuerfreiheit  um  so  leichter,  je  bereitwilliger  sie  das  ihr  zugemuthete  Stener- 
<|uantum  von  ihren  Uuterthanen  einhebt  (s.  Zachariä  II,  5261. 

Die  Besteuerung  des  ständischen  .Staats  bat  dadurch  doch 
schon  eine  wichtige  socialpolitische  Wirkung,  indem  sie 
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die  nichts  oder  wenig  besitzenden  Gassen  besonders  be- 
lastet, die  besitzenden  Gassen  verhältnissmässig  schont. 

Nur  hat  diese  Periode  diese  Wirkung  theils  nicht  voll  erkannt,  tbeils  als  noth- 
wendig  und  berechtigt  hingenommen,  weil  dies  Alles  eine  Folge  der  als  selbstverständ- 
lich und  richtig  geltenden  ständischen  Gliederung  war.  Erst  die  folgende  Periode 
des  modernen  Staats,  in  welcher  wir  noch  mitten  innc  stehen,  hat  die  volle  Erkenntnis 
dieses  Sachverhalts  gewonnen  und  in  der  Theorie  schon  vielfach,  wenn  auch  noch 
nicht  allgemein,  und  auch  noch  selten  principiell,  in  der  Praxis  wenigstens  mehr  und 
mehr  begonnen,  daran  Anstoss  zu  nehmen  und  nach  Verbesserungen  zu  suchen,  die 
freilich  noch  nicht  principielle  sind,  weil  die  Besitzgliederung  noch  für  ebenso  selbst- 
verständlich und  richtig  als  ehedem  die  ständische  Gliederung  gilt.  (S.  §.  156  ff.) 

In  der  älteren  ständischen  Periode  des  Stenerwesens  geht  das 
Streben  dann  auch  vornemlich  nur  etwa  darauf,  zwischen  den 
bevorrechteten  Ständen  die  Grundsätze  der  Gerechtigkeit, 
d.  h.  der  Allgemeinheit  und  der  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  mehr  zu  verwirklichen:  wenn  der  eine  Stand  mit- 
steuert, soll  es  auch  der  andere,  und  möglichst  in  richtigem  Ver- 
hältnis, wobei  aber  immer  das  Herkommen  eine  Richtschnur 
mit  abgiebt. 

Allerdings  bezieht  sich  das  Verlangen  der  ltcichsgesctze , dass  bei  der  Ver- 
theilung  der  Steuer  auf  die  Unterthanen  „Gleichheit  gehalten“  werde  (z.  B.  Bcicbs- 
abschied  von  1542  bei  der  Tttrkensteuer,  bei  Eichhorn  IV,  306)  nicht  nur  auf  die 
Vertheilung  unter  den  drei  Ständen,  sondern  auch  auf  diejenige  unter  den  Unterthanen 
der  Stände.  Aber  in  der  Praxis  hing  die  Ausführung  doch  ganz  von  den  Ständen 
selbst  ab.  Auch  bei  den  Landessteuern  war  es  ebenso.  Eine  unmittelbare  Besteuerung 
der  Hintersassen  der  Stände  durch  die  Landesregierung  licss  sich  kaum  durchfuhren 
(Zachariä  11.  524,  besonders  die  Noten).  — Uebor  die  Entwicklung  der  „Stadt- 
steuern“, welche  dio  Städte  dem  König  zu  leisten  hatten,  in  Deutschland  s.  Gierke 
II,  711,  Zeumer  a.  a.  0.  S.  59  ff.  und  Fin.  III,  §.  21.  Die  Stadt  als  Körper- 
schaft wird  beisteuert,  die  Vertheilung  der  Steuer  auf  ihre  Bürger  ist  ihre  innere 
Angelegenheit.  Es  gelingt  dem  Königthum  (und  Fürstenthum)  meist  nicht,  diu  Stadt- 
einheit zu  durchbrechen  und  die  einzelnen  Bürger  unmittelbar  zu  besteuern  (Fin.  III, 
S.  47,  76). 

In  der  späteren  Zeit  der  absoluten  Monarchie  werden  beide 
Grundsätze  der  Gerechtigkeit  schon  mehr  individualistisch, 
nemlich  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen,  zu  ver- 
wirklichen gesucht  — so  bei  den  Grundsteuerreformen  des  18.  Jahr- 
hunderts, wo  aber  die  Steuerprivilegien  doch  gewöhnlich  immer 
noch  erhalten,  wenn  auch  mitunter  etwas  vermindert  werden. 

In  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  in  der  socialen  Epoche 
der  Besteuerung,  wie  man  sie  nennen  kann,  bestrebt  man  sich,  die 
richtige  Verhältuissmässigkeit  der  Besteuerung  mit  Rücksicht  auf 
die  individuelle  Leistungsfähigkeit,  welche  vom  Besitze, 
von  der  Art  des  Erwerbs  und  der  Grösse  beider  mit  abhängt, 
herbeizuführen.  Mit  nach  diesem  Gesichtspunct  erfolgt  daher  jetzt 
die  Prüfung  der  bestehenden  Steuern  auf  ihre  Wirkungen  und  die 
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Forderung  von  Reformen  im  Steuerweseu:  ein  Gesichtspunct , der 
dem  ständischen  Staate  noch  fehlt  (§.  156  ff.). 

E.  — §.  120.  Steuerfreiheiten  — als  Folge  von  Standes- 
verhältnissen. 

Die  ständischen  Verhältnisse  der  Bevölkerung  sind  sehr  häufig 
auch  die  Ursache  von  Steuerfreiheiten  gewisser  Stände,  daher  ihrer 
Mitglieder,  von  der  Besteuerung  überhaupt  oder  von  bestimmten 
Arten  von  Steuern  gewesen. 

Hierher  gehört  schon  der  Fall,  dass  der  voll  fr  eie  Bürger 
wenigstens  von  directen  persönlichen,  d.  h.  auf  der  Person 
als  solcher  haftenden  Abgaben  frei  bleibt. 

Es  entspricht  dies  der  Auffassung  von  der  persönlichen  Freiheit  in  vielen  Zeit- 
altern, so  im  classischen  Alterthum,  bei  den  Griechen  und  Körnern,  und  im  Mittel- 
alter,  besonders  bei  den  Deutschen.  Die  Personalsteuer  gilt  als  Merkmal  der  Unfreiheit 
oder  doch  des  fehlenden  vollen  Staatsburgerrechts,  wie  im  Fall  der  Besteuerung  der 
Provinzialen  im  römischen  Kciche,  der  Komancn  in  den  älteren  germanischen  lteichen 
auf  ehemals  römischem  Reichsgebiet.  Das  Streben,  auch  Freiheit  von  Grundabgaben 
für  den  in  vollem  Eigenthum  dos  freien  Bürgers  stehenden  Boden  zu  erlangon  oder 
zu  erhalten,  ist  eine  mitunter  gezogene  weitere  Consequenz  dieser  Auffassung  der 
persönlichen  Freiheit. 

Vgl.  Fin.  III,  §.  G,  9.  15,  und  an  anderen  Stellen.  „Unter  allen  Abgaben  wider- 
streiten nicht  nur  im  Allgemeinen,  sondern  auch  nach  den  Grundsätzen  der  Alten 
keine  mehr  dem  Gefühl  der  Freiheit  als  persönliche  Steuern;  in  Athen  war  es  an- 
erkannt, dass  nicht  vom  Körper,  sondern  vom  Vermögen  gesteuert  werden  müsse : aber 
auch  das  Vermögen  der  Bürger  wurde  nur  im  Nothfall  besteuert,  oder  unter  einer 
ehrenvollen  Form“  (Böckh  1,  407).  — Aehnlich  in  Rom  die  persönliche  Abgabe  ein 
Zeichen  der  (politischen)  Unfreiheit,  am  Schimpflichsten  die  gleiche  Kopfsteuer  der 
asiatischen  Despotioeu.  Alle  Provinzialen  zahlen  im  römischen  Reich  ein  tributum 
capitis,  das  als  Zeichen  ihrer  Unfreiheit  gilt  (Marquardt  II.  791).  — Auch  „den 
Deutschen  erschien  die  Verpflichtung  zur  Kopfsteuer  als  eine  Minderung  der  persön- 
lichen Freiheit“.  „Es  gehört  zum  Wesen  der  wahren  Freiheit,  dass  einer  nicht  in 
den  öffentlichen  Stenerrollen  steht;  es  wird  ausdrücklich  als  eine  Aufhebung  derselben 
bezeichnet,  wenn  er  dem  öffentlichen  Tribut  unterworfen  wird.“  So  in  der  mero- 
vingischen  Zeit  des  fränkischen  Reichs  (Waitz  II,  577).  Auch  im  carolingischen 
Reich  galt  „der  Grundsatz,  dass  der  Freie  weder  von  seinem  Lande,  noch  von  seiner 
Person  eine  öffentliche  Abgabe  zu  entrichten  habe,  als  Regel“  (Waitz  IV,  96). 
„Auch  eine  Steuer  vom  eigenen  Grund  und  Boden  ist  den  Deutschen  ursprünglich 
unbekannt“  Daher  fraglich,  ob  die  römische  Grundsteuer  im  fränkischen  Reich  auf 
deutsche  Grundbestizer  angewandt  worden  (s.  darüber  Näheres  bei  Waitz  II,  579  <f„ 
Eichhorn  I,  G75,  Zöpfl  II,  220,  Walter  I,  1dl.  Fin.  III,  S.  39.  — Ueber  die 
„Allgemeinheit“  städtischer  Personalsteucrn  in  Basel  s.  Schönberg  a.  a.  0. 
Fin.  III,  §.  29). 

Eine  zweite  Art  Steuerfreiheiten  bezieht  sich  auf  die  bevor- 
rechteten Stände  unter  der  freien  Bevölkerung.  Diese  Steuer- 
freiheiten spielen  wiederum  im  ständischen  Feudal-  und  Patrimonial- 
staate  des  späteren  Mittelalters  und  in  den  aus  ihm  hervorgegangenen 
Staatswesen  der  Uebergangsperiode  bis  zur  Gegenwart  eine  wichtige 
Rolle.  Es  sind  dabei  aber  nach  dem  rechtlichen  Ursprung  und 
der  ökonomischen  Bedeutung  dieser  Freiheiten  Unterschiede  zu 
beachten. 
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Vgl.  Eichhorn  I,  §.  OS.  114.  II.  §.  320,  IU,  426,  IV,  547;  Zachariä  II, 
§.  225,  22Ü.  Er  unterscheidet  Steuerfreiheiten  unter  Berufung  auf  gewisso,  dem  ge- 
meinen Hecht  entnommene  Exemtionsprivilegien,  ferner  solche,  welche  sich  auf  andere 
schon  begründete  als  Aeqnivalent  geltende  Verpflichtungen  stutzen,  endlich  solche, 
welche  auf  specieller  Zusicherung  oder  Verleihung  der  Freiheit  beruhen. 

1.  Oie  Steuerfreiheit  kann  eine  solche  des  Standes  als 
solchen  und  eine  wahre  (reelle)  Steuerfreiheit  von  Anfang  an 
sein,  der  keine  andere  ökonomisch  messbare  Leistung  des  Standes 
und  der  zu  diesem  gehörigen  Person  entspricht : auch  im  ständischen 
Staat  mehr  ein  Ausnahmefall. 

Beispiele  sind  die  Personalfreiheit  der  ticistlichcn  von  allen  Öffentlichen  Lasten 
schon  seit  der  christlichen  Zeit  des  altrOmischen  Reichs,  in  verschiedenem  Umfang 
zur  Geltung  gelangt,  die  Zollfrciheit  von  Rittern,  Pfaffen  und  deren  Gesinde  im 
Deutschen  Reich  im  Mittelalter  (Sachsenspiegel). 

2.  Die  Steuerfreiheit  kann  sodann  zunächst  nur  eine  schein- 
bare („nominelle“)  sein,  indem  sie  als  Compensation  ftir 
anderweit  zu  leistende  öffentliche  Dienste  gewährt  ist. 

Dahin  gehört  der  practisch  wichtigste  Fall:  die  Steuerfreiheit  dor  Ritter- 
schaft auch  für  ihr  Vermögen,  besonders  fttr  ihren  Grundbesitz  im  ständischen 
Staat,  weil  die  Ritterschaft  persönlich  und  mit  ihren  Knechten  den  militärischen  Dienst 
selbst  leisten  musste.  Diese  Steuerfreiheit  war  an  sich  berechtigt,  solange  der  Ritter- 
dienst wirklich  geleistet  wurde  und  nicht  eine  bloss  privatrechtliche  Verpflichtung  aus 
dem  Lehendienstverhältniss  war  (Zachariä  II,  527),  und  die  ökonomische  Last  des- 
selben ungefähr  der  Steuerlast  der  anderen  Classen,  auch  der  nicht  persönlich  dienen- 
den Unterthanen,  gleich  kam.  Sie  wurdo  nur  öfters  schon  nicht  aus  diesem  Rechts- 
grunde. sondern  als  Adelsvorrccht  möglichst  weit  nnd  übertrieben  ausgedehnt.  Auch 
die  Ritterschaft  hat  sich  übrigens,  selbst  neben  ansgeubter  Dienstpflicht,  nicht  immer 
von  Steuern  freihaltcn  können,  besonders  nicht  von  ausserordentlichen  Steuern,  die 
aber  dann  vollends  den  Character  der  Freiwilligkeit,  als  donum,  behalten  sollten  (Bei- 
spiele bei  Falke  a.  a.  0..  Eichhorn  III,  249,  IV,  35S.  Personaibesteuerung  auch 
der  Edlen  in  Städten  s.  Schönberg  a.  a 0.).  Eiuigermaassen  analoge  Fälle  fehlen 
übrigens  auch  in  der  Neuzeit  nicht,  so  die  Steuerfreiheit  oder  die  Vergünstigungen 
öffentlicher  Beamten  bei  gewissen  Staatssteuern,  namentlich  Pcrsonalstcuern  (Einkommen- 
steuer); gewisse  Staatssteuerfreiheitcn  des  activen  Militärs  (§.  166).  Nach  dem  Deut- 
schen Heichsmilitärgesetz  vom  2.  Mai  1874  ist  das  Militäreinkommen  der  Personen 
des  Unterofficicr-  und  Gemcinenstands  (im  activen  llcer)  und  im  Fall  der  Mobil- 
machung das  Militäreinkommen  aller  Angehörigen  des  activen  Heers  bei  der  Veran- 
lagung, bez.  Erhebung  von  Staatssteuern  ausser  Betracht  zu  lassen.  §.  46.  Anders 
steht  es  mit  der  vorkommenden  Begünstigung  der  öffentlichen,  besonders  der  Staats- 
beamten bei  Communalsteuern  (in  Proussen  bei  Classen-  und  Einkommensteuer  Veran- 
lagung nur  mit  der  Hälfte  des  Diensteinkommens).  Hier  liegt  mehr  die  Wahrung 
eines  Staatsinteresses  den  Gemeinden  gegenüber  vor,  dass  die  Beamten  nicht  durch 
zu  hohe  Communalstener  Überlastet  und  eventuell  deshalb  im  Gehalt  erhöht  werden 
inflssen;  auch  die  Rücksicht,  dass  der  Beamte  keine  freie  Wahl  seines  Wohnorts  hat, 
spielt  mit. 

3.  Eine  Steuerfreiheit  der  vorausgehenden  Art  kann  endlich 
ganz  oder  theihveise  eine  wahre  werden,  wenn  die  ihr  als  Correlat 
und  innerer  Bcrechtignngsgrund  dienende  anderweite  öffentliche 
Leistung  ganz  oder  theilweise  aufgehoben  oder  obsolet  wird. 

So  ist  es  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Wehrverfassung  mit  der  alten  ritter- 
schaftiicheu  Steuerfreiheit  gegangen:  die  Ritterdienste  hörten  auf,  die  Steuerfreiheit 
blich  trotzdem  bestehen  oder  es  trat  wenigstens  nicht  die  volle  sonstige  Besteuerung 
ein.  Erst  dadurch  wurde  die  Rechtsgleichheit,  der  Grandsatz  der  Allgemeinheit  und 
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Gleichinlssigkeit  der  Besteuerung  verletzt,  jene  Steuerfreiheit  oin  wahres  Privilog. 
Daher  die  Opposition  gegen  die  Grundsteuerfreiheit  der  Rittergüter.  beginnend  schon 
im  Zeitalter  des  aufgeklärten  Absolutismus,  als  der  Ritterdienst  nicht  mehr  geleistet 
wurde,  lebhaft  und  principiell  fortgefuhrt  besonders  in  der  neueren  liberalen  Periode 
der  staatsbürgerlichen  Gleichheit:  Steuerkümpfe , welche  in  Deutschland  bis  in  die 
unmittelbare  Gegenwart  hineinragen  und  gewöhnlich  mit  der  gesetzlichen  Aufhebung 
dieser  alten  Steuerfreiheiten  endeten.  Ein  Hauptbeispiel  noch  aus  jungst  vergangener 
Zeit  ist  die  preussische  Grundsteucrregclnng  von  18111,  ein  Beispiel  des  Ersatzes  des 
Dienste  durch  Geldzahlungen  das  preussische  Lehenritter- Pferdegeld  des  17.  Jahr- 
hunderts und  besonders  seit  1717  (Ein.  III,  S.  114). 

Uebrigens  kann  eine  solche  ehemals  scheinbare  Steuerfreiheit, 
auch  wenn  die  ihr  entsprechende  anderweite  Leistung  bestehen 
bleibt,  unter  Umständen  wenigstens  theilweise  zn  einer  wahren 
werden,  nemlich  in  dem  Falle,  dass  diese  Leistung  unveränderlich 
ist,  während  die  ihr  ursprünglich  entsprechende  sonstige  Besteuerung 
immer  grösser  wird.  Diese  Entwicklung  trat  schon  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  ziemlich  allgemein  ein  und  bewirkte,  dass  die  wegen 
der  Ritterdienste  gewährte  Steuerfreiheit  schon  damals  zn  einer 
partiell  wirklichen  Steuerfreiheit  wurde,  selbst  bevor  die  Ausübung 
des  Diensts  ganz  entfiel. 

Im  modernen  Staat  sind  die  älteren  persönlichen  Standes- 
privilegien im  Steuerwesen  und  die  sonstigen  wahren  Steuerfrei- 
heiten immer  allgemeiner  beseitigt  worden  und  grund- 
sätzlich werden  keine  neuen  gewährt:  eine  Conscquenz 
des  politischen  Princips  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit, 
das  in  der  Besteuerung  in  den  beiden  „Postulaten  der  Gerechtig- 
keit“, in  den  Grundsätzen  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  zur  Geltung  gelangt.  Bei  der  Erörterung  nament- 
lich des  ersten  dieser  Grundsätze  wird  von  den  Steuerfreiheiten  noch 
weiter  zu  handeln  sein  (§.  166).  Auch  den  scheinbaren  oder  nomi- 
nellen Steuerfreiheiten,  welche  an  sich  nicht  mit  der  Forderung 
der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  in  Widerspruch  stehen,  ist  die 
Gegenwart  aus  politischen,  steuertechnischen  und  ökonomischen 
Gründen  meistens  abgeneigt,  so  dass  auch  sie  immer  mehr  ver- 
schwinden (Beseitigung  von  persönlichen  Portofreiheiten,  Aufhebung 
oder  Beschränkung  der  Steuerfrei heiteu  der  Beamten  u.  s.  w.). 

Näheres  Ober  die  Aufhebung  der  Steuerfreiheiten  in  Deutschland  bei  Zachariä. 
U,  §.  226.  Geber  das  Verfahren  dabei  und  über  die  Entschüdigungsfragc  wird  unten 
mit  gesprochen  werden.  Gewisse  Vorrechte  blieben  nach  der  Deutschen  Bundesacte 
den  Mediatisirtcn  (auch  nach  1866  noch).  Particularrechtlich  sind  frei  die  Mitglieder 
der  regierenden  Familie  von  den  Personalsteuern,  übrigens  in  verschiedenem  Umfang 
(Wagner,  im  Schflnberg'schen  Handbuch,  dircete  Steuern.  2.  A.  III,  g.  102,  Burkart, 
in  Hirth's  Annalen,  1879,  S.  220).  — Die  Steuerfreiheit  des  für  öffentliche  und  wohl- 
t billige  Zwecke  dienenden  Vermögens,  der  Kirchen,  Schulen  etc.  i»t  anders  zu  be- 
urtbeilen.  Auoh  sie  besteht  nicht  allgemein  mehr,  z.  B.  nicht  immer  für  die  Real- 
steuem.  Ihre  Gewährung  ist  eigentlich  ein  (verhüllter)  Staatsbcitrag  für  die  Zwecke 
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jener  Anstalten.  Ueber  solche  Fragen  der  llcstencrung  bei  der  englischen  Ein- 
kommensteuer s.  Fin.  III,  S.  243,  246.  — Oie  Besteuerung  der  werbenden,  Ertrag 
gebenden  Staatsgüter  unterbleibt  gewöhnlich , ist  aber  aus  Gründen  des  Rechnungs- 
wesens zu  billigen.  Schwierigkeiten  macht  bei  diesen  Gütern  und  bei  denen  der 
anderen  ähnlichen  Körper  (Gemeinde  u.  s.  w.)  die  Auseinandersetzung  zwischen  Staat 
und  Communen  und  deren  Steuersystem,  worauf  unten  zurückgekommen  wird  (§.  164  ff.). 

F.  — §.  121.  Verschwinden  der  politischen  nnd 
Hervortreten  der  wir th sch aftlichen  und  socialen  Steu er- 
kämpfe. 

Auch  in  allen  anderen  Beziehungen  sind  im  heutigen  Staate 
der  modernen  Culturvölker  absichtliche  directe  Begünstigungen 
ohnehin  ja  meist  verschwundener  persönlich  und  politisch  bevor- 
rechteter Stände,  aber  auch  etwa  noch  vorhandener  Reste  von 
solchen  im  Steuerrechte  fast  ganz  weggefallen.  In  dieser  Hinsicht 
ist  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  im  Wesent- 
lichen durchgelUhrt.  Damit  ist  der  ehemalige  grosse  Einfluss  der 
Personalstands-  und  der  politischen  Standesverhältnisse  auf  die 
Besteuerung  nnd  besonders  auf  die  Verthcilung  der  Steuerlast  fast 
beseitigt  nnd  das  politische  Princip  der  staatsbürgerlichen  Gleich- 
heit aller  Angehörigen  des  Volkes  hier  wie  in  den  meisten  poli- 
tischen Verhältnissen  zum  Siege  gelangt.  Eine  wichtige  Epoche 
der  Steuergeschichte  ist  abgeschlossen. 

Um  so  mehr  treten  aber  jetzt  erst  die  wirthsch aftlichen 
und  die  socialen  Stenerkämpfe  in  den  Vordergrund. 

Psychologisch  und  politisch  begreiflich:  denn  nach  der  Herstellung  der  persön- 
lichen und  politischen  Gleichheit  der  Bevölkerung  erschien  vollends  jede  Ungleichheit 
der  Besteuerung  als  Unrecht,  während  dioselbe  früher  mit  der  Ungleichheit  der  stän- 
dischen Verhältnisse  in  einer  gewissen  Uebcrcinstimmung  gestanden  hatte.  Auch 
hier  ist  der  Einfluss  der  errungenen  politischen  Gleichheit  auf  die  Forderung 
grösserer  wirtschaftlicher  und  socialer  Gleichheit  unverkennbar.  Eine  Seite  der 
socialen  Frage,  die  namentlich  v.  Scheel  (in  seiner  Socialen  Frage,  Jena  1872),  mit 
Recht  hervorhobt. 

Die  bestehende  Besteuerung  wie  jedes  neue  Steuerproject 
werden  daher  jetzt  eifrig  von  den  wirtschaftlichen  Interessen- 
gruppen und  von  den  socialen  Parteien  darauf  hin  geprüft,  ob  sie 
nicht  thatsächlich  dem  Rechtsgrundsatz  der  Allgemeinheit  und 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  widersprechen.  In  den  theoretischen 
Controversen  wie  in  den  practischen  Steuerkämpfen  tritt  der  Streit 
um  die  Steuerarten,  directe  und  indirccte,  Einkommen-  und  Ver- 
brauchsbesteuerung, einzelne  Arten  der  Ertragssteuern  u.  s.  w.,  und 
um  den  Steuerfuss  immer  schärfer  hervor.  Denn  diese  ver- 
schiedenen Steuerarten  verwirklichen  ja  erst  die  Besteuerung.  In 
ihnen  alsdann  Vcrstösse  gegen  die  Allgemeinheit  und  Gleichmässig- 
keit zu  vermeiden,  ist  die  practische  Aufgabe,  deren  richtige  Lösung 
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auch  bei  voller  Anerkennung  jener  Gerechtigkeitspostulate  so 
schwierig  und  so  strittig  ist. 

Wir  stehen  gegenwärtig  in  Theorie  und  Praxis  in  diesen 
Kämpfen  noch  mitten  inne.  Ueberwiegend  sind  es  bisher  noch 
die  Streitigkeiten  unter  den  wirtschaftlichen  Interessen- 
gruppen der  besitzenden  Classen  selbst  — eine  Art  häuslichen 
Streits  der  letzteren  — , welche  dem  Kampf  ihr  Gepräge  auf- 
drlicken:  Interessengegensätze  von  Stadt  und  Land,  Grundbesitz 
und  mobilem  Kapital  u.  s.  w.,  wie  sie  oben  (§.  111)  skizzirt  wurden. 

Die  ländliche  Grundsteuer  einer-,  die  Besteuerung  des  mannigfachen  städtischen 
Erwerbs  andrerseits,  die  Ertragsbesteucruug  und  die  Einkoinmenbesteuerung  stehen 
hier  im  Vordertreflen  der  Discussion.  Die  Umgesaltung  im  priratwirthschaftlichen 
System  ist  für  dies  Alles  entscheidend.  S.  oben  g.  1 1 1 und  daselbst  über  die  Auf- 
fassung v.  KodbertuB  (S.  2 (iS).  Diese  findet  z.  B.  in  der  neueren  europäischen, 
auch  speciell  der  deutschen  Geschichte  der  directen  Steuern  ihre  volle  Bestätigung: 
mehr  und  mehr  tritt  neben  die  alten  Grundsteuern  eine  selbständige  Haus-,  Gewerbe-, 
Kapitalrenten-,  Einkommensteuer  u.  s.  w. , weil  sich  eben  die  ehemals  rorwaltendc 
Wirthschaftscinhcit  des  ländlichen  Grundbesitzers  auflöst  oder  neben  ihr  audero  Wirth- 
schafts-  und  Erwerbscinheitcn  entstehen.  Aebnliche  Entwicklung  vermuthlich  jetzt  in 
Russland,  wo  die  hauptsächliche  dirccte  Steuer,  die  Kopfsteuer,  eben  ttborwiegend 
eine  bäuerliche  Grundeinkommen-Bcstcuerung  war.  Die  jüngsten  Anfänge  russischer 
Steuerreform  bewegen  sich  denn  auch  in  der  angedeuteten  Richtung. 

Schon  jetzt  aber  fehlt  es  nicht  au  Anzeichen,  dass  diese  Fragen 
bald  hinter  jene  eigentlich  socialen  Steuerprobletne  mehr 
zurück  treten  werden,  welche  mit  der  Wahl  zwischen  directer  Ein- 
kommen- und  indirecter  Verbrauchsbesteuerung  Zusammenhängen 
und  Proportionalität  oder  Progression  des  Steuerfusses,  Gleich-  oder 
HöherbesteueruDg  des  fundirten  Einkommens,  Vermögens-,  Erb- 
schafts-, Conjuncturengewinnbesteuerung  neben  der  Einkommen- 
bestenerung  betreffen:  die  „sociale  Frage“  will  auch  auf  dem 
Steuergebiet  zum  Austrag  gebracht  werden.  Eine  eigentlich 
sociale  Epoche  der  Besteuerung  beginnt. 

S.  unten  §.  162  ff.  Im  Ergebniss  ebcuso  Stein,  3.  A.,  S.  821,  4.  A.  I,  414  ff 
und  Schinollcr,  Epochen  der  prcussischeu  Finanzpolitik  S.  113.  Anderseits  Steins 
Befürchtungen,  5.  A.  I,  148  ff,  15S , über  Finanzwisseuschaft  und  Staatssocialismus 
und  darüber  und  dagegen  meine  Aufsätze  unter  diesem  Titel  in  der  Tübinger  Zeit- 
schrift 1887,  besonders  der  zweite. 

Auf  alle  diese  Functc  wird  in  den  folgenden  beiden  Kapiteln  3 und  4 mit  cin- 
zugehen  sein. 
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Drittes  Kapitel. 

Oberste  Grundsätze  der  Besteuerung. 

§.  122.  Literarische  Nachweisuugen  uud  orientirendc  Vorbe- 
merkungen. 

Oie  Aufsuchung  uud  Aufstellung  oberster  Grundsätze  der  Besteuerung  ist  seit 
der  Entwicklung  einer  Finanz-  und  Steuertbeorie  als  eine  der  vornehmsten,  oft  als  die 
Hauptaufgabe  der  letzteren  angesehen  worden.  Daher  finden  sich  bezügliche  Anläufe 
schon  bei  den  Autoren  des  16.  und  17.  Jahrhunderts,  bei  Bodin  (Fin.  I,  §.  23),  bei 
den  damaligen  deutschen  Cameralisten , dann  namentlich  bei  den  Systematikern  der 
Camcral-  uud  Finanzwissenschaft  des  18.  Jahrhunderts  (r.  Justi.  Fin.  1,  §.  24),  auch 
bei  französischen  und  italienischen  Autoren  dieser  Zeit  (so  Vauban). 

A.  Smith's  Verdienst  war  auch  hier  nicht  sowohl  die  Aufstellung  von  etwas 
durchaus  Neuem  und  Originalem,  als  die  glückliche  — oder  doch  für  glücklich  gel- 
tende — Fassung  von  vier  einfachen  Regeln  oder  Grundsätzen  (maximal  für  die 
Besteuerung  (Fin.  I,  §.  23).  Dieselben  haben  seit  ihm  in  deu  finanzwisscnscbaftlicheu 
Erörterungen  uud  in  Excursen  der  allgemeinen  Nationalökonomie  auf  das  Steuergebiet 
eine  grosse  Rolle  gespielt.  Bis  in  die  Gegenwart  knüpft,  zumal  im  Ausland,  die 
Erörterung  au  sie  vielfach  an.  Sie  lauten  im  Original  (B.  V ch.  2 part  2 im  Anfang): 

1.  The  subjects  of  evory  state  ought  to  contribute  towards  the  support  of  the 
government  as  nearly  as  possible,  in  proportion  of  their  respective  abilities, 
that  is,  in  proportion  to  tho  revenue  wbich  they  respectively  enjoy  under  the 
protection  of  the  state.  Also  Besteuerung  der  Unterthanen  im  Vcrhältniss  zu  ihrer 
Leistungsfähigkeit  (wie  Asher  II,  346  wohl  nicht  unrichtig  übersetzt),  d.  h.  zu 
ihrem  Einkommen,  das  sie  unter  dem  Schutze  dos  Staats  geniessen:  ein 
Grundsatz  für  dio  gerechte  Steuervertheilnng  oder  die  sogenannte  Regel  der 
Gleich  in  äs  sigk  ei  t.  Letztere  wird  hier  ohne  Weiteres  in  der  verhältnissmässigen 
Besteuerung  des  Einkommens  gefunden,  auch  der  Grund  dafür  sogleich  in  dem 
„Schutz“  des  Staats  für  das  Einkommen  angegeben.  Mit  diesem  sogenannten  Grund- 
satz werden  aber  die  Schwierigkeiten  nur  theils  umgangen,  theils  durchbauen , nicht 
gelöst,  er  euthftlt  ausserdem  in  seiner  Erläuterung  eine  blosse  petitio  principii. 
Dennoch  ist  er  von  zahllosen  Nachfolgern  immer  einfach  angenommen  und  paraphrasirt 
worden ! 

2.  The  tax  which  euch  individual  is  bound  to  pay  ought  to  be  certain  and  not 
arbitrary.  The  time  of  payment,  the  manncr  of  payment,  the  quantity  to  be  paid 
ought  all  to  be  ctear  and  plain  to  the  contributor  and  to  every  other  person:  der 
sogenannte  Grundsatz  der  „Bestimmtheit“  der  Besteuerung. 

3.  Every  tax  ought  to  be  levied  at  tho  time  or  in  the  manner,  in  which  it  is 

most  likely  to  be  convenient  for  the  contributor  to  pay  it:  der  Grundsatz  der  „Be- 

quemlichkeit“. 

4.  Every  tax  ought  to  be  so  contrircd  as  both  to  take  out  and  to  keep  out  of 

the  pockcts  of  the  people  as  little  as  possible,  over  and  above  what  it  brings  into 

the  public  troasury  of  the  state:  der  Grundsatz  der  „billigen  Erhebungskoston“, 
unter  letzteren  die  unmittelbaren  und  mittelbaren,  die  eigentlichen  nud  uneigentlichen 
Kosten  (s.  schon  Fin.  I.  § 172,  1,3)  verstanden. 

Die  drei  letzten  Grundsätze  sind  solche  der  rationellen  Steuervorwaltung  oder 
wie  mau  sie,  eine  trcITcnde  Bezeichnung  v.  Hock 's  etwas  verallgemeinernd  (ölleut- 
liche  Abgaben  8.  27)  nennen  kann:  es  sind  Grundsätze  der  Logik  im  Steuerwesen. 

Vgl.  Uber  diese  Sätze  z.  B.  Mill,  politische  Oekonomie,  B.  2,  Kap.  2;  Leroy- 
Beaulieu  1,  131  11'.:  Bergius  S.  404  ff.  (er  nennt  die  Regeln  mit  Mill  „classisch"); 
Stein  I,  423.  4.  Aull.,  der  vollkommen  richtig  sagt:  die  vier  Regelu  scieu  nicht  so 
sehr  im  System  des  Steuerwesens  begründet,  als  eben  die  erste  Formulirung  des 
staatsbürgerlichen  Steuersystems;  auch  „dürfte  tut  kaum  etwas  Unklareres  geben,  als 
was  Smith  in  seinem  ersten  Satz  sage“.  Am  Eingehendsten  noch  neuerdings  A.  Held, 
Einkommensteuer  S.  98  li.,  der  mit  Recht  nur  bei  der  ersten  Smith'schen  Regel  theo- 
retische Schwierigkeiten  anerkennt  und  dann  die  in  dieser  Regel  geforderte  „pro- 
portionale Besteuerung  des  Eiuzeleinkommeus“  kritisirt  uud  berichtigt,  den  Grundsatz 
der  „Allgemeinheit''  der  Besteuerung  aus  Smith's  Satz  ableitet,  aber  das  Verlangen, 
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dass  die  Steuer  des  Einzelnen  in  gleicher  Proportion  zu  der  Grösse  seines  Einkommens 
stehen  müsse,  nicht  gerechtfertigt  findet.  Bei  Held  S.  121  If.  auch  eine  gute  Uober- 
sicht  Uber  die  Literatur  der  Steuerprincipien,  mit  dem  Nachweis , dass  Smith  auch 
hier  Vorläufer  in  der  Aufstellung  solcher  Kegeln  hatte  (Justi,  Bcrgius,  Vauban) 
und  spcciell  über  die  Benrthcilung,  die  Smith 's  Kegeln  in  der  Literatur  gefunden. 
Vgl.  ferner  noch  Neumann,  progressive  Einkommensteuer,  S.  75  tf.  und  jetzt  beson- 
ders den  reichhaltigen  literarhistorischen  ersten  Abschnitt  in  Kobert  Meyer's  Prin- 
cipien  der  gerechten  Besteuerung,  wo,  dem  Zweck  dieses  Buchs  gemäss,  allerdings 
vomemlich  nur  der  erste  Smith'sche  Grundsatz  in  seiner  Auffassung  bei  verschiedenen 
Autoren  verfolgt  wird;  ferner  Einzelnes  passim  in  Neumann’s  neueren  Arbeiten 
(oben  S.  20).  besonders  in  dem  Aufsatz  Uber  die  Steuer  nach  dor  Stcucrfähigkeit  in 
Conrad's  Jahrbüchern. 

In  historischer  und  practiBcher  Beziehung  ist  nicht  zn  ubersehen,  dass  die  drei 
Smith'schen  Steuerverwaltungsregcln , welche  uns  heute  in  Theorio  und  Praxis  als 
selbstverständliche  Zielpuncte  erscheinen,  gegenüber  den  Verhältnissen  der  .Steuer- 
praxis  selbst  noch  des  vorigen  Jahrhunderts  und  selbst  der  bcstvcrwalteten  Staaten, 
auf  schwere  Missstände  hinwiesen.  Auch  die  physiokratische  Kritik  des  Bestehen- 
den bewegt  sich  zum  Theil  in  gleicher  Kichtung.  so  in  Betreff  der  hohen  Erhebungs- 
kosten und  Verkehrsbelästigungen  der  indircctcn  Steuern  (Ein.  I,  §.  25). 

Die  ausländische  Wissenschaft,  namentlich  die  englische  und  französische,  ist  nun 
bis  zur  Gegenwart  nicht  viel  Ober  die  Smith’schen  Steucrregeln  hinausgekommen,  hat 
sie  bloss  als  einfache  Axiome  stets  wieder  aufgestellt  und  gepriesen,  und  nicht  einmal 
immer  cs  für  geboten  gehalten,  die  eiste  Kegel  genauer  auf  ihren  Sinn  zu  untersuchen, 
die  anderen  auf  ihre  Durchführbarkeit  zu  prüfen. 

Die  neuere  deutsche  Wissenschaft  ist  dagegen  auch  hier  Uber  A.  Smith  hinaus 
geschritten,  indem  sie  das  Problem  derSteuervertheilung  tiefer  erfasste  und  gründ- 
licher behandelte  und  dabei  dann  den  ersten  Smith’schen  Grundsatz  als  viel  zu  vag 
und  zweideutig  erkannte.  Denn  das  gerade,  was  A.  Smith  liier  ohne  Weiteres  als 
selbstverständlich  annimmt,  ist  das  eigentliche  Fragliche.  Besonders  wichtig  sind 
Held  uud  Neumann  a.  a.  0. 

Ersterer  (S.  05  ff.,  136  ff)  formulirt  drei  Kegeln  derSteuervertheilung  (S.  121): 
I.  „Allgemeinheit  der  Steuern,  d.  h.  Jeder,  der  ein  Einkommen  hat,  soll  Steuer 
zahlen“,  mit  richtigen,  aber  noch  nicht  ausreichenden  Ausführungen  Uber  die 
Schwierigkeiten  der  Verwirklichung  dieser  scheinbar  so  einfachen  Regel  und  mit 
richtiger  Unterscheidung  der  Staats-  und  Communalstcuern  dabei.  — II.  „Gleichheit 
der  Steuern,  d.  h.  das  Einkommen,  das  in  verschiedenen  Productionszwoigen  erworben 
wird,  soll  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  seiner  Quelle  gleichmässig  besteuert  werden“,  — ein 
viel  zu  vager  und  in  dieser  Form  kaum  haltbarer  Satz.  III.  „Möglichste  Schonung  des 
Nationalwohlstands  und  seines  Aufschwungs  durch  beständige  Rücksicht  auf  die  empor- 
strebenden ärmeren  Classen  und  auf  die  kapitalvormehreuden  reicheren  Staude“, 
welche  Regel  mit  der  „socialen  Frage“  Zusammenhänge  ;S.  143  ff);  gewiss  eino  richtige 
Auffassung,  die  aber  Held,  in  seiner  Neigung  zu  Compromissen  selbst  in  der  Theorie, 
nicht  zu  den  richtigen  Consequenzen  verwerthet.  bei  manchen  treffenden  Ausfuhrungen 
im  Einzelnen.  Für  meine  vielfachen  Abweichungen  von  Held  muss  ich  mich  auf  die 
Darstellung  unten  selbst  beziehen.  Ich  kann  u.  A.  auch  Held’s  Abstinenz  in  Bezug  au- 
das  Streben  nach  „gerechter“  Besteuerung  nicht  für  richtig  halten  (u.  §.  156).  S.  darf 
über  auch  noch  sein  Gutachten  über  Personenbesteuerung  (in  den  Schriften  des  Ver- 
eius  für  Socialpolitik  111).  Das  ist  nur  eine  Einseitigkeit  in  entgegengesetzter  Kichtung 
von  der  bisherigen,  wo  fast  nur  die  „Gerechtigkeit“  erstrebt  wurde. 

In  der  principiellen  Erörterung  schärfer  und  klarer  als  Held  und  in  der  Polemik 
gegen  denselben  meistens  im  Recht  hat  Neumann  das  Problem  der  Steuerver- 
theilung  auch  im  Ganzen  erheblicher  gefördert  als  Held.  S.  namentlich  Kapitel  2 — 1 
seiner  progressiven  Einkommensteuer,  eine  sachlich  vielfach  vortreffliche  Erörterung 
bei  grosser  Formlosigkeit  und  Mangel  der  Systematik,  was  auf  die  Klarheit  der  Er- 
gebnisse öfters  nachtheilig  eingewirkt  hat.  Besonders  wichtig  und  im  Wesentlichen 
gewiss  richtig  ist,  dass  Neumann  die  Principien  der  „Besteuerung  nach  den  Vor- 
theilen“ (dem  „Interesse“)  uud  „nach  der  Leistungsfähigkeit“  beide  als  relativ 
berechtigt  anerkennt.  Das  zweite  Princip  ist  das  maassgebende  für  die  eigentliche 
Besteuerung,  das  erste  für  das  Gebühreuwesen  und  Verwandtes.  Neumann  vertheidigt 
jenes  geschickt  gegen  Schmoller,  Nasse,  Held  u.  A.  uud  beweist,  dass  dies  Princip 
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nicht,  vie  Smith  meint,  in  der  Besteuerung;  nach  dem  Einkommen  aufgehe  und  dass 
in  der  Praiis  der  Staats-  und  Coromunalbesteuerung  andere  die  Leistungsfähigkeit 
beeinflussende  Momente  schon  vielfach  berücksichtigt  würden.  Er  zieht  dann  aus  dem 
Princip  der  Leistungsfähigkeit  den  Schluss  zu  Gunsten  der  Progression  dos 
Stenerfusses  und  einige  weitere  Consequenzen.  In  den  Resultaten  stimme  ich 
grossentheils  mit  Neumann  überein,  in  der  Motirirung  nur  theilweise.  Auch  bei 
Neumann  fehlt  dio  Unterscheidung  des  einzol-  und  volkswirtschaftlichen  Stand- 
puncts  — die  Polemik  in  dieser  Beziehung  gegen  Held  scheint  mir  verfehlt,  S.  102  — 
und  des  rein  finanziellen,  der  „staatsbürgerlichen“  Wirtschafte-  und  Rechtsperiode 
entsprechenden  einer-,  des  socialpolitischcn  Standpuncts  anderseits,  eine  Unterscheidung, 
ohne  welche  man  m,  E.  nicht  zur  Klarheit  kommt  (u.  §.  1 56  ff).  Sic  hängt  aber  mit  den 
Grundfragen  der  Rechtsordnung  in  der  Volkswirtschaft  zusammen,  über  die  auch  Neu- 
rnaim  hinweg  sieht  (vgl.  über  Neumann's  Buch  auch  Held ’s  Recension  in  Hildcbrand’s 
Jahrbüchern  B.  24,  S.  62  ff.,  deren  Ausführungen  gegen  Neumann  ich  nur  zum  kleinsten 
Theil  für  richtig  halten  kann).  Eine  treffliche  Ergänzung  und  Fortführung  findet  die 
genaunte  ältere  Schrift  Neumann’s  nach  verschiedenen  Seiten  in  seinen  neueren 
Arbeiten  (oben  S.  20),  besonders  in  dem  Aufsatz  Uber  die  Steuer  nach  der  Steuer- 
fähigkeit. Hier  wird  u.  A.  die  Gerechtigkeitsfrage  in  der  Besteuerung  mit  den  allge- 
meinen philosophischen  Lehren  von  der  Gerechtigkeit  in  Verbindung  gebracht  (Jahr- 
bücher B.  35  oder  N.  F.  1,  S.  531  ff).  In  der  Schrift  über  die  „Steuer“  implicite 
iS.  110)  ein  Zugeständniss  an  meine  Theorie  der  socialpolitischen  Function  der  Steuer, 
obwohl  ich  dahingestellt  sein  lasse,  ob  Neumann  nunmehr  sich  meiner  Auffassung 
genähert  hat. 

Unter  der  sonstigen  hicher  gehörigen  Literatur  der  1870er  Jahre,  die  sich  um 
die  Klärung  der  Principienfragen  Verdienste  erworben,  ist  besonders  noch  Nasse  in 
seinem  Gutachten  über  Persoualbesteuerung  zu  nennen,  dem  ich  in  der  Zurück- 
stellung des  Princips  gerechter  Steuervertheilung  (S.  2)  beistimme,  worin  kein 
Widerspruch  mit  der  obigen  Bemerkung  gegen  Hold  liegt. 

Selbständig,  aber  gerade  hier  oft  nicht  glücklich  hat  wieder  Stein  die  bezüg- 
lichen Fragen  behandelt,  s.  4.  A.  1,  396  ff,  442  ff  Richtig  bleibt  besonders  die 
historisch-relative  Auffassung  der  Steuerprincipien  und  Postulate.  Aber  in  seiner 
an  sich  ganz  berechtigten  Neigung,  die  Praxis  zu  rechtfertigen,  gelangt  Stein  selbst, 
der  doch  immer  nach  principieller  Erfassung  strebt,  hier  durchaus  nicht  zu  klaren 
Principien.  Was  er  z.  B.  über  sociale  Besteuerung  sagt  (S.  449  ff),  ist  ganz  richtig 
(.trotz  der  ängstlichen  Verwahrung  gegen  einen  Missbrauch  mit  dem  progressiven 
Steuerfuss  S.  452),  aber  die  Formulirung  S.  450  bleibt  mir  unverständlich,  die  Moti- 
viruug  dieser  Formel  schief:  die  „höchst  vage  Vorstellung  vom  progressiven  Steuerfuss 
müsse  netnlich  in  die  ganz  bestimmte  (?!)  Formel  aufgelöst  werden:  dass  die  Pro- 
gression des  Stenerfusses  identisch  sein  soll  mit  derjenigen  Progression  der  Kapital- 
bildungskraft jeder  Kapitalseinheit,  welche  durch  dio  Vervielfältigung  der  letzteren 
erzeugt  wird“.  S.  auch  Stein,  5.  A.  II,  1,  353  ff,  420  ff,  auch  I,  148  ff 

Aus  der  neuesten  Literatur  ist  das  Hauptwerk  Robert  Meyers  genannte 
Schrift  über  die  Principien  gerechter  Besteuerung,  das  iu  seinem  2.  Abschnitt  ein- 
gehend dio  „W'irkuuK  der  Steuer  auf  die  Privatwirtschaft"  untersucht,  darin  wesent- 
lich volkswirtschaftliche  Puncte,  u.  A.  dio  Uebcrwälzungslcbre  (in  richtiger  und  be- 
achtenswerter Beweisführung  mit  dem  mit  Recht  fcstgchaltenen  Productionskostengesetz) 
behandelt  und  im  3.  Abschnitt  dann  speciell  die  Principien  der  Gerechtigkeit  erörtert 
Bei  mancherlei  Abweichungen  im  Einzelnen,  bestellt  hier  doch  im  Ganzen  auch  wieder 
Ucbcreinstimmung  mit  meiner  unten  dargclegten  Auffassung.  Nur  wird  meine  Ansicht, 
dass  dio  Principien  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  Consequenzen 
des  socialpolitischen  Standpuncts  seien,  abgewiesen  (g.  66,  67,  auch  S.  184),  ohne 
dass  Meyer  deshalb  die  Folgerungen,  welche  ich  aus  dem  Princip  der  Leistungsfähig- 
keit ableite,  allgemein  verwirft.  Dabei  fehlt  es  aber  bei  Meyer  nicht  an  Missver- 
ständnissen meiner  Doctrin.  Die  Differenz  ist  auch  sachlich  zwischen  uns  nicht  so 
gross,  als  cs  scheinen  könnte,  auch  sie  betrifft  mehr  die  Motivirungen.1) 


')  Gegen  R.  Meyer  hier  eine  Bemerkung.  Auf  S.  152  spricht  er  von  meiner 
.neuen  Bearbeitung  von  Rau's  Finanzwissenschaft  (bisher  erschienen  zwei  Bände, 
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Auch  Sehäffle  lehut  iu  seiner  „Steuerpolitik“  implicite,  wie  ich  Meyer  (S.  158) 
zugebe,  den  selbständigen  socialpolitischen  Standpunct  in  der  Besteuerung  ab.  Er 
kommt  überhaupt  nicht  zu  einer  besonderen  Formulirung  der  gesummten  Steuerpriu- 
cipion,  lässt  sie  alle  mehr  in  gewissen  „volkswirthschafüichen“  Postulaten  aufgehen, 
trägt  dabei  aber  der  Nothweudigkeit  der  Bedarfsdeckung  durch  die  Besteuerung,  als 
einem  finanzpolitischen  Grundsatz,  gebührend  Kechnung.  Unsere  formelle  Behandlung 
ist  wesentlich  verschieden,  in  der  sachlichen  Erledigung  der  Priucipienfragen  bleiben 
auch  manche  Verschiedenheiten,  aber  doch  besteht  zwischen  uns  wieder  in  wichtigen 
Pnnclen  Uebereinstimmung.  S.  in  Schaff  le's  Werk  die  gesummten  „grundlegenden 
Erörterungen“  (S.  .'(—198),  worin  zum  Schluss  auch  die  Ueberwälzungslehre  mehr- 
fach eigentümlich  behandelt  wird  (vgl.  Meyer,  a.  a.  0.  S.  158  ff. . auch  passim 
S.  168  ft). 

G.  Cohn  wendet  sich  in  den  oben  S.  21  genannten  Aufsätzen  u.  A.  gegen 
meine  Scheidung  der  beiden  stenerpolitiscben  Standpuncte  (Conrad's  Jahrbücher  1880, 
N.  F.  1,  S.  200  ff.).  S.  dagegen  u.  §.  f 56  ff.  fn  seiner  Finanzwisseuschaft  stellt  er  im 
zweiten  Buche,  der  Lehre  von  den  Stenern,  die  „Gerechtigkeit  der  Besteuerung“  im 
1.  Kapitel  an  die  Spitze  der  Erörterungen  und  handelt  dann  in  §.  195  ff.  näher  die  Grand- 
sätze dafür  ab,  mit  manchen  feinen  geschichtsphilosophisehen  Bemerkungen  und  sonstigen 
beachtenswerten  Ausführungen,  die  sich  auch  von  Neuem  kurz  gegen  meine  erwähnte 
Scheidung  (S.  248)  wenden  ; dieselbe  „reisse,  wie  er  meint,  eine  einzige  Wurzel  aus- 
einander“, deren  historische  Entfaltung  zu  verfolgen  er  dann  für  seine  Aufgabe  hält. 

In  besonders  scharfer  Weise  bat  sich  Vocke  iu  seinem  Werke  „die  Abgaben 
u.  s.  w.“  gegen  meine  Aufstellung  eigener  „finanziaipolitischer  Grundsätze"  gewandt 
(S.  87  und  passim).  Aber  meine  Ansichten  sind  von  ihm  iacorrect  wiedergegeben, 
mehrfach  missverstanden  und  in  keinem  entscheidenden  l’uncte  wiederlegt.  Ja,  im 
Grunde  kommt  er.  ohne  es  freilich  zu  merken,  in  mehrfachen  Ausführungen  auf  das 
hinaus,  was  den  Kern  meiner  Erörterungen  Uber  den  „Grundsatz  der  Ausreichendheit 
der  Besteuerung“  bildet  (s.  n.  A.  Vocke,  S.  503  fl.).  Dies  habe  ich  bereits  in  meiner 
Besprechung  des  Vocke'schen  Werks  in  der  Tübinger  Zeitschrift  IS87,  S.  556,  565  ff. 
näher  begründet,  worauf  ich  mich  hier  ausdrücklich  beziehe. 

Koscher  erörtert  itn  Wesentlichen  die  Stcucrprincipien  iu  dem  Kapitel  von  der 
„Ethik  der  Steuern  im  Allgemeinen“,  was  mir  gezwungen  erscheint;  allerdings, 
nachdem  er  im  vorausgehenden  Kapitel  von  der  „Naturlehre  der  Steuern  im  Allge- 
meinen“ die  »olkswirthschaftlicben  Principien,  einschliesslich  der  Ueberwälzungslehre, 
behandelt  hat  Als  Steuorpriucipien  („leitende  Grundsätze")  giebt  er  die  Smith 'sehen 
Kegeln  wieder  (die  erste  m.  E.  nicht  ganz  correct),  will  aber  die  dritte  und  vierte 
zusammenziehen  und  sie  anders  formnliren:  als  Grundsatz  der  Verhältuissmässigkeit 
oder  materiellen  Gerechtigkeit,  der  Ordnung  oder  formalen  Gerechtigkeit,  der  Wirt- 
schaftlichkeit oder  Klugheit  (§.  44).  — Dagegen  lehut  auch  er  die  Einfügung  eines 
„Princips  der  Hinlänglicbkeit"  ab,  freilich  mit  hinfälligen  Gründen.  Es  sei  zwar 
bis  zur  Selbstverständlichkeit  in  gewisser  Hinsicht  einleuchtend : ist  das  von  den  drei 
„Verwaltungsprincipien“  nicht  auch  zu  sagen,  die  man  dennoch,  die  auch  Koscher,  auf- 
stellt? Es  enthalte  aber  auch  eine  Lücke,  da  man  doch  Anleihen  billige  und  einen 
schlimmen  Cirkel,  wegen  der  Dehnbarkeit  des  Staatsbedarfs:  Einwendungen,  die  durch 
meine  ausdrückliche  Fassung  des  ersten  finanzpolitischen  Princips,  in  Verbindung  mit 
der  dort  herbeigezogenen  Lehre  von  der  Bedarfsdeckung  -.meine  Fin.  I,  §.  61,  65  ff.) 
genügend  widerlegt  werden,  so  dass  ein  eigener  „Grundsatz  der  Mässigkeit“,  den 
Koscher  wenigstens  einem  Grundsatz  der  Ausreichendheit  gegenüberstellen  würde. 


1877,  1880.  vou  denen  der  letzte  sich  schon  schlechthin  als  Finauzwissensch&ft  von 
Adolf  Wagner  ansgiebt)“.  Diese  Wendung  soll  vielleicht  kein  Stich  gegen  mich 
sein,  wird  aber  leicht  so  aufgefasst  werden  können.  Ich  frage  jedoch  jeden  Leser  meines 
zweiten  Bands,  ob  ich  Kocht  hatte,  denselben  als  mein  Bach  zu  bezeichnen  und  ob  es 
nicht  gegen  Kan  Unrecht  gewesen  wäre,  das  Buch  noch  das  seine,  von  mir  nur  „neu  be- 
arbeitete“ zu  nennen?  Inhalt  und  Form  hatten  von  Rau  gar  nichts  mehr,  von  mir  Alles. 
Selbst  der  Zusatz  auf  dem  Titel  der  ersten  Auflage  „zugleich  als  6„  bez.  7.  Ausgabe 
vou  Kau’s  Finanzwissenschaff  entsprach  schon  kaum  mehr  ganz  dem  Sachverhalt. 
S.  das  Vorwort  der  ersten  Auflage. 

A.  WagfifV,  FinaniwiMenicbsfl.  II.  2.  AuA.  20 
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nicht  erforderlich  ist.  Zum  Ueberfluss  argumentirt  Roscher  an  einer  anderen  Stelle 
des  genannten  Paragraphen  ganz  richtig  selbst  mit  dem  Gedanken  meines  ersten 
finanzpolitischen  Princips,  wenn  er  dasselbe  auch  nicht  eigens  formulirt.  — In  der 
Durchführung  der  Gcrechtigkeitspostulate  lohnt  Roscher  mehrfach  die  etwas  schirferen 
meiner  „socialpolitischen“  Forderungen  ab  (vgl.  auch  dazu  meine  Aufsätze  Uber  Fiuanz- 
wissenschaft  und  Staatssocialismus  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1887). 

Auch  Umpfenbach  legt  in  der  2.  A.  seiner  Fin.  iS.  160)  eine  Lanze  gegen 
mich  ein,  zu  Gunsten  des  Satzes,  dass  „das  Moment  der  Gerechtigkeit  der  Besteuerung 
unabänderlich  an  der  Spitze  der  Besteuerung  zu  stehen  habe“,  — mit  liebenswürdiger 
Polemik  gegon  solche  Theoretiker,  die  „nur  Helfershelfer  einer  tagesscheueu  Praxis“ 
seien,  dem  Vorwurf  „unlogischer  Coordination  von  Finanzpolitik,  Gerechtigkeit  und 
Wirthschaftlichkeit"  und  — zugleich  gegen  Neumann  — dem  alten  Vorwurf,  das 
Princip  der  Fiscalbevorrechtung  in  dasjenige  der  Besteuerung  hineinzuziehen  (s.  oben 
S.  214).  Im  Ganzen  eine  halb  missverstäudige,  halb  des  Verständnisses  unfähige 
Polemik,  gegen  die  ich  mich  nicht  glaube  besonders  rertbeidigen  zu  sollen. 

Wesentlich  von  allen  anderen  bisherigen  Theoretikern  verschieden  stellt  sich 
Sax  in  seiner  Grundlegung  zu  der  Frage  der  obersten  Steuerprincipien.  Während 
die  Meisten  die  Gerechtigkeitsprincipien  voranstellen  und  fast  allein  als  wirkliche 
„Principien"  gelten  lassen,  andere,  wie  E.  Nasse  und  ich,  diesen  Principien  zwar 
nicht  mehr  die  erste  Stelle  unter  den  Steuerprincipien , wohl  aber  eine  sehr  maass- 
gebende Bedeutung  eiuräumen,  handelt  es  sich  nach  Sax  überhaupt  in  der  Be- 
steuerung gar  nicht  um  solche  Puncte  der  vertheilenden  Gerechtigkeit, 
wie  für  ihn  überhaupt  die  Argumentation  mit  ethischen  Momenten  in 
volkswirtschaftlichen  Dingen  ein  Grundirrthum  ist.  Die  Besteuerung, 
wie  jede  Ökonomische  Erscheinung,  müsse  vielmehr  und  kOnnc  auch  bloss  nach 
Ökonomischen  Gesichtspnncten  erklärt  und  ihre  Ycrtheilung  allein  danach 
richtig  geregelt  werden  (u.  A.  Sax,  Grundlegung  S.  94,  506  IT.,  besonders  523  ff„ 
s.  darüber  schon  oben  S.  26).  Die  Steuer  wird  eiufnch  als  Ökonomischer  „Werthungsvor- 
gang“  aufgefasst,  hierbei  in  hubscher,  aber  nur  der  Form,  nicht  dem  Kern  des  Gedankens 
nach  neuer  Weise  die  Steuerprogression  in  Verbindung  mit  der  Intensitätsabnahme 
der  Bedürfnisse  bei  steigendem  Einkommen  gebracht  und  dadurch  ein  Maassstab  für 
ihr  individuelles  Ausmaass  zu  erlangen  gesucht  (S.  506  ff.).  Einmal  erhält  man  aber 
so  noch  keinen  genügend  practisch  brauchbaren  Maassstab , der  subjectivcn  Willkür 
bleibt,  nicht  mehr,  aber  auch  nicht  minder,  sondern  gerade  so  wie  bei  der  üblichen 
Argumentation  mit  „Gerechtigkeilsmomeutcn“  nothwendig  ein  weiter  Spielraum 
übrig;  sodann  wird  im  Grunde  doch  mit  dieser  Fassuug  des  Problems  nichts  Anderes 
erreicht,  als  mit  der  von  mir  und  Anderen  vertretenen,  ncmlich  der  Schluss  begründet, 
dass  der  Maassstab  der  Leistungsfähigkeit  wesentlich  mit  in  Hohe  und  Art  des  Ein- 
kommens zu  finden  sei , weil  danach  eine  verschiedenartige  und  versebiedon-mnfäug- 
liche  Bedürfnisbefriedigung  sich  ergebe  und  eventuell  mehr  „freies  Einkommen“ 
übrig  bleibe,  zur  Befriedigung  weniger  nöthiger  Bedürfnisse.  Sachlich  ergeben  sich 
daher  zwischen  Sax  und  mir  wieder  gar  nicht  erhebliche  Differenzen,  nur  die  Be- 
gründungen sind  verschieden.  Wie  oftmals  in  seinem  scharfsinnigen  Werke  versichert 
Sax  freilich,  „seine  Theorie  biete  die  wirtschaftliche  Erklärung  der  Steuer  nach  der 
Leistungsfähigkeit,  aber  auch  concludcnten  (??)  Aufschluss  über  die  Ökonomisch 
richtige  Steuerhöhe,  was  die  diversen  (anderen)  Steuertheorien  nicht  vermöchten“  (in 
der  ln haltsaualy.se  zu  §.  83,  S.  XXIII).  Das  ist  Ansichtssache.  Ich  kann  Sax  auch 
hier  die  Berechtigung  dieser  guten  Meinung  über  seine  Theorie  nicht  zugeben:  soweit 
sie  wirklich  neu,  ist  sic  unrichtig,  soweit  sie  wirklich  richtig,  ist  sie  nicht  neu,  — 
wenigstens  im  sachlichen  Kern  nicht.  R.  Meyer  a.  a.  0.  hat.  wie  Sax  selbst  ein- 
räumt, sogar  in  der  Fassung  schon  mehrfach  Aehnliches  gebracht  (Meyer  S.  330, 
Sax  S.  512),  ohne  zu  wähnen,  er  argumentire  in  der  Steuerfrage  so  bloss  mit  wirt- 
schaftlichen, nicht  mit  Gerecbtigkeitsgesichtspuuctcn.  Die  Einseitigkeit  von  Sax,  dem 
er  sonst  in  der  Auffassung  gerade  dieser  Dinge  zustiinmt,  hat  selbst  v.  II  Ohm - 
Bawerk  gerügt  (Tübinger  Zeitschrift  1888,  S.  103,  s.  oben  S.  27).  — Meine  Be- 
gründung der  schärferen  Besteuerung  der  Reicheren  mit  dem  „socialpolitischen  Ge- 
sichtspunct"  weist  auch  Sax  ab,  „die  ökonomische  Natur  der  Besteuerung  ergebe  das 
von  selbst"  (S.  523,  Note).  — Im  Ganzen  kann  ich  so  Sax'  Ausführungen  in  diesem 
theoretischen  und  practischen  Hauptpuncte  seiner  ganzen  IJoctrin  nicht  für  gelungen 
halten.  Ohne  eigene  Gerechtigkeitsprincipien  kommt  mau  in  der  Bcsteuerungstheorie 
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und  Praxis  sowenig  als  in  der  ganzen  Finanz-  und  Wirthschaftstheorie  aus.  ln  dieser 
Hinsicht  theilo  ich  die  Auffassung  0.  Scliinoller’s  in  seinem,  die  Besteuerungsver- 
theilung  übrigens  nicht  näher  behandelnden  (nur  S.  51  als  Theil  des  Problems  mit 
nennenden)  Aufsatz  über  die  „Gerechtigkeit  in  der  Volkswirtschaft"  i,Jahrbuch  1881. 
N.  F.  I,  19—54). 

Natürlich  hat  sich  fast  jede  theoretische  Arbeit  über  Besteuerung  auch  mit  den 
leitenden  obersten  Grundsätzen  beschäftigt.  Die  genannten  enthalten  wohl  das  Wich- 
tigste darüber.  Zu  nennen  sind  ausserdem  etwa  noch:  v.  Jacob,  Fin.  §.  460  11'. 
(Grundsätze  der  Gerechtigkeit,  — u.  A.  Gleichheit  oder  Ebenmaass  in  der  Vertheilang 
so,  dass  Jeder  iu  dem  Maassc  mit  Abgaben  belegt  wird,  als  er  an  dem  Gemeinwohl, 
das  der  Staat  dadurch  hervorbringt,  Theil  nimmt  — ; ferner  der  Nationalökonomie  — 
namentlich  nur  reine  Einkommenbesteueruug  — ; endlich  der  Finanzwissenschaft).  — 
v.  Malchus  I,  §.  33  ff.  (Postulate  der  austhcilenden  Gerechtigkeit : Allgemeinheit, 
Gleichheit,  Grösse).  — Murhard,  Besteuerung  67  lf.,  87  ff.  — J.  G.  Hoffmann, 
Steuern  passim  S.  29  ff.,  37  ff.  — Umpfenbach,  Lehrbuch  I,  105  ff.  (Grundgesetz: 
Jeder  nach  seiner  Beitragsfähigkeit,  was  die  Anforderungen  der  Allgemeinheit,  Glcich- 
mässigkeit,  Yertheilung  der  Steuern  nach  dem  reinen  Einkommen  enthalte);  2.  Aufi. 
§.  70  ff.  — Laspeyrcs,  Artikel  Staatswirthschaft  im  Staatswörterbuch  X,  106  ff.  — 
v.  Hock,  öffentliche  Abgaben  §.  1 ff.  (viel  Treffendes).  — Eisenhart,  Kunst  der 
Besteuerung  S.  5 ff.  — Maurus,  Besteuerung,  Kap.  7.  — Ferner  Schmoller  in 
der  Abhandlung  über  Einkommen  iu  der  Tübinger  Zeitschrift  1863;  eine  besonders 
für  die  volkswirtschaftlichen  Prineipien  der  Besteuerung  wichtige  Arbeit,  die 
anderen  Grundsätze  werden  nur  gelegentlich  berührt;  die  Bedeutung,  die  U.  Meyer 
dieser  Arbeit  und  der  von  Schäfflc  über  „Mensch  und  Gut  in  der  Volkswirtschaft“ 
(1861)  für  die  Entwicklung  der  Lehre  gerade  von  den  Prineipien  der  Gerechtig- 
keit beilegt  (§.  20).  haben  beide  Abhandlungen  dafür  nicht  gehabt.  Noumann's 
erste  Schrift  war  dafür  ungleich  wichtiger.  — S.  sonst  auch  die  Gutachten  des  Vereins 
für  Socialpolitik  Uber  Pcrsonalbosteucrung  ,1873)  und  über  Communalbesteuerung 
(1877).  — Kau  1,  §.  250 — 266  hat  folgende  Behandlung:  „Entwicklung  der  obersten 
Bcsteucruugsgrundsätzc“,  Ableitung  der  Kegel  der  Allgemeinheit  und  Gleichförmigkeit, 
dann  des  Begriffs  der  Stcuerfäliigkeit , Erörterungen  über  die  Steuerquelle.  Die 
fehlende  Unterscheidung  des  rein  bilanziellen  und  des  socialpolitischeu  Standpuncts, 
dann  des  cinzcl-  und  volkswirthschafilichcu  präjudicirt  auch  seinen  Ilesultatcn  der 
Erörterung.  Darauf  untersucht  Kau  die  „volkswirthschaftlichen  Wirkungen  der  Steuern“, 
§.  267 — 275,  darunter  besonders  die  Ueberwälzung,  d.  h.  Lehren,  die  unten  bei  den 
„volkswirthschaftlichen  Steuerprincipicn“  von  mir  behandelt  werden.  Einzelnes,  was 
ich  in  die  Untersuchung  über  die  Steuerprincipicn  ziehe,  findet  sich  bei  Kau  auch 
in  dem  Abschnitt  von  der  „Einrichtung  des  Steuerwesens"  und  im  zweiten  Bande  in 
den  Einleitungen  zu  den  Steuergattungen. 

§.  123.  Die  Abweichungen  in  meiner  eigenen  folgenden  Darstellung  von  Kau 
und  den  Aclteren  und  auch  von  Stein,  Neuinaun,  Nasse,  Held.  Schäfflc, 
G.  Cohn,  B.  Meyer,  Sax,  Vockc  und  auderou  Neueren  treffen  zum  Theil  die 
Steuerprincipicn  selbst  und  die  daraus  — besonders  für  das  Steuersystem  — 
abzuleitenden  Folgerungen,  zum  Theil  und  im  Ganzen  mehr  noch,  namentlich  auch 
gegenüber  den  genannten  neueren  Theoretikern,  die  Motivirungeu  der  aufgcstcllten 
Grundsätze  und  Postulate.  Der  Grund  der  Abweichung  liegt  in  der  schon  angedeu- 
teten, von  mir  für  nothwendig  gefundenen  ZurUckführung  der  Stcucrprincipien 
auf  die  Prineipien  der  wirtschaftlichen  Kechtsordnung  und  in  der  damit 
in  Verbindung  stehenden  Unterscheidung  des  einzel-  und  des  volkswirth- 
schaftlichen sowie  des  Standpuncts  des  Systems  der  freien  Concurrenz 
einer-,  einer  „socialpolitischen“  Regelung  der  freien  Concurrenz  und 
der  Vermögens-  und  Einkommensverteilung  und  Verwendung  ander- 
seits. Meiner  wiederholt  hervorgehobeucn  Auffassung  gemäss  ist  ein  solches  Vor- 
gehen auch  in  der  Finauzwissenschaft  und  spcciell  in  der  Stcuerlehre  geboten.  Die 
Begründung  dafür  und  mithin  für  Vieles  im  Folgenden  liegt  daher  auch  wieder  in 
meiner  „volkswirthschaftlichen  Grundlegung“,  auf  die  ich  mich  hier  von  Neuem  be- 
ziehe (besonders  Kapitel  2 — 4 der  1.  Abtheilung  des  2.  Ausgabe).  (S.  auch  oben 
§.  82  über  den  socialpolitischen  Steuerbegriff,  sowie  schon  Fin.  I,  §.  27—  29.) 
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Die  einseitige  Betonung  gerechter  Steuervertbeilung  haben  schon  Nasse, 
Held  u.  A.  mit  Recht  der  bisherigen  Lehre  von  den  Steuerprincipien  zum  Vorwurf 
gemacht.  I)ic  von  mir  sogenannten  finanzpolitischen,  aber  auch  die  volks- 
wirthschaftlichen  Steuerprincipien  mttsseu  vielmehr  den  Rücksichten  auf  gerechte 
Steuerverthcilung  vorangehen.  Denn  bei  jenen  handelt  es  sich  um  die  Bedingungen 
für  die  Existenz  und  für  das  Gedeihen  der  Gemeinschaft,  bei  der  Steuervertbeilung 
vor  Allem  um  das  Interesse  der  Einzelnen.  Die  Gemeinschaft  ist  das  Höhore. 

Es  ist  auch  — oder  war  wenigstens  früher,  denn  neuerdings  haben  mauclie 
Autoren  meine  Terminologie  angenommen,  auch  solche,  welcho  meine  ürundauffassung 
nicht  (heilen  — nicht  üblich,  in  der  Weise,  wie  ich  es  thue,  von  „finanzpolitischen“ 
und  von  „volkswirtschaftlichen“  Stcuer„principien“  zu  sprechen,  welche  neben 
diejenigen  der  Gerechtigkeit  und  der  Verwaltung  treten.  Aber  auch  liier  hat  wohl, 
wie  öfters,  nur  die  an  A.  Smith  anknüpfende  Traditiou  nachgewirkt  und  eine  andere 
formelle  Behandlung  veranlasst.  Es  liegt  kein  Grund  vor,  die  Lehren  über  die  richtige 
Volks-  und  einzelwirthschaftliche  Sieuernuelle,  über  die  Wahl  der  Steuerarten  uud  die 
Ueberwälzung  nicht  auch  zu  „Stouerprincipien“  zu  formuliren.  Etat  dadurch,  dass 
das  geschieht  und  dass  gleichfalls  die  zwingenden  Anforderungen  der  Kinanzwirth- 
schaft  an  das  Steuerwesen  ähnlich  als  „Principien“  gefasst  werden,  welche  für  die 
Einrichtung  der  Besteuerung  mit  bestimmend  sein  müssen,  rücken  auch  die  Gercchtig- 
keits-  und  die  Verwaltuugsprincipien  in  die  richtige  zweite  Stelle. 

In  Betreff  der  „Gerechtigkeit'*  in  der  Besteuerung  befinde  ich  mich,  was 
die  Grundanschauung  und  die  Motivirung  anlangt,  nach  dem  Gesagten  mit  fast  allen 
bisherigen  Theoretikern  in  Widerspruch,  auch  mit  Stein,  Noumaun.  Schäffle, 
Cohu.  Hier  gilt  es  aber  eben  m.  E.  gerade  eine  historische  Anschauung  in  die 
Beweisführung  hinein  zu  tragen  und  demgemäss  zu  zeigen,  dass  die  „gerechte  Steuer- 
vertheilung"  sich  nothwendig  ändert  mit  den  Rechtsgrundlagen  der  Volluwirth- 
schaft  und  der  Gesellschaft  und  mit  der  Beurtheilung  dieser  Grundlagen  im 
Volksbewusstsein.  Die  „Gloichmässigkeit“  der  Besteuerung  wird  deshalb 
anders  verstanden  in  der  „ständischen“,  anders  in  der  „staatsbürgerlichen“, 
anders  in  der  beginnenden  „socialen“  Epoche  des  Steuerwesens,  und  ganz  folge- 
richtig. Nur  bei  dieser  Auffassung  lassen  sich  die  endlosen  Streitigkeiten  über 
proportionale  und  progressive  Besteuerung,  gleiche  oder  verschiedene  Besteuerung  des 
fundirten  und  nicht  fundirten  Einkommens,  Steuerfreiheit  des  „Existenzminimums“. 
indirecte  Verbrauchs-,  Kapital-,  Erbschaftssteuern  u.  s.  w.  überhaupt  schlichten:  weil 
nur  so  die  getrolfene  Entscheidung  auf  die  Principien  der  Rechtsordnung  zurück- 
geführt  wird.  Bei  dem  bisherigen  Verfahren  der  Beweisführung  überzeugt  ja  auch 
Niemand  den  andern  und  Behauptung  steht  gegen  Behauptung,  z.  B.  dass  nur  die 
proportionale  oder  nur  die  progressive  Besteuerung  die  „gleichmässigc“  sei,  die  Alle 
wollen.  Gerade  Stein  lag  es  besonders  nahe,  zu  dieser  Auffassung  zu  gelangen, 
aber  er  bleibt  eben  überhaupt  (trotz  der  Ausführung,  4.  A.  I,  414  ff.)  doch  zu  sehr 
in  der  Idee  stecken,  als  sei  die  „staatsbürgerliche“  Periode  das  Endglied  der  socialen 
und  ökonomischen  Entwicklung  der  civilisirten  Völker.  Auch  Held  und  selbst  Ncu- 
mann,  sogar  v.  Scheel  (progressive  Besteuerung,  Tübinger  Zeitschrift  B.  1,  S.  273), 
welcher  letztere  dieser  rneiucr  Auffassung  am  Nächsten  steht  und  bereits  von  einem 
„socialpolitischen“  Maassstabe  der  Besteuerung  spricht,  dem  der  „rechnerische“ 
weichen  müsse  (S.  292).  wären  zu  festeren  Ergebnissen  gelangt,  wenn  sie  diese 
„histoiischc“  Anschauung  gehabt  hätten. 

Die  polemisch  begründete  und  die  einfache  Ablehnung,  welche  meiner  genannten 
Unterscheidung  zu  Tlieil  geworden  ist,  mehrfach  von  Autoren,  mit  welchen  ich  sach- 
lich eigentlich  nicht  so  sehr  verschiedener  Meinung  bin.  hat  mich  zu  erneuter  ein- 
gehender Beschäftigung  mit  der  Controverse  und  Prüfung  meiner  Doclriti  an  den 
gemachten  Einwendungen  veranlasst.  Aber  das  Ergcbniss  war  doch  im  Wesentlichen : 
Kesthaltung  meiner  in  der  ersten  Auflage  gegebenen  principieilen  Auffassung  und 
formellen  Behandlung.  Ich  habe  daher  im  Folgenden  sachlich  wenig,  in  der  Form 
nur  dasjenige  verändert,  was  zu  Missverständnissen  und  zu  einzelnen  richtigen 
Beanstandungen  Anlass  gegeben  hat.  Dass  ich  damit  den  Gegnern  genug  gethan. 
bezweifle  ich  freilich.  Dann  mögen  sie  aber  bedenken,  dass  wir  meistens  mehr  nur 
in  den  Motivirungen  der  Auflassungen,  als  ln  den  letzteren  selbst  auseinander- 
gehen. Sogar  Sax  gegenüber  gilt  das.  Die  üblichen  Begründungen,  z.  B.  des 
progressiven  Stcucrfusses,  der  höheren  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens,  ge- 
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nagen  mir  nicht  und  das  führte  mich  zu  meiner  Begründung,  die  wenigstens  m.  E. 
bisher  nicht  widerlegt,  noch  durch  eine  bessere  ersetzt  ist  Die  Sax’sche  vermag 
ich  eben  nicht  für  eine  bessere  zu  halten.  S.  Weiteres  §.  150  ff. 

Einleitung. 

1.  — §.124.  Bedeutung  solcher  oberster  Grundsätze 
der  Besteuerung. 

Als  Richtschnur  für  die  Einrichtung  der  Besteuerung  hat  die 
Finanzwissenschaft  eine  Reihe  von  obersten  Grundsätzen 
anfzusteilen,  welche  dann  zu  practischen  Postulaten  der 
Steuerpolitik  nnd  Steuertechnik  werden.  Sie  muss  dabei 
eine  doppelte  Rücksicht  nehmen,  einmal  und  zuerst  auf  die 
Bedürfnisse  der  Finanzwirthschaft,  des  Staats  wie  der 
übrigen  öffentlichen  Körper  (Gemeinden  u.  s.  w,),  sodann  auf  die 
zu  besteuernde  Bevölkerung.  Jene  obersten  Grundsätze  hat  die 
Wissenschaft  daher  zuvörderst  aus  dem  Wesen  der  Finanzwirth- 
schaft, daneben  aus  den  Wirkungen  der  Besteuerung  auf  die 
Bevölkerung  abzuleiten. 

„Ans  dem  Wesen  der  Finanzwirthschaft“,  d.  h.  daher  ans  den  hier  vorliegenden 
zwingenden  Bedürfnissen,  in  deren  Anerkennung  wieder  der  in  erster  Linie  maass- 
gebende Gemeinschafts-Standpunct  und  Interessen  - Gesichispunct  des  „Ganzen" 
zur  Geltung  gelangt:  vor  den  Interessen  der  Einzelnen,  welche  sich  an  die  Wir- 
kungen der  Steuern  auf  diese  und  an  die  Steuervertheilung  anknupfen,  — Inter- 
essen, welche  nur  vom  individualistischen  Standpunct  aus  vorantreten. 

Solche  Grundsätze  lassen  sich  aber  schon  für  die  Theorie 
nicht  immer  als  absolute  hinstellen.  Mehrere  von  ihnen  sind  viel- 
mehr wesentlich  zeitlich-  und  örtlich-relativer  Art,  sie 
hängen  mit  den  gegebenen  Cultur-,  Wirthschafts-  und  technischen 
Verhältnissen,  mit  den  jeweiligen  VolksanschauuDgen  nnd  mit  dem 
Zustande  des  Rechtsbewusstseins  und  des  "öffentlichen  Rechts  zu- 
sammen, verändern  sich  daher  auch  mit  diesen  Momenten:  sind 
mit  einem  Worte  zum  Theil  nicht  rein  logische,  sondern 
historische  Kategorieen.  Das  ist  von  der  Wissenschaft  nicht 
immer  genügend  beachtet  worden. 

Hier  wie  so  oft  verdanke  ich  den  Anregungen  der  Kodbertus'schen  Betrach- 
tungsweise des  Wirthschafts-  und  Gesellscliaftslebens  die  m.  E.  richtige  Auffassung: 
oiner  der  wahrhaft  ..hisiorischen“  Nationalokunomen,  der  nicht  in  der  Weise  ein- 
seiliger Specialisten  den  Wald  vor  lauter  Bäumen  Ubersieht  und  nicht  uulogisch  Ge- 
schichte und  Theorie  identilicirt  oder  — confundirt. 

Nicht  der  einzelne  Grundsatz  ferner  kann  für  sich  allein , ge- 
trennt von  den  anderen,  maassgebend  sein,  sondern  die  verschiedenen 
Grundsätze  kommen  neben  einander  bei  demselben  Besteuerungs- 
problem in  Betracht.  Daraus  ergiebt  sich  gewöhnlich  schon  die 
Nothwendigkeit  einer  Modification  des  einzelnen  Princips  bei  seiner 
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Auwendung.  Auch  darauf  hat  bereits  die  Theorie  Rücksicht  zu 
nehmen  und  deshalb  von  vornherein  die  Zulässigkeit  solcher  Modi- 
ficationen  als  etwas  Unvermeidliches,  was  dann  freilich  int 
concreten  Falle  zu  beweisen  ist,  zuzugeben.  Es  folgt  daraus  aber- 
mals, dass  die  obersten  Besteuerungsgrundsätze  meist  nur  eine 
relative  Bedeutung  besitzen.  Auch  hier  hat  sich  die  Finanz- 
wissenschaft nicht  immer  vor  einem  zu  weitgehenden  Absolutismus 
ihrer  Forderungen  gehütet,  ist  „doctrinär“  geworden  und  hat  dann 
vollends  den  gebotenen,  aber  auch  möglichen  Einfluss  auf  die  Praxis 
eingebüsst. 

Einzelne  Grundsätze  ergeben  sich  so  sehr  aus  dem  Wesen  der 
Sache  und  aus  den  notorischen  Steuerwirkungen,  dass  sie  in  der 
Steuerpraxis  niemals  ganz  unbeachtet  bleiben  konnten,  lange  vor 
jeder  theoretischen  Formulirung.  Der  Fortschritt  hat  dann  nur  in 
der  Ableitung  dieser.  Grundsätze  als  ausdrückliche  Richtschnur  fUr 
die  Praxis  und  in  dem  Bemühen  dieser  letzteren  um  eine  strengere 
Befolgung  dieser  Richtschnur  bestanden.  Mit  der  Entwicklung  der 
Finanztheorie  sind  die  Grundsätze  zur  genaueren  Formulirung,  tieferen 
Begründung,  schärferen  Bestimmtheit,  gründlicheren  Erfassung  ihres 
Inhalts  gebracht,  und  in  dieser  Beziehung  immer  weiter  zu  gelangen, 
ist  die  Aufgabe  der  fortschreitenden  Wissenschaft.  Dadurch  wurden 
und  werden  jene  Principien  immer  geeigneter,  der  Praxis  zur 
Leitung  zu  dienen.  Die  bestehende  Praxis,  daher  namentlich  die 
geltende  Steuergesetzgebung  und  deren  Wirkung  auf  die  Bevölkerung 
ist  an  ihnen  zu  prüfen. 

Die  Grundsätze  selbst  sind  aber  auch  ihrerseits  stets  von 
Neuem  auf  ihre  Bewährung  und  — auf  ihre  Durchführbarkeit 
an  der  Praxis  zu  prüfen.  So  allein  erfolgt  die  erspriessliche 
Wechselwirkung  zwischen  Wissenschaft  und  Praxis  und  wird  das 
Ziel  einer  gerade  hier  bei  der  Aufstellung  oberster  Besteuerungs- 
grundsätze für  die- Praxis  arbeitenden  Wissenschaft , wie  der 
Finanzwissenschaft,  — gemäss  der  zweiten  Aufgabe  der  letzteren 
(Fin.  I,  §.  12)  — soweit  als  möglich  erreicht.  Angesichts  der  in 
der  Praxis  sich  oft  kreuzenden  Anforderungen,  welche  aus  den 
einzelnen  Grundsätzen  hervorgehen,  und  der  Grösse  der  im  Leben 
zu  überwindenden  Widerstände  muss  die  Wissenschaft  sich  nur 
abermals  in  ihren  Ansprüchen  auf  Verwirklichung  ihrer  Postulatc 
bescheiden:  sie  kann  jene  Grundsätze  nur  als  Ziel  hinstellen,  dem 
man  sich  in  der  Praxis  möglichst  nähern  soll.  Wie  weit 
letzteres  gelingt,  das  hängt  oft  gar  nicht  von  finanziellen  Momenten, 
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wie  z.  B.  der  Einrichtung  des  Stcuerwesens , der  Steuerarten,  dem 
Erhebungsmodus  u.  s.  w.  ab,  sondern  wieder  von  den  gegebenen 
technischen,  Wirthschafts-,  Cultur-  und  Rechtsver- 
hältnissen. 

Kur  mit  der  meist  von  ganz  anderen  Kactoren  bedingten  Veränderung  dieser 
Verhältnisse  lassen  sich  dann  gewisse  Stenerprincipien , z.  B.  das  der  Allgemeinheit, 
der  Gleicbmässigkeit,  der  geringen  Erhebungskosten,  der  Bestimmtheit,  Bequemlichkeit, 
Überhaupt  oder  besser  verwirklichen.  Jene  gegebenen  Verhältnisse  des  Lebens  sind 
sogar  nicht  selten  so  mächtig,  dass  sio  zu  Einrichtungen  der  Besteuerung  nOthigen, 
welche  au  sich  unvermeidlich  einen  grosseren  Verstoss  gegen  bestimmte  Steuerprin- 
cipien  mit  sich  bringen,  als  andere,  an  sich  vielleicht  bessere  Einrichtungen,  woil 
letztere  erst  eine  ganz  andere,  höhere  Cultnrstufe  des  Volks  oder  Entwicklung  des 
Rechtsbewusstseins  voraussetzen  würden.  Man  muss  z.  B.  vielleicht  eine  Steuerart 
wählen,  welche  höhere  Erhebungskosten  macht  und  ungleichmässiger  die  Volksclassen 
und  Einzelnen  belastet,  weil  in  der  gegebenen  Lage  nur  so  der  erforderliche  Steuer- 
betrug aufzubringen  ist  (Fall  der  indirecten  Verbrauchsteuer  statt  directer  Einkommen- 
steuer) oder  weil  andere  Schwierigkeiten  bei  anderen  Steuern  nicht  zu  überwinden 
sind,  z.  B.  die  richtige  Ermittelung  des  Einkommens  bei  der  Einkommensteuer. 

Mit  solchen  Zugeständnissen  verlieren  die  obersten  Steuer- 
principien  der  Finanzwissenschaft  nicht  ihren  Werth  und  wird 
natürlich  auch  nicht  ein  „Princip“  sanctionirt,  dass  die  Abweichung 
von  jenen  obersten  Sätzen,  weil  oft  unvermeidlich,  auch  unschädlich 
sei.  Es  wird  vielmehr  nur  den  gegebenen  Lebensverhältnissen  als 
einem  einmal  immer  mitsprechenden,  mitunter  entscheidenden 
Factor  Rechnnng  getragen.  Die  Finanzwissenschaft,  speciell  die 
Steuerlehre  hat  auch  dies  nicht  immer  genügend  gethan. 

Das  ist  ihr  mit  Recht  nicht  selten  von  der  Praxis  vorgeworfen  worden:  sie 
erschien  dieser  zu  doctrinär.  Anderseits  darf  aber  die  Theorie  auch  verlangen,  dass 
man  in  der  Praxis  die  Abweichung  von  obersten  Steuergrundsätzen,  deren  Richtigkeit 
allgemein  anerkannt  wird,  nicht  so  leicht  nehme,  wie  cs  oft  geschieht.  Namentlich 
spricht  dio  Praxis,  wenn  sie  gewisse  Postulate,  z.  B.  das  der  Gleichmässigkeit , ver- 
wirklichen soll,  oft  ojme  genügenden  Beweis  von  „unüberwindlichen  Schwierigkeiten“, 
während  vielleicht  zu  deren  Beseitigung  gar  kein  ernstlicher  Versuch  gemacht  worden 
ist  oder  ans  anderen,  nicht  oder  nicht  ausreichend  gerechtfertigten  Rücksichten  ein 
solcher  unterbleibt.  Im  modernen  Rechts-  und  Culturstaat  sollte  und  in  der  bereits 
beginnenden  „socialen“  Epoche  des  Steuerwesens  wird  auch  eiu  derartiger  Vorwand 
immer  mehr  abgewiesen  werden. 

Ein  Beispiel  liefert  oft  die  Einkommensteuer,  deren  richtige  Gestaltung 
überhaupt  oder  deren  progressiver  Steuerfuss  wenigstens  für  „undurchfuhrbar“  gilt. 
Völlige  Genauigkeit  wird  man  freilich  nicht  erreichen.  Aber  eine  hinlängliche 
wohl,  sobald  man  eben  nicht  Anstand  nimmt,  besonders  den  wohlhabenden  Classen 
gegenüber,  mit  dem  Zweck  auch  die  Mittel  zu  wollen  und  die  sich  bietenden 
Mittel,  wie  strenge  Controlc,  auch  beim  Erbgang,  Declarationszwang,  Strafen,  Ocffcnt- 
licbkeit  wirklich  anzuwenden.  Widersprüche,  wie  z.  B.  in  der  preussischen 
Steuerpraxis,  möglichst  richtig  das  Einkommen  schätzen  zu  sollen,  aber  „nicht  in  die 
persönlichen  Verhältnisse  oindringen“  zu  dürfen  — wasch’  mir  den  Pelz,  aber  mach' 
mich  nicht  nass  — sind  freilich  unhaltbar.  Aber  Steuerergebnisse  einer  solchen 
Praxis  sind  auch  kein  Beweis  für  dio  ündurchfübrbarkeit  eines  Steuerprincips  oder 
einer  Steuerart. 

So  hat  sich  die  Theorie  allerdings  vor  dem  Doctrinarismus 
absoluter  Principien  und  Postulate  der  Praxis  gegenüber  zu  hüten. 
Sonst  verliert  sie  ihren  Einfluss  auf  die  Praxis,  Fiscalismus  und 
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Routine  grassiren  um  so  mehr.  Die  Praxis  aber,  welche  ohne 
Noth  die  obersten  Steuergrundsätze  vernachlässigt,  erschwert  ihre 
eigenen  Aufgaben  und  sinkt  zu  gemeiner  Routine  herab. 

Kein  Geringerer  als  r.  Hock  hat  seinem  Werk  Uber  die  öffentlichen  Abgaben 
ein  Motto  vorgesetzt,,  das  gerade  in  dor  Gegenwart  auf  diesem  Gebiete  den  Tiraden 
der  practischen  Verächter  der  Theorie,  auch  unter  den  Staatsmännern,  entgegengerufeu 
werden  kann,  das  Wort  Royer-Collard's:  „Die  Theorie  als  überflüssig  erklären 
heisst  den  Hochmut!)  haben,  man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  man 
spricht,  und  wa3  man  thut,  wenn  man  handelt." 

II.  — §.  125.  Die  Steuerprincipien  und  das  Steuer- 
system. 

Die  obersten  Steuerprincipien  haben  die  practische  Steuerpolitik 
namentlich  bei  der  Wahl  der  einzelnen  Steuern  und  bei  der 
Aufstellung  des  ganzen  Steuersystems  zu  leiten.  Jede 
Steuer  ist  an  diesen  Principien  zu  prüfen  und  möglichst  diejenige 
zu  wählen,  welche  unter  den  gegebenen  Umständen  die  meiste 
Aussicht  bietet,  den  hiernach  zu  stellenden  Anforderungen  am 
Besten  zu  entsprechen  oder  — womit  man  sich  nur  zu  oft  begnügen 
muss  — am  Wenigsten  zu  widersprechen. 

Wegen  der  Verschiedenheit  dieser  Anforderungen 
und  wegen  der  practischen  Schwierigkeit,  dieselben 
mit  einander  zu  vereinen,  erweist  sich  auch  eine 
einzige  Steuer  zur  Aufbringung  des  ganzen  Steuer- 
bedarfs von  vorneherein  nicht  geeignet,  vielmehr  er- 
scheint eine  zweckmässige  Verbindung  mehrerer  ver- 
schiedenartiger Steuern  oder  ein  eigentliches  Steuer- 
system hier  richtiger,  mit  dem  leitenden  Gesichtspunct , dadurch 
dem  Ziel  einer  möglichsten  Verwirklichung  aller  maassgebenden 
Postnlate  nabe  zu  kommen. 

Grosse  Schwierigkeiten  liegen  hier  stets  vor.  Die  geschichtlich  ülterkommeuc 
Besteuerung  unserer  Cultnrstaaten  setzt  sich  regelm&ssig  aus  einer  grösseren  Anzahl 
einzelner  Steuern  zusammen.  Von  der  Verwirklichung  aller  obersten  Steuerprincipien 
ist  darin  gewöhnlich  keine  Kede,  wenn  auch  öfters  einzelne  Veränderungen  oder 
„Reformen"  vorgenommen  worden  sind,  um  eines  oder  das  andere  Postulat  zu  ver- 
wirklichen, z.  B.  um  die  Allgemeinheit  oder  Gleichmässigkeit  besser  herzustellen, 
gewisse  volkswirtschaftlich  nachtheilige  Wirkungen  einzelner  Steuern,  z.  B.  Verkehrs- 
störungen, Hemmungen  technischer  Fortschritte,  zu  beseitigen,  Erhebungskosten  zu 
vermindern  u.  dgl.  m.  Ein  Steuersystem  im  wahren  Sinne  stellt  dieso  Besteuerung 
trotzdem  nicht  dar,  wenn  man  unter  diesem  Ausdruck  eine  richtige  Combiuation 
von  verschiedenen  Steuern  zur  Verwirklichung  der  obersten  Besteuerungsprincipien 
versteht  (s.  schon  oben  §.  91).  ln  der  Kegel  begnügt  sich  die  Praxis  damit,  dass 
ihre  Besteuerung  das  allerdings  w ichtigste  Postulat  erfüllt,  den  Bedarf  zu  decken, 
und  nicht  gar  zu  arg  gegen  die  anderen  Postulatc  verstösst.  mindestens  nicht  so. 
dass  in  dieser  Hinsicht  zu  laute  Klagen  der  Bevölkerung,  z.  B.  wegen  verletzter 
Gleichmässigkeit,  ertönen. 

Die  Theorie  wird  dann  zwar  mit  Recht  weitere  Verbesserungen 
angeben  und  verlangen  müssen  und  die  rationelle  Praxis  wird  die 
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Berechtigung  dazu  nicht  läugnen.  Jedoch  hat  die  Theorie  hierbei 
zweierlei  Einwände  zu  beachten,  welche  die  Praxis  oftmals  erhebt. 

Einmal  kann  die  Besteuerung  in  ihrer  ursprünglichen  Anlage 
sehr  mangelhaft  sein  und  richtigen  und  wichtigen  Postulaten  wider- 
sprechen. Aber  der  lange  Bestand  hat  hier  doch  vielleicht 
viele  Mängel  ausgeglichen.  Man  hat  sich  an  die  Besteuerung  ge- 
wöhnt und  das  thut  hier  viel.  Es  kann  auch  wirklich,  nemlich 
mittelst  der  sogenannten  lieber wälzung,  eine  einigermaassen 
gentlgende  Ausgleichung  der  ursprünglichen  Ungleichmässigkeit 
eingetreten  sein.  Oder  es  ist  dies  vermeintlich  geschehen,  in 
den  Augen  der  Betheiligten,  was  die  öffentliche  Meinung  auch  be- 
ruhigt und,  psychologisch  begreiflich,  auch  oft  ausreichen  wird. 
Man  wird  sich  deswegen  in  der  Praxis  öfters  mit  Recht  bedenken, 
an  einem  alt  bestehenden  Steuerwesen  viel  zu  rütteln,  wenn  dafür 
nicht  sehr  erhebliche  Gründe,  auch  der  drängende  höhere  Finanz- 
bedarf, sprechen. 

Anderseits  bringen  auch  die  besten  neuen  Steuern,  selbst 
wenn  sie  nicht  den  Gesammtbetrag  der  Steuern  erhöhen,  sondern 
nur  anders  vertheilen  sollen,  unvermeidlich  neue  Störungen, 
einen  neuen  Druck  mit  sich. 

Dies  selbst  in  dem  Falle , dass  sie  in  der  That  gewisse  Postulate , z.  B.  die 
Gleichmässigkeit,  genauer  verwirklichen.  Um  so  mehr  aber  in  dem  viel  häufigeren 
Falle,  dass  die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  der  Eigennutz,  die  Unbildung  der 
Besteuerten,  die  beschränkte  Leistungsfähigkeit  der  Steuerbehörden  u.  s.  w.,  doch 
wieder  nicht  genügend  überwunden  werden  können. 

So  ist  abermals  die  Theorie  zur  Vorsicht  bei  ihren  Reform- 
forderungen „behufs  besserer  Verwirklichung  der  obersten  Steuer- 
principien“  zu  ermahnen. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  die  freilich  auch  wieder  nur  relative 
Richtigkeit  des  oft  angeführten  Satzes:  „jede  alte  Steuer  ist 
gut,  jede  neue  schlecht.“  Ein  Satz,  welcher  in  Folge  einer 
zu  grossen  Werthlegung  auf  die  Uebenvälzung  in  der  Praxis  öfters 
missbraucht  worden  ist,  aber  doch  einen  beaebtenswerthen  Kern 
enthält. 

So  namentlich  zuerst  l'ormulirt  von  Cauard,  Grundsätze  der  politischen  Ocko- 
nomie,  aus  dem  Französischen  von  Völk,  Augsburg  IS  ZI,  S.  174,  in  Verbindung  mit 
einer  viel  zu  weitgehenden  Theorie  der  Steuerüberwälzung,  wie  ähnlich  v.  Prittwitz, 
Theorie  der  Steuern,  S.  100  If.  (Weiteres  Uber  Canard’s  Lehre  bei  Kau  in  den  Noten 
zu  Fin.  I,  §.  270  ff.  B.  Meyer,  Principicn  S.  49.)  Heber  Ueberwälzung  u.  §.  ISS  ff. 

Für  die  Finanzwissenschaft  folgt  aus  dem  Vorausgeheudeu 
von  Neuem  die  Lehre,  die  practisehe  Bedeutung  mancher  au  sich 
durchaus  richtigen  obersten  Besteuerungsgrundsätze  nicht  doctrinär 
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zu  überschätzen,  weil  eben  die  Verwirklichung  dieser  Grundsätze 
im  Steuerwesen  zu  schwierig  ist. 

III.  — §.  126.  Uebersicht  der  Principien. 

Die  obersten  Grundsätze  der  Besteuerung  und  practischen 
Postulate  der  Steuerpolitik,  welche  in  den  nächsten  Abschnitten  er- 
örtert werden,  sind  neun  an  der  Zahl  und  bilden  nach  den  für 
sie  maassgebenden  Gesichtspuncten  vier  Gruppen.  Die  Erläuterung 
der  technischen  Ausdrücke,  welche  im  Folgenden  für  die  einzelnen 
Principien  gewählt  sind,  findet  in  den  betreffenden  Abschnitten  statt. 

I.  Finanzpolitische  Principien: 

1.  Ausreichend  heit  der  Besteuerung. 

2.  Beweglichkeit  der  Besteuerung. 

II.  Volks wirthschaftliche  Principien: 

3.  Wahl  richtiger  Steuerquellen,  d.  h.  insbesondere  Er- 
örterung der  Frage,  ob  die  Besteuerung  nur  ans  dem  Einzel-  und 
Volkseinkommen  oder  auch  aus  dem  Einzel-  und  Volksver- 
mögen, bez. -Kapital  schöpfen  darf  und  ob  und  wie  hier  volks- 
und  ei n zel wirtschaftlicher  Standpunct  zu  unterscheiden  sind. 

4.  Wahl  der  Steuerarten  mit  Berücksichtigung  der 
Wirkungen  der  Besteuerung  und  der  verschiedenen  Steuer- 
arten auf  die  Steuerzahler  und  generelle  Untersuchung  der 
sogenannten  Ueber wälzung  der  Steuern. 

III.  Principien  der  Gerechtigkeit  oder  der  gerechten 
Steucrvertheilung. 

5.  Allgemeinheit  und 

6.  Gicickmässigkeit  der  Besteuerung. 

IV.  Steuerverwaltungsprincipieu  (oder  Principien  der 
Logik  im  Besteuerungswesen). 

7.  Bestimmtheit  der  Besteuerung. 

8.  Bequemlichkeit  derselben. 

9.  Streben  nach  möglichst  geringen  Erhebungs- 
kosten der  Steuern. 

Die  finanzpolitischen  Principien  folgen  aus  den  Bedürfnissen 
der  Finanzwirthschaft.  Es  ist  nicht  üblich,  sie  unter  die  obersten 
Bcsteuerungsgrundsätzc  zu  stellen,  aber  es  ist  dies  richtig  und 
durchaus  nothwendig,  sie  gehören  sogar  an  die  Spitze,  nament- 
lich auch  vor  die  Principien  der  Gerechtigkeit.  Gewöhnlich  hat 
sich  die  Finanzwissenschaft  in  dieser  Lehre  nur  mit  diesen  letzteren 
und  mit  den  Steuerverwalt uugsprincipien  befasst.  Dieselben  ent- 
sprechen iin  Wesentlichen  den  von  Adam  Smith  aufgestellten 
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Steuerrcgcln  (§.  122).  Die  Principien  der  Gerechtigkeit  sind  Grund- 
sätze für  die  gerechte  Vertheil ung  der  Steuerlast  im  Volke. 
Auch  die  volkswirtschaftlichen  Stenerprincipien  beziehen  sich  mit 
auf  das  Problem  richtiger  Steuervertheilung  den  einzelnen  Besteuerten 
gegenüber.  Sie  betreffen  ausserdem  aber,  was  noch  wichtiger  ist, 
weil  es  sich  dabei  um  Interessen  der  Gemeinschaft,  nicht  nur 
der  Einzelnen  handelt,  Grundfragen  des  Verhältnisses  der  Besteuer- 
ung zur  Volkswirtschaft.  Die  Steuerverwaltungsprincipien  folgen 
ans  Begriff  und  Zweck  der  Besteuerung  und  geben  für  Fragen  der 
Einrichtung  und  Ausführung  derselben  mit  die  Richtschnur  an. 

Die  aufgeführten  Principien  haben  zum  Theil  die  Natur  von 
Axiomen,  wie  besonders  die  drei  Grundsätze  der  Bestimmtheit, 
Bequemlichkeit  und  des  Strebens  nach  möglichst  geringen  Er- 
hebungskosten, d.  h.  sie  sind  eigentlich  mit  Begriff  und  Wesen  der 
Besteuerung  gegeben,  selbstverständlich,  ohne  weitere  Begründung 
zn  bedürfen.  Von  den  beiden  Principien  der  Allgemeinheit  und 
Gleichmässigkeit  gilt  dies  zwar  nicht  unbedingt,  weil  die  Ansichten 
Uber  das,  was  hier  „gerecht“  ist,  nicht  absolute,  allgemein-mensch- 
liche sind,  sondern  zeitlich  und  örtlich  veränderliche, 
wechselnd  mit  den  Cultur-  und  Rechtsverhältnissen  des  Volks.  Für 
das  heutige  Zeitalter  persönlicher  Freiheit  und  „staatsbürgerlicher“ 
(politischer)  Gleichheit  und  für  das  in  demselben  waltende  Volks- 
bewusstsein nehmen  aber  auch  diese  beiden  Principien  die  Natur 
von  Axiomen  an,  die  mit  dem  Begriff  der  persönlichen  und  poli- 
tischen Freiheit  und  Gleichheit  gegeben  sind.  Sie  kamen  daher 
auch  mit  dem  Durchbruch  der  „liberalen“  staatsbürgerlichen  Periode 
in  der  Theorie  sofort  (A.  Smith),  in  der  Praxis  allmälig  immer 
allgemeiner  und  schärfer  zur  Geltung. 

Die  Aufstellung  und  Formulirung  dieser  axiomatiseben  Priu- 
cipien  und  practischen  Postulate  ist  deshalb  auch  leicht.  Um  so 
weniger  darf  sich  die  Theorie,  vollends  wenn  sie  der  Praxis  den 
Weg  weisen  will,  damit  begnügen.  Die  Schwierigkeit  fängt 
erst  an,  wenn  das  einfache  I’rincip  und  Postulat  in  der 
Theorie  seinen  genauen  und  klaren  Inhalt  und  Umfang 
erhalten,  dabei,  soweit  nothwendig,  richtig  begründet  und 
in  der  Praxis  verwirklicht  werden  soll. 

Hier  muss  die  Flnanzwissenscliaft  viel  mehr  specialisiren  und  casuistisch 
verfahren,  als  sic  bisher  gewöhnlich  gethan  hat,  wenn  ihre  Lehre  von  den  obersten 
Stenerprincipien  wissenschaftlich  und  practisch  werthvoll  werden  soll.  Sie  setzt  sich 
sonst  dem  Vorwarf  der  Aufstellung  blosser  Trivialitäten  oder  Selbstverständlichkeiten 
nicht  mit  Unrecht  aus.  Kommt  sie  aber  dieser  erweiterten  und  dann  mehrfach  zicm- 
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lieh  schwierigen  Aufgabe  nach,  so  kann  ihre  Lehre  von  den  Steoerpriucipien  als  ein 
sehr  wichtiger  Theil  der  ganzen  Steuerlehro  zu  gelten  den  Anspruch  machen. 

In  Folge  dieser  unserer  Auffassung  von  der  hier  vorliegenden  wissenschaftlichen 
Aufgabe  nehmen  freilich  unsere  Erörterungen , besonders  Uber  die  Principien  der 
Volkswirthschaft,  der  Gerechtigkeit  und  der  Steuervcnvaltung.  eine  viel  grössere  Aus- 
dehnung an,  als  in  den  meisten  theoretischen  Behandlungen  dieser  Puncte,  auch  Rau's 
Lehrbuch  inbegriffen. 

Die  drei  ersten  der  obigen  Kategorieen  und  die  sechs  ersten  Principien  werden 
in  den  folgenden  drei  Hauptabschnitten  dieses  Kapitels  genauer  erörtert.  Aus  den  ge- 
nannten drei  Stcuerverwaltungsprincipien  folgen  für  einen  wesentlichen  Theil  der  ge- 
samtsten Steuerverwaltung  die  Normen.  Bei  dem  engen  Zusammenhang  aller  Verhält- 
nisse und  Einrichtungen  der  Steuerverwaltung  erscheint  es  zweckmässig,  die  eingehen- 
dere Darstellung  der  aus  den  Grundsätzen  7 — 9 hervorgehenden  Consequenzen  mit  der 
Behandlung  der  weiteren  Fragen  der  Steucrverwaltung  im  fünften  Kapitel  zu  verbinden. 
Deshalb  beschränkt  sich  die  Besprechung  dieser  Grundsätze  am  Schlüsse  dieses  dritten 
Kapitels  auf  eine  kurze  Erörterung. 


Erster  Hauptabschnitt. 

Die  finanzpolitischen  Steuerprincipien. 

Die  richtige  Würdigung  dieser  Principien  ist  von  der  richtigen  Auffasung  des 
Staats  als  des  Hauptorgans  der  Gemeinwirthschaft  abhängig.  Auch  hier  hat  die 
Finanzwissenschaft  an  die  grundlegenden  Lehren  der  Nationalökonomie  anznknupfen, 
s.  meine  Grundlegung,  1.  Abtheilung,  Kapitel  3,  besonders  §.  HS,  1 40  ff.,  15t).  154 
bis  Ifit)  ff.  nnd  Kapitel  4. 

Erst  in  der  neueren  organischen  Staatslehre,  im  Gegonsatz  zu  der  früheren 
individualistischen  und  zur  Theorie  vom  Staatsvertrag,  ist  es  möglich,  wie  das 
Steuerrecht  selbst  (§.  S5),  so  auch  die  Bedeutung  der  finanzpolitischen  Principien  und 
deren  Vorrang  vor  allen  anderen  richtig  zu  begründen.  Vgl  die  zutreffenden  Aus- 
führungen von  A.  Held,  Einkommensteuer  Kap.  2,  besonders  S.  25  ff.  und  Nasse 
in  dem  Gutachten  Uber  Pcrsonalbcstenerung  im  Anfang.  Die  gegnerische  Auffassung 
von  Vocke,  Roscher.  Umpfenbach  wurde  oben  in  §.  123  bereits  angeführt. 

Die  folgenden  Erörterungen  sind  zugleich  eine  richtige  Cousequenz  der  im 
ersten  Bande  der  Fin.  (§.  61,  65  ff.)  gegebenen  Theorie  der  Deckung  des 
Finanzbedarfs.  Die  Begründung  für  das  Folgende  ist  daher  auch  zum  Theil  an 
diesen  Stellen  schon  gegeben  (s.  oben  S.  295  gegen  Roscher). 

I.  — §.  127.  Vorrang  dieser  Grundsätze  vor  allen 
anderen  Steuerprincipien. 

Die  finanzpolitischen  Steuerprincipien  der  „Ausreicbendbeit“ 
und  „Beweglichkeit“  der  Besteuerung  folgen  aus  dem  Wesen  der 
Finanzwirthschaft  und  aus  dem  obersten  Postulat,  welches  für 
öffentliche  Haushalte,  insbesondere  fUr  den  Staatshaushalt,  auf/.n- 
stellen  ist:  dass  nemlich  die  Einnahme  durch  die  Höhe  des  Bedarfs 
bestimmt  und  letzterer  durch  jene  gedeckt  werden  muss  (Fin.  I,  §.  61). 
Sie  sind  auch  an  die  Spitze  aller  theoretischen  Steuerprincipien 
und  der  Stcuerpostulate  der  Praxis  zu  stellen.  Denn  nicht,  wie 
die  Smitb'scbc  nationalOkonomischc  Schule  ihrem  individualistischen 
Standpunct  gemäss  lehrt,  „Gerechtigkeit  gegen  den  Einzelnen“, 
nicht  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  der  Gleichmässigkeit 


Digitized  by  Google 


Finanzpolitische  Steuerprincipien. 


307 


der  Besteuerung,  sondern  Erfüllung  der  Bedingungen  des 
im  Staate  und  den  übrigen  öffentlichen  Körpern  er- 
folgenden Gemeinschaftslebens  ist  die  oberste  Kegel: 
„Beschaffung  der  Mittel  für  die  Erhaltung  des  Staats  und  für  die 
Erfüllung  seiner  Zwecke  — “ (Nasse). 

Gutachten  Uber  Personal  besteuerung  S.  2,  zugleich  mit  der  richtigen  Beschrän- 
kung des  Satzes.  Aehnlich,  aber  zu  weitgehend  in  der  ZurUckschiebung  des  Gerechtig- 
keitspostulats Held,  eb.  S.  24,  wogegen  wieder  Neumanu,  progressire  Steuer  S.  lOti, 
zu  stark  reagirt,  wenigstens  wenn  seine  Ausdrucke  wörtlich  genommen  werden.  Die 
richtige  Mitte  hält  Nasse,  ganz  gegnerisch  Vocke.  Ompfanbach  a.  a.  0.  — Die 
Begründung  dieser  Auffassung  liegt  in  der  Lehre  von  den  Zwangsgemeinwirthschaften 
und  specieü  von  der  höchsten  Form  derselben,  vom  Staate,  wofür  hier  auf  die  Er- 
örterungen in  der  „Grundlegung"  Bezug  zu  nehmen  ist.  Die  Auffassung  rom  „höheren 
liecht  der  Gemeinschaft"  ist  in  letzter  Linie  eine  Conseijuenz  der  socialrecht- 
lichen,  statt  der  individualrechtlichen  Behandlung  der  Wissenschaften  von  Recht.  Staat 
und  Wirthscbaft.  Vgl.  meine  Ausführungen  gegen  Vockc  in  meiner  Recension  in 
der  Tübinger  Zeitschrift  1SS7,  besonders  S.  565  tf. 

Es  handelt  sich  aber  hier  keinesa'egs  um  einen  priucipiellen  Punct  von  bloss 
theoretischer  Bedeutung,  sondern  um  einen  Punct  von  grosser  Tragweite  auch  fUr  die 
Präzis,  wie  sich  sofort  aus  der  näheren  Erörterung  der  beiden  finanzpolitischen  Grund- 
sätze ergiebt. 

11.  — §.  128.  Sinn  und  Bedeutung  (Inhalt)  der 
beiden  Principien. 

Unter  dem  Grundsatz  der  „Ausreichendheit“  der  Be- 
steuerung ist  zu  verstehen,  dass  die  letztere  den  in  einer  Fi  na uz- 
periode  gegebenen  Fi  nanzbedarf  muss  decken  können, 
soweit  anderweite  Deekungsmittel  dafür  fehlen  oder 
unzulässig  sin  d. 

Nach  dieser  Fassung  des  Grundsatzes  (wörtlich  aus  der  1.  Auflage  S.  232  < trifft 
auch  Roscher's  auf  8.  2115  erwähnter  Einwand  mit  der  „bedeutenden  Ltlcke"  wegen 
der  Möglichkeit  von  Anleihen  nicht  zu.  Die  Besteuerung  hat  ihre  Aufgabe  gegenüber  der 
ordentlichen  Ausgabe  erst  nach  dem  Privaterwerb  und  den  Ueberschüsseu  der 
Gebührenzweige:  sie  muss  den  Rest  dieser  Ausgabe,  welcher  nach  der  Benutzung 
dieser  beiden  anderen  ordentlichen  Einnahmen  noch  übrig  bleibt,  decken.  Die  etwa 
sonst  in  Betracht  kommenden  Mittel,  ncmlich  die  Eingänge  aus  Veräusserung  von 
öffentlichem  Vermögen  und  aus  der  Benutzung  des  Credits,  sind  nach  der  im  ersten 
Bande  entwickelten  Theorie  der  Bedarfsdeckung  priucipiell  zur  Bestreitung  ordentlicher 
Ausgaben  ausgeschlossen  (Ein.  I.  §.  06  ff.).  Bei  ausserordentlichen  Ausgaben 
sind  diese  beiden  Mittel  zwar  bedingt  zulässig,  soweit  dies  von  der  Natur  und  deu 
Wirkungen  der  Ausgaben  abhängt  (Fin.  I.  eb.).  Aber  die  wirkliche  Benutzung  nament- 
lich des  Credits  ist  doch  auf  bestimmte,  practisch  nicht  immer  vorliegende  Fälle  zu 
beschränken.  Dann  muss  auch  die  „Ausreichendheit“  der  Besteuerung  mit  zur  Deckung 
der  ausserordentlichen  Ausgabe  einer  Finanzperiode  verlangt  werden.  Endlich 
ist  aucii  hier  der  im  ersten  Bande  behandelte  Fall  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  der 
Staatscredit  gegenüber  Ausgaben,  für  welche  er  eventuell  benutzt  werden  darf,  nicht 
willfährig  genug  ist  oder  zu  theuer  kommt.  Hier  bat  nach  dem  Früheren  einmal  der 
Staatsschatz  seine  berechtigte  Function,  sodann  aber  muss  auf  „Extrasteuern",  wohl 
besonders  auf  gewisse  Einkommensteuern  und  Vermögenssteuern  (allenfalls  in  Form 
von  Zwangsauleihen),  namentlich  auf  solche,  welche  die  vermögenderen  Classon 
treffen,  zurllckgegrifien  werden  können.  Dio  Besteuerung  muss  daher  so  eingerichtet 
werden,  dass  sie  eventuell  auch  für  diesen  practisch  wichtigen  Fall  > Kriegszeiten !' 
„ausreichend"  ist  (Fin.  I,  §.  74 — 78'. 
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Der  Grundsatz  der  „Beweglichkeit“  der  Besteuerung 
bedeutet,  dass  die  letztere  mindestens  solche  B e 8 1 a u d t h e i 1 e oder 
Arten  enthalten  muss,  welche  sich  dem  Wechsel  des  Fiuanz- 
bedarfs  bez.  dem  Wechsel  der  von  diesem  durch  Steuern  zu 
bedeckenden  Quote  anpassen  und  die  etwaigen  Ausfälle 
anderer  Steuern  und  anderer  Deckungsmittel  (wie 
namentlich  der  privat  wirtschaftlichen  Einnahmen)  ersetzen 
können. 

Gegenüber  dem  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staats-,  bez.  der  Öffent- 
lichen Thätigkcitcn“  (Grundlegung  §.  171 — 178,  Fin.  I,  §.  36)  muss  nach  diesem 
Grundsatz  namentlich  die  Fähigkeit  der  Besteuerung,  steigende  Erträge  zu  liefern, 
verlangt  werden.  Gesetzlich  ganz  stabile  Steuern,  z.  B.  Grundsteuern  nach  dem  System 
des  stabilen  Katasters  (Frankreich,  Oesterreich)  oder  für  unbegrenzte  Bauer  im  Ge- 
sammtertrage  fixirte  Steuern  (preussische  Grundsteuer  von  10  M ill.  Thlr.  für  die  alten 
Provinzen,  eine  Zeitlang  fest  „coutingentirte"  Classensteuer  von  42  Mül.  M.)  sind 
daher  im  Widerspruch  mit  dem  obigen  Grundsatz,  theoretisch  stets,  practisch,  wenn 
nicht  andere  Steuern  genügend  steigerungsfähig  sind. 

Gegenüber  den  Schwankungen  des  Finanzbedarfs,  des  Beinertrags  der  privat- 
wirthschaftlichen  und  der  Gebilhrenzwcige  und  des  Ertrags  einzelner  Steuerarten, 
sowie  gegenüber  dem  vorher  erwähnten  Falle,  dass  die  Benutzung  des  Staatscrcdits 
unmöglich  oder  zu  tbener  ist,  muss  die  Besteuerung  ferner  die  Fähigkeit  der  An- 
passung an  diese  Verhältnisse  besitzen.  Oie  neueste  Fiuanzgeschichte  der  deutschen 
Staaten  mit  ihrem  grossen  alten  und  neuen  Domanium  liefert  in  Folge  des  Einflusses 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Vorgänge  seit  1870  auf  den  Ertrag  einzelner 
Steuerarten  und  Zweige  des  Privaterwerbs  (Berg-  und  Hüttenwerke,  Forsten,  Eisen- 
bahnen) reiche  Belege  für  diese  Sätze.  Gerade  unserem  grossen  staatlichen  Privat- 
erwerb gegenüber  ist  unser  Steuersystem  viel  zu  unbeweglich.  So  war  z.  B.  im 
preussischen  Haushalt  nach  dem  Anschlag,  der  immer  mit  KUcksicht  auf  die 
Ergebnisse  des  oder  der  vorausgehenden  Jahre  aufgestellt  wird,  der  Ertrag  der 
„Stempelsteuer“  (incl.  Erbschaftssteuer,  die  früher  damit  verbunden)  1870 — 76  und 
1.  April  1877 — 80:  Mül.  M.  20.33,  21.0,  21.0,  30.0,  30.0  (Speculation !),  27.0,  27.0, 
26  3,  26.3,  25.0,  wovon  in  den  letzten  Jahren  noch  ein  wachsender  Anlheil  auf  die 
Erbschaftssteuer  kam.  Oer  Voranschlag  fttr  den  lieinertrag  des  Bergwerks-,  Htttten- 
und  Salinenwesens  Preussens  war  1870 — 76:  13.4,  13.2,  16.6,  21.3,  27.6,  28.0,  1S.S, 

1.  April  1877 — SO  15.8,  13.4,  11.9  Mill  M.:  ganz  die  Curve  der  Conjunctur  der 
betreffenden  Industrie!  Bic  wirklichen  Erträge  schwankten  sogar  noch  mehr:  1872 
35.  1673  57,  1879  9 Mill.  M.l 

Fehlt  der  Besteuerung  die  erforderliche  Beweglichkeit,  so  kann  entweder  der 
Finanzbedarf  nicht  die  vom  Staatsleben  verlangte  Gestalt  annehmen  oder  er  wird  auf 
eine  schädliche  Weise,  namentlich  durch  Schuldaufuahmc  gedeckt.  Selbst  in  Prcusseu 
trat  diese  Nothwcndigkeit  seit  1879  sofort  für  einige  Zeit  ein!  Und  die  finanziellen 
Hemmnisse  für  die  Entwicklung  des  Staatslebcns  (Verschiebung  der  Projectc  der 
„Verstaatlichung“  von  Privatbahnen,  Unterrichtsgesetz  mit  seiner  Voraussetzung  be- 
deutender Staatszuschusse)  machten  sich  wenigstens  zeitweise  ebenfalls  geltend.  Basch 
wachsende  chronische  Belicite  sind  dann  die  unvermeidliche  F'olgc.  Bas  lehrt  die 
Finanzgescbichte  Oesterreichs  von  1848  an,  wo  man  die  Steuern  dem  Bedarf  nicht 
folgen  lassen  konnte,  zum  Theil  wegen  der  inhärenten  Stabilität  des  directcn  Steuer- 
systems. In  Frankreich  hot  das  (von  Vocko  so  gepriesene,  gerade  hier  seinen  be- 
sonderen Mangel  zeigende)  directe  Ertragssteuersystem  1671  ff.  wegen  seiner  relativ 
grossen  Unbeweglichkeit  ein  Beispiel,  wie  bedenklich  der  Vcr»toss  gegen  das  Princip  ist. 
Oer  Staatsbankerott,  d.  b.  die  AbschUttelung  der  Zinsen  der  Schuld  oder  eines  Theils 
davon,  lässt  sich  schliesslich  nicht  immer  vermeiden.  Mittel-  und  sudamericanische 
Staaten  und  die  Türkei  liefern  neueste  Beispiele.  — Bas  Gesagte  beweist  auch,  wie 
völlig  verkehrt  cs  ist,  wenn  Vocke  diu  Beweglichkeit  der  Besteuerung  eine  „blosse 
Zweckmässigkeitsrtteksir.ht“  nennt  (Abgaben  S.  37).  Nicht  immer  unbedingt  für  jede 
einzelne  Steuer  — obwohl  nach  dem  Vorausgehenden  auch  hiergegen  sich  wichtige 
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Bedenken  erheben  und  die  Stellung  der  einzelnen  Steuern  zu  einander  im  Steuer- 
system Übel  verschoben  werden  kann  — , wohl  aber  für  die  Besteuerung  als 
Ganzes  hat  die  Forderung  der  „Beweglichkeit“  die  volle  Bedeutung  eines  wahren 
„Steuerprincipa“  oder  theoretisch  und  practisch  eines  „leitenden  Grundsatzes". 

III.  — §.  129.  Anwendung  der  finanzpolitischen 
Principien. 

Die  Grundsätze  der  Ausreichendhcit  und  Beweglichkeit  der 
Besteuerung  mtlssen  daher  bei  der  Einrichtung  der  Gesammt- 
besteuerung  besonders  beachtet  werden.  Die  Anforderungen,  welche 
in  dieser  Hinsicht  aus  ihnen  abzuleiten  sind,  gestalten  sich  nach 
den  gegebenen  Verhältnissen  eines  öffentlichen  Haushalts  ver- 
schieden ; so  nach  der  Höhe  des  Bedarfs  überhaupt,  nach  dem  Vor- 
handensein nnd  der  Beschaffenheit  anderer  Einnahmen,  nach  der 
Sicherheit,  den  öffentlichen  Credit  benutzen  zu  können  u.  s.  w.  Die 
Deckung  des  ganzen  Steuerbedarfs  durch  eine  einzige  Steuer, 
mehrfach  als  theoretisches  Postulat  aufgestellt,  widerstreitet  auch 
anderen  Besteuerungsgrundsätzen,  namentlich  denen  der  Gerechtig- 
keit: sie  steht  aber  ebenso  mit  den  beiden  finanzpoliti- 
schen Grundsätzen  in  Widerspruch.  Die  letzteren  sind  für 
die  Anordnung  des  Steuersystems  und  die  Wahl  der  Steuer- 
arten und  selbst  für  die  Erhebungsformen  und  den  Veran- 
lag ungs  in  odus  bei  einer  einzelnen  Steuerart  besonders  wichtig. 
Dabei  werden  sich  leicht  Confliete  mit  anderen  Steuerprincipieu, 
so  mit  denen  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit,  mit  dem 
Grundsatz  niedriger  Erhebungskosten  und  mit  deu  volkswirth- 
schaftlichen  Postulaten  ergeben.  In  solchen  Fällen  sind  nach 
Möglichkeit  die  erforderlichen  Rücksichten  zu  nehmen,  Compromissc 
bei  der  Einrichtung  des  Steuerwesens  und  der  Wahl  der  Steuer- 
arten und  Erhebungsformen  cinzugehcn.  Die  Nothwcndigkcit  der 
Deckung  des  Bedarfs  wird  indessen  den  finanzpolitischen  Princi- 
pien doch  die  entscheidende  Bedeutung  verschaffen,  d.  h.  sie 
auch  hier  practisch  an  die  Spitze  stellen. 

Die  einzelnen  Steuerarten  erfüllen  die  Forderungen  der 
beiden  Principien  in  verschiedenem  Grade,  was  für  die  Würdigung 
ihres  finanzpolitischen  Werths  und  für  die  ihnen  im  Steuersystem 
zu  gebende  Stellung  zu  beachten  ist. 

Bei  der  Betrachtung  der  einzelnen  Steuerarteu  und  Erhebungsformeu  u.  s.  w. 
ist  später  näher  darzulegen,  wie  weit  dies  der  Fall  ist.  Einige  Bemerkungen  darüber 
sind  indessen  zur  Orientirung  schon  hier  am  Platze.  Sie  beschränken  sich  aber  aur 
die  Hauptkategorieen  der  Besteuerung.  Die  folgenden  Sätze  sind  deductiv  und  inductiv 
gewonnen.  In  letzterer  Hinsicht  hat  namentlich  die  Finanzstatistik  Dienste  zu 
leisten.  Nur  kann  man  auch  hier  mit  ihr  allein  nicht  zu  brauchbaren  Resultaten 
kommen  und  muss  sich  hüten , die  Erfahrungen  eines  Landes  oder  einer  Periode  zu 
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»ehr  zu  verallgemeinern.  Die  einzelnen  Sätze,  z.  B.  Uber  die  indirecten  Verbrauchs- 
steuern, sind  ferner  noch  weiter  nach  einzelnen  Arteu  der  Steuern  und  nach  Steuer- 
objecten zu  specialisiren.  So  muss  die  Bewegung  der  Zolleinnahmen  natürlich  etwas 
verschieden  sein,  je  nachdem  es  sich  um  Zölle  auf  wichtige  Nahrungsmittel,  auf 
Colonialwaaren,  auf  feinere  Luxusartikel,  um  Finanz-  oder  Schutzzölle  handelt:  ferner 
je  nachdem  in-  und  ausländische  Producte  (Tabak,  Zucker)  neben  und  statt  einander 
consumirt  und  versteuert  werden  Zur  genaueren  Prüfung  der  folgcndeu  Sätze  be- 
darfte  es  eines  grossen  statistischen  Apparats,  den  znsammenzubringen  die  Aufgabe 
einer  eigenen  finanzstatistischen  Monographie  wäre.  Bis  jetzt  fehlen  systematische 
statistische  Untersuchungen  dieser  Art,  deren  Ausführung  namentlich  jüngeren  Privat- 
statistikem  hiermit  empfohlen  werden  mag.  Hei  der  Verschiedenheit  der  Productions- 
uud  Consumtionsverliältnisse  der  einzelnen  Länder  sowie  der  Besteuerung,  der  Höbe 
der  Steuersätze  u.  s.  w.  selbst  dürfen  nur  die  für  ein  Land  gefundenen  Thatsachcn 
und  statistischen  Regelmässigkeiten  („Gesetze“)  nicht  ohne  Weiteres  auf  ein  anderes 
Land  übertragen  werden.  Gewisse  allgemeine  Ergebnisse  vermag  die  vergleichende 
Statistik  aber  immerhin  festzustellen. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  nur  um  Beispiele.  Genauer  habe  ich  mehr- 
fach im  dritten  Bande  der  Finanzwissenschaft,  besonders  au  der  französischen 
Steuercrtrags-Statistik,  das  Problem  weiter  verfolgt  (Fin.  111,  § 175,  176,  auch  passim 
bei  den  einzelnen  Steuern,  z.  B.  den  Erbschaftssteuern,  §.  243.  244,  den  Zöllen, 
§.  311 — 323).  — Die  französischen  Daten  eignen  sich  wegen  der  häufigen  Störungen 
durch  politische  Ereignisse  besonders  gut  für  eine  solche  Untersuchung:  das  statistische 
Material  gestattet  ciue  Art  experimentellen  Beweises. 

1.  Die  sogenannten  indirecten  Verbrauchssteuern  auf 
Gegenstände  des  Massenconsums  wachsen  int  Ertrage  im  Ganzen 
mit  der  Vermehrung  der  Bevölkerung,  dem  steigenden  Wohlstände 
und  der  Verbreitung  der  betreffenden  Consumtionssitte.  Sie  eignen 
sich  insofern  für  die  Kiuanzwirthscbaft  fortschreitender  Culturvölker, 
deren  Finanzbedarf  stetig  wächst.  Aber  sie  schwanken  im  Ertrage 
nach  den  Verhältnissen  des  Volks-  und  Staatslebens  und  nach 
wirthschaftlichen  ('onjuuctureu,  entsprechen  daher  in  einzelnen 
Zeitpuneten  dem  Grundsatz  der  Ausreichendheit  nicht  und  sind 
auch  nicht  beweglich  genug,  plötzliche  Ausfälle  in  anderen  Ein- 
nahmen und  plötzliche  stärkere  Steigerungen  des  Bedarfs  zu 
decken,  namentlich  weil  Tariferhöhungen  nicht  sicher  sofort  den 
Ertrag  steigern,  da  der  Consum  sich  etwa  einschränkt  oder  die 
Speculation  die  Tariferhöhung  anticipirt,  z.  B.  bei  Zöllen,  mittelst 
rascher  Einfuhr  von  mehr  Waaren  noch  zum  alten  Tarif  (Deutsch- 
land 1879).  Gerade  lür  solche  Fälle  bedürfen  diese  Steuern  daher 
der  Ergänzung  durch  andere  Steuern,  besonders  durch  Ein 
kommen-  und  eventuell  durch  Vermögenssteuern. 

Boi  einer  genauen  statistischen  Untersuchung  muss  natürlich  den  Veränderungen 
in  den  betrelfendeu  Tarifen,  z.  B.  im  Zolltarif  Rechnung  getragen  werden.  Amt- 
liche statistische  Arbeiten  dieser  Art  existiren  z.  B.  für  England,  ältere  Daten  darau» 
u.  A.  in  Porter’s  progress  of  the  nation  (Ausgabe  von  1847,  S.  493  ff.).  Neuere 
in  den  Statistical  abstracts.  Die  rohe  Zolleinahme  Grossbri  tan  n iens  und  Irlands 
schwankte  zwischen  186! — 75  zwischen  24.03  Mill.  Pf.  St.  in  1S63  und  19.3  in  1875, 
nur  bei  grösseren  Tarifänderungen  um  mehr  als  5 % jährlich.  In  dieser  Periode 
sind  für  14.57  Mill.  Pf.  Zölle  aufgehoben  oder  ermässigt,  nur  für  26,000  Pf.  neu 
aufgelegt  (vgl.  auch  Fin.  UI,  S.  299).  — Viel  stärkere  Schwankung  im  Deutscheu 
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Zollverein.  Hier  hängt  die  Beweguug  der  Rubenzuckerproduction  und  Steuer  mit 
der  Zolleiunahme  ans  Zucker  etwas  zusammen.  Die  Bruttoeinnahme  an  Zöllen  war 
1S09— 78  in  MUL  M.:  79.7.  S5.5.  93.7,  122.3,  1.14.9,  115.3.  120.S.  117.  115.1.  114.7. 
Auch  hier  deutlich  der  Einfluss  der  aufsteigenden  Conjunctur  und  der  Krise.  Dabei 
>eit  1S71  der  Beitritt  von  Elsass-Lothringen.  Da  die  Erhebungskosten  u.  s.  w.  ziem- 
lich stabil  bleiben  (c.  11.5  Mill.  M.),  so  schwanken  die  Nettoerträge  natürlich  uoch 
mehr  Seit  1879  erhebliche  Steigerung,  vomemlich  mit  durch  Tariferhöhungen  (bis 
auf  270.3  Mill.  M.  1887/88).  — Vergleiche  zwischen  directen  und  indirecten  Steuern 
in  Bezug  auf  die  Elasticität  u.  s.  w.  der  Einnahmen  daraus  stellt  auch  Loroy- 
Reaulicu  an  I,  ch.  4.  besonders  p.  220  IT.  Die  Schlüsse  S.  227,  dass  die  Erträge 
der  indirecten  Stenern  in  kritischen  Zeiten  abnehmen,  aber  nicht  so  viol  als  man 
meint,  enthalten  schon  eine  etwas  zu  grosse  Generalisation  und  werden  durch  die 
Daten  nicht  genügend  belegt.  Die  Zölle  zeigten  in  Frankreich  1870/71  keinen  Ausfall 
im  Ertrage  Fin.  III,  832,  816),  die  inneren  Geträukestouem . das  Tabakmonopol,  die 
Octrois  einen  erheblichen  (Fin.  III,  S.  10S  ff.).  — üeber  Oesterreich  Daten  in 
de  Muliuen.  fin.  de  1’ Antriebe  für  1868 — 71.  — Stärker  schwankt  unter  dem  Einfluss 
des  Wechsels  der  Rübenernte  und  der  Handclsconjuncturcn.  auch  der  Bcsteuerongs- 
methode  (Ausführvergütung)  dev  Ertrag  der  Rübenzuckersteuer.  S.  die  reichhaltigen 
statistischen  Daten  und  Tabellen  in  v.  Kaufmann,  die  Zuckerindustrie,  Berlin  1878. 
Im  Deutschen  Zollverein  war  der  Reinertrag  von  Zuckersteuer  und  Zoll  (d.  h.  ab  Aus- 
fuhrvergütuug)  1871/72  bis  1876/77:  45.2,  54.S.  60.6.  49.7.  63.2.  48.5.  von  1881/82 
bis  1887/88:  56.9,  67.3,  47.8.  39.4,  24.5.  28.3,  6.6  Mill.  M.l  (Hauptschuld  der  grossen 
Abnahme  trug  die  viel  zu  hohe  Ausfuhrvergütuug).  Dagegen  schwankte  begreiflicher 
Weise  der  Ertrag  der  inländischen  Salzsteuer  des  Reichs  nur  um  wenige  Proccnte,  in 
1872 — 76  zwischen  33.1  und  34.4  Mill.  M.  — Da  der  höhere  Fiuanzbedarf  oft  in 
kritische  Zeiten  fällt,  wo  Handel  und  Consum  abnehmen,  nützt  eine  Erhöhung  der 
Tarife  auch  sonst  nicht  entsprechend.  — Russland  hat  es  z.  B.  in  den  letzten  Jahren 
zu  seinem  Schaden  wabrgeuommen.  als  der  orientalische  Krieg  und  der  schlechte  Curs 
des  Papierrubels  die  Einfuhr  und  die  Zolleinnahme  zeitweise  sehr  verminderte,  gerade 
in  der  Periode  höchsten  Bedarfs,  vornemlich  auf  indirecte  Stenern,  wie  Zölle,  ange- 
wiesen zu  sein.  Bei  den  deutschen  Steuerreformplänen  des  Fürsten  Bismarck 
wird  der  Ertragsruckgang  indirecter  Steuern  in  kritischen  Zeiten  ebenfalls  zu  wenig 
berücksichtigt. 

2.  Die  sogenannten  allgemeinen  Ertragstenern  liefern 
nach  den  Quellen,  die  sie  treffen,  und  nach  der  Art  ihrer  Veranlagung 
bei  massiger  Höhe  eine  besonders  sichere  Einnahme  und  dienen 
insoweit  gut  zu  Fundirung  eines  Theils  der  öffentlichen  Ausgaben. 
Aber  sie  sind  ihrer  Natur  nach  sehr  schwer  beweglich,  ver- 
tragen nach  ihrer  Veranlagung  häutig  keine  einfache  procentweise 
Erhöhung,  weil  sie  dann  zn  einer  reellen  Kapitalbesteuerung  zn 
führen  drohen,  und  eignen  sich  daher  nicht  als  Haupteinnahme 
von  Finanzwirthschaften  mit  rasch  wachsendem  Bedarf.  Ebenso 
wenig  znr  Deckung  plötzlicher  Ausfälle  an  anderen  Einnahmen 
oder  plötzlichen  Mehrbedarfs.  Sie  müssen  deswegen  hier  durch 
andere  Steuerarten  ergänzt  werden. 

Belege  liefert  die  Finanzstatistik  in  der  grossen  Stabilität  der  Einnahmen 
aus  den  Ertragssteucra  in  unseren  Staaten,  bei  gleich  bleibendem  Steuersatz,  so  in 
Frankreich,  Oesterreich  und  den  deutschen  Staaten.  Zwischen  den  verschiedenen 
Ertragsstencm  bestehen  aber  wieder  Unterschiede  in  dieser  Hinsicht.  Die  agrarische 
Grundsteuer  reiner  Agriculturstaaten  und  der  Exportländer  von  Agrarproducten  schwankt, 
selbst  wenn  die  Veranlagung  und  der  Steuerfuss,  wie  gewöhnlich  bei  dieser  Steuer, 
stabil  sind , in  ihren  Ergebnissen  doch  auch,  unter  dem  Einfluss  der  Ernte,  der 
Handelsconjuncturen.  zumal  wenn  die  Steuer  hoch  ist.  weil  sich  dann  uneinbringliche 
A.  Wagner,  FinauzwisÄonsdiaft.  11.  2.  Aull.  21 
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SteaerrUckstände  ergeben  werden  (Ungarn).  Beweglicher  ist  der  Ertrag  der  Gebäude-, 
der  Gewerbesteuer.  Die  ganze  Technik  der  Veranlagung  hindert  aber  eine  rasche, 
Öftere  und  bedeutende  Erhöhung  des  Kusses  der  Ertragssteuern,  so  dass  letztere  wohl 
selbst  in  grossen  Krisen  des  Staatslebens,  bei  erhöhtem  Finanzbedarf,  nneriiOht  bleiben 
müssen  (Frankreich  187t  ff.!  mit  Ausnahme  der  Gewerbesteuer.  S.  Fin.  III,  §.  172  II.). 
Ein  Beleg  mehr  gegen  Vocke's  einseitige  Doctrin. 

3.  Die  eigentlichen  Ein  komme  ns  teuer  n (und  ähnlich  all- 
gemeine Vermögenssteuern)  bieten  besondere  Schwierigkeiten 
für  die  gleichmässige  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  der 
einzelnen  Steuerpflichtigen.  Absolut  sehr  grosse  Beträge 
öffentlichen  Bedarfs  lassen  sich  daher  mit  diesen  Steuern  schwer 
erheben,  weil  die  Ungleichmässigkeit  in  der  Belastung  der  Einzel- 
nen bei  dem  dann  erforderlichen  hohen  Steuerfuss  bald  unerträglich 
wird.  Auch  wird  der  Steuerdruck  bei  solchen  Sätzen  leicht  zu 
empfindlich.  Hiernach  eignen  sich  diese  Steuern  finanzpolitisch, 
wenigstens  fttr  den  gegenwärtigen  sittlichen  Zustand  unserer  Cultur- 
völker,  mehr  nur  zu  Ergänzungssteuern,  bleibend  neben 
anderen  Steuern,  welche  den  Haupttheil  des  Bedarfs  decken,  zeit- 
weilig, wenn  andere  Hilfsmittel  versiegen,  als  Ersatz  letzterer. 
Sie  entsprechen  dann  recht  wohl  den  beiden  finanzpolitischen  Prin- 
cipien, namentlich  dem  Grundsatz  der  Beweglichkeit,  und  bilden 
passend  das  mobile  Element  im  Steuersystem  mit  einem  Steuer- 
fuss, welcher  nach  dem  Bedarf  wechselt.  So  können  mit  ihnen 
plötzliche  Bedarfssteigerungen  innerhalb  eines  nicht  übermässigen 
Betrags  gut  gedeckt  werden,  wo  die  etwaigen  Ungleichmässigkeiten 
und  das  Gefühl  des  Steuerdrucks  weniger  Bedenken  erregen,  weil 
die  Höhe  des  Satzes  selbst  leicht  verändert  werden  kann  und  etwa 
nur  ein  vorübergehender  Extrabedarf  vorliegt.  Diese  Steuern,  be- 
sonders allgemeine  Vermögenssteuern  der  wohlhabenderen  Theile 
der  besitzenden  Classe,  sind  daher  namentlich  auch  in  Staats- 
notblagen, Kriegszeiten  u.  dgl.  passend,  um  hier  als 
„Extrasteuern“  die  mangelnde  oder  die  zu  theure  Hilfe  des 
Staatscredits  zu  ersetzen,  die  Deckung  des  Bedarfs  sicher  zu  stellen 
und  die  Last  auf  die  kräftigsten  Schultern  zu  legen.  Eventuell 
dürfen  sie  in  solchen  Fällen  die  Form  von  Zwangsanleihen 
annehmen.  Als  fester  Bestandteil  des  Steuersystems  geben  sie  bei 
fortschreitenden  Völkern  steigende  Erträge,  weil  Bevölkerung,  Volks- 
und Einzeleinkommen  und  Vermögen  wachsen  und  der  Steuer- 
niechanismus  sich  allmälig  verbessert.  Gleiches  lässt  sich  im  All- 
gemeinen von  der  Erbschaftssteuer  sagen. 

Mit  Recht  beweglicher  Steuerfuss  bei  der  Einkommensteuer  in  einzelnen 
deutschen  Staaten  und  in  England.  Hier  fast  jährliche  Veränderungen,  nach 
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Bedarf,  mit  liucksicht  auf  andere  Steuerreformen,  seit  1 S4ü  Minimum  2,  Maximum  16  d. 
per  Pfund  Sterling  (Krimkrieg)  oder  0.83  und  6.67%  (Fin.  III,  §.  115).  Auch  in 
der  preussischen  Einkommen  - und  Classensteuor  (soweit  letztere  bleibtl  wäre  nach 
einem  solchen  wechselnden,  im  jedesmaligen  Etat  festgestellten  Steuerfuss  zu 
streben.  Schon  jetzt  sollten  doch  wenigstens  kleine  Deficite  im  Ordiuarium  durch 
Zuschläge  zur  Einkommensteuer  und  besonders  zu  deren  höheren  Stufen  gedeckt 
werden,  statt  dass  man  auch  dafür  Schuldcu  aufnimmt  und  dauernd  die  Finanzen  mit 
deren  Zinsen  belastet.  — Zur  Motivirung  höherer  Einkommensteuern  u.  s.  w.  auf  die 
Besitzenden  in  kritischen  Zeiten  gelangt  auch  Held,  Einkommensteuer,  Kap.  6 und  7. 
Dsgl.  Ne  umarm  passim.  — Beispiel  des  Wachsthums:  Dio  preussischc  Einkommen- 
steuer (vom  Einkommen  Uber  3000  M stand  im  Etat  von  1 ST 5 (dem  ersten  nach  der 
Steuerreform  von  1 S7 3 in  Bezug  auf  Mahl-  und  Scblachtstcuer  u.  s.  w.)  mit  28.05, 
in  dem  vom  1.  April  1878/79  mit  30.86,  1879/80  mit  31.35  Mill.  M.;  1883/84  war 
der  Ertrag  34.72,  1888/89  der  Anschlag  40.01  Mill.  M. 

4.  Die  sogenannten  Verkehrssteuern,  vom  Besitzwechsel 
u.  s.  w. , öfters  in  Stempelform  erhoben,  steigen  im  Ertrage  eben- 
falls mit  der  Entwicklung  der  Volkswirtschaft.  Sie  schwanken 
darin  aber,  mitunter  noch  mehr  als  die  Verbrauchssteuern,  nach 
wirtschaftlichen , politischen  Conjnncturen.  Es  fehlt  ihnen  daher 
die  genügende  Beweglichkeit,  sich  dem  Wechsel  des  Finanzbedarfs 
anzupassen. 

5.  die  Daten  über  Preussen  obon  S.  101.  Besondere  lehrreich  die  fran- 
zösische Ertragsstatistik.  Fin.  III,  406  IT.:  z.  B.  sehr  starker  Ansfall  in  1848  fT.. 
1870/71  beim  Stempel  und  mehr  noch  beim  Enregistrement. 

Auch  je  nachdem  es  sich  um  S t a a t s steuern  und  um  Com- 
ntunal steuern  handelt,  ergeben  sich  bei  den  erwähnten  einzelnen 
Steuerkatcgorieen  einige  Unterschiede  in  Bezug  auf  die  nach  den 
beiden  finanzpolitischen  Principien  zn  fordernde  Anpassung  an 
den  Bedarf.  Steuern,  deren  Ertrag  stark  von  wirtschaftlichen 
Conjuncturen  beeinflusst  wird,  sind  z.  ß.  als  llauptbesteuerung 
für  Communen  noch  weniger  geeignet  als  für  den  Staat. 
Denn  in  letzterem  wird  der  störende  Einfluss  einer  ungünstigen 
Conjunctur  gewöhnlich  mehr  als  in  einer  Commune,  z.  B.  einer 
Industriestadt  (Besteuerung  der  Actiengesellschaften !)  durch  ander- 
weite günstige  Verhältnisse  ausgeglichen  werden. 

Das  hat  sich  z.  B.  in  deu  rheinischen  Städten  in  den  1870er  Jahren  gezeigt, 
wu  die  schlechte  Lage  der  Gesellschaften  deren  Steuerträge  verminderte,  was  dann 
mitunter  um  so  mehr  die  directe  Besteuerung  der  Bevölkerung  zu  erhöhen  zwang. 
Vgl.  die  statistischen  Daten  bei  Wegner,  Verhandlungen  des  Vereins  für  Socialpolitik 
1877.  z.  B.  Witten  S.  72.  — Die  grossen  Schwankungen  der  0 c t r o i erträge  unter 
dem  Einfluss  politischer  Verhältnisse  (freilich  so  unerhörter  wie  in  Frankreich,  zumal 
in  Paris:  hier  1869—72  107.6.  80.1,  68.0,  100.4  Mill.  M.  Kohertrag,  Fin.  III,  409) 
sind  ein  Bedenken  gegen  dio  alleinige  oder  gar  zu  verwaltende  Begründung  des 
Communalbndgets  anf  derartige  Einnahmen. 

Der  grosse  Einfluss  der  Erhebung  »form  auf  die  Höhe  des 
Ertrags  und  daher  auf  das  Maass,  in  welchem  die  „Ausreichend- 
heit“  der  Steuer  erreicht  wird,  zeigt  sich  namentlich  bei  gewissen 
Verbrauchssteuern,  z.  B.  bei  der  Zucker-  und  Branntweinbesteuernng, 
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je  nachdem  Rohstoff-  oder  Fabricatbesteuerung  besteht,  danach 
dann  das  System  der  Rück-  und  Ansfuhrvergütungen  geordnet  ist, 
bei  der  Tabakbesteuerung,  je  nach  der  Besteuerung  in  Monopol- 
form oder  mittelst  anderer  Steuer formen.  Aehulich  ist  die  Ver- 
anlagung bei  direeten  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  auf 
den  Ertrag  von  Einfluss,  z.  B.  ob  Schätzung  durch  Dritte  oder 
Selbstschätzung  mit  entsprechenden  Contmlen  und  Strafbestimm- 
ungen (sogenannter  Declarationszwang).  Alle  diese  Momente  ver- 
langen bei  der  Einrichtung  der  Besteuerung  aufmerksamste  Beacht- 
ung, was  soviel  besagt,  als  dass  die  beiden  finanzpolitischen  Prin- 
cipien stets  mit  zur  Richtschnur  dienen  müssen. 


Zweiter  Hauptabschnitt. 

Die  volkawirthschaftlichon  Principien. 

1.  Abschnitt. 

Wahl  der  Stcuerqoelle. 

I.  — § 130.  Vorbemerkungen  und  Einleitung. 

Hier  zeigt  sich  vor  Allein  der  Mangel  einer  streng  folgerichtigen  Unterscheidung 
des  cin/.el-  und  des  volkswirtschaftlichen  Standpuucts  in  Bezug  auf  die  Erörter- 
ungen über  die  Wahl  der  Steuerquelle,  Einkommen-  und  Vcrmögensbesteuerung, 
von  Einfluss,  auch  noch  bei  den  neuesten  und  besten  Autoren  wie  Stein,  Neumann, 
Held.  Schäffle.  die  im  Ganzen  wohl  «richtigste  hierhergehörige  Arbeit,  diejenige 
von  Schmollet-  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1863.  nicht  ausgenommen.  Neu  mann 
weist  soitar  den  Begriff  Nationaleinkommen,  Nationalkapital  als  etwas  Selb- 
ständiges ab  (progressive  Einkommensteuer  102  lf.),  was  die  Kläruug  der  eiu- 
schlageuden  Fragen  der  Volkswirtschaftslehre  und  hier  speciell  der  Steuerlehre  nicht 
fördert.  Eine  umfassende  kritische  Revision  der  Lehre  vom  Einkommen  giebt  jetzt 
die  Schrift  Robort  Meyer's.  das  Wesen  des  Einkommens  (Berlin  1887).  Die 
mancherlei  Abweichungen  Meyers  von  meiner  Auffassung  und  Behandlung  kann  Ich 
indessen  hier  nicht  berücksichtigen.  Zu  einer  Umänderung  der  folgenden  Darstellung 
haben  sie  mich  nicht  veranlasst,  wenn  ich  auch  Meyer  in  Einzelheiten  seiner  Kritik 
Anderer  und  meiner  eigenen  Ansichten  beistimmcti  kann.  Sein  Buch  ist  vornemlich 
doch  fllr  die  Wirthschaftstheoric  wichtig,  einige  Gonsequenzen  kommen  aber  auch  für 
die  Steuertheorie . die  er  hie  und  da  berührt,  in  Betracht.  Das  Volkseinkommen  ist 
auch  ihm  eine  selbständige  volkswirtschaftliche  Erscheinung,  aber  nicht  ganz  in  dem 
Sinne,  wie  ich  es  so  auffasse.  Uober  die  Abweichungen  in  den  Begriffsbestimmungen 
der  Grundbcgritre  ist  in  der  allgemeinen  oder  theoretischen  Volkswirthschaftlehre  zu 
handeln,  nicht  hier. 

Ich  schliesse  mich  auch  hier  wieder  der  Betrachtungsweise  von  Kodbertus 
an.  Ohne  abstractes  Denken  ist  gerade  in  diesen  Puncten  der  Steuerlehre  nicht 
zur  Klarheit  zu  kommen.  Für  die  Grundbegriffe  ..Ertrag“.  ..Einkommen".  „Vermögen“. 
Volks-,  Ein/el-.  Privatcinkommen  und  Vermögen  u.  s.  w.  beziehe  ich  mich  auf  meine 
^Grundlegung".  §.  23—31,  82 — 88. 

Für  Dogmcngeseitichtliches  und  Principielles  s.  namentlich  Schmoller  a.  a.  0.. 
besonders  8.  26  tf„  jetzt  eingehender  Meyer  s Buch.  Aus  der  allgemeinen  national- 
ökunomischeu  Literatur  sind  Hermann  und  Ricardo  für  die  Eiukommcnlehre. 
Preis-  und  Kostcnthoorie,  die  damit  zusammenhängende  Ueberwilzungstheorie  die 
wichtigsten:  m.E.  durch  keine  neuere  Arbeit  uberttollen,  geschweige  widerlegt.  S.  sonst 
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die  literarischen  Nachweise  au  der  Spitze  dieses  Kapitels  §.  122.  Speciell  handelt 
vom  Gegenstand  des  felgenden  Abschnitts  Ran  I,  §.  254  ff. , v.  Hock  §.  9.  Stein, 
4.  A.  I,  896  ff.,  488  ff.,  481  ff.,  besonders  A.  Held,  Einkommensteuer,  Kapitel  4, 
passim  auch  die  folgenden  Kapitel;  ebenfalls  passim  Neu  mann,  progressive  Ein- 
kommensteuer; Koscher  Fin.  2.  Buch,  1.  Kapitel,  Cohn  Ein.  B.  2,  Kap.  2,  Sa* 
Grundlegung,  Abschnitt  3,  besonders  §.  53. 

Steuerquclle  ist  nach  der  früheren  Begriffsbestimmung 
(§.  89)  derjenige  Güter-,  bez  Werlhhetrag,  aus  dem  die  Steuer 
reell  entrichtet  (getragen,  gezahlt)  wird  und  genau  zu  unter- 
scheiden von  der  Bcmessungsgrundlage  oder  dem  Steuerohject. 

Möglicher  Steuerquellcn  giebt  es  drei:  das  Einkommen, 
bez.  der  Ertrag  (Reinertrag);  das  als  Productionsmittel  dienende, 
bez.  das  Rente  gebende  Vermögen,  d.  h.  das  Kapital;  das 
Gebrauchsvermögen:  ans  den  zu  jeder  dieser  drei  Kategorieen 
gehörigen  Sachgütern,  bez.  den  beim  Absatz  ihre  Stelle  vertreten- 
den Geldsummen  kann  möglicher  Weise  eine  Steuer  in  der  Art 
entrichtet  werden,  dass  sich  der  bezügliche  Güter-  oder  Werth- 
betrag um  die  Steuer  vermindert. 

Für  die  richtige  Wahl  zwischen  diesen  drei  Stenerquellen  ist 
es  nun  von  principaler  und  trotzdem  meistens  übersehener  Be 
deutung,  auch  hier  streng  zu  unterscheiden  den  einzel-,  bez. 
pri vatwirthschaftlichen  und  den  volks wirtschaftlichen  Stand- 
punct  der  Beurtheilung,  besonders  in  Bezug  auf  die  Kapitalbe- 
steuerung; ferner  den  rein  finanziellen  und  den  socialpoli- 
tischen Gesichtspunct  iu  der  Besteuerung;  endlich  ist  auch  auf 
den  Zweck  der  Verwendung  des  Steuerertrags  Rücksicht  zu 
nehmen. 

Manche  Irrthümer  und  einseitige  Unbeile  und  Forderungen  der  Theorie  wären 
vermieden  worden,  wenn  man  diese  Unterscheidungen  beachtet  hätte.  Manche  Streit- 
fragen läsen  sich  einfach,  wenn  man  in  der  hier  näher  dargelegten  Weise  unterscheidet 
und  zugleich  Steuerquello  und  Steuer o bj e c t oder  Bemcssungsgrundlago  scharf 
auseinander  hält. 

II.  — §.  131.  Die  volkswirtschaftlichen  Steuer- 
quellen. 

Die  normale  vol ks wirtschaftliche  Steuorquelle  ist  das 
Volks-  oder  Nationaleinkommen,  d.  h. , dem  allgemeinen, 
auch  hier  anwendbaren  Begriff  des  Einkommens  gemiiss,  der  einem 
Volke  in  einer  Periode  (Jahr)  zur  Verfügung  stehende  Güter-  bez. 
Werthbetrag,  welcher  in  dieser  Periode  vollständig  verzehrt  werden 
könnte,  ohne  dass  das  frühere  Nationalvermögen  vermindert 
wird.  Auf  die  Dauer  kann  und  darf  die  Besteuerung  nur  aus 
dieser  Quelle  des  Volkseinkommens  schöpfen.  Ein  öfteres  oder 
vollends  ein  beständiges  Zurlickgreifen  auf  das  Volks  vermögen, 
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besonders  auf  das  eigentliche  Nationalkapital  würde  sich 
wegen  der  eintretenden  Verminderung  des  letzteren  bald  von  selbst 
verbieten.  Mit  den  betroffenen  Einzel-  oder  Privatwirtschaften 
würde  anch  die  ganze  Volkswirtschaft  znrltckkommen  und  schliess- 
lich ruinirt  werden,  die  Volkszahl  abnehmen. 

Eine  Besteuerung  des  Nationalkapitals,  d.  h.  des  (werbenden)  Vorraths 
an  sachlichen  Productionsmittcln  oder  des  Kapitals  im  rein  Ökonomischen  Sinn  im 
Gegensatz  zum  Kapitalbesitz  („Privatkapital")  im  historisch-rechtlichen  Sinne  (Grund- 
legung §.  23.  21.  2S\  fuhrt  nothwendig  zu  einer  Einschränkung  der  Production  und 
zu  einer  harten  Itednction  der  Bedürfnissbefriedigung  des  Volks.  Solange  solche 
Folgen  nicht  wirklich  eintreten.  wird  auch  der  hier  angenommene  Fall  nicht  vorliegcn, 
d.  h.  dio  Besteuerung  wird  eben  noch  nicht  das  National  kapital  reell  treffen,  sondern 
aus  dem  Volkseinkommen  gedeckt  werden,  llcgcltnässig  werden  die  unteren  arbei- 
tenden Classcu  den  schwersten  Druck  empfinden,  iu  unvermeidlicher  Lohnverkürzung. 
welche  nur  etwa  dadurch  etwas  wcttgemacht  wird,  dass  die  Verwendung  des  Steuer- 
ertrags z.  B.  für  Kriegszwecke.  Truppennnterhaltung.  auch  diesen  Classen  wieder  zu 
Gute  kommt,  weil  sie  oine  Arbeitsnachfrage  für  sic  schafft.  Dann  wird  sich  aber 
hinterher  nm  so  mehr  die  Lago  derselben  verschlimmern.  Anch  die  Ergänzung  und 
Ncubeschalfong  stehenden  Kapitals  muss  ins  Stocken  gerathen,  was  dann  weiter  die 
Production  lähmt.  Practisch  wird  eine  solche  Besteuerung  zunächst  nur  das  um- 
laufende Kapital  trciren.  Würde  sie  gar  auf  das  stehende  Kapital,  einschliesslich 
des  im  Boden  steckenden,  fallen,  so  wäre  dasselbe  von  seinen  Eigentümern  zu 
Schleuderpreisen  zu  veräussern,  um  Zahlungsmittel  zu  erlangen,  ln  irgend  grösserem 
Umfang  liessc  sich  dies  nicht  einmal  erreichen,  es  müsste  denn  etwa  an  Ausländer 
verkauft  werden,  was  in  solcher  Sachlage  auch  nur  in  Ausnnhtncfällen  zu  erwarten 
ist  Die  Flucht  der  Besteuerten,  das  einfache  Verlassen  von  Grund  und  Boden. 
Haus  und  Hof  und  Werkstatt,  die  Verödung  von  Land  und  Stadt  wäre  die  unaus- 
bleibliche Folge  (Colonenflucht  im  späteren  Alterthum  1 Einzelne  neuere  Symptome 
s.  im  folgenden  Paragraphen). 

In  dieser  Weise  würde  eine  Besteuerung  wirken,  welche  an- 
dauernd das  National  kapital  ntebr  oder  weniger  mit  träfe. 
Die  formelle  Einrichtung  und  Veranlagung  dieser  Besteuerung  ist 
hier  gleichgültig.  Es  wird  sich  dabei  nicht  sowohl  um  eine  nomi- 
nelle Vermögens-  oder  Kapitalbesteuerung  handeln,  obwohl  die- 
selbe vielleicht  auch  vorlicgl,  als  vielmehr  um  die  Gesammtbe- 
steuerung  in  ihrer  schliesslichen  Wirkung  nach  der  Höhe,  die 
sie  im  Ganzen  erreicht,  vielleicht  in  der  Form  hoher  Einkommen-, 
Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbranchsbesteuerung. 

Die  „Schonung  des  Vermögens  und  Kapitals“,  das 
Verdict  gegen  (eigentliche)  Vermögens-  und  Kapital- 
steuern ist  denn  auch  ein  allgemeiner  richtiger  und  hochwichtiger 
Satz  der  neuern  Steuertheorie  — und  ein  Postulat  der  rationellen 
Praxis  seit  der  Entwicklung  der  Wissenschaft  der  Politischen 
Oekonomie  und  der  Erkenntniss  der  Function  des  Kapitals  in  der 
Volkswirtschaft,  speciell  im  Productionsproeess. 

So  auch  Kau  I,  §.  255:  „Schonung  des  Kapitals  eines  Volks  ist  also  eine  noth- 
wendige  Anforderung  an  jedes  Steuersystem."  Freilich  übersieht  auch  li  a u die 
Ausnabmefalle  und  idcutincirt  wie  fast  alle  bisherigen  Schriftsteller  Privat-  und 
Nationalkapital  Im  Ganzen  trotz  einiger  Verwahrungen  (auch  gegenüber  meinen  Aus- 
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führnngen.  die  er  aber  zum  Theil  billigt)  beistimmend  zu  dem  Obigen  (und  zu  §.  132 
und  1331  Koscher  Pin.  §.  36.  Nur  ist  es  ein  falscher  Einwand  gegen  die,  welche 
jede  Erhebung  von  Steuern  vom  Stamme  des  Vermögens  abweisen.  ..das  Steuergesetz 
konnte  darüber  nicht  entscheiden“.  Im  einzelnen  Kall  gewiss  nicht:  doch  muss  dahin 
gestrebt  werden,  dass  die  (iesammtbesteucrung  das  Vermögen  (Kapital)  im  Sinne  des 
VoIksvermOgens  schone. 

Aber  zweierlei  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  wie  es 
meistens  geschehen  ist.  Einmal  hat  auch  schon  die  Theorie  die 
Berechtigung  von  wirklichen  Ansnahmefällen  von  der 
Regel,  dass  das  Nationalvermögen  und  kapital  nicht  mit  zu  be- 
steuern sei,  anzuerkennen.  Und  zweitens  darf  nicht,  wie  gewöhn- 
lich geschieht,  eine  reelle  Besteuerung  des  Einzel-  oder  Privat- 
kapitals, — in  der  Form  nomineller  Vermögens-  oder  Kapital- 
Steuern  oder  in  der  Form  anderer,  aber  in  der  Wirkung  auf  reelle 
Vermögensbesteuerung  hinauskommenden  Stenern  — ohne  Weiteres 
mit  einer  reellen  Besteuerung  des  National  kapitale  identifi- 
cirt  und  mit  den  Gründen,  welche  gegen  diese  letztere  sprechen, 
abgewiesen  werden. 

§.  132.  — A.  Reelle  Besteuerung  des  Volksver- 
raögens. 

Ausnahmefälle , wo  auch  die  wirkliche  Mitbesteuerung  des 
Volksvermögens  und  Kapitals  gerechtfertigt,  weil  unvermeidlich 
sein  kann,  liegen  in  grossen  Staatsnotblagen  vor. 

So  z.  B.  in  gewissen,  für  das  Volks-  und  Staatsleben  gebotenen  Kriegen  („Be- 
freiungskriege“, „Einigungskriege“,  — die  concreten  Beispiele  der  Geschichte  sind 
bekannt).  Wie  hier  „ein  Volk  sein  Alles  setzt  an  seino  Ehre"  und  den  letzten  Mann 
stellt,  so  wahrlich  auch  den  letzten  Groschen.  Die  Rücksicht  auf  die  Schonung  des 
VolksvermSgens  muss  hier  ebenso  wie  diejenige  auf  die  Schonung  des  Lebens  der 
einzelnen  Volksangehörigen  selbst  den  höheren  Rücksichten  auf  die  Erhaltung  der 
Existenz,  der  Selbständigkeit  und  der  Ehre  des  Volks  und  Staats  weichen  — und  ist 
bet  Völkern  und  Staaten,  welche  des  Erhaltene  werth  waren,  auch  immer  gewichen: 
„Gut  und  Blut“  wurde  rücksichtslos  geopfert,  aber  auch  bereitwillig  dargebracht. 

Nur  kann  und  darf  eben  ein  solcher  Zustand  der  Besteuerung 
nicht  andauern,  nicht  der  „normale“  werden , so  wenig 
wie  der  Kriegszustand.  Vermag  ein  Staat  auf  die  Dauer 
nicht  ohne  eine  Besteuerung  der  geschilderten  Wirkung  auszukom- 
men,  so  beweist  er  dadurch  die  Unmöglichkeit  seines  Re- 
gierungssystems, oder  selbst  seine  Lebensunfähigkeit,  min- 
destens aber  die  Un lial tbarkeit  seiner  Finanzlage. 

Die  finanzielle  Radicalcur  ist  dann  im  letzteren  Kall  unvermeidlich  ein  wenigstens 
partieller  St  aats  b ankero  tt,  ron  dem  es  freilich  auch  zwe'fclhaft  bleibt,  ob  er  noch 
genügend  hilft.  Leider  ist  nicht  zu  läugnen.  dass  dio  beständige  Schuldenrer- 
mehrung  für  Zwecke,  durch  welche  nicht  wieder  ein  Renteneiuk<>mmen  dos  Siaats 
beschafft  oder  wenigstens  die  Productiviiät  der  naiionuleu  Arbeit  wirklich  gesteigert 
wird,  in  vielen  Siaaten  zu  einer  bereits  ausserordcutlicheu,  sich  immer  noch  steigernden 
Höhe  der  Gesammtbesteuerung  geführt  hat,  um  j>-ne  Schulden  zu  verzinsen.  30.  40 
Procent  und  mehr  der  ordeutlichen  Einnahmen  sind  daun  vielleicht  hierfür  zu  verwenden. 
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während  die  eigentlich  productiven  Staatsthätigkeiten  gleichzeitig  etwa  nur  kümmerlich 
ausgeführt  werden  können.  Hier  fehlt  eben  die  „Reproductivität“  der  Steuern  in  don 
Staatsleistungen . was  z.  J).  Stein  in  seiner  bezüglichen  an  sich  richtigen  Theorie  in 
Betreff  der  Verhältnisse  der  Praxis  nicht  genügend  beachtet.  Eine  Besteuerung  solchen 
Umfangs  für  solche  Zwecke  droht  allerdings  auch  zur  Besteuerung  des  Nationalkapitals  zu 
werden,  wenn  etwa  die  Staatsgläubiger  noch  grosscntheils  Ausländer  sind  und  in  der 
Fremde  die  Rente  beziehen.  Symptome  solcher  Verhältnisse  zeigen  sich  wohl  mit- 
unter in  Nothzuständcn  des  Grundeigenthums  in  Land  und  Stadt,  bei  enormer  Hohe 
der  Ertrags-  und  Verkehrsstouem. 

Vgl.  schon  die  Ausführung  im  ersten  Bande  (Fin.  I,  §.  35)  über  das  Verhültniss 
des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen.  — Es  ist  schwer  zu  sagen,  ob  die  Klagen, 
welche  besonders  in  ungünstigen  Zeiten,  bei  gedruckten  Productenprcisen  u.  dgl.,  in 
Theilen  von  Oesterreich,  Italien  Uber  die  „Unerträglichkeit“  des  Steuerdrucks  wohl 
ertOnt  sind,  volle  Begründung  haben.  Die  crnstlichsto  ErwäguDg  vordienen  sie  jeden- 
falls. zumal  wenn  die  Steuern  in  so  hohem  Betrage  für  Schuldzinsen  des  Staats  ver- 
wendet werden  müssen.  In  Westosterreich  absorbirte  der  jährliche  Schuldetat  (ohne 
die  Zinssubventionen  der  Eisenbahnen ’u.  s.  w.)  Ende  der  1870er  Jahre  wieder  c.  40®/» 
der  gesammten  ordentlichen  Nettocinnahmc,  1889  c.  36%,  in  Italien  damals  c.  44®/„. 
auch  jetzt  noch  kaum  weniger. 

§.  133.  — B.  Unterscheidung  zwischen  reeller  Be- 
steuerung des  National-  und  des  Einzelkapitals. 

Die  Verwerfung  der  Besteuerung  des  National- 
kapital  s schlicsst  aber  nicht  oh  ne  Weite  res  diejenige 
der  Besteuerung  des  Einzel-  oder  Privatkapitals 
in  sich. 

Es  ist  ein  verhängnissvoller  Fehler  der  meisten  Finanztheorctikcr,  dass  sie  dies 
nicht  genügend , oft  gar  nicht  unterscheiden  Dieser  Fehler  war  aber  freilich  die 
uothwendige  Folge  davon,  dass  der  Doppel  begriff  von  Vermögen  und  Kapital,  der 
rein  ökonomische  und  der  historisch-rechtliche,  verkannt  oder  allgemeiner  ausgedrückt, 
der  volks-  und  cinzelwirtbschaftliche  Standpunct  hier,  wie  auch  sonst,  vermengt  wurde. 
Die  Folgen  dieses  Fehlers  wurden  noch  dadurch  verschlimmert,  dass  zugleich  bei 
Ausdrücken  wie  „Vermögenssteuer“,  „Kapitalsteuer''  die  Steuerquclle  und  das  Steucr- 
objcct  öfters  verwechselt,  also  die  Doppelbedeutung  dieser  Ausdrücke  übersehen 
wurde;  feruur  weiter  noch  dadurch,  dass  auch  der  wenigstens  mögliche  Doppel- 
zweck der  Besteuerung,  der  rein  finanzielle  und  der  socialpolitische,  übersehen  oder 
ohne  genauere  Begründung  nur  der  erste  für  zulässig  befunden  und  endlich  der 
Zweck  der  Verwendung  des  Steuerertrags  ganz  unbeachtet  gelassen  wurde. 
Nur  diese  logischen  Verstösse  erklären  es,  dass  mitunter  ohne  Weiteres  die  Vermögens- 
und Kapitalbesteuerung  mit  solchen  Gründen  verworfen  worden  ist.  welche  nur  gegen 
die  reelle  Besteuerung  des  Volks wirthschaftlichen  Kapitals  gelten,  z.  B.  die  Erbschafts- 
und gewisse  Verkehrsstenern , und  dass  sich  überhaupt  in  der  Behandlung  dieser 
Puncte  viel  Verwirrung  in  der  Theorie  und  unsicheres  Schwanken  in  der  Praxis  cin- 
stelltc.  Wozu  diu  Ablehnung  solcher  Unterscheidungen  ;oder  der  Mangel  eines  Ver- 
ständnisses dafür)  führt,  zeigt  z.  B.  wieder  die  zweite  Auflage  von  Umpfcnbach’s 
Finanzwissenschaft  (S.  155  ff.).  S.  darüber  schon  oben  §.  99.  Der  Unterscheidung 
zwischen  Volks-  und  Privatvermögen  in  der  Frage  schliesst  sich  auch  Roscher,  Fin. 
§.  36,  an. 

1.  Uebcr  die  Verwechslung  von  Steuert)« eile  und  Steuer- 
bemessungsobject braucht  dem  Früheren  (§.  89)  wohl  nichts 
Weiteres  hinzugeftlgt  zu  werden.  Die  meisten  in  der  Praxis,  zu- 
mal in  normalen  Zeiten,  vorgekouimenen  Vermögens-  oder  Kapital- 
steuern dieses  oder  eines  ähnlichen  Namens,  so  auch  die  älteren 
derartigen  städtischen,  territorialen  und  Staatssteuern,  sind  nur 
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nominelle,  nicht  reelle  Steuern  dieser  Art  und  sollen  jenes  in 
der  Regel  ausdrücklich  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  auch 
nur  sein.  Sie  sind  meistens  nur  Formen  der  Einkorn  men - 
besteuerung  und  sind  als  solche  zu  würdigen.  Es  kann  sich  also 
bei  ihnen  nur  darum  handeln,  festzustellen,  ob  sie  nicht  doch  unter 
Umständen  nach  ihrer  Veranlagung,  Erhebung,  Höhe  und  scbliess- 
lichen  Wirkung  in  eigentliche  Vermögens-  und  Kapitalsteuern 
tibergehen. 

Das  wird  bei  allgemeinen  nominellen  Vermögenssteuern  schon  wogen  der  üblichen 
Niedrigkeit  des  Satzes  selten  der  Fall  sein,  diese  wirken  vielmehr  in  der  Kegel  als 
Einkommensteuern,  eventuell  als  etwas  höhere  für  Bcnteueinkoimnen  u.  dgl.  nt.  Freilich 
nicht  immer  in  jedem  einzelnen  Fall,  bei  einzelnen  Steuerzahlern.  Aber  das  kommt 
natürlich  auch  bei  nominellen  Einkommen-  und  sonstigen  Stenern  gelegentlich  vor, 
dass  sie  von  Einzelnen,  statt  ans  deren  Einkommen,  aus  dem  Vermögen  bezahlt  werden. 
Das  kann  kein  Steuergesetz  vermeiden.  Dagegen  wirken  Erbschaftssteuern,  gewisse  in 
Stempel-  und  ähnlicher  Form  erhobene  Bcsitzwcchselabgaben  nnd  einzelne  andere 
\ erkehrssteuem  nach  ihrer  Vcranlagungs- , Erhebungsart  und  oftmals  vorkommenden 
Höhe  (Erbschaftssteuer  für  die  entfernteren  Verwandten,  hohe  Steuer  von  Debergängcn 
des  (irundeigenthums  im  Kauf)  allerdings  häufig,  vielleicht  sogar  regelmässig  als  Be- 
steuerung des  einzel-  uder  privatwirthschaftlichen  Vermögens,  bez.  des  Kapitals  der- 
jenigen Wirthschaft.  welche  diese  Steuern  zahlt. 

Ob  und  wie  weit  nominelle  Vermögens-  oder  sonstige  Steuern, 
welche  als  reelle  Vermögenssteuern  wirken , trotzdem  zu  billigen 
sind,  das  hängt  dann  von  den  folgenden  Erwägungen  ab,  welche 
zugleich  ergeben,  dass  die  Verwerfung  solcher  Steuern  noch  keines- 
wegs in  derjenigen  der  oben  besprochenen  volkswirtschaftlichen 
Vermögenssteuern  nothwendig  enthalten  ist.  Für  die  Entscheidung 
im  concreten  Fall  der  Praxis  kommt  auch  der  Character  des 
ganzen  Steuersystems  (Anerkennung  socialpolitischer  Gcsichts- 
puncte  oder  nicht)  und  die  Stellung  dieser  Steuern  in  diesem  System 
mit  in  Rctracht.  Soweit  endlich  nach  dem  Früheren  in  Ausnahme- 
fällen überhaupt  reelle  Steuern  auf  das  National  vermögen  und 
-Kapital  gerechtfertigt  sind,  können  Vermögens-  nnd  Kapitalsteuem 
der  genannten  nominellen  Art,  welche  eventuell  solche  Wirkung 
haben,  sogar  eben  deswegen  eine  passende  Steuerform  sein. 

2.  Das  allgemeine  Verdict  gegen  Vermögens-  und  Kapital- 
steuern, z.  B.  gegen  Erbschaftssteuern,  weil  sic  „das  Vermögen, 
das  Kapital  angriften“,  ist,  auf  Steuern  dieser  Art  bezogen,  welche 
zunächst  das  einzelwirthschaftliche  Vermögen  u.  8.  w.  treffen,  des- 
halb nicht  richtig,  weil  eine  solche  Steuer  noch  nicht  nothwendig 
mit  dem  Einzelkapital  auch  das  Nationalkapital  vermindert,  sondern 
eventuell  nur,  direct  oder  indirect,  ein  (Privat- Eigenthums-i  Recht 
au  Partikeln  des  Nationalvermögens  von  einem  auf  andere  Wirlh- 
sehafts-  und  Rcchtssuhjecte  überträgt. 
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Ob  und  wieweit  dies  thatsächlicb  geschieht,  hängt  ein- 
mal von  der  V er  wen  düng  des  Stenertrags  ab,  zweitens  von  den 
directen  und  indirecten  Weiter  Wirkungen  der  betreffenden  Be- 
steuerung, namentlich  fllr  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
auf  die  Einzelnen  und  fllr  die  Bildung  von  Privatvermögen  oder 
Privatkapital,  w'elche  diese  Einzelnen  vornehmen.  Ob  und  wie- 
weit durch  Stenern  eine  solche  Vermögenstibertragung  bewirkt 
oder  selbst  als  Ziel  der  Steuerpolitik  hingestellt  werden  soll  und 
darf,  das  hängt  von  der  Benrtheilung  der  bestehenden  Ver- 
theilung des  Volkseinkommens  und  Vermögens,  daher  besonders 
von  der  Beurtheilung  der  Rechtsordnung  ab,  auf  welcher  sich 
diese  Vertheilung  vollzieht,  — fllr  die  Gegenwart:  das  moderne 
System  der  freien  Concurrenz. 

Danach  richtet  sich  auch  wieder  das  Unheil  darüber,  oh  und  wie  weit  es  zu- 
lässig oder  selbst  geboten  ist,  durch  die  Besteuerung  in  die  Einkommen-  und 
Vermögensvertheilnng  einzugreifen,  in.  a.  W.  oh  neben  dem  rein  finanziellen 
(.hscalischcn)  auch  ein  socialpolitiscber  Zweck  der  Besteuerung  anzuerkennen  ist 
(oben  §.  82,  122.  128). 

Alle  diese  zuletzt  berührten  Kragen  sind  nicht  in  der  Finanzwissenschaft,  sondern 
im  grundlegenden  Theil  des  Systems  der  Politischen  Üekonomic  zu  entscheiden.  Das 
habe  ich  auch  in  meiner  Grundlegung  zu  thun  versucht,  in  Kapitel  2 der  ersten 
Auflage  §.  94 — 104.  und  noch  schärfer  und  principieller  in  der  zweiten  Auflage  in 
dem  5.  Hauptabschnitt  S.  134  ff.:  „Der  Bedarf  oder  die  Eiukommenlehre  vom  Ver- 
iheilungsstandpunct  betrachtet“.  Im  Text  oben  wird  an  diese  Erörterungen  angekuUpft, 
dieselben  kßnnen  aber  hier  nicht  wiederholt  werden.  An  dem  Inhalt  und  im  Wesent- 
lichen auch  an  der  Fasi-ung  dieser  Lehren  in  der  zweiten  Auflage  der  Grundlegung 
halte  ich  fest,  wurde  aber  jetzt  Manches  noch  schärfer  nud  principieller  formuliren. 
Die  Polemik,  welche  meine  Unterscheidung  der  beiden  steuerpoiitischen  Standpuncte 
gefunden  hat  (oben  §.  82).  hat  in.  E.  zu  wenig  die  Grundlage  dieser  Scheidung, 
welche  in  den  betreffenden  Ausführungen  der  „Grundlegung"  zu  gehen  gesucht  wurde, 
getroffen  und  mich  auch  deswegen  nicht  überzeugt  und,  wie  icli  glaube,  nicht  widerlegt. 
(S.  u.  sj.  1 50  ff.)  Die  Finanzwissenschaft  oder  die  Stcuerlehre  hat  nur  die  bezüglichen  Er- 
gebnisse solcher  Untersuchungen  herüber  zu  nehmen,  und  zwar  nur  zum  Theil  hierher  in 
die  Erörterung  Uber  die  volkswirtschaftlichen  Principien,  zum  grösscrcnTheil  in  die 
Erörterung  Uber  diu  Grundsätze  der  Gerechtigkeit  im  Steuerwesen.  Die  Frage  einer 
Besteuerung  mit  socialpolitischcn  Wirkungen  oder  selbst  mit  solchen  Zwecken  ist  zwar 
eine  volkswirtschaftliche,  auch  das  Productionsinteressc  berührende  Frage  von  grosser 
Bedeutung.  Aber  noch  mehr  ist  sie  doch  eine  Frage  der  Besteuerungs-Gerechtigkeit. 

§.  134.  — C.  Die  Frage  der  reellen  Besteuerung  des 
Einzelvermögens. 

Eine  eigentliche  Vermögens-  und  Kapitalsteuer,  welche  reell 
das  private  Vermögen  des  Besteuerten  trifft,  also,  wenigstens  zeit- 
weilig, es  vermindert  — einerlei  wieder  ob  es  zugleich  eine  nomi- 
nelle Vermögenssteuer  ist  oder  ob  eine  andere  Art  Steuern  einzeln 
oder  im  Ganzen  diese  Wirkung  hat  — vermag  nun  in  der  Tbat 
unter  Umständen  wohl  das  Nationalvermögen  (und  -Kapital)  in 
seinem  Betrage  unverändert  zu  lassen  und  nur  dessen  Ver- 
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theilung  umzugestalten , so  namentlich  in  folgenden  zwei  Kate- 
gorieen  von  Fällen. 

Einmal  wenn  der  Steuerertrag,  nach  der  im  ersten  Bande  in 
der  Lehre  vom  öffentlichen  Bedarf  festgestellten  Terminologie,  ftlr 
privatwirtbschaftliche,  aber  auch  ftlr  staatswirt h schäd- 
liche Kapitalanlagen  verwendet  wird  (Fin.  I,  §.  63). 

Ankäufe  von  Feldgtttern,  Forsten,  Bergwerken,  Eisenbahnen,  Neuaulageu  von 
letzteren  und  von  einzelnen  Ausfallen  des  Gebtlhrenwesens,  Landesmeliorationen,  Wcgo- 
banten,  Hafenbauten,  Flusscorrectionen  u.  s.  w.  u.  s.  w„  welche  aus  Steuererträgen 
bewerkstelligt  werden;  Reformen,  Organisationen  im  Gebiete  der  verschiedenen  Zweige 
der  Öffentlichen  Verwaltung  (Nenbewalfnung  des  Heeres,  Schiffsbauten,  „Retablissement“ 
nach  Kriegen.  Bauten  aller  Art  u.  A.  m .),  welche  gleichfalls  aus  Steuern  bestritten 
werden,  sind  bekannte  Beispiele  im  modernen  Staate.  Wenn  wir  (was  ich  übrigens 
im  Ganzen  nicht  für  richtig  hielte)  Staatseisenbahnen  in  gleicher  Weise  aus  ordent- 
lichen Einnahmen  oder  Steuererträgen  herstellten,  wie  es  mit  den  Landstrassen  grossen- 
theils  geschehen  ist,  so  würde  sich  handgreiflich  zeigen,  dass  eine  privat  wirtschaft- 
lich als  Kapitalstcucr  aufzufassende  Besteuernng  volkswirtschaftlich  diesen  Character 
nicht  notwendig  an  sich  trüge.  Die  neuen  Staatsbahnen  reprüsentirten  eben  nur  eino 
andere  Anlage  des  Nationalkapitals,  ebenso  wie  neue  Privatbahnen,  welche  mit 
Privatkapital  gebaut  sind,  dies  thnn. 

Sodann  kann  wenigstens  die  gleiche  Wirkung  einer  blossen 
Uebertragung  von  Privatvermögen  oder  Privatkapital  zwischen 
den  Einzelwirtschaften  einer  Volkswirtschaft  auch  die  Besteuerung 
des  Privatvermögens  u.  s.  w.  haben,  wenn  daraus  eine  ent- 
sprechende Veränderung  der  Höhe  der  Privateinkommen,  speciell 
nach  der  Höhe  der  darin  enthaltenen  freien  Einkommen  (Grund- 
legung §.  85)  und  der  Stärke  der  Sparfähigkeit,  welche  wieder  von 
der  Höhe  des  freien  Einkommens  abhängt,  hervorgebt. 

Eine  solche  Wirknng  wird  um  so  leichter  ermöglicht,  wenn  etwa  gleichzeitig  mit 
dem  Ertrage  dieser  Steuern  Leistungen  hergcstellt  werden,  welche  überwiegend  den 
unteren  ärmeren  Classen  zu  Gute  kommen,  deren  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit 
erhöhen  n.  s.  w.  (Schulwesen ! Arbeiterversicherungswesen).  Würde  z.  B.  eine  hoho 
und  schwer  empfundene  Lohnbesteuerung  (in  der  Form  directer  Arbeitslohnsteucrii 
oder  indlrccter  Verbrauchssteuern  auf  Massenconsumptibilien)  durch  eine  Ycrmögens- 
bestenerung  des  reicheren  Theils  der  besitzenden , überwiegend  Grund-  und  Kapital- 
renten und  Conjuncturengewinne  beziehenden  Classen  ersetzt,  so  ist  es  sehr  wohl 
möglich  und  sogar  in  einigem  Umfange  wahrscheinlich,  selbst  gewiss,  dass  durch  die 
hier  eintretende  Veränderung  der  freien  Einkommen  und  der  wesentlich  durch  diese 
bedingten  Sparfähigkeit  trotz  diese  rV  ermögensbesteuerung  theilweise  wenigstens 
keine  proportionale,  vielleicht  überhaupt  k eine  Vermi n de rung  des  National- 
vermögens, sondern  nur  eine  veränderte  Vertheilung  desselben  — mehr  kleine, 
weniger  grosse  Privatvermögen  — sich  ergeben  würde.  In  die  Sparcassen  wurde 
etwa  fliessen,  was  soust  an  die  Effectenbörse  zur  Anlage  oder  zur  Specnlatiun  gelangte. 
Koscher  (in  einer  Note  zu  §.  36)  nennt  diese  Annahme  „viel  zu  optimistisch".  Ich 
möchte  sie  dennoch  aufrechthalten  nnd  habe  daher  in  den  vorausgehenden  Sätzen  nur 
eine  ganz  kloinc  Modification  gegen  die  Fassung  der  ersten  Auflage  (S.  '147)  ror- 
genommen.  Roscher  spricht  hier  u.  A auch  von  einer  „unter  der  Maske  der  Steuer 
vollzogenen  Plünderung  der  Minderzahl“  durch  die  Mehrzahl.  Die  dann  erfolgende 
Verletzung  des  Rechtsgefühis  könne  bei  den  Beschädigten  eine  die  Production  hemmende 
Entmuthigung  verbreiten  u.  s.  w.  Aber  kann  nicht  umgekehrt  auch  mit  Recht  gesagt 
werden,  die  in  so  vielen  hässlichen  Formen  sich  vollziehende  Ausbeutung  und  Be- 
drückung der  nnteren  Classen,  die  „Plünderung“  dieser  and  der  Mittclcl&ssen  durch 
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Speculation,  Conjunctureti- Ausnutzung  .Grundstuckwucher!),  Cartelle,  ,, Hinge“  u.  s.  w. 
wirkt  auch  entmnthigend  für  die  Neigung  zur  Kapitalbildung  bei  diesen  Classcn  und 
verletzt  deren  Rechtsgefuhl  und  moralisches  Gefühl  noch  ganz  anders,  als  dasjenige 
der  besitzenden  Classen  in  Iloscher's  Fall?!  Uebrigens  hatte  ich  Koseher’s  Bedenken 
in  den  folgenden  Bemerkungen  schon  Rechnung  getragen. 

Die  Beurtbeilung  eines  solchen,  wenigstens  möglichen, 
Resultates  einer  Vermögenssteuer  hängt  nun  freilich  ausser  von 
Erwägungen,  welche  vom  Standpunete  der  Gerechtigkeit  aus  an- 
zustellen sind,  auch  noch  von  weiteren  volkswirtschaft- 
lichen Erwägungen  ab  und  nach  diesen  ist  dann  auch  die  Ent- 
scheidung in  der  Steuerfrage  zu  treffen. 

Allgemein  in  der  Theorie,  wie  im  concrcten  Falle  in  der  Praxis  genügt  die 
blosse  Möglichkeit  eines  solchen  Ergebnisses  uicbt,  cs  muss  vielmehr  auch  der 
Grad  der  Wahrscheinlichkeit  zu  ermitteln  gesucht  und  mit  danach  das  Für 
oder  Wider  entschieden  werden.  Ferner  ist  auch  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punct  aus  der  weitere  Einfluss  einer  solchen  Besteuerung  auf  die  allgemeine  Ver- 
mögens- und  Kapitalbildung  uud  -Verteilung  zu  beachten,  die  Buckwirkung  auf  die 
Lage  der  reicheren  Classen  und  wiederum  die  Rückwirkung  dieser  Lage  auf  das 
wirtschaftliche  und  persönliche  Verhalten  dieser  Classen,  auch  der  Production  gegen- 
über. Es  können  Bedenken  auftaueben.  ob  eine  solche  Besteuerung,  weil  sic  in  die 
oinmal  bestehende  Vermögensvertheilung  eingreife,  nicht  rechtlich  und  socialpolitisch 
nachteilige  Consequenzen  mit  sich  bringe,  welche  auch  im  Gesammtiutcresse  des 
Volks  und  der  Volkswirtschaft,  insbesondere  der  Production,  zu  scheuen  sind. 

Alle  solche  Erwägungen  lenken  vielleicht  mit  Recht  von  solchen 
Steuern  ab.  Aber,  was  für  unsere  jetzige  Betrachtung  das  Ent- 
scheidende ist,  aus  solchen  anderen  Gründen,  nicht  aus 
dem  gewöhnlich  allein  betonten  sogenannten  „rein  Volkswirt h- 
schaftlichen“  Grunde,  dass  die  Vermögenssteuer  verwerflich 
sei,  weil  sie  „das  Nationalvermögen  (Kapital)  angriffe“.  Denn  das 
ist  wie  gesagt  nicht  immer  ihre  nothwendige  Wirkung. 

Auch  abgesehen  von  der  Frage,  ob  sieb  principiell  ein  Ein- 
griff in  die  Vcrtbcilung  des  Vermögens  durch  Steuern  recht- 
fertigen  lasse,  darf  endlich  doch  nicht  übersehen  werden,  dass  der 
gewöhnliche  Ursprung  des  Privatvermögens  und  Kapitals  in  dem 
früheren  Einkommen  des  Eigentümers  liegt  und  dass  hier  im 
Grunde  genommen  die  Besteuerung  des  privaten  Einkommens 
ebenso  in  die  Bildung  und  Verteilung  des  Privat  vermöge  ns 
cingreift  wie  die  Vermögensbesteuerung,  die  Ablehnung  also  auch 
erstercr  Besteuerung  dann  verlangt  werden  könnte:  natürlich  eine 
unhaltbare  Uonseciuenz,  welche  aber  implicite  die  Unhaltbarkeit  der 
unbedingten  Verwerfung  der  Vermögenssteuer  zeigt. 

Wenn  z.  B.  eine  bestimmte  Person  oder  Kategorie  von  Personen  nach  dom  bis- 
herigen Steuersystem  rechtlich  oder  nach  der  mangelhaften  Ausführung  der  Be- 
steuerung laclisch  keine  oder  keine  genügenden  Steuern  zahlt,  oder  wenn 
überhaupt  die  Gesainmtbesteucrung  rechtlich  und  factisch  ungleich  die  Ein- 
zelnen trifft  — und  wo  und  wann  that  sie  es  nicht!  — so  wird  dadurch  natürlich  die 
Höhe  der  freien  Einkommen  der  Einzelnen,  folgcweise  wieder  die  Sparfähigkeit  und 
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schliesslich  vielfach  die  Grösse  der  wirklich  neu  gebildeten  Privatrermögen  und  Privat- 
kapitalien  beeinflusst.  Im  einen  Fall  wird  sich  ein  Minus,  im  anderen  ein  Plus  er- 
geben, welches  gerade  auf  die  das  Einkommen  als  Stoucrquelle  treffende 
Besteuerung  zurückzufUhren  ist.  Ein  practisches  Beispiel,  welches  dem  hier 
hypothetisch  angenommenen  genau  entspricht,  liefert  die  neuere  Geschichte  der 
preussischen  directen  Einkommeubesteueruug.  Bis  zur  Eiuftlhruug  der  classificirten 
Einkommensteuer  im  Jahre  1851  bestand  in  Prcussen  als  directe  Personalsteuer  des 
Staats  nur  die  Classensteuer,  deren  höchste  Steuersätze  in  der  obersten  Classe  48,  96 
und  144  Tblr.  ftlr  den  Haushalt  waren.  Oie  reichste  Familie  zahlte  nur  ein  solches 
niedriges  Maximum.  Durch  die  Reform  vom  Jahre  1851  (Gesetz  vom  1.  Mai)  trat 
die  Einkommensteuer  hinzu,  die  alles  Einkommen  Uber  1000  Thlr.  mit  annähernd  3"/0 
belegte.  Angenommen,  eine  Familie  hatte  von  jetzt  an  100  Thlr.  mehr  an  Einkommen- 
steuer zu  zahlen,  als  in  den  voransgegangenen  30  Jahren  an  Classensteuer  und  weiter 
angenommen,  sie  hatte  diese  bisher  jährlich  an  Steuer  ersparten  100  Thlr.  regelmässig 
kapitalen,  so  ist  es  klar,  dass  sie  das  dermaassen  ersparte,  ihr  gehörige  ..Kapital'1 
nur  dem  Mangel  in  der  bisherigen  Gesetzgebung  zu  verdanken  hatte.  Vou  1851 
au  hätte  man  dann  vom  Standpunct  dieser  Familie  aus  der  neuen  Einkorn  mensteuer 
auch  den  Vorwurf  machen  können,  dass  sic  im  Grunde  auf  das  Kapital  der  Familie 
falle,  weil  sie  dessen  bisherige  regelmässige  Zunahme  um  100  Thlr.  verhindere.  — 
Im  Gesetz  von  1S51  blieb  noch  ein  festes  absolutes  Stcuermaximum  für  alles  Ein- 
kommen Uber  240.000  Thlr.  hinaus  mit  7200  Thlr.  bestehen.  Erst  durch  die  Novelle 
von  1873  wurde  bestimmt,  dass  für  jede  weitere  20,000  Thlr.  Einkommen  hierüber 
hinaus  je  600  Thlr.  Steuerplus  Zuwachsen.  Im  Jahre  1876  sind  z.  B.  12  Persoacn 
hiervon  betroffen  worden,  die  567  OuO  M.  Steuern  zu  zahlen  halten,  gegen  259,200  M. 
nach  dem  Gesetz  von  1851.  Dieses  Plus  von  307,800  M.  wäre  vermuthlich  — in 
diesen  Fällen  sogar  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  — sonst  dem  „Kapital“  dieser 
Personen  hinzugewachsen,  jetzt  wurde  die  Summe  auf  den  Staat  Übertragen.  Könnte 
man  hier  nicht  auch  von  dem  „Kachlheil“  der  Kapitalsteuer  reden ! 

Auch  darnach  erscheint,  von  allen  anderen,  aus  dem  Wesen 
der  privatwirthscbaftlichen  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung 
entnommenen  RechtfertigungsgrUnden  abgesehen,  die  Ver mögen s- 
besteiierung,  welche  nun  in  dieses  Plus  und  Minus  corrigirend 
eingreift,  rein  aus  dem  Besteuerungsgesichtspuncte  betrachtet,  sehr 
wohl  zulässig. 

§.  135.  Ergehn  iss  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  .Steuer- 
quelle. 

Aus  den  bisherigen  Erörterungen  folgt:  die  normale  volks- 
wirtschaftliche Steuerqnelle  bildet  das  Nationaleinkommen, 
vorbehaltlich  gewisser  Ausnahmelälle,  in  welchen  auch  auf  das 
Nationalvermögen  bez.  National  kapital  zurlickgegritten  werden 
muss  uud  darf,  welches  sonst  möglichst  zu  schonen  ist.  Aus  letz- 
terem Satz  folgt  aber  noch  nicht,  dass  auch  die  Besteuerung  des 
Einzel-,  bez.  P r i v a t Vermögens  oder  Kapitals  nur  in  jenen 
Ausnahmefäilen  zulässig,  mithin  im  Ucbrigen  auch  nur  das  Einzel- 
einkommen die  richtige  Steuerquelle  sei.  Vielmehr  ist  zwar  das 
Einzeleinkommen  allerdings  auch  die  hauptsächliche,  aber 
selbst  vom  bloss  volkswirtschaftlichen,  geschweige,  wie  sich  zeigen 
wird,  vom  socialpolitischen  und  Gerechtigkeitsstandpuncte,  nicht 
die  allein  normale  Steuerquelle,  wie  dies  wohl  vom  Natioual- 
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einkoratneu  gesagt  werden  kann.  Neben  dem  Einzeleinkommen 
darf  auch  das  Einzel  vermögen  oder  Pri  vatkapitai  als  eine 
normal  berechtigte  Steuerquelle  bezeichnet  werden,  für  deren 
zulässige  Beanspruchung  dann  nur  die  Fälle  genauer  nachzu- 
weisen sind. 

Dies  Ergebnis«  widerspricht  der  bisher  üblichen  Lehre  allerdings  wesentlich, 
und  ganz  begreiflich,  da  diese  Lehre  Prirat-  und  Natioualkapital  gewöhnlich  identificirt. 
So  sagt  z.  3.  Jacob  I,  §.  462:  „die  Nationalökonomie  verlange,  dass  weder  die  ganze 
Summe  der  zu  fordernden  Abgaben  das  Stamm-  oder  werbende  Vermögen  der  Nation, 
noch  die  jedem  Einzelnen  aufgelegte  Abgabe  dessen  Stamm-  oder 
» erbendes  Vermögen  antasto,  sondern  dass  sie  von  dem  reinen  Einkommen 
bezahlt  werden  können.“  — Breite  Ausführung  gegen  die  Besteuerung  des  Stamm- 
vermögens mit  Herbeiziehung  einer  Menge  anderer  Autoren  bei  Murhard,  Besteuerung 
S.  196  lf.  — Ebenso  abweichend  Raul,  §.  255  8'.,  aber  mit  einer  Beweisführung,  die 
eben  nur  in  Bezug  auf  das  Nationalkapital  richtig  ist.  r.  Hock,  Öffentliche  Ab- 
gaben §.  7,  verkennt  nicht  die  bedingte  Zulässigkeit,  auf  das  Nationalvermögen  in 
der  Besteuerung  zurückzugreifen,  aber  hält  dem  Einzelnen  gegenüber  daran  fest,  dass 
die  Steuer  nur  einen  Theil  seines  freien  Einkommens  betragen  dürfe,  S.  33.  Umpfen- 
bach  1.  A.  I,  S.  107,  111  fT.  unbedingt  gegeu  Steuer  auf  das  Stammvermögen,  ebenso 
noch  2.  A.  §.  77  II'..  mit  Festhaltung  der  Confusion  von  Steucntuelle  und  Bemcssungs- 
grundlage  in  der  Frage , aber  Rettung  von  Steuern  vom  Stammvermögen  als  Fiscal- 
bevorrechtungeu  I (S.  oben  S.  214.)  Held,  Einkommensteuer  S.  54  11.,  173  giebt 
auch  eine  reelle  Besteuerung  des  Einzelkapitals  zu , geht  aber  auf  die  Frage  nicht 
genauer  ein.  Neumanu,  progressive  Einkommensteuer,  weist  bei  seiner  Empfehlung 
einer  Vermögenssteuer  zum  Zweck  stärkerer  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens 
die  oberflächlichen  Tiraden  von  Murbard,  Lotz,  M.  Wirth  ab,  aber  doch  nur. 
indem  er  sagt,  eine  nach  dem  Vermögen  bemessene  Steuer  brauche  noch  keines- 
wegs dem  Vermögensstocke  entnommen  zu  werden  (S.  189  ff.).  Mit  dieser  richtigen 
Replik  ist  der  Frage  aber  noch  nicht  (ienuge  geschehen,  was  freilich  auch  nicht 
möglich  ist,  wenn  Unterscheidungen  zwischen  National-  und  Privatkapital  u.  s.  w.  für 
massig  erklärt  werden. 

Richtig  weist  dagegen  Scbmoller,  Tübinger  Zeitschrift  XIX,  32  ff.,  44  nach, 
dass  „das  Gebot  der  unversehrten  Kapitalerhaltung  keine  Regel  für  die  Vertheilung 
der  Steuern  gebe“  und  dass  man  überhaupt  (wie  auch  NI i 11  bemerkt,  der  Buch  5. 
Kap.  2,  §.  7 meint , dass  Steuern,  welche  auf  das  Kapital  fallen , an  sich  nicht  noth- 
wendig  verwerflich  seien),  gar  nicht  bestimmen  könne,  ob  eine  Steuer  ganz  auf  das 
Einkommen  und  gar  nicht  auf  das  Kapital  falle.  Auch  Schindler  hält  aber,  im 
Anschluss  an  seine  Untersuchung  Uber  das  Einkommen,  daran  fest,  dass  „die  Gesammt- 
summe,  welche  der  Einzelne  au  verschiedenen  Steuern  zahlt,  ungefähr  seinem  Ein- 
kommen entsprechen  soll,  nicht  die  einzelne  Steuer,  sondern  das  Steuersystem  solle 
sein  Maass  am  Einkommen  haben“,  S.  54.  Wird  dies  wörtlich  genommen,  so  ist 
im  Priucip  die  reelle  Besteuerung  des  Privatvermögens  ausgeschlossen,  wenn  mau 
ja  auch  Schmoller,  Schaffte  u.  A.  ganz  darin  beistimmen  kann,  wie  flüssig 
Einkommen  und  Vermögen  im  Verhältnis  zu  einander  seien.  — Stein 's  Stellung  zu 
diesen  Fragen  ist  mir  nicht  klar  geworden.  Seine  willkürlich  abweichende  Terminologie 
und  seine  sonderbare  Auffassung  des  Kapitals  hindern  ihn  jedenfalls,  zu  der  klaren 
Unterscheidung  von  National-  und  Privatkapital  zu  kommen  und  die  Besteuerung  als 
ein  doch  wenigstens  mögliches  (wenn  auch  vielleicht  zu  verwerfendes)  Mittel  der 
Regelung  der  Vertheilung  des  Nationalkapitals  an  die  Einzelnen  scharf  mit  ins 
Auge  zu  fassen.  4.  A.  I,  43S  ff..  459  ff.  Auch  in  der  5.  A.  II.  2,  413  ff.,  52S  ff,  keinerlei 
Fortschritt  in  dieser  Lehre.  Meine  Ausführungen  in  der  erstell  Auflage  dieses  Bands 
sind  Stein  auch  in  diesem  Puncte  unbekannt  geblieben.  — Schaffte,  Steuerpolitik. 
S.  137 — 148  und  passim  entscheidet  jetzt  die  Frage  ähnlich  wie  ich;  ebenso,  wie 
schon  bemerkt,  doch  im  Ganzen  Roscher  §.  36  ts.  oben  §.  131). 

Die  ganze  Streitfrage  verschiebt  sich  natürlich  etwas  mit  der  Veränderung 
des  Einkommen  begriffs.  Werden  nicht -periodische  Einnahmen  („Eingängo“), 
wie  aus  Erbschaften.  Spielgewinnen,  Wetten,  gewissen  Conjnncturcngewinnen  u.  dgl.  m. 
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mit  zum  „Einkommen“  gerechnet,  wie  ich  es  mit  den  meisten  Theoretikern  und  mit 
der  in  der  Praxis  durchaus  vorherrschenden  (allerdings  nicht  allein  bestehenden) 
Auffassung  nicht  thue,  so  ist  cs  nur  folgerichtig,  diese  Theile  des  Einkommens 
als  ohne  Weiteres  mit  unter  die,  nominelle  wie  reelle,  Einkommen bestcuerung  fallend 
anzusehen  und  ihnen  gegenüber  in  gar  keinem  Sinne  von  „Vermögenssteuer"  zu  redeu. 
Das  musste  wohl  die  Consequenz  gewisser,  der  hier  abgclchntcn  ähnlichen  Auffassungen 
des  Einkommens  und  seiner  Bestandtheilc  sein,  wie  sie  Robert  Meyer  („Einkommen" 
S.  2S  ff.,  130  ff.)  zu  begründen  sucht. 

III.  — §.  136.  Weitere  Erörterung  einer  reellen  Be- 
steuerung des  Einzelvermögens. 

Auf  die  Krage,  in  »-eichen  Fällen  das  EinzelvermOgen  als  Steuerquollc  benutzt 
werden  darf  und  werden  sollte,  geben  die  vorausgehenden  Erörterungen  theilweise 
schon  eine  Antwort,  aber  noch  keine  ausreichende.  Dieselbe  wird  im  weiteren  Ver- 
laufe, besonders  in  den  Abschnitten  von  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  und  vom 
Steuersystem,  vervollständigt  werden.  Die  reelle  Vermögensbesteuerung  ist  in 
einer  Hinsicht  verwandt  mit  der  sogenannten  Progrcssivbesteuerung,  d.  h.  der 
relativ  höheren  Besteuerung  des  grösseren  Einkommens  und  mit  der  stärkeren  Be- 
steuerung des  sogenannten  fundirten,  aus  Bcsitzrenten  herruhrenden  Einkommens 
und  bildet  namentlich  in  einem  „socialpolitischen“  Steuersystem  ein  drittes 
coordinirtes  Glied  dieser  beiden  Steuerarten.  Sie  findet  daher  ihre  Rechtfertigung 
und  richtige  Anwendung  gerade  im  Rahmen  eines  solchen  Systems  nach  den  für  das- 
selbe maassgebenden  Gesichtspuncten.  Darauf  wird  in  den  vorgenannten  Abschnitten 
mit  eingegangeu  werden,  besonders  in  dem  Abschnitt  vom  zweiten  Grundsatz  der 
Gerechtigkeit,  von  der  Gleichmässigkcit.  Hier  ist  jedoch  der  passende  Ort  für  die  Er- 
örterung folgender  Seiten  der  Frage  der  „roellön  Vermögensbesteuerung“,  ein  Ausdruck, 
welcher  hier  jetzt  und  im  Weiteren  regelmässig  die  Besteuerung  dos  Einzel-  oder 
Privatvermögens,  im  Unterschied  von  derjenigen  des  Volksvcrinögens.  heisst  und 
begrifflich  die  Kapitalbesteuerung  mit  umfasst. 

Für  diese  Frage  ist  öfters  dreierlei  zu  unterscheiden,  nemlich 
der  Ursprung  des  Vermögens,  der  Zweck  desselben,  und  auch 
wohl  wieder  die  Verwendung  des  .Steuerertrags.  Danach  ge- 
staltet sich  auch  vom  Standpunctc  des  volkswirtschaftlichen  Pro- 
duction siuteresses  das  Urtheil  über  die  Vermögensbesteuerung 
verschieden.  Schlüsse  und  Forderungen,  welche  vom  Standpuncte 
des  volkswirtschaftlichen  Vertheilungs-  und  socialpoliti- 
schen Interesses  aus  gezogen  werden,  werden  dadurch  theils 
unterstützt,  theils  berichtigt. 

A.  Die  Vermögensbesteuerung  und  der  Ursprung 
des  Vermögens. 

In  Hinsicht  des  Ursprungs  des  Privatvermögens  erweist  sieh 
gerade  auch  für  Steuerfragen,  zumal  für  solche  der  Vermögens- 
besteuerung, die  früher  schon  (§.  92)  hervorgehobene  Unterscheid- 
ung zwischen  zwei  Kategorieen,  dem  im  eigentlichen  Sinne  „öko- 
nomisch verdienten“,  aus  eigener  Arbeit  und  Ersparung 
herrührenden  und  dem  ganz  ohne  oder  ohne  wesentliche  eigene 
persönliche  Leistung  „zufällig“  erlangten  Vermögen  oder  Ver- 
mögenswerth und  Vermögenszuwachs  wichtig  (Grundlegung  §.  63 
bis  81).  Bei  dem  Vermögen  letzteren  Ursprungs  kann  und  darf 
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die  reelle  Vermügensbesteuerung  principiell  noch  weiter  und  in 
grösserem  Umfang  und  Maasse  gerechtfertigt  werden,  ja  in  der 
„socialpolitiseben“  Besteuerung  ist  sie  zu  fordern. 

Besonders  ist  bei  der  zweiten  Kategorie  des  Vermögensur- 
sprnngs  der  Conjuneturengewinn,  der  Spielgewinn  und 
die  Erbschaft  auch  für  die  Steuerfragen  hervorznheben. 

1.  Gerade  iui  Werthc  des  Privatvermögens  (Grund-  uud  Hauscigon- 
thum,  stehende  Kapitale  der  Prodnctiou,  Werthpapiere)  kommt  die 
Conjunctur  eminent  zur  Geltung:  häutig  und  andauernd  auch  Werth  erhöhend.  Der 
ihr  zu  verdankende  Werthzuwachs,  welcher  etwa  im  Besitzwechsel,  im  Börsen- 
geschäft (Diffcrenzgeschäft)  realisirt  wird,  eheusu  wie  der  Spiulgewinn  uud  die 
Erbschaft,  sind  au  sich  und  ihren  Beträgen  nach  alt  besonders  geeignete  Stcuer- 
>|ue)lun.  Ob  und  wieweit  sie  als  solche  benutzt  werden  sollen,  wird  sich  mit  Kccht 
in  erster  Linie  nach  der  Beurtheiluug  der  socialökonomischen  Bedeutung  jener  drei 
Verhältnisse  richten.  Nach  der  in  der  „Grundlegung"  (§.  76)  näher  begründeten 
Theorie  bildet  namentlich  der  Conjuneturengewinn  ein  Object,  welches  durchaus  nicht 
als  Steuerquelle  unbenutzt  gelassen  werden  darf.  Auch  das  volkswirtschaftliche 
Productionsinteresse  spricht  nicht  gegen  eine  Besteuerung  dieser  Quelle.  Bei  dem 
Conjuneturengewinn  macht  allerdings  häufig  die  Ausscheidung  desselben  von  dem 
„normalen",  der  hineinverwaudteu  eigenen  Arbeit  uud  dem  hineingesteckten  eigenen 
Kapital  entsprechenden  Werth  im  Gesammtwerth  eines  Werthobjects  (Grundstöcke.  Ge- 
bäude) Schwierigkeiten.  Diese  lassen  sich  aber  mit  der  für  alle  solche  Verhältnisse 
genügenden  Genauigkeit,  einzeln  für  jedes  Object  oder  nach  Scbematen  kategorieen- 
weise,  lösen,  um  den  ungefähren  Betrag  des  Conjuncturenwerths,  welcher  als  Stcuer- 
quellc  (und  eventuell  zugleich  als  Bemessuugsgrundlage)  gelten  muss,  festzustellen . 
Im  Abschnitt  von  der  Besteuerung  dieses  Gewinns  im  4.  Kapitel  wird  dies  gezeigt 
werden. 

2.  Beim  Spielgewinn  (Lotterie)  gelegentlich,  bei  der  Erbschaft  all- 
gemeiner hat  die  Praxis  diese  Quellen  auch  bereits  besteuert.  Die  Theorie  kann  dies 
nur  rechtfertigen  Sie  hat  die  Aufgabe,  die  Erbschaftssteuer  noch  principieller  social- 
ökonomisch zu  begründen,  indem  sie  sie  in  organische  Verbindung  mit  dem  ganzen 
Erbrecht  bringt  und  in  ihr  eigentlich  nur  einen  Erbantheil  des  Staats,  als  höchsten 
Vertreters  der  Volksgemeinschaft,  sieht,  wie  dies  in  neueren  wissenschaftlichen  Arbeiten 
mit  Erfolg  geschieht.  (S.  darüber  im  4.  Kapitel  den  eben  genannten  Abschnitt.)  Die 
Einwendungen,  welche  vom  Standpunct  des  Produr.tionsinteressus  häutig  gegen  die 
Erbschaftssteuer  gerichtet  werden,  weil  dieselbe  vermeintlich  die  Bildung  des  „Kapitals" 
gefährde,  sind  wenigstens  einer  solchen  Steuer  gegenüber  hinfällig,  welche  sich  bei 
der  gerechtfertigten  priucipiellen  Festhaltung  des  Erbrechts  selbstverständlich  in  ver- 
nünftigen Schranken  halten  und  angemessen  geordnet  sein  muss.  Sie  beruhen  ausser- 
dem öfters  wieder  auf  der  unrichtigen  Identificirung  von  National-  und  Privaüapital. 
Von  massigen  Erbschaftssteuern,  auch  bei  Erbschaften  unter  nächsten  Verwandten, 
uud  zum  Theil  gerade  bei  ihnen,  lässt  sich  sogar  annehmen,  dass  sie  die  Sparsamkeit 
eher  befördern. 

B.  Die  Vermögensbesteucrnng  und  der  Zweck  des 
V ermögens. 

Nach  dem  Zweck  des  Vermögens  ist  vor  Allem  wieder  Ge- 
bräu chs  vermögen  und  Kapital,  in  ersterem  eventuell  weiter 
Verbrauchs-  und  Nutz  vermögen,  in  letzterem  umlaufendes 
und  stehendes  Kapital  auch  für  die  »Steuerfragen  zu  unter- 
scheiden. 

Nach  dem  richtig  erweiterten  Einkommenbegriff  muss  über- 
haupt der  „Genuss“  bez.  selbst  die  blosse  „Genussinöglichkeit“, 
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welche  aus  dem  Nutzvermögen  gezogen  werden  können,  mit  im 
„Einkommen“  angeschlagen  werden.  Das  fuhrt  folgerichtig  auch 
bei  blosser  Einkommenbesteuerung  zu  einer  entsprechenden  Be- 
rücksichtigung dieses  „Einkommentheils"  in  der  Steuer. 

Grandlegung  §.  84.  Namentlich  Sc  hin  oll  er,  Lehre  vom  Einkommen,  Tübinger 
Zeitschrift  1863,  S.  53.  Hält  mau  diesen  Einkomtnenbegrifl  fest,  so  ist  Ncumann's 
Motivirnng  besonderer  Vermögenssteuern  zur  Besteuerung  von  Vermögensanlageu 
in  Luxussachen  u.  dgl.  keine  ausreichende  priucipiellc  Begründung  (progressive 
Einkommensteuer  S.  186,  236).  Man  kann  sich  dafür  nur  auf  die  steuertechnische 
Opportunität  berufen.  — Gegen  diese  Einbeziehung  der  Gentlsse  (Nutzungen)  in  das 
„Einkommen“  n.  A.  Robert  Meyer  („Einkommen“,  S.  155,  159),  unter  Festhaltung 
der  practischen  Consequenz  fUr  die  Mitbesteuernng  des  Gcbranchsrermögens,  aber  mit 
anderer  Begründung  (eh.  und  „Principien"  S.  327). 

1.  Eine  Vermögensbesteuerung  des  Gebrauchs  Vermögens  ist 

gewöhnlich  nur  eine  Form  der  Einkommen-  (eventuell  der  pro- 
gressiven Einkommen  ) Besteuerung,  wobei  das  Vermögen  beab- 
sichtigterniaassen  und  thatsilchlich  nicht  Steuerquelle,  sondern 
Steuerobject  (Bemessuugsgrundlage)  ist.  » 

Ausnahmcfällc , wo  eine  solche  Steuer  eine  eigentliche  Vermögenssteuer,  das 
Vermögen  Steuerquellc  wird,  sind  indessen  nicht  unmöglich  und  z.  B.  in  Kriegssteuem 
auf  oder  ausSilbcrgeräth  u.  dgl.  vorgekommen.  Auch  kann  eine  Besteuerung  des  Gebrauchs- 
Vermögens,  speciell  z.  B.  wieder  des  Nutzvermögens,  wie  etwa  des  Bodens  von  Parks, 
Jagdgründen,  wohl  die  Tendenz  verfolgen,  als  eigentliche  Vermögenssteuer  oder 
wenigstens,  was  ja  annähernd  dasselbe  ist,  als  besonders  hohe  Einkommensteuer 
mit  za  wirken,  um  eine  im  allgemeinen  Interesse  gelegene  nutzbarere  Verwendung 
des  Vermögens  (Bodens)  herbeizufuhren.  Die  Berechtigung  und  Zweckmässigkeit  einer 
solchen  Steuer  ist  wieder  nach  allgemeinen  socialökonomischen  Gcsichtspunctcn 
zn  prüfen. 

2.  Für  eigentliche  allgemeine  Kapitalsteuern,  welche  einen 
Theil  des  Privatkapitals  und  zwar  des  wirklich  „eigens  erwor- 
benen“ Kapitals  einer  besteuerten  Person  auf  den  Staat  über- 
tragen, ist  auf  die  früheren  Bemerkungen  (§.  134)  Uber  die  be- 
dingte Berechtigung  auch  solcher  Steuern  Bezug  zu  nehmen.  Die 
unter  C folgende  Ausführung  über  eigentliche  Besteuerung  des  Privat- 
vermögens bei  gewissen  Zwecken  der  Verwendung  des  Steuerertrags 
betrifft  vornemlich  diese  „Kapitalsteuern“. 

3.  „Partielle“  Vermögenssteuern,  welche  auf  einzelne 
Theil c des  Gebrauchsvermögens  (Luxusartikel)  oder  des  Kapitals 
einer  Wirtschaft  gelegt  werden,  sind  wiederum  regelmässig  nur 
nominelle  Vermögens-,  reelle  Einkommen-  (Ertrags-  u.  s.  w.) 
Steuern.  Auch  sie  können  eventuell  die  Tendenz  verfolgen,  die 
Einkommenverwendung  und  die  Vermögensanlage  von  gewissen 
Bichtungen  abzulenken. 

G.  Die  Vermögensbesteuerung  und  die  Verwendungs- 
zwecke des  Steuerertrags. 

Von  solchen  Zwecken  sind  für  die  volkswirtschaftliche  Be- 
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urtheilung  der  Zulässigkeit  der  eigentlichen  Vermögensbesteuerung 
wohl  folgende  drei  zu  unterscheiden:  die  Verwendung  zur  Deckung 
der  laufenden  öffentlichen  Ausgaben,  besonders  des  soge- 
nannten Ordinariunis;  die  Verwendung  zur  Deckung  von  Aus- 
gaben fllr  ausserordentliche  Staatskatastrophen,  beson- 
ders ftlr  Kriege;  die  Verwendung  zu  Ausgaben  für  grosse  Re- 
formen im  Staats-  und  Wirthscbaftswesen,  besonders  fllr  solche 
zur  Hebung  der  unteren  Classen  des  Volks. 

Die  (ranze  Frage  hat  einige  Aehnlichkcit  mit  der,  ob  statt  gewöhnlicher  Steuern 
Staatsschulden  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  benutzt  werden  dürfen.  Auch  hier  ist 
nach  der  Verwendung  der  Mittel  zu  specialisiren.  Die  dritte  im  Text  genannte 
Verwendung  kann  unter  den  Begriff  einer  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage  fallen. 
S.  Fin.  I,  §.  63,  65  ff.,  73. 

1.  Für  den  ersten  Zweck  wird  stets  zuerst  und  zumeist  die 
Einkommenbesteuerung  dienen  müssen,  aber  ausnabms-  und  aus- 
hilfsweise kann  doch  auch  Vermögensbesteuerung  gebilligt  werden. 

Die  Mitbenutzung  letzterer  hierfür  wird  sich  nach  dem  Character  und  der  Zu- 
sammensetzung des  ganzen  Steuersystems  zu  richten  haben,  namentlich  wieder  danach, 
ob  und  wie  weit  socialpolitische  Oesichtspuncto  in  der  Besteuerung  anerkannt  werden. 
Geschieht  dies,  will  man  „corrigircnd"  und  „rcgulireud“  in  die  Yenheilung  des  Volks- 
einkommens und  -Vermögens  unter  den  Einzelnen  und  in  die  Verwendung  des  Einzel- 
einkommens cingreifen  (§.  $2),  so  kann  die  reelle  Vermögensbcstcucrung  als  eine  für 
dieses  Ziel  technisch  geeignete  Besteuerungsform  allerdings  gewählt  werden. 

2 Für  Kriegs-  und  ähnliche  Zwecke  darf  die  Vermögens- 
besteuerung, besonders  der  reicheren  Classen  selbst,  mit  in  den 
Vordergrund  geschoben  werden. 

Durch  sie  kann  hier,  wo  es  sich  regelmässig  um  schwere  materielle  Opfer  des 
Volks  handelt,  die  Last  derselben  sehr  passend  auf  die  kräftigsten  Schultern  gelegt 
werden.  Diese  Kreise  vermögen  auch  den  wirklichen  Rückgang  ihres  Vermögens  noch 
leichter  zu  verschmerzen  und  ihn  bei  ihrem  höheren  Einkommen  und  ihrer  günstigeren 
ökonomischen  Lage  durch  vermehrte  Sparsamkeit  und  grössere  Betriebsamkeit  noch 
am  Ehesten  wieder  auszngleichen.  Namentlich  kann  liier  die  Vermögensbesteuerung, 
ebenso  wie  eine  hohe  Einkommenbesteuerung,  auch  in  wUnschcnswcrther  Weise  die 
Aufnahme  von  Staatsschulden  entbehrlicher  machen.  Ileld's  Beweisführung  für 
höhere  Besteuerung  der  reicheren  Classen  statt  der  Aufnahme  von  Staatsschulden  gilt 
hier  spccicll  aneh  für  den  im  Text  besprochenen  Fall.  S.  seine  Einkommensteuer 
S.  150  ff.  S.  auch  Fin.  I,  §.  76  Uber  Extrasteuern  im  Kriege. 

3.  Ebenso  würde  der  dritte  Verwendungszweck,  wenn  er  von 
entsprechendem  Erfolge  begleitet  sein  soll,  gerade  reelle  Ver- 
mögenssteuern auf  die  Besitzenden  rechtfertigen.  Ob  man 
dazu  greifen  will,  wird  vom  Urtbeil  über  die  Ergebnisse  des  „Ver- 
theilungsprocesses“  im  System  freier  Concurrenz  und  über  die  prin- 
cipielle  Berechtigung  „socialpolitischer“  Besteuerung  abhängen. 

Es  würde  durch  solche  Besteuerung  öfters  nur  ein  Thoil  dessen,  was  die  be- 
sitzenden Classen  oder  Thcilc  derselben  für  sich  durch  Druck  auf  die  Löhne,  durch 
Ausnutzung  von  Conjunctarcn,  die  ihnen  gewöhnlich  allein  möglich  ist,  durch  Aus- 
beutungen, Spcculationsmanövcrs,  Cartelle,  „Ringe"  u.  dgl.  m.  an  Vermögen  (Kapital') 
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erworben  haben,  auch  häufig  nur  ein  Tbeil  dessen,  was  aus  Zeiten  anderer  Rechts- 
ordnung (der  Unfreiheit  des  unteren  Volks,  der  Privilegien,  der  Beschränkung  der 
freien  Coucurrenz  zn  Uugunsten  der  Arbeiter  u.  s.  w.)  hcrriihrt,  den  unteren 
und  znm  Theil  selbst  den  Mittel -Classen  in  solcher  Form  zurückgegeben.  Eino 
reelle  Verminderung  des  Nationalvermögens  brauchte  hei  richtiger  Verwendung 
selchen  Steucrertrags  zn  Reformen,  welche  die  Productionskraft  und  Productionslust 
jener  Classen  heben  und  ihnen  durch  veränderte  Verkeilung  des  Einkommens  grössere 
freie  Einkommen  und  damit  vermehrte  Sparfäbigkeit  Zufuhren,  durchaus  nicht  noth- 
wendig  die  Folge  einer  solchen  Vermiigensbesteuerung  zu  sein.  Ich  meines  Thcils 
kann  auch  nicht  zugeben,  dass  die  auf  so  vielfach  zweideutige  Weise  „verdienten" 
grossen  Speculations-  und  Börsen -Vermögen  ein  Noli  me  tangere  sogar  für  die  Be- 
steuerung sein  müssten  — und  ohne  reelle  Vermögensbesteuerung  sind  sie  es  — ; 
noch  auch,  dass  eine  solcho  Ansicht  eine  „revolutionäre"  sei:  im  Gcgentheil,  ihre 
vernünftige  Anwendung  ist  gerade  ein  „gegenrevolutionäres“  Mittel  und  gegenüber 
Anschauungen,  welche  sich  immer  weiter  verbreiten  — durchaus  nicht  nur  unter 
„Socialdemocraten“  und  „Besitzlosen“  — im  richtigen  Interesse  der  durch  solche 
Steuern  Betrullenencn  selbst  gelegen.  Hier  hängt  die  Frage  mit  den  Verhältnissen 
der  geschichtlichen  Bildung  des  Privatkapitals  und  des  privaten  Grundeigentums 
(s.  Grundlegung  §.  3UU  tf. , 315  tf.)  und  mit  der  Lehre  von  der  freien  Concurrenz.  zu- 
sammen (eb.  g.  126  ff.,  134  ff.) 

IV.  — §.  137.  Das  Einkommen  als  Steuerquelle. 

Die  hauptsächliche  normale  einzel  wirtschaftliche  Steuer- 
quelle  bleibt  indessen  doch  immer  das  Einzeleinkommen. 

So  auch  Rau,  I,  §.  257.  „Die  Stcuerfähigkeit  der  Bürger  beruht  hauptsächlich 
auf  ihrem  Einkommen  und  die  Steuern  sollen  soviel  als  möglich  nach  dem  Verhältniss 
des  Einkommens  verthcilt  werden" — : Iian ’s  dritter  Hauptgrundsatz  des  Steuerwesens 
nach  der  „Allgemeinheit"  und  „Gleichförmigkeit“. 

In  der  reellen  Besteuerung  des  Einzeleinkommens  verwirklicht 
sich  auch  meistens  zugleich  die  richtige  Benutzung  der  normalen 
volkswirtschaftlichen  Steuerquelle,  des  Nationaleinkommens. 

Wie  zu  diesem  Zweck  der  Einkoramenbegriff  zu  fassen  ist,  das 
hat  die  Finanzwissenschaft  aus  der  theoretischen  Nationalökonomie 
zu  entnehmen.  Die  Consequenzen  für  die  Einrichtung  derjenigen 
Besteuerung,  welche  die  Benutzung  des  Einzel-  und  Nationalein- 
kommens als  Steuerquelle  durchführen  will,  sind  alsdann  im  vierten 
Kapitel  der  allgemeinen  Steuerlehre,  vom  Steuersystem  und  von 
den  Hauptarten  der  Besteuerung,  und  in  der  speciellen  Steuerlehre 
zu  ziehen. 

An  dieser  Stelle  ist  aber  noch  auf  einen  verhängnissvollen 
Irrthum  hinzuweisen,  welcher  in  der  Steuertheorie  in  Bezug  auf 
das  „Einkommen“,  insbesondere  auf  das  Nationaleinkommen  als 
Steuerquelle,  wieder  namentlich  in  Folge  der  unklaren  Ver- 
mengung des  einzel-  und  volkswirtschaftlichen  Standpuncts 
entstanden  ist. 

Auch  Kau  ist  davon  nicht  frei  geblieben.  Die  Berichtigung  dieses  Irrthums  ist 
bereits  in  der  „Grundlegung“  vorgenommen  worden,  auf  deren  nähere  Ausführungen 
Uber  Ertrag,  Kosten  nnd  Einkommen  und  Uber  die  Anwendung  dieser  Kategorieeu  auf 
die  Einzel-  und  die  Volkswirihschaft,  den  Einzelnen  und  das  Volk  hier  Bezug  zu 

22* 


Digitized  by  Google 


330  5.  B.  Allgem.  Steuerlehre.  3.  K.  2.  H.-A.  1.  A.  Steuerquelle.  §.  137. 


nehmen  ist.  Auch  hierüber  besonders  Schmoller's  genannte  Abhandlung,  meine 
Grundlegung  §.  S2 — 8b. 

A.  Das  Einzelei  n ko  ui  men  als  Steuer«)  uelle. 

Zunächst  hat  man  ein  „reines  Einkommen“  des  Einzelnen 
construirt,  welches  wenigstens  da,  wo  das  Einkommen  aus  Lohn 
und  Ge  werbs  verdienst,  im  Unterschied  zu  Grund-  und 'Kapital- 
rente, herrtihre,  sich  erst  nach  Abzug  des  nothwendigen  („körper- 
lichen“) und  sogar  des  „standesmassigen“  Unterhaltsbedarfs  ergehe 
(Kau).  Auch  dieser  Abzugsposten  wurde  zu  den  „Erwerbskosten“ 
gerechnet  und  erst  dies  „reine“  Einkommen  sollte  die  Steucr<iuelle 
sein:  eine  Theorie  der  sogenannten  „Ucberschussbesteuerung“, 
wie  sie  Neuere  dagegen  polemisirend  genannt  haben.  Jenes  „reine“ 
Einkommen  würde  beim  Lohnarbeiter  und  kleineren  Gcwerbsinann 
oft  Null  oder  fast  Null  betragen.  Hei  dem  Kenteneinkommen  wird 
von  Kau  und  Anderen  die  Zulässigkeit  eines  solchen  Abzugspostens 
dagegen  bestritten.  Indessen  ist  gegen  diesen  Abzug  auch  bei  dem 
Einkommen  ans  Lohn  und  Gewerbsverdienst  einzuwenden,  dass  an 
und  für  sich  auch  die  Steuerzahlung,  die  Bedingung  für  die 
Leistungen  der  Zwangsgemeinwirthschaften,  vor  Allem  des  Staats, 
zum  nothwendigen  Ausgabebetrag  gehört  und  diese 
Leistungen  mit  in  den  „ nothwendigen  Unterhaltsbedarf“  jeder 
Person  eingerechnet  werden  müssen. 

S.  liau,  1 in.  I,  §.  23!l  II'.  lind  die  Iieplik  gegen  Schüffle  und  Schmollcr, 
eh.  S.  117.  Auch  Kau,  Volkswirtschaftslehre,  8.  Aull.,  §.  245  If.  Dagegen  meine 
Grundlegung  §.  83,  88,  Schmollcr  a.  a.  0.  S.  38. 

Ob  dun  Personen  mit  blossem,  zumal  niedrigem  Arbeitseinkommen,  spcciell  den 
blossen  Lohnempfängern  (Arbeitern)  trotzdem  Steuerfreiheit  oder  eine  Erleichterung 
in  der  Besteuerung  zu  gewähren  ist,  muss  nach  anderen  ltucksichten  entschieden 
werden:  principicll  aus  dem  Wesen  der  reellen  „Ein kom inen"bestcuerung  folgt 
cs  nicht.  (.So  auch  Schmollcr  a.  a.  0.)  Als  frage  vom  „steuerfreien  Existenz- 
minimum“ und  von  der  richtigen  Gleichm&ssigkeit  der  Besteuerung  wird  darauf  bei 
der  Erörterung  der  Postulate  der  Gerechtigkeit  mit  cingegangen  werden  (§.  1(17,  170  II  ). 

Hier,  wo  cs  sieh  um  Feststellung  der  Steuerquelle, 
noch  nicht  um  die  Kegeln  für  die  Steuervertheilung  handelt, 
muss  das  ganze  Einkommen  einer  Person  als  die  richtige 
(cinzelwirthsebaftlicke)  Steuer  quelle  bezeichnet  werden. 

Dies  ist  auch  beim  Arbeiter  und  Gcwerbsmann  bereits  „reines“  Einkommen  (eine 
beim  ..Einkommen"  überhaupt  besser  zu  vermeidende,  auf  den  „Ertrag"  als  Gegensatz 
zum  Roh ertrag  zu  beschränkende  Unterscheidung).  Dies  Einkommen  besteht  vorncmlich 
in  dem  Reinertrag  der  bezüglichen  Ertragsquelle  '.Arbeit,  Unternehmung,  Besitz!,  d.  h. 
iu  dem  Werth  rest  des  Rohertrags,  welcher  nach  Abzug  der  Gewinnungskosten  bleibt. 
Diese  „Kosten"  umfassen  zwei  UestandtheUe,  einmal  die  „natürlichen“  oder  „volks- 
wlrthschaftliclien",  welche  für  Niemanden  ein  Einkommen  bilden,  ferner  auch  die  das 
Einkommen  solcher  Dritter,  welche  mit  ihrer  Arbeit  oder  ihren  Productionsmitteln 
(Grundstücken,  Gebäuden,  Kapital)  bei  der  Ertragsgewinnung  bctlieiligt  sind,  bildenden 
„Kosten".  Diese  letzteren  „Kosten“  sind  aber  dann  wieder  die  Stcuerquelle , weil 
eben  das  „Einkommen"  dieser  dritten  Personen  und  in  der  Tliat  nur  (etnzol- 
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wirtschaftlich)  „Kosten“  für  Jeneu,  welcher  sie  aus  dem  Ertrage  seiner  Unternehmung 
u.  s.  w.  bestreiten  muss,  nicht  im  Tolkswirthscbaftlicheu  Sinne  „Kosten“  für  das 
Volk  als  Ganzes. 

Ueber  die  „Kosten“  nach  diesen  verschiedenen  ticsicbtspunctcn  Grundlegung 
§.  S2.  83,  besonders  in  der  2.  Autl.  — Kobort  Meyer  glaubt  die  Unterscheidung 
zwischen  Roh-  und  Reineinkommen  doch  beibehalten  zu  sollen,  will  sie  aber  auch 
auf  gewisse  Fälle  beschränken  („Einkommen“  S.  199  fl'.).  Seine  Einwendung  S.  199, 
Note  2 halte  ich  nicht  für  durchschlagend.  Vgl.  auch,  mehrfach  abweichend,  aber 
ebenfalls,  ohne  mich  bestimmen  zu  können,  in  der  vorausgehenden,  der  ersten  Auflage 
(§.  379  ff.)  entnommenen  Ausführung  Aenderungcn  vorzunehmen.  Sax,  Grundlegung 
§.  lti,  53  ff.  Bei  Meyer  auch  etwas  andere  Auffassung  des  Volkseinkommens,  als 
die  hier,  in  fiemässheit  der  Erörterungen  in  meiner  Grundlegung,  festgehaltcne. 

B.  Das  Volkseinkommen  als  Steuerquelle. 

Wegen  Mangels  ilieser  Unterscheidungen  sind  nun  noch  grössere 
Irrthltmer  hinsichtlich  derjenigen  Steil erquelle  entstanden,  welche  im 
Volkseinkommen  liegt.  Die  wahre  Steuerqucllc  ist  hier  der  das 
Volkseinkommen  bildende  Heinertrag  der  Volkswirtschaft, 
welcher  sich  nach  Abzug  bloss  der  natürlichen  oder  volks- 
wirtschaftlichen Kosten  vom  Roherträge  ergiebt.  Man  hat  aber, 
in  Conscquenz  der  soeben  berichtigten  Auffassung  des  „reinen“ 
Einkommens  als  einzelwirthsehaftlieher  Btcuerquelle,  auch  hier  ein 
„r eines“  Volkseinkommen  construircn  und  dies  als  Steuer- 
quelle bezeichnen  wollen,  welches  sieh  erst  nach  Abzug  des 
Lebensbedarfs  (körperlichen  und  standesgemäßen  Untcrhalts- 
bedarfs)  der  Arbeiter  und  Unternehmer  ergebe. 

So  entsteht  implicite  wieder  die  Lehre  von  jener  „Ucbcr- 
schussbesteuerung“,  wonach  auch  die  Volks  wirtschaftliche 
Steuerquelle  wesentlich  nur  in  Zins,  Rente  und  (höherem)  Unter- 
nehmergewinn der  Einzelwirtschaft  bestände:  eine  ebenfalls  uu- 
haltbarc  Lehre. 

Die  Conscquenz  dieser  Ansicht  wäre  z.  M.,  dass  bei  einem  sehr  allgemeinen  und 
erheblichen  Steigen  der  Arbeitslöhne  und  der  ähnlichen  Einkommen  der  kleinen 
Unternehmer  auf  Kosten  des  Kapital-  und  sonstigen  Unternehmergewinns  jene  volks- 
wirtschaftliche Steuerqnelle  immer  geringer  würde.  Und  ein  solches  Steigen  ist  doch 
als  möglich  zuzugeben:  cs  handelt  sich  ja  bei  „Lohn“  und  „Kapitalgewinn“  Ober- 
haupt nur  um  die  Formen,  in  welchen  sich  der  volkswirthschaftliclie  Reinertrag  als 
Einzelcinkommen  unter  die  bei  der  Production  betheiligten  Personen  und  Eigentümer 
der  Productionsmittel  verteilt,  ln  jener  hier  angegritlenen  Lehre  wird  aber  selbst 
der  „standesgemässe“  Unterlmltsbcdarf  des  Arbeiters  und  Gewerbsnmnns  als  Abzngs- 
posten  angesehen.  Die  hier  gezogene  Consequenz  zeigt  practisch  die  Unhaltbarkcit 
der  „Ueberschussbesteuerung".  Auch  wissenschaftlich  ist  die  ihr  zu  Grunde  liegende 
Auffassung  aber  nach  dem  Entwickelten  unrichtig. 

Gerade  das,  was  hier  als  Abzugs posten  zur  Gewinnung 
eines  fälschlich  sogenannten  „reinen“  Volkseinkommens  betrachtet 
wird,  ist  normal  der  Uauptpostcn  des  Volkseinkommens  selbst: 
eine  um  so  höhere  Quote  desselben,  je  weniger  ungleichmäßig  sich 
das  Volkseinkommen  und  Volksvermügen  (Grundbesitz,  Kapital!) 
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im  Volke  vertheilt.  Es  wäre  theoretisch  fälsch  und  practisch  un- 
möglich, diesen  Hauptposten  des  Volkseinkommens  ganz  steuerfrei 
zu  lassen. 

Das  zeigt  sieb  u.  A.  in  der  bei  den  modernen  Völkern  allgemein  verbreiteten 
hoben  Verbrauchsbesteuerung  wichtiger  Lebens-  und  Genussmittel.  Es  ist  nnr  eine 
Inconsequenz  der  Vertreter  der  ücberscbussbeslenerung,  wenn  sie  solche  Steuern  von 
ihrem  Standpuucte  aus  nicht  unbedingt  verwerfen,  was  sie  meistens  nicht  thuu.  aber 
eigentlich  tun  müssten.  Kau  war  ein  Hauptvertroter  der  hier  berichtigten  Steuer- 
theorie. Er  bat  die  Auffassung  von  Schäffle  und  Schmoller,  welcher  letztere 
sich  namentlich  an  den  Hermann’schen  EinkommenbegritT  anschloss  und  dessen 
Com-eqocnzcn  für  die  Stcuerlehro  am  Schärfsten  zog,  in  der  Bemerkung  S.  447  der 
8.  Aufl.  nicht  widerlegt.  S.  auch  für  die  ganze  Streitfrage  noch  Held,  Einkommen- 
steuer Kap.  4,  Robert  Meyer,  Principicn  §.  20  ff.,  Eiukommen  §.  1.  — Das  volle 
Verständnis  für  alle  diese  Puncte  erhält  man  erst,  wenn  man  mit  Rodbertus  vom 
Begrifi  des  Nationaleinkommens  ausgeht  und  in  Lohn,  Zins,  Rente  nur  die  durch 
das  Recht  bestimmten  Antheile  an  diesem  Einkommen  erkennt.  Vgl.  Rodbertus. 
zur  Erkenntnis  unserer  staatswirthschaftlichen  Zustände,  1842. 


2.  Abschnitt. 

Wahl  der  Steuerarteu  mit  Berücksichtigung  der  Wirkungen  der  Besteuerung 
überhaupt  sowie  der  verschiedenen  Steuerarten  auf  die  Steuerzahler. 

Allgemeine  Lehre  von  der  SteuerUberwülzuiig. 

Vorbemerkungen  zur  Orientirung  und  literarische  Nach  - 
weisungen. 

§.  138.  S.  zur  Dogmougcschichte  und  für  die  literarische  Behandlung  des 
Gegenstands  besonders  v.  Falck,  kritische  Rückblicke  auf  die  Entwicklung  der 
Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  seit  A.  Smith,  Dorpat  1882;  auch  Kaizl,  Lehre 
von  der  Steuerüberwälzung,  Leipzig  1882.  Roscher,  Ein.  §.  41.  Noten  (1.  Aufl. 
S.  167).  Dio  Lehren  der  einzelnen  Autoren  werden  von  v.  Falck  und  Kaizl,  nament- 
lich von  dem  erstereu,  eingehend  dargestellt  und  kritisirt.  m.  E.  besonders  von 
v.  Falck  meist  richtig.  Dafür  und  in  Betreff  einzelner  hier  nicht  näher  besprochener 
Autoren  verweise  ich  auf  diese  Schriften. 

Wie  unten  gezeigt  wird,  hat  man  es  hier  vornemlich  mit  Problemen  zu  thuu, 
wdcho  Specialfälle  der  allgemeinen  nationalökonomischen  Lehren  von  der  Vertheil- 
ung  des  Nationaleinkommens  als  Einzelcinkommen  an  dio  Subjecte  der 
Einzolwirtbschaften  und  von  der  Bildung  der  Kosteu  und  Preise  der  Sach- 
güter und  Dienstleistungen  betreffen.  Es  ist  daher  zunächst  auf  die  bezügliche 
Literatur  zu  verweisen.  Die  bedeutendsten  bierhergehörigeu  Arbeiten  über  Einkominen- 
vertheilui.g.  Kosten- und  Preistheorie  rühren  von  Ricardo  und  Hermann  hör,  deren 
bezügliche  Lchrcu  ein  bleibender  Gewinn  der  nationalökonoinischcu  Wissenschaft  ge- 
worden sind.  S.  besonders  Ricardo,  Finciples,  Kap.  1 und  2;  Hermann,  staats- 
wirlhschaftlichc  t'ntersuchungen,  2.  A.,  Abh.  6 — 8.  Wenn  auch  mit  einzelnen  Modili- 
caiioncn,  so  doch  im  Ganzen  übereinstimmend  mit  diesen  Autoren  haben  auch  neuere 
Theoretiker  diese  Lehren  dargclcgt.  S.  u.  A.  Mi  11,  Grundsätze.  B.  2,  Kap.  3,  4, 
9 — 16,  Buch  3,  Kap.  1 — 5.  — Rau,  Volkswirtschaftslehre.  8.  Aull.  I,  S.  UM  ff  oder 
3.  Buch:  „Verteilung“.  — Roscher,  System  1,  B.  2,  Kap.  2 und  B.  3.  — Schäffle, 
gesellschaftliches  System,  3.  Aufl.  I,  § 91  ff..  II,  §.  286  ff  — v.  Mangoldt,  Grund- 
riss, 2.  Aufl.  von  Kleinwächter.  §.  62 — 74.  §.  85 — 133.  — Mithoff,  Abhandl. 
Verteilung  im  Schönbcrg'scben  Handbuch  1.  — Besonders  zu  beachten  wegen  ein- 
zelner Ausführungen  über  Ueberwälzung  auch  hier  die  Arbeiten  Neu  manu ’s.  so  die 
Abhandlung  Uber  Preis  im  Schönberg’schen  Handbuch  (jetzt  in  3.  Auflage)  und  in 
dem  Aufsatz  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1880  über  diu  Gestaltung  des  Preises  unter 
dem  Einfluss  dos  Eigennutzes.  — Ausserdem  auch  passim  Schäffle,  Theorie  der 
ausscbliessendcu  Absatzverhältnisse.  Tübinger  Zeitschrift  1867  und  sclbsiändig. 
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Gerade  für  die  Theorie  der  Ueberwälzung  ist  und  bleibt  m.  E.  die  Ricardo- 
Hermann'sche  Lehre  von  Productionskosten  und  Preis  der  richtige  Ausgangspunct. 
Die  neueren  Lehron  ron  Meuger,  r.  Bölnu- Bare  rk,  Sax,  Wiesor.  Zucker- 
kandl  u.  s.  w.,  wie  anderseits  Neumann’s,  sovie  neuerer  „mathematischer"  Preis- 
theoretiker sollen  deswegen  nicht  unterschätzt  werden,  aber  sie  nötbigen  doch  nicht, 
hier  für  diese  fiuanzwisscnscbaftliche  Lehre  einen  auderen  Ausgangspunct  zu  suchen. 

Geber  das  ganze  Verthuilungsproblem  mit  Rücksicht  auf  die  Kcchtsbasia, 
auf  der  cs  sich  realisirt,  und  auf  die  socialpolitische  Seite  s.  ebenfalls  Schaffte, 
passim  auch  im  Socialismus  und  Kapitalismus  und  im  Socialen  Körper,  dann  Rod- 
bertus,  zur  Erkenntniss  unserer  staatswirthschaftlichen  Zustäude  und  „Sociale  Frage' 
1875,  und  meine  Giuudlegung.  besonders  Kapitel  2 und  3 (in  der  2.  Auflage  in  der 
1.  Abtheilung)  und  Kapitel  5 (eb.  Abtheilung  2).  Man  muss  sich  für  die  Ueber- 
wälzungslehre  die  Rechtsbasis  des  Verkehrs,  bei  uns  heutzutage  also  die  „freie" 
Eigenthums-  und  Vcrtragsorduung,  beständig  ebenso  vergegenwärtigen,  wie  die  tech- 
nischen und  Ökonomischen  Bedingungen  der  Production. 

Die  Anwendung  der  Lehrsätze  der  theoretischen  Nationalökonomie  ober  Ver- 
theilung.  Einkommen,  Kosten  und  Preis  auf  die  einschlagenden  Puncte  der  Steuerlehrc, 
d.  b.  vor  Allem  auf  den  Hauptthcil  der  Ocberwälzungslehre,  ist  in  der  Literatur  tbcils 
wieder  in  den  allgemeinen  natioualOkonomischcn  Werken,  theils  in  den  besonderen 
Schriften  Uber  Finauzwtssenschaft  und  Besteuerung  erfolgt.  Aus  dem  ersten  Zweige 
sind  namentlich  zu  nennen:  A.  Smith,  Wcalth  of  nations,  b.  V,  ch.  2,  part  2.  — 
Ricardo,  Principles,  ch.  9 — 18  und  29  (das  Schärfste  und  Bedeutendste  in  Bezug 
auf  Ueberwälzutigsverhältnisse),  er,  wie  Smith,  freilich  aus  der  Verfolgung  des  Ueber- 
wftlzungsproblcms  bei  den  einzelnen  Steuern  (unter  Ableitung  zu  absoluter  Sätze)  nicht 
zu  einer  zusammenfassenden  Ueberwälzungslehre  gelangend.  — Mill,  b.  V,  ch.  2 — 5.  — 
Zur  Kritik  Ricardo's  u.  A.  die  gelegentlichen  Ausfuhrungen  Bernhardi's,  Kritik 
der  Gründe  für  grosses  und  kleines  Grundeigenthum,  Petersburg  1819,  S.  371  lf.  — 
v.  ThUnen,  im  isolirten  Staate  (3.  A.,  1875.  I.  327,  Wirkungen  der  Abgaben  auf  den 
Ackerbau).  — Prince-Smith,  über  die  Abwälzung,  in  der  Berliner  Vierteljahrschrift 
für  Volkswirtschaft  1866  (XIII,  126 — 145).  — Ferner,  noch  vor  Ricardo,  Canard, 
in  seinen  oben  S.  5 genannten  „principes  d’economie  politique“  (Paris  1800),  deutsch 
von  Volk,  Augsburg  1821,  mit  einer  Ueberwälzungslehre,  welche  schliesslich  vom 
freien  Verkehr  die  genügenden  Ausgleichungen  erwartet,  daher  folgerichtig  .alten 
Steuern“  günstig,  „neuen“  ungünstig  ist,  weil  bei  diesen  wieder  erst  der  Ueber- 
wälzttngsprocess  sich  durchsetzen  muss,  der  bei  jenen  sich  vollzogen  haben  wird 
(s.  obeu  S.  SOS;  Kaizl  S.  lltl.).  Auch  von  Prittwitz,  Kunst,  reich  zu  werden, 
Ulm  und  Theorie  der  Steuern  und  Zölle,  Stuttgart  und  Tübingen  1872  (s.  v.  Falck. 
S.  128  IT.). 

Diese  wie  viele  andere  englische,  französische  und  italienische  Autoren  und  wie 
auch  deutsche  Finauzthcoretiker  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  behandeln  in 
ihren  Untersuchungen  Uber  Besteuerung  und  besonders  über  die  einzelnen  Steuerarten 
mit  Vorliebe,  mitunter  fast  ausschliesslich  die  Uebcrwälzungsfrageu.  Sie  verfahren 
dabei  regelmässig  nach  der  abstract-deductiven  Methode  der  britischen  Oekonomik, 
methodisch  und  auch  in  den  Ergebnissen  nicht  unrichtig.  Aber  hier,  wie  auf  anderen 
Gebieten  der  Theorie  und  wie  in  der  Preis-  und  Einkommenlehre  dieser  Schule  über- 
haupt, verfehlen  sie  es  darin,  dass  sie  die  Schlüsse,  welche  sie  unter  deu  angenom- 
menen, typisch-einfachen  Voraussetzungen  des  Falls  und  unter  den  üblichen  Annahmen 
bei  der  Anwendung  dieser  Methode  ziehen,  für  ohne  Weiteres  giltig  unter  den  viel 
verwickelteren  Verhältnissen  der  Wirklichkeit,  sowohl  des  wirthschaftlichen  Lebens  als 
der  concrcten  Steuerverhältnisse,  halten.  Hierbei  beachten  sie  — namentlich  auch 
in  Betreff  der  letzteren  Verhältnisse  — die  gegenüber  den  einfachen  Voraussetzungen, 
unter  denen  sie  deduciren,  in  der  Wirklichkeit  bestehenden  Verschiedenheiten  nicht  ge- 
hörig, sehen  z.  B.  den  Wechsel  der  Production,  des  Berufs  für  viel  zu  leicht  und 
zu  häufig  an,  und  vernachlässigen  die  Berücksichtigung  der  Hemmungswiderstände, 
welche  die  theoretisch  richtig  abgeleiteten  Bestrebungen  zur  Uebcrwälzung  finden. 
Nebenbei  bemerkt:  nicht  Fehler  der  Methode,  sondern  der  Nichtbeachtung  der 
Grenzen  für  die  Gültigkeit  der  mit  der  Methode  gewonnenen  Sätze.  (S.  besonders 
v.  Falck's  Schrift.)  Vgl.  u.  §.  151. 

Die  finanzwissenschaftlichen  Schriften  berühren  natürlich  die  Ceberwälzung  alle, 
nur  mehr  oder  weniger  scharf  und  eingehend.  Hervorzuheben  sind:  Rau  I,  §.  267 
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bis  274,  besonders  Uar  und  in  den  Resultaten  wühl  richtig , wenn  auch  nur  mit  noch 
mehr  Cautelen  bestimmte  Sätze  aufzustellen  sind.  — Pfeiffer.  Staatseinnahmen,  II, 
7S — 98.  — (iar  zu  dürftig:  Umpfenbach  I,  §.  66,  2.  A.  §.  103— 11U.  — Eine  gute 
Terminologie,  die  ich  grosscntheils  angenommen  habe,  und  trcllcnde  Bemerkungen  bei 
v.  Hock.  Abgaben,  §.  15  und  16.  ■ — J.  G.  Hoffmann,  Lehre  von  den  Steuern, 
S.  57  ff.  — Parieu.  impöt,  I,  60  ff  (gut).  — Leroy-Beaulieu,  Ein.  I,  190,  722 
(sogenannte  incidcnce,  ripercussion,  diffusion). 

Einzelne  Berührungen  der  Deberwälzungsprobleme  vielfach  in  den  Schriften  Uber 
Steuern,  auch  bei  Sclimoller  a.  a.  0..  in  dem  vorzüglichen  Aufsatz  von  Hclfericli 
Uber  die  badische  Kapitalrentcnstcucr,  Tübinger  Zeitschrift  1846.  S.  Uber  andere, 
hier  übergangene  einzelne  Autoren  v.  Falck,  Kaizl  a.  a.  0. 

Neuerdings  sind  umfassendere  Versuche  einer  kritischen  Revision  der  ganzen 
Lehre  unternommen  worden.  Zuerst  von  A.  lleld  im  Aufsatz  „zur  Lehre  von  der 
Ucbcrwälzung  der  Steuern“.  Tübinger  Zeitschrift  1868  (XXIV),  S.  421 — 495.  lleld 
beginnt  nur  mit  einer  m.  E.  nicht  zutreffenden  Polemik  gegen  die  Lehre  von  den 
Productionskosten  als  der  Grundlage  der  Preis-  und  Ueberwälzungstheorie  (wie  ähnlich 
sonst,  z.  B.  in  seinem  Grundriss  2.  A.).  Eine  gute  Widerlegung  dieser  Ausführungen 
Hcld's  giebt  v.  Falck  in  der  genannten  Schrift  S.  8 — 26.  Ich  stimme  derselben 
ganz  bei,  hätte  sic  aber  kaum  für  nothwendig  gehalten.  Held  betrachtet  dann  auch 
nur  die  eine  Seite  der  Frage:  die  Ucbcrwälzung  in  der  Richtung  auf  Herstellung 
grosserer  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  Sie  kann  auch  in  umgekehrter  Weise 
wirken  (§.  143).  Darin,  dass  Stein  doch  im  Grunde  nichts  Neues  lehre,  ferner,  dass 
die  Lohnbesteuerung  meist  nicht  uberwülzbar  sei,  stimme  ich  mit  ihm  überein.  (Vgl. 
darüber  auch  Held,  Einkommensteuer,  S.  145.)  Das  Resultat  Held’s  in  dem  Aufsatz 
ist  wesentlich  negativ,  wie  er  selbst  sagt,  S.  495  (auch  455):  wenn  das  Gcständniss, 
utan  könne  eine  bestimmte  Antwort  nicht  geben,  einer  bestimmten,  aber  falschen  Ant- 
wort nicht  vorzuziehen  wäre.  Diese  Resignation  geht  doch  etwas  zu  weit:  für  gewisse, 
den  Verhältnissen  der  Praxis  angepasste  hypothetische  Fälle  lassen  sich  immerhin 
gewisse  allgemeine  Regeln  aufstcllcn,  für  deren  Modificationen  man  wiederum  die 
wichtigeren  Voraussetzungen  formuliren  kann. 

Mit  besserem  Erfolge  als  in  dieser  Arbeit  Heids,  die  ich  immer  zu  dessen 
schwächeren  literarischen  Leistungen  rechnete,  ist  die  kritische  Revision  der  Uebcr- 
wälzungslehre  in  den  genannten  beiden  neueren,  fast  gleichzeitig  erschienenen  Schriften 
von  v.  Falck  und  Kaizl  wiederholt  worden.  Beide  operiren  auf  Grund  einer  um- 
fassenden dogmengeschichtlichen  Untersuchung  und  nehmen  dann  eigene  Stellung  zu 
der  Lehre,  v.  Falck  geht  in  dem  literarischen  Thcil  noch  gründlicher  auf  die  Haupt- 
theoretiker, besonders  Smith,  Ricardo,  Mill,  v.  Thttnen  ein,  aber  beide  Autoren  er- 
gänzen sich  auch  in  diesem  Theil  ihrer  Arbeit  gegenseitig,  v.  Falck  ist  in  der 
Kritik  und  in  der  Aufstellung  und  Begründung  der  eigenen  Ansicht  m.  E.  der 
schärfere,  zugleich  derjenige,  dem  hior  die  empfehlenswerthe  „deduetive  Denkschule“ 
zu  Gute  kommt,  während  Kaizl  zwar  unvermeidlich  die  deduetive  Methode  hier  auch 
handhabt,  aber  weniger  gewandt,  nicht  so  folgerichtig  in  den  Schlüssen,  den  älteren 
Thcoriecn  mehr,  als  mir  richtig  erscheint,  negireud  gcgcnübcrstcht,  weil  er  in  der 
Weise  der  historischen  Richtung  den  Voraussetzungen  der  Deduction  nicht  immer 
consequent  folgt  und  so  den  Werth  von  Schlüssen,  welche  durch  diese  Voraussetzungen 
bedingt,  aber  innerhalb  derselben  richtig  sind,  unterschätzt,  v.  Falck  schliesst  sich 
meiner  Behandlung  und  Erledigung  des  Uebcrwälzungsproblems  voll  und  ganz  an, 
wobei  er  meine  eigene  Leistung  mehr,  als  ich  in  Anspruch  nehmen  kann,  anerkennt 
(S.  182  ff,  198).  Seine  eigenen  Ausführungen  haben  mich  aber  in  der  Ueberzeugung 
von  der  Richtigkeit  meiner  Behandlungsweise  des  Problems  bestärkt  und  mit  bewogen, 
sachlich  au  der  Darstellung  der  ersten  Auflage  (§.  382  ff.)  im  Gauzcn  festzuhaltcn. 
Die  von  anderer  Seite  getadelten  socialpolitischen  Folgerungen , welche  v.  Falck  aus 
darr  Resultaten  der  Ucberwälzuugslehrc  gezogen  hat,  netnlich,  dass  auch  derentwegen, 
um  die  Erschütterungen  in  Folge  des  Ueberwälzungsprocesses  möglichst  zu  vermeiden, 
die  wirthschaftliche  Machtsphäre  des  Staats  erweitert  werden . wieder  mehr  Pro- 
ductiousmittel  in  seine  Hände  übergehen  müssten  (S.  295  ff),  — diese  Folgerungen 
billige  ich,  sie*  entsprechen  den  Anschauungen,  welche  in  diesem  Werke  vertreten 
werden,  durchaus.  .Eiue  polemische  Gegenbemerkung  Roschcr's  (Fin.  §.  43,  Note  4V 
dass  hier  ein  Uebel  durch  ein  anderes,  wahrscheinlich  noch  grösseres  bekämpft  würde 
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(„Freiheitsentziehung"),  schlägt  nicht  durch,  /um  Schluss  bespricht  v.  Falck  in  einem 
Nachtrag  die  Kaizl'schc  Schrift  ganz  gut. 

Kaizl  glaubt  den  Beweis  liefern  zu  können,  dass  eine  gleiclimässige  Kinkomnien- 
besteuerung nicht  Uberwälzbar  sei,  die  Ungleichmässigkeit  der  Steuern  nicht  nur,  wie 
nach  der  allgemeinen  Annahme  die  hauptsächlichste,  sondern  die  einzige  Ursache 
der  Ueberwälzung  sei  (S.  100,  112)  und  verlangt  dann  den  Sieg  des  „Principe  der 
Kinkominenbesteuerung“  wie  in  der  Theorie,  so  auch  in  der  Praxis,  um  so  den 
Schwierigkeiten  „nicht  gewollter  Ueberwälzung'',  einem  „selbstgeschall'enen  und  selbst- 
erhaltenen  Widersacher“  aus  dem  Wege  zu  gehen  (S.  120).  Ich  kann  den  Beweis  für 
die  Unübcrwälzbarkeit  gleichmässiger  Einkommensteuern  nicht  für  gebracht  erachten, 
möchte  aber  ausserdem  gegen  die  Beweisführungen  und  Folgerungen  Kaufs  den  Eiu- 
waud  erheben,  dass  er  den  an  den  abstraet  deductir  verfahrenden  älteren  Oekono- 
misten  getadelten  Fehler  selbst  begeht,  er  construirt  sieh  Voraussetzungen,  die  eben 
der  Wirklichkeit  nicht  entsprechen  und  nicht  entsprechen  können.  Eine  „gleich- 
mässige“,  demnach  der  Annahme  nach  unUberwälzbarc  Einkommenbesteuerung  ist 
keine  zulässige  Annahme  fUr  die  hier  vorliegenden  Fragen  der  Ueberwälzung.  In  der 
F'orm  der  „einzigen  Einkommensteuer"  wäre  diese  Besteuerung  ungeeignet,  den  Bedarf 
zu  decken,  und  in  der  dann  erforderlichen  Höhe  vollends  unausführbar.  Würde  sic, 
was  auch  Kaizl  anzunehmen  scheint,  mittelst  eines  Systems  von  verschiedenen  Stenern 
zu  verwirklichen  gesucht,  so  würde  es  innerhalb  dieses  Systems  wieder  alle  möglichen 
Uebcrwälzungsverliältnisse  geben,  deren  Ergehniss  nur  sehr  unsicher  eine  „gleich- 
mässige"  Besteuerung  wäre.  Das  „Princip  der  Einkommeubeätcucrung“  belrilft  eben 
Überhaupt  eine  ganz  andere  Frage  als  diejenige  der  Ueberwälzung,  nemlich  die  Frage 
nach  der  Bestimmung  der  richtigen  Stcuerf|Uelle  — 

v.  Falck  wie  Kaizl  verurthoilen  und  widerlegen  übrigens  beide  die  Auffassung 
des  Uoberwälzungsproblems  von  Stein  und  dessen  confuse  Vermengung  dieses  Pro- 
blems mit  der  Frage  von  der  „Production  der  Steuern“  (s.  u ). 

Von  den  finanztheoretischen  Arbeiten  der  jüngsten  Zelt  hat  namentlich  die 
„Steuerpolitik"  Schäfflc’s  die  Ueberwälzungsfragc  mehrfach  in  eigentümlicher 
Weise  behandelt  (S.  104  if.,  173  ff.).  Er  sieht  die  betreffenden  Vorgänge  als  einen 
Thcil  des  „Daseinskampfes  auf  dem  Gebiete  des  gesellschaftlichen  Lebens"  (S.  105) 
au  und  überträgt  auf  ihre  Betrachtung  die  Theorie,  weicher  er  in  seinem  „Bau  und 
Leben  des  socialen  Körpers"  (II,  '225  if.)  für  diesen  Kampf,  für  die  sociale  Entwick- 
lung überhaupt  entwickelt  liat.  Die  Ueberwälzungsvorgänge  werden  so  mit  dem  „Be- 
lastungs-  und  Befreiungskämpfe  zwischen  dem  Staate  und  den  Steuerkräften"  in  Ver- 
bindung gebracht  und  als  „Bclastungs-  und  Entlastungskampfe  der  Steuerkräfte  unter 
einander"  characterisirt.  Nicht  durchaus  neu  dem  Gedanken  nach,  welchor  in  der 
Anerkennung  einer  „reallastartigen"  Wirkung  (oder  Wirkungstendenz)  gewisser 
Steuern,  der  Ertrags-,  besonders  der  Ilealstouern,  vor  allen  der  Grundsteuer  in  der 
Theorie  der  Ueberwälzung  schon  öfters  hervorgetreten  und  in  dieser  Form  bei  Fragen 
der  Steuerreform  eine  Rolle  gespielt  hatte,  aber  in  zum  Theil  neuer  Fassung  und 
Begründung  entwickelt  Schaffte  dann  eine  besondere  Theorie  der  „Amortisation 
der  Steuerlasten“  (und  umgekehrt  des  Kapitalwerthaufschlags  der  Steuerbegünstigungen) 
tS.  175).  Er  unterscheidet  nemlich  bei  der  Ueberwälzung  die  Abschiebung  der  ein- 
maligen uud  den  Abzug  des  Kapitalwerths  der  wiederkehrenden  Steuerlast,  und  nennt 
letzteren  Vorgang  „Steuerainortisation“.  Die  Frage  bleibt  nur  auch  hier  wieder,  wie 
weit  eine  derartige,  allerdings  vorhandene  Tendenz  sich  thntsächlich  verwirklicht. 

Eine  eingehende  Behandlung  der  Uebcrwälzungslehrc,  ohne  wesentliche  neue 
Ergebnisse,  hat  auch  Robert  Meyer  in  soinen  „Principien  der  gerechten  Besteuerung" 
gegeben  (S.  22S — 272,  die  Resultate  S.  267  IT.  zusammengefasst).  In  verhältnissmüssig 
umlänglicher  Weise  erörtert  Roscher  das  Problem  (Fin.  §.  3b — 43).  Auch  er  ge- 
langt mit  Recht  nicht  zu  völligem  Skepticismus,  untersucht  in  der  Art  der  britischen 
Ockonomisten  zuerst  die  Sache  in  der  einfachsten,  abstractesten  Gestalt  deductiv,  unter 
Annahme  der  Voraussetzungen  der  Theorie  der  freien  Cnncurrenz  für  die  Deductiou, 
und  würdigt  dann  die  Abweichungen  im  Ergebniss,  welche  die  Folgen  des  Vorhanden- 
seins anderer  practischer  Voraussetzungen,  als  der  angenommenen,  sind  (§.  42).  Einer 
der  Abschnitte  des  Roscherschen  Werks,  wo  sich  das  richtige  Festhalten  des  histor- 
ischen Nationalökonomen  an  der  vorsichtig  angewendeten  Methode  der  Deductiou 
erfreulich  zeigt  und  bewährt,  verglichen  mit  den  Unklarheiten  der  neuesten  „Historiker“. 
Zu  sehr  ohne  wenigstens  etwas  positive,  sehr  wohl  mögliche  Ergebnisse  bleibt  die 


336  5.  B.  Allgem.  Steuerlehre.  S.  K.  2.  H.-A  2.  A.  Stcuerarten.  §.138,139. 


Überhaupt  zu  wenig  eindringende  kurze  Erörterung  der  Ueberwälzung  in  Cohns  Ein. 
(§.  245—250). 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  wieder  Stein  in  diesen  Lehren  ein  (4.  A.  I. 
493  ff.).  Nach  ihm  ist  ,.dio  Lehre  von  der  sogenannten  Ueberwälzung  der  Steuern 
eine  der  wunderlichsten  Begriffsverwirrungen,  die  es  wohl  jo  in  der  Wissenschaft  ge- 
geben hat“  (S.  497).  Man  könnte  geneigt  sein,  mit  diesem  nemlichen  Satze  Stein's 
eigene  Lehre  zu  characterisiren.  Stein  rechnet  die  Steuern  zu  den  Eretehungskosten 
jeder  Production:  jeder  Einzelne  zahle  daher  im  Kaufobject  die  Steuern,  welche  das- 
selbe dem  anderen  kostete.  So  trete  an  die  Stelle  der  unklaren  Ueberwälzung  der 
Stenern  der  klare  Begriff  der  Production  derselben  (vgl.  unten  §.  149).  Stein  Über- 
sieht hier  nur  ganz  das  eigentliche  Problem  bei  der  Ueberwälzung.  Der  triviale 
Satz,  dass  die  Gesammtsumme  aller  Steuern  alljährlich  als  Mebrwerth  vom  Volke 
wirklich  producirt  werden  muss  und  der  an  sich  richtige  und  bedeutsame,  aber 
gar  nicht  hierhergehörige  Satz,  dass  der  Werth  der  Verwendung  der  Steuer  (der  Ver- 
waltung) wieder  gleich  sein  mnss  dem  Betrage  der  Steuer,  diese  beiden  Sätze  haben 
mit  der  Ueberwälzungsfrage  gar  nichts  zu  thun.  Die  ganze  Thcorio  St  ein 's  dreht 
sich  hier  im  Kreise  herum  und  nimmt  M öglichkeiten , dass  eine  Steuer  vom  Einen 
auf  den  Anderen  tlberwälzt  wird,  sofort  für  Wirklichkeiten  (S.  493.  494,  498), 
womit  das  eigentliche  Problem  umgangen  wird.  Dies  besteht  darin,  die  Bedingungen 
festzustellen,  unter  denen  überhaupt  und  in  dem  und  dem  Maasso  eine  Ueberwälzung 
von  Steuern  zwischen  verschiedenen  Steuer-,  Wirthschafts-  und  Rechtssubjecten  cin- 
treten  kann.  Dabei  hält  sich  Stein  nicht  auf.  Auch  die  Kritik  {S.  497—498)  ist 
ungewöhnlich  oberflächlich.  Er  wirft  z.  B.  dem  auch  hier  sehr  klaren  Ilock  Con- 
fusion  vor  und  fragt,  was  man  sich  bei  seinen  Begriffen  von  Fortwälzung,  Abwälzung 
u.  s.  w.  eigentlich  denken  könne.  Doch  gewiss  mehr  als  bei  dem  „grossen  (sic) 
Resultate“,  dass  „jede  Steuer  von  Jedem  auf  Jeden  ttberwälzt  werde“  (S.  494l!  In 
dor  5.  A.  (II,  2.  550 — 561)  in  keiuor  Beziehung  ein  Fortschritt  zur  Klarheit  bei  Stein, 
nur  noch  apodictischeres  Absprechen,  emphatisches  Erheben  seines  „höheren  Stand- 
puncts“.  von  dem  aus  die  sogenannte  Ueberwälznngsfrage  eine  unklare  und  unter- 
geordnete sei  und  Alles  auf  die  staatswirthschaftlichc  Hauptfrage  von  der  „Stcuer- 
production“  hinauslanfc.  Meine  eigene  eingehende  Darstellung  der  Lehre  in  der 
ersten  Auflage  dieses  Bands,  woran  die  neueren  theoretischen  Arbeiten  vielfach  an- 
knUpften , kennt  Stein,  wie  diesen  ganzen  Band  nicht.  Was  er  zur  literarischen 
Entwicklung  der  Lehre  sagt  (S.  559 — 561),  ist  auch  jetzt  noch  oberflächlich  und  viel- 
fach ganz  falsch,  z.  ß.  dass  bei  Sch  äffte  „die  ganze  Ueberwälzungsfrage,  zusammt 
dem  Worte  verschwinde“  (!).  Mein  Urtheil  steht  nicht  allein : Aebnliches  sagen  über 
Stein  v.  Falck  S.  145  ff.  („Stein's  ganze  Lohre  und  Auffassung  von  der  Ueber- 
wälzung nichts  anderes  als  ein  grosser  Irrthum"),  Kaizl,  S.  52  ff,  beide  auch  Stein’s 
Oberflächlichkeit  in  Betreff  der  Beurtheilung  der  Literatur  rügend.  Ganz  vereinzelt 
in  der  Beistimmung  zu  Stein  Schmoller.  freilich  vor  langer  Zeit,  Tübinger  Zeit- 
schrift 1863.  und  in  Betreff  der  Lehre  Stein’s  in  dessen  erster  Auflage,  die  Schmoller 
(S.  42)  „ausgezeichnet“  (!)  nennt;  übrigens  mit  Missverständnissen,  wie  v.  Falck 
(S.  154)  zeigt. 

§.  139.  So  leicht,  wio  Stoin  cs  tbut,  darf  die  Ueberwälzungsfrage  nicht  ge- 
nommen werden.  Darin  liegt  auch  ein  gefährliches  Präcedenz  der  Theorie  gegenüber 
der  Praxis  und  dem  Optimismus  der  besitzenden  Classen.  In  den  neueren  deutschen 
Stoucrreformplänen  spielt  die  Ausdehnung  der  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  Massen- 
consumptihilicn  eine  wichtige  und  auch  meines  Erachtens  berechtigte,  weil  noth- 
wendige  Rolle  und  die  seit  1879  eingeschlagene  Steuerpolitik  des  Deutschen  Reichs 
bewegt  sich  auch  mit  Recht,  gleich  derjenigen  aller  Culturstaaten  in  dieser  Richtung. 
Die  Ueberwälzungsfrage  ist  aber  dabei  von  grösster  practi'-eher  Bedeutung.  Leider 
ist  sic  in  weiten  und  maassgebenden  Kreisen  ausserordentlich  optimistisch  aufgefasst 
worden,  in  einer  Woise.  wie  jedenfalls  die  objcctive  Wissenschaft  es  nicht  billigen, 
sondern  mit  ihren  wohl  begründeten  Sätzen  leicht  widerlegen  kann.  Der  grösste  Theil 
der  sachlichen  Ausfuhrungen  I.assalle's  in  seiner  Vcrthcidignngsrede  „die  in- 
directc  Steuer  und  die  Lage  der  arbeitenden  Classen“  (Zürich  1663)  ist,  soweit  es 
sich  um  die  Wirkungen  der  Verbrauchssteuern  handelt  — er  dehnt  den  Begriff 
„indirecte“  Steuern  unhaltbar  auf  eiuige  directo  mit  aus  — nur  zu  begründet,  als  dass 
man  ihnen  mit  solchen  „Beweisführungen“,  wie  denen  Stein's,  oder  mit  den  blossen 
„Annahmen“  der  alle  Theorie  verachtenden  „Practiker“  oder  mit  einem  völligen 
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Skepticisinus,  wobin  auch  einzelne  Theoretiker,  die  Bedenken  gegen  die  deductirc 
Methode  übertreibend,  neigen,  besonders  solche  der  „historischen“'  Richtung,  etwas 
anbaben  konnte.  Gegen  dio  Fosthaltung,  neue  Einführung  und  Vermehrung  von  Ver- 
brauchssteuern können  die  socialpolitischen  Bedenken  bezüglich  der  Ueberbürdung 
der  unteren  Classen  durch  Uebcrwäl/.ung  dennoch  nicht  den  Ausschlag  irebcn,  weil 
der  Finanzbodarf  nothwcndig  der  und  der  ist  und  seine  Dockung,  nach 
unserem  ersten  finanzpolitischen  Steuerprincip , erfolgen  muss  und  weil  das  viel- 
fach nur  durch  starke  Mitbenutzung  solcher  Steuern  gebt.  Aber  gerade, 
weil  diese  Steuern  eventuell  auf  den  Preis  und  so  auf  die  Consumenten  (Arbeiter) 
und  „kleinen  Leute“  überwälzt  werden,  folgen  aus  der  „Politik  der  Verbrauchssteuern“ 
weitere  steuerpolitische  Forderungen,  besonders  in  Bezug  auf  genügende  Ergänzungs- 
und Ausglcichungsstcucrn  der  Besitzenden  nnd  Wohlhabenderen,  Forderungen,  welche 
mit  jenem  Optimismus  in  der  Ucbcrwälzungsfrage  in  Widerspruch  stehen  und  zu  denen 
der  blosse  Skeptiker  so  wenig  als  zu  irgend  einem  Zielpunctc  gelangt. 

Freilich  wären  bei  dieser  Fraglichkeit  des  Zutreffens  der  deductiv  gewonnenen 
Schlusssätze  in  den  verwickeltcren  Verhältnissen  der  Wirklichkeit  wirklich  indnetive 
Untersuchungen  um  so  nothwendiger  und  erwünschter.  Dies  konnten  hier  nur  sta- 
tistische sein.  Dio  „historischen  Descriptionen“  leisten  hier  für  die  Erklärung  des 
ursächlichen  und  conditioncllcn  Zusammenhangs  der  Dinge  vollends  nichts  und  sind 
daher  mit  dem  Werth  einer  logisch  strengen  dcductivcn  Behandlung  des  Problems 
gar  nicht  einmal  in  Vergleich  zu  bringen.  Exacte  statistische  Untersuchungen 
auf  diesem  Gebiete  fehlen  bisher  leider  fast  ganz.  Sie  sind  aber  auch  sehr  schwierig 
und  bei  der  Fülle  der  einwirkenden  und  sich  kreuzenden  Einflüsse,  die  climinirt  und 
isolirt  werden  müssen,  kaum  iu  dem  Grade  der  Vollkommenheit  möglich,  der  in 
methodischer  Hinsicht  für  einen  wirklichen  Erfahrungsbewois  gefordert 
werden  müsste.  Die  Aufgabe  ist  auch  hier  dieselbe  wie  in  Bezug  auf  die  statistische 
Verfolgung  des  Zusammenhangs  zwischen  Preis  und  Kosten.  Doch  ist  jetzt,  wo 
man  Seitens  der  Statistiker  diesen  Problemen  mehr  Aufmerksamkeit  zu  widmen  beginnt, 
vielleicht  einiger  Erfolg  zu  hoffen,  so  besonders  was  die  Aufdeckung  des  wirklich 
im  concreten  Fall  eingetretenen  Einflusses  von  Veränderungen  im  Steuersätze 
von  Verbrauchssteuern  auf  die  Waarenprci»e  anlangt. 

Zu  nennen  ist  schon  jetzt  die  sorgfältige  und  methodisch  feine  Arbeit  des  auf 
diesem  Gebiete  so  verdienten  Et.  Laspeyres  Uber  den  Einfluss,  welchen  die  Auf- 
hebung der  preussischen  Mahl-  und  Schlachtsteuer  iu  schlesischen  Städten  gehabt  (iu 
der  Oesterreichischen  Statistischen  Monatsschrift  1877),  wo  ein  günstiger  Einfluss 
dieser  viel  besprochenen  Maassregel  auf  die  Preisbewegung  ermittelt  wurde.  Noch 
wichtiger  ist  die  vorzügliche  Arbeit  von  G.  Schanz  über  diu  Wirkungen  der  Er- 
höhung des  baicrischen  Malzaufschlags  auf  die  Bierprciso  (Schmollcr,  Jahrbuch  1882, 
S.  563  ff.,  „zur  Frage  der  Ueberwälzung  indirecter  Verbrauchssteuern  auf  Grund  des 
baierischen  Malzaufschlags“).  Eine  methodisch  correcte  Arbeit,  die  freilich  doch 
nicht  zur  Isolirung  aller  mitwirkenden  Einflüsse  kommen  konnte  und  schon  deshalb  den, 
wie  auch  Koscher  (S.  1C1)  meint,  etwas  zu  skeptischen  Schluss  (S.  603)  nicht  ganz 
rechtfertigen  möchte  (s.  unten  §.  132),  wenn  demselben  allgemeine  Tragweite  ge- 
geben wird. 

Eine  erheblicho  Rolle  haben  seit  der  ZoUtarilVeränderung  von  1 871) , der  Er- 
höhung der  Schutz-  und  einiger  Colonialwaarenzölle.  der  Einführung  des  Petroleum- 
zolls und  der  Getreide-  und  sonstigen  agrarischen  Schutzzölle  dio  Ueberwälzungsfragen 
in  Betreff  des  Einfuhrzolls  in  Deutschland  auch  in  der  politischen  Debatte  und 
Agitation  gespielt.  An  einseitigen  Uebertreibungen  hat  es  bei  beiden  gegnerischen, 
der  freihändlerischen  und  schutzzöllnerischon  Partei  und  ihren  Stimmführern  nicht 
gefehlt;  der  freihändlerischen  Behauptung  einer  unbedingten  und  stecteu,  auch,  heut- 
zutage zumal,  ziemlich  raschen  Erhöhung  der  Inlandspreise  zollpflichtiger  Artikel  um 
den  Zoll,  ja  mindestens  um  den  Zoll,  also  der  vollen  und  ganzen  entsprechenden 
„Belastung  des  Consumenten“  ist  die  ebenso  einseitig  zuge-pitzte  ..oflicielle",  nament- 
lich vom  Fürsten  Bismarck  vertretene  Ansicht  entgegengestellt  werden,  in  vielen  Fällen, 
besonders  bei  Schutzzöllen,  zumal  agrarischen,  trage  „das  Ausland“  den  fremden 
(deutschen)  Einfuhrzoll.  Beide  Behauptungen  blosse  üeneralisatiouon  einzeln 
möglicher  Vorgänge,  beide  gleich  doctriuär  Möglichkeiten  zu  apodictischen 
Gewissheiten  erhebend.  In  der  so  ausnehmend  schwierigen  Frage  der  Wirkung 
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um  Schutzzöllen  auf  die  Preise,  vollends  von  agrarischen  auf  die  (ietroido-  und  Yieli- 
preise  und  gar  erst  auf  die  Brot-  und  Fleischprcise  eines  ganzen  Landes  war  mit  solchen 
blossen  Behauptungen  natürlich  nichts  zu  beweisen  und  am  Wenigsten  der  Gegner  zu  über- 
zeugen. Versuche  einer  cxact-statistisehen  Untersuchung  sind  erfolgt,  aber  haben  bei  der 
Complicirthcit  der  Sache  auch  kein  völlig  sicheres  itcsultat  gehabt.  Besonders  bc- 
achtenswcrth,  auch  wegen  der  schönen  ObjectivitiU  des  freihändlerischen  Autors, 
Conrad's  Aufsatz  Uber  den  deutschen  Gctreidezoll  und  den  (ietreidepreis  in  seinen 
Jahrbüchern  37  (S.  1'.  3)  S.  209  lf.,  wo  schon  wegen  der  Schwierigkeit  der  Untersuchung 
die  einfache  Hinstellung  bestimmter  Wirkungsweisen  eines  Zolls  abgewiesen  und  die 
Wirkung  eines  massigen  Zolls,  wie  des  anfänglichen  deutschen,  auf  den  allgemeinen 
Preis  bezweifelt  wird.  Dass  die  Höhe  des  Zolls  ein  besonders  wichtiger  Umstand  für 
die  Frage  einer  Einwirkung  auf  dop  Preis  überhaupt  sei,  ist  früher  nicht  immer  ge- 
nügend beachtet  worden.  ..Kleine“  und  „grosse“  Zölle  sind  hier  verschieden  zu  bc- 
urthcilen.  Da  es  bei  Zoll-  und  Verbrauch  Steuer, irtikcln  aber  schliesslich  dem  Cou- 
suineuten  meistens  auf  den  Klcin-(,.Detail“-)preis  ankommt  und  auf  diesen  Preis  wieder 
so  mancherlei  Factoron  cinwirken,  ist  die  Entscheidung  der  Ueborwälzungsfrago  in 
Bezug  auf  dcu  Consumcntcn  natürlich  noch  viel  schwieriger,  selbst  bei  Zoll- 
artikeln, wie  reinen  Finanzzöllen  unterliegenden,  ausschliesslich  aus. dem  Auslande 
zum  Consum  bezogenen  Colonialwaaren , hei  denen  sonst  die  Uebcrwälzungsfrage 
theoretisch  und  practisch  noch  vcrh&ltnissmässig  einfach  liegt.  Vgl.  hier  die  vom 
Verein  für  Socialpolitik  veranlassen  Untersuchungen  über  den  Einfluss  der  distributiven 
Gewerbe  auf  die  Preise  (von  van  der  Borglit  u.  a.  in.  Schriften  dieses  Vereins 
Nr.  36,  37.  Debatten  1SS8  in  Nr.  38).  S.  auch  unten  §.  152  und  153. 

Immerhin  ist  aus  der  politischen  Debatte  über  den  Einfluss  der  Zölle  und  Ver- 
brauchssteuern auf  die  Preise  auch  ein  Ergcbniss  für  die  Wissenschaft  zu  gewinnen 
gewesen:  dass  ncmllch  die  frühere  Doctriu  doch  auch  hier  zu  ausschliesslich  einen 
Einfluss  von  Zoll  und  Steuer  auf  den  Preis  des  Artikels  angenommen  hat.  Die 
möglichen  und  öfters  die  ihntsächlichcn  Wirkungen  sind  auch  liier  manelifaltigere, 
auch  nicht  nur  in  Einer  Dichtung  sich  vollziehende.  Darauf  läuft  auch  das  Ergcbniss 
der  genannten  Schanz'schcn  Arbeit  hinaus  (s.  §.  152).  Namentlich  können  und 
werden  mitunter  die  Käufer  nicht  oder  nicht  voll  um  Zoll  und  Steuer  belastet,  sondern 
andere  Personenkrcisc,  Verkäufer,  Händler,  Prodnccntcn , Transportaiistalteu , und  in 
der  That  „das  Ausland"  eventuell  mit  gotrolfcn.  Fälle,  welche  übrigens  einer 
deductiv  gewonnenen  Uobcrwälzungsthcorio  nicht  widersprechen , sondern  iu  eine 
solche  sich  recht  wohl  cinfügen,  auch  aus  sorgfältiger  Deductiou  seihst  abgeleitet 
werden  können.  In  Betreff  der  steuerpolitischen  Bctirthcilung  der  indircctcn  Ver- 
brauchssteuern ist  von  dieser  Erkcnntniss  Act  zu  nehmen.  Ich  habe  bereits  in  der 
ersten  Auflage  dieses  Bands  (§.  392  lf.,  §.  514)  dergleichen  nicht  übersehen  gehabt, 
aber  gestehe,  dass  ich  den  Anregungen  der  politischen  Debatte  in  diesem  Punctc  den 
Anstoss  zum  weiteren  Nachdenken  und  Durchforschen  verdanke  und  den  „auder- 
weiten  Möglichkeiten“,  statt  der  blossen  und  vollen  Belastung  des  Consumenlen 
durch  die  Preissteigerung,  nunmehr  noch  etwas  mehr  Gewicht  beilege. 

Anderseits  halte  ich  jedoch  daran  fest,  dass  hier  doch  auch  nur  „anderweile 
Möglichkeiten",  nicht  sichere  Wirkungen,  lorlicgen  und  dass  schon  deshalb  die 
principiellcn . die  praclisehcn  und  die  socialpolitischen  Bedenken  gegen  indirectc 
Steuern  bestehen  bleiben,  wenn  sie  auch  im  concrctcn  Fall  widerlegt  werden  können. 
Vollends  aber  ist  zu  bestreiten,  dass,  selbst  wenn  die  Consumcntcn  von  solchen 
Steuern  nicht  belastet  würden,  deshalb  überhaupt  die  Bedenken  gegen  diese  Steuern 
entfielen.  Denn  gerade  dann  uin  so  mehr  treten  Bedenken  wegen  ge- 
störter Gleich  in  ässigkeit  der  Besteuerung  und  Uebcrlastung  der 
sonstigen,  nunmehr  von  der  Steuer  getroffenen  Porsonenkreise  auf, 
die  oft  schwer  genug  wiegen  können.  Wäre  sogar  der  Zoll  ..ganz  vom  Ausland  ge- 
tragen“ und  würdo  man  das  ohne  Weiteres  hinnchmen,  so  blieben  selbst  in  diesem 
Falle  noch  Bedenken  bestehen.  Denn  einmal  wäre  dann  muthmaasslich  auch  der  aus- 
wärtige Einfuhrzoll  öfters  zu  unseren  Lasten  und  ferner  würde  durch  eine  solche  ..Besteuer- 
ung des  Auslands“  (z.  B.  des  russischen  Getrcideproduccnten  mit  unserem  Itoggeuzoll. 
angenommener  Malussen)  die  Kaufkraft  des  Auslands  gegenüber  unseren 
Waarcn  vermindert,  was  wiederum  nachtheilige  BOckwirknngeii  — die  man  in  letzter 
Linie  als  uns  fühlbar  werdende  Wellenbewegungen  des  Uchcrwälzungsprocesses  an- 
sehen  könnte  — für  uns  mit  sich  brächte  oder  zu  bringen  vermöchte. 
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So  braucht«;  die  — freilich  in.  E.  überhaupt  nur  sehr  bedingt  zulässige  — 
Anerkennung  der  „ Bismarck  sehen  Uoborwälzungstheorie“  doch  auch  keine  so  erheb- 
lichen Modifiealionen  der  wissenschaftlichen  Theorie  zu  veranlassen,  wie  wohl  in  der 
Hitze  der  politischen  Debatte  gelegentlich  behauptet  wurde. 

Irrthttmlich  ist  es  übrigens  auch , aus  dem  Mangel  exacter  Erfahrungsbeweisc 
in  der  Ueberwälzuugslehre  Überhaupt  einen  Schluss  gegen  jede  Beweiskraft  der 
de«luctir  gewonnenen  Sätze  dieser  Lehre  in  practisclien  Steuerfragen  abzuleiten,  z.  B. 
in  «1er  Frage  der  Lohubesteuerung  u.  dgl.  Eine  solche  statistische  Untersuchung  kann 
vielleicht  zeigen,  dass  in  einem  gegebenen  Falle  die  Erscheinungen  andere  als 
nach  der  Ueberwälzungstheoric  sind,  und  dadurch  beweisen,  dass  man  in  den  Hypo- 
thesen, unter  welchen  man  deducirte,  oder  in  den  Schlüssen,  welche  man  zog.  in 
diesem  Falle  Felder  gemacht  hat,  woraus  daun  auch  für  andere  Fälle  die  Xoth- 
wendigkeit  einer  Berichtigung  des  Verfahrens  folgt.  Aber  das  richtige  methodische 
Verfahren  der  Deduction  lässt  sich  auch  unabhängig  voll  solcher  Controls  feststellen 
und  ausfdbrcn  und  die  dabei  gewonnenen  Sätze  dürfen  auf  Anerkennung  in  den 
(irenzen,  die  sich  aus  den  Voraussetzungen  bei  der  Deduction  ergeben,  Anspruch 
machen.  Jedenfalls  muss  detjeuige,  der  sie  überhaupt  oder  der  ihre  (jiltigkcit  im 
concreten  Falle  bestreitet,  die  Beweislast  übernehmen  und  sich  nicht  auf  ganz 
uumethodisebe  „Beobachtungen“  oder  auf  blosse  optimistische  „Annahmen“ 
berufen,  die  beide  hier  gar  keinen  Werth  haben.  (Zu  dieser  Ausführung  bei- 
slimmend  Koscher,  l'in.  §.  41  Note.) 

I.  — §.  140.  Einleitung. 

Nur  die  Bestimmung  der  Bemessungsgrundlage  oder  des 
Steuerobjects  (in  diesem  Sinne)  und  demgemäss  die  Be- 
stimmung der  Person,  welche  zunächst  die  «Steuer  auslegt  (zahlt), 
des  Steuerzahlers,  liegt  in  der  Macht  der  das  «Steuerreeht  aus- 
übenden öffentlichen  Gewalt;  gar  nicht  — bei  ganz  freiem  Ver- 
kehr — und  auch  nur  in  begrenztem  Maasse  — hei  gewissen 
rechtlichen  Beschränkungen  des  Verkehrs,  gewissen  Ge-  und  Ver- 
boten des  .Steuergesetzes  — die  Bestimmung  der  Steil  er  quelle 
oder  der  Person,  welche  die  «Steuer  schliesslich  aus  ihrem  Ein- 
kommen oder  Vermögen  trägt,  des  «Steuerträgers.  In  Betreff'  dieses 
letzteren  kann  die  öffentliche  Gewalt  und  das  Steuergesetz  meistens 
nur  Wünsche  hegen  oder  Voraussetzungen  machen  und  durch  die 
Einrichtung  der  Besteuerung,  besonders  durch  die  Wahl  der  Steuer- 
arteu  und  Steuerobjecte  daraut  hinzielen,  dass  sich  diese  Wünsche 
und  Voraussetzungen  mit  mehr  oder  weniger  Wahrscheinlichkeit 
erfüllen.  Je  nachdem  eine  Steuer  nach  Willeu  oder  Voraussicht 
des  Gesetzes  vom  Steuerzahler  endgiltig  getragen  oder  von  ihm 
anderen  Personen  zugeschoben  und  diese  so  zu  Steuerträgern  ge- 
macht werden  sollen,  ist  sic,  in  der  einen,  der  ersten  der  oben 
§.97  festgestcllten  Bedeutungen  des  Worts,  eine  „directe“  oder 
„ i n d irecte“:  in  diesem  Sinne  werden  diese  Ausdrücke  im  Fol- 
genden gebraucht.  Welches  Einzeleinkommen  oder  Vermögen  und 
in  welchem  Maasse  dasselbe  aber  schliesslich  die  eigentliche  »Steuer- 
quelle  einer  bestimmten  Steuer  oder  m.  a.  W.  welche  bestimmte 
Person  und  in  welchem  Betrage  dieselbe,  dem  Willen  oder  der 
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Voraussicht  des  Gesetzes  gemäss  oder  entgegen,  schliesslich  Steuer- 
träger wird,  das  entscheidet  sich  durch  privatwirthschaftlichc  Ver- 
kehrsvorgänge, welche  man  unter  dem  Namen  „Steuer- 
Uberwälzung“  (i.  e.  S.)  zusammenfasst.  In  einem  weiteren 
Sinne  begreift  dieser  Ausdruck  auch  die  unten  sogenannte  Steuer- 
Abwälzung  in  sich,  wo  die  Steuerlast  absolut  oder  relativ  durch 
Vertheilung  auf  mehr  Steuerobjecte  erleichtert  wird,  ohne  auf  andere 
Personen  zu  fallen. 

S.  über  die  Begriffsbestimmung  Kaizl  S.  75,  mit  näherer  Bezründunf»  nnd  Be- 
sprechung anderer  Uefiuiiionen.  Er  selbst  definirt:  „Die  Ueberwälzung  (Abwälzung) 
ist  die  im  Wege  des  privatwirth-chaftlichen  Tauschvcrkchrs  erfolgende  Uebortragung 
einer  gegenwärtigen  oder  künftigen  Steuerlast  Seitens  des  Steuerzahlers  auf  andere." 
Vielfach  wird  statt  „Ueberwälzung“  „Abwälzung"  r.ls  allgemeinster  Ausdruck  gebraucht 
Ich  nehme  ..Ueberwälzung"  als  den  weitesten  Begriff  für  alle  hiehergehörigen  Vor- 
gänge und  unterscheide  dann  darin  verschiedene  Arten  in  der  unten  in  g.  144  dar- 
gelegten Weise.  Die  dabei  dort  in  einem  engeren  Sinne  des  Worts  „Abwälzung“ 
genannte  Erscheinung  hat  aber  allerdings,  was  ich  schon  in  der  ersten  Auflage 
(§.  339)  anerkannte  und  Kaizl  (S.  78  ff.)  zugebe,  einen  anderen  wirtschaftlichen 
Character  und  andere  Folgen,  als  dio  sonstigen  Ucberwälzungsarten.  Es  lässt  sich 
daher  auch  rechtfertigen,  sie  dieser  übrigen  Ueberwälzung  — dann  im  engeren 
Sinne  — zu  coordinircu.  nicht  zu  subordiniren. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  hier,  in  der  „allgemeinen“  Steuerlehre,  auch  nur 
um  die  „allgemeine“  Uebcrwälzungslehrc,  d.  h.  um  die  Erörterung  der  allgemeinen 
Bedingungen.  Ursachen,  Wirkungen  der  Ueberwälzung  von  Steuern  Überhaupt, 
bloss  mit  Excmphlicationeu  an  einzelnen  Steuerarteu  und  Steuern.  Im  Anschluss 
daran  folgen  jetzt  in  dieser  zweiten  Auflage  einige  Bemerkungen  Uber  die  Ueber- 
wälzung einzelner  Stcucrarten  (§.  151  II.).  Diese  ist  dann  erst  im  System  der  „spe- 
cielten“  Steucriehre  näher  zu  verfolgen. 

II.  — §.  141.  Wesen  der  Steuerüberwälzung. 

Diese  wird  durch  eine  Reaction  der  erfolgten  oder  zngemutheten 
Steuerzahlung  auf  den  Steuerzahler  hervorgerufen.  Letzterer  wird 
vielfach  streben,  seine  Steuerlast  zu  erleichtern  oder  von  sich  weg- 
zuwälzen, indem  er  sein  Einkommen,  daher  seine  Erwerbsthätig- 
keit,  mithin  regelmässig  seine  Productiousthätigkeit  zu  er- 
höhen oder  die  ausgelegte  Steuer  auf  Andere  zu  schieben 
sucht.  Dies  Streben  verwirklicht  sich  dann  im  Verkehr  als  Steuer- 
überwälzung nnd  diese  äussert  sich  in  gewissen  Veränderungen 
der  Production  und  Vertheilung,  der  Preisgestaltungen  nnd  Ein- 
kommenhildnngen  in  der  Volkswirtschaft.  Die  Besteuerung  selbst 
aber  vertbeilt  sich  alsdann  schliesslich  nach  Steuerquellen  und 
Steuerträgern  vielfach  ganz  anders  als  ursprünglich  nach  Steuer- 
objecten und  Steuerzahlern.  Diese  schliesslich e Vertheil- 
ung ist  das  Wesentliche.  Sie  eben  soll  den  richtigen  volks- 
wirtschaftlichen und  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  hier  spe- 
ciell  der  Gleichmässigkeit,  entsprechen. 

Die  wichtige  Aufgabe  für  die  Theorie  und  Praxis  der  Be 
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Steuerung  besteht  daher  darin,  möglichst  sicher  zu  ermitteln,  welche 
Wirkungen  ein  Steuersystem  und  einzelne  Steuerarten  in  Bezug 
auf  diese  durch  die  Ueberwälzung  erfolgende  Verkeilung  der 
Steuerlast  austtben.  Mit  nach  dem  Ergebniss  dieser  Ermittlung 
muss  dann  wieder  die  Einrichtung  des  Steuersystems,  die  Wahl  der 
Steuerarten  und  Steuerobjecte  getroffen  werden. 

Immer  innerhalb  der  früher  besprochenen  Grenzen  (§.  124),  in  welchen  über- 
haupt auf  diesem  Gebiete  bestimmte  Principicn  nur  zur  Richtschnur  genommen 
werden  können.  Denn  andere  Principien,  wie  namentlich  die  finanzpolitischen  und 
solche  der  Steuerverwaltung  und  sonstige  Umstände  machen  es  vielleicht  notbweudig, 
sich  über  die  Bedenken  auch  in  Bctrell  der  Ueberwälzung  bei  bestimmten  Steucrarten 
hinweg  zu  setzen.  Wo  dies  geschieht , muss  man  sich  aber  wenigstens  dieser  That- 
sache  und  ihrer  Folgen  bewusst  werden,  — das  ist  doch  auch  das  Mindeste,  was 
in  Bezug  auf  die  iudirecten  Verbrauchssteuern  zu  fordern  ist.  was  aber  leider  ein 
bequemer  Optimismus  vermeidet,  — und  um  dies  zu  tliun,  die  Tendenzen  nnd  Ergeb- 
nisse der  Steuerüberwälzung  kennen. 

III.  — §.  142.  Theoretischer  Character  der  Ueber- 
wälznng8  probleme. 

In  den  wichtigsten  Fällen  der  Ueberwälzung  handelt  es  sich 
nun  um  einige  Grnndprobleme  der  allgemeinen  national- 
ökonomischen Lehre  von  der  Vertheilung  und  vom  Preise, 
unter  den  Voraussetzungen  freien  privatwirthscbaftlichen  Verkehrs. 

Preise  von  Sachgütern,  Dienstleistungen,  Ertrags-  und  Einkommenbeträge  erfahren 
gewisse  Veränderungen  durch  Veränderungen,  welche  die  Besteuerung  unmittelbar 
oder  mittelbar  in  den  bezüglichen  Verhältnissen  von  Angebot,  Nachfrage  und  Pro- 
ductionskosten  hervorruft.  Die  Theorie  der  Ueberwälzung  der  Steuern  wird  daher  hier 
zur  Einkommen-  und  Preistheorie  in  bestimmtem  Fall,  d.  h.  unter  den  durch  die 
Veranlagung  der  Besteuerung  eintretenden  Bedingungen.  Die  betreffenden  Puncte  der 
Theorie  der  Einkommenvertheilung  und  Preisbildung  sind  hier  aus  der  allgemeinen 
Volkswirtschaftslehre  in  die  Finanzwissenschaft  herüber  zu  nehmen.  Auch  die  all- 
gemeinen Voraussetzungen  in  Bezug  auf  die  wirthschaftliehc  Rechtsordnung 
sind  für  die  Ueberwälzungsthcorie  zunächst  dieselben  wio  für  diese  Theorie:  cs  wird 
Privateigenthum  auch  an  den  l’rod  ucti  onsmittcln  (Boden  und  Kapital), 
Vortragsfreiheit,  freie  wirtschaftliche  Ooncurrenz,  richtiges  Ver- 
ständnis des  eigenen  wirtschaftlichen  Vorteils  hei  den  Rechts-  und  Wirthschafts- 
snbjectcn,  welche  iin  Verkehr  mit  einander  stehen,  und  die  Absicht  dieser  Personen, 
diesen  Vortheil  innerhalb  der  rechtlich  zulässigen  Grenzen  möglichst  zu  verfolgen, 
vorausgesetzt.  Die  vielfachen  A bweichungeti  der  geschichtlichen  wirtschaftlichen 
Rechtsordnung  und  der  psychischen  Beschaffenheit  der  Wirthschaftssubjecto  von  diesen 
Annahmen  sind  nur  auch  bei  den  Fragen  der  Ueberwälzung  nicht  zu  vergessen. 

Cm  den  Einfluss  einer  Steuer,  welche  in  eine  bestimmte  Gestaltung  der  Production 
und  Verteilung  in  der  Volkswirtschaft  neu  eintritt,  zu  verfolgen,  wird  ferner  zu- 
nächst von  der  Voraussetzung  eines  erreichten  Gleichgewichtszustands 
der  Gewinne,  Löhne,  Preise  u.  s.  w.  auszngchcn.  daher  u.  A.  öfters  auch  an- 
zunchmen  sein,  dass  die  frühere  Bosteuernng  durch  Ueberwälzung  bereits  gloich- 
mässig  geworden  sei.  (S.  oben  §.  138,  139.  Die  Einwände  Hold's  Tübinger 
Zeitschrift  XXIV,  423  sind  hier  unrichtig,  während  Umpfonbach,  1.  A.,  I,  158, 
Note,  von  der  Finanzwissenschaft  zu  viel  Passivität  verlangt.) 

In  der  Ueberwälznngslehre  sind  dann,  wie  in  der  Theorie  der 
Preisbildung  und  Einkommenvertheilung,  unter  den  als  gegeben 
angenommenen  eben  genannten  Voraussetzungen,  zunächst  fic- 
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staltun gstendenze n — „Gesetze“  in  diesem  Sinne  — 
nach  der  Methode  der  Deduction  abzuleiten.  Wie  auch  in  jener 
Theorie,  müssen  aber  darauf  zur  Ergänzung,  Controle  und 
Berichtigung  Beobachtungen  angestellt  werden,  d.  h.  das 
inductive  Verfahren  hinzutreten:  einmal  in  Bezng  auf  die  Vor- 
aussetzungen, von  denen  man  bei  der  Deduction  ausging, 
nemlieh  ob  und  wie  weit  sie  zutreffen , sich  modißciren  u.  s.  w., 
z.  B.  was  die  Kcchtsordnung,  die  thatsächliche  Beschaffenheit  der 
in  Verkehr  stehenden  Wirthschaftssubjecte  anlangt  (so  ob  und  wie 
weit  diese  den  theoretischen  Voraussetzungen  gemäss  ihren  höchst 
möglichen  Vortheil  wirklich  kennen,  ihm  folgen  wollen  und  können) 
u.  s.  w.;  sodann  in  Bezug  auf  die  abgeleiteten  Wirkungen,  also 
auf  die  Ueberwälzuugstendcnzcn,  ob  und  wie  weit  diese  sich  that- 
sächlich  realisirt  haben. 

Gerade  in  den  Ueberwälzungsfragen  begegnet  man  hier  aber 
ganz  besonderen  Schwierigkeiten. 

Auf  die  wirkliche  Ucborwälzung,  daher  auf  die  wirkliche  Vcrtheilung  der  Steuer- 
last. äussern  zahlreiche  verschiedenartige  und  complicirte  Verhältnisse  als  Ursachen 
oder  Bedingungen  ihren  Einfluss.  Diese  Verhältnisse  lassen  sich  nicht  alle  genügend 
ermitteln  noch  ihr  Einfluss  im  Voraus  feststellen,  so  dass  die  (Jruudlage  des  deductiven 
Verfahrens  immer  eine  mehr  oder  weniger  mangelhafte  bleibt.  Die  betreffende  that- 
sächliche Verkehrsgestaltung  in  Bezug  auf  Preise,  Einkommenbeträge  u.  s.  w.,  welche 
als  Wirkung  aufzulindender  Ursachen  beobachtet  werden  muss,  ist  das  Product  aller 
der  mitspielendcn  Momente,  von  welchen  die  Steuer  nur  eines  ist.  Auch  die  um- 
fassendsten uud  sorgfältigsten  Beobachtungen  gestatten  bloss  eine  mangelhafte  lsolirung 
der  einzelnen  Ursachen  und  vollends  eine  unsichere  Messung  des  Einflusses  einer 
jeden,  auch  der  Steuer.  Die  Grundlage  des  inductivcn  Verfahrens  bleibt  daher  eben- 
falls sehr  mangelhaft.  Wie  so  oft  machen  sich  aber  die  Anhänger  der  Deduction 
und  Induction  diese  inhärenten  Mängel  ihres  Verfahrens  nicht  immer  unbefangen  klar. 
Die  Nothwendigkeit  einer  Ergänzung  beider  Operationen  bei  allen  Problemen  des 
practischen  Steuerwesens  und  der  Steuerpolitik,  bei  welchen  cs  sich  um  muth- 
maasslich  eingetretene  oder  eintretende  Uebcrwälzungen  bandelt,  ergiebt  sich  eben 
aus  diesen  Mängeln. 

Auch  hier  darf  man  sich  aber  nicht  darüber  täuschen,  dass  auch  eine  Ver- 
einigung des  deductiven  und  inductivcn  Verfahrens  die  Schwierigkeiten  nur  thcil- 
weise  löst.  Vielmehr  muss  man  sich,  wie  in  der  Nationalökonomie  überhaupt,  in  der 
Praxis  und  vollends  in  der  allgemeinen  theoretischen  Untersuchung  mit  der  Deduction 
uothgedrungen  begnügen,  d.  h.  gewisse  Uestaltungstcndenzen  unter  den  und  den  Vor- 
aussetzungen ableiten:  nicht,  weit  dies  au  und  für  sich  ausreichte,  sondern  weil 
man  bei  diesem  Verfahren  doch  mit  dem  universellsten  psychologischen 
Factor  im  Verkehrsloben , dem  w irthschaftlichen  Sclbstintercsso,  rechnet 
und  weil  die  Schwierigkeiten,  zu  sicheren  „positiven“  Ergebnissen  zu  gelangen, 
zu  gross  sind.  Jener  l'actor  spielt  freilich  im  Verkehr  selbst  wieder  nach  Zeiten. 
Ländern,  Volksclassen,  Individuen  in  verschiedenem  Grade  mit  und  seine  Wirksamkeit 
wird  ebenso  in  verschiedenem  Maassc  durch  andere  psychologische  Factoren  beein- 
flusst. Aber  diesen  Verhältnissen  kann  immerhin  auch  das  dcductirc  Verfahren, 
indem  dabei  die  Voraussetzungen,  unter  donen  es  angeweiidot  wird,  entsprechend 
modificirt  werden,  Rechnung  tragen  (s.  Grundlegung  §.  2D7,  auch  meinen  Aufsatz  über 
systematische  Nationalökonomie  in  Oonrad’s  Jahrbüchern  1886,  N.  K.  12,  S.  229  ID. 
..F.xactc  Forschung“  im  strengen  Sinne  ist  zwar  auch  hier  die  Aufgabe,  aber  — 
nur  soweit  sie  möglich  ist.  und  sie  ist  nur  annähernd,  in  begrenztem  Umfange, 
in  einzelnen  Fällen  möglich.  (S.  oben  §.  138,  139.) 
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IV.  — §.  143.  Die  Ueb erwälzung  als  Mittel  zur  Her- 
stellung der  Gleich mässigkeit  der  Besteuerung. 

In  Bezug  auf  die  Ueberwälzung  ist  eine  eigentümliche  opti- 
mistische Illusion  weit  verbreitet,  wenn  diese  auch  denen, 
welche  sich,  übrigens  vollkommen  bona  fide  verfahrend,  derselben 
schuldig  machen , gewöhnlich  nicht  klar  wird.  Sie  zeigt  sich  be- 
sonders in  jenem  Canard’scben  Satz,  der  ja  einen  richtigen  Kern 
enthält,  dass  „jede  alte  Steuer  gut,  jede  neue  schlecht  sei“  (§.  125, 
138)  und  in  der  Beruhigung,  welche  man  in  Bezug  auf  ein  mangel- 
haftes, unglcichmü8siges  Besteuernngssystem  in  der  Annahme  findet, 
dass  sich  die  Mängel  und  Ungleichmässigkciten  desselben  schon 
durch  Ueberwälzung  ausgeglichen  haben  oder  noch  ausgleichcn 
würden. 

Man  nimmt  nemlich  zu  sicher  au,  durch  Ueberwälzung  werde 
eine  „gleich mässige“,  insofern  eine  „gerechte“  Besteuerung 
hcrgestellt,  setzt  daher  überhaupt  nur  bei  ungleichmässiger  Besteuer- 
ung (nach  der  ersten  Veranlagung  und  Zahlung)  eine  umfassende 
Function  der  Ueberwälzung  voraus  und  sieht  diese  Function  nach 
muthmaasslich  hergestellter  Glcichmässigkeit  der  Besteuerung  für 
beendet  an. 

Eine  solche  Auffassung  hängt  mit  gewissen  optimistischen  Annahmen  der  Theorie 
der  freien  Concurrenz  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  des  Einkommens  und  die  Preis- 
bildung zusammen:  als  ob  die  freie  Concurrenz,  und  nur  sie,  aber  sie  in  der  That 
ausreichend,  eine  richtige  und  gerechte  Vertheilung  u.  s.  w.,  eine  den  Ökonomischen 
Leistungen  der  Betheiligten  entsprechende  Vertheilung  verbürge  (Grundlegung  §.  126  ff.). 
In  den  wichtigsten  Fällen  der  Ueberwälzung  handelt  cs  sich  gleichfalls  um  eine 
solcho  Ausgleichungsfunction  der  freien  Concurrenz  im  Process  der  Vertheilung  der 
Steuerlast,  und  dio  Annahme  ist  nun,  dass  die  Concurrenz  hier  n u r in  der  Richtung 
auf  gleichmässige  Vertheilung  dieser  Last  hinwirkc. 

zUlein  man  muss  hier  doch  scharf  unterscheiden. 

In  einer  wichtigen  Kategorie  von  Fällen  hat  die  Ueberwälzung 
allerdings  die  Tendenz,  unter  den  im  privatwirtbsehaftlichen  System 
vornemlich  wirksamen  Impulsen  für  das  wirtschaftliche  Handeln, 
auf  eine  gleichmässige  oder  doch  gleichmässigere  Vertheilung  un- 
gleichmässiger Steuern  hin  zu  wirken.  Aber  diese  Kategorie  um- 
fasst keineswegs  alle  vorkommenden  Fälle.  Vielmehr  giebt  es  eine 
andere  Kategorie  von  Fällen , wo  die  Ueberwälzung  möglicher 
Weise  gerade  nach  den  Verhältnissen  des  privatwirtbsehaftlichen 
freien  Verkehrs  vorhandene  Ungleichmässigkeit  der  Besteuerung 
noch  steigert  oder  vorhandene  Gleichmässigkeit  aufhebt. 

In  der  1.  Auflage  S.  266,  Note,  halte  ich  geäussert,  cs  sei  dies  auch  in  der 
Literatur  der  Frage,  soweit  ich  sähe,  ganz  unbeachtet  geblieben,  was  in  der  National- 
ökonomie der  Theorie  der  freien  Concurrenz  freilich  nicht  zu  verwundern  wäre. 
Kaizl  (S.  6S)  macht  mich  darauf  aufmerksam,  dass  frühere  Autoren  (Say.  S.  16 
A.  Wagner,  Finanzwisson««haft.  II.  2.  Aufl.  23 
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bei  Kaki).  Lotz  (S.  24)  u.  a.  doch  bereits  so  geurtheilt  hätten.  Indessen  haben  sie 
keine  allgemeineren  Folgerungen  daraus  gezogen.  (,S.  Ober  Lotz  eingehender  r.  Falck 
S.  IIS  ff.  1S7). 

A.  Hinwirken  der  Ueberwälzun g auf  Gleichmä ssig- 
keit  der  Besteuerung. 

Die  erste  Reihe  von  Fällen,  die  von  der  Finanztheorie  in  der 
Ueberwälznngslehre  meist  allein  beachtete,  begreift  alle  diejenigen, 
in  welchen  mit  einiger  Sicherheit  eine  Einwirkung  des  ökonomischen 
Gesetzes  der  Ge  winnausgleichung  vorausgesetzt  werden  kann. 

Cnter  Annahme  freier  Concurrenz  besteht  das  Streben  nach  dieser  Gewinnaus- 
gleichung in  den  verschiedenen,  frei  zugänglichen  Unternehmungen  in  der  Thal.  Es 
verwirklicht  sich  durch  Ab-  und  Zufluss  der  Kapitalien  aus  und  in  die  Unternehmungen, 
eventuell  unter  Vermittlung  des  Credits,  durch  entsprechende  Einschränkung  und  Aus- 
dehnung der  Production  und  Consumtion,  des  Angebots  und  der  Nachfrage  und  durch 
die  daraus  resultirenden  lieactionen  auf  die  Preise 


Eine  nugleichmässige  Besteuerung  tritt  nun  als  ein  neues 
Element  in  diesen  Process  der  Gewinnausgleichung,  stört  die  be- 
reits erfolgte  Ausgleichung  und  fordert  gewissermaassen  die  Aus- 
stossung  dieses  Elements  durch  jene  Reihe  von  Verkehrsvorgängen, 
durch  welche  schliesslich  wieder  eine  Gewinnausgleichung  herbei- 


geführt wird. 

Bei  den  allgemeinen  Ertragssteuern,  so  der  ungleich!« ässig  veranlagten  Gewerbe-, 
I.eihzinsstcuer  können,  bei  den  Üblichen  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern  und  einigen 
anderen,  welche  einzelne  Steuerobjectc  aus  einer  grosseren  Anzahl  herausheben, 
werden  sich  regelmässiger  solche  Verkehrsvorgänge  zutragen.  Die  indirecten  Ver- 
brauchssteuern auf  einzelne  Consumptibilien,  wie  z.  B.  die  inländischen,  beim  Produ- 
centen erhobenen  Steuern  auf  Getränke,  Salz.  Mehl.  Fleisch,  Tabak,  Zucker  u.  s.  w., 
ferner  die  Zölle  sind  besonders  wichtige  Beispiele.  Hier  wird  denn  auch  der  Ucber- 
wälzungsprocess  in  der  liegel  nur  bis  dahin  andauern,  dass  durch  entsprechende  Preis- 
steigerung der  besteuerten  Artikel  u.  s.  w.  die  Gewinnsätze  besteuerter  und  nicht 
besteuerter  oder  ungleich  besteuerter  Gewerbe  sich  ausgeglichen  haben. 

Allein  selbst  bei  dieser  ersten  Reihe  von  Fällen  wird  die  Aus- 


gleichung der  Steuerlast  durch  den  Process  der  Ueberwälzung  und 
Gewinnausgleichung  nur  unter  einer  Voraussetzung  eintreten:  dass 
nemlicb  die  in  Betracht  kommenden  Concurrenten  sich  einiger- 
maassen  wirtschaftlich  an  Kräften  und  psychisch  an 
Verständniss  und  Willen,  sich  durch  Ueberwälzungen  zu 
entlasten,  gleich  stehen  und  ferner  nach  Beschaffenheit  ihrer 
Unternehmungen,  ihrer  Kapitalanlagen,  ihres  Berufs,  ihrer  Fähigkeit 
zum  Berufswechsel  in  ähnlicher  Lage  sind,  namentlich  in  Bezug 
auf  die  practischc  Möglichkeit  und  Leichtigkeit,  die 
Unternehmung  einzuschränken,  aufzugeben,  Kapital  und  Arbeitskraft 
herauszuziehen  und  anderswie  besser  zu  verwerthen  als  in  dem 
übersteuerten  Geschäft  und  Beruf.  Diese  Voraussetzung  trifft  nie- 
mals genau  zu:  eben  deswegen  wird  die  Ueberwälzung  nicht 
immer  zu  wirklich  gleichmässiger  Steuervertlieilung  führen.  Nament 
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lieh  sind  es  oft  die  in  irgend  einem  Sinne  schwächeren  Elemente, 
welche  im  C'onenrrenzkampf  die  Steuer  behalten  werden,  die  die 
stärkeren  zu  Uberwälzen  vermögen. 

Mitunter  wird  sich  ferner  nur  dadurch  eine  Ausgleichung  der 
Gewinne  und  der  Besteuerung  vollziehen,  dass  der  betreffende  Ver- 
kehrsprocess  zu  definitiven  Wertheinbussen  oder  Werthherabsetzungen 
besonders  der  stehenden  Kapitale  um  den  Betrag  der  kapitalisirten 
Steuer  fuhrt  und  alsdann  diese  reducirten  Kapitalwerthe  der  Be- 
rechnung zu  Grunde  gelegt  werden,  d.  b.  dass  sich  „Steuer- 
amortisationen“ (Schaff le)  vollzogen  haben. 

So  k«nu  es  besonders  bei  den  allgemeinen  Ertrags-,  namentlich  den  Real- 
steuera,  der  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Realitäten-,  auch  bei  gewissen  Fällen  der 
Leihzinssteuer  (Couponsteuer)  kommen,  sowohl  in  Bezug  auf  l’ngleichmässigkeiten 
dieser  Steuern  unter  einander,  als  auf  solche  bei  den  einzelnen  Steuerobjecten  und 
Steuerzahlern  innerhalb  jeder  dieser  Steuern  (§.  152). 

Der  neue  Erwerber  (Käufer,  Erbe)  ist  dann  nicht  mehr  Über- 
steuert, weil  beim  Kauf  und  Erbgang  eine  solche  Neuregelung  der 
Kapitalwerthe  erfolgt  ist.  Er  zahlt  die  Steuer  freilich  weiter,  aber  wie 
einen  Zins  auf  eine  mitltbernommene  Schuld  des  früheren  Besitzers. 
Doch  desto  bedenklicher  ist  die  Wirkung  der  Besteuerung  auf  die 
Rechts  Vorgänger:  es  vollzieht  sich  fttr  sie  hier  eben  eine,  meist  ganz, 
ungleichmässige  reelle  Vermögens besteuerung. 

B.  Hinwirken  der  Ueberwälznng  auf  Ungleich- 
mässigkeit  der  Besteuerung. 

In  einer  zweiten  Kategorie  von  Fällen  fehlen  aber  Überhaupt 
die  bei  der  ersten  doch  mehr  oder  weniger  zutreffenden  Voraus- 
setzungen fttr  eine  wirklich  aufGleichmässigkeit  hinwirkende  Steuer- 
überwälzung grösstentheils  oder  gänzlich.  Die  unter  dem  Druck 
der  Concurrenz  sich  geltend  machende  Ueberwälzung  führt  entweder 
nur  durch  höchst  bedenkliche  Vorgänge,  ähnlich  wie  bei 
dem  eben  erwähnten  Beispiel  der  Ertragssteuern,  welche  durch 
Steneramorlisation  für  den  Näcbstbetroffenen  zu  Vermögenssteuern 
werden,  zu  einer  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung;  oder  statt  der 
Gleichmässigkeit  ergiebt  sich  nur  eine  verstärkte  Ungleich- 
mässigkeit  aus  einem  niemals  endenden  Ueberwälzungsprocesse. 

Beide  Eventualitäten  drohen  besonders  bei  einer  Besteuerung  der  unteren 
arbeitenden  Classen  und  „kleinen  Leute“  durch  directe  Lohn-  (Personal-, 
Classen-,  Einkommen-)  und  durch  auf  sie  überwälzte  indirectc  Verbrauchssteuern  auf 
Massenconsumptibilien.  Die  Fälle  werden  dann  den  vorhin  schon  erwähnten  ähnlich 
und  es  ist  auch  dassclbo  Regnlirungsprincip,  das  sich  dabei  geltend  macht:  die  im 
Concnrrenzkampf  schwächeren  Elemente  vermögen  die  Steuern,  durch  welche  sie  zu- 
nächst getroffen  werden,  nicht  zu  Uberwälzen,  sie  erhalten  vielleicht  selbst  von  den 
Steuern  Anderer,  der  Stärkeren,  noch  etwas  auf  sich  uberwälzt.  Diese  Wirkungen  aber 
können  sich  durch  die  gewöhnlichen  Verkehrsvorgänge,  welche  bei  freier  Concurrenz 
die  Vertheilung  und  Preisbildung,  daher  hier  speciell  die  Lohn-  und  GewinnsthOhe 
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und  die  Preise  der  besteuerten  Artikel  regeln,  recht  wohl  rollziehen.  Uns  hat  die 
Theorie  viel  zu  wenig  beachtet  und  das  eben  ist  die  oben  gerügte  optimistische 
lllnsion.  An  dem  wichtigsten  hierhcrgehtlrigen  Falle,  an  der  hohen  Besteuerung  des 
gewöhnlichen  Arbeitslohns,  orentuell  durch  ubcrwlilzte  hohe  Verbrauchssteuern,  wird 
später  dargelegt  werden,  wie  grausam  hier  der  Optimismus  ist,  sich  auf  „gerecht 
ausgleichende“  Wirkung  der  Ueberwälzung  zu  verlassen:  entweder  erfolgt  die  letztere 
hier  überhaupt  trotz  der  darauf  hindrängenden  Vcrkehrsgestaltungen  nicht  oder  sie 
erfolgt  unter  Vorgängen,  welche  schlimmer  als  das  Oebel  der  ungleichen  Besteuerung 
selbst  sind.  S.  im  4.  Kapitel  den  Abschnitt  von  der  Verbrauchsbesteuerung. 

Besonders  zu  beachten  ist  endlich,  ob  die  Wtinsche  oder  Voraus- 
setzungen des  Gesetzgebers  in  Bezug  auf  Ueberwälzung  bei  den 
directen  und  indircctcn  Steuern  (§.  97)  sich  verwirklichen 
oder  nicht  und  letzteren  Falles  dann  eine  genmthniaasste  Gleich- 
mässigkeit  der  Besteuerung  mehr  oder  weniger  gestört  wird. 

Denn,  wenn  auch  die  indirecten  Steuern  überwiegend  und  Öfters  vollständig 
Uberwälzt,  die  directen  häufiger  nicht  Uberwälzt  werden  mögen,  so  kommen  doch  in 
Folge  der  Vielgestaltigkeit  der  Wirkungen  der  Besteuerung  auf  den  Verkehr  mancherlei 
Ausnahmen  vor.  Der  (iesetzgeber  darf  sich  dahor  nicht  dabei  beruhigen,  dass  die 
directen  und  indirecten  Steuern  schon  von  denjenigen  getragen  «erden  wurden,  welche 
er  besteuern  will.  Er  muss  vielmehr  auch  hier  die  allgemeine  Theorie  der  Ueber- 
wälzung berücksichtigen  und  die  Sätze  dieser  Theorie  an  der  Erfahrung  im  concreten 
Fall  zu  prüfen  suchen.  Er  darf  aber  auch  ebensowenig  die  Wechselfälle  des  Ueber- 
wälzungsprocesscs  ganz  ignoriren  und  cs  dem  Verkehr  kurzweg  überlassen,  die  Steuer- 
träger zu  bestimmen:  eine  ganz  principlose  lloutine,  welche  mit  jeder  rationellen 
Steuerpolitik  der  Praxis,  ebenso  wie  mit  der  wissenschaftlichen  Steuertheorie,  in  Be- 
treff der  Wahl  der  Steuerarten,  der  Einrichtung  der  einzelnen  Steuern,  der  Hohe  des 
Stenerfusses,  in  unversöhnlichem  Widerspruch  steht. 

V.  — §.  144.  Arten  und  Formen  der  Ueberwälzung. 

Die  Ueberwälzung  umfasst  zwei  Hauptarten,  von  denen 
die  zweite  wieder  in  zwei  besondere  Formen  zerfällt.  Die- 
selben lassen  sich  mit  technischen  Namen,  welche  von  v.  Hock 
hei  rühren,  aber  hier  in  zum  Thcil  etwas  abweichendem  Sinne  ge- 
braucht werden,  bezeichnen  als  Abwälzung  einer-,  Fort-  und 
Rück  wälzung  andererseits.  In  beiden  letzteren  Fällen  kann  auch 
noch  von  Weiter  wälzung  gesprochen  werden,  d.  h.  von  einer 
Fort-  oder  Rückwälzung  Seitens  dessen,  aut  welchen  eine  Steuer 
zunächst  fort-  oder  rtlckgewälzt  worden  ist,  auf  Dritte,  Vierte  u.  s.  w. 

S.  v.  Hock,  öffentliche  Abgaben  S.  96  ff.  v.  Falck  (S.  183)  meint,  ich  brauchte 
die  Hock 'sehen  Ausdrücke  „in  einer  ganz  anderen  Bedeutung“,  was  nicht  zweckmässig 
sei.  Indessen  ist  der  Unterschied  doch  nicht  so  gross,  wie  er  annimmt.  Auch  Kaizl 
macht  (S.  83)  einen  Einwand  gegen  meine  Auffassung  der  Rückwälzung,  worin  er 
nur  ein  Aufheben  der  Ueberwälzung  sehen  könne,  und  fasst  Rückwälzung  dann  anders 
anf.  Ich  glaube  doch  bei  meinen  Formulirungcn  in  der  ersten  Auflage  (§.  389)  bleiben 
zu  sollen.  — Dagegen  räume  ich  Kaizl,  wie  schon  bemerkt  (§.  140)  ein,  dass  sich 
die  Abwälzung  auch  der  „Ueberwälzung  im  engeren  Sinne“,  welche  daun  die  Fort- 
und  Rückwälzung  allein  umfasst,  coordinirt  gegenüber  stellen  lässt,  wie  ich  es  sachlich 
ja,  vom  Ausdruck  abgesehen,  auch  thue.  Aber  cs  fehlt  dann  ein  geeigneter  anderer 
Name  für  die  Zusammenfassung  aller  Fälle,  welcher  in  „Ueberwälzung  im  weiteren 
Sinne“  passend  gefunden  ist. 

A.  Abwälzung  ist  der  wirtschaftliche  Vorgang  — bez.  die 
Reihe  von  Vorgängen  — , durch  welchen  ein  bestimmter  Steuer- 
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betrag  aut'  eine  grössere  Anzahl  Steuerobjecte,  einen  grösseren  Er- 
trag, ein  grösseres  Einkommen  oder  Vermögen  vertbeilt  und  dadurch 
wenigstens  relativ,  im  Verhältnis  zur  gewonnenen  Roh- 
Ertragsmenge , zum  Rein -Ertrag,  zum  Einkommen  u.  s.  w.  ver- 
ringert wird. 

Sio  gebt  daher  beim  Einzelnen  und  im  ganzen  Volko  aus  grösserer  Pro- 
ductionst  hat  igkeit,  besserer  Betriebstechnik,  daher  Kosten  Verminderung 
hervor,  Vorgänge,  welche  durch  die  Besteuerung  selbst  angeregt  werden,  kann  aber 
auch,  unabhängig  von  solcher  Anregung,  bloss  die  begleitende  Folge  allgemeiner 
technisch- ökonomischer  Productionsfortschritte  bei  stabilen  Steuersätzen  oder  festen 
Steuerformen  sein  (§.  14t>).  Bei  der  Abwälzung  werden  also  die  Steuerzahler  und  Steuer- 
träger erleichtert  und  zwar  nicht,  wie  in  den  folgenden  Fällen,  auf  Kosten 
anderer  Steuerträger. 

v.Hock  bezeichnet  noch  anders  als  diecineForm  der  Abwälzung  den  Schmuggel, 
als  die  zweite  Form,  die  Abwälzung  im  engeren  Sinne,  die,  wo  „die  Steuer  auf  irgend 
ein  unpersönliches  Elemeut  Übertragen  wird,  so  dass  sie  in  ihren  Wirkungen  auf  das 
Volkseinkommen  ganz  verschwindet“.  Sio  sei  bei  allen  Steuern  mit  Ausnahme  der 
Einkommensteuer  durchzufuhren.  (S.  98,  99.)  Vielfach  erfolgt  die  Abwälzung  durch 
einen  Fortschritt  iu  der  technischen  Productionsmethode,  z.  B.  mittelst 
besserer  Ausnutzung  eines  Rohstoffs  (Maische,  Runkelrüben),  grösserer  Leistungsfähig- 
keit einer  Betriebseinrichtung  (in  der  Spiritusbrennerei . Bierbrauerei,  Rtlbenzucker- 
fabrikation).  S.  §.  145.  Es  läuft  dies  dann  auf  eine  Verminderung  der  „natürlichen“ 
oder  „volkswirthschaftlichcn“  Productionskosten  (Grundlegung  §.  83)  hinaus. 

B.  Fort-  und  Rückwälzung  sind  dagegen  Ueberwälzungen, 
durch  welche  Steuerzahler  und  eventuell  bisherige  Steuerträger 
ihre  Steuer  ganz  oder  theilweise  auf  Dritte  schieben.  Hier 
wird  daher  der  Unterschied  zwischen  Steuerzahler  und  Steuerträger, 
Steuerquellc  und  Steuerobject  practisch  wichtig. 

1.  Die  Fortwälzung  ist  dauu  die  Ueberwälzung  iu  der  Richtung 
vom  ersten  Steuerzahler  zu  einer  anderen  Person,  welche  so  Steuer- 
träger wird,  und  eventuell  weiter  von  diesem,  als  erstem  Steuer- 
träger zu  einem  anderen,  zweiten,  dritten  u.  s.  w.  Steuerträger. 

Sie  geht  daher  regelmässig  vor  sieh  vom  Angebot  zur  Nachfrage,  vom  Produ- 
centen eines  besleuerten  Artikels,  oder  vom  Händler  damit  znin  Käufer  desselben,  bez. 
zum  Consumentcn,  vom  Unternehmer  einer  besteuerten  Unternehmung  zum  Kundeu 
der  letzteren  oder  zum  beschäftigten  Arbeiter,  vom  (direct  oder  durch  auf  ihn  im 
Preise  überwälzto  indirecte  Steuern)  besteuerten  Arbeiter  zu  seinem  Arbeitgeber 
und  weiter  vielleicht  von  letzterem  zum  Käufer  der  Arbeitsproducto. 

Fortwälzung  wird  demnach  allgemein  vorausgesetzt  bei  den  indiracten 
Steuern,  z.  B.  bei  den  Einfuhrzöllen,  den  Octrois,  den  inneren,  beim  Producenten  er- 
hobenen Verbrauchssteuern;  es  frägt  sich  wieder,  wie  weit  diese  Annahme  sich  ver- 
wirklicht. Fortwälzung  erfolgt  eventuell  aber  auch  gegen  die  Voraussetzung 
bei  directen  Steuern,  so  etwa  bei  gewissen  Ertrags-,  auch  bei  Personal-  und  Ein- 
kommensteuern (§.  97). 

Die  Fortwälzung  wird  zur  Weiterwälzung,  wenn  die  Steuer 
von  denjenigen,  auf  welche  sie  fortgewälzt  worden  war,  nun  Dritten, 
von  diesen  Vierten  u.  s.  w.  zugesebobeu  wird. 

Z.  B.  der  Zoll  wird  vom  Grosskaufmann , welcher  die  Waarc  einführt , gezahlt 
ünd  im  Preise  auf  den  Zwischenhändler,  von  diesem  ebenso  auf  den  Kleinhändler 
von  diesom  auf  den  Gastvirth,  von  diesem  auf  den  Gast  gewälzt. 
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2.  Die  Rtick wälzung  erfolgt  umgekehrt  in  der  Richtung  von 
der  durch  fort  gewälzte  Steuer  erst  zum  Steuerträger  gewordenen 
Person  zurück  auf  den,  welcher  sie  ihm  zugewälzt  hatte,  eventuell 
bis  zum  ersten  Fortwälzenden.  Vielleicht  wird  dann  durch  diesen 
und  wegen  dieser  Rückwälzung  wieder  eine  Ueberwälzung  auf 
Andere  eintreten,  welche  in  diesem  Fall  eine  neue  „Fortwälzung“ 
wäre. 

Die  Rückwälzung  gebt  daher  vor  sieb  von  der  Nachfrage  zum  Augebot,  vom 
Käufer  und  Consumenten  des  im  Preise  wegen  der  Steuer  gestiegenen  Artikels  zu 
dessen  Händler  und  Produccnteu,  vom  Kunden  und  Arbeiter,  auf  welche  Steuern  fort- 
gewälzt worden  waren,  zum  Unternehmer,  vom  Miethcr,  dem  cino  Haussteuer  des 
Vcrmicthore  zugewälzt  war,  auf  den  Vermiether  u.  s.  w, 

Stehen  zwischen  dem  ersten  Fortwälzenden  und  dem  Rlick- 
wälzenden  mehrere  Zwischenglieder,  wie  z.  B.  zwischen  dem  Gross- 
kaufmann und  dem  Consumenten  eines  bezollten  Artikels,  so  kann 
die  Rückwälzung,  welche  sich  vom  Rückwälzenden  zn  seinem  ersten 
Vordermann,  von  diesem  zum  nächsten  u.  s.  w.  vollzieht,  wieder 
als  Weiterwälzung  bezeichnet  werden. 

FUr  alle  diose  Arten  der  Ueberwälzung  lassen  sich  nun  einige  allgemeine  ßegeln 
deductiv  aus  der  Untersuchung  der  Wirksamkeit  der  im  Verkehr  einwirkenden  Factoren, 
unter  Annahme  bestimmter  Voraussetzungen  in  Betreff  letzterer  und  bestimmter  Be- 
dingungen, unter  denen  sie  wirksam  werden,  ableiten  und  dnreh  die  Erfahrung  einiger- 
maassen  bestätigen.  Diese  Regeln  specialisiren  und  inodificiren  sich  dann  für  die 
einzelnen  Arten  der  Steuern,  zum  Theil  auch  der  Steuerobjecte,  der  Erhebungsformen 
u.  dgl.  m.  Hier  handelt  es  sich  nur  um  die  Aufstellung  der  allgemeinen  Regeln. 
Dio  Verhältnisse  der  Ueberwälzung  bei  einzelnen  Steuern  werden  dabei  nur  als  Beleg 
und  Beispiel  angeführt.  Einige  Ausführungen  über  die  Ueberwälzung  bei  wichtigeren 
Steuerarten  folgen  in  §.  151  — 1 öS.  Weiteres  darüber  gehört,  wie  schon  bemerkt,  in 
die  specielle  Steuerlehre.  — Ausser  auf  Rau  I,  §.  2 67  ff.  und  v.  Hock  a.  a.  0. 
verweise  ich  besonders  auf  Parieu,  traitö,  I,  69.  S.  sonst  namentlich  v.  Falck 
nnd  Kaizl. 

VI.  Regeln  für  die  Ueberwälzung. 

§.  145.  — A.  Abwälzung. 

In  Bezug  auf  sie  gilt  Rau ’s  Satz  (I,  §.  268),  dass  die  Be- 
steuerten, „wenn  und  soweit  es  ihnen  gelingt,  ihre  Einkünfte  durch 
verstärkte  Leistungen  im  Gebiet  der  Erwerbsthätigkeit  um  den 
Steuerbetrag  oder  um  einen  Theil  davon  zu  vergrössern,  keinen 
anderen  Nachtheil  von  der  Steuer  haben,  als  dass  sie  mehr  Zeit 
und  Kraft  aufwenden  müssen.“  Führt  gerade  die  Besteuerung  selbst 
zu  einem  solchen  Streben  vermehrter  und  verbesserter  ökonomisch- 
technischer  Leistung,  z.  B.  zu  technischen  Fortschritten  im  Betrieb, 
und  hat  dies  Streben  Erfolg,  so  kann  die  Abwälzung,  einzel-  und 
volkswirthschaftlich,  sogar  spccifische  Vortheile  mit  sich  bringen, 
vorausgesetzt,  dass  Zeit  und  Kraft  der  Besteuerten  nicht  übermässig 
angespannt  oder  anderen  berechtigten  nicht-wirtbschaftlichen  Inter- 


Digitized  by  Googl 


Ueberwälznng.- 


349 


esseu  nicht  zu  sehr  entzogen  werden.  Gewisse  Steuern  und  nament- 
lich gewisse  Veranlagungs-  und  Erhebungsformen  einer  Steuer  haben 
nun  in  der  That  öfters  die  Wirkung,  die  Besteuerten  (Steuerzahler) 
zu  solchen  ökonomisch -technischen  Productionsfortschritten  anzu- 
spornen. Wenn  dann  Producte  mit  einem  geringeren  Aufwand  von 
Arbeit,  worein  sich  schliesslich  alle  Kosten  anflösen,  besonders  mit 
kleineren  „natürlichen“  Kosten  (Grundlegung  §.  83)  gewonnen 
werden,  so  kann  die  Abwälzung  einzel-  und  volkswirtschaftlich 
ein  erheblicher  Gewinn  werden,  der  bei  dem  l’rtheil  über  eine 
Steuerart  und  Erhebungsform  sehr  wohl  mit  berücksichtigt  werden 
muss. 

Die  Abwälzung  kann  vor  sich  gehen  durch  Vergrösseruug 
und  Verbesserung  des  Products  bei  gleichem  Arbeite-  und 
Kapitalaufwand  oder  bei  einem  solchen,  welcher  in  geringerem 
Grade  steigt  als  sich  das  Product  vergrössert  und  verbessert;  ferner 
bei  gleicher  Menge  und  Güte  des  Products  durch  Ersparung 
am  Arbcits-  und  Kapitalaufwand,  mithin  an  den  Pro- 
üuetionskosten  oder  durch  grössere  Ersparung  hieran  als  einer 
etwaigen  Verminderung  der  Menge  und  Güte  des  Products  ent- 
spricht. Es  hängt  dabei  von  dem  Verhältuiss  ab,  in  welchem  sich 
Kosten  und  Preise  der  Producte  proportional  verändern  oder  nicht, 
wie  sich  alsdann  die  Vortheile  der  Productiousfortschritte  zwischen 
dem  Besteuerten  einerseits  und  der  als  Käufer,  Arbeiter  u.  s.  w. 
an  der  Production  und  an  der  Consumtion  der  Producte  direct 
und  indircct  mitbetbeiligten  Bevölkerung  anderseits  vertheilen: 
jedenfalls  hat  die  Volkswirthsc h aft  als  Ganzes  betrachtet 
einen  Gewinn,  weil  mehr,  besser,  mit  geringeren  Kosten  producirt 
wird.  Der  Besteuerte  aber  vermindert  relativ  für  sich  und  fttr  die 
Gesammtheit  des  Volks  die  Steuerlast. 

Hierher  gehörige  Fälle  können  sein: 

1.  Hin  Wirkungen  der  Ge  sanimt  beste  uerung  der  Einzelnen 
wie  des  ganzen  Volks  auf  gesteigerte  Thätigkeit  nach  den  beiden 
vorbin  genannten  Richtungen,  besonders,  wenn  solche  Besteuerung 
hoch  und  etwa  auch  drückend  veranlagt  ist  (Vermögenssteuer). 

Boi  der  Vorwickeltheit  der  oiiischlagenden  Verhältnisse  ist  freilich  eia  genauer 
Beweis  für  eine  solche  Wirkung  der  Besteuerung  niemals  möglich,  aber  es  lassen  sich 
doch  Thatsachen  feststellen,  welche  diese  Wirkung  mehr  oder  weniger  wahrscheinlich 
machen  können.  Auch  von  vornherein  ist  dieselbe  unter  gewissen  Umständen  nicht 
unwahrscheinlich  und  ihr  thatsächlichos  Vorhandensein  ist  hie  und  da  behauptet 
worden.  So  von  M'Culloch  Taxation,  p.  6 if.):  ohne  den  französischen  Krieg  und 
die  erhöhete  Besteuerung  wurde  das  Kapital  der  Briten  nicht  grösser  geworden  sein, 
als  es  unter  diesen  Umständen  geworden  (?,  Handolssuprematio , Fortschritte  der 
maschinellen  Technik  u.  s.  w.  während  jener  Zeit  haben  doch  wohl  mehr  geleistet!. 
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2.  Wichtiger  sind  solche  Fälle,  wo  eine  bestimm  teeinzelnc 
Steuer  oder  Steuerveranlagungs-  und  -erhebungsart 
(„  Besteuerungsmethode  “)  notorisch  zu  gewissen  technischen  Pro- 
ductionsfortschritten  antreiben,  durch  welche  die  Last  vermindert 
werden  kann. 

Hier  lässt  sich  das  Ob,  Wio  und  Wie  riet  der  eingetretonen  Abwälzung  auch 
öfters  ziemlich  sicher  controlireu  und  auf  ganz  bestimmte  ökonomisch-tech- 
nische Fortschritte,  sei  es  bei  der  Gewinnung  eines  grösseren  und  besseren  Pro- 
ducts, 6ei  es  bei  der  Ersparung  an  Kosten,  durch  Verbesserungen  des  Betriebs,  der 
Maschinen,  Apparate  u.  dgl.  m.  zurtlckfuhren.  Derartige  Fälle  liegen  insbesondere 
bei  solchen  indirecten  Verbrauchssteuern  vor,  welche  beim  Producenten  nach  der 
Menge  dos  Rohstoffs  oder  nach  technischen  lietriebsmerkmalen,  aus 
denen  auf  die  RobstofTmenge  oder  Fabrikatmeugc  geschlossen  weiden  kann  und  im 
Steuerrecht  geschlossen  wird,  erhoben  werden.  Dabei  lässt  sich  die  gleiche  Steuor- 
sumtne  auf  eine  grössere  Menge  des  fertigen  Products  vertheilen  und  so  relativ,  für 
die  Einheit  des  letzteren,  vermindern.  Die  wichtigsten  Beispiele  der  neueren  Steuer- 
technik liefern  gewisse  Formen  der  Branntwein-,  Bier-,  Zuckerbesteuerung. 

Näheres  in  der  speciellen  Steuerlehre.  S.  v.  Hock  S.  100.  Nach  ihm  nahm 
inan  in  Oesterreich  1836  an,  dass  ans  einem  Eimer  Maische  mehliger  Stoffe  (Getreide, 
Kartoffeln)  2'/^“  Alkohol.  1849  4°,  1856  5“,  1S62  in  grossen  gut  geleiteten  Brcnnorcieu 
7 — 7’/«°  erzeugt  werden.  Bei  der  Rübenzuckerproduction  ging  man  um  1840  in 
Deutschland  von  der  Annahme  aus:  aus  20  Ccntner  frischer  Rüben  I Centuer  Roh- 
zucker. Durch  Bau  zuckerhaltigerer  Rüben  und  durch  technische  Fortschritte  in  der 
Fabrication  sank  der  erforderliche  Betrag  an  Rohsstofl'  immer  mehr,  jetzt  braucht  man  nnr 
noch  7.6  bis  9 Ccntner.  S.  Uber  die  Folgen  des  L'ebcrgangs  zur  Rohstolfbestcueruug  bei 
Zucker  in  Frankreich  Fin.  III.  §.  269.  Ein  Beispiel  aus  der  Branntweinbestcuerung 
dor  schottische  Blascnzins  (Fin.  III,  S.  292).  Viele  Beispiele  aus  der  Geschichte 
der  Branntweinsteuer  in  J.  Wolf,  Branntweinsteuer,  Tübingen  1884,  der  Zuckersteuer 
in  v.  Kaufmann,  Zuckerindustrie,  Berlin  1878. 

Verwandt  sind  ähnliche  Erscheinungen  hei  Ertragssteuern,  besonders  bei 
solchen  mit  fostblcibcnden  (stabilen)  und  hohen  Steuersätzen,  welche  ebenfalls 
dazu  anreizen  können,  die  Steuerlast  durch  Steigerung  der  Erträge  verhältnissmassig 
zu  vermindern. 

Hier  sind  freilich  andere  Umständo  (s.  §.  146),  die  mit  der  Besteuerung  nicht 
zusammen  hängen,  wie  allgemeine  Veränderungen  der  Preise.  Absatzverhältnisse, 
Cultursystcme,  daun  spccielle  technische  Fortschritte  noch  wichtiger,  so  in  don  auch 
von  v.  Hock  angeführten  Beispielen:  englische  Landtaxo  von  1696  war  anfaugs  20%. 
Mitte  19.  Jahrhunderts  "/« — 5 % vom  Reinertrag  (M'Culloch  S.  58);  die  französische 
Grandsteuer  sank  reell  in  diesem  Jahrhundert  von  c.  16 — 17  auf  4'/j%  in  1879 
(Fin.  III,  S.  441);  die  österreichische  Grundsteuer,  im  Norinalsatz  von  16%  (1824) 
wurde  um  1860  durchschnittlich  nur  auf  6%  angenommen;  die  ueuo  prcussische 
von  1861  II'.  von  nominell  über  9.5%  ist  reell  wohl  nur  höchstens  halb  so  hoch  im 
Durchschnitt,  vcrtnuthlich  vielfach  (wenigstens  vor  der  neuesten  uugUnstigeu  Zeit)  nur 
2 — 3%.  In  solchen  Fällen  spielt  aber  allerdings  auch  die  gleich  anfänglich  zu 
niedrige  Einschätzung  mit.  so  in  den  drei  genannten  Beispielen. 

Auch  die  blosse  Höhe,  daher  namentlich  dio  Erhöhung  des  Steuerfasses, 
bei  sonst  gleich  bleibender  ßestcuerungsmethodo,  kann  auf  technische  Betriebsfortschritte 
bindrängen,  um  durch  Ersparung  an  anderweiten  Herstellungskosten  die  Steuerlast 
zu  erleichtern,  namentlich  etwa  nicht  genöthigt  zu  werden,  den  Preis  des  fertigen 
Products  zu  sehr  zu  erhöhen  und  so  an  Absatz  eiuzubüssen.  Ein  neuestes  Beispiel 
liefert  die  baicrische  Biersteuer  (s.  Schanz  a.  a.  0.). 

Aii  und  für  sich  kann  eine  solche  Wirkung  der  Besteuerung 
dem  Staate  nur  erwünscht  sein,  denn  auch  der  eigentlich  volks- 
wirtschaftliche Heinertrag  steigt  dadurch.  Aber  in  einer  Hin- 
sicht hat  die  Sache  auch  ihre  ernsten  Bedenken:  dazu  im  Stande, 
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eine  solche  Abwälzung  zu  bewerkstelligen,  sind  die  Steuerzahler, 
z.  B.  die  Producenten  jener  indirect  besteuerten  Artikel,  durchaus  • 
nicht  in  gleichem  Maasse. 

Sic  gelingt  allein  oder  meuigstens  vorzüglich  uur  den  „befähigteren  Ele- 
menten“, namentlich  ausser  den  wirklich  ökonomisch  und  technisch  geschickteren  und 
tli&tigeren  Steuerzahlern  denjenigen  von  ihnen,  welche  Uber  grössero  Kapitalien 
verfügen  und  alle  erforderlichen  technischen  Veränderungen  des  Betriebs  leichter 
durchführen  können.  Im  Ganzen  ist  daher  der  Grossbetrieb  besonders  im  Stande, 
solche  Abwälzungon  zu  bewirken.  Ja,  ein  gewissor  grösserer  Umfang  des  Betriebs  ist 
mitunter  die  Voraussetzung  des  Erfolgs  der  Betriebsänderungen  in  dieser  Richtung 
und  die  Besteuerung  begünstigt  daher  die  ohnehin  vielfach  bestehende  Tendenz 
zum  Grossbetrieb  (Grundlegung  §.  137).  Bei  der  Spiritus-  und  Zuckerindustric 
begünstigen  zumal  die  Methoden  der  Besteuerung  nach  Rohstoff,  Betriebsmerkmalen 
den  Grossbetrieb  entschieden.  Dies  hat  nun  aber  nicht  nur  manche  andere  Nacli- 
theilc;  es  fuhrt  auch  zu  einer  reellen  Ungleichheit  der  Besteuerung.  l)io  Klein- 
betriebe werden  verdräugt  oder  müssen  einen  Thcil  der  Steuer,  die  sic  vielleicht  nur 
auslcgon  und  fortwälzen  sollten,  wirklich  auf  sich  nehmen. 

Die  hier  sich  ergebenden  Missverhältnisse  hat  man  mitunter  selbst  im  Steuer- 
recht  berücksichtigen  müssen.  So  zahlten  nach  der  norddeutschen  lJranntwcinsteucr- 
gesetzgebung  kleine  ländliche  Brennereien  unter  gewissen  Bedingungen  nur  % des 
Normalsatzes  der  Steuer.  Auch  im  neuen  deutschen  Roiclisgesetz  vom  21.  Juni  ISST 
für  kleine  Brennereien  bei  der  Maischbottichsteuer  noch  Ermässigungcn.  Aehnlichcs 
im  Winter  1889/90  in  Baiern  bei  dem  Malzaufschlag  geplant. 

Eine  solche  Wirkuug  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  kann  nur  durch  eine  be- 
ständige Neuregelung  der  Grundlagen  der  Steuer,  wobei  jedem  betreffenden 
Productionsfortschritt  sorgfältig  und  casuistisch  nachgegangen  wird,  compensirt 
werden.  Allein  ein  solches  Verfahren  hat  wieder  manche  andere  Bedenken  und  that- 
sächlich  meist  unüberwindliche  steuertechnische  Schwierigkeiten.  Wie  so  oft  im 
Steuerwesen  bringt  daher  auch  die  Abwälzung  wieder  manches  neuo  Dilemma  mit 
sich.  Das  wird  von  v.  Hock  u.  A.  nicht  genügend  berücksichtigt.  Für  alles  im 
Vorausgehenden  Gesagte  (wörtlich  aus  der  1.  Auflage  S.  274)  gute  Beiego  in  den 
lehrreichen  Erfahrungen  beim  baierischcn  Malzaufschlag.  (S.  Schanz  a.  a.  0.).  Auch 
die  seit  Schanz'  Arbeit  erfolgte  Weiterentwicklung  der  Bierbrauerei  in  Baiern  bestätigt 
das  Gesagte.  Immer  mehr  Sieg  der  Grossbrauerei,  besonders  der  Münchener,  Uebcr- 
gang  in  Actiengesellschaftcn  (worauf  freilich  auch  andere  Umstände  cinwirkten), 
emsigstes  Strebon  zur  Absatzerweiterung  (Verdrängung  fränkischen  Bieres  durch 
Münchener  zum  Theil  auf  dem  norddeutschen  Markt).  So  wird  die  „hohe  Steuer" 
in  der  Tliat  ein  Ansporn  zum  Fortschritt.  Staatscasse,  selbst  Consumcnten  gewinnen, 
aber  der  Hauptprofit  fällt  wieder  dem  privaten  Grosskapitalismus  zu! 

3.  ln  zahlreichen  Fällen  kann  aber  gleichwohl  der  Steuerdruck 
zu  Abwälzungen  gar  nicht  oder  nicht  weiter  fuhren. 

So  wenn  Zeit  und  Arbeitskraft  schon  hinlänglich  angespornt  sind,  der  mögliche 
technische  Betriebsforlschritt  erreicht  ist,  — wobei  man  cs  freilich  mit  ausserordentlich 
elastischen  Verhältnissen  zu  thun  hat.  Grenzen  indessen  doch  vorhanden  sind,  z.  B. 
in  der  Stcigerungsfähigkcit  des  Zuckergehalts  der  Rüben  und  der  Ausbringungsfähig- 
keit des  Zuckers  aus  ihnen  — ; oder  wenn  es  an  Kapital  für  eine  vergrösserte  Pro- 
duction oder  an  Absatz  für  mehr  Producte  fehlt;  oder  wenn,  wohl  oder  übel,  die 
Mehrzahl  der  Besteuerten  einmal  nicht  zu  den  erforderlichen  Fortschritten  befähigt  ist. 

Mau  wird  sich  daher  namentlich  in  Ländern  mit  starker  An- 
spannung der  Steuerschraube,  vollends  wenn  die  Steuererträge 
grossentheils  zur  Verzinsung  von  Staatsschulden  (etwa  gar  im  Aus- 
land befindlicher)  und  zur  Bestreitung  des  Militäraufwands  dienen, 
doch  hüten  müssen,  sich  hier,  wie  es  wohl  geschieht,  ohne  Weiteres 
oder  zu  sehr  auf  den  „Sporn“  der  Besteuerung  zur  Abwälzung 
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zu  verlassen.  Die  Steuer  kanu  hier  auch  umgekehrt  bei  den  kleinen 
Leuten  (ländlichen  Grundbesitzern,  Handwerkern,  Kleinindustriellen 
u.  s.  w.)  vollends  jeden  Schaflfensmuth  lähmen,  den  Stumpfsinn 
noch  steigern  und  somit  die  Production  eher  noch  vermindern  oder 
verschlechtern.  „Uebersteuerte“  Länder  und  Volkselassen  zeigen 
wohl  Symptome  solcher  Wirkungen  der  Besteuerung. 

§.  146.  Mit  der  vorausgehend  erörterten  Abwälzung  ist  eine 
andere  Art  derselben  nicht  zu  verwechseln,  wenn  dieselbe  auch 
im  Effecte  das  gleiche  Resultat  für  den  Besteuerten  mit  sich  fuhren 
kann:  nemlich  die  thatsächliche  Abwälzung  stabiler 
Steuern  in  Folge  allgemeiner  reeller  Vermehrung  der  dergestalt 
besteuerten  Erträge  (Einkommen  u.  s.  w.)  oder  in  Folge  gewisser 
Preiserhöhungen  der  für  den  Geldwerth  der  Erträge  und  Einkommen 
maassgebenden  Producte. 

Hiehcr  gehören  namentlich  gewisse  Vorgänge  hei  rechtlich  oder  thatsächlich 
stabilen  Ertragssteuern,  besonders  bei  der  (irund- und  Gebäude-,  auch  bei  der 
licwerbcsteuer,  wenn  feste  Steuersummcn  auf  die  Ertragsquellen  gelegt  sind, 
üio  Ertragssteigerung  mit  oder  ohne  Mitwirken  des  besteuerten  Hechtsinhabers  der 
Steuerquclle  (Steigen  des  landwirtschaftlichen  Bodenertrags,  der  Grundrente,  der 
Miethrcnte),  die  Preissteigerung  der  Bodenproducte  (Getreide,  Vieh)  fuhren  hier  für  den 
Besteuerten  zu  einer  reellen  rclatiren  Verminderung  seiner  Steuerlast,  d.  h.  zu  einer 
theilweisen  Abwälzung  der  Steuer.  Bei  älteren  Grundsteuern  und  selbst  bei  neueren 
nach  stabilem  Kataster  ist  diese  Wirkung  Öfters  in  grossem  Umfange  eingetreten,  was 
bei  der  Beurteilung  solcher  Steuern  ins  Gewicht  fallt.  Im  ganzen  Steuersystem  ent- 
stehen alsdann  gerade  durch  diese  Art  der  Ueberwälzung  Unglcichmässigkeiten. 
welche  ihre  Abstellung  in  Keformcn  der  hetretfenden  Steuern  oder  in  andenreiten 
Ergänzungen  und  Umgestaltungen  des  Steuersystems  linden  müssen. 

S.  die  Beispiele  im  vorigen  Paragraphen  bei  Nr.  2.  Stärkere  Veränderungen, 
bez.  Erinässigungen  der  reellen  Steuersätze  treten  in  relativ  kurzer  Zeit  auch  boi 
Gebäudesteuern  mit  einer  Veranlagungsart  wie  z.  B.  in  Oesterreich  (Hauszinssteuer 
verglichen  mit  der  Hausclassensteucr),  mehr  noch,  wegen  der  längeren  Stabilität  der 
Einschätzung',  in  Preussen  in  rasch  fortschreitenden  Städten  ein.  Dadurch  wird  dann 
diese  Steuer  als  Staatssteuer  sehr  unglcicbmässig:  niedriger  in  Städten,  die  im 
Aufschwung  begriffen  sind,  als  in  stagnirendeu  Orten  oder  als  auf  dem  platten  I.aude. 
wie  man  in  Preussen  und  Oesterreich  sieht. 

Ob  mau  die  in  diesem  Paragraphen  besprochenen  Vorgänge  überhaupt  zur 
Steuerabwälzung  stellen  soll,  kann  übrigens  fraglich  erscheinen.  In  der  Wirkung 
stehen  sic  den  im  vorigen  Paragraphen  dargestellten  zwar  gleich,  aber  sie  vollziehen 
sich  unabhängig  von  den  betheiligten  Besteuerten,  nicht  in  Folge  von 
WiUeus-  und  Handlungs-Anregungen  durch  die  Steuer,  souderu  in  Folge  von  „Con- 
juncturen".  (S,  auch  Kaizl  S.  79.) 

§.  147.  — B.  Fortwälzung. 

Zum  Theil  im  Anschluss  au  Paricu  a.  a.  0.  Hau.  I.  §.  269  IT.,  v.  Hock 
S.  91  ff.  S.  auch  Kaizl  (so  S.  IIS  ff.)  und  Robert  Meyor  a.  a.  0. 

Hierfür  gilt  die  Regel : die  Steuer  wird  vom  Steuerzahler  oder 
erstem  Steuerträger  dann  und  in  dem  Maassc  und  um  so 
leichter  fortgewälzt,  als  derselbe  bei  dem  in  Betracht  kommenden 
Angebot  eine  Einschränkung  vornehmen  kann  und  will,  in 
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Folge  deren  ein  nunmehr  kleineres  Angebot  der  gleichen  Nach- 
frage gegenüber  steht. 

Bei  Steuern,  welche  vom  Vorstand  einer  Unternehmung  gezahlt  werden,  handelt 
ca  sich  daher  n eine  entsprechende  Productionseinschränkuug,  die  voraussicht- 
lich nicht  sofort  von  anderer  Seite  durch  grössere  Production  oder  Zufahr  wieder 
aufgewogen  wird.  Bei  Personalsteuern,  wie  i.  B.  auf  den  Arbeitslohn,  entscheidet 
sich  die  Fortwälzung  danach,  wie  das  Arbeitsangebot  reell  vermindert  wird. 

Maassgebend  sind  hier  nun  dreierlei  Reihen  von  Umständeu: 
ökonomisch-technische  Verhältnisse  der  betheiligteu  Unter- 
nehmungen, Gewerbe,  Ertragsquellen  u.  s.  w.;  persönliche  und 
persönlich-ökonomische  Verhältnisse  der  betheiligten  Steuer- 
zahler; endlich  die  Verhältnisse  der  wirth schaf tlicben  Rechts- 
ordnung in  ihrem  Einfluss  auf  die  Möglichkeit  einer  rellen  An- 
gebotsverminderung. 

1.  Nach  ihrer  ökonomisch-technischen  Einrichtung  sind 
diejenigen  Unternehmungen  u.  s.  w.  begünstigt,  welche  vornemlich 
mit  umlaufenden,  diejenigen  in  erschwerter  Lage,  welche  vor- 
nemlich mit  stehenden  Kapitalien  (wozu  hier,  nach  der  hier  in 
Betracht  kommenden  privatwirthschaftlichen  Auffassung, 
auch  Grundstücke  und  Häuser  zu  rechnen  sind)  producireu. 

Daher  ist  die  Fortwälzung  leichter  und  sicherer — von  vorübergehenden  Con- 
juncturen- Rückschlägen  abgesehen  — im  Handel,  auch,  wenigstens  soweit  dieser 
Punct  entscheidet,  noch  im  Handwerk,  schwerer  in  der  Fabrikation,  zumal  in 
der  mit  grossem  und  wcrtbvoUcm  stehenden  Kanital  (Gebäude,  Maschinen)  arbeitenden, 
vollends  in  der  Bodenproduction,  beim  Grund-  und  Hausbesitz. 

Wichtig  kann  dabei  auch  noch  die  specifiscli  technische  Natur  der  sach- 
lichen Productionsmittel  (Kapitalien.  Gebäude,  Maschinen)  und  die  ökonomisch- 
technische  Natur  derProducte  selbst  werden.  Die  Fortwälzung  ist  um  so  schwerer, 
je  mehr  ein  Productionsmittel  nur  zu  einer  oder  wenigen  bestimmten  Productionen 
dienlich,  daher  je  fester  cs  an  die  bisherige  Production  gebunden  ist.  z.  B.  im  Falle 
von  Maschinen,  von  Gebäuden  für  bestimmte  Betriebe  (Fabriken.  Mühlen),  von  Grund- 
stücken für  bestimmte  Einzelzwecke  (Bergwerksbodcn),  und  umgekehrt. 

Dio  Fortwälzung  ist  ferner  um  so  schwerer,  je  weniger  local  gebunden  die  Pro- 
duction ist,  je  leichter  sich  der  Bedarf  anders  woher,  eventuell  zum  alten  Preise,  ver- 
sorgen kann,  je  mehr  das  betretende  Bedürfuiss  eine  Einschränkung  verträgt,  anf- 
schiebbar  ist,  sich  durch  Surrogate  befriedigen  lässt,  je  transportfähiger  nach  ihrer 
Beschaffenheit  und  ihrem  Wcrthc  die  Producte,  je  besser  die  Cämmunicationsmittul 
sind,  und  umgekehrt.  Eine  Fortwälzung  von  Steuern  wird  daher  z.  B.  dem  I.andw'irth, 
Bergmann,  Forstwirtb  besonders  schwierig,  zumal  bei  technisch  hoch  entwickeltem 
Communicationswesen  (Dampf  1),  Die  practischen  Verächter  der  Theorie  in  unseren 
neueren  Steuerdebatten  haben  trotzdem  die  eigene  Theorie  aufgestellt,  dass  hei  uns 
der  Preis  der  Bodenproducte  durch  — die  Grundsteuer  gesteigert  werde.  Das  „Boden- 
lose“ dieser  Theorie  »eist  Courad  im  Vorwort  zu  Kremp,  Einfluss  des  Eruteaus- 
falls.  Jena  IST!),  S.  IV.  mit  Recht  scharf  ah.  Es  fragt  sich  eben,  oh  dio  Grundsteuer 
zu  den  „Productiouskosteu“  zu  rechnen  ist  (§.  161).  Aber  selbst  wenn  das  ge- 
schieht und  in  gewisser  Hinsicht  sich  rechtfertigen  lässt,  bleibt  dio  Möglichkeit  einer 
wirklichen  Ueberwälzung  dieser  Steuer  auf  den  Preis  dos  Products  sehr  fraglich 
und  wird  in  der  Präzis  meist  unr  bei  der  Verwandlung  der  Steuer  in  Zins  für  eiue 
bei  Besitzwecbsel  erfolgte  Stcuuramortisatiou  stattlinden  können. 

Die  Fortwälzung  hängt  endlich  noch  ab  von  der  nach  den 
einzelnen  Betrieben  sehr  verschiedenen  Schwierigkeit  oder  Leicbtig- 
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kcit,  unter  den  Producenten  ein  gemeinsames  gleichartiges 
Vorgehen  in  Bezug  auf  die  Regelung  der  Production  und  des 
Angebots  zu  bewirken. 

(Kau  I,  §.  269  liebt  dies  besonders  hervor.)  In  der  Landwirtschaft  kann  davon 
bei  der  gewöhnlichen  Lage  der  Besitz-  und  Betriebsverhältnisse  kaum  jemals  die  Bede 
sein,  fast  ebenso  wenig  im  Handwerk,  eher  in  einzelnen  in  grossen  Unternehmungen 
coneentrirten  Fabrikatious-  und  Handelszweigen,  wo  sich  das  „Kartellprincip“  auch  in 
solchen  Fällen  anwenden  lassen  möchte  (americanisch-cnglische  „Trusts“!). 

Oefters  werden  aber  auch  hier  die  wirthschaftlich  kräf- 
tigsten Unternehmer,  welche  am  Leichtesten  die  für  eine  um- 
fassende Fortwälzung  erforderlichen  Maassregeln  durchführen 
könnten,  gerade  eine  Sonderstellung  einzunehmen  für  das  ihnen 
Vortheilhaftcstc  halten. 

Sic  steigern  vielleicht  gerade  ihre  Production,  suchen  ihren  Absatz  zu  erwei- 
tern,  indem  sie  im  grösseren  Betriebe  an  Gcneralspesen  und  eigentlichen  Productions- 
kosten  zu  sparen  wissen;  sie  halten  vielleicht  absichtlich,  trotz  der  Möglichkeit,  die 
Steuer  auf  den  Preis  zu  überwälzen,  am  niedrigeren  oder  nicht  um  die  volle  Steuer 
gesteigerten  Preise  und  gleicher  Qualität  des  Products  fest,  um  schwächere  Con- 
currenten,  die  nicht  so  verfahren  können,  um  so  leichter  aus  dem  Felde  zu  schlagen. 
Ein  solches  Vorgehen  kann  ihnen  vielleicht  vortlieilhafter  sein,  als  wenn  sie  die  Steuer 
ganz  oder  in  grösserem  Maassc  Uberwälzten.  (Verhältnisse  hei  der  baierisclien  Bier- 
steuer.) 

Die  etwaige  Productionseinschränkung,  zu  der  Andere  daun 
greifen  oder  genöthigt  werden,  kommt  ihnen  hierbei  noch  zu  Gute. 

Die  besteuerten  Arbeiter  vermögen  vollends  selten  der 
Besteuerung  gegenüber  ein  gleichartiges  Verfahren,  das  die  Fort- 
wälzung der  Steuer  gestattete,  einzuschlagen. 

Da  nun  immer  alle  diese  verschiedenen  Momente  zusammen 
wirken,  in  derselben  Richtung  oder  sich  kreuzend,  so  ist  ein  be- 
stimmtes Ergebniss  der  Fortwälzungstendenz  im  concreten 
Falle  a priori  kaum  festzustelleu , a posteriori  aus  der  Erfahrung 
bei  der  grossen  Verwickeltheit  solcher  Vorgänge  nicht  sicher  zu 
constatiren.  Um  so  weniger,  da  die  zweite  und  dritte  Kategorie 
von  Umständen  gleichzeitig  mitwirkt. 

2.  Auch  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Steuerzahler 
sind  von  bedeutendem  Einflüsse,  weil  sich  danach  grossentheils  die 
Ausführbarkeit  einer  Einschränkung  des  Angebots,  einer  Aenderung 
des  Gewerbes,  Berufs,  der  Kapitalanlage  u.  s.  w.  richtet. 

Sowohl  der  allgemeine  Bildungsstand  als  die  specielle  Berufs-  oder  Fach-  und 
Arbeitsfähigkeit  der  Betheiligten  kommt  in  Betracht,  ermöglicht,  erleichtert,  erschwert 
den  Wechsel  des  Berufs  u.  s.  w.  oder  inacht  ihn  unmöglich.  Auch  die  persönlich- 
ökonomische  Lage,  die  Fähigkeit,  länger  oder  kürzer  oder  gar  nicht  den  laufen- 
den Erwerb  (Einkommen,  Lohn)  zu  entbehren,  u.  a.  dgl.  m.  spielt  dabei  mit.  Die 
„kleinen  Leute“,  die  kleinen  Gewerbetreibenden  sind  auch  in  dieser  Beziehung  für 
den  Concurrenzkampf,  den  dieser  wie  jeder  Ucberwälzungsprocess  darstellt,  wieder 
meist  schlecht  ausgerüstet. 
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3.  Endlich  ist  die  wirtschaftliche  Rechtsordnung 
von  wesentlich  mit  entscheidender  Bedeutung. 

So  z.  B.  im  (iewerbe,  ob  und  wie  weit  Gewerbefreiheit  oder  ein  beschrän- 
kendes Gewerberecht,  Zunftwesen,  Eealgorechtigkeiten,  Concessionswescn  u.  s.  w.  be- 
steht; wie  es  sich  mit  dem  Zugrecht  und  den)  Niederlassungsrecht  verhält,  auch 
mit  Aus-  und  Einwanderungsrecht;  wie  das  Vertragsrecht,  Ziusrecht  u.  s.  w.  ge- 
staltet ist.  Denn  danach  richtet  sich  grossenthcils  wieder  die  Möglichkeit,  diejenigen  Maass- 
regeln vorzunehmen,  von  denen  die  Fortwälzung  abhängt.  Das  freiere  Gewerberecht  er- 
leichtert, das  beschränkendere,  soweit  es  nicht  monopolistische  Bestrebungen  (wie 
etwa  in  gewissen  Fällen  in  der  Zunft)  begünstigt,  erschwort  diese  Maassregeln. 

Man  muss  sich  alle  diese  Umstände  vergegenwärtigen,  welche 
sich  im  practischen  Leben  ja  noch  tausendfach  compliciren,  um 
das  sichere  Vertrauen  auf  die  Fortwälzung  von  Steuern 
in  der  in  Aussicht  genommenen  Weise',  z.  B.  bei  den 
indirecten  Verbrauchssteuern  schliesslich  auf  den  Consumenten, 
mindestens  als  ein  oft  wenig  begründetes  bezeichnen  zu  können, 
vollends  das  Vertrauen  darauf,  dass  so  eine  „gerechte“,  „ gleich- 
massige“  Besteuerung  hergestellt  werde.  Man  wird  nur  zugestehen 
können,  dass  wenigstens  nach  den  ökonomisch-technischen  und  den 
Rechtsverhältnissen  in  der  modernen  Volkswirtschaft  die  gewollte 
oder  vorausgesetzte  richtige  und  vollständige  Fortwälzung 
von  indirecten  Verbrauchssteuern  der  üblichen  Art,  Ein- 
fuhrzöllen, inneren  Steuern,  Aceisen  u.  s.  w.  immer  noch  leichter, 
daher  wahrscheinlicher  ist,  als  die  Fortwälzung  von  Steuern, 
welehe  den  Arbeitslohn  treffen,  auch  als  die  nicht  gewollte  oder 
nicht  vorausgesetzte  Fortwälzung  von  directen,  Ertrags-,  Ein- 
kommensteuern. Die  agrarische  Grundsteuer  wird  wohl  nur  ganz 
ausnahmsweise  durch  Steigerung  des  l’roduetenpreises  auf  den 
Consumenten  fortgcwälzt  werden  können. 

§.  148.  — C.  Rückwälzung. 

S.  v.  Hock  S.  96  ff.  Paricu  a.  a.  0.  Kau  dgl. 

Im  Allgemeinen  erscheinen  bei  ihr  diejenigen  Umstände  als 
günstig,  welche  sich  für  die  Fortwälzung  als  ungünstig  erwiesen, 
und  umgekehrt.  In  Uebercinstimmnng  hiermit  ist  die  Regel  auf- 
zustellen: die  Rückwälzung  gelingt  dann  und  in  dem  Maas  sc 
und  um  so  leichter,  als  die  dabei  in  Betracht  kommende  Nach- 
frage eine  Verminderung  erlaubt,  verträgt  und  erfährt,  so  dass 
nunmehr  eine  k leincre  Nachfrage  einem  gleichen  Angebot  gegen- 
über steht. 

Im  Einzelnen  zeigt  sich  hier  wieder  Alles  von  Einfluss,  was  vorher  bei  der  Fort- 
wälzung dargelegt  wurde.  Speciell  mag  noch  liervorgehoben  werden,  dass  bei  den  für 
etwaige  Rückwälzung  typischen  Fällen  der  Besteuerung  einzelner  Verbrauchsgegen- 
stände,  durch  Zolle,  innere  Steuern,  directe  sogenannte  Luxussteuern  u.  dgl.  in.,  von 
Seite  des  Consumenten,  daher  dor  Nachfrage,  wesentlich  die  Natur  des  betreffenden 
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Bedürfnisses,  die  Ersetzbarkeit  des  einen,  besteuerten  Befriedigungsmittels  durch 
andere,  nicht  besteuerte  Artikel  (Surrogate)  mit  entscheidet.  Bedenken  wegen  Mög- 
lichkeit solcher  Kückwälzung  (wie  anderseits  wegen  einer  Einwirkung  fortgewälztor 
Steuern  auf  Verbrauchsrerminderung  des  betreffenden  Artikels)  können  dann  wohl  zu 
einer  Ausdehnung  der  Besteuerung  auf  Surrogate  den  Anlass  geben.  (Beispiel: 
Cichoriensteuer  und  Zoll  neben  Kafi'cczoll,  in  England,  hin.  III,  S.  315,  in  Frankreich, 
ob.  §.  281.)  Die  Steuer  auf  nothwendige  und  nicht  ersetzbare  Consumptibilien 
wird  schwerer,  diejenige  auf  entbehrliche  und  ersetzbare  leichter  rückge- 
wälzt. Daher  z.  B.  öfters  cino  leichtere  Kückwälzung  gewisser  Luxussteuern  auf  den 
Producenten  der  besteuerten  Objecte. 

Ob  und  wie  weit  dann  der  betreffende  durch  die  RUckwälzung 
getroffene  Producent  die  Steuer  endgiltig  tragen  muss  und  welches 
überhaupt  die  Weiterwirkungen  solcher  rückgewälzten  Steuer 
sein  werden,  dafür  sind  wieder  alle  die  Umstände  mit  von  Einfluss, 
welche  die  Fortwälzung  mit  bestimmen. 

Eigentümlich  kann  sich  bei  Häusersteuern , die  auf  den  Miether  fortgewälzt 
werden,  der  BUckwälzungsprocess  gestalten,  weil  vielleicht  der  Neubau  und  somit  das 
Angebot  von  Häusern  und  Wohnungen  beeinflusst  wird.  Besonders  schwierig  wird 
gewöhnlich  die  Kückwälzung  von  Steuern  Seitens  der  Arbeiter  und  der  „kleinen  Leute" 
überhaupt  sein : die  Bedingungen  dafür,  also  z.  B.  für  die  Kückwälzung  ron  indirecten 
Verbrauchssteuern,  welche  auf  diese  Classen  im  höheren  Preise  fortgewälzt  sind 
(Salz-,  Tabak-,  Bier-,  Branntweinsteuern,  manche  Zölle),  sind  die  nemlichen  wie  für 
die  Fortwälzung  directer  Lohn-  und  dgl.  Steuern.  Auch  hier  schätzt  man  die 
Schwierigkeiten  für  die  Bückwälzung  der  Besteuerung  des  Arbeiters  auf  Arbeitgeber 
und  auf  (wohlhabendere)  Consumenten  der  Arbeitsproducte  oft  viel  zu  gering  und 
bewegt  sich  in  einem  bequemen,  aber  unzulässigen  Optimismus,  oder  — will  sich 
darin  bewegen,  obgleich  gerade  hier  die  Theorie  recht  wohl  im  Stande  ist,  die  Um- 
stände anzugeben , welche  vorliegen  müsstet! , wenn  eine  behauptete  Kückwälzung 
erfolgen  sollte,  und  sich  leicht  nachweisen  lässt,  wie  wenig  wahrscheinlich  oder  wie 
bedenklich  der  Eintritt  dieser  Umstände  ist.  Darüber  Näheres  unten  im  4.  Kapitel 
bei  der  Besprechung  der  Verbrauchssteuern. 

§.  149.  — D.  Auch  für  die  Weiterwälzungen  endlich, 
zu  welchen  sich  die  Fort-  wie  die  RUckwälzung  gestalten  kann, 
lässt  sieb  eine  allgemeine  Regel  aufstellen:  je  mehr  nemlich 
die  ganze  Lage  desjenigen,  auf  welchen  eine  Steuer  fort-  oder 
rückgewälzt  worden  ist,  der  Lage  des  ersten  Fort-  und  Rück 
wälzenden  gleicht,  desto  wahrscheinlicher  und  gleichartiger 
ist  die  betreffende  Weiterwälzung  und  so  fort. 

ln  dieser  Weise  wird  also  z.  B.  die  Weiter- Fortwälzung  von  Einfuhrzöllen  auf 
die  verschiedenen  Nachmänner  des  einführenden,  zollbczablcnden  (irosskaufmanns  bis 
schliesslich  zum  (,'onsumentcn  des  bezolltcn  Artikels  ziemlich  gleichmässig  zu  er- 
warten sein. 

Im  Ucbrigcn  gestalten  sich  diese  Weiterwälzungen  ganz  nach  Maassgabe  der 
Umstände,  welcho  bei  der  Fort-  und  Bückwälzung  zur  Spracho  gebracht  worden  sind. 
Sie  führen  dazu,  dass  die  Wirkungen  einer  Steuer  in  immer  weiteren  Kreisen  von 
Personen,  welche  irgendwie  im  Verkehr  mit  dem  ersten  Steuerzahler,  als  den  Consu- 
menten der  Producte.  Handelsartikel,  Leistungen  desselben  u.  s.  w.,  stehen,  sich  in 
erhöhten  Preisen  dieser  Producte  geltend  machen. 

Der  ursprüngliche  Steuerbetrag  eines  Steuerzahlers  kann  sich 
auf  diese  Weise  mitunter  in  immer  kleinere  Theile  auf  läsen,  die 
sich  wie  Producliouskoslenpartikel  auf  diese  Preise  der  Sachgüter 
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und  Leistungen,  auf  die  Sätze  der  Zins-,  Mieth-,  Pachtrenten  u.  s.  w. 
zu  legen  suchen.  Ob  und  wie  weit  dies  freilich  in  Wirklich- 
keit geschieht,  lässt  sich  nicht  allgemein  angeben.  Oie  Verhält- 
nisse der  Concurrenz  und  alle  die  manchfachen  Umstände,  welche 
im  Vorausgehenden  berührt  worden  sind,  bestimmen  dies  mit.  Man 
kann  die  Möglichkeit  einer  solchen  allgemeinen  Weiterwälznng 
einer  Menge  von  Steuern  im  freien  Verkehr  und  die  Tendenz  dazu 
bei  den  meisten  einzelnen  von  einer  Steuer  betroffenen  Personen 
nicht  bestreiten.  Es  lässt  sich  hieraus  auch  ein  gewisses  Hin- 
streben des  Verkehrs  auf  gleichmässigere  Verkeilung  der  Steuerlast 
ableiten,  aber  nicht  mehr. 

Viel  zu  weit  geht  daher  Steins,  hier  denn  auch  ganz  allein  stehende  Doctrin, 
dass,  weil  jeder  Besteuerte  ein  solches  Streben  verfolge  und  seine  Steuern  als  Pro- 
iluctionskostcn  seiner  Guter  und  Leistungen  auffasse,  nun  auch  daraus  das  sichere 
Resultat  hervorgehe:  „jode  Steuer  werde  von  jedem  auf  jedon  Uberwälzt, 
indem  jeder  die  Steuern,  die  er  zahlt,  nur  für  den  anderen,  der  sein  Product 
braucht,  auslegt,  um  sie  ihm  in  irgend  einer  Weise  aufzurechnen"  (s.  S.  836).  Dabei 
wird  einfach  die  Unsumme  ron  practischen,  aber  in  der  Theorie  wenigstens  kate- 
gorieen weise  grosscntheils  leicht  aufzulindendeu  Schwierigkeiten  Ubersehen,  die  sich 
einer  solchen  „allgemeinen  Ueberwälzung"  entgegenstollen. 

Durch  die  „gesammte  wirtschaftliche  Tkätigkeit  einer  Nation“ 
muss  selbstverständlich  die  „Gesammtsumme  aller  Steuern  wirklich 
producirt“  werden,  soweit  nicht  etwa  das  Ausland  wirksam  zur 
Mittragung  heimischer  Steuern  gebracht  werden  kann.  Das  Volk 
oder  die  Volkswirtschaft  als  Ganzes  ist  unter  allen  Umständen 
die  Trägerin  dieser  Steuerlast  und,  wie  immer  die  erste  Anlegung 
der  Steuer  erfolge,  wer  immer  erster  Steuerzahler  sei:  durch  den 
Verkehr  tritt  erst  die  endgiltige  „Steuervertheilung“  unter 
die  einzelnen  Volksangehörigen  ein.  Aber  dieser  „steuervertheilende 
Verkehrsprocess“  ist  nichts  Anderes  als  die  von  Stein’s  Doctrin 
seltsamer  Weise  selbst  „begrifflich  abgethane “ Steuerüberwälzung. 
Von  dieser  nun  gilt  das  früher  Gesagte  (§.  139).  Wäre  es  anders, 
warum  sollte  sich  Theorie  und  Praxis  auch  um  die  Wahl  der 
Steuerarten  und  Steuerobjecte  sonst  so  abmühen  ? 

VII.  — §.  150.  Das  Ergebniss  der  vorausgehenden  Er- 
örterungen über  die  Ueberwälzung  im  Allgemeinen  ist  demgemäss 
das  folgende:  dieselbe  erfolgt  in  der  That  im  Verkehr  vielfach, 
aber  doch  häufig  nur  unter  grossen  Schwierigkeiten,  welche  mit- 
unter gar  nicht  zu  überwinden  sind.  Auch  ist  es  nicht  möglich, 
die  Wirkungen  im  Voraus  allgemein  sicher  festzustellen  oder  selbst 
nachträglich  sicher  zu  ermitteln.  Eine  Bürgschaft  daiür,  dass 
durch  Ueberwälzung  eine  nachtheilige  und  ungleichmässige 
Besteuerung  sich  richtig  vertheile,  wenn  auch  erst 
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nach  und  nach,  lässt  sich  daher  nicht  geben.  Eine  Recht- 
fertigung alter  Steuern  gegenüber  neuen  mit  dein  Hinweis  auf  die 
günstigen  Folgen  cingetretener  Ueberwälzung  ist  somit  nicht  all- 
gemein möglich  und  auch  im  speciellen  Fall  wegen  der  Verwickelt- 
heit  des  Causalnexus  auf  diesem  Gebiete  sehr  schwierig  und  un- 
sicher. Man  darf  deshalb  in  Bezug  auf  gewünschte,  gemuthmaasste 
und  selbst  auf  wahrscheinliche  Ueberwälzungen  nicht  zu  optimistisch 
sein.  Vielmehr  hat  man  die  Aufgabe,  die  Besteuerung  vonvornc- 
herein  möglichst  so  einzurichten,  dass  sie  den  Grundsätzen  der 
Volkswirtschaft  und  der  Gerechtigkeit  entspricht. 

Vgl.  schon  oben  das  in  §.  100  Uber  die  Ueberwälzung  Gesagte,  was  mit  diesem 
Ergebnis»  nicht  in  Widerspruch  steht. 

VIII.  — §.  151.  Die  Ueberwälzung  bei  einzelnen 
Steuerarten. 

(Zusatz  in  dieser  zweiten  Auflage.)  Nur  unter  Vorbehalt  aller  der  zahlreichen 
Oautelen,  welche  sich  in  Betreff  der  Ableitung  einer  bestimmten  Ueberwälzung  aus 
den  Erörterungen  dieses  ganzen  Abschnitts  ergeben,  und  unter  dem  weiteren  schon 
oben  gemachten  Vorbehalt , diese  Fragen  erst  in  der  speciellen  Stenerlehre  näher  zu 
»•erfolgen,  werden  hier,  in  §.  153,  einige  Sätze  Über  die  Ueberwälzung  bei  einzelnen 
»richtigeren  Steuerarten  eingefilgt:  mehr  nur  als  kurze  Thesen,  ohne  besondero 
Begründung.  Letztere  liegt  in  den  »orausgehenden  Darlegungen  der  maassgebenden 
Einflüsse.  Im  Unterschied  »'on  der  Behandlungsweisc  dieses  Gegenstands  bei  den 
britischen  Oekonomisten  und  meist  nach  ihnen  bei  contincntalen . auch  deutschen 
Finanztheoretikern  (auch  Roscher  §.  39 — 41),  werden  aber  hier  die  Steuern  so,  wie 
sic  zu  bestehen  und  eingerichtet  zu  sein  pflegen,  zur  Voraussetzung  ge- 
nommen. Die  Annahme  ron  Steuern  „auf  die  Grundrente",  auf  „Land"  oder  „Grund- 
stücke“, auf  „Kapitalrcrwendungen",  auf  den  „Gewcrbsgcwinn“,  auf  den  ..Arbeitslohn 
schlechtweg“  u.  s.  »v.  und  die  Anknüpfung  einer  Untersuchung  der  Ueberwälzung 
daran  mittelst  des  deductiven  Verfahrens,  ist  z»»*ar  methodologisch  ganz  richtig,  um 
ron  einfacheren  zu  »’crwickeltcren  Fällen  zu  schreiten.  Aber  sie  entspricht  dem 
finanzwissenschaftlichen  und  f i n a n z practischen  Interesse  zu  »reuig,  weil  man  es 
hier  regelmässig  gar  nicht  mit  solchen  einfachen  Steuertypen  zu  thun  hat. 

A.  In  Betreff  der  Ueberwälzung  bei  einzelnen  Steuerarten  ergeben 
sich  je  nach  den  verschiedenen  Umständen,  unter  denen  sich  nach 
der  Natur  jeder  Steuerart  die  Ueberwälzung  vollziehen  muss 
oder  müsste,  wiener  einige  Verschiedenheiten  hinsichtlich  der  ob- 
waltenden Bestrebungen,  Vorgänge  und  Erfolge.  Bevor  im  §.  153 
einige  Regeln  für  die  wichtigeren  Steuerarten  aufgestellt  werden, 
mögen  hier  einige  dieser  Verschiedenheiten  der  für  die  Ueber- 
wälzung von  Steuerarten  mitbestimmenden  Umstände  hervorgehoben 
werden. 

1.  Bei  manchen  Steuern  wird  die  Ueberwälzung  von  den  Be- 
ziehungen des  inländischen  zum  ausländischen,  internatio- 
nalen Verkehr  erheblich  beeinflusst.  Dadurch  complicirt  sich  ein 
Ueberwälzungsproblem,  wie  z.  B.  dasjenige  bei  den  Einfuhr- 
zöllen, selbst  hei  den  reinen  Finanzzöllen,  welches  sonst  ver- 
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hältnissmässig  einfacher  liegt,  wieder  mehr,  bei  den  Schutz- 
zöllen, vollends  bei  agrarischen,  selbst  in  ganz  ausserordent- 
lichem Maasse.  Auch  das  Ueberwälzungsproblem  bei  inneren 
an  den  Productionsbetrieb  sich  anschliessenden  Verbrauchs- 
steuern wird  hier  durch  die  Verhältnisse  des  auswärtigen  Ab- 
satzes des  besteuerten  Artikels,  besonders  bei  gewissen  Be- 
steuernngsmethoden , wie  der  Rohstoffsteuer,  wo  dann  Steuer- 
Rückvergütung  bei  der  Ausfuhr  zu  erfolgen  hat,  ein  noch  viel 
verwickelteres.  Handelspolitische  Maassregeln  kreuzen  hier,, 
wie  bei  den  Einfuhr-Schutzzöllen,  den  Ausfuhrvergütungen  und  Aus- 
fuhrprämien, das  sonst  im  Steuerwesen  leitende  Finanzinteresse 
und  erschweren  dann  auch  die  Lösung  des  Ueberwälzungsproblems 
noch  mehr. 

Boi  reinen  Finanzzöllen  auf  ausländische  Artikel,  welche  im  Inland  gar 
nicht  erzeugt  werden  liSnnen  oder  dürfen  (Tabak.  England,  Ein.  111,  §.  14S),  liesse 
sich  mit  Hilfe  des  deductiven  und  des  statistischen  Untersucbungsverfahrens  wohl  mit 
am  Leichtesten  und  Sichersten  ein  bestimmteres  Ergebniss  in  Betrelf  des  lieber- 
w&lznngsprocesses  gewinnen,  wenn  man  hier  von  der  möglichen  mittelbaren  Ein- 
oder Rückwirkung  eines  solchen  Zolls  auf  den  internationalen  Verkehr  absehen 
konnte.  Hier  ist  aber  nun  wieder  möglichen  und  mehr  oder  weniger  wahrscheinlichen 
Keactionen  des  Zolls  auf  Preise,  Production,  Transportgeschäft,  Handel,  Speculation 
bei  dem  betreifenden  Artikel , schliesslich  auch  Keactionen  auf  die,  dem  Zoll  mit  zu- 
zuschreibenden , Aenderungen  der  Geldbeweguug  und  der  verschiedenen  relativen 
Landes -Geldwertlie  im  Weltverkehr  Rechnung  zu  tragen.  Per  Zoll,  roll  und  ganz 
auf  den  Inlandspreis  geschlagen,  wurde  vielleicht  diesen  Preis  zu  sehr  vertheuern,  dies 
den  Verbrauch,  die  Einfuhr  des  fremden  Artikels  vermindern.  Diese  Wirkung  und, 
iu  Vorausberechnungen , schon  die  Befürchtung  daron,  konnte  durch  verschiedene 
Zwischenglieder  etwa  zur  Lähmung  oder  Erschwerung  der  Speculation  in  dem  Artikel, 
zur  Ermässigung  des  Preises  im  Productionsgcbiete  und  auf  dom  Weltmärkte,  zur 
freiwilligen  Uebernahme  eines  Theils  des  Zolls  Seitens  des  fremden  Produccnten,  des 
Frachtführers  (Eisenbahn,  Rheder),  Kaufmanns  und  so  schliesslich  zur  nicht  völligen 
Ucberwälzung  des  Zolls  auf  den  Inlandspreis  führen  (Petroleum  1 Kaffee).  Kurz, 
ungemein  complicirt,  möglicher  und  mehr  oder  weniger  wahrscheinlicher  Weise,  sind 
auch  in  solchen  Fällen  die  Wirkungen  einer  Steuer  und  die  Uoberwälzungsverhäit- 
nisse  dabei. 

Noch  schwieriger  liegt  das  Problem  bei  den  Schutzzöllen , wo  Umstände  wie 
die  eben  angedeuteten  und  andere  ähnliche  noch  couiplicirterc  Verhältnisse  der  Preis- 
verschiebung und  vier  Ucberwälzung  mit  sich  bringen  kötincn  und  wohl  häufig  werden. 
Eine  „einfache“  Wirkung,  wie  die  in  der  freihändlerisclien  Doctrin  angenommene 
auf  inländische  Preiserhöhung  oder  wie  die  oben  (S.  337)  erwähnte,  dass  „der  Zoll 
vom  Ausland  getragen  werde“,  ist  gewiss  nur  selteu  anzunehmen.  Wieder  aber  noch 
complicirter  wird  die  Sache  gerade  bei  agrarischen  Schutzzöllen,  verglichen  mit 
industriellen,  wegen  der  grösseren  Zersplitterung  der  Production,  der  immer  — auch 
heute  noch  — selbst  bei  den  jetzigen  Communications-  und  Transportverhältnissen,  Preis- 
ausgleicliungen  mehr  als  bei  ludustrieproducten,  Finanzzollartikeln  erschwerenden  Ent- 
fernung zwischen  Productions-  und  Absatzgebiet , und  aus  anderen  Gründen  mehr. 
Bei  Mitspielcn  von  Ausfuhrprämien  (Zucker.  Spiritus!),  offenen  oder  verhüllten, 
dann  abeimals  eine  grössere  Coinplication  des  Ueberwälzungsproblems. 

Endlich  braucht  man  nicht  der  mechanischen  „Quantitätstheorie“  in  Bezug 
auf  Geld,  Gcldwcrth  und  Preise  zu  huldigen,  mit  welcher  die  klassischen  britischen 
Oekouoinisten  aucli  in  den  Ueberwälzuuasfragen  bei  Beziehungen  im  internationalen 
Verkehr  operirt  haben,  und  kann  doch  einräumen,  dass  gewisse,  von  jenen  Theoretikern 
freilich  practisch  sehr  überschätzte  Einflüsse  von  Steuern  auf  Einfuhr  und  Ausfuhr 
A.  Wagner,  Finanzwisaccsehaft.  n.  2.  Aofl.  24 
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von  Producten  und  Geld  wiederum  zu  allgemeineren  lieactionen  auf  die  Preise  fuhren 
können,  wonach  sich  andere  als  die  für  einfachere  Kalle  abzuleitenden  Ucberwälzungs- 
verhältnisse  herausstcllen. 

Bei  Real-,  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbesteuern,  Couponsteuern,  bei 
inneren  an  den  Produetionsbetrieb  sich  anschliessenden  Verbrauchssteuern  (Bier, 
Branntwein,  Zucker)  können  auch  umfassendere  Steucramortisationen , dann 
wiederum  auch  hier  die  Beziehungen  zum  auswärtigen  Markte,  in  Betreff 
des  Absatzes  dahin  und  des  Bezugs  daher,  Einflüsse  ausUbeu,  welche  die  regelmässigen 
Uebcrwälzungstcndcnzen  stärken , kreuzen,  hemmen  und  so  das  Endergebnis  abermals 
anders  machen,  als  es  ohne  diese  Umstande  zu  erwarten  wäre. 

Wenn  z.  B.  Fabriken  wegen  dirccter  (Gewerbe-)  oder  indirecter  von  ihnen  „vor- 
geschossenen" Steuern,  die  sie  nicht  genügend  Uberwälzen  konnten,  zu  niedrigerem 
Verkaufspreise  oder  in  Subhastatiou  au  andere  Besitzer  ubergehen,  können  letztere 
vielleicht  ohne  eine  weitere  Ucberwälzung  auf  den  Preis  ihrer  Producte  gedeihen : 
die  Steuer,  auch  die  indirccte  wird  durch  das  „Zins -Minus"  für  das  angelegte 
Kapital  — freilich  auf  Kosten  des  Vorbcsitzers  — gedeckt;  die  Steuer  erscheint  auch 
hior  wie  ein  Zins  auf  eine  Übernommene,  vom  Kaufpreis  des  Objects  abgezogene  Hypo- 
thek im  Betrage  des  Steuer-Amortisationskapitals. 

3.  Von  Wichtigkeit  ftlr  die  UeberwiUzungsfrage  hei  einzelnen 
Steuerarten  ist  auch  die  Speeialt'rage,  welche  Einwirkung  die  U n - 
gleichmässigkeit  der  Veranlagung  der  zu  ein  und  der- 
selben Stcuerart  gehörigen  Steuersubjecte  und  Steuerobjecte  aus- 
Ubt,  ob  und  wie  weit  hier  L'eberwälzuugstendenzen  eintreten  und 
Aussicht  auf  Erfolg  haben.  Nach  der  Sachlage  bei  den  ver- 
schiedenen Steuerarten  wird  die  Wirkung  solcher  Unglcichmilssig- 
keit  verschieden  sein. 

Bei  den  dirocten  Steuern  wird  nach  theoretischen  und  steuerrechtlichen 
Forderungen  regelmässig  auf  gleichmässigc  Veranlagung  der  pflichtigen  Subjccte 
und  Objecte  hiugestrebt,  aber  dieselbe  wegen  der  häufig  unüberwindlichen  Schwierig- 
keiten in  der  Praxis  nicht  genügend  erreicht.  Bei  den  Uebcrsteuerten  wird  sich  daraus, 
wenn  ihnen  das  Ob  und  Wieviel  der  Feber-  und  Unteretcueruug  ausreichend  bekannt 
ist  — wenigstens  bei  Personalsteuern  nicht  die  Itegei!  — . wohl  eine  Tondenz.  sicli 
durch  Uoberwälzung  mittelst  Preissteigerung  der  Producte  und  Dienste  zu  helfen,  er- 
geben, aber  schwerlich  von  grossem  Erfolg  sein,  weil  die  Ooncurrenz  eine  solche 
Steigerung  vereiteln  wird. 

Bei  Personal-,  Einkommen-  und  dgl.  Steuern  liegt  die  Abhilfe  voruemlich 
im  licclamationsvcrfahrcu,  in  etwaigen  Sieuerdenunciationen  gegen  Dritte,  Untersteuerte, 
in  administrativen  Verbesserungen  der  Veranlagung  und.  bei  den  hier  Üblichen  kurzen 
Vcranlagungsperioden,  in  der  Erneuerung  der  Veranlagung.  Soweit  diese  Abhilfe 
unterbleibt,  werden  die  Uobersteuerten  meistens  die  Mehrbelastung  dulden  müssen. 
Denn  nur  bei  ganz  ausserordentlichen  und  länger  dauernden  Ungloich- 
mässigkeiten  der  Veranlagung  möchten  sich  bei  diesen  Steuern  die  Voraussetzungen 
einer  wirklich  sich  vollziehenden  O'ebcrwälzuug  erfüllen:  Auswanderung,  Fortziehen. 
Berufswechsel,  Acnderungcn  der  Vermögensanlagen  und  Unternehmungen. 

Bei  Ertrags-  und  solchen  indirectcn  Verbrauchssteuern,  welche  sich  au 
den  Produetionsbetrieb  anschliesscn , wird  eine  bleibende  Ungleichmäßigkeit  der 
Veranlagung,  sei  es  eine  von  vornherein  bestehende  oder  eine  durch  verschiedenartige 
Entwicklung  der  Wirthschaftsverhältnisse  eingetretene,  wohl  Ucberwälzungstcndenzen 
hervorrufeu,  aber  auch  diese  werden  sich  nur  ausnahmsweise  durchsetzen  können: 
neinlich  nur  bei  oinem  ..geschlossenen  Marktgebiet“,  wenn  die  Versorgung  des  Markt- 
bedarfs bloss  durch  Mitwirkung  der  Übersteuerten  Unternehmungen  erfolgen,  die 
anderen  also  ihre  Production  und  Angebot  nicht  ausdehnen  können.  Meistens  werden 
auch  hier  dio  Uebcrsteuerten  „dulden“  müssen,  wenn  sie  nicht  eine  angemessene 
Aenderung  der  Veranlagung  erreichen  (Erneuerung  der  Kataster!  S.  Uber  Frankreich 
bei  der  Grundsteuer  die  colossaleu  Ungleicbmässigkeiten,  Fiu.  111,  S.  140  II  Gerade 
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bei  dienen  Steuern  werden  aber  in  solchen  Fällen  ungleichmässiger  Steuerbelastung 
bei  Besitzwechscln  wieder  Vorgänge  der  „Steueramortisation“  Vorkommen,  so  dass 
der  Rechtsnachfolger  trotz  der  fortdauernden  Uebcrsteucrung  die  erforderliche  durch- 
schnittliche Prolitrate  erzielt. 

Bei  Zollen,  Octrois,  Verkehrssteuern  wird  die  etwaige  ungleichmässige 
Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  für  denselben  steuerpflichtigen  Vorgang  regelmässig 
ebenfalls  nicht  zu  Ueberwälzungen,  sondern  zu  Keclamationen  u.  dgl.  führen.  Sollten 
diese  keinen  Erfolg  haben,  so  werden  die  Uebersteuertcn  entweder  durch  ihre  be- 
günstigten Concurrenten  verdrängt  werden  oder  wiederum  „dulden",  d.  h.  das  Steuer- 
plus tragen  müssen,  ohne  es  in  der  Kegel  uberwälzen  zu  können,  weil  dies,  voraus- 
setzungsweise, die  von  den  steuerbegünstigten  Concurrenten  abhängige  Preisgestaltung 
nicht  zulassen  wird  (wie  in  analogen  Verhältnissen  beim  Schmuggel). 

Somit  möchte  das  Moment  der  „Ungleicbmässigkeit“ 
bei  einer  Steuer  in  Bezug  auf  die  ihr  unterliegenden  einzelnen 
Steuerpflichtigen  practisch  keine  grosse  Wichtigkeit  für  die 
Ucberwälzung  haben. 

Bass  anderseits  auch  „gleichmässig“  veranlagte  Personal-,  Einkommensteuern 
Wirkungen  mit  sich  bringen  können,  welche  auf  eine  (Jeberwälzung  hinauskommen, 
mochte  doch  nicht  theoretisch  und  practisch  unmöglich  sein,  wie  z.  B.  noch  neuer- 
dings Kaizl  meint,  wenn  es  auch  nicht  häutig  eintreten  und  noch  seltener  genau 
nachweisbar  sein  wird. 

Z.  B.  konnte  die  Steuer  als  Abzug  vom  Einkommen.  — während  sonst  der  be- 
treffende Betrag  verausgabt  oder  kapitalisirt  worden  wäre  und  auch  letzteren  Falls 
wieder  zur  Nachfrage  nach  Producten  und  Arbeit  hätte  dienen  können  — Verminder- 
ungen der  Nachfrage  nach  gewissen  Producten  und  Arbeiten  hervorrufen,  — was  freilich 
mit  von  der  Verwendung  der  Steuerträge  abhängt,  also  z.  B.  bei  Zinszahlungen  ans 
Ausland  — und  so  die  Unternehmer  uud  Arbeiter,  welche  den  Beruf  nicht  wechseln 
wollen  oder  können,  bestimmen,  um  an  bisherigem  Absatz  und  an  bisheriger  Be- 
schäftigung nicht  zu  viel  cinzubUsscn,  wohlfeiler  zu  verkaufen,  dio  oinen  ihre  Waare. 
die  anderen  ihre  Arbeit.  Dies  käme  denn  auch  den  Steuerzahlern  zu  Gute  und  liefe 
in  der  Wirkung  auf  eine  Verschiebung  der  Steuerlast  von  ihnen  auf  die  genannten 
Unternehmer  und  Arbeiter,  also  doch  auf  eine  theilweise  Ucberwälzung  hinaus. 

§.  152.  — 4.  Es  ist  in  der  Theorie  streitig,  ob  die  Stenern 
überhaupt  kurzweg  zu  den  „Productionskosten“,  der  Sach- 
güter, Dienstleistungen,  der  „Arbeit“  des  Besteuerten,  schliesslich 
daher  zu  den  Erwerbsspesen  des  Einkommens  (und  Vermögens) 
oder  zu  den  auf  dem  Einkommen,  gleich  anderen  der  Bedürfniss- 
befriedigung  dienenden,  Ausgaben  gehören. 

S.  darüber  besonders  v.  Falck  a.  a.  0.,  S.  145  ff.  und  Kaizl,  S.  1 Ol  ff.,  und 
beider  erfolgreiche  Polemik  gegen  Stein  (oben  §.  13S). 

Gerade  für  diese  Frage  ist  zn  unterscheiden,  um  welche  Arten 
der  Steuer  es  sich  handelt.  Letztere  bilden  hierfür  zwei  Grup 
pen,  in  denen  die  Sache  formell,  aber  auch  materiell  ver- 
schieden liegt. 

Zu  einer  ersten  Gruppe  gehören  die  Personal-,  Einkommen-,  Vermögens-, 
Erbschaftssteuern,  wo  sich  die  Steuer  technisch  unmittelbar  an  das  fertige 
Resultat  abgeschlossener  Erwerbsvorgänge,  welche  zu  einem  „Einkommen“ 
oder  „VermOgonsbesitz"  bei  den  Steuerpflichtigen  geführt  haben,  anknüpft;  zu  dieser 
Gruppe  zählt  aber  auch  die  direct  vom  Consumcntcn  gezahlte  Verbrauchssteuer  (wie 
mitunter  bei  Zoll,  Octroi,  Monopol),  auch  die  im  Preisaufschlag  auf  ihn  Uberwälzte 
derartige  Steuer,  sowie  in  beiden  analogen  Fällen  die  von  gewissen,  nicht  dem  Ge- 
schäfts-, sondern  dem  Privatpublicum  angehürigen  Personen  gezahlten  oder  Uberwälzt 
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erhaltenen  Verlieh  «Steuern  und  in  gleicher  Weise  Ertragsstcuern , wie  die  Gobäude- 
steuer  des  priraten  Eigenbewohners,  die  Grundsteuer  desjenigen  Besitzers  und  Land- 
wirths.  welcher  seine  Products  mit  den  Seinigcn  selbst  verzehrt  (bez.  soweit  er  dies 
thut).  Die  zweite  Gruppe  bilden  die  meisten  übrigen  Steuern,  namentlich  gewöhn- 
lich die  Ertragsteuern,  die  an  den  Productionsbetriub  sich  anfugenden  iuneren  Ver- 
brauchssteuern, die  Zölle,  Octrois,  Verkehrssteuern,  welche  der  „Geschäftsmann“  zahlt, 
während  er  mit  der  Erwerbung  ron  Einkommen  und  Vermögen  mittelst  der  einzel- 
nen Erlragsgewinnungen  (aus  ganzen  Erwerbsquellen),  Erwerbsacte,  Rechtsgeschäfte 
begriffen  ist. 

Stenern  der  ersten  Gruppe  müssen  regelmässig  als  Aus- 
gaben aus  dem  „fertigen“  Einkommen  (oder  Vermögen)  gelten 
und  werden  so  vom  Steuerpflichtigen  auch  angesehen  und  gewöhn- 
lich so  behandelt. 

Auch  sie  können  zwar  unter  Umständen  Uberwälzt  werden , aber  nicht  nur 
schwieriger  und  daher  seltener,  sondern  auch  mehr  nur  in  Folge  von  zufälligen  Ver- 
kehrsvorgängen , als  von  solchen,  auf  welche  der  Besteuerte  zielbewusst  liinarbeitet, 
um  eine  ihm  wirtschaftlich , nach  dem  Gesetz  vom  notwendigen  Ersatz  der  Pro- 
duetjonskosten  im  Absatzpreise,  geboten  erscheinende  Kostendockung  für  eine  die 
Steuer  mit  umfassende  „Auslage“  zu  erreichen.  Man  muss  nur  cinräumen,  dass 
ja  im  Grunde  die  Erwerbstätigkeit  und  die  daraus  hervorgehende  Einkommen-  und 
Vermögensbildung  beim  Wirthschaftssubjcct  in  ununterbrochenem  Fluss  ist  und  nur 
fictiv  nach  den  Üblichen  Keclinungs-,  Geschäfts-  und  Finanzperioden  als  „abge- 
schlossen“ gilt,  ln  einzelnen  Fällen,  z.  B.  bei  der  „Einkommensteuer“  (oder  ähn- 
lichen) von  Erwerbs-,  Actiengcscllschaftcn  kommt  auch  die  Einstellung  von  „Ein- 
kommcnsteuerschuldigkeiten"  in  die  Betriebsrechnung  auf  „Spesen-  oder  Unkostenconto“ 
vor  und  wird  erst  nach  Abzug  auch  dieses  Postens  von  „Einkommen“  („Rein“- 
Einkommenl  gesprochen.  Aber  dennoch  liegen  die  Verhältnisse  bei  den  Steuern  dieser 
ersten  Gruppe  in  der  Kegel  anders  als  bei  denen  der  zweiten  Gruppe.  — Dass  auch 
bei  Personalsteuern  z.  B.  auf  die  „Arbeiter“  (wie  hier  auch  bei  indirecten  Ver- 
brauchssteuern. welche  diesen  Leuten  im  Preise  der  Cousumptibilieu  zugewälzt  sind), 
die  Steuerbeträge  zu  den  „Productionskosten  der  Arbeit“,  im  Sinne  der  Lohntheorie, 
gerechnet  werden  können  und  möglichenfalls,  — uemlich  wenn  der  Lohn  durch  die 
Steuer  unter  das  sonst  nothwendige  „Lohuminimum“  auf  diu  Dauer  sänke  — durch 
Weiterwälzungen  zu  Lohnerhöhungen  fuhren,  hindert  nicht,  sie  zunächst  und  als  Regel 
zu  den  auf  dem  jeweiligen  Einkommen  des  Arbeiters  lastenden  Ausgaben 
zu  zählen. 

Steuern  der  zweiten  Gruppe  werden  dagegen  regelmässig 
schon  von  jedem  wirtschaftlich  denkenden  und  rechnenden  Steuer- 
pflichtigen zu  seinen  Geschäfts- Auslagen  oder  zu  denjenigen 
Productionskosten  gerechnet,  welche  auf  der  Erwerbung 
des  schliesslich  erst  nach  ihrem  Abzug  verbleibenden  Einkommens 
oder  Vermögens  lasten.  In  Betreff  ihrer  besteht  daher  auch  das 
zielbewusste  Streben  des  Besteuerten,  sie,  gleich  den  übrigen  Ge- 
schäfts-Auslagen, im  Absatzpreise  der  Waaren  und  Dienstleistungen 
„wieder  herein  zu  bekommen“,  d.  h.  sie  zu  üb  er  wälzen  und 
demgemäss  erst  das,  was  nach  ihrem  Abzug  bleibt,  als  Einkommen 
(„Kein “-Einkommen)  oder  Vermögen  (reinen  Vermögenszuwachs) 
anzusehen,  üb,  wie  weit,  wann  dies  Streben  der  Steuerüberwälzung 
gelingt,  bängt  von  denselben  Umständen  wie  die  Erreichung  der 
vollen  Deckung  der  Pioductionskosten  überhaupt  ab.  Aber  wie 
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hierfür,  so  gilt  auch  für  die  zu  diesen  Kosten  mitgebörende  Steuer 
das  „Productionskostengesetz“  und  das  Gesetz  der  Gewinnaus- 
gleichung in  den  verschiedenen  Unternehmungen  des  freien  Verkehrs, 
d.  h.  es  besteht  die  Tendenz  im  Verkehr,  durchschnittlich  die 
Kostendeckung  herbeiznführen. 

Bei  den  „in  di re c teil“  Steuern  (in  unserem  ersten  Sinne)  ist  diese  Auffassung 
derselben  als  Productionskostcn  oder  Auslagen  des  geschäftsmännischcn  Steuer- 
zahlers wohl  unbestritten,  wenn  auch  zweifelhaft  bleibt,  ob  und  wie  weit  diese 
Auslagen  immer  hereingebracht  werden  und  ob  dies  gerade  durch  Preiserhöhung 

— wie  die  ältere  Theorie  zu  einseitig  annahni  — geschieht.  Jedenfalls  gelten  sie 
dem  wirtschaftlich  rechnenden  Steuerzahler  als  „Auslagen“.  Auch  mit  vielen  Ver- 
kchrssteneni,  wie  anderseits  mit  manchen  reinen  oder  mit  Steuer  vermischten  Gebühren 
(Porto,  Uerichtskosten,  Stempel),  welche  aus  dem  Geschäftsbetrieb  herrübreu,  ver- 
hält sich  das  ebenso:  sie  werden  alle  bei  richtiger  Buchführung  „auf  Spesenconto“ 
gebucht  und  mit  Hecht.  Soweit  der  Geschäftsmann  als  Privatperson  fungirt  (z.  B. 
als  Consument  von  steuerpflichtigen  Artikeln,  Briefschreiber,  Rechtsgeschäfte  Ab- 
schliessender), wird  auch  die  sonst  zu  den  Geschäftskosten  gehörende  Steuer  oder 
Gebühr  tZolI,  Porto,  Gerichtskostcu.  Stempel)  zu  den  („Privat“-) Ausgaben  gerechnet 
und  dazu  gehören. 

Zweifel  bieten  für  diese  Kubricirung  in  die  beiden  Gruppen  vornemlich  nur  die 
die  Natur  wirklicher  Objcctsteuern  besitzenden  Ertragssteuern,  daher  die 
Grund-,  Gebäude-,  theilweise  (und  oft  grossentheils)  dio  Gewerbesteuer,  auch  die  in 
Couponsteuerform  erhobene  Zinssteucr  (und  Dividendensteuer).  Und  Schwierigkeiten 
bieten  diese  Steuern  hier  in  Betreff  der  erörterten  Krage  in  der  That  auch. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  in  „Ertragssteuersystemen“  vorkommenden  „spe- 
ciellon  Einkommensteuer“  auf  persönliches  Arbeitseinkommen,  aus  Lohn,  Gehalt,  libe- 
raler Berufstätigkeit,  eine  Steuer,  welche  zu  unserer  ersten  Gruppe  ganz  oder  doch 
grossentheils  zu  rechnen  ist,  nemlich  etwa  mit  Ausnabtno  gewisser  Källe  dieser 
Steuer  bei  liberalen  Berufsunternehmungen,  welche  „gewerbesteuerartig“  wirken  und 
so  zu  den  hier  herausgehobenen  Ertragssteuern  treten.  Dies  ist  auch  bei  einer  all- 
gemeinen Lcihzinsstcucr  unter  Umständen  wohl  noch  in  anderen  Kälten,  als  dem  der 
Couponsteuer  möglich.  Es  wird  immer  darauf  ankommen,  ob  das  Personal-  oder  das 
Objoct-(Stguer<|Ucllen-)Steuerelcmcnt  in  einer  Steuer  vorwaltet  Daher  kOnneu  Gewerbe- 
steuern, welche  mehr  einkommensteuerartig  construirt  sind  und  wirken,  oder  derjenige 
Theil  dieser  Steuern,  wo  dies  der  Kall,  auch  in  unsere  erste  Steuergruppe  rücken. 

Scheidet  man  die  eben  berührten  Källe  aus,  so  verbleiben  die  erstgenannten 
Ertragssteuern,  bei  welchen  es  fraglich  sein  kann,  ob  die  gezahlten  Steuerbeträge  zu 
den  „Geschäftsspesen“  (Productionskosten)  oder  zu  den  auf  dem  Einkommen  lasten- 
den „Ausgaben"  zu  rechnen  sind,  und  auch  der  rechnende  geschäftsmännische  Steuer- 
pflichtige wird  sich  diese  frage  nicht  ganz  einfach  beantworten. 

Eine  einfache  Entscheidung  ist  auch  nicht  zulässig.  Es  kommt  in  Betracht, 
welche  Stellung  diese  Stenern  im  ganzen  Steuersystem  einnehmen,  welche  Hohe  sie 
gegenüber  der  Hoho  von  Steuern  auf  audere  Einkünfte  haben,  ob  Stcueramortisationen 
vorlicgen  oder  nicht;  auch  ist  zwischen  den  einzelnen  genannten  Steuern  in  der  Krage 
noch  zu  unterscheiden.  Wenn  diese  Steuern,  wie  nach  dem  Gedanken  des  Ertrags- 
steuersystems (Kraukreich,  Oesterreich,  Suddeutschland)  die  directc  Einkommonbe- 
steuerung  verwirklichen  sollen  und  einige rm aa-sen  verwirklichen,  so  werden  sie  mehr 

— wenn  auch  nicht  durchaus  — als  Ausgaben  aus  dem  Einkommen  erscheinen. 
Neben  anderen,  mehr  Personalsteuorcharacter  besitzenden  Steuern  („spccioller  Ein- 
kommensteuer“, Baieni)  oder  neben  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  die  eveutuell 
noch  einmal  dieselben  Reinerträge  als  „Einkommen“  triirt.  welche  schon  mit  der 
Ertragssteuer  belastet  sind  (Preussen),  werden  sie  theils  ganz,  theils  für  ihren  Mehr- 
betrag (grossere  Hohe),  verglichen  mit  den  directen  Steuern  auf  andere  Einkünfte, 
als  Extrabelastung  anzusehen  sein  und  treten  damit  unter  die  Rubrik  der  besonderen 
Geschäftskosten.  Darauf  drängt  bei  freiem  Verkehr  auch  die  Preisgestaltung  der 
Objecte  als  Ertragsquellen  vder  „Kapitalwerthe“  dafür)  und  der  aus  ihnen  bervor- 
gehendeu  Worthobjecte  bin.  Bei  den  hier  häufigeren  fällen  von  Steueramottisation 
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des  ganzen  Steuerbetrags  oder  des  Mehrbetrags  der  Steuer  verglichen  uiit  der  Steuer 
von  anderen  Quellen,  wird  der  Besitzer  (Erbe,  Käufer),  welcher  die  Steuerbelastung 
wie  eine  Rente  Übernahm  und  sie  kapilalisirt  im  Erwerhspreise  abrechnete,  sic  gleich 
einer  anderen  Rente  aus  Reallasten  oder  Schulden  zu  den  „Auslagen“  rechnen  und 
mit  Recht. 

Diese  im  Yorausgeheuden  dargelegte  Auffassung»-  und  Bchandlungsweise  trifft 
von  den  einzelnen  hierher  gehörigen  Ertragsstcuern  namentlich  bei  den  Roalsteuern, 
der  Grund-,  Gebäude-,  dem  Theil  der  Gewerbesteuer,  welcher  Real-,  bez.  Kapital- 
besteuerung ist,  auch  bei  der  Couponsteuer  zu.  erst  nach  Abzug  der  Steuer  wird 
hier  vom  „Reinertrag"  (Einkommen.  ,,Kein“-Einkommcn)  gesprochen.  Bei  dem 
Theil  der  Gewerbesteuer,  welcher  mehr  Pcrsonalstcuer  ist,  wird  dies  nicht  im  gleichen 
Maassc,  aber  doch  auch  dann  gelten,  wenn  diese  ganze  Steuer  noch  neben  allgemeinen 
Personalsteuern  besteht  oder  hoher  als  die  Personalsteoer  für  andere  Einkünfte  ist. 

Ob,  wie  weit  und  wann  die  als  „Auslage“  angesehene  unil  behandelte  Er- 
tragssteuer wieder  durch  irgend  welche  Ueberwälzung  hereingebracht  wird,  hängt  dann 
abermals  von  den  Umständen  ab,  welche  die  Dockuug  der  Prodnctionskosten  überhaupt 
bestimmen.  Reactionen  auf  Preise,  aber  freilich  bei  festen  Ertragsquellen,  Realitäten 
und  Werthpapieren,  auch  gerade  auf  deren  Preise  beim  Besitzwechsel,  also  mehr  oder 
weniger  belangreiche  Steucramortisationen  zum  Nachtheil  des  Erstbesteuerten  oder 
Mehrbesteuerten,  sind  bei  freiem  Verkehr  zu  erwarten.  Ohne  solche  Amortisationen 
würden  Preissteigerungen  der  Producto  (agrarische,  industrielle,  Micthen,  Zinsen)  sich 
allgemeiner  vollziehen,  wenn  nicht  Betricbszersplitterung  ein  gemeinsames  Vorgehen 
betretls  Angebotsregelung  hemmte,  viele  einzelne  Producenten  nicht  ohne  genügenden 
GeschäftscalcUl  operirten  oder  sonst  in  der  Lage  wären,  die  für  Ueberwälzung  nüthigen 
Voraussetzungen  bei  den  Ertragssteuern  zu  erfüllen,  anch  die  auswärtige  Concurrenz 
nicht  hemmend  einwirkte. 

Dies  und  anderes  Aehnliche  unter  den  Verhältnissen  des  wirklichen  Wirtschafts- 
lebens erklärt  es,  dass  Grundsteuern  selten  oder  gar  nicht.  Gebäudesteuern  doch  auch 
nicht  so  allgemein,  als  angenommen  wird,  wenn  auch  nach  „Wohnungscoujuncturen“ 
oftmals,  Gewerbesteuern  wenigstens  nicht  sicher,  Couponsteuern  bei  Seitens  des  Gläu- 
bigers unkündbaren  Obligationen  überhaupt  nicht  über-(in  letzterem  Fall  rück-)gewälzt 
werden  und  der  Verkehr  sich  eher  durch  Steueramortisation,  also  durch  Ueberwälzung 
des  Kapitalwcrths  der  Steuer  auf  den  Besitzer,  als  durch  Ueberwälzung  auf  den  Preis 
des  Products  hilft. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  wie  weit  ich  mit  der  Auffassung  von  v.  Falck 
und  Kaizl  a.  a,  0.  Uber  die  Zugehörigkeit  der  Steuern  zu  den  „Ausgaben  aus  dem 
Einkommen“,  statt  zu  den  „Auslagen  für  die  Erwerbung  des  Einkommens“  Ubercin- 
stimmc.  Ich  gehe  darin  nicht  so  weit,  wie  insbesondere  Kaizl. 

Die  weitere  Ausführung  Kaizl's  Uber  die  Steuer  als  „Ausgabe  aus  dem  Ein- 
kommen“, welche  so  nur  den  Beitrag  des  Einzelnen  zu  den  Kosteu  des  Staats  u.  s.  w. 
und  damit  für  die  Erfüllung  der  Bedingungen  der  eigenen  Existenz  des  Besteuerten 
bilde,  ist  nicht  unrichtig,  aber  gehört  m.  E.  nicht  zu  dieser  Frage  der  Ueber- 
w'älzung.  Ihre  Hierherziehung  klärt  in  dieser  Frage  hier  nichts,  sondern  verwirrt  eher. 

§.  153.  — B.  Regeln  für  die  Ueberwälzung  einzelner 
Steuerarten. 

Wie  bemerkt,  hier  jetzt  wesentlich  nur  thesenartige  Sätze,  ohne  speciellerc 
Begründung,  unter  Hinweis  für  letztere  auf  die  Erörterungen  dieses  ganzen  Abschnitts 
und  auf  die  speciellc  Steuerlchre. 

1.  Personal-  (directe  Kopf-,  Familien-,  Classen-,  Einkommen-, 
Vermögenssteuern),  einschliesslich  derjenigen  indirecten  Verbrauchs- 
steuern (innere,  Finanzzölle),  welche  im  Preisaufschlag  der  be- 
treffenden Waaren  dem  „Consumenten  “ (daher  z.  B,  auch  dem 
„Arbeiter“)  zugewälzt  sein  sollten,  sind,  soweit  es  sich  dabei  um 
allgemeine  Staats  steuern  handelt,  von  dem  Steuerzahler  oder, 
letzteren  Falls,  vom  Steuerträger  in  der  Praxis  selten  tiberwälzbar; 
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jedenfalls  aber  nur  unter  langsam  und  schwierig  sich  vollziehenden 
und  schwer  berechenbaren  Vorgängen;  wenn  es  sich  um  „Arbeiter“ 
und  „kleine  Leute“  handelt  auch  nur  unter  mehr  oder  weniger  be- 
denklichen und  selbst  bedenklichsten  Voraussetzungen. 

Bei  der  Kritik  der  Verbrauchssteuern  und  des  dabei  gepflegten  Ueberwälzungs- 
Optimismus  wird  dies  näher  nachgewiesen  werden.  — Anders  kann  cs  sich  bei  Ge- 
meindesteuern der  genannten  Art.  z.  B.  auch  bei  Üctrois,  welche  in  den  Preisen 
auf  die  Consnmcuten  uberwälzt  sind,  verhalten.  Hier  kann  sich  durch  Ab-  und  Zn- 
zug  der  Bevölkerung,  besonders  der  Arbeiter,  eine  Ueberwälznug  leichter  vollziehen. 

2.  Ertrags-,  insbesondere  Real  steuern  (Grund , Gebäude-,  Ge- 
werbe , Kapitalrentensteuern)  sind  an  sich  auf  die  Preise  der  Producte 
wohl  Uberwälzbar,  aber  unter  Voraussetzungen,  welche  sich  bei  den 
einzelnen  Arten  in  sehr  verschiedenem  Maasse  verwirklichen  kiinnen 
und  werden. 

S.  vorigen  Paragraphen.  So  kaum  bei  agrarischen  Grund-  und  bei  Gewerbe- 
steuern. Pie  Fortwälzung  von  Gebäudesteuern  (auf  Mietpreise)  wird  unter  gewissen 
Bedingungen  der  Bevölkerungsbewegung,  des  Gangs  des  Baugeschäfts  und  der  Woha- 
ungsr.opjuuctur  eher  eimreten.  aber  bei  entgegengesetzter  Bewegung  auch  durch  Rück- 
wälzung ncutralisirt  werden.  Die  Kapitalrentensteuer  des  Kapitalisten  und  Gläubigers 
lässt  sich  wohl  auf  den  Schuldner  mittelst  Zinserhöhung  fortwälzen,  aber  nicht  so  all- 
gemein und  sicher,  wie  öfters  angenommen  wird  (Stein)  In  der  Form  der  Coupon- 
Steuer.  — eine  eben  nur  in  gewissen  Fällen  anwendbare  Form  — kann  sie  vom 
Gläubiger  auf  den  Schuldner  unmittelbar  nicht  überwälzt  werden. 

Gerade  bei  diesen  Ertragsstenern  ist  dagegen  in  der  Praxis 
mit  der  Möglichkeit  der  Steueramortisation  zu  rechnen,  in- 
dem die  Steuer  (bez.  die  Steuertiberbllrdung  oder  Prägravation) 
auf  den  Kapitalwerth  der  Ertragsquelle  (des  Ertragsobjects)  rück- 
wirkt, eventuell  der  kapitalisirte  Betrag  der  Steuer  von  diesem 
Werth  bei  Besitzwechsel  (Verkauf,  Erbgang)  abgezogen  wisd. 

Bei  völlig  gleichmässiger  Ertragsbesteuerung  aller  Kapitalanlagen  ist  das  zwar 
nicht  zu  erwarten.  Aber  diese  Voraussetzung  besteht  eben  regelmässig  in  der  Praxis 
nicht,  weder  in  Betreff  der  einzelnen  Steuern  im  Verhältniss  zu  einander,  — wo  nament- 
lich der  Leihzins  gewöhnlich  nicht  so  hoch  besteuert  ist  und  vor  Allein  nicht  so  sicher 
getroffen  wird  als  der  Ertrag  von  Immobilien  und  Gewerben  — als  auch  innerhalb 
der  Objecte,  welche  zu  Einer  Steilerart  gehören.  Eine  „reelle  Vermögensbesteuernm;" 
droht  daher  leicht  bei  Realitäten  und  hei  Werthpapieren,  einschliesslich  nicht  Seitens 
des  Gläubigers  kündbarer  Obligationen,  aus  der  Grand-,  Gebäude-,  Couponsteuer,  auch 
wohl  aus  der  Gewerbesteuer  (besonders  soweit  sie  den  Realitätenertrag  mit  trifft)  her- 
vorzugehen. — (Vgl.  Schäffic,  Steuerpolitik  S.  173  ff.,  193  ff.  Weiteres  in  den  be- 
züglichen Erörterungen  hei  den  directen  Steuern  [besonders  der  Leihzinssteuer]  in 
meiner  Abhandlung  Uber  diese  Steuern  im  Schönberg 'sehen  Handbuch.) 

3.  Erbschaftssteuern  sind  nicht  Uberwälzbar:  ein  Vor- 
zag. S piel ge winn steuern  sind  wohl  häufig,  aber  doch  nicht 
unbedingt  unüberwälzbar  (rückwälzbar  auf  den  Spielhalter).  Bei 
selbständigen  Steuern  auf  den  Conjuneturengewinn,  z.  B.  des 
Grundeigenthmns,  wäre  dagegen  mit  der  Ucberwälzungstendenz 
mittelst  Rückschlags  auf  den  Preis  mehr  zu  rechnen. 
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4.  Bei  Verkehrssteuern  sind  die  Fälle  zu  unterscheiden, 
die  Ueberwälzungsverhältnisse  liegen  danach  verschieden,  aber  öfters 
zweifelhaft. 

Stenern  aut'  Rechtsgeschäfte  zwischen  verschiedenen  Personen  ^Besitzwechscl 
von  Immobilien . Waarcu,  Werthpapieren,  Verträge)  sind  uberwälzbar  und  «erden  je 
nach  den  Oonjuncturcn,  Gescbäftsverhältnisseu,  ökonomischer  Stellung  und  Stärke  der 
Bethciligtcn  bald  ganz  vom  Einen,  bald  vom  Anderen,  bald  von  Beiden  in  Quoten, 
eventuell  vertragsmässig,  getragen  werden ; eine  steuerpolitisch  bedenkliche  Seite,  weil 
das,  was  im  concrctcn  Fall  geschieht,  nicht  allgemein  vorauszuseheu  ist  — Manche 
Verkehrsatenern  anderer  Art.  z.  B.  auf  Urkunden  dcclarircnden  Inhalts  oder  einseitiger 
Verpflichtung  (Wechsel)  werden  gowerbestenerartig  wirken  und  uberwälzbar  sein,  aber 
unsicher,  wie  Ertragssteuern.  — 

5.  Innere  Verbrauchssteuern,  welche  sich  an  den  Pro- 
ductiousbctrieb  anschliessen  (Salz-,  Tabak-,  Zucker-,  Ge- 
tränkesteuern), sind  regelmässig  als  indirecte,  welche  auf  den  Käufer, 
bez.  Consumenten  mittelst  Preisaufschlags  tiberwälzt  werden  sollen, 
geplant.  Diese  Ueber-  oder  Fortwälzung  kann  gelingen,  nament- 
lich in  einem  geschlossenen  Wirtschaftsgebiet  und  auch  sonst, 
wenn  angemessene  Einfuhrzölle  auf  Concurrenzartikcl  des  Auslands 
bestehen,  und  gelingt  auch  wohl  häutig  und  mehr  oder  weniger, 
auch  ganz  vollständig.  Aber  auch  andere  Wirkungen  sind  nicht 
unmöglich  und  werden  öfters  eintreten  an  Stelle  der  Fortwälzung 
auf  den  Preis  oder  in  verschiedener  Weise  combinirt  mit  ihr. 

So  Rückschläge  auf  alle  bei  Production,  Vertrieb,  Transport  dos  Steuorobjects 
und  dor  zu  seiner  Herstellung  dieucuden  Stolle  beschäftigten  Personen,  auf  deren 
Gewinne.  Löhne,  Uiitcrnchmungserträge.  Nicht  rniuder  sind  Combinationen  von  Wir- 
kungen letzterer  Art  und  auf  Preise  mit  solchen  auf  die  Qualität  u.  s.  w.  möglich. 
Endlich  können  gerade  hier  die  Wirkungen  auf  die  verschiedcucu  einzelnen  Pro- 
ductionsbctricbe  verschieden,  anders  für  die  schwächereu  als  für  die  stärkeren  sein; 
je  nach  Umständen,  besonders  bei  gewissen  Rcstcueruugsmcthoden,  Abwälzungen,  auch 
wie  bei  Ertragssteuern  Steueramortisationen  eintreten. 

Weiterwälzungen  solcher  Steuern,  welche  einmal  im  Preise  des  Artikels  auf  den 
Consumenten  fnrtgewälzt  sind.  Seitens  dieser  Steuerträger  auf  Andere,  z.  B.  der 
Arbeiter  auf  Arbeitgeber  und  Käufer  und  Consumenten  der  Arbeitserzeugnisse  sind 
schwierig  und  practisch  wohl  nur  selten,  auch,  wie  schon  gesagt,  an  bedenklichste 
Voraussetzungen  gebunden. 

Das  lässt  sich  mit  dem  deductiven  Verfahren,  weun  es  richtig  gchandhabt  wird, 
ablcitcn.  Ein  guter  Beleg  ist  das  Ergebniss  der  schönen  und  feinen  statistischen 
Untersuchung  von  Schanz  Uber  diu  baiorischc  Malzsteucr:  cs  ergiebt  sich,  „dass  die 
Wirkung  einer  Verbrauchssteuer  eine  mannigfaltige  ist.  Von  einem  glatten  ein- 
fachen Process  kann  absolut  keine  Rede  sein.  Die  verschiedenen  Möglichkeiten  der 
Ceberwälzung,  wie  Verschlechterung  der  Qualität,  verbesserte  Production  in  Verbin- 
dung mit  ürossbetrieb , Kürzung  des  Gewinns  beim  Prodocenton  und  Ausschänker, 
Steigerung  der  Preise,  kommen  alle  tbatsächlich  vor  und  cs  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  alle  gleichzeitig  im  einzelnen  Falle  bruchstückweise  Zusammenwirken.  In  der 
Regel  wird  aber  die  Wirknng  vorzugsweise  nach  der  einen  oder  anderen  Richtung 
vor  sich  gehen.  Man  kann  jedoch  nicht  behaupten,  da-ui  die  Uebcrwälzitng  im  Preise 
auch  nur  die  Mehrheit  der  Fälle  bilde".  (Schmollcr's  Jahrbuch  1SSI,  S.  603.1 

Besonders  complicirte  und  eigenthüinliche  Verhältnisse  der  Bildung  des  Inlands- 
preises eines  Verbrauchssteuerartikels  und,  davon  abhängend . der  mehr  oder  minder 
hohen  e.irectivcn  Besteuerung  der  Gonsumentcu,  kommen  in  Folge  der  vcrschicdenon 
Bestouernngsmethode , verschiedenen  Einrichtung  (und  Bemessung  der  Steuerrückver- 
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gute nren  bei  der  Ausfuhr  (drawbacls,  Exportbonifikationen'  uud  der  tiew&hrunz  und 
Berechnungsweise  oli'euer  oder  verhüllter  Ausfuhrptämien  vor.  so  bei  Zucker,  Spiritus. 
Diese  Puncte  sind  in  der  neueren  Spccialliteratur  Uber  diese  Steuern  mit  berücksichtigt 
»•orden,  besonders  in  den  Schriften  von  Lexis  (französische  Ausfuhrprämien),  von 
r.  Kaufmann  (Zuckerindustrie),  J.  Wolf  (Branntweinsteuer,  Zuckersteuer).  S.  z.  B. 
von  letzterem  die  Ausführungen  in  der  Tübinger  Zeitschrift,  B.  SS,  uud  im  Finanz- 
arcliiv  B.  Ul.  mit  Versuchen  der  Berechnung  der  schliesslichen  ctt'ectivcn  inländischen 
Steuorbclastung  des  Zuckers,  wie  sie  sich  unter  dem  Einfluss  des  Auafuhrprämien- 
Sj’stcms  ergiebt.  Vgl.  auch  Fin.  III,  §.  147  (Zucker  in  England),  §.  266  11'.,  271  ff. 
(dsgl.  in  Frankreich). 

6.  Innere  Verbrauchssteuern  in  Monopolform  (Tabak,  Salz 
u.  s.  w.)  haben  den  grossen  Vorzug,  das  Ueberwälzungsproblem 
einfach  und  sicher  zu  lösen,  indem  sie  gestatten,  im  Monopolpreise 
den  Consumenten  genau  mit  dem  beabsichtigten  Steuersätze  zu  be- 
lasten. Für  die  Weiterwälzung  solcher  Steuern  gilt  dasselbe  wie 
von  derjenigen  anderer  innerer  Verbrauchssteuern  und  Zölle. 

7.  Fi  na  uz- Einfuhrzölle  ftlr  Artikel,  welche  ausehliesslieh 
aus  dem  Ausland  bezogen  werden,  wie  früher  fast  alle,  jetzt  noch 
viele  Colonialwaaren,  oder  für  Artikel,  deren  inländische  Coneurrenz- 
producte  genau  der  gleich  hoben  Steuer  unterliegen,  werden  wohl 
in  der  Kegel  den  Inlandspreis  um  den  Zollsatz  voll  und  ganz  er- 
höhen, selbst  noch  uni  mehr  als  das,  soweit  weitere  „Auslagespesen“ 
(Zinsen  u.  dgl.)  dem  Kaufmann  mit  zu  vergüten  sind. 

Doch  können  zeitweilig  Rückschläge  in  Haudelsconjunctuicn,  verfehlte  Specu- 
lationcn  auch  dem  Kaufmann  beiue  Zollauslagen  tbeilweise  oder  selbst  einmal  ganz 
unvergütet  lassen.  Ferner  ist  bei  hohen  Zollen  nnd  bei  grosserer  Bedeutung  des  In- 
landsabsatzes fUr  das  Productionsgebiet  und  ftlr  den  Welthandel  immerhin  eine  Keaction 
auf  den  Preis  im  Auslande  und  auf  die  (jewinnc  der  Producenten.  Händler.  Trans- 
portunternehmungen nicht  ausgeschlossen,  wenn  auch  iu  allgemeinerer  Weise  und  auf 
die  Dauer  nicht  sehr  wahrscheinlich.  S.  oben  §.151.  • 

8.  Verbrauchssteuern  in  F orm  von  Thorsteuern  odcrOctrois 
auf  Artikel , welche  nnr  ausserhalb  des  Orts  erzeugt  oder  bei  Er- 
zeugung im  Orte  wirklich  genau  derselben  »Steuer  unterliegen,  sind 
ähnlich  wie  Finanzzölle  zu  beurtheilen,  d.  h.  sie  werden  in  der 
Regel  den  Ortspreis  um  ihren  vollen  Satz  erhöhen. 

Doch  sind  auch  hier  Modificationcn  dieser  Wirkung  nicht  ausgeschlossen,  z.  B. 
in  Folge  von  Reactionen  der  Steuer  auf  den  Preis  ausserhalb,  auf  Betriebsverhältnisse 
in  Production  und  Handel  (Concentratiou). 

9.  Schutzzölle  auf  ludustriecrzeuguisse  und  vollends  auf 
Agrarproductc  des  Auslands,  welche  auf  dem  inländischen  Markt 
mit  heimischen  Artikeln  concurriren,  haben  regelmässig  nicht  ein- 
fache Wirkungen,  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Inlandspreise,  sondern 
mehr  oder  weniger  complicirte. 

8.  §.  151.  Die  Tendenz  zu  einer  Erhöhung  der  Inlandspreise  für  die  einge- 
fnhtten  nnd  weiter  selbst  für  die  inländischen  Waaren  besteht,  aber  wie  weit  sie  sich 
vollzieht,  hängt  von  mancherlei  verschiedenen  Umständen  ab.  Eine  theilweise  Ueber- 
wälzung dieser  Zolle  auf  das  Ausland,  auf  den  Kaufmann,  mehr  noch  den  Fracht- 
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fubrer  und  den  Produccuteii  kann  eintreten,  besonders , wenn  das  Ausland  sich  den 
Absatz  zu  erhalten  suchen  muss  und  sucht.  Die  Entwicklung  der  inländischen  Pro- 
duction (Rübenzucker!)  kann  allmälig  auch  das  allgemeine  Weltmarkt-Preisniveau  mit 
beeinflussen  (technische  Fortschritte!).  So  sind  wieder  mannigfaltige  verschiedene, 
zeitweilige  und  bleibende  Wirkungen  möglich  und  mehr  oder  weniger  wahrscheinlich, 
darunter  auch  solche,  welche  die  Belastung  der  Consumentcn  mit  dem  /oll  auf  beben 
oder  vermindern.  Die  verschiedene  Lage  der  Unternehmungen  in  der  Industrie  und 
Landwirtschaft,  die  leichtere  Betriebsconcentration,  grössere  Beweglichkeit  des  Kapi- 
tals, kürzere  Dauer  des  Kapitalumschlags , stärkere  Beeinflussung  der  Unternehmer 
durch  rein  wirtschaftliche  Erwägungen,  bessere  Buch-  und  Rechnungsführung, 
grössere  Transportfähigkeit  der  ludustrieproducto,  grössere  Einheitlichkeit  von  Markt- 
nnd  Preisbildung  u.  v.  a.  m.  in  der  Industrie  verglichen  mit  der  Landwirtschaft 
wird  die  allgemeinere  Einwirkung  eines  Schutzzolls  auf  den  Inlandspreis  regelmässig 
mehr  bei  Industrieproducten  als  bei  Agrarproducten  erwarten  lassen.  Aber  im  con- 
creten  Fall  mögen  die  verschiedensten  Umstände  auch  eine  Modification  dieses  Schlosses 
veranlasset!. 

Auch  dieser  kurze  Ueberblick  der  Ueberwälzungsverbältnisse 
bei  einzelnen  Steuerarten  bestätigt  das  Ergebniss  der  früheren  Er- 
örterungen Uber  die  Ueberwälzung  int  Allgemeinen,  wie  es  in  §.  150 
zusammengefasst  wurde:  „es  ist  nicht  möglich,  die  Wirkungen  im 
Voraus  allgemein  sicher  festzustellen  oder  selbst  nachträglich  sicher 
zu  ermitteln“. 

IX.  — §.  154.  Wirkungen  von  Steuererlassen.  Die 
allgemeinen  Regeln  der  Ueberwälzung  und  die  hier  abgeleiteten 
speciellen  bei  einzelnen  Steuerarten  tinden  auch  auf  die  umgekehrten 
Vorgänge,  uemlich  auf  die  Wirkungen  von  Aufhebungen  und 
Ermässigungen  bestehender  Steuern  in  entsprechender  Weise 
Anwendung.  Auch  hier  sind  die  Verhältnisse  nur  viel  complicirter, 
die  Wirkungen,  z.  B.  auf  Preisverminderung  bei  Verbrauchssteuern, 
Zöllen,  viel  ungewisser,  besten  Falles  langsamer,  überhaupt  die 
Wirkungen  mannigfaltiger,  nicht  immer  nur  in  der  Richtung  der 
Preisbewegung  vor  sich  gehend,  als  die  ältere  mechanistische  Ver- 
kehrstheorie  angenommen  hat.  Daher  in  der  Praxis  oft  Enttäusch- 
ungen, wobei  freilich  auch  Illusionen  Uber  die  mögliche  Grösse  des  Ein- 
flusses, welche  auf  falschen  Ansichten  von  Höhe  und  bisheriger  preis- 
steigernder Wirkung  der  Steuer  beruhen,  leicht  unterlaufen.  Anderseits 
ist  die  Leugnung  jeden  günstigen  Einflusses  solcher  Maassregeln  auf 
den  Preis  u.  s.  w.  wieder  nur  eine  entgegengesetzte  falsche  Verall- 
gemeinerung von  theilweise  wahren  Sätzen  und  eine  einfache  Um- 
stellung von  Möglichkeiten,  vielleicht  Wahrscheinlichkeiten,  als 
Gewissheiten. 

Die  genaue  Ermittelung  des  Sachverhalts  bietet  bei  der  Verwickeltheit  der  cau- 
salen  und  conditioncllcn  Verhältnisse,  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Preisgestaltung,  sehr 
grosse  Schwierigkeiten.  Daher  sind  die  Ergebnisse  auch  sorgfältiger  statistischer 
Untersuchungen  immer  wieder  unsicher.  Vgl.  indessen  die  genannte  Arbeit  von 
E.  Laspoyrcs  in  der  Ucstcrreichischen  Statistischen  Monatsschrift  IS77.  — Ent- 
täuschungen über  die  Folgen  der  Aufhebung  der  Octrois  für  wohlfeilere  Preise  in 
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Belgien.  Der  Zwischenhandel  weiss  die  Steuererlasse  für  sich  auszunutzen.  Auch 
steigt  eventuell  die  Zahl  der  Zwischenhändler  und  ähnlicher  Personen  bei  einem  un- 
versteuerten Artikel,  was  wiederum  ein  genügendes  Herabgehen  der  Preise  hindert. 
S.  Uber  Belgien  v.  Kei  t zenstei  n,  in  Conrad’s  Jahrbüchern,  B.  43  (N.  F.  9,  1884), 
S.  270  ft.,  mit  Ausführungen,  welche  für  die  Ueberwälzungsfrage  auch  sonst  beaebtens- 
werth  sind.  Vgl.  auch  Neurnann  im  Schönberg  sehen  Handbuch  I,  3.  A.,  S.  289. 

X.  — §.  155.  Schlüsse  für  die  Wahl  der  Steuerarten. 
Nur  gewisse  Tendenzen  der  Ueberwälzung  lassen  sich  nach 
dem  Vorausgebenden  für  die  Besteuerung  überhaupt  und  für  die 
einzelnen  Steuerarten  ableiten  und  einigermaassen  durch  die  Er- 
fahrung bestätigen.  Auch  schon  diese  Tendenzen  sind  mannig- 
faltiger, als  die  ältere  Theorie  annahm.  Sie  vollziehen  sich  im 
wirtschaftlichen  Verkehr  auch  schwieriger,  langsamer,  werden  mehr 
gekreuzt  und  dadurch  modificirt,  als  mau  ehemals  voraussetzte.  Mit 
feinerem  deductiven  Verfahren  und  unter  Beihilfe  methodischer  Be- 
obachtungen und  statistischer  Untersuchungen  Hess  sich  das  jetzt 
genauer  nachweisen.  Im  concreten  Fall  müssen  daher  alle  Voraus- 
sagungen mit  weit  grösserer  Vorsicht  erfolgen.  Wie  beim  Rückblick 
und  bei  der  Zergliederung  der  bisherigen  Wirkungen  einer  Steuer 
öfters  nur  ein  „non  liquet“,  so  ist  für  die  Zukunft  die  Anbringung 
manches  Fragezeichens  bei  jeder  Voraussage  geboten.  Das  Alles 
ist  in  der  Frage  der  Wahl  der  Steuerarten  zu  beachten. 

Dennoch  geht  man  auch  hier  zu  weit,  in  einer  begreiflichen, 
aber  darum  noch  nicht  berechtigten  Reaction  gegen  die  absoluten 
Sätze  der  älteren,  rein  abstraet  deductiv  verfahrenden  mechanistischen 
Ueberwälzungstbeorie,  wenn  man  jeder  derartigen  Theorie,  auch 
der  geläuterten  neueren,  jeden  Werth  für  die  Wahl  der  Steuerarten 
in  Wissenschaft  und  Praxis  abspricht  und  meint,  dass  auf  diesem 
Gebiete  „nur  Ungewisses“  ausgesagt  werden  könnte.  Gerade 
gewisse  Haupttendenzen  und  die  ihre  Wirkungsweise  und 
Wirkungsrichtung  modificirenden  Momente  lassen  sich  immerhin  so- 
weit ermitteln,  dass  von  dem  Ergebniss,  wie  sonst,  so  auch  in  der 
Frage  der  Wahl  der  Steuerarten  Gebrauch  gemacht  werden  kann. 

S.  schon  oben  §.  100,  besonders  S.  244.  Auch  oben  §.  138,  139  aber  die 
literarische  Behandlung  der  Uebcrw&lzungslohro,  wo  borcits  der  reine  Skepticisinns 
abgewiesen  wurde.  Es  ist  auch  hier  dieselbe  einseitige  und  tlbertreibcndo  Reaction 
wie  bei  manchen  Vertretern  der  „historischen''  Nationalökonomie  Überhaupt,  die  den 
Wald  vor  Unter  Bäumen  nicht  sehen  und  sich  darob  wunder  wie  weise  dunkeii,  weil 
ihre  Gegner  mitunter  vor  lauter  Wald  einige  Bäume  nicht  genug  beachteten.  Dass 
die  „exactc  inductive  Forschung"  für  sich  allein  auch  nicht  gerade  viel  weiter  fuhrt, 
als  die  geriuggcschätzto  Deduction,  kann  freilich  in  der  Ueberwälzungsfrage  einmal 
ad  hominem  demonstrirt  werden. 

Aus  der  vorausgeschickten  Ueberwälzungslehie  wird  mau  zu- 
nächst für  die  Wahl  der  Steuerarten  den  Schluss  ableiten  dürfen, 
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ja  müssen , dass  gerade  wegen  der  Verwickeltheit  des 
Ueberwälzungsproblems  und  der  schwierigen  lieber* 
sehbarkeit  des  Ueberwälzun  gsprocesses  und  seiner 
Ergebnisse  die  Wahl  der  Steuerarten  ungemein  wichtig 
ist:  denn  auf  optimistisch  angenommene  genügende  Ausgleich- 
ung von  Ungleichmä8sigkeiten,  auf  eine  sich  durch 
Selbstregelung  vollziehende  richtige  Steuervertheil- 
un  g kann  man  sich  danach  gar  nicht  verlassen.  „Alte  Steuern“ 
sind  demgemäss  durchaus  nicht  immer  gut  geworden,  Mängel 
neuer  Steuern  werden  durch  Ueberwälzung  nicht  oder  nicht  aus- 
reichend ausgeglichen. 

Man  wird  daher,  eben  dieser  Verhältnisse  wegen,  die  Steuer 
arten  so  wählen,  das  Steuersystem  so  einrichten  müssen,  dass  von 
dem  unsicheren  Ueberwälzungsprocess  nicht  erst  die 
Beseitigung  von  Mängeln  in  Bezug  aul  die  richtige 
volkswirtschaftliche  Vertheilung  der  Steuerlast  auf 
die  Steuerquellen  und  in  Bezug  auf  die  richtige  Ver- 
theilurg  dieser  Lastaufdic  Steuerpflichtigen  erwartet 
wird.  Vielmehr  gilt  es,  möglichst  von  vornherein  Steuerarten  zu 
wählen,  welche  in  diesen  Beziehungen  den  richtigen  Principien  der 
Theorie  und  Postulaten  der  Praxis  entsprechen,  daher,  soweit  un- 
vermeidlich auf  Ueberwälzung  dabei  Rücksicht  zu  nehmen  ist, 
solche  Steuerarten,  deren  Ueberwälzung  überhaupt  nicht  so  leicht 
oder  mit  grösserer  Wahrscheinlichkeit  in  bestimmter  Richtung  zu 
erwarten  ist,  damit  man  die  Wirkungen  übersehen  kann. 

Kommt  man,  wie  freilich  oftmals,  mit  solchen  Steuerarten  nicht 
aus,  z.  B.  weil  ihr  Ertrag  nicht  genügt  oder  weil  sie  andere  prin- 
eipielle  oder  practische  Bedenken,  etwa  in  Widersprüchen  mit 
anderen  Steuerprincipien , bieten,  so  kann  man  allerdings  nicht 
umhin,  auch  nach  den  wahrscheinlichen  Ueberwälzungsverhältnissen 
misslichere  oder  wegen  der  Ungewissheit  dieser  Verhältnisse 
dunklere  Steuerarten  zu  wählen.  Aber  man  muss  daun  daraus 
wieder  die  Consequenzen  ziehen:  z.  B.  wahrscheinlich  nach  unten 
mehr  drückende  Steuern,  wie  manche  indirecte  Verbrauchssteuern, 
durch  nach  oben  mehr  belastende,  wie  Einkommen-,  Vermögen- 
steuern, ergänzen;  auch  die  erforderlichen  und  möglichen  Einricht- 
ungen treffen,  um  eine  gewollte  oder  nicht  gewollte,  im  Verkehr 
aber  dennoch  nicht  oder  deflnoeb  gerade  oder  nicht  genügend  oder 
in  anderer  Weise,  als  gewollt  oder  nicht  gewollt,  sich  vollziehende 
Ueberwälzung  zu  erleichtern,  zu  erschweren,  zu  compensiren. 
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Letzteres  z.  B.  durch  Einfügung  einer  anders  wirkenden  Steuerart 
als  Glied  in  das  Steuersystem. 

Vom  Standpunct  der  Ueberwälzungslehre  kann  man  dann  doch 
wohl  für  die  Wahl  der  Steuerarten,  für  die  Einrichtung  des  Steuer- 
systems und  für  die  stets  connexe  Frage  der  Bedarfsdeckung  zu 
folgenden  drei  immerhin  positiven  Ergebnissen  kommen: 

1.  Es  sind  danach  allgemeine,  gleichmässige  directe  Per- 
sonal-, (Einkommen-,  Classen-,  Vermögens-) Steuern , weil  sie 
seltener  uud  schwieriger  fortgewälzt  weiden;  ferner,  weil  sie  un- 
mittelbar unüberwälzbar  sind,  Erbschaftssteuern;  weiter  Ver- 
brauchssteuern in  Monopol  form,  weil  sie  mittelst  Preiserhöhung 
genau  in  der  beabsichtigten  Weise  den  Consumenten  belasten,  sich 
also  demgemäss  rationell  in  das  Steuersystem  einfügen  lassen,  auch 
einzelne  Verkehrssteuern,  weil  von  ihnen  Analoges  gilt, 
passende  Steuerarten. 

Weiterwälzungen  vom  Steuerzahler,  z.  B.  bei  directen  Porsonalstcuem  auf 
Arbeiter,  ,, kleine  Leute'*  sind  zwar  nicht  unmöglich,  aber  doch  auch  schwierig  und 
an  so  complicirte  Voraussetzungen  gebunden , dass  mau  darauf  schwer  bei  der  Wahl 
der  Stcucrarten  uud  der  Gestaltung  des  Steuersystems  liucksicht  nehmen  kaun.  Bei 
den  erwähnten  Steuern  dürfen  also  doch  im  Ganzen  die  Steuerzahler  als  endgiltige 
Träger  gelten.  Wäre  es  möglich,  mit  diesen  Steuern  auszukommen,  was  regelmässig 
nicht  möglich  sein  wird,  und  andoro  Bedenken,  Vcrstössc  gegen  andere  Sieuerprin- 
cipien,  welche  diese  Steuern  etwa  bieten,  bei  Seite  zu  setzen,  was  regelmässig  auch 
nicht  angeht,  so  hätte  mau  ein  Steuersystem,  bei  welchem  dio  Ueberwälzungsfrage 
keine  oder  viel  weniger  Bedenken,  als  bei  den  Systemen  der  Theorie  und  Praxis  bOto. 

2.  Directe  E rtragssteuern,  viele  Vcrkeh  rs steuern,  innere 
Verbrauchs  steuern  und  Zölle  schliessen  wegen  der  Verwickclt- 
heit  nnd  schwierigen,  mitunter  ganz  versagenden  Berechenbarkeit 
des  Ueberwillzungsprocesses  vom  Standpunct  der  Uebcrwälzungs- 
lehrc  weit  mehr  Bedenken  in  sich  ein:  sind  danach  un- 
passende oder  wenig  passende  Steuern,  die  mau  freilich 
gleichwohl  aus  anderen  triftigen  Gründen,  auch  wegen  mancher 
specifischer  Vorzüge,  nicht  entbehren  kann. 

Auch  die  Weiterwälzungen  entziehen  sich  noch  mehr  der  Controle.  Nament- 
lich die  Wirkung  auf  den  Preis  uud,  was  eigentlich  auf  dasselbe  hinausläuft,  auf 
die  Qualität  des  Products  bei  Zollen  uud  inneren  Verbrauchssteuern  ist  schwer  zu 
bestimmen,  ein  nachtheiliger  Unterschied  gegenüber  den  Monopolen,  der  mit  diesen 
Steuern  concnrrireuden  Stcuerform.  Soweit  aber  der  Preis  erhöht,  die  Qualität 
verringert  wird,  ist  bei  der  Fraglichkeit  uud  Complicirtheit  der  Weitcrwälzungen 
solcher  Steuern  vom  Consumenten  auf  Dritte,  namentlich  vorn  Arbeiter  und 
..kleinen  Mann"  auf  den  Arbeitgeber  und  roUcuds  auf  die  Käufer  der  von  diesen 
Arbeitern  hergestelltcu  Productc.  die  endgiltige  Belastung  der  Consumenten  mit 
den  betrelfcndcn  Steuerbeträgen  als  das  Moment  auzuerkenuen,  nach  welchem  bei  der 
Beurthcilnng  einer  solchen  Steuer  und  bei  der  Einführung  derselben  in  das  Steuer- 
system zu  entscheiden  ist:  doch  wiederum  ein  nicht  unwichtiges  positives  F.rgebniss 
der  Ueberwälzungslehre. 
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3.  Da  man  mit  der  erstgenannten  Steuergruppc , deren  Ueber- 
wälzungsverhältnisse  weniger  Schwierigkeiten  oder  Bedenken  bieten, 
regelmässig  nicht  allein  auskommen  kann,  da  die  zweite  Groppe 
so  mancherlei  erhebliche  Bedenken  in  Betreff  dieser  Verhältnisse 
bietet,  so  gelangt  man  folgerichtig  wieder  zu  dem  Schluss,  dass 
gerade  auch  wegen  dieser  Umstände  die  Offenhaltung 
oder  Neueröffnung  anderer  öffentlicher  Einkünfte, 
des  Gebührenwesens,  des  Privaterwerbs,  demgemäss  auch 
die  erforderliche  Erhaltung  von  öffentlichem  Eigenthum 
an  „Rentenquellen“  und  die  Vermehrung  solchen  Eigen- 
thums, unseren  früheren  Auseinandersetzungen  und  der  These 
v.  Falck's  gemäss,  empfehlenswert!)  ist. 

S.  Ein.  I,  §.  217  lind  passim,  oben  §.  76,  107,  1 08.  v.  Falck  a.  a.  0.  S.  204  ff., 
»•offegen  Koscher'»  oben  S.  334  erwähnter  Einwand,  der  auch  von  Rccensentcn 
v.  Falck's  wohl  sonst  gemacht  worden  ist,  mir  unrichtig  erscheint. 

Diese  Ergebnisse  der  Ueberwälzungslebre  werden  daher  doch 
für  die  Bildung  des  Steuersystems,  die  Wahl  der  ein- 
zelnen Steuern,  Steuerobjecte  und  Steuererhebungs- 
arten als  vielfach  wichtig  anerkannt  werden  müssen.  Fingerzeige 
geben  sie  genug  für  das,  was  rätblich  und  schädlich  ist.  Das  wird 
sich  in  den  in  Kapitel  4 und  5 und  in  der  speciellen  Steuerlehre 
anzustellenden  Erörterungen  oftmals  zeigen. 


Dritter  Hauptabschnitt. 

Die  Principien  ,der  Gerechtigkeit  oder  der  gerechten 
Steuervertheilung. 

1.  Abschnitt. 

Gerechte  Steuervertheilung  hu  Allgemeinen. 

§.  156.  Vorbemerkungen  zur  Orientirung  und  Litcraturnach- 
weisnngen. 

S.  oben  die  Vorbemerkungen  zu  diesem  ganzen  Kapital,  §.  122,  123,  in  Bezug 
auf  die  Literatur,  auf  deren  Kritik  und  auf  die  Abweichungen  meines  eigenon  Stand 
puncts  und  der  Behandlnngsweisc  der  Streitfragen,  welche  daraus  hervorgeht. 

In  der  ausdrllcklichcn  Einräumung  des  Vorrangs  der  finanzpolitischen  und 
auch  der  volkswirtschaftlichen  Steuerprincipien  vor  denjenigen  der  Gerechtigkeit 
stimme  ich  mit  Nasse,  Held  u.  A.  überein.  Aus  solcher  Auffassung  folgt  aber 
nicht,  wie  Held  anzunehmen  scheint,  dass  dio  „Gerechtigkeit“  in  der  Besteuerung 
überhaupt  ein  untergeordnetes  Moment  sei.  Das  wird  auch  nicht  dadurch  begründet, 
dass  es  „ein  einfaches  allgemein  anerkanntes  und  allgemein  anwendbares  Princip  der 
Gerechtigkeit  nicht  gebe,  wie  schon  der  nie  zu  schlichtende  Streit  darüber  beweise, 
ob  dem  Steuersystem  im  Ganzen  die  Proportion  oder  die  Progression  zu  Grunde  liegen 
müsse"  (Held,  Gutachten  über  Personalbesteuerung.  S.  24.  vgl.  auch  derselbe  in 
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C 011  rad 's  Jahrbüchern  1878,  II,  286  11.,  und  Uber  „Gerechtigkeit"  in  der  Volkswirt- 
schaft Überhaupt  in  »einem  Grundriss  für  Vorlesungen  Uber  Nationalökonomie,  2.  A., 
S.  71).  Ganz  richtig  sagt  dagegen  Nasse  (Gutachten  eb.  S.  2):  „Daraus  (dass  nem- 
lich  die  gerechte  Stcuervertheilung  nicht  der  erste,  alles  Andere  beherrschende  Ge- 
sichtspunct  seil  darf  man  aber  freilich  nicht  anderseits,  wie  es  auch  in  neuerer  Zeit 
nicht  selten  geschehen  ist . die  Folgerung  ziehen , dass  der  Gesetzgeber  der  Rücksicht 
auf  gleichmässigc  Stenerverthcilung  sich  entscldagcn  dürfe  und  dass  die  Frago,  was 
ist  gleichmässigc  Stcuervertheilung.  eine  mttssige  sei.  Vielmehr  sind  wir  durchaus 
der  Ansicht,  dass  überall,  wo  nicht  die  Erhaltung  oder  die  Zwecke  des  Staats 
bestimmte  Forderungen  stellen  — fauch  hier  räumt  Held,  Gutachten  S.  24,  zu  viel 
ein,  wenn  er  sagt,  die  Frage  nach  den  wirtschaftlichen  Interessen  der  Gcsammt- 
heit  der  Unterthanen,  der  einzelnen  Stände  (?)  und  des  Fiscus  müsse  immer  in  den 
Vordergrund  geschoben  werden]  — Gleichmässigkcit  in  der  Stcuervertheilung 
herrschen  muss  und  weisen  daher  die  Frage  nach  dem  Princip  glcichmässiger 
Stcuervertheilung  keineswegs  vou  uns  ah,  denn  ohne  einen  solchen  festen 
Richtungspunct  wurde  nicht  abznsehcn  sein,  wie  mau  eine  bodenlose  Willkür 
vermeiden  wollte."  Auch  Neu  mann  (progressive  Einkommensteuer  S.  1061  sagt 
mit  vollstem  Recht  in  Bezug  auf  das  Gcrechtigkeitsproblem  und  Heids  Einwände: 
..was  der  Gesetzgeber  von  uns  verlangen  kann,  ist,  dass  wir  uns  aus  principiclleii 
Gründen  für  bestimmte  principielle  Ziele  aussprechen.  Die  Ausführung 
bleibt  natürlich  Sache  derjenigen,  die  das  Maass  der  Ausführungsmöglichkeit  nach 
den  betreffenden  Verhältnissen  beurteilen  können.  Aber  iu  der  Idee  das  Ziel 
suchen,  das  Ideal  construiren,  das  ist  uns  [d.  h.  der  Theorie]  überlassen  und 
daran  haben  wir  fort  zu  arbeiten."  Diesen  vortrefflichen  und  durchaus  zutreffenden 
Worten  Nassc's  und  Neumanu’s  ist  nichts  hinzuzufugen. 

Was  Ucld’s  weiteren  Einwand  mit  dem  Mangel  eines  einfachen  anerkannten 
und  anwendbaren  Princips  der  Gerechtigkeit  anlaugt,  so  ist  es  eben  hier  die  Aufgabe, 
die  den  „historischen"  Nationalökonomen  besonders  nahe  liegen  musste,  alle  diese 
Fragen  der  gerechten  Stcuervertheilung  aus  dem  historischen  Staudpunctc  aufzu- 
fassen und  ferner  das  Problem  gerechter  Stcuervertheilung  in  Zusammenhang  mit 
demjenigen  gerechter  Vertheilung  des  Nationaleinkommens  zu  bringen.  Ich 
beziehe  mich  für  den  ersten  Punct  auf  die  Bemerkungen  oben  in  §.  122,  123,  für 
den  zweiten  auf  die  auch  für  die  Stoucrlchre  grundlegenden  Erörterungen  in  meiner 
„Grundlegung“,  besonders  im  2.  Kapitel  (der  1.  Ausg.,  Kap.  2 der  1.  Abth.  der  2.  Ausg.) 
über  „den  Bedarf  und  die  Einkommenlehre  vom  Vcrtheilungsstandpuncte“  §.  94  ff., 
über  die  „Conjuuctur"  §.  76  ff.,  Uber  die  Eigenthumsordnung  und  über  Kapital-  und 
Grundeigcntbum  im  5.  Kapitel  (d.  h.  in  der  ganzen  2.  Abth.  der  2.  Ausg.).  Durch 
diese  Auffassung  ergiebt  sich  eine  tbcUwcisc  verschiedene  Motivirung  z.  B.  der 
Steuerprogressiou,  der  höheren  Besteuerung  des  fundirtcu  Einkommens,  der  eventuellen 
Freilassung  des  „Existcnzminiinums“  abweichend  auch  von  Autoren,  wie  Neumann, 
sogar  v.  Scheu),  und  von  Neueren,  welche  wie  G.  Cohn,  Kob.  Meyer  gerade  gegen 
die  von  mir  aus  meiner  Grundauffassung  gezogenen  Folgerungen  polumisiren,  während 
wir  alle  eigentlich  in  den  steuerpoiitischen  Forderungen  vielfach  ttberein- 
stimmen,  jedenfalls  nicht  weit  auseinander  gehen  (3.  u.).  Nur  jene  Auffassung  ermög- 
licht cs  aber  m.  E.,  zu  einer  tieferen  und  festeren  Begründung  gewisser  Gerechtigkeits- 
postulate  und  deren  Conseijuenzen  in  der  Besteuerung  zu  gelangen  und  Heids  u.  A. 
Vorwurf  der  Willkür  abzuweisen.  Für  den  Kernpunct  der  folgenden  Abschnitte  be- 
ziehe ich  mich  daher  auch  auf  die  genannten  Particen  meiner  „Grundlegung“,  was 
ich  u.  A.  gegenüber  der  Kritik,  welche  diese  Abschnitte  finden  mögen,  ausdrücklich 
hervorhebe. 

Die  Rochtsphilosophon,  die  gerade  die  Gerechtigkeitspriucipien  iu  der  Be- 
steuerung vor  Allem  hätten  klären  müssen,  kommen  auch  hier  Uber  vage  Allgemein- 
heiten nicht  hinaus  und  verrathen  überall  den  Mangel  nationalökonomischen  Verständ- 
nisses. (S.  die  literarischen  Angaben  oben  S.  80.)  Auch  noch  neueste  Schriftsteller 
berühren  die  Stcuerfrage  kaum  oder  mit  einigen  nichtssagenden  Worten,  wie  z.  B. 
Lasson,  Rechtsphilü'.phie  (1882)  S.  675:  „Princip  (für  die  Besteuerung)  die  Gerechtig- 
keit, d.  h.  die  verhältnissmässige  Gleichheit,  und  den  Maassstab  der  gerechten  Ver- 
theilung bildet  die  Leistangsfähigkeit“,  — was  eben  eist  zu  beweisen  ist,  und  eine 
Antwort,  welche,  wie  die  erste  Smithsche  Regel,  das  ganze  Problem  noch  in  sich 
enthält.  Auf  die  Schwierigkeit  der  Durchführung  weist  Lasson  übrigens  auch  hin, 
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weshalb  der  Gesichtspunct  der  Gerechtigkeit  durch  den  der  Zweckmässigkeit  ergänzt 
nnd  modiücirt  werden  müsse.  — Auch  die  Schriften  über  Ethik  streifen  diese  prac- 
tische  Seite  des  Gerochtigkeits-  und  Sittlichkeitsprincips  höchstens,  r.  Jhering  ist 
auch  in  der  Fortsetzung  des  „Zwecks  im  Hecht"  auf  dieses  Gebiet  noch  nicht  ge- 
kommen (s.  vorige  Auflage  S.  284,  Note).  — Die  Vertreter  der  theoretischen'  Politik 
haben  die  Fragen  gleichfalls  nicht  erheblich  gefördert,  diejenigen  des  positiven 
öffentlichen  Hechts,  dann  die  Historiker  berühren  höchstens  einmal  eine  solche 
Principien frage,  deren  genauero  Erörterung  ja  auch  ausserhalb  ihrer  Aufgabe  liegt. 

Die  Nationalökonomen  und  Finanz-  oder  Steuertheoretiker  haben  sich 
zwar  regelmässig  mehr  odor  weniger  eingehend  und  scharf  mit  diesen  Fragen  ausein- 
andergesetzt, aber  bei  der  ihnen,  wenigstens  früher  allgemein,  mangelnden  histor- 
ischen Auffassung  und  bei  der  gleichfalls  fehlenden  Behandlung  dieser  principiclleu 
Fragen  der  Steuerlehre  im  Zusammenhang  mit  der  Lehre  von  der  Einkorn men- 
verthoilung  und  der  wirtschaftlichen  Hechtsordnung  sind  sie  nicht  zu 
festen  Ergebnissen  gelangt.  Gewöhnlich  steht  Behauptung  gegen  Behauptung,  z.  B. 
in  der  Controrerse  in  Bezug  auf  die  „Gleichheit  der  Opfer1.  Aus  der  nationalöko- 
nomischen Literatur  ist  daher  fast  nur  auf  Schmollor's  Grundfragen  von  Recht  und 
Volkswirtschaft , besonders  Abschnitt  IV,  auch  V (S.  94)  zu  verweisen,  wo  freilich 
die  Erörterung  zu  aphoristisch  bleibt,  dann  auf  Schmoller’s  Abhandlung  über  Ge- 
rechtigkeit in  der  Volkswirtschaft,  in  seinem  Jahrbuch,  1881,  wo  die  Frage  aber  für 
die  Besteuerung  auch  nicht  näher  verfolgt  wird.  Vgl.  sonst  noch  Mill,  B.  5,  Kap.  2. 

Aus  der  finanziellen  Literatur  s.  die  Citate  oben  in  don  §§.  122,  123. 
Zur  Literaturgeschichte  der  Gerechtigkeitsfragen:  Held,  Einkommensteuer. 

S.  121  II.;  Ncumann  in  dem  Aufsatze  „die  Steuer  nach  der  Steuerfähigkeit'',  in 
Conrad’s  Jahrbüchern,  besonders  B.  35  (N.  F.  1)  S.  531  ff.;  Robert  Meyer,  Prin- 
cipien. in  dem  ersten  literarhistorischen  Abschnitt. 

Von  Einzelnen  u.  A.  Iiau,  I,  §.  250  ff.,  ümpfenbach  1.  A.  I,  104,  118  11'., 
2.  A.  §.70  if.  passim,  Pfeiffer,  Staatseinnahmen  II,  10  und  Kap.  3 — 7;  v.  Hock, 
ölfentlichc  Abgaben,  §.  5;  Stein,  4.  A.  1,  402  ff.,  414  tf„  417  ff.,  4SI  If.,  5.  A.  passim 

1.  148  ff.,  II,  2.  S.  346  IT.,  über  die  Steuern  überhaupt,  II,  2,  S.  1 ff.;  Held,  Ein- 
kommensteuer. Kap.  5;  Neu  manu,  progressive  Einkommensteuer,  Kap.  4 und  in  dem 
genannten  Aufsatze,  auch  passim  in  seinen  anderen  Arbeiten  über  Besteuerung,  Preis ; 
Nasse  und  zum  Theil  die  anderen  Gutachter  des  Vereins  für  Socialpolitik  über  Per- 
sonalbcsteuerung;  v.  Scheel,  progressive  Besteuerung,  Tübinger  Zeitschrift  B.  31, 
S.  273:  Lehr,  kritische  Bemerkungen  zu  den  wichtigsten  für  und  wider  den  pro- 
gressiven Steucrfuss  vorgebrachten  Gründen,  Hildebrands  Jahrbücher  B.  29;  Sc  hm  oll  er, 
prcussische  Finanzpolitik,  Jahrbuch  1 877,  S.  1 10 11. ; Roscher,  Fin.  §.  45  ff. ; S chäffle , 
Steuerpolitik  passim,  besonders  S.  218'.;  Helfcrich.  im  Scbönberg’schen  Hand  buche 

2.  A.  III.  allgemeine  Steuerlehre  §.  6 ff.;  Vocke,  Abgaben  passitn,  u.  A.  (in  der 
„dritten  Stufe“  des  „Verfassungsstaates'')  S.  284  ff.,  458  ff.,  472  If. 

Näher  auf  meine  specielle  Auffassung  und  Behandlung  des  Gcrechtigkeitsprobleuis 
in  der  Besteuerung  sind  neuerlich  besonders  G.  Cohn  und  Robert  Meyer  eiuge- 
gangen.  S.  G.  Cohn,  Fin.  Buch  1.  Kap.  3,  B.  1,  Kap.  1.  derselbe  iu  der  Abhand- 
lung Uber  die  Einkommensteuer  im  Kanton  Zürich,  Conrads  Jahrbücher  B.  35  (N.  F.  1), 
wo  S.  206  ff.  eine  specielle  Polemik  gegen  meine  Trennung  der  beiden  Standpuncte 
(a.  auch  Cohn ’s  Fin.  S.  248).  auch  sonstige  Abhandlungen  Cobu’s  streifen  das  Problem, 
vgl.  u.  A.  „Ehre  und  Last  in  der  Volkswirtschaft"  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1881 
und  in  den  Volkswirtschaftlichen  Aufsätzen  (1882)  S.  267.  — Robert  Meyor’s 
Principien  der  gerechten  Besteuerung,  Abschnitt  III.  sind  die  umfassendste  Unter- 
suchung der  itn  Folgenden  erörterten  Puncto,  daselbst  in  Kap.  5 die  Ablehnung 
meiner  Auffassung  bezüglich  des  „socialpolitischcn"  Staudpuncts,  also  meiner  Moti- 
virung  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  im  wahren  Sinne  des  „Opfor- 
priucips“  (progressiver  Steucrfuss  u.  s.  w.).  nicht  ebenso  meiner  steucrpoliiischen 
Forderungen;  wie  der  Verfasser  in  einer  Selbstanzeige  in  Schmoller's  Jahrbuch  (1884, 
S.  983)  sagt:  er  „lebno  eine  solche  socialpolitische  Richtung  der  Besteuerung  (wie 
ich  sie  befürwortete'  keineswegs  ab,  bestreite  nur,  dass  darin  das  Moment  der  ge- 
rechten Steuervertheilung  liege".  — Helferich’s  Polemik  im  Schönberg'schen  Hand- 
buch (2.  A.  111,  S.  139)  wurde  schon  oben  S.  209  erwähnt  und  zurückgcwicsen. 

Im  Einzelnen  mit  vielerlei  Abweichungen  (z.  B.  in  Betreff  der  Auffassung  der 
indirecten  Steuern,  der  Monopole),  aber  doch  im  Ganzen  auf  dem  Boden  den  meinigen 
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verwandter  Anschauungen  steht  Constantin  Frantz  in  seiner  Schrift  Uber  die  sociale 
Steuerreform  (1881).  Er  will  die  Steuerreform  sogar  zur  Grundlage  der  Social- 
refortn  machen  und  sucht  überall  das  Steuerwesen  nach  seiner  socialen  Bestimmung 
aufzufassen  (Vorwort,  auch  S.  45  ff.).  Auch  wenn  die  Ausführungen  von  Frantz  zeigen, 
dass  der  Verfasser  auf  diesem  Gebiete  nicht  Fachmann  ist  und  deshalb  in  Kritik  wie 
Thesen  manche  Irrtbilmer  begeht,  kann  mau  ihm  in.  E.  doch  in  Vielem  nur  beistimmen. 

Stein  ist  mittlerweile  in  der  fünften  Auflage  seiner  Finanzwissenschaft  gegen 
gewisse  stenerpolitische  Tendenzen,  welche  aus  der  „socialen  Steuerpolitik“ 
möglichen  Falles  nnd  zum  Theii  in  der  That  hervorgehen,  in  scharfer  Polemik  auf- 
getreten, in  dem  Abschnitt  Uber  „Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismus“  (1,  148 
bis  1(10).  Auf  diese  und  andere  Stein’sche.  auch  gelegentlich  Koscher'sche  Be- 
denken habe  ich  in  umfassenderer  Ausführung  in  den  Aufsätzen  unter  dem  Titel  des 
eben  genannten  Stein'schcn  Abschnitts  geantwortet,  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1887. 
Auf  dieselben  mochte  ich  mich  auch  It.  Meyer  und  G.  Cohn  gegenüber  mit  zur  Be- 
gründung meines  Festhaltens  au  dem  schon  in  der  ersten  Auflage  in  diesen  Ab- 
schnitten (§.  396  ff.)  vertretenen  Standpuncte,  daher  für  das  Folgende,  beziehen.  Gegen 
diese  Aufsätze  sind  in  der  „Allgemeinen  Zeitung“  (August  lS^S)  einige  anonyme 
Artikel  erschienen. 

Den  Standpunct  des  unbedingten  ökonomischen  Individualismus  auch  auf  diesem 
Gebiete  nehmen  die  unglaublich  einseitigen , aber  scharfen  und  folgerichtigen  Theo- 
retiker der  deutschen  Freihandelsschule  ein,  die  Faucher,  Michaelis,  Wolff 
u.  a.  in.  S.  die  oben  S.  18  genannten  Arbeiten;  besonders  die  Debatten  auf  dem 
17.  volkswirtlischaftlichen  Congrcss  1807  zu  Hamburg,  über  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern (Volkswirtschaftliche  Vierteljahrschrift  1867,  B.  3),  im  Danziger  Congrcss 
1872  Uber  Schulgeld  (eb.  1872,  B.  3).  Gut  ausgowählte  Citate  bei  Neu  mann,  pro- 
gressive Einkommensteuer,  S.  66  ff.,  212  ff. 

Einigermaassen  hat  Cohn  Hecht,  wenn  er  meint:  „das  System  der  freien  Con- 
currenz  als  System  einer  Volkswirtschaft  ist  gerade  so  sehr  (?)  eine  Utopie  wie  das 
System  des  consequenten  Socialismus“  (Conrad's  Jahrbücher  B.  35,  S.  216).  Aber 
jene  Manchesterschule  in  England  und  Deutschland  hat  doch  immerhin  auf  dem  Ge- 
biete der  Besteuerung  wie  auf  anderen  wirtschaftlichen  Gebieten  nach  einer  An- 
näherung an  dies  System  auch  in  der  Praxis,  und  zeitweilig  nicht  ohne  Erfolg,  ge- 
strebt. Sie  wurde  dabei  gerade  durch  die  verführerische  „logische  Folgerichtigkeit“ 
ihrer  Gedanken  und  Forderungen  unterstützt  und  in  weiten , auch  politisch  gebildeten 
Kreisen  sind  in  Steuerfragen  diese  Gedanken  und  Folgerungen  noch  nicht  völlig  ver- 
drängt. weil  sie  eben  dem  gesummten  Ideenkreise  des  ökonomischen  Individualismus 
verwandt  und  daher  den  zahlreichen  bewussten  und  unbewussten  Anhängern  dieser 
Dichtung  einigermaassen  selbstverständlich  erscheinen  und  sympathisch  sind. 

Cohn  urthcilt  hier  a.  a.  0.  wie  sonst  mehrfach  über  diese  theoretische  und 
practische  Richtung  der  Freihändler  zu  abschätzig.  — Auch  die  Verbreitung  ähnlicher 
Ansichten  im  Ausland,  so  in  der  französischen  Finauzliteratur  zeigt,  dass  Cohn 
mit  Unrecht  (a.  a.  0.  S.  217)  der  „unzureichenden  Steuertheorie  der  letzten  Mcnschen- 
alter“  vorwirft,  sio  habe  überhaupt  gar  keine  Consequenz  und  die  principiellc  Ge- 
rechtigkeit fehle  ihr  einfach  deshalb,  weil  sie  zu  keinem  klar  anerkannten  Princip 
gelange.  Das  ist  eben  der  Irrthum,  den  ich  nicht  theile,  indem  ich  von  dem  „rein 
finanziellen“  Besteucrnngs- Standpunct  aus  die  frcihändlcrische  Auffassung  für 
folgerichtig  halte  (s.  unten).  Leroy-lloaulieu  (1.  A.  I,  131  ff.)  weiss  z.  B.  die 
Theorie  der  Progressivbesteuerung  einfach  nur  als  eine  „sentimentale  et  non  pas 
rationelle“  zu  characterisircn.  Auch  an  Sticheleien  über  „deutsche  Ideologie“  fehlt 
es  bei  Erörterung  solcher  Pnncte  in  der  französischen  Literatur  nicht. 

Während  nun  bei  aller  tiefen  Verschiedenheit  der  Auffassungen  doch  alle  bis- 
herigen Theoretiker  und  Practiker  darin  einig  waren,  dass  hier  überhaupt  Probleme 
der  Gerechtigkeit  im  Stonerwcscn  vorlägen,  welche  der  Eine  so.  der  Andern 
so  zu  lösen  suchte,  weil  er  dieso  Lösung  für  die  „gerechte“  hielt,  hat  sich 
Sax  in  seiner  Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirthschaft  auf  einen  völlig  anderen 
Standpunct  gestellt.  Er  findet  hier  überhaupt  gar  kein  Problem  der  Gerechtigkeit, 
die  Beweisführung  mit  Gercchtigkcitsmomcntcn  lehnt  er  daher  folgerichtig  ab  und 
glaubt,  indem  er  die  betrefienden  einzelnen  Streitfragen  in  der  Frage  nach  dum  indi- 
viduellen Ausmaass  und  der  concrctcn  Höhe  der  Steuer  zusammen  fasst,  Alles  durch 
A.  Wagner,  Ftnanawiseenschaft.  If.  2.  Anti.  25 
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die  Subsumtion  der  Steuer  unter  den  Begriff  des  ökonomischen  ‘Wort  h ungsvor- 
gangs  mit  rein  ökonomischen  Argumenten  entscheiden  zu  können  (s.  beson- 
ders §.  81 — 83  bei  Sax).  Ich  habe  dieser  Auffassung  nicht  beizutreten  vermocht, 
(s.  oben  S.  27  und  S.  29C'.  In  den  Ergebnissen  »reicht  indessen  Sax  von  mir  und 
Anderen  wiederum  nicht  so  sehr  ab. 

§.  137.  Unter  den  gegen  mich  polemisircnden  und  meine  Ansicht  kritisirenden 
Erörterungen  sind  diejenigen  von  G.  Cohn,  besonders  in  dem  genannten  Aufsatz  in 
Conrads  Jahrbüchern,  die  objectivsten , schärfsten  und  eingehendsten.  Gleichwohl 
haben  sie  mich  nicht  Überzeugt  und  im  Kern  meiner  Auffassung  m.  E.  nicht  wider- 
legt. Mehrfach  werden  mir  auch  Meinungen  imputirt,  die  ich  selbstverständlich  nicht 
gehegt  habe,  z.  B.  als  ob  ich  verkennte,  dass  in  früherer  Zeit,  vor  der  „staatsbürger- 
lichen“ Periode,  schon  von  der  Obrigkeit  auf  allgemeine  und  gleichmässige  Besteuerung 
öfters  hingezielt  worden  sei,  wie  etwa  bei  bestimmten  einzelnen  Steuern  (Beispiele 
wie  das  von  Cohn,  Conrad’s  Jahrbücher,  B.  35.  S.  215  Note,  lassen  sich  natürlich 
leicht  vermehren,  ans  den  verschiedensten  älteren  und  neueren  Perioden  und  Ländern, 
s.  schon  oben  S.  280  und  überhaupt  die  Bestimmungen  beim  „gemeinen  Pfennig“, 
Kin.  III,  §.  22).  Selbst  höhere  Belastungen  der  Reicheren,  um  Aermere  zu  entlasten, 
kommen  vor,  wie  nach  dem  alten  französischen  Steuerrechtssatz:  le  fort  portant  lc  faible. 
Aber  regelmässig  hat  die  ständische  Steuerverfassuug  Privilegien,  Exemtionen,  und 
selbst  bei  allgemeinen  Steuern,  wie  dem  gemeinen  Pfennig  (und  ähnlichen  in  England, 
Frankreich)  wird  höchstens  eine  Mitbesteuerung  Vornehmerer  in  massigem,  nicht  ein- 
mal einem  richtigen  proportionalen  Steuerfuss  entsprechenden  Betrage,  geschweige  eine 
reelle  Höherbelastung  ins  Auge  genommen:  was  eben  meine  Auffassung  bestätigt. 

Die  Unterscheidung  von  „Geschichtsepochen",  wie  der  ständischen,  absolutistischen, 
staatsbürgerlichen,  socialen  beruht  natürlich  auf  einer  gewissen  Abstraction,  aber  in 
dem  Sinne  wie  ich  und  Andere,  Lassalle,  Kodbcrtus,  Stoin  u.  s.  w.  sie  brauchen, 
lässt  sie  sich  auch  Cohn 's  (a.  a.  0.)  und  Anderer  Polemik  gegenüber  fcsthalten  und 
dient  sic  dann  zu  einer  Klärung,  welche  auf  keiuc  andere  Weise  erreicht  wird  (siehe 
meinen  genannten  Aufsatz  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1887,  S.  70  ff.  über  diesen 
Punct).  In  jeder  solchen  Epoche  treten  bestimmte  leitende  Ideen  hervor,  die 
gewiss  nicht  immer,  zumal  früher,  die  Volkswirtschaft  und  Finanzpolitik  allein  und 
bloss  folgerichtig  nach  Einer  solchen  Idee  bestimmten,  aber  dio  doch  auch  hier  die 
Hauptrichtung  beherrschten.  Den  Zeitgenossen,  wiederum  zumal  früher,  wird  das 
selten  zum  klaren,  zum  „wissenschaftlichen“  Bewusstsein  gekommen  sein.  Aber  die 
Aufgabe  gerade  der  Wissenschaft  ist  es  doch,  solche  leitende  Ideen  aus  den  einzelnen 
Thatsachcn  und  Maassregclu  abzuleiten,  herauszuschälen  und  ebenso  die  bewusst  oder 
unbewusst  dabei  als  Motive  des  Handelns  einwirkenden  Momente.  Ansichten,  Godankcn 
aufzusuchen. 

Von  einem  solchen  Bestreben  geleitet,  gelaugte  ich  zur  Unterscheidung  des 
„rein  finanziellen“  und  des  „socialpolitischcn“  Standpuncts:  fand  ich  gewisse  Ideen, 
welche  mir  von  jedem  dieser  Standpunctc  aus  die  folgerichtigen,  von  dem  anderen  aus 
folgewidrigen,  zum  Thcil  gar  nicht  zu  verstehenden  zu  sein  schienen;  gelangte  ich 
zu  der  Annahme  einer  Beziehung  der  beiden  Standpunctc  zu  dun  auch  von  mir  so  ge- 
nannten Phasen  der  „staatsbürgerlichen“  und  der  „socialen“  Epoche,  und  suchte  ich 
nun  auch  nachzuweisen,  dass  hier,  wie  immer  in  solcheu  Dingen,  eine  gewisse,  einem 
leitenden  Gedanken,  einem  Princip  immanente  Logik  die  Entwicklung  der  Besteuerung 
in  Theorie  und  Praxis  beherrscht  und  so  in  Einklang  mit  den  leitenden  Ideen  der  Epoche 
setzt,  Ideen,  welche  hier,  wie  ebenfalls  stets,  wieder  in  Einklang  mit  politischen,  sitt- 
lichen, volkswirtschaftlichen  Anschauungen  der  Zeit  sind.  Die  „rein  finanzielle"  Be- 
steuerung schien  — und  scheint  — mir  nun  in  der  Thal  durchaus  die  Gonse<iuenz  des 
Ideenkreises,  welcher  den  Inhalt  des  „ökonomischen  Individualismus“  bildet,  zu  sein. 
Diesen  Ideenkreis  haben  aber  die  „consequenten  Köpfe“  der  Freikandelssehule,  besonders 
der  deutschen,  „für  welche  ich,  nach  Cohn,  meine  Vorliebe  selten  vcrläugnc“,  allerdings 
am  Folgerichtigsten  ausgebildct  und  in  demselben  sind  gerade  sie  wieder  zu 
den  ihnen  „gerecht“  erscheinenden  stcuerpolitischcn  Forderungen  am  Folgerichtig- 
sten gelangt. 

Indem  ich  das  anerkenne  und  danach  meine  Beweisführung  einrichte,  dabei 
dieser  logischen  Folgerichtigkeit  meine  Achtung  zolle,  bcgelio  ich  aber  doch  nicht 
den  Fehler,  welchen  mir  (lohn  u.  A.  in.  vorwerfen,  die  Gerechtigkeitsforderungon 
dieser  Theoretiker  zu  billigen.  Ich  verwerfe  sie  vielmehr  im  Ganzen  und  gehe 
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darin  ja  wieder  Diesem  und  Jenem  zu  weit.  Aber  ich  verwerfe  sie  nicht  als  un- 
richtige Conscquerizcn  einer  richtigen  Theorie,  sondern  als  richtige 
Konsequenzen  einer  falschen  Theorie;  zum  Thcil  in  der  Art  argumentirend , dass 
ich  aus  diesen  Konsequenzen  gegen  die  Theorie  und  damit  gegen  die  Anschauungen, 
welche  in  der  „staatsbürgerlichen“  Periode  die  beherrschenden  sind,  Schlüsse  ziehe. 
Dabei  erkenne  ich  gerade  an.  dass  man  in  dieser  Periode  bei  der  Einrichtung  der 
Besteuerung  vielfach  anders,  und  Öfters  schon  mit  vollem  Bewusstsein  anders  verfuhr, 
als  „vom  rein  finanziellen  Standpuncte  aus“  zu  erwarten,  zu  verlangen  gewesen  wäre. 
Das  war  sachlich  richtig,  jedoch  logisch  folgewidrig,  beweist  aber  damit, 
dass  die  Voraussetzung,  die  Grundanschauung,  von  der  aus  man  zu  einer  logisch 
richtigen,  aber  sachlich  unhaltbaren  Consequenz  gelangte,  falsch  sein  muss.  Damit 
glaube  ich  das  Ungenügende  der  theoretischen  Grundlage  der  „rein  finanziellen" 
Besteuerung  erwiesen  zu  haben,  und  besser,  überzeugender,  als  sonst  gegon  die 
Konsequenzen  dieser  rein  finanziellen  Besteuerung,  wie  den  proportionalen  Steuerfuss 
u.  s.  w„  arguinentirt  worden  ist. 

Der  Identificirung  der  theoretischen  Volkswirthsch&ft  des  ökonomischen 
Individualismus  (oder  der  „freien  Concurrenz“)  mit  den  historischen  Yolkswirth- 
schaften  der  „staatsbürgerlichen“  Periode,  welche  mir  meine  Kritiker,  besonders  Cohn, 
implicitc  vorwerfen,  habe  ich  mich  dabei  durchaus  nicht  schuldig  gemacht.  In  jeder 
solchen  „Periode“,  wie  bei  dem  geschichtlichen  Zusammenhang  selbstverständlich  ist, 
ringen  verschiedene  Anschauungen  miteinander,  die  wirkliche  Entwicklung  ist  die 
Iicsultirende  aller  dieser  Einflüsse  und  Alles  vollzieht  sich  nur  im  langsamen  histo- 
rischen Fluss.  Auch  die  „Idee  der  Gerechtigkeit“  kommt  mit  den  Wandlungen,  welche 
sie  durchmaclit.  erst  allmälig  zur  Verwirklichung.  Aber  eine  Grundanschadung 
tritt  doch  auch  hier  regelmässig  wieder  besonders  hervor,  so  gerade  seit  der,  doch 
wesentlich  erst  in  dieser  Periode  erlangten  theoretischen  Durchdringung  des  Besteucr- 
ungsproblems,  die  überall,  in  Theorie  und  Praxis,  in  Motiven  und  Fassungen  der 
Steuergesetze  unverkennbare  Bestrebung,  welche  eben  dieser  Periode  allein  für  richtig 
gilt,  durch  die  Besteuerung  so  wenig  als  möglich  ändernd  in  dio  indi- 
viduelle Einkommen-  und  Vermögensvcrtheilung  einzugreifen:  daher 
die  principielle  Ablehnung  des  progressiven  Steuerfusses , der  reellen  Vermögens- 
besteuerung, die  Bedenken  gegen  Erbschaftssteuern,  gegen  höhere  Besteuerung  des 
fundirten  Einkommens;  m.  a.  W.  das  principielle  Festhalten  an  der  Proportio- 
nalbcsteuerung.  mit  einzelnen  practischen  Zugeständnissen,  wie  der  Steuerfrei- 
heit dos  Existenzminimums,  wenigstens  von  directen  Personalsteuern,  der  Verwerfung 
oder  möglichsten  Beschränkung  von  Verbrauchssteuern  auf  erste  Lebensbedürfnisse, 
mit  kopfstcuerartiger  oder  gar  umgekehrt  progressiver  Wirkung  (Salz-,  Mahlsteuer), 
der  Annahme  von  Dcgrcssirscalcn  bei  Einkommensteuern,  aber  um  so  mehr  unter 
Ablehnung  der  Progressivscala  von  einer  gewissen  Einkommenhöhe  an  und  der  Fest- 
haltung des  Proportional fusses  für  alles  Einkommen  darüber  hinaus. 

Erst  durch  Hiuzukommen  ganz  anderer  Ideen,  „socialer“  oder  „social- 
politischer“,  werden  auch  andere  steuerpolitischc  Ziele  begründet  Diese 
Ziele  und  die  ihrer  Verwirklichung  dienenden  Forderungen  und  Maassregelu  beruhen 
aber  eben  auf  einer  anderen  Auffassung  vom  Richtigen  und  Gerechten  in  der  Volks- 
wirtschaft und  in  Betrolf  der  Verteilung  der  Steuerlasten  in  der  Staatsgesellschaft. 
Diese  andere  Auffassung  ist  wieder  die  Konsequenz  einer  kritischen  Stellungnahme 
zu  den  Ergebnissen  des  auf  dem  Boden  der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung  des 
freien  Concurrenzsystcms  sich  im  privatwirthschaftlichen  Verkehr  vollziehenden  Ein- 
kommen- und  Vermögens-Vcrtheilungsprocesses.  Von  diesem  kritischen  Standpuncte 
aus  lehnt  man  nicht  mehr  Steuern  und  Steuereinrichtungen  principiell  ab,  welche, 
richtig  verstanden,  allerdings,  wie  die  Progressivscala,  die  reelle  Vermögenssteuer 
u.  s.  w. , die  ökonomische  Wirkung  haben,  ändernd  in  die  individuelle  Einkommcn- 
und  Vermögensverteilung  einzugreifen,  weil  man  diese  Wirkung  principiell 
nicht  mehr,  wie  ganz  folgerichtig  auf  dem  anderen,  dem  früheren  Standpuncte, 
ablehnt,  sondern  gerade  sie  für  richtig  und  gerecht  hält.  — 

Ueber  die  Wahl  des  Namens  für  den  zweiten  steuerpolitischen  Standpunct 
kann  man  ja  in  Zweifel  sein.  Ich  habe  ihn  den  „socialen“  oder  „socialpoli- 
tischcn“  genannt,  neuerer  Terminologie  in  der  Nationalökonomie  folgend.  Den 
ersten,  den  „rein  finanziellen“  könnto  mau  auch  den  „individualistischen“  Stand- 
punct, nach  derselben  Terminologie,  nennen. 
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Der  Ausdruck  „social“,  „sociale  Phase“  hat  mir  von  historisch -nationalOkono- 
mischor  Seite,  mit  der  hier  üblichen  superklugen  Deberlegcnboit,  gelegentlich  den 
Vorwurf  des  „unhistorischen“  Verfahrens  eingetragen.  Denn  eine  „sociale“  Frage 
habe  es  nicht  nur  immer  gegeben,  auch  die  Besteuerung  habe  stets  ihre  „sociale“ 
Seite  gehabt,  ihre  Durchführung  und  Einrichtung  ihr  sociales  Problem  enthalten. 
Das  läugnet  kein  Verständiger,  aber  es  ist  das  nur  eine  der  vielen  wirthschafts- 
gcschichtlichcn  „Binsenwahrheiten“,  die  mindestens  nicht  mehr)  Werth  haben,  als  die 
don  „Dogmatikern“  vorgeworfenen,  — nebenbei  bemerkt,  auch  nicht  seltener  sind. 

Der  Unterschied  der  „socialen“  Frage  und  der  „socialen"  Seite  aller  Wirth- 
sebafts-,  Finanz-,  Steuerfragen  jetzt  und  früher  ist  eben  der,  dass  dank  der  ge- 
wonnenen theoretischen  Erkenntniss  des  Vcrtheilungsprocesses  im 
freien  Verkehr,  der  Stellung,  Function  und  Wirkung  des  Privateigen- 
thums an  den  sachlichen  Productionsmitteln  in  diesem  Process,  dank 
der  Feststellung  der  Vorgänge,  in  welchen  und  durch  welche  sich  dieser  Process 
vollzieht,  das  Endergebnis  des  letzteren  jener  berechtigten  Kritik  unter- 
liegt. deren  Consequenz  dann  wieder  die  „sociale  Steuerpolitik“  ist.  Die  „rein 
finanzielle“  („individualistische“)  Steuerpolitik  war  begreiflich  vor  der  Gewinnung 
dieser  theoretischen  Erkenntniss.  entsprach  daher  auch  den  Anschauungen  Uber  das 
Wirtschaftsleben  in  der  „staatsbürgerlichen“  Epoche.  Mit  der  Verbreitung  jener 
Erkenntniss  ringt  sich  überhaupt  die  „sociale“  Phase  durch  und  wird  das  auch  in 
der  Steuerpolitik  thun.  Allen  früheren  „socialen“  Strömungen  gegenüber  ist  die 
moderne  ..sociale  Phase“  wegen  dieser  Erkenntniss  und  deren  Folge,  der  kritischen 
Stellungnahme  zu  den  Ergebnissen  des  Vcrtheilungsprocesses,  etwas  Grundverschie- 
denes, — eine  Verschiedenheit,  welche  durch  die  fundamentalen  zwei  weiteren  Ver- 
schiedenheiten der  modernen  Verhältnisse  von  allen  früheren  Perioden  nach  der 
Seite  ihrer  practischen  Bedeutung  noch  mehr  gesteigert  wird:  durch  die  moderne 
Productionstechnik,  mit  der  keine  frühere  einen  Vergleich  aushält  und  welche 
wieder  das  Zufallen  ihrer  Ergebnisse  zumeist  an  die  Privateigentbümer  der  sachlichen 
Productionsmittel  so  misslich  erscheinen  lässt,  und  durch  das  auf  allgemein  ver- 
breiteter Elementarbildung  beruhende  Classenbcwusstscin  der  unteren, 
arbeitenden  Ständo.  An  den  Consequenzen  aller  solcher  durchaus  modernen 
Verhältnisse  kommt  man  in  Volkswirtschaft  und  Finanzen  auf  die  Dauer  nicht  vorbei; 
die  „sociale  Steuerpolitik“  ist  nur  eine  dieser  Consequenzen,  aber,  in  diesem  Zu- 
sammenhang erfasst,  auch  erst  hinreichend  begründet,  m.  E.  allein  erst  begründet, 
während  alle  anderen  „Begründungen“  der  einzelnen  Puncte  dieser  Politik  doch  nur 
auf  Opportunitätserwägungen  und  höchstens  auf  Billigkeitsgcsichtspunctcn  beruhen. 
Die  Richtigkeit  dieser  Erwägungen  und  Gesichtspunctc  bestreite  ich  nicht,  ich  bediene 
mich  ihrer  selbst  mit  zur  Beweisführung,  aber  ich  halte  sie  allein  nicht  für  durch- 
schlagend beweiskräftig. 

Schwach  und  unwissenschaftlich  ist  es  natürlich,  mit  dem  grossen  Haufen  blinder 
Antisocialisten , die  „bedenklichen“  Steuerforderungen,  zu  welchen  man  in  der 
„socialen  Phase“,  vom  socialpolitischen  Siandpunct  aus  kommt,  z.  B.  in  Bezug  auf 
indirccte  Verbrauchssteuern,  Steuerprogressiou.  Vermögenssteuer  u.  s.  w.  dem  „Socia- 
lisrnus“,  etwa  gar  einzelnen  „Socialisteu“,  deren  Doctrinarismus,  deren  Agitation 
zur  „Schuld“  zu  schieben.  Vielmehr  handelt  es  sich  eben  auch  hier,  wie  im  Socia- 
lismus  überhaupt,  um  gewisse  Anschauungen  und  Forderungen,  die  mit  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  der  Besitz-  und  Erwerbsverhältnisse  und  nicht 
minder  mit  der  wachsenden  Einsicht  in  den  Zusammenhang  der  Öko- 
nomischen Diugc  nothwendig  entstehen.  Namentlich  ist  hier  von  entscheidender 
Bedeutung  die  Erkenntniss  des  Einflusses  des  „Rechts“,  speciell  des  Privatrechts 
auf  die  „Wirthschaft“,  die  Erkenntniss  der  Bedingtheit  der  Yerthcilung  des  mit 
Hilfe  sachlicher  Productionsmittel  durch  die  Arbeit  gewonnenen  Ertrags  unter  dio 
bei  der  Production  betheiligten  Besitz-  und  Arbeitsclassen  und  unter  die  Einzelnen 
durch  das  Privateigcnthum  an  jenen  Productionsmitteln.  Klagcu  wider  den  „Doctri- 
narismus" derjenigen,  welche  z.  11.  der  Belastung  der  unteren  C'lasscn  mit  Uberwälzten 
indirectcn  Verbrauchssteuern  N'achtheile  uud  emlgiltige  Nachtheile  zuschreiben,  weil 
sie  eine  Weilerwälzung  dieser  Steuern  vom  Arbeiter  u.  s.  w.  auf  Dritte  bezweifeln, 
und  welche  daher,  wenn  jene  Steuern  nicht  entbehrlich  sind,  Abhilfe  durch  compeu- 
sirendc  Steuern  auf  die  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classen  verlangen,  sind  deshalb 
auch  ganz  ungerechtfertigt. 
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Nach  dem  Gesagten  glaube  ich  an  meiner  Auffassung  und  Behandlung  der 
„Gcrecbtigkeitsprincipien“,  wie  ich  sie  in  der  ersten  Auflage  (S.  282  ff.)  gab,  fest- 
h alten  za  dürfen  und  zu  müssen,  auch  Cohn,  K.  Meyer,  Helferich  u.  A. 
gegenüber. 

Immerhin  hebe  ich  aber  nochmals  herror,  dass  wir  mehr  in  den  Motiviruntrcn, 
als  im  Inhalt  und  den  praotischcn  Forderungen  der  „socialen  Steuerpolitik“ 
auseinandergehen , wenngleich  es  auch  in  letzterer  Hinsicht  nicht  an  Hitferenz- 
punctcu  fehlt. 

§.  158.  Einleitung. 

„Was  ist  das  Gerechte?“  Diese  Urfrage  des  denkenden 
Menschen  kann  auch  an  die  Spitze  der  Erörterungen  über  die 
Principien  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung  gestellt  werden, 
hier  in  der  Fassung:  „was  ist  gerechte  Besteuerung?“ 
Jene  allgemeine  Frage  eingehend  philosophisch  zu  beantworten, 
dazu  ist  natürlich  hier  nicht  der  Ort.  Es  ist  nur  daran  zu  erinnern, 
dass  alle  Schwierigkeiten  der  Beantwortung  derselben  hier  in  der 
Erörterung  der  speciellen  Frage  wiederkehren.  Merkwürdiger 
Weise  ist  dies  aber  in  der  Finanzwissenschalt  nicht  allgemein 
empfunden  worden.  Sonst  wären  nicht  manche  sehr  bestreitbare, 
mindestens  nur  sehr  relativ  wahre  Sätze  über  die  „gerechte“  Be- 
steuerung ohne  Beweis  aufgestellt  und  wäre  nicht  mit  diesen  Sätzen 
wie  mit  Axiomen  und  unmittelbar  in  der  Praxis  anwendbaren  Lehren 
operirt  worden.  Man  hätte  in  Streitfragen  auch  öfters  eingesehen, 
dass  man  sich  nicht  verständigen  könne,  weil  man  schon  im  Aus- 
gangspunct,  in  der  Grundanschauung  Uber  das,  was  in  der  Be- 
steuerung „gerecht“  sei,  abweiche  und  deshalb  nothwendig  in  den 
C'onsequenzen,  in  der  Aufstellung  bestimmter  „Gerechtigkeitsforder- 
ungen“ lür  die  Besteuerung  gleichfalls  auseinander  gehen  müsse. 

Für  unsere  Zwecke  in  der  Finanzwissenschaft  und  in  der 
Steuerlehre  ist  es  nun  vor  Allem  nothwendig,  genügt  cs  aber  auch, 
sich  über  folgende  drei  Puncte  klar  zu  werden:  Uber  die  histo- 
rische Relativität  der  „Steuer-Gerechtigkeit“,  über  die 
Abhängigkeit  des  Urtheils  bezüglich  der  letzteren 
von  dem  Urtheil  Uber  unser  privatwirthschaftliches 
Concurrenzsystem  (§.  159  ff.)  und  schliesslich  auch  Uber  den 
Einfluss  von  Arbeitstheilung  und  Technik  auf  die  An- 
wendung der  Gerechtigkeitspostulate  in  der  practischen  Ausge- 
staltung und  Durchführung  der  Besteuerung  (§.  161). 

I.  Relativität  der  Steuer-Gerechtigkeit. 

Auch  das  „Gerechte“,  wie  alles  „Sittliche“  überhaupt, 
ist  nichts  Absolutes,  sondern  etwas  zeitlich  (historisch) 
und  örtlich  Relatives,  durch  die  Cultur  des  Volks  Bc- 
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dingt  es.  Von  der  „Gerechtigkeit“  in  der  Besteuerung  gilt  das 
in  besonderem  Maasse. 

Wir  dürfen  daher  auch  nicht  unsere  moderne  Anschauung  zum  allgemein  gü- 
tigen Maassstab  anderer  Zeiten  und  Vülkor  nehmen.  Die  ehemaligen  ständischen 
Steuerfreiheiten  und  Privilegien  z.  B.  stehen  im  Einklang  mit  den  gesammten  Rechts- 
verhältnissen jener  Zeit,  mit  der  eigenthtlmlichcn  ständischen  Gliederung  der  Bu- 
vdlkerung.  Sie  sind  für  jene  Periode  nicht  kurzweg  „ungerecht“  zu  nennen,  selbst 
in  dem  Falle,  wo  es  sich  um  wahre  Steuerfreiheiten  (§.  120)  handelte. 

Wir  fassen  jetzt  die  Frage  der  „gerechten“  Besteuerung  nur 
für  unsere  moderne  Cultur-  und  Recbtsperiode  ins  Auge.  Hier 
können  wir  in  der  That  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit  und 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  als  Axiome  der  Gerechtigkeit  in 
unserem,  modernen  Sinne  betrachten,  welche  mit  unserem  Be- 
griff der  persönlichen  und  politischen  (staatsbürgerlichen)  Freiheit 
und  Gleichheit  gegeben  sind,  d.  h.  wir  verstehen  sie  „indivi- 
dualistisch“, von  Einzelnem  zu  Einzelnem,  so  dass 
jeder  Einzelne,  im  Princip  wenigstens,  als  Glied  der  staat- 
lichen u.  s.  w.  Gemeinschaft,  steuerpflichtig  ist,  nach  dem  Grund- 
satz der  Allgemeinheit,  und  alle  Einzelnen  untereinander 
„gleichmässig“  besteuert  werden,  — im  Unterschied  von  der 
„ständischen“  Periode,  wo  die  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung  in 
der  vertrag8mässigen  Regelung  zwischen  Fürst  und  Ständen  und 
in  der  Vereinbarung  Uber  die  Verthcilung  der  Steuerlast  unter  den 
Ständen  gefunden  ward,  daher  eventuell  in  der  allgemeinen  und 
gleichmässigen , jedenfalls  der  verabredeten  Belastung  von  Stand 
zu  Stand. 

Aber  nicht  nur  bleiben  hier  grosse  Schwierigkeiten  bei  der 
Anwendung  dieser  einfachen  Axiome  auf  die  practischen  Steucr- 
probleme  bestehen : es  ist  öfters  auch  in  der  blossen  Theorie 
schwierig,  die  richtige  und  consequente  Anwendung  zu  bezeichnen. 
Und  noch  mehr,  auch  wenn  die  „Gerechtigkeit“  an  sich  für  unsere 
Periode  in  dem  „individualistischen“  Sinne  der  beiden  Axiome  fest- 
steht, fragt  sich  doch,  wie  denn  nun  beide  Sätze  zu  verstehen 
seien,  was  „allgemeine“  und  vollends  was  „gleich massige“ 
Besteuerung  im  Sinn  der  „Gerechtigkeit“  sei. 

Denn  das  eben  ist  die  eigentliche  theoretische  Streitfrage,  deren  Beantwortung 
auch  jeder  Anwendung  der  Sätze  in  der  Praxis  voran  gehen  muss.  Diese  Beant- 
wortung ist  aber  nicht  einfach  und  nicht  unbedingt  Sie  kann  nur  historisch- 
relativ  sein,  heute  lautet  sie  anders  ais  in  der  ständischen  Gesellschaft,  bei  weiterem 
Durchringen  socialer  Auffassung  der  Einkommens-  und  Vermögensverhältnisse  anders, 
als  heute  noch  überwiegend.  Erst  allmälig  ringen  sich  veränderte,  neue  Anschau- 
ungen Ober  „Gerechtigkeit“,  wie  im  ganzen  socialen  und  wirtschaftlichen  Leben,  so 
auch  in  der  Einrichtung  des  Finanz-  und  Stcucrwescns.  zur  Geltung.  Von  besonderer 
Bedeutung  ist  hier  nun  der  folgende  Ponct  für  das  Problem  der  „Steuer-Gerechtigkeit“ 
in  unserer  Geschichtsepoche. 
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11.  — §.  159.  Die  gerechte  Steuervertheilung  im 
Zusammenhang  mit  der  Function  des  privatwirth- 
schaftlichen  Concurrenzsystems  betrachtet. 

Das  Urtheil  Uber  das,  was  „gerechte“  Besteuerung  sei  und 
was  diese  dann  in  der  Praxis  verlange,  wird  wesentlich  bedingt 
von  der  Bcurthcilung  der  bestehenden  Einkommen-  und 
V erm ögens vertheil ung,  wie  sie  sich  unter  dem  gelten- 
den Rechte  der  freien  Concnrrenz  im  privatwirth- 
schaftlichen  System  gestaltet:  daher  bei  der  heutigen  persön- 
lichen Freiheit,  bei  dem  nicht  ausschliesslich,  aber  weit  überwiegend 
vorhandenen  Privateigenthum  der  Privatwirtschaften  an  den  sach- 
lichen Productionsmitteln,  an  Boden  und  Kapital,  und  bei  der  Ver- 
tragsfreiheit. 

A.  Wer  dieses  System  als  das  unbedingt  richtige  und 
allein  gerechte  betrachtet,  wie  die  liberale  Oekonomik  der 
physiokratisch-Smith’schen  Schule  es  thut,  der  muss  folgerichtig 
auch  die  bestehende  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung,  das 
Product  dieses  Systems,  als  ganz  alleiu  richtig  und  gerecht  an- 
sehen,  — eine  Consequenz,  welche  die  schärferen  Denker  der 
Schule  auch  gezogen  und  bestimmt  formulirt  haben. 

(Grundlegung  §.  117,  121  ff.,  12G,  129,  134,  mit  den  literarischen  Noten,  beson- 
ders in  der  2.  Auflage  S.  223,  240.) 

Für  den,  der  also  urtheilt,  ist  aber  dann  auch  die  bestehende 
Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  eine  nicht  weiter  zu  discu- 
tirende  Thatsache,  welche  an  sich  und  mit  allen  ihren  ökono- 
mischen und  socialen  Consequenzen  hingenommen  werden  muss. 
Eine  dieser  Consequenzen  ist  nun,  dass  ein  und  derselbe  Ausgabe- 
betrag den  Personen  mit  verschiedener  Höhe  und  verschiedenen 
Quellen  des  Einkommens  und  Überhaupt  in  verschiedener  ökono- 
mischer Lage  einen  verschiedenen  Druck  (ein  verschiedenes  Opfer) 
verursacht  oder  umgekehrt,  dass  die  Leistungsfähigkeit  dieser  Per- 
sonen nach  diesen  ökonomischen  Momenten  dem  gleichen  Ausgabe- 
betrag gegenüber  verschieden  ist. 

Für  die  Besteuerung  ergiebt  sich  dann  die  Consequenz, 
dass  sie  an  der  als  richtig  und  gerecht  geltenden  Einkommen-  und 
Vermögensvertheilung  an  sich  möglichst  nichts  ändern  soll,  d.  h. 
dass  sie,  da  natürlich  jedem  Einzelnen  in  der  Steuer  etwas  ge- 
nommen wird,  in  den  Relationen  der  individuellen  Ein- 
kommen- und  Vermögensverhältnisse  zu  einander  nichts  ver- 
schiebt. Die  Besteuerung  wird  daher  hier  folgerichtig  auf  den 
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Zweck  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  streng  beschränkt 
und  der  früher  (§.  82)  hervorgehobene  und  in  diesem  Werk  ge- 
rechtfertigte „socialpolitische“  Zweck  der  Besteuerung  wird 
abgewiesen. 

Die  Consequenzen  dieses  Standpuncts  für  die  Auffassung  der 
„Gerechtigkeit“  in  der  Besteuerung  und  für  die  Postulate  der  All- 
gemeinheit und  Gleichmässigkeit  sind  dann  im  Wesentlichen  in 
Kürze  die  folgenden. 

Am  Characteristischsten  uud  am  Meisten  pointirt  treten  diese  Consequenzen 
wohl  bei  einzelnen  freihändlerischen  Theoretikern,  so  auf  den  volkswirtschaftlichen 
Congrcssen  hervor  (s.  die  Citate  in  §.  156).  Die  blosse  (selbst  proportionale,  nicht 
progressive)  Einkommensteuer  wird  hier  gelegentlich,  weil  sie  eine  Verletzung  des 
Princips  von  Leistung  uud  Gegenleistung  sei,  als  „communistisch“  oder  als  „dicht 
an  die  Grenze  des  Communismus“  streifend  bezeichnet.  Aehnlich  in  Frankreich  (selbst 
nach  1S71  noch!)  Thiers. 

Dio  einzelnen  Sätze  im  Text  finden  ihre  Erläuterung  und  Kritik  in  den  spä- 
teren Abschnitten. 

1.  Die  Allgemeinheit  wird  wörtlich  genommen,  daher 
ist  insbesondere  jeder  Staatsangehörige,  einerlei  ob  sein  Ein- 
kommen gross  oder  klein,  ob  Renten-  oder  Arbeitseinkommen  u.  s.  w. 
int  Princip  steuerpflichtig.  Keine  Steuerfreiheit  des  sogenannten 
Existenzminimums  (§.  167). 

2.  Die  Gleichmässigkeit  wird  als  „gleiche  Verhältniss- 
mässigkeit  der  Steuer  zum  Einkommen“  aufgefasst,  d.  h. 
im  Princip  soll  ein  Jeder  die  gleiche  Quote  Steuer  von 
seinem  Einkommen  entrichten:  „Proportional“ -Besteuerung 
oder  der  gleiche  Procentsatz  von  allem  Einkommen,  also 
Abweisung  der  „Progressi v -“Besteuerung  d.  h.  des  stärker 
als  das  Einkommen  steigenden  Steuerfusses  für  grösseres 
Einkommen.  Auch  gleiche  Besteuerung  des  Arbeite-  und 
Renteneinkommens  und  Schonung  des  einzelwirthschaftlichen 
Vermögens-  und  Kapitalbesitzes,  daher  Beschränkung  der  Be- 
steuerung auf  die  Quelle  des  Einzel -Einkommens. 

Vermögens-  und  Kapitalsteuern  (wenigstens  als  Kegel,  also  von  abnormen 
Zeitverhältnissen  abgesehen,  §.  132,  134)  demnach  nicht  als  eigentliche  (reelle) 
solche  Steuern,  welche  das  Vermögen  bez.  Kapital  des  Einzelnen  vermindern,  sondern 
nur  eventuell  als  nominelle  Vermögenssteuern,  welche  bloss  Formen  der  Ein- 
kommensteuer sind.  Streng  folgerichtig  auch  die  Ablehnung  jener  Begründung 
der  Progressivbesteuerung  des  grösseren  Einkommens  uud  der  höheren  Be- 
steuerung des  Ken tencinkommens  mit  dem  Hinweise  auf  diu  „grössere  Leistungs- 
fähigkeit" der  Bezieher  dieses  Einkommens  oder  auf  den  „geringeren  Druck",  das 
„kleinere  Opfer“,  des  gleichen  Steuerbetrags  für  diesen  Einkommenbezicher  im  Ver- 
gleich zum  ärmeren : denn  diese  allerdings  unbestreitbaren  Thatsachen  der  grösseren 
Leistungsfähigkeit  und  des  geringeren  Steuerdrucks  sind  wieder  nur  Consequenzen 
der  bestehenden  Einkommen-  und  Vermögensverthciluug,  an  welcher  nichts  verändert 
werden  soll  und  darf,  eben  solche  Consequenzen  wie  die  vorerwähnte,  dass  der  gleiche 
Ausgabebetrag  Personen  ungleichen  Einkommens  verschieden  trillt.  Eben  deshalb  er- 
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scheint  auch  von  diesem  Standpunkte  aus  Neumann's,  Scheel’s  u.  A.  „Begründung“ 
der  Progressivbesteuerung,  so  richtig  sie  an  sich  ist.  nicht  beweiskräftig  und  der 
Einwand  der  Gegner  nicht  unrichtig.  Die  Progressivbesteuerung  und  die  höhere 
Besteuerung  des  Kenteneinkommens  ist  vielmehr  hier  nicht  principicll  an  sich, 
sondern  nur  zur  Ausgleichung  etwaiger  umgekehrt  progressiv  wirkender  Be- 
steuerung des  kleinen  und  des  blossen  Arbeitseinkommens  (z.  B.  in  Folge  starker 
Verbraochsbesteuerung)  zu  rechtfertigen , — freilich  hier  auch  vom  Standpunct  „ge- 
rechter“, d.  h.  hier  wahrer  Proportionalbesteueruug  zu  verlangen. 

Der  mit  diesen  Ansführnngen  vorläufig  wohl  genügend  er- 
läuterte Gesichtspnnct  bei  der  Besteuerung  kann,  zum  Unterschied 
von  dem  folgenden,  der  reiu  finanzielle  oder  fiscalische, 
allenfalls  auch  der  individualistische  genannt  werden.  Die 
Gerechtigkeit  der  gezogenen  Folgerungen  für  die  Allgemeinheit  und 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  ist  nicht  anzufechten,  wenn  man 
die  Prämisse  zugiebt:  die  Richtigkeit  und  Gerechtigkeit  der  Ein- 
kommen- und  Vermögensvertheilung  im  privatwirthschaftlichen  System 
der  freien  Concurrenz.  Die  Consequenzen  stehen  und  fallen  mit  der 
Prämisse. 

B.  Diese  Prämisse  ist  jedoch,  jedenfalls  wenigstens  in  dieser 
Allgemeinheit,  wie  die  liberale  Oekonomik  sie  aufstellt,  nicht  als 
richtig  anzuerkennen. 

S.  Näheres  zur  Kritik  iu  meiner  Grundlegung  a a.  0.  Die  Behauptung  der 
Schule,  dass  die  bestehende  Einkommen-  und  Vcrmögensvertheilung  richtig  und  gerecht 
und  allein  richtig  und  gerecht  sei,  weil  sie  das  Product  der  freien  Concurrenz,  ist 
eines  Tbeils  eine  petitio  principii,  anderen  Theils  ignorirt  sie  völlig  den  Ein- 
fluss der  geschichtlich  überkommenen,  in  das  System  der  freien  Concurrenz 
als  „wohlerworbene  Rechte“  herüber  genommenen,  aber  auf  ganz  anderer 
Rcchtsbasis  entstandenen  Privat-Besitzverhältuisse.  (Grundlegung  §.  124,  125,  299  ff., 
313  ff.,  369  ff) 

Die  Consequenz,  welche  für  die  Besteuerung  gezogen  wird, 
dass  nemlich  jene  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  in  ihren 
Relationen  der  Einzeleinkomuien  und  Vermögen  zu  einander  ein 
Noli  me  tangere  sein  müsse,  ist  daher  in  dieser  principiellen 
Allgemeinheit  unrichtig.  Es  darf  und  muss  vielmehr  noch  ein 
zweiter  Gesichtspnnct  neben  dem  rein  finanziellen  lür  die  Be- 
steuerung aufgestellt  werden:  der  socialpolitische,  kraft  dessen 
die  Steuer  nicht  nur  Mittel  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs, 
sondern  zugleich  ein  solches  Mittel  dazu  ist,  welches  in  die  bei 
freier  Concurrenz  entstandene  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung 
corrigirend  mit  eingreift. 

(Grundlegung  §.  99,  105.  besonders  in  der  2.  Auflage,  und  oben  §.  S2.)  Es 
hat  dies  namentlich  in  der  Weise  zu  goschohen,  dass  zwischen  Ökonomischem  „Ver- 
dienen“ und  „Gewinnen  aus  Conj  uncturen"  möglichst  unterschieden  wird 
— ein  practisch  schwieriges  Problem  bei  der  Flüssigkeit  der  Grenzcu  dieser  zwei 
Erwerbe,  aber  ein  in  dein  practisch  genügenden  Maasse  nicht  unlösbares  Problem. 
Es  ist  ferner  auch  im  gewöhnlichen  Ökonomischen  Erwerbsprocess  der  Erwerb  aus 
Arbeit  und  der  Rontoubezug  (Grund-  und  Kapitalrente)  mehr  zu  unterscheiden 
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und  die  Thatsachc  zn  berücksichtigen,  dass  der  grössere  Erwerb  und  die  Verinögens- 
bildung.  welche  er  ermöglicht,  regelmässig  neben  der  persönlichen  Leistung  das  Mit- 
spielen des  Factors  „Glück“  im  grösseren  oder  geringeren  Maasse  bedingt.  Weiter 
kann  erst  von  diesem  socialpolitischen  Standpnucte,  nicht  schon  von  dem  finanziellen 
aus,  jene  an  sich  unbestreitbare  Thatsacho  der  grösseren  Leistungsfähigkeit  des 
höheren  vor  dem  geringeren  ebenso  wie  des  Renten-  vor  dem  Arbeitsein- 
kommen in  der  Besteuerung  gerechte  Beachtung  finden.  Ond  endlich  rechtfertigt  sich 
von  diesem  Standpuncte  aus,  wenigstens  uach  den  sich  durchringenden  Anschauungen 
unserer  Epoche  (§.  157),  auch  die  principicllc  Begünstigung  derClassen  mit 
kleinem  und  unsicherem  nnd  blossem  Arbeitseinkommen  in  der  Besteuerung, 
z.  B.  mittelst  gewisser  Steuerbefreiungen;  Maassregeln,  welche  dann  nothwendig  auf 
eine  höhere  Besteuerung  der  wohlhabenderen  Classen  hinaustaufen,  aber  socialpolitisch 
ebenso  gerechtfertigt  sind,  wie  die  bereits  so  vielfach  erfolgende  Herstellung  öffent- 
licher Einrichtungen  für  die  unteren  Classen  (z.  B.  im  Schulwesen)  ohne  deren  ent- 
sprechende Belastung,  nur  aus  allgemeinen  öffentlichen  Mitteln.  (S.  u.  g.  183  ff.) 

Die  Conseqnenzen  dieses  socialpolitischen  Standpancts  für  die 
Postulatc  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  sind  im  Wesent- 
lichen kurz  etwa  die  folgenden. 

1.  Die  Allgemeinheit  wird  nicht  wörtlich  genommen,  auch 
nicht  für  die  Staatsangehörigen.  Es  kann  vielmehr  die  Befreiung 
der  Personen  mit  kleinem,  namentlich  Arbeitseinkommen  von  Steuern 
überhaupt  oder  von  gewissen  Steuern  (z.  B.  directcn  Einkommen- 
steuern) eintreten  (sociale  Forderung  der  Steuerfreiheit  des 
Existenzminimums,  §.  167).  Und  zwar  wird  eine  Steuerfreiheit 
hier  nicht  nur,  wie  auch  von  dem  ersten  Standpuncte  aus  selbst- 
verständlich ist,  zur  Ausgleichung  anderer  höherer  Steuern,  sondern 
an  sich  gerechtfertigt,  um  die  „kleinen  Lentc“  ökonomisch  reell 
zu  entlasten  und  relativ  geringer  als  die  wohlhabenderen 
zu  besteuern. 

2.  Die  Gleichmässigkeit  wird  hier  verstanden  als  „Be- 
steuerung möglichst  im  Verhältnis  zu  der  in  stärkerer 
Progression  als  das  absolute  Einkommen  (und  Vermögen) 
steigenden  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit“.  Da- 
her hier  die  principielle  Forderung  der  Progressivbesteuerung 
des  höheren  Einkommens,  d.  h.  der  stärker  als  dies  Einkommen 
steigenden  Besteuerung  und  Abweisungder  blossen  Proportional- 
besteuerung.  Ferner  höhere  Besteuerung  des  fundirten  oder 
Kenteneinkommens  (oder  kurzweg  des  Besitz einkommens)  als 
des  Arbeitseinkommens.  Zu  diesem  Zweck  demnach  abermals 
eventuell  Progression  mit  Unterscheidung  der  Einkomrocnquelle, 
oder  neben  der  sonstigen,  insbesondere  auch  der  gewöhnlichen 
Einkommenbesteuerung  noch  ergänzende  eigentliche  Luxus- 
oder  allgemeine  Vermögens-  bez.  Kapital  steuern,  diese  zu- 
nächst als  Formen  höherer  Einkommensteuer.  Weiter  Streben 
nach  solchen  Steuern  oder  nach  solcher  Einrichtung  allgemeiner 
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Steuern,  mittelst  deren  die  E xtra besteueruDg  des  zufälligen,  per- 
sönlich ökonomisch  „unverdienten“,  aus  „Conjuncturenge- 
winnen“  u.  s.  w.  herrUhrenden  Erwerbs  getroffen  wird  (gewisse 
Besitzwechselsteuern,  Börsensteuern  n.  dgl.). 

Streng  genommen  erscheint  ancli  die  Erbschaftssteuer  nur  von  diesom  zweiten, 
sociaJpolitisclien  Standpuncte  aus  principiell  gerechtfertigt.  Denn  die  ganze  Eigen- 
thums-  und  Erbordnung  wird  hier  nicht  als  etwas  Selbstverständliches,  vom  Staate  im 
Grunde  Unabhängiges  angesehen,  wie  in  der  Grundanscbauung  der  liberalen  Ückonomik. 
sondern  wesentlich  als  Product  der  rechtsbildenden  Thätigkcit  der  im  Staate  repräsen- 
tirten  Volksgemeinschaft. 

Endlich  können  hier  auch  eigentliche  (reelle)  Vermögens- 
und  Kapitalsteuern,  welche  nicht  bloss  das  Einkommen  treffen, 
ernstlich  in  Frage  kommen,  wie  denn  die  Erbschaftssteuer  schon 
eine  solche  ist. 

Die  grundsätzliche  Rechtfertigung  dieses  socialpolitischen 
Besteuerungsgesichtspuncts  und  seiner  practischen  Conserjuenzen 
für  die  von  ihm  aus  „gerechte“  Einrichtung  der  Besteuerung  ge- 
hört nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  den  grund- 
legenden Theil  der  National-  oder  Socialökonomie  (siehe 
oben  §.  156,  157). 

§.  160.  Für  die  hier  behandelte  Frage  von  der  „Gerechtig- 
keit“ der  Besteuerung  oder  genauer  gesagt  der  Steuervertheilung 
ist  nun  besonders  zu  beachten,  dass  es  von  jedem  der  beiden 
Gesichtspuncte  aus,  dem  rein  finanziellen  und  dem 
socialpolitischen,  eine  „gerechte“  Besteuerung  giebt, 
die  sich  freilich  wesentlich  verschieden  gestaltet.  Viele  wichtige 
Streitfragen  würden  sich  sehr  vereinfacht  haben,  wenn  man  sich 
darüber  klar  gewesen  wäre.  Von  jedem  dieser  Gesichtspuncte  aus 
gelangt  man  daher  auch  zu  einem  zwar  verschiedenen,  aber 
einheitlichen,  streng  logisch  folgerichtigen  und  ratio- 
nellen, der  Gerechtigkeit,  wie  diese  eben  aufgefasst  wird, 
entsprechenden  Steuersystem. 

Unser  bestehendes  Steuerwesen  in  den  Culturstaaten  und  unsere 
bisherige  Steuertheorie  stehen,  dem  Charactcr  unserer  „staats- 
bürgerlichen“ Periode  gemäss,  im  Wesentlichen  auf  dem  rein 
finanziellen  Standpuncte,  aber  — doch  schon  nicht  mehr  aus- 
schliesslich. Vielmehr  finden  sich  bereits  in  der  Praxis  einige 
Einrichtungen,  welche  eigentlich  in  Widerspruch  mit  diesem  Stand- 
puncte  sind. 

So  z.  B.  gewisse  Rücksichten  anf  ungleiche  Leistungsfähigkeit  auch  bei  gleichem 
Einkommen,  Degressivscalen  bei  Einkommensteuern,  Spielgewinuststcuern  und  Aehn- 
liches;  sehr  allgemein,  aber  einzeln  manchfach  verschieden,  namentlich,  wie  in  Deutsch- 
land bisher  meistens,  mit  Ausschluss  der  directen  Linie,  Erbschaftssteuern.  Auch  in 
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der  Kinaiizwissenschaft  sind  solche  Einrichtungen  gebilligt  und  filtere  verlangt  worden. 
Indessen  consequentere  Practikcr  und  Theoretiker,  welche  dem  System  der  freien 
Concurrenz  einmal  anhängen.  wie  die  Anhänger  der  deutschen  FTcihandelsschule, 
haben  sich  dagegen  verwahrt  und  z.  B.  gewisse  Folgerungen  aus  dem  Princip  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  als  ungerecht  und  als  „Etappen  zum  Socialis- 
mus und  Communismus“  verworfen.  Wenn  trotzdem  Praxis  und  Theorie  solche 
., socialistische  Velleititen“  immer  mehr  begehen,  so  liegt  darin  implicite  die  Aner- 
kennung. dass  der  rein  finanzielle  Steucrgesichtspunct  allein  für  sich  nicht  mehr 
haltbar  ist.  sondern  einer  Berichtigung  durch  den  socialpolitischen  bedarf.  Diejenigen, 
welche  dies  bestreiten  und  doch  für  Progressivbesteuerung,  Erbschaftssteuern  u.  dgl.  m. 
principiell  — also  nicht  nur  zum  Ausgleich  umgekehrter  Progressivbesteuernng 
der  unteren  Classen  durch  Verbrauchssteuern  u.  s.  w.  — plaidiren,  möchten  hier  nicht 
ganz  folgerichtig  verfahren.  Dies  gilt  wohl  selbst  von  Neu  mann,  wenn  er  auf  der 
anderen  Seite  gegen  Held  und  dessen  (allerdings  mit  dessen  sonstiger  Steuertheorie 
kanm  vereinbare)  These  polemi-irt.  dass  durch  die  Besteuerung  der  Gegensatz  zwischen 
den  socialen  Ständen  gomildcrt  werden  solle.  (Progressive  SteucrS.  99.  womit 
S.  104  nicht  in  Einklang.)  So  reicht  z.  B.  die  Begründung  der  Progressivbesteuerung 
des  höheren  Einkommens  als  einer  Forderung  der  Gerechtigkeit  nicht  aus.  wenn  sie 
nnr  mit  dem  Hinweis  auf  die  grössere  wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit  dieses  Ein- 
kommens. auf  den  höheren  Betrag  des  „freien“  Einkommens,  auf  die  Thatsache  ge- 
führt wird,  dass  bei  höherem  Einkommen  eine  kleinere,  bei  niedrigerem  eine  grössere 
Quote  auf  den  nothwendigen  Bedarf  des  Einzelnen  oder  der  Familie  versendet  werden 
muss:  Alles  ganz  richtige  und  wichtige  Facta,  welche  in  der  Beweisführung  mit  zu 
brauchen,  aber  ftlr  die  Besteucrungsfrago  nicht  entscheidend  sind,  weil  sic  als  blosse 
Consequenzen  der  bestehenden  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  und  des  privat- 
wirthschaftliehen  Vcrkchrssystems  mit  diesen  Verhältnissen  und  Einrichtungen  einmal 
gegeben  sind. 

Richtiger  ist  das  offene  Zugeständniss,  dass  der  social- 
politische Standpunct  auch  hier  in  der  Besteuerung 
principiell  berechtigt  ist.  Er  ringt  sieb  aber  auch  unabhängig 
von  der  Stellung  der  Theorie  im  Volksbewusstsein  und  daher  in 
der  Besteuerung  zur  Geltung  empor,  wie  sich  aus  manchen  An- 
zeichen ergiebt.  Es  bestätigt  sich  dadurch  nur  wieder  der  Eintritt 
einer  neuen,  der  „socialen  Phase“  der  Besteuerung,  welche 
durch  die  ganze  moderne  Entwicklung  der  Culturvölker  bedingt 
ist  (§.  157). 

Unvermeidlich  erlangt  dadurch  die  Frage,  was  in  der  Be- 
steuerung „das  Gerechte“  sei,  eine  andere  Antwort,  als  in  der 
bisherigen  „Periode  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit“, 
in  welcher  die  Antwort  auf  jene  Frage  selbst  wieder  anders  als 
in  der  vorhergehenden  „ständischen  Periode“  lautete.  Der  ganze 
Begriff  der  „Gerechtigkeit“  verändert  sich  und  offen- 
bart sich  damit  überhaupt  wieder  als  ein  historischer 
Begriff.  Je  mehr  dies  geschieht  und  im  Volksbewusstsein,  daher 
im  Recbtsgeftihl  der  Nation  zur  Geltung  kommt,  desto  grössere 
Veränderungen  in  der  Besteuerung,  bez.  in  der  Steuervertheilung 
werden  eintreten,  um  die  Postulate  der  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mässigkeit  in  der  neuen  Weise  zu  verwirklichen. 
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S.  Stein,  4.  A,  I,  4M  ff.,  Schmoller,  preussischc  Finanzepochen  S.  113,  die 
nur  Beide  die  Frage  in.  E.  noch  etwas  zu  klein  und  nur  in  Beziehung  auf  einzelne 
Steuerfragen  (Steuerfreiheit  des  Existonzminimums,  Kampf  gegen  indirectc  Besteuerung, 
progressiver  Steuerfuss),  nicht  im  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  Process  der  Ein- 
kommenverthcilung  und  der  historischen  Veränderung  der  Rechtsbasis  dafür  auffassen. 

In  den  folgenden  Abschnitten  Uber  Allgemeinheit  und  Gleichinässigkeit  der 
Besteuerung  wird  wie  schon  in  den  fr&beren  Erörterungen  Uber  Einkommen-  und 
(eigentliche)  Kapitalbesteuerung  stets  der  rein  finanzielle  und  der  social- 
politische Gesichtspunct  für  die  Verwirklichung  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung 
unterschieden  werden. 

III.  — §.  161.  Der  Einfluss  der  Entwicklung  der 
privatwirthschaftlichen  Arbeitsteilung  und  der 
Technik  auf  die  Anwendung  der  Principien  der  All- 
gemeinheit und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

Ein  bisher  noch  sohr  wenig  beachteter  Punct.  Am  Besten , Schärfsten  und 
Geistvollsten  wieder  Kodbertus  in  seinen  Aufsätzen  Uber  Nationalökonomie  des 
classiscbcn  Alterthums.  Näheres  erst  im  4.  Kapitel  vom  Steuersystem. 

Bei  der  practischen  Verwirklichung  der  beiden  Postulate  der 
Gerechtigkeit  muss  endlich  auch  auf  die  eintretenden  Veränderungen 
in  der  Arbeitstheilung  und,  vielfach  in  Wechselwirkung  damit, 
in  der  Technik  der  Production  Rücksicht  genommen  werden. 
Die  Besteuerung  hat  sich  demgemäss  immer  zu  verändern,  um 
gerecht  zu  werden  oder  zu  bleiben:  eine  besonders  schwierige 
Aufgabe. 

Wie  zu  diesem  Zweck  zu  verfahren  ist,  muss  in  der  Lehre  von  der  Bildung  und 
Entwicklung  des  Steuersystems  und  der  Steuerarten  (Kapitel  4)  näher  erörtert  werden. 
Hier  genügt  es,  einigu  Hauptpunctc  mehr  beispielsweise  hervorzuheben.  Es  ist  dabei 
an  den  Satz  in  g.  111  anzuknüpfen,  dass  das  Steuersystem  mit  der  Gestaltung  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  Zusammenhänge 

Je  einfacher  die  Wirthschaftsverhältnisse,  je  weniger  ent- 
wickelt die  Arbeitstheilung,  je  mehr  eine  einzige  oder  wenige  wirt- 
schaftliche Beschäftigungen  von  allen  Familien  betrieben  werden 
und  je  gleichmässiger  dabei  die  Technik  ist,  desto  einfacher  kann 
auch  die  Besteuerung  sein,  ohne  gegen  die  beiden  Grundsätze  der 
Gerechtigkeit  wesentlich  zu  verstossen. 

Gleiche  Personalsteuern,  gleiche  Grundsteuern  für  gewisse  agrarische  Einheiten 
(Kufeusteuern)  entsprechen  hier  einigermaassen  diesen  Grundsätzen.  Die  Einkommen- 
und  Vermögensverschiedenheit  ist  nicht  so  bedeutend  bei  der  Masse  der  berechtigten 
Volksgenossen.  Ausser  dem  Ackerbau  werden  noch  wenig  andere  Gewerbe  selbständig 
berufsmässig  betrieben;  Rohstofferzeugung  und  Verarbeitung  („Fabrikation“)  sind  in 
Einer  W'irthschaftscinheit  verbunden  lautike  Oikenwirtbscbaft,  mittelalterliche  und  noch 
neuere  Bauernwirthschaft,  ehemalige  Frohnhofwirthschaft).  Die  Productionstechuik  ist 
im  Ganzen  bei  Allen  die  gleiche,  z.  B.  im  Ackerbau  in  dem  allgemein  Üblichen  Feld- 
system, daher  eine  wesentliche  Verschiedenheit  des  Verhältnisses  von  Roh-  und  Rein- 
ertrag in  den  einzelnen  Wirtbschaften  nur  nach  Bodengute,  was  leichter  annähernd 
berücksichtigt  werden  kann.  Das  Nationaleinkommen  vertheilt  sich  noch  in  verhält- 
nissmässig  einfacher  Weise  als  Einzeleinkommen.  Namentlich  kann  eine  rohe  allge- 
meine Grundsteuer  diese  Einkommen  relativ  leicht,  sicher  und  genügend  gleichmässig 
treffen.  Die  weite  Verbreitung  solcher  Steuern  (neben  etwaigen  Personalsteuern , die 
sich  bei  gewissen  Classenabstufungcn  mit  der  Grundsteuer  verbinden  können)  in  älteren 
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Zeiten  und  in  Ländern  auf  der  Stufe  des  „Agriculturstaates“.  die  lange  Dauer  dieser 
Stenern  ohne  wesentliche  Veränderung  und  das  Fehlen  anderer  direeter  Stenern  er- 
klärt sich  gewiss  auch  mit  daraus,  dass  eine  derartige  Besteuerung  nicht  allzu  sehr 
den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  widerspricht.  Die  älteren  dirccten  Steuern  auf 
dem  Lande,  die  „Contributionen“  u.  dgl.  m.  in  deutschen  Ländern  und  anderswo  noch 
bis  in  das  vorige  und  selbst  hie  und  da  bis  in  das  19.  Jahrhundert  hinein  sind  Bei- 
spiele, nur  dass  die  Unvcrändcrlichkcit  oder  ungenügende  Veränderung  der  Kataster 
und  der  Repartitionsmaassstäho  bei  den  alltnälig  und  in  verschiedenen  Gegenden 
io  ungleichem  Maasse  eingetretenen  Veränderungen  dann  zu  Verstässen  gegen  die 
gerechte  Steucrverthcilung  führten.  (Vgl.  Fin.  III,  §.  34,  38 — 40,  46—48,  55,  59, 
82,  117.)  Weiteres  unten  §.  204  If. 

Mit  der  Auflösung  der  alten  Wirthschaftsverhältnisse  und  mit 
der  Entwicklung  der  Productionstechnik  wird  Alles  anders:  unver- 
ändert bleibende,  in  der  angegebenen  Weise  ganz  einfach  ver- 
anlagte Steuern  werden  nun  immer  mehr  ungleichmässig. 

So  im  Altcrtbum  mit  der  Auflösung  der  agrarisch -industriellen  und  selbst 
-mercantilen  Wirtschaftseinheit  des  Oikos  (mit  Sclarcnbetrieb),  damals,  im  Mittelalter 
und  vollends  in  der  Neuzeit  mit  der  Trennung  ländlicher  und  städtischer  Arbeit,  mit 
der  Trennung  von  Rohstoffgewinnung.  Stoffverarbeitung  und  Handel  und  mit  der  Aus- 
bildung selbständiger  Berufe  dafür  sowie  mit  der  weiteren  Berufsarbeitstheilung  inner- 
halb der  Gewerbe,  des  Handels,  mit  dem  Emporkommen  selbständiger  liberaler  (Erwerbs-) 
Berufe,  auch  mit  der  Scheidung  von  „Kapital  und  Arbeit“. 

Hier  wird  neben  der  einfachen  alten  Grundsteuer  eine  weitere 
Reibe  von  direeten  Ertrags-  und  Personal-  oder  Einkommensteuern 
und  selbst  von  indirecten  Verbrauchssteuern  nothwendig,  um  das 
Einkommen  anderer  Classen  als  der  Grundeigentümer  und  Bauern 
zu  treffen.  Das  verlangt  auch  die  Gerechtigkeit,  denn 
jetzt  zersplittert  sich  das  Nationaleinkommen  in  immer  mehr  ver- 
schiedenartigere Einzelcinkommen , es  diiferenzirt  sich  qualitativ 
und  quantitativ  stärker  und  dem  muss  sich  die  Besteuerung  durch 
entsprechende  Specialisirung  anpassen. 

Die  Geschichte  der  Steuerarten,  z.  R.  im  altrömischen  Kaiserreich  wie  in  der 
Neuzeit,  liefert  auch  den  Beleg  für  diese  Tendenz  nach  Spccialisirung  der  Besteuerung 
in  Folge  der  Specialisirung  der  Erwerbsberufe.  Die  Entwicklung  der  Technik  und 
dio  verschiedene  Technik  in  ein  und  demselben  Gewerbe,  namentlich  auch  beim 
Ackerbau  (Ackerbausysteme),  bei  verschiedenen  Wirthschaftcrn  macht  aber  ferner  die 
eine  einfache  Steuer,  z.  B.  die  alte  Hufensteucr,  oder  die  Flächen-Grundsteuor  unzu- 
lässig, gerade,  auch  vom  Standpuncte  der  verthcilenden  Gerechtigkeit  aus.  Daher  hier 
die  Steuerreformen,  z.  B.  die  feineren  Katastersysteme  der  Grundsteuer,  der  Classen- 
schematismus  der  Gewerbesteuer. 

Je  weiter  diese  ökonomische  und  technische  Entwicklung  geht, 
desto  weniger  reicht  daher  eine  einfache  Besteuerung,  etwa  gar  in 
Form  einer  „einzigen  Steuer“  aus,  um  die  beiden  Postulate  der 
Gerechtigkeit  zu  erfüllen;  desto  manchfaltiger  und  wechselnder 
muss  vielmehr  die  Besteuerung  werden.  Die  Steuergeschichte  be- 
stätigt diesen  Satz  auch  durch  ihre  Thatsachen.  Er  steht  freilich 
in  Widerspruch  mit  manchen  modernen  Anschauungen  und  Forder- 
ungen in  Bezug  auf  möglichste  „Einfachheit“  der  Besteuerung. 
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Eine  solche  Einfachheit  scheitert  ohnehin  an  den  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  und  nnt  Finanzbedarf  des  entwickelten  Gemein- 
wesens. Sie  wtlrde  aber  vollends  in  unserer  heutigen  Gestaltung 
des  privatwirthschaftlichen  Systems  auch  der  Gerechtigkeit 
nicht  entsprechen. 


2.  Abschnitt. 

Die  Allgemeinheit  der  Besteuerung. 

§.  162.  Vorbemerkungen  und  Literatur.  Die  „Allgemeinheit“  der  Be- 
steuerung ist  von  den  neueren  Finanzthcoretikern  gewöhnlich  ausdrücklich  neben  der 
„Gleichmässigkcit“  als  Princip  und  Postulat  der  Gerechtigkeit  aufgestellt  worden,  z B. 
von  Kau  I.  §.  250,  von  Umpfcnbach  1.  A.  I,  105.  Aber  meistens  hat  man  sich 
bisher  damit  begnügt,  die  nächst  liegenden  Conscqucnzcn  für  die  Besteuerung  aller 
Staatsbürger  aus  dem  Princip  zu  ziehen,  ohne  sich  der  weiteren  grossen  Schwierig- 
keiten einer  conscquenten  Durchführung  desselben  schon  in  der  Theorie,  geschweige 
in  der  Praxis,  auch  nur  klar  bewusst  zu  werden.  So  wird  denn  nur  etwa  die  gesetz- 
liche Steuerfreiheit  bevorrechteter  Stände  verworfen  und  deren  gesetzliche  Beseitigung 
verlangt.  Dabei  musste  nur  mehr  beachtet  werden , dass  man  es  hier  gerade  mit 
einer  cbaracteristischen  Kcchtsforderung  in  der  „staatsbürgerlichen  Periode“  beim 
Uebergang  aus  der  „ständischen“  zu  tbun  hat.  Ebenso  wird  etwa  die  Frage  der 
Freiheit  der  ärmereu  Classcn  von  gewissen,  namentlich  von  dirccten  Pcrsonalsteuern 
aus  dem  Gcsichtspunct  der  Billigkeit  und  der  stcuertcchnisclien  Zweckmässigkeit  er- 
örtert. Eine  tiefere  Auflassung  dieser  Frage  vom  historischen  und  socialpolitisclieu 
Standpnnctc  aus  unterbleibt  jedoch.  In  der  „allgemeinen“  Steuerlehre  fehlt  somit 
bisher  eine  genügende  Untersuchung  des  Princips  der  Allgemeinheit  grösstenthcils, 
selbst  bei  den  neuesten  und  besten  Autoren.  Das  ist  aber  ein  Mangel,  welcher  durch 
das  gelegentliche  Eingehen  auf  die  Frage  bei  einzelnen  Steuern  in  der  „speciellcn“ 
Steuerlehre  nicht  gehörig  ersetzt  wird. 

Kau,  I,  §.  250,  beschränkt  sich  z.  B.  auf  wenige  Worte  und  cinigo  geschicht- 
liche Daten.  Bereits  eingehender  Umpfcnbach.  2.  A.  §.  "2 — 76.  Roscher  be- 
rührt die  Frage  der  Allgemeinheit,  „soweit  es  nöthig  scheint“  (S.  187,  Note  5),  über- 
haupt nnr  bei  den  Steuerfreiheiten,  in  §.  64,  aber  cs  ist  viel  weiter  „nöthig".  Etwas 
mehr  giebt  Helferich,  allgemeine  Steucrlchre  im  Schönberg’schcn  Handbuch  §.  6. 
Selbst  Stein  macht  nur  einige  unzureichende  Bemerkungen  in  seiner  Lehre  vom 
Stcucrsubjcct.  unvcrhältnissmässig  kurz  verglichen  mit  der  breiten  Behandlung  anderer 
Puncte,  4.  A.  I,  434  11'.,  5.  A.  II,  1,  406#'.,  II,  2,  203—205.  Cohn  kommt  bei 
Besprechung  der  Steuerfreiheiten  (§.  203  ff)  und  in  dem  Abschnitt  über  „die  Steuer- 
pflicht gegenüber  concurrircndcn  Verbänden“  (§.  223  fl.)  auf  die  „Allgemeinheit“  zu 
reden,  hier  in  §.  227  im  Anschluss  an  einen  Theil  meines  Schemas.  Vocke  er- 
örtert die  Frage  vornemlicb  nur  für  die  Einkommensteuer  (Abgaben  S.  401 — 500). 

Begreiflich  wird  jener  Mangel  in  der  Theorie  allerdings  durch  die  Sachlage, 
welche  bis  vor  Kurzem  in  der  Praxis  bestand,  wie  dies  im  Text  des  nächsten  Para- 
graphen näher  dargclcgt  wird.  Erst  in  specifisch  modernen  Verhältnissen  wurde 
die  rationelle  und  consequentc  Durchführung  des  Princips  so  schwierig  und  strittig. 
Erst  jetzt  liegt  daher  hier  ein  eigentliches  Problem  auch  für  die  Theorie  vor. 
Namentlich  der  internationale  Personenverkehr,  der  locale  Personenverkehr,  die  Auf- 
lösung der  alten  Gemeindeordnungen,  die  eigenthümlichc  Stellung  der  „Forensen“, 
der  juristischen  Personen  in  der  Commune,  das  Erwerbsgcsellschaftswesun , endlich 
der  Crcditverkehr,  die  steigende  Verschuldung  des  Grundbesitzes,  daher  die  Theilung 
des  Ertrags  derselben  Ertragsquelle  unter  verschiedene  Personen*  u.  A.  m.  führten  hier 
Fragen  der  richtigen  Besteuerung  mit  sich,  welche  auch  in  der  Theorie  oft  schwierig 
genug  zu  entscheiden  waren.  Ohne  Zweifel  kann  nun  Manches  nur  im  concrctcn  Fall, 
für  die  Besteuerung  eines  bestimmten  Landes,  und  nur  für  bestimmte  einzelne  Steuern 
cndgiltig  richtig  entschieden  werden.  Es  hat  deshalb  auch  seine  guten  Gründe,  dass 
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noch  gegenwärtig  bezügliche  Erörterungen  meistens  nur  in  der  speciellen  Steuer- 
lehre, besonders  bei  den  Ertrags-  und  Personal-(Einkommcn-)Steucrn  und 
namentlich  für  gewisse  besondere  Verhältnisse,  wie  für  das  Communalsteuer- 
wesen  und  in  Bezug  auf  die  Erwcrbsgosellschaften,  besonders  die  Actien- 
gesellschaftcn , die  (ienossenscliaftcn,  angestellt  werden.  Ein  Vorsuch  einer  ein- 
gehenderen zusam men  fassenden,  principiellen  Behandlung  aller  ein- 
schlagenden l-'ragen  in  der  allgemeinen  Steuerlebre,  wie  ich  ihn  in  diesem 
Abschnitte  unternehme,  ist  m.  \V.  bisher  ror  der  ersten  Auflage  dieses  Werks  in 
den  linanzwissenschaftlichen  Systemen  noch  nicht  angestellt  worden.  Im  jetzigen 
Stadium  der  Entwicklung  der  Wissenschaft  und  der  Stouerpraxis  darf  er  m.  E.  nicht 
mehr  unterbleiben.  Es  handelt  sich  dabei  dann  aber  in  der  Thnt  um  die  folge- 
richtige Durchführung  des  Princips  der  „Allgemeinheit“,  unter  das  alle  jeno  Einzel- 
fragen  zu  subsumiren  sind. 

Von  diesem  Gosichtspunct  aus  ist  mit  Hecht  A.  Held  in  seiner  Einkommen- 
steuer S.  137 — 143  an  diese  Kragen  herangetreten,  indem  er  dabei  die  Staats-  und 
die  Communalbesteucrung  und  verschiedene  h'ategorieen  von  Steucrsubjecten  in  jeder 
von  beiden  unterscheidet.  Der  Zweck  seines  Werks  brachte  eine  eingehendere  Er- 
örterung dieser  Puncte  nicht  nothwendig  mit  sich.  — Kobert  Meyer  (Principien 
§.  47,  4!))  lässt  dem  Princip  der  Allgemeinheit  mit  Hecht  eine  principielle  Erörterung 
•zu  Theil  werden , bei  der  (S.  304)  aber  auf  die  Ueberwälzung  in  der  Krage  zu  viel 
Gewicht  gelegt  sein  möchte.  Auch  ist  der  Satz,  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  sei 
nur  für  das  Gesammtresultat  der  Besteuerung  von  selbständiger  Bedeutung,  bei  der 
Anwendung  auf  einzelne  Steuerarten  enthalte  er  nur  oinzelne  Fragen  der  Gleicbmässig- 
keit  (S.  307),  m.  E.  anfechtbar. 

Richtiger  ist  wohl  folgendes  Vorgehen.  Man  muss  bei  der  „Allgemeinheit“ 
ausser  der  eigentlichen  Priucipicnfrage  für  diu  Besteuerung  überhaupt  allerdings  ver- 
schiedene Steuerarten,  weiter  die  möglichen  Gollisionen  verschiedener 
Steuerrechte  unterscheiden,  ln  letzterer  Hinsicht  können  fünf  Kälte  von 
„Doppelbesteuerung“  Vorkommen,  wo  dann  die  Krage  des  Grundsatzes  der  All- 
gemeinheit (wie  zum  Theil  auch  der  Gleichmässigkeit)  theoretische  und  practische 
Schwierigkeiten  bieten  kann.  Der  erste  Kall  betrifft  die  Besteuerung  desselben 
0 bjects  (Ertrags,  Einkommens,  Vermögens)  durch  dieselbe  Steuer  desselben 
ölientlicben  Körpers  (Staat,  Gemeinde),  z.  B.  durch  die  Einkommensteuer:  ein  Fall, 
welcher  sich  bei  Erwerbsge Seilschaften  ( A c t i e n gesellschaften , Genossen- 
schaften) in  Bezug  auf  den  durch  siu  erworbenen  Ertrag  (oder  ihr  Einkommen), 
welcher  aber  ihren  Antheilberocbtigten  (z.  B.  Actionären)  zufliesst,  ergeben  kann, 
wenn  die  Gesellschaften  selbst  und  die  einzelnen  Berechtigten  derselben  Steuer  für 
dasselbe  Object  unterliegen,  z B.  bei  der  Anwendung  der  Einkommensteuer  auf  beide 
(§.  172).  Der  zweite  Fall  ergiobt  sich,  wenn  dasselbe  Object  (Ertrag.  Ein- 
kommen. Vermögen)  zwei  (oder  selbst  noch  mehr)  verwandten  Steuern  desselben 
öffentlichen  Körpers,  z.  B.  einer  Ertrags-  und  einer  Einkommensteuer,  unterliegt 
(Besteuerung  von  Grundstücken,  Häusern,  Gewerben  und  noch  einmal  des  daraus 
flicssenden  „Einkommens“).  Ein  dritter  Fall  von  Doppelbesteuerung  kann  aus  der 
Besteuerung  desselben  Objects  durch  die  Besteuerung  des  Staats  und  der  Gemeinden 
(und  Communalverbände).  ein  vierter  Fall  aus  der  Besteuerung  desselben  Objects 
durch  verschiedene  Gemeinden  (und  Communalverbände),  ein  fünfter  aus  der 
Besteuerung  desselben  Objects  durch  die  in-  und  ausländische  Besteuerung 
hervorgehen.  Alle  diese  Collisionen  haben  zu  schwierigen  gesetzgeberischen  Vorgängen 
und  mehr  noch  zu  mancherlei  theoretischen  Erwägungen  geführt,  aber  für  die  Er- 
ledigung der  sich  hier  entwickelnden  „Kragen“,  wie  nun  die  „Allgemeinheit“  (und  „Gleich- 
mässigkeit“)  folgerichtig  und  gerecht  durchzufuhrou  sei,  bleibt  nicht  nur  in  der  Praxis, 
sondern  auch  in  der  Theorie  noch  viel  zu  thun  übrig. 

Unter  den  Steucrarten  sind  cs  die  directen  (im  administrativ -technischen 
Sinne,  des  §.  c$),  welche  hier  vornemlich  in  Betracht  kommen.  Bei  den  Pcrsonal- 
(Einkommcn-)Steuern,  auch  bei  allgemeinen  Vermögenssteuern,  unter  den  Ertragssteuem 
heutzutage  weniger  bei  der  Kcalsteuergruppc  (Grund-,  Gebäudestcuem) , als  bei  den 
mit  Pcnsonalsteuerclemcnten  vermischten  Gewerbe-,  Kapitalrenten-,  speciellen  Arbeits- 
und Berufsstcueru  treten  hier  in  Bezug  auf  diu  Durchführung  der  „Allgemeinheit“,  die 
Aufstellung  und  Belastung  der  Steuersnbjecte,  die  Regelung  von  Doppelbesteuerungs- 
Verhältnissen  wesentliche  Schwierigkeiten  ein.  Dieselben  zeigen,  wie  der  „einfacho" 
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Grundsatz  der  Allgemeinheit  wieder  sehr  complicirte  Probleme  in  sich  schließt.  Zu 
verweisen  ist  hier  rornemlich  auf  dio  legislative  Behandlung  neuerer  Reformen  dieser 
Steuern,  wobei  die  bezüglichen  Fragen  meistens  eingehend  erörtert,  übrigens  nicht 
immer  gleichmässig  entschieden  sind.  ilervorzuheben  sind  die  Fragen  Uber  die  Per- 
sonal besteuerung  der  juristischen  Personen,  einschliesslich  Actiengesellschaftcn, 
Genossenschaften , neben  physischen  Personen.  Uber  das  Verhältnis*  der  Gewerbe- 
uud  der  Kapitalrentensteuer  zu  der  Peraonal-(Ei  nkom men-) Besteuerung, 
Uber  die  C o m in  u n a 1 besteuerung  der  „Forensen",  der  Erwerbs-,  besonders  der 
Actiengesellschaftcn.  Genossenschaften,  Uber  die  Regelung  der  Collision  des 
Besteucrnngsrechts  verschiedener  Gemeinden  (auch  Communalverbände) , dann 
verschiedener  Staaten  (bez.  Gliederstaaten  eines  Bundesstaats,  wie  in  Deutschland, 
der  Schweiz)  oder  Ober  die  Regelung  d i e s e r Doppelbesteuerung,  worüber  namentlich 
in  der  Schweiz  eine  auch  für  die  Theorie  beachtenswerthc , Übrigens  wesentlich 
juristische  Literatur. 

S.  aus  den  neueren  deutschen  Staatssteucr-Reformen  besonders  diejenigen 
in  Baden.  Hessen.  Weimar,  Anhalt  u.  a.  m. , worüber  das  Finanzarchiv  (s.  oben 
8.  24),  in  Sachsen,  worüber  Hirth’s  Annalen  (ebendaselbst)  viel  Material  gebracht 
haben . das  auch  für  die  Fragen  dieses  Abschnitts  wichtig  ist.  Acbnlichcs  gilt  von 
den  Einkommensteuer -Projecten  Baierns,  Oesterreichs,  Prcusscns.  Von 
letzterem  s.  besonders  den  Gesetzentwurf  von  1883 — 84  Uber  die  Reform  der  Classen- 
und  Einkommensteuer  und  die  Einführung  einer  Kapitalruntcnstcuer.  worüber  eine 
Commission  des  Abgeordnetenhauses  1884  lange  berieth,  aber  ohne  Erfolg  (kein  Be- 
richt erstattet.  Verfasser  war  Mitglied  dieser  Commission  und  benutzt  im  Folgenden 
einzelne  der  ihm  dadurch  zugänglich  gewordenen  Daten  oder  erölfueten  Gesichtspunete). 
S.  ferner  die  vergleichende  Darstellung  der  Einkommensteuern  von  Burkart,  Hirth's 
Annalen  1876  ff.,  dann  namentlich  die  deissige  systematische  Arbeit  von  Antoni 
über  „die  Stcucrsubjecte  im  Zusammenhang  mit  der  Durchführung  der  Allgemeinheit 
der  Besteuerung“  (Finanzarchiv  V,  916 — 1032).  worin  die  deutschen  staatsgesetzlichen 
Bestimmungen  verarbeitet  wordeo  sind.  Geber  die  Besteuerung  der  Genossen- 
schaften s.  Schanz,  im  Finanzarchiv  III,  674 — 763  (deutsche  Staaten  und  Oesterreich). 

Geber  die  bezüglichen  Fragen  in  der  Co  mm  u nal besteuerung  s.  die  oben  in 
§.  9 zusammengestellte  Literatur  über  Communalsteuern,  worin  diese  Fragen  mehrfach 
mit  behandelt  werden.  U.  A.  besonders  die  „Zehn  Gutachten“  des  Vereins  für  Social- 
politik (1877,  Nr.  XU),  für  die  principiellen  Fragen  namentlich  Nasse  S.  269  ff., 
über  preussischc  Verhältnisse  Emst  Meier  S.  luO  tf.  Mein  Referat  von  1877  (Ver- 
handlungen des  genannten  Vereins  1877.  Nr.  XIV)  These  12  tS.  24),  S.  17,  ein- 
gehender in  der  Ausarbeitung  dieses  Referats  („die  Commnnalsteuerfrage“,  1878) 
S.  3ä  unter  Nr.  VIII:  Bürgermeister  Wegner's  Referat  S.  50;  über  jene  Gutachten 
in  Retrclf  des  hichergehörigen  Punctes  Neu  mann,  im  Jahrbuch  des  Deutschen  Reichs 
1877,  S.  589  ff.,  597  (über  Nasse).  Friedbcrg’s,  v.  Bilinski’s  genannto  Schriften. 
Preussischer  (nicht  zustande  gekommener)  Communalsteuergesetzeutwurf  von  1877, 
nebst  Denkschrift  (Ausgabe  von  Kotze,  1877);  darüber  Friedberg  a.  a.  0.  S.  96  ff., 
die  anonyme  Schrift  zum  Entwurf  u.  s.  w.,  Leipzig  1878.  — K.  Dietzel,  Besteuerung 
der  Actiengeselischaften  in  Verbindung  mit  der  Gcmnindebesteuerung,  Köln  1859.  — 
Jetzt  namentlich:  prcussisches  Communal-(Noth-) Steuergesetz  vom  27.  Juli  1885. 
darüber:  (Minister)  Herrfurth,  Communalabgabcpflirht  nach  diesem  Gesetz,  1886, 
und  im  Finanzarchiv  III.  Besonders  schwierig  ist  die  Coininunalbesteuerung  von 
Actien-  und  anderen  Erwerbsgcsellschafteu,  deren  Geschäftsbetrieb  sich  auf  verschiedene 
Gemeinden  ausdehnt  (Bahnen.  Banken,  namentlich  Versicherungsgesellschaften). 
S.  Herrfurth,  Heranziehung  der  Versicherungsgesellschaften  zu  den  preussischcu 
Gemeindeabgaben,  Berlin  1880. 

Regelung  der  Frage  der  Doppelbesteuerung  durch  directe  Steuern  innerhalb 
der  Einzclstaatcn  des  Deutschen  Reichs  durch  Reichsgosctz  vom  13.  Mai  1870. 
S.  darüber  Clauss,  im  Finanzarchiv,  V,  138  (zugleich  mit  Rücksicht  auf  schweize- 
risches Recht).  Ucber  schweizer  Verhältnisse,  wo  u.  A.  die  eigentümliche  Ver- 
mögenssteuer Schwierigkeiten  macht,  s.  die  Preisschriften  von  Zürcher  und  von 
Schreiber,  kritische  Darstellung,  betr.  Verbot  der  Doppelbesteuerung  (s.  Cohn, 
Fin.  S.  276),  Speiser,  Verbot  der  Doppelbesteuerung  in  der  Zeitschrift  für  schweize- 
risches Recht  N.  F.  B.  VI  (darüber  Schanz,  Finanzarchiv  V,  526). 

A.  Wagner,  Finaniwissenavhift.  It.  2.  Auft.  26 
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Ucbrigens  beschränken  sich  Streitfragen  Uber  Allgemeinheit  uml  Uber  Doppel- 
besteuerung nicht  auf  die  directen  Steuern.  Sie  kommen  auch  bei  manchen  Vcr- 
ke hrsstc u er n , so  im  internationalen  Verkehr  mit  Schuldscheinen.  Werthpapieren 
( Weclisolstcmpel),  bei  licchtsgeschäften,  welche  im  Ausland  abgeschlossen  sind, 
iror.  S.  darüber  u.  A.  die  französische  Gesetzgebung  Uber  das  Enregistrement. 
Namentlich  aber  bietet  die  Erbschaftssteuer  Anlass  zu  solchen  Streitfragen. 
Vgl.  hier  besonders  die  britische  (Ein.  III.  S.  260  und  die  dort  genannten  Arbeiten 
von  Trevor  und  von  Leser). 

Im  folgenden  Abschnitt  kommt  nur  der  Standpunct  der  allgemeinen  Steuer- 
lehre  zur  Geltung,  daher  handelt  es  sich  wieder  nur  um  die  principiclle  Erörterung 
der  Fragen,  nicht  um  die  Entscheidung  derselben  in  der  bisherigen  Gesetzgebung. 
Darauf  wird  hier  nur  gelegentlich  und  beispielsweise  cingegangeu.  Weiteres 
darüber  gehört  nach  der  Systematik  dieses  Werks  erst  in  die  spcciellc  Steuerlchrc. 
Vgl.  Uber  die  Einkommensteuer  meine  Abhandlung  im  Schönbcrg’schen  Handbuch. 
In  principioller  Hinsicht  ist  dann  wieder  die  Unterscheidung  des  rein  finanziellen 
und  des  socialpolitischen  Standpuncts  von  öfters  durchgreifender  Bedeutung,  so 
in  der  Krage  von  der  Steuerfreiheit  des  „Existenzminimums“.  Mehrfach  ist  im 
Folgenden  auch  an  die  Erörterungen  im  Abschnitt  Uber  die  Steuerquelle  (S.  314  fl'.l 
anzuknUpfeu. 

1.  — §.  163.  Das  Problem.  Der  Grundsatz  der  Allgemein- 
heit der  Besteuerung  wird  jetzt  für  die  gegenwärtige  Zeit  der 
modernen  (Julturvölker  in  Betrachtung  gezogen,  also  für  die  „staats- 
btirgerlicke“  Periode  der  persönlichen  und  politischen  Freiheit 
und  Gleichheit  der  ganzen  Bevölkerung,  im  Unterschied  von  der 
früheren  „ständischen“  Periode.  Es  ist  dabei  aber  überall 
Bezug  auf  die  Consequenzen  des  socialpolitisehen  Besteuernngs- 
Staudpuncts  und  auf  die  „sociale“  Epoche  der  Besteuerung  zu 
nehmen,  in  die  wir  eintreten. 

Der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  erscheint  in  der  staatsbürger- 
lichen Periode  für  die  Staatsangehörigen  (Staatsbürger)  selbst  als 
ein  keines  weiteren  Beweises  bedürftiges  Axiom.  Bei  der  An- 
wendung des  Princips  kann  daher  der  Ausgangspunct  in  dem 
Satze  genommen  werden,  dass  die  Besteuerung  eine  allgemeine 
staatsbürgerliche  Pflicht  sei,  welche  zunächst  den  (selb- 
ständigen) physischen  Personen  als  Staatsbürgern  obliege. 
Dieser  Satz  ist  auch  der  Kern  des  modernen  Besteuerungsrechts. 

Bei  der  Durchführung  des  Princips  der  Allgemeinheit  muss  die 
Besteuerung  aber  gerade  um  „gerecht“  zu  sein  und  um  sich  den 
verwickelten  Verhältnissen  des  Lebens  anzupassen,  u.  A.  nament- 
lich auch,  um  die  Bedingungen  wirtschaftlicher  Concnrrenz  mög- 
lichst gleich  zu  stellen,  vielfach  über  jenen  Kreis  von  Personen 
hinausgreifen.  Mehr  und  mehr,  thcils  aus  tisealiseber  Tendenz, 
theils  in  der  Consequenz  des  Princips,  ist  das  Besteuerungsrecht 
auch  so  vorgegangen.  Anderseits  sind  hie  und  da  auch  Ein- 
schränkungen der  Besteuerung  innerhalb  des  Kreises  der  Staats- 
angehörigen physischen  Personen,  also  insofern  ein  mehr  oder 
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weniger  weiter  Verzicht  auf  die  Durchführung  des  Grundsatzes 
der  Allgemeinheit  geboten,  theils  aus  steuertechnischen  Rücksichten, 
theils  aus  politischen  und  wirtschaftlichen  Gründen,  mitunter  auch 
um  der  Gerechtigkeit  willen.  Das  moderne  Besteuerungsrecht  ist 
auch  solchen  Forderungen  mehrfach  nachgekommen. 

Insbesondere  kann  der  socialpolitische  Stouergesichtspunct  za  gewissen 
Einschränkungen  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  fahren,  namentlich 
zu  einer  Steuerfreiheit,  wenigstens  von  gewissen  Steuern,  für  die  unteren  nicht- 
besitzenden (arbeitenden)  Classen,  auch  ftir  gewisse  Kleinbesitzer  und  Kleinnntemehmer, 
im  Interesse  der  Ökonomischen  Schonung  derselben.  Anforderungen  dieser  Art  haben 
sich  in  der  Wissenschaft  schon  mehrfach  gezeigt  und  hie  und  da  auch  im  Stcuerrccht 
bereits  Geltung  erlangt.  Sic  werden  in  der  Zukunft  immer  mehr  bervortreten , wenn 
die  Berechtigung  des  socialpolitischen  Standpnncts  im  Volksbewusstsein  mehr  zum 
Durchbruch  kommt  uud  die  „sociale“  Epoche  der  Besteuerung  neben  und  statt  der 
..staatsbürgerlichen“  Platz  greift. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  von  Neuem,  dass  die  wissen- 
schaftliche und  practiscbe  Schwierigkeit  in  der  richtigen  An- 
wendung des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  liegt  und  mit  der 
blossen  Anf-  oder  Hinstellung  desselben  noch  wenig  gewonnen  ist 
(§•  124). 

Unvermeidlich  muss  namentlich  bei  der  Anwendung  casuistisch 
verfahren  werden. 

Das  Princip  der  Allgemeinheit  ist  auf  die  einzelnen  Katcgorieen  von  Fällen, 
welche  nach  den  gegebenen  Wirthschafts-  und  nach  den  allgemeinen  Lebensverhält- 
nissen uuscrer  heutigen  Culturvölker  gebildet  werden  müssen,  mit  logischer  Consequenz 
anzuwenden.  Daboi  muss  auf  die  practischen  Schwierigkeiten  und  anderweiten  Be- 
denken und  auf  die  berechtigt  erscheinenden  socialpolitischen  Forderungen  bei  der 
Durchführung  gebührend  Rücksicht  genommen  werden  Jede  Abweichung  von  der  an 
sich  logisch  richtigen  Consequenz  des  Princips  ist  domgemäss  genügend  zu  begründen. 

Die  Theorie  und  die  Praxis  haben  sich  bisher  diese  sehr 
schwierigen  Aufgaben  zu  leicht  gemacht.  Die  erstere  hat  gewöhn- 
lich nur  den  Grundsatz  der  Allgemciuheit  hingestellt  und  einige 
der  nächst  liegenden  Consequenzen  daraus  gezogen,  wobei  dann 
auch  wohl  diese  oder  jene  in  Frage  kommende  Ausdehnung  oder 
Einschränkung  der  Anwendung  des  Princips  erörtert  wurde.  Das 
reicht  aber  nicht,  vollends  gegenwärtig  nicht  mehr  aus. 

Der  Mangel  einer  scharfen  Unterscheidung  dos  rein  finanziellen  und  des  social- 
politischen Standpnncts  hat  hier  meistens  gehindert,  zur  Klarheit  zu  kommen.  Ge- 
schichtlich erklärt  und  entschuldigt  sich  die  ungenügende  Behandlung  des  Problems 
in  der  Theorie  indessen  einigermaassen  aus  den  Verhältnissen  des  Lebens.  Vor  der 
grossen  modernen  Personenbewegung,  wesentlich  mit  der  Folge  der  neuen  Communi- 
cationen,  und  anderer,  oben  in  §.  102  bereits  erwähnter,  wesentlich  moderner  Ver- 
hältnisse handelte  es  sich  eben  vornemlich  bei  der  Durchführung  des  Princips  der 
Allgemeinheit  in  Staat  und  Gemeinde  um  die  Besteuerung  der  im  Inland  und  in 
der  Heimathsgemeinde  lebenden  physischen  Personen,  bcz.  Staats-  und  Gemeinde- 
angehürigen. 

Die  Praxis  zeigt  meistens  auch  jetzt  noch  ein  buntes 
Chaos  von  Bestimmungen  ohne  festes  und  richtig  dnreh- 
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geführtes  Princip,  im  Staatssteuer-  wie  im  Communalstener- 
reeht.  Neuerdings,  entsprechend  der  grösseren  Verwickeltheit 
des  Wirtschaftslebens , namentlich  in  Staaten  mit  starkem 
Finanzbedarf  und  drohendem  Deficit,  offenbart  sich  die  deutliche 
Tendenz,  die  Staats-  und  Communaistenerpflicbt  möglichst  weit 
auszudehnen,  auf  alle  erreichbaren  physischen  Personen,  Wirth- 
sehaftsarten , Ertrüge,  Einkommen.  Die  Begründung  dafür  liegt, 
ausser  in  finanziellen  Interessen,  in  Erwägungen  der  Gerechtigkeit 
und  Billigkeit,  in  der  logischen  Folgerichtigkeit  bei  der  Anwendung 
eines  Besteuernngsprincips,  auch  in  Rücksichten  auf  wirthschaftlicbe 
Concurrenz. 

So  erfolgt  z.  B.  die  immer  energischere  Besteuerung  der  Ausländer  im  Staate, 
der  Fremden  in  der  Gemeinde,  des  aus  dem  Auslände  kommenden  und  mehr  noch, 
veil  leichter  zu  ermitteln,  des  in  das  Ausland  gehenden  Einkommens  (Couponsteuer !), 
der  Erwerbsgesellachaiten  neben  den  physischen  Personen  u.  s.  w.  Aber  bei  dieser 
Ausdehnung  leitet  der  blosse  Fiscalismus  mitunter  zu  sehr  und  mehr  als  das  Gerech- 
tigkeitspostulat der  Allgemeinheit  und  als  die  strenge  Consequcnz  in  der  Durchführung 
der  einmal  bestehenden  Stenern,  ln  der  Praxis  fehlt  cs  denn  auch  nicht  an  schwie- 
rigen Coutroversen  auf  diesem  Gebiete,  selbst  bei  der  Anwendung  der  öfters  einer 
rcrschiedencn  Auslegung  fähigen,  weil  zu  allgemein  gehaltenen  Bestimmungen  der 
Steuergesetze,  vollends  bei  Fragen  de  lege  ferenda,  z.  B.  Uber  die  Einrichtung  der 
Einkommensteuer,  der  Communalbestenerung,  Uber  die  Vermeidung  sogenannter  Doppel- 
besteuerung der  Ausländer  und  Forcnsen,  Uber  Besteuerung  der  Erwerbsgesellschaften 
n.  A.  m.  (Preusacn,  andere  deutsche  Staaten,  s.  oben  §.  182V  Der  Mangel  genügender 
theoretischer  Vorbereitung  dieser  auf  die  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allgemein- 
heit sich  beziehenden  Fragen  macht  sich  dabei  doch  fühlbar. 

Angesichts  dieser  Sachlage  und  der  fehlenden  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  ist 
die  Aufgabe  in  diesem  Abschnitt  materiell  und  formell  schwieriger,  als  bei  einer 
ersten  Betrachtung  des  so  einfach  erscheinenden  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  wohl 
angenommen  wird.  Die  Aufgabe  eignete  sich  für  eine  monographische,  ganz  ins 
Einzelne  gehende  Behandlung,  welche  an  diesem  Ort  ausgeschlossen  ist.  Manches 
kaun  auch  erst  in  der  speciellen  Steuerlehre  erörtert  werden.  S.  besonders  den  Auf- 
satz von  Antoni. 

Im  Folgenden  wird  der  Versuch  gemacht,  die  hauptsäch- 
lichen Folgerungen  aus  dem  Grundsatz  der  Allgemein- 
heit systematisch,  ohne  zu  grosses  Detail,  zu  entwickeln 
und  dieselben  zu  möglichst  bestimmter  principieller 
Formulirung  zu  bringen. 

Dabei  wird  wieder  derjenige  Zustand  zum  Ausgangspunct  genommen . welcher 
sich  im  persönlichen  Leben  und  in  der  Volkswirtschaft  unserer  heutigen  Culturvölkcr 
im  privatwirthschafilichen  System  der  freien  Concurrenz,  daher  unter  dem  Einfluss 
der  modernen  liberalen  Social-  und  Wirthschaftsgesotzgebung  gebildet  hat.  Mehrfach 
ist  bei  der  Erörterung  der  Folgerungen  aus  dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit  die 
Staats-  und  die  Communalbestenerung  auch  hier  jetzt  zu  unterscheiden.  Wir 
untersuchen  die  betreffenden  Fragen  jetzt  vomcmlich  fllr  die  erste  re,  ziehen  die 
Fragen  in  der  Commnnalbesteuerung  indessen  mehrfach  etwas  mit  ein. 

II.  — §.  164.  Schematismus  der  Durchführung.  Den 
Erörterungen  über  die  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allgemein- 
heit lässt  sich  folgendes  Schema  zu  Grunde  legen: 
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A.  Die  Staatsbesteuerung  der  physischen  Personenoder 
ihrer  Wirtschaften:  der  Individual-  und  Faroilienwirth- 
schaftcn,  bez.  der  selbständigen  Wirthschaftshäupter, 
d.  i.  der  Faniilienhäupter  und  der  für  sich  lebenden 
Einzelnen.  Hier  sind  zu  unterscheiden: 

1.  Staatsangehörige. 

a)  Im  Inlande  lebende,  bez.  regelmässig  wohnende,  hier  er- 
werbende, Einkommen  (eventuell  aus  dem  Auslande)  beziehende, 
verbrauchende,  anlegende. 

b)  Im  Anslande  wohnende,  einerseits  dort  erwerbende,  ander- 
seits dahin  Einkünfte  aus  dem  Inland  bezieheude, 

2.  Ausländer,  welche  im  Inlande 

a)  wohnen,  d.  h.  sich  dauernd,  oder 

b)  reisen,  d.  b.  sich  vorübergehend  aufhalten, 

in  beiden  Fällen  mit  der  weiteren  Unterscheidung,  ob  sie  hier  im  In- 
lande auch  erwerben  oder  ihre  ausländischen  Einkünfte  herziehen. 

Ein  analoges  Schema,  mit  Unterscheidung  der  „Einheimi- 
schen“ („Ortsangehörigen“,  „Domicilirten“)  und  der  Ortsfremden, 
ferner  der  im  Orte  wohnenden  und  erwerbenden  oder  der 
von  auswärts  Einkünfte  hierher  beziehenden  und  wieder 
der  ausserhalb  wohnenden,  aber  im  Orte  Ertragsquellen  be- 
sitzenden, aus  dem  Orte  Einkünfte  binansbeziehenden  Personen 
(„Forensen“)  lässt  sich  für  die  Communalbesteuerung  aufstellen. 

Die  Scheidung  der  erstcren  Kategorieen  wird  aber  durch  die  Gestaltung  des  be- 
züglichen Ortsbürger-.  Heimaths-  und  Niederlassungsrechts  beeinflusst,  daher  etwas 
veränderlich. 

B.  Die  Besteuerung  anderer  Wirtbschaften,  nemlich  von  wirk- 
lichen oder  si'genannten  juristischen  Personen, 

1.  solchen  des  öffentlichen  Rechts,  „eigentlichen“, 
wieder  „Zwangsgemein wirthschaften“  selbst,  nemlich:  des 
Staats  und  seiner  Erwerbsanstalten  in  der  Staats-  und  der 
Communal-,  der  Gemeinde  und  ihrer  Erwerbsanstalten  in  der 
Staats-,  Provinzial-,  Kreisbesteuerung  und  in  derjenigen  der 
anderen  Gemeinde  u.  s.  w. , ferner  anderer  wirklicher  Corpora- 
tionen,  Kirchen,  Stiftungen,  Anstalten; 

2.  sogenannter  juristischer  Personen,  wie  derjenigen  des 
Privatrechts,  Erwerbs-  und  Handelsgesellschaften,  besonders 
Actien-,  Actien-Commanditgesellschaften,  Erwerbs-  und 
Wirthschafts  genossen  sc  haften,  Bergwerksgenossen- 
schaften u.  dgl.  m.,  auch  Vereine. 
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Die  spcciellc  Gestaltung  des  formellen  Rechts  fttr  Gesellschaften,  Vereine  kann 
hier  für  das  Einzelne  «richtig  werden,  auch  fttr  die  Scheidung  der  hier  getrennten 
beiden  Kategorieen  von  Fällen  und  fttr  die  Einreihung  einzelner  Fälle. 

FUr  die  S t a a t sbesteuerung  sind  auch  hier  mitunter  in-  und 
ausländische  solche  Wirtschaften  (z.  B.  Actiengesellschaften)  zu 
unterscheiden.  Ebenso  für  die  C o min u n a 1 besteuerung  (i.  w.  S.) 
orts-,  bez.  kreis-,  provinzialangehörige  und  fremde,  d.  h. 
solche,  welche  hier  und  anderswo  ihr  Domicil  (rechtlichen  Sitz 
bez.  Hauptsitz)  haben,  an  verschiedenen  Orten  Geschäfte  betreiben. 

C.  Die  Besteuerung  des  Einkommens  der  Personen  schlecht- 
weg, mit  folgender  genauerer  Casuistik: 

1.  Das  Einkommen  der  im  lulande  wohnenden  (bez.  domicilirtcn)  Staats- 
angehörigen (Einzelwirthschscbaften)  aus  dem  Inlande,  d.  h.  aus  einheimischen 
Erwerbsquellen  — der  Normalfall. 

2.  Das  Einkommen  derselben  Personen  aus  dem  Auslande,  — z.  B. 
Zinsbezug  aus  der  Fremde  (internationale  Werthpapiere,  andere  Kapitalanlagen 
draussen). 

3.  Das  Einkommen  der  im  Ausland  wohnenden  Staatsangehörigen  aus  dem 
Inlande,  — z.  B.  Kentenbezug  des  einheimischen,  aber  „absentiistischen“  Grund- 
besitzers (Irland.  England,  Russland1,  Fensionsbezug  eines  Beamten. 

4.  Das  Einkommen  der  im  Ansland  wohnenden  Staatsangehörigen  aus 
dem  Aus  lande,  also  regelmässig  das  dort  von  ihnen  erworbene,  aus  ausländischen 
Ertragsquellen  lierrtthrcnde,  — z.  B.  des  deutschen  Kaufmanns,  der  im  Ausland  etablirt 
ist,  aber  deutscher  Reichsangehöriger  blieb. 

5.  Das  Einkommen  der  im  Inlando  wohnenden  Ausländer  aus  dem  In- 
lande, also  aus  hiesigen  Quellen,  — z.  B.  der  eben  erwähnte  Fall,  vom  ausländischen 
Standpuncte  aus. 

6.  Das  Einkommen  derselben  Personen  aus  dem  Auslände,  — z.  B.  der 
Fall  englischer  und  russischer  „Absentiisten“,  die  nach  Deutschland  ihre  Einkünfte 
beziehen. 

7.  Das  Einkommen  der  im  Auslandu  wohnenden  Ausländer  aus  dem  In- 
lande,  ans  heimischen  Quellen.  — z.  B.  aus  von  diesen  Personen  besessenem  (ver- 
pachtetem u.  s.  w.)  Grundeigenthum,  Gewerben,  der  inländische  Zinsbezug  solcher 
Fremden  aus  inländischen  Staatspapieren. 

Alle  diese  Fälle  spielen  im  neueren  Besteuerungsrecht  eine  Rolle.  Mehrfach 
hat  man  nach  allen  diesen  Seiten  die  Besteuerung  auszudehnen  gesucht.  Es  bleibt 
nur  der  Fall  übrig:  Besteuerung  des  Einkommens  der  im  Ausland  wohnenden  Aus- 
länder aus  dem  Auslande,  — ein  Einkommen,  das  die  heimische  Besteuerung 
gewöhnlich  nicht  treffen  kann,  aber  doch  mitunter  zu  treffen  sucht  und  gelegentlich 
wirklich  trifft,  z.  B.  wenn  Einfuhrzölle  von  ausländischen  Waaren  theilweise  vom 
fremden  Producenten  oder  Verfrachter  (Eisenbahn,  Schiffer)  getragen  werden. 

In  den  neueren  deutschen  Zolldebatten  spielte  eine  solche  Möglichkeit,  deren 
Verwirklichung  unter  gewissen  Umständen  nicht  unbedingt  zu  bestreiten  ist,  wie  frtthor 
erwähnt  (§.  186),  sogar  eine  gewisse  Rolle  in  der  Beweisführung,  so  bei  der  Frage 
des  Getreide-,  besonders  des  Koggenzolls,  Seitons  der  Regierungsvertreter  in  den  parla- 
mentarischen Debatten  seit  1879,  selbst  in  amtlichen  Actenstttckeii.  So  heisst  es  in 
dem  Bismarck’schen  Finanzprogramm  vom  15.  December  1878:  in  gewissen  Fällen 
werde  der  ausländische  Produccnt  den  Zoll  ganz  oder  theilweise  auf  sich  nehmen 
müssen.  Vgl.  darüber  oben  §.  139,  147,  152,  153. 

Für  einzelne  Steuern  ist  diese  Gasuistik  mitunter  noch  weiter  zu  fuhren,  z.  B. 
in  Bezug  auf  „Reisende“. 

Ein  analoges  Schema  lässt  sich  wieder  für  die  Conintunal- 
besteuerung  aulstellen. 
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Es  ist  practisch  oft  noch  wichtiger,  weil  der  Personen-  und  Kapitalienverkehr 
innerhalb  des  heimischen  Staats,  zwischen  den  Provinzen,  Kreisen,  Gemeinden,  ge- 
wöhnlich noch  lebhafter  als  der  betreffende  internationale  Verkehr  ist.  Einige  der 
schwierigeren  Controversen , z.  B.  Uber  die  Besteuerung  der  „Forensen ",  liegen 
gerade  hier. 

D.  Besteuerung  der  inländischen  Ertragsquellen  für 
die  Erträge,  welche  wirklich  aus  ihnen  fliessen  oder  nach  an- 
genommener Ertragsfähigkeit  diessen  können.  Hier  hat  man  es 
mit  den  sogenannten  Ertragssteuern  zu  tbun,  wo  die  Rück- 
sicht auf  die  den  Ertrag  beziehende  Person  ganz  oder  grossentheils 
zurückzutreten  vermag. 

Bei  dcu  beiden  reiuen  Ke alsteuern  dieses  Systems,  der  Grund-  und  Gebäude- 
steuer, ist  die  Allgemeinheit  der  Steuer  in  der  Staats besteuerung,  einerlei  ob  cs  sich 
um  In- oder  Ausländer  handelt,  und  gewöhnlich  auch  in  der  Coinrn unal besteuerung, 
mögen  die  EigenthUmer  Ortsangehörige  oder  Ortsfremde  sein,  in  Theorie  und  Praxis 
kaum  mehr  strittig,  die  Besteuerung  erfolgt  allgemein.  Im  Territorial-  und  Communal- 
steuerwesen  des  mittelalterlichen  Staats  war  dagegen  hier  ein  umstrittenes  Gebiet, 
indem  die  Privilegirteu  (Adel,  Geistlichkeit)  und  Fremden  Überhaupt  Steuerfreiheit  für 
ihren  Bositz  in  fremdem  Land  und  Ort  beanspruchten , dies  aber  im  Interesse  des 
heimischen  Fiscus  und  der  Übrigen  Steuerzahler  beanstandet  und  schliesslich  auch  oft 
die  Besteuerung,  besonders  durch  Anerkennung  des  Real characters  der  Steuer,  durch- 
gesetzt wurde.  (Vgl.  Fin.  III,  §.  28.  S.  60,  76.) 

Zur  Frage  kann  auch  jetzt  noch  die  Steuerfreiheit  kleiner  Ertragsquellen  (z.  B. 
bei  Grundbesitz,  namentlich  bei  Häusern)  kommen.  Für  die  Gewerbesteuer  gestalten 
sich  die  Verhältnisse  zwar  nicht  ganz  gleich,  aber  doch  ähnlich  wie  bei  den  genannten 
Kealsteueru.  Schwierigkeiten  entstehen  für  die  Communalbesteuerung,  z.  B.  bei 
einem  Gewerbebetriebe,  welcher  sich  Uber  mehrere  Gemeinden  erstreckt  (Eisenbahnen !) 
dann  bei  dem  Gewerbebetrieb  durch  Actiengesellscbafteu  u dgl.  m.  Bei  der  Kapital- 
rentensteuer ist  cs  leichter,  anzugeben,  welche  Anwendung  der  Grundsatz  der  All- 
gemeinheit principiell  finden  sollte,  als  diese  Anwendung  nun  durchzufuhren.  Bei 
der  Staats-  wie  der  Communalbesteuerung  ergeben  sich  hier  dem  „fremden“  Eigen- 
thUmer der  Kenten-Ertragsquelle  gegenüber  manche  Schwierigkeiten. 

Statt  oder  neben  diesen  Ertragssteuern  kann  aber  anch 
noch  eine  Einkommensteuer  bestehen,  welche  die  Erträge  bei 
den  diese  als  Einkommen  beziehenden  Personen  treffen  will.  Dann 
kommt  wieder  das  unter  C aufgestellte  Schema  von  Fällen  zur  An- 
wendung. 

E.  Endlich  ist  noch  die  (nominelle  wie  reelle)  Vermögens- 
besteuerung hervorzubeben. 

Soweit  das  Vermögen  hier  in  Ertragsquellen  besteht,  jedenfalls  die  practisch 
wichtigsten  Fälle,  trifft  das  unter  der  vorigen  Rubrik  Bemerkte  zu.  Die  Besteuerung 
des  blossen  Gebraucbsrcrmögeus  ist  zu  untergeordnet,  als  dass  sie  hier  noch  besonders 
berücksichtigt  werden  musste. 

Im  Folgenden  weiden  nun  der  Reihe  nach  die  Fälle  der  ersten  (A)  und  damit 
gleich  in  Verbindung  diejenigen  der  dritten  (C),  sowie  die  Fälle  der  zweiten  Kate- 
gorie (B)  erörtert.  Die  Fälle  der  vierten,  bez.  fünften  Kategorie  kommen  nur  neben- 
bei mit  zur  Sprache,  was  für  unsere  Zwecke  au  dieser  Stelle  genügt. 

III  — §.  165.  Die  Durchführung  des  Princips  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung. 

Das  vorausgehende  Schema  deutet  bereits  an,  wie  das  Princip 
der  Allgemeinheit  nicht  durcbgefükrt  werden  kann,  nemlich  nicht 
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vermittelst  einer  einzigen,  wie  immer  denkbaren  Steuer,  mag  es 
sich  um  die  Staats-  oder  nm  die  Commnnalbestenerung  handeln. 
Es  ist  wichtig,  dies  auch  hier,  wo  die  Verwirklichung  eiues  Postu- 
lats der  Gerechtigkeit  in  Frage  steht,  zu  constatiren. 

Eine  solche  „einzige  Steuer“  kann  sich  rollemls  nicht  der  heutigen  Pcrsoneu- 
bcwegnng.  dem  Landes-  und  Ortswechsel  der  Menschen,  den  modernen  wirtliscbaft- 
licben  Verhältnissen,  der  Verwicklung  der  Eigeuthumsvertbeilung  und  den  manchfachen 
obligatorischen  Verbindungen  aus  dem  Creditrcrkehr  unter  den  einzelnen  Bewohnern 
eines  Landes  und  dieser  wieder  mit  Ausländern  aupasseu.  Sie  würde  daher  ebenso 
sehr  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  wie  denjenigen  der  Volkswirthschaft  wider- 
sprechen. 

In  der  Staats-  wie  in  der  Commnnalbestenerung  kann  vielmehr 
eine  auch  nur  annähernde  Verwirklichung  der  „Allgemeinheit“ 
— und  damit  muss  man  sich  in  der  Praxis  stets  begnttgen  — bloss 
durch  eine  Combination  verschiedenartiger  Steuern  zu 
einem  einheitlichen  Steuersystem  erreicht  werden.  Letz- 
teres muss  sich  der  grossen  Beweglichkeit  des  Personen-  und  Kapi- 
talienverkehrs im  heutigen  „ privatwirthschaftlichen  “ System  der 
Volkswirtschaft  anpassen,  sieh  demgemäss  auch  immer  wieder 
entsprechend  verändern.  Zu  dem  Zweck  hat  es  namentlich  aus 
Steuern  zu  bestehen,  welche  sich  einerseits  mehr  an  das  Subject, 
an  die  Einkommen  beziehende  und  Ausgaben  vor- 
nebtuende  Person,  anderseits  mehr  an  das  Object,  an  die  Er 
tragsquelle,  daher  namentlich  an  die  verschiedenen  Besitz- 
arten, welche  Renten  geben  — Boden,  Häuser,  Gewerbe,  Leih- 
kapitalien — anknttpfen.  Eine  Combination  von  sogenannten 
Ertrags-,  namentlich  Realsteuern  mit  Personal-,  Ein- 
kommen- und  Verbrauchssteuern  ist  daher  auch  zur  Durch- 
führung des  Postulats  der  Allgemeinheit  (wie  nicht 
minder  der  Gleichmässigkeit)  der  Besteuerung  zweekmässig  und 
mehr  oder  weniger  nothwendig  geboten. 

Ein  solches  complicirtes  Steuersystem  hat  freilich  viele  Mängel,  welche  ein  ein- 
faches und  vollends  eine  einzige  Steuor  nicht  besässe.  Aber  wie  es  allein  geeignet 
ist,  den  ganzen  wachsenden  Staats-  und  Comtnunalbedarf  zu  decken,  so  ist  es  auch 
durch  die  Gestaltung  unserer  Volkswirthschaft,  unserer  Besitzverhältnisse  und  unseres 
Personenverkehrs  unvermeidlich  geworden  und  immer  noch  das  leidlich  gerechteste. 
Darüber  muss  man  sich  auch  in  der  Theorie  klar  werden. 

A.  — §.  166.  Die  Staatsbesteuerung  der  physischen 
Personen. 

1.  Normalfall:  Besteuerung  der  im  Inland  wohnenden 
Staatsangehörigen,  und  zwar  nnter  Voraussetzung  des  ersten 
Falls  tler  dritten  Kategorie  des  Schemas:  die  Besteuerung  des 
aus  inländischen  Erwerbsquellen  herrUhrenden  Einkommens 
dieser  Personen. 
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Die  Besteuerung  aller  Staatsangehörigen  ist  für  unsere  „staats- 
bürgerliche“ Periode  im  Princip  und  in  der  Praxis  entschieden : 
die  Besteuerung  ist  anerkannte  und  möglichst  befolgte  Regel.  Die 
Theorie  hat  die  Besteuerung  hier  gegenüber  den  geschichtlich  über- 
kommenen Steuerfreiheiten  gewisser  bevorrechteter  Classen  und 
Personen  der  ständischen  Periode  gefordert  und  begründet  Die 
Praxis,  d.  h.  das  öffentliche  Steuerrecht  hat  das  Postulat  im  Wesent- 
lichen durchgeführt  und  die  alten  Steuerfreiheiten  aufgehoben. 

Ftlr  die  Theorie  ist  die  Forderung  implicite  schon  io  Smith's  erster  Steuer- 
regel  enthalten.  Aber  auch  bereits  Bodinus,  de  republica  p.  974.  sagte  von  solchen 
Befreiungen:  quid  enim  absurdius?  (Bei  Kau  §.  250  Note  d.)  Characteristiscb  für 
Zeit  und  Land  Sonnenfels’  scharfer  Angriff  auf  die  Steuerfreiheiten  des  Adels  und 
besonders  der  „Klerisei“.  Grundsätze  III,  167  ff.  S.  186:  „Der  Schluss  aus  Allem  ist, 
dass  es  von  Seite  des  Klerus  eine  Ungerechtigkeit  gegen  den  Staat  und  die  Burger 
sein  lrUrde.  die  Steuerfreiheit  zu  fordern:  von  Seite  des  Staats  aber  eine  Verletzung 
des  allen  Bürgern  gleichschuldigen  Schutzes,  solchen  Forderungen  Gehör  zu  geben.“ 
S.  auch  Biersack.  Besteuerung.  Anhang  S.  241  (aus  1835). 

Ccber  die  Missverhältnisse  und  Schwierigkeiten  im  ehemaligen  Deutschen  Reich 
Putter,  historische  Entwicklung  der  heutigen  Staatsverfassung  des  teutschen  Reichs 
II,  200.  — Ueber  die  neueren  Aufhebungen  von  Steuerfreiheiten,  eine  Folge  des 
„Strebens,  den  theoretisch  allgemein  anerkannten  staatsrechtlichen  Grundsatz  einer 
gleichen  Vertheilung  der  Staatslasten  auch  zur  practischen  Anerkennung  zu  führen“ 
tK.  A.  Zachariä,  Deutsches  Staats-  und  Bondesrecht,  2 A.  II.  531  ff.).  In  verschie- 
denen Rheinbundstaaten  erfolgte  die  Auf licbung  der  Steuerfreiheiten  durch  landes- 
herrliches Edict  und  ohne  Entschädigung  1806  ff.  In  Preussen  wurde  durch  das 
Edict  vom  27.  October  1810  das  Princip  gleicher  Besteuerung  und  der  Unzulässigkeit 
von  Exemtionen  ausgesprochen.  Von  1819  an  haben  dann  „die  neueren  Ver- 
fassungen den  Grundsatz  gleicher  Besteuerung  fast  durchgängig  anerkannt  und  in 
Folge  davon  die  Aufhebung  der  früher  gesetzlich  bestandenen  Steuerfreiheiten,  sowie 
die  Unzulässigkeit  neuer  (selbst  gesetzlicher)  Exemtionen  ausgesprochen  oder  die 
schon  früher  geschehene  Aufhebung  bestätigt“.  (Zachariä  S.  532,  wo  diebetreffen- 
den Verfassungsartikel  cilirt  sind.)  Ueber  Preussen  s.  Verfassungsurkunde  Art.  101, 
v.  Rönne,  preußisches  Staatsrecht,  3.  A.  I,  1.  Abth.  8.  444,  2.  Abth.  S.  239  ff. 
Gänzlich  befreit  von  Staatssteuern  und  Abgaben  sind  in  Preussen  diu  Mitglieder 
des  K.  Hauses  und  der  hohenzoilernscben  Fürsteufamilie,  von  Classen-  und  Einkommen- 
steuern die  Mitglieder  der  1866  entthronten  Dynastieen.  In  den  verschiedenen  deut- 
schen Staaten  bestehen  im  Umfang  dieser  Steuerfreiheiten  für  das  regierende  Haus 
Verschiedenheiten.  S.  Antoni,  Finanzarchiv,  V.  420  ff.  (mit  vorausgeschickter  prin- 
cipieller  Behandlung  der  Frage.)  Ferner  bestanden  nach  der  Deutschen  Bundesacto 
von  1815  und  nach  Particulargcsetzen  im  Anschluss  daran  Befreiungen  für  die 
Mediatisirten,  worin  später  aber  Veränderungen,  mitunter  vertragsmässig,  einge- 
treten sind.  (S.  Rönne  a.  a.  0.  S.  240  ff.  Zachariä  II,  536  ff.  Antoni  a.  a.  0. 
S.  421  ff.)  In  der  Steuercommission  des  preussiseken  Abgeordnetenhauses  von  1884 
wurde  die  Beseitigung  dieser  Befreiungen  angeregt.  Neben  dem  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung bei  Aufhebung  könnto  eine  Beachtung  des  noblesse  oblige  von  den  Privi- 
lcgirten  heute  wohl  auch  erwartet  werden. 

Zu  unterscheiden  sind  unter  den  alten  Steuerfreiheiten  wieder, 
wie  oben  in  §.  120,  wahre  (reelle),  denen  keine  andere  einiger- 
maassen  der  Steuer  ökonomisch  gleichwertige  öffentliche  Leistung 
entspricht,  und  scheinbare  (formelle),  bei  welchen  dies  der 
Fall  und  wo  daher  eine  anderweite  öffentliche  Ausgabe  erspart 
werden  kann, 
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Bei  den  wahren  Steuerfreiheiten  ist  die  Nothwendigkeit 
der  Aufhebung  nach  unserem  heutigen  Rechtsbewusstsein  nicht 
strittig. 

Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  und  wie  weit  eine  wahre  Steuerfreiheit  vorliegt 
und  wio  bei  deren  Beseitigung  vorzugehen  ist.  Bei  der  ersten  Frage  handelt  es  sich 
um  objcctiro  Feststellung  des  Thatbestandes,  was  kaum  Schwierigkeiten  bietet,  da  die 
Thatsache  einer  der  fehlenden  Steuer  gleichwertigen  anderweiten  affentlichen  Leistung 
offenkundig  sein  muss.  Nicht  principiell,  aber  wohl  in  Betreff  der  Durchführung 
bieten  nur  die  Fälle  mehr  Schwierigkeit,  wo  eine  einstens  scheinbare  Steuerfreiheit 
durch  Wegfall  der  Compensations-Leistung  oder  durch  Verminderung  des  Werths  der 
letzteren  oder  durch  allgemeine  anderweite  Steuererhebung  ganz  oder  theilweise  zu 
einer  wahren  Steuerfreiheit  geworden  ist.  Hier  kann  die  lange  Dauer  des  Verhält- 
nisses aus  politischen  und  sonstigen  Gründen  etwa  eine  gewisse  Berücksichtigung  ver- 
langen, freilich  nur  nach  Grundsätzen  der  Billigkeit,  nicht  des  strengen  Rechts. 

Praetiseh  wichtig  ist  meistens  nur  die  alte  Steuerfreiheit  des 
einst  wehrdienstpflichtigen  ritterschaftlichen  u.  s.  w.  Grundbe- 
sitzes nach  Fortfall  der  Wehrdienstleistung. 

Hier  handelt  es  sich  wesentlich  um  eine  Krage  der  vierten  der  obigen  Kalc- 
gorieen,  der  Ertrags-,  bez.  Realbesteuerung  und  um  die  Allgemeinheit  der  Grund- 
steuer, denn  die  Steuerfreiheit  ist  eine  realu  geworden,  welche  auf  dem  Boden 
rnht,  keine  personale  mehr,  welche  sich  nach  dem  Eigenthtlmer  richtet.  Davon  ontch 
anhangsweise  in  §.  175. 

Die  za  verlangende  Beseitigung  wahrer  Steuerfreiheiten  hat 
principiell  im  Wege  des  gesetzlichen  Zwangs,  nicht  des 
Vertrags  zu  geschehen,  da  es  sich  nm  -unzweifelhaft  öffentlich- 
rechtliche  Verhältnisse  handelt.  Die  Entsehädigungs frage  ist 
meist  auch  nur  bei  der  Ertrags-,  besonders  der  Realbesteuerung 
practisch.  Die  Gewährung  einer  Entschädigung,  principiell  wieder 
nach  gesetzlicher  Bestimmung,  ohne  dass  hierbei  vertragsmässige 
Regelung  immer  anszuschlicsseu  ist,  wird  sich  nach  Rechtstiteln  zn 
richten  haben:  nur  wenn  die  Steuerfreiheit  den  Character  eines 
wohlerworbenen  Privatrechts  bat,  wird  principiell  aus  Rechtsgründen, 
sonst  nur  ans  Billigkeitsgründen  und  our  bedingt  eine  Entschädigung 
eintreten  können. 

S.  Grundlegung  §.  3t>5  und  unten  §.  175.  Bei  der  Aufhebung  etwaiger  l’ersoualsteuur- 
und  Verbrauchssteuerfreihciten  wird  auch  aus  blossen  Billigkeitsgründen  nur  ausnahms- 
weise von  Entschädigung  diu  Rede  sein,  z B.  Ollentlichen  Beamten  gegenüber,  welche 
bisher  Communaisteucrfrciheit  gemessen,  wo  Gehaltserhöhung  zur  Frage  kommen  kann. 
In  staatsrechtlicher  Beziehung  ist  eine  allgemeine  Steuerfreiheit  ganzer  Stände, 
weil  hier  nicht  vom  Begriff  eines  wohlerworbenen  Rechts  zu  reden  ist,  ohne  Ent- 
schädigung gerechtfertigt,  anders  bei  einem  spcciali  titulo  für  ein  bestimmtes  Snbject 
begründeten  wirklichen  Privileg.  (Zachariä  II,  535.) 

Scheinbare  Steuerfreiheiten,  welchen  eine  der  sonstigen 
Steuer  äquivalente  Leistung  entspricht,  sind  auch  in  unserer  staats- 
bürgerlichen Periode  principiell  nicht  verwerflich.  So  z.  B. 
als  Belohuungsform  für  öffentliche  Verdienste,  als  Bezahlnngs- 
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oder  Gehaltsform  für  öffentliche  Beamte,  als  Beitragsform  zum 
Zweck  der  Unterstützung. 

Sie  finden  sich  auch  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  hie  und  da,  besonders  bei 
einzelnen  Arten  von  Steuern  und  Abgaben,  z.  B.  Einkommensteucrtreiheit  in  gewissem 
Umfang  der  Beamten,  Militärs,  Decorirten.  S.  für  Deutschland  besonders  das  Keichs- 
militärgcsctz  vom  2.  Mai  1874,  §.  46  (oben  S.  288).  Particnlarrcchtlicho  Verschieden- 
heiten, auch  einzelne  noch  bestehende  sonstige  Steuerfreiheiten  bei  Civilbeamten, 
Geistlichen,  Lehrern.  S.  Detail  deutscher  Bestimmungen  bei  Antoni  a.  a.  0.  S.  420 
bis  440.  Die  Fälle  der  Taxfreiheit  oder  Taierm&ssigang  bei  der  Benutzung  öffent- 
licher Anstalten  (Post,  Eisenbahnen)  für  gewisse  Kategorieen  ron  Personen  (Beamte, 
Abgeordnete  zu  den  Volksvertretungen)  liegen  etwas  anders,  jedoch  ähnlich. 

Indessen  sind  solche  Privilegien  gewöhnlich  nicht  zweck- 
mässig. 

Sie  bilden  eine,  wenn  auch  nur  scheinbare  Durchbrechung  des  Grundsatzes  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung,  welche  mitunter  in  den  Kreisen  der  Besteuerten  miss- 
verstanden wird  und  Anstoss  erregt.  Finanziell  erscheint  weder  die  öffentliche  Ein- 
nahme noch  der  Finanzbedarf  itn  wahren  Betrage,  was  zu  Täuschungen  Anlass  giobt 
Zwischen  der  Steuerfreiheit  und  der  Compensationsleistung,  z.  B.  des  Beamten,  ist 
auch  die  richtige  Verhältnissmüssigkcit  schwer  herzustellen  und  noclj  schwerer,  weguu 
der  eintretenden  Veränderung  auf  beiden  Seiten,  zu  erhalten. 

Daher  sind  auch  die  scheinbaren  Steuerfreiheiten  mit 
Hecht  immer  mehr  beseitigt  worden,  z.  B.  die  Einkommen- 
steuer-Freiheiten der  Beamten. 

Die  Staatsbesteuerung  der  Staatsbeamten  durch  Unterstellung  der  letzteren 
unter  die  allgemeinen  Personalsteuern  oder  durch  Bildung  besonderer  Steuern,  bez. 
Abtheilungen  von  Steuern  für  sie  (Besoldungssteuer)  findet  nichts  desto  weniger  mit- 
unter noch  jetzt  aus  OpportunitätsgrUnden  und  selbst  principicll  ihre  Anfech- 
tung: es  sei  zwecklos  und  vermehre  nur  die  Geschäfte  unnütz,  mit  der  anderen 
Hand  wieder  zu  nehmen,  was  man  mit  der  einen  gegeben,  ja  es  sei  rechtswidrig, 
den  stipuiirten  Gehalt  durch  die  Steuer  zu  kurzen.  Der  erste  Einwand  kann  cino 
gewisse  Berechtigung  haben,  aber  durch  Abzug  der  Steuer  gleich  von  der  Gehaltsrate 
bei  deren  Auszahlung  lässt  sich  die  Sache  sehr  vereinfachen.  Auch  kann  eben  doch 
die  Steuer  nicht  immer  stabil  bleiben,  was  bei  der  Gewährung  der  Freiheit  in  rich- 
tigem Maasse  angenommen  werden  müsste.  Der  zweite  Einwand  beruht  aber  auf 
einem  völligen  Missverständniss : die  Gehaltszahlung  und  die  Besteuerung  erfolgen  auf 
Grund  ganz  verschiedener  Kechtstitel,  dort  handelt  der  Staat  als  Arbeitgeber 
nach  dem  Staatsdiener-Vcrtrag,  hier  als  Finanzgewalt  gegenüber  dem  Staatsbürger. 
An  diesem  Verhältnis  ändert  sich  dadurch,  dass  hier  der  Arbeitgeber  und  die  Fiuauz- 
gcwalt  in  der  Staatspersönlichkeit  zusammenfallen,  nichts.  Gleichwohl  hat  — Fürst 
Bismarck  im  Parlament  die  Staatshesteuerung  der  Beamten  mehrfach  angegriffen 
und  sie  sogar  mit  der  Couponstener  der  Staatsgläubiger  verglichen,  — dio  übrigens 
auch  principicll  zu  rechtfertigen  ist  (§.  169).  Zn  bemerken  ist  indessen  noch,  dass 
dio  Begünstigung  des  Staatsbeamten  durch  niedrigere  Besteuerung,  z.  B.  im  Steucr- 
auschlag  oder  Steuerfuss  für  die  Einkommensteuer,  nicht  nothwendig  ein  Steuerprivilog 
enthält,  sondern  öfters  gebilligt  werden  kann,  nemlich  bei  notorisch  ungenügender, 
d.  h.  unter  dem  gesetzlichen  Maass  bleibender  Besteuerung  der  gewöhnlichen  Privaten 
wegen  mangelhafter  Einschätzung  der  letzteren,  weil  das  Einkommen  des  Beamten 
offen  dem  ganzen  Betrage  noch  vorliegt,  das  der  anderen  Bürger  nicht. 

Auch  die  Aufhebung  formeller  Steuerfreiheiten  hat  in  der 
Kegel  im  Wege  des  gesetzlichen  Zwangs  zn  geschehen,  je- 
doch ohne  dass  unbedingt  Verträge  darüber  auszuscltliessen  sind. 
Eventuell  müssen  die  Grundsätze  des  Enteignung» rechts  da- 
bei befolgt,  Entschädigung  gewährt  werden. 
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Letztere  kann  z.  B.  bei  der  Aufhebung  von  Steuerfreiheiten  der  Beamten  ge- 
boten sein,  Tenn  die  Thatsache  der  Steuerfreiheit  als  eine  (wenigstens  stillschweigende) 
Vertragsclausel  gelten  muss.  Besondere  Schwierigkeit  würde  in  unseren  Staaten  wohl 
nur  die  Aufhebung  vertragsin  ässiger  Steuerfreiheiten  für  Staatsschuldzinsen  machen, 
da  sich  hier  der  Staat  im  Anlcihecontract  auch  als  Finaozgcwalt  gebunden  hat. 

§.  167.  Insbesondere  von  der  Steuerfreiheit  des 
sogenannten  Existenzminimums. 

Eine  Durchbrechung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  der 
Besteuerung  kommt  bei  uns  sonst  vornemlich  nur  noch  für  Per- 
sonen, bez.  Familienbäupter  mit  einem  Einkommen,  das  einen  ge- 
wissen niedrigen  Betrag  nicht  überschreitet,  zur  Er- 
wägung: die  Frage  der  „Steuerfreiheit  des  Existenzmini- 
niums“.  An  ihr  lässt  sich  gut  die  Noth wendigkeit  der 
Unterscheidung  der  beiden  Steuer- Gesichtspnncte, 
des  rein  finanziellen  und  des  socialpolitischen,  zeigen, 
wenn  man  zur  Klarheit  kommen  will. 

Diese  Frage  hat  seit  länger  und  bis  in  die  neueste  Zeit  in  der  Theorie  viel 
Staub  aufgewirbelt,  — vielleicht  mehr,  als  sie  werth  war.  Sie  wird  in  den  neueren 
Arbeiten  über  Steuerprincipien  regelmässig  berührt,  mehr  oder  weniger  eingehend  be- 
handelt und  verschieden  entschieden.  Eine  eigene  kleine  Monographie  darüber  ist  die 
Leipziger  Dissertation  von  H.  Schmidt  ans  Livland . „die  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimums. Ein  Beitrag  zur  Theorie  der  Einkommensteuern'*,  Leipzig  W7.  S.  in 
dieser  fleissicen  Arbeit  die  Specialliteratur  der  Frage.  Das  Ergebniss  ist  S 73:  „das 
steuerfreie  Existenzminimum  erscheint  als  die  nothwendige  Consequenz  des  in  einem 
höheren,  wahrhaft  ethischen  Siandpuncte  begründeten  Princips  der  Besteuerung  nach 
der  wirklichen  Leistungsfähigkeit,  als  der  materielle  Ausdruck  für  diesen  höheren 
ethischen  Maassstab,  als  das  Mittel  zur  annähernden  Erreichung  einer  wahrhaft  ge- 
rechten, „opfergleichen"  Besteuerung.“  Ucber  die  practische  Anwendung  cb.  S.  74, 
wo  denn  u.  A.  diu  iudirccten  Steuern  auf  unentbehrliche  U'nterhaltsmittel  ganz  folge- 
richtig verworfen  werden.  Spccicll  ist  die  Frage  neuerdings  besonders  bei  den  De- 
formen der  Einkommensteuer  in  Prcussen,  Sachsen  und  anderen  deutschen  Staaten 
mit  Bezug  auf  eine  Freiheit  gewisser  kleiner  Einkommen  von  dieser  Steuer  (in 
Freussen  der  Clas-cnsteuer)  erörtert  worden.  Darüber  z.  B.  die  Göttinger  Dissertation 
von  Peucker.  Höningen  1877.  Kesultat  derselben : „Die  Steuerfreiheit  gewisser  Staats- 
bürger bei  der  Personalstetier  ist  höchst  wünschenswerth  und  nothwendig.“  S.  42. 

Vielfach  ist  denn  auch  bei  Personalsteuern  (Classen-,  Einkommensteuern)  in 
Deutschland  ein  kleines  Einkommen  des  Ccnstten  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  (staats-) 
steuerfrei,  so  besonders  seit  1873  in  Preussen  bis  420,  seit  IS83  daselbst  bis  900  M„ 
in  Sachsen,  Baden.  Hessen  u.  a.  L.  m.  Indessen  haben  zu  dieser  Concession,  bez. 
zu  der  Aufhebung  früherer  Besteuerung  ausser  principiellen  Gesichtspunctcn  zu 
Gunsten  der  „kleinen  Leute“  — und  in  Preussen  entschieden  mehr  als  diese  — auch 
Bücksichteu  auf  möglicher  Weise  überwälzte  Verbrauchssteuern,  noch  mehr  steuer- 
technische  Rücksichten  — Schwierigkeiten  der  Erhebung,  viel  Mahnungen,  Exe- 
cutionen,  Pfändungen,  dadurch  bereitete  wirtlischafdiche  Schädigungen  und  Verbrei- 
tung von  Odium  — beigetrageu.  Von  den  anderen  dirccten  Steuern  liessen  die 
Ertragssteuern  technisch  und  nach  ihrem  Wesen  solche  Befreiungen  weniger  zu; 
doch  kommen  sic  bei  Kapitalrcntensteucrn  (Süddeutschland)  und  bei  Gewerbe- 
steuern vor,  indem  erstere  gewisse  kleine  Kentenbeträge  und  letztere  Gewerbetreibende 
freilassen,  welche  in  einem  bestimmten  kleinen  Umfang  das  Geschäft  führen,  sowie 
mitunter  auch  ganze  Katcgorieen  Klein-Gewerbetreibender.  (S.  Antonia,  a.  0.  396  H., 
meine  Abh.  directe  Steuern  im  Schönberg'schcn  Handbuch,  2.  A.  III,  S.  7 IT.,  79,  98, 
auch  Fin.  III.  S.  473  über  Frankreich.  Freilassungen  kleinster  Besitzer  von  der  Haus- 
und Grundsteuer  sind  mehrfach  angeregt  worden . und  erstere  kommen  auch  in  der 
Praxis  vor  (England,  Häuser  unter  20  Pf.  St.,  Ein.  HI,  §.  117*). 
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In  den  theoretischen  Arbeiten  steht  nur  wieder,  wie  so  oft,  Behauptung  gegen 
Behauptung,  ohne  dass  der  Eine  den  Anderen  Überzeugt,  weil  man  die  Frage  nicht, 
wie  es  doch  gerade  den  historischen  Nationalökouomon  nahe  gelegen  hätte,  eben 
historisch  auffasst  und  sie  demgemäss  rerschieden  ron  verschiedenem  Rechts- 
standpunct  aus  und  nach  der  diesem  letzteren  zu  Grunde  liegenden  Gesammtanschauung 
vom  Wirtschaftsleben  entscheidet  In  der  ständischen  Periode  war  gerade 
die  Besteuerung  der  „kleinen  Leute“,  als  eines  Thcils  der  misera  contribuens 
plebs,  des  pauvre  gent  corveable  et  taillable,  nach  den  Anschauungen  und  dem  Recht 
der  Zeit  geboten.  In  der  staatsbürgerlichen  Periode  war  diese  Besteuerung 
ebenfalls  eine  richtige  Consequenz  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit  und 
zugleich  der  an  sich  richtigen  Auffassung  des  Staats.  In  der  socialen  Periode  bleibt 
diese  Auffassung  bestehen,  aber  die  nicht  bloss  proportional  verschiedene 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  der  verschieden  hohen  Einkommen  wird  erkannt 
und  daraus  wird  dann  für  die  Besteuerung  die  Consequenz  gezogen,  gewisse  kleine 
Einkommen  steuerfrei  zu  lassen  oder  sie  niedriger  und  die  grösseren  Einkommen 
progressiv  zu  besteuern.  Die  Freunde  und  die  Gegner  der  Steuerfreiheit  des 
Existenzminimums  stehen  eben,  wenn  auch  in  der  Regel  ohne  sich  dessen  klar  bewusst 
zu  sein,  auf  verschiedenen  Standpuncten  der  Anschauung,  treflen  sich  aber 
gerade  deswegen  mit  ihren  EinwUrfen  nicht.  Sie  versäumen  es,  ihre  principiellc 
Entscheidung  der  Frage  selbst  nur  als  eine  Consequenz  dieses  verschiedenen  Stand- 
puncts  hinzustellen.  Ich  kann  von  diesem  Vorwurf  auch  Stein  und  Schinoller  nur 
theilweiso  ansnehmen.  Erstcrer  in  seiner  Kinanzwissenschaft  4.  A.  I,  S.  4 IS,  letzterer 
in  dem  Aufsatz  über  die  Epochen  der  prcussischen  Finanzpolitik  am  Schluss  (noch 
nicht  in  dem  Aufsatz  in  der  Tübinger  Zeitschrift  Über  Einkommen).  Neumann 's 
Beweisführung  (progressive  Einkommensteuer,  Kap.  3)  ist  hier  wie  sonst  durchaus 
zutreffend,  aber  den  Gegner,  z.  B.  die  folgerichtigen  Denker  der  Deutschen  Frei- 
handelsschule, die  Faucher,  Michaelis  nicht  Überzeugend,  weil  diese,  von  ihrem 
Standpnnct  aus  mit  Recht,  in  solchen  „socialen“  Rücksichten  einen  Widerspruch  mit 
Principien  der  Eigenthums-  und  Erwcrbsrechtsordnuug  der  staatsbürgerlichen  Periode 
linden. 

Ausserdem  darf  die  Frage  von  der  etwaigen  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums 
aus  socialen  GerechtigkeitsrUcksichtcn  nicht  mit  der  anderen,  früher  in  §.  137  schon 
berührten  verwechselt  oder  identilicirt  werden,  nemlich  ob  auch  kleines  und  eventuell 
kleines  blosses  Arbeitseinkommen  principiell  als  Einzeleiukommen  einzclwirth- 
schaftliclie  Steuerquelle  uud  als  Theil  des  Volkseinkommens  volkswirt- 
schaftliche Steucrquelle  ist.  Das  ist  nach  dem  Früheren  entschieden  zu  be- 
jahen, danach  die  ältero  Theorie  von  der  Ueberechussbesteuerung  tRau's  u.  A.  m.) 
zu  berichtigen.  Allein  damit  ist  nicht  auch  die  hier  zu  erörternde  Frage  der  Frei- 
heit des  Existenzminimums  aus  socialen  Gerechtigkeitsgründen  entschieden, 
d.  h.  hier  nicht  zu  verneinen.  Auch  Schmoller  und  die  Meisten  unterscheiden 
diese  zwei  wesentlich  verschiedenen  Fragen  nicht 

Bei  dieser  Unklarheit  der  Theoretiker  hat  auch  die  spccielle  Erklärung  des  Ein- 
zelnen gegen  oder  für  die  Freiheit  des  Existenzminimums  keine  besondere  Wichtig- 
keit. Ich  verweise  auf  Schmidt  a.  a 0.  und  bemerke  nur,  dass  Kau  I,  §.  258, 
259,  wenn  auch  in  Consequenz  ciuer  falschen  Einkommenlchre,  implicitc  für  die 
Freiheit  bei  Lohn-  und  Gewerbsverdienst  ist;  auch  Umpfenbach,  1.  A.  I,  121  ff. 
für  Freiheit  des  Existenzininimums,  Mill,  B.  V,  Kap.  2,  §.  2 If.  dgl.  Gegen  diese 
Freiheit  Schmoller,  Tübiugcr  Zeitschrift  B.  19  a.  a.  0.  passim,  besonders  S.  35  fl'.. 
Held,  Einkommensteuer  S.  103  ff.  Nasse,  Gutachten  S.  5.  — Bei  Ncumann 
(progressive  Steuer)  S.  83  fT.  manches  legislative  Material  Uber  die  Entscheidung  der 
Frage  in  der  Praxis. 

Die  hier  in  Rede  stehende  Frage  hängt  mit  derjenigen  Uber  Stcuorprogression 
zusammen  und  unterliegt  m.  E.  folgerichtig  auch  derselben  principiellen  Entscheidung. 
Auch  in  der  Literatur  wird  sie  öfters  bei  der  Erörterung  dieses  allgemeineren  Pro- 
blems mit  behandelt  S.  im  Allgemeinen  Robert  Meyer,  III,  Kap.  4 und  Überhaupt 
die  oben  in  §.  156,  157  angegebene  Literatur. 

ln  unseren  geschichtlich  Überkommenen  complicirten  Steuer- 
systemen, wo  eine  Reihe  ganz  verschiedener  Steuern  verbunden 
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sind,  ist  die  Frage  fUr  gewisse  Steuern  überhaupt  in  der  Praxis 
inüssig,  nendich  für  die  indirecten  Verbrauchssteuern. 
Die  Einrichtung  und  Technik  derselben  lässt  persönliche  Befrei- 
ungen jener  Art  meistens  nicht  zu.  Soweit  die  betreffenden  Per- 
sonen, selbst  die  ärmsten,  überhaupt  die  besteuerten  Artikel  con- 
sumiren  (Salz!),  werden  sie  mit  besteuert,  müssen  nur  eventuell  in 
Almosen  oder  Lohn  die  Entschädigung  dafür  mit  enthalten.  Die 
principiellen  Anhänger  der  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  in 
der  Theorie  müssten  vor  Allem  dann  solche  das  kleine  Einkommen 
treffenden  indirecten  Verbrauchssteuern  verwerfen,  was  doch  nur 
Einzelne  gethan  haben. 

Bei  den  anderen  Steuern  sind  die  Personal-,  besonders  die 
Einkommen-  und  anderseits  die  Ertragsstenern  zu  unter- 
scheiden. Letztere,  als  zunächst  auf  dem  Object  haftend,  gestatten 
auch  nur  schwierig  Befreiungen,  doch  kommen  dieselben,  wie 
schon  bemerkt,  wohl  für  gewisse  Minimalerträge,  bez.  Wertbe,  z.  B. 
der  Häuser,  des  Rentenbezugs,  der  Gewerbe  vor.  Practisch  und 
theoretisch  am  Wichtigsten  ist  die  Frage  bei  den  Personal- 
steuern, besonders  bei  solchen,  welche  nach  ihrer  Anlage  das 
kleine  persönliche  Einkommen  mittreffen  können  und  hier  dann 
meistens  mit  als  directe  Arbeitsiohustcuern  fungiren. 

An  dieser  Stelle  handelt  cs  sich  nicht  am  die  Beurtheilung  der  steaertechnischen 
Zweckm&ssigkeit  solcher  Steuern  (neben  oder  statt  deren  indirecte  Verbrauchssteuern 
in  Frage  kommen  und  in  der  Praxis  meistens  bestehen),  sondern  um  die  princi- 
picllc  Beurtheilung  aus  dem  flesichtspunct  der  Gerechtigkeit. 

Auch  wenn  die  Frage  nur  vom  rein  finanziellen  Gesichtspunct 
betrachtet  wird,  kann  sie  bloss  mit  Rücksicht  auf  das 
ganze  bestehende  Steuersystem  beantwortet  werden. 

Wenn  die  „kleinen  Leute“  schon  durch  Verbrauchssteuern  getroffen  werden,  was 
von  der  Art  der  letzteren,  ron  ihren  Wirkungen,  der  Ueberw&lzung  u.  s.  w.  abhiingt, 
so  kann  eine  Freilassung  von  dirccton  Pcrsoualstcucrn  vielleicht  deswegen  nothwendig 
sein,  um  die  (ileichmässigkeit  in  dor  Uesamintbestcuerung  zwischen  diesen  und  den 
wohlhabenderen  Personen  hcrzustellen.  Maassgebend  fUr  die  Entscheidung  der  Frage 
ist  daher  auch  die  Höhe  der  verschiedenen  Steuern. 

Iu  Steuersystemen,  welche  nothwendige  Consumptibilien  der 
unteren  Classen  (Salz!)  und  verbreitete  Genussmittel  derselben 
(Getränke,  Kaffee,  Tabak  u.  s.  w.)  besteuern  und  wo  mit  einiger 
Sicherheit  die  Fortwälzung  der  Steuer,  des  Zolls  auf  den  Preis  an- 
zunehmen ist,  möchte  daher  die  Person a 1 Steuerfreiheit  dieser 
Classen  meistens  gerecht  sein,  gerade  auch  nach  dem  Verhaltuiss 
blosser  Proportionalbesteuerung,  wie  sie  vom  rein  finanziellen 
Stnndpunct  aus  zu  fordern  ist  (§.  159). 
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Oder  aber,  wenn  ausserdem  die  uutcrcu  Classen  directe  Personalstcuem  zahlen, 
so  muss  um  so  mehr  die  progressive  Personal-,  bez.  Einkommenbesteuerung  der 
wohlhabenderen  Classen  verlangt  werden,  wiederum  nur,  um  im  Ganzen  wenigstens 
die  Proportionalbesteuerung  zu  verwirklichen. 

An  sich,  ohne  Beziehung  zur  sonstigen  Besteuerung  beur- 
theilt,  ist  dagegen  vom  rein  finanziellen  Standpunct  die  prin- 
cipielle  Steuerfreiheit  des  kleinen  Einkommens  abzulehnen. 

Auch  die  Steuer  gehört  nach  richtiger  Auffassung  des  Staats  und  der  Öffent- 
lichen Thiitigkeitcn  zu  den  „notliwendigon  Ausgaben“,  oder  zum  „nothwendigen 
Prodnctionsaufwand“  auch  der  ..Arbeit“  als  solcher,  dio  der  „kleine  Mann“ 
so  gut  als  andere  solche  Ausgaben  zu  bestreiten  hat.  Es  ist  dann  nur  die  Steuer- 
freiheit der  eigentlich  Armen,  d.  b.  der  öffentlichen  Almosenempf&ugcr  zu  ge- 
währen. 

Wesentlich  anders  muss  dagegen  die  Entscheidung  der 
Frage  von  dem  zweiten  Steuergesichtspunct,  vom  socialpoli- 
tischen ans  lauten.  Hier  darf  aus  Rücksicht  auf  die  geringere 
ökonomische  Leistungsfähigkeit  u.  s.  w.  das  kleine  Einkommen 
personalsteuerfrei  sein,  um  die  Leute  zu  schonen  — und 
wäre  auch  eine  weitere  Freiheit  von  anderen  Steuern,  besonders 
von  Ertragsstcuern,  wenn  sie  durchführbar  ist,  zu  rechtfertigen. 

So  besonders  Freiheit  für  ganz  kleine  Grundbesitzer  und  Landwirthe  von  der 
Grundsteuer,  für  ebensolche  Gewerbetreibende  von  der  Gewerbesteuer,  für  „kleine 
Leute“  im  Allgemeinen  von  Haus-,  Miethsteucr.  für  sonst  erwerbsunfähige  Personen 
(Waisen,  Wittwen,  Greise)  kleinen  und  wesentlich  alleinigen  Kontenoinkommens  von 
Kapitalrentensteuern.  Unter  demselben  Gcsichtspuuct  lässt  sich  die  «bliche  Freiheit 
kleiner  Erbschaften  (und  Legate)  von  Erbschaftssteuern  billigen. 

Je  mehr  sich  die  Berechtigung  des  socialpolitischcn  Staudpuncts  im  Volksbewusst- 
sein Bahn  bricht,  also  dio  „sociale“  wirklich  an  Stelle  der  „staatsbürgerlichen“ 
Periode  tritt,  desto  mohr  wird  die  Freiheit  der  kleinen  Leute  wenigstens  von 
directen  Personalsteuern  und  in  den  genannten  Fällen  von  Ertragsstenern  er- 
folgen und  das  Verb  rau  ch  ssteuersystem  nach  solchen  Rücksichten  verändert 
(Aufhebung  von  Steuern  auf  nothwendige  Lebensmittel!)  und  durch  andere  Steuern 
der  besitzenden  Classen  ergänzt  werden:  gerade  weil  dies  jetzt  als  gerecht 
erscheint. 

In  der  Praxis  wird  die  Freiheit  von  Steuern,  namentlich  von 
Personalsteuern,  auch  öfters  mit  dem  Lebensalter  der  eventuell 
Steuerpflichtigen  in  Verbindung  gebracht,  indem  z.  B.  die  Steuer- 
pflicht erst  mit  einem  bestimmten  Alter  beginnt  und  in  einem  höheren 
Alter  endet.  Hier  sind  ähnliche  Gesichtspuncte  maassgebend  wie 
bei  der  Freiheit  des  Existenzminimums,  wenigstens  wenn  die  Frei- 
heit (oder  Ermässigung)  ausser  an  ein  gewisses  Lebensalter  an  eine 
bestimmte  Höhe  (und  allenfalls  auch  Art)  des  Einkommens  ge- 
knüpft ist. 

(Vgl.  Antoni  a.  a.  0.  S.  411  ff.)  Auch  die  Beschränkung  von  Familien-  und 
familien-  oder  haushallungsweise  aufgelegten  Classensteucrn,  bei  welchen  die  Per- 
sonenzahl der  Bildung  des  Steuerbetrags  zu  Grunde  gelegt  wird,  auf  eine  Maxitnal- 
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zahl  anzunehmender  Personen  bei  ..kleinen  Leuten“,  ist  eine  Bestimmung  ver- 
wandter Art. 

Im  Vorausgehenden  waren  Personen  mit  eigeuent,  aus  Arbeit 
oder  Rechten  auf  Renten  u.  dgl.  fliessendem  Einkommen  Gegen- 
stand der  Betrachtung.  „Arme“  im  verwaltungsrechtlichen  Sinne 
fallen  schon  als  solche  aus  der  Steuerpflicht  heraus. 

In  der  Gesetzgebung  fehlt  es  aber  nicht  an  eigenen  Bestimmungen  Uber  sie 
{Antoni  a.  a.  0.  S.  415—417). 

§.  168.  — 2.  Besondere  Fälle  der  Besteuerung  von 
Staatsangehörigen 

In  der  Praxis  wird  in  diesen  Fällen  in  einem  Bundesstaate  wohl  zwischen 
dem  Bundes- Ausland  und  den  anderen  Gliederstaaten  unterschieden  werden,  und 
im  Ganzen  mit  Recht  in  letzterem  Fall  der  „andere  Staat“  nicht  als  eigentliches  Aus- 
land gelten  (Deutsches  Roich,  Schweiz).  Demnach  modificiren  sich  hier  die  allge- 
meinen Grundssätze  in  der  Anwendung.  Im  Folgenden  wird  dies  unter  Nr.  c etwas 
näher  verfolgt.  S.  darüber  besonders  den  Aufsatz  von  Antoni,  S.  440 — 444  und  die 
obeu  S.  30)  genannte  Arbeit  von  Clauss  im  Finauzarchiv,  sowie  die  Schriften  Uber 
die  Schweiz.  Für  uns  handelt  es  sich  hier  sonst  um  die  allgemeine  Frage  für  die 
Theorie. 

a)  Besteuerung  der  im  Inland  wohnenden  Staatsange- 
hörigen für  ihr  Einkommen  aus  ausländischen  Quellen  (Nr.  2 
der  Kategorie  C in  §.  164).  Es  handelt  sich  hier  regelmässig  um 
Renten-Einkommen  ans  Kapitalanlagen  in  der  Fremde:  in  Grund- 
besitz, Gewerbebetrieben,  Wertpapieren  u.  s.  w.  Im  Inlande  ist 
dies  Einkommen  möglichst  durch  die  heimische  Personalsteuer  und 
eventuell  durch  die  Kapitalrentensteuer  zu  erfassen  und  zwar  ftir 
den  Betrag  nach  Abzug  der  etwaigen  fremden  Steuern. 

Zu  weit  geht  daher  iu  der  Freilassung  z.  B.  das  proussischc  Einkommensteuer- 
gesetz vom  1.  Mai  1851,  §.  17,  wonach  das  Einkommen  preussischer  Staatsangehöriger 
aus  ihrem  im  Ausland  gelegenen  Grundeigenthum  von  der  clnasilicirten  Einkommen- 
steuer ganz  frei  ist,  wenn  der  Nachweis  geführt  wird,  dass  sie  wegen  jenes  Gruud- 
eigenthums  int  Ausland  einer  gleichartigen  Steuer  unterliegen.  Aehniich  geht  zu 
weit  das  badische  Kapitalrcntem-tcucrgesctz.  wenn  cs  das  itn  Ausland  besteuerte 
Einkommen  aus  Kapitalien  frei  lässt.  Schwierigkeiten  kann  die  Frage  machen,  was 
als  ausländische  „Steuer”  gelten  soll  and  in  Abzug  gebracht  und  mehr  noch,  was  als 
„gleichartige“  Steuer  anznschen  ist  und  zur  Compcnsation  inländischer  Steuerpflicht 
benutzt  werden  darf.  Die  fremde  Couponstcucr,  auch  wenn  sie  als  Einkommensteuer 
dort  fnngirt,  wird  z.  B.  abzuziehen  und  der  Rest  des  Zinses  dann  .im  Inland  zu  ver- 
steuern sein.  (Weiteres  bei  Antoni  S.  445  If.) 

Der  beimische  Staat  bat  gewöhnlich  kein  besonderes  Interesse,  die  Kapitalanlagen 
seiner  Angehörigen  im  Ausland  zu  begünstigen,  mituntor,  so  bei  Werthpapieren,  eher 
das  Gegentheil.  Nur  ist  die  Aufgabe  der  Besteuerung  technisch  schwierig,  weil  schon 
die  Thatsache,  vollends  der  Betrag  solches  Einkommens  schwer  zu  ermitteln  sind. 
Verbrauchssteuern  sind  zur  Erfassung  mit  geeignet.  Wenn  hier  eine  Doppel- 
besteuerung erfolgt,  so  ist  cs  eher  Sache  des  Auslands,  als  des  Inlands,  im  Interesse 
des  Besteuerten  und  des  Hereinziehens  von  Kapitalien  die  Steuer  zu  erlassen:  auch 
nur  eine  Klugheits-,  keine  licrechtigkeitsforderung.  In  ßctrelf  von  Verträgen  über 
Vermeidung  von  Doppeibestcueiung  gilt  das  unter  Nr.  c Bemerkte. 

b)  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnenden  Staatsange- 
hörigen, — mit  Voraussetzung  des  gewöhnlichen  Falles  (Nr.  4 
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der  Kategorie  C in  §.  164),  dass  sie  dort,  also  aus  ausländi- 
schen Quellen,  ihr  Einkommen  erwerben. 

Die  Frage  ist  wesentlich  nur  für  eine  Art  Steuern  practisch : für 
die  Personal-,  bez.  E i n k o m m e n besteuerung  solcher  Personen. 

Eine  solche  Besteuerung  lässt  sich  principiell  rechtfertigen 
und  besteht  hie  und  da  auch. 

Denn  die  betreffenden  Staatsangehörigen,  welche  unter  dieser  Bedingung 
der  Steuerzahlung  freiwillig  ihr  altes  Staatsbttrgerrecht  beibehalten,  werden  dies  aus 
Vortheil  oder  aus  Patriotismus  thun  und  können  dann  auch  der  Stcuerpflicht  unter- 
liegen. So  ist  die  Steuerpflicht  normirt  in  §.  16  des  prcussischen  Gesetzes  vom  1.  Mai 
1851  für  die  Einkommensteuer,  und  zwar  einerlei,  ob  das  Einkommen  aus  in-  oder 
ausländischen  Quellen  herrührt.  S.  die  Finanzministerialrescripte  bei  Meitzen,  Vor- 
schriften über  die  u.  s.  w.  Einkommensteuer,  Berlin  1879,  S.  41  ff. 

Aber  unbedingt  zu  fordern  ist  die  Besteuerung  hier  doch 
nicht.  Häufig  möchte  eher  der  Verzicht  auf  sie  dem  heimischen 
Staate  zu  empfehlen  sein. 

Denn  einmal  wird  sonst  Doppelbesteuerung  derselben  Person  meist  nicht  ver- 
mieden und  leicht  besonders  hart,  wenn  der  fremde  Staat  ähnliche  Steuern  erhebt 
und  den  Ausländer  hierbei  mit  Recht  nicht  frei  lässt.  Und  sodann  fehlen  dem  hei- 
mischen Staat  gewöhnlich  die  Mittel,  alle  seine  steuerpflichtigen  Angehörigen  im  Aus- 
lande aufzufinden  und  vollends,  sie  gleichmässig  zu  besteuern.  Die  Besteuerung  wird 
daher  auf  diese  Personen  sehr  ungleich  ausgedehnt  werden.  In  Preusson  ist  das 
der  Classensteuer  unterworfene  Einkommen  (also  bis  3000  M.)  dieser  Kategorie  von 
Staatsangehörigen  nicht  steuerpflichtig.  Im  Gesetzentwurf  von  1884  war  dio  Aus- 
dehnung der  Steuorpflicht  auf  diese  Porsonen  und  somit  deren  Gleichstellung  mit  den 
Einkommensteuerpflichtigen  (mit  Uber  3000  M.  Einkommen)  beabsichtigt,  doch  sah  man 
in  der  Commission  aus  Opportunitätsgründeu  davon  wieder  ab. 

Völkerrechtliche  Verträge  zwischen  den  betheiligten  Staaten  über  die 
Besteuerung  solcher  Personen  könnten  in  Frage  kommen,  weil  beide  Staaten  vielleicht 
daran  intoressirt  sind,  diese  Personen  in  ihrem  Aufenthalt  und  Erwerb  nicht  durch 
die  Steuer  empfindlich  zu  stören. 

c)  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnenden  Staatsange- 
hörigen in  Bezug  auf  ihr  Einkommen  aus  inländischen  Quellen 
(Fall  3 der  Kategorie  C in  §.  164). 

Dies  Einkommen  ist  regelmässig  Rente  aus  einheimischem  Grund-  und  Kapital- 
besitz, eventuell  auch  Gewerbsgewinn  bei  der  Betheiligung  an  inländischen  Unter- 
nehmungen, einschliesslich  Erwerbsgesellschaftcn , ferner  Ruhegehalt  und  dgl.  von 
ponsionirten  Beamten,  Wittwen,  mitunter  (besonders  im  Bundesstaat)  auch  Gehalt 
activer,  ausserhalb  des  Heimatbsstaats  fungirender  Beamten.  Der  seltene  und  practisch 
schwer  greifbare  Fall,  dass  dies  Einkommen  gewöhnliches  Arbeitseinkommen  ist 
(z.  B.  aus  schriftstellerischer  Thätigkeit),  kann  hier  unbeachtet  bleiben. 

Die  Besteuerung  Seitens  des  heimischen  Staats  ist  hier  wichtiger 
und  practisch  leichter  zu  verwirklichen  als  im  vorausgehenden  Fall. 

Sie  besteht  auch  vielfach  und  hat  in  der  Neuzeit  bei  der  Grösse  des  internatio- 
nalen Personenverkehrs  und  bei  vermehrtem  „Absentiismus“  von  Grundbesitzern,  Kapi- 
talisten, Actionären,  Pensionären  im  Ausland  öfters  zu  Erörterungen  und  im  Bundes- 
staate schon  zu  einer  eigenen  gesetzlichen  Regelung  geführt.  Denn  gerade  hier  trat 
leicht  Doppelbesteuerung  seitens  der  beiden  betheiligten  Staaten  ein,  woraus  sich 
Intcressenconflicte  zwischen  ihnen  und  Beschwerden  des  Besteuerten  ergaben. 

Ein  einfaches  Princip  lässt  sich  aber  nicht  auf- 
stellen. Zwischen  selbständigen  Staaten  erscheinen  auch  nicht 
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einmal  immer  unbedingt,  sondern  nur  unter  gewissen 
Umständen  Compromisse,  daher  Verträge  Uber  die  Be- 
steuerung solcher  Personen  erwünscht.  Der  einzelne  Staat  wird 
sich  nemlich  zu  dieser  Frage  verschieden  stellen  je  nach  seiner 
Auffassung  des  „Absentiismus“  und  sich  dann  von  der  einheimischen 
Besteuerung  durch  die  Beschwerde  seines  Angehörigen  über  Doppel- 
besteuerung auch  nicht  immer  abhalten  lassen  dürfen.  Im  Uebrigen 
wird,  wenn  Doppelbesteuerung  vermieden  werden  soll,  nach  Steuer- 
arten und  weiter  nach  Verhältnissen  innerhalb  eines  Bundesstaats 
und  zwischen  selbständigen  Staaten  zu  unterscheiden  sein. 

Die  Abwesenheit  der  Absentiisten  hat  für  das  Inland 
ökonomische  und  sociale  Nachtheile  (Grundlegung  §.  25B).  Eine 
besondere  Rücksicht  auf  diese  Personen  durch  Gewährung  von 
Steuerfreiheit  ist  schon  deswegen  nicht  geboten,  auch  nicht,  wenn 
denselben  dann  wegen  der  auswärtigen  Steuer  Doppelbesteuerung 
droht.  Umgekehrt  kann  sogar  eine  specielle  einheimische  Be- 
steuerung wegen  des  Absentiismus  ernstlich  in  Frage  kommen. 

Dies  um  so  mehr,  weil  der  heimische  Staat  immer  einen  Steuerentgang  erleidet, 
nemlich  an  Verbrauchssteuern,  auch  an  manchen  Vorkehrssteuern  und  Gebühren. 
Rücksichten  auf  die  Besteuerten  zu  nehmen  bat  weniger  der  einheimische  Staat, 
welcher  einen  Theil  seines  Volkseinkommens  von  den  besser  situirteu  und  massigen 
Classen  seiner  Angehörigen  im  Ausland  verzehrt  werden  sieht,  als  der  fremde  Staat 
zu  nehmen,  welcher  am  Aufenthalt  solcher  Personen  in  seinem  Gebiet  ökonomisch 
intercssirt  sein  kann. 

Staats  vertrüge  über  die  Besteuerung  dieser  Personen  werden 
daher  auch  eigentlich  nur  in  zweiter  Linie  aus  Rücksicht  auf 
die  zu  Besteuernden,  in  erster  Linie  aus  einem  allgemeinen  Inter- 
esse der  betheiligten  Staaten  hervorgehen.  Sie  sind  deshalb  kaum 
so  leicht  allgemein  zu  erwarten,  sondern  nur  zwischen  Staaten, 
welche  sich  als  eine  Gemeinschaft  betrachten  oder  welche  Grund 
haben,  gegeneinander  besondre  Rücksichten  zu  nehmen.  So  liegt 
die  Sache  in  Bundesstaaten  und  hier  sind  daher  Verträge  der 
Einzelstaaten,  bez.  Bundesgesetze  Uber  die  Doppelbesteuerung  an- 
gebracht. 

Ein  Beispiel  haben  wir  aus  Deutschland  in  dem  Gesetz  des  Norddeutschen 
Bundes  vom  13.  Mai  1870.  Es  ist  kaum  zu  erwarten,  dass  sich  die  Grundsätze  dieses 
Gesetzes,  welche  für  Deutschland  wohl  die  richtigen  siud  und  bei  Verträgen  Ober 
Doppelbesteuerung  angesichts  unserer  Steuersysteme  kaum  anders  gefasst  werden 
können,  allgemeiner  zwischen  ganz  fremden  Staaten  einburgern.  Ein  Land  ohne 
entwickeltes  Ertragssteuersystem  und  mit  vielen  reichen  Absentiisten  wurde  sich  sonst 
in  einer  Üblen  Lage  befinden. 

Das  genannte  Gesetz  gilt  nach  späteren  Bestimmungen  jetzt  im  ganzen  Deutschen 
Reiche.  Nach  §.  1 darf  ein  Deutscher  nur  in  dem  Bundesstaate  zu  den  di  recte  n 
Staatsstcuern  herangezogen  werden,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat.  Aber 
nach  §.  3 wird  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  sowie  das  aus  diesen 
Quellen  herrUhrende  Einkommen  nur  von  dem  Bundesstaat  besteuert,  wo  jene 
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liegen ; nach  §.  4 Gehalt.  Pension,  Wartegeld  nur  in  dem  Staat,  der  die  Zahlung  leistet. 
Zinsbezug  eines  in  Sachsen  wobuenden  Preussen  ans  preussischen  Staatspapiereu 
oder  aus  preussischen  Hypotheken  ist  danach  in  Sachsen  steuerpflichtig.  Bei  der 
blossen  Einkorn menbesteuerung  dieses  Einkommens  wohl  richtig,  bei  einer  Kapital- 
rentensteuer kaum.  Näheres  mit  verschiedenen  Ministerialerlassen  bei  Meitzeu 
a.  a.  0.  S.  1 OS  ff.  S.  auch  Clauss  und  Antoni  a.  a.  0.  und  die  Schriften  Uber  die 
schweizer  Verhältnisse. 

Nach  dem  leitenden  Princip  des  genannten  deutschen  Gesetzes 
wäre  auch  bei  einer  vertragsmässigen  Regelung  der  Besteuerung 
zwischen  zwei  Staaten  die  persönliche  und  die  R e a 1 besteuerung 
zu  unterscheiden.  Jene  richtet  sich  im  Wesentlichen  nach  dem 
Wohnort  — also  Besteuerung  nur  seitens  des  „Auslands“  — , 
diese  nach  der  Lage  der  betreffenden  Ertragsquelle,  — also 
Grund-,  Kapitalbesitz  und  Gewerbebetrieb  nur  im  Inlande  besteuert. 
Gewisse  weitere  Modificationen,  bei  Einkommenbesteuerung  neben 
der  Ertragsbesteuerung,  bei  der  Besteuerung  von  Zahlungen  aus 
Staatscassen  (Pensionen  u.  s.  w.),  werden  sich  wie  in  Deutsch- 
land nach  den  concreten  Verhältnissen  richten  mltssen. 

§.  169.  — 3.  Besteuerung  der  Ausländer. 

S.  Antoni  a.  a,  0.  S.  451—462. 

a)  Halten  sich  dieselben  des  Erwerbs  wegen  dauernd  oder 
vorübergehend  im  Inlande  auf,  (zugleich  der  Fall  5 der  Kategorie  C 
in  §.  164),  also  als  Arbeiter,  Gewerbe-  und  Handeltreibende  (Unter- 
nehmer) u.  s.  w. , so  ist  hier  ihre  Besteuerung,  und  zwar  speciell 
auch  ihre  directe  Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung,  wesentlich 
ganz  in  gleicherweise  als  wenn  sie  Inländer  wären,  geboten:  eine 
Forderung  der  Gerechtigkeit,  auch  der  Gleichstellung  in  der  wirth- 
schaftlichen  Concurrenz  halber. 

Eine  etwaige  Doppelbesteuerung  hätte  höchstens  ihr  Heimathstaat  durch 
Steuererlass  zu  vermeiden.  Die  Regelung  solcher  Doppelbesteuerung  durch  Staatsver- 
träge kann  in  Frage  kommen,  wenn  das  Inland  und  das  Ausland  beide  an  dem  Aufent- 
halt dieser  Personen  in  der  „Fremde“  ein  Interesse  haben. 

Von  den  im  Inlande  des  Erwerbs  wegen  reisenden  Ausländern  kommen 
namentlich  die  sogenannten  „Handelsreisenden“  für  die  Gewerbesteuer,  allen- 
falls auch  für  die  Personal-(Eiukommen-)Steuer  in  Betracht.  Im  Princip  wird  die 
Steuerpflichtigkeit  anzuerkennen  sein.  Doch  sind  hier  Staatsverträge  zur  ltcgelung 
dieser  Besteuerung,  eventuell  zum  Erlass  gewisser  Steuern  oder  über  bestimmte  Steuer- 
sätze nach  dem  Grundsatz  der  Reciprocität  in  den  heutigen  Verkehrsverhältuissen  wohl 
angemessen.  Die  Handelsverträge  enthalten  öfters  Bestimmungen  über  die  beider- 
seitige gleiche  Behandlung  dieser  Reisenden.  Das  Einzelne  wird  mit  von  der  Gestaltung 
der  Besteuerung  der  betreffenden  Kategorie  inländischer  Porsonen  abhängen  müssen. 
Steuerfreiheit  der  ausländischen  Reisenden  von  Gewerbesteuer  wäre  unangemessen, 
wenn  Inländer  steuerpflichtig  sind. 

b)  Andere  im  Inland  wohnende  Ausländer,  also  regel- 
mässig solche,  welche  ihre  ausländischen  Einkünfte,  ihre  Renten 
hier  verzehren  (Fall  6 der  Kategorie  C in  §.  164),  werden  selbst- 
verständlich und  unvermeidlich  von  der  Verbrauchsbesteuerung  ge- 
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troffen.  Wie  weit  auch  von  der  inländischen  directcn  Einkommen- 
nnd  Ertragsbestenerung  (z.  B.  der  Kapitalrentensteuer),  hängt  von 
den  Erwägungen  ab,  welche  unter  Nr.  c im  vorigen  Paragraphen 
berührt  worden  sind.  Das  Inland  hat  meistens  ein  Interesse  am 
Aufenthalt  solcher  Personen  und  kann  sie  durch  Steuererlass  oder 
Ermässigung  begünstigen.  Nothwendig  vom  Standpunct  der  Ge- 
rechtigkeit ist  dies  indessen  nicht,  zweckmässig  nicht  allgemein, 
die  Praxis  ist  verschieden.  Ueber  Verträge  in  Bezug  auf  Doppel- 
besteuerung gilt  das  im  vorigen  Paragraphen  Gesagte. 

Bei  ausländischen  Reisenden  dieser  Art  wird  eine  Zeit- 
frist des  Aufenthalts  zu  bestimmen  sein,  von  wo  an  sie  zur 
„Wohnbevölkerung“  zählen  und  eventuell  dann  der  Staatsbesteuer- 
ung des  „Wohnstaats“  unterliegen. 

'L.  B.  in  Preusscn  werden  Ausländer  nach  ein  jährigem  Aufenthalt,  ausser, 
wenn  sie  sich  des  Erwerbs  wegen  im  Inlande  aufhalten,  von  der  Classcnstcner  und 
classificirten  Einkommensteuer  getroffen.  §.  5 und  IS  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  !S51 
bez.  25.  Mai  1813.  — Vgl.  auch  Bau  I,  §.  2B6.  wo  wegen  eines  zu  engen  Begriffs 
der  Steuer  (Abgaben  der  „Staatsbürger")  in  der  Besteuerung  der  Ausländer  eigent- 
lich etwas  Anomales  gesehen  wird.  Die  jetzigen  VerlehrsrerhälUiisse  sind  hier 
auch  zu  wenig  berücksichtigt.  — Die  Bestimmungen  der  deutschen  Gesetzgebung 
bei  Antoni  a.  a.  0.  Mancherlei  willkürliche  Verschiedenheiten,  Widersprüche, 
Lücken  hier  wie  in  den  Gesetzgebungen  des  Auslands  Eine  einheitliche  Regelung 
wäre  immerhin  erwünscht,  setzt  aber  bei  aller  Rücksicht  auf  die  concreten  Verhält- 
nisse doch  eine  principielle  Behandlung  der  Fragen  voraus. 

c)  Besteuerung  des  Einkommens  der  im  Ausland  wohnen- 
den Ausländer  aus  dem  Inlande. 

Dieser  siebente  Fall  der  dritten  Kategorie  des  §.  164,  welcher  sich  mit  den 
Fällen  der  ersten  Kategorie  nicht  wie  die  sechs  anderen  deckt,  soll  gleich  hier  er- 
ledigt werden.  Er  ist  zum  Theil  identisch  mit  der  Frage  der  Besteuerung  der  Er- 
tragsquellen (Kategorie  D.  des  §.  164),  wenn  der  Ertrag  an  den  auswärtigen 
Eigentümer  u.  s.  w.  gebt. 

Dieser  Fall  ist  in  der  Neuzeit  mit  der  grossen  Entwicklung 
des  internationalen  Kapitalienverkehrs  practisch  besonders  wichtig 
geworden.  Die  Entscheidung  wird  zunächst  von  der  ökonomi- 
schen und  der  Rechtsform  der  Betheiligung  des  Ausländers 
an  inländischen  Kapitalanlagen,  — namentlich  ob  als  Unter- 
nehmer, Eigenthümer  u.  s.  w.  oder  anderseits  als  G läubiger 
— sodann  von  der  Art  der  inländischen  Besteuerung:  ob  sie  nur 
Ertrags-  oder  nur  Ein  komm  enbesteuerung  oder  ob  sie  Beides 
und  in  welcher  Verbindung  — mit  abhängen.  Die  Rücksicht  auf 
das  inländische  Interesse  an  der  Hereinzieh ung  fremden 
Kapitals  und  an  einer  etwaigen  Vermeidung  der  Doppelbe- 
steuerung des  fremden  Kapitalisten,  hier  und  in  seiner  Iieimath, 
kann  eine  Steuerbefreiung,  welche  von  der  Gerechtigkeit 
nicht  nothwendig  verlangt  würde,  aus  Gründen  der  Volks- 
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Wirtschaftspolitik  rätblich  machen.  Doch  kann  umgekehrt 
die  Besteuerung  auch  gerade  aus  Gerechtigkeitsgründen 
geboten  sein. 

«)  Bei  einer  Betheiligung  des  Ausländers  an  inländischen 
Gewerben  als  Verpachter  oder  sich  vertreten  lassender  Unter- 
nehmer, Socius,  als  stiller  Gesellschafter,  Actionär, 
als  Grundeigentümer  muss  derselbe  die  gleichen  Ertrags- 
steuern wie  der  Inländer  entrichten,  schon  dem  Character  der  Er- 
tragssteuer als  Objectsteuer  gemäss,  aber  auch  aus  princi- 
pi eilen  volkswirtschaftlichen  Gründen:  weil  hier  Theile  des 
Volkseinkommens  vorliegen,  die  nicht  unbesteuert  bleiben  dürfen, 
wenn  die  richtige  Steuerquelle  getroffen  werden  soll  und  nicht 
minder  aus  principiellen  Gründen  der  gerechten  Steuerver- 
theilung,  weil  sonst  die  Inländer  nur  um  so  höher  besteuert 
werden  müssten.  Erfolgt  die  Besteuerung  des  Ertrags  dieser  Objecte 
zugleich  in  der  Form  einer  Einkommensteuer,  so  wird  auch 
letztere  vom  Ausländer  ebenso  wie  vom  Inländer  zu  tragen  sein. 

(So  z.  B.  in  Preussen  nach  dem  genannten  Gesetz  §.  18.)  Eine  entgegen- 
gesetzte Entscheidung  vilrdo  zn  unhaltbaren  volkswirtschaftlichen  Consequenzen  und 
zu  einer  ungerechten  Ueberlastung  der  Inländer  führen,  wie  sich  leicht  ergiebt, 
wenn  man  sich  einen  etwas  extremen  Fall  rorstellt,  z.  B.  dass  heimische  Ertragsquellen 
(Grundbesitz.  Gebäude,  Bergwerke)  in  grossem  Umfange  Ausländern  gehören.  Da 
das  bezügliche  Einkommen  mit  Recht  auch  der  Besteuerung  in  der  Heimath  des  Aus- 
länders unterliegt  (§.  168  unter  a),  so  erfolgt  Doppelbesteuerung,  die  hier  nicht  wohl 
zu  vermeiden  ist. 

Die  Steuerbefreiung  des  Ausländers  im  lulande,  im  Interesse  der  Hereinziehung 
fremden  Kapitals,  wurde  öfters  auch  die  Concurrenzbedingungen  der  verschiedenen 
Unternehmungen  ungleich  stellen,  zu  Ungnnsten  des  Inländers,  ausserdem  aber,  wie  ge- 
sagt, auch  eine  bedenkliche  Entziehung  der  heimischen  Steuerquellen  für  die  inlän- 
dische Besteuerung  (Grundsteuer  beim  Uobergang  von  Grundbesitz  an  Ausländer!)  mit 
sich  führen,  wie  sich  im  Mittelalter  so  vielfach  gezeigt  hat,  wenn  steuerpflichtiger 
Grundbesitz  durch  Eigenthumsubergang  an  steuerfreie  Exernte  (Stifter  u.  s.  w.)  steuer- 
frei wurde  (Fin.  III,  §.  28).  Die  inländische  Besteuerung  des  Ausländern  gehörigen 
Besitzes  und  des  daraus  fliessenden  Ertrags  wenigstens  durch  die  allgemeinen  Ertrags- 
steuern besteht  auch  wohl  als  Kegel  in  den  Culturstaaten:  diejenige  durch  daneben 
oder  statt  der  Ertragssteuern  bestehende  Einkommen-(und  Vermögens-isteuern  ist  auch 
berechtigt  und  kommt  jetzt  gewöhnlich  vor.  (S.  Antoni  S.  456.)  Das  Gegentheil 
würde  eine  grosse  Schwäche  des  Staats  oder  eine  ausserordentliche  Abhängigkeit  vom 
fromden  Kapital  anzeigen.  Ausländischer  Besitz  inländischer  Actien  muss  vollends 
der  gleichen  Besteuerung  bei  der  Gesellschaft  selbst  wie  inländischer  unterliegen  und 
thut  dies  auch  regelmässig,  schon  aus  steuertechnischen  Gründen. 

ß)  Der  heute  practisch  wichtigere  und  schwierigere  Fall  ist 
derjenige  der  Betheiligung  des  ausländischen  Kapitalisten  als 
Gläubigers  aus  Darlehensgeschäften,  daher  die  Frage  der 
Besteuerung  von  Zinsen,  welche  an  Ausländer  hinausgehen. 

Die  Frage  wird  sich  im  Anschluss  an  die  Art  der  bestehenden  Besteuerung 
(Einkommen-,  Vermögens-,  Kapitalrentensteuer),  dio  Formen  der  Feststellung  der 
Steuerschuldigkeiten  (bei  Einkommen-,  Zinsrentensteuer)  u.  s.  w.  öfters  wieder  nach 
den  Arten  der  Darlehensgeschäfte  specialisiren , namentlich  ob  es  sich  um 
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„unversicherte“  und  „versicherte“  Pfand-,  besonders  hypothekarische 
Darlehen,  um  Darioheu  handelt,  für  welche  ein  börsengängiges  „Werth papier“  (auf 
den  Inhaber  oder  auf  Namen  lautend)  ausgestellt  ist,  ob  in  diesem  Fall  der  besteuernde 
Staat  (Staatsschuldenobligation)  oder  ein  Dritter  (besonders  eine  inländische  Gesell- 
schaft , i.  B.  bei  den  Obligationen  der  Eisenbahngcsellschaften)  der  verpflichtete 
Schuldner  ist  u.  s.  w.  Der  practisch  wichtigste  Fall  ist  gerade  diese  Besteuerung  der 
Zinsen  von  Werthpapieren,  welche  sich  im  Auslände  in  ausländischem 
Besitz  befinden  und  hier  dann  wieder  der  Staatsschuldzinsen,  die  sogenannte 
„Couponbosteuemng“,  wie  sie  nach  der  — vornemlich  und,  wenn  man  practischen 
Erfolg  will,  fast  allein  in  Betracht  kommenden,  auch  mehrfach  Üblichen  (England, 
Oesterreich,  Italien,  Russland)  — Form  der  Besteuerung  mittelst  Abzugs  des  Steuer- 
betrags an  dem  fälligen  Coupon  bei  der  Auszahlung  genannt  wird.  S.  v.  Hock, 
öffentliche  Abgaben  S.  18,  220;  meine  „Ordnung  des  österreichischen  Staatshaus- 
haltes“, Wien  1863,  S.  187 — 203,  mit  besonderer  Beziehung  auf  Oesterreich,  aber 
auch  prineipiell  und  zum  Theil  auf  die  im  Vorhergehenden  besprochenen  Fälle  ein- 
gehend. S.  Uber  England  Fin.  III,  S,  243,  247. 

Einerlei  ob  eine  besondere  Kapitalrentensteuer  als  eine  Art 
der  Ertragssteuer  oder  ob  neben  oder  statt  ihrer  eine  Einkommen- 
steuer besteht,  welche  dieses  Zinseinkommen  treffen  soll ; im  P r i n - 
cip  ist  die  Besteuerung  der  ins  Ausland  gehenden  Zinsen  ebenso 
wie  diejenige  der  im  Inland  bleibenden  zu  verlangen  und  durch- 
aus nicht  ohne  Weiteres  eine  „Rechtsverletzung“. 

Auch  hier  fuhrt  die  entgegengesetzte  Entscheidung,  wie  man  sich  wiederum 
an  extremen  Fällen  leicht  klar  macht,  zu  volkswirtschaftlich  unhaltbaren  Conse- 
i|uen7en  und  zu  Ungerechtigkeiten  für  die  Inländer.  Ist  nicht  etwa  ein  ausdrück- 
liches Versprechen  seitens  des  Staats  erteilt  worden,  jene  Zinsen  unbesteuert  zu 
lassen,  so  kann  auch  bei  der  erstmaligen  Einführung  einer  solchen  Besteuerung  nicht 
von  einer  Rechtsverletzung  des  fremden  Gläubigers  die  Rede  sein.  Das  Besteuer- 
ungsrecht des  Staats  besteht  ihm  gegenüber  in  derselben  Ausdehnung  wie  dem  In- 
länder gegenüber.  Nicht  Uber  die  Besteuerung , sondern  nur  Uber  eine  höhere 
Besteuerung  könnte  sich  der  Ausländer  beschweren. 

Auch  eine  Steuer  auf  die  vom  Staate  selbst  gezahlten  Staats- 
schuldenzinsen ist  nicht  ungerecht,  anch  kein  Rechts- 
bruch, sobald  nicht  gegentheilige  ausdrückliche  Znsagen 
vorliegen. 

Gegen  eine  solche  hie  und  da  vorgekommene  Auffassung  der  Couponsteuor  ist 
derselbe  Einwand  wie  gegen  eine  ähnliche  Ansicht  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  der 
Staatsdicncr-Gchaltc  zu  erheben  (§.  166):  cs  bandelt  sich  bei  der  Zinszahlung  und  bei 
der  Besteuerung  derselben  durch  den  Staat  um  zwei  ganz  verschiedene  Rechts- 
titel. Der  Ameihcvertrag  enthält  keine  stillschweigende  Zusage  einer  Beschrän- 
kung des  Bcstcuerungsrechts  in  Bezug  auf  die  Zinsen  der  Staatsschuld. 

Zu  einer  Rechtsfrage  wird  die  Besteuerung  hier  wie  in  anderen  vorgekom- 
menen Fällen , z.  B.  hei  der  Steuerfreiheit  der  Zinsen  von  Obligationen  u.  s.  w.  der 
Eisenbahugescllschaften , nur,  wenn  der  einheimische  Staat  ein  ausdrückliches 
Versprechen  der  Steuerfreiheit  ertheilt  hat.  das  einen  Theil  des  betreffenden  Vor- 
trags bildet,  ferner  allerdings  auch  wohl  dann,  wenn  der  Staat  etwa  allgemein  in 
gesetzlicher  Form  seinen  Willen  bekundet  hat,  weder  jetzt  noch  in  Zukunft  die 
von  ihm  gezahlten  Zinsen  einer  Steuer,  Gebühr  oder  irgend  welchem  Abzug  zu  unter- 
werfen. Im  ersten  Fall  hat  er  sich  rechtlich  in  Bezug  auf  die  Ausübung 
seines  Bestenernngsrechts  gebunden.  Die  Steuerfreiheit  bildet  ein  wohl- 
erworbenes Recht  und  kann  in  der  Regel  nicht  einseitig,  sondern  nur  vortrags- 
mässig  aufgehoben  werden;  ausnahmsweise  einseitig  wenigstens  nur  nach  deu 
Rcchtsregeln  der  Enteignung,  dann  aber  gegen  angemessene  Entschädigung.  Eine 
solche  zugesagte  Steuerfreiheit  bezieht  sich  an  sich  auf  jeden  Gläubiger,  In-  wie 
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Ausländer.  Im  zweiten  Fall  ist  implicite  die  Absicht  und  auch  mehr  oder  weniger 
ein  Erfolg  anzuuehmen,  den  Staatscrcdit  zn  erhöhen,  die  Nachfrage  nach  den  Staats- 
papieren zu  steigern,  deren  Kurs  zu  verbessern:  alles  Umstände,  die  eine  willkürliche 
und  entschädigongslose  Aufhebung  der  Steuerfreiheit  als  böswillige  ßenaebtheiligung 
des  Gläubigers  erscheinen  lassen  Wörden. 

Mit  der  Ertbeilnng  solcher  Zusagen  sollte  der  Staat  um  seiner 
finanziellen  Zukunft  willen  aber  sehr  zurück  haltend  sein. 

Wenn  dieselben  trotzdem  in  neuerer  Zeit  in  stark  verschuldeten  Staaten , welche 
eine  Betheilignng  des  Kapitals,  besonders  des  fremden,  wünschen,  namentlich  nach- 
dem sie  die  Besteuerung  der  Coupons  für  ältere  Schulden  eingeföhrt  haben , fast  die 
Kegel  geworden  sind  — Oesterreich-Ungarn,  als  Ganzes  und  nach  beiden  Reichshälften, 
freilich  nach  Erhöhung  der  Couponsteuer  anf  16  °/o  1868.  Russland  — , so  ist  dies 
eben  nur  ein  schlimmes  Zeichen  der  finanziellen  Lage  und  der  dadurch  bedingten 
Abhängigkeit  vom  Privatkapital.  Auch  die  hier  angerufenen  Opportunitätsrück- 
sichten  — nemlich  auf  den  Staatscrcdit  und  auf  die  Nothwendigkeit,  neue  Anleihen 
aufzunehmen  — sind  kaum  so  berechtigt,  als  es  meistens  dargestellt  wird.  Das  zeigt 
v.  Hock  a.  a.  0.  Denn  es  wird  hierbei  zu  einseitig  die  Lage  des  Moments,  zu 
wenig  die  Zukunft  beachtet.  Verlangt  die  Entwicklung  des  Finanzwesens  wie  gewöhn- 
lich später  immer  grössere  Einnahmen,  daher  höhere  Gesammtbestcuerung,  so  ist  eines 
der  steuerfähigsten  Objecte,  die  Zinsrente,  in  grossem  Umfang  der  Besteuerung 
entzogen , die  Übrige  Besteuerung  muss  also  um  so  stärker  wachsen.  Daraus  drohen 
mit  der  Zeit  wahrhaft  unerträgliche  volkswirthscbaftliche  und  sociale  Zustände  hervor- 
zugehen , wovon  sich  schon  jetzt,  besonders  in  den  Verhältnissen  von  stark  ans  Aus- 
land verschuldeten  Staaten  und  Volkswirtschaften  zum  ausländischen  „mobilen  Kapital“, 
deutliche  Symptome  zeigen. 

Es  ist  Übrigens  auch  unrichtig,  anzunebmen , dass  eine  Couponsteuer  Überhaupt 
und  vollends  im  Verhältniss  ihres  ganzen  Betrags  zu  einer  Kapitalsteuer  für  den 
betroffenen  Besitzer  eines  Werthpapiers  werden  müsse,  weil  der  Kurs  entsprechend 
sinken  werde.  Einmal  kommt  es  hierbei  darauf  an,  ob  a n d e r e analoge  Kapitalanlagen 
(z.  B.  in  Hypotheken,  auch  in  Grundstücken,  Häusern)  ebenso  besteuert  werden, 
wo  dann  ein  allgemeiner  Einfluss  auf  den  Kurs  sich  nicht  so  stark,  mitunter  gar  nicht 
geltend  machen  kann.  (Die  einschlägigen  feinen  Fragen  der  Ueberwälzung  bei  einer 
Kapitalrentensteucr  überhaupt  behandelt  vortrefflich  Helferich  in  dem  Aufsatz  über 
die  Kapitalsteuer  in  Baden.  Tübinger  Zeitschrift  1846,  besonders  S.  511  ff.)  Sodann 
hängt  gerade  der  Kurs  der  Werthpapiere,  besondere  der  Staatspapiere  von 
einer  Menge  verschiedener  Factoren  ab,  unter  diesen  aber  kann  die  Couponstcuer 
sogar  selbst  wieder  ein  nach  einer  Seite  günstiger  sein,  weil  sic  die  Finanzlage 
verbessert.  Einigermaassen  war  es  wohl  1868  ff.  so  in  Oesterreich,  wo  zugleich  der 
Ausgleich  mit  Ungarn  als  politisch  günstiges  Moment  gut  auf  den  Staatscrcdit 
wirkte.  Daher  die  Erscheinung,  dass  die  österreichischen  Staatspapiere  nach  der 
enormen  Erhöhung  der  Couponstcuer  meist  besser  als  vorher  standen. 

Auch  ohne  sich  in  dieser  Hinsicht  vertragsmässig  oder  gesetz- 
lich gebunden  zu  haben,  kann  der  einheimische  Staat  ausOppor- 
tunitäts-  und  Billigkeitsrücksichten  die  ins  Ausland  gehen- 
den Zinsen  wohl  steuerfrei  lassen.  Dies  mag  unter  Umständen 
statthaft  und  zweckmässig  sein,  obgleich  es  principiell  vom 
Standpunct  der  Gerechtigkeit  nicht  und  practisch  vom 
fcstandpunct  der  Opportunität,  namentlich  des  Finanzinteresses 
selbst,  nicht  so  allgemein,  wie  öfters  angenommen  wird,  ge- 
boten ist. 

Der  fremde  Gläubiger  erlangt  aber  hier  kein  „wohl  erworbenes  Recht“  für  sich 
und  muss  gewärtigen,  wenigstens  wenn  nicht  etwa  ein  früheres  Gesetz  die  Be- 
steuerung auf  im  Inland  bleibende  Zinsen  beschränkt  hat,  eventuell  durch  ein  neues 
Gesetz  der  Besteuerung  doch  mit  unterzogen  zu  worden.  Die  Unterscheidung  von 
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in-  und  ausländischen  Gläubigern,  Werthpapior-Inhabern  u.  s.  w.  bei  der  Besteuerung 
führt  ohnedem  leicht  zur  Umgehung  des  Gesetzes.  Auch  deswegen  empfiehlt  sich 
möglichst  die  allgemeine  Besteuerung  alles  Zinseinkommens.  einerlei  olt  der  Be- 
zieher Aus-  oder  Inländer  sei,  im  In-  oder  Auslande  wohne.  In  England  Erlass, 
bez.  Rückerstattung  des  Steuerabzugs  von  im  Inland  zahlbaren  Werthpapierzinsen  für 
fremde  Besitzer,  die  im  Ausland  wohnen,  unter  der  Förmlichkeit  des  „Affidavit“ 
(Fin.  III,  S.  147). 

Der  finanzielle  Opportunit&tsgrund  ist  meist  nicht  gegen  die  Steuer  entscheidend, 
weil  der  Vortheil  des  Staats  aus  der  Besteuerung  einer  grossen  alten  Schuld  viel 
grösser  als  der  Nachtheil  eines  etwas  schlechteren  Begebungskurses  fUr  neue  (auch 
steuerfreie)  Anleihen  sein  wird. 

B.  — §.  170.  Die  Communalbesteuerung  der  phy- 
sischen Personen. 

S.  die  literarischen  Angaben  in  §.  162,  S.  391. 

Alle  die  zahlreichen  Fragen,  welche  im  Voraosgehendcn  in 
Bezug  auf  die  S taats  besteuern ng  erörtert  wurden,  spielen  auch  in 
der  Communalbesteuerung  zwischen  den  verschiedenen  Selbst- 
verwaltungskörpern eines  Staats. 

Ja,  sic  werden  hier  wegen  des  noch  viel  umfassenderen  und  innigeren  Personeu- 
uud  Kapitalienverkehrs  innerhalb  des  Staatsgebiets  practisch  noch  viel  wichtiger  und 
verwickelter.  Gleichwohl  sind  sie  leichter  zu  lösen,  denn  die  Staatsgewalt  kann  die 
Conflicte  zwischen  den  einzelnen  Körpern  und  in  Betreif  etwaiger  Doppelbesteuerung 
gesetzlich  schlichten.  Auch  lösen  sich  die  Intcrcsscnconfiicte  der  verschiedenen  Körper 
wieder  mehr  in  dem  einen  Staatsinteresse  auf,  während  diese  Conflicte  zwischen  ver- 
schiedenen Staaten,  von  Bundesstaats-  und  ähnlichen  Verhältnissen  abgesehen,  bestehen 
bleiben  und  nur  durch  Compromisse  bcigelegt,  nicht  eigentlich  ausgeglichen  werden 
können. 

Auch  für  die  Communalbesteuerung,  ja  zum  Theil  für  sie  noch 
mehr,  gilt  das  im  §.  165  Gesagte:  sie  lässt  sich  weder  ge- 
recht, noch  wirtschaftlich  richtig  durch  eine  einzige 
Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Steuersystem 
durchfuhren.  Vielmehr  ist  gerade  auch  bei  ihr  eine  Com- 
bination  verschiedenartiger  Steuern  zweckmässig  und 
selbst  geboten,  besonders  von  Ertragssteuern,  welche  an  das 
Object,  die  Ertragsquelle,  und  von  Personal-  und  Ein- 
kommensteuern, welche  an  das  Subject  und  sein  Einkommen 
anknUpfen. 

An  Stolle  der  letzteren  Steuern  oder  neben  ihnen  können,  soweit  nicht  andere 
steuertechnischc  u.  dgl.  Gründe  gegen  diese  Stouorart  sprechen,  auch  in  der  Commune, 
principiell  ebenso  gut  wenigstens,  ja  zum  Theil  mit  geringeren  principiellen  Bedenken 
als  im  Staate,  — eine  freilich  nur  relative  Rechtfertigung!  — geeignete  Ver- 
brauchssteuern fungiren. 

Eine  solche  Combination  vou  „Objectsteuern“  und  „Subject- 
steuern“  ist  in  den  Communeu  zweckmässig,  ja  nothwendig  und 
wird  um  so  zweckmässiger  und  nothwendiger,  weil  und  je  mehr 
durch  die  Entwicklung  des  Credit wesens,  des  Pacht-  und 
M i e t h wesens,  der  Erwerbs  gcsellschaflen,  A c t i e n gesellschaftcn 
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u.  s.  w..der  Wohnort  der  Personen  und  der  Sitz  der  ihnen 
gehörigen  Ertragsquellen  vielfach  verschiedene  werden. 

Wo  das  nicht  der  Fall  ist,  konnte  inan  an  and  für  sich  je  mit  Objoct- 
oder  Subjectsteaern  allein  in  der  Commune  leichter  auskommen,  soweit  dies  steuer- 
technisch  überhaupt  möglich  ist.  Solange  jene  Entwicklung  des  Creditwescns  und  der 
gewerblichen  Unternehmungsformcn  noch  unbedeutend  war.  lagen  die  Dinge  gleichfalls 
noch  anders.  Jetzt  aber  ist  es  häufig  so  — besonders  in  Fällen,  wo  es  sich  um 
grössere  Ertragsquellen  und  wohlhabendere  Personen  handelt,  — dass  ein 
EigcntbUmcr  ron  Ertragsquellen,  ein  Grund-  und  Hausherr,  Kapitalrerleihcr , Corn- 
manditist,  Actionär  u.  s.  w.  an  einem  anderen  Orte  wohnt  und  sein  Einkommen 
aus  jenen  Quellen  verzehrt  als  da  wo  der  Sitz  dieser  letzteren  ist. 

Die  alleinige  Subjectbesteuerung,  z.  B.  durch  Einkommensteuer 
(auch  Verbrauchssteuer),  würde  nur  im  Wohnort  der  Person,  die 
alleinige  Objectbesteuerung,  durch  die  üblichen  Ertragssteuern, 
nur  im  Sitz  der  Ertragsquellen  erfolgen.  Das  führte  zu  volkswirt- 
schaftlich und  finanziell  unhaltbaren  und  der  Gerechtigkeit  wider- 
sprechenden Verhältnissen,  wie  sich  sofort  ergiebt,  wenn  man  sich 
etwas  extreme,  aber  schon  heute  annähernd  wirklich  vorkommende 
Fälle  vorstellt,  wie  etwa  den  folgenden. 

Es  handle  sich  z.  B.  um  zwei  Gemeinden,  ln  der  einen . einem  ,, Fabrikdorf', 
befindet  sich  verpachteter  Grossgrundbesitz  und  verschuldeter  Kleingrundbesitz,  die 
Wohnhäuser  gehören  ebenfalls  Kapitalisten  oder  sind  an  diese  verschuldet,  die  grösseren 
gewerblichen  Unternehmungen,  Fabriken,  Hüttenwerke  bestehen  in  der  Form  von 
Actiengescllscliaften.  In  der  anderen  Gemeinde,  einem  schönen  „Bade-  und  Villen- 
orte“. wohnen  die  wohlhabenderen  verpachtenden  und  vermiethenden  Grund-  und 
Hausbesitzer,  die  Hypothekengläubiger  der  ersten  Gemeinde,  die  Actionärc  der  in 
dieser  betriebenen  Gesellschaften,  und  zwar  sollen  diese  der  Annahme  nach  als  Rentou- 
bezieher  in  der  zweiten  Gemeinde  meist  zur  Miethe  wohnen.  Die  blosse  Subjcct- 
besteuerung  würde  in  der  ersten,  der  „armen“  Gemeinde,  die  Steuerlast  fast  ganz  auf 
die  „kleinen  Leute“,  die  verschuldeten  Ilaus-  und  Grundbesitzer,  die  Arbeiter  legen, 
was  ebenso  ungerecht  als  wirthschaftlich  unthunlich  wäre,  zumal  wenn  mit  den  Steuern 
wichtige,  gerade  jenen  „Besitzenden“  nützende  Ausgaben,  z.  B.  für  Wegewesen,  ge- 
macht wurden.  Auf  Ueberwälzung,  vollends  auf  genügende  Ueberwälznng  der  direct 
gezahlten  Subjoctsteuern  (Personalsteuern)  oder  der  im  Preise  überwälzt  erhaltenen 
Verbrauchssteuern  auf  Arbeitgeber,  Venniether,  Zinsgläubiger  wäre  kein  irgend 
sicherer  Verlass.  Die  blosse  Objectbesteuerung,  vollends  die  reine  Kcalbcstcuerung 
wäre  ähnlich  unrichtig  in  der  zweiten,  der  „reichen“  Gemeinde,  wenn  sic  auch  kaum 
ebensolche  Bedenken  wie  die  Subjectbesteuerung  in  dem  Fabrikdorf  hätte.  Denn  die 
Realitätenbesitzer  des  Badeorts  würden  doch  eine  Menge  Vortheile  aus  dem  Auf- 
enthalt der  Rentner  ziehen. 

Hier  liegen  also  wichtige  Interessenconflicte  zwischen  den  be- 
theiligten Communen  vor.  Dieselben  lassen  sich  nnr  dadurch  leid- 
lich lösen,  dass  die  obige  Forderung  einer  Combination 
von  Ertrags-  und  Personalsteuern  erfüllt  und  womöglich 
auch  gewisse  Steuern  mit  gewissen  Verwendungs- 
zwecken in  der  Commune  combinirt  werden. 

S.  darüber  die  Vorschläge  in  meinem  Referat  über  die  Communalsteuerfrage, 
in  der  selbständigen  Ausgabe  S.  2 If.  (Thesen),  S.  30  tf.  Nichts  Anderes  kann  Stein 
(4.  A.  I,  560)  meinen.  Was  er  hier  andeutet,  habe  ich  nur  schon  vorher  a.  a.  0. 
ausgeführt,  weshalb  Stein's  Abweisung  (S.  568)  vielleicht  hätte  unterbleiben  können. 
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Als  Kegel  wird  man  dann  verlangen,  dass  die  Personen  da 
für  ihr  Einkommen  (oder  ihren  Verbrauch)  besteuert  werden,  wo 
sie  wohnen,  die  Ertrage  da,  wo  die  Quellen  derselben 
liegen.  Handelt  es  sich  um  ein  und  denselben  Ort,  so  erledigt 
sich  alles  Weitere.  Andernfalls  aber  sind  noch  specielle  Bestimm- 
ungen nothwendig,  am  Besten  wohl  so,  dass  einmal  das  Einkommen, 
welches  aus  Besitz  herrtlbrt  oder  Rentenbezug  ist  oder  wie 
Gewerbsgewinn  (bei  landwirthschaftlichem  und  gewerblichem  Selbst- 
betrieb, bei  Societätsverh'ältnissen)  einen  gemischten  Character 
(§.  184)  hat,  einer  formellen  Doppelbesteuerung  unterliegt, 
mittelst  Ertrags-  und  Einkommensteuern,  dass  aber  ferner  in  den 
angedeuteten  Fällen  einer  Betheiligung  mehrerer  Gemeinden  u.  8.  w. 
die  Gemeinde  der  Ertragsquelle  auch  an  der  Einkommen- 
steuer der  Person,  welche  anderswo  wohnt  und  an  ihrem  Wohnort 
für  das  aus  jener  Quelle  fliessende  Einkommen  steuert,  in  einem 
gesetzlich,  allenfalls  auch  zwischen  den  betheiligten  Gemeinden 
vertragsmäsBig  festzusetzenden  Verhältniss  partieipirt. 

Welche  Gemeinde  hier  begünstigt  wird . lässt  sich  nicht  allgemein  sagen , es 
kommt  mit  auf  die  Vertheilung  derselben  Steuer  unter  den  betheiligten  Gemeinden 
an.  Eine  gewisse  Begünstigung  der  Gemeinde  der  Ertragsquelle  (der  „Objectgemeinde“) 
vor  derjenigen  des  persönlichen  Wohnorts  (der  „Snbjectgemeindo“)  wurde  mir  nicht 
bedenklich,  eher  berechtigt  erscheinen. 

Bestimmungen  der  hier  empfohlenen  Art  jetzt  in  dum  prcussischcn  Com- 
munalsteuergesetz  tron  18S5.  Physische  Personen  unterliegen  danach  auch  in  der 
Gemeinde,  wo  sie  keinen  Wohnsitz,  aber  Grundbesitz,  gewerbliche  Anlagen,  Bergwerke, 
Pachtungen,  stehende  Gewerbe  haben,  als  sogenannte  „Forensen",  für  letztere  Ertrags- 
quellen, ausser  den  auf  denselben  lastenden  Ertragssteuem , den  communalen  Ein- 
kommensteuern (§.  1).  Das  „Einkommen“  aus  diesen  Quellen  ist  dann  in 
der  Wohnsitzgemeinde  des  Steuerpflichtigen  nicht  mit  einzuschätzen . doch  bat  die 
Wohnsitzgemeinde  das  Kccht,  wenn  der  hiernach  bei  ihr  zu  versteuernde  Kest  des 
Einkommens  des  Steuerpflichtigen  weniger  als  '/*  seines  Gcsammtcinkommens  beträgt, 
durch  Gemcindcbeschluss  ein  volles  Viertel  für  ihre  Besteuerung  in  Anspruch  zu 
nehmen,  unter  entsprechender  Verkürzung  des  Antheils  der  Forensalgemeinde  (§.  0). 

Wird  die  Sache  vol  k s wirtschaftlich , statt  bloss  einzel-  und 
privatwirthschaftlicb,  betrachtet,  so  wird  cs  vollends  klar,  dass  d i e 
Communalbesteuerung  zur  Verwirklichung  desPostu- 
lats  der  Allgemeinheit  eventuell  neben  oder  statt  der 
Personal-  (und  auch  der  Verbrauchs-)  besteueruug  eine 
Ertragsbestcuerung  verlangt. 

Auch  in  der  Commune,  wie  im  Staate,  liegt  die  normale  v olkswirthschaftliche 
Stcuerquellc  im  „lioincrtrag  der  Volkswirtschaft“  und  zwar  in  jeder 
Commune  in  demjenigen  T heile  dieses  Reinertrags,  welcher  in  ihr  gewonnen  wird. 
Dieser  Ertrag  wird  direct  und  indirect  mit  Hilfe  der  öffentlichen  oder  Verwaltungs- 
Leistungen . »-eiche  erst  diese  Besteuerung  ermöglichte,  producirt.  Die  Besteuerung 
gehört  zu  den  („gesellschaftlichen“)  Productionskosten  des  Ertrags  und  letztere  sind 
billiger  Weise  auf  seinen  ganzen  Betrag  zu  reparliren.  Erst  der  dann  verbleibende 
Rest  kann  als  ein  wahrer  Reinertrag  betrachtet  werden,  der  sich  alsdann  privat- 
winhschaftlich  als  Einzel-  oder  Privateinkommen  an  die  mit  Arbeit  und  mit  ihren 
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eigenen  Productiousmitteln  an  der  Production  betheiligten  Personen  vertheilt,  d.  li. 
Lohn  oder  gemischtes  Einkommen  oder  reine  Rente  wird. 

C.  — §.  171.  Die  Staatsbesteuerung  anderer  Wirt- 
schaften, d.  i.  von  juristischen  Personen  i.  w.  S.  (zweite 
Kategorie  des  Schemas  in  §.  164). 

S.  Held.  Einkommensteuer  S.  137  IT.  (nicht  ausreichend);  Stein  4.  A.  1, 
433  fT.,  in  Verbindung  mit  seiner  Lehre  vom  Vereinswesen,  zu  apodictisch  und  zu 
wenig  casuistisch,  in  der  5.  A.  II,  I,  405  ff.,  etwas  abgeändert,  aber  nicht  verbessert, 
Rau  I,  §.  263 — 265,  viel  zu  dürftig.  Roscher,  Fin.  §.  64.  Diotzol's  oben  ge- 
nannte Schrift.  Für  die  Verhältnisse  der  Coinmunen  die  Gutachten  und  mein  Referat. 
Vockc,  Abgaben  S.  285  ff,  494  ff.  — Gesetzgebung  bei  Burkart  in  Hirth's 
Annalen  1877,  S.  223  ff.  Antoni  a.  a.  0.  S.  462 — 465  Principielies . S.  465 — 498 
eingehende  Darstellung  der  deutschen  Gesetzgebung.  Dazu  der  oben  S.  391  genannte 
Aufsatz  von  Schanz  über  die  Genossenschaften.  — Besprechung  der  Frage  ftlr  die 
Einkommensteuer  in  meiner  Abhandlung  directe  Steuern  im  SchSnberg'schen  Hand- 
buch, §.  103.  — Die  Praxis  ist  mannigfaltig,  auch  in  Deutschland,  hinsichtlich  der 
Ausdehnung  der  staatlichen  Einkorn  men -Steuerpflicht  auf  die  juristischen 
Personen.  In  Preussen  und  einigen  kleineren  Staaten  im  Allgemeinen  keine 
solche  Pflicht,  in  Baden,  Hessen  und  kleineren  vomemlich  nur  Stcuerptlicht 
der  Acticn-  und  Commanditgesellschaften , in  Sachsen  und  verschiedenen  anderen 
alle  juristischen  Personen  pflichtig  (doch  nur  im  Princip,  das  Ausnahmen  erleidet). 
( Antoni  S.  464). 

Die  folgende  Behandlung  der  schwierigen  Frage  beschränkt  sich  an  dieser  Stelle 
auf  die  principiclle  Erörterung  und  die  Heraushebung  einiger  Hauptfälle. 

An  die  Spitze  ist  hier  der  Satz  za  stellen,  dass  solche  andere 
Einzelwirtschaften  nicht  kurzweg  denjenigen  der  physischer)  Per- 
sonen (Individual-  oder  Familienwirthschaften)  in  der  Besteuerung 
völlig  gleich  gestellt  werden  können.  Das  Princip  der  Allgemein- 
heit lässt  sich  daher  auf  sie  nicht  ohne  Weiteres  nach  der  Richt- 
schnur der  vorausgehenden  Erörterungen  anwenden.  Vielmehr  lassen 
sich  selbst  nur  etwas  allgemeinere  Regeln  ohne  genaue  Unterscheid- 
ung der  Hauptarten  solcher  Wirtschaften  nicht  aufstellen.  Inner- 
halb einer  Hauptart  wird  aber  dann  öfters  eine  weitere  Unter- 
scheidung notwendig  werden. 

Auch  hier  ist  zunächst  wieder,  wie  bei  der  Besteuerung  der 
physischen  Personen,  die  Unmöglichkeit  anzuerkennen,  durch 
eine  einzige  Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Steuer- 
system die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  richtig  durchzuführon. 
Die  Verhältnisse  des  wirtschaftlichen  Lebens  sind  dafür  viel  zu 
verwickelt.  Neuerdings  hat  besonders  die  Entwicklung  der  Actien- 
und  anderer  Erwerbsgesellschaften,  auch  der  Genossenschaften  diese 
Verwickcltheit  in  einer  für  die  Staats-  wie  für  die  Communal- 
besteuerung  sehr  lästigen  Weise  noch  erheblich  vergrössert,  und 
das  wird  weiter  so  fortgehen.  Die  Aufgabe  wird  dadurch  immer 
schwieriger.  Sie  lässt  sich  wiederum  nur  ganz  annähernd  lösen, 
unbedingt  aber  nur  durch  ein  System  mannigfaltiger  Steuern. 
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1.  Staat8bc8teuerung  von  juristischen  Personen  des  öffent- 
lichen Rechts. 

a)  Des  Staats,  bez.  seiner  Ertragsobjecte,  Erwerbs- 
Unternehmungen  selbst  (Objecte  und  Anstalten  des  Privat- 
erwerbs, auch  mitunter  Gebtlbren-Anstaltcn).  Da  der  Steuerfiscus 
und  der  Domäncnfiscus  u.  s.  w.  schliesslich  die  Eine  Person  des 
Staatsfiscus  darstellen,  so  hat  natürlich  eine  wirkliche  Staats- 
besteuerung solcher  Besitze,  Unternehmungen  und  Anstalten,  der 
FeldgUter,  Forsten,  Bergwerke  des  Staats  u.  s.  w.  finanziell 
keine  reelle  Bedeutung.  Dennoch  sollte  die  Besteuerung  die 
Regel  bilden: 

«)  Einmal  wenigstens  die  rechnnngsmässige  Durch- 
führung der  Besteuerung. 

Denn  sonst  kann  die  wahre  finanzielle  Lage  dieses  Staatsbesitzes  u.  s.  w. 
nicht  richtig  ersehen,  die  Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  dieses  Besitzes, 
soweit  sie  eine  rein  finanzielle,  nach  Rentabilitätsrerhältnissen  zu  beurtheilendc  ist, 
nicht  sicher  entschieden  werden.  (S.  Uber  Bergwerke  Fin.  I,  §.  252.) 

ß)  Mitunter  aber  ist  auch  die  wirkliche  Durchführung  der 
Besteuerung  geboten,  nemlich  in  Fällen,  wo  die  Staatsunternehm- 
ungen  sonst  durch  den  Steuererlass  einseitig  in  der  Concurrenz 
gegen  besteuerte  Privatnnternehmungen  begünstigt  werden  könnten. 

So  mit  Recht  Rau  I,  8.  265.  Anders  Held  S.  188.  — Rau  erwähnt  auch, 
dass  bei  einer  Trennung  der  Kammer-  und  Stouorcasse  (s.  Fin.  I,  §.  90)  eine 
wirkliche  Besteuerung  der  Domänenciukttnfte  zu  Gunsten  der  Steuercasse  uothwendig 
sein  kann.  Die  angedeutoten  Fälle  können  in  der  Verbrauchsbestouerung  (auch  in 
(iebuhrenzweigen , z.  B.  bei  Wegegeld)  Vorkommen,  namentlich  „bei  Stenern,  welcho 
sich  genau  nach  der  Menge  von  Erzeugnissen  richten  und  den  Kostensatz  derselben 
in  einem  feststehenden  Verliältniss  erhöhen“  (Rau),  so  beim  Braumalzaufschlag 
(Baiern).  Wenn  der  Staat  auch  durch  Sich  - begnügen  mit  kleiner  Rente  oder  durch 
directe  Zuschüsse  aus  anderen  Staatsmitteln  die  Priratconcurrenz  dennoch  überwinden 
kann,  so  hat  das  Unterbleiben  der  Besteuerung  doch  bisweilen  grOssero  Bedenken.  Es 
tritt  auch  bei  erfolgter  Besteuerung  das  wahre  Sachrerhältniss  besser  hervor. 

b)  Staatsbestenerung  der  Selbstverwaltungskörper, 
besonders  der  Gemeinden.  Diese  vollfuhren  wie  der  Staat, 
theils  im  Aufträge  desselben,  theils  selbständig,  öffentliche,  gc- 
meinwirthschaftliche  Aufgaben.  Die  sachlichen  Mittel  dazu  ent- 
nehmen sie  ihrem  Finanzhaushalt.  Es  liesse  sich  so  die  Staats- 
steuerfreiheit für  ihr  ganzes  Einkommen  wohl  recht- 
fertigen,  selbst  für  den  Ertrag  ihrer  privat  wirtschaft- 
lichen Objecte,  welcher  ja  für  seinen  Belauf  eine  Communal- 
bcsteucrung  entbehrlich  macht,  demgemäss  auch  die  Freiheit  von 
den  staatlichen  Ertragssteuern. 

Indessen  wegen  zweier  Umstände  ist  diese  Steuerfreiheit  des 
eommunalen  Privaterwerbs  doch  misslich  und  besteht  sie  da- 
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her  auch  in  der  Praxis  meistens  nur  für  das  Steuereinkommen 
und  flir  die  unmittelbar  im  öffentlichen  Dienst  gebrauchten  Ge- 
bäude u.  s.  w.,  nicht  fUr  den  Ertrag  der  privatwirthscbaftlichen 
Objecte,  wie  der  Kämmereigüter,  ländlichen  Grundstücke,  Forsten, 
Communalgewerbe.  Dieser  Ertrag  pflegt  vielmehr  den  staatlichen 
Ertragssteuern,  seltener  auch  der  staatlichen  (nominellen)  Ein- 
kommensteuer zu  unterliegen.  Und  dies,  auch  das  letztere,  möchte 
doch  das  Richtigere  sein. 

Thcils  verlangen  nemlich  die  Ooncurrenzverhältnisse  eine  Gleichstellung 
communaler  und  privater  Unternehmungen,  so  dass  namentlich  eine  Exemtion  der 
Commune  von  den  Staats  - Ertragssteuern  leicht  zu  Inconvenienzcn  führte.  Thcils  ist 
der  Priraterwerb  und  der  bezügliche  Besitz  (Grundbesitz,  Gebinde,  Gewerbe,  Geld- 
kapitalien u.  s.  w.)  der  einzelnen  Communcn  zu  ungleich,  absolut  und  im  Ver- 
liältniss  zum  Steuercinkommcn , so  dass  die  Befreiung  von  Staatssteuern  sehr  ungleich 
wirken  würde.  Sonst  wird  immer  die  gesummte  Steuerlast  im  Staate  sich  ungleich- 
mässiger  vertheilen:  die  Bewohner  der  an  eigenem  Besitze  „reichen“  Commuucn 
würden  im  Ganzen  niedriger  besteuert  als  die  der  „ärmeren“.  (Aehnlich 
Held  S.  138.)  Antoni  a.  a.  0.  S.  469—475.  In  Deutschland  manche  Verschieden- 
heiten, aber  doch  im  Allgemeinen  Uebereinstimmung  der  Praxis  mit  obigen  Grundsätzen. 

Ein  Objectsteuersystem,  wie  das  der  Ertrags  steuern,  er- 
leichtert immerhin  die  Durchführung  der  vorausgehenden  For- 
derungen. 

c)  Selbständige  Kirchen  (auch  Schulen),  milde  Stiftungen 
für  öffentliche  Zwecke,  des  Wohlthätigkeits- , Armen-,  Heil-, 
Unterrichts-  und  sonstigen  Hilfswesens,  mit  Corporationsrechten, 
auch  blosse  Vereine  für  derartige  Zwecke  mit  und  bisweilen 
selbst  ohne  Corporationsrecht,  sind  im  Allgemeinen  wie  die  Selbst- 
verwaltungskörper in  der  Staatsbesteuerung  zu  behandeln.  Auch 
wo,  zur  Förderung  dieser  Einrichtungen,  in  weiterem  Umfang,  als 
hiernach  passend  erscheint,  Steuerfreiheit  gewährt  wird,  kann  aus 
den  bei  den  Staats  - Erwerbsunternehmungen  angeführten  Gründen 
wenigstens  die  rechnungsmässige  Durchführung  der  Steuerzahlung 
und  die  Wiedererstattung  derselben  räthlich  werden. 

S.  Kau  I,  §.  264.  Er  verlangt  im  Allgemeinen  oine  Befreiung  der  Stiftungen 
von  denjenigen  Steuern,  welche  geradezu  auf  Personen  nach  Maassgabe  ihres  aus- 
gemitteiten  Einkommens  gelegt  werden.  Bei  Anstalten,  welche  ein  örtlich  oder  sonst- 
wie begrenztes  Bedürfnis  haben,  solle  aber  in  jedem  einzelnen  Fall  der  Nachweis 
verlangt  werden,  dass  die  Einkünfte  aus  eigenem  Vermögen  den  zur  Erreichung  dieser 
Zwecke  erforderlichen  Bedarf  nicht  übersteigen.  Da  Letzteres  schwer  zu  entscheiden, 
verlangt  Held  allgemein  Steuerfreiheit  für  solche  Stiftungen  (S.  139).  In  den  Ge- 
setzen wird  wohl  die  Steuerfreiheit  vom  Nachweis  des  Bedürfnisses  oder  vom  Nach- 
weis, dass  die  Besteuerung  die  Erfüllung  der  Zwecke  hindere,  abhängig  gemacht. 
So  in  Grossberzogthum  Hessen,  Baiern  (Kapitalrentensteucr).  S.  die  mancherlei 
Bestimmungen  der  deutschen  Gesetze  bei  Antoni,  S.  489 — 497. 

§.  172.  — 2.  Staatsbesteuerung  von  sogenannten  juristischen 
Personen  des  Privatrechts. 
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a)  Unter  den  hierhergehörigen  Erwerbsgesellschaften  (des 
neueren  Handelsrechts),  von  welchen  übrigens  auch  die  anderen 
einige  Bonderbestimmungen  im  Steuerrecht  erfordern  (selbst  die 
gewöhnliche  offene  Handelsgesellschaft),  soll  hier  nur  dieActien- 
gesellschaft,  mit  der  Abart  der  Gommanditgesellschaft  auf 
Actien,  als  die  wichtigste  näher  betrachtet  werden. 

Falls  dieselbe  nicht  gerade  als  Actien  unternehmen,  wie  das 
schon  in  der  Gesetzgebung  vorgekommen  (z.  B.  in  Preussen  nach 
Gesetz  vom  18.  November  1857,  aufgehoben  durch  Gesetz  vom 
19.  September  1861)  und  öfters  empfohlen  worden  ist,  einer  be- 
sonderen Besteuerung  unterliegen  soll,  welche  die  Tendenz  ver- 
folgt, diese  Form  der  Gesellschaften  als  solche  ungünstiger  zu  be- 
handeln — auch  eine  Art  „socialpolitischer“  Gesichtspunct,  Uber 
den  sich  wenigstens  bei  Actienuntemehmungen  für  gewisse  Zwecke 
discutiren  lässt,  den  ich  jedoch  mit  dieser  Consequenz  nicht  billigen 
möchte  — , sondern  falls  die  Actiengesellschaft  wie  jedes  andere 
Erwerbsunternehmen  angesehen  wird,  was  wir  hier  voranssetzen, 
so  kann  diese  Gesellschaft  nicht  ohne  Weiteres  als  eine  „selb- 
ständige wirthschaftliche  Persönlichkeit“  der  Besteuerung  unter- 
liegen. Vielmehr  muss  auch  die  Besteuerung  das  ökonomische 
Wesen  der  Actiengesellschaft  beachten,  welches  darin  besteht,  dass 
dieselbe  nur  ein  Mittel  zu  Erwerbszwecken  für  ihre  Actionäre  ist. 
Die  Besteuerung  der  Actiengesellschaft  muss  daher  mit  der- 
jenigen der  Actionäre,  d.  h.  der  Regel  nach  physischer  Per- 
sonen, welche  ihrerseits  einer  Besteuerung  unterliegen,  in  Zu- 
sammenhang gebracht  werden. 

Unrichtig  daher  Stein,  1.  Anfl.  S.  173  und  noch  4.  Aut).  I,  435:  „die  (iesell- 
schafteii  sind  als  wirthschaftliche  Einheiten  unbedingt  Steuorsubjccte  (ün  rechtlichen 
Sinn)  in  allen  ihren  Arten.“  In  der  5.  Auflage  sagt  Stein  etwas  einschränkender : 
jeder  Verein,  soweit  er  ein  eigenes  Einkommen  hat,  sei,  theils  als  Erwerbsgescllschaft, 
thcils  als  blosser  Verein  „wenigstens  principiell“  ein  Steuersubject  (II,  1,  406).  Auch 
bei  der  Besprechung  der  Besteuerung  der  Erwerbsgosellschaften  in  der  speciellen 
Steuerlchre  deducirt  Stein  einfach  aus  dem  Wesen  der  Erwerbsgescilschaften  als 
„wirtschaftlicher  Persönlichkeiten  und  damit  Steuersubjecte"  (II,  2,  203).  — Anders 
und  richtiger  Dietzel  in  der  genannten  Schrift;  Vocke,  Abgaben  S.  450,  besonders 
Antoni  a.  a.  0.,  S.  463,  475,  mit  Bezugnahme  lauf  die  guten  Ausführungen  von 
Schanz  im  Finanzarchir  II.  317  II.  (hessische  Besteuerung). 

Bei  einem  System  der  blossen  (nominellen)  Einkommen- 
besteuerung hat  man  die  Wahl,  entweder  die  Actiengesell- 
schaft  als  solche  ganz  frei  zu  lassen  und  nur  das  Einkommen, 
welches  sie  an  Dividende  den  Actionären  (und  an  Zinsen  ihren 
Obligationären)  gewährt,  bei  diesen  zu  besteuern  oder  aber  das 
aus  der  Gesellschaft  herrithrende  Einkommen  bei  diesen  Per- 
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sonen  steuerfrei  zu  lassen  und  es  im  Ganzen  gleich  beider 
Gesellschaft  zu  besteuern. 

Letzterer  Weg  ist  der  einfachere  und  sicherere,  setzt  aber,  wenn  man  nicht  ein 
sehr  weitläufiges  Steuerrestitntionsverfahren  aowendcn  will,  einen  gesetzlich  gleich 
hohen  Steuersatz  für  alle  Einkommen  voraus,  da  hier  die  Dividende  bcz.  der  Zins 
aller  Actionäre  bez.  Obligationäre  um  den  gleichen  Betrag  durch  die  Steuer  der  Ge- 
sellschaft verkürzt  würde.  In  der  Praxis  besteht  mitunter  (England,  Oesterreich)  die 
Einkommenhesteuerung  gleich  bei  der  Gesellschaft,  bei  den  Obligationsinhabern  nimmt 
sie  die  Form  der  Couponsteuer  an  (Fin.  III,  S.  243).  Der  erste  Weg  (Preusscn 
u.  a.  L.  in.)  ist  principiell  ja  eben  so  richtig,  aber  practisch  führt  er  zu  ähnlichen 
Schwierigkeiten  und  unvollständiger  Heranziehung  zur  Steuer,  wie  bei  den  Zinsen 
öffentlicher  Obligationen. 

Ein  dritter  Weg,  wo  diu  „Einkommen“ Steuer  auf  die  Actiengcsellschaft  als 
Ganzes  und  auf  die  Dividende  dor  Actionäre  bei  diesen,  als  Theil  ihres  Einkommens, 
angewendet  wird  (Sachsen),  führt,  bei  der  hier  unterbleibenden  Steuerrestitution 
bez.  Anrechnung  bei  den  Actionären,  zur  Doppelbesteuerung  desselben  Ein- 
kommens mit  derselben  Steuer:  die  bedenkliche  Conscquenz  der  Stciu’schen  Auf- 
fassung. Der  preussische  Einkommensteuerentwurf  von  1SS3  — S4  hatte  diese 
Doppelbesteuerung  in  Aussicht  genommen,  was  aber  in  der  Commission  beanstandet 
wurde.  Die  Freilassung  der  Dividende  im  Einkommen  des  einzelnen  Actionärs  wurde 
amtlicherseits  wegen  der  schwierigen  technischen  Durchführung  angefochtcn. 

Gerade  bei  der  Aetiengesellschaft  würde  aber  die  Ein- 
korn men  besteuerung  selten  ausreichen,  weil  der  Ort  der  Wirk- 
samkeit dieser  Gesellschaft  (und  ihrer  etwaigen  Filialen)  und  die 
Wohnorte  der  Actionäre  meistens  verschiedene  sind.  Es  empfiehlt 
sich  hier  die  E r t r a g s besteuerung  gerade  auch  der  Actiengesell- 
schaften. 

Hier  muss  eine  jede  dann  nach  der  Art  ihrer  Unternehmung  und  ihrer  Eigen- 
thumsobjecte von  den  bezüglichen  Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-,  Bergwerkssteuern  u.  s.  w. 
getroffen  werden,  principiell,  wenn  sie  andoren  Unternehmungsformen  gleichgestellt 
sein  soll,  mit  den  allgemein  gütigen  Steuersätzen.  Dem  Character  unserer  Ertrags- 
steuern als  Objectsteuern  gemäss  ist  diese  Form  der  Besteuerung  der  Actiengesell- 
schaften  auch  die  Regel. 

Besteht  neben  der  Ertragssteuer  noch  eine  Einkommen- 
steuer, welche  die  bereits  an  den  Quellen  besteuerten  Erträge  als 
Einkommen  einer  Person  noch  einmal  bei  dieser,  formell  also 
doppelt  besteuert,  so  ist  es  nur  folgerichtig,  auch  die  Divi- 
dende dieser  Actionäre,  die  doch  schon  um  den  Betrag  der 
von  der  Gesellschaft  gezahlten  Ertrags  steuern  gekürzt  ist,  noch 
der  Einkommensteuer  zu  unterwerfen. 

Wieder  entweder  beim  einzelnen  Actionär  oder  gleich  in  der  vorhin  an- 
gegebenen Weise  in  Summa  bei  der  Gesellschaft,  welche  dann  abermals  die 
Dividende  verhältnissmässig  kürzen  müsste.  Der  Actionär  befindet  sich  hier  nicht  in 
ungünstigerer  Lage  als  der  Grund-  und  Hausbesitzer  und  Gewerbetreibende . welcher 
nach  Entrichtung  der  betreffenden  Ertragsstcnern  noch  einmal  für  diese  Reinerträge, 
als  sein  Einkommen,  die  Einkommensteuer  zahlen  muss  (Preussen). 

b)  Vereine,  Genossenschaften  u.  dgl.  m.  sind  als  solche 
ebenfalls  in  der  Besteuerung  nicht  ohne  Weiteres  als  selbständige 
wirtschaftliche  Persönlichkeiten  zu  behandeln. 
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Auch  Stein  I,  435  scheidet  die  „ Verwaltuugsvereine “ ftlr  diese  Fragen  in 
Classen.  Zu  Controvcrsen  in  Theorie  und  Praxis  hat  neuerdings  die  Besteuerung  der 
modernen  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  geführt,  z.  B.  in  Oesterreich. 
S.  österreichischer  Oekonomist  1879,  Nr.  42,  43. 

Wenn  Vereine  n.s.  w.  nur  ein  Einkommen  ans  Beiträgen  ihrer 
Mitglieder  beziehen,  so  wird  dies  in  der  Regel  nicht  besonders  als 
„neues“  Einkommen  zu  besteuern  sein.  Einkommen  aus  eigenem 
Vermögen  (Renten  aus  Grund-,  Hausbesitz,  Kapitalien,  Gewerbe- 
betrieb) ist  dagegen  allgemein  der  etwa  bestehenden  Ertrags- 
besteuernng  zu  unterziehen,  welche  wieder  für  solche  Fälle  zweck- 
mässig ist,  und  nach  ähnlichen  Gesichtspuncten,  wie  bei  der  Aetien- 
gesellschaft,  der  mit  der  Ertragsbesteuerung  combinirtcn  oder  der 
allein  bestehenden  Einkommenbesteuerung.  Im  Uebrigen  wird  nach 
Arten  und  Zwecken  der  Vereine,  Genossenschaften  u.  s.  w.  zu 
unterscheiden  sein. 

Was  hier  jetzt  nicht  weiter  verfolgt  werden  kann.  Auch  Stein,  4.  A.  I,  435 
scheidet  die  Verwaltung«?« reine  ftlr  die  Bestcuerungsfrage  in  Classen.  Theoretisch 
und  practisch  schwierig  ist  besonders  die  Besteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirth- 
schaftsgenossensc haften.  Gegensei  tigkeitsgesellschaften  (im  Versicher- 
ungswesen), namentlich  in  Betreff  der  Anwendung  der  Gewerbesteuer  und  der  Ein- 
kommensteuer. Bei  der  schweren  Fassbarkeit  und  häufigen  Unfassbarkeit  der  directen 
und  indirecten  Vortheile  (auch  Gewinne,  Consum-Verwohlfeilerungon)  bei  den  einzelnen 
Genossenschaftern  möchte  — allerdings  öfters  mehr  aus  practischen  Gründen,  auch 
um  der  Concurrenz  mit  anderen  Gewerben  willen  — eine  eigene  Besteuerung  in 
der  Kegel  am  Platze  sein.  Doch  wird  auch  wieder  nach  einzelnen  Arten  unterschieden 
werden  dürfen.  S.  Schanz,  Finanzarchir  HP,  750  ff.,  Autoni,  S.  483  ff.  — Etwas 
Anderes  ist  die  rorkommende  eigene  Besteuerung  von  Clubs  und  ähnlichen  Ver- 
einen aus  einem  luxussteuerartigen  Gesichtspunct,  wie  im  Falle  der  betreffenden 
französischen  Steuer  (Fin.  III,  §.  308). 

D.  — §.  173.  Die  Com  munalbesteuerungj  uristischer 
Personen. 

Hier  sind  wieder  dieselben  Unterscheidungen,  wie  bei  der 
Staatsbesteuerung,  zu  machen,  ausserdem  kommt  die  Frage  der 
Besteuerung  des  Staats  (und  seiner  Erwerbsobjecte)  durch  die 
Communalbesteuerung  in  Betracht. 

Theoretisch  und  practisch  schwierige  und  wichtige  Probleme,  namentlich  was 
so  eigentümliche  Anstalten,  wie  die  Staatseisenbahnen,  und  dann  wieder  be- 
sonders, was  die  Besteuerung  der  Actiengeselischaften  und  anderer  Erwerbsgesell- 
schaften und  Genossenschaften  anlangt.  S.  darüber  die  oben  S.  391  genannte  Com- 
munalsteuerlitcratur.  Aus  der  Praxis  besonders  die  preussischen  Gesetzentwürfe 
von  1877,  1879,  1885,  das  neue  Gesetz  von  1885,  Herrfurth’s  genannte  Schrift. 
Manche  Materialien  im  Finanzarchiv. 

Wir  beschränken  uns  auch  hier  auf  die  Heraushebung  einiger  eigentümlicher 
Ilauptfällc:  der  Besteuerung  von  Staats-  (und  fremd -communalem)  Eigentum  (bez. 
Ertrag,  Einkommen)  und  der  Actiengeselischaften.  Die  Fragen  der  Communal- 
bestcucrung  von  Kirchen,  Stiftungen,  Vereinen,  Genossenschaften  u.  s.  w.  sind  ebenso 
oder  analog  denselben  Fragen  in  der  Staatsbesteuerung  zu  entscheiden.  Nur  kann  die 
Ausdehnung  eines  Besitzes,  Betriebs  Uber  mehrere  Gemeinden  wieder,  wie  in  ähn- 
lichem Falle  bei  der  Besteuerung  physischer  Personen  (§.  170),  Schwierigkeiten  be- 
reiten und  Theilungen  des  Steuerrechts  zwischen  den  beteiligten  Gemeinden 
bedingen,  um  Doppelbesteuerung  zu  vermeiden. 
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1.  Communalbesteuerung  des  Staats  und  seiner 
E rtragsobj  ecte. 

Diese  Frage,  wie  die  analoge  der  Communalbesteuerung 
fremder  Gemeinden  und  der  Communalverbände,  bez.  ihrer  Ertrags- 
objecte, also  die  Frage,  ob  und  wieweit  hier  der  Grundsatz  der 
Allgemeinheit  durcbzuführen  sei,  ist  ähnlich  zu  beantworten,  wie 
die  analoge,  in  §.121  behandelte  Frage  nach  der  Staatsbesteuerung 
der  Selbstverwaltungskörper. 

Ginge  man  nur  nach  den  Zwecken,  welchen  das  in  einer  Commune  erlangte 
Einkommen  des  Staats  und  anderer  Communen  dient,  so  Messe  sich  principicll  und 
allg  emein  die  Steuerfreiheit  alles  dieses  Einkommens,  auch  desjenigen,  welches  aus 
Besitz  und  aus  Erwerhsanstalten  herrlihrt,  rechtfertigen.  Aber  auch  hier  ist 
auf  die  ungleichmiissigc  Verthcilung  besonders  des  zumeist  hier  in  Betracht 
kommenden  staatlichen  Grund-  und  Hausbesit/es  (Domänen,  Forsten)  und  der  sonstigen 
Erwerbsobjecte  (Bergwerke,  Fabriken,  Banken,  Eisenbahnen,  hie  und  da  Gebuhrenzweige) 
Uber  die  Communen  des  Staatsgebiets  Racksicht  zu  nehmen.  Wurde  z.  B.  eine 
Domäne,  ein  Bergwerk  des  Staats  in  einer  Gemeinde  gar  nicht  communalsteuer- 
pfliebtig  sein,  so  stiege  die  Steuerlast  für  die  Privaten  leicht  sehr  stark  nur  wegen 
di os es  Umstands,  der  vielleicht  in  der  Nachbargemeinde  fehlt.  Dazu  kommt,  dass 
gerade  solcher  Besitz  und  solche  Anstalten  (Forsten!  Bergwerke!)  manche  Communal- 
ausgaben,  z.  B.  für  Wege-,  Schul-,  Annenwcsen,  herbeifahren  können,  deren  Be- 
streitung im  Interesse  des  betretfenden  Besitzes  und  seines  Ertrages  liegt  und  eigentlich 
zu  den  auf  letzteren  mit  anzurechnenden  Prodnctiouskostcn  gehört. 

Man  wird  deshalb  im  Ganzen  die  Communalsteuerpflicht 
des  Staats-  und  fremd-communalen  Besitzes,  besonders 
soweit  derselbe  zu  Erwerbszwecken  dient,  daher  des  Ertrags 
davon  als  Regel  aussprechen  müssen,  so  dass  also  z.  B.  nur 
die  Gebäude  für  den  öffentlichen  Dienst  steuerfrei  blieben 
(und  auch  diese  nicht  immer  unbedingt).  Object-  oder  Ertrags- 
steuern  erweisen  sich  auch  hier  wieder  passend  zur  Durchführung 
dieser  Besteuerung,  reichen  aber  nicht  aus,  wenn  die  Gemeinde- 
abgaben die  Form  der  Einkommensteuer  mit  haben.  Dann 
müssen  die  staatlichen  Ertragsobjecte  auch  dieser  Steuer  mit 
unterliegen. 

Beispiel.  Preussisches  Gesetz  vom  27.  Juli  1885,  §.  1 Absatz  2,  §.  2 
letzter  Absatz,  §.  5,  6,  wouach  auch  der  Staatsfiscus  (vorläufig)  deu  auf  das  Eiukommeu 
gelegten  Gcmeiudeabgaben  für  das  von  ihm  aus  den  von  ihm  betriebenen  Gewerbe-, 
Eisenbahn-  und  Bergbauunternehmungen,  sowie  aus  Domänen  und  Forsten  bezogene 
Einkommen  unterliegt,  mit  Feststellung  der  Berechnungsweise.  — Die  Untorstellung 
der  Staatseisenbahnen  unter  die  Gcmeindestcuerpflicht  möchte  sich  allerdings  nur 
historisch,  aus  dem  Privateisenbahnwesen,  erklären.  Sic  ist  principiell  bei 
diesen  Verkehrsanstalten  nicht  wohl  zu  begründen;  anderenfalls  könnte  sic  auch  für 
Post  und  Telographio  verlangt  werden.  Schwierigkeiten  macht  auch  die  Be- 
rechnung der  Steuer  hier.  Nach  dem  genannten  preussischen  Gesetz  §.  5 werden 
die  gesammten  Staats-  und  für  Rechnung  des  Staats  verwalteten  Eisenbahnen  als 
Eine  abgabepflichtige  Unternehmung  angesehen  Als  „Einkommen“  gilt  dann  der 
rechnungsmässige  Uobersehuss  der  Einnahmen  Uber  die  Ausgaben,  unter  letztore  eine 
3Vj°/o  Verzinsung  des  Anlage-  bez.  Erwerbskapitals  gerechnet.  Diese  Summe  wird 
dann  unter  die  botheiligten  Gemeinden  nach  §.  7 Absatz  b und  c repartirt;  endgiltig 
so,  dass  der  Vertheilung  das  Verhältniss  der  in  den  einzelnen  Gemeinden  erwachsenen 
A.  Wag  nar,  Fiaanawinenachaft.  IT.  2.  Aufl.  28 
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Ausgaben  an  Gehältern,  Lohnen.  Tantiemen  (mit  weiteren  Modificationen  für  die  Be- 
rechnung) zu  Grunde  gelegt  wird.  (S.  auch  Herrfurth  über  das  genannte  Gesetz 
im  Finanzarchiv  III,  179  fi'-t 

2.  CommunalbcsteuerungderActicngesellschaften. 

Auch  hier  kommen  ähnliche  Erwägungen  wie  bei  der  Staats- 
besteuerung  dieser  und  anderer  Erwerbsgesellschaften  in  Betracht 
(§.  172).  Ausserdem  muss  aber  gerade  für  die  Communalbe- 
steuerung,  und  zwar  auch  neben  der  für  sie  passenden  und  des- 
halb zu  fordernden  Ertragssteuer  dieser  Gesellschaften,  eine  auf 
letztere  als  solche  nach  dem  Einkommen  aufgelegte 
Steuer  als  besonders  erwünscht,  unter  Umständen  als  nothwendig 
bezeichnet  werden. 

l)cr  Grund  liegt  dariu,  dass  eine  Einkommensteuer  des  Actionärs  für  die 
Dividende,  welche  er  aus  der  Gesellschaft  bezieht,  nur  der  Wohnsitzgemeinde  des 
Actionärs,  nicht  der  Domicilgemeinde  der  Gesellschaft  zufallen  würde,  also  in  den 
zahlreichen  Fällen,  wo  diese  Gemeinden  verschiedene  sind,  die  letztere  leer  ausginge. 
Das  würde  zu  unhaltbaren  Consequenzen  fuhren,  vollends  wenu  etwa  gar  keine  Ertrags-, 
sondern  nur  Einkommenbesteuerung  bestände,  aber  in  geringerem  Grade  auch  wenn 
erstere  besteht  und  die  Actiengesellschaft  als  solche  ihr  unterliegt. 

In  der  Cominunalbcsteuerung  hat  man  auch  nicht  wohl  die  Wahl  zwischen  den 
beiden  Wegen  der  Besteuerung  des  Dividenden- Einkommens,  welche  in  §.  172  für  die 
Staatsbesteuerung  unterschieden  wurden.  Denn  bei  letzterer  wird  doch  meistens  die 
Mehrzahl,  oft  werden  alle  Actiouäre  im  Inland  wohnen  und  so  wenigstens  im  Princip, 
wenn  auch  mit  unsicherem  Erfolge  factisch,  von  derjenigen  Einkommensteuer  getroffen, 
welche  die  Dividende  bloss  beim  einzelnen  Actionär  besteuert.  Bei  der  Communal- 
besteuerung  dagegen  ist  der  Fall  viel  häufiger,  kann  jedenfalls  viel  leichter  eintreten 
— mitunter  durch  die  Besteuerung  mit  veranlasst  werdeu  — , dass  die  Actionäre  alle 
oder  grosseutheils  nicht  in  der  Sitzgcmcinde  der  Actiengesellschaft  wohnen  uud  ihr 
Einkommen  dann  der  Besteuerung  in  dieser  Gemeinde  entzogen  wird.  Die  letztere 
hat  mit  Backsicht  auf  Ausgaben,  welche  ihr  iudirect  vielleicht  gerade  wieder  die 
Actiengesellschaft  verursacht,  für  Schulen,  Wege,  Arme,  wie  bei  Staatswerken,  die 
Besteuerung  dieses  „Einkommens  aus  der  Gesellschaft“  nSthig  und  erscheint  auch 
deswegen  zur  Besteuerung  berechtigt. 

Am  Deutlichsten  tritt  dies  Alles  bei  einer  Betrachtung  der  Folgen  hervor, 
welche  sonst  bei  einem  andcrcu  Bcsteuerungsmodus  die  jetzt  so  häufige  Verwandlung 
grösserer  Privatuntemehmungen  (Fabriken,  Brauereien,  Bergwerke,  Bankgeschäfte  u.  s.  w.) 
in  Actiengesellschaftcn  für  die  Sitzgcmcinde  der  letzteren  mit  sich  fuhren  müsste. 
Bisher  waren  diese  Unternehmungen  der  etwaigen  Ertragssteuer  und  beim  Besitzer 
der  Einkommensteuer  des  letzteren  unterworfen,  so  insbesondere  im  Normalfall,  wenn 
der  Besitzer  in  derselben  Gemeinde  wohnte.  Nach  der  Verwandlung  in  eine  Actieu- 
goscllschaft  bliebe  der  Sitzgemeinde  nur  die  Ertragssteuer,  die  Einkommensteuer  der 
nunmehrigen  „Actionäre“  aber  bloss  in  dem  Fall,  dass  diese  in  der  Gemeinde  wohnen 
und  steuern  Bei  Wegzug  oder,  wenn  anderswo  wohnende  Personen  Actionäro  werden, 
hätte  die  Gemeinde  das  Nachsehen.  In  kleineren  Gemeinden,  wo  vielleicht  die  betreffende 
Unternehmung  und  deren  Besitzer  einen  Hauptthcil  der  Steuerorträge  bisher  lieferten 
und  etwa  noch  viele  Gemeindcausgabcn  durch  die  Unternehmung  veranlasst  werden, 
wurden  aus  der  Verwandlung  in  eine  Actiengesellschaft  förmlich  finanzielle  Zerrüttungen 
oder  Ucbcrlastungcu  kleiner  Leute  hervorgehen.  Beispiele  liegen  aus  Industricbczirkcn 
(Itheinland)  vor. 

Erwägungen  dieser  Art  lassen  die  Unterstellung  der  Actien- 
und  ähnlichen  Gesellschaften  als  eigenes  Steuersubject  unter 
die  „Einkommensteuer“  nothwendig  erscheinen  und  haben  auch 
in  der  Gesetzgebung  zu  einem  bezüglichen  Vorgehen  geführt.  Aller- 
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diugs  muss  dann  wieder,  wenn  Doppelbesteuerung  desselben 
Einkommens  durch  dieselbe  Steuerart  vermieden  werden  soll, 
das  Dividendeneinkomraen  beim  Actionär  in  der  Sitzgemeinde 
der  Gesellschaft  einkommensteuerfrei  bleiben  und  in  einer  anderen, 
der  Wohnsitzgemeinde  des  Actionärs,  müsste  die  bereits  in  der 
ersten  Gemeinde  bei  der  Gesellschaft  erfolgte  Communalbesteucrung 
angemessene  Berücksichtigung  finden. 

Erwägungen  der  genannten  Art  haben  auch  zu  dem  preußischen  Gesetz 
Fon  1S85  geführt,  durch  welches  zugleich  die  betreffende  Gesetzgebung  im  Staate 
(excl.  Hohcnzollern)  gleichm&ssig  geregelt  ist.  S.  die  Motire  zu  dem  Gesetz  (Druck- 
sachen des  Abgeordnetenhauses  1 SS3/S4  Kr.  104,  auch  bei  Uerrfurth,  Communal- 
abgabepflicht  S.  15),  §.  1 des  Gesetzes  bestimmt  allgemein  die  Heranziehung  ron 
Actiengesellschaften.Commandit-Actiengesellschaften,  Berggewerkschaften,  eingetragenen 
Genossenschaften , deren  Geschäftsbetrieb  Uber  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hiuausgcht 
(wie  ancli  von  juristischen  Personen,  Gemeinden,  weiteren  Comtnuualvcrbändcn),  zu  deu 
auf  das  Einkommen  gelegten  Gemeindeabgaben  in  derjenigen  Gemeinde,  wo  sie 
Grundbesitz,  gewerbliche  Anlagen,  Eisenbahnen.  Bergwerke  haben,  Pachtungen,  stehende 
Gewerbe,  Eisenbahnen,  Bergbau  betreiben.  Die  Durchführung  einer  solchen  Besteuerung 
ist  technisch  schwierig,  erfordert  Fiele  Einzelbestimmungcn  (s.  das  Gesetz  und  dio  ge- 
nannte Schrift  Fon  Herrfurth);  u.  A.  auch  Uber  den  Umfang  des  „steuerpflichtigen 
Einkommens",  zu  welchem  nicht  bloss  die  Fertheilte  Dividende,  sondern  auch  Dotationen 
des  Reservefonds  gehören,  soweit  diese  eine  Kapitalvermehrung  darstellen ; ferner  auch 
zur  Vermeidung  von  Doppelbesteuerung,  dann  für  die  Fälle,  wo  eine  Unternehmung 
sich  über  mehrere  Gemeinden  ausdehnt.  Aber  die  dargelegten  Principien  sind 
richtig  und  so  wichtig,  dass  sic  in  der  Gesetzgebung  thunlichst  befolgt  werden  müssen. 
Das  genannte  preussischc  Gesetz  bietet  ein  gutes  Beispiel  für  die  hier  vorliegenden 
Schwierigkeiten  und  für  die  Art  und  Weise,  sie  zu  iöseu.  (Vgl.  Herrfurth's  Schrift 
und  dessen  Aufsatz  im  Finanzarchir  III,  16b  fl'.,  auch  über  die  Durchführung  der 
Besteuerung  bei  den  anderen  genannten  Unternehmungsformen.) 

E — §.  174.  Abschluss.  Zweckmässigkeit  von 
Objectstcuern. 

Hiermit  sind  die  Fälle  des  Schemas  in  §.  164,  soweit  sie  sich 
auf  die  Besteuerung  der  physischen  Personen  und  ihrer  Wirt- 
schaften, dann  der  sonstigen  Wirtschaften  (juristischen  Personen) 
und  des  Einkommens  beziehen,  erledigt.  Zugleich  wurde  dabei 
auf  die  Besteuerung  der  inländischen  Ertragsquellen  für  die 
aus  ihnen  fliessenden  Erträge  wiederholt  Rücksicht  genommen. 
Was  von  dieser  Besteuerung,  das  gilt  wesentlich  auch  von  einer 
Vcrmögensbestcuerung,  welche  jene  Ertragsquellen  als  die 
wichtigsten  Vermögensobjecte  treffen  wollte. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Steuerlehre  ist  dabei  das 
mehrfach  im  Vorausgehenden  gewonnene  Resultat,  dass  eine  ob- 
jcctive  Ertrags-,  bez.  Ertragsqucllenbcsteueruug  (einerlei, 
ob  dieselbe  als  reelle  Einkommen-  oder  als  reelle  Vermögensbe- 
steueruug  fungirt)  gerade  auch  vom  Standpuncte  der  Ge- 
rechtigkeit oder  der  Allgemeinheit  der  Steuer  be- 
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trachtet  steuertechnisch  zweckmässig  erscheint  und  in- 
sofern zu  fordern  ist. 

Dies  Ergebnis«  ist  zugleich  eine  Gonsequenz  der  früheren  Lehre  von  der  Wahl 
der  richtigen  volkswirthschaftlichen  Steuerquelle  i,§.  131  ff.).  Das  daraus  hervor- 
gehende Postulat  wird  von  grosser  practischer  Bedeutung  in  der  Entwicklung  des 
modernen  Wirthschafts-  und  persönlichen  Lebens,  wo  sich  Besitz  und  eigene  productive 
Verwendung  von  sachlichen  Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital),  Wohnsitz  der 
Eigenthüiner- Person  und  Sitz  der  Ertragsquelle  so  vielfach  trennen.  Man  kann  den 
Grundsatz  der  Allgemeinheit  gegenüber  den  Staatsangehörigen  und  den  Ortsbewohnern 
leichter  richtig  durchfuhren,  wenn  man  die  ausländischen  und  ortsfremden 
Besitzer  von  Ertragsquellen  durch  ein  Object-  und  K e a 1 Steuersystem  für  ihr  dem 
Inland  und  der  betreffenden  Ortsgemeinde  entspringendes  Einkommen  mit  belastet 
Unhaltbare  volkswirtschaftliche  Consequenzen  und  unrichtige  wie  ungerechte  Steuer- 
vertheilung  in  der  Staats-  und  in  der  Oominunalbesteuerung  werden  auf  diese  Weise 
leichter  vermieden , als  wenn  man  die  Besteuerung  ohne  Mithilfe  von  Ertragssteuem 
durchfuhrt  Von  diesem  Resultat  ist  daher  vorläufig  auch  für  die  Kragen  des  Steuer- 
systems und  der  Wahl  der  Steuerarten  Act  zu  nehmen.  Es  ist  für  die  Bildung 
des  Steuersystems  wichtig.  (S.  unten  §.  219 — 223.) 

F.  — §.  175.  Anhang.  Aufhebung  von  Grundsteuer- 
freiheiten. 

Es  erübrigt  dann  nur  noch  die  Erledigung  einer  oben  noch 
zurückgestellten  Frage,  eiue  Aufgabe,  welche  nach  den  im  Voraus- 
gehenden gewonnenen  Ergebnissen  nunmehr  aber  auch  einfach  ist: 
Wie  sollen  Grundsteuer freiheiten  behandelt  werden,  ins- 
besondere solche,  welche  aus  nominellen  durch  Fortfall  der  Com- 
pensationsleistung  wahre  geworden  sind? 

S.  Hoffman«,  Lehre  von  den  Steuern,  S.  112  ff.,  Rau  Pin.  U,  §.  316,  besonders 
Note  a. 

Die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein:  sie  müssen  aus 
Gründen  der  gerechten  und  der  Volks  wirtschaftlich 
richtigen  SteuervertbeiluDg  fort  fallen,  ebenso  wie  andere 
persönliche  und  reale  wahre  Steuerfreiheiten  (§.  166). 

Schwieriger  ist  nur  die  Entscheidung  darüber,  wie  bei  der  an 
sich  dem  Staate  unzweifelhaft  rechtlich  zustehenden  Aufhebung 
solcher  Steuerfreiheiten  vorzugehen  ist.  Denn  hier  sind  besonders 
für  die  Hauptfrage,  ob  und  welche  Entschädigung  an  die  bis- 
her Berechtigten  zu  gewähren  sei,  die  nicht  immer  genau  und  sicher 
zu  ermittelnden  Rechtstitel  der  Steuerfreiheit  und  die  mög- 
lichen, wahrscheinlichen  oder  sicheren  wirthschaftlichen  Folgen 
der  bisherigen  Freiheit  und  der  Aufhebung  derselben  für  den 
Werth  des  Grundbesitzes  zu  berücksichtigen.  Wegen  der  Ver- 
schiedenheit der  Rechtstitel  ist  die  Frage  nicht  allgemein  auf  die 
gleiche  Art  zu  entscheiden  und  eben  deswegen  sowie  wegen  der 
genannten  wirthschaftlichen  Folgen  können  die  nach  strengem 
Rechte  begründeten  Maassregeln  aus  Billigkeitsrücksichten  und 
damit  aus  socialpolitischen  Gründen  eine  zlenderung  erfahren. 
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Liessen  sich  die  Rechtstitel  der  wahren  Steuerfreiheiten 
überhaupt  und  speciell  der  Grundsteuerfreiheiten  genau  feststellen, 
so  würden  uach  den  Rechtsanschauungen  unserer  Zeit  und  nach 
den  sonst  geltenden  Rechtsgrundsätzen  diejenigen,  welche  privat- 
rechtlicher  Art  sind  und  ein  wohl  erworbenes  Recht  dar- 
stellen, gegen  volle  Entschädigung,  alle  anderen,  also  nament- 
lich die  öffentlich-rechtlichen,  ohne  solche  aufzuheben  sein. 

Nun  sind  die  Rechtstitel  aber  nicht  immer  genau  zu  ermitteln 
und  in  dem  practisch  wichtigsten  Falle,  wo  es  sich  um  eine  aller- 
dings auf  öffentlichem  Rechtstitel  beruhende  Steuerfreiheit  handelt, 
welche  ursprünglich  ein  Correlat  anderer  Leistungen  war  und  erst 
durch  deren  Fortfall  eine  wahre  Steuerfreiheit  wurde,  wie  bei  der 
Grundstenerfreiheit  ehemals  zu  Ritterdiensten  verpflichteten  Grund- 
besitzes, kommen  dann  jene  ökonomischen  Folgen  der  Steuer- 
freiheit und  der  Aufhebung  der  letzteren  für  den  Werth  des 
Grundbesitzes  in  Betracht,  wonach  wenigstens  die  Gewährung 
einer  gewissen,  wenn  auch  nicht  der  vollen  Entschädigung  aus 
Billigkeitsgründen  zulässig  und  je  nach  der  Lage  der 
Umstände  angemessen  erscheint. 

Bestand  die  wahre  Steuerfreiheit  einmal  lange,  so  wird  dies  gewöhnlich  in  einem 
einigermaassen  entsprechend  — also  ungefähr  am  den  Betrag  der  kapitalisirten.  sonst 
muthmaasslich  zu  tragenden  Grundsteuer  — höheren  Kapitalwerth  verglichen  mit 
besteuertem  Grundbesitz  zum  Ausdruck  gelangen:  bei  Verkäufen,  Verpfändungen,  in 
Erbregulirungen  u.  s.  w.  Wie  Überhaupt  jede  wahre  oder  scheinbare  Steuerfreiheit 
rechtlich  der  gesetzlichen  Aufhebung  unterliegen  kann,  so  vollends  eine  solche, 
wie  die  hier  besprochene.  Wenn  dann  etwa  ausserdem  noch  die  Rechtsbeständig- 
keit der  Steuerfreiheit  schon  früher  zweifelhaft,  vielleicht  die  Aufhebung  der  Freiheit 
bereits  in  Aussicht  gesteUlt  war,  so  wird  zwar  ein  Recht  auf  Entschädigung  nicht 
zuzugestehen  sein.  Und  auch  aus  ökonomischen  Billigkeitsgründen  ist  hier 
mitunter  wenigstens  eine  volle  Entschädigung  nicht  in  Frage,  weil  bei  solcher  Sach- 
lage schwerlich  eine  Wertherhöhung  um  den  ganzen  Betrag  der  kapitalisirten  Grund- 
steuer eingetreten  sein  wird.  Indessen  sind  das  quaestiones  facti.  Eine  gewisse 
W’ertherhöhung  des  steuerfreien  Besitzes  ist  bei  längerem  Bestände  der  Freiheit  und 
bei  einer  Ungewissheit  darüber,  ob,  wann  und  wie  dieselbe  etwa  gesetzlich  beseitigt 
wird,  wahrscheinlich.  Der  jeweilige  Besitzer,  Eibe  oder  Käufer,  wird  dann  muth- 
maasslich bui  einer  Besteuerung  eine  Werthverminderung  seines  Besitzthums  um  einen 
freilich  nicht  immer  genau  der  vollen  kapitalisirten  Grundsteuer  entsprechenden  Betrag 
erleiden;  die  Grundsteuer  wirkt  vollends  hier  wie  eine  Reallast.  Die  neue  Grund- 
steuer, für  die  bisher  steuerfreien  Grundstücke  — ein  Fall,  der  in  seinen  Wirkungen 
nebenbei  bemerkt  Übrigens  nicht  mit  den  Wirkungen  der  allgemeinen  Einführung 
einer  neuen  Grundsteuer  identisch  ist  — wirkt  dann  mehr  oder  weniger  für  ihn  als 
reelle  Vermögenssteuer.  Daraus  ergeben  sich  Erwägungen,  welche  es  in  der  Tliat 
billig  erscheinen  lassen,  eine  Entschädigung  zu  gewähren. 

Die  Entschädigung  wird  am  Besten  allgemein  gesetzlich 
geregelt.  Wegen  des  fehlenden  oder  zweifelhaften  Rechtsanspruchs 
auf  Entschädigung  und  wegen  des  Interesses,  das  auch  der  Grund- 
besitzer an  der  Bereinigung  solcher  immer  etwas  misslichen  Ver- 
hältnisse wenigstens  in  der  modernen  „staatsbürgerlichen“  Steuer- 
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periode  hat,  empfiehlt  es  sich,  den  Entsebädigungscoefficienteu  für 
die  aufzulegende  Grundsteuer  nicht  zu  hoch,  namentlich  etwas 
niedriger,  als  dem  landesüblichen  Zinsfuss  entspricht,  auzusetzen, 
z.  B.  höchstens  mit  dem  15  — 20fachen  zu  kapitalisiren , wenn 
dieser  Zinsiuss  4— 4l/a  Procent  ist.  Dabei  wird  dann  aber  noch 
weiter  nach  den  Rechtstiteln  zu  unterscheiden  sein:  bei 
nachweislich  privatrechtlichen  Titeln  ist  eine  höhere,  bis 
zu  dem  eben  genannten  Maximum,  bei  anderen  Titeln  eine 
niedrigere  als  diese  Entschädigung  zu  geben. 

So  ist  denn  auch  mehrfach  in  der  Neuzeit  unter  dem  Impulse  der  Gesichtspunctc 
der  „Gleichheit“  in  der  „staatsbürgerlichen"  Periode  verfahren  worden:  auch  die 
Grundsteuerfreiheiten  sind  gefallen,  ohne  oder  mit  geringfügiger  Entschädigung  in 
revolutionären  oder  politisch  wenigstens  erregteren,  mit  grösserer,  aber  doch  gewöhn- 
lich nur  partieller  Entschädigung  in  ruhigen  Zeiten,  doch  auch  hier,  wie  namentlich 
in  dem  wichtigsten  neueren  Beispiele,  demjenigen  Preussens,  mit  verschiedener 
Entschädigung  nach  den  Kcchtstiteln. 

Die  Vergütung  war  (Kau,  §.316  Note  a)  in  Rraunschweig  1821  vollständig,  in 
Weimar  1821  ’/§•  in  Hannover  1826  in  Sachsen  1834  ’/6,  in  Meiningen  1846  '/*■ 
Uebcr  Prcusscn:  Mäscher,  Grundsteuerregelung  in  Preusscu  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  22.  Mai  1861,  Potsdam  1862,  S.  132  ff.,  148  fl'.  tauch  über  Königreich 
Sachsen  daselbst  S.  154),  v.  Könne,  preussisches  Staatsrecht.  3.  A.  II,  2.  Abth. 
S.  631  IE,  636.  Gerade  in  Prcusscn  lag  die  Sache  so,  wie  im  Text  angenommen:  cs 
war  wiederholt,  so  in  den  Edictcn  vom  27.  October  1810  und  7.  September  1811,  im 
Eingang  zum  Gesetz  vom  30.  Mai  1820,  in  der  Verfassung  von  1850  Art.  101,  im 
Gesetz  vom  24.  Februar  1850  die  Aufhebung  der  Grundsteuerfreiheiten  in  Aussicht 
gestellt  worden.  Nach  vergeblichen  Versuchen  (so  1853,  wo  die  Regierung  vorge- 
schlagen hatte,  */a  <h's  Steuerbetruges,  den  die  bisher  befreiten  Grundstücke  zu  tragen 
haben  würden,  mit  dem  20 fachen  Kapital  zu  vergüten,  was  die  Stände  nicht  an- 
nahmen),  kam  es  zu  einer  Einigung  im  Gesetz  vom  21.  Mai  1861.  Hiernach  erfolgte 
eino  Entschädigung  im  20  fachen  Betrage  der  mehr  zu  zahlenden  Steuersumme  bei 
bisheriger  Befreiung,  bez.  Bevorzugung  auf  Grund  lästigen  Vertrags,  speciellcn  Privi- 
legs oder  anderen  privatrechtlichen  Titels,  im  IS'/jfachen  Betrag,  wo  kein  spcciellcr 
Kechtstitel  geltend  gemacht  werden  konnte.  — Erfolgt  etwa,  wie  damals  auch  in 
Preussen,  gleichzeitig  eine  allgemeine  Neuregulirung  der  Grundsteuer  und  hierbei  eine 
allgemeine  Erhöhung  derselben,  so  ist  die  Entschädigung  für  den  bisher  steuer- 
freien Besitz  indessen  nur  nach  dem  Plus  gegenüber  der  bisherigen  Grundsteuer 
des  besteuerten  Besitzes  zu  gewähren.  (So  auch  1861  fl',  in  Preusscu.) 

Damit  ist  die  Durchführung  des  grossen  Princips  der  Allge- 
meinheit der  Besteuerung  zum  Abschluss  gelangt  und  ein  Markstein 
in  der  Geschichte  der  Besteuerung  gesetzt  worden. 

3.  Abschnitt. 

Die  Gleiclimllssigkeit  der  Besteuerung. 

§.  176.  Vorbemerkungen  und  Literatur. 

S.  für  die  principicllc  Behandlung  uud  für  die  Literatur  dieser  Frage  die  Vor- 
bemerkungen zu  diesem  ganzen  Kapitel  §.  122.  123  und  zu  den  beiden  letzten  Ab- 
schnitten, §.  156,  157,  162,  sowie  oben  §.  85  11.  Uber  den  Bcsteuerungsgrund. 

Erst  in  der  neuesten  deutschen  Literatur  sind  dio  einschlagenden  Fragen  prin- 
cipieller  und  schärfer  behandelt  worden,  indem  man  sie  mit  der  Lehre  vom  Staate 
und  mit  der  Frage  nach  dem  tieferen  licchtsgrund  der  Besteuerung  über- 
haupt in  Verbindung  gebracht  hat.  Dadurch  ist  es  namentlich  gelungen,  dio  An- 
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sichten  Uber  die  Steuer  als  einer  Art  „Tausches“  des  Einzelnen  gegen  die  ihm 
vom  Staate  u.  s.  w.  in  Verwaltungsthätigkeiten  und  deren  Wirkungen  zufliessenden 
„Genüsse“  oder  auch  als  eines  einer  Assccuranzprämie  zu  vergleichenden  Kosten- 
beitrags  für  die  durch  den  Staat  gesicherte  Möglichkeit  des  Lebens,  Erwerbs,  Eigen- 
tums des  Einzelnen  und  Uber  die  vermeintlich  als  allein  gerecht  zu  fordernde  Ver- 
teilung der  Stcnem  nach  dem  privatwirtschaftlichen  Princip  von  „Leistung  und 
Gegenleistung“  gründlicher  zu  widerlogen  (oben  §.  S6).  Hier  hat  besonders 
A.  Held  die  Untersuchung  zu  einem  gewissen  Abschluss  gebracht.  S.  dessen  Ein- 
kommensteuer Kap.  2 und  Literatur  und  Kap.  5 und  Literatur  dazu.  Neumann  hat 
dann  in  seiner  grundlegenden  Schrift  von  der  progressiven  Einkommensteuer  scharf 
und  in  der  Hauptsache  wohl  richtig  jedem  der  beiden  Hauptprincipien  der  Besteuerung, 
nach  dem  Interesse  und  nach  der  Leistungsfähigkeit,  die  richtige  Begründung  und 
Begrenzung  gegeben  und  ihro  Anerkennung  in  der  bisherigen  Praxis  der  Staats-  und 
Communalbesteuerung  nachgewiesen.  Auch  hat  er  (S.  61  ff)  richtig  gezeigt,  dass  die 
Opfertheorie  und  das  Princip  der  Leistungsfähigkeit  sich  wesentlich  decken  und  „erst 
durch  Berücksichtigung  der  auferlegten  Opfer  der  Maassstab  der  Leistungsfähigkeit 
bestimmte  Gestalt  erhält  und  für  das  Steuerwesen  brauchbar  wird“.  (S.  progressive 
Einkommensteuer,  besonders  Kap.  2 und  3.  auch  4,  mit  den  literarischen  Noten  im 
Anhang.!  In  seinen  neueren  Arbeiten  hat  Neumann  Manches  auch  für  die  hier  zu 
behandelnde  Frage  ergänzt,  namentlich  in  dem  Aufsatz  Uber  dio  Steuer  nach  der 
Steuerfähigkoit  in  Conrad's  Jahrbüchern  (1880),  auch  die  Fragen  wohl  in  den  Arbeiten 
über  den  Preis  berührt.  Die  oben  genannte  Schrift  von  Kobert  Meyer  (Prin- 
cipien,  III,  Kap.  4)  ist  die  umfassendste  Behandlung  des  Gegenstands. 

Der  principielle  Gegensatz  der  Ansichten  zeigt  sich  namentlich  in  der  Auffassung 
einzelner  Anhänger  der  deutschen  Freihandelsscbule  und  der  neueren  social- 
politischeu  Richtung  der  Nationalökonomie.  S.  die  Congressvcrhandlungen,  beson- 
ders Uber  Communalsteuern,  in  Hamburg  1867  (volkswirtschaftlicher  Congress),  iu 
Berlin  1S77  (Verein  für  Socialpolitik).  Durch  die  Erörterung  des  Communalsteucr- 
wesens,  das  hier  wie  sonst  in  der  früheren  deutschen  Literatur  bei  solchen  Principien- 
fragen  der  allgemeinen  Steuerlehre  kaum  berührt  worden  war,  sind  manche  neue 
Gesichtspuncte  auch  für  die  Fragen  dos  folgenden  Abschnitts  gewonnen  worden.  Ich 
bin  mehrfach,  besonders  in  den  §.  179,  181,  182.  186,  zum  Theil  wörtlich,  meinem 
Referat  über  die  Commuualsteuerfrage  (Leipzig  1878,  in  der  selbständigen  Ausgabe) 
gefolgt,  da  ich  irgend  wesentliche  Aenderungen  nicht  für  geboten  hielt. 

Die  Behandlung  in  den  älteren  Lehrbüchern  und  Systemen  geuügt  sachlich  und 
formell  und  namentlich  nach  der  Motivirung  nicht  mehr,  auch  bei  Kau  nicht,  der 
aber  innerhalb  des  Rahmens  der  rein  finanziellen  Besteuerung  das  Richtige  getroffen 
hat  und  besonders  die  Genusstheorie  schon  abweist.  S.  dio  literarische  Uebersicht 
und  Kritik  bei  Held,  Einkommensteuer,  S.  121 — 135,  Robert  Meyer,  Abschnitt  I, 
Rau  I.  §.  251 — 254,  Jacob  jj.  461,  v.  Malchus  I,  § 34,  Murhard,  Besteuerung 
S.  87 ff.,  Umpfenbach,  1.  A.  I,  §.  47,  52  lf.  (sehr  einseitig  gegen  Progression), 
2.  A.,  §.  SO  ff.,  v.  Hock,  öffentliche  Abgaben,  §.  3 — 5.  13,  14  (immer  beachtens- 
werth),  Pfeifforll,  16 — 55,  Maurus,  Besteuerung,  Kap.  8 passim, Stein  4.  A.  I,  4 14 ff, 
447  ff.  481  ff.  passim,  5.  A.  II,  1,  429  lf,  I,  148  ff,  Schäfflc,  Steuerpolitik  in  den 
„grundlegenden  Erörterungen"  passim,  Helferich,  allgemeine  Steucrlebre,  §.  7 
(Scliöuberg’s  Handbuch),  Roscher  Fin.  §.  45  ff,  Vocke.  Abgaben,  passim,  beson- 
ders S.  462  ff.  (Merkmale  der  Leistungsfähigkeit  bei  der  Einkommensteuer).  G.  Cohn 
Fin.  2.  B.,  1.  Kap.,  auch  1.  B.,  3.  Kap.  — Der  oben  S.  374  genannte  Aufsatz  von 

Lehr,  auch  von  v.  Scheel  (Tübinger  Zeitschrift  B.  31).  Ueber  Sax  s.  oben  S.  26 

und  S.  296.  Ueber  die  principielle  Differenz  zwischen  mir  und  Cohn,  G.  Meyer 
u.  a.  m.  §.  157.  — In  der  auswärtigen,  besonders  der  englischen,  selbst  der 
französischen  Literatur  werden  diese  Fragen  noch  nicht  so  durchdringend  behandelt 
als  in  der  deutschen.  S.  Pariou,  imp.  I.  ch.  4.  Garnier,  Fin.  ch.  7 §.  2,  ch.  13 
§.  1.  Leroy -Beaulieu  I,  livre  2,  ch.  2.  — A.  Smith  iu  der  ersten  Stcuerregel 

s.  oben  S.  292,  Mill,  B.  5,  Kap.  2,  §.  2 — 5.  — Cossa,  Fin.  p.  53  ff 

Sachlich  stimme  ich  in  Bezug  auf  die  Begründung  der  Steuer  mit  Held,  in 
Bezug  auf  die  Vcrthcilung  derselben  mit  Neumann  grosscntheils  überein.  Aber  in 
der  Motivirung  weiche  ich  auch  von  letzterem  mehrfach  ab.  Die  Entscheidung 
zwischen  den  zwei  Steuerprincipien  muss  einmal  wohl  in  Zusammenhang  mit  der 
ganzen  historischen  Entwicklung  der  Gemcinwirthschaft  gebracht  werden  (s.  unten 
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§.  180)  und  die  Entscheidung  über  die  Art  der  Durchführung  des  Princips  der 
Leistungsfähigkeit,  daher  Uber  Proportionalität  und  Progressivität  des  Stouerfusses 
u.  s.  w.  hängt  nt.  E.  wieder  eng  zusammen  mit  der  ganzen  principiellen  Auffassung 
der  Volkswirtschaft  und  des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  seiner  Rechtsordnung. 
Hier  wie  auch  zur  tieferen  Begründung  der  Besteuerung  selbst  — eine  mit  der  Krage 
der  (ileichmässigkeit  sehr  eng  connexc  Krage  — ist  es  m.  E.  wieder  unvermeidlich, 
auf  die  allgemeinen  Kragen  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  zurUckzugehen. 
Ich  beziehe  mich  daher  hierfür  namentlich  wieder  auf  meine  Grundlegung,  besonders 
Kap.  3 von  der  Organisation  der  Volkswirtschaft  und  daselbst  §.  154  ff.  Uber  die 
Zwangsgemeinwirtschaften,  wo  in  §.  158  auch  schon  die  Folgerungen  fUr  die  Steuer- 
principien  gezogen  wurden. 

Ein  Punct  der  im  Folgenden  erörterten  Fragen,  nemlich  die  etwaige  Verall- 
gemeinerung des  Gebührenprincips  auch  für  die  eigentliche  Besteuerung,  ist  schon  im 
ersten  Bande  behandelt  worden.  Die  Forderung  wurde  dort  (Fin.  I,  8.  A . §.  20!») 
abgewiesen.  S.  auch  oben  §.  85 — 87.  Daran  ist  hier  jetzt  weiter  anzuknüpfen. 

I.  — §.  177.  Das  Problem.  Auch  der  Grundsatz  der  All- 
gemeinheit wird  hier  ftlr  die  gegenwärtige  Entwicklungsperiode 
unserer  Culturvölkcr,  für  die  „staatsbürgerliche“  erörtert,  aber 
wiederum  unter  Mitberücksichtigung  des  socialpolitischen  Stand- 
punctes  für  eine  beginnende  „sociale“  Steuerepoche. 

Die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  im  Sinne  einer  gleich- 
massigen  Vertheilung  der  Steuerlast  unter  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen ist  ein  Axiom  unserer  Zeit  und  folgt  als  Rechtsgrundsatz 
aus  dem  Princip  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit  der 
Staatsangehörigen  und,  was  Fremde  anlangt,  aus  der  völkerrecht- 
lich üblich  gewordenen  Gleichstellung  derselben  mit  den  Ein- 
heimischen. Für  die  practische  Steuerpolitik  lässt  sich  die 
glcichmässige  Besteuerung  aber  wieder  nur  als  ideales  Ziel 
hinstcllen,  dem  man  sich  soviel  als  möglich  nähern  soll,  das  man 
aber  wegen  der  practischcn  Schwierigkeiten  niemals  vollständig, 
meistens  selbst  nur  sehr  ungenügend  erreichen  kann. 

Mit  der  blossen  Aufstellung  des  theoretischen  Princips  und 
practischen  Postulats  der  Gleichmässigkeit  ist  aber  zunächst  wieder 
noch  nicht  viel  gewonnen.  Denn  die  weitere  Frage  lautet  sofort: 
was  ist  oder  worin  besteht  diese  „Gleichmässigkeit“ V Darauf 
lässt  sich  keine  ganz  einfache  Antwort  geben.  Die  Beantwortung 
selbst  bietet  auch  für  die  Theorie  erhebliche  Schwierigkeiten. 

Es  ist  unvermeidlich,  die  ganze  Frage  tiefer  zu  erfassen,  indem  sic  in  Ver- 
bindung mit  anderen  Fragen  der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung  und  des  Wesens 
der  Besteuerung  überhaupt  gebracht  wird.  Die  verschiedenen  Stcuerprincipicn.  durch 
welche  man  die  Gleichmässigkeit  hat  verwirklichen  wollen,  sind,  richtig  aufgefasst, 
t 'onse<iuenzen  bestimmter  Theorieeu  von  Volkswirtschaft,  Staat  und  Stouer  überhaupt. 
Man  kann  sich  über  sie  nicht  einigen,  weil  man  in  diesen  Thcoricen  auseinander 
geht  Notwendig  ist  es  ferner  wieder,  die  Wahl  der  beiden  hauptsächlich  in  Be- 
tracht kommenden  Principien.  die  Besteuerung  nach  dem  Interesse  und  nach  der 
Leistungsfähigkeit,  nicht  nur  rationell  zu  erörtern,  sondern  in  historische  Ver- 
bindung mit  der  Entwicklung  dos  Gemeinwesens  und  der  Volkswirtschaft  zu  bringen; 
ferner  bei  der  Anwendung  des  zweiten  Princips  den  rein  finanziellen,  und  den 
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socialpolitischcn  Staodpunct  zu  unterscheiden.  Sonst  kann  man  nicht  zur  Klar- 
heit kommen. 

II.  — §.  178.  Principien  undTheorieen  für  die  Ver- 
wirklichung der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

Zur  Lösung  dieses  Problems  und  damit  der  gleichmässigen 
Vertheilung  der  Steuerlast  hat  man  zwei  Principien  auf- 
gestellt, welche  mit  zwei  allgemeinen  Tbeorieen  der  Be- 
steuerung in  Verbindung  stehen  und  durch  dieselben  ihre  Be- 
gründung und  zugleich  ihr  Maass  findeu  (s.  §.  86). 

A.  Einmal  das  Princip  der  Besteuerung  „nach  dem  Inter- 
esse“, „nach  dem  Vortheil“,  oder  „nach  Leistung  und 
Gegenleistung“,  welches  man  wegen  der  Herübernahme  dieses 
hauptsächlichen  Grundsatzes  des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs- 
systems auch  das  „privatwirthscbaftliche“  Besteuerungs- 
princip  nennen  kann.  Hier  hält  man  sich  an  die  Beziehungen 
zwischen  dem  Besteuerten  und  dem  steuerempfangenden  Staate 
(bez.  der  betreffenden  Zwangsgemeinwirthschaft  überhaupt)  und 
sucht  die  Besteuerung  so  zu  vertheilen,  dass  die  Leistung  der 
Steuerzahlung  sich  in  ihrer  Höhe  bemisst,  d.  h.  nicht  sowohl  gleich 
an  Werth  — was  unmöglich,  jedenfalls  unberechenbar  wäre  — 
aber  proportional  ist:  entweder  dem  Gegenwerth,  den  der 
Besteuerte  in  den  öffentlichen  Leistungen  des  Staats  u.  s.  w.  ge- 
niesst,  — sogenanntes  „Genussprincip“,  „Genusstheorie“ 
— oder  dem  Kostenaufwand  des  Staats  u.  s.  w. , den  dieser 
zum  Schutz  von  Person  und  Eigenthum  des  Besteuerten,  zur  Förder- 
ung des  Wohles  desselben  u.  s.  w.  in  seinen  öffentlichen  Leistungen 
macht,  indem  er  so  dem  Besteuerten  den  „Genuss  von  Leben  und 
Eigenthum“  sichert  — sogenanntes  „Assecuranzprincip“, 
„Assecuranztheorie“. 

Beide  Principien  sind  verwandt,  die  Grundansebauungen , auf  welchen  sic  be- 
ruhen und  durch  welche  sic  begründet  werden,  hängen  zusammen,  aber  beide  und 
diese  Anschauungen  sind  doch  wieder  etwas  zu  unterscheiden,  was  von  ihren  Ver- 
tretern und  von  ihren  Kritikern,  auch  von  mir  iu  der  1.  Aull.  §.  418,  nicht  immer 
genügend  geschehen  ist.  (S.  auch  oben  S.  217). 

Das  privatwirthschaftlichc  Besteuerungsprincip  als  ein  Princip  für  die  Ver- 
th eilung  der  Steuerlast  hängt  in  beiden  Philen,  als  „Genussprincip“  wie  als  ..Asse- 
curanzprincip“, mit  der  oben  in  §.  8G  bereits  besprochenen  und  dort  abgewiesenen 
Theorie  der  „Begründung“  der  Besteuerung  und  des  Besteucrungsrechts  auf  die 
vom  Staat  n.  s.  w.  gewährten  Vortheilo,  Genüsse,  Schutz  zusammen.  Die  Grund- 
anschaunng,  auf  welcher  diese  Theorie  und  jenes  Priucip  beruhon,  ist  dieselbe,  beide 
letztere  sind  aber  nicht  identisch,  sondern  nur  Fulgerungen  aus  einem  gemeinsamen 
obersten  Gedanken  für  die  beiden  hier  zu  unterscheidenden  Seiten  des  Besteuerungs- 
problems, die  ..Begründung“  der  Besteuerung  und  die  „Vertheilung“  der  Steuerlast. 
Nur  diese  Vertheilung  steht  liier  jetzt  zur  Frage. 

Wird  das  privatwirthschaftlichc  Besteuerungsprincip  als  „Genussprincip“ 
durchgeführt,  so  wurde  die  Steuer  hier  allgemein  etwas  der  „Gebühr“  Ächnliches 
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(nicht  durchaus  Gleiches);  insofern  läge  dann  hier  eine  Art  Verallgemeinerung 
des  Gebtthrenprincips  vor.  Wird  jenes  Princip  als  „Assecu  ranzprincip“  durch- 
geführt, so  entfiele  zwar  die  Aehnlichkeit  der  Steuer  mit  der  Gebühr  auch  liier  nicht, 
aber  sie  läge  in  dem  anderen  Moment  der  Gebühr  (§.  17,  Nr.  1):  dort  auf  der  Seite 
des  Werthmoments  in  der  „Gebühr“,  hier  auf  derjenigen  des  Kosteninomonts. 
Daher  dort  Streben  nach  der  Proportionalität  von  Steuer  und  in  öflentlichen  Leistungen 
empfangenem  Werth;  hier  nach  derjenigen  von  Steuer  und  durch  öffentliche  Leistungen 
für  den  Einzelnen  getragenem  Kostenaufwand.  Bei  der  Verwirklichung  des  privat- 
wirthschaftlichcn  Princips  müsste  man  zwar  ziemlich  zu  demselben  Vertheilungsmodus 
kommen  (s.  unten  §.  181),  aber  die  Motivirung  für  die  Wahl  dieses  Modus  wäre 
nicht  ganz  dieselbe.  Ich  glaube  hiermit  die  Ausführung  der  1.  Aufl.,  §.  418  nicht 
eigentlich  berichtigt,  aber  verbessert  zu  haben. 

Mit  dem  Gonuss-  wie  Assecuranzprincip  operiren  für  Begründung  und  für  Ver- 
keilung der  Besteuerung,  ohne  letzteres  immer  zu  unterscheiden,  viele  frühere  National- 
ökonomen, Rechtsphilosophen , Politiker.  Einanzpractiker.  So  findet  sich  diese  Auf- 
fassung im  Allgemeinen  in  der  Smith'schen  Schule  und  bei  den  ihr  nahe  stehenden 
Kecbtsphilosophen  und  Politikern,  auch  bei  A.  Smith  selbst  in  seiner  ersten  Steuer- 
regel wenigstens  implicitc:  Steuern  in  proportion  of  the  revenuc.  whirh  they  (the 
subjects)  enjoy  under  the  protection  of  the  state.  Ferner  z.  B.  auch  schon  in 
M ontosquieu’s  Auffassung  im  Grunde  der  nemliche  Gedanke,  esprit  des  lois.  liv. 
XIII , ch.  1 : les  revenus  de  lV-tat  sont  une  portion  <;ue  chaiiue  citoyen  doune  pour 
avoir  )a  sürcte  de  l’autre.  ou  pour  cn  jouir  agröablemcnt.  Jacob  (Ein.  I,  §.  461): 
jeder  muss  möglichst  nach  dem  Maasse  mit  Abgaben  belegt  werden,  als  er  an  dem 
Gemeinwohl,  das  der  Staat  dadurch  hervorbringt,  Theil  nimmt,  d.  i.  nach  dem  Maasse 
seiner  Kräfte  und  Güter,  welche  den  Schutz  und  die  wohlthätigen  Einrichtungeil  des 
Staats  goniessen.  Krehl,  Steuersystem  §.  13.  Kröncke.  Grundsatzes.  4.  v.  Kremer 
I,  70,  Lotz,  Handbuch  III,  §.  181,  v.  Kotteck,  Staatsrecht  der  constitutionellen 
Monarchie  II,  324.  ders.,  ökonomische  Politik  S.  287.  Garnier,  Ein.  p.  16:  Unter- 
scheidung zwischen  der  wirklichen  Steuer  und  der  „rationellen“,  wie  sie  bestände, 
wenn  die  Staatsthätigkeit  richtig  reducirt  wäre;  hier  würde  die  Steuer  sein;  le  prix 
des  Services  rendus.  besonders  le  prix  du  Service  de  sccurite  ou  la  prime  d'assurance 
payeo  pour  la  garantic  de  la  sccuritö.  Ebenso  die  dort  citirtcn  französischen  Autoren 
Du  Puynodc,  de  Girardi n.  S.  die  Zusammenstellung  weiterer  Auffassungen  der 
Steuer  selbst  und  der  Forderungen  in  Bezug  auf  Glcichmässigkeit  bei  Held.  Ein- 
kommensteuer S.  40  fl'..  121  ff.  Neumann  in  Conrads  Jahrbüchern  N.  F.  I.  511  fT. 
Kob.  Meyer  im  1.  Abschnitt. 

Gegen  diese  Ansichten  u.  A.  Schön,  Grundsätze  S.  61  ff.  (mit  weiteren  Lite- 
raturangaben),  Zach a ri ä K.  S.,  Staatswissenschaft  S.  4M,  auch  Mill  B.  5,  Kap.  2, 
S.  2.  Parieu  I,  22.  Dann  besonders  Kau  I,  §.  252  und  dio  von  mir  schon  im 
ersten  Baude,  zweite  Auflage,  S.  329.  Note  7 genannten  Schriftsteller,  Umpfeubach, 
Schmollcr,  Schäfflc,  l.aspcyres,  Walcker,  auch  Pfeiffer  und  Bcrgius; 
Held,  und  jetzt  namentlich  Ncuinann.  überhaupt  die  Neueren  meistens  (s.  Neu- 
mann's  und  K.  Mcyer’s  Arbeiten). 

Die  radicalen  Smithianer  und  Bastiatianer  der  Deutschen  Ercihandelsschule  haben 
zwar  manchmal  noch  diese  ältere  Auffassung  in  Bezug  auf  Begründung  und  Ver- 
keilung der  Steuer  vertreten:  aber  wenigstens  in  Betreff  der  Staatsbesteuerung  anoh 
sie  nicht  mehr  durchaus.  Auf  dem  Congrcss  in  Hamburg  1867  hatte  K.  Braun  eine 
These  vorgeschlagen,  die  aber  nicht  angenommen  wurde:  bei  der  Aufbringung  der 
für  den  Staat  nothwendigen  Mittel  müsse  dio  Leistungsfähigkeit,  bei  der  Beschaffung 
der  für  Gemeindezwecke  erforderlichen  das  Verh&ltniss  zwischen  Leistung  und  Gegen- 
leistung maassgebend  sein. 

B.  Das  zweite  l’rincip  ist  die  gleichmiissige  Besteuerung 
nach  dem  Verbältniss  der  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit der  Besteuerten,  eine  gewisse  Steuer  zu  tragen,  oder 
nach  ihrer  sogenannten  Steuer  fähigkeit  (Beit  ragsfähigkeif, 
Rau).  Die  Begründung  hierfür  liegt  in  denselben  Erwägungen, 
durch  welche  die  Besteuerung  als  solche  gemäss  den  früheren  Er- 
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wäguugen  (§.  85)  ihre  Begründung  findet:  nenxlich  in  der  Natur 
des  Staats  und  der  (ihrigen  Zwangsgemeinwirthsebaften  und  in  dem 
Verhältnis  der  Besteuerten  zu  diesen  Körpern.  Daraus  ergiebt 
sich  die  Besteuerung  an  sich,  nicht  als  eine  specielle  Gegenleistung 
für  Genüsse  oder  Vortheile  in  der  Staatsverbindung  und  die  Ver- 
keilung der  Besteuerung,  nicht,  wie  nach  dem  ersten  Prineip,  nach 
dem  Maassstabc  dieser  Genüsse  oder  Vortheile,  sondern  die  Be- 
steuerung an  sich  erscheint  als  eine  nothwendige  Pflicht  des 
Glieds,  zu  der  Erfüllung  der  Existenz-  und  Gedeihensbedingungen 
des  Ganzen,  dem  es  angehürt,  und  dadurch  implicite  seiner  selbst, 
beizutragen;  und  wiederum  der  Maassstab  der  Steuervertheilung 
wird  in  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit  jedes  »Steuerpflich- 
tigen als  Glieds  der  Gemeinschaft  gefunden,  weil  so,  voranssetzungs- 
weise,  alle  Glieder  für  den  gemeinsamen  Zweck,  dem  Wesen  dieser 
Gemeinschaft  entsprechend,  gleichmässig  belastet  werden,  d.  h. 
gleiche  verhältnissmässige  „Opfer“  an  wirthschaftlichen 
Güteru  trageü.  Man  kann  das  zweite  Prineip  mit  Rücksicht  hierauf 
das  gemeinwirthschaftliche  (staatswirthschaf tlichc) 
Steuerprincip  nennen,  und  spricht,  mit  Rücksicht  auf  das  angeführte 
Moment,  auch  von  einem  „Opferprinc ip“  oder  einer  „Opfer- 
theorie“. Die  Aufgabe  besteht  alsdann  darin,  die  verbältniss- 
mässigen  Opfer,  welche  in  der  Steuertragung  für  die  Besteuerten 
liegen,  für  die  Einzelnen  fcstzustellen  und  zu  messeu  und  nach 
diesem  Maassstabe  die  Besteuerung  zu  vertheilen. 

Ich  habe  hier  gegen  die  erste  Auflage  (S.  337)  iu  der  Fassung  und  damit 
ein  Weniges  auch  in  der  Sache  Aenderungen  vorgenommen.  Vgl.  Kotiert  Meyer, 
Priucipien,  §.  5t).  — Aehnlich  aber  doch  schon,  wenn  auch  in  anderer  Formulirung 
und  gleich  mit  einem  specicllen  Schluss  in  Betreff  der  Art,  wie  die  Leistungsfähigkeit 
bemessen  werden  soll.  Kau  I,  §.  253,  254.  Er  bezeichnet  die  Abstufung  der  Steuer 
nach  den  Verinögensuinständen  der  Staatsbürger  als  dio  gleichförmigste  und  gerechteste 
Belastung.  Die  ,411  dem  Vermögenszustande  einer  Person  begründete  Möglichkeit, 
ohne  Nachtheil  für  die  Befriedigung  der  dringendsten  Bedürfnisse  Steuern  zu  geben’*, 
nennt  er  Steuerfähigkeit  oder  Beitragsfähigkeit.  — Schon  früher  ist  das  Prineip 
der  Leistungsfähigkeit  mehr  oder  weniger  klar  und  scharf  vertreten  worden.  Siehe 
darüber  namentlich  dio  Nachweisungen  bis  zu  den  Alten  (Plato,  Demosthenes,  Xeno- 
phon,  Aristoteles,  griechische  Präzis)  zurück  in  Ncumann's  genanntem  Aufsatz 
(Conrads  Jahrbücher,  N.  F.  1,  1880,  S.  520  ff.).  Im  Beginn  dor  neueren  Zeit,  z.  B. 
schon  im  16.  Jahrhundort,  Bodiuus,  de  rcpublica  p.  974:  pro  singulorum  facultatibus; 
später  Besold,  de  aerario  p.  10;  besonders  Boxhorn,  instit.  pol.  lib.  I c.  10  §.  18 
X.  IX:  in  tributis  aequalitatis  maxima  habenda  ratio,  quae  in  co  potissimum  versatur. 
ut  parsit  eorum  ratio,  ac  paria  liic  onera  sentiant,  quorutn  in  diversis  rebus  positae 
sitaeque  sunt  opes;  Klock  u.  a.  m.  (Non mann  S.  54S  ff.).  Weiter  zahlreiche 
staatswissenschaftliche,  cameralistische,  philosophische  Autoren  des  18.  und  19.  Jahr- 
hunderts, wobei  aber  öfter  dio  bedingte  Berechtigung  des  ersten  Princips  daneben 
anerkannt  wird  (Neumann  S.  566  ff).  In  Verbindung  mit  der  organischen  Staats- 
auffassung ist  dann  in  der  neuesten  Zeit  die  Besteuerung  „nach  der  Leistungsfähig- 
keit“ als  loitendes  Hauptprincip  der  Besteuerung,  und  zwar  der  Staats-  und 
der  Communalbesteuerung  in  Theorie  und  Praxis  zu  fast  allgemeiner  Annahme  ge- 
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langt,  doch  nicht  als  einziges,  indem  vielmehr  gerade  neuerdings  wieder  mit  Becht, 
wie  dem  Gebührenwesen,  so  einer  diesem  etwas  verwandten  Besteuerung  „nach  Leistung 
und  Gegenleistung“  eine  gewisse  Berechtigung  zuerkannt  und  ihre  Anwendung  in 
gewissem  Umfang  verlangt  wird.  Das  Hauptverdienst  um  die  Klärung  des  Problems 
hat  sich  Ncnmann  erworben. 

Nicht  in  ganz  gleicherweise  wird  das  „Opferprincip“  mit  der  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  in  Verbindung  gebracht  und  noch  weniger  in  Ueberein- 
stiminnng  sind  die  Folgerungen,  zu  denen  die  Vertreter  des  Opferprincips  gelangen: 
die  Einen,  wie  Rau,  Umpfenbach  und  viele  Andere,  leiten  ans  dem  Opferprincip 
gerade  die  proportionale,  die  Anderen,  richtiger,  wie  Ncumann,  ich,  gerade  die 
progressive  (Einkommen-)  Besteuerung  ab,  und  zwar  auch  wir  Letzteren,  indem 
wir  die  vor  hältniss  m ässige  „Gleichheit  der  Opfer“  als  Ziel  hinstellcn.  Vgl  von 
Neueren  Mill  a.  a.  0.  §.  2,  3,  Umpfenbach,  1.  A.  I,  105:  jeder  Staatsangehörige 
sei  mit  gleicher  Schwere  zu  treffen.  Jedem  ein  solches  Opfer  aufzuerlegen,  dass 
Keiner  eine  stärkere  Beschwerde  empfinde  als  der  andorc.  Rau  kommt  in  §.  253 
mit  sich  selbst  in  Widerspruch  (s.  unten  §.  186  ff.).  Anders  Neu  mann,  progressive 
Steuer,  S.  61  ff  , der  aus  der  Opfertheorio  die  Progression  u.  s.  w.  richtig  ableitet. 

Wer  die  progressive  Besteuerung  ablehnt,  müsste  folgerichtig  das  „Opferprincip“ 
selbst  nicht  als  correctc  Fassung  des  Gedankens  der  „Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
Fähigkeit“  anerkennen.  Gegen  die  Opfertheorie  Held,  Einkommensteuer  S.  112,  130, 
der  mit  Recht  bestreitet,  dass  sich  aus  derselben  die  Proportionalität  der  Steuer 
ableiten  lasse.  Auch  Leroy- Reaulieu  I,  liv.  2.  ch.  2 weist  die  Theorie  ab,  um 
die  Progressivsteuer  abweisen  zu  können. 

III.  — §.  179.  Beurtheilung  dieser  Theorieen  nnd 
Principien  und  Wahl  zwischen  letzteren. 

Für  die  Kritik  ist  es  wesentlich  zn  beachten,  wie  schon  oben  (§.  85,  86)  be- 
merkt wurde,  dass  hier  theils  rechtsphilosophische  Begründungen  der  Besteuerung 
und  Steuerpfficht  überhaupt,  theils  Maassstäbe  für  die  Vertheilung  der  Steuerlast 
aufgestellt  werden.  Die  Genusstheorie  nnd  die  Opfertheorie  sind  in  dieser  Hinsicht 
nicht  genaue  Oorrelate.  Die  erstere  will  zunächst  eine  Begründung  der  Besteuerung, 
dann  auch,  freilich  in  Zusammenhang  damit  und  in  Consequenz  davon,  ein  Maassstab 
für  die  Verwirklichung  der  Gleichmässigkeit  sein,  die  zweite  nur  letzteres.  Als  CotTe- 
late  erscheinen  dagegen  das  priratwirthschaftliche  Steuerprincip  „nach  dem  Interesse“ 
und  das  gemeinwirthschaftlichc  „nach  der  Leistungsfähigkeit“,  dio  beide  zugleich 
Principien  für  die  Begründung  — „Du  sollst  steuern,  weil  Du  Interessen  durch  den 
Staat  u.  s.  w.  befriedigt  erhältst“  und  „Du  sollst  steuern,  weil  I)n  als  Glied  der  Ge- 
meinschaft zum  Kostenbeitrag  leistungsfähig  bist“  — und  für  die  Vertheilung  der 
Besteuerung  — „Du  sollst  nach  Verhältnis  oder  Maassgabe  Deiner  durch  den  Staat 
befriedigten  Interessen  steuern"  und  „Du  sollst  nach  Verhältnis  Deiner  Kostcnbcitrags- 
Fähigkcit  steuern“  — sind. 

Geber  die  Begründung  der  Besteuerung  und  die  correlalire  Steuerpflicht  der 
Einzelnen  ist  bereits  in  §.  85,  86  gehandelt,  dort  die  weitere  Erörterung  darüber  aber 
überhaupt  als  nicht  eigentlich  zur  Competenz  der  Finanzwissenschaft  gehörig 
bezeichnet  worden  (S.  216).  (8.  darüber  in  der  ersten  Auflage  §.  419).  Vgl.  auch 
noch  Held,  Einkommensteuer,  Kap.  2 und  Neu  mann,  progressive  Einkommensteuer 
Kap.  2. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  daher  nur  um  die  Beurtheilung  der  genannten 
Theorieen  und  Principien  und  um  die  Wahl  zwischen  ihnen  in  der  Frage  der  Ver- 
theilung der  Besteuerung.  Der  Zusammen  hang  auch  dieser  Frage  mit  derjenigen 
nach  der  Begründung  der  Besteuerung  darf  auch  für  die  folgenden  Erörterungen 
indessen  nicht  vergessen  werden. 

Ilic  Besteuerung  kann  nach  den  Gesiehtspuncten  der  Genuss- 
und Assecuranztheorie  oder  des  Princips  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung nach  dem  Früheren  (§.  85,  86)  nicht  begrü ndet  werden: 
sie  kann  aber  danach,  im  Allgemeinen  wenigstens,  auch  nicht 
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verth eilt  werden.  Auch  hier  folgt  vielmehr  aus  dem  Wesen  des 
Staats,  der  Commune  u.  8.  w.  als  Zwangsgemeinwirth  schäften 
und  aus  der  Beschaffenheit  der  meisten  und  wichtigsten,  namentlich 
der  eigentlich  typischen  öffentlichen  Leistungen  dieser  Körper, 
dass  eine  allgemeine  Vertheilung  der  Besteuerung  nach  dem 
individuellen  Genuss  oder  Interesse  ebenso  principiell  falsch 
als  practisch  undurchführbar  wäre. 

Kanu  und  muss  man  auch  in  ökonomischer  und  finanzieller  Hinsicht  verlangen, 
dass  zwischen  der  Summe  der  Besteuerung  des  ganzen  Volks  und  der  Summe  der 
öffentlichen  Leistungen  eine  möglichst  richtige  Wcrthcorrespondcnz  bestehe  — ein  iu 
unseren  Staaten  besonders  durch  die  constitutionclle  Uudgctwirthschaft  zu  lösendes 
Problem  — , so  ist  ein  solches  Postulat  in  Bezug  auf  die  gesammtc  Besteuerung 
schlechterdings  falsch  und  ohnchiu  undurchführbar  für  das  Verhältniss  zwischen 
den  öffentlichen  Leistungen,  an  denen  der  Linzeine  geniessend  theilnimmt,  und  der 
Besteuerung  desselben  Einzelnen.  Vielmehr  macht  es  der  tief  begründete  „com- 
munistische"  Character  des  Staats  und  der  Solbstverwaltungskörpcr  nothwendig, 
von  einer  solchen  spociellcn  Verrechnung  zwischen  der  Piuanzwirthscliaft  und 
dem  Einzelnen  wenigstens  in  der  grossen  Mehrzahl  der  hülle,  bei  den  eigentlich 
typischen  öffentlichen  Leistungen,  grundsätzlich  und  auch  practisch  meist  ganz  ab- 
zusehen. In  den  Zwangsgemeinschaften  wird  nach  ihrem  Wesen  mit  den  Mitteln 
Aller,  mit  vereinten  Kräften  für  die  Zwecke  Aller,  des  Ganzen  und  der  Einzelnen  als 
seiner  Glieder,  gewirthschaftet,  werden  „öffentliche  Leistungen  producirt“.  der  sic 
bedürfenden  und  geniessenden  Gemeinschaft  und  dem  Einzelnen  als  ihres  Glieds  zur 
Verfügung  gestellt,  aber  gerade  ohne  die  hier  verlangte  specielle  Verrechnung 
zwischen  dem  Einzelnen  und  der  Gemeinschaft  Uber  „Soll  und  Haben“  und  „Haben 
und  Soll".  Auch  wo  der  Einzelne  aus  diesen  Leistungen  Vortheile  zieht,  geschieht 
dies  in  der  Hegel  in  ganz  unmessbarem  Grade,  wie  bei  der  grossen  Masse  der 
Leistungen  zur  Verwirklichung  des  Kechts-  und  Machtzwecks  und  auch  bei  so  vielen 
Leistungen  im  Gebiet  des  Cultur-  und  Wohlfahrtszwecks. 

„Interesse“,  „Genuss“,  „Vortheil“  des  Einzelnen  sind  hier- 
nach nicht  nur  kein  Rechtsgrund  seiner  Besteuerung,  sondern  auch 
kein  allgemeiner  Maassstab  ftir  seinen  Antheil  an  der  ge- 
summten Steuerlast,  weil  sie  theils  fehlen  und  nur  von  einer 
Pflicht  des  Einzelnen  zu  reden  ist,  theils  unmessbar  sind  und 
sich  somit,  auch  wenn  man  wollte,  gar  nicht  als  Maassstab  brauchen 
Hessen.  Demnach  muss  nach  einem  anderen  Maassstab  gesucht 
werden  und  dieser  kann  für  die  Besteuerung  im  Allgemeinen 
nur  in  der  „Leistungsfähigkeit“  der  Einzelnen  liegen:  ein 
Steuerprincip,  das  mit  Nothwendigkeit  aus  der  ökonomisch -tech- 
nischen „communistischen“  Natur  zumal  der  modernen,  ent- 
wickelten Zwangsgemeinwirthschaft  folgt:  hier  wird  „mit  ver- 
einten Kräften“  fltr  Gemeinschaftszwecke  gewirthschaftet,  deren 
Wirkungen  beim  Einzelnen  unnachweisbar,  unmessbar  und,  so- 
>veit  vorhanden,  für  die  Frage  der  Steuervertheilung  im  Allge- 
meinen — von  Ausnahmen  abgesehen  — nicht  zu  berücksichtigen 
sind,  weil  eben  die  Erfüllung  von  Gemeinschaftszwecken  als 
solchen  die  Ursache  dieser  Wirkungen  ist.  Vielmehr  muss  nach 
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dieser  Sachlage  billiger  Weise  Jeder  nach  dem  Maasse  seiner 
Kräfte  in  Anspruch  genommen  werden. 

A.  — §.  180.  Das  erste  oder  das  pri  vatwirthschaft- 
liche  Princip:  die  Besteuerung  nach  dem  Interesse 
oder  nach  Leistung  und  Gegenleistung. 

Mit  dem  Gesagten  ist  dies  Steuerprincip  und  die  ihm  zu  Grunde 
liegende  Genusstheorie  jedoch  keineswegs  völlig  verworfen, 
sondern  nur  in  die  richtigen  Grenzen  gewiesen.  Ein  absolutes, 
ausschliesslich  anzuwendendes  Steuerprincip  zur  Herbeiführung  der 
Gleichmässigkeit  ist  auch  die  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit nicht  und  auch  in  der  Praxis  niemals  gewesen.  Viel- 
mehr bandelt  es  sich  in  der  Theorie  darum,  zunächst  den  ge- 
schichtlichen Wechsel,  welcher  erst  mit  der  Entwicklung  der 
Volkswirthschaft  und  des  Staats  in  der  Combination  und  in  der 
relativen  Berechtigung  beider  Principien  eingetreten  ist,  richtig  zu 
verstehen,  und  alsdann  weiter  auch  für  die  Gegenwart  dem 
anderen  Princip  seine  ihm  noch  jetzt  gebührende  Stellung  an- 
zuweisen. 

1.  Der  geschichtliche  Wechsel  der  beiden  Steuer- 
principien. 

Auch  die  „historischen“  NationalOkonomen  haben  dies  noch  nicht  genügend 
beachtet  M.  E.  erweist  sich  gerade  für  solche  Hauptpuncte  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung die  zusamtnenfassende,  auf  die  Principien  der  Entwicklung  zurück- 
gehende  Behandlung  nothwendig.  Sonst  droht  immer  wieder  die  Gefahr,  vor  lauter 
Bäumen  (des  Specialstudiums)  den  Wald  nicht  zu  sehen.  — Hinsichtlich  der  Mein- 
ungen früherer  Theoretiker  s.  wieder  besonders  Noumann’s  Aufsatz  in  Conrads 
Jahrbüchern  und  ftir  die  neuere  Zeit  Kobcrt  Meyer,  Principien,  1.  Abschnitt.  Vgl. 
für  das  Folgende  auch  oben  §.  20  ff.  Uber  die  Entwicklung  des  Gebühren  Wesens. 

ln  geschichtlicher  Hinsicht  entspricht  die  Besteuerung  nach 
Leistung  und  Gegenleistung  mehr  den  früheren  Entwicklungs- 
perioden der  Volkswirthschaft  und  der  noch  schwachen  ge- 
mein wirtschaftlichen  Organisation,  des  in  seinen  Zwecken  und 
Leistungen  noch  „unentwickelten“  Staats.  Das  Princip  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  ist  der  richtige  Haupt- 
Maassstab  der  Steuervertheilung  im  „entwickelten“,  in  seinen 
Leistungen  immer  reicher  werdenden  Gemeinwirthschafts-  nnd 
namentlich  Staatsleben. 

Die  relativ  grosse  Bedeutung  des  Gebührenwesens  und  verwandter  Abgaben  im 
mittelalterlichen  und  noch  im  späteren  ständisches  Staat  (§.  20  Ih),  der  etwas  mehr 
gebührenartige  Charactcr,  welcher  im  älteren  Staatssteuerwesen  und  noch  heute  in  der 
Communalbcsteuerung  hervortritt,  sind  Belege  für  das  Gesagte.  Solange  nicht  gewisse 
Functionen  des  Staats  und  der  Commune  auf  dem  Gebiete  des  Rechtsschutzes,  der 
Cultur-  und  WohlfahrtsfOrderung  als  selbstverständliche  Aufgaben  „im  Öffent- 
lichen Interesse“  gelten,  unterbleibt  eine  entsprechende  Thätigkcit  entweder  ganz 
oder  grossentheils , oder  aber  9ie  erfolgt  nur,  wenn  diejenigen,  welche  sic  wünschen 
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oder  daran  interessirt  sind,  zu  den  Kasten  beitragen  oder  selbst  die  Staatsgewalt  erst 
durch  Gaben,  Gebuhron  u.  dgl.  zum  Eingreifen  willig  machen.  Sogar  die  Gewährung 
des  gewöhnlichen  privaten  Rechtsschutzes  gilt  dann  nicht  ohne  Weiteres  als  Pflicht 
der  Gemeinschaft  und  ihrer  Executirorgane  und  als  Recht,  das  der  Einzelne  sogleich 
beanspruchen  kann,  sondern  sic  muss  erst  erkauft  werden  durch  Gaben.  Gebühren, 
Beiträge  und  Steuern  (§.  23p 

Achnliche  Gcsichtspunctc  walten  überhaupt  bei  jener  Anordnung  der  Besteuerung 
ob,  welche  oben  (§.  115)  als  „vertragsmässige  Regelung“,  besonders  im  älteren  stän- 
dischen Staat,  bezeichnet  wurde.  In  der  dort  gegebenen  Characterisirung  der  ein- 
schlägigen Verhältnisse  trat  Überall  das  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung,  das 
do  ut  des  wenigstens  zwischen  der  Staatsgewalt  und  den  steucrbewilligeudon  Ständen 
deutlich  hervor. 

Erst  wenn  sich  im  Volksbew  usstscin  Staat  und  Gemeinde  als  selbständige  Wirth- 
schafls-  und  Rechtspersönlichkeiten,  denen  der  Einzelne  mit  seinem  ganzen  Sein  und 
seiner  ganzen  Habe  augehört,  hcrausgebildct , wenn  zugleich  diese  Gemeinschaften 
allgemeine  Aufgaben  und  Leistungen  im  Interesse  ihrer  selbst,  als  der  Gemeinschaften, 
und  damit  der  Einzelnen,  als  ihrer  Glieder,  au  sich  herangezogen  haben,  wenn  in.  c.  W. 
das  „öffentliche  Intoresse“  tieferer  Grund  und  treibende  Kraft  in  „öffent- 
lichen Thätigkciten“  wird:  alsdann  reicht  die  privatwirthschaftliche  Auffassung 
der  Beziehungen  zwischen  der  Gemeinschaft  und  dem  Einzelnen  nicht  mehr  aus;  als- 
dann tritt  uothwendig  auch  das  Steucrprincip  von  Leistung  und  Gegenleistung  zurück 
und  das  wahrhaft  gemeiuwirthschaftliche  der  Leistungsfähigkeit  bricht  sich  allgemeiner 
Bahn.  Es  ist  das  practisch  uothwendig  und  principiell  richtig,  weil  sich  die  meisten 
nunmehrigen  öffentlichen  Leistungen  gar  nicht  mehr  als  Vortheüo  des  Einzelnen 
auffassen  und  noch  weniger  so  messen  lassen.  Es  entspricht  aber  auch  der  erreichten 
Entwicklung  des  öffentlichen  Lebens  und  der  gemeinwirthschaftlichen  Organisation : jene 
Leistungen  Übernimmt  die  Gemeinschaft  als  ihre  eigene  Angelegenheit,  zu  der 
sie  ihrer  ganzen  Aufgabe,  ihrem  jetzigen  Wesen  nach  verpflichtet  ist  Man  muthet 
daher  dem  Einzelnen,  dem  diese  Leistungen  als  einem  Gliedo  der  Gemeinschaft  even- 
tuell mit  zu  Gute  kommen,  auch  nicht  mehr  zu,  dass  er  dafür  besonders  zahlen,  d.  h. 
nach  dem  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung  steuern  soll.  So  in  Betreff  des 
allgemeinen  Rechtsschutzes  von  Persou  und  Eigenthum  (selbst  was  „fremde“  au- 
langt),  des  Genusses  zahlreicher  öffentlicher  Anstalten,  z.  B.  des  Bildungs-,  Unterrichts-, 
Verkehrswesens,  wo  freilich  etwa  Gebührenerhebung  und  in  dieser  das  Princip  der 
Besteuerung  nach  Leistung  und  Gegenleistung  bleibt,  aber  ein  immer  grösserer,  nach 
unseren  früheren  mehrfachen  Bemerkungen  und  Bedenken  in  der  Gebuhrenlehre  öfters 
selbst  ein  zu  grosser  Theil  der  bezüglichen  Kosten  auf  den  allgemeinen  Staats- 
oder Communalsäckcl  genommen  und  dann  eventuell  durch  Steuern  bestritten  wird, 
welche  wesentlich  nach  dem  Princip  der  Leistungsfähigkeit  umgelegt  sind:  weil  es 
sich  eben  um  „öffentliche  Augelegeuheiten“  im  „öffentlichen  Interesse“  handelt  und 
dies  Moment  der  eigentliche  Grund  der  Ucbcrnahme  dieser  Leistungen  auf  das  Ge- 
meinwesen ist. 

Es  ist  sonach,  historisch  betrachtet,  in  der  That  der 
wachsend  „commun istischc“  Character  der  Volkswirthschaft 
und  in  ihr  der  hauptsächlichen  Geineinwirthschaftsorgane,  des  Staats 
und  der  Selbstverwaltungskörper,  welcher,  — bedingt  durch  die 
ganze  Entwicklung  der  Technik,  Oekonomik  und  Cultur  der  fort- 
schreitenden Völker,  bezeugt  durch  die  wachsende  Ausdehnung  der 
öffentlichen  Thätigkciten  und  die  immer  allgemeinere  Anerkennung 
von  gewissen  Interessen  als  „öffentlicher“  — auch  die  Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit  immer  mehr 
in  den  Vordergrund  schiebt.  Nur  dies  Princip  lässt  sieh, 
zumal  im  Staate,  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  practisch  au- 
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wenden  und  nur  dieses  entspricht  dem  Wesen  entwickelter  Ge- 
meinwirthschaft. 

Die  Motiviruiig  neuester  Vorgänge  liefert  eine  abermalige  deutliche  Bestätigung 
dieser  Auffassung,  z.  B.  bei  Gelegenheit  der  „Verstaatlichung"  der  Privatbahnen  in 
Deutschland.  Die  Begründung  (in  Preussen,  1879)  wird  rornemlich  im  öffentlichen 
Interesse  gesucht  und  die  finanziellen  Bedenken  werden  mit  dem  Hinweis  auf 
dieses  zurückgewiesen.  Auch  beim  Betrieb  der  Bahnen  soll  das  öffentliche  Interesse, 
nicht  die  Benfe  Richtschnur  und  Zielpunct  sein,  nach  den  Beden  der  Regierungs- 
Vertreter  im  preussischcn  Landtag.  Damit  wird  also  selbst  auf  diesem  Gebiete  schon 
das  Princip  von  individueller  Leistung  und  Gegenleistung  zurttckged rängt.  Denn 
wenn  z.  B.  Bahnen  4.5%  Beute  kosten  und  nur  3.5 % tragen,  so  muss  1%  auf 
den  allgemeinen  Steuerfonds  genommen  werden.  Es  bleibe  dahin  gestellt,  ob  dies  in 
diesem  Falle  richtig  (oder  schon  richtig)  ist:  das  Anerkenntnis  des  „communistischen“ 
Cbaracters  moderner  öffentlicher  Leistungen  kann  nicht  deutlicher  gegeben  werden. 
Wer  das  bestreitet,  vermag  nicht  oder  wagt  nicht,  eine  concrete  Maassregel  der 
Wirthschaftspolitik  auf  das  ihr  zu  Grunde  liegende  socialökonomische  Princip  zurück- 
zuführen. 

Vgl.  auch  hier  besonders  Neumann's  Arbeiten  über  die  „Steuer  und  das 
öffentliche  Interesse“  (oben  S.  20). 

Es  fehlt  auch  nicht  an  Seitenstücken  zu  dieser  Gestaltung  der 
Dinge.  Ganz  analog  ist  es,  wenn  in  der  entwickelten  Gemeinwirth- 
schaft  dem  Einzelnen  nicht  mehr  zugemuthet  wird,  Leistungen, 
welche  in  erster  Linie  im  „öffentlichen  Interesse“  geschehen,  allein 
zu  übernehmen  oder  die  Opfer  dafür  allein  zu  tragen.  Für  jene 
Leistungen  und  Opfer  erfolgt  vielmehr  nun  auch  eine  Entschä- 
digung aus  den  Mitteln  der  Gemeinschaft  oder  die  Uebernahme 
der  ge8ammtcn  Leistungen  auf  diese. 

So  ist  cs  z.  B.  in  dem  practisch  so  wichtigen  Falle  des  Wehrwesens  gegangen 
(älterer  Heerbann  mit  Selbstausrüstung  und  Selbstverpflegung , neueres  Militärwesen) ; 
ähnlich  bei  der  Kascrnirung  der  Truppen  statt  der  Einquartierung,  bei  der  Ent- 
schädigung für  naturale  „Kricgsleistungcn“  u.  s.  w.  Ob  und  wie  weit  dieser  Grund- 
satz auch  eine  förmliche  „Wehrsteuer“  für  die  Nicht- Dienenden  rechtfertigt  oder 
selbst  verlangt,  ist  strittig.  Aber  die  Analogie  der  Verhältnisse  ist  doch  unverkennbar. 
(Vgl.  meine  Abhandlung  dirccte  Steuern,  im  Schönberg'sclien  Handbuch.  2.  A.  III, 
31$  ff,  dann  die  Arbeiten  Neumann's,  auch  seinen  Aufsatz  Uber  die  Wehrsteuer). 

§.  181.  — 2.  Das  Gebiet  der  Besteuerung  nach  dem 
Interesse  im  modernen  Steuerwesen. 

S.  besonders  Neumanu.  progressive  Einkommensteuer,  Kap.  2,  auch  für  Gesetz- 
gebung, „Steuer“,  Kap.  5,  G.  Cohn,  Fin.,  Buch  1,  Kap.  3.  Brau  n ’s  Referat  auf  dem 
Hamburger  volkswirthschaftlichen  Congrcss  1861  und  seinen  Aufsatz  über  Staats-  und 
Gemeindesteuern  in  der  volkswirthschaftlichen  Vierteljabrsschrift  1866,  II;  auch  die 
Debatten  auf  jenem  Congress.  Faucher,  Staats-  und  Communalbudget  in  der  ge- 
nannten Vierteljabrsschrift  1863,  II.  Meine  Communalsteuerfrage , Thesen  und 
Referat,  dann  das  vorausgehende  4.  Buch  von  den  Gebühren  und  Beiträgen.  Manches 
in  diesem  Paragraphen  und  den  folgenden  nach  meinem  genannten  Referat.  Vgl. 
auch  Stein,  4.  A.  Fin.  1,  558  ff.  (mehrfach  abweichend,  aber  in  einigen  I'uncteu 
im  Wesentlichen  dieselben  Vorschläge);  ferner  v.  Reitzenstein  in  der  Abhandlung 
Uber  Communalfinanzen  im  Schöuberg'schen  Handbuch  und  passim  in  den  Aufsätzen 
Uber  finanzieüe  Concurronz  von  Gemeinden  u.  s.  w.  in  Schmoüer's  Jahrbuch  1887,  1888. 

Auch  im  modernen  Steuerwesen  ist  dieses  Princip  in  gewissen 
Fällen  noch  richtig  und  practisch  anwendbar  und  zwar  im  Wesent- 
lichen überall  da,  „wo  öffentliche  Leistungen  wirklich  für  gewisse 
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Personen  oder  für  gewissen  Besitz  Sondervortheile  bewirken 
und  wo  sich  zugleich  die  Grösse  dieser  Vortheile  ungefähr  messen 
lässt.  Nur  ein  solches  „Ungefähr“  ist  Überhaupt  möglich,  aber  auch 
für  den  Zweck  genügend.“ 

Nach  diesem  leitenden  Gesicbtspunct  erfolgt  die  Anwendung 
dieses  Steuerprincips  vollkommen  richtig  und  noch  heute  in  grossem, 
sogar  wieder  vielfach  wachsendem  Umfang  in  dem  System  von 
Gebühren  und  Beiträgen,  Uber  welches  im  vierten  Buche 
oben  gehandelt  wurde.  Hier  ist  in  der  Gegenwart  öfter  sogar  ein 
Mehr  als  ein  Weniger  geboten  (§.  65,  76). 

Weiter  hat  man  für  die  Frage  die  Staats-  und  die  Com- 
munalbesteuerung  (i.  w.  S.)  zu  unterscheiden. 

In  ersterer  ist  eine  M itberücksichtigung  des  Princips  immer- 
hin auch  noch  in  einigen  anderen  Fällen  als  bloss  in  denjenigen 
des  eigentlichen  Gebührengebiets  statthaft,  und  selbst  geboten,  wenn- 
gleich gerade  hier  mit  Recht  in  der  Hauptsache  die  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  Platz  greift.  Es  kann  sich  nemlich 
ergeben,  dass  die  gesammte  Entwicklung  des  staatlichen  Gemein- 
wesens nnd  dass  gewisse  Verwendungen  desselben , welche  aus 
allgemeinen  Einnahmen,  auch  aus  Steuern  bestritten  werden,  be- 
stimmten Landestheilen,  Volks-  und  Berufsclassen , Personen  und 
namentlich  Besitz kategorieen  in  besonders  hohem  Maasse  zu 
Gute  kommen.  Dies  gilt  im  Allgemeinen  vom  Grundbesitz, 
mitunter,  z.  B.  bei  gewissen  Verkehrsanlageu,  Landesmeliorationen 
Wasserbauten  u.  dgl. , von  dem  da  und  da  gelegenen  Besitz,  Ge- 
werbebetrieb u.  s.  w.  Hier  kann  es  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit 
sein,  solche  Umstände  auch  imAusmaass  allgemeiner,  sonst  nach 
dem  Princip  der  Leistungsfähigkeit  umgelegter  Steuern,  namentlich 
gewisser  Ertrags-,  Vermögens-,  Verkehrssteuern,  unter  Umständen 
selbst  im  Steuerfuss  von  Einkommensteuern  zu  berücksichtigen. 

Ein  höherer  Steuerfuss  der  liealsteuorn,  namentlich  der  Grund-  und  Gebäude- 
steuer, als  der  Personalsteuern,  ebenso  des  fundirten  Einkommens  als  des  Arbeits- 
einkommens lässt  sich  öfters  auch  mit  nach  dem  dargelegten  Gesichtspunct  recht- 
fertigen.  Der  vielfach  in  der  Praxis  bestehende  höhere  Fass  der  genannten  beiden 
Realsteuern  erklärt  sich  zwar  gewöhnlich  aus  der  historischen  Entwicklung,  er  ist  aber 
auch  nach  dem  Gesagten  häufig  principiell  berechtigt,  was  die  Gesetzgebung,  ohne 
sich  dessen  gerade  klar  bewusst  sein  zu  müssen , durch  die  neue  Bestimmung  oder 
Beibehaltung  des  höheren  Steucrfusses  auch  selbst  mit  anerkannt  hat  In  modernen 
Verhältnissen  mit  ihrer  raschen  Entwicklung  kann  namentlich  die  Forderung  einer 
Besteuerung  des  Conjuncturcugowinns  am  Grund-  und  Gebäudeeigenthum  auch 
durch  diesen  Hinweis  auf  das  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung  nicht  selten 
mit  unterstützt  werden,  — auch  filr  die  Staatsbesteuerung. 

§.  182.  Im  zweiten  Falle,  im  Communal-Steuerwesen  der 
Selbstverwaltnngskörper,  nnd  zwar  um  so  mehr,  je  räum- 
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lieb  kleiner  der  betreffende  Körper  ist,  daher  iu  steigender  Richtung 
in  der  Provinzial-,  Bezirks-,  Kreis-  und  am  Meisten  in  der  Besteuerung 
der  Ortsgemeinde  bleibt  das  Gebiet  der  Anwendung  des  Princips 
von  Leistung  und  Gegenleistung  umfangreicher  als  in  der 
Staatsbesteuerung. 

Auch  die  Gemeinde,  geschweige  die  räumlich  grösseren  genannten  Körper,  ist 
zwar  kein  „reiner  Wirthschaftskörper“  im  Sinne  eines  privatwirthschaft- 
lichen  Interessenkreises,  in  welchem  Alles  „naturgemäss“  nach  dem  Princip  der 
speciellen  Entgeltlichkeit  von  Leistung  und  Gegenleistung  geregelt  werden  müsste, 
oder,  bei  einiger  Entwicklung  jener  Körper,  auch  nur  so  geregelt  werden  könnte. 
(Diese  unrichtige  Auffassung  besonders  in  der  deutschen  Freihandelsschulc , bei 
Faucher,  Braun  u.  s.  w.  a.  a.  0.  Abweisung  dieser  Ansicht  in  meiner  Communal- 
steuerfrage  S.  10  ff. , 17  II.  Auch  hier  spielen  wieder  die  allgemeinen  Fragen  der 
volkswirthschaftlichen  Organisation  hinein.)  Auf  einem  grossen  und  wachsenden 
Thltigkeitsgebiete  besteht  zwischen  dem  Staat  und  diesen  Körpern,  auch  der  Gemeinde, 
kein  spccifischpr , qualitativer,  sondern  nur  ein  gradweiser,  quantitativer  Unterschied. 
Je  grösser  die  Aelinlicbkeit  wird  und  in  der  Art  der  Leistungen  sich  zeigt,  je  mehr 
nach  den  Forderungen  des  Volksbowusstseins  z.  B.  auch  diese  kleineren  Körper  wahre 
Culturaufgaben  im  „ öffentlichen  Interesse“  (Schulwesen!  §.  48)  übernehmen,  desto 
mehr  ist  auch  hier  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  geboten:  schon  jetzt 
hei  uns  wohl  meistens  überwiegend. 

Aber  in  grossem  Umfange  kommen  gleichwuhl  hier  Leistungen  vor,  besonders 
auch  materiell  - wirtschaftlicher  Art,  deren  Wirkungen  sich  in  der  That  für  einzelne 
Personenkreise  und  Besitzkategorieen  differouziren  und  sich  nachweisbar  und 
einigermaassen  messbar  als  Wcrthzuwüchse  im  Eigenthum,  besonders  im  Grundeigen- 
thum. als  Productionsförderungen,  Lastenverminderungen,  daher  Keinertragssteigerungeu 
in  den  privatwirthschaftlichen  Betrieben,  als  persönliche  Genüsse  und  Kostenersparungen 
auch  im  Privatleben  und  im  Privatbaushalt  uiederschlagen. 

Unter  Erwägung  aller  solcher  Umstände  ist  es  oft  zweckmässig, 
nicht  selten  statthaft  und  selbst  nothwendig,  wie  zugleich  hier  auch 
im  grösseren  Umfange  möglich,  bei  der  Deckung  der  Kosten  der 
Communalthätigkeit,  mithin  bei  der  Besteuerung  diesen  Einfluss  des 
Bestehens,  Waltens  und  Wirkens  der  Commune  und  Verbände  auf 
die  ökonomische  Lage  des  Einzelnen  zu  berücksichtigen. 

Dies  hat  wiederum  durch  Modificationen  der  Einrichtung  und 
besonders  des  Ausmaasses  oder  Steuerfusses  derjenigen  Steuern  zu 
geschehen,  welche  auch  die  Commune  im  Uebrigen  nach  dem 
Princip  der  Leistungsfähigkeit  vertheilt,  besonders  bei  Ertrags-  und 
etwaigen  Vermögenssteuern.  In  der  Ortsgemeinde,  zumal  in  der 
Stadt,  ist  namentlich  die  stärkere  Belastung  des  Grundbesitzes 
und  betreffenden  Gewerbebetriebs,  in  der  Stadt  vor  Allen  des  Haus- 
besitzes, dem  direct  nnd  indirect  so  viele  Communalleistungen 
Sondervortheile  gewähren  und  als  Werth  Zuwachsen,  zum  Zweck 
einer  solchen  Besteuerung  mit  nach  dem  Interesse  angemessen. 

Zur  Durchführung  dieses  Steuerprincips  in  der  gesammten 
Communalbesteuerung,  namentlich  aber  in  der  Besteuerung  der 
Ortsgemeinde  erscheint  alsdann  folgendes  Vorgehen  passend 
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und  mehr  oder  weniger  nothwendig:  Einmal,  im  Anschluss  an  ver- 
breitete Verhältnisse  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  der  be 
stehenden  Einrichtung  dieser  Besteuerung  eine  methodische 
Scheidung  der  Ausgaben  der  Commune  nach  gewissen  Merk- 
malen; sodann,  wenigstens  für  unsere  deutschen  Verhältnisse,  eine 
gesetzliche  Feststellung  der  Combination  zwischen  ge- 
wissen Ausgabekategorieen  und  denjenigen  Steuer- 
arten, welche  zur  Verwirklichung  der  beiden  Steuerprincipien 
dienen.  Auf  diese  Weise  lässt  sich  das  Gebiet  jedes  der  letzteren 
für  die  Communalbesteuerung  richtig  und  practisch  brauchbar  be- 
stimmen. 

S.  These  ö,  9 — 11  in  meinem  genannten  lieferst  und  die  Ausfahrung  dazu 
S.  22,  30  ff.  Die  nähere  Ausführung  dieser  Puncte  in  der  Praxis  gehört  nicht  hier 
in  die  allgemeine  Steuerlehre.  Es  muss  hier  an  Fingerzeigen  genügen. 

a)  Diese  Scheidung  der  Ausgaben  wird  passend  etwa 
in  folgender  Weise  vorgenommen: 

(I)  Allgemeine  Ausgaben,  wohin  zu  rechnen  sind  die  Ausgaben  ftlr  ganz 
allgemeine  Communalaugclegenheiton , so  für  allgemeines  Behördenwesen  und  dessen 
Verwaltungsthätigkeit , für  die  meisten  der  vom  Staate  der  Gemciude  u.  s.  w.  spociell 
Übertragenen  Aufgaben,  für  viele  Thcile  des  Polizeiwesens  (auch  Sanitätswesen  u.  s.  w.), 
in  der  Regel  für  das  Armenwesen.  Ferner  werden  hierher  die  Reste  der  Sonder- 
ausgaben und  die  Ausgaben  zweifelhaften  Characters  zu  stellen  sein. 

(II)  Besondere  Ausgaben,  bei  denen  gleichzeitig  deutlicher  und  messbar  ein 
Specialinteresse  Einzelner  unterläuft,  mit  der  zweckmässigen  weiteren  Unter- 
scheidung in 

(1)  Cul  tu  rausgaben,  wesentlich  für  Cultur-  und  verwandte  Zwecke,  Schul- 
wesen u.  dgl.; 

(2)  (materiell-)  wirtschaftliche  Ausgaben,  namentlich  für  Wegewesen 
und  überhaupt  für  Alles,  was  die  Bewohnbarkeit  und  die  Benutzbarkeit  einer 
Gegend,  besonders  eines  Orts  zu  gewerblichen  Zwecken  verbessert  (Be-  und  Ent- 
wässerung, Wasserleitung,  Canalisirung,  Strassenreinigung , Beleuchtung  u.  s.  w.). 
Gerade  diese  Ausgaben,  wenngleich  auch  sie  nicht  ganz  allein  (auch  Schulwesen,  z.  B. 
Universitäten  in  kleinen  Orten,  Kunstsammlungen  auf  dem  Etat  des  Staats  können  so 
wirken),  schlagen  sich  in  der  Regel  als  spccifische  Vortheile  des  Gewerbebetriebs  und 
besonders  des  Grundbesitzes,  Werth  erhöhend,  Kosten  vermindernd,  nieder.  Diese 
Wirkung  ist  in  der  Besteuerung  zu  berücksichtigen. 

b)  Mit  diesen  Ausgabekategorieen  sind  nun  die  Steuer- 
principien richtig  zu  eombiniren. 

Im  Wesentlichen  so,  dass  für  die  allgemeinen  Ausgaben  die  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit,  für  die  besonderen  Ausgaben  eventuell  Gebühren 
und  Beiträge,  ferner,  zunächst  wenigstens,  die  Besteuerung  nach  dem  Interesse 
eintreten.  Hierbei  muss  vom  Standpunct  gerechter  Steuervertheilung  aus  möglichst 
verhütet  werden,  dass  für  die  allgemeinen  Zwecke  die  wirtschaftlichen  Kräfte  einzelner 
Kategorieen  von  Personen  zu  stark  in  Anspruch  genommen  nnd  umgekehrt  für  Sonder- 
zwecke,  wenn  dieselben  auch  ein  Moment  öffentlichen  Interesses  enthalten,  die  Ge- 
sammtheit  mehr  als  gerechtfertigt  belastet  wird.  (S.  darüber  die  Bestimmungen  in 
§.  2 des  Entwurfs  für  die  prenssische  Communalbesteuerung  1877.) 

Um  gerade  hier  leicht  drohende  Classenkämpfo  oder  den  übermächtigen  Einfluss 
einzelner  Classen  der  Bevölkerung  in  Gemeinde  oder  Verband  zu  vermeiden,  empfiehlt 
cs  sich,  gesetzlich  die  allgemeine  Regel  aufzustellen,  welche  Steuerarten  für  die 
einzelne  Ausgabekategorie  in  erster  Linie  zu  verwenden  und  bis  zu  welcher  Maximal- 
quote diese  Ausgaben  eventuell  durch  andere  Steuerarten  oder  durch  besondere 
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Zuschläge  zu  allgemeinen  Steuersätzen  'gewisser  Steuerarten  (wie  der  Realsteuern) 
Torweg  zu  deckon  seien. 

Die  Cultur-  und  die  wirtschaftlichen  Ausgaben  werden  dann  zunächst  durch 
Gebühren  und  Beiträge,  die  Reste  der  ersteren.  weil  hier  immer  auch  in  höherem 
Maassr  ein  allgemeines  Interesse  berührt  wird,  wie  die  allgemeinen  Ausgaben 
durch  Steuern,  welche  nach  der  Leistungsfähigkeit  auf  die  ganze  Bevölkerung  um- 
gelegt sind,  daher  besonders  durch  Personal-,  Einkommen-,  Verbrauchs-,  allgemeine 
Vermögenssteuern,  durch  Ertragsstenern  nur  da,  wo  diese  das  „System“  der  directen 
Besteuerung  und  so  die  „dirccte  Einkommenbesteuerung“  darstellen,  bestritten  werden 
müssen;  nur  mehr  ausnahmsweise  in  einer  mässigen  Maximalquote  durch  Real-  und 
ähnliche  Steuern  auf  Grundbesitz,  wenn  diese  Steuern  schon  eine  Sondcrbciastnng 
bilden.  Die  Reste  der  wirtschaftlichen  Ausgaben  dagegen , welche  rornemlich  dem 
Immobiliarbesitz  und  allenfalls  auch  dem  Gewerbebetrieb  direct  und  indircct  mit  zu 
Gute  kommen,  sind  hauptsächlich  durch  die  betreffenden  Ertragssteuern  und  durch 
Steuern  auf  das  immobile  Vermögen  zu  decken,  und  zwar  durch  die  Ertragssteuem 
allein,  wenn  letztere  Sondcrbelastungen,  durch  Zuschläge  zu  ihnen,  wenn  sie  jene  all- 
gemeine dirccte  Besteuerung  darstcUen:  nur  ausnahmsweise,  bis  zu  einer  gleichfalls 
mässigen  Maximalquote,  sind  dafür  allgemeine  Einkommensteuern  u.  dgl.  statthaft. 

Auf  diese  Weise  wird  auch  in  den  Gemeinden  ein  falscher 
„Communismus“  am  Besten  vermieden,  ähnlich  wie  durch  ein 
rationelles  Gebllhrenwesen  (§.  76). 

B.  — §.  183.  Die  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit. • 

S.  besonders  Neu  mann,  progressive  Einkommensteuer,  Kap  3 und  4.  wo  nur 
die  Zurilckfuhrung  der  Streitfragen  auf  die  zwei  verschiedenen  Rechtsprincipien  fehlt. 
Seine  Ausführungen  sind  nur  beweisend,  wenn  man  den  von  ihm  abgewiesenen  Schritt 
(S.  9b)  thut  und  eine  socialpolitische  Function  der  Besteuerung  gegenüber  der  Ein- 
kommen- und  Vermögensvertheilung  anerkennt.  Sachlich  stimme  ich  ihm  sonst  grössten- 
theils  bei.  Fenier  Robert  Meyer,  Principien,  Abschnitt  III,  Kap.  4 (s.  daselbst  die 
Erörterungen , ob  und  wie  weit  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  mit  der- 
jenigen nach  den  Opfern  identisch  sei,  S.  309  ff.).  Sax,  Grundlegung,  §.  Sl-sS 
(darüber  oben  S.  296).  Roscher.  Fin.  §.  46  ff.  (Besteuerung  nach  dem  „Vermögens- 
system“,  im  Gegensatz  zu  derjenigen  nach  dem  „ Aequivalenzsystom",  d.  h.  nach 
Leistung  und  Gegenleistung.  Mindestons  ersterer  Ausdruck  bei  seiner  Undeutlichkeit 
nicht  empfehlenswert!)). 

Die  Besteuerung  nach  diesem  zweiten  Princip  ist  nach  dem 
Voransgehenden  die  hauptsächliche,  namentlich  im  modernen 
Steuerwesen  und  hier  wieder  besonders  in  demjenigen  des  Staats. 
Als  Maassstah  für  die  gerechte  Vertheilung  der  Steuerlast  oder 
für  die  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Gleichmässigkeit  be- 
trachtet ist  indessen  das  Princip  der  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit wieder  erst  einer  genaueren  Erläuterung  bedürftig.  Darüber 
enthebt  auch  die  Zuhilfenahme  der  „Opfertheorie“  und  deren 
Postulat,  die  Einzelnen  so  zu  besteuern,  dass  die  Steuer  eines  Jeden 
für  ihn  ein  gleiches  verbältnissmässiges  Opfer  darstellt 
(§.  178)  nicht. 

I)ic  Antwort,  dass  die  (jlcichiniissigkcit  der  Besteuerung  diejenige  nach  Maass- 
gabe der  Opfer  sei,  welche  eine  Steuer  dein  Besteuerten  auferlege,  ersetzt  eigentlich 
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nur  die  eine  Frage  durch  eine  andere  Frage,  gerade  so  wie  die  „Genusstheorie“, 
wenn  sie.  von  ihrer  principicllen  Unrichtigkeit  abgesehen,  die  Gleichmässigkeit  in  der 
Besteuerung  nach  Maassgahe  oder  Verhlltniss  der  „Genüsse"  findet.  Denn  wie 
„misst“  man  hier  die  Genüsse  und  dort  die  Opfer,  welches  sind  ..gleiche“  Genüsse 
und  Opfer,  auch  „verhältnissmässig“  gleiche?  Das  ist  dio  sofort  auftauchendo  Frage. 
Die  üblichen  Beweisführungen  drehen  sich  hier  nur  zu  oft  im  Kreise  herum  und 
laufen  auf  blosse  Behauptungen  hinaus. 

Zu  einem  richtigen  und  klaren  Ergebnis»  und  zu  einer  wirk- 
lichen Verwerthung  des  „ Opferprincips  “ Hisst  sich  nun  u.  E.  nur 
gelangen,  wenn  auch  hier  wieder  bei  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  der  rein  finanzielle  und  der  socialpoli- 
tische Standpunct  unterschieden  und  offen  anerkannt  wird,  dass 
die  „Opfertheorie“  folgerichtig  zu  denjenigen  Consequenzen 
führe,  welche  auch  als  solche  der  socialpolitischen  Besteuerung  zu 
ziehen  seien.  Hier  dient  dann  diese  Theorie  dazu,  diesen  social- 
politischen Standpunct  und  die  von  ihm  aus  zu  ziehenden  Folger- 
ungen noch  in  besonderer  Weise  zu  rechtfertigen  und  zugleich  ge- 
nauer den  Weg  zu  weisen,  wie  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
im  Sinne  der  Gleichmässigkeit  der  verhältnissmässigen  Opfer  durch- 
zuführen  ist.  Im  rein  finanziellen  Steuerwesen  kann  man  dagegen 
mit  der  Opfertheorie  gar  nicht  argumentiren. 

Denn  entweder  ist  man  hier  logisch  inconsequcnt  in  der  Anwendung  dieser 
Theorie,  um  nicht  zu  Folgerungen  zu  gelangen,  welche  mit  der  Einrichtung  dieses 
Steuerwesens  in  Widerspruch  stehen,  wie  es  z.  B.  Hau  augenscheinlich  passirt 
(I.  §.  253,  s.  unten  §.  186).  Oder  man  zieht  zwar  die  richtigen  Folgerungen  in 
Bezug  auf  progressiv  Steuer,  höhere  Steuer  des  fundirten  Einkommens  u.  s.  w„  aber 
man  vergisst,  dass  damit  hier  noch  nichts  bewiesen  wird,  weil  die  allerdings  unbestreit- 
bare auch  relativ  grössere  Leistungsfähigkeit  des  höheren  Einkommens  u.  s.  w. 
gegenüber  der  Steuerzahlung  wie  allen  anderen  Zahlungsleistungen  der  betreffenden 
Einzelnen  eine  Conscqnenz  ist,  welche  mit  dem  einmal  rechtlich  bestehenden  Eigen- 
thums- und  Erwerbssystem  liingenominen  werden  muss  (j$.  156  11'.'.  Ueber  die  ab- 
weichende Auffassung  und  Polemik  von  G.  Cohn  und  Kobert  Meyer  gegen  diese 
Verbindung  der  Opfertheorie  mit  dem  socialpolitischen  Standpunct,  s.  oben  §.  156,  157. 
Wir  gehen,  wie  Ich  dort  bemerkte,  in  den  Motivirungen,  weniger  in  der  Sache 
selbst  auseinander.  Ich  halte  aber  auch  meine  Motivirungen  aufrecht. 

Demnach  wird  im  Folgenden  zunächst  entwickelt,  (1)  was 
„Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit“,  richtiger 
nach  der  „wirtschaftlichen“  Leistungsfähigkeit  überhaupt 
bedeutet;  sodann  (2),  wie  eine  solche  Besteuerung  zumZweck 
der  Gleichmässigkeit  du rchzu führen  ist  oder  wie  hierbei 
die  Leistungsfähigkeit  einen  Maassstab  abzugeben  hat  und  zwar 
einmal  (a)  vom  rein  finanziellen,  sodann  (b)  vom  social- 
politischen  Standpuncte  aus,  indem  nur  im  letzteren  Fall  mit 
dem  Opfer princip  in  der  Frage  operirt  wird. 

§.  184.  — 1.  Die  Bedeutung  der  Besteuerung  „nach 
der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit“. 
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Hier  ist  tfaoiis  an  Lehren  der  theoretischen  Nationalökonomie  über  Erwerb,  Er- 
trag, Einkommen,  Conjtmctur,  Vermögen.  Kapital  u.  s.  w.,  anderseits  über  Bedürfniss. 
Lehren,  welche  in  der  Grundlegung  (1.  Abtheilung,  Kap.  1,  2)  behandelt  wurden  und 
hier  als  bekannt  rorauszusetzen  sind,  theils  an  die  Erörterungen  im  Abschnitt  Uber 
die  Wahl  der  Steuerqnellen  (§.  134  ff.)  anzuknüpfen. 

Die  wirthschaftlicbe  Leistungsfähigkeit  einer  Person  liegt  in 
zwei  Reihen  von  Momenten,  solchen,  welche  den  Erwerb 
und  Besitz  von  Sachgütern,  und  solchen,  welche  die  Ver- 
wendung dieser  Güter  zu  eigener  oder  Anderen  pflichtmässig  zu 
ermöglichenden  Bedürfnissbefriedigung  betreffen. 

In  ersterer  Beziehung  kommt  es  daher  an:  einmal  auf  die  Arbeitsfähigkeit, 
die  wahrgenommene,  mindestens  wahrnehmbare  Gelegenheit,  die  Arbeit  ökonomisch 
zu  verwerthen,  die  Art  und  Höhe  des  danach  aus  der  Arbeit  fliessenden  Ein- 
kommens; sodann  auf  den  Vermögensbesitz  der  Porson,  dessen  Art  und 
Höhe  und  die  Höhe  des  daraus  fliessenden  Einkommens;  ferner  auf  die 
Art  und  Höhe  sonstiger,  nicht  zum  „Einkommen"  gehörender  und  regelmässig 
auch  nicht  dazu  gerechneter  „Erwerbe“ , welche  aus  der  Benutzung  des  Vermögens 
oder  rein  zufällig  aus  dessen  Besitz  hervorgehen,  wie  bei  Spiel,  Speculations- , Con- 
juncturengewinn ; weiter  auf  den  etwaigen  „An  fallsorwe  rb“ , wie  besonders  bei 
Erbschaft,  Legat,  Geschenk. 

Hinsichtlich  des  zweiten  Punctes  sind  die  Lasten  und  Verpflichtungen 
das  Entscheidende , welche  auf  dem  Einkommen , Vermögen  und  sonstigem  Erwerb, 
insbesondere  einer  physischen  Person  ruhen,  so  die  Lasten,  wclcho  die  regelmässige 
Folge  der  letzten  Zweckbestimmung  des  Einkommens  u.  s.  w.  sind,  ncmlich  völlig  oder 
theilweise  zur  Bedürfnissbefriedigung  oder  zur  Beschaffung  der  Mittel  dafür  zu  dienen 
und  die  Verpflichtungen,  wie  sie  namentlich  aus  den  Verhältnissen  der  Familie  und 
der  dem  Familienhaupt  obliegenden  Versorgung  der  Familienangehörigen  hervorgehen. 

a)  Unter  den  Momenten  der  ersten  Reihe  ist  das  doch  im 
Ganzen  wichtigste  und  zugleich  der  Normalfall  des  „Erwerbs“  der 
Einkommen  bezug,  also  bei  der  persönlichen  Arbeit  das  Er- 
geh niss  der  realisirten  Arbeitsfähigkeit  und  -Gelegenheit,  in 
Geld,  bez.  Sachgütern. 

Das  wäre  nur  in  Fällen  anders,  wo  statt  einer  Steuerleistung  in  Geld,  bez. 
Sachgütern  eine  unmittelbare  Arbeitsleistung  treten  könnte,  wie  es  allerdings 
vorgekommen  ist  und  z.  B.  in  der  eigenthümlicbcn  Einrichtung  des  französischen 
Wcgefrohn-Wesens  auch  gegenwärtig  noch  vorkommt  (Fin.  III,  §.  340). 

Bei  der  Würdigung  des  Einkommens  und  alles  sonstigen  Er- 
werbs einer  Person  nach  der  darin  liegenden  wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit  kommt  es  dann  vornemlich  darauf  an,  das  dabei 
mitspielende  Moment  persönlicher  Arbeitsleistung,  daher 
Art  und  Maass  der  letzteren,  zu  berücksichtigen.  Das  Einkommen 
zerfällt  hiernach  gerade  auch  für  die  Bcstcuerungsfrage  in  die  drei 
Kategorieen  des  (reinen)  Arbeits-,  des  (reinen)  Renten- 
und  des  gemischten  (Arbeits  und  Renten  ) oder  gewerblichen 
Einkommens. 

Das  („reine“)  Arbeitseinkommen  erscheint  vornemlich  bei  denjenigen  Personen, 
welche  in  einem  Dienstrerhältniss  ihre  Arbeit  verwerthen,  wo  daher  das  Ein- 
kommen die  Form  des  (moistens  vertragsmässig  ausbedungenen , allenfalls  auch  des 
taxmässig  regulirtcn)  Lohns,  Gehalts  u.  dgl.  in.  annimmt.  Wenn  auch  bet  aller 
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sogenannten  qualificirten “ Arbeit  und  dem  ihr  gewöhnlich  zuf&llendeu  höheren 
Lohu  und  liehalt  in  dem  Arbeitseinkommen  Bestandtheilu  eines  Kenteneinkommens 
gefunden  werden  könnten,  welche  sich  auf  die  zur  Ausbildung  der  Arbeitsfähigkeit 
verwandten  Kapitalien  zurQckfQhren  liessen,  so  muss  doch  bei  der  Unausscheidbarkoit 
dieser  Bestandteile  das  Arbeitseinkommen  als  ein  Ganzes  betrachtet  werden.  Nur 
lassen  sich  diese  Kentenbestandthcilu  bei  verschiedenartigem  und  verschieden  hohem 
Arbeitseinkommen  immerhin  als  Elemente  berücksichtigen,  welche  die  in  dem  Ein- 
kommen zu  Tage  tretende  wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit  beeinflussen. 

Das  („reine")  Renteneinkommen  fliesst  aus  dem  Privateigenthum  solcher  sach- 
lichen Productioosmittel,  Kapital  und  Boden,  welche  durch  Creditverträge  an 
Andern  zur  Ausnutzung  gegen  Entgelt  Uberlassen  sind:  daher  vornemlich  aus  ver- 
liehenen Kapitalien,  ans  vermietheten  liebludcn  und  ans  verpachteten  Grund- 
stöcken. Das  „gemischto"  Arbeite-  und  Renteneinkommen  endlich  ist  Einkommen 
der  mit  eigenen  oder  entliehenen  sachlichen  Productionsmitteln  selbst  mit  arbeitenden 
oder  sich  in  der  Arbeit  persönlich  vertreten  lassenden  Unternehmer:  das  mit- 
unter sogenannte  „gewerbliche“  Einkommen. 

Auch  bei  dem  nicht  zum  „Einkommen“  gehörigen  oder  nicht 
dazu  gerechneten  „Erwerb“  und  demnach  dem  aus  letzterem 
hervorgehenden  Vermögensbesitz  ist  Art  und  Maass  der 
„Arbeit“  zu  berücksichtigen,  daher  hier  ein  ganz  arbeits- 
loser Erwerb  und  Vermögensbesitz,  wie  bei  Erbschaft,  Legat, 
Geschenk,  Spielgewinn,  manchen  Fällen  von  Conjuucturengewinn 
oder  ein  theilweise  und  oft  grossentheils  arbeitsloser 
Erwerb  und  VermögeDSbesitz,  wie  in  Fällen  von  Speculations-  und 
anderem  Conjuncturengewinn,  zu  unterscheiden. 

Unter  Übrigens  gleichen  Umständen  (der  Belastung  des  Ein- 
kommens u.  s.  w.)  stellt  d e r s e 1 b e Werthbetrag  dieser  verschiedenen 
Einkommen-,  Erwerbs-  und  Vermögensbesitzarten  eine  verschiedene 
und  auch  eine  relativ  verschiedene  wirthschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit seines  Beziehers  und  Besitzers  dar  nud  zwar  im  Allge- 
meinen in  der  Weise,  dass  die  Leistungsfähigkeit  sinkt  und  mehr 
als  proportional  sinkt  mit  der  Zunahme  und  steigt  und  mehr 
als  proportional  steigt  mit  der  Abnahme  des  Arbeitsmoments. 
Unter  gleicher  Voraussetzung  enthält  der  verschieden  hohe 
Werthbetrag  desselben  Einkommens,  Erwerbs,  Vermögensbesitzes 
eine  verschiedene,  und  zwar  ebenfalls  auch  relativ  ver- 
schiedene Leistungsfähigkeit,  nemlich  eine  mehr  als  pro- 
portional wachsende  und  abnehmende  oder  m.  a.  W.  eine 
progressive  und  degressive. 

Werden  diese  Unterscheidungen  auf  die  Steuer  angewendet 
und  die  Opfertheorie  dabei  berücksichtigt,  so  folgt,  dass  der- 
selbe Steuerbetrag,  wiederum  unter  übrigens  gleichen  Umständen, 
für  höheres  Einkommen,  Erwerb,  Vermögen  ein  kleineres  und 
zwar  auch  ein  relativ  kleineres  Opfer  und  umgekehrt,  sowie  je 
nach  Art  und  Maass  der  mitspielenden  Arbeit  ein  verschiedenes 
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und  ebenfalls  ein  relativ  verschiedenes  Opfer  den  Besteuerten 
auferlegt.  Daher  die  Forderung  fttr  eine  „nach  den  Opfern“ 
vertheilte  Besteuerung  „nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit“, dass  sie  progressiv  zur  steigenden  Höhe  von  Ein- 
kommen, Erwerb,  Vermögen  und  zur  Abnah  me  des  Arbeitsmoments 
dabei  und  degressiv  zur  sinkenden  Höhe  und  zur  Zunahme 
des  Arbeitsmoments  sei. 

b)  Unter  den  Momenten  der  zweiten  Reihe  von  Umständen, 
welche  die  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  einer  Person,  nament- 
lich einer  physischen,  bestimmen  oder  beeinflussen,  ist  der 
nothwendige  Bedarf  an  wirthscbaftlichen  Gütern  zur 
Bedürfnisbefriedigung  der  einen  oder  mehreren  Personen, 
für  welche  das  Einkommen  u.  s.  w.  diese  Befriedigung  zu  gewähren 
bat,  das  wichtigste  und  zugleich  der  Normalfall  der  „Verwendung“ 
der  dem  Steuerpflichtigen  in  Einkommen,  sonstigem  Erwerb  und 
Vermögenbesitz  zur  Verfügung  stehenden  wirtschaftlichen  Güter. 
Auf  die  Verschiedenheit  der  Lasten  und  Verpflichtungen,  welche 
nach  diesen  Verhältnissen  auf  dem  Einkommen  u.  s.  w.  des  Steuer- 
pflichtigen liegen,  ist  daher  zur  Bemessung  der  für  die  Besteuer- 
ung in  Betracht  kommenden  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
— der  „Steuerfähigkeit“  — auch  bei  gleichen  Arten  und 
Grössen  des  Einkommens,  Erwerbs  und  Vcrmögcnsbesitzes  ver- 
schiedener Steuersubjecte  gebührend  Rücksicht  zu  nehmen,  wenn 
die  Anforderungen  des  Grundsatzes  der  Gleichmässigkeit  er- 
füllt werden  sollen. 

Unter  übrigens  gleichen  Umständen  (des  Erwerbs,  Einkommens 
u.  s.  w.)  stellt  daher  eine  höhere  Belastung  derselben  Art  und 
Höhe  des  Einkommens  u.  s.  w.  mit  Ausgaben  der  bezciehnetcn 
Art  eine  geringere  und  umgekehrt  eine  niedrigere  Belastung 
eine  höhere  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit,  mithin  Steuer- 
fähigkeit dar,  ist  im  einen  Falle  eben  ein  grösserer,  im  anderen 
ein  kleinerer  Theil  des  Einkommens  so  „gebunden“,  ein  kleinerer 
und  grösserer  „frei“.  Von  der  Höhe  dieses  freien  Theils  des 
Einkommens  hängt  aber  wieder  der  durch  dieselbe  Stcuersumme 
bewirkte  Druck  auf  den  Steuerpflichtigen  oder  m.  a.  W.  die 
Höhe  des  Opfers  ab,  welches  die  Steuerbelastuug  darstellt. 
Dieser  Druck,  dieses  Opfer  wächst  und  mindert  sich  wieder  relativ- 
verschieden  bei  verschiedener  Höhe  des  „freien“  Einkommens, 
d.  h.  mehr  als  proportional  bei  sinkender,  weniger  als 
proportional  bei  steigender  Höhe  desselben.  Denn  bei 
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höherem  freien  Kinkomnien  sind  doch  nur  weniger  notbwendige 
Bedürfnisse  und  alle  Bedürfnisse  ohnehin  qualitativ,  eventuell  auch 
quantitativ  reichlicher  zu  befriedigen,  bei  kleinerem  freien  Ein- 
kommen verhält  es  sich  umgekehrt  (Intensitätsab-  und  -Zunahme 
der  Bedürfnisse).  Eben  danach  stellt  d e r s e 1 b e Steuerbetrag  dort 
ein  schwächer,  hier  ein  stärker  werdendes  Opfer  dar. 

Daraus  ist  für  die  Durchführung  des  Grundsatzes  „gleich- 
mässiger  Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit“ die  Folgerung  abzuleiten,  dass  die  Besteuerung  progressiv 
und  degressiv  nach  der  Höhe  des  freien  Einkommens 
sein  muss  und  dass,  wenn  zunächst  das  ganze  Einkommen  als 
Steuerquelle  betrachtet  und  behandelt  wird,  auf  die  erwähnte  Be- 
lastung dieses  Einkommens  angemessene  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

S.  Uber  den  Begriff  des  „gebundenen“  und  „freien"  Einkommens  (das  nicht  mit 
dem  „reinen"  Einkommen  einer  falschen,  aber  vielfach  üblichen  Torminologie  zu  ver- 
wechseln ist)  Grundlegung  §.  85  (2.  A). 

Daher  u.  A.  namentlich  die  Forderung  einer  höheren  Besteuerung  dersclbon 
Art  und  Höhe  von  Einkommen,  Erwerb,  Vermögen  bei  dem  Steuerpflichtigen,  der  nur 
filr  sich  zu  sorgen  hat,  als  bei  dem  Familienvater,  und  weiter  eine  durchgreifende 
Rücksichtnahme  auf  die  Grösse  der  Familie.  Dnd  zwar  nicht  nur  bei  einer  ein- 
zelnen directen  Steuer,  wie  der  Personal-  und  Einkommensteuer,  sondern  in  der  gc- 
sammton  Besteuerung,  in  der  Ausbildung  des  Steuersystems.  Also  eine  Forderung, 
gegen  welche  freilich  die  Praxis,  besonders  in  der  Verbranchsbesteuerung.  im  directen 
Gegensatz  steht  (§.  187):  aber  nicht,  weil  das  für  richtig  gilt,  sondern  weil  eben  die 
„Gleichmässigkcit“  der  Besteuerung  hier  mehr  oder  weniger  unvermeidlich  vom  finanz- 
politischen Princip  der  „ Ausreichendheit“  zurück  gedrängt  wird.  Dessen  muss  man 
sich  aber  bewusst  bleiben  und , um  die  Gleichmässigkeit  besser  zu  gestalten , eben 
andere  Einrichtungen  in  der  Besteuerung  treffen,  welche  dio  Wirkungen  der  Verbrauchs- 
steuern, letztere  sils  unvermeidlich  angenommen,  einigermaassen  compensiren. 

In  den  Familienverhältnissen  (vor  Allem  in  der  Grösse  der  auf  Ein  steuer- 
pflichtiges Einkommen  u.  s.  w.  angewiesenen  Personenzahl)  liegt  der  im  Allgemeinen  regel- 
mässig wichtigste  Umstand,  welcher  in  dieser  Frage  zu  berücksichtigen  ist.  Die  in  neueren 
Einkommensteuergesetzen  vorkommendc  Berücksichtigung  einer  verminderten  Stcuer- 
fäbigkeit  wegen  anderer  Umstände,  wie  Unfälle,  Krankheit,  Verschuldung.  Ver- 
pflichtung zum  Unterhalt  von  Verwandten,  ausserhalb  des  normalen  Kreises  der  Familie, 
u.  dgl.  in.,  wird  nnten  bei  der  Durchführung  des  Princips  in  §.  186  noch  er- 
wähnt. An  dieser  Stelle  braucht  sie  nicht  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  da 
diese  Umstände  entweder  den  Erwerb,  das  Einkommen  vermindern  oder  den  noth- 
wendigen  Bedarf  erhöhen,  der  nach  dem  Gesagten  hier  für  die  Bemessung  der  Stcuer- 
fähigkeit  berücksichtigt  werden  muss.  („Anderweite  Verwandte“  gehören  eben  doch 
zur  Familie.) 

Zweifelhafter  kann  sein,  nach  welchem  Gesichtspuuct  und  Maassstab  der  „uoth- 
n endige  Bedarf“  als  Belastungsmoment  des  Einkommens  u.  s.  w.  zu  bemessen  ist. 
Wenn  man  hier,  wie  selbst  wohl  für  die  reine  Einkommensteuer  befürwortet  wird, 
don  „standesgemässcu  Bedarf1  als  „nothwendigen“  und  demgemäss  ihn  als  Belastung 
des  jedesmaligen  Einkommens  anscheit  w'olltc.  so  wurde  bei  den  wohlhabenderen  und 
reicheren  Classcn  die  „Steuerfähigkeit“  natürlich  erheblich  vermindert  erscheinen , so 
sehr,  dass  die  nach  den  vorausgeheudeu  Ausführungen  fUr  höheres  und  für  Kenten- 
oinkommen  zu  fordernde  Progressivbestcuerung  dann  wegen  dieses  anderen  Um- 
stands vielleicht  wieder  in  dio  Proportionalbesteucrung  verwandelt  werden  musste, 
wenn  nicht  gar,  je  nachdem,  in  die  Degressivbesteuerung  steigenden  Einkommens. 
Indessen  kann  eben  hier  nicht  von  der  Berücksichtigung  des  standesgemässen,  sondern 
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nur  des  allgemein,  daher  nach  dem  Maassstab  der  unteren  Classcn  der  Bevölkerung 
bemessenen,  „nothwendigen  Bedarfs“  dio  Rede  sein. 

Nahe  liegt  der  Einwand , dass  die  Berücksichtigung  dieses  Bedarfs  ftlr  die  Be- 
messung der  Steuorfähigkcit  auf  die  alte  Lehre  von  der  „Ueberschussbestcuerung“ 
zurttckkomme,  welche  doch  oben  (§.  137)  abgewiesen  wurde.  Allein  hier  besteht  kein 
Widerspruch:  das  ganze  Einkommen  u.  s.  w.  ist  — einzcl-  wie  volkswirthschaft- 
lich  — nach  den  früheren  Erörterungen  Steuer  qucllo,  der  durch  Steuern  zu 
deckende  nothwendige  Ausgabebetrag  des  Staats  u.  s.  w.  und  dio  davon  auf  den 
Einzelnen  fallende  Steuerquote  gehören  in  der  Thal  auch  zum  „nothwendigen  Untcr- 
haltsbedarf"  der  Person  (S.  330).  Deshalb  rechtfertigt  es  sich  auch,  wenn  es 
unvermeidlich  zur  Deckung  des  Finauzbedarf»  ist,  Steuern  zu  erheben,  welche  im 
concreten  Fall  nöthigen,  den  sonstigen  „nothwendigen  ünterhaltsbedarf“  (an  Sach- 
gütern zur  BedUrfnissbefricdigung  u.  s.  w.)  cinzuschrinken.  Das  soll  auch  durch  die 
vorausgehenden  Erörterungen  nicht  bestritten  werden.  Letztere  besagen  nur,  dass, 
soweit  als  möglich  nach  den  Gesichtspuncten  der  Gerechtigkeit,  der  Gleich- 
m&ssigkcit,  — die  aber  eben  nicht  allein  entscheiden  können  und  nicht  unbedingt 
anderen  Stuuerprincipieu  vorangehen  (§.  127)  — dieser  „sonstige"  nothwendige 
Ünterhaltsbedarf,  weicher  das  Einkommen  belastet,  für  die  Bemessung  der  wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit  zur  Steuerzahlung  mit  berücksichtigt  werden  soll.  M.  a.  W.: 
das  ganze  Einkommen,  ohne  Abzug,  ist  die  Steuerq uelle  nach  volkswirt- 
schaftlicher Betrachtung,  möglichst  nur  da»  freie  Einkommen,  das  nach  Abzug 
des  sonstigen  nothwendigen  Bedarfs  bleibt,  ist  nach  dem  Grundsatz  der  wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit  dio  Stcucrquelle.  Beide  Auffassungen  sind 
recht  wohl  mit  einander  vereinbar. 

Durch  dio  Ausführungen  dieses  §.  184  sind  dio  nicht  ausreichenden  des  §.  426 
der  ersten  Auflage  erheblich  erweitert  und  vervollständigt  worden.  S.  gerade  über  die 
hier  behandelten  Puncte  die  umfangreichen  und  oindringenden  Erörterungen  von 
Robert  Meyer,  Principien,  §.  51  ff.  Ich  stimme  ihm  im  Ganzen  bei.  halte  nur  trotz- 
dem, wie  sich  im  Folgenden  ergiebt,  daran  fest,  dass  die  in  diesem  §.  184  gezogenen 
Folgerungen  aus  dem  Priucip  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit  doch  in  der 
Praxis  nur  vom  socialpolitischen  Standpuncte  aus,  in  der  „socialen“  Phase 
der  Besteuerung  Anerkennung  finden  müssen  und  werden,  nicht  vom  „rein  finauziellen 
Standpuncte“  aus,  in  der  staatsbürgerlichen  Phase  (s.  oben  §.  157,  S.  376).  — Mit 
einigen  einzelnen  Ergebnissen  Meycr's  bin  ich  übrigens  auch  nicht  einverstanden, 
z.  B.  dass  der  Unterschied  zwischen  Gewinn  und  Erwerb  nach  der  Opfertheorie 
nicht  zu  berücksichtigen  sei,  sondern  nur  nach  der  Theorie  der  Leistungsfähigkeit 
(§.  55,  S.  34t)  a.  a.  0.).  Legt  mir  eine  Steuer  vom  Arbeitseinkommen  nicht  ein 
höheros  Opfer  als  eine  solche  vom  Spiel-,  Wott-,  Conjuncturengewinn  auf? 

Auch  die  Erörterungen  von  Sax,  Grundlegung  §.  81 — 83  sind  für  die  Seite 
des  Bedürfnissmoments  bei  der  Bestimmung  der  Steuerfähigkeit,  des  individuellen 
Ausmaasses  und  der  concreten  Höhe  der  Steuer  besonders  beaebtenswerth.  Nur  kann 
ich  wieder  nicht  zugeben,  dass  Sax's  — gewiss  zulässige  — Behandlung  des  Pro- 
blems die  Erkenntnis»  der  entscheidenden  Gesichtspuncte  und  die  Lösung,  vollends 
für  die  Praxis,  mehr  fördert,  als  Meycr's  und  meine  ßehandlungswuise.  Sax’s  Er- 
örterungen, auch  seine  Formulirungen  der  Einzelprobleme  und  Postulate  bleiben  in 
so  abstracter  Allgemeinheit  (z.  B.  S.  514,  am  Schluss  des  §.  81,  S.  520).  da->s  eine 
Anwendung  auf  die  practischen  Steuerprobleme,  um  dio  es  sich  doch  schlioss- 
lich  handelt,  und  eino  Einrichtung  der  Besteuerung  nach  diesen  Gesichtspuncten  und 
Forderungen  mir  ausgeschlossen  erscheint.  Wo  ist  der  practisch  anwendbare  Maass- 
stab für  die  Stcncrvertheilung  „nach  der  Progression  der  Intensitätsabnahme  der 
Bedürfnisse  in  der  ökonomischen  Reihenfolge"  (Index  S.  XXIII,  Text  S.  509  ff.)  zu 
linden?  Die  ragen  Allgemeinheiten  hier  und  in  diesem  ganzen  Abschnitt  liefern  ihn 
doch  nicht  1 

tj.  185.  — 2.  Die  Durchführung;  der  Besteuerung 
nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit. 

Die  vorausgehenden  Erörterungen  Uber  die  Bedeutung  dieses 
Besteuerungsgrundsatzes,  damit  über  dessen  Inhalt  und  über  die 
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aus  ihn»  abzuleitenden  Folgerungen  liefern  die  Richtschnur  dafür, 
wie  dieser  Grundsatz,  wenn  man  ihm  folgen  will,  durchzuführen 
ist , die  unvermeidlichen  Compromisse  mit  den  Consequenzen  der 
anderen  Steuerprincipien  und  mit  den  practischen  Schwierigkeiten, 
welche  zu  Modificationen  nöthigen  werden,  Vorbehalten. 

Aber  — muss  und  soll  wenigstens  stets  danach  gestrebt 
werden,  dieser  Richtschnur  zu  folgen?  Gerade  das  scheint  mir 
wiederum  nicht  allgemein  zu  bejahen,  sondern  historisch  und 
örtlich  relativ  zu  beantworten  zu  sein,  nemlich  je  nachdem  sich 
die  Besteuerung  auf  den  einen  oder  den  anderen  der  beiden  unter- 
schiedenen steuerpolitischen  Standpunctc  stellt.  Daher  wird  diese 
Richtschnur  maassgebend  werden  müssen  für  den  social  poli- 
tischen Standpunct,  nicht  für  den  „rein  finanziellen“, 
möglichst  zu  befolgen  sein  in  der  „socialen  Phase“  der  Be- 
steuerung, an  sich  noch  nicht  in  der  „staatsbürgerlichen“ 
(§.  159).  Wenn  aber  auch  in  letzterer  sich  die  Anschauungen  zu 
Gunsten  jener  Richtschnur  gestalten  und  Theorie  und  Praxis  be- 
ginnen, demgemäss  zu  verfahren,  so  beweist  das  eben,  dass  der 
Uebergang  zum  socialpolitischen  Standpunct  und  zur  socialen  Phase 
in  der  geschichtlichen  Durchriugung  begriffen  ist. 

Von  dem  anderen,  dem  rein  finanziellen  Standpuncte  aus  wird 
mau  dagegen  immer  nur  sagen:  die  Thatsachen,  aus  welchen 
jene  zur  Richtschnur  für  eine  „Besteuerung  nach  der  wirthschaft- 
lichen  Leistungsfähigkeit“  dienenden  Sätze  abgeleitet  wurden,  sind 
an  sich  ganz  richtig,  wie  die  verschiedene  Leistungsfähigkeit  höheren 
und  Besitzeinkommens,  arbeitslosen  Erwerbs,  grösseren  freien  Ein- 
kommens u.  s.  w.  Aber  sie  beweisen  nichts  für  die  Richtigkeit 
dieser  Folgerungen  in  Betreff  der  Besteuerung,  weil  jene 
Thatsachen  selbst  nur  Folgen  des  zu  Recht  bestehenden  privat- 
wirthscbaftlichen  Verkehrssystems  und  seiner  Rechtsgrundlage,  des 
freien  und  vollen  Privateigenthums  an  Kapitalien  und  Grundstücken 
nnd  des  freien  Vertragsrechts,  nur  Consequenzen  der  Ein- 
kommen- und  Vcrmögensvertheilung  und  derjenigen  Rechtsordnung 
sind,  auf  welcher  diese  Vertheilung  sich  bildet  und  beruht. 

Hier  gilt  eben  jede  rechtlich  erlaubte  Era-erbsart  für  glcichwerthig,  jede 
Art  und  Höhe  des  Einkommens,  „freies“  nnd  „gebnndenes“  Einkommen,  wio  nicht 
minder  jede  Art  und  jeder  Umfang  der  Uberbaui>t  rechtlich  statthaften  Bedürfniss- 
befriedigung  für  gleich  berechtigt.  Dass  Besitzeinkommen,  höheres  freies  Ein- 
kommen, Erwerb  ohne  oder  im  Wesentlichen  ohne  Arbeit  „leistungsfähiger“  sind,  als 
ihre  gegensätzlichen  Correlatc,  dasselbe  Einkommen  bei  einem  Einzelnen  oder  bei 
einer  kleinen  Familie  leistungsfähiger  als  bei  einer  grossen,  dass  jede  absolut  gloich 
hoho  Ausgabe,  also  auch  ein  gleicher  Steuerbetrug , im  einen  Fall  ein  leichteres,  im 
anderen  ein  schwereres  „Opfer“  darstellt,  — das  wird  gar  nicht  bestritten.  Aber  da3 
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Alles  ist  eben  die  begleitende  Folge  der  ungleichen  Art  und  Hohe  ron  Einkommen, 
Erwerb,  und  diese  Ungleichheiten  sind  mit  dem  System  der  Rechtsordnung  und  des 
darauf  beruhenden  wirthschaftlichen  Getriebes  gegeben.  Daran  soll  und  darf,  nach 
der  hier  herrschenden  Auffassung,  nichts  verändert  werden,  wie  es  bei  einer  Durch- 
führung der  Besteuerung  nach  der  Richtschnur  des  vorigen  Paragraphen  geschehen 
wurde.  Deshalb,  so  wird,  und  meiues  Erachtens  allerdings  folgerichtig,  hier 
geschlossen:  ist  diese  Richtschnur  hier  nicht  anwendbar,  sind  die  einzelnen  Postu- 
lats für  die  Einrichtung  der  Besteuerung  nicht  richtig,  ist  eine  derartige  Aus- 
legung des  Grundsatzes  der  „Besteuerung  nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit“ daher  abzuweisen  als  ungerecht  und  als  ein  Verstoss  gegen  die  zu 
fordernde  „Gleichmiissigkeit“  der  Besteuerung. 

Auch  die  Berücksichtigung  der  Familien  grösse  u.  s.  w.  zur  Bemessung  der 
wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit  und  des  in  gleichem  Steuerbetrug  liegenden  Opfers 
wird  abgelehnt,  weil  sie  gegen  das  Frincip  der  persönlichen  Verantwortlichkeit,  der 
Seele  des  „Individualismus“  in  der  Gesellschaft  und  Volkswirtschaft,  versticsso  und 
auch  in  Widerspruch  stände  mit  einem  immerhin  richtigen  Kern  in  der  „Genuss- 
theorie" und  „Assecuranztheorie"  als  Tlicoricen  zur  Begründung  der  Besteuerung  und 
zur  Verteilung  der  Steuerlast. 

„Gleichmässige“  Besteuerung  „nach  der  wirthschaftlichen 
Leistungsfähigkeit“  ist  zwar  auch  hier  das  Ziel.  Die  Besteuer- 
ung bloss  nach  dem  Grundsatz  von  Leistung  und  Gegenleistung 
wird  auch  hier  verworfen,  als  nicht  bloss  unrichtig  und  unaus- 
führbar, sondern  auch  als  ungerecht.  Aber  für  „gleichmässig“ 
gilt  hier  eben  nur  diejenige  Besteuerung,  welche  die  relative 
Vcrtheiiung  von  Einkommen,  Erwerb,  Besitz  unter  den  Besteuerten 
nicht  verändert,  sondern  sie  nach  A bzug  der  individuellen  Steuer- 
beträge belässt,  wie  sie  war. 

Daher  wird  hier  im  Wesentlichen  die  „Gleichmässigkeit“,  und 
zwar  auch  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  „nach  der  wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit“  in  der  proportionalen  reellen 
Einkommenbesteuerung  gefunden.  Denn  sie  allein  löst  die 
Aufgabe,  an  der  bestehenden  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung, 
dem  als  richtig  und  gerecht  geltenden  Ergebniss  des  wirthschaft- 
lichen Verkehrs,  relativ  Überhaupt  nichts  und  absolut  nur  das 
zu  verändern,  was  eben  jede  Besteuerung,  weil  sie  Werthe  den  Be- 
-steuerten  entzieht  und  dem  Staate  u.  s.  w.  tiberträgt,  schon  begriffs- 
mässig  thun  muss:  die  Bewirkung  einer  proportionalen  Verminder- 
ung der  im  Einkommen  sonst  zur  Verfügung  stehenden  Mittel. 
Aus  anderen  principiellen,  mit  einem  hier  für  richtig  geltenden 
Gesichtspunct  der  „Genusstheorie“  entnommenen  und  aus  prac- 
tischen,  auch  steuerteebniseben  Gründen  wird  hier  dann  neben  der 
proportionalen  reellen  Einkommenbesteuerung  etwa  nur  noch  eine 
gleich  hohe,  aber  ganz  niedrige  Besteuerung  aller  er- 
werbenden Personen  gebilligt. 

In  diesen  Ausführungen,  welche  ebenfalls  die  hier  zu  kurzen  der  ersten  Auflage 
§.  427)  ergänzen,  habe  ich,  gemäss  dem  früher  Gesagten  (§.  156  ff.)  meine  Auf- 
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fassung  festgehalten  und  nur  noch  etwas  genauer  gefasst.  S.  hiergegen  namentlich 
Cohn,  in  dem  genannten  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrbüchern.  1S80,  I).  35,  S.  207  IT. 
und  Rob.  Meyer,  Principien,  §.  OB  ff.  Wenn  letzterer  (S.  402  Note)  meint,  mit 
meinen  in  der  ersten  Auflage  dargolegtcn  Aenssernngcn  stände  es  nicht  recht  in  Ein- 
klang, von  einer  „rein  finanziellen''  Besteuerung  „nach  der  Leistungsfähigkeit“ 
zu  sprecheu,  so  kann  ich  das  nicht  zugeben:  auch  die  Proportionalbesteuerung, 
und  des  Einkommens  allein,  ist  eine  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit, nicht  nach  Leistung  und  Gegenleistung,  nur  eben  eine  solche,  wie  sie  den 
(irundansehauungen  des  ökonomischen  Individualismus  entspricht.  Dass  diesen  Grund- 
anschauungen nur  eine  Besteuerung  nach  Leistung  und  Gegenleistung  entspreche,  wie 
Cohn  a.  a.  0.  andeutet,  ist  nicht  richtig.  Freilich  aber  ist  es  die  Conse<[uenz  dieser 
Grundanschauungen , mit  0.  Michaelis  (rolkswirthschaftlicher  Congress  1807)  zu 
sagen:  „die  Anwendung  des  Princips  von  Leistung  und  Gegenleistung  sei,  wo  sie 
möglich  sei.  diu  allein  gerechte“  (was  sogar  Roscher,  Fin.  §.  47  zu  billigen 
scheint).  Sic  ist  aber  auch  nach  dieser  Ansicht  nicht  Überall,  und  ini  Grunde  nur 
in  einigen  Fällen,  möglich.  Dann  muss  das  andere  Princip  eintreten,  aber  eben 
im  Sinne  der  Proportional-Einkommenbestcucrung. 

Nochmals  betone  ich,  dass  meine  persönliche  Auffassung  ja  gerade  auf  dem 
socialpolitischen  Standpuncte  steht.  Aber  ich  gehe  nicht  soweit,  das  relativ 
Richtige  der  anderen  Auffassung  zu  verkennen,  wenn  man  sich  einmal  auf  den 
folgerichtigen  Standpunct  des  ökonomischen  Individualismus  stellt.  Letzteres  thun  zu 
dürfen,  weisen  Cohn  und  Meyer  ab.  m.  E.  nicht  mit  durchschlagenden  Gründen,  und 
auch  nicht  der  historischen  Auffassung  hier  richtig  Rechnung  tragend.  Denn  es 
handelt  sich  hier  nicht,  wie  insbesondere  Cohn  meint,  um  etwas  ebenso  Utopisches 
wie  im  extremen  Sooialismus.  sondern  in  der  That  um  bewusst  und  unbewusst  allge- 
mein verbreitete  und  im  bisherigen  Steuerrecht,  trotz  einzelner  Modificationen  und 
insofern  Abweichungen,  allgemein  anerkannte  und  als  Richtschnur  dienende  prin- 
cipielle  Anschauungen  Uber  allein  richtige  und  gerechte  Proportionalbosteuerung. 
Das  beweisen  u.  A.  auch  die  Beweisführungen  zu  Gunsten  einer  ausnahmsweiseu 
Stcuerdegrossion,  wobei  gerade  das  Princip  der  Progression  abgewiesen  und 
in  den  einzelnen  Argumenten  absichtlich  jeder  Schein  vermieden  wird,  als  ob  die 
Rechtfertigung  der  Degression  zu  derjenigen  der  Progression  führe  (Sachsen, 
G e n s e 1 ). 

Gerade  die  Art  und  Weise,  wie  sich  in  der  neueren  deutschen  Wissenschaft  die 
Idee  der  Stcucrprogression  entwickelt  und  alltnälich  in  der  öffentlichen  Meinung,  bei 
den  verschiedensten  politischen  Parteien  verbreitet,  — von  den  Socialdemocraten  bis 
zu  den  Conservativen , aber  sehr  cjiarartcristisch  am  Wenigsten  noch  bei  den  Mittel- 
parteien, welche  eben  im  Ganzen  am  Meisten  auf  dem  Bodeu  des  ökonomischen  Indi- 
vidualismus stehen  und  dessen  Grundanschauungen  theilen  — gerade  diese  Art  und 
Weise  beweist  mir  wieder  die  Richtigkeit  meiner  Auffassung  dieser  Dinge. 

An  den  aus  der  vorigen  Auflage  (§.  427  ff.)  hior  Übernommenen  Ausführungen 
habe  ich  daher  nichts  Wesentliches  zu  ändern  für  uöthig  gefunden.  Meine  erwähnten 
Gegner  lehnen  die  „rein  finanzielle“  Besteuerung,  wie  sie  im  folgenden  Paragraphen 
dargelegt  ist,  ab,  die  „socialpolitische“  nehmen  sie  im  Ganzen  an.  nur  nicht  mit 
meiner  allgemeineren  Begründung,  nicht  mit  dem  von  mir  gewählten  Namen,  und 
allerdings  auch  noch  nicht  mit  allen  Conseipienzcn,  z.  B.  derjenigen  fortdauernder 
Progression,  weil  sie  eben  — hier  in  den  Anschauungen  der  staatsbürgerlichen  Periode 
und  des  ökonomischen  Individualismus  selbst  noch  etwas  hängen  geblieben  sind:  eine 
neue  Bestätigung  meiner  Ansicht. 

§.  186.  — a)  Rein  finanzielle  gleichm ässige  Be- 
steuerung nach  der  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit. 

Hier  hat  Hock,  öffentliche  Abgaben,  ein  Steuersystem  entworfen,  das  beachtens- 
werthe  Eigentümlichkeiten  und  Motivirungen  enthält,  besonders  §.  3,  13,  14.  Er 
stellt  als  die  „drei  Ursteuern"  eine  Personal-,  eine  Einkommensteuer  und  einen 
Complex  von  Steuern  für  besondere  Dienste  auf.  Dazu  kommt  er  allerdings 
von  der  Genusstheorio  aus,  was  aber  seinen  Ausführungen  den  Werth  nicht  nimmt. 
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Das  Princip  der  Gleichmässigkeit  fuhrt  hier  nach  dem  Gesagten 
zu  einer  gleich  hohen,  aber  ganz  niedrigen  Besteuerung  der 
erwerbenden  Personen  und  vornemlich  zu  proportionaler 
reeller  Einkommenbesteuerung. 

Die  erste  Forderung  lässt  sich  zugleich  mit  nach  einem  rich- 
tigen Gesicbtspunct  der  Genusstheorie  begründen,  ebenso  wie  die 
Allgemeinheit  der  Besteuerung:  eine  absolut  gleich  hohe 
Steuer  aller  wirthscha  ft  lieh  Leistungsfähigen  und  wirk- 
lich für  die  eigene  Leistung  oder  aus  Kenten  ein  Einkommen 
beziehenden  Personen,  ohne  Rücksicht  auf  Art  und  Höhe  des 
Einkommens  und  auf  Vermögensbesitz,  aber  in  einem  absolut  so 
niedrigen  Betrage,  wie  er  der  Leistungsfähigkeit  der  ärmsten 
Classe  von  Personen  mit  selbständigem  Erwerb  noch  entspricht. 

Diese  Forderung  kann  auf  zweierlei  Weise  verwirklicht  werden: 
durch  niedrige  directe  allgemeine  Personalsteuern  (Kopf-, 
besser  Familiensteuern,  noch  besser  durch  solche  Steuern  bloss  auf 
die  Erwerbsfähigen  und  Selbsterwerbenden);  ferner  durch  gewisse 
indirecte  Verbrauchssteuern,  besonders  auf  Artikel  des  noth- 
wendigen  Bedarfs,  welche  von  allen  Classen  und  Einzelnen  ziemlich 
gleicbmässig  verzehrt  werden. 

Eiuc  geeignete  Steuer  ftlr  einen  dergestalt  beschränkten  Zweck  ist  viel- 
leicht die  Salzsteuer,  ihr  zunächst  die  Brotsteuer.  Solche  directe  wie  indirecte 
Steuern  sind  gleichtnässig , soweit  cs  sich  eben  nur  um  die  Person,  nicht  um  ihre 
Ökonomische  Lage  handelt.  Das  liauptbedenken  gegen  sie  ist  die  meistens  fehlende 
Beschränkung  auf  die  erwerbsfähigen  Personen,  was  am  Deutlichsten  bei  reinen 
Kopfsteuern  und  bei  Verbrauchssteuern  wie  den  genannten  hervortritt,  welche  die 
l'amilie  nach  der  Kopfzahl  belasten.  Der  hierin  liegende  Verstoss  gegen  die  Glcich- 
mä-sigkeit  der  Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  verlangt  dann 
auch  bei  einer  rein  finanziellen  Besteuerung  eine  Correctur  in  den  anderen  Theileu 
iles  Steuersystems.  Aber  soweit  Überhaupt  ein  selbständiges,  wenn  auch  kleines  Ein- 
kommen einer  Person  vorliegt,  muss  und  darf  dies  von  diesem  ersten  Steuerstandpuncte 
aus  besteuert  werden.  Die  Person  trägt  dadurch  ihren  schuldigon  Autheil  zu  den 
Kosten  ihrer  eigenen  Existenz-  und  (iedeihensbedingungen,  welche  ihr  der  Staat  mit 
schafft,  bei  (§.  166  ff.).  Weniger  Bedenken  als  eine  der  genannten  hätte  die  neuerdings 
beliebte  Petroleumsteuer  in  dioser  Hinsicht. 

Nach  den  Personen  für  sich  ist  es  sodann  die  öko- 
nomische Lage  derselben,  welche  die  rein  finanzielle  gleich- 
massige  Besteuerung  zn  berücksichtigen  hat.  Hier  gilt  nun  das 
früher  Entwickelte:  die  gegebene,  bez.  geschichtlich  gewordene 
Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  im  Volke  muss  an  und  fllr 
sich  von  dar  Besteuerung  als  eine  Thatsache  hingenommen 
werden,  welche  von  ihr  nicht  absichtlich  verändert  wird.  Die 
Consequenz  ist  dann  die  früher  gezogene:  die  Besteuerung  muss 
möglichst  nur  reelle  Einkommen-,  nicht  Vermögcns- 
bestenerung  und  darf  nur  proportionale  Einkommenbesteuerung 
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sein.  Ganz  folgerichtig  gelangt  man  vom  rein  finanziellen  Stand- 
puncte  aus  daher  zu  der  Forderung,  dass  die  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  ausschliesslich  an  der  absoluten  Grösse 
des  Einkommens,  welches  der  Einzelne  im  Staatsverband  zu 
erwerben  und  zu  gemessen  vermag,  gemessen  wird.  Die  Gleich- 
mässigkeit  der  Besteuerung  nach  dieser  Leistungsfähigkeit  aber 
wird  in  der  gleichen  Proportion  der  Steuer  zum  Ein- 
kommen, also  eben  in  der  proportionalen  (im  Gegensatz  zur 
progressiven)  oder  in  der  „gleichquotigen“  Einkommenbe- 
steuerung gefunden. 

Indem  einem  Jeden  die  gleiche  Quote  seines  Einkommens  durch  die  Steuer 
abgenommen  wird,  zahlt  er  (auch  der  Idee  der  Genusstheorie  entsprechend  wie  bei 
einer  Assecuranz,  was  hier  trotz  der  principielleu  Unrichtigkeit  dieser  Theorie  keinen 
Grund  zur  Abweisung  der  Forderung  abgiebt)  wirklich  die  verhältnissinässig 
gleiche  Steuer  und  die  Einkommen-  und  Vermögcnsvertheilung  bleibt  relativ  un- 
verändert. 

Die  herrschende  Steuerlehre  der  „Theorie  der  freien  Concur- 
renz“  oder  des  ökonomischen  Individualismus  (Smithianismus)  und 
das  moderne  Steuerrecht  nach  seinem  leitenden  Gesichtspunct  ver- 
langen in  der  That  als  Regel  diese  Proportionalbesteuerung. 

So  Smith,  Kau  und  die  meisten  Neueren.  S.  die  Literaturrevue  bei  Held, 
Einkommensteuer,  S.  121  ff.  Ebenso  dio  theoretischen  Politiker.  In  der  Praxis  kommen 
zwar  bei  einzelnen  Staatssteuern  (z.  B.  prcussischc  Classcnsteuer)  und  vollends  bei 
Communal-Eiukommensteucrn  Progressionen  vor  (vgl.  Neu  mann  a.  a.  0.  mit  reichem 
Material',  aber  diese  sind  eigentlich  nur  Degressionen  gegenüber  einem  normalen 
Proportional  fass  und  werden  auch  als  solche  etwa  nur  gewählt  und  motivirt,  weil 
die  betreffenden  Steuern  sich  mit  anderen  combiniren  (z.  B.  die  prcussische  Classen- 
steuer  mit  der  Gewerbe-  und  Grundsteuer)  und  man  so  doch  vomemlich  nur  eine 
Compcnsation  gegen  die  umgekehrt  progressive  Wirkung  dieser  Gesammtbcsteuerung 
oder  der  Verbrauchssteuern  einrichten  will.  Die  Freiheit  kleiner  Einkommen  von  der 
Einkommensteuer  (England,  Preussen,  deutsche  Staaten)  und  der  Abzug  eines 
steuerfreien  Betrag-,  auch  von  etwas  höherem  Einkommen  (England,  jetzt  bis  400  Pf.  St. 
mit  Abzug  von  120  Pf.)  ist  auch  kein  bewusster  Bruch  mit  der  Proportionalbestenerung, 
sondern  nur  eine  Concessiou  an  den  Gedanken,  dass  erst  bei  einer  gewissen  Hohe  des 
Einkommens  theils  diese  Form  der  (nominellen)  Einkommensteuer  cintreten,  thcils  erst 
bei  einer  noch  grosseren  Hohe  des  Einkommens  der  volle  Steuersatz  erreicht  werden 
solle.  Ausserdem  spielen  bei  der  Gewährung  solcher  Steuerfreiheiten  bei  einer  ein- 
zelnen Steuer  technisch-administrative  Rücksichten  mit  (S.  402). 

Mehr,  wie  Stein  mit  Recht  hervorhebt,  zeigt  sich  in  der  Verbrauchs- 
besteuerung schon  länger  eine  bewusste  Tendenz,  die  reicheren  Classen  stärker  zu 
besteuern,  indem  deren  Consumtibilicu  einem  höheren  Steuersatz  unterliegen,  als  die 
Massenconsumtibilien  der  unteren  Classen.  Achnlicliu  Tendenz  in  den  directen  soge- 
nannten Luxussteuorn.  Aber  zum  Theil  schon  wogen  der  steuertechnischen  Schwierig- 
keiten sind  diese  Tendenzen  doch  nur  in  schwachem  Grade  wirklich  zur  Geltung 
gelangt,  auch  fuhren  sic  gewöhnlich  nur  dazu,  dass  bloss  die  Untersteuerung  der 
höheren  Classen  durch  manche  wichtigere  Verbrauchssteuern  wieder  etwas  ausge- 
glichen, d.  b.  immer  erst,  besten  Falls,  die  Proportional-Bcstcucrung  für  diese  Classen 
erreicht,  aber  noch  keineswegs  in  die  Progressiv -Besteuerung  hinübergeführt  wird. 
Die  gewöhnlich  höhere  Besteuerung  des  Einkommens  ans  Grund  nud  Boden,  Häusern, 
auch  Gewerben,  mittelst  bezüglicher  Ertragssteueru  neben  einer  Einkommensteuer  oder 
nach  einem  höheren  Steuerfuss.  im  Vergleich  mit  der  directen  Besteuerung  des  un- 
fundirten  Einkommens  bloss  durch  Einkommensteuer  ,1’reussen,  deutsche  Staaten)  wirkt 
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zwar  zum  Theil  in  der  Richtung  einer  höheren  Besteuerung  des  Besitzei nkommens. 
Aber  auch  dies  wird  gerade  neuerdings  vielfach  beanstandet,  ferner  ist  es  meistens 
dio  Folge  der  zufälligen  geschichtlichen  Entwicklung  der  Besteuerung,  namentlich  des 
Umstandes,  dass  man  es  hier  mit  älteren  Steuern  höheren  Fusses  zu  thun  hat.  und 
endlich  machen  sich  diese  höheren  Steuern  für  den  jetzigen  Grund  - und  Haus- 
besitzer gar  nicht  immer  als  Stcuorn  fühlbar,  weil  sie  bei  Erbesubernahmc , Kauf 
u.  s.  w.  im  Werthe  des  Objects  selbst  veranschlagt,  d.  h.  abgezogen  (amortisirt)  sind. 
So  darf  man  in  der  That  sagen,  dass  der  leitende  (iesichtspunct  im  modernen  Steuer- 
recht  noch  die  Proportionalbesteuerung  ist. 

Die  Abweichungen,  welche  vom  Princip  blosser  Proportioual- 
Einkommenbesteuerung  bisher  bestehen,  erklären  sich  aus  der  ver- 
schiedenartigen geschichtlichen  Entwicklung  und  der  nicht  genügend 
nach  dem  Princip  veränderten  Einrichtung  der  Besteuerung,  aus 
den  grossen  Schwierigkeiten  (auch  rein  finanzieller  Art,  nemlich 
um  dabei  den  erforderlichen  Bedarf  zu  decken),  die  Proportional- 
bestcuerung  durchzufübren  und  endlich  auch  aus  manchen  un- 
bewussten und  absichtlichen  Abweichungen  vom  rein  finanziellen 
und  ebenso  viel  Annäherungen  an  den  socialpolitischen  Standpunct. 

Am  Stärksten  steht  diejenige  Besteuerung,  welche  aus  practisch - finanziellen 
Gründen  gewöhnlich  im  modernen  Staatshaushalte  die  ausgeduhnteste  und  wichtigste 
ist,  mit  der  Proportional-Einkommcnbesteucrung  in  Widerspruch:  die  indirecte 
Verbrauchssteuer  auf  verbreitete  Nahrungs-  und  Genussmittel.  Denn 
der  Consum  der  letzteren  steigt  nicht  genau  mit  dem  Einkommen,  die  Steuer  unter- 
scheidet in  der  Regel  Qualitäten  der  Artikel  nicht,  so  dass  sie  auch  deswegen  die 
Vermögenderen  nicht  entsprechend  belastet,  sie  trilft  die  Familienvorständc  nicht,  auch 
nicht  relativ,  nach  ihrer  wirtbschaftliclien  Leistungsfähigkeit,  sondern  oft  einiger- 
maassen  nach  der  Kopfzahl  der  Familie,  und  auf  Ausgleichung  dieser  Ungleichmässig- 
keiteu  ist  nicht  genügend  zu  rechnen.  Daher  ist  diese  Besteuerung  folgerichtig  an- 
gefochten  und  ist  zu  Gunsten  der  directen  ^nominellen)  Einkommensteuer  vielfach 
auch  von  dun  Anhängern  des  rein  finanziellen  Steuersystems  ebenso  wie  von  den- 
jenigen des  socialpolitischen  und  Progressivsystems  plaidirt  worden.  (S  die  Zusammen- 
stellung von  Cilnten  in  Lassalle,  die  indirecte  Steuer  und  die  Lage  der  arbeitenden 
Classen,  Zürich  1863,  S.  14  if.)  Die  ersteron  konnten  nur  durch  das  Verlangen  von 
directen  Schatzungen  als  A usglei  ch  u ngs-  und  Ergänzungssteuern  neben  den 
Verbrauchssteuern  leichter  die  Möglichkeit  nachweisen.  der  Forderung  der  Proportioual- 
Einkommcnbesteuerung  doch  einigermaassen  nachzukommen,  und  dadurch  den  Wider- 
spruch dieser  Steuer  mit  ihrer  Theorie  der  Verwirklichung  des  Gleichmässigkeits- 
princips  mildern,  wenn  auch  in  der  Praxis  nicht  genügend  beseitigen.  Den  Ausschlag 
für  Beibehaltung  und  Entwicklung  auch  in  den  erwähnten  Beziehungen  misslicher 
Steuern  gab  aber  freilich  — die  Nothwoudigkeit  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  uud 
die  Unzureichendlieit  anderer  Steuern  hierfür.  (S.  Kap.  4 , Abschnitt  von  der  Ver- 
brauchsbesteueroug.) 

Absolut  gleich  hohe,  aber  im  Betrage  sehr  niedrige 
allgemeine  Personal-  oder  als  solche  wirkende  Ver- 
brauchssteuern und  eine  oder  mehrere  andere  Stenern, 
welche  den  übrigen  Haupttheil  des  Steuerbedarfs  nach  dem 
Princip  proportionaler  reeller  Einkommenbesteuerung 
decken,  sind  bemerkenswerther  Weise  die  richtige  Conscquenz 
auch  der  Genusstheoric,  wenn  letztere  nicht  ganz  fallen  ge- 
lassen, sondern  das  in  ihr  mit  enthaltene  richtige  Moment  der  Ver- 
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theilung  der  Steuern  den  Steuerzahlern  gegenüber  geltend  ge- 
macht wird. 

Mau  hat  wohl  auch  die  proportionale  Einkommenbesteucrung  als  die  richtige 
Consequenz  des  leitenden  Gesichtspuncts  in  der  Opfertheorie  hinstellen  wollen: 
wie  Kau  (I,  §.  253)  im  Wesentlichen  für  diesen  Fall  sagt:  „es  werden  Alle  einen 
gleichvielsten  Theil  (Quote)  der  zu  ihrer  Verfügung  stcheuden  Gütermenge  ungefähr 
gleich  leicht  oder  schwer  abgeben  können.“  Hier  waltet  jedoch  ein  entschiedener 
Irrthum  ob.  Gerade  die  Opfertbeorie  muss  anerkennen,  wie  dies  Rau  einige  Zeilen 
vor  diesem  Satze,  des  Widerspruchs  sich  nicht  bewusst  werdend,  und  ebenso  mit  einem 
Zahlenbeispiel  in  der  Note  selbst  thut,  dass  „beiläufig  eine  gewisse  Geldsumme  für 
den  Besitzer  einen  desto  höheren  Werth  hat,  einen  je  grösseren  Theil  seines  ganzen 
verwendbaren  Gütcrvorraths  sic  ausmacht  und  einem  je  grösseren  Theil  des  ganzen, 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Gutergenusses  sio  folglich  entspricht".  M.  a,  W.  das  Opfer 
des  absolut  gleichen  Steuerbetrags  und  der  nemlichcn  Steucrqnote  vom 
Einkommen  wird  um  so  schwerer,  je  kleiner  letzteres  ist  und  umgekehrt  Die 
Opfertbeorie  führt  daher  folgerichtig  zur  Verwerfung  der  proportionalen  und  zur 
Stützung  der  progressiven  Eiukommenbcsteuerung.  Aber  mit  der  Opfertheorie  lässt 
sich  eben  in  der  rein  finanziellen  Besteuerung  doch  eine  solche  Forderung  aus  den 
angeführten  Gründen  nicht  genügend  rechtfertigen.  Die  herrschende  Theorie,  Praxis 
und  Gesetzgebung  sind  hier  ganz  folgerichtig  in  der  Verwerfung  jeder  anderen  als 
der  proportionalen  Einkommenbesteuerung. 

§.  187.  — b)  Socialpolitische  gle  ichm  ässige  Be- 
steuerung nach  der  wirtschaftlichen  Leistungs- 
fäh  igkeit. 

S.  besonders  Neu  mann,  progressive  Steuer,  Kapitel  3 und  4,  dem  ich  in  den 
Ausführungen  gegen  Held  meistens  beistimmc.  Held  verzichtet  auf  die  Aufstellung 
eines,  wie  er  es  nennt,  „rechnerischen"  Maassstabes  für  die  gerechte  oder  gleich- 
massige  Steucrvcrtheiluug,  womit  aber  anf  die  Aufstellung  fester  principieller  Ziele  Über- 
haupt verzichtet  wird,  sobald  der  Ausdruck  „rechnerischer  Maassstab"  eben  in  dem 
hier  allein  zulässigen  Sinne  einer  bestimmten  principiellen  Richtschnur  für 
die  Steucrvcrtheiluug  verstanden  wird.  Ich  vermag  daher  auch  den  positiven  Forder- 
ungen Held's  in  Bezug  auf  Steuervertheilung  (s.  seine  Kapitel  5 — 7),  soweit  sie  von 
den  im  Text  gezogenen  Conscquenzcn  abweichen,  — was  allerdings  nur  theilweise 
der  Fall  ist  — nicht  beizutreten.  S.  auch  meine  Communalsteuerfrage  S.  20  fl.  — 
Robert  Meyer,  Priucipien,  §.  öl — 65,  wo  nähere  Ausführungen  über  die  Anwendung 
des  Lcistungsfühigkcits-  und  Opferprincips  in  den  einzelnen  Kategoriecn  von  Fällen, 
nur  dass  eben  Meyer  hier  für  die  Besteuerung  überhaupt,  nicht  für  die  „social- 
politische" Besteuerung,  seinem  von  dem  meinigen  abweichenden  Standpuncte  gemäss, 
die  allgemeine  wie  die  Eiuzelfragen  behandelt. 

Erörtert  man  die  Frage  der  glcichmässigeu  Besteuerung  vom  socialpolitischen  Stand- 
puncte aus,  so  erleiden  die  vorausgehenden  Sätze  Modificationen  in  Gemässheit  der 
hier,  aber  auch  nur  hier  anwendbaren  Opfertheorie,  weil  der  bei  der  Anwendung 
der  letzteren  unvermeidliche  Eingriff  in  die  bestehende  Einkommen-  und  Vermögens- 
vertheilung  hier  nicht  von  vornherein  principiell  abgelehnt  wird.  Es  wird  daher  hier 
davon  Act  genommen,  dass  die  absolut  gleiche  Besteuerung  der  Personen  als  solche, 
wenn  auch  durch  noch  so  niedrige  Steuern,  und  die  proportionale  Einkommenbesteuer- 
ung absolut  und  relativ  ungleiche  Opfer  für  die  Personen  verschiedenartigen 
Einkommens  (nach  den  Quellen  und  Erwcrbsartcn  desselben)  und  verschiedener 
Einkommcnhühc  mit  sich  bringen,  insofern  die  Besteuerten  also  auch  nicht  gleich- 
massig  nach  ihrer  wirthschaftlichon  Leistungsfähigkeit  treffen.  Denn  die  letztere  und 
das  Opfer,  das  die  Steuer  aufcrlegt,  verändern  sich  eben  nicht  proportional  der 
blossen  Höhe  des  Einkommens. 

Es  ergeben  sich  hier  folgende  Postulate. 

(I)  Es  darf  hier  und  vom  socialpolitischen  Gesichtspuncte  be- 
trachtet muss  hier  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Bestetier- 
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ung,  welcher  in  diesem  Fall  zugleich  denjenigen  der  Gleichmässig- 
keit  in  sich  schliesst,  zu  Gunsten  gewisser  Miniinaleinkommen, 
besonders  (aber  nicht  unbedingt  nur)  aus  Arbeit,  durch- 
brochen werden  gerade  um  der  Gleichmässigkeit  willen : sociale 
Steuerfreiheit  des  „Existenzminimums“  (§.  167). 

(II)  Ferner  ist  bei  der  wirklich  erfolgenden  Besteuerung  nach 
den  näheren  Ausführungen  des  §.  184  vorzugehen,  daher  sind,  in- 
dem das  dort  Erörterte  für  die  Aufgaben  der  Praxis  auf  seinen 
wesentlichen  Inhalt  zusammengezogen  und  hier  jetzt  vornemlich  für 
die  E i n k o m ra e n besteuerung  formulirt  wird,  vor  Allem  drei 
Umstände  grundsätzlich  zu  berücksichtigen:  die  Quelle  des 
Einkommens,  die  absolute  Höhe  desselben  und  anderweitc, 
auch  bei  gleicher  Art  und  Höbe  des  Einkommens  die  Leistungs- 
fähigkeit beeinflussende  Momente. 

(1)  Nach  der  Quelle  ist  vor  Allem  „unfundirtcs“  und 
„fundirtes“,  reines  Arbeite-  und  zum  Theil  auch  gemischtes 
(gewerbliches)  einer-  und  reines  Besitz-  oder  Rentenein- 
kommen anderseits  zu  unterscheiden  und  danach  die  Steuer  in 
verschiedener  Höhe  zu  bemessen. 

Henteneinkoinmen  ist  unter  übrigens  gleichen  Umständen  „leistungsfähiger“,  also 
stärler  zu  besteuern.  Denn  es  lässt,  in  der  Hegel  wenigstens,  noch  die  ganze  Arbeits- 
kraft frei  für  den  Erwerb,  während  dieselbe  beim  Arbeite-  und  gewerblichen  Ein- 
kommen ganz  oder  grosscnthcils  schon  absorbirt  ist  Nothwcndige  Auslagen,  bez. 
Hückingen  müssen  ferner  beim  Arbeitseinkommen,  nicht  durchaus  beim  Rcntencin- 
kommen  erfolgen,  jedenfalls  bei  ihm  grösser  als  boi  diesem  und  auch  als  beim  ge- 
werblichen Einkommen  sein,  um  sich  für  die  Zukunft,  für  Krankheit.  Alter  n.  s.  w. 
zu  sichern.  So  erscheint  ein  kleinerer  Betrag  von  jenem  als  wirklich  freies  Ein- 
kommen. Aehulichcs  gilt  wenigstens  von  dem  Kapitalgcwinn  darstellenden  Theil  des 
gewerblichen  Einkommens  verglichen  mit  dem  reinen  Arbeitseinkommen. 

Nach  dem  Früheren  ist  ferner  ebenso  wieder  der  nicht  unter  das  „Einkommen“ 
fallende  Erwerb  aus  Specu la t io  n cn  , der  Con j un ctu r e nge win n . der  Erwerb 
durch  „Anfall“,  aus  Spiel,  Wette,  Erbschaft.  Legat,  Geschenk  steuerfäbiger,  als  das 
normale  Einkommen  aus  Arbeit,  Gewerbsverdicnst , meist  selbst  als  aus  Heute,  nach 
dem  LeistungsfUhigkcits-  und  dem  Opferprincip  daher  höher  zu  besteuern. 

Wie  diese  Forderungen  auszuführen  sind,  ob  durch  einen  höheren  Steuerfuss 
der  (nominellen)  Einkommensteuer  für  fundirtes  als  für  uufundirtes  Einkommen,  ob 
durch  Verbindung  einer  Ertrags-  oder  einer  Vermögensbestcuorung  für  die  Ertrags- 
quellen oder  Vermögensobjecte,  aus  dunen  das  fuudirte  Einkommen  Siesst.  mit  der 
nominellen  Einkommen-  und  Verbrauchsbesteuerung  also  mittelst  einer  absichtlichen 
Doppelbesteuerung,  das  ist  mehr  eine  steuertechnische  Frage  und  erst  in  der  Lehre 
von  der  richtigen  Bildung  des  Steuersystems  zu  untersuchen  (4.  Kapitel).  {.Auch  die 
Frage  der  [nominellen]  Vermögenssteuer,  auf  die  besonders  Ncumann  viel  Gewicht 
legt,  ist  daher  keine  I’rincipion-,  sondern  eine  stcuertechnische  Zweckmässigkeitsfrage.) 

(2)  Dasselbe  wie  von  fundirtem  gegenüber  unfundirtem  Ein- 
kommen gilt  ceteris  paribus  von  verschiedener  Höhe  des  Ein- 
kommens: das  höhere  Einkommen  ist  relativ  höher,  d.  h. 
progressiv  zu  besteuern. 
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Denn,  selbst  statistisch  e.inigermaassen  nachweisbar,  steigt  die  Leistungsfähigkeit 
stärker  als  das  Einkommen,  weil  von  letzterem  eine  immer  grössere  Quote  als  „freies" 
Einkommen  übrig  bleibt,  welches  nicht  durch  Bestreitung  des  nothwendigen,  sogar 
qualitativ  viel  schlechter  befriedigten  Subsistenzbedarfs  „gebunden“  ist.  So  wird 
namentlich  für  Nahrung,  zum  Theil  auch  für  Wohnung  bei  kleinerem  Einkommen 
regelmässig  eine  steigende,  bei  grosserem  eine  sinkende  Quote  verwendet  (sogenanntes 
„(jesetz  der  Normalconsumtion“.  S.  darüber  Engel,  sächsische  statistische  Zeitschrift 
1857,  S.  170;  Uber  die  relative  Grösse  des  Wohnungsaufwands  nach  der  Höhe  des 
absoluten  Einkommens  Schwabe  und  Bruch  im  Berliner  städtischen  Jahrbuch  18(iS 
und  1869,  Laspoyres  mehrfach,  so  sächsische  statistische  Zeitschrift  1876.  Im 
Allgemeinen:  I.exis,  Abhandlung  Gonsumtion,  in  Schönberg's  Handbuch,  I,  3.  A„ 
§.  23).  Eben  daher  wächst  das  „freie"  Einkommen  progressiv  mit  der  steigenden 
und  sinkt  es  degressiv  mit  der  fallenden  Höhe  des  ganzen  Einkommens.  Mit  dem 
freien  Einkommen  steigt  und  fällt  wieder  zumeist  die  Ansammlungsfähigkeit  oder 
Kapitalisirbarkeit  des  Einkommens  und  umgekehrt  bewegt  sich  die  Schwere  des  Opfers, 
welches  diese  Operation  dem  Betreffenden  in  der  Beschränkung  seines  Consums  auf- 
erlegt. Das  freie  Einkommen  ist  überhaupt  regelmässig  der  Fonds,  auf  dem  die 
Steuer  lastet,  aus  dem  sie  bestritten  wird.  Die  proportionale  Besteuerung  des  ganzen 
Einkommens  ist  eine  Degressivbestcuerung  des  freien  Einkommens:  eine  bedenkliche 
Seite  unseres  bestehenden  Steuerwesens  der  „staatsbürgerlichen“  Periode,  weil  so,  zwar 
folgerichtig,  aber  doch  mit  unverkennbaren  Nachtheilen  ein  besonderer  Druck  auf  die 
kleineren  Einkommen,  im  Widerspruch  mit  der  Theorie  der  Gleichheit  der  Opfer  erfolgt. 

(3)  Ander  weite  Umstände,  welche  auch  unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen,  also  namentlich  bei  gleicher  Quelle  und 
Höhe  des  Einkommens  (Erwerbs)  die  Leistungsfähigkeit  be- 
einflussen und  das  Opfer  bei  der  gleichen  Steuer  ungleich 
machen,  sind  jene  in  §.  184  hervorgehobenen  „Lasten  und 
Verpflichtungen“,  welche  auf  dem  Einkommen  liegen,  so  vor 
Allem  der  nothwendige  Unterhaltsbedarf,  wie  er  von  der 
Familiengrösse  abhängt. 

Dieser  Umstand  („grosso  Kinderzahl“),  ferner  anderweite,  wie  z.  B.  der  Gesund- 
heitszustand, das  Vorhandensein  sonstiger  civilrechtlicher  Uuterstützungspflichten,  Ver- 
schuldung, aussergewöhnlicbe  Unglücksfälle  u.  s.  w„  werden  hie  und  da  schon  in  der 
Gesetzgebung  bei  gewissen  Personal-,  Einkommensteuern  berücksichtigt  (prcussisches 
Gesetz  vom  25.  Mai  1873,  §.  7,  23)  und  die  neuere  Steuertheorie  hat  das  mitunter  princi- 
pieli  gerechtfertigt  (Neumann  S.  176,  progressive  Einkommensteuer).  Letzteres  ist  nur 
auch  hier  wieder  erst  richtig  in  der  Oonsoquenz  des  socialpolitischen  Standpuncts. 
Es  muss  dann  aber  als  allgemeiner  Grundsatz  aufgestellt  werden,  welcher  in  ver- 
schiedener Weise  bei  verschiedenen  Arten  von  Steuern  zur  Anwendung  zu  kommen 
hat,  nicht  nur  in  der  angedeuteten  Weise  bei  den  Personal-  und  Einkommensteuern, 
sondern  auch,  soweit  als  möglich,  bei  Verbrauchssteuern,  z.  B.  mittelst  einer  ge- 
eigneten Wahl  der  steuerpflichtigen  Artikel  und  eiqcs  höheren  Stcucrfusses  der 
Genussmittel  der  wohlhabenderen  Classen:  Ausschluss  derjenigen  Artikel,  welche 

von  allen  Familienköpfen  ungefähr  gleich  stark,  Wahl  solcher,  welche  von  Einzeln- 
lebenden und  Familien  etwa  in  gleichem  Betrage  consutnirt  werden.  Danach  sind 
Salz-,  Brot-,  Kafl'eesteuern  unpassender  als  Getränke-  (Wein-,  Bier-,  Branntwein-), 
Tabaksteuern.  (So  mit  Recht  Stein  4.  A.  I,  452  gegen  Neumann.)  Forderungen, 
deren  Verwirklichung  eben  nur  am  zu  deckenden  Finanzbedarf  meist  scheitern. 

Alle  diese  Gesichtspuncte  gelten  im  Wesentlichen  in  gleicher 
Weise  für  die  Staats-  und  die  Commnnalbesteuerung. 

§.  188.  Rechtfertigung  und  Einwände  in  Betreff 
dieser  Postulate. 

Die  letzte  innere  und  tiefere  Rechtfertigung  eines  solchen  Vor- 
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gehens  zur  Durchführung  der  Gleichmässigkeit  in  der  Besteuerung 
liegt  im  Wesen  der  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  auf  der 
bestehenden  Rechtsgrundlage  des  privatwirthschaftlicben  Systems 
der  freien  Concurrenz,  wie  im  Vorausgehenden  wiederholt  hervor- 
gehoben wurde  (u.  A.  §.  156 — 159,  184).  Nach  den  in  der  „Grund- 
legung“ (besonders  2.  Auflage  §.  99 — 107)  entwickelten  Gesichts- 
puncten  darf  und  muss  in  diese  Vertheilung  auch  aus  Gründen 
der  Gerechtigkeit  eingegriffen  werden.  ‘Dadurch  sind  die 
Wirkungen  von  Glück  und  Unglück,  günstiger  und  ungünstiger 
Conjunctur  nud  auch  von  wirklich  persönlicher  Ungleichheit 
der  Leistung,  welche  eben  dann  eine  ungleiche  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  und  ein  ungleiches 
Opfer  desselben  Steuerbetrags  bedingt,  mit  auszugleichen. 

Das  ganze  System  socialpolitischer  Besteuerung  ist  bisher 
nicht  so  aufgestcllt,  daher  auch  nicht  speciell  kritisirt  worden. 
Gegen  dasselbe  wird  mau  die  nemlichen  Einwände  geltend  machen, 
wie  bisher  schon  gegen  die  Steuerprogression.  Man  wird  ein 
solches  System  ebenfalls  „ungerecht“,  „unökonomisch“  und 
„unlogisch“  oder  „willkürlich“  nennen.  Diese  Einwände 
sind  aber  weder  dort  noch  hier  durchschlagend. 

S.  z,  B.  Umpfenbach,  1.  A.  I,  §.  53:  Mill,  B.  5.  Kap.  2,  §.  3 und  4; 
Pfeiffer,  II,  27  ff;  I.eroy-Bcaulieu,  I,  liv.  2,  ch.  2;  Nasse,  Gutachten  S.  9: 
gegen  Progression  und  Princip  der  Leistungsfähigkeit,  aber  für  höhere  Stcuerpllicht 
des  aus  VennOgensnutzungen  als  des  aus  Arbeitsleistungen  fliessenden  Einkommens. 
Eingehender  über  Kür  und  Wider  den  progressiven  Steuerfuss  Lohr.  Hildebrand’s  Jahr- 
bücher 1877,  II,  S.  1 lf.,  190  fl.  S.  sonst  Neumann's  Arbeiten,  besonders  progressive 
Einkommensteuer,  v.  Scheel,  progressive  Besteuerung,  Tübinger  Zeitschrift,  B.  31. 
K.  Meyer,  Principien  a.  a.  0. 

Der  Vorwurf  der  Ungerechtigkeit  läuft  wieder  nur  auf 
die  alte  petitio  principii  hinaus,  dass  allein  die  proportionale 
und  überhaupt  die  rein  finanzielle  Besteuerung  „gerecht“ 
sei.  Hier  wird  die  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  unter 
dem  Einfluss  der  freien  Concurrenz  einfach  hingenommen,  nicht  in 
ihrer  Entstehung  noch  an  ihren  Wirkungen  geprüft.  Und  über 
offenbare  Thatsachen,  wie  die  Ungleichheit  der  Opfer  bei  dieser 
Besteuerung,  wird  sich  einfach  hinweg  gesetzt  oder,  wie  von  Rau 
und  Anderen,  die  proportionale  Steuer  unlogisch  und  laotisch  un- 
richtig sogar  als  Consequenz  der  Opfertheorie  betrachtet. 

Der  Vorwurf  des  Unökonomischen  (oder  des  Anti- 
ökonomischen), die  Behauptung,  dass  eine  solche  Besteuerung  eine 
„Strafe  für  den  Fleiss  und  die  Sparsamkeit“  sei,  übersieht  gleich- 
falls, dass  der  Erwerb  und  die  Sparfähigkeit,  zumal  im  heutigen 
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Wirthschaftssystem,  durchaus  nicht  nur  aut'  persönlicher  Leistung 
beruhen;  ferner,  dass  die  socialpolitische  Besteuerung  vielfach  nur 
die  Sparfähigkeit  vom  Einen  auf  den  Anderen,  im  Ganzen  in 
erwünschter  Richtung  gleichmässigerer  Vermögensvertheilung,  über- 
trägt, v o 1 k s wirth8chaftlich  gar  nicht  unbedingt  vermindert. 

Der  Vorwurf  des  Unlogischen  und  der  Willkür  bezieht  sich 
auf  zweierlei. 

Einmal  auf  die  zu  treffenden  Zahl-  und  Maassbestimm- 
ungen. Dieser  Vorwurf  ist  in  Etwas  begründet,  beweist  aber 
nichts  in  der  Sache. 

Selbstverständlich  leiden  Zahlenbestimmungen  für  Verhältnisse,  welche  sich  ihrer 
Natur  nach  nicht  genau  in  Zahl  und  Maass  fassen  lassen,  stets  an  einer  gewissen 
Willkür,  z.  B.  wenn  der  Steuerfuss  für  Renteneinkommen  so  und  so  viel  hoher  als  für 
Arbeitseinkommen  oder  für  steigendes  Einkommen  die  und  die  Progressirscala  des 
Steuerfusses  festgesetzt  wird.  Für  Theorie  und  Gesetzgebung  kann  es  sich  hier  natür- 
lich immer  nur  um  die  Gewinnung  von  Nähorungswcrthcn  handeln,  von  Scalen, 
welche  ungefähr  augeben,  in  welchem  Maasse  nach  Quelle,  Erwerbsart,  Höhe  des 
Einkommens  und  nach  den  genannten  anderweiteu  Umständen  die  „Opfer“  des  absolut 
gleichen  oder  proportionalen  Steuerbotrags  und  die  wahren  individuellen  wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeiten  ungleich  werden.  Bei  der  Feststellung  solcher  Näherungs- 
werte ist  das  Moment  des  Willkürlichen  von  untergeordneter  Bedeutung.  In  einer 
Menge  analoger  Fälle  des  practischen  Lebens,  wo  es  sich  um  Zahlenbestimmnngen 
handelt,  ist  derselbe  Ucbelstand  vorhanden  und  nruss  als  einmal  unvermeidlich  mit 
hingenommen  werden  (Straf maas sei).  Aber  auch  in  der  „rein  finanziellen“  Be- 
steuerung liegen  dieselben  Schwierigkeiten  bei  der  Bestimmung  der  Steuerfüsse  u.  dgl. 
(z.  B.  für  Einkommen-,  Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbrauchssteuern)  vor.  Die  besondere 
„Willkür“  bei  Zahlenbestimmungen  in  der  socialpolitischcn  Besteuerung  ist  endlich 
auch  immer  noch  kleiner  als  diejenige  Willkür,  welche  die  Proportionalbestcuerung 
mit  ihrem  Absehen  von  allen  Unterschieden  im  Druck  der  Steuer  und  mithin  in  der 
wahren  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  mit  sich  führt. 

Sodann  wird  etwa  auf  extreme  Fälle  hingewiesen,  wo  bei 
fortgesetzter  Progression  der  weitere  Zuwachs  des  Einkommens 
und  Vermögens  durch  die  beständig  steigende  Sleuer  schliesslich 
verschlungen  würde.  Aber  anch  das  ist  kein  irgend  durchschlagen- 
der Gegeneinwand. 

Denn  bei  langsamer  und  mässiger  Steigerung  des  Steuerfusses  ist  cs  eine  ganz 
entfernte,  practisch  genommen  unwesentliche  Gefahr.  Deren  Eintritt  hätte  indessen 
nicht  einmal  entscheidende  Bedenken,  indem  nur  der  weitere  Zuwachs  von  ciuzelncn 
Kiesenein  konimeu  dadurch  gehindert  wurde,  was  nicht  nur  nicht  unzulässig, 
sondern  nach  allen  berechtigten  Gesichtspunctcn  der  Socialpolitik  erwünscht  wäre. 
Will  man  dies  jedoch  vermeiden,  so  genügt  eine  kleine  Jlodification  des  Princips  für 
wenige  extreme  Fälle. 

Die  Verwirklichung  der  gleichmässigen  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
im  Einzelnen,  von  den  beiden  unterschiedenen  Standpuncten  aus,  wird  im  nächsten 
Kapitel  vom  Steuersystem  weiter  verfolgt  werden. 
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Vierter  Hauptabschnitt. 

Die  Principien  der  Steuervcrwaltung. 

S.  oben  A.  Smith's  Hegeln,  S.  2112  und  §.  126.  Hau  1,  §.  281  ff.,  besonders 
§.  283.  Näheres  hinsichtlich  der  Durchführung  dieser  Principien  und  ihrer  Conse- 
quenzen  erst  int,  5.  Kapitel  ron  der  Steucrverwaltung  (s.  oben  S.  306).  Die  folgenden 
§.  189 — 192  standen  in  der  1.  Auflage  als  §.  513 — 536  an  der  Spitze  des  H.-A.  von 
der  Steuerverwaltung. 

I.  — §.  189.  Allgemeines.  Wegen  der  durch  die  ge- 
summte Entwicklung  der  öffentlichen  Zustände  historisch  und  ört- 
lich bedingten  Gestaltung  der  Steuerverwaltung  haben  die  ober- 
sten Principien  dieser  Verwaltung,  der  Grundsatz  der  Be- 
stimmtheit, der  Bequemlichkeit  und  des  Strehens  nach 
möglichst  geringen  E rbebungskosten  (§.  126),  doch  nur 
eine  geringe  selbständige  wissenschaftliche  und  geringe  unmittelbar 
practische  Bedeutung  (§.  201).  Diese  Principien  sind  ja  an  und 
fUr  sich  ganz  richtig,  in  Wahrheit  Axiome,  die  keiner  weiteren 
Begründung  bedürfen.  Sie  konnten  da,  wo  die  Entwicklung  der 
Staats-  oder  Gemeindeverbältnisse  überhaupt  schon  einmal  zu  Steuern 
geführt  hat,  niemals  ganz  ausser  Acht  bleiben  und  sollen  natürlich 
immer  möglichst  ihr  die  Einrichtung  und  Ausführung  der  Besteuer- 
ung mit  die  Richtschnur  abgeben. 

Aber  das  Maass,  in  welchem  sie  befolgt  werden  und  werden 
können,  bängt  weit  mehr  von  den  gegebenen  Verhältnissen 
des  Volks-,  des  Wirthschafts-  und  des  Staatslebens 
und  von  der  hierdurch  wieder  so  entscheidend  mit  bestimmten 
Wahl  der  Steuerarten  und  Gestaltung  des  ganzen 
Steuersystems  ab,  als  von  bestimmten,  frei  nach  dem  Zielpuncte 
jener  Principien  zu  treffenden  Einrichtungen  der  Steuerverwaltung. 

Das  haben  die  Nationalökonomen  und  Finanzmänner,  welche  diese  Principien 
in  Ad.  Smith's  Fonnulirung  als  eine  grosse  wissenschaftliche  Errungenschaft  bis  heu- 
tigen Tages  preisen,  viel  zu  wenig  beachtet.  Sie  wurden  sonst  aus  solchen  einfachen 
Sätzen  nicht  so  viel  Wesens  gemacht  haben.  Damit  wird  nicht  im  Geringsten  be- 
stritten, dass  möglichste  Bestimmtheit,  Bequemlichkeit  und  Niedrigkeit  der  Erhebungs- 
kosten hochwichtig  seien,  dass  z.  B.  von  diesen  Momenten  der  Steuerdruck  auf  den 
Einzelnen  und  auf  die  gesammte  Bevölkerung  wesentlich  mit  abliänge;  dass  erfreuliche 
Fortschritte  gegenüber  früheren  Missbräuchen  und  Mängeln  in  Betreff  der  „Bestimmt- 
heit" der  Besteuerung  und  zum  Tbeil  auch  in  Betreff  der  Erhebungskosten  erreicht 
seien.  Aber  man  darf  doch  nicht  übersehen . dass  die  früheren  Mängel  ebenso  sehr 
das  Product  der  gesainmten  damaligen  öffentlichen  Zustände,  wie  die  jetzigen  Ver- 
besserungen das  Product  der  heutigen  Zustände  sind,  woneben  die  Steuervcrwaltungs- 
teebnik  doch  vielfach  nur  ein  Moment  ist,  das  einen  untergeordneten  selbständigen 
Einfluss  ausübt  und  das  selbst  viel  mehr  wieder  ron  diesen  Zuständen  abbängt.  — 

Im  fünften  Kapitel  wird  sich  Gelegenheit  geben,  bei  einzelnen 
Pnneten  der  Stenerverwallung  zu  zeigen,  wie  weit  dabei  auf  die 
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Befolgung  jener  drei  Grundsätze  speeielle  Rücksicht  zu  nehmen 
ist,  wie  weit  aber  auch  einzelne  Einrichtungen  dagegen  mehr  oder 
weniger  unvenneidlich,  öfters  ganz  unvermeidlich  verstossen.  Das 
ist  dann  freilich  bei  der  Kritik  einer  Steuereinrichtung  ein  für  das 
Schlussurtheil  ebenso  mit  zu  beachtender  Umstand,  wie  der  Ver- 
stoss  einer  im  Steuersystem  enthaltenen  Steuerart  gegen  jene  Prin- 
cipien.  Aus  den  dargelegten  Gründen  kann  aber  allein  deswegen 
doch  nur  selten  eine  Verwaltungseinrichtung  verworfen  werden,  so 
wenig  als  eine  Steuerart,  z.  B.  die  Verbrauchssteuer,  nur  wegen 
solcher  Verstösse  unbedingt  zu  verurtheilen  ist 

Uebcr  die  einzelnen  genannten  Steuerverwaltungsprincipien  selbst  genügen  hier 
im  Uebrigen  einige  Bemerkungen. 

11.  Die  einzelnen  Grundsätze. 

A.  — §.  190.  Der  Grundsatz  der  Bestimmtheit  der 
Besteuerung. 

1.  Die  Bestimmtheit  gegenüber  den  Steuerpflichtigen  wird 
im  Allgemeinen  um  so  besser  erreicht  werden,  je  geschäftlich  und 
moralisch  tüchtiger  das  Verwaltungspersonal  ist,  welches 
Steuern  aufzulegen  und  zu  erheben  hat ; ferner  hängt  sie  wesentlich 
mit  von  der  Steuer  gattu  ng  und  deren  specieller  Ausführung  ab. 

In  ersterer  Hinsicht  treten  bei  mangelhafter  öffentlicher  Rechtsordnung,  unge- 
nügender Controle  und  Bezahlung  des  Personals  begreiflich  leicht  grosse  Uebelstände 
hervor,  bei  dirccten  Stenern  besonders  für  die  unteren,  des  Rechtsschutzes  baaren 
Classen,  bei  indirecten  für  die  Geschäftsleute , deren  Waaren  bezollt  oder  besteuert 
werden.  Die  hauptsächliche  Verbesserung  liegt  wieder  weniger  in  Reformen  der 
Steuerverwaltung,  wenn  dieselben  auch  nicht  unwichtig  sind,  — wie  namenüich  scharfe 
Controle  des  Personals  von  Oben  und  ausreichende  Besoldung,  — als  abermals  in 
allgemeiner  Hebung  der  öffentlichen  Zustände,  der  gesammten  Ver- 
waltung und  des  Bcamtenthums.  Dem  verdanken  wir  in  Mittel- und  Westeuropa 
neben  anderen  Stcnerverbcsscrungcn  auch  die  genauere  „Bestimmtheit“  der  Besteueruug 
gegen  früher  und  in  Vergleich  mit  anderen  Ländern. 

2.  Einfachheit  des  Steuersystems  und  der  Einrichtung  der 
einzelnen  Steuern  ermöglicht  auch  eine  strengere  Durchführung  des 
Grundsatzes  der  Bestimmtheit. 

Eine  einzige  allgemeine  Einkommensteuer  z.  B.  wurde,  wenn  es  mög- 
lich wäre,  den  Einkommcnbcgriff  leicht  verständlich  für  den  practischen  Zweck  der 
Besteuerung  zu  formuliren,  vielleicht  in  fast  idealem  Maasse  die  „Bestimmtheit"  der 
Steuer  für  jeden  Einzelnen  erreichen  lassen.  Aber  jene  Einfachheit  ist  eben  selbst 
nur  in  primitivsten  wirtschaftlichen  Verhältnissen  möglich  und  weicht  immer  mehr 
einem  complicirten  Steuersystem,  in  welchem  jede  einzelne  Steuer  dann  oft  selbst 
wieder  complicirt  wird.  Insofern  steigen  die  Schwierigkeiten,  jenen  Grundsatz  durch- 
zuführen, unvermeidlich  mit  der  Entwicklung  des  Steuerwesens  und  der  diese  bedingen- 
den Entwicklung  der  wirtschaftlichen  und  technischen  Verhältnisse.  Die  z.  B.  hier- 
durch gebotene  Verkehrsbesteuerung  wird  mit  der  Verkettung  des  Creditverkehrs, 
der  Verwickeltheit  der  Rechtsgeschäfte  notwendig  etwas  höchst  Complicirtos,  wo- 
runter die  Anpassung  der  Besteuerung  an  den  Grundsatz  der  Bestimmtheit  leiden  muss 
(Enregistremcnt  Frankreichs,  Fin.  III,  §.  213  tf.  Stempelwesen.  Börsensteuer,  Besteuer- 
ung von  Rechtsgeschäften!).  Aehnliches  gilt  wegen  der  Gestaltung  der  Betriebstechnik 
von  der  Verbrauchsbost eu c ru ng. 
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3.  Immerhin  verstösst  man  mitunter  in  der  Praxis  mehr  als 
nöthig  ist  gegen  den  Grundsatz.  Es  ist  namentlich  zu  verlangen 
und  doch  auch  meistens  unschwer  zu  erreichen,  dass  die  Zeit 
der  Steuerzahlung,  der  Ort  derselben,  die  Höhe  der  fälligen 
Summe,  die  Währung  dem  Steuerpflichtigen  rechtzeitig  und 
genau  bekannt  werde. 

Bei  directen  Steuern  mit  wechselndem  Steuerfuss,  wie  etwa  Einkommensteuern, 
ist  namentlich  rechtzeitige  Ankündigung  rorher  geboten:  bei  Steuern,  wolcho  nach 
einer  Einschätzung  aufgelegt  werden,  muäs  das  Ergebniss  dem  Interessenten  recht- 
zeitig mitgetheilt  werden,  um  eventuell  reclamircn  zu  können.  Grosse  Interessen  der 
geschäftstreibenden  Classen,  Kaufleute,  Fabrikanten  knüpfen  sich  an  Acndcrungcn  im 
Zolltarif  oder  im  Steuersatz  innerer  Verbrauchssteuern.  Die  Ungewissheit  darüber, 
namentlich  auch  über  die  Zeit  des  Eintritts  solcher  Acnderungcn,  hat  zwar  das  Gute, 
Speculationen  gegen  das  fiscalische  Interesse  zu  erschweren,  weshalb  sich  Oders  eine 
lange  Vorherverkundigung  verbietet.  Aber  jene  Ungewissheit  verletzt  doch  auch 
wichtige  und  berechtigte  Priratinterossen,  so  dass  sic  jedenfalls  nicht  bis  zum  letzten 
Augenblick  dauern  darf,  wio  dergleichen  trotzdem  bis  heute  vorkommt,  z.  B.  auch  in 
Deutschland  bisweilen  bei  der  mitunter  bis  zum  letzten  Augenblick  fraglichen  Ent- 
scheidung über  die  Prolongation  von  Handelsverträgen  mit  Conventionaltarifen. 

4.  Eine  klare,  einfache,  gemeinverständliche 
Sprache  der  Gesetze  und  Ausführungsverordnungen  ist  auch  eine 
wichtige  Forderung  in  der  Consequenz  des  Grundsatzes  der  Be- 
stimmtheit. Ohne  zu  läugnen,  dass  unsere  neueren  Gesetze  dagegen 
oft  mehr  verstossen,  als  unvermeidlich  ist  (England!),  so  muss  man 
sich  indessen  doch  auch  hier  nicht  darüber  täuschen,  dass  diese 
Forderung  wegen  der  complicirten  neueren  .Steuerverhältnisse  (Er- 
trag-, indirectc  Verbrauch-,  in  Stempelform  und  als  Uegistcrabgabcn 
erhobene  Verkehrsteuern !)  öfters  nothgedrungeu  beim  besten  Willen 
nicht  genügend  erfüllt  werden  kann. 

Es  ist  dieselbe  Erscheinung,  wie  in  Bezug  auf  andere  Uechtsverhältnisse. 
Namentlich  Steuern,  welche  sich  an  verwickelte  Privatrechtsgeschäfte,  an  das  Obli- 
gationen-, Pfand-,  Erbrecht  anschliesson.  also  vor  Allem  die  Verkehrssteuorn,  müssen 
hier  schon  um  die  steuerpflichtigen  und  steuerfreien  Rechtsgeschäfte  oder  den  ver- 
schiedenen Steuerfuss  bei  creteren  richtig  zu  bestimmen,  Umgehungen  des  Gesetzes 
möglichst  zu  verhüten  und  straffällig  zu  machen,  sehr  genau  ins  Einzelne  gehende 
Vorschriften  enthalten,  dereu  Anwendung  mitunter  nur  der  Hechts-  und  Steuertech- 
niker  sicher  handhaben  kann,  auch  er  aber  nicht  einmal  immer,  so  dass  authentische 
Interpretationen  der  Verwaltungsbehörden,  vielleicht  der  Gesetzgebung  selbst, 
gerichtliche  Entscheidungen,  die  als  Präjudize  dienen,  erforderlich  werden:  ein 
grosser  Uebelstand  des  Stempel-  und  Kcgistcrabgabcnwcscns,  der  aber  mit  diesen 
aus  anderen  Gründen  unentbehrlichen  Steuern  oder  Steuerformen  in  den  Kauf  ge- 
nommen werden  muss. 

5.  Juristische  Schärfe  und  Unzweideutigkeit  der 
Sprache  in  Gesetzen  und  Verordnungen,  so  dass  Controversen  mög- 
lichst ausgeschlossen  werden,  ist  eben  deswegen  im  Interesse  der 
Bestimmtheit  der  Besteuerung  dringend  geboten,  aber  wiederum 
gerade  bei  dem  Character  moderner,  den  verwickelten  und  ver- 
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änderlichcn  Verhältnissen  des  Verkehrs  angepasster  Steuerverhält- 
nisse schwierig. 

Die  neuere  parlamentarische  Gesetzgebung  hat  hier  noch  Manches  ver- 
schlimmert, veil  dabei  eine  einheitliche  Rcdaction  mehr  oder  weniger  ausge- 
schlossen ist.  Dem  Öfters  geäusserten  Wunsche,  Gesetze  nach  den  vereinbarten  Be- 
schlüssen einer  corrccten  Itedaction  durch  Sachverständige  unterzogen  zu  sehen,  kann 
man  sich  auch  in  Bezug  auf  Steuergesetzc  anschliessen. 

6.  Neben  den  Gesetzen  selbst  sind  für  das  steuerpflichtige 
Publicum  nicht  minder  als  für  das  Verwaltungspersonal  die  Voll- 
zugsverordnungen u.  dgl.  von  grösster  Bedeutung.  Hier  kann 
die  knappe  Sprache  des  Gesetzes  passend  durch  Erläuterungen 
und  Beispiele  verdeutlicht  und  dem  Verständnis  des  Volks 
näher  gebracht  werden. 

7.  Um  das  grosse  Publicum  mit  den  Hauptgrundsätzen , den 
Control-  und  Strafbestimmungen  u.  s.  w.  der  Besteuerung  bekannt 
zu  machen,  empfiehlt  sich  bei  einzelnen  Steuern,  wie  den  directen 
Einkommen-,  Luxussteuern,  auch  bei  einzelnen  inneren  Verbrauch- 
steuern, z.  B.  bei  der  Flächen-  und  Gewichtsteuer  des  Tabak- 
pflanzers, der  Abdruck  einiger  der  wesentlichsten  gesetzlichen 
Puncte  auf  den  Steuerzetteln  (Ausschreibezettcln,  Quittungen 
und  dergleichen). 

8.  Bei  neuen  Gesetzen  ist  fUr  populäre  Erläuterung 
durch  die  Presse,  Zeitungen,  Kalender,  zu  sorgen. 

B.  — §.  191.  Die  möglichste  Bequemlichkeit  der  Be- 
steuerung liegt  nicht  nur  im  Interesse  der  besteuerten  Bevölkerung, 
sondern  auch  im  Finanzinteresse,  weil  dadurch  der  Eingang  der 
Steuern  gesicherter  wird. 

Innerhalb  gewisser  Grenzcu  kann  cs  sich  deshalb  sogar  empfehlen,  kleine  Stei- 
gerungen der  unmittelbaren  Erhebungskosten,  welche  leicht  aus  Maassregeln  zur  be- 
quemen Einrichtung  der  Steuerzahlung  im  Interesse  des  Publicums  hervorgehen  werden 
(z.  B.  bei  zahlreicheren  Erhebungsterminen  directcr  Steuern'1 , auf  die  Staatscassu  zu 
Übernehmen.  Weitergehende  l'orderungen  müssen  freilich  meistens  wieder  abgewiesen 
werden,  weil  ihro  Erfüllung  die  Erhebungskosten  zu  stark  erhöben  oder  den  sicheren 
Eingang  der  Steuern  wieder  nach  anderen  Seiten  gefährden  wurde. 

Im  Einzelnen  handelt  cs  sich  zur  möglichsten  Berücksichtigung 
des  genannten  Grundsatzes  wohl  vornemlich  um  angemessene  Be- 
stimmungen Uber  folgende  einzelne  Puucte:  die  Steuer währun  g, 
den  Steuerort,  den  Steuerzeitpunct,  die  Steuerzahlung  int 
Ganzen,  z.  B.  für  die  Jahresschuldigkeit  eines  Besteuerten  auf 
Einmal,  oder  in  Tbeilcn,  das  Steuer-  (und  Zoll-)  ver- 
fahren, die  Steuere ontro len.  Auch  die  Frage  über  die  Wahl 
zwischen  directer  Besteuerung  und  indirecter  Ver- 
brauchsbesteuerung des  Consumcnten  berührt  sich  mit 
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derjenigen  nach  möglichst  bequemer  Einrichtung  des  Steuerwesens, 
und  anch  bei  der  Gestaltung  der  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung für  die  Producenten  (Kaufleute,  Fabrikanten,  — 
Zoll,  Octroi,  innere  Verbrauchssteuern)  kommen  Rücksichten  auf 
die  grössere  oder  geringere  Bequemlichkeit  für  diese  Personen  mit 
zur  Erwägung  (Zollverfahren,  Controlc  der  Fabrikation).  Endlich 
ist  die  Schonung  religiöser,  sittlicher  Anschauungen, 
der  Sitte  und  des  Herkommens,  der  Gesundheit  u.  s.  w. 
auch  hier  mit  zu  erwähnen:  jeder  vermeidbare  Verstoss  verletzt 
nnnöthig  die  Steuerpflichtigen  und  schadet  so  auch  meistens  dem 
Finanzinteresse. 

Wie  weit  in  allen  diesen  Puncton  dem  Grundsatz  der  Bequemlichkeit  Rechnung 
getragen  werden  kann,  wird  erst  aus  den  Erörterungen  über  die  Steuorverwaltnng  im 
3.  Kapitel  mit  hervorgehen.  Da  andere  Rücksichten  regelmässig  wichtiger  sind , so 
darf  freilich  nicht  allzu  viel  erwartet  werden. 

Zur  Uebersicht  der  einzelnen  Puncte  genügt  hier  das  Folgende. 

1.  Als  Steuerwährung  empfiehlt  sich  in  der  entwickelten 
Volkswirtschaft  mit  ausgcbildetcr  Geldwirthschaft  meist  auch  im 
Interesse  der  Steuerpflichtigen  die  gesetzliche  Zahlung  der  Steuer 
in  Geld  und  zwar  in  der  Landeswährung,  also  z.  B.  bei 
Papiergeldwirthschaft  in  Papiergeld.  Dabei  allein  kann  auch 
die  Steuerzahlung  eine  fest  bestimmte  sein. 

Die  in  Ländern  der  Papierwährung  vorkommendc  Forderung  von  Steuern,  so 
der  Zölle,  in  Metallgeld  (Gold),  (Oesterreich,  Russland,  früher  Nordamerical  er- 
höht bei  entwcrthclem  Papiergeld  nicht  nur  den  Betrag,  sondern  macht  ihn  bei  den 
Oursscbwanknngen  von  Mctallvaluta  auch  unbestimmter.  Die  Papierwährung  ist  in 
solchen  Ländern  der  stabilere  Werthmesser  in  Bezug  auf  dio  Preisbewegung 
im  Inland  verglichen  mit  Metallgeld.  (Das  habe  ich  in  meinen  Arbeiten  Uber  Papier- 
geld naebgewiesen.) 

2.  Als  Steuerort,  wo  die  Steuer  einer  Person  von  ihr  zu 
zahlen  oder  von  dem  Beauftragten  der  Steuerverwaltung  zu  erheben 
ist,  ist  bei  directen  Steuern  und  bei  den  vom  Producenten 
zu  zahlenden  indirecten  Steuern  der  Wohnort,  daher  meist 
die  gern  ein  de  weise  Erhebung  erwünscht.  Bei  den  Zöllen  be- 
darf es  einer  genügenden  Anzahl  Grenzzollämter,  dann  bei 
ihnen  und  bei  gewissen  inneren  Verbrauchsteuern  (z.  B. 
Salz)  einer  hinreichenden  Zahl  zweckmässig  über  das  Staatsgebiet 
verthcilter  Binnenzoll-  und  Steuerämter,  nach  denen  die 
Zoll-  oder  verbrauebsteuerpfliehtigen  Waaren  mit  dem  sogenannten 
Begleitscheinverfahren  unter  steueramtlicher  Controle  vor- 
läufig unversteuert  versandt  werden  können. 

3.  Als  Steuerzeitpuuct,  an  welchem  die  Steuer  gesetzlich 
zu  entrichten  ist,  soll  möglichst  ein  solcher  gewählt  werden,  wo 
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die  Pflichtigen  voraussichtlich  gerade  im  Besitz  der  Zahlmittel  sind 
und  diese  muthmaasslich  am  Leichtesten  hergeben  können. 

Thunlichst  gilt  cs  eventuell  zu  dienern  Zweck  auch  die  Zahltermine  fUr  Aus- 
zahlungen des  Staats  oder  der  Gemeinde  zu  bestimmen,  z.  B.  für  die  Verzinsung  der 
Schuld,  für  grössere  Lieferungen  der  Militärverwaltung  u.  s.  w.,  indem  man  diese 
Termine  kurz  nach  denjenigen  für  den  Eingang  der  Steuern  legt  Dabei  wird  dann 
auch  der  Vortheil  erreicht,  dass  grössere  Geldsummen  nicht  unnöthig  lauge  dem 
Verkehr  entzogen  werden.  (Andernfalls  muss  man  die  disponiblen  Steuersummen  in 
den  Staatscassen  in  Banken  hinterlegen.  S.  Fin.  I,  §.  262  ) Bei  den  directcn 
Steuern,  Ertrags-,  Einkommensteuern,  schliesst  sich  die  Erhebung  passend  an  die 
Tcrmino  an,  zu  welchen  die  Besteuerten  einen  grösseren  Theil  ihrer  wirthschaftlichen 
Leistungen  in  Geld  umgesetzt  oder  auch  sonst  grössere  Geldempfänge  haben.  So  wird 
die  agrarische  Grundsteuer  vom  Landwirth,  besonders  bei  den  älteren  Absatzverhält- 
nissen, nach  der  Ernte  und  im  Winter,  die  städtische  Hanssteuer  nach  den  Mieth- 
termineu,  die  Gewerbcstener  des  Kleinkaufmanns,  Handwerkers  nach  den  grösseren 
Abrechnungsterminen  mit  der  Kundschaft,  die  Leihzinssteuor  nach  den  Zinsterminen, 
die  Besoldungssteuer  nach  den  Gehaltsterminen  leichter  gezahlt  werden. 

Beim  Baarkauf  des  Consumenten  verbrauchssteuerpflichtiger  Artikel  regelt  sich 
die  Zahlung  so  wie  so  nach  dem  Bositz  von  Zahlmitteln.  Bei  der  wesentlich  einen 
Steucrvorschuss  darstellenden  Steuerzahlung  des  kaufmännischen  Beziehers 
oder  Producenten  oincs  zoll-  oder  verbrauchssteuerpflichtigeu  Artikels 
ist  der  Steuertermin  beim  Beginn  der  Production  oder  gleich  unmittelbar  beim  Bezug 
der  zollpflichtigen  W’aare  nicht  nur  unbequem,  sondern  auch  wirthschaftlich  nach- 
theilig. weil  dann  sofort  das  Betriebskapital  um  den  Betrag  von  Steuer  oder  Zoll  ver- 
kürzt und  dieser  Betrag  um  den  Zins  für  diesen  Vorschuss  bis  zur  Zeit  des  W'icder- 
empfangs  der  Summe  vom  Käufer  vertbeuert  wird.  Deswegen  ist  hier  ein  rationelles 
System  von  Zoll-  und  Steuercred iten  principiell  begründet,  mit  dem  Ziel,  dass 
auf  diese  Weise  vom  Kaufmann  und  Producenten  die  reelle  Steuerzahlung  erst  erfolgt 
nach  dem  Absatz  der  Products  und  dom  Empfang  des  Erlöses. 

4.  Ein  einziger  oder  ganz  wenige  Zahltermine  für  den 
Jabresbetrag  einer  directen  Steuer  sind  für  die  Finanzverwaltnng 
wohl  am  Bequemsten  und  Wohlfeilsten,  aber  auch  für  sie  nicht 
erforderlich,  daher  mehrere  Theiltermine  passender. 

Denn  auch  der  Finanzbedarf  vertheilt  sich  so  wie  so  Uber  das  ganze  Jahr  oder 
lässt  sich  mit  Hilfe  einfacher  Maassregeln  so  vcrtheilen.  Es  würde  sonst  nur 
wieder  eine  unwirtschaftliche  Anhäufung  von  Geld  in  den  Gassen  eintreten.  Der 
ökonomischen  Lage  der  Steuerpflichtigen  widerspricht  eine  solche  Zahlungsweise  abor 
meistens  und  für  viele  „kleinere  Leute“  würde  sie  sehr  drückend.  Daher  ist  für 
directe  Steuern  die  Einrichtung  einer  zweckmässigeu , übrigens  wieder  wegen  der 
steigenden  Erhebungskosten  und  wegen  der  auch  nicht  erwünschten  gar  zu  häutigen 
Behelligung  des  Steuerpflichtigen  nicht  zu  grossen  Anzahl  von  Zahltcrminen 
zu  fordern,  mit  dem  Recht  der  Vorausbezahlung  der  weiteren  Termine  im  Jahre, 
eventuell,  wenn  die  Casse  das  begünstigen  will,  gegen  Disconl. 

In  Preussen  kann  man  z.  B.  die  späteren  Theilzahlungcn  im  laufenden  Finanz- 
jahre bei  der  Einkommensteuer  auf  einmal  voraus  bezahlen,  aber  ohne  Discont,  Er- 
hebung der  directen  Staats-  und  Gemeindesteuern  meist  in  Monatsraten.  Zwuimonats- 
tind  quartalsraten , verschieden  nach  Orten  und  Steuern.  Zu  viel  Termine  (Klassen- 
steuor  12)  haben  sich  ungünstig  für  die  Erhebung  gezeigt  (mehr  Reste,  Executionen 
u.  3.  w.).  In  England  früher  ebonso  bei  der  Einkommensteuer  Vorausbezahlung  für 
das  ganze  Jahr  statthaft,  aber  mit  4 °/0  Discont  für  die  späteren  Termine,  jetzt  ohne 
Discont  einjähriger  Termin,  lieber  das  Verwaltungsjahr  hinauszugeben  ist  wegen  der 
nothwendigen  Rechnungstrennung  der  einzelnen  Jahre  meist  nicht  zulässig. 

Für  Zölle  und  Verbrauchsteuern,  welche  Kaufmann  und 
Fabrikant  auslegen,  für  Erbschafts-,  höhere  Verkehrs- 
steuern (z.  B.  vom  Besitzwechsel  der  Immobilien)  kann  durch 
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Gewährung  von  Tbeilzahlnngen  auf  creditirte  Beträge  allen- 
falls Erleichterung  gewährt  werden.  Ftlr  den  haar  zahlenden  Con- 
sunienten  — also  freilich  vom  so  verbreiteten  Rechnungs-  oder 
Borgkauf  abgesehen!  — löst  sich  die  Steuerzahlung  von  selbst  in 
eine  grosse  Reihe  kleiner  Theilzahlungen  auf,  diezuni 
bequemen  Zeitpunct  erfolgen,  und  wird  dadurch  leichter  und  fast 
unmerklich:  der  oft  angeführte,  in  der  That  vorhandene,  aber  eben 
nicht  allein  in  Betracht  kommende  Vortheil  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung. 

5.  Das  Steuer-,  besonders  auch  das  Zoll-Verfahren  ver- 
stösst  durch  übermässige,  vom  Fiuanzintercsse  nicht  immer  ver- 
langte, ja  demselben  widerstreitende  Umständlichkeit  und 
Schwerfälligkeit,  woraus  für  den  Steuerpflichtigen  vermehrter 
Zeit-  und  Geldaufwand  hervorgeht,  oft  besonders  gegen  den  Grund- 
satz der  Bequemlichkeit.  Die  indirecten  Verbrauchsteuern  des  Pro- 
ducenten, die  Stempel-  und  Registerabgaben  zeigen  hier  grosse 
Mängel.  Verbesserungen  sind  immer  wltnschenswcrth,  aber  schwierig, 
weil  die  Uebelstände  theils  mit  dem  ganzen  Verwaltungsmechanis- 
rnus,  theils  mit  dem  unvermeidlichen  Controlwescn  Zusammen- 
hängen. 

6.  Die  Steuer controlen  sind  für  die  Verwaltung  und  die 
Pflichtigen  gleich  lästig.  Die  letzteren  leiden  nicht  nur  unter  den 
für  sie  bestimmten  Controlen,  sondern  zum  Theil  wohl  auch  mit 
unter  denjenigen , durch  welche  die  Beamten  controlirt  werden. 
Aber  meistens  müssen  diese  Einrichtungen  eben  als  durch  den 
Zweck,  namentlich  durch  die  Natur  bestimmter  Steuern  geboten 
angesehen  werden,  in  welcher  Hinsicht  wieder  die  Zölle  und  inneren 
Verbrauchsteuern  am  Ungünstigsten  erscheinen.  Anderseits  hängt 
auch  hier  Vieles  von  der  Moralität  der  Bevölkerung,  speciell  der 
Gcschäftsclassen , der  Tüchtigkeit  der  Beamten,  dem  Stande  der 
öffentlichen  Meinung  ab.  Erst  mit  entsprechenden  Fortschritten  hier 
können  daher  gewisse  lästige  Controlen  aufgegeben  oder  vermindert 
werden.  Die  Bequcmliehkeitsrüeksichten  dürfen  hier  am  Wenigsten 
allein  entscheiden. 

7.  Was  endlich  die  Schonung  von  Anschauungen, 
Sitten,  Gesundheit  u.  s.  w.  anlangt,  so  hat  hier  einmal  die 
alte  Steuer,  an  die  das  Volk  eben  gewöhnt  ist,  selbst  vor  der 
besseren  neuen  bisweilen  Vorzüge,  was  mitunter  bei  Steuer- 
reformen zu  berücksichtigen  ist.  Das  Anstandsgefühl  und  die 
Volksanschauungen  (körperliche  Untersuchung  an  der  Zoll- 
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grenze,  am  Thore,  Eindringen  in  die  Privatwohnnng)  verlangen 
ferner  tliunlich  Rücksichten.  Steuereinrichtungen,  welche  direct 
oder  indirect  die  Gesundheit  gefährden,  z.  B.  Haussteuern  in  Form 
von  Thür-  und  Fenstersteuern  , wenn  dieselben  nachtheilig  auf  die 
Gestaltung  des  Baus  einwirken,  sind  möglichst  zu  vermeiden.  Bei 
der  Wahl  der  Objecte  und  bei  der  Höhe  der  Steuersätze  für  Ver- 
brauchsteuern haben  Bitten-  und  gesundheitspolitische  Gesichtspuncte, 
wenn  auch  nicht  zu  entscheiden,  so  doch  mit  zu  sprechen. 

S.  besonders  im  3.  Bande  die  Darstellung  der  französischen,  britischen 
Besteuerung,  wo  mehrfach  auf  solche  Puncte  mit  Rücksicht  genommen  wurde.  (Dra- 
konische Vorschriften  während  der  Napoleonischen  Gontinontalsperre.  Weitgehende 
Durchsuchungsrechte  im  Zoll-Grenzverkehr  und  ins  Inland  hinein  aus  hochschutzzöll- 
nerischen  Rücksichten:  vgl.  z.  B.  Pin.  UI,  §.  151,  336.) 

Und  so  Hesse  sich  noch  manches  Einzelne  bervorheben,  was 
in  näherer  oder  entfernterer  Verbindung  mit  dem  besprochenen 
Grundsatz  und  der  ihm  zu  zollenden  Rücksicht  steht. 

C.  — §.  192.  Das  Streben  nach  möglichst  geringen 
Erhebungskosten  der  Steuern  ist  nichts  Anderes  als  die 
Anwendung  des  ökonomischen  Princips  auf  die 
Finanzwirthschaft  als  Einzel wirthschaft.  Die  Erhebungs- 
kosten sind  für  letztere  die  einzelwirthschaftlichen  Productionskosten, 
mit  denen  der  Steuerertrag  gewonnen  wird.  Der  dritte  oberste 
Grundsatz  der  Steuerverwaltung  ist  daher  wirtschaftlich  der 
bedeutungsvollste.  Die  Aufgabe  ist  aber  principiell  dieselbe  wie  in 
jeder  Einzelwirtschaft  und  speciell  wie  in  der  Domanial-  und 
Gebührenwirthschaft  der  Finanzverwaltung. 

Wegen  dieses  Zusammenhangs  der  Frage  bei  der  Besteuerung  mit  der  allge- 
meinen Frage  vom  Finanzbedarf  für  die  Bestreitung  der  Erhebungskosten  der  Staats- 
einnahmen ist  davon  schon  im  ersten  Bande  (§.  170 — 173)  gehandelt  worden.  Alles, 
was  zusammenhängend  und  im  Allgemeinen  über  die  Abhängigkcitsverhältnisso  der 
Erhebungskosten  der  Steuern  und  Uber  die  Maassrcgcln  zur  Verminderung  dieser 
Kosten  zu  sagen  ist,  ist  dort  bereits  erledigt  worden. 

Hier  sei  nur  wiederholt,  dass  die  Höhe  dieser  Kosten  — und 
zwar  der  dort  in  §.  173  unterschiedenen  „eigentlichen“,  welche 
den  Fiscus  und  die  Steuerpflichtigen,  und  „uneigentlichen“, 
welche  nur  die  letzteren  belasten  — wesentlich  von  allgemeinen 
Verhältnissen  des  Staats-,  Volks-  und  Wirtschaftslebens  und 
von  der  dadurch  mit  bedingten  Wahl  der  Steuergatt- 
ungen (Schatzungen,  Ertrags-,  Einkommensteuern  einer-,  Verkehrs-, 
indirecte  Verbrauchsteuern,  Zölle  anderseits)  abhängt.  Die  Thätig- 
keit  der  Steuerverwaltung  ist  dadurch  im  Ganzcu  vorgezeichnet, 
nur  innerhalb  nicht  zu  weiter  Schranken  lässt  sich  rein  durch 
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verwaltungstechnische  Maassregeln  in  Bezug  auf  die  Kosten 
etwas  verbessern.  Das  wird  in  der  Frage  der  Erhebungskosten  oft 
Ubersehen. 

Aua  den  Erörterungen  über  die  Steuerverwaltung  im  5.  Kapitel  ergiebt  sieh 
auch  für  diese  Frage  das  Weitere.  Sonst  gestalten  stell  gerade  in  diesem  Punctc  die 
Verhältnisse  bei  den  einzelnen  Steuern  verschieden,  wofür  auf  die  specielle  Steuer- 
lehre zu  verweisen  ist  S.  die  Erörterung  dieses  Punctes  und  statistische  Belege 
passim  vielfach  in  Rd.  111,  für  britische  und  französische  Verhältnisse,  z.  B. 
§.  183. 
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Viertes  Kapitel. 

Das  Steuersystem  und  die  Hauptarten  der  Steuern. 

§.  193.  Vorbemerkungen  und  literarische  Nachweisungen. 

„So  umfassend  auch  diu  Bewegung  und  Literatur  Ober  die  Stcuerlehre  ist,  so 
ist  dennoch  gerade  in  Beziehung  auf  das  „System"  der  Steuern,  dessen  Bedeutung 
mau  nicht  erkannte,  nur  wenig  geleistet“,  sagt  Stein  mit  liecht  (4.  A.  I,  479).  Kaum 
weniger  als  für  das  Chaos  von  Steuern  in  der  Praxis,  kein  einziges  Land  ausge- 
nommen, ist,  wie  wir  schon  mehrfach  bemerkten,  auch  im  (irunde  in  der  Theorie  der 
Ausdruck  „Steuersystem"  ein  sehr  unzutreffender  Euphemismus.  Denn  was  die 
Theorie  hier  gegeben  hat.  ist  selten  mehr  als  eine  mehr  oder  weniger  glückliche 
kritische  Paraphrase  und  Ulosse  zu  der  geschichtlich  Überkommenen  und  zu  liechte 
bestehenden  Besteuerung  der  Praxis.  Hier  werden  wohl  einige  Forderungen  in  Bezug 
auf  Beseitigung.  Abänderung,  Ergänzung  dieser  Besteuerung  gestellt,  theils  allgemein 
und  principiell,  indem  man  die  Erörterung  an  die  allgemeinen  Verhältnisse  der 
modernen  Besteuerung  in  den  Culturstaaten  anknupft,  theils  für  bestimmte  einzelne 
Länder  und  Zeiten,  wie  natürlich  vor  Allem  für  das  Vaterland  und  die  Zeit  des  ein- 
zelnen Autors.  Diese  Forderungen  werden  auch  als  Gonsequenzen  der  zuvor  behan- 
delten obersten  Steuerprincipien  abgeleitet  und  letztere  dienen  Oberhaupt  der  Kritik 
zur  Richtschnur.  Aber  Ernst  wird  eigentlich  auch  in  der  Theorie  ebenso  wenig  mit 
der  Verwirklichung  dieser  Principien  gemacht  wie  in  der  Praxis.  Das  war  ein  um 
so  grösserer  Fehler  der  früheren  Theorie,  weil  dieselbe  doch  die  Bedeutung  der  Ge- 
rechtigkeit*- und  der  volkswirtschaftlichen  Principien  so  hoch  stellt  und  ron  dem 
berechtigten  Vorrang  der  ron  uns  sogenannten  „finanzpolitischen"  Principien  bisher 
nicht  aasgegangen  ist. 

Man  kann  auch  nicht  einwenden,  die  Theorie  sei  sich  mit  einer  solchen  Selbst- 
bescheidung nur  ihrer  wahren  Aufgabe  richtig  bewusst  und  überschätze  ihre  Kraft 
nicht.  Sie  habe  auf  diesem  Gebiete  so  wenig  als  auf  anderen  des  practischcn  Lebens 
eine  tabula  rasa  vor  sich,  auf  der  sie  kühn  ein  grosses  systematisches  Gobäudc  auf- 
fuhren könne,  das  aber  ohne  Zusammenhang  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
Bcstencrung  in  der  Luft  schwebe  und  nur  eine  Gedankenspielerei  des  Doctrinarismus 
sei.  So  liegt  indessen  die  Sache  doch  nicht  und  so  bescheiden  auf  kritische  Glossi- 
rung  des  Bestehenden  beschräukt  ist  die  Aufgabe  der  Theorie  mit  Nichten. 

Gewiss  soll  die  bestehende  Besteuerung  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung 
begriffen  und  als  das  einmal  Bestehende  geachtet  und  zum  Ausgangspuuct  practischer 
Reformen  genommen  werden.  Gerade  die  streng  systematisch-priucipielle  Behandlung 
der  Steuerlehre  liefert  erst  zu  einer  richtigen  Würdigung  der  Geschichte  und  des 
geltenden  Rechts  der  Besteuernng  die  nöthigen  Anhaltspunctc.  Nur  sie  führt  zu  einem 
tieferen  Verständnis*  der  Praxis  und  ihrer  Einrichtungen  und  deckt  denn  auch  in 
dem  Bestehenden,  indem  sie  es  erklärt  und  auf  seine  ursächlichen  Verhältnisse  zurück- 
führt,  das  wenigstens  nach  gewissen  Seiten  Berechtigte  auf.  Dadurch  wird  eine  oft 
recht  leichte  und  au  sich  auch  nicht  unrichtige  Kritik  einzelner  Puucte,  gewisser 
Steuerarien,  Erhebungsformen  u.  s.  w.,  erst  auf  die  wahre  Bedeutung  rcducirt. 

Aber  die  Theorie  hat  doch  noch  eine  weitere,  höhere,  eine  schwierigere  und 
zugleich  practisch  wichtigere  Aufgabe,  uemlich  durch  die  Aufstellung  eines 
Steuersystems  ein  bestimmtes  principiellcs  Ziel  der  Stouercntwicklung, 
wenn  auch  immer  nur  für  gegebene  Eutwicklungspcriodcn  der  Volkswirtschaft,  der 
Rechtsordnung  und  des  Volkslebens  Überhaupt,  aufzurichten,  — ganz  jener  oben 
(S.  373)  erwähnten  Forderung  Neumann’s  gemäss.  Dafür  ist  die  Erörterung  der 


Digitized  by  Google 


470 


5.  B.  Allgem.  Steuerlehre.  4.  K.  System.  §193. 


obersten  Steuerprincipien  eine  unvermeidliche  werthrolle  Vorarbeit,  aber  doch  nur  eine 
Vorarbeit.  Nicht  ohne  Weiteres  an  diesen  Principien,  sondern  an  dem  diesen  letz- 
teren möglichst  entsprechenden  theoretischen  Steuersystem  muss  die  Besteuerung 
der  Praxis  gemessen  werden,  wenn  man  in  ihr  zn  durchgreifenderen  Reformen  ge- 
langen und  dafür  die  Richtschnur  und  das  Ziel  erhalten  will.  Alles,  was  die  Lehre 
ron  den  einzelnen  Steuerprincipien  hervorfördern  kann,  sind  doch  erst  disjecta  mernbra. 
ein  „Lied“  wird  auch  in  der  Theorie  daraus  erst  durch  Zusammenfassung  aller  ge- 
wonnenen Grundsätze  in  einem  strong  systematischen  Auf-  und  Ausbau  der  Besteuer- 
ung. Bei  einem  solchen  wird  überall  wieder  an  die  geschichtliche  Entwicklung  und 
an  den  practischen  Bestand  des  Steuerwesens  anzuknüpfen  sein,  aber  cs  muss  dabei, 
auf  Grund  der  Erörterungen  über  die  Steuerprincipien.  nun  gezeigt  werden,  wo  die 
bestehende  Besteuerung  Lücken.  Mängel  und  Unrichtigkeiten  enthält,  derentwegen  sie 
kein  oder  nur  ein  sehr  unvollkommenes  Steuersystem  darstellt. 

Allerdings  wäre  es  eine  Ucbcrbcbung  der  Theorie  und  ein  falscher  Doctrinaris- 
mus,  den  man  mit  Recht  abweisen  müsste,  wenn  nun  ein  solches  theoretisches  Steuer- 
system der  Praxis  ohne  Weiteres,  ohne  Rücksicht  auf  die  geschichtlich  überkommenen 
Verhältnisse,  auf  die  seiner  Verwirklichung  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  auf- 
gedrängt werden  sollte.  Davon  ist  aber  keine  Rede.  „Compromisse“  zwischen 
idealen  Anforderungen  und  practischen  Lebensverh&ltnissen  werden  in  der  Praxis 
immer  nothwendig  nnd  deshalb  immer  zulässig  sein.  Das  kann  auch  die  Theorie  ron 
vorneberein  gern  anerkennen,  nur  soll  sie  nicht  selbst  das  Compromiss  und  die  Prin- 
cipienlosigkoit  zum  Princip  erheben.  Das  ron  ihr  aufzustellende  Steuersystem  soll 
für  die  rationelle  Praxis,  und  mit  dieser  allein  hat  man  es  hier  zu  thun,  Weg- 
weiser, Richtschnur,  Ziel  sein,  um  in  Bezug  auf  Reformen,  mit  denen  die 
Praxis  gerade  nach  ihren  eigenen  Bedürfnissen  und  nach  donen  des  ganzen  Lebens 
beständig  beschäftigt  ist,  nicht  im  Blinden  umher  zu  tappen,  nicht  Alles  noch  riel 
willkürlicher,  ungerechter,  unökonomischcr  zu  machen,  als  es  gewöhnlich  schon  ist: 
um  mit  einem  Worto  aus  der  gemeinen  Routine  lierausz  ukommen.  Das 
vermag  sie  nur  unter  der  Führung  der  Wissenschaft,  — einer  Wissenschaft,  Ton 
welcher  freilich  die  Praxis  studirt,  die  in  dieser  liegende  Erfahrung  verwerthet  werden 
muss,  welche  aber  nicht  in  der  Darstellung,  Erläuterung  und  Kritik  der  Praxis  den 
Abschluss  ihrer  Aufgabe  oder  vollends  ihre  alleinige  Aufgabe  zu  finden  hat. 

Bei  allen  Systematikern  der  Finanzwissenschaft,  wie  auch  der  Steuerlehre  speciell. 
vor  Stein,  fehlt  nun  ein  solcher  systematischer  Aufbau  der  ganzen  Besteuerung  röllig 
oder  cs  worden  wenigstens  kaum  mehr  als  einige  ungenügende  Ansätze  zur  Lösung 
dieser  Aufgabe  gemacht.  Auch  Kau  kann  ron  diesem  Tadel  nicht  ausgenommen 
werden.  (S.  oben  §.  4.)  Er  stellt  sich  diese  Aufgabe  gar  nicht  und  was  er  in  seiner 
allgemeinen  Steuerlehre  Uber  die  verwandten  Fragen  vom  „Zusammenhang“  und  von 
der  „Eintheilung“  der  Steuern  §.  276  fl'.,  291  ff.  giebt,  genügt  in  keiner  Weiso  mehr. 
Manches  Bezügliche  kommt  dann  bei  ihm  wie  bei  anderen  Theoretikern  in  der  spe- 
riellen  Steuerlehre  (B.  2)  vor,  aber  hier  ohne  richtigen  Zusammenhang  und  nur  in 
Verbindung  mit  Spccialfragen  der  Besteuerung.  Es  ist  durchaus  nothwendig,  in  der 
allgemeinen  Steuerlchre  einen  solchen  systematischen  Aufbau  der  Besteuerung  der 
Lehre  ron  dun  einzelnen  Steuern  in  zusainmenfassender  Darstellung  voran  gehen  zu 
lassen,  um  auch  für  die  speciellc  Steuerlchre  erst  den  richtigen  Standpunct  zu  ge- 
winnen. Rau ’s  Vorgänger.  Zeitgenossen  und  Nachfolger  haben  aber  die  Sache  nicht 
anders  gemacht  als  er,  z.  B.  Jacob,  I,  §.  514.  vgl.  mit  §.  465  ff,  v.  Malchus.  I, 
§.  38,  Murhard,  Besteuerung,  S.  67  passim,  Umpfenbach.l.A.  I,  §.  65,  Pfeiffer, 
Staatseinnahmen  I,  64  ff..  70  ff,  Le  r oy- Be  au  I ieu , I.  liv.  2 in  den  ersten  Kapiteln. 
Ueberall  nur  ein  paar  Worte  Uber  die  Eintheilung  der  Steuern  und  eine  Vergleichung 
der  Hauptarten,  so  namentlich  auch  hei  Leroy-Bcaulicu,  aber  keine  consequente 
Bildung  eines  Steuersystems,  nach  der  Richtschnur  der  aufgestellten  Steuerprincipien. 
Auch  Hoff  mann  giebt  nur  Materialien,  kein  System  selbst,  in  Betreff  der  Aus- 
führung der  „directen“  und  „indirecten"  Steuern,  in  der  von  ihm  diesen  Ausdrücken 
beigclegten  Bedeutung.  (S  auch  Steins,  übrigens  in  Bezug  auf  Rau's  richtige 
Unterscheidung  von  Schatzungen  und  Aufwandsteuern  nicht  zutreffende  Bemerkung. 
4.  A.  1.  479  ff) 

Neben  Stein  verdient  m.  E.  aus  der  früheren  Literatur  nur  r.  Hock  für  sein 
Streben  nach  Bildung  eines  eigenen  Steuersystems  Anerkennung:  ölfentlicho  Abgaben 
§.  4,  14.  Er  stellt  die  oben  §.  186,  S.  451  genannten  drei  Ursteucrn  und  dann  als 
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deren  Surrogate  auf:  die  Verbrauchsabgaben,  Ertragssteuern,  Erwerbs-  und  Ueber- 
tragungsabgaben  u.  s.  w„  Zolle,  besonders  Einkommensteuern,  Entgelte,  die  sich  mit 
einander  zu  einem  die  Ursteuem  vertretenden  Steuersystem  vereinigen  lassen  (S.  85). 
Hier  bleibt  manche  Ltlcke  und  Manches  auch  in  der  Ausführung  und  Begründung  zu 
bemängeln,  aber  es  wird  doch  die  finanzwissenschaftliche  Aufgabe  richtig  erfasst. 

Geber  alle  seine  Vorgänger  erhebt  sich  dann  aller  Stein  gerade  durch  die  Be- 
handlung dieser  Aufgabe  weit:  eines  seiner  vielon  grossen  Verdienste  um  die  Aus- 
bildung einer  wirklichen  Finanzwissenschaft  (s.  §.  4),  wie  ich  abermals  gern  hervor- 
hebe, trotz  meiner  vielfachen  Abweichung  von  Stein  gerade  auch  in  Bezug  auf  sein 
Steuersystem  und  auf  einzelne  Glieder  desselben.  Alles,  was  die  Theorie  früher  in 
der  allgemeinen  Steucrlehrc  an  vereinzelten  Gesichtspuncten  und  an  Bruchstücken  für 
die  Bildung  eines  Systems  der  ganzen  Besteuerung  hie  und  da  geboten  hat,  ist  durch 
Stcin’s  Leistung  jedenfalls  weit  überholt,  so  dass  es  wesentlich  genügt,  sich  an  Stein 
allein  zu  halten. 

„Das,  worauf  es  ankommt,  ist  doch,  — so  sagt  Stein  mit  Recht  (4.  A.  I, 
458)  — , dass  man  irgend  eine  Anschauung  des  ganzen  Systems  eines  Steuerwesens 
zu  Grunde  legt,  ehe  man  zur  einzelnen  Steuer  übergeht,  und  dann,  dass  man  den 
Begriff  von  Kapital,  Arbeit  und  Einkommen  als  organische  Theile  Eines  wirtschaft- 
lichen Lebensgenusses  (?)  (LebensprocessesV)  ansehe  und  sie  nicht  aus  ihrer  leben- 
digen Verbindung  herausschneide.“  In  letzterer  Hinsicht  verweist  er  auf  seine  „Volks- 
wirtschaftslehre" (2.  A.  1878).  Gerade  in  der  Zurückfahrung  seines  Steuersystems 
auf  seine  eigentümliche,  aber  unklare  und  falsche  Theorie  der  Volkswirtschaft  kann 
ich  Stein  nicht  beistimmen.  Aber  sein  Ausgangspunct  bleibt  richtig.  Giebt  man 
Stein  sodann,  wie  ich  es  nur  teilweise  thun  kann,  seine  wirtschaftlichen  Theorieen 
Uber  die  „Factoren  des  Einkommens“  zu,  so  erhebt  Bich  sein  Steuersystem  auf  dieser 
Basis  streng  folgerichtig. 

Er  bezeichnet  als  die  drei  Factoren  des  Einkommens  das  Kapital,  die  Arbeit 
und  die  w irthschaftliche  Individualität  (I,  457).  „Aus  dem  ersten  Factor  ent- 
stehen die  directcn,  aus  dem  zweiten  die  indirecton,  aus  dem  dritten  die  Ein- 
kommensteuern. Zum  organischen  System  werden  diese  (Steuer-)  Arten,  indem 
jede  der  drei  Arten  innerhalb  des  Steuerwesens  wieder  ihre  besondere  Function 
empfängt.  Die  directen  Steuern  geben  dem  Steucrwesen  seine  Sicherheit,  die  in- 
directen  Beine  Allgemeinheit,  und  die  Einkommensteuer  bildet  das  Gebiet,  in 
welchem  die  Harmonie  zwischen  dem  „finanziellen“  und  dem  „wirklichen“  Ein- 
kommen hergestellt  wird.“ 

Hier  ist  leider  nur  die  Terminologie  willkürlich  und  so  abweichend  von  der 
üblichen,  dass  Irrthttmer  und  Missverständnisse  kaum  zu  vermeiden  sind.  Dieser  Vor- 
wurf trifft  aber  das  Stoin  'sehe  Steuersystem  nicht  selbst.  Die  willkürliche  und  m.  E. 
auch  gezwungene  und  unpassende  Anwendung  der  Ausdrucke  „directe“  und  „indirecte“ 
Steuern  für  diejenigen  Steuerarten,  welche  Stein  dabei  im  Sinne  hat,  kann  mau  fallen 
lassen  und  verändern,  womit  in  der  Sache  nichts  verändeit  wird.  Der  sachliche 
Mangel  liegt  in  der  Auffassung  des  „Kapitals",  in  der  Annahme  einer  ganz  selb- 
ständigen „Productivität“  desselben  und  in  Steins  Lehre  vom  Verhältniss  der  Arbeit 
und  des  Kapitals  zu  einander.  Auch  ist  in  formeller  Hinsicht  wohl  nicht  zu  täugueu, 
dass  ein  oft  gegen  Stein  erhobener  Vorwurf  gerade  hier  (besonders  in  den  Erörter- 
ungen über  die  „eigentliche  Einkommensteuer  und  ihr  System“  in  der  4.  Anflage 
S.  471  ff.!)  zutreffe:  er  complicire  nemlich  durch  eine  neue  Terminologie  und  Form- 
gebung einfache  Dinge  ganz  unnOthig  und  komme  auf  Umwegen  zu  altbekannten 
Sätzen,  ja  seihst  wieder  zu  oiner  zu  weit  gehenden  Rechtfertigung  der  geschichtlich 
Überkommenen,  besteheuden  Besteuerung,  woran  es  ja  bei  dem  Hegelianer  nicht  an 
Analogicen  fehlt. 

Eine  genauere  Kritik  des  ganzen  Stein'schon  Systems  wurde  zuweit  führen.  Sie 
liegt  implicitc  in  meinem  unten  aufgestellten  eigenen  Steuersystem  und  in  dessen  Be- 
gründung. Wo  ich  dabei  von  Stein  abweiche,  geschieht  es  in  bewusster  Absicht. 

Eine  kurze  Uebcrsicht  über  Steins  System  nach  der  4.  Auflage  ist  die  folgende 
(I,  458  ff.):  I.  Die  directen  Steuern  (oder  die  „Besteuerung  des  Kapitals  und 
seiner  Productivität“)  müssen  selbst  wieder  ein  System  bilden,  das  drei  Ge- 
biete umfasst:  1)  die  Ertragssteuern  (Gruud-Iläuscr-,  Kentensteuer),  für  „vom 
Besitzer  vollständig  losgeschiedene“  Kapitalien;  2)  die  persönlichen  Erwerbs- 
A.  Wasa  er,  FinaniwtsmnMhaft.  II.  2.  Anü.  41 
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steuern  (Bcsoldungs-,  Berufs-,  Gehaltssteuern),  durch  welche  das  „als  Kenntniss 
oder  Geschicklichkeit  erworbene,  sein  Einkommen  (Gehalt,  Lohn,  Honorar!  erzeugende 
persönliche  Kapital“  getroffen  wird;  endlich  8)  die  gewerbliche  oder  Gewerbe- 
steuer, auch  Erwerbssteuer  genannt,  für  die  Besteuerung  des  gewerblichen  Kapitals, 
mit  Bemessung  nach  der  Kapitals  a n 1 a g e oder  dem  Kapital » e r k e h r , wo  dann  wieder 
drei  Arten  entstehen,  Gewerbesteuer,  Cnternehmungs Steuer  (Industriesteuer)  und 
(bei  einzelnen  Acten  des  Kapitalvorkehrs  zu  Erwerbszwecken)  die  Verkehrs- 
steucr.  — II.  Die  indirecten  Steuern  (oder  „die  Besteuerung  der  Arbeit  und  ihrer 
Consumtion“),  deren  Steuorobject  die  „Summe  der  Vorzehrungsgegen- 
stände der  arbeitenden  (sic!)  Persönlichkeit“  ist  Eintheilung  in  1)  „Ver- 
zehrungssteuer“ und  2)  „Uenusssteuer";  Object  jener  „die  Gesammtheit  aller  der- 
jenigen Gegenstände,  welche  zur  Erhaltung  jedes  (?)  persönlichen  Lebeus  und 
damit  der  persönlichen  Arbeitskraft  überhaupt  nothwendig  sind“;  Object  der  zweiten: 
die  besonderen  Genüsse  der  Besitzenden  (worin  ein  unverkennbarer  Widerspruch  mit 
der  Auffassung  der  indirecten  Steuer  überhaupt  bei  Stein  liegt).  — III.  Die  eigentliche 
Einkommensteuer,  welcho  den  Unterschied  des  finanziellen  Ertrags  (ein  un- 
klar bleibender  Begriff)  und  des  wirklichen  Einkommens  principiell  und  für 
joden  einzelnen  Fall  einer  der  directen  und  indirecten  möglichst  gleichartigen  Be- 
steuerung unterziehen  soll  (?) ; mit  Eintheilung  1)  in  Gesammtciukoinmcn-  oder 
Personaleinkommenstoner  und  2)  in  eigentliche  (individuelle)  Einkommen- 
steuer, worüber  Stein's  Erörterungen  mir  wenigstens  sehr  unklar  zu  sein  scheinen 
und  Einfaches  in  unleidlicher  Weise  complicirt  wird.  — In  der  5.  Auflage  ist  dies 
System  im  Ganzen  beibehalten  (II,  2).  Veränderungen  im  Einzelnen  finden  sich  in 
allen  Auflagen,  auch  in  Betreff  der  principiellen  Auffassung,  so  in  Sachen  der  Vor- 
kehrssteuer. 

Andere  Neuere  stellen  nur  ausnahmsweise  ein  eigenes  Steuersystem  auf,  meistens 
führeu  sie  nur  die  Gliederungen  der  Praxis  vor.  Bloss  Sch&ffle  und  Vocke 
nehmen  in  dieser  Hinsicht  eine  selbständige  Stellung  ein  und  ftobert  Meyer  giebt 
wenigstens  einige  Beiträge  zu  einem  System. 

Held  versäumt,  wohl  absichtlich,  aber  mit  Unrecht,  die  Aufstellung  eines  Steuer- 
systems, kritisirt  aber  die  Elemente  eines  solcheu  (in  seinem  Kapitel  7),  freilich 
zu  aphoristisch  Er  gelangt  dabei  auch  für  die  Staatsbesteuerung  zu  einer  zu  ein- 
seitigen Hervorhebung  der  Personal-  und  Einkommensteuer  vor  den  Ertragssteoern 
nnd  will  ausser  jener  nur  einige  auf  entbehrliche  Gegenstände  allgemeinen  Verbrauchs 
gelegte  indirecte  Steuern.  Ein  solches  Steuersystem  wäre  zu  einfach,  um  den 
richtigen  und  durchführbaren  Grundsätzen  der  Volkswirtschaft  und  der  Gerechtig- 
keit zu  entsprechen ; beispielsweise  bleibt  hier  für  die  wichtige  und  nothwendige 
Function  der  Verkehrssteuer  kein  Platz  übrig.  (S.  Held's  Einkommensteuer  das 
ganze  Kapitel  7,  besonders  am  Schluss  S.  198.)  — Neumann  hätte  in.  E.  doch  auch 
schon  in  seine  älteren  wichtigen  und  richtigen  Erörterungen  Uber  die  Principien 
„Leistung  und  Gegenleistung"  und  „Leistungsfähigkeit"  und  über  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuern — wesentliche  Vorarbeiten  für  die  Aufstellung  eines  Systems  der 
Schatzungen  oder  Erwerbs-  und  Besitzstcucrn  — dio  Fragen  der  Verbrauchssteuern 
mehr  hinein  ziehen  müssen.  Manche  Streitpuncte  der  directen  oder  Erwerbsbesteue- 
rung sind  nur  im  Zusammenhang  des  ganzen  Steuersystems  und  mit  steter  Uücksicht 
auf  die  Verbrauchssteuern  zu  lösen,  so  die  Puncte  betreffs  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimums, proportionalen  und  progressiven  Steuerfuss,  höhere  Besteuerung  des  fun- 
dirten  Einkommens  u.  s.  w.  Es  zeigt  sich  auch  hier  Stein's  Auffassung  richtig, 
dass  man  vom  Steuersystem  aus  zu  den  Fragen  der  einzelnen  Steuern  übergehen 
muss.  Auch  die  neueren  Arbeiten  Neumann  s bringen  kein  eigenes  System,  wohl 
aber  manche  Bausteine  dazu.  So  namentlich  die  grosse  classificatorische  Arbeit  in 
dem  Werke  „die  Steuer“.  — S.  von  Neueren  sonst  noch  Laspeyres,  Artikel  Staats- 
wirthschaft  in  Bluntschli's  Staatswörtorbuch  X,  128  ff.;  Eisenhart,  Kunst  der  Be- 
steuerung. ltoscher,  B.  2,  K.  5,  Cohn,  B.  2,  K.  4,  Sax,  Grundlegung,  §.  84, 
Helferich  im  Schönbcrg'schcn  Handbuch,  allgemeine  Steuerlehre  §.  16 — 17. 

Am  W ichtigsten  ist  neben  und  nach  Stein  für  die  theoretische  Woiterarbeit  an 
der  finanzwissenschaftlichen  Lehro  vom  Steuersystem  aus  der  neuesten  Fachliteratur 
Schäffle’s  Werk  die  „Grundsätze  der  Steuerpolitik".  Hier  werden  die  Steuerarten 
mit  ihren  einzelnen  Gliedern,  gerade  der  Aufgabe  der  Theorie  in  dieser  Lehre  ge- 
mäss, als  orgauischc  Bcstandtheile  des  (.modernen)  ^Staats-)  Steuersystems 
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behandelt,  von  diesem  Gesichtspuucte  aus  characterisirt  und  kritisirt,  demgemäss  An- 
forderungen an  diese  Steuern,  ihre  Ausgestaltung.  Ergänzung,  Einrichtung  gestellt 
und  so  ein  theoretisch  richtiges,  practisch  rationelles  und  brauchbares  Steuersystem 
aufzubauen  gesucht.  Schüttle  knUpft  dabei  namentlich  an  die  Gliederung  der  Steuern 
in  directe  und  indireetc  und  an  seine,  früher  (S.  246)  besprochene  Auffassung 
dieses  Unterschieds  an.  Indem  er  hiernach  mit  den  directen  Steuern  die  durch- 
schnittliche, mit  den  indirecten  die  individuelle  Leistungsfähigkeit  der  Steuer- 
kräfte erfassen  will,  unter  seinen  „indirecten“  Steuern  neben  den  Verbrauchssteuern 
auch  die  Besteuerung  der  h'apitalisirung,  bez.  Steuern  stellt,  welche  nach  den 
Umständen  umgelegt  werden,  aus  denen  man  auf  erfolgte  Kapitalbildung  schliessen 
kann,  — d.  h.  wesentlich  dio  „Verkehrssteuern“,  für  die  Schaffte  nur,  nicht  passend, 
den  Namen  „Gebühren“,  „Gebuhrensteuern“  braucht,  — gelangt  er  zu  einem  von 
seinem  Standpuucte  aus  folgerichtigen,  den  verwickelten  Erwerbs-  und  Verbrauchs- 
verhältnissen des  modernen  Wirtschaftslebens  sich  anpassenden  Steuersystem,  das  er 
uach  allen  Seiten  begründet  und  rechtfertigt.  Doctriuärer  Ausschluss  einzelner  Steuer- 
arten oder  Glieder  einer  Steuerart,  wegen  der  Mängel  einer  oder  eines  solchen,  liegt 
ihm  fern,  wenn  er  auch  diese  Mängel  hervorhebt,  aber  nur,  um  danach  Reformen  der 
bestehenden  Steuern.  Ergänzungen  durch  einzelne  Glieder  zu  begründen.  So  hält  er 
namentlich  an  den  Verbrauchssteuern,  radicalen  Absehaffungs-Velleitäten  gegenüber, 
in  richtiger  Begrenzung  fest,  nicht  minder  aber  an  den  directen  Steuern.  Hier  be- 
mängelt er  nur  scharf  die  Ertragssteuern,  will  aber  dennoch  auch  diese  und  die  ihnen 
zu  Grunde  lidgenden  Katasteroperationen  beihchaltcn,  doch  sie,  bez.  die  üblichen  fünf 
grossen  Ertragssteuern  in  eine  allgemeine  Personaleinkommensteuor,  als  die  „directe 
Steuer“,  hinüberbilden,  seiner  principiellen  Auffassung  des  Wesens  und  der  Function 
der  directen  Steuer  im  Steuersystem  gemäss.  Ob  das  zu  erreichen  ist.  bleibt  freilich 
fraglich,  und  Neumann’s  hier  einsetzende  Kritik  wohl  zutreffend  (Schmoller's  Jahr- 
buch, V,  Art.  2).  Auch  dio  Herstellung  einer  wirklich  richtigen,  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit individualisirenden  „indirecten“  Besteuerung,  in  den  beiden  Formen  der 
Verbrauchs-  und  der  Verkchrsbesteuerung,  bleibt  im  Erfolg  zweifelhaft.  Aber  Schätt'le 
giebt  viele  vortreffliche  Fingerzeige  für  die  richtige  Ausgestaltung  und  technische 
Einrichtung  beider  Steuergruppen  und  ihrer  einzelnen  Glieder.  Besonders  werthvoll 
und  treffend  ist  die  Construction  des  Verkehrssteuorsystems  („Gebührensystems“)  im 
Ganzen  wie  in  den  hier  gegebenen  vielen  Einzelheiten.  Dabei  wird  mit  vollem  Recht 
statt  der  lediglich  juristisch -logischen  eine  steuerwissenschaftliche  Feststellung, 
Begrenzung  und  Begründung  des  Gebiets  der  einzelnen  „Rcchtsgebühren“  verlangt. 
Eine  besonders  wichtige  Stelle  räumt  Schäffle  der  von  ihm,  nach  seiner  Terminologie, 
zu  den  indirccteu  Steuern  und  zu  den  „Gebühren"  gerechneten  Erbschaftssteuer  ein. 
Ich  kann  ihm  darin,  wie  in  vielen  Einzelheiten  beistimmen.  Nur  bleiben  mir  eben 
Zweifel,  ob  und  wie  weit  durch  ein  Steuersystem  wie  das  Schätfle'sche  das  dem 
geistvollen  und  gedankenreichen  Verfasser  vorschwebende  Ziel  und  Ideal  der  Gestaltung 
der  Besteuerung  erreicht  werden  kann?  (Vgl.  meine  Besprechung  des  SchäfFleschen 
Werks  in  der  „Allgemeinen  Zeitung“,  Beilage  Nr.  12  und  14,  1861.) 

Auch  Vockc  baut  in  seiner  Schrift  „Abgaben  u.  s.  w.“  ein  Steuersystem  des 
„Verfassungsstaats“  auf,  das  er  aus  dessen  Verhältnissen  ableitet.  Aber  bei  aller 
Anerkennung  der  vielseitigen  und  oft  vortrefflichen  Einzelausfuhrungen  Uber  die  ein- 
zelnen Steuerarten  und  Steuern  und  die  diesen  zu  Grunde  liegenden  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  und  Vorgänge,  muss  ich  doch  auch  hier  wieder  hervorheben,  dass  der 
einseitige  Standpunct  des  Verfassers  in  Betreff  der  Ausschliessung  der  Verbrauchs- 
und Verkehrssteuern,  der  indirecten  Steuern  überhaupt  aus  dem  Steuerbegriff'  seinen 
Erörterungen  eben  präjudicirlicb  ist  und  eine  unbefangene  Würdigung  der  Vorzüge 
und  Mängel  jeder  Gruppe,  Art  und  einzelnen  Steuer  hiudert.  Denn  das  „Steuer- 
system" Vocke's  kommt  doch  in  letzter  Consequenz  seiner  Anschauungen  auf  ein 
Ertrags-  und  Einkommensteuersystem  hinaus,  in  welchem  die  Verbrauchs-  und 
Verkehrssteuern  keine  bleibende  Stelle  haben,  soudern  höchstens  als  historische  Durch- 
gangsphasen geduldet  werden.  Dabei  werden  die  inhärenten,  weil  im  Wesen 
dieser  Steuern  liegenden  Mängel  der  Ertrags-  und  der  Einkommensteuern  verkannt, 
erster«  unbegreiflich  günstig,  die  indirecten  Steuern  ebenso  einseitig  ungünstig  beur- 
theiit,  aber  dabei  auch  das,  was  Schäffle,  wenn  auch  seinerseits  übertreibend  und 
in  zu  optimistischer  Auffassung,  von  den  indirecten  Steuern  als  einem  „fndividuali- 
sireuden“  Moment  rühmt,  viel  zu  wenig  beachtet.  Gerade  Vocke's  Werk  hat  mich 

S1  * 


loogle 


ized  c 


474 


5.  B.  Allgem.  Steucrlehre.  4.  K.  System.  t.H.-A.  §.193,194. 


in  meiner  Ansicht  von  der  Nothwendigkcit  eines  wahren  Steuersystems  bestärkt, 
das  alle  historischen  Hauptglieder  umfasst,  aber  nach  einigen  Seiten,  be- 
sonders in  der  Richtung  der  Besteuerung  oder  Mehrbesteuerung  von  ganz  oder  fast 
ganz  arbeitslosem,  „Ökonomisch  persönlich  nicht  verdientem"  Erwerb,  planmässig  weiter 
auszubilden  und  freilich  auch  von  unrichtigen  historischen  Auswüchsen  des  Fiscalis- 
mus (besonders  in  der  Verbrauchs-,  tlieilweise  auch  in  der  Verkehrsbestouerung)  zu 
reinigen  ist.  (Vgl.  meine  mehrfach  genannte  Besprechung  des  Vockc’schen  Werks  in 
der  Tübinger  Zeitschrift  1887.) 

Robert  Meyer  prüft  in  dem  Schlussabschnitt  seiner  „Principien"  die  einzelnen 
Steuerarten  auf  ihre  Cebereinstimmung  mit  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  und  nach  der  Gleichheit  der  Opfer,  gebt  dabei  u.  A.  auf  die  Fragen 
der  Besteuerung  der  „nicht  erworbenen  Einkommen-  und  Vermögenszugänge“  („Er- 
werb aus  Anfall")  näher  ein,  und  kommt  so  zur  Aufstellung  gewisser  Anforderungen 
an  das  ganze  Steuersystem  (besonders  „Principien“  §.  55 — 05).  Mannigfach  beach- 
tenswerthe  Erörterungen. 

So  vielerlei  Anregungen  auch  für  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  ich  den  ge- 
nannten neueren  Arbeiten,  besonders  Sc häffle’s,  verdanke,  so  habe  ich  doch  keinen 
Anlass  gefunden . sachlich  tiefer  greifende  Veränderungen  im  Inhalt  dieses  Kapitels 
gegen  die  1.  Auflage  vorzunehmen.  Einzelnes  ist  gelegentlich  anders  gefasst,  schärfer 
formulirt,  besser  und  allseitigcr  zu  begründen  gesucht  worden.  Einer  Auseinander- 
setzung mit  abweichenden  Ansichten  anderer  Autoren  waren  aber  Schranken  geboten. 

Noch  sei  bemerkt,  dass  dieses  Kapitel  schliesslich  nach  genauer  Erwägung  dem 
folgenden  fünften  von  der  Steuerverwaltung  vorangestellt  worden  ist  Auch  für  die 
umgekehrte,  in  einer  Hinsicht  systematisch  richtigere  Reihenfolge  beider  Kapitel 
sprechen  Gründe.  Aber  in  beiden  Fällen  sind  wechselseitige  Bezugnahmen  nothwendig 
und  in  deT  jetzigen  Anordnung  doch  noch  etwas  weniger.  Das  gab  den  Ausschlag. 

Vomemlich  zu  diesem  Kapitel,  aber  nicht  allein  zu  ihm,  gehört  auch  der  ge- 
schichtliche Abschnitt  im  3.  Bande  und  als  Beispiele  grossartiger  eoncreter 
Steuersysteme  die  Darstellung  der  britischen  und  französischen  Besteuerung 
daselbst  (s.  Vortwort  zu  Band  111). 


Erster  Hauptabschnitt. 

Die  Ueberoinstimmung  des  Steuersystems  mit  den  Steuer- 
principion. 

I.  — §.  194.  Das  Problem  des  Steuersystems. 

Die  bisherigen  Erörterungen  haben  wiederholt  von  verschiedenen 
Gesichtspuncten  der  Betrachtung  aus  zu  dem  Ergebniss  geführt, 
dass  eine  einzige,  wie  immer  geartete  Steuer  nicht  dazu  geeignet 
ist,  den  grossen  Bedarf  eines  entwickelteren  Gemeinwesens,  nament- 
lich des  Staats  selbst,  in  den  verwickelten  Besitz-  und  Erwerbsver- 
hältnissen der  modernen,  überwiegend  privatwirthscbaftlich  organi- 
sirten  Volkswirtschaften  zu  decken,  wo  sich  das  Volkseinkommen 
in  den  Einzeleinkommen  so  ausserordentlich  nicht  nur  quanti- 
tativ, sondern  auch  qualitativ  differenzirt.  Es  folgt 
dies  nothwendig  aus  der  Erwägung  der  Aufgaben,  welche  die  Be- 
steuerung zu  erfüllen  bat. 

Sie  soll  nach  den  zuvörderst  maassgebenden  finanzpolitischen  Grundsätzen  den 
öffentlichen  Bedarf,  soweit  dafür  uiclit  andere  Mittel  vorhanden  und  zulässig  biod,  mit 
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Sicherheit  zu  decken  gestatten,  aber  unter  mSglichster  Berücksichtigung  der  volks- 
wirtschaftlichen, der  Gerechtigkeit»  - und  der  Grundsätze  der  Steuerverwaltung.  Das 
vermag  eino  einzige  Steuer  schwerlich  überhaupt  je  zu  thun,  jedenfalls  nicht  in  der 
entwickelten  Volkswirtschaft  auf  der  Grundlage  unserer  Rechtsordnung.  Wahrschein- 
lich Hesse  sich,  auch  wenn  alle  anderen  Rücksichten  zurückträten,  ein  irgend  grosserer 
Bedarf  durch  eine  einzige  Steuer  überhaupt  nicht  bestreiten,  keine  irgend  denkbare 
Steuer  sich  dafür  entsprechend  ergiebig  machen.  Jene  genannten  anderen  Rücksichten 
dürfen  aber  immer  nur  so  weit  zurücktreten,  als  es  zur  Deckung  des  Bedarfs  unver- 
meidUch  ist.  Die  Verbindung  mehrerer  Steuern  zu  diesem  letzteren  Zweck  ist  ge- 
boten, weil  dann  jene  Rücksichten  leichter  zu  nehmen  sind  und  doch  zugleich,  ja 
gerade  deswegen,  der  finanzielle  Zweck  der  Besteuerung  leichter  und  sicherer  er- 
reicht wird. 

So  muss  denn  die  Theorie  grundsätzlich  das  fordern,  was 
die  geschichtliche  Entwicklung,  wenn  schon  den  für  die  Bildung 
des  Steuerrechts  maassgebenden  Factoren  vielfach  nur  halb  bewusst, 
auch  überall  bei  steigendem,  anderweit  nicht  gedecktem  öffentlichen 
Bedarf  und  in  complicirteren  Wirthschaftsverhältnissen  mit  sich  zu- 
bringen strebt:  die  Verbindung  einer  Anzahl  verschieden- 
artiger Steuern  zu  einem  Steuersystem,  d.  h.  einer 
solchen  Combination  vonSteuern,  welche  dieDeckung 
des  Bedarfs  unter  gleichzeitiger  möglichster  Berück- 
sichtigung aller  obersten  Besteuerungsgrundsätze 
sichert  (§.  91,  165). 

Die  rationelle  Praxis  der  Steuerrechtsbildung  und  der  Ausführung  der  Besteuer- 
ung in  der  modernen  „staatsbürgerlichen“  Periode  hat  dieses  niemals  ganz  fehlende 
Ziel  nur  mit  immer  klarerem  Bewusstsein  und  immer  grosserer  Folgerichtigkeit  auf- 
gcstellt.  Die  Theorie  muss  ihr  in  der  Lösung  dieser  Aufgabo  zu  Hilfe  kommen.  Sie 
muss  aber  zugleich  diejenigen  Forderungen  in  Bezug  auf  das  Steuersystem  vertreten, 
welche  aus  der  Anerkennung  der  socialpolitiscben  neben  der  rein  finanziellen  Be- 
steuerung folgen  und  auch  in  der  Praxis  oder  im  Steuerrecht  in  der  beginnenden 
„socialen“  Epoche  der  Besteuerung  bereits  mehrfach  zu  einer,  wenn  auch  noch  schüch- 
ternen, Anerkennung  gelangen. 

Das  Streben  nach  einem  Steuersystem  in  Theorie  und  Praxis 
ist  somit  nicht  Etwas,  das  nur  in  der  „willkürlichen“,  „fehler- 
haften“ geschichtlichen  Entwicklung  und  jetzigen  Gestaltung  der 
Besteuerung  begründet  wäre  und  mit  der  Verwirklichung  einer 
„einzigen  Steuer“  seinen  Zweck  verlöre.  Gerade  eine  Mehrheit 
und  selbst  Vielheit  und  eine  Verschiedenartigkeit  oder 
Mannigfaltigkeit  der  Steuern  ist  eine  nothwendige  Folge  der 
Entwicklung  des  öffentlichen  Bedarfs  und  des  (wenigstens  relativ) 
steigenden  Mangels  an  anderen  Einnahmen  einer-  und  der  Ent- 
wicklung der  Volkswirtschaft  anderseits.  Und  das  Streben,  eine 
solche  Heike  von  Steuern  zu  einem  Steuersystem  richtig  zu  ver- 
binden, ist  wieder  die  nothwendige  Folge  der  wachsenden  Einsicht 
in  den  Zusammenhang  der  wirtschaftlichen  Dinge,  der  steigenden 
Fähigkeit,  steuertecbnische  Schwierigkeiten  zu  lösen  und  des  Ein- 
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flusses  der  Gerechtigkeitsideen  und  Rechtsanschauungen  Uber  Steuer- 
vcrtheilung.  Nach  diesen  Momenten,  namentlich  nach  den  letzt- 
genannten, wechseln  denn  auch  wieder  die  Anforderungen  an  das 
Steuersystem.  Dieses  ist  etwas  Organisches,  sich  stetig  Fortbilden- 
des, das,  wie  der  öffentliche  Bedarf  und  das  Wirtschaftsleben 
selbst,  daher  auch  niemals  einen  endgiltigen  Abschluss  seiner  Ent- 
wicklung erreichen  kann. 

Das  Streben  der  Physiokraten  nach  dem  impöt  nnic|ne,  der  einzigen  allge- 
meinen Grundsteuer,  war  die  Consequenz  ihrer  einseitigen  Lehre  vom  produit  net  nur 
in  der  Bodenarbeit.  (S.  Kau,  Volkswirtschaftslehre . 8.  Aufl.  I,  §.  41.)  Ueber  die 
Versuche  der  Verwirklichung  dor  physiokratischen  einzigen  Grundsteuer  in  einigen  badi- 
schen Dörfern  s.  v.  Drais.  Baden  unter  Karl  Friedrich,  1,  315;  Schlettwein, 
Archiv  III,  480,  IV,  204,  V,  34  und  neuerdings  Ern ming haus  in  Hildebrand's 
Jahrbüchern  XIX,  1.  Debrigens  haben  die  Physiokraten  selbst  nicht  allgemein  dieso 
Steuer  vertreten.  Miraboau  pere  verlangt  z.  B.  (in  seiner  theoric  de  l'impöt), 
1 V 60  für  Frankreich  zwei  directc  Steuern,  eine  Grundsteuer,  die  ’/a>  eine  Einkommen- 
steuer nach  Personen  und  Feucrstelleu,  die  ä /,  des  Bedarfs  aufbringen  solle,  v.  Scheel 
(in  seinem  Artikel  über  Türgot,  Tübinger  Zeitschrift  1868,  S.  255).  bemerkt  auch 
nicht  unrichtig,  die  pbysiokratische  einzige  Steuer  verliere  viel  von  ihrer  Sonderbar- 
keit, wenn  man  sich  die  physiokratisebe  Ordnung  über  die  ganze  Welt  verbreitet 
denke.  Beleuchtung  des  physiokratischen  Satzes  durch  Canard’s  principes  dYconomie 
politique  und  Jacob,  Finanzwissenschaft  11,  §.  502  ff.  — Des  Planes  einer  einzigen 
Mahisteuer  von  einem  spanischen  Finanzmann  erwähnt  Kau  §.  278  nach  Delc- 
court,  de  trib.  ac  vectig.  p.  60. 

In  neuerer  Zeit  ist  eine  „einzige  allgemeine  Einkommensteuer“  von 
Einzelnen  und  von  ganzen  politischen  Parteien  wohl  befürwortet  worden,  um  mit 
dem  geschichtlich  überkommenen  Chaos  von  Steuern  aufzur&umen,  durch  eine  solche 
„einfache“  Steuer  an  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  zu  sparen  und  weil  man 
speciell  nur  so  eine  gerechte  Steuervertheilung  bewerkstelligen  zu  können  glaubte. 
Indessen  konnte  nur  der  hnanztheoretische  Dilettantismus  eine  solche  Forderung  stellen. 
Die  Schwierigkeiten  der  richtigen  Festsetzung  der  individuellen  Einkommen  werden 
hier  ganz  unterschätzt.  Sie  sind  aber  noch  viel  grosser  als  jetzt,  wo  besten  Falles, 
wie  in  Preussen,  England  eine  kleine  Quote  — '/,)  des  gesammten  Steuerertrags 
durch  diese  Steuer  gedeckt  wird,  weil  die  Fehler  der  Vertheilung  dann  unerträglich 
würden.  Wichtiger  aber  noch  ist  der  Einwand,  dass  sich  das  Nationaleinkommen  vor 
Allem  auch  qualitativ  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  so  ausserordentlich 
diflerenzirt  (Kodbertus).  Eine  einzige  allgemeine  Einkommensteuer,  selbst  auf 
Grund  richtiger  Festsetzung  der  Hohe  der  Einkommen,  wurde  deshalb  ganz  unzu- 
reichend sein.  Auch  dio  Socialdemokratie  hat  dies  völlig  übersehen,  wenn  sic 
für  die  „Uebergangszeit  der  bestehenden  wirtschaftlichen  Rechtsordnung“,  bevor  man 
im  „reinen  Socialstaate“  bloss  Arbeitseinkommen  habe,  für  eine  solche  Steuer  mit 
progressivem  Steuerfuss  plaidirt.  Eine  nach  ihren  „socialistischen  Grundsätzen"  ge- 
rechte Besteuerung  würde  dadurch  nicht  erzielt  werden.  — Plan  einer  allgemeinen 
Verbrauchssteuer  au  Stelle  zahlreicher  einzelner  Steuern  bei  Pfeiffer. 

Die  Unmöglichkeit,  in  oinein  modernen  Staate  grossen  Finanzbedarfs  mit  einem 
aus  wenigen  Hauptsteuern,  namentlich  wesentlich  nur  aus  directon  Ertrags-,  etwas 
Yerkehrs&teuem  und  Einfuhrzöllen  bestehenden  „einfachen“  Steuersystem , das  also 
immer  noch  von  einer  „einzigen  Steuer"  weit  entfernt  wäre,  auszukotnincn,  hat  sich 
in  Frankreich  in  der  ersten  Revolution  auch  practisch  gezeigt.  Dio  bezüglichen 
Versuche  scheiterten  gänzlich,  und  nicht  an  den  Zeitverhältnissen,  sondern  an  dem 
immanenten  Fehler  des  Plans  (s.  Fin.  111,  §.  167  If). 

II.  — §.  195.  Die  obersten  Steucrprincipien  als 
leitende  Richtschnur  für  die  Bildung  des  Steuersystems. 
A.  Das  Steuersystem  muss  zunächst  den  früher  aufgestellten 
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beiden  finanzpolitischen  Grundsätzen  und  practischen 
Postulaten  entsprechen:  es  muss  im  Gesammtertrage  der  Steuern, 
aus  denen  es  besteht,  ausreichend  und  es  muss  beweglich 
genug  sein  (§.  128).  Diese  Anforderungen  an  das  Steuersystem 
sind  allen  anderen  voran  zu  stellen  und  sind  von  wesentlichem 
Einfluss  auf  die  Wahl  der  Steuergattungen,  der  einzelnen  Steuern, 
der  Erhebungssysteme  und  Veranlagungsformen. 

Der  Vorrang  der  beiden  finanzpolitischen  Grundsätze  auch 
vor  den  volkswirtschaftlichen  und  selbst  vor  den  Principien  der 
gerechten  Steuervertheilnng  ist  früher  schon  begründet  worden 
(§.  127).  Die  practische  Nothwendigkeit  dieses  Vorrangs  ist  un- 
bestreitbar und  wird  überall  von  der  Geschichte  der  Besteuerung 
bestätigt.  Sie  lässt  sich  aber  auch  wissenschaftlich  vollkommen 
rechtfertigen,  — freilich  unter  einer  Voraussetzung,  welche  jedoch 
für  alle  wissenschaftlichen  Erörterungen  über  Finanzwesen  gemacht 
werden  muss,  speciell  für  die  hier  mitspielende,  bereits  im  ersten 
Bande  entwickelte  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  (Fin.  I, 
Buch  1,  Kapitel  3).  Es  ist  nemlich  nothwendig  von  der  Annahme 
auszugehen,  dass  dieser  Bedarf  nach  seiner  Höhe  und  nach  der 
Zeit  seines  Hervortretens  „richtig“  festgesetzt  und  dass  andere 
Deckungsmittel  nicht  verfügbar  oder  principiell  nicht  zu- 
lässig seien.  Alsdann  bildet  die  Deckung  dieses  Bedarfs  oder 
der  betreffenden  Quote  desselben  ein  erstes  Bedürfniss  der  Staats- 
und Hcchtsordnuug  und  der  gemeinwirtbschaftlieben  Organisation 
der  Volkswirthschaft,  welches  in  der  That  allen  anderen  Rücksichten 
voran  geht. 

Vollständig  klar  ist  dies  nur  zu  erkennen,  bedarf  dann  aber  auch  gar  keines 
weiteren  Beweises,  wenn  das  Wesen  und  dio  Function  des  gemcinwirihschaftlichen 
und  insbesondere  des  zwangsgemeinwirtbschaftiiehen  Systems  in  der  Volkswirthschaft 
richtig  erfasst  wird  Hier  hängt  diese  Lehre  fundamentalster  Bedeutung,  die  Gemein- 
wirthschaftslehre , mit  der  Steuerlehre  eng  zusammen.  An  dieser  Stelle  muss  es  ge- 
nügen, auf  die  Darstellung  jener  Lehre  in  unsorer  „Grundlegung“  nnd  auf  die  Bezug- 
nahme darauf  bei  der  „Begründung  der  Besteuerung"  (§.  So  ff.)  zu  verweisen.  „Das 
Ganze  ist  vor  und  über  dem  Theil",  das  ist  ein  Satz,  welcher  hier  seine  Conse- 
<|uenzeu  zeigt.  Es  handelt  sich  bei  der  Besteuerung  um  die  Erfüllung  einer  der 
wesentlichen  Existenzbedingungen  des  Ganzen  und  damit  freilich  auch  des  Einzelnen, 
als  Glieds  dieses  Ganzen.  Diese  Bedingungen  sind  nur  zu  erfüllen,  wenn  der  Vorrang 
der  finanzpolitischen  Steuerprincipien  vor  allen  anderen  anerkannt  wird.  Davon  ist 
eben  deswegen  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  auszugeben  uud  demgemäss  sind 
solche  einzelne  Steuern  zu  wählen,  welche  vor  Allem  diesen  finanzpolitischen  Grund- 
sätzen entsprechen.  Das  ist  u.  A.  von  Vocke  in  seiner  Polemik  gegen  mich  so  ver- 
kannt wordeu,  obwohl  er  in  seinem  eigenen  Werke  mit  dieser  Polemik  oft  in  Wider- 
spruch kommt. 

Dieselbe  Auffassung  des  Zusammenhangs  schwebt  eigentlich 
bei  einer  scheinbar  ganz  anderen  Forderung  vor,  nemlich  dass  die 
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Besteuerung  in  der  richtigen  Verwendung  ihres  Ertrags 
ihre  innere  principielle  Rechtfertigung  und  zugleich 
ihre  Begrenzung  finde  oder  m.  a.  W.  dass  die  (Re-)  Pro- 
ductivität  der  Besteuerung  zu  verlangen  sei,  diese  hänge 
aber  von  der  Productivität  der  Verwendung  ihres  Ertrags  ab. 

S.  oben  §.  87.  Werden  die  Ausdrücke  „richtige  Verwendung“  und  „Productivi- 
tät“ hier  im  richtigen  Sinne  genommen,  so  kann  es  sich  am  nichts  Anderes  handeln, 
als  um  die  Anerkennung  der  Thatsache,  dass  der  Steuerertrag  die  unbedingt 
erforderliche  ökonomische  Grundlage  der  vom  Uesamintinteresse  ver- 
langten gemein  wirthsc  haftliche  n Functionen,  namentlich  des  Staats, 
bilde.  Indem  diese  Functionen  auch  die  Voraussetzung  und  das  fördernde  Hilfs- 
mittel aller  cinzelwirthschafUichen  productiven  Thätigkeit  sind,  scbafU  sich  dann  auch 
der  Einzelne  in  seiner  Steuer  gleichzeitig  die  Bedingungen  seiner  Productivität. 
Der  Fehler  ist  nur,  dass,  wenn  von  der  Productivität  der  Besteuerung  die  llede  ist, 
diese  öfters  in  einem  zu  engen,  auch  zu  materiellen  Sinne  genommen  wird. 

Es  verschlägt  nichts,  dass  in  der  Wirklichkeit  freilich  die 
Verwendung  des  Steuerertrags  oder  die  Feststellung  des  Finanz- 
bedarfs nicht  immer  die  „richtigen“,  in  dem  dargelegten  Sinne 
„productiven“  sind. 

Gegen  das  Vorkommen  unpassender  öffentlicher  Thätigkciten , zu  grosser  Kost- 
spieligkeit derselben  u.  s.  w.  sind  die  Garantieen  anderswo  zu  suchen,  im  öllentlicben 
liecht.  Budgetrecht.  Der  grundsätzliche  Vorrang  der  finanzpolitischen  Principien 
wird  durch  Mängel  auf  diesem  Gebiete  nicht  aufgehoben.  Selbst  im  concretcn  Falle 
der  Praxis  wurde  Alles  noch  schlimmer,  wenn  neben  einer  unrichtigen  Regelung  der 
öffentlichen  Ausgaben  zugleich  eine  unzureichende  Besteuerung  einherginge  und  in 
Folge  davon  die  Finanzlage  sich  verschlechterte. 

Die  Geeignetheit  u.  s.  w.,  den  beiden  finanzpolitischen  Grundsätzen  zu  ent- 
sprechen. ist  oben  (§.  129)  schon  für  einige  Hauptarten  der  Steuern  characterisirt 
worden.  Weitere  bezügliche  Ausführungen  erfolgen  später  in  Verbindung  mit  der 
Aufstellung  des  Steuersystems  selbst  (H.  A.  3 unten). 

In  Bezug  auf  die  Bildung  des  Steuersystems  ist  hier  nur  her- 
vorzuheben, dass  die  Verbindung  verschiedenartiger  Steuer- 
gattungen und  Erhebungs-  und  Veranlagungssysteme  u.  s.  w.  gerade 
auch  wieder  zur  sicheren  und  zweckmässigen  Deckung 
des  Finanzbedarfs  geboten  ist. 

Da  die  einzelnen  Steuern  und  die  genannten  Systeme  auch  in  diesen  Puncten 
verschiedene  Vorzüge  und  Mängel  besitzen . sich  z.  B.  in  verschiedenem  Maasso  der 
dauernden  Richtung  und  der  zeitlichen  Schwankung  des  Finanzbedarfs  an- 
passen, so  muss  das  auch  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  eines  concreten  Staats 
gebührend  berücksichtigt  werden.  Die  Theorie  hat  dafür  die  erforderlichen  Finger- 
zeige zu  geben,  indem  sie  zeigt,  wie  Schatzungen  und  Verbrauchssteuern.  Er- 
trags- und  Einkommensteuern,  Personal-  und  Kcalsteuern,  directe  und 
indirccto  Besteuerung  u.  s.  w.  der  gegenseitigen  Ergänzung  und  der  Ausgleichung 
ihrer  Mängel  bedürfen , was  auf  die  Nothwendigkeit  einer  passenden  Oombination 
dieser  Steuern  im  Steuersystem  hinweist. 

B.  — §.  196.  Id  zweiter  Linie  kommen  die  volkswirt- 
schaftlichen Grundsätze  für  die  Bildung  des  Steuersystems  in 
Betracht.  Letzteres  muss  danach  so  eingerichtet  werden,  dass  die 
Besteuerung  die  richtige  Volks-  und  eiuzelwirthschaftliche 
Steuerquclle  trifft  und  die  Umstände  berücksichtigt,  welche  für 
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die  Ueberwälzung  maassgebend  sind;  dass  ferner  die  Pro- 
duction nicht  mehr,  als  es  durch  die  Besteuerung  einmal  un- 
vermeidlich ist,  beeinträchtigt  und  die  V ertheilung  des  Pro- 
dnctionsertrags  nicht  in  volkswirtbschaftlich  nachtheiliger 
Weise  beeinflusst  wird. 

1.  Das  richtige  Steuersystem  zur  Belastung  der 
wahren  Steuerquelle. 

Die  normale  volkswirthschaftliche  Steuerquelle  ist  nach  den 
früheren  Erörterungen  (§.  131  ff.)  der  Reinertrag  der  Volks- 
wirthschaft  oder  das  Volkseinkommen  für  die  Staats- 
besteuerung, die  betreffende  Quote  jenes  Reinertrags  im  einzelnen 
Landestheil  für  die  Commnnalbcsteuerung.  Nur  ausnahmsweise 
nnd  vorübergehend  kann  das  Nationalvermögen  daneben  mit 
als  Steuerquelle  in  Betracht  kommen.  Das  richtige,  den  volks- 
wirtschaftlichen Steuerprincipien  entsprechende  Steuersystem  muss 
daher  vor  Allem  der  zu  treffenden  volkswirtschaftlichen  Steuer- 
quelle, regelmässig  also  dem  Reinertrag  der  Volks-  (oder  Volkstheil ) 
Wirtschaft  nachgehen. 

Auch  zu  diesem  Zwecke  ist  wieder  die  Verbindung  mehrerer 
und  verschiedenartiger  Steuern  im  Steuersystem  notwendig. 
Denn  der  Reinertrag  der  Volkswirtschaft  oder  das  Volkseinkommen 
ist  zwar  ein  ökonomisches  Ganzes  oder  eine  ökonomische 
Einheit  (nicht  bloss  eine  begriffliche  Abstraetion),  aber  bei  uns 
kein  rechtlich  Ganzes  oder  Eines,  sondern  er  zerfällt  in 
eine  unendliche  Anzahl  von  qualitativ  und  quantitativ  verschiedenen 
Antheilsrechten  Einzelner.  Diese  Antheilsrechte  beruhen  auf 
dem  Arbeitsanteil  der  Einzelnen,  welche  das  Volkseinkommen 
producirten,  als  Arbeiter  jeder  Art,  als  Unternehmer  u.  s.  w.;  ferner 
auf  dem  (Privat-)  Recht  der  Einzelnen  an  den  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  (Boden  und  Kapital),  welche  bei  der  Production 
des  Nationaleinkommens  mitwirkten.  Für  die  Aufgabe  eines  volks- 
wirtbschaftlich richtigen  Steuersystems  zeigt  sich  daher  hier  wieder 
die  Rechtsgrundlage  der  Volkswirtschaft  von  ent- 
scheidender Bedeutung. 

Auch  liier  sind  besonders  Kodhcrtus'  historische  Auffassungen  und  principiell» 
Erörterungen  zu  beachten.  S.  oben  S.  208  und  unten  Hauptabschnitt  2.  Auch  Rod- 
bortus,  Normalarbaitstag,  Tnbinger  Zeitschrift  1S7S,  S.  331.  Gelegentlich  ähnliche 
Gedanken  in  Schäffle’s  neueren  Schriften. 

Nur  in  einer  streng  socialistischen  oder  — ein  hierin  bemerkenswert!! 
ähnlicher  Kall  — in  einer  rein  despotistlscheu  Volkswirthschaft,  mit  voller  Un- 
freiheit der  gesainmten  Bevölkerung  und  ausschliesslichem  Grund-  und  Kapitaleigen- 
thum des  Herrschers,  würde  der  volkswirthschaftliche  Reinertrag  auch  ein  „recht- 
lich Ganzes“  sein.  Der  Aufwand  für  öffentliche  Zwecke,  oder  das,  was  unter 


Digitized  by  Google 


480 


5.  B.  Allgcin.  Stouorlohrc.  4.  K.  System.  l.H.-A.  §.106. 


solchen  Verhältnissen  denselben  darstellte,  würde  hier  sofort  durch  einen  Abzug 
an  diesem  Totalertrag  bestritten  und  dieser  Abzugsposten  wäre  das  Analogon  unserer 
Bestenerung.  Bei  Volkswirtschaften  mit  einer  freien  grundbesitzenden  und  gewerbe- 
treibenden Volksschicht,  neben  einer  unfreien,  fremden  Boden  bebauenden  Volksmasse, 
theilt  sich  das  Volkseinkommen  zwar  schon  in  oino  grosse  Anzahl  verschiedenartiger 
Einzeleinkommen  der  Freien,  Besitzenden  und  Herren.  Es  lässt  sich  aber  bei  diesen 
verhftltnissmässig  leichter  fassen,  weil  vielfach  (irund-  und  Kapitalrente  noch  nicht 
getrennt  sind,  grosse  Grundherrschaften  (Frohnhöfe)  Torwalten,  Creditgeschäfte  noch 
wenig  vorkomme.n  und  das  Einkommen  (richtiger:  der  zugewiesene  oder  als  Erwerbs- 
rest belassene  Consumtionsbetrag)  der  Unfreien,  wenn  überhaupt,  so  beim  Herren  be- 
steuert wird,  da  es  rechtlich  zu  dessen  Einkommen  gehört  (§.  118). 

So  war  denn  auch  eine  volks wirtschaftlich  richtige  Besteuer- 
ung in  der  antiken  Welt  wie  im  mittelalterlich-ständischen 
Staat  einfacher  und  leichter  zu  verwirklichen 

Die  Schwierigkeit  wächst  dagegen  ausserordentlich  in 
der  weiter  entwickelten,  der  modernen  Volkswirtschaft 
mit  ihrer  ganz  veränderten  Rechtsgrundlage  und  ihrer 
ausgebildeten  Arbeits-,  Besitz-  und  Erwerbstheiluug, 
ihrem  Crcditverkehr,  ein  ökonomisch-technisches  und 
ein  Rechtsmoment,  welche  sich  gegenseitig  bedingen.  Denn  die 
persönliche  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung,  das  Privateigentum 
an  den  sachlichen  Productionsmitteln  oder  das  private  Grund-  und 
Kapitaleigenthum,  die  Creditgeschäfte,  Darlehen,  Pacht,  Miete,  die 
Arbeitsteilung  zwischen  Stadt  und  Band , die  Trennung  der 
agrarischen,  industriellen  und  mereantilen  Thätigkeit,  die  Theilung 
jedes  dieser  Zweige  in  zahllose  einzelne  Unternekmuugsgruppen, 
-Arten,  -Formen  und  schliesslich  Einzel-Unternehmungen,  kurz  alle 
die  bekannten  modernen  Rechts-  und  Wirthschaftsverhältnisse  unserer 
überwiegend  privatwirthschaftlich  organisirten  Volkswirtschaften 
zerlegen  das  Fine  Nationaleinkommen,  die  wahre  und 
hauptsächliche  volkswirtschaftliche  Stcucrqnelle,  in  eine  unend- 
liche Anzahl  rechtlich  selbständiger  Einzeleinkommen, 
oder  den  Einen  volkswirtschaftlichen  Reinertrag  in  eine  Masse 
verschieden  grosser  und  auf  verschiedenen  Privat- 
rechtstitcln  beruhender,  insofern  auch  qualitativ  verschie- 
dener Antlieilsrechtc  Einzelner  daran. 

Eben  deshalb  wird  auch  die  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit 
der  Besteuerung  gerade  in  der  modernen  Volkswirthschaft  so  schwierig  (§.  1 65  ff.). 

Für  die  Bildung  des  volkswirtschaftlich  richtigen  Steuer- 
systems ist  nun  die  ökonomische  Einheit  des  Volksein- 
kommens zum  Ausgangspunct  zu  nehmen.  Daher  müssen 
in  diesem  System  solche  Steuern  vereinigt  werden , welche  die 
Einzeleinkommen  oder  die  cin/.elwirthschaftlichen  Erträge,  als  An- 
teile am  Volkseinkommen,  so  treffen,  dass  dies  letztere  wirklich 
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vollständig  als  Steuerquelle  in  volkswirtschaftlich  berechtigter  Art 
und  Umfang  fungirt. 

So  zunächst  im  Staats  Steuersystem. 

Da  die  Volkswirtschaft  eines  Landes  oder  besser  gesagt  eines 
Staates  kein  abgeschlossenes  Ganzes  ist,  sondern  durch  eine  Menge 
von  Besitzverhältnissen,  Creditgeschäften  und  Arbeitsverbindungen 
herüber  und  hinüber  mit  den  Angehörigen  anderer  Volkswirt- 
schaften eng  verknüpft  ist,  so  ist  es  zweckmässig,  selbst  wohl  ge- 
boten, eben  zur  Erfüllung  jener  Forderung  auch  im  Staatssteuer- 
system vor  Allem  eine  zweifache  Art  von  Steuern  zu  verbinden: 
Objectsteuern,  welche  die  Quellen  der  Erträge,  bez.  diese 
letzteren  selbst,  ohne  Rücksicht  auf  das  Rechtssubject,  dem 
der  Ertrag  als  Einkommen  zufällt,  und  Subjectsteuern,  welche 
das  Einkommen  bei  dem  dasselbe  beziehenden  Rechts-  und 
Wirthschaftssubject  treffen. 

Als  Steuern  der  ersten  Art  erscheinen  die  Real-,  die  Ertrags-  und  die  Ver- 
kehrs steuern  (letztere  zum  Theil  in  Anschluss  an  oder  verknüpft  mit  (iebuhron  oder 
halb  gebühren-,  halb  steucrartigen  Abgaben,  §.  32  lf.);  als  Steuern  der  zweiten  Art 
die  Personal-,  die  eigentlichen  nominellen  Einkommen-  und  etwaigen  (gleich- 
falls nominellen)  Vermögenssteuern  und  die  Verbrauchssteuern.  Je  inehr  sich 
die  Volks wirthsc haften  wirklich  durch  immer  regeren  Personen-  und  Wirthschafts- 
verkehr,  besonders  auch  durch  internationale  Crcditverhältnisse  zu  einer  neuen  Wirth- 
schaftseinhoit  in  der  Weltwirtschaft  entwickeln,  desto  zwingender  wird  aus 
volkswirthschaftlichen  Gründen,  um  dio  wahre  Volks wirthscbaftliche  Steuerquelle 
richtig  zu  benutzen  (und  zugleich  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit,  um  die  Steuer  nach 
den  Principien  dor  Allgemeinheit  und  Gleiclimässigkeit  richtig  ?u  verteilen)  ein 
solches  aus  Object-  und  Subjectsteuern  combinirtes  Steuersystem,  das  dann  in  soiner 
speciellen  Gestaltung  nur  wieder  dem  Wechsel  der  berührten  Verhältnisse  folgen  muss. 

So  aber  in  noch  höherem  Maasse  im  Communalstcnersystem. 

Denn  hier  ist  vollends  die  Verkettung  der  Besitz-,  Credit-  und 
Arbeitsvcrhältnissc  eine  so  innige  zwischen  den  verschiedenen 
Landestbeilen  und  Gemeinden  und  wird  in  der  modernen  Volks- 
wirtschaft bei  steigender  Arbeitsteilung,  industrieller  Entwicklung, 
Ausdehnung  des  Pachtbetriebs  auf  dem  Lande,  des  Miethwohnuugs- 
wesens  in  den  Städten,  des  Creditwesens,  bei  Freizügigkeit  und 
Wanderung  der  Bevölkerung  immer  inniger.  Nur  die  rationelle 
Verbindung  von  Subjcct-  und  Objcctsteucrn  führt  hier  zu 
einer  volkswirtschaftlich  haltbaren  und  gerechten  Besteuerung,  wie 
dies  früher  in  der  Lehre  von  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung 
ausgeführt  worden  ist  (§.  170,  173). 

Nach  ähnlichen  Gesichtspunctori  ist  das  Steuersystem  einzurichten,  wenn  es  sich 
ausnahmsweise  einmal  um  eine  reelle  Besteuerung  des  Volksvermögens  als  Steuer- 
quelle handele  Eine  solche  Besteuerung  muss  mit  aus  Ubjectsteuern  bestehen,  um 
ihre  Aufgabe  zu  lösen. 
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§.  197.  — 2.  Das  volkswirtschaftlich  richtige 
Steuersystem  znr  Besteuerung  der  richtigen  Steuer- 
träger, d.  h.  der  Personen,  welche  nach  den  volkswirtschaft- 
lichen und  den  Gerechtigkeitsprincipien  die  wahren  Steuerträger 
sein  sollen. 

Hier  treffen  Anforderungen,  welche  aus  diesen  beiderlei  Prin- 
cipien  fllr  die  Bildung  des  Steuersystems  abzuleiten  sind,  zu- 
sammen. 

Das  Steuersystem  muss  hier  nach  Möglichkeit  der  Steuer- 
überwälzung Rechnung  tragen:  d.  h.  den  allgemeinen  Regeln 
(§.  145  ff , 151 — 153),  welche  sich  für  die  hier  vorhandenen  Tendenzen 
aufstellen  lassen,  und  den  speciellen  Umständen,  welche  im  con- 
creten  Fall  nach  den  Verhältnissen  der  Zeit,  der  Volkswirtschaft 
und  der  Rechtsordnung  bei  jeder  Steuerart  mit  darüber  entscheiden, 
ob  und  wie  weit  jene  Tendenzen  sich  nun  auch  verwirklichen. 
Soweit  es  die  immer  vorangehende  Rücksicht  auf  die  Deckung  des 
Finanzbedarfs  zulässt,  muss  daher  bei  der  Bildung  des  Steuer- 
systems nach  solchen  Steuer- und  Steuererhebungs- und 
Veranlagungsartcn  gestrebt  werden,  welche  mittbnn- 
lichster  Sicherheit  denjenigen  auch  wirklich  treffen, 
der  in  Gemässheit  der  volkswirtschaftlich en  und  Gc- 
rcchtigkeitsprincipicn  getroffen  werden  soll,  und  in 
dem  Verhältniss,  wie  es  hiernach  richtig  ist. 

Wenn  demnach  im  Steuersystem  aus  Rücksicht  auf  die  not- 
wendige Deckung  des  Bedarfs  sich  Steuern  finden,  welche  gewisse 
Classen  und  Einzelne  von  vorneherein  oder  mittelst  Ueberwälzungs- 
vorgängen  stärker  belasten,  als  der  Gleichmässigkeit  oder  der  Höhe 
des  Anteils  entspricht,  welehen  dieselben  vom  Volkseinkommen 
beziehen,  so  müssen  notwendig  andere  Steuern  in  das  System 
aufgenommen  werden,  welche  eine  Ausgleichung  herbeiführen. 

So  verhält  cs  sich  namentlich  in  dem  prac tisch  wichtigsten  l alle  der  indircctcu 
Verbrauchssteuern  auf  verbreitetere  Gegenstände  des  Consums.  Diese  Steuern 
fallen  durch  Ueberwälzung  meistens  auf  den  Consumenten  und  werden  nur  sehr  schwer 
und  unsicher  von  ihm  weiter  fort-  oder  rllckgcwälzt  (§.  153).  Sie  beanspiuchen  dann 
in  manchen  Fällen  eine  grossere  Quote  vom  Einkommen  des  „kleinen  Mannes", 
als  von  demjenigen  des  wohlhabenderen.  Können  sie  trotz  dieser  und  ihrer 
sonstigen  Mängel  nicht  entbehrt  werden,  — und  so  liegt  die  Sachlage  in  Wirklichkeit 
regelmässig  — so  verlangen  sie  auch  bei  der  Proportionalbesteucrung  eine  Er- 
gänzung im  Steuersystem  durch  Aufnahme  von  anderen,  namentlich  directen 
(nominellen)  Einkommensteuern  mit  steigenden  Sätzen  fllr  das  grössere  Ein- 
kommen. 

Wird  das  socialpolitische  Princip  anerkannt,  so  muss  die  Ergänzung  finan- 
ziell unentbehrlicher  Verbrauchssteuern  der  genannten  Art  durch  Einkommen-  und 
ähnliche  Steuern  mit  noch  cutsprechend  höheren  Sätzen  erfolgen. 
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Ferner  sind  für  die  Bildung  des  richtigen  Steuersystems  nament- 
lich die  directe  und  indirecte  Besteuerung  (im  ersten  Sinne 
des  Worts,  nach  §.  97)  sorgfältig  zu  prüfen:  so  ob  hei  jener  die 
nicht  beabsichtigte  oder  wenigstens  die  nicht  voraus- 
gesehene  Ueberwälzung  nicht  doch  vorkommt  und  ob  die  ge- 
wollte und  gemuthmaasste  Ueberwälzung  bei  dieser  auch 
wirklich  eintritt,  und  in  beiden  Fällen,  in  welchem  Maasse; 
wie  es  sich  mit  der  Weiterwälzung  verhält  u.  s.  w.  und  wer 
daher  und  in  welchem  Maasse  Jemand  schliesslich  wirklich 
Steuerträger  bleibt  oder  wird.  Danach  sind  dann  wieder 
Modificationen , oder  wenn  diese  nicht  möglich  oder  nicht  aus- 
reichend, entsprechende  Ergänzungen  des  Steuersystems  durch 
andere  Steuern  erforderlich. 

Im  Ganzen  ist  nach  dem  Ergebniss  unserer  früheren  Unter- 
suchung der  Ueberwälzung  (§  155)  immer  möglichst  nach  einem 
solchen  Steuersystem  zu  streben,  welches  nicht  erst  durch  eine 
verwickelte,  in  ihren  Wirkungen  stets  unsichere  Ueberwälzung  volks- 
wirtschaftlich richtig  und  gleichmässig  werden  muss.  Leider  er- 
lauben die  finanziellen  Rücksichten  nur  nicht  den  Ausschluss  der 
grossen  indirecten  Verbrauchssteuern  mit  ihrem  complicirten  Ueber- 
wälzungsprocess  und  mancher  anderen,  in  dieser  Beziehung  bedenk 
liehen  Steuern.  Darum  muss  wieder  das  ganze  Steuersystem 
selbst  viel  verwickelter  werden,  weil  nun  gerade  aus- 
gleichende und  ergänzende  Bestandt heile  aufzunehmen 
sind.  Aber  je  sorgfältiger  die  Wahl  der  letzteren  ausfällt,  desto 
mehr  wird  doch  das  ganze  Steuersystem  auch  den  volkswirtschaft- 
lichen Anforderungen  entsprechen. 

§.  198.  — 3.  Die  Bildung  des  Steuersystems  mit 
Rücksicht  auf  die  Productions- und  Vertheilungsinter- 
essen in  der  Volkswirthschaft. 

Das  einzel-  und  das  volkswirtschaftliche  Productions- 
interesse  fällt  freilich  nicht  immer  zusammen.  Daher  ist  nicht 
jeder  Einwand  gegen  eine  Steuer  wegen  der  Verletzung  eines 
einzelwirtschaftlieben  Productionsinteresses , z.  B.  gegen  den  und 
den  Zoll  oder  die  und  die  vom  Producenten  vorzuschiessende  Ver- 
brauchssteuer oder  gegen  die  specielle  Einrichtung  einer  Steuer 
beweiskräftig.  Auch  muss  selbst  ein  triftiger  Einwaud  oft  ver 
stummen,  weil  eben  keine  andere  Steuer  den  finanziellen  Zweck 
erfüllt.  Aber  in  vielen  Fällen  deckt  sich  doch  auch  das  einzcl- 
und  das  volkswirtschaftliche  Productionsinteresse  und  steht  kein 
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entscheidendes  finanzielles  Bedenken  in  Bezug  auf  die  gewünschte 
Aufhebung,  Ersetzung  oder  Abänderung  einer  Steuer  im  Wege. 
Hier  wird  mit  vollem  Rechte  eine  entsprechende  Umgestaltung 
im  Steuersystem  hinsichtlich  der  Wahl  oder  der  Erhebungs- 
und Veranlagungsart  u.  s.  w.  einer  Steuer  als  volkswirt- 
schaftlich begründet  erscheinen. 

Nach  diesem  Gesichtspuuct  sind  namentlich  oft  bei  Zöllen  und  inländischen 
indirecten  Steuern  Kefermen  geboten,  sowohl  in  der  Wahl  der  bestenerten 
Artikel,  wie  im  Verfahren  bei  der  Feststellung,  Erhebung  u.  s.  w„  z.  B. 
um  die  Entwicklung  der  Technik  der  Production  nicht  unnöthig  zu  hemmen;  ähnlich 
mitunter  auch  bei  den  Ertrags-  und  Vor  kehrssteuern. 

Endlich  haben  auch  die  zunächst  bloss  cinzel wirtschaftlichen 
rroductionsinteressen  einen  begründeten  Ansprnch,  soweit  beachtet 
zu  werden,  als  es  ohne  Widerspruch  mit  den  leitenden  Grundsätzen 
der  Besteuerung  möglich  ist:  so  wiederum  öfters  bei  den  eben  er- 
wähnten Steuerarten  und  bei  manchen  einzelnen  l’uncten  der 
inneren  technischen  Einrichtung. 

Auf  dio  thunlichste  Berücksichtigung  der  Productionsintcressen  laufen  zum  Thcil 
auch  die  Anforderungen  hinaus,  welche  nach  den  Principien  richtiger  Steuerverwaltung 
an  die  Besteuerung  zu  stellen  sind  (§.  !2fi,  189  ff.).  Der  Grundsatz  der  Bestimmt- 
heit und  mehr  noch  der  der  Bei)  ue  in  lieh  kei  t der  Besteuerung  führt  hier  mehrfach 
zu  Folgerungen  und  Forderungen,  wie  die  vorhin  angedeuteten. 

Dass  die  Besteuerung  endlich  nicht  in  einer  den  Principien 
der  Gerechtigkeit  widersprechenden  Weise  in  die  Ver- 
th ei  lung  des  Volkseinkommens  (und  damit  auch  des  Volksver- 
mögens) eingreife,  ist  immer  zugleich  auch  ein  wichtiges 
volkswirtschaftliches  Interesse. 

Denn  der  hierbei  etwa  entstehende  Druck  der  Steuer  hemmt  die  richtige  Be- 
friedigung der  Bedürfnisse,  damit  die  gesammte  Entwicklung  der  also  getroffenen 
Besteuerten,  lähmt  die  Erwerbs-  und  Sparthätigkeit,  verletzt  das  Rechtsgefühl  und  ubt 
dadurch  direct  und  indircct  nachtheilige  Wirkungen  auf  die  Volkswirtschaft  aus.  So 
wird  cs  sich  nur  zu  leicht  mit  schweren  Verbrauchssteuern  auf  Massenartikel  ver- 
halten (§.  187.). 

Nur  darf  wieder  nicht  übersehen  werden,  dass  „Gerechtigkeit 
in  Steucrsachcn“  eben  etwas  Relatives  (§.  158)  ist  und  sieh  nament- 
lich verschieden  gestaltet,  je  nachdem  der  socialpolitischc  Gesichts- 
pnnct  anerkannt  wird  oder  nicht.  Der  übliche  Einwand  gegen 
diesen  letzteren,  dass  ein  Eingriff  der  Besteuerung  in  die  bestehende 
Einkommcnvertkeilung  volkswirtschaftlich  notwendig  nachtbeilig 
wirke,  Uberschiesst  das  Ziel.  Es  wird  dabei  das  Interesse  der 
Volks-  und  der  etwa  betroffenen  Einzelwirtschaften  ohne  Weiteres 
identitieirt  und  das  Interesse  der  absichtlich  begünstigten  Einzel- 
wirtschaften hintangesetzt,  das  hier,  voraussetzungsweise,  gerade 
das  volks  wirthsehattliehc  Interesse  darstellt. 
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C.  — §.  199.  Die  Gereehtigkeitsprincipien. 

Sie  kommen  ftlr  die  Bildung  des  Steuersystems  einmal  in  ihrem 
vielfachen  Zusammenhang  mit  den  richtigen  volkswirt- 
schaftlichen Grundsätzen  der  Besteuerung,  sodann  auch  selb- 
ständig für  sich  in  Betracht. 

1.  In  ersterer  Hinsicht  können  sie  gleichzeitig  mit  jenen  Grund- 
sätzen berücksichtigt  werden,  wie  dies  in  den  vorausgehenden  Er- 
örterungen schon  geschehen  ist. 

Namentlich  ist  das  l’rincip  und  Postulat  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung 
in  seinen  wirtschaftlichen  Consequenzen  wesentlich  identisch  mit  dem  Grundsatz  der 
vollständigen  Besteuerung  der  richtigen  volkswirtschaftlichen  Steuerquelle,  des  Volks- 
einkommens. Hier  besteht  dann  die  Aufgabe  darin,  das  letztere  in  allen  Kanälen,  in 
welche  es  sich  im  Verkehr  vertheilt,  zu  verfolgen,  d.  h.  es  in  der  Form  des  Einzel- 
einkommens aufzusuchen.  Der  Grundsatz  der  Gleich mässigkeit  ferner  lässt  sich 
nach  der  einen  und  der  wichtigsten  Seite  nur  in  Anknüpfung  au  den  Begriff  der 
wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  verstehen  und  durchfahren  (§.  ISS  ff). 
Zu  dem  Belaufe  muss  dieser  Begriff  analysirt  und  gezeigt  werden,  wie  nach  der  Art 
und  Höhe  des  Einkommens  und  nach  der  ganzen  Erwerbsart  u.  s.  w.  diese  Leistungs- 
fähigkeit verschieden  ist. 

Man  hat  es  daher  bei  den  beiden  l’rincipien  der  gerechten 
Stcuervertheilung  immer  auch  mit  ök  o nomischen  Postulatcu  und 
Problemen  zu  thun. 

2.  Soweit  jene  Priucipien  aber  eine  selbständige  Bedeutung 
beanspruchen  dürfen,  kann  ihnen  doch  nur  eine  Stelle  in  dritter 
Linie,  nach  den  finanzpolitischen  und  den  volkswirtschaftlichen 
Steuerprincipien , für  die  Bildung  des  Steuersystems  zugestanden 
werden:  insofern  müssen  sie  also  zu  rück  treten. 

Ein  Satz,  den  wiederum  wegen  seiner  inneren  Nothweudigkeit  die  Praxis  wohl 
auch  immer  anerkannt,  den  aber  die  Theorie,  gerade  auch  in  der  neueren  Wissen- 
schaft seit  A.  Smith,  öfters  übersehen  hat.  Zuerst  hat  das  Steuersystem  mit  absoluter 
Nothwendigkeit  seinen  Zweck  zu  erfüllen : den  Kinanzbedarf  zu  decken . und  zwar 
möglichst  nach  richtigen  volkswirthschaftlichen  Grundsätzen,  wovon  die  sichorc 
Erreichung  jenes  finanziellen  Zwecks  und  die  hierfür  erforderliche  Nachhaltig- 
keit der  nationalen  Steuerkraft  mit  abhängt.  Hier  liegt  ein  primäres  Interesse  des 
Ganzen  vor.  Erst  danach  kommen  die  E i n z e 1 interessen  in  Betracht,  welche  ge- 
rechte Steuervertheilung  erheischen,  aber  mit  Recht  nur  soweit,  als  sich  dies  mit 
der  finanziellen  Ausreichendheit  und  der  volkswirthschaftlichen  Richtigkeit  des  Steuer- 
systems verbinden  lässt  (,§-  127). 

Es  ist  danach  eine  unrichtige  theoretische  Forderung,  allem 
voran  „gerechte“  Steuervertheilung  im  Steuersystem  zu  ver- 
langen und  auf  den  Grundsätzen  der  Allgemeinheit  und  Gleich- 
mässigkeit  dies  System  auf  bauen,  nach  diesen  Grundsätzen  in 
erster  Linie  die  Steuergattungen  und  die  einzelnen  Steuern 
wählen  und  deren  technische  Einrichtung  bestimmen  zu 
wollen.  Vielmehr  muss,  wie  nach  Ausweis  der  Steuergeschichte  es 
auch  die  Praxis  stets  gethan  hat  und  unvermeidlich  thut,  der  Auf- 
bau des  Steuersystems  nach  den  finanzpolitischen  und  v o 1 k s - 
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wirtschaftlichen  Principien  erfolgen  und  kann  erst  der 
Ausbau  nach  der  Richtschnur  vor  sich  gehen,  welche  die  6e- 
rechtigkeitsprincipien  angeben  (§.  156  ff.).  Diese  letztere  Richt- 
schnur muss  alsdann  aber  allerdings  auch  möglichst  befolgt  werden, 
nnd  zwar  auch  im  Gemeinschaftsinteresse,  denn  sicherlich  ist  „Er- 
füllung der  Gerechtigkeit“  nicht  bloss  um  der  Einzelnen, 
sondern  auch  um  des  Ganzen  willen  ein  ethisches  Gebot. 

Demgemäss  sind  die  Hauptsteuern  des  Systems,  die  eigent- 
lichen Grundpfeiler  desselben,  zu  wählen  und  sind  dieselben 
nach  den  Gesichtspuncten , welche  sich  ans  den  finanzpolitischen 
und  volkswirtschaftlichen  Grundsätzen  ergeben,  technisch  ein- 
zu richten.  Alle  weiteren  Anforderungen,  welche  vom  Standpunct 
der  Gerechtigkeit  aus  zu  stellen  sind  und  nicht  schon  durch  die 
Erfüllung  der  volkswirtschaftlichen  Postulate  von  selbst  mit  be- 
friedigt werden,  müssen  sich  darauf  beschränken,  in  dem  dergestalt 
aufgebauten  Steuersystem  Mod ificationen  in  den  Steuern  und 
Steuereinrichtungen  desselben  nnd  abermals  Er gän zu n gen  durch 
weitere  einzelne  Steuern  u.  dgl.  m.  eintreten  zu  lassen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Besteuerung  zeigt 
auch,  dass  dies  der  Gang  der  Dinge  bei  Culturvölkern  war,  welche 
wirtschaftlich,  politisch  und  socialpolitisch,  daher  ancb  in  den 
Rechtsanschauungen  vorwärts  schritten. 

Die  älteren  roheren  Steuersysteme  sehen  wesentlich  nur  auf  die  Gewinnung 
des  Steuerertrags,  mit  oberflächlicher  Rücksicht  auf  die  volkswirthschaftlichen  Wirkungen 
und  Voraussetzungen  der  Besteuerung,  auf  gerechte  Steucrvertheilung  und  auf  stcuer- 
oder  verwaltungstechnisch  zweckmässige  Einrichtung  der  Steuern.  Dann  werden  all- 
mählich mit  der  Erkennluiss  der  volkswirtschaftlichen  Dinge,  mit  der  Acnderung  der 
politischen  Lage  und  Classenordnung  der  Bevölkerung  und  mit  dem  Fortschritt  des 
Kechtsgefuhls  jene  anderen  Rücksichten  mehr  genommen  und  treten,  auch  unabhängig 
von  dem  Zwang,  für  einen  erhöheten  Finanzbedarf  zu  sorgen,  Reformen  dos  Steuer- 
systems oder  eben  ein  „Ausbau“  desselben  ein,  wobei  der  leitende  Gedanke  ist: 
keine  oder  nur  nebenbei  eine  Erhöhung,  sondern  eine  volkswirtschaft- 
lich richtigere  und  gerechtere  Vertheilung  und  technisch  zweck- 
mässigere  Einrichtung  der  Besteuerung. 

Wie  diese  thatsäcbliche  Entwicklung  aber  es  auch  belegt  — 
namentlich  die  überall  auf  der  Tagesordnung  befindlichen  „Steuer- 
reformen“ unseres  Jahrhunderts  bezeugen  cs,  — so  schafft  daun 
gerade  auch  die  Steigerung  des  Volkseinkommens,  die 
Folge  der  verbesserten  Productionstechnik,  die  ökonomische 
Möglichkeit  einer  gerechteren,  d.  h.  dem  veränderten  und 
entwickelteren  Rechtsgefühl  der  civilisirteu  Welt  entsprechenderen 
Steucrvertheilung. 

Hier  gilt  für  letztere  etwas  Aehuliches,  wie  auf  höheren  Wirthsc.hafts-  und 
Bildungsstufen,  bei  grösserem  Volksreichthum  für  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
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überhaupt.  Die  tiefere  Ökonomische  Begründung  und  Rechtfertigung  einer  sehr  un- 
gleichen Vcrthcilung  und  derjenigen  Gestaltung  der  Rechtsordnung,  selche  mit  ihren 
Rechtsinstituten,  wie  der  Sclarerei,  Leibeigenschaft,  der  Grundherrschaft,  den  gewerb- 
lichen und  mcrcantilen  Privilegien  und  Monopolen  u.  s.  w. , die  Grundlage  dieser 
Ungleichheit  der  Vcrthcilung  ist,  liegt  eben  in  der  Kleinheit  des  Volkseinkommens 
und  in  der  geringen  Ausbildung  der  Technik.  Hier  kann  ökonomisch  erst  ein 
Wandel  cintrcten  mit  entsprechenden  Fortschritten  und  darf  auch  ein  solcher  erst 
dann  gefordert  werden.  (S.  die  bezüglichen  Ausführungen,  namentlich  über  den 
Einfluss  der  Technik,  in  der  zweiten  Auflage  meiner  Grundlegung  §.  104  ff.,  und 
überhaupt  den  ganzen  dortigen  5.  Hauptabschnitt  S.  134  IT.) 

Ebenso  verhüt  es  sich  mit  der  „gerechteren“  Stcncrvertheilung 
im  Steuersystem:  eine  Verbesserung  der  ökonomischen  Lage  der  Massen  dos  Volks 
gestattet  es  bei  grösserer  Volkszahl  und  Volksdiclitigkcit,  auch  durch  kleine  Steuer- 
beiträge des  Einzelnen  (z.  B.  in  einem  System  passender  Verbrauchssteuern)  in  Ver- 
bindung mit  anderen  Steuern  für  die  Sicherung  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  genügend 
zu  sorgen  und  nunmehr  gerade  das  Steuersystem  so  „auszubauen“,  dass  es  die 
Steuerlast  gerechter  vertheilt. 

Auf  solchen  höheren  wirtschaftlichen  Entwicklungsstufen  ist  dann  auch  die 
ökonomische  Möglichkeit  und  damit  die  richtige  Zeit  und  Rechtfertigung  einer  social- 
politischen Besteuerung  gekommen:  jetzt  erst,  aber  jetzt  auch  wirklich  ohne 
Bedenken  für  die  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  und  Cultur.  Das  führt  daun,  wie 
unsere  Zeit  auch  lehrt,  zu  veränderten  Rechtsanschanungen  über  gerechte,  gleich  massige 
Besteuerung  und  kündet  in  der  „Volksseele“  den  Eintritt  der  s o c i a 1 c n Steuerepoche 
an  (§.  156  fl.). 

§.  200.  Die  Art  und  Weise  der  Befolgung  der  beiden 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  im  Steuersystem 
anlangeud,  soweit  letztere  eben  zur  Geltung  kommen  können  und 
sollen,  müssen  zunächst  im  Einzelnen  die  Anforderungen  gestellt 
und  im  conereten  Fall  geprüft  werden,  welche  in  den  früheren, 
diesen  Principien  gewidmeten  Abschnitten  erörtert  worden  sind. 
Besonders  wichtig  ist  dabei  wieder  die  theoretische  und  practische 
Untersuchung  der  Ueberwälzung.  Je  nach  dem  Ergebniss 
dieser  Untersuchung  sind  Reformen  des  bestehenden,  wenn 
auch  finanzpolitisch  erprobten  und  sonst  volkswirtksehaftlich  richtigen 
Steuersystems  vorzunehmen,  und  zwar  in  verschiedenem 
Umfange  und  in  verschiedener  Art  vom  rein  finanziellen 
und,  wenn  er  überhaupt  schon  für  zulässig  gelten  darf,  vom 
socialpolitischen  Standpuncte  aus. 

Ist  es  nach  gebührender  Rücksicht  auf  die  finanzpolitischen 
Grundsätze  und  im  concrcten  Fall  auf  die  specielle  Finanzlage 
erlaubt,  so  kann  bei  bisher  thatsächlicb  relativ  stärkerer  Belastung 
der  unteren  Volksclasscn  auch  in  der  rein  finanziellen  Be- 
steuerung eine  Erleichterung  derselben  in  der  Steuerlast  vor- 
genommen werden,  wenn  gleichzeitig  die  besitzenden  oder  die 
Schichten  höherer  Einkommenbezüge  den  etwaigen  Aus- 
fall im  Gesammtertrage  der  Steuer  zu  decken  vermögen,  — denn 
von  einer  absoluten  Verminderung  des  letzteren  kann  bei 
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der  regelmässigen  Entwicklung  des  Finanzbedarfs  und  der  sonstigen 
ordentlichen  Einnahmen  nur  ausnahmsweise  die  Rede  sein. 

Jene  Erleichterung  lässt  sich  erzielen  dnrch  eingeschränktere  Anwendung 
des  Princips  der  Allgemeinheit  und  der  Gleichmässigkeit , indem  z.  B.  die  unteren 
Classen  von  gewissen  directen  Schätzungen  befreit  oder  darin  ermässigt  oder 
die  Verbrauchssteuern  für  gewisso  Massenartikel  beseitigt  oder  herabgesetzt, 
dagegen  die  höheren  Classen,  um  wenigstens  die  proportionale  Einkommon- 
bestcuerung  wirklich  herzustellen , durch  strengere  Durchführung  und  ange- 
messene Progrossivsätzc  der  (nominellen)  Einkommensteuern,  Einfügung 
von  Ertrags-  und  Verkehrssteuern,  Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  und 
Erhöhung  ihrer  Sätze  für  Genussmittel  dieser  Classen  u.  a.  m.  stärker  be- 
lastet werden. 

Wild  die  social  politische  Besteuerung  bereits  für  gerecht- 
fertigt und  durchführbar  gehalten,  so  ist  in  der  eben  angedeuteten 
Richtung  der  Erleichterung  nach  unten  zu  und  der  stär- 
keren Belastung  nach  oben  zu  nur  noch  consequenter 
fort  zu  gehen,  wie  es  früher  dargelegt  wurde,  um  im  Ganzen 
die  P r o g r e s s i v besteuerung  herzustellen. 

Daher  wohl  namentlich  hier  noch  grössorc  Einschränkung  der  All- 
gemeinheit der  Besteuerung  durch  Freiheit  aller  Personen  unter  einem  gewissen 
Betrage  des  Einkommens,  speciell  — aber  nicht  nothwendig  allein  — des  reinen 
Arbeitseinkommens,  ron  dirccten  nominellen  Einkommensteuern;  Verminder- 
ung, wenn  nicht  Ausschluss,  der  Verbrauchsbestenerung  nothwendiger 
Lebensrnittel;  ferner  nur  leichtere  Belastung  ron  Volks-Genussmitteln, 
in  solcher  Auswahl  und  mit  solchen  Sätzen,  wie  es  z.  B.  auch  nach  Rück- 
sichten auf  das  öffentliche  Gesundheitswesen,  die  Sittlichkeit  u.  s.  w.  zweckmässig 
erscheint.  Dagegen  ftlr  die  höheron  Classen  verstärkte  Ausbildung  und  stärker 
steigende  Sätze  der  Einkommensteuer;  grössere  Entwicklung  solcher 
Ertrags-  und  Verkehrssteuern,  welche  Uberwiogond  den  Besitz  und  zwar 
den  grösseren  Besitz  treffen  (Kapitalrentensteuer,  Börsenstcuern  u.  dgl.); 
Umgestaltung  der  Verbrauchssteuern,  soweit  als  möglich,  in  Steuern  für  Ge- 
nussmittel der  Wohlhabenderen  oder  Verbindung  solcher  Steuern  mit 
Luxusstcuern;  Erhöhung  oder  Einführung  allgemeiner  Vermögenssteuern 
und  Erbschaftssteuern,  besonders  ftlr  das  grössere  Vermögen  u.  s.  w. 

Auch  hier  ergiebt  sich,  dass  es  sich  bei  der  Befolgung  der 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  im  Steuer- 
system — vollends,  aber  durchaus  nicht  allein,  in  einem  social- 
politischen — keineswegs  bloss,  und  gewöhnlich  nicht  einmal  in 
erster  Linie,  um  die  Wahl  der  .Steuergattungen  und  einzelner 
Hauptsteuern,  sondern  nur  um  die  speciellere  Einrichtung 
einer  Steuer,  um  die  Wahl  der  Artikel  und  Steuersätze  bei 
der  Verbrauchsbesteuerung,  der  einzelnen  Stenern  im  Schatzungs- 
oder Ertrags-  und  Verkehrsstenersystem  und  um  die  Höhe  des 
Steucrfusses  in  diesen  und  in  nominellen  Einkommen-  und 
Vermögenssteuern  handelt. 

Das  Verlangen  radicaler  Theoretiker  oder  ganzer  politischer 
Parteien  insbesondere,  ganze  Steuergattungen  aus  „Gründen 
der  Gerechtigkeit“  principiell  aus  dem  Steuersystem  auszu- 


Digitized  by  Google 


Steuersystem  und  Gerochtigkeitsprincipien. 


489 


schliessen,  selbst  wenn  etwa  stenertecbnische  oder  Gründe  der 
Steuerverwaltung,  wie  es  leicht  der  Fall  sein  kann,  ebenfalls  dafür 
sprechen,  z.  B.  die  Forderung  der  einfachen  Aufhebung  der  Ver- 
brauchssteuern oder  Hauptarten  derselben,  ferner  der  Ertragssteuern, 
der  Verkehrssteuern  oder  wenigstens  gewisser  Hauptbestandteile 
derselben  (Gewerbe-,  Grund-,  Haus-,  Immobilien  - Besitzwechsel- 
steuer u.  s.  w.),  — ein  solches  Verlangen  scheitert  meistens  schon 
an  der  unerbittlichen  Notwendigkeit,  den  Bedarf  zu  decken  und 
an  der  Unmöglichkeit,  ihn  wenigstens  vollständig  durch  andere 
Steuern  decken  zu  können;  ferner  an  dem  Umstande,  dass  man 
nur  so  die  v o 1 k s wirtschaftliche  Steuerquelle  richtig,  d.  h.  voll- 
ständig in  Contribution  setzt,  z.  B.  durch  die  Ertrags-  und  Verkehrs- 
steuern als  Objectsteuern.  Jenes  Verlangen  entspricht  aber 
auch  gar  nicht  einmal  immer  der  Gerechtigkeit,  die 
iin  Gegentheil  mitunter,  z.  B.  bei  einfacher  unentgeltlicher  Auf 
hcbung  lange  bestehender  Ertragssteuern  von  Immobilien  geradezu 
verletzt  würde. 

Was  dagegen  unter  den  gemachten  Voraussetzungen  allerdings 
zulässig  und  dann  im  Interesse  gerechter  Steuervertheilung  zu  ver- 
langen ist,  das  ist  die  Modification  innerhalb  einer  Steuer- 
gattung, in  der  Einrichtung  einer  einzelnen  Steuer,  in  den 
Steuerobjecten,  Sätzen  und  Füssen,  die  Eliminirung 
eines,  die  Einfügung  eines  anderen  Glieds,  um  so  im 
Ganzen  das  gestellte  Ziel  der  rein  finanziellen  oder  der  social- 
politischen „Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit“  der  Steuer  zu 
erreichen. 

Dass,  nebenbei  bemerkt,  eine  solche  Beschränkung  des 
Ziels  auch  in  der  Praxis  richtiger  ist  als  die  radicale  Umstürzung 
eines  ganzen  Steuersystems  und  zugleich,  dass  nur  sie  einer  ge- 
sunden geschichtlichen  Entwicklung  entspricht,  bedarf  keines  Be- 
weises. 

Diese  Ausführungen  stimmen  im  Wesenüichen  mit  denjenigen  Steins  in  seiner 
Lehre  vom  Stenersystem  aberein,  behandeln  aber  absichtlich,  wie  es  m.  E.  wttnschens- 
werth  ist,  an  sich  ganz  einfache  und  leicht  verständliche  Puncte  des  Steuersystems 
auch  einfacher,  als  es  Stein  hier  thut  (Vgl.  bei  ihm  besonders  4.  A.  I,  447  ff.,  4154  fl.). 

Ans  dem  Voraosgehcndcn  folgt  auch,  dass  die  bislang  meistens  allein  Übliche 
Erörterung  über  proportionale  und  progressive  Besteuerung  bloss  als  über  eine  Special- 
frage der  (nominellen)  Einkommensteuer  den  Standpunct  der  Betrachtung  viel  zu  eng 
und  zu  niedrig  nimmt.  Man  hat  cs  bei  dieser  Frage  vielmehr  mit  einer  ganz  all- 
gemeinen Grundfrage  des  Steuersystems  zu  thun.  Hierin  stimme  ich  Stein 
a.  a.  0.  z.  B.  S.  452  gegen  Neumann  und  alle  bisherigen  Autoren  ganz  bei.  (Siehe 
oben  §.  193). 

32* 
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D.  — §.  201.  Die  „logischen“  Principien  der  Stener- 
ver waltu n g,  speciel!  die  Postulate,  dass  die  Besteuerung  mög- 
lichst bestimmt,  bequem  und  mit  möglichst  kleinen  Er- 
hebungskosten verbunden  sei,  sind  für  die  Bildung  eines 
steucrtechniseh  richtigen  Steuersystems  natürlich  ebenfalls  sehr 
wichtig.  Aber  sie  stehen  im  Rang  der  leitenden  Principien  auch 
hier  doch  wohl  erst  in  letzter  Stelle,  soweit  sie  eine  selb- 
ständige Bedeutung  verlangen  und  nicht  schon  ohnehin  im  finan- 
ziellen, volkswirtschaftlichen  und  int  Interesse  gerechter  Stener- 
vcrtbeilung  mit  befolgt  werden. 

Sie  ergeben  sich  so  notwendig  ans  dem  Wesen  und  den 
Wirkungen  aller  Besteuerung,  dass  ihre  Befolgung  „soweit  als 
möglich“  selbstverständlich  ist,  weil  sie  die  Zwecke  der  Be- 
steuerung sicherer  und  leichter  zu  erreichen  gestattet.  Aber  in  den 
Worten:  „soweit  als  möglich“  liegt  eine  starke  Schranke  der 
Befolgung  dieser  Grundsätze  in  der  Praxis,  eine  Schranke,  welche 
auch  die  Theorie  beachten  muss,  indem  sie  in  den  Stenerver- 
waltungsprincipien , namentlich  in  Betreff  des  Verlangens  nach 
möglichster  Bequemlichkeit  und  nach  Niedrigkeit  der  Erhebungs- 
kosten, zwar  selbstverständliche  Klugheitsregeln  anerkennen,  aber 
ihnen  doch  nur  eine  untergeordnete  selbständige  Bedeutung 
für  die  Bildung  des  Steuersystems  einräumen  wird. 

Denn  die  vorangehenden  finanzpolitischen,  volkswirt- 
schaftlichen und  Gerechtigkeitspostulate  lassen  sich  eben  vielfach 
nicht  genügend  erfüllen  ohne  Hintansetzung  von  steuerver- 
waltungstechnischen Forderungen,  wenn  auch  eiue  Harmonie  dieser 
mit  jenen  ohne  Zweifel  das  Steuersystem  vollkommener  macht  und 
seine  Leistungsfähigkeit  steigert. 

Je  einfacher  das  Steuersystem  und  die  Einrichtung  der  Ge- 
sammtbesteuerung  und  der  einzelnen  Steuern,  desto  günstiger  im 
Allgemeinen  die  Lage  der  Steuerverwaltung;  desto  bequemer, 
wenigstens  in  manchen  Puncten,  das  Steuerwesen  für  das  Volk; 
desto  leichter  die  scharfe  Bestimmtheit  der  einzelnen  gesetzlichen 
und  Ausführungs- Vorschriften;  desto  niedriger  mitunter  auch  die 
Erhebungskosten.  Aber  die  finanzielle  Rücksicht  auf  die  Deckung 
des  Bedarfs,  die  volkswirtschaftliche  auf  richtige  vollständige  Be- 
lastung der  wahren  Steuerquelle,  die  Rücksicht  auf  gerechte  Steuer- 
vcrtheilung  bedingen  gerade  ein  aus  mehreren,  selbst  aus  vielen 
und  verschiedenartigen  Steuern  zusammengesetztes  Steuersystem. 
Diese  Steuern  verlangen  aus  denselben  Rücksichten  oft  wieder  eine 


Digitized  by  Google 


Steuersystem  und  Vorwaltungsprincipieu. 


401 


complicirte  Einrichtung  in  Bezug  aul'  Veranlagung,  Erhebung  u.  a.  m. 
l)a  müssen  denn  die  Rücksichten  auf  die  vortheilhafteste  ver- 
waltungstechnische Seite  der  Steuern  zurlicktreten. 

Diese  Schwierigkeiten  wachsen,  weil  die  einzelnen  Anforderungen  stouertech- 
nischcr  Art  Öfters  selbst  mit  einander  in  Widerspruch  stehen,  ja  sich  wohl  direct 
ausschlicsscn.  Besonders  „bequem“  ist  z.  B.  nach  einer  Seite  wenigstens,  eine  Steuer, 
welche  der  Besteuerte  nicht  unmittelbar  fühlt,  wie  etwa  die  Verbrauchssteuer,  die  or 
im  Preise  eines  Artikels  mit  bezahlt.  Aber  eine  solche  Steuer  entbehrt  eben  deshalb 
des  Merkmals  der  festen  Bestimmtheit  und  ihre  Erhebung  macht  oft  besonders  hohe 
Kosten  und  Belästigungen.  In  diesen  Beziehungen  hat  eino  feste  dirccte  Steuer,  z.  B. 
eine  Ertragssteuer,  Vorzüge,  aber  sie  wird  oft  für  besonders  unbequem  gelten. 

Au  den  Hauptarten  der  Steuern  und  der  Systeme  der 
Erhebung  und  Einrichtung  (Veranlagung  u.  8.  w.)  lässt 
sich  leicht  zeigen,  wie  die  und  die  Forderung,  welche  aus  finan- 
ziellen, volkswirtschaftlichen  und  Gerechtigkeitsgründen  an  das 
Steuersystem  gestellt  wird,  mit  einer  oder  mehreren  verwaltnngs- 
technischen  Forderungen  in  Widerspruch  geräth. 

Die  indirecton  Vorbrauchssteuern  auf  verbreitete  Cousumptibilicn  z.  B. 
bedürfen  wir  um  ihrer  unersetzlichen  Ergiebigkeit  willen,  auch  weil  sie  gewisse  steuer- 
fähige  und  mit  Hecht  noch  steuerpflichtige  Tbcilo  des  Volkseinkommens  allein  oder 
am  Besten  besteuern.  Aber  solche  Steuern  erheischen  unvermeidlich  ciueu  grossen, 
kostspieligen  und  für  den  Verkehr  wie  für  die  Besteuerten  oft  ausser- 
ordentlich lästigen  Erhobungs-  und  Controlapparat,  so  dass  die  Hegel  der 
Bequemlichkeit  und  der  niedrigen  Erhebungskosten  gewöhnlich  sehr  vorletzt  wird. 
Jene  Steuern  verstossen  ferner  stark  gegen  den  Grundsatz  der  (ileichmässigkeit. 
Deswegen  muss  das  Steuersystem  wieder  durch  andere,  entgegengesetzt  wirkende 
Steuern,  wie  z.  11.  directc  Einkommensteuern,  ergänzt  werden.  Dadurch  wird 
cs  aber  lur  die  Verwaltung  wioder  complicirter  und  kostspieliger.  Objcct- 
stcucrn,  wie  die  Ertrags-  und  die  Vcrkeh  rssteuern , sind  zweckmässig,  selbst 
nothwendig,  um  die  volkswirtschaftliche  Steuerquelle  richtig  zu  treffen.  Sie  machen 
aber  wieder  mauche  Schwierigkeiten,  die  Ertragssteuern  zum  Theil  (Grundsteuer!)  be- 
sondere Kosten,  die  Verkebrssteuern  besondere  Belästigungen,  und  zwar  um  so  mehr, 
zumal  die  orstcren,  weun  sie  „gerecht“  verteilt  werden  sollen,  was  umfassendste 
Aufnahmen,  Katasterarbeiten  u.  s.  w.  voraussetzt.  ' 

Man  wird  daher  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  die  Postu- 
late  der  Steuerverwaltung  nach  Möglichkeit  berücksich- 
tigen müssen,  aber  sich  keiner  Täuschung  darüber  hingeben 
dürfen,  dass  sie  gerade  hierbei  ziemlich  in  den  Hintergrund 
treten.  Gewöhnlich  werden  sie  nur  unter  übrigens  gleichen 
Umständen  für  oder  gegen  eine  Steuer  oder  Steuereinrichtung, 
Erhebung  u.  s.  w.  den  Ausschlag  geben  können,  besonders  wohl 
öfters  das  Gewicht  sonstiger  Gründe  für  oder  gegen  steigern 
oder  vermindern.  Darüber  hat  sich  die  Praxis  begreiflicher  Weise 
auch  stets  viel  weniger  getäuscht,  als  die  nach  der  „besten“  Steuer 
suchende  Theorie. 

In  zweierlei  Hinsicht  ist  die  Frage  nach  der  Berück- 
sichtigung der  Postulate  der  Steuerverwaltung  aber  auch  wieder 
eine  durchaus  historisch-relative. 
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Einmal  nemlich  ermöglichen  oft  erst  die  Fortschritte  der 
Volkswirtschaft,  besonders  der  Productionstechnik,  des  öffentlichen 
Wohlstands,  dann  Überhaupt  wissenschaftliche  und  sonstige  Fort- 
schritte solche  steuertecbnische  Verbesserungen  in  den  Stenerarten 
und  Steuereinrichtungen,  welchen  früher  etwa  andere  Bedenken, 
wie  die  Gefahr  verminderten  Ertrags,  unrichtiger  Vertbcilung  der 
Steuerlast  u.  s.  w.  entgegenstanden.  In  solchen  Fällen  müssen 
gerade  im  Interesse  besserer  Steuertechnik  die  betreffenden  Re- 
formen verlangt  werden. 

Dergleichen  kommt  nicht  selten  vor  and  auf  verschiedenen  Gebieten  des  Steuer- 
wesens. Man  macht  z.  B.  Fortschritte  im  Vermessungs-  und  Absch&tzungsverfahrcn 
uud  kann  dann  die  Grundsteuern  reformiren  oder  rationelle  Grundsteuern  erst  oin- 
fuhren,  oder  man  erfreut  sich  eines  gesteigerten  RechtsgefUhls  und  einer  höheren 
Bildung  der  Bevölkerung  und  kann  daher  zu  einfacheren  und  wohlfeileren  Steuern, 
z.  B.  zu  Einkommensteuern  greifen  oder  diese  im  Steuersystem  ausdehnen.  Am 
Bcmcrkenswcrthesten  sind  wohl  gewisse  technische  Fortschritte  im  Steuervorfahren 
selbst  bei  gewissen  indirecten,  im  Anschluss  an  die  Production  aufgelegten 
Verbrauchssteuern,  wodurch  aus  rein  steuertechnischen  Gründen  Aender- 
ungen  möglich  oder  selbst  im  Interesse  der  Production  und  der  gleichmässigen  Steuer- 
vcrtheilung  geboten  werden,  so  bei  der  Besteuerung  des  Branntweins,  Zuckern  u.  a.  m. 

Sodann  bringt  es  umgekehrt  die  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschaft, des  Communicationswesens , des  Verkehrs,  des  öffent- 
lichen Lebens  u.  s.  w.  auch  wohl  mit  sich,  dass  gewisse  Steuern 
oder  Steuereinrichtungen,  Erhebungsformen  u.  dgl.  ausserordent- 
lich lästig  werden,  besonders  zur  Defraude  anregen,  so 
auch  steigende  Kosten  machen,  unergiebiger  und  ungleich- 
es äBsiger  werden.  So  kann  es  z.  B.  mit  directen  Personalsteuern 
auf  die  unteren  Classen,  mit  gewissen  Arten  von  Zöllen,  mit  städti- 
schen Thorsteuern  (Octrois),  mit  gewissen  Verkehrssteuern  gehen. 
Da  bei  einer  solchen  Entwicklung  der  Dinge  Ersatz  durch  andere 
passende  Steuern  gewöhnlich  nicht  sehr  schwer  sein  wird,  dürfen 
hier  wohl  die  steuertechnischen  Rücksichten  für  sich  den  Aus- 
schlag gegen  solche  Steuern  geben:  ein  Gesicbtspunct,  welcher 
bei  neueren  Steuerreformen  nicht  selten  maassgebend  war. 

So  sprachen  z.  B.  die  Schwierigkeiten  der  Erhebung  der  preussischeu  Classen- 
steuer  in  den  unteren  Stufen,  die  Legion  dor  Mahnungen,  Eiecutionen,  die  Kosten, 
das  so  erregte  Odium  heute,  bei  Freizügigkeit  u.  s.  w. , wesentlich  mit  für  die  Auf- 
hebung dieser  Steuer  für  kleinere  Einkommen , wie  sie  denn  auch  in  zwei  Schritten, 
1873  bis  420  M.,  1883  bis  000  M.  erfolgt  ist  S.  unten  §,  262. 
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Zweiter  Hauptabschnitt. 

Dio  Grundzüge  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Steuer- 
systems und  der  Steuerarten. 

§.  202.  Vorbemerkungen. 

Ein  bezüglicher  Abschnitt  fohlt  bei  Kau,  einzelne  hierher  gehörige  Notizen  in 
seiner  speciellen  Stenerlehre.  Auch  Stein  giebt  (4.  A.  I,  402  ff.,  5.  A.  II,  2,  301  ff.) 
in  seinen  „Elementen  der  (ieschichte  des  Steuerwesens“  nur  eine  Ucbersicht  Uber  die 
Entwicklung  der  liesammt- Besteuerung  unter  Hervorhebung  der  leitenden  Principien 
in  den  Huuptperiodcn , welche  er  unterscheidet.  Erst  in  der  speciellen  Stcucrlehrc 
finden  sich  dann  bei  jeder  einzelnen  grösseren  Steuergruppe  Skizzen  ihrer  geschicht- 
lichen Entwicklung.  In  umfassendster  Weise  verfolgt  dagegen  Vocke  in  seiner  Schrift 
„diu  Abgaben  u.  s.  w.“  den  geschichtlichen  Zusammenhang  der  Entwicklung  der  Be- 
steuerung und  ihrer  Arten  mit  der  Entwicklung  dos  Staats  und  der  Verfassungsver- 
hältnisse: der  werthvollsto  Thoil  seines  Works.  Roscher  hat  oin  reichhaltiges  Kapitel 
(das  vierte  im  2.  Buch  soiner  Fin.)  der  Geschichte  der  Steuern  gewidmet.  S.  daraus  §.  56  ff. 
Uber  die  „natürliche  Aufeinanderfolge  der  Steuern“.  G.  Cohn,  2.  B. , 3.  K.  (die 
historischen  Arten  der  Steuer). 

Abweichend  von  der  Aufgabe,-  welche  sich  diese  Autoren,  sowie  die  eigentlichen 
Finanz-  und  Steuerhistoriker  stellen , ist  die  Aufgabe , welche  hier  jetzt  zunächst  ver- 
folgt wird,  diese:  es  soll  gezeigt  werden,  wie  die  fortschreitende  quantitative 
und  namentlich  qualitative  Differenzirung  des  Nationaleinkommens 
und  Vermögens  bei  den  Einzelwirtschaften,  wesentlich  die  Folge  wachsen- 
der und  immer  feineror  Arbeitsteilung,  mit  Notwendigkeit  zu  einer 
immer  stärkeren  und  rationelleren  Spccialisirung  dor  Besteuerung  und 
zur  Entwicklung  eines  complicirten  Steuersystems  fuhren  muss,  wofür  eben  die 
geschichtlichen  Thatsachon  die  Belege  bilden.  Wie  stets,  so  hat  auch  hier 
die  „Geschichto“  vor  Allem  die  Aufgabe,  für  die  nach  der  Methode  dor 
Deduction  abgeleiteten  „allgemeinen  Sätze“  oder  „Gesetze“  als  Controlmittel  und 
Vcri fica tionsverfahren  zu  dienen  und  sodann  im  Einzelnen,  namentlich 
da,  wo  die  Deduction  wegen  der  Complicirtlieit  der  Verhältnisse  schwieriger  anzu- 
wendeu  wird,  das  Material  zu  InductionsschlUssen  zu  liefern,  durch  welche  aus 
den  Thatsachen  selbst,  als  den  Wirkungen  von  hypothetisch  angenommenen 
oder  unbekannten  Ursachen,  das  „allgemeine  Princip“  der  Entwicklung  der 
Steuerarten  „inducirt“  wird.  Es  liegt  aber  nicht  allein  an  der  Unvollkommenheit 
der  bisherigen  geschichtlichen  Untersuchungen,  bei  denen  kaum  auch  nur  auf  ein 
solches  allgemeines  ökonomisches  und  sociales  Entwicklungspläne^)  das  Augenmerk 
gelenkt  wurde,  sondern  im  Wesen  dieses,  wie  alles  nationalökonomischen  „Stoffs", 
dass  die  Deduction  dauernd  auch  hier  den  Vorrang  behält.  Die  Gefahr  falscher 
Gener&lisationeu  ist  dabei  hier  wie  sonst  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirtschaftslehre 
nicht  zu  läugnen.  Man  vermeidet  sio  freilich,  wenn  man  sich  bloss  auf  die  Stoff- 
anhäufung und  Zusammenstellung  beschränkt  Aber  mit  jener  „Gefahr“  fällt  auch  die 
Möglichkeit  fort,  zu  allgemeineren  Ergebnissen  zu  gelangen,  auf  die  cs  scbliosslich 
in  der  Wissenschaft  allein  ankommt. 

Die  einzige  direct  hierhergehörige,  aber  freilich  höchst  bedeutende  Vorarbeit  für 
die  Lösung  der  bezeichnetcn  Aufgabe  sind  Rodbertns  classisebo  Arbeiten  Uber  alt- 
römische  Steuergeschichte.  (S.  besonders  oben  S.  26S.)  Dieser  gedankenreiche 
„historische"  Nationalökonom  liefert  für  das  römische  Kaiserreich  den  Beweis  im 
Einzelnen,  den  ich  im  Folgenden  für  die  Besteuerung  fortschreitender  Cultur- 
völker  Überhaupt  zu  bringen  suche.  Die  erste  Anregung  verdankt  dieser  Versuch 
somit  Rodbertus.  Stein  hat  die  ganze  Aufgabe  wohl  nur  au  sich  Vorbeigehen 
lassen,  weil  er  diese  historische  und  zugleich  principielle  Auffassung  des  Wirt- 
schaftslebens, wie  sie  Rodbertus  vertritt,  überhaupt  nicht  gewonnen  hat.  Auch  bei 
Schmollcr  in  dem  schönen  Aufsatz  Uber  die  Epochen  der  preussischen  Finanzpolitik 
fehlt  doch  zu  sehr,  neben  der  rein  historischen,  die  nationalökonomische  Behandlung 
der  einschlagenden  Fragen,  so  dass  nur  einzelne  Bemerkungen  von  ihm  in  den  Rahmen 
der  folgenden  Erörterungen  fallen;  auch  würde  die  vergleichende  Behandlung 


Digitized  by  Google 


494  5.  B.  Allgem.  Stcuerlehre.  4.  K.  System.  2.  II.-A.  Geschichte.  §.202.  203. 


mehr  dazu  fuhren,  bei  aller  Anerkcnnnng  der  preussiseben  I.eistnngen,  vor  Oeber- 
schätzung  der  letzteren  zu  hüten  und  die  Uubcreinstimmung  der  preussiseben  mit  der 
sonstigen  territorialen  Steuerentwicklung  mehr  hervortreten  zu  lassen  (s.  Fin.  III,  S.  120). 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  um  blosse  Ueborsicht  der  (irundzüge  der 
allgemeinen  geschichtlichen  Entwicklung,  nicht  um  die  concreto  Steuergeschichte 
einzelner  Länder  und  Zeitalter.  Letztere  liefert  aber  die  Belege  fttr  die  folgende  Dar- 
stellung und  giebt  erst  ein  genaueres  Bild  der  Entwicklung  im  Einzelnen.  Ich  beziehe 
mich  dafür  jetzt  auf  das  Kapitel  Uber  die  Stcuorgcschichte  im  dritten  Bande,  wo  das 
antike,  mittelalterliche  und  neuzeitliche  Stcuerwescn  bis  Anfang  des  10.  Jahrhunderts 
dargestellt,  und  im  7.  Abschnitt  §.  90 — 96  „steucrgoschichtliche  Ergebnisse“  daraus 
gezogen  werden , die  mit  den  im  Folgenden  gewonnenen  wesentlich  rtbereinstimmen 
und  sie  so  bestätigen.  Die  Steuerentwicklung  im  19.  Jahrhundert  ist  dort  an  der 
britischen  und  französischen  (§.  106 — 109  und  165 — 177)  genauer  gezeigt  worden. 

Spcciellere  Belege  sind  im  folgenden  Abschnitt  meist  unterblieben,  um  Wieder- 
holungen zu  vermeiden,  aber  für  jeden  wichtigeren  Satz  im  dritten  Bande  in  den  an- 
gegebenen Abschnitten  zu  finden.  Dieser  Band  und  der  jetzige  Abschnitt  ergänzen 
sich  auch  in  methodologischer  Hinsicht  (s.  Fin.  III,  §.  90). 

I.  — §.  203.  Die  Aufgabe. 

Bevor  im  nächsten  (3.)  Hauptabschnitt  die  Aufgaben  unter- 
sucht werden,  welche  für  die  Finanzwissenschaft  in  Bezug  auf  die 
Bildung  des  Steuersystems  selbst  vorliegen , soll  hier  jetzt  die 
geschichtliche  Entwicklung  des  Steuersystems  in  den 
Grund zllgen  vorgeführt  werden.  Es  handelt  sich  dabei  um  die 
Gewinnung  gewisser  allgemeiner  Sätze  (oder  „Gesetze“) 
dieser  Entwicklung,  wie  sie  aus  dem  Wesen  der  Volkswirthschaft 
und  der  wirtschaftenden  Menschen  einer-,  aus  den  geschichtlichen 
Thatsachen  im  Leben  von  fortschreitenden  Culturvölkern,  insbeson- 
dere auch  im  Staatsleben  andrerseits  zu  abstrahiren  sind. 

Ein  solches  Verfahren  der  „Generalisation“  und  der  „Abstraction“  ist  auch  hier 
geboten , und  zwar  zunächst  im  Interesse  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis«  und  des 
Verständnisses  der  einzelnen  geschichtlichen  Vorgänge,  die  in  der  Wissenschaft  der 
Politischen  Oekonomie,  daher  auch  in  der  Finanzwissonschaft  nicht  schon  als  solche, 
sondern  nur  als  Symptome  und  Belege  der  gesetzmässigen  Entwicklung  und  des 
Typischen  der  Erscheinungen  in  Betracht  kommen  ; sodann  im  Interesse  der  besseren 
Lösung  der  theoretischen  und  practisclieii  Aufgaben  für  die  Bildung  eines  richtigen 
Steuersystems  selbst,  weil  dabei  immer  möglichst  an  die  geschichtliche  Entwicklung 
anzuknUpfen , die  bestehende  Besteuerung  daher  nicht  umzustossen , sondern  eventuell 
nur  zu  reformiren  ist. 

Kleine  Wiederholungen  von  Puncten,  welche  in  diesem  Abschnitt  berührt  worden, 
lassen  sich  bei  dieser  Bchandlungsweisc  in  den  folgenden  Abschnitten  nicht  ganz 
vermeiden.  Die  Betrachtungsweise  ist  dabei  aber  eine  verschiedene:  jetzt  ist 
vornemlich  nur  die  Entwicklung  selbst  in  ihren  Grundzügen  darzulegen,  um  festzu- 
stollen,  „was  ist“  und  „was  und  wie  es  geworden  ist“,  wobei  die  ßeurtheilung 
der  Zweckmässigkeit  zwar  zum  Behuf  der  Erklärung  nicht  immer  ganz  zu  vermeiden 
ist,  aber  in  zweite  Linie  tritt.  In  den  Abschnitten  von  der  finanzwisscnschaftlichcn 
Bildung  des  Steuersystems  handelt  es  sich  dagegen  um  die  Beantwortung  der  Fragen 
„was  sein  soll“  und  „warum  es  sein  soll“,  damit  das  Steuersystem  theoretisch 
richtig  und  practisch  brauchbar  und  in  möglichster  Oebereinstimmung 
mit  den  obersten  Stcuerpriucipien  sei.  Der  Hinweis  auf  die  geschichtliche 
Entwicklung  und  auf  die  bestehende  Einrichtung  des  Steuerwosens  hat  dabei  aber  öfter 
mit  zu  Zwecken  der  Beweisführung  zu  dienen. 

Die  hier  eingeschlagcne  Behandlungsweise  ermöglicht  dann  auch  wohl  in 
formeller  Beziehung  eine  bessere  Uebersicht  sowohl  der  Entwicklung  der  Besteuerung 
als  der  zu  lösenden  Steuerproblome.  Bei  dem  grossen  Umfang  der  Aufgaben  in  Bezog 
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auf  die  linanzwissenscbaftliche  Bilduug  des  Steuersystems  wurde  es  sonst  nicht  leicht 
sein  , den  Faden  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Steuersystems  immer  im  Auge 
zu  behalten. 

Bei  der  Verfolgung  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Steuer- 
systems ergeben  sich  verschiedenerlei  Abhiingigkeits Ver- 
hältnisse dieser  Entwicklung.  Letztere  hängt  bei  dem  Steuer- 
system oder  m.  a.  W.  bei  den  einzelnen  Steuerarten,  welche  prac- 
tisch  als  ein  solches  System  — wenngleich  vielleicht  nur:  wohl 
oder  übel  — fongiren , regelmässig  mit  den  früher  besprochenen 
inneren  politischen  nnd  mit  den  socialen  Verhältnissen  zu- 
sammen. Ueberwiegend  ist  sie  aber  stets  durch  die  Entwick- 
lung der  Volkswirtschaft  selbst  bedingt:  direct  und  iu- 
direct,  daher  letzteren  Falls  wieder  durch  das  Medium  der  inneren 
politischen  und  socialen  Verhältnisse,  die  sich  ihrerseits  unter  dem 
Einfluss  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  umändern.  Nament- 
lich die  auf  dem  Princip  vermehrter  und  feinerer  Arbeits- 
und Besitztheilung  beruhende  Entwicklung  des  privatwirth- 
schaftlichen  Systems  in  der  Volkswirtschaft  und  seiner 
Rechtsordnung  fllr  Besitz  (Eigenthum)  und  Erwerb  ist 
der  entscheidende  Factor  auch  für  die  Entwicklung  des  Steuer- 
systems und  der  Steuer  arten.  Es  ergiebt  sich  hier  eine  immer 
grössere  und  mannigfaltigere  quantitative  und  auch 
qualitative  Differenzirung  des  Volkseinkommens  nnd 
Volksvcrmögcns,  der  sich  die  Besteuerung  durch  ihre 
Specialisirung  und  systematische  Ausbildung  an- 
passen muss  und  factisch  anpasst:  das  „Gesetz“  der 
Differenzirung  des  Steuersystems. 

Gewisse  gemeinsame  Grundztlgc  in  der  Steucrcntwick- 
luug  fortschreitender  Culturvölkcr,  bei  aller  Verschiedenheit  im 
Einzelnen,  sind  daher  von  vornherein  wahrscheinlich  und  werden 
durch  die  Erfahrung  bestätigt. 

Sia  gehen  notwendig  aus  der  relativen  Gleichartigkeit  der  volkswirthschaftlichen 
und  der  damit  zusammenhängenden  rechtlichen  und  technischen  Verhältnisse,  der 
Arbeits-,  Erwerbs-  und  Besitztheilung  hervor.  Die  öffentlichen  (jerncin- 
w irthsebaften  entwickeln  sich  und  steigern  ihren  Finanzbedarf,  zugleich  um  so 
mehr,  je  mehr  die  Natu ralwirthschaft  im  Verkehr  durch  die  Goldwirthschaft  ver- 
drängt wird  und  demnach  auch  unmittelbar  verlangtu  und  geleistete  Dienste 
(Wehrwosen!)  durch  solche  Dienste  ersetzt  werden,  Uber  welche  erst  mit  Hilfe  von 
Geld  oder  wenigstens  von  naturalen  Sachgütern,  die  zur  Zahlungsleistung  dienen, 
verfügt  wird.  Erst  hier  wird  der  öffentliche,  besonders  der  Staatsbedarf  immer 
mehr  F i n a n z bedarf.  Zur  Deckung  desselben  reichen  die  oft  sogar  absolut  sich  ver- 
mindernden Domanial-,  hoheitsrechtlichen  und  gebührenartigen  Einnahmen  nicht  aus: 
die  Steu erwirtschaft  muss  sich  entwickeln.  Diese  kann  aber  ihre  Zwecke  nur  er- 
reichen, wenn  sie  wenigstens  cinigermaasscn  der  quantitativen  und  qualitativen  Ditrcrcn- 
zirung  des  Volksvermögcns  und  Volkseinkommens  folgt.  Eben  daher  muss  sich  die 
Besteuerung  selbst  entsprechend  differenziren. 
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Nur  scheinbar  steht  damit  eine  bekannte  andere  Wahrnehm- 
ung, die  besonders  im  europäischen  Mittelalter  und  von  da  bis  in 
die  Neuzeit  hinein  hervortritt,  in  Widerspruch:  nemlich  das  Vor- 
handensein zahlreicher,  ja  fast  zahlloser  verschieden- 
artiger Abgaben  verschiedensten  Namens  gerade  in 
früheren  Zeiten  unter  unentwickelteren  Staats-  und  Wirthschafts- 
verhältnissen  — Lang  spricht  in  seiner  Schrift  Uber  die  historische 
Entwicklung  der  teutschen  Steuerverfassung  von  750  Arten  Ab- 
gaben! — und  die  allmähliche  Aufhebung  oder  Zusammen- 
ziehnng  dieser  Abgaben  in  einige  wenige  allgemeine  Hauptsteuern 
oder  die  Ersetzung  jener  durch  letztere:  also  gerade  eine  Ver- 
einfachung des  Steuersystems  als  Product  der  geschichtlichen 
Entwicklung. 

So  weichen  z.  B.  dio  unzähligen  älteren  (irundabgahen  verschiedenen  Ursprungs, 
Art  und  Namens  der  einen  einheitlichen  jetzigen  Grundsteuer,  die  mancherlei  Abgaben 
der  Gewerke  der  einen  allgemeinen  Gewerbesteuer,  die  verschiedenen  Berg- 
werksabgabeu  der  einen  allgemeinen  Berg  Werks  teuer,  die  mehrfachen  Personal-, 
Kopf-  und  ähnlichen  Stenern  der  einen  allgemeinen  Einkommensteuer.  Allein  dies 
sind  eben  nur  steuertechnische  Vereinfachungen  in  der  Steuerv erwaltung  und  Aus- 
scheidungen von  Abgaben,  welche  keinen  oder  keinen  reinen  Steuercharacter  be- 
sitzen. In  den  älteren  mannigfachen  Grund-  und  Gcwcrbcabgabon  waren  neben  stouer- 
rechtlichen  grundhorrliche  und  gobuhronartige  Elemente  verschiedenster  Art 
enthalten,  wie  sic  fmheron  politischen  und  wirtschaftlichen  Hechtsordnungen  ent- 
sprachen. Diese  Elemente  werden  grossenthoils  beseitigt  und  dadurch  entsteht  schon 
eine  grössere  Einfachheit.  In  den  übrigen  verschiedenen  Abgaben  wird  aber  das 
Gleichartige  erkannt  und  sie  werden  demgemäss  zu  einer  Hauptsteuer,  z.  B.  der 
Grundsteuer,  zweckmässig  voreinigt. 

Aber  gerade  dabei  wird  es  dann  um  so  ersichtlicher,  dass  ge- 
wisse Einkommen,  Erträge,  Vermögensobjecte  u.  s.  w.  wegen  der 
eingetretenen  Entwicklung  des  privatwirthschaft- 
licben  Systems  durch  die  bisherigen  Steuern  und  deren  neuere 
Stellvertreter  nicht  oder  nicht  genügend  getroffen  werden : 
daraus  entspringt  daun  wieder  um  so  mehr  die  zwingende  Noth- 
wendigkeit  einer  Diffcrenzirung  der  Besteuerung  und  der 
Ausbildung  eines  eigentlichen  Steuersystems.  Diese 
Erscheinung  kann  also  recht  wohl  gleichzeitig  mit  einer  Verein- 
fachung der  historisch  überkommenen,  aus  zahlreichen  Spielarten 
einer  Steuergattung  bestehenden  einzelnen  Steuern  hervortreten, 
wie  dies  in  der  neueren  Stenergeschichte  der  europäischen  Völker 
auch  der  Fall  war. 

H.  — §.  204  Entwicklung  der  einzelnen  Stencr- 
arten. 

Die  folgende  Skizze  schliost  sich  an  die  früher  gegebenen  Einthcilmigcn  in 
Erwerbs-,  Besitz-  und  Gcbrauchsstcncrn  oder  in  wesentlich  direct  erhobene 
Schatzungen  und  meist  indircct  erhobene  Verbrauchssteuern  an  (§.  !I3  ff.). 
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A.  Schatzungen.  Directe  Vermögens-,  Grund-  und 
Personalsteuern. 

Die  directe  Schatzung,  nach  Vermögen  oder  nach 
Personen  aufgelegt,  entspricht  den  einfachen  Verhältnissen  der 
unentwickelten  Volkswirtschaft  bei  geringer  wirtschaftlicher 
Arbeitsteilung.  Sie  bildet  daher  auch  regelmässig  einen  der  Aus- 
gangspuncte  der  Staats-  und  Gemeindebesteuerung,  nur  dass  ge- 
wisse, anfangs  überwiegend  gebührenartige,  doch  früh  Steuer- 
elemente mit  enthaltende  indirecte  Abgaben,  wie  namentlich 
Zölle  und  Marktgelder  (§.  207  ff.),  bei  einzelnen  Völkern  wohl 
als  regelmässige  (ordentliche)  Einnahmequelle,  neben  den  privat- 
wirthschaftlichen , gebühren-  und  hoheitsrechtlichen  Einkünften, 
öfters  vorangehen. 

1.  In  primitiven  Zuständen  des  Volkslebens,  jedoeb  die 
Sesshaftigkeit  und  den  Uebergaug  zu  regelmässigem 
Ackerbau  bereits  als  erfolgt  vorausgesetzt,  finden  sich  nament- 
lich gewisse  Vermögens  steuern,  vornemlich  als  ausserordent- 
liche Einnahme,  nach  rohem  Anschlag  des  Gesammtvermögens, 
einschliesslich  auch  des  beweglichen,  des  Gebrauchs-  oder  Nutz- 
vermögens, wobei  aber  nach  der  Lage  der  wirtbschaftlichen  Ver- 
hältnisse das  agrarische  und  in  Städten  allenfalls  das  im  Hause 
bestehende  Grundvermögen  die  Hauptsache  zu  sein  pflegt. 
Daraus  entwickeln  sich  denn  gern  eigene  Object-  und  Real- 
steuern (wenn  auch  nicht  immer  gleich  scharf  des  rein  realen 
Cbaracters),  besonders  Grundsteuern.  Dazu  treten  aber  nicht 
Belten  früh  Personalsteuern,  kopfsteuerartige,  wie  Heerd-, 
Familiensteuern,  oder  eigentliche  Kopfsteuern,  auch  wohl  be- 
reits rohe  Einkommen  steuern  oder  allgemeine  Standes  steuern, 
welche  nach  socialen  und  politischen  Standesverhältnissen 
und  Rang  dor  Steuerpflichtigen  die  Steuerhöhe  abstufen.  Alle  diese 
Steuern  sind  meist  gleich  oder  werden  bald  überwiegend  Geld- 
steuern,  doch  kommt  Natural  Zahlung  früher  oft  vor. 

S.  Kiu.  III.  §.  fi,  7 (Griechenland),  8.  9 (Rom),  14  (früheres  Mittelalter),  19 — 22 
(Deutsches  Reich  im  Mittelalter),  28  (Städte),  30  ff.  (Territorien),  34  (Baiern),  SB 
(Sachsen),  31  (preassischos  Ordensland),  37  — 39  (Oesterreich),  45  — 48  (Preussen), 
54,  55,  58 — 60  (Frankreich),  73 — 75,  81,  82  (England). 

Die  älteren  Grundabgaben  sind  meist  nicht  reine  Steuern,  sondern  grund- 
herrliche  und  ähnliche  Abgaben  oder  mit  solchen  verbundene  oder  daraus  hervor- 
gegangene  Abgaben,  welche  an  die  Gemeinschaft  oder  deren  Vertreter  (Köni  g. 
Kurst)  als  Entgelt  für  die  Uebcrlassung  von  öffentlichem.  Gemein-,  fürstlichem  u.  s.  w. 
Boden  zur  Nutzung,  entrichtet  werden  (mittelalterliches  Grundzins  wesen).  Ganz  all- 
gemein sind  Abgaben  vorwaltend  letzteren  Cbaracters  in  unterworfenen  Ländern 
für  die  ursprünglichen  Landesbewohner,  die  im  Grundbesitz  belassen  wurden, 
und  auf  erobertem  Bodon  (wie  im  deutschen  Mittelalter,  in  der  zweiten  Hälfte 
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desselben  besonders  auf  dem  slawischen  Boden  Östlich  der  Elbe)  für  die  nouou  An- 
siedler, dunen  Grundstücke  zum  Anbau  überlassen  werden  („  KOnigszins  “ u.  dgl. 
Zinsverfassung  des  preussischcn  IJrdenslandes,  Fiu.  III,  §.  31).  Dem  FrciheitsbegrilT 
in  den  illtcren  germanischen  Verhältnissen  widersprach  eine  eigentliche  Grundsteuer 
vom  eigenen  Boduu  des  Freien. 

Bei  der  wesentlichen  Gleichheit  der  Ökonomischen  Lage  und  Laudrerthciluug, 
der  landwirtschaftlichen  Guts-  und  Bowirthschaftungseinheiten  (Hufen)  und  des  Aeker- 
bausystems  unter  ganz  extensiver  Landwirtschaft  sind  die  von  den  einzelnen  selb- 
ständigen Besitzern  zu  zahlenden  Grundabgaben  und  Grundsteuern  meistens  gleich 
hoch,  bez.  nach  Besitz-,  Bcwirtbscbaftungs-,  Ilans-,  Ansässigkeitseinhuiten,  als  Hufen- 
steuern,  auch  mit  nach  bäuerlichen  Ifangclasscn , aufgelegt.  Sie  pflegen  sich  dann 
auch  als  feste  Lasten  oder  Kenten  zu  fixireu  und  stellen  so  einen  bleibenden  Anteil 
des  Staats  u.  s.  w.  am  Grundurtrage  dar.  Auch  in  den  Wohnplätzon  selbst  {Dörfern, 
Höfen , dann  später  in  den  Städten)  linden  sich  solche  Grundabgaben  ähnlicher  Art 
und  Entwicklung.  Aus  ihnen  und  aus  Vermögenssteuern  entsteht  wohl  in  den  Städten 
mitunter  eine  besondere  Haussteuer,  welche  sich  aber  hier  auch  als  selb- 
ständige Steuer  entwickelt.  Der  ökonomischen  Thatsachc,  dass  das  Grundeigentum 
und  seine  Bewirtschaftung  der  wesentlichste  Vermögensbestaudtheil  und  die  haupt- 
sächliche Erwerbsquelle  des  Volks  in  diesen  Zeitaltern  ist,  entspricht  diese  vor- 
herrschende oder  alleinige  in  der  Vermögenssteuer  steckende  oder  sich  daraus  ab- 
sondemdc  oder  davon  vornemlich  erhalten  bleibende  Grundbestcuurung  vollkommen. 

Person al abgaben  als  solche  sind  bei  freien  Völkern  Überall  bosonders 
missliebig.  Sie  gelten  als  Zeichen  minderer  Freiheit  und  vollends  gleiche  Kopf- 
steuern als  Zeichen  der  (politischen)  Unfreiheit  (Griechen,  llömer',  Germanen).  Sie 
linden  sich  daher  anfangs  gewöhnlich  nur  in  ausserordentlichen  Notfällen,  z.  B.  zur 
Bewältigung  einer  Kricgsuoth,  zur  Abzahlung  eines  Kriegstributs  des  Staats  oder 
Volks  an  diu  Fremde,  nicht  als  bleibende  Einrichtung.  Als  letztere  kommen  sie  da- 
gegen früh  und  vielfach  bei  unterworfenen  Völkern  oder  bei  Volksclassen  vor, 
denen  die  volle  Volksfroibcit  fehlt.  Die  Form  einer  gleichen  Hecrd-, 
Haus-  oder  Familiensteucr  oder  einer  wirklich  allgemeinen  oder  auf  ge- 
wisse Personen  — erwachsene  allein,  männliche  allein — beschränkten  Kopfsteuer 
ist  in  ursprünglichen  Verhältnissen  (z.  B.  den  älteren  asiatischen  Despotieon  der  antiken 
Welt)  vielfach  zu  finden  und  durch  die  relativ  gleiche  ökonomische  Lage  auch  bedingt 
und  gerechtfertigt. 

2.  Die  Fortbildung  erfolgt  mit  der  Entwicklung  der  tvirth- 
schaftliclien  Verhältnisse,  der  Technik,  der  Arbeitsteilung,  zunächst 
etwa  durch  wirkliche  Ausbildung  der  Vermöge  ns  besteuer- 
ung,  dem  Wesen  letzterer  gemäss,  mittelst  besserer  Veranschlagung 
des  Werths  desselben,  genauerer  Mitberllcksichtigung  des  beweg- 
lichen, rentablen  Vermögens  („Kapitals“,  im  Gewerbe-,  Handels- 
betrieb, Leihgeschäft)  und  des  Nutzvermögens,  unter  näherer  An- 
gabe der  von  diesem  steuerfrei  zu  lassenden  Objecte;  dann  auch 
durch  Ausbildung  der  Personalsteuern  zu  mehr  abgestuften 
und  zu  Einkommensteuern. 

Auf  solche  Entwicklung  drängt  thcils  die  wachsende  Differouzirung  der 
ökonomischen  Lage  der  Einzelnen  und  der  Familien,  theils,  in  Wechselwirkung  hiermit, 
die  vermehrte  Arbeitstheilung  hin,  welche  schon  in  die  Bodenbestellung  eiu- 
dringt  und  neben  dieser  andere  Erwerbsberufe  hervorruft.  Sind  die  bevorrechteten 
Stände  nicht  rechtlich  von  der  directen  Besteuerung  Überhaupt  befreit,  so  wird  auch 
deren  regelmässig  günstigere  ökonomische  Lage  bei  der  Bemessung  der  Stenern  be- 
rücksichtigt, allenfalls  in  Form  höherer  Steuersätze  von  „Standessteuern". 

So  bilden  sich  Steuern  auf  Grund  einer  genaueren,  stcuertechnisch  möglichst 
verbürgten  Schätzung  oder  eines  Censns  des  Vermögens,  Einkommens  (Schatz- 
ungen, Schoss;  Verlangen  von  Erklärungen,  unter  Eid,  „Eidsteuern",  mit  ent- 


Digitized  by  Google 


Entwicklung  directer  Steuern. 


499 


sprechenden  Controlen,  Strafen,  anderseits  Verbürgung  der  Gehoimiialtung).  Diese 
Entwicklung  tritt  begreiflicher  Weise  gern  und  Öfters  zuerst  in  Städten  oder  Stad  t- 
staaten  ein,  wo  die  volkswirtschaftliche  Entwicklung,  die  Arbeitsteilung  und  die 
Differenziiung  der  Ökonomischen  Lage  immer  am  Frühesten  und  am  Vollständigsten 
Platz  greift  (antike  liepubliken,  besonders  Demokraticen,  mittelalterliche  Städte,  Fin.  111, 
§.  28).  Daraus  erklären  sich  die  Vorgänge  im  städtischen  Stcuerwescn  nnd  die 
Abweichungen  auch  in  der  Staatsbesteucrung  von  Stadt  und  Land.  Im  Mittelalter 
erzwingt  der  Landesherr  auch  in  landesfürstliclicn  Städten  (der  Kaiser,  KOnig  in 
Reichsstädten)  gewöhnlich  nicht  die  unmittelbare  Besteuerung  des  einzelnen  Stadt- 
bürgers,  sondern  die  Stadt  weiss  auch  hier  ihre  corporative  Einheit  zu  erhalten,  ver- 
handelt als  Ganzes  mit  dem  Herrn,  findet  sich  mit  ihm  über  einen  Gcsammtsteuer- 
betrag,  als  ihre  „Schuldigkeit“,  ab,  bestreitet  diesen  aus  ihren  eigenen  Einnahmen 
(deutsche  mittelalterliche  Stidtesteucrn)  und  erhebt  eventuell  die  Stenern  dafür  nach 
ihrem  eigenen  System.  Also  eine  Art  Matri cularumlage  (Fin.  III,  §.  21,  34). 

3.  Auch  auf  besondere  directc  Steuern  für  andere 
Erwerbsarten  neben  solchen  allgemeineren  directen  Steuern 
auf  Vermögen,  Einkommen  u.  s.  w.,  welche  den  Grnndertrag 
doch  vorncmlich  treffen,  führt  im  entwickelteren  Gemeinwesen 
wieder  die  fortschreitende  Arbeitsteilung  zwischen  Boden- 
bestellung und  Hohstoffgewinnung  einer-,  Stoffverarbeitung  ander- 
seits, — wie  sie  (im  Gegensatz  zum  Alterthum)  dem  Mittelalter 
und  der  Neuzeit  und  deren  Besitz-  und  Erwerbsordnung  eigen  ist, 
und  wie  sie  sich  besonders  innerhalb  der  Städte  entwickelt,  — 
sowie  die  weitere  Berufsarbeitstheilnng  in  Gewerben, 
Handel,  persönlichen  Diensten  hin. 

Die  Verselbständigung  und  wachsende  Bedeutung  der  Gewerksarbeit  (In- 
dustrie; Handwerk,  später  Manufactur,  Fabrikation)  und  ihres  Ertrags  bedingt  dies. 
Diesem  neuen  steuerfübigen  Zweige  werden  besondere  Abgaben  aufgelegt.  Anfangs 
gebührenartige,  welche  'gleichzeitig  oder  überwiegend  speciollcr  Entgelt  für 
spccicllc  Öffentliche  Leistungen  an  die  Gewerktreibenden  sind,  aber  doch  schon  etwas 
von  eigentlicher  Steuer  an  sich  haben;  ferner  verwandte  Abgaben,  welche  für  Ge- 
währung von  Rechten,  „Freiheiten“,  Privilegien,  Vergünstigungen,  Exemtionen, 
Conccssionirung  u.  s.  w.  zu  entrichten  sind;  so  mannigfaltig  im  Mittelalter,  z.  B.  als 
Theile  allgemeiner  „Zinsvcrfassnng"  (Prcussen),  als  Abgaben  der  einzelnen  Gewerbe 
uDd  ihrer  vollberechtigten  Genossen  (Unternehmer)  an  den  Gtadtherrn,  dio  Obrigkeit, 
die  Stadt  selbst.  Schliesslich  aber  gehen  aus  solchen  Abgaben  gemischten  Characters 
reine  Steuern  hervor  oder  treten  als  wichtigere  besondere  Abgaben  hinzu: 
eigentliche  Gewerbesteuern,  für  kleinere  und  grossere  Gruppen  von  Gewerken, 
mit  der  Tendenz,  allmählich  alle  die  letzteren  zu  umfassen.  In  ähnlicher  Weise  ent- 
wickeln sich  Abgaben  und  schliesslich  eigentliche  besondere  Steuern  für  dio  Handel- 
treibenden, zuletzt  auch  für  die  Angehörigen  der  liberalen  Professionen, 
oder  die  „Gewerbesteuer“  wird  auf  sie  als  „Erwerbsteuer“  oder  dgl.  m.  mit  aus- 
gedehnt. Iu  den  städtischen  Steuern  kommt  diese  Entwicklung  zuerst  zum  Durch- 
bruch. Das  Staats  Steuersystem  folgt  nach.  Schon  die  alte  Welt  zeigt  in  ihren 
Stadtstaaten,  das  spätere  Mittelalter  in  seinen  Städten,  nach  grosserem  Aufschwung 
von  Gewerk  und  Handel , deutliche  Spuren  einer  solchen  Gestaltung.  Immer  folge- 
richtiger und  bewusster  tritt  sie  im  Staatssteuerwesen  der  Neuzeit,  zumal  seit  der  Be- 
schränkung der  finanziellen  Autonomie  der  Städte,  hervor. 

4.  In  diese,  oft  aus  langen  Zeiträumen  zusammengehänfte 
Mannigfaltigkeit  von  Steuern,  unter  welchen  manche  in  den  Sätzen 
nnd  nach  den  Repartitionsmaassstäben  und  Katastern  stabil  und  so 
mit  der  Aenderung  der  wirtschaftlichen  nnd  technischen  Verhält- 
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nisse  immer  ungleicbmässiger  geworden  sind,  gilt  es  dann  Ord- 
nung zu  bringen.  Das  wird  namentlich  mit  der  Steigerung 
der  Gesammtbesteuernng  als  Bedürfnis  empfunden  und  führt  zu 
weiteren  Entwicklungen.  Diese  erfolgen  öfters  in  der  Weise,  dass 
die  alte  Vermögensbesteuerung,  als  zu  unsicher  und  roh,  verlassen 
und  zu  einzelnen  Objectsteuern,  auf  bestimmte  Arten 
von  Besitz,  Ertrag  umgebildet  wird. 

Dazu  drängten  das  Vorwalton  der  Grundbesteuerung  in  jener  alten  Ver- 
mögensbestcuerung  und  die  mehr  bloss  als  Anhängsel  za  letzterer  gehörigen  anderen 
directen  Steuern  ohnedem  mit  hin,  weil  hier  ein  BedUrfniss  nach  besserer  Vertheilung 
der  Grundbestenerung  und  erhöhter  Mitbelaatung  anderer  Vermögens-,  Ertragstheile 
und  Personenitatcgorieen  entsteht.  (Vgl.  z.  B.  für  Preussen  Fin.  III,  §.  46.) 

Die  Ausbildung  des  modernen  „rationellen  „Ertragssteuer- 
systems“ ist  der  einstweilen  letzte  Ausläufer  dieser  Bewegung. 
Das  „System“  ist  hier  vervollständigt  durch  Kapitalrenten- 
steuern für  die  neue  ökonomische  ('lasse  von  Zinsrenten  lebender 
„Rentiers“;  bie  und  da  auch  (Suddeutschland)  durch  „specielle 
Einkommensteuern“  von  Beamten  und  Lohnarbeitern. 
Auch  die  Grundsteuer  wird  jetzt  durchgreifend  reformirt,  weil 
die  alte  Veranlagung  bei  der  eingetretenen  Veränderung  der  Boden- 
vertheilung  und  der  nunmehrigen  Verschiedenheit  in  der  Acker- 
bautechnik  oder  im  Bewirthschaftungssystem  immer  weniger  genügt 
und  so  die  einfache  Erhöhung  der  alten  Sätze  zu  ungleich  trifft. 
Daher  die  neueren  „rationellen“  Grundsteuern  auf  der  Basis  um- 
fassender Bodenkatastrirung,  — ein  Hauptglied  im  Ertragssteuer- 
system. Aehnlich  wird  die  Gewerbesteuer  specialisirend  aus- 
gebildet, nach  einem  Classenschematismus,  welcher  den  Verschieden- 
heiten der  Oekonomik  und  Technik  in  den  einzelnen  Gewerben 
gerecht  zu  werden  sucht. 

In  den  alten  Vermögenssteuern,  der  Städte  und  Staaten,  waren  übrigens  Zins- 
erträge regelmässig  schon  mit  erfasst,  auch  in  den  Anhängseln  oder  in  den  daneben 
bestehenden  allgemeineren  Personalsteuem  die  persönlichen  Dienste,  unteren  arbeitenden 
0 lassen  und  die  mancherlei  verschiedenen  sonstigen  Erwerbsberufe  in  Stadt  und  Land 
mit  gotroffen,  nur  eben  meistens  unsystematisch  und  ungleichmässig.  Bel  den  Standes- 
steuern,  einem  häufigen  Glied  der  directen,  besonders  ausserordentlichen  Besteuerung 
(„gemeiner  Pfennig"  und  andere  ähnliche  im  übrigen  Europa,  14..  15.  bis  18.  Jahr- 
hundert) ist  früher  das  Standesmoment  auch  das  Stcuer-Differenzinoment, 
während  in  der  neueren  Zeit  die  ökonomische  Differenz  im  Einkommen  auch 
die  Grundlage  für  die  Verschiedenheit  der  Steuerhöhe  wird. 

Die  wirtschaftliche  Grundlage,  auf  welcher  sich  diese  ganze 
Entwicklung  vollzieht,  ist  stets  wieder  die  Verselbständigung, 
d.  i.  weitere  Differenz irung  und  immer  grösser  werdende 
Bedeutung  derjenigen  Zweige  des  Volkseinkommens  (oder  des 
Ertrags  der  Volkswirtschaft),  welche  nicht  aus  landwirthschaft- 
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licher  Bodenbenutzung  herrühren.  Die  ausgebildete  Berufs-Arbeits- 
theilung  führt  zur  Bildung  ökonomischer  Besitz-,  Erwerbs-  und 
Arbeitsclassen , an  welche  sich  das  Volkseinkommen  vertheilt  und 
welchen  die  Stenerkategorieen  damit  zu  entsprechen  suchen. 

§.  205.  — B.  Ergänzende  Steuern,  von  Besitzwech- 
sel, Erbschaften;  Verkebrssteuern. 

1.  Eine  zum  Tbeil  schon  ältere  Ergänzung,  welche  in  neuester 
Zeit  nur  systematischer  durchgeführt  wird,  finden  diese  verschie- 
denen directen  Steuern  in  mancherlei  Abgaben  oft  sehr  verschie- 
denen Ursprungs  bei  Gelegenheit  des  Besitzwechsels,  von 
ganzen  Vermögen,  wie  bei  Erbschaften,  von  einzelnen 
Vermögensobjecten,  besonders  von  Immobilien,  beim  Ver- 
kauf und  hie  und  da  auch  (Italien,  Spanien,  Frankreich,  Böhmen, 
deutsche  Lande,  14.,  15.  bis  17.  Jahrhundert)  in  allgemeinen  oder 
doch  ganze  wichtigere  Kategorieen  von  Waaren  (agrarische,  indu- 
strielle, kaufmännische)  umfassenden  Kauf-  und  Verkauf- 
steuern („Steuern  von  Fcilschaften“). 

(Uobcr  letztere  s.  z.  B.  Ein.  III,  S.  S2,  86,  133.)  Mitunter  liegt  der  Ursprung 
solcher  Abgaben  in  grundherrlichen  und  ähnlichen  Verhältnissen  (Obereigenthum). 
Die  Abgabe  erscheint  hier  als  eine  Art  Gebühr  für  die  Zulassung  des  betreffenden 
Hechtsgeschäfts,  Eigentbumsübergangs,  Erbllbergangs  u.  s.  w.,  oder  sie  ist  ein  Zeichen 
der  Anerkennung  des  Obereigenthums  Seitens  der  Pflichtigen.  Mitunter  hat  die  Ab- 
gabe in  anderer  Beziehung  einen  (iebuhrencharacter , indem  sie  fdr  die  Mitwirkung 
eines  öffentlichen  Organs  (so  z.  B.  schon  in  merovingischer  und  carolingischer  Zeit 
ein  Zehntel  der  Erbschaft  an  den  König  für  die  Schlichtung  von  Erbstreitigkeiten), 
fllr  die  Gewährung  des  Rechtsschutzes  erfolgt.  Mit  der  Veränderung  der  zu  Grunde 
liegenden  Hechte  und  Anschauungen  schwindet  dies  Gebuhrenelement,  aber  die  Abgabe 
bleibt,  wird  mehr  reine  Steuer  und  wird  umfassender  ausgebildet,  besonders  durch 
Ausdehnung  auf  analoge  Fälle.  Die  allgemeineren  Kauf-  und  Verkaufsteuern  werden 
meistens  bald  wieder  fallen  gelassen,  als  zu  unsicher  im  Ertrage,  zu  uncontrolirbar, 
zu  verkehrsstörend.  Sie  gehen  Uber  oder  werden  ersetzt,  unter  Beschränkung  auf 
einige  Hauptartikel,  wie  Getränke,  Vieh  u.  a.  m.,  durch  Verbrauchssteuern  (Accisen), 
mitunter  durch  Stempelabgaben  Birdie  Urkunden  Uber  das  schriftlich  abgeschlossene 
Geschäft. 

2.  Gewisse  Besitzweehselabgaben,  Steuern  auf  Rechtsgeschäfte 
werden  dann  vom  17.  Jahrhundert  an  in  das  damals  von  Holland 
aus  neu  auf  kommende  System  der  Stempel-  und  Register- 
abgaben eingefügt.  Diese  letzteren  Abgaben,  speciell  der  Stempel, 
knüpfen  sich  sonst  an  verschiedene  Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs, 
deren  schriftliche  Beurkundung,  an  die  behördliche  Mitwirkung 
dabei  und  an  sonstige  Urkunden  und  Acte  des  Verkehrs,  der  Ge- 
richte und  Verwaltungsbehörden  an.  Im  Stempelwesen  bildet  sich 
so  eine  eigentkümliche  neue  Abgabekategorie  aus,  deren  mannig- 
faltige Glieder  geb Uhrenartige  und  verkehrssteuerartige 
Elemente  vereinen. 
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Auch  hier  zeigt  sich  die  Fortentwicklung  der  Volks- 
wirtschaft und  des  Verkehrs  von  Einfluss.  Neue  Gestalt- 
ungen darin,  im  Handelsbetrieb,  in  den  Creditgeschäften,  geben  die 
Uussere  Möglichkeit  und  den  Anlass  zu  solchen  „Verkehrs- 
steuern“. Hier  lassen  sich  aber  auch  Erträge  und  Gewinne 
voraussetzen,  welche  einem  neuen  Stadium  der  Arbeits- 
teilung entsprechen  und  durch  die  bisherigen  Steuern  nicht 
genügend  getroffen  werden. 

Bei  aller  gerade  auf  dem  Gebiet  des  Stempels,  der  Verkehrssteuera , Besitz- 
wechsclsteucrn  vorgekommenen  äuperfiscalischen  Tendenz  und  rohen  Durchführung  der 
Besteuerung  konnte  diesen  Abgabeformen  daher  auch  eine  gewisse  innere  Berech- 
tigung nicht  abgesprochen  werden.  Erst  die  neueste  Phase  der  Finanzwissenschaft 
hat  dies  freilich  erkannt  und  weiss  es  näher  zu  begründen  und  zu  begrenzen.  Damit 
sind  aber  auch  diese  Steuern  in  den  Zusammenhang  mit  der  neueren  Entwicklung  des 
volkswirthschaftlichen  Verkehrs  und  Erwerbssystems  gebracht.  Gerade  diese  Ent- 
wicklung machte  die  ältere  Besteuerung  lückenhaft,  unglcichmässig  und  ergänzungs- 
bedürftig und  rechtfertigt  und  verlangt  eine  Ergänzung  derselben  durch  ein  Verkehrs- 
steuersystem. 

§.206.  — C.  Moderne  Einkommen-  (und  Vermögens-) 
besteuern  ng. 

In  gleicher  Weise  steht  auch  die  neueste  Tendenz  in  der 
directen  Besteuerung  mit  abermaligen  Veränderungen  im  privat- 
wirtbschaftlichen  System  der  Volkswirthschaft,  seiner  Technik, 
seiner  Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  und  seiner  Vertlieilung 
des  Grund-  und  Kapitaleigenthums  unter  die  verschiedenen  Kate- 
gorieen  der  Privatwirthsckaften  in  ursächlichem  Zusammenhang. 
Freilich  machen  sich  gerade  hierbei  neuere  sociale  Ideen  inder- 
seiben Richtung  besonders  mit  geltend:  es  tritt  das  Streben  nach 
allgemeinen  Einkommensteuern  in  Theorie  und  Praxis, 
theilweise  — mehrfach  in  der  deutschen  Wissenschaft,  aber  mit 
unter  Hinweis  auf  schweizerische  und  americanische  Praxis  — auch 
nach  allgemeinen  Vermögenssteuern  hervor. 

Diese  Steuern  sollen  ergänzend  neben  die  älteren  Ertrags- 
steuern, zum  Theil  auch  als  Ersatz  statt  derselben  eintreten, 
also  eine  Gestaltung,  welche  insofern  auf  frühere,  dem  ausgebildeten 
Ertragsteuersystem  vorangehende  Steuerformen  zurllckgreift  und  so 
in  einer  Beziehung  eine  entgegengesetzte  Entwicklung  darstellt: 
ehemals  von  der  Total-Vermögens-  und  Personalsteuer  zu  speciali- 
sirenden  Object-,  Ertrags-,  Erwerbsart -Steuern,  jetzt  von  diesen 
wieder  zn  Einkommen-  und  Vermögenssteuern,  welche  die  Erträge, 
Erwerbe,  Einkommentheile  im  Rechtssubject  zusammenfassen.  Das 
scheinbar  Auffallende  dieser  Tendenz  findet  aber  wiederum  in 


Digitized  by  Google 


Moderne  Einkommenbesteuciung. 


503 


neueren  Veränderungen  des  Erwerbslebens  seine  vollständige  Er- 
klärung und  Begründung. 

Das  moderne  4 — 5gliedrige  Ertragssteuersystom  hat  seine  „rationelle“  Aus-  nnd 
Durchbildung  eigentlich  erst  zu  einer  Zeit  erfahren,  wo  es  der  priratwirthschaftlichen 
Organisation  und  Erwerbsordnung  schon  nicht  mehr  entsprach:  etwas  hie  und  da 
schon  im  vorigen,  grSsstcnthcils  erst  im  I.aufo  des  jetzigen  Jahrhunderts,  wo  die  neue 
Technik  und  die  neuen  politischen  und  rolkswirthschaftlichen  Ideen  die  ohnehin  thcil- 
weisc  schon  überlebte  alte  Erwerbsordnung  sprengten  und  das  „System  der  freien 
Concurrenz“  in  allen  Productionszweigen  durchdrang.  Jenes  Ertragssteuersystem  be- 
ruht nun  auf  zwei  Voraussetzungen,  einer  wirtschaftlichen  und  wirthschaftspolitischen, 
und  einer  technischen,  welche  beide  schon  zur  Zeit  der  Ausbildung  des  Systems  nur 
noch  teilweise  bestanden:  es  setzte  oinmal  eine  gewisse  feste,  wirtschaftlich  be- 
gründete und  selbst  im  Erwerbs-  und  Uerufsrccht  oinigermaassen  fixirte  Arbeits- 
teilung zwischen  den  grossen  Zweigen  der  Production,  besonders  zwischen  länd- 
licher und  städtischer  Arbeit,  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel,  liberalen  Berufen 
und  den  einzelnen  Unternehmungsgruppen  jeder  dieser  Abtheilungen  und  es  setzte 
weiter  eine  relativ  stabile  Technik  in  den  einzelnen  Productionsgebieten  voraus. 
Alsdann  liess  sich  mit  ihm  der  Zweck,  die  einzelnen  productiven  Classen,  die  zu  einer 
jeden  gehörigen  Unternehmungen  und  Personen  leidlich  gleichmässig  zu  besteuern, 
cinigermaassen  erreichen.  Aber  diese  Voraussetzungen  zerfielen  mit  dem  Untergang 
der  alten  Wirtschaftsordnungen,  der  Agrar-,  Gewerbeverfassung  (Zunftwesen)  u.  s.  w. 
und  mit  der  neuen  landwirthschaftlichcn  und  gowerklichcn  Technik,  dem  neuen  Com- 
municationswescn  immer  mehr.  Das  Ertragssteuersystem,  welches  auf  eine  relative 
Festigkeit  und  Dauer  dieser  Verhältnisse  berechnet  war,  wurde  daher  schon  bei  gleich- 
bleibender Höhe  der  Besteuerung  immer  mangelhafter.  Denn  die  wirtschaftliche  und 
technische  Entwicklung  der  Productionszweigo  war  sehr  verschieden  und  auch  bei 
demselben  Zweige  Örtlich  sehr  ungleich.  Der  Finanzbedarf  für  den  Staat  und  die 
SelbstverwaltungskOrper  wuchs  aber  immer  mehr.  Eine  einfache  Erhöhung  der  Sätze 
erwies  sich  nunmehr  doppelt  unausführbar,  ohne  die  grössten  Härten.  Für  eine  ander- 
weite  Vertheiluug  des  Steuerbedarfs  fehlte  jedoch  in  dem  Ertragssteuersystem  der 
Schlüssel  und  auch  Deformen  dieses  Systems  führten  unmöglich  zum  Ziele. 

So  drängte  Alles  nach  einem  anderen  System  directer  Be- 
steuerung, einem  beweglicheren,  welches  sieh  den  steeten 
Verschiebungen  zwischen  den  Productionszweigen,  zwischen 
Gross-  und  Kleinbetrieb,  den  ewigen  Veränderungen  der 
Technik  mehr  anpasste  und  der  Bedeutung  des  individuellen 
Moments  im  Erwerb,  der  leitenden  Persönlichkeit,  dem 
Rechts-  und  Wirthschaftssubject,  mehr  Rechnung  trug  oder,  m.  a.  W., 
von  den  obigen  Voraussetzungen  mehr  absah:  das  ist  die  mo- 
derne Einkommen-  undVermögensbestcuerung,  auf  die 
sie  wirtschaftlich  und  technisch  bedingenden  Momente  zurückgeftthrt. 

D.  — §.  207.  Die  Verbrauchsbesteuerung. 

1.  Primitive  Verhältnisse.  Eine  Besteuerung,  welche 
einzelne  Verbrauchsgegenstände  trifft  oder  sich  an  Verbraucbsacte 
anschliesst,  fehlt  in  primitiven  Verhältnissen  regelmässig  solange, 
als  nicht  ein  gewisser  Handels-  und  Markt  verkehr  und  die 
ihn  bedingende  Arbeitsthcilung  eingetreten  ist. 

Vordem  mangeln  dafür  auch  die  nothwendigen  steuertechnischen  Be- 
dingungen, nemlich  ein  geeigneter  Erhebungs- und  Gontrolapparat.  Nament- 
lich aber  ist  mit  der  vorherrschenden  Naturalwirthschaft,  d.  h.  hier  der  fast 
A.  Warner,  Finanawiaseiuehaft.  U.  2.  Aurt,  33 
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ausschliesslichen  Eigenproduction  für  den  eigenen  Consum,  eine  solche  Besteuerung 
sogut  wie  unrcreinbar.  Machen  sich  doch  auch  später  bei  solcher  Naturalwirthschaft 
fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten  der  Verbrauchsbesteuerung  noch  geltend  (bei  der 
Wein-,  Bier-,  Tabaksteuer  u.  s.  w.). 

Die  erste  Entstehung  der  Verbrauchsbesteuerung  ist  da- 
her regelmässig  an  die  Voraussetzung  einer  gewissen  Entwicklung 
der  Arbeitstheilung  und  des  Marktverkehrs  gebunden. 
Hier,  wo  sich  Producent  und  Consument  trennen  und  wo 
eine  Orts  Veränderung  der  Sachgüter,  zunächst  der  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  und  gewisser  Handelswaaren  (Fabrikate, 
Producte  fremder  Zonen),  eintritt,  auch  jene  ersteren  Güter  eben 
„Waaren“  werden,  die  auf  einen  „Markt“  gebracht  werden,  sehen 
wir  sehr  allgemein  Abgaben  entstehen,  aus  welchen  sich  mit  der 
Zeit  immer  reiner  eigentliche  Verbrauchssteuern  entpuppen.  Denn 
anfänglich  haben  diese  Abgaben  letzteren  Character  nicht  oder 
nur  zumTheil  und  sollen  ihn  wohl  auch  absichtlich  nicht  haben. 
Sie  sind  vielmehr  sehr  verschiedenartig,  vielfach  anfangs  ganz  oder 
überwiegend  Gebühren. 

So  finden  sich  Abgaben  in  der  Form  von  Passage-  (Transit-)  und  Wege- 
Zöllen,  welcho  thcils  für  die  Eriaubniss  des  Transports,  der  Fortführung  aus  dem 
Productionsort , und  des  Iicchts  zum  Handelsbetrieb,  theils  für  die  Gewährung  ron 
Rechtsschutz,  theils  für  die  Benutzung  des  Wegs  u.  s.  w.  entrichtet  werden  und  somit 
vornemlich  gebuhrenartiger  Natur  sind  oder  wenigstens  sein  soüen.  Oder  die  Abgaben 
werden  als  Marktabgaben  bei  der  Zuführung  zum  Marktort,  bei  der  Einbringung 
in  die  Stadt  (Thorabgaben),  bei  der  Benutzung  des  Marktplatzes  und  der  Marktstände, 
Buden  u.  dgl.  m.  entrichtet  und  sind  theilweise  oder  sollen  sein  Entgelte  für  die 
Gewährung  des  Rechts,  in  ein  fremdes  Marktgebiet  Waaren  einzufuhren,  Marktschutz 
zu  gemessen,  Einrichtungen  des  Markts  zu  benutzen  u.  s.  w.:  also  auch  wieder  „Ge- 
bühren“. Die  wenngleich  schon  nicht  immer  mehr  zutreffende  Voraussetzung  bei  der 
Auflegung  solcher  Abgaben  ist  auch  oftmals,  dass  sie  von  den  Personen,  welche 
sic  zunächst  zahlen,  endgiltig  getragen  werden,  dass  sie  also  deron  Erwerb  und  Ge- 
winn. nicht  die  Consumentcn  treffen.  „Fremde“  müssen  mitunter  allein  oder  in  höhe- 
rem Betrage  solche  Abgaben  zahlen,  als  „Einheimische“. 

Im  Wesentlichen  beruht,  bei  manchen  sonstigen  Abweichungen, 
auch  die  Entwicklung  von  Zollabgaben  für  Waaren  im  Verkehr 
mit  der  Fremde,  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr,  auf  denselben  Grund- 
sätzen. 

Hier  kommen  dann  nur  zugleich  auch  allgemeine  Grundsätze  des  älteren  Fremden- 
rechts zur  Geltung,  indem  die  Fremden  als  solche  wohl  schon  für  das  Recht  des 
ungestörten  Handelsbetriebs  Abgaben  erlegen  müssen , directe  Steuern . welche  mehr 
eine  Art  Schutzgeld  sind,  eigene  oder  höhere  Abgaben  als  heimische  Kaufleute  ron 
den  ein-  und  ausgefuhrten  Gütern,  welche  mehr  eine  kaufmännische  Gewerbesteuer, 
als  eine  indirecte  Verbrauchssteuer,  wie  die  modernen  Zölle,  bilden.  Da  der  aus- 
wärtige Handel  noch  roher,  ..barbarischer“  Völker  anfangs  öfters  vorzugsweise  von 
Angehörigen  wirthscltaftlich  höher  stehender  Völker  besorgt  wird,  so  bietet  sich  auch 
schon  früh  die  selten  versäumte  Gelegenheit  zu  einer  Besteuerung  dieses  Verkehrs  in 
der  Form  von  Zöllen.  Dm  so  mehr,  weil  dieser  Handel  häufig  feinere  Producte, 
Fabrikate,  Luxusconsumptibilien  dem  noch  unentwickelten  Inland  zufuhrt  und  wichtige 
Kohproducte  für  fremden  üewerbficiss  ausführt  (englisches  Zollwesen  im  Mittelalter) 
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Die  vollständige  Durchführung  der  Geldwirthschaft 
dient  zur  grossen  Erleichterung  und  Begünstigung  der  Erhebung 
von  solchen  Verbrauchs-  und  ähnlichen  Abgaben.  Aber  die  Vor- 
aussetzung dafür  ist  sie  nicht. 

Denn  diese  Abgaben  können  und  werden  thatsächlich  auch  in  gewissen  Ge- 
schichtsperioden in  natura  erhoben,  d.  h.  gewisse  Quoten  (Stocke  u.  s.  w.)  der  natu- 
raien  Producte  werden  als  Abgabe,  als  Marktgeld,  Zoll  u.  s.  w.  entrichtet.  Dies 
genügt  in  Zeiten  der  Naturalwirtschaft  auch  fOr  die  Deckung  des  Finanzbedarfs, 
ebenso  gut  wie  die  Naturaleinnahme  von  Domänen  u.  s.  w„  die  Entrichtung  directer 
Steuern  in  Naturalien. 

2.  Weiterentwicklung.  Neben  dem  Durchdringen  der 
Geldwirthschaft  und  der  Benutzung  besserer  Commnnicationsmittel 
werden  solche  Abgaben  auf  höheren  Stufen  der  volkswirthschaft- 
lichen  Entwicklung  besonders  durch  die  Bildung  eigentlich  städti- 
scher Gemeinwesen  und  politisch  zu  strengerer  Einheit  abge- 
schlossener Staatsgebiete  begünstigt.  Dort  bildet  sich  ein 
Sy  stem  städtischer  Zölle,  welche  bei  der  Einfuhr  „fremder“ 
Waaren  in  die  Stadt  zum  Co  ns  um  erhoben  werden,  namentlich 
in  der  Form  der  Thorsteuern  (Octrois,  Accisen).  Im  Staats- 
gebiet wird  das  ursprüngliche  Passagezollwesen,  mit  Erhebungs- 
stellen an  wichtigen  Strassenpuncten,  Märkten,  Häfen,  Strömen  und 
überhaupt  mit  inneren  oder  Binnenzöllen,  theils  erzeugt,  theils  und 
allmählich  immer  mehr  ersetzt  durch  ein  förmliches  Landes- 
Grenzzollsystem  in  der  dreifachen  Form  von  Ein-,  Aus-  und 
Durchfuhrzöllen. 

Die  erforderlichen  Erliebungs-  und  Control einrichtungen  sind  hier  in  der 
abgeschlossenen  ummauerten  Stadt  und  in  der  etwa  ohnehin  polizeilich  beauf- 
sichtigten Grenzlinie  des  Staats  schon  gegeben,  oder  leicht  anzubringen:  ein 
wichtiger  technischer  Umstand  zur  Erklärung  dieser  Abgaben. 

Die  genannten  städtischen  Abgaben  sind  für  dio  städtischen  Finanzen  bestimmt. 
Wo  sieb  aber  die  Stadt  zum  Stadtstaat  und  zum  eigentlichen  Staat  entwickelt  (Alter- 
thum, zweite  Hälfte  des  Mittelalters),  oder  wo  sie  ihre  autonome  Stellung  mehr  oder 
weniger  verliert  und  unter  landesherrliche  Gewalt  kommt,  wie  seit  dem  16.  und 
17.  Jahrhundert  immer  mehr  bei  uns,  da  werden  diese  städtischen  Abgaben  auch  in 
verschiedener  Weise  mit  und  bisweilen  wohl  ganz  zu  Staatsabgaben  und  namentlich 
in  der  letztgenannten  Periode  mehrfach  ein  Mittel  der  Staatsbesteuerung  der  städti- 
schen Bevölkerung  („Accisesystem“). 

Uebrigens  sind  auch  diese  städtischen  Zölle  und  die  Grenz- 
zölle nach  ihrer  Tendenz  und  der  ihnen  wenigstens  beigemessenen 
Wirkung,  besonders  im  früheren  Entwicklungsstadium,  noch  nicht 
immer  reine  Verbrauchssteuern  und  selbst  nicht  immer  reine 
Steuern,  namentlich  solange  der  finanzielle  Schwerpunct  bei  den 
Landeszöllen,  wie  früher  (bis  in  das  17.  Jahrhundert)  mehrfach  im 
Ausfuhrzoll  liegt,  daneben  der  Durchfuhrzoll  wichtiger  ist,  der  Ein- 
fuhrzoll aber  an  Bedeutung  noch  zurücksteht. 
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Diese  Abgaben  enthalten  auch  jetzt  noch  gebt! hrenartige  Elemente  in  sich, 
als  Entgelt  für  Leistungen,  für  Benutzung  Öffentlicher  Einrichtung,  für  Schutzgewährung 
(Zusammenhang  des  Zolls  mit  dem  „Gelcitsgeld“),  für  die  Gewährung  gewisser  Rechte 
des  Handels  u.  s.  w.  Soweit  sie  aber  Steuern  sind,  sollen  sie  möglichst  noch  den 
kaufmännischen  Gewinn,  eventuell  den  Erwerb  des  Produccntcn  treffen. 

Aber  mehr  und  mehr  treten  dann  diese  Seiten  des  Verhält- 
nisses zurück  und  nach  Tendenz  und  tbatsächlicher  Wirkung  werden 
diese  Zölle  immer  mehr  eigentliche  Verbrauchssteuern,  die 
schliesslich  auch  nach  dem  steuerpolitischen  Gedanken  den  städti- 
schen Consumenten  und  bei  den  Grenzzöllen  als  Einfuhrzölle 
den  Landesbewohner  im  Preisaufschlag  belasten  sollen.  Dazu 
trügt  auch  ihre  Erhöhung  bei,  die  einerseits  hierauf  hinwirkt, 
anderseits  dadurch  erst  ermöglicht  wird.  Es  ist  in  den  Städten 
die  Entwicklung  höheren  Wohlstands  durch  Gewerbe  und 
Handel,  Bildung  von  Kapital  u.  s.  w.,  welche  eine  grössere  Steuer- 
fähigkeit bewirkt  und  darauf  hinfübrt,  die  letztere  gerade  durch 
Verbrauchssteuern  auszunutzen. 

Die  einzelnen  Artikel,  welche  einer  solchen  Besteuerung 
unterliegen,  sind  anfänglich  sehr  mannigfaltig  und  zahl- 
reich. 

Die  Stadtabgaben  betreffen  voroemlicb  alle  Arten  landwirtschaftlicher 
roher  Erzeugnisse  des  Marktverkelirs  und  Verwandtes,  z.  B.  ordinäre  Geworks- 
producte  des  platten  Lands,  soweit  diese  überhaupt  liier  producirt  und  dort  eingeführt 
werden  dürfen,  ferner  Salz,  Wein,  und,  soweit  die  Bereitung  nicht  auf  die  städti- 
schen Gewerke  beschränkt  ist,  Bier.  Die  GrcnzzOllc  umfassen  wie  die  älteren  Passagc- 
und  Wegezölle  im  Allgemeinen  alle  Han dels w aaren , welche  Uber  die  Grenzen 
ein-  und  ausgclicn,  im  ersten  Kalle  einerlei,  ob  zum  inländischen  Consum  oder  zur 
Durchfuhr  in  andere  Länder,  ferner  sowohl  die  zum  Consum  als  die  zur  Verarbeitung 
dienenden  Waaren.  und  sowohl  Nahrungsmittel,  Roh-  und  Hilfsstofle  der  Gewerke,  als 
Halb-  und  Ganzfabrikatc.  Daher  sind  die  älteren  Tarife  der  städtischen  Thor- 
accisen  und  der  Grenzzone  sehr  umfangreich,  oder  sic  schreiben  gcnorcll  »on 
allen  Waaren  oder  von  ganzen  grossen  Kategoricen  einen  Zollsatz  (z.  B.  eino  Werth- 
quote) ror. 

Die  Fortentwicklung  besteht  regelmässig  in  einer  Verein- 
fachung, d.  h.  in  der  Verminderung  der  Zahl  der  »Sätze 
solcher  Tarife. 

Auch  dieses  hängt  mit  allgemeinen  volkswirtschaftliche»  Verhältnissen  zusammen. 
Der  Consum  einzelner  Producto  oder  Itandclswaarcn  ist  in  früheren  Perioden  nach 
der  Einkommen-  und  Vermögensverthcilung  der  Bevölkerung  gewöhnlich  nicht  gross 
genug,  um  durch  die  Bezollung  weniger  Hauptartikel  ein  genügendes  finanzielles  Er- 
gebnis* zu  erzielen.  Ein  Masscnconsum  von  Quasi -Luxusartikeln  (Colonialwaaren  1) 
fehlt  noch.  Nur  etwa  der  Wein-,  Bier-  und  seit  dem  16.,  mehr  noch  dem  17.  Jahr- 
hundert der  Branntweinconsum  ist  in  einzelnen  Gegenden  (Weinbau!)  schon  erheblicher, 
erträgt  aber,  ebenso  wie  der  Consum  anderer  Waaren,  nach  Voikssitte  und  Woblstands- 
verbkitnissen  noch  keine  hohen  Steuersätze.  So  muss  sich  anfangs  die  Besteuerung 
auf  eine  grosse  Anzahl  Artikel  erstrecken. 

Soweit  aber  die  besteuerten  Gegenstände  wirklich  Luxusartikel 
des  Consums  der  reicheren  Classe  betreffen  (feinere  Fabrikate, 
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tropische  und  ähnliche  Genussmittel),  werden  auch  die  Steuer- 
sätze gern  hoch  gehalten. 

Luiuspolizeiliclie  und  Gesicbtspuncto  der  mercantilistiscben  Handelspolitik  wirken 
dabei  zumeist  mit.  Aber  auch  das  Finanzinteresse  wird  so  am  Besten  gewahrt,  da 
die  Vertheuerung  des  Artikels  den  Consum  in  dem  kleinen  Kreise  reicherer  Leute 
nicht  vermindert  und  bei  dem  an  sich  geringfügigen  Consum  doch  nur  solche  Sätze 
etwas  eintragen. 

Auch  das  Zoll-  und  Accisetarifwcsen  ändert  sich  daher  nach 
der  Anzahl  und  Höhe  der  einzelnen  Steuersätze  wieder  mit  der 
ganzen  volkswirthschaftlichen  Lage. 

§.  208.  — 3.  Erhebung  von  Verbrauchssteuern  beim 
Producenten. 

Bei  einem  gewissen  Stadium  der  Arbcitstheilung  und 
der  technischen  Entwicklung  kommen  dann  vielfach  auch 
noch  andere  Formen  der  Verbrauchsbesteucrung  auf,  besonders 
die  Besteuerung  beim  Producenten  selbst  und  mit  Rücksicht 
auf  oder  auch  genau  nach  der  Menge  des  besteuerten  Products 
oder  Fabrikats. 

Steuern  dieser  Art  knüpfen  sich  für  Mohl  an  dio  Mühlen  der  Berufs -Müller, 
für  Bier  an  die  Bierbrauereien,  für  Wein  an  die  Weingewinnung  dor  Weinbauer, 
für  Salz  an  die  Salinen  und  Salzbergwerke,  um  hier  nur  die  wichtigsten  Fälle  zu 
nennen.  Nur  ausnahmsweise  sind  andere  Fabrikate  in  Deutschland  einer  derartigen 
Besteuerung  unterworfen  worden.  Vielmehr  ist  hier  die  Form  der  „allgemeinen 
Accise“,  welche  sich  mit  meist  massigen  Sätzen  auf  riete  einzelne  Artikel  erstreckte 
und  zumeist  als  „Thorsteuer“,  in  der  älteren  Weise  der  städtischen  Abgaben,  er- 
hoben wurde,  die  gewöhnliche  (Preusson,  Fin.  III,  §.  49,  Getränke,  Getreide,  Fleisch, 
Victnalien,  Kaufmannswaaren).  Im  Ausland  dagegeu,  specicll  in  England  und 
Frankreich,  werden  einzelne  wichtigere  Artikel,  ausser  den  genannten,  heraus- 
gegriifen,  und  ebenfalls  im  Anschluss  an  deu  Productionsbetrieb  der  Be- 
steuerung unterworfen.  So  in  England  seit  der  ersten  Kerolution  (1643),  ein  Accise- 
Systcm,  das  dann  erhalten  blieb,  weiter  ausgebildet  und  erst  nach  1815  mehr  und 
mehr  beseitigt  wurde  (Fin.  III,  §.  78,  83,  131).  ausser  Salz  namentlich  Steinkohle, 
Lichter,  Leder,  Seife,  Papier,  Stärke.  Glas,  Ziegel,  bedruckte  Gewebe,  Zeitungen 
u.  a.  m.  Aehnlich  sind  in  Frankreich,  besonders  unter  Ludwig  XIV.  und  im  18.  Jahr- 
hundert Artikel  wie  Tuch,  andere  Wollenwaarcn , Leinwand,  Ziungeschirr,  Eisen, 
Papier,  Talg,  Lichter,  Siärke,  Puder,  Hüte,  Leder,  Kupfergeräth,  Oele  u.  a.  m.  so 
besteuert  worden  (Fin.  III,  §.  62).  Mit  diesen  Steuern  räumte  die  erste  Revolution 
auf  (eb.  §.  107).  Auf  einige  ist  man  aber  uach  1870  zurückgekommen  (eb.  §.  275 
bis  282}. 

Die  Voraussetzung  einer  Verbrauchsbesteucrung  beim  Produccnteu  ist  eine  ge- 
werbliche und  technische  Entwicklung,  bei  welcher  die  Herstellung  solcher  Artikel 
nicht  mehr  bloss  naturalwirthschaftlich  in  der  eigenen  W'irthschaft  des  Consumcnteu 
für  seinen  eigenen  Bedarf,  sondern  schon  mehr  oder  weniger  überwiegend  oder 
selbst  ausschliesslich  Verkehrs-,  bez.  geldwirthschaftlich  in  demnach  auch 
verbältnissmässig  grösseren  Productionsbetrieben  für  den  Absatz  an  Andere  erfolgt 
(Gewerbs-  statt  Hausbrauerci).  Hier  kann  dann  auch  der  zu  dieser  Besteuerung  er- 
forderliche Erhebungs-  und  Controlapparat  leichter  eingerichtet  werden. 

Die  Entwicklung  dieser  Steuern  ist  im  Mittelalter  und  in  den 
ersten  Jahrhunderten  der  Neuzeit  durch  eigen  th  Um  liehe  Ver- 
hältnisse der  wirtschaftlichen  Rechtsordnung  und 
durch  das  System  der  Finanzregalien  befördert  worden. 
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In  orsterer  Hinsicht  führten  dio  Principien  des  Hannrechts  (Bannmühlen. 
Bannbäckereien,  Bannkeltern,  Bannbrauereien  u.  s.  w.)  und  der  Realgerechtigkeit 
u.  dgl.  in.  — Verhältnisse,  welche  mit  dem  ganzen  System  der  mittelalterlichen 
wirthächaftlicbcn  Rechtsordnung  in  Verbindung  stehen,  sich  übrigens  recht  wohl  auch 
aus  der  Gestaltung  der  damaligen  Volkswirtschaft  und  Technik  erklären  und  vielfach 
rechtfertigen  lassen  — ohnehin  aus  der  hauswirthsehaftlichcn  mehr  in  dio  verkehrs- 
wirthschaftliche  Production  und  zugleich  zu  einer  stärkeren  Concentration  der  letzteren 
auf  eine  kleinere  Anzahl  Betriebe.  In  den  Städten  wirkte  die  zünftlerische  Gewerbe- 
ordnung bei  einzelnen  etwa  für  solche  Steuerzwecke  in  Betracht  kommenden  Gewerben 
in  derselben  Richtung.  Abgaben  der  Personen,  welche  ein  Bannrecht  u.  dgl.  für 
ihren  Betrieb  gemessen  oder  uino  bezügliche  öffentliche  Einrichtung  benutzen,  kommen 
oft  vor. 

Die  Kegalisirung  hat  wesentlich  dieselben  Folgen  gehabt  und  regelmässig 
den  Anlass  zu  Abgaben  von  denjenigen  privaten  Unternehmern  gegeben,  welchen  die 
Ausnutzung  eines  Regals  überlassen  wurde  (Bergwerkregal,  Erlaubnis  zur  Anlegung 
von  Mühlen  an  öffentlichen  Flüssen,  gelegentlich  förmliches  Mühlenregal). 

Zu  eigentlichen  Verbrauchssteuern  wurden  solche  oft 
sehr  alte  Abgaben  auch  erst  allmählich,  aber  doch  häufig.  Eine 
Tendenz,  die  Abgabe  im  Preisaufschlag  auf  den  Consumentcn  zu 
überwälzen,  bestand  von  vorneherein.  Bei  den  Ausschlussrechten 
des  Gewerbetreibenden  war  sie  auch  nicht  schwer  zu  verwirklichen. 
Aber  bei  Abgaben  in  festen  und  meistens  doch  nur  kleinen  Be- 
trägen war  dies  practisch  unwichtiger.  Erst  wenn  die  Abgabe  nach 
dem  ungefähren  Umfang  des  Geschäfts  und  schliesslich 
nach  der  genauen  Grösse  der  Production  und  des  Absatzes, 
daher  besonders  wenn  sie  nach  Mengen-EinheiteD  dieser 
letzteren  beiden  bemessen  wurde  (Gewicht-  oder  Volumeneinheiten 
u.  s.  w.  der  verbrauchten  Stoffe,  daraus  hergestellten  Producte), 
wurde  sie  ihrem  Zweck  und  ihrer  Wirkung  nach  eine  eigentliche 
Verbrauchssteuer. 

So  ist  die  Entwicklung  in  Hauptfällen,  wie  den  angeführten,  gewesen,  bei  Mehl-, 
Bier-,  Wein-,  Branntwein-,  Salzsteuem  und  in  den  anderen  genannten  Fällen  der  eng- 
lischen und  französischen  Praxis.  Wenn  der  Staat  selbst  ein  Finanzregal  betrieb,  wie 
besonders  das  Salzregal  (Gewinnung  und  Verkauf  des  Salzes),  war  der  Ucbergang  zur 
Verbrauchssteuer  mittelst  Regelung  des  Verkaufpreises  besonders  leicht  zu  machen. 
Die  neueren  Finanzmonopole,  welche  seit  dem  17.  Jahrhundert  entstanden,  nament- 
lich das  Tabakmonopol,  sind  dann  auch  gewöhnlich  gleich  zum  Zweck  eigentlicher 
Verbrauchsbesteucrung  cingeftthrt  und  demgemäss  eingerichtet  worden. 

Die  Forten twicklu Dg  solcher  „beim  Producentcn  erhobener“ 
(bez.  „von  ihm  vorgeschossener“)  Verbrauchssteuern  hing  wieder 
mit  der  Entwicklung  des  Gewerberechts,  der  gewerb- 
lichen Technik  und  der  Gestaltung  des  städtischen 
Thorsteuer-  und  des  Grenzzollwesens  zusammen. 

Mit  der  Beseitigung  von  Finanzrcgalcn  und  Finanzmonopolen  wurden  die  in 
dieser  Form  besteuerten  Artikel  entweder  steuerfrei  (kleinere,  finanziell  unwichtigere 
Regale)  oder  einer  neuen  Verbrauchssteuerform  unterzogen  (Rohstoff-,  Fabrikatbcsteuor- 
ung,  — Salz,  Tabak).  Die  Aufhebung  von  Bannrechten,  Realgerechtigkeiten  und 
anderen  Beschränkungen  des  älteren  Gewerberechts  hatte  dieselben  beiden  Folgen. 
Blieb  die  Besteuerung  bestehen,  so  traten  nur  grössere  Schwierigkeiten  der  Erhebung 
und  Controlo  ein:  cs  waren  mehr  und  an  verschiedenen  Orten  gelegene  Productions- 
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statten  zn  uberwacbon  (Aufhebung  der  rechtlichen  Beschränkung  gewisser  Gewerbe 
auf  die  Städte,  factische  Verbreitung  derselben  über  das  platto  Land,  Vermehrung 
der  Anstalten  unter  dem  Einfluss  der  (iowerbefreiheit),  was  dann  wieder  zur  Wahl 
bestimmter  Steuerformcn  nOthigen  konnte. 

Die  Veränderungen  der  gewerblichen  Technik  hatten  diese  letztere  Wirkung 
gleichfalls  öfters.  Namentlich  die  Rohstoff-  und  Fabrikatbestcuerung  wechselten 
und  innerhalb  jeder  traten  Veränderungen  mit  aus  technischen  Gründen  ein  (Bier-, 
Branntwein-,  Zucker-,  Tabakbestouerung  u.  s.  w.). 

Da  endlich  derselbe  Gegenstand  vielfach  direct  beim  privaten  Producenten, 
dann  in  Form  von  städtischen  Thoraccisen  und  von  Grenzzöllen  besteuert 
wurde  und  nach  den  Productions-  und  Bezugsverhältnissen  besteuert  werden  musste, 
so  waren  diese  verschiedenen  Steuern  in  einen  gewissen  Zusammenhang  zu  bringen. 
Namentlich  galt  es,  cino  relative  üleichmässigkcit  in  der  Besteuerung  herbei- 
zuführen, um  für  die  Fiuauzcn  und  für  einzelne  Producentcn  und  Productionsorte 
nachtheilige  Wirkungen  der  Verschiedenheit  der  Besteuerung,  besonders  des  Steuer- 
satzes auf  die  Bedingungen,  welche  für  Production,  Absatz,  Ein-  und  Ausfuhr,  Preis 
maassgebend  sind,  zu  beseitigen.  (Beziehung  der  „inneren"  Verbrauchssteuern  zu  den 
Einfuhrzöllen  und  zur  Ausfuhr,  wie  bei  Wein,  Spiritus  und  Branntwein,  Zucker,  Tabak. 
Salz;  Beziehung  der  städtischen  Thoraccisen  für  oingefuhrto  Artikel  zu  den  beim 
Producenten  in  der  Stadt  erhobenen  Steuern,  wie  bei  Wein,  Bier,  Branntwein,  Mehl, 
Brot,  Fleisch  u.  4.  m.) 

Auf  diese  Weise  führte  die  Weiterentwicklung  der  städtischen 
Thorabgaben,  der  Grenzzöllc  and  der  heim  Producenten  erhobenen 
Stenern  nothwendig  zu  einem  „System“,  in  welchem  diese  Steuern 
die  organische  Stellung  von  Gliedern  erhielten.  Gewissen  Ver- 
änderungen in  einer  dieser  drei  typischen  Formen  der  Verbrauchs- 
steuer mussten  aus  Rücksicht  auf  das  betheiligte  Finanzinteressc 
und  auf  die  Verhältnisse  der  wirtschaftlichen  Concurrenz  ange- 
messene Veränderungen  in  den  anderen  Formen  entsprechen.  Die 
neuere  Steuergeschichte  zeigt  immer  mehr,  dass  die  Gesetzgebung 
solche  Rücksichten  nimmt,  weil  sie  die  Wechselwirkungen  erkannte. 
Auch  unterblieb  wohl  eine  Besteuerung  in  der  einen  Form,  weil 
sie  solche  in  den  anderen  nothwendig  gemacht  hätte  und  dagegen 
technische  oder  ökonomische  Gründe  sprachen.  Dadurch  wuchsen 
die  steuertechnischen  Schwierigkeiten  rationeller  Verbrauchsbe- 
steuerung erheblich. 

§.  209.  — 4.  Die  moderne  Gestaltung  der  Verbrauchs- 
besteuerung. 

Die  Verbrauchsbesteuerung  in  diesen  drei  typischen  Haupt- 
formen, einschliesslich  der  Regalisirung  oder  Monopolisirung  als 
einer  Abart  der  Besteuerung  beim  Producenten,  erfordert  nun  un- 
vermeidlich viele  Controlen  und  ist  meistens  weitläufig  und 
kostspielig  zu  erheben,  wodurch  sie  den  persönlichen 
und  den  Güterverkehr  stört  und  nicht  selten  die  Technik 
des  Betriebs  des  Producenten  hemmt.  Daraus  erklärt  sich 
eine  volkswirthschaftspolitische  Reaction  gegen  diese 
Besteuerung,  welche  in  der  Neuzeit  wieder  zu  manchen  Umgestalt- 
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nngen  im  Umfang  und  in  der  Einrichtung  derselben  geführt  hat. 
Diese  Bewegung  wurde  durch  volkswirthschaftliche  Vor- 
gänge und  durch  Fortschritte  der  Technik  in  der  Production 
und  im  Communicationswesen  unterstützt,  welche  insgesammt  Ver- 
änderungen im  Consurn  der  besteuerten  oder  für  besonders  zur  Ver- 
brauchsbesteuerung geeignet  geltenden  Artikel  in  der  Bevölkerung  be- 
wirkt haben.  In  derselben  Richtung  wirkten  Rücksichten  auf  die  un- 
gleiche Belastung  der  verschiedenen  Consumentenkreise  und  auf 
die  zu  hohe  Belastung  der  unteren  Classen  durch  manche  gerade 
der  wichtigsten  Verbrauchssteuern,  bei  der  vorherrschenden  und  viel- 
fach doch  auch  zutreffenden  Annahme,  dass  die  Steuer  oder  der  Zoll 
den  Preis  um  ihren  Betrag  erhöhe.  Gerade  diese  Erwägungen 
führten  zu  manchen  Reformen  in  der  Praxis  und  mehr  noch  zu 
einer  starken  Reaction  gegen  diese  Steuern  in  der  Theorie. 

a)  Die  speciellen  städtischen,  besonders  in  der  Form  der  Thorsteuor  er- 
hobenen slaaüichcn  und  communalcn  Verbrauchssteuern  zerrissen  das  einheitliche  in- 
ländische Marktgebiet,  hemmten  den  Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land,  widersprachen 
dem  Grundsatz  freien  inländischen  Verkehrs  in  der  neueren  territorial-  und  staats- 
wirthschaftlichen,  im  Unterschied  von  der  älteren  stadtwirthschaftlichen  Periode,  und 
verstiessen  auch  gegen  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleich mässigkeit  der 
Besteuerung.  Sie  trafen  ausserdem  besonders  wichtige  Lebensmittel,  deren  Steuerfrei- 
heit als  nothwendig  im  Intercsso  der  ärmeren  ('lassen  und  der  Arbeitgeber  selbst 
erkannt  wurde.  Sie  sind  daher  vielfach  dem  Streben  nach  freier  wirtschaftlicher 
Bewegung,  wenigstens  im  inländischen  Verkehr,  gewichen. 

So  namentlich  in  Deutschland,  zumal  in  Preussen  (Aufhebung  der  Mahl- 
end Schlachtsteuer  1S73  mit  aus  solchen  Rücksichten),  während  freilich  Frankreich 
und  auch  andere  sudeuropäische  Länder,  Oesterreich  u.  a.  m.  Manches  hiervon  er- 
halten, bcz.,  wio  Frankreich,  nach  der  Aufhebung  in  der  ersten  Revolution,  wieder 
cingefübrt  haben.  (Uebcr  das  franzOsischo  communale  Octroi  eingehend  Fin.  III, 
§.  342—850.) 

b)  Die  Ausdehnung  des  Wolthandels,  die  Vermehrung  des  Wohl- 
stands und  neuo  Consurn tionssitten,  zum  Theil  in  Vorbindung  mit  neuen 
besseren  Productionsmcthoden , welche  einzelne  Genussmittcl  wohlfeiler  herzustcUeu 
gestatteten,  führten  zu  einem  weit  verbreiteten  Consurn  von  „Colonialwaaren“, 
von  denen  man  zwei  besonders  wichtige,  Tabak  und  Zucker,  auch  im  Inland  zu 
gewinnen  lernte.  Man  konnte  so  ohne  Verletzung  des  Finanzinteresses  die  Vcrbraucbs- 
bcstcuerung  in  Form  der  Einfuhrzölle  und  der  inneren  beim  Produceutcn  erhobenen 
Steuern  auf  eino  kleinere  Anzahl  wichtigerer  Artikel,  besonders  solche  eines 
relativen  Luxusbedürfnisses  und  doch  gleichzeitiger  Masscnconsumtiou, 
beschränken:  auf  die  Artikel  der  Colonialwaaronbrancho  und  einige  verwandte 
(„Südfrüchte“  u.  dgl.)  und  auf  die  Getränke,  Wein,  Bier,  Branntwein. 

Durch  eine  solche  Vereinfachung  des  Steuersystems  fielen  manche  Controlen  und 
Verkehrshemmungen  fort  und  vereinfachte  sich  auch  wieder  die  Aufgabe  der  Aus- 
gleichung zwischen  Grenzzoll  und  innerer  Steuer.  Die  Vermehrung  des  Consums  er- 
laubte gleichzeitig  eine  Ermässigung  der  Steuersätze  und  wurde  durch  eine  solche 
öfters  selbst  wieder  begünstigt  und  daher  absichtlich  auch  wohl  im  Finanzinteresse 
mit  vorgenommeu  (England).  Die  neueren  liberalen  handelspolitischen  Tendenzen 
wirkten  in  derselben  Richtung  der  Vereinfachung  der  Tarife  und  der  Ermässigung 
der  Zollsätze,  indem  namentlich  Schutzzölle  forttieleu  oder  verringert  wurden.  Auch 
die  Monopolisirung  als  Steuerform  wich  vielfach  vor  der  liberalen  Vorkehrspolitik 
oder  wurde  durch  andere  Steuerformen  ersetzt  (Salz).  Die  Besteuerung  beim  privaten 
Producenten  aber  erfuhr  unter  dem  Einfluss  veränderter  Productioustcchnik  immer 
wieder  von  Neuem  Aemlerungeu  (Zucker-,  Branntwein-,  Biersteuer). 
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äpecicll  die  Grenz  Zölle  wurden  mehr  uud  mehr  auf  Ein  fuhr  Zölle  beschränkt, 
da  dio  volkswirtschaftlichen  Interessen  oder  die  Ansichten  darüber  die  Durchfuhr' 
und  Ausfuhrzölle  unräthlich  erscheinen  Hessen  und  die  Fiuanzintcresscn  bei  deren 
Forterhebung  nicht  mohr  erheblich  betheiligt  waren,  vollends  nach  der  einmal  cinge- 
tretenen  geschichtlichen  Entwicklung,  in  Folge  deren  auch  diese  Zolle  sehr  vereinfacht 
und  ermässigt  worden  waren,  während  die  Einfuhrzölle  auf  die  immer  massenhafter 
consumirten  Colonialwaaren  den  Ausfall  leicht  ersetzten. 

Rückläufige  Bewegungen  in  dieser  Entwicklung  sind  freilich  nicht  ausge- 
blieben,  so  in  unerhörten  FinanznOthcn  (.Nordamcrica . Frankreich,  s.  aber  letzteres 
Fin.  III,  §.  318  ff.),  dann  unter  dem  Einfluss  erneuter  (Deutschland,  Frankreich  u.  a.  L.) 
oder  verstärkter  Schutzzollpolitik  (Nordamerica,  Russland  und  die  meisten  anderen 
Länder  des  europäischen  Coutinents),  eine  Politik,  die  besonders  bei  Agrarpro- 
ducten  (Getreide,  Vieh  u.  s.  w.)  auch  mit  wichtigen  finanz-  und  steuerpolitischen 
Folgen  verbunden  war,  hier  aber  wiederum  vornemlich  aus  einem  technischen 
Umstand  hervorgegangen  ist:  der  Anwendung  des  Dampfs  auf  die  Communications- 
inittel  und  der  so  ermöglichten  Concnrrenz  dünnbevölkerter,  extensiv  wirtschaftender, 
weit  entlegener  Landwirthscbaftsgebiete  mit  der  europäischen  Landwirtschaft. 

c)  Die  Berücksichtigung  der  Steuerfähigkeit  der  einzelnen  Volksclasscn 
und  der  gerechten  Steuervcrtheilung  kam  in  der  Verbrauchsbesteuerung  einiger- 
maassen  zur  Geltung  in  der  Ausscheidung  der  nothwendigen  Lebensmittel, 
— soweit  nicht  jeno  für  zwingend  geltenden  Rücksichten  auf  die  Landwirtschaft  die 
Rückkehr  zu  agrarischen  Schutzzöllen  bedingten  — dann  in  der  entsprechenden 
Auswahl  der  einzelnen  besteuerten  Artikel  und  in  der  Höhe  ihrer  Steuer- 
sätze. 

Aber  das  finanzielle  Interesse  hat  in  letzteren  beiden  Beziehungen  eingreifendere 
Reformen  meistens  verhindert.  Des  erforderlichen  Ertrags  wegen  besteuerte  man  doch 
vor  Allem  die  Artikel  weit  verbreiteten  Consums.  Eine  dom  Grundsatz  der  Glcich- 
mässigkeit  angemessene  Verteilung  der  Steuerlast  wurde  dabei  nicht  erreicht,  auch 
wenn  man  die  nothwendigen  inländischen  Lebensmittel  (Brot,  Fleisch)  wenigstens 
grossenthcils  ausschied  — eine  wichtige  Ausnahme  bildet  Salz  — und  mehr  gewisse 
Luxus-Massenartikel  („G  enuss mittel“)  zu  treffen  suchte,  dabei  Branntwein  und  Tabak 
auch  trotz  der  vom  Standpunct  der  „Gleichmässigkeit"  sich  bietenden  Bedenken  mit 
aus  consum-  und  sittenpolizeilichen  Rücksichten  mit  hohen  Sätzen  (England,  Frank- 
reich, Russland,  neuerdings  auch  Deutschland,  Schweiz).  Auch  bot  gewöhnlich  die 
Berücksichtigung  der  Qualität  bei  ein  und  demselben  Artikel  für  die  Besteuerung 
steuertechnisch  zu  viel  Schwierigkeiten,  so  dass  meistens  ein  einziger  Steuersatz 
von  allen  Qualitäten  und  Sorten  erhoben  wurde,  was  abermals  die  Gleichmässigkeit 
verletzte  (Einfuhr- Finanzzöilc,  innere  Steuern  auf  Getränke,  Zucker,  Tabak).  Durch 
eine  entsprechende  Gestaltung  der  dircclcn  Einkommen-  und  Ertragsstcuern  hat  man 
diese  Wirkungen  der  Vcrbrauchsbcsteucruug  nur  hic  und  da  und  in  sehr  beschränktem 
Maasse  auszugleichen  gesucht.  Auch  durch  die  sogenannten  di  recte  u Luxtis- 
steucru  auf  einigo  specielle  Verwendungen  der  reicheren  Classen  und  durch  Zölle 
auf  feiuero  Genussmittcl  der  letzteren  ist  eine  solche  Ausgleichung  nur  in  einzelnen 
Fällen  und  nicht  in  genügendem  Grade  erfolgt 

III.  — §.  210.  Vorläufiges  Ergebniss  clcr  Entwick- 
lung des  Steuersystems. 

Der  überall  steigende  Finanzbedarf,  — speciell  derjenige  für 
die  Verzinsung  der  öffentlichen  Schuld  und  für  die  Wehrkraft,  aber 
doch  auch,  im  Staate,  den  Verbänden  uud  den  Gemeinden,  im 
grossen  uud  immer  grösseren,  rascher  wachsenden  Maasse  für  die 
mannigfaltigsten  Verwaltungsausgaben  im  Gebiete  des  „Cultur-  und 
Wohlfahrtszwccks“  seit  dem  Frieden  von  1815,  den  Ereignissen 
von  1848  und  mehr  und  mehr  seit  der  allerneuestcn  Zeit,  am 
Schlüsse  des  19.  Jahrhunderts,  für  Zwecke  der  Hebung  der  unteren 
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Classen  — , einerseits,  anderseits  die  Vermehrung  des  gesammten 
Volkswohlstands,  die  Ausdehnung  des  Consums  gewisser  Genuss- 
tnittel  in  allen  Schichten  des  Volks,  die  Entwicklung  der  Productions- 
tccbnik,  des  Communicationswesens,  des  auswärtigen  Handels,  die 
politischen  Rücksichten  und  der  Wunsch,  den  Druck  der  Steuern 
nicht  unmittelbar  so  deutlich  empfinden  zu  lassen,  nicht  am  Wenig- 
sten auch  die  wachsenden  steucrtechnischeu  Schwierigkeiten,  welche 
die  qualitativ  und  quantitativ  immer  stärkere  Diffcrenzirung  des 
Nationaleinkommens  und  Nationalvermögens  für  die  richtige  Auf- 
legung directer  Einkommen-  und  Ertragssteuern  bei  den  einzel- 
nen Einkommen-  und  Ertragsbeziehern  und  Vermögensbesitzern 
schuf  — dieB  Alles  führte  dann  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  meist 
in  direct  erhobene  V e r b r a u c h s besteuerung,  daneben  aber  auch 
die  Verkehrsbesteuerung  gegenüber  der  meist  direct  er- 
hobenen Einkommen-,  Ertrags-  und  sonstiger  ähnlicher 
Besteuerung  wenigstens  im  Staatssteuersystem  unserer  Geschichts- 
periode stark  vorwiegen. 

In  den  verschiedenen  Staaten  freilich  wieder  in  ungleichem  Maasse,  waa  sich 
weniger  ans  der  Befolgung  verschiedener  stenerpolitischer  Ziele,  als  aus  der  ganzen 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Staatslebens,  sowie  aus  der  Höhe  und  den  Verwen- 
dungszwecken des  gesammten  Finauzbedarfs  und  aus  der  Ergiebigkeit  sonstiger  Ein- 
nahmequellen erklärt.  Wie  entscheidend  die  Gestaltung  des  Staatslebens  ein- 
wirkt, zeigt  der  Vergleich  der  französischen,  italienischen,  österreichischen, 
russischen,  nordaincricanischon  Stcuerentwicklung  im  19.  Jahrhundert  unter 
einander  und  mit  der  britischen,  der  deutschen  und  derjenigen  der  kleineren, 
in  politischer  Buhe  lebenden  Staaten,  wie  der  Schweiz,  Hollands,  Belgiens, 
Scandi Härtens.  (Vgl.  Ein.  IH,  §.  97 — 105  über  die  Entwicklung  der  europäischen 
Besteuerung  im  19.  Jahrhundert  und  speciell  über  diese  Entwicklung  in  Gross- 
britannien §.  101  bis  109,  in  Frankreich  §.  169 — 177). 

Hie  finanzstatistischen  Vergleichungen  leiden  Übrigens  häufig  an  der  ungenauen 
und  ungleichartigen  Begriffsbestimmung  der  einzelnen  Steuerarten  in  der  Praxis.  So 
besonders  bei  der  üblichen  Gegenüberstellung  der  „dircctcn“  und  „indirectcn“  Be- 
steuerung: auch  bei  der  verschiedenen  Auffassung  des  Ertrags  der  Staatsmonopole 
(Salz,  Tabak),  als  Steuer-  oder  als  gewerbliche  Einnahme;  ferner  bei  der  verschie- 
denen Behandlung  der  „Verkehrssteuern“  (Stempel  u.  s.  w.,  llesitzwechsol- 
und  Regist crabgabeu),  auch  der  Erbschaftssteuern,  deren  ungleichmässigc  Ein- 
reihung unter  die  „directen“  oder  die  „indirecten“  Steuern  oder  die  hiermit  fälschlich 
identificirtcn  „Schatzungen"  und  „Verbrauchssteuern“  daun  vollends  die  Ver- 
gleichbarkeit verschiedener  Staatshaushalte  beeinträchtigt.  Man  kann  daher  nur  im 
Grossen  und  Ganzen  von  dem  Ueberwiegcn  der  Verbrauchsbesteuerung 
sprechen.  (S.  unten  §.  25S.)  Vgl.  besonders  die  finanzstatistischen  Arbeiten  Gerst- 
feldt’s,  Beiträge  zur  Keiclissteuerfrage,  und  den  Aufsatz  in  Conrad's  Jahrbüchern,  B.  41. 

Im  C o m m u u a 1 Steuersystem  ist  das  Ergebniss  ein  andres. 
Hier  sind  die  Verbrauchssteuern  — selbständige  sowie  communale 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  — in  Deutschland  wenigstens  viel- 
fach verschwunden  und  auch  in  anderen  Ländern,  freilich  mit  Aus- 
nahmen, seltener  geworden,  was  zum  Theil  mit  der  steuertech- 
nischcn  Umgestaltung  der  inneren  Verbrauchsbesteuerung  (Wegfall 
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der  Thorsteuern)  zusammenhängt.  Die  directe  Ertrags-  und 
E i n k o m nt  e n bestenerung , durch  selbständige  Communalsteuern 
oder  durch  Zuschläge  zu  den  betreffenden  Staatssteuern,  überwiegt. 

Eine  kurze  Uebcreicht  der  concreten  Gestaltung  der  Besteuerung  in  einzelnen 
Ländern  in  der  (iegenwart  sind  unten  in  den  §§.  219,  230,  243,  258  und  259  gegeben. 

Die  Beurthcilung  dieses  vorläufigen  Ergebnisses  der  geschichtlichen  Entwicklung 
und  die  finanzwissenschaftliche  Aufstellung  weiterer  Zielpuncte  für  das  moderne  Steuer- 
system findet  in  den  folgenden  Abschnitten  mit  statt. 


Dritter  Hauptabschnitt. 

Die  flnanzwissenschaftliche  Bildung  des  Steuersystems. 

1.  Abschnitt. 

Einleitung. 

Insbesondere 

I.  die  Erwerbsbcsteuerung,  namentlich 
A.  die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  oder  die  vornemlich 
sogenannte  directe  Besteuerung. 

§.  211.  Vorbemerkungen. 

Mit  diesem  Abschnitt  beginnt  die  eingehende  Entwicklung  dos  Steuersystems: 
wesentlich  eine  principicllo  Untersuchung,  die  der  spociellen  Steuerlehre  voran- 
gehen muss,  um,  wenigstens  zunächst  in  der  Theorie,  zu  einem  wirklichen  Steuer- 
system zu  gelangen,  das  als  Richtschnur  und  Maassstab  für  die  Praxis  dienen  kann. 
Es  werden  dabei  überall  die  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  unserer  mo- 
dernen Culturvölker.  insbesondere  der  mittel-  und  westeuropäischen  in  der  Gegenwart, 
zum  Ausgangspunct  genommen:  also  eino  Periode,  wo  das  „staatsbürgerliche“ 
Steuerwesen  im  Wesentlichen  durchgedrungen  ist  und  eine  „sociale“  Epoche  beginnt. 
Die  practischen  Einzelheiten  des  positiven  Stcucrrccbts  sind  dabei  im 
Interesse  strenger  und  consequcnter  Systematik  möglichst  ausgeschieden,  sie  gehören 
erst  in  die  spccielle  Steucrlehre.  In  letzterer  vereinfacht  sich  aber  dafür  auch  die 
Aufgabe,  weil  alle  Haupfpunctc,  welche  Principienfragen  und  den  richtigen  Au f- 
und  Ausbau  des  Steuersystems  be (reifen,  jetzt  hier  in  zusammenhängender  Behand- 
lung vorweg  genommen  werden.  (Vgl.  §.  1,  2 des  3.  Bands  der  Pin.) 

Die  Litoratur  bietet  für  die  im  Folgenden  gestellte  Aufgabe,  mit  Ausnahme 
von  Stein  und  Schäffle,  nur  in  Bezug  auf  dio  einzelnen  Steuergattungen, 
nicht  in  Bezug  auf  das  ganze  System  die  wtlnschenswertbc  Ililfe.  Ich  verweise 
in  dieser  Hinsicht  auf  die  bezüglichen  Bemerkungen  an  der  Spitze  dieses  ganzen 
zweiten  Bands  in  dieser  2.  Auflago  §.  2 — 13  und  dieses  4.  Kapitels,  §.  193.  An 
letzterer  Stelle  sind  auch  die  sonst  in  Betracht  kommenden  Schriften  genannt.  Bei 
dieser  Lücke  in  der  Fachliteratur  können  die  nur  spärlichen  Bezugnahmen  auf 
fachmännische  Ansichten,  von  Theoretikern  wie  Practikcrn,  in  den  folgenden  Ab- 
schnitten nicht  auffallcn. 

Beim  Aufbau  des  Steuersystems  wird  an  die  oben  in  §.  93  aufgestellte  Ein- 
theilnng  der  Steuern  in  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchsstenern  angekuüpft, 
welche  im  Text  nunmehr  näher  erläutert  und  begründet  wird.  Die  Zugrundelegung 
dieser  Einthcilung  empfiehlt  sich  m.  E.  mehr  als  dio  Benutzung  der  Eintheilung  in 
Schatzu ngen  und  Verbrauchssteuern,  oder  derjenigen  in  directe  und  indireetn 
(in  einer  oder  in  beiden  der  zu  unterscheidenden  Begriffe  dieser  Ansdrücke,  §.  97,  98) 
für  diesen  Zweck.  Alle  diese  Eintheilungen  berühren  sich  aber  vielfach,  wie  sich  iin 
Text  genauer  zeigen  wird. 

Meine  Abweichungen  von  dem  bedeutendsten  Stcuersystematikcr,  von  Stein,  sind 
vornemlich  auf  Abweichungen  in  der  Auffassung  volkswirtschaftlicher  Ver- 
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hältuisse  und  BegriUc  zurUckzafilhren.  ln  dioser  Hinsicht  beziehe  ich  mich  wieder 
auf  meine  Grundlegung,  besonders  Kap.  1 — 3 der  1.  Abth.  (2.  A.),  und  auf  die 
dortigen  Erörterungen  über  Grundbegriffe:  Erwerb  dorch  eigeno  wirtschaftliche 
Thatigkoit,  durch  Rechte,  durch  Gonjunctur  u.  s.  w.  S.  dazu  auch  Robert  Meyer, 
Principicn,  §.  55  ff. 

Speciell  filr  die  in  diesem  1.  Abschnitt  berührte  Frage  von  den  Einkummen- 
uud  den  Ertragsstcuem  s.  auch  dio  genannten  Schriften  ron  Held  (Einkommensteuer), 
Neu  mann  (progressive  Einkommensteuer),  die  socialpolitischen  Gutachten  und  Ver- 
handlungen von  1S75,  Vocke's  „Abgaben  u.  s.  w.“,  aus  den  finauzwissenschaftlichen 
Werken  die  betreffenden  Abschnitte.  Ich  beziehe  mich  namentlich  auf  meine  Ab- 
handlung „directo  Steuern“  iin  Schönberg 'sehen  Handbuch,  wo  die  Ertrags-  und  Per- 
sonalstcucrn  eingehend  behandelt  sind.  S.  auch  Fin.  III,  Uber  die  englische  Ein- 
kommensteuer, §.  111 — 116  und  besonders  Uber  die  französische  directo  Besteuerung 
§.  189 — 210,  wo  die  wichtigsten  practischen  Probleme,  die  im  Folgenden  gestreift 
werden,  in  Verbindung  mit  bedeutsamen  concroten  Beispielen  besprochen  sind. 

I.  — §.  212.  Die  drei  Wege  zur  Erfüllung  der  Auf- 
gaben des  Steuersystems. 

Das  Steuersystem  kann  die  Aufgaben,  welche  ihm  nach  den 
Erörterungen  im  ersten  Hauptabschnitt  dieses  Kapitels  (§.  194  ff.) 
obliegen,  nur  dadurch  annähernd  richtig  lösen,  dass  es  das  National- 
einkommen und  Nationalvermögen,  die  eigentlichen  letzten  Steucr- 
quellen,  überall  im  Einzclcinkommen  und  Einzclvcrmögen  aufsucht 
und  erfasst. 

Zur  Erreichung  dieses  Ziels  bieten  sich  regelmässig  drei 
Wege,  welche  jeder  allein  für  sich  oder  alle  zugleich 
neben  einander  beschritten  werden  können.  In  der  Steuer- 
geschichte und  im  positiven  Steuerrecht  sind  sie  auch,  wie  sich 
aus  dem  vorausgehenden  Hauptabschnitt  ergiebt,  im  Laufe  der  Ent- 
wicklung, je  mehr  bei  steigendem  Steuerbedarf  die  vier  Keihcn 
oberster  Steuergrundsätze  zur  Anerkennung  gelangten,  immer  con- 
sequenter  gleichzeitig  mit  einander  beschritten  worden.  Gerade 
dadurch  haben  die  modernen  Steuersysteme  der  Praxis  ihr  cbarac- 
teristisches  Gepräge  erhalten  und  sich  immer  mehr  im  eigentlichen 
Wortsinne  zu  „Systemen“  entwickelt. 

Auf  dem  ersten  Wege  verfolgt  man  das  Einkommen  und 
Vermögen  des  Einzelnen  in  dem  Erwerb,  der  Gewinnung  oder 
der  technisch -ökonomischen  uud  rechtlichen  Entstehung  bei 
ihm;  auf  dem  zweiten  Wege  in  seinem  Besitz;  auf  dem 
dritten  Wege  in  seinem  Gebrauch,  daher  hier  regelmässig 
im  arbeitsteiligen  Tausch-  und  Geldvcrkebr,  in  der  Veraus- 
gabung für  Einkäufe  von  Sachen,  für  Bezahlung  von  Dienst- 
leistungen und  für  Vornahme  von  Genüssen  oder  Vcrbrauchs- 
acten,  sowie  in  der  Benutzung  von  Vcrmögensobjecteu  (des 
Nutzvermögens). 
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Im  ersten  Fall  wird  Einkommen  and  Vermögen  also  in  der 
auf  ihre  Bildung  (beim  Einzelnen)  binzielenden  Bewegung;  im 
zweiten  Fall  im  Ruhepunct  und  bloss  in  Bezug  auf  die  in  ihnen 
liegende  Fähigkeit,  zu  wirtschaftlichen  Zwecken  der  Production 
und  des  Consums  zu  dienen ; im  dritten  Fall  endlich  wieder  in  der 
auf  ihre  wirkliche  Benutzung  zur  Bedtlrfnissbefriedigung  hin- 
zielenden Bewegung  ins  Auge  gefasst. 

Zwischen  den  beiden  ersten  Füllen  besteht  eine  nühere  Beziehung  darin , dass 
der  Besitz  desjenigen  Vermögens,  welches  zu  P rod  uetionszweeken  dient,  d.  h. 
des  (privaten)  Kapitals  und  Badens,  im  zweiten  Fall  schon  nach  seiner  Füllig- 
keit, Ertragsquelle  zu  sein,  im  ersten  Fall  nach  seinem  (wirklichen  oder  rnuth- 
maasslichen)  Ertrage  selbst  für  das  Einkommen  einer  Person  und  nach  der 
Bewegung  seines  Werths  (Conjnncturen !)  für  das  Vermögen  derselben  in  Betracht 
kommt.  Aehnlich  besteht  eine  besondere  Beziehung  zwischen  den  beiden  letzten 
Fällen  des  Schemas  darin,  dass  der  Besitz  von  Gebrauchsvermögen  Genuss- 
möglichkeiten constatirt,  welche  dann  bei  dem  Verbrauch  des  Verbrauchs- 
vermögens und  hei  der  Benutzung  des  Nutzvermögens  thatsüehlich  verwirklicht 
werden.  Diese  cigenthumlichen  Beziehungen  zwischen  dem  ersten  und  zweiten  und 
wieder  dem  zweiten  und  dritten  Fall  sind  auch  ftlr  die  Besteuerung,  wie  sich  zeigen 
wird,  wichtig.  Sie  bewirken,  dass  die  sich  an  den  Besitz  anlehnende  Besteuerung 
nur  eine  geringe  selbständige  Ausbildung  erführt. 

II.  — §.  213.  Die  drei  grossen  Steuergruppen  des 
Steuersystems. 

An  diese  drei  Wege  knüpft  sich  nun  eine  dreifache  Grup- 
pirung  von  Steuern  oder  Ilauptarten  der  Steuern  an:  eine  Unter- 
scheidung nach  der  Bemessungsgrundlage  (oder  den  „Steuer- 
objecten“ in  diesem  Sinne),  nicht,  was  damit  leicht  verwechselt 
wird,  nach  der  Steuerquclle  (§.  89).  Diese  ist  vielmehr  in  allen 
drei  Gruppen  regelmässig  das  Einkommen  des  Einzelnen,  als  Theil 
des  Nationaleinkommens , ausnahmsweise  das  Vermögen  des  Ein- 
zelnen. 

Leider  fehlen  passende  und  unzweideutige  technische  Namen  für  jede  dieser 
Gruppen.  Diejenigen,  welche  man  etwa  brauchen  kann,  haben  in  der  Theorie  und 
Praxis  gewöhnlich  schon  eine  andere,  engere  Bedeutung.  Da  cs  indessen  unver- 
meidlich ist,  die  betreuenden  Steuern  kurz  in  einem  Namen  zusammen  zu  fassen,  so 
muss  man  wohl  oder  übel  solche  sonst  in  einem  anderen  Sinne  gebräuchlichen  Namen 
herübernehmen  und  ihnen  hier  die  entsprechende  Bedeutung  geben. 

Die  Steuern,  welche  Einzeleinkommen  und  Vermögen  in  der 
Entstehung  beim  Einzelnen  aufsuchen,  können  Erwerbs- 
steuern; diejenigen,  welche  sie  im  Besitz  aufsuchen,  können 
Be  sitz  steuern;  diejenigen,  welche  sie  im  Gebrauch  verfolgen, 
Gebrauchsteuern  genannt  werden. 

Die  einzelnen  Steuern  der  beiden  ersten  Gruppen  gehören  grossentlicils  (aber 
nicht  durchaus)  zu  den  „Schatzungen“  und  den  directcn  Steuern  (in  beiderlei 
Sinn)  und  stehen  als  solche  der  Hauptart  der  dritten  Gruppe,  den  Verbrauchs- 
steuern und  den  indirecten  Steuern  (ebenfalls  in  beiderlei  Sinn)  auch  in  manchen 
äusserlichen  oder  formellen  Puncten  der  Einrichtung  und  Erhebung  gegenüber  (vgl. 
oben  §.  93,  95,  97,  98). 
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Die  drei  Gruppen  sind  die  Hauptglieder  wenigstens  eines  ent- 
wickelten Steuersystems  und  müssen  darin  in  die  richtige  Verbind- 
ung mit  und  Stellung  zu  einander  gebracht  werden,  damit  das 
Steuersystem  den  obersten  Steuerprincipien  entspreche  und  theore- 
tisch richtig  und  pracdsch  brauchbar  sei. 

Allerdings  ist  die  Beschränkung  des  Steuersystems  auf  bloss 
eines  dieser  Glieder,  namentlich  auf  die  Erwerbs-  oder  die  Ge- 
brauchs- (bez.  Verbrauchs  ) besteuerung,  wenn  die  zu  einer  jeden 
Gruppe  gehörigen  Steuern  passend  eingerichtet  werden,  nicht  un- 
denkbar und  practisch  nicht  unmöglich.  Die  Geschichte  zeigt  auch, 
dass  bei  geringem  Steuerbedarf  und  einfacheren  Wirthschafts-  und 
Rechtsverhältnissen,  daher  im  Allgemeinen  in  früheren  Perioden,  das 
Steuersystem“,  soweit  hier  von  einem  solchen  überhaupt  schon 
gesprochen  werden  darf,  wirklich  sich  derartig  beschränkt  hat. 
Aber  je  mehr  der  Bedarf  wuchs  und  Arbeits-  und  Eigenthums- 
theilnng  sich  ent  und  verwickelten,  ferner  je  mehr  eben  die  volks- 
wirthschaftlichen , die  Gerechtigkeits-  und  die  Verwaltungsgrund- 
sätze in  der  Besteuerung  als  Richtschnur  mit  anerkannt  wurden, 
desto  mehr  bildete  sich  das  Steuersystem  thatsächlich  nach  jenen 
drei  Seiten  consequent  aus  und  mit  Recht:  die  steigende  Com- 
plicirtheit  und  Künstlichkeit  des  Steuersystems  ist 
eine  nothwendige,  durch  die  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschaft,  die  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaft- 
lichen  und  die  reichere  Entfaltung  des  privatwirth- 
schaftlichen  Sy stems,  insofern  selbst  „entwicklungs- 
gesetzlich“ begründete  Consequenz,  wie  wir  im  vorigen 
Hauptabschnitt  gesehen  haben. 

Dies  zeigt  sich  denn  auch  besonders  wieder  innerhalb  jeder 
der  drei  grossen  Steuergrnppen. 

Hier  giebt  sich  der  Einfluss  davon  kund,  dass  eine  Menge  ökonomisck-tcch- 
nischcr  und  rechtlicher  Specialisirungcn  im  Erwerb,  Besitz  und  Gebrauch 
des  Einkommens,  bez.  des  Vermögens  sich  ausbildcn,  in  immer  grösserer  Zahl  und 
Mannichfaltigkeit,  je  mehr  sich  Arbeitsteilung,  Eigcntbumsthcilung,  Crcditverkehr 
u.  s.  w.,  überhaupt  je  mehr  sich  die  Volkswirtschaft  entwickelt.  Dadurch  werden 
für  die  Lösung  der  Aufgaben,  welche  einer  jeden  der  drei  grossen  Steuergruppen 
obliegen,  wieder  vielfach  besondere  einzelne  Steuern  in  jeder  Gruppe  und  ebenso 
verschiedenartige  Einrichtungen  einer  Steuer  notwendig.  Oder,  m.  a.  W.: 
die  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchsbestcucrung  muss  jede  in  sich  wieder 
ein  besonderes  Steuersystem  bilden.  (Stein  hebt  das.  4.  A.  I,  461,  nur  für 
seine  sogenannte  directo  Besteuerung  hervor,  die  „durch  die  Natur  ihres  Objects 
selbst“  wieder  zu  einem  System  werden  müsso.  Das  gilt  aber  ebenso  für  die  indirecte 
Verbrau  chsbesteueuerung.j 

Auch  dies  beruht  nicht  auf  Willkür,  Zufall.  „Kiscalismus“  oder  technischer 
Unvollkommenheit  der  Steuerverwaltung,  sondern  auf  denselben  entwicklungsgesetzlichen 
Bedingungen,  wie  die  Ausbildung  des  ganzen  Steuersystems  nach  den  drei  genannten 
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Seiten.  Es  durfte  nnd  kannte  nur  anders  sein,  wenn  man  sich  auf  den  Ueber- 
wälzungsprocess  und  auf  die  sichere  Herbeiführung  einer  volkswirtschaftlich  richtigen 
und  einer  gerechten  Stenenrertheilnng  durch  denselben  in  höherem  Maasse  verlassen 
könnte,  als  es  nach  dem  Früheren  (§.  1 38  ft)  statthaft  ist. 

Entwickelt  man  das  Steuersystem  im  Ganzen  und  in  seinen 
drei  Hauptgruppen  nicht  angemessen,  so  bleiben  unvermeidlich 
Lücken  und  Härten  bestehen,  welche  Verstösse  gegen  die  volks- 
wirtschaftlichen und  Gerechtigkeitsprincipien  bilden.  Freilich  kann 
man  das  ideale  Ziel  der  Besteuerung  auch  mit  dem  vollkommensten 
practisch  möglichen  Steuersystem  nicht  erreichen,  sondern  muss 
man  sich  stets  mit  einer  Annäherung  an  dasselbe  begnügen,  wie 
bei  der  Erörterung  der  Steuerprincipien  schon  zugegeben  wurde 
(§.  124).  Aber  die  möglichste  Annäherung  an  dieses  Ziel  darf 
die  Theorie  von  der  Praxis,  also  vom  Steuerrecht,  verlangen  und 
eben  deshalb  hat  sie  auf  die  Notwendigkeit  immer  weiterer 
Specialisirung  der  Steuerarten,  einzelner  Steuern  und  Steuer- 
einrichtungen im  Steuersystem  hin-  und  die  Ursachen  dieser  Ent- 
wicklung in  den  genannten  Wirt  Schafts-  und  Rechtsverhältnissen 
nachzuweisen. 

III.  — §.  214.  Die  Erwerbsbesteuerung  und  ihre 
Gliederung. 

Die  genannte  Besteuerung  gliedert  sich  wieder  in  drei 
grössere  Abtheilungen  nach  den  drei  Arten,  auf  welche  sich 
der  Erwerb  von  Einkommen  und  Vermögen  Seitens  einer  Person 
im  privatwirthschaftlichen  Verkehr  auf  der  Grundlage  unserer  Eigen- 
tums- und  Erwerbsordnung  zurückführen  lässt:  der  berufs- 
mässige Erwerb;  der  Erwerb  durch  einzelne  Acte  und 
einzelne  Rechtsgeschäfte;  schliesslich  der  Erwerb  durch 
Anfall  und  durch  Werthzuwachs  zum  Einkommen  oder  Ver- 
mögen einer  Person  ohne  deren  eigene  persönliche  wirtschaftliche 
Leistung,  als  blosse  Folge  von  „Vorgängen“,  deren  ökonomisches 
Ergebniss  nach  der  Rechtsordnung  dieser  Person  zu  Gute  kommt. 

Diese  drei  Erwerbsarten  bilden  ökonomische  Katcgoriecn  in  Volkswirt- 
schaften, welche  wesentlich  privatwirthschaftlich  orgauisirt  sind,  wie  die 
unserigen,  wo  daher  Privateigenthum  an  Productionsmitteln , froies  Vertragsrecht, 
Erbrecht  nnd  Recht  des  Eigentümers  auf  den  ganzen,  wie  immer  sich  bildenden 
Werth  seiner  Eigenthumsobjecte  und  wo  in  Wechselwirkung  mit  dieser  Rechtsbasis 
Arbeitsteilung  besteht.  Die  Unterscheidung  dieser  Erwerbsarten  hat  aber  eine  sehr 
verschiedene  geschichtliche  oder  practische  Bedeutung  je  nach  dem  Grade  der  Aus- 
bildung des  privatwirthschaftlichen  Systems  und  seiner  Rechtsbasis.  Erst  in  der 
modernen  Volkswirtschaft  mit  ihrem  ökonomisch  und  rechtlich  stark  individualistischen 
Gepräge  und  ihrer  hochentwickelten  Arbeits-  und  Eigenthumstheilung,  ihrem  regen 
Creditverkehr,  ihrem  leitenden  Wirthschafts-  und  Rechtsprincip  der  freien  Concurrcnz, 
der  vollen  Berufs-,  Verkehrs-,  Eigenthums-,  Vertrags-,  Spoculationsfrcihcit  treten  jene 
Erwerbsarten  auch  thatsächlich  voll  in  den  ihnen  principiell  inuo  wohnenden 
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eharacteristischen  Gegensatz.  Sie  lassen  sich  dann  auch  erst  hier  äusserlich 
leichter  unterscheiden,  was  für  die  Anknüpfung  der  Besteuerung  an  sie  wichiig  ist. 

IV.  — §.  215.  Erste  Ilauptart  der  Erwerbsbesteuer- 
ung: der  berufsmässige  Erwerb  und  seine  Besteuerung, 
oder  die  vorn  entlieh  sogenannte  directe  Besteuerung. 

A.  Characteristik  dieses  Erwerbs  und  seiner  Ver- 
bindung mit  den  zwei  anderen  Erwerbsarten. 

Der  „berufsmässige“  Erwerb  beruht  auf  der  ökonomischen 
und  rechtlichen  Stellung,  welche  der  Erwerber  oder  Bezieher  durch 
seine  regelmässige  w'irthschaftliche  Thätigkeit,  d.  h. 
eben  durch  seinen  „Beruf“,  im  Organismus  der  volkswirtschaft- 
lichen Arbeitsgliederung  und  durch  seinen  mit  dieser  Thätigkeit 
verbundenen  (materiellen)  Besitz,  in  der  Vermügensverthcilung  der 
Volkswirtschaft  einnimmt. 

Diese  Besitzrcrhältnisse  des  Einzelnen  können  ilann  in  der  Bcsitzbcsteucrung 
noch  zu  besonderer  Berücksichtigung  kommen,  sie  greifen  aber  auch  immer  in  den 
Erwerb  und  spcciell  in  den  berufsmässigen  Erwerb  ein,  weshalb  sie  doch  rortiem- 
licb  in  der  Erwerbsbestcuerung  selbst  ihre  richtige  Siellang  erheischen. 

Für  die  Besteuerung  ist  nun  die  Thatsache  wichtig,  dass 
nicht  nur  der  weitaus  grösste  Theil  des  Volkseinkommens  und 
Volksvermögcns  von  den  Einzelnen  „berufsmässig“  erworben, 
producirt  wird,  sondern  dass  sich  auch  die  Verth  ei  lung  des 
Volkseinkommens  und,  davon  meist  abhängend,  des  Volksvcrmögens, 
zunächst  und  practisch  in  der  Hegel  überwiegend  auch  auf  die 
Dauer,  in  Gemässheit  des  berufsmässigen  Erwerbs  gestaltet 
(„ursprüngliche“  Verteilung).  Daraus  folgt,  dass  die  Be- 
steuerung doch  immer  vor  Allem  diesen  Erwerb  bei  seinem 
Recbtsinhaber  zu  treffen  oder  m.  a.  W.  die  Steucrvertlieilung  nach 
demselben  einzurichten  suchen  muss.  Dies  geschieht  auch  durch 
gewisse  Arten  der  Erwerbs-,  Besitz-  und  Verbrauchsbesteuerung  in 
erster  Linie. 

Die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens, 
wie  sie  sieb  durch  den  berutsmässigen  Erwerb  bildet,  wird  aber 
dann  mehr  oder  weniger  verändert,  mitunter  selbst  erheblich 
um  gestaltet  durch  die  beiden  anderen  Haupterwerbsarten.  Ein- 
mal, aber  im  Ganzen  in  geringerem  Maasse  so,  dass  gleichzeitig 
die  Grösse  des  Volkseinkommens  und  Vermögens  selbst  oder 
wenigstens  des  davon  dem  Volke  zur  Verfügung  bleibenden  Theils 
eine  Veränderung  erleidet;  sodann,  und  überwiegend,  so,  dass  jene 
Grösse  gleich  bleibt,  aber  die  Grösse  der  Antbeilc  der  Einzelnen 
daran,  mithin  die  absolute  Grösse  der  einzelnen  Einkommen 
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und  Vermögen  sich  verändert.  Beides  ist  im  Steuersystem  zu 
beachten. 

1.  Fälle  der  ersten  Art  und  zwar  des  Erwerbs  durch 
einzelne  Acte  liegen  vor,  wenn  Volksangehörige  durch  einzelne, 
gewöhnlich  nicht  zu  ihrer  Berufsthätigkeit  zählende  Acte  sich 
und  dadurch  der  Volkswirtschaft  einen  „Werth“  erwerben. 

Z.  B.  durch  Auffindung  unbekannter  Naturschätze,  wie  Lager  von  Mineralstoil'eu, 
oder  einst  vergrabener  Metallschätze  u.  dgl.  Spielt  hier,  wie  oftmals,  rein  der  Zufall, 
so  wurde  auch  dieser  betreffende  Erwerb  unter  die  dritte  Haupterwerbsart,  zum  Erwerb 
durch  Anfall  u.  s.  w.  gehören. 

Die  Abgaben  beim  Bergregal,  beim  Schatzfinden  (s.  oben  §.  75,  76) 
sind  anderer  Art  und  haben  eine  andere  historische  Begründung  als  entsprechende 
Steuern  auf  einen  solchen  „zufälligen“  Erwerb.  Sie  lassen  sich  aber  mit  ans  dem 
Gesichtspunct  einer  solchen  Besteuerung  begründen. 

Practisch  und  deshalb  auch  für  die  Besteuerung  ungleich  wich- 
tiger sind  aber  die  Fälle,  wo  es  sich  um  Vermögens  Über- 
tragungen zwischen  verschiedenen  Volkswirtschaften 
oder  „Steuergebieten“  durch  die  zweite  und  dritte  unserer  Erwerbs- 
arten handelt. 

So  greifen  namentlich  gegenwärtig  bei  dem  regen  internationalen  Personen-, 
Geschäfts-  und  Kapitaiienverkchr  einzelne  Acte  im  internationalen  Werthpapiergeschäft, 
der  Erbgang  und  die  werthbestimmende  Conjunctur  öfters  bedeutsam  in  die  Vcrtheilung 
des  „Welteinkommens“  und  „Weltvermögens"  zwischen  verschiedenen  Ländern  und 
Völkern  und  den  zu  diesen  gehörigen  Einzelnen  ein.  Darauf  hat  die  Besteuerung 
thunlich  Rücksicht  zu  nehmen,  indem  sie  besonders  die  Verkehrs-,  Erbschafts-,  Er- 
trags- und  Einkommensteuern  zweckentsprechend  einrichtet.  Die  Börsenoperationen 
in  internationalen  „Spielpapieren“  übertragen  öfters  grosse  Werthsummen  zwischen 
verschiedenen  Volkswirtschaften,  bald  als  Gewinn,  bald  als  Verlust.  Die  Börsen- 
blätter wissen  davon  zu  reden.  Hier  liegen  Lücken  im  Steuerrecht  vor,  die  zu  be- 
achten sind. 

2.  Noch  weit  mehr  kann  aber  und  wird  thatsächlich  auch 
unter  den  obwaltenden  Verkehrs-  und  Rechtsverhältnissen  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  die  ursprüngliche  Vertheilung  des  in 
der  Grösse  unverändert  bleibenden  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens nach  dem  berufsmässigen  Erwerb  rein  innerhalb  der 
heimischen  Volkswirthschaft  durch  die  zweite  und  dritte  einzel- 
wirtbschaftliche  Erwerbsart  verändert. 

Einzelno  Verkehrsgeschäfte  spoculativer  Art.  wo  auf  voraussichtliche  und 
gehoffte  Werth-  und  Ertragsdiffereuzen  absichtlich  „spcculirt“  und  derentwegen  das 
Geschäft  vorgeuommen  wird,  auch  Spiel,  Wette,  aber  auch  niclit-speculativer  Art, 
wo  solche  Werthveränderungen  ohne  Daraufhinstreben  der  davon  günstig  oder  un- 
günstig betroffenen  Person,  wie  bei  den  Wcchselfällen  der  Conjunctur,  eintreten, 
welche  hier  Werthzuwachs,  dort  Werthverminderung  des  Einzeleinkommens  und  -Ver- 
mögens bewirken,  ferner  der  Erbgang,  greifen  nach  allen  Seiten  in  die  ursprüngliche 
Vcrtheilung  ein. 

Diesen  Verhältnissen  zu  folgen,  ist  stcuertechnisch  schwierig, 
kann  auch  solange  allenfalls  auf  die  leichter  zu  berücksichtigenden 
Fälle  beschränkt  werden  oder  selbst  gänzlich  unterbleiben  (wenn 

A.  Wagner,  Finaiuwissonschaft.  II.  2.  Au  fl.  a*M 
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auch  stets  mit  entsprechender  Hintansetzung  oberster  Steuerprincipien), 
als  tatsächlich  einzelne  Verkchrsgcschäfte  und  Conjunctur  noch 
einen  geringeren  Einfluss  üben.  Aber  gerade  mit  der  Entwick- 
lung der  Verkehr  st  echnik  (Communications  wesen!),  der  Ver- 
kehrsökonomik (Ausbildung  von  Handel,  Rankgeschäft,  Be- 
theiligung der  Privatkreise  an  [der  Speculatiou  auf  Werth-  und 
Ertragsdiflerenzen  des  Grund-,  Hanseigenthums,  vollends  der  börsen- 
gängigen Wertbpapiere  u.  s.  w.!)  und  des  Verkehrsrechts  („freies“ 
Eigenthum,  in  den  Formen  immer  einfacheres,  inhaltlich  immer 
„freieres“  Vertragsrecht,  speculativer  Besitzwechsel  auch  in  Folge 
dessen !)  — mit  der  Entwicklung  dieser  drei  maassgebenden  Factoren 
wird  es  immer  unzulässiger,  bei  der  Besteuerung  sich  n u r an  den 
berufsmässigen  Erwerb  und  an  den  aus  „eigener  Arbeit“  und  aus 
„Ersparung“  herrübrenden  „angelegten“  Werth  des  Besitzes  zu 
halten. 

Auch  die  rationellste  Verhrauchsbesteuerung,  selbst  diejenige, 
welche  höhere  Leistungsfähigkeit  durch  höhere  Besteuerung  der 
feineren  Genussmittel,  durch  Luxussteuern  u.  dgl.  m.  zu  treffen 
weiss,  reicht  für  die  hier  vorliegende  Aufgabe  volkswirtschaftlich 
richtiger  und  gerechter  Besteuerung  durchaus  nicht  aus.  Hier 
muss  vielmehr  theils  schon  innerhalb  der  Besteuerung  des  berufs- 
mässigen Erwerbs  und  des  Besitzes  selbst  durch  besondere  einzelne 
Steuern,  Steuereinrichtungen  und  Regelung  desSteuer- 
fusses,  theils  durch  richtige  Ausbildung  der  Verkehrs- 
(Börsen-),  Erbschafts-  und  der  Besteuerung  der  Spiel-, 
Wett-,  Specul ation s-  und  Conjuncturengewinne  das  Steuer- 
system in  richtige  Uebereinstimmung  mit  den  Steuerprincipien  ge- 
bracht werden. 

B.  — §.  216.  Gliederung  der  Besteuerung  des  „berufs- 
mässigen“ Erwerbs. 

Im  Anschluss  an  eine  doppelte,  eine  „subjective“  und  eine 
„objcctive“  Auffassung  dieses  Erwerbs  ist  hier  eine  Subject- 
und  eine  Objectbesteuerung  zu  unterscheiden.  Jene  hält  sich 
an  die  erwerbende,  Einkommen  beziehende,  Erträge  in  letzterem 
und  dann  in  sich,  ebenso  Vermögen  in  sieh  zusammenfassende 
Person  als  das  steuerpflichtige  Rechts-  und  Wirthschafts- 
s n b jec  t;  die  zweite  an  die  0 bj  ec  t e , welche  als  Ertragsquellen 
fähig  sind,  der  rechtlich  über  sie  vertilgenden  Person,  daher  ge- 
wöhnlich dem  Eigentümer  (auch  Nutznießer  u.  s.  w.),  Ertrüge,  d.  i. 
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einzelwirthschaftliehe  Reinerträge,  mithin  „Einkommen“  zu  gewähren 
und  welche  regelmässig  auch  wirklich  einen  Ertrag  liefern. 

1.  Bei  der  Subjectbesteuerung  des  berufsmässigen  Er- 
werbs wird  letzterer  als  ein  Ganzes,  eine  ökonomische  (und  zwar 
einzelwirtbschaftliche)  und  rechtliche  Einheit  betrachtet  und  so 
zu  ermitteln  und  zu  erfassen  gesucht. 

Hierfür  bieten  sich  wieder  d re  i W e ge,  welche  das  Steuerrecht 
auch  nach  Ausweis  der  Geschichte  theils  nach  theils  neben  einander 
zu  bescbreiten  pflegt.  Sie  führen : der  erste  zur  r e i n e n (d  i r e c t e n) 
Personal-  (auch  Kopf-,  Familien-,  Heerd-  u.  dgl.)  und 
CI assen Steuer,  auch  wohl  zu  gewissen  Formen  allgemeiner 
Vermögens-,  Grundsteuern;  der  zweite  zur  nominellen 
(directen)  (Gesammt)  Einkommensteuer,  auf  Grund  einer  dies 
Einkommen  als  Ganzes  auflässenden  generellen  Schätzung 
von  Verwaltungsorganen  (Commissionen)  oder  Declaration  des 
Steuerpflichtigen;  der  dritte  zu  einer  solchen  Einkommensteuer 
auf  Grund  einer  Summirung  der  einzelnen  geschätzten  oder 
genauer,  besonders  durch  die  Formen  der  Ertragsbesteuerung 
festgestellten  Erträge. 

a)  Auf  dem  ersten  Wege  hält  man  sich  an  gewisse  That- 
sachen  und  Merkmale,  besonders  solche,  welche  augenfällig  oder 
leicht  zu  ermitteln  sind,  und  scbliesst  aus  ihnen  auf  einen  gewissen 
persönlichen  Erwerb  oder  wenigstens  auf  persönliche  Erwerbs- 
fähigkeit überhaupt  und  mitunter  zugleich  auf  einen  Erwerb  in  un- 
gefähr der  und  der  Grösse  und  Art. 

Für  die  Auswahl  solcher  Thatsachen  hat  man  einen  gewissen  Spielraum,  ent- 
scheidende Zweckmässigkeitsgründe  rerengen  aber  die  Anzahl  der  ernstlich  in  Betracht 
kommenden.  Die  richtige  Wahl  selbst  hängt  wieder  eng  mit  der  ganzen  geschicht- 
lichen Entwicklung  der  Volkswirtbscbaft,  der  Arbeitstheilung , der  Besitzverhältuisse 
u.  s.  w.  zusammen. 

«)  Die  vielfach  geschichtlich  älteste,  im  Ganzen  roheste  Form 
sind  reine,  nicht  weiter  abgestufte  Personalsteuern:  allge- 
meine Kopf-,  Familien-,  Hausstands-,  Heerd-,  Haus- 
steuern oder  ähnliche  Steuern,  welche  sich  auf  die  männlichen 
oder  auf  die  erwachsenen  Köpfe  der  ganzen  steuerpflichtigen 
Bevölkerung  beziehen. 

Stencrtechnisch  einfach  umlegbar  sind  sie  auch  nicht  volkswirtschaftlich  und 
rotn  Standpnnct  der  Gerechtigkeit  aus  betrachtet  so  mangelhaft , solange  die  Beschäf- 
tigung und  datier  die  Ökonomische  Lage  der  Einzelnen  meist  dieselben  sind,  oder  das 
Nationaleinkommen  sich  quantitativ  und  qualitativ  im  Einzcleinkommcn  noch  wenig 
differenzirt  (§.  201). 

ß)  Auch  allgemeine  Vermögens-  und  darin  enthaltene 
oder  auch  eigene,  roh  (nach  Hufen,  Aussaat  u.  dgl,)  veranlagte 
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Grundsteuern  gehören,  besonders  in  frühen  Perioden  der  Volks- 
wirthschaft,  hierher,  fungiren  zugleich  als  Haus-  und  Hofsteuer  und 
damit  als  Familien-  und  Personalsteuer  oder  haben  eine  solche 
noch  neben  sich. 

Boi  noch  fast  ausschliesslich  agrarischer  Thätigkcit,  ungefährer  Uleichheit  der 
Landloose  oder  der  Quoten  derselben,  wie  sie  primitiveren  Anbauverhältuissen  und 
Besiedelungen  entspricht,  bei  wesentlich  gleicher  Technik  des  Betriebs  und  bei  fast 
fehlender  Verselbständigung  ron  Stolfverarbeitung  und  geringem  Handel  sind  solche 
Steuern  relativ  befriedigend  (§.  204). 

y)  Eine  Ausbildung  erfolgt  durch  Abstufung  der  be- 
treffenden Steuern  und  durch  Classcnbildung,  indem  man  sich 
an  Merkmale  hält,  aus  welchen  sich  die  Differenzirung  der 
Art  und  der  Grösse  des  Erwerbs  ergiebt.  Solche  Merkmale 
linden  sich  im  Stand,  Beruf,  in  der  Besitzart,  Besitzwerth 
und  Grösse  (so  beim  Grundbesitz),  wo  daun  implicite  auch  schon 
die  Art  des  Einkommens,  Arbeits-,  Renten-  und  gemischtes 
Einkommen,  unterschieden  wird. 

Eino  solche  Ausbildung  ist  geboten  und  tritt  denn  auch  meistens  ein  mit  der 
vermehrten  Arbeits-  und  Besitztlicilung,  der  Trennung  agrarischer  und  stofTvcredelnder 
Arbeit  zu  selbständigen  Berufen,  woraus  dann  in  Stadt  und  Land  auch  eine  locale 
Trennung  wird,  und  mit  der  Folge  dieser  Verhältnisse  filr  die  Vertheilung  des  National- 
einkommens, der  generischen  und  unantitativen  DiH'erenziruug  desselben  (§.  204).  So- 
lange das  bewegliche  Kapital  und  der  Crcditvorkchr  dabei  nicht  sehr  aus- 
gebildet sind,  bieten  sich  im  sichtbaren  oder  leicht  nachweisbaren  Vermögen  der 
Einzelnen,  — ihrem  Grund-  und  Hausbesitz,  Vieh,  Werkzeugen,  Vorräthen  an  Nahrungs- 
mitteln für  Mensch  und  Vieh,  Wohnungseinrichtung,  Geräth,  Kleidung,  Schmuck, 
baarern  Gelde  u.  s.  w.  — wohl  genügende  Anhaltspuncte  für  die  Aufstellung  allge- 
meiner Vcrrnög  enssteuern , welche  wesentlich  mit  als  Steuern  des  berufsmässigen 
Erwerbs  fungiren  können;  eventuell  auf  Grund  von  Selbstschätzungen  unter  Eid, 
welche  unter  diesen  Voraussetzungen  noch  leidlich  genau  sein  werden,  da  sie  nicht 
allzuschwcr  zu  controliren  sind,  ln  der  Bestimmung  des  Steuersatzes  als  Quote  vom 
Vermögen,  wobei  die  Art  und  hiermit  die  Iicntc  des  letzteren,  der  Stand  und  Beruf 
und  die  davon  mit  abhängige  gesammte  ökonomische  Lage  einer  Person  sich  ebenfalls 
berücksichtigen  lassen,  hat  man  dann  das  Mittel  einer  leidlich  ausreichenden  Ab- 
stufung der  Steuer. 

Honst  aber  bietet  die  Ausbildung  von  personalen  Classen - 
steuern,  unter  Combination  ökonomischer  und  socialer  Momente, 
das  erforderliche  Hilfsmittel. 

liier  werden  nach  dem  ökonomischen  Beruf,  nach  der  ungefähren  Durchschnitts- 
lage in  Bezug  auf  Einkommen  und  Vermögen,  nach  dem  socialen  und  politischen 
Stand  und  llang  der  einzusteuernden  Personen  Classen  der  letzteren  von  annähernd 
gleicher  Stcnerfähigkcit  gebildet,  mit  bestimmten  festen  steigenden,  aber  nicht  einmal 
immer  proportional  steigenden  Steuersätzen.  (Doch  kommen  hie  and  da  schon  früher 
Progressiv-,  bcz.  Degressivsten  vor.)  In  dieso  Classen  werden  dann  die  Einzelnen, 
namentlich  etwa  die  Selbstthätigon  oder  die  selbständigen  Personen  nach  den  betreibenden 
Anhaltspuncten  eingeschätzt. 

Unter  einfacheren  Erwerbsvorbältnissen , wie  sie  übrigens  in  dem  wichtigsten 
Beispiel,  der  preussischen  Classcnstcucr,  bereits  nicht  mehr  vorhanden  waren,  kann 
eine  solche  Steuer  selbst  in  unseren  heutigen  Verhältnissen  noch  für  einigermaasscu 
genügend  zur  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  gelten.  Sie  bildet  schon  einen 
Uebergang  in  die  folgende  Kategorie. 
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b)  Die  auf  dem  genannten  zweiten  Wege  der  Durchführung 
einer  Subjectbesteuerung  erlangte  Steuer,  die  nominelle  directe 
(Gesammt-)Ein  kommen  Steuer,  einerlei  zunächst,  welche  Mittel 
und  Wege  zur  Feststellung  dieses  Einkommens  ergriffen  werden, 
wird  offenbar  statt  jener  eben  besprochenen  roheren  Steuerformen, 
einschliesslich  selbst  die  zuletzt  characterisirtc  Classensteuer,  immer 
nothwendiger  unter  drei  Voraussetzungen:  wenn  einmal 
das  Nationaleinkommen  sich  mit  fortschreitender  Entwicklung  des 
privatwirthschaftlichen  Systems  immer  mehr  qualitativ  und  quantitativ 
diflferenzirt;  wenn  zweitens  der  öffentliche  Bedarf  und  besonders 
der  durch  diese  Steuer  zu  deckende  Theil  desselben  immer  mehr 
wächst,  so  dass  Ungleichheiten  der  Steuer  für  die  Einzelnen  empfind- 
licher werden;  und  wenn  drittens  die  volkswirtschaftlichen  und 
die  Gerechtigkeitsprincipien  mehr  erkannt  werden  und  im  Volks- 
bewusstsein, daher  bei  der  gesetzgebenden  Gewalt  mehr  zur  Geltung 
gelangen. 

Die  Stcucrgcsebichte , zumal  der  modernen  Zeit,  zeigt  auch,  wie  mit  dem  Ein- 
treten dieser  Voraussetzungen  das  Bedürfniss  nach  einer  förmlichen  Einkommen- 
steuer an  Stelle  der  früheren  Formen  herrortrat  (§.  200)-  Die  Anerkennung  der 
persönlichen  Freiheit  und  staatsbürgerlichen  Gleichheit  im  Volksbewusstsein  und  im 
liecht  der  „staatsbürgerlichen“  Periode  hat  zur  Conscquenz  die  Beseitigung  ron 
Stcuerprivilegien  und  dio  Anerkennung  gleicher  Stcuerpllicht  alles  Einzeleinkommens, 
aus  welcher  Erwerbsart  cs  auch  herrtthre,  wer  immer  es  auch  beziehe:  daraus  mussto 
sich  wiederum  die  Forderung  auch  der  förmlichen  Einkommensteuer  als 
einer  Hauptart  der  Besteuerung  berufsmässigen  Erwerbs  ergeben. 

Sobald  man  soweit  gelangt  ist,  tritt  dann  nothwendig  die  Frage 
nach  der  Ermittelung  dieses  Einzelcinkommcns  oder  nach  der 
Art  der  Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  zur  Einkommensteuer 
in  den  Vordergrund.  So  entstehen  nunmehr  die  beiden  erwähnten 
Arten  förmlicher  (Gesammt)  Einkommenbesteuerung. 

«)  Die  erste  Art  ist  an  sich  die  einfachste  und  nächstliegendc: 
man  schätzt  durch  Organe  der  Steuervcrwaltung  oder  durch 
andere  Verwaltungsbehörden  oder  durch  Commissionen  der  Be- 
steuerten selbst  das  Einkommen  eines  Jeden  unter  Aufsuchung 
von  Anbaltspuncten  für  die  Schätzung  oder  man  nöthigt  den 
Steuerpflichtigen  (direct  oder  indirect)  zu  einer  Selbstschätzung 
oder  Declaration  seines  Einkommens,  mit  dem  Recht  der 
Controle  für  die  Verwaltung  oder  für  Steuercommissionen. 

Zu  jener  amUichen  Schätzung  wie  zu  dieser  Controle  bedarf  cs  der  Anhalts- 
puncte  in  Thatsachen  und  Merkmalen,  wie  den  bei  dem  ersten  Verfahren  erwähnten; 
ferner  ergeben  sich  solche  unter  Umständen  auch  bereits  in  den  Grundlagen  bestehender 
anderer  Steuern,  wie  namentlich  der  Ertragssteuem.  Im  letzteren  Falle  nähert  sich 
diese  Art  der  Einkommensteuer  der  folgenden  etwas. 

Bei  der  unrermeidlichen  Unsicherheit  der  amtlicheu  Schätzung  und  bei  dem 
Mangel  an  sicheren  Thatsachen  zur  Controle  der  Declarationen,  ferner  bei  der  häufigen 
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Abneigung  vor  schärferen  sich  etwa  bietenden  Controlmitteln  und  Strafen  Seitens  der 
Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  selbst  führt  diese  erste  Art  der  Einkommensteuer  aber 
auch  heute  noch  wie  früher,  ja  wegen  der  viel  stärkeren  Individualisirung  der  Ein- 
kommenrerhältnisse,  der  schwierigen  Ermittelung  manchen  Einkommens,  so  desjenigen 
aus  dem  Handel , aus  manchen  Gewerben , vollends  ans  Leihzinsen , heute  mehr  als 
jemals  früher,  nur  zu  wenig  genügenden  Ergebnissen,  wenigstens  fürgrosse 
Länder  mit  sehr  verschiedenen  Wirthschafts - , Social-  und  Culturverhältnissen , zum 
Unterschied  von  einzelnen  Städten  und  kleineren  Ländern,  die  mitunter  ein 
günstigeres  Bild  zeigen.  Besonders  lehrreich  sind  die  neueren  Erfahrungen  mit  der 
Einkommen-  (incl.  preussisclte  Classen-)  Steuer  einmal  in  Preussen,  sodann  im 
K&nigreich  Sachsen,  in  Hamburg  und  anderen  deutschen  Staaten.  Dort  hat  man 
allerdings  zu  viel  Rücksicht  auf  die  Scheu  der  Steuerpflichtigen  genommen,  ihre  Ein- 
kommenverhältnisse darzulegen  oder  den  Einschätzungscommissionen  genügende 
Einblicke  zu  gewähren.  Mit  daher,  aber  nicht  allein  deshalb,  die  zu  niedrigen 
und  zu  ungleichen  Gesammt- Einschätzungen  in  Preussen.  verglichen  mit  Sachsen. 
S.  u.  A.  A.  Sfltbecr,  Umfang  und  Vertheilung  des  Volkseinkommens  in  Preusscu 
1872 — 78,  Leipzig  1879,  und  die  mehrfache  Fortsetzung  dieser  statistischen  Arbeiten, 
neuerdings  in  Conrad’s  Jahrbüchern.  SStbeer's  Schlüsse  in  Betreff  Preussens  sind 
aber  anfechtbar. 

ß)  Diese  Erf'ahruDg  legt  es,  neben  anderen  Umständen,  nahe,  bei 
der  Einkommensteuer  den  dritten  der  obigen  Wege  einzuschlagen: 
man  bildet  nemlicb  durch  ein  Summirungsver fahren  eine 
Einkommensteuer,  indem  man  möglichst  auf  die  einzelnen  unter- 
scheidbaren Ertragsquellen  des  Einkommens  zurückgreift,  deren 
wirkliche  Erträge  durch  ein  ins  Detail  gehendes  amtliches 
Schätzungs-  und  Berechnungsverfahren,  unter  etwaiger 
Zuhilfenahme  von  Selbstschätzungen  oder  Declarationen 
des  Steuerpflichtigen  ftlr  einzelne  Einkommenposten  oder  Ertrags- 
arten, zu  ermitteln  sucht  und  dann  eventuell  die  einzelnen  Posten 
addirt  oder  vom  Steuerpflichtigen  selbst  (mitunter  in  dessen  Inter- 
esse) addiren  lässt:  die  Einkommensteuer  als  ein  „System  der 
Ertragsbeste  ucrung“. 

So  in  England  allgemein  — über  diese  Auffassung  der  englischen  Ein- 
kommensteuer besonders  Vocke,  britische  Steuern  S.  352  und  in  meiner  Fin.  HI. 
§.  111  tf.  — und  theilweise  auch  in  den  continentalen  Einkommensteuern,  soweit 
sich  dabei  wenigstens  mit  auf  die  Daten  der  Ertragsbesteuerung  gestützt  wird. 
Letzteres  geschieht  namentlich  etwa  bei  den  landwirtschaftlichen  Berufen,  in- 
dem man  gewisse  Multipla  der  Grundstcuerschuldigkeit  des  Einkommensteuer- 
pflichtigen  als  des  letzteren  steuerpflichtiges  „Einkommen“  annimmt,  wenn  dieser  Beruf 
der  einzige  oder  hauptsächlichste  ist. 

Hier  erfolgt  daher  eine  nähere  Verbindung  der  Subject- 
besteuerung  mit  der  Objectbesteuerung. 

Gewisse  Mängel  dieser  beideu  Besteuerungsarten  lassen  sich  auf  diese  Weise 
beseitigen  odor  wenigstens  vermindern.  Aber  andere  dieser  Objectbesleuerung  inhärente 
Mängel  bleiben  bestehen  und  werden  durch  diese  Verbindung  nnn  auch  in  die  Sub- 
jeetbesteuorang  hinüber  getragen.  Was  die  Einkommensteuer  daher  durch  dies 
„ objectivere  “ Verfahren  zur  Feststellung  der  steuerpflichtigen  Einkommen  gewinnt, 
geht  ihr  leicht  auf  der  anderen  Seite  gerade  durch  die  Ausscheidung  des  „subjectiven" 
Moments  wieder  mehr  verloren.  Dies  ergiebt  sich  schon  aus  der  folgenden  vor- 
läufigen und  uothwendig  noch  ganz  allgemein  gehaltenen  Betrachtung  der  Object- 
besleuerung; genauer  noch  aus  der  Untersuchung  der  einzelnen  Ertragssteuern  in  der 
specielleu  Steuerlehre , wofür  hier  wieder  auf  Baud  111,  §.  111  ff.  Uber  die  englische 
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Einkommensteuer  und  auf  meine  Abhandlung  directe  Steuern  im  Schflnberg'scheu 
Handbuch  hinzuweisen  ist.  Vgl.  auch  Schäffle’s  bezügliche  Ideen. 

§.  217.  — 2.  Die  zweite  Hauptart  der  Besteuerung  des 
berufsmässigen  Erwerbs  im  Erwerbssteuersystem , die  eben 
genannte  Objectbesteuerung,  ist  die  Besteuerung  der  vom 
wirtschaftenden , bez.  Rechtssubject  losgelösten , verselbständigten 
Ertragsquellen,  aus  denen  jener  Erwerb  ganz  oder  in  Theilen 
fliessen  kann  und  regelmässig  auch  wirklich  fliesst.  Als  Besteuerung 
der  Ertragsquellen  führt  sie  passend  den  Namen  Ertragsbe- 
steuerung. 

a)  Die  ältere  Ertragsbesteuerung. 

Die  wichtigste  einzelne  bierhergehörige  Steuer,  die  Grund- 
steuer, vornemlich  von  dem  landwirtschaftlich  benutzten  Boden, 
ist  als  Hauptbestandteil  der  Vermögenssteuer  und  auch  als  be- 
sondere directe  Steuer  eine  der  ältesten  und  verbreitetsten  Steuern. 

Sie  stellte  sich,  wie  im  vorigen  Hauptabschnitt  schon  gezeigt  wurde  (§.  204). 
leicht  begreiflich  Überall  da  gern  ein.  wo  das  Volk  bereits  sesshaft  geworden  war  und 
regelmässigen  Ackerbau , auch  wesentlich  nach  demselben  Feld  - und  Wirthschafts- 
system , trieb,  sonst  aber  noch  wenig  weitere  Arbeitsteilung  bestand,  vielmehr  die 
grosse  Mehrzahl  nur  die  eigenen  landwirtschaftlichen  Products  verarbeitete  und 
grossentheils  selbst  verzehrte.  Roh  nach  den  schon  angegebenen  Merkmalen,  nach 
Hufen,  Pflügen,  Aussaat  u.  s.  w.  veranlagt  blieb  sie  dann  in  dor  alten  Gestalt  oder 
mit  leichten  Veränderungen  lange  bestehen,  nahm  mehr  oder  weniger  den  Character 
einer  Keallast  an  und  wurde  etwa  nur  mit  der  Weiterentwicklung  der  Volkswirtschaft, 
der  Entstehung  städtischer  Wohnsitze  und  Berufe  und  selbständiger  stolTreredclnder 
Gewerbe  durch  andere  ähnliche  Ertragssteuern,  wie  Haussteuern,  besonders  in  den 
Städten,  taxartige  Abgaben  in  bestimmten  Sätzen  von  einzelnen  Gewerben  ergänzt, 
Steuern,  welche  dann  ebenfalls  wieder  den  Character  von  Object-  und  Ertragsquellen- 
steuem  an  sich  trugen,  das  Haus,  den  Hof,  den  Platz,  den  einzelnen  Gewerbebetrieb 
als  solchen,  ganz  ohne  jede  oder  doch  ohne  nähere  Rücksicht  auf  den  wirklichen 
individuellen  Ertrag  und  auf  die  innchabondc  und  wirtschaftende  Person  belasteten. 

Die  Besteuerung  verwandter  Drproductions-Quellen,  des  Waldes,  der  Fischerei- 
gründe,  soweit  der  Wald  nicht  mehr  Gemeinbesitz  war,  war  mit  der  ursprünglichen 
agrarischen  Grundsteuer  gleich  verbundeu  oder  trat  auch  wohl  noch  besonders  hinzu. 
Die  Besteuerung  der  Bergwerke  konnte  zwar  ebenfalls  aus  der  Grundsteuer  hervor- 
geben, hat  sich  aber  wohl  meistens  selbständig  in  Verbindung  mit  dem  Bergrecht, 
besonders  mit  dem  Bergregal  entwickelt. 

Die  Besteuerung  der  Handelsgewerbc  ging  aus  einer  Ausdehnung  der  Ge- 
werbetaxen hervor,  wenn  der  Handel  sich  von  der  Gewerksarbeit  trennte. 

Dio  Schank-,  Gast-  und  ähnliche  Gewerbe  für  persönliche  Dienst- 
leistungen (Barbiere  u.  dgl.)  wurden  mit  ihrer  Verselbständigung  ebenfalls  gewerbe- 
steuerartigen Taxen  unterworfen,  auch  wohl  schon  früh  und  häutig,  besondere  dio 
ersten . apart  mit  Steuern  belegt , welche  als  Gegenleistung  für  die  Concession  zum 
Betrieb,  für  Privilegien  und  Gerechtsame  etwas  Gebührenartiges  und  Regalartiges  an 
sich  haben,  wie  z.  B.  speciell  die  „Krug"-,  die  Scbaukgercchtigkeits-,  die  Müblen- 
besteueruug,  oder  auch  wohl  Keime  indirecter  Verbrauchsbesteuerung  enthalten. 

Solche  Ertragssteuern  linden  sich  in  den  älteren  und  mittleren 
Wirtbscbaftsperioden  der  Völker  überall  mit  hervorstechendem 
Character  der  Objectsteuer,  dem  nur  die  Ansprüche  der  in  Besitz 
solcher  Objecte  gelangenden  privilegirteu  Stände  auf  Steuerfreiheit, 
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die  ähnlichen  Ansprüche  der  Forensen  entgegentreten,  aber  doch 
öfters  weichen  müssen.  Bei  der  Einrichtung  der  Steuern  werden 
dann  meist  nur  etwa  rohe  Classenstufen  nach  der  ungefähren 
Grösse  und  Ertragsfähigkeit  des  Bodens,  des  Gewerbes  unterschieden, 
jenem  Objectsteuercbaracter  gemäss,  unter  Vernachlässigung  der 
subjectiven  Momente,  welche  vom  leitenden  Rechts-  und  Wirth- 
schaftssubject  ausgehend  den  wirklichen  Ertrag  der  Quelle 
qualitativ  und  quantitativ  doch  immer  mehr  oder  weniger  stark 
beeinflussen. 

Nicht  selten  stehen  die  »lten  Grund-,  Hans-  und  einzelne  Gewerbesteuern  in 
Verbindung  mit  ähnlichen  grundherrlichen  Abgaben,  die  einen  traten  zn  den 
anderen  hinzu,  vermischten  sich  auch  wohl  später,  so  dass  im  Einzelnen  der  Ursprung 
nicht  immer  nachzuweisen  ist.  Nur  im  Princip,  nicht  immer  im  concreten  Fall  blieb 
die  stcuerartigc  Abgabe  veränderlich  nach  einfacher  Anordnung  der  Staatsgewalt 
neben  der  nnveränderlichen  grundherrlichen  Abgabe,  so  dass  dies  Moment  kein 
unbedingt  sicheres  Kriterion  ist.  Auch  andere  rein  privatrechtliche  Lasten,  wie  Zinsen 
und  Gülten  aus  Creditgeschäften  (Rentenkauf),  gebührenartige  Abgaben,  wie  Gerichts- 
und Vogtcigelder,  kommen  neben  den  genannten  Stuuern  und  grundherrlichen  Abgaben 
bei  Hof,  Haus  und  Grund  vor  und  bilden  mit  ihnen  eine  oft  sehr  alte  und  nicht 
selten  ziemlich  hohe  Gcsammtbelastung  des  Grundbesitzes,  welche  trotz  ihres  ver- 
schiedenen geschichtlichen  Ursprungs  späteren  Geschlechtern  als  „Besteuerung“  dieses 
Besitzes  erschien  und  in  die  moderne  Besteuerung  mit  überging,  selbst  bei  Steuer- 
reformen. 

§.  218.  — b)  Die  neuere  „rationell“  reformirte  und 
aus  gebildete  Ertragsbesteucrung. 

Die  Fortentwicklung  der  alten  Ertragsbesteuerung  in  den  Cultur- 
staaten  war  dann  wieder  die  Folge  der  Entwicklung  der  Volks- 
wirtschaft und  der  Erkcnntniss  der  richtigen  Besteucrungsgrund- 
sätze.  Sie  ist  daher  überall  ziemlich  gleichmässig  in  der  Periode 
des  aufgeklärten  Absolutismus  begonnen  und  in  der  staatsbürger- 
lichen Periode  durebgetührt  worden. 

Dies  geschah  in  doppelter  Richtung.  Einmal  suchte  man 
die  geschichtlich  überkommene  Ertragsbcstcuerung  gleich  massiger 
zu  machen,  selbst  wenn  es  sich  nicht  um  Erhöhung  des  Gesammt- 
ertrags  der  Steuern  handelte,  vollends  wenn,  wie  gewöhnlich,  diese 
Notwendigkeit  vorlag;  sodann  dehnte  man  jene  Besteuerung 
systematisch  aus  und  e r gä  n z t e sie  durch  Steuern  auf  einzelne 
bisher  nicht  oder  nicht  genügend  besteuerte  Erträge  anderer  Er- 
tragsquellen. 

«)  Gerade  die  öfters  absolute  und  stets  relativ  sehr  grosse 
Stabilität  der  älteren  Ertragssteuern  musste  eine  grosse  Un- 
gleichheit der  letzteren  mit  der  Zeit  herbeiführen,  sowohl  zwischen 
den  einzelnen  Steuerkategorieen,  der  Grund-,  Haus-,  Gewerbesteuer 
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u.  s.  w.,  wie  zwischen  den  Steuern  der  einzelnen  Stcucrobjcctc 
einer  Kategorie. 

Vorkommende,  in  gleichen  oder  in  willkürlich  gegriffenen  Quoten  erfolgende 
Erhöhungen  der  Steuern  mussten  diese  Ungleichheit  noch  steigern  und  noch  druckender 
machen.  Mit  dem  Niedergang  des  ständischen  Patrimonialstaats.  mit  dem  Zurttcktreten 
der  ihm  zu  Grunde  liegenden  Idee  von  der  Berechtigung  der  scharfen  ständischen 
Gliederung  der  Bevölkerung,  mit  der  gleichzeitigen  Steigerung  des  Stcuorbcdarfs 
mussten  jene  Ungleichheiten  immer  unerträglicher  werden.  Die  verschiedene  Ent- 
wicklung des  Verkehrs,  der  Technik,  die  Betriebsänderungen  in  der  Landwirtschaft 
wirkten  in  derselben  Kichtung. 

So  musste  die  der  ständischen  Macht  sich  entringende  Staats- 
gewalt in  ihrem  eigenen  und  des  Staats  wie  im  Interesse  der  Be- 
völkerung auf  eine  grössere  Gleichmässigkeit  der  Ertrags- 
besteuerung  hinzielen,  wie  es  besonders  im  vorigen  Jahrhundert 
hervortritt  und  unvermeidlich  war,  wenn  man  überhaupt  den  steigen- 
den Bedarf  decken  wollte.  In  der  sich  anschliessenden  modernen 
staatsbürgerlichen  Periode  wirkten  nicht  nur  dieselben  Umstände 
in  verstärktem  Maasse  weiter,  es  machten  sich  nun  auch  die  neuen 
politischen  und  volkswirtschaftlichen  Ideen  über  richtige  Stcucr- 
vertheilung  geltend. 

Daraus  entstand  jene  Bewegung,  welche  namentlich  in  der 
ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  und  darüber  hinaus  auf  eine 
„Reform  der  alten  Ertragssteuern“  mittelst  „rationeller“ 
Katastersysteme  für  die  Grund-,  Hans-  und  Gewerbesteuer 
abzielte  und  wenigstens  bei  letzterer,  nach  der  ökonomischen  Natur 
des  Gewerbebetriebs  sehr  begreiflich,  selbst  die  mehr  indi- 
viduellen, subjectiven,  die  Höhe  des  wirklichen  Ertrags 
(nicht  nur  die  „obj ective“  Ertragsfähigkeit)  bedingenden 
Momente  mit  zu  berücksichtigen  suchte. 

Das  Resultat  war  die  Bildung  des  modernen  Ertrags-  und 
namentlich  Realstenersystems,  das  aus  drei  grossen  Gliedern, 
der  „rationellen“  Grund-,  Haus-  und  Gewerbesteuer  besteht, 
wobei  die  letztere  indessen  den  reinen  R c a 1 steuercharactcr  nicht 
ganz  bewahrte. 

Das  System  wurde  besonders  in  Frankreich,  Deutschland,  Oesterreich  entwickelt, 
als  Grundlage  und  Hauptthcil  der  dirccten  Btaatsbesteuerung  und  begegnet 
uns  ähnlich  auch  in  andoren  continentalcn  Staaten,  besonders  in  Folge  des  directeu 
und  indirecten  Einflusses  der  französischen  Gesetzgebung.  I)a  die  Cominunal- 
besteuerung  seit  Alters  ebenfalls  vorneinlich  an  diese  Steuern  sich  anlehnte,  so  wurde 
das  Bedürfniss  nach  einer  grösseren  Gleichmässigkeit  der  Ertragssteuern  nur  noch 
dringender. 

ß)  Anderseits  drängte  die  volkswirtschaftliche  und  sociale 
Entwicklung  auf  eine  systematische  Ausdehnung  und  Er- 
gänzung der  alten  und  auch  der  rationell  reformirteu  Ertrags- 
besteucrung  hin. 
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Die  vermehrte  Arbeite-  nod  Besitztheilung,  die  schärfere  qualitative  und  quan- 
titative DifTcrenzirung  des  Nationaleinkommens  bei  der  Trennung  von  Stadt  und  Land, 
Urproduction  und  Gewerk,  materiellen  und  liberalen  Berufen,  Kapital  und  Arbeit, 
Hand  in  Hand  biormit  die  Entwicklung  des  Creditverkehrs  — das  Alles  bewirkte, 
dass  auch  die  alten  und  selbst  die  rcformirtcn  neueren  Grund-,  Haus-  und  Gewerbe- 
steuern Uborbaupt  nicht  mehr  ein  ausreichendes  Ertragssteuersystem  bildeten. 

So  musste  sich  eine  zweite  grosse  Reformbewegung  auf 
diesem  Gebiete  entwickeln : eine  systematische  Ausdehnung 
und  Ergänzung  jener  drei  typischen  Hauptsteuern  und  zwar 
wieder  in  doppelter  Weise,  entsprechend  den  obwaltenden  Ver- 
hältnissen, wie  dies  die  Steuergeschichte  abermals  ziemlich  gleich- 
massig  in  verschiedenen  Culturländern  Europas  zeigt:  die  älteren 
Hauptsteuern  werden  nemlich  für  gewisse  Erträge,  welche 
sie  zwar  im  Princip  bereits  mit  belasten,  aber  für  die  sie  in  ihrer 
allgemeinen  Form  nicht  mehr  recht  passen,  special isirt  und 
neue  Ertragssteuern  treten  für  gewisse  andere  Erträge,  bez.  Er- 
tragsquellen, welche  bisher  von  den  alten  Steuern  nicht  getroffen 
wurden,  hinzu. 

Die  erste  Entwicklung  ist  eigentlich  nur  eine  Fortsetzung 
einer  älteren,  welche  aus  der  ursprünglich  allgemeinen  alleinigen 
Grundsteuer  zu  besonderen  Haus-  und  Gewerbesteuern  geführt 
hatte. 

Die  völlige  Trennung  der  Grund-  und  Haussteuer  ist  selbst  in  unseren  Staaten 
noch  nicht  überall  oder  erst  jungst  vollzogen  worden.  Sie  ist  eine  richtige  Conscquenz 
der  specitischen  DiH'erenzirung  der  Grundstücke  nach  Zwecken  der  Benutzung  (agra- 
rische und  Bauplatz-Bcuutzung).  weshalb  namentlich  in  den  Städten  besondere  Haus- 
steuern. Dasselbe  Princip  der  DifTcrenzirung  der  Besteuerung  nach  derjenigen  der 
Bodenbenutzungsarten  zeigt  sich  in  der  Beschränkung  der  eigentlichen  Grundsteuer 
auf  den  landwirtschaftlich  benutzten  oder  so  benutzbaren  und  nur  aus  NebengrUnden 
nicht  wirklich  so  benutzten  Boden  und.  — das  Correlat  hierzu  — in  der  Ausbildung 
apa  rte  r Grundsteuernormen  für  den  Wald,  bisweilen  sogar  ganz  selbständiger  Wald - 
steuern,  ferner  in  der  Entwicklung  der  Bergwerksteuorn,  und  — der  neueste  Fall  — 
der  Eiseubahnsteucrn,  für  den  Ertrag  der  Eisenbahn,  neben  denen  freilich  noch 
Grundsteuern  für  den  Boden  der  Bergwerke  an  der  Oberfläche  und  für  die  Grund- 
stücke der  Bahn  Vorkommen  können.  Bei  den  Haussteucm  besteht  die  analoge  Ent- 
wicklung in  der  Verschiedenheit  der  Stcuernorme.n , nach  der  Lage  (Grösse  der 
Orte),  der  Beschaffenheit  nnd  dem  Zweck  der  Gebäude,  wo  sieb  dann  auch 
wohl  förmlich  verschiedene  selbständige  Haussteuern  ausbildcn  (Hauszinssteuer.  Haus- 
c. I as se nstener,  Oesterreich;  ähnlich,  aber  im  Kähmen  einer  Steuer,  in  Preusscn). 
Aehnlich  in  der  Gewerbesteuer  eine  immer  grössere  Specialisirung  nach  Arten. 
Technik,  Umfang,  Standort  der  Gewcrbo  und  die  Ausbildung  aparter  Gewerbesteuern 
für  gewisse  Gewerbe,  ron  denen  auch  hierher  der  Eisenbahnbetrieb.  Bergwerksbetrieb, 
sodann  das  GcseUschaftswcsen  ..mit  ölientlicher  Kechnungelcgung“,  speciell  das  Aetien- 
gesellschaftswcscn  mit  ihren  vorkommenden  Sondersteuern  zu  rechnen  sind. 

Die  zweite  Entwicklung  des  Ertragssteuersystems,  die  Ent- 
stehung eigener  neuer  Steuern  für  bisher  nicht  besteuerte 
Erträge  oder  Ertragsquellen,  tritt  deutlich  erst  in  der  neueren  und 
neuesten  Zeit  der  modernen  (Kulturvölker  hervor,  was  sich  wieder 
auch  aus  den  Social-  und  Wirthschaftsverhültnissen  leicht  erklären 
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lässt.  Von  Nebensächlichem  abgesehen  sind  es  vornernlich  drei 
neue  directe  Ertragssteuern,  mit  denen  man  es  hier  zu  thun  hat: 
die  Steuer  auf  den  Ertrag  der  Arbeit  der  liberalen  Berufe,  so- 
wohl der  selbständig  als  der  in  einem  Dienstverhältnis« 
ausgeübten  (im  letzteren  Falle:  Besoldungssteuer  des  „Beamten“, 
besonders  des  „öffentlichen“  Staats-,  Gemeindebeamten  u.  s.  w.); 
die  Steuer  auf  den  Ertrag  der  gemeinen  Handarbeit  und  der 
sonstigen  niederen  Arbeit  (materielle,  „illiberale“  Arbeit  aller 
Art,  Gesindearbeit)  oder  die  directe  Lohnsteuer;  endlich  die 
Leihzins-  (Kapitalrenten-,  „Kapital“-)  Steuer  auf  den 
Ertrag  des  verliehenen  umlaufenden , besonders  des  G e 1 d - 
kapitals. 

Die  beiden  ersten  Steuern  auf  den  Ertrag  dor  „Arbeit“  bilden  das 
Personalsteuer- Element  des  modernen  Ertragssteuersystems  neben  dem  Kealstouer- 
Element,  der  Grund-  und  Haussteuer.  Sie  fuhren  leicht  in  die  fSrmliche  Subject- 
besteuerung,  die  Einkommensteuer  hinüber,  da  die  Lostrennung  des  Ertrags  der 
„blossen  Ertragsquelle“,  hier  der  „Arbeit  als  solcher“  vom  arbeitenden  Subject  natür- 
lich noch  misslicher  ist  und  noch  unsicherere  Fictionen  bedingt,  als  dies  Verfahren 
bei  den  anderen  Ertragssteuern,  wo  Ertragsquelle  und  wirtschaftende  Person  immer- 
hin nicht  so  eng  verbunden  sind.  Daraus  erklärt  es  sich  auch,  dass  mitunter  auch 
jetzt  noch  in  Ländern  mit  einem  sonst  entwickelten  Ertragssteuersystem  die  Besteuerung 
des  Arbeitsertrags  nicht  durch  besondere  Ertragssteuern , sondern  nur  mit  durch  die 
allgemeine  directe  Personalstcuer,  die  Einkommensteuer  (bcz.  Classensteucr)  erfolgt. 
Die  selbständig  zu  Erwerbszwecken  ausgettbten  liberalen  Berufe  (Arzt,  Advocat, 
Privatlehrer,  Schriftsteller,  Künstler,  Techniker  u.  s.  w.)  stehen  im  Uebrigen  Ökonomisch 
den  gewöhnlichen  Gewerben  näher  und  können  daher  auch  wohl  durch  eine  Aus- 
dehnung der  Gewerbesteuer  auf  sie  mit  besteuert  werden,  wie  es  vorkommt  (Frankreich). 
Die  Besoldungen  u.  s.  w.  liberaler  Berufs,,diener“  sind  ökonomisch  eine  Art  Dienst- 
lohn, nur  durch  Dauer,  Sicherheit,  Zahlungstermin,  Höhe,  Verbindung  mit  Pensions- 
wesen vom  gewöhnlichen  Arbeitslohn  unterschieden.  Sie  können  mit  diesem  durch 
eine  gemeinsame  „Lohnsteuer"  oder  „ Arbeitssteuor“  (dann  etwa  mit  zwei 
Gliedern,  für  „Gehalt“  und  „Lohn“  i.  e.  S.)  getroffen  werden. 

Die  dritte,  die  Leihzinssteuer,  reiht  sich  der  Grund-  und  Haussteuer  am 
Nächsten  an,  soweit  auch  diese  den  Ertrag  von  Kenten  „aus  Besitz“  treffen.  Wie 
beide  genannte  und  die  Gewerbesteuer,  aber  in  noch  höherem  Maasse  als  diese,  selbst 
als  die  ihr  am  Meisten  ähnliche  Hausstcucr.  kann  sie,  weil  bei  dem  Leihzins- Ertrag 
der  Einfluss  des  subjectiven  Moments,  des  Wirthschaftssubjects  noch  geringer  ist  als 
bei  einer  der  anderen  Ertragsarten,  auch  in  der  Form  einer  Besitzstcuer,  z.  B.  einer 
Vermögenssteuer  nach  dem  Kapitalwerth  des  verliehenen  Betrags  erhoben  werden,  wie 
denn  schon  die  älteren  städtischen,  territorialen  und  staatlichen  allgemeinen  Ver- 
mögenssteuern sich  im  Princip  häufig  und  practisch  mit  Nachdruck  auf  die  Quellen 
der  Leihzinserträge  und  verwandter  Einnahmen  mit  bezogen  haben.  Als  eigene  Er- 
tragssteucr  ist  die  besondere  Leihzinssteucr  so  ziemlich  das  geschichtlich  späteste 
Glied  des  neueren  rationellen  Eriragsstcuersystems  (Sttddeutschland , Oesterreich,  nur 
thcilweisc  Frankreich)  und  fehlt  noch  heute  vielfach,  indem  der  Leihzinsertrag  ent- 
weder als  eine  Art  „Personalcinkommen“  nur  der  allgemeinen  Einkommensteuer 
(Preussen . England)  unterworfen  und  sonst  nur  etwa  nebenbei  mit  durch  gewisse 
Verkehrssteuern,  Stempel-  und  Registerabgaben  besteuert  wird.  Diese  unzulängliche 
Besteuerung  der  Leihzinsen  steht  ausser  mit  den  gleich  zu  erwähnenden  historischen 
Gründen  wohl  wesentlich  mit  den  grossen  stcuertcchnisclicn  Schwierigkeiten,  das  Vor- 
handensein und  die  Höhe  des  Ertrags  verliehener  Kapitalien  richtig  zu  Besteuerungs- 
zwecken zu  ermitteln,  sowie  mit  Befürchtungen  der  Ueberwälzung  der  besonderen 
Leihzinssteuer  vom  Gläubiger  und  Zinsbezieher  auf  den  Schuldner  und  Zinszahler  in 
Zusammenhang. 
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Das  laoge  Fehlen  dieser  wie  der  beiden  anderen  neuen  Er- 
tragsteuern erklärt  sich  im  Uebrigen  geschichtlich  einfach  aus  den 
früheren  Verhältnissen  der  Volkswirtschaft  und  der  Rechtsordnung, 
speciell  der  älteren  Personalstands-  und  politischen  Standesordnung. 

Die  liberalen  Berufe  wurden  noch  wenig  zu  Erwerbszwecken  und  über- 
wiegend von  Angehörigen  der  privilegirten , ohnehin  steuerfreien  Ständo  sowie  als 
Ehrcunmtsdicnst  ausgeübt.  Das  Beamtcnthum  war  riel  geringer  entwickelt  und  für 
sein  Dienstcinkommen  dann  meist  — schon  in  den  letzten  Jahrhunderten  aber  nicht 
immer  und  nicht  überall  — steuerfrei.  Erst  die  moderne  Auffassung  der  Allgemein- 
heit der  Steuer  führte  zu  dem  grundsätzlichen  Verlangen,  dass  auch  der  Ertrag  der 
Arbeit  in  solchen  Berufen  zu  besteuern  sei.  Die  Idee  der  allgemeinen  Einkommen- 
steuer, eine  Folge  dieser  Auffassung,  wirkte  in  derselben  Uichtung.  Wo  aber  eine 
solche  Einkommensteuer  fehlte,  war  es  nur  consequent,  wenigstens  eine  neue  Ertrags- 
Steuer  gcrado  für  den  Ertrag  dieser  Arbeit  cinzufulircn  oder  eine  der  alten  Ertrags- 
Steuern  entsprechend  auszudehnen,  z.  B.  dio  Gewerbesteuer  zu  einer  umfassenderen 
..Erwerbssteuer“  zu  machen.  Die  practischc  Notbwendigkeit  einer  Besteuerung  des 
Ertrags  liberaler  Arbeit  aber  wuchs  mit  der  allgemeinen  Steigerung  des  Steuerbedarfs 
und  der  grösseren  Anzahl  und  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Angehörigen  dieser 
Berufe,  wodurch  ein  grösserer  Theil  des  Volkseinkommens  dieser  Classe  zufiel. 

Die  untere  arbeitende  Classe  hat  in  den  häufigen  Kopf-  und  ähnlichen 
Steuern,  in  Anhängseln  an  Pcrsonalabgabcn  zu  der  allgemeineren  städtischen  und 
staatlichen  directen  Besteuerung  (Vermögens-.  Einkommen-,  Standessteuern,  Oontri- 
butionen)  schon  früher  öfters  für  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  mit  gesteuert  Im  Zustand 
der  Unfreiheit  oder  ähnlicher  Abhängigkeit  zahlte  der  Herr  für  sie.  Mit  dem  Wegfall 
allgemeiner  Kopfsteuern  und  mit  der  Reform  der  allgemeinen  directen  Hauptbcstoucr- 
ung  einerseits,  anderseits  mit  der  Entwicklung  des  freien  Dienstknechts-  und  Tag- 
löhucrwesens  auf  dem  Lande,  des  Handwerksgcscllenthums.  Taglöhner-  und  Dienst- 
botenwesens und  vollends  des  gewerblichen  Grossbetriebs  in  den  Städten  trat  dann 
erst  die  Nothwcndigkeit  einer  besonderen  Besteuerung  dieser  Classcn  mehr  hervor. 
Die  indirecten  Verbrauchssteuern  haben  zur  Besteuerung  dieser  Classcn  mit  gedient, 
auch  bewusstermaassen , zuerst  in  den  Städten,  später  auch  in  den  Territorien  und 
Staaten.  Nach  der  völligen  politischen  Emancipation  des  Arbeiterstands  war  es  dann 
unter  dem  Einfluss  der  Idee  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit  wieder  nur  consequent, 
jetzt  auch  den  Ertrag  der  gewöhnlichen  Handarbeit  direct  zu  besteuern , wiederum 
entweder  mit  durch  dio  allgemeine  Einkommensteuer  (Classcnstcuer)  oder  durch  eine 
besondere  neue  Arbeitssteucr,  bcz.  mittelst  einer  Ausdehnung  der  Gewerbe-  oder  Er- 
werbsstcuer.  In  den  deutschen  Ländern  mit  stärker  entwickeltem  directen  und  Ertrags- 
steuersystem und  schwächer  gebliebenem  Verbrauchssteuerwesen  ist  man  auch  so 
vorgegangen.  Im  Ausland  fehlt  es  nicht  au  Analogiecn,  doch  hat  man  hier  meist  die 
directe  Besteuerung  dieser  Classcn  beschränkt  und  beschränken,  selbst  unterlassen 
können,  weil  die  ausgedehntere  Vcrbrauchsbestcuerung,  auch  im  Octroi  der  Städte, 
schon  die  erforderlichen  Mittel  lieferte  und  principiell  wie  practisch  als  Mitbcsteuerung 
dieser  Classen  fungirto. 

Der  Ertrag  verliehener  Goldkapitalien  ist,  wie  gosagt,  schon  früher, 
wohl  durch  allgemeine  Vermögenssteuern  u.  dgl.  m.  grundsätzlich  mit  besteuert 
worden.  Eine  besondere  Ertragsbesteuerung  dafür  war  vor  der  erheblicheren 
Entwicklung  des  Creditwescns  kein  so  grosses  Bcdurfniss  und  bot  immer  stcucrtechnisch 
besondere  Schwierigkeiten.  Als  in  der  Neuzeit  aber  überhaupt  das  Ertragsstcuersystcm 
rationell  ausgebildet  wurde,  war  cs  nur  consequent,  einen  so  eminent  steuerfähigen 
Ertrag  wie  den  Zinsertrag  auch  besonders  zu  besteuern.  Obwohl  nun  Rücksichten 
auf  „Schonung  des  Kapitals“,  Befürchtungen,  „das  Kapital  nicht  durch  Steuern  aus 
dem  Laude  zu  treiben",  hie  und  da  auch  die  Idee,  dass  dieser  Zinsertrag  durch 
Ueberwälzung  anderer  F.rtragssteuern  auf  ihn  wenigstens  in  einom  alten  Ertragssteuer- 
system von  Grund-,  Haus-  und  Gewerbesteuern  schon  reell  mit  besteuert  soiu  könnto,  — 
s.  über  dies  Alles  Hclferich  in  dem  Aufsatz  Uber  die  Einführung  einer  Kapital- 
rentenstener  in  Baden,  Tübinger  Zeitschrift  1846  — vor  Allem  aber  die  handgreifliche 
steucrtechnisrho  Schwierigkeit,  gerade  diesen  Ertrag  richtig  zu  erfassen,  und  die  er- 
wähnte Befürchtung  der  Ueberwälzung  der  Steuer  auf  den  Schuldner  ein  zaghaftes 
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Vorgehen  erklärlich  machen,  so  hat  man  sich  doch  mit  liecht  mehrfach  (so  in  süd- 
deutschen Staaten,  in  Oesterreich)  entschlossen,  eine  besondere  „Kapital"-  oder 
„Kapitalrentenstener"  dafnr  einzufllhren.  Erst  dadurch  ist  die  uothwendige 
Vervollständigung  des  Ertragssteuersystems  erfolgt  und  wenigstens  im  Priucip 
das  „mobile  Kapital"  (abgesehen  vom  Stouerfuss)  ebenso  gestellt  worden,  als  das 
läugst  besteuerte  „immobile“,  Grund  und  Boden  und  Gebäude.  Die  einfache  Unter- 
stellung des  Zinsertrags  unter  die  allgemeine  Einkommensteuer  (Preussen)  reicht  zur 
Herbeiführung  dieser  Gleichstellung  nicht  aus,  wenn  das  Einkommen  aus  Grund,  Ge- 
bäuden und  Gewerben  doppelt,  durch  dio  Ertragsbesteuerung  und  die  Einkommensteuer, 
getroffen  wird,  zumal  wenn  die  Einkommensteuer  so  mangelhaft  veranlagt  ist  und  die 
Verwaltung  keine  wirksamen  Mittel  zur  Feststellung  des  Ob  und  Wie  viel  des  Zins- 
bezugs des  Steuerpflichtigen  hat,  wie  abermals  in  Preussen.  Für  die  Bildung  des 
ganzen  Steuersystems  ist  nur  von  der  unbestreitbaren  Thatsache  Act  zu  nehmon,  dass 
der  Leihzinsertrag  auch  durch  die  rationellste  dirccte  Ertrags-  und  Einkommensteuer 
regelmässig  nur  viel  unsicherer  nnd  wohl  fast  immer  uu  vollständiger  gctrolfen 
wird,  als  der  durch  andero  Ertrags-  und  durch  die  Einkommensteuer  besteuerte  sonstige 
berufsmässige  Erwerb.  Daraus  folgt,  dass  cs  sich  gerade  jenem  Ertrag  gegenüber 
darum  handelt,  ihn  noch  durch  ganz  audere  Steuerarten,  als  etwa  bloss  diu 
Vcrbrauchsbcsteucrung,  zur  geuUgcnden  Besteuerung  hcranzuzichcu.  Dazu  dienen 
namentlich  die  Verkohrssteucrn.  Es  liegt  liier  eine  Aehnlichkeit  mit  dem  Erwerb 
durch  einzelne  Acte  und  durch  Anfall  vor,  die  schon  hier  hervorgehoben  werden  mag. 

C.  — §.219.  Die  moderne  „directc“  Besteuerung  des 
berufsmässigen  Erwerbs  in  ihrer  gegenwärtigen  con- 
creten  Ausgestaltung  in  den  einzelnen  Ländern. 

Die  eigentliche  nähere  Darstellung  der  coucreten  Gestaltung  der  besprochenen 
Besteuerung  in  den  einzelnen  Ländern  in  der  Gegenwart  hat  nach  der  von  uns  inne- 
gehaltcncu  Scheidung  zwischen  „allgemeiner“  und  „spccicllcr“  Steucrlchre  ebenso 
wenig  als  die  Behandlung  der  concretcn  älteren  Steuergeschichte  an  diesem  Orte 
zu  erfolgen.  Es  handelt  sich  in  der  Praxis  hier  vornemlich  um  dio  in  dieser  und  in 
der  Theorie  — nach  den  beiden  bezüglichen  Begrilfen  der  §.  97  und  98  — soge- 
nannte „directe“  Besteuerung.  Wie  sich  dieselbe  in  der  alton  Welt,  daun  im 
Mittelalter  und  bis  zum  Schluss  des  europäischen  „ancicu  regimo“  in  wichtigeren 
Ländern  entwickelt  und  gestaltet  hat,  ist  in  dem  ersten  steucrgeschichtlichen  Kapitel 
des  dritten  Bands  dieses  Werks  dargestellt  worden,  für  dio  neuere  Zeit  namentlich  an 
den  Beispielen  von  Baiern , Oesterreich.  Preussen,  Frankreich  und  England.  Daselbst 
linden  sich  die  Belege  für  die  voranstehende  Darstellung  der  „allgemeinen"  Ent- 
wicklung. 

Die  Einwirkung  der  französischen  Kriegszeit  auf  Finanzen  und 
Steuern,  die  veränderten  politischen  Verhältnisse  und  Rechtsau- 
schauungen,  die  neuen  volkswirtschaftlichen  Theoricen  über  Be- 
steuerung, die  Veränderungen  in  den  wirtschaftlichen  Interessen- 
gruppen, im  Wirtschaft-,  besonders  im  Gewerberecht  und  in  der 
Betriebstechnik,  die  von  der  modernen  Staatsidee  und  von  wichtigen 
practischen  Interessen  geforderten  Unificationen  der  Staatsbesteuerung 
im  ganzen  Gebiete,  und  gerade  vor  Allem  der  directen,  nnd  manches 
Andere  mehr  (Fin.  III,  §.  97 — 105)  haben  dann  im  19.  Jahrhundert, 
besonders  zum  Behuf  der  Neuordnung  der  Finanzen  nach  der  mit 
1815  abgeschlossenen  Kriegsperiode,  zu  jenen  Reformen  geführt, 
wie  sie  im  Vorausgehenden  nach  ihren  hier  in  die  allgemeine 
Steuerlehre  allein  gehörigen  principi eilen  Momenten  und  Grund- 
zügen  geschildert  worden  sind.  Bei  mancherlei  Verschiedenheiten 
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im  Einzelnen  ist  die  Gesammtentwieklung  doch  eine  in  der  Haupt- 
sache übereinstimmende  gewesen,  weil  sie  eben  von  gleichen  Ein- 
flüssen beherrscht  wurde  und  auf  dem  Boden  sehr  ähnlicher  wirth- 
schaftiicher,  technischer  und  rechtlicher  Verhältnisse  sich  vollzogen 
hat.  Nur  England  steht,  wie  gewöhnlich  mehr  abweichend,  auch 
die  Schweiz  und  anderseits  Osteuropa,  besonders  Russl au d. 
Aber  Mittel-  und  Westeuropa,  Frankreich,  Deutschland, 
Oesterreich  und  ihre  Nachbarn,  Italien  zeigen  doch  grosse 
Uebcreinstimmnng.  Nur  ist  die  Entwicklung,  unter  dem  Einfluss 
concreter  geschichtlicher  und  Landesverhältnisse  auch  in  diesen 
Ländern  nicht  überall  ganz  zu  derselben  Zeit  eingetreten.  Nach 
einiger  Rübe  erfolgte  seit  den  40er  Jahren,  dann  in  jüngster  Zeit 
eine  Fortentwicklung  in  der  vorhin  geschilderten  Richtung.  Die 
französische  Praxis  ist  mehrfach  Vorbild  gewesen.  Russland  lenkt 
erst  in  neuester  Zeit  mehr  in  die  westeuropäischen  Bahnen  der 
Ertragsbestenerung  ein.  Endlich  haben  auch  die  steigenden  Finanz- 
bedürfnisse  der  Gemeinden  als  Anstoss  zur  Fortbildung  und  zu 
Aenderungen  der  directen  Besteuerung  geführt. 

S.  oben  §.  10  die  Literatur  Uber  die  Steuerreformfragen.  Kür  England  und 
Frankreich  ist  eine  eingehende  Darstellung  der  directen  Besteuerung  im  dritten 
Bande  gegeben  worden.  Eine  mehr  ins  Einzelne,  als  die  folgende,  gehende  Ucber- 
sicht  Uber  die  gegenwärtige  Gestaltung  in  Deutschland  und  anderen  europäischen 
Ländern  habe  ich  im  SchOnberg'scheu  Handbuch  in  der  Abhandlung  directe  Steuern 
gegeben  (2.  A.  III,  §.  23— 2S>),  worauf  hier  zur  Ergänzung  verwiesen  werden  mag. 
Viel  Material  in  Hirth's  Annalen  und  in  Schanz'  Finanzarchiv,  so  Uber  Italien, 
ltussland;  am  Eingehendsten  natürlich  meist  in  den  besonderen  Schriften  Uber  das 
Finanz-  und  Steuerwescn  einzelner  Länder.  Aus  den  neueren  finanzwissenschaftlichen 
Werken  s.  besonders  Schäffle.  Steuerpolitik.  S.  212 — 257,  Stein  in  den  Abschnitten 
Uber  die  einzelnen  Steuern,  Cohn,  Fin.,  Buch  3,  Kap.  3 und  4.  Im  Folgenden  nur 
cino  kurze  Uebcrsicht  darüber,  welche  der  in  diesem  Abschnitt  besprochenen  Steuern 
sich  in  wichtigeren  Lindern  finden. 

England  ((Jrossbritannien)  hat  in  der  Staatsbesteuerung  als  Ertragssteuer 
nur  den  Best  der  alten  Landtaxe  (Fin.  III,  §.  1171,  eine  wesentlich  als  Miethsteucr 
gedachte  liaussteuer  (eb.  §.  117*),  dann  etwas  den  Ertragssteuern  Acbnlichcs  in 
seinem  System  son  Special-Licenzabgaben  fllr  gewisse  Gewerbe , welche  irer- 
brauchs-i steuerpflichtige  Artikel  hcrstellcn  oder  damit  handeln,  eine  Art  Special- 
Gewerbesteuer  (eb.  §.  116).  Seine  hauptsächliche  directe  Staatssteuer  ist  die  seit  1642 
wieder  eingefuhrte  Einkommensteuer,  welche,  wie  bemerkt,  in  ihrci^  fünf  grossen 
Abtheilungen  (Schedules)  ein  zu  einer  Einkommensteuer  zusammengefasstes  System 
der  Ertragsbesteuerung  darstellt  — im  Wesentlichen  eine  Steuer  auf  Gruudertrag. 
Pachtgewinn,  Kapitalrenten,  gewerbliches  und  Ilandclseinkommcn  nebst  Ertrag  liberaler 
Berufe.  Besoldungen  (s.  Fin.  III.  §.  111 — 116).  — Die  starke  britische  Communal- 
bestouerung  Ist  in  der  Hauptsache  selbständige  directe  Besteuerung  und  zwar 
eine,  der  Ertragsbest e uer u ng  ähnliche,  aber  mit  als  Nufzungs-  und  Geuuss- 
besteuerung  gedachte  Besteuerung  des  sichtbaren,  Ertrag  gebenden  Kcalbesitzcs  bei 
dem  nutzenden  Inhaber,  daher  insbesondere  eine  rum  »elbstwirthsr haftenden  Grund- 
besitzer, sclbstbcwobnenden  Hausbesitzer,  vom  Pächter  und  Mietber  für  den  aus- 
genutzten Grund-  und  Hausbesitz  zu  zahlende  Steuer,  welche  nach  dem  Muster  der 
alten  Armensteuer  ausgebildet  worden  ist  (Fin.  III,  §.  157 — 164). 

Frankreich  hat  in  der  Periode  der  ersten  Revolution  seine  alten  directen 
Staatssteuern  (taille,  capitation , Zwanzigsten,  Fin,  HI,  §.  59  , 60)  in  ein  strenges 
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dircctes  Ertragssteuersystem  um-  und  ausgebildet.  Dasselbe  besteht  aus  vier 
grossen  Hauptstcuern,  der  Grundsteuer,  wolcho  aber  zugleich  deu  Gebäude-Grund- 
und  G ebäu de -Ertrag  mit  umfasst,  daher  eine  Hanssteuer  mit  enthält  uud 
neuerdings  auch  formell  in  zwei  Bestandtheile , von  „bebautem“  und  „unbebautem“ 
Grundeigenthum,  erstere  die  Gebäudo-,  letztere  die  agrarische  Grundsteuer,  zerlegt 
worden  ist  (Fin.  III,  §.  1S4 — 190);  ferner  aus  der  Personal-  und  Mobiliarsteuer, 
welche  eine  oigenthumliche  Verbindung  einer  Personal-,  Familien-,  Kopfsteuer 
mit  einer  Wohnungs-  oder  Mio t h Steuer  darstellt  (eb.  §.  191—194);  ausderThür- 
und  Fenstersteuer,  ein  anorganisches  Anhängsel  der  beiden  anderen  genannten 
Steuern,  eine  als  Bcnutzungs-  und  Miethstcucr  gedachte,  anderseits  nach  einem 
äusseren  Merkmal  aufgelegte,  zu  dem  betreffenden  Theil  der  Grundsteuer  noch  hinzu- 
tretende Hans-Ertragssteuer  (eb.  §.  195 — 197);  endlich  der  Gewerbe-  oder 
Patentsteuer,  welche  am  Meisten  und  bis  in  die  Gegenwart  hinein  in  Verbindung 
mit  den  Fortschritten  und  Aenderungcn  der  Betriebseinrichtung  und  Technik  ans-  und 
fortgebildet  ist,  zu  einer  ausserordentlich  specialisirenden.  auf  einem  detaillirten  Classen- 
schematismus  aufgebauten  Gewerbe- Classensteuer  (ob.  g.  198 — 205);  sio  umfasst  seit 
1850  auch  eine  Reibe  der  wichtigsten,  doch  nicht  alle,  selbständig  ausgeUbten 
liberalen  Berufe.  Beamte  und  Lohnarbeiter  unterliegen  in  Frankreich  als  solche 
keiner  directen  Steuer,  sondern  nur  mit  der  Personal-  und  Wohnungs-  und  Thttr-  und 
Fenstersteuer.  Erst  neuerdings  ist  ein  Beginn  mit  einer  eigenen  Ertragssteuer  von 
Kapitalrenten  u.  dgl.  gemacht,  mit  Beschränkung  auf  gewisse  Kategorieen  (Fin.  III, 
g.  208,  209,  „Steuer  vom  Einkommen  aus  beweglichen  Werthen“,  d.  h.  aus  ge- 
wissen Werthpapieren).  Ausserdem  bestehen  eine  eigene  Ertragssteuer  für  die 
Bergwerke  (eb.  g.  207)  und  specialgeworbesteuerartigc  gewerbliche  Licenz- 
steuern  (eb.  §.  204)  vorncmlich  für  Producenten  von  und  Händler  mit  Verbrauchs- 
Steuerpflichtigen  Artikeln.  Eine  allgemeine  personale  Classen-  oder  Ein- 
kommensteuer ist  im  modernen  Frankreich  zwar  Öfters  angeregt  und  geplant  gewesen, 
aber  bisher  nicht  zu  Stande  gekommen  (vgl.  Fin.  III,  §.  191).  — Die  französische 
Communal-  (und  Departcmental-) Besteuerung  der  in  diesen  Abschnitt  fallenden  Art 
besteht  in  Zuschlägen  zu  den  betreifenden  directen  Staatsstcuern  (§.  337 — 339); 
ausserdem  findet  sich  in  der  nach  Wahl  des  Pflichtigen  in  Geld  oder  in  Naturaldienst 
zu  leistenden  Wegedienstabgabe  eine  eigenthtlmliche  dirccte  Personal-Z  weck  - 
Steuer  der  Gemeinden  (eb.  g.  340). 

Frankreichs  Nachbarstaaten  haben,  zum  Theil  in  directer  Einwirkung  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung,  weil  sie  einmal  zum  französischen  Staatsgebiet  gehört  haben 
(Belgien.  Holland),  zum  Theil  in  Nachahmung  des  französischen  Musters  mehrfach 
eine  ähnliche  directe  Staatss teuer- Verfassung.  So  in  Belgien  und  Holland 
eine  directo  Grund-,  Personal-,  Patontsteuer,  Be rgwerkssteuer. 

Italien  hat  in  einem  grossen  neueren  Unificationsprocess  seine  directe  Be- 
steuerung eigenartiger  ausgebildet,  im  Wesentlichen  so,  dass  eine  Grund-  und 
Gcbäudcstener  als  Ertragsstenern  bestehen  und  die  directe  Besteuerung  aller 
anderen  Erträge,  bcz.  Einkommen  in  Einer  grossen,  einkommenstcuerartigen  directen 
Gesammtsteuer  vom  „beweglichen  Vermögen“  in  mehrfach  eigentümlicher 
Weise  zusainmongofasst  wird  (s.  darüber  Burkart  im  Finanzarchiv  VI).  Die  Steuer 
trifft  daher  gewerbliches  Einkommen,  liberales  Berufseinkommen,  Gehalte,  Löhne,  Leih- 
zinsen, Paektgewinn  u.  s.  w.  und  zwar  nach  vier  verschiedenen,  der  „Leistungsfähigkeit“ 
des  betreffenden  Einkommens  sich  anpassenden  SteuerfUssen  (reines  Renteneinkommen 
am  Höchsten,  darunter  auch  die  Staatsschuldzinsen,  mit  demselben  Steuersatz  (18.2  %) 
in  Couponsteuerform,  Besoldungen  u.  dgl.  am  Niedrigsten). 

ln  der  Schweiz  fehlen,  wie  in  anderen  Bundesstaaten,  bichergehörige  directe 
Bundessteuern.  Die  Cantonal-  und  Gemeindebesteuerung  hat  ihren  Schwerpunct 
in  der  directen  Steuer  und  zwar  sind  hier  besonders  allgemeine  Personal  - E i n - 
kommen-  und  Vermögenssteuern,  letztere  in  modernisirter  Form,  verbreitet. 
(S.  darüber  die  literarischen  Angaben  obeu  S.  25,  Manches  in  Cohn 's  Fin.)  Mehr- 
fach hat  man  sich  hier  den  Forderungen  des  „socialpolitischen"  Stcuerprincips  zu 
nähern  gesucht,  stösst  aber  dabei  auf  die  Schwierigkeit,  dass  die  steuerpflichtigen 
Reicheren  durch  Wechsel  des  Domicils  von  Cantou  zu  Canton  sich  leicht  der  höheren 
directen  Subject-  oder  Personal -Besteuerung  entziehen  können,  — was  natürlich  nichts 
gegen  diese  Besteuerung  beweist,  sondern  nur  die  Nothwcndigkeit  einer  gowissen 
Ccbereinstimmnng  solcher  Besteuerung  wenigstens  innerhalb  eines  grösseren  politischen 
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Gemeinwesens,  wie  cs  die  Schweiz  ist,  zeigt.'  Für  die  allgemeineren,  in  diesem  Ab- 
schnitt behandelten  Fragen  bieten  die  schweizer  Vermögens-  und  Einkommensteuern 
besonderes  Interesse,  weil  sie  das  hier  vorliegende  Problem  anders  als  meist  im  übrigen 
modernen  Europa  mit  seinem  Ertragssteuersystem  lösen. 

In  Nordeuropa  ist  Schweden  in  der  Hinllberbildung  seiner  älteren  directen 
Besteuerung  in  moderne  Einkommensteuer  von  Einkünften  aus  Immobiliarbesitz 
und  aus  Kapital  und  Arbeit  seit  länger  begriffen,  aber  noch  nicht  damit  fortig' ge- 
worden. Es  bat  neben  dieser  neuen  Besteuerung  noch  Kcsto  alter  kopfsteuerartiger 
Personalabgaben  und  namentlich  einer  Grundbesteuerung,  welche  steuerartige  und 
zehentartige  Elemente  verbindet,  mit  der  älteren  Wehrverfassung  zusammenhängt,  als 
ücallast  erscheint  und  jetzt  durch  Abschreibungen  einer  Verminderung  entgegengefuhrt 
wird,  weil  sie  als  unzulässige  Extrabelastung  des  Grundbesitzes  gilt.  Aelinliche,  aber 
unbedeutendere  Gruudabgaben  noch  in  Norwegen,  wo  sonst  eine  neue  Einkommen- 
und  Vermögenssteuer  gesetzlich  eingerichtet  ist,  aber  nicht  regelmässig  erhoben  wird. 
Dänemark  ist  in  der  Ausbildung  seiner  directen  Besteuerung  zurückgeblieben,  sie 
besteht  aus  einer  zwar  in  diesem  Jahrhundert  veränderten,  aber  veraltet  gebliebenen 
und  jetzt  fixirten  ländlichen  Grundsteuer  (Hartkornsteuer)  und  cinur  wesentlich, 
doch  nicht  ausschliesslich  städtischen  Gebäudesteuer;  daneben  ein  Best  einer  älteren 
Kangsteuer.  Von  Einkommensteuern  hat  der  dänische  Staat  nur  vorübergehend 
für  ausserordentliche  Bedürfnisse  Gebrauch  gemacht. 

In  Kussland  ist  die  alte  directe  Hauptstcuer  des  Staats,  die  sehr  eigenthumlich 
gestaltete  Kopfsteuer,  in  der  neuesten  Zeit  schrittweise  aufgehoben,  theilweise  aber 
in  directe  Ertrags besteuerung  vom  Grundbesitz  hinubergebildet  worden,  ein  noch 
nicht  abgeschlossener  Proccss.  Durch  eiue  Patent-  oder  Gewerbesteuer,  jungst 
auch  durch  eiuu  Kapitalrenteusteuer  ist  die  Ergänzung  dieser  Ertragsbesteuerung 
erfolgt.  Eine  allgemeine  personale  Einkommensteuer,  mit  als  Classensteuer,  ist  geplant 
gewesen,  aber  nicht  zur  Ausführung  gelangt. 

Oesterreich  hat  seine  alte  directe  Besteuerung  (worüber  iu  Fin.  III,  §.  43 
berichtet  ist)  in  und  nach  der  französischen  Kriegszeit  in  ein  umfassendes  Ertrags- 
stcuersystem , mit  besonders  für  den  Kcal  besitz  ungemein  hohen,  durch  die  schwere 
Finanzlage  bedingten  Steuersätzen  hinubergcbildct:  eine  Erwerb-  (Gewerbe-),  Grund-, 
Gebäudesteuer,  zu  welchen  dreien  1849  eine  sogenannte  „Einkorn mensteuer“ 
trat,  d.  h.  aber  eine  neue  Ertragssteuer,  welche  in  drei  Abtheilungen  Zuschläge 
zur  Erwerbsteuer,  eine  Kapitalrenten  Steuer,  die  später  iu  den  practisch  wich- 
tigsten Fällen  in  die  Couponsteuerform  im  Verwaltungswege  hinubergefuhrt  ist,  und 
eine  Besolduugssteuer  enthält.  Versuche,  in  preussischer  Weise  mit  dem  Ertrags- 
steuersystem eine  allgemeine  Personal-Einkommensteuer  zu  verbinden,  sind 
gescheitert,  werden  aber  soeben  (1890)  wieder  aufgenommen.  — Im  Ganzen  au  der 
Grundlage  der  österreichischen  Gesetzgebung  festhaltend,  hat  Ungarn  dieselbe  seit 
1868  doch  mehrfach  modilicirt  und  weiter  ausgcbildet. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  hat  man  im  Bürgerkriege 
1801  If.  auch  mit  directen  Unionssteuern  Versuche  gemacht.  Sonst  bestehen  auch 
hier  nur  in  den  Einzclstaatcn  und  Gemeinden  directe  Steuern,  meist  als  Ein- 
kommen- oder  Einkommen-  und  Vermögenssteuern. 

Im  Deutschen  Keich  ist  die  directe  Besteuerung  bisher  ausschliesslich  Sache 
der  E i n z e 1 Staaten  geblieben,  obwohl  das  Keich  verfassungsmässig  zur  Einführung 
eigeuer  directer  Steuern  berechtigt  ist  An  eine  K ei  chs-  Einkorn  men  Steuer,  auch 
an  eine  Kelchs-Gewerbesteuer  ist  gelegentlich  gedacht  worden.  In  den  Einzcl- 
staaten  besteht  gerade  auf  diesem  Besteuerungsgebiete  eine  grosse  Mannigfaltigkeit. 
Doch  ist  wenigstens  innerhalb  jedes  einzelnen  Staats  schon  iu  und  dann  nach  der 
französische!)  Kriegszeit  die  Unification  der  directen  Staatssteuem  erfolgt,  erst  zu- 
letzt in  Preusscn  (Grund-  und  Gebäudesteuer  1861  fl  ),  woselbst  nach  1866  auch  in 
den  neuen  Provinzen  die  ältere  allgemeine  preussische  directe  Besteuerung  durch- 
geführt wurde.  Die  Entwicklung  bewegte  sich  in  diesem  Jahrhundert  im  Ganzen  vor- 
wiegend in  der  Kichtung  des  rationellen  Um-  und  Ausbaues  der  älteren  directen 
Steuern  in  ein  modernes  Ertragssteuersystem,  doch  ging  theils  von  vornherein 
daneben,  theils  schloss  sich  au  diu  Ausbildung  eine  Personalbesteuerung,  welche 
iu  eine  Einkommensteuer  auslief,  zur  Ergänzung  der  Ertragsbesteuerung,  wie 
auch  zum  Ersatz  von  fehlenden  Gliedern  der  letzteren  ( Preusscn).  In  der  neueren 
und  neuesten  Zeit  hat,  mit  unter  dem  Einfluss  der  steuertuchnischcn  Unvollkommenheit 
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der  Ertragsbesteuerung  und  der  Verbreitung  der  Ansicht,  dass  auch  principiell 
Einkommenbesteuerung  den  Vorzug  verdiene,  die  Hinneigung  zu  letzterer  zugenommen, 
indem  man  sie  zur  Hauptsache  machte  (Königreich  Sachsen)  oder  sie  wenigstens 
zur  Ergänzung  der  Ertragsbesteuerung,  unter  ilodification  der  letzteren,  hinzuftlgte 
(Baden,  Hessen,  nicht  gelungener  Plan  in  Baiern).  Die  wichtigsten  Beispiele 
einer  Combination  der  Ertrags-  und  E i n k o m m e n besteuerung  sind  Preussen 
(jetzt  auch  Baden,  Hosscu  und  kleinere),  einer  vorwaltenden  Einkommenbe- 
steuerung als  hauptsächlicher  Staatssteuer  Königreich  Sachsen,  einer  conseqnent  aus- 
gebildeten blossen  Ertrags  besteuerung  Baiern  und  Würtemberg.  Für  die 
Ausbildung  der  Grund-  und  der  Gewerbesteuer  ist  mehrfach  die  französische 
Gesetzgebung  von  Einfluss  gewesen. 

ln  der  Co  mm  un  al  besteuerung  ist  die  indirecte  Verbrauchsbesteuerung 
namentlich  im  älteren  Preussen  fast  verschwunden,  in  den  neueren  Landestheilen 
Preussens  und  in  anderen  deutschen  Staaten  ist  Einiges  davon  verblieben.  Der  Schwer- 
pnnct  liegt  aber  auch  hier  im  Ganzen  in  der  directen  Besteuerung,  Ertrags-,  nament- 
lich Kcal  besteuerung,  daneben  aber  auch  Personal-  und  Einkommenbesteuerung. 
Beide  erscheinen  Überwiegend  in  der  Form  von  Zuschlägen  zu  den  betreffenden 
Staatssteuern  (nur  so  in  der  Verbands-,  Kreis-,  Districts-,  Provinzialbesteuerung), 
doch  auch  noch  als  selbständige,  besonders  veranlagte  oder  wenigstens  etwas 
abweichend  von  der  Staatsbesteuerung  eingerichtete  Steuern.  Eine  cigone  directe 
Communalsteuer  ist  auch  die  als  Steuer  des  Miethers  (bez.  des  Eigentümers  als  Be- 
nutzers) verkommende  Miethsteuer  (Berlin). 

ln  Preussen  (Abweichungen  sind  nur  in  Hohenzollern  verblieben)  sind  drei 
grossere  Ertragssteuern  vorhanden,  die  Grund-,  diu  Gebäude-,  die  Gewerbe- 
steuer, an  welche  sich  als  Nobenglieder  die  Bergwerks-,  Hausir-  und  Wander- 
lager-, und  die  Eisenbahn-(Ertrags-)Steuer  anschliessuu.  Von  diesen  Steuern  ist 
die  Gewerbesteuer  die  reformbedürftigste.  Daneben  besteht,  als  Doppelbesteuerung 
der  durch  die  genannten  Ertragssteuern  schon  getroffenen  Einkommen  und  als  allei- 
nige directe  Staatsbostouerung  aller  übrigen  Einkommen,  die  ebenfalls  sehr  reform- 
bedürftige, bisher  noch  zweigliedrige  Personalbesteuerung,  d.  h.  die  Classensteuer 
(früher  für  jedes,  auch  noch  so  kleino,  seit  1873  für  das  420,  seit  1883  für  das 
900  M.  übersteigende  und  bis  3000  M.  reichende  Einkommen)  und  die  classificirte 
Einkommensteuer  (für  das  Einkommen  des  Censiten  Uber  3000  M.),  mit  schärferer 
Durchbildung  des  Einkommensteuercharacters,  welcher  aber  bei  der  Classensteuer 
allmählich  ebenfalls  immer  mehr  ausgebildet  und  an  die  Stelle  der  Einschätzung 
wesentlich  nur  nach  socialen,  Standes-  und  dgl.  Momenten  getreten  ist.  Es 
fehlt  hier  namentlich  zur  höheren  Besteuerung  des  fundirten  Einkommens,  welche 
durch  die  Verbindung  der  genannten  Ertragssteuern  mit  der  Classen-  und  Einkommen- 
steuer sonst  einigermaassen  erreicht  wird,  eine  eigene  Kapitalrentensteuer.  Eine 
solche  war  1884  geplant,  aber  ist  so  wenig  als  die  damals  in  Aussicht  genommene 
Reform  der  Pcrsonalbesteuerung  (Verschmelzung  der  Classen-  und  Einkommensteuer, 
weitere  Aufhebung  der  Staatssteuer  bis  zu  1200  H.  Einkommen)  zu  Stande  gekommen. 
Bei  dem  unvollkommenen  Veranlagungs-  und  Einschätzungssystom  wird  so  in  Preussen 
die  Kapitalrente  (der  Leihzins)  in  keiner  Weise  ausreichend  noch  gleichmässig  mit 
anderen  Einkünften  der  directen  Besteuerung  unterzogen. 

Im  Königreich  Sachsen  hatte  man  die  älteren  directen  Staatssteuern  in  ein 
dreigliedriges,  rornemlich  eine  Ertragsbestcucrung  darstellendes  System  hinubergebildet: 
eine  Grund-,  eine  mit  dieser  verbundene  Gebäude-  und  eine  Gewerbe-  und 
Personalsteuer.  Durch  eine  neuere  Reform  (1870er  Jahre)  ist  letztere  aufgehoben, 
die  beiden  anderen  sind  nach  erheblicher  Ermässigung  ihres  Fusses  als  Reste  der 
Ertragsbesteuerung  verblieben,  an  Stelle  dieser  Steuern  und  Ermässigungen  aber  eine 
allgemeine  personale  Einkommensteuer  getreten.  Sonst  besteht  noch  eine 
Hausir-  und  Wanderlagersteuer. 

In  Baden  ist  ein  ausgebildctes  fünfgliedriges  Ertragssteuersystem,  in  welches 
seit  den  40  er  Jahren  auch  eine  eigene  Kapitalrentensteuer  aufgenommen  worden  war, 
jüngst  modificirt  und  durch  eine  allgemeine  Einkorn  men  Steuer  ergänzt  worden, 
welche  letztere  zum  Theil  an  Stelle  der  Gewerbesteuer  (vom  persönlichen  Verdienst) 
trat.  So  ist  daselbst  jetzt  in  Form  der  Doppelbesteuerung  eine  höhere  Besteuerung 
A.  Wagner,  FmanzwUsenaehaft.  TL  8.  Aufl.  35 
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des  fundirten  Einkommens  durch  eine  aus  Grund-,  Haus-,  Gcwcrbekspital-,  Leih- 
kapital-Steuer bestehende  directe  Besteuerung  ausgebildct,  in  besonders  rationeller  Weise. 

Baiern  hat  durch  ein  rationell  und  folgerichtig  ausgebildetes  Ertragssteuer- 
system von  ftlnf  Gliedern  wenigstens  principiell  die  directe  Besteuerung  allen  „berufs- 
mässigen Erwerbs"  erreicht,  ob  aber  in  richtiger  „Gleich mässigkeit“  steht  freilich 
dahin:  eine  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Kapitalrcntensteuer,  an  welche  sich 
als  fünftes  Glied  unter  dem  Namen  „Einkommensteuer“  eine  besondere  Ertrags- 
steuer anreiht,  welche  alle  die  durch  die  anderen  vier  Steuern  nicht  schon  getrödenen 
Berufs-  und  Einkommenarten  besteuert:  den  Arbeitslohn,  den  Erwerb  liberaler  Berufe 
in  selbständiger  Ausübung,  die  Besoldungen,  den  Bergwerks-,  den  ländlichen  und  ge- 
werblichen Pachtbetrieb  n.  s.  w.  Die  formelle  und  materielle  Doppelbesteuerung 
des  fundirten  Einkommens  fehlt  auf  diese  Weise.  — Formell  abweichend,  sachlich 
ähnlich  ist  die  reine  Ertragsbesteuerung  in  Wtlrtemberg  eingerichtet  (s.  meine  Ab- 
handlung im  SchSnberg'schcn  Handbuch,  directe  Steuern,  §.  25). 

V.  — §.  220.  Allgemeine  Beurtbeilung  desErtrags- 
steuersy  stems. 

S.  meine  „Kritik  der  directen  Besteuerung“  im  SchSnbcrg’schen  Handbuch, 
2.  A.  III,  S.  221 — 230  und  daselbst  passim  Uber  die  einzelnen  Steuern.  Ferner  u.  A. 
Neumann  in  der  Schrift  Ertragssteuern  oder  persönliche  Steuern  und  überhaupt  die 
neuere  Literatur  Uber  directe  Besteuerung,  wie  Held,  die  Gutachten  des  Vereins  für 
Socialpolitik  und  die  Verhandlungen  auf  den  Versammlungen  von  1875  und  1877. 
Auf  der  Versammlung  von  1875  wurde  Gensel’s  These  angenommen  (Bericht  S.  68): 
„Dio  bisher  noch  in  einer  Mehrzahl  deutscher  Staaten  bestehenden  sogenannten  Er- 
tragssteuern erweisen  sich  bei  gesteigertem  Bedarf  als  unzureichend."  Schäffle, 
Steuerpolitik  S.  51  ff..  100  IT.,  358  ff.  Stein,  4.  A.  I,  455  tf.,  II  passim  bei  den  ein- 
zelnen Steuern  (auch  5.  A.).  Kobert  Meyer,  Principien,  §.  63 — 65.  Vocke.  Ab- 
gaben, S.  270  ff.,  292  ff.,  über  die  einzelnen  Steuern  S.  323  fT.  passim,  über  die  Ein- 
kommensteuer S.  455  ff.  (Grosser  Optimismus  in  Betreff  steuertechnischen  und  steuer- 
politischen Werths  der  Ertragssteuern.)  Cohn,  Fin.  S.  394  ff.,  407  ff.  Roscher, 
Fin.  B.  3,  Kap.  2 und  3 passim. 

Die  dargelegte  Entwicklung  der  Object-  oder  Ertragsbesteuerung 
ist  eine  consequente  und  rationelle,  die  zur  annähernden  Erreichung 
des  Ziels  volkswirtschaftlich  richtiger  und  vollständiger,  sowie 
leidlich  gleichmässiger  Besteuerung  aller  Tbeile  des  berufsmässigen 
Erwerbs  unvermeidlich  war  und  der  älteren  Besteuerung  gegenüber 
einen  namhaften  steuerpolitischen  und  steuertechnischen  Fortschritt 
darstellt.  Die  Ertragsbesteuerung  mit  den  genannten  sechs  Gliedern 
(Grund-,  Haus-,  Gewerbe-,  dann  liberale  Berufs-,  Lohn-,  Leihzins- 
Steuer)  und  ihren  Unterarten,  Specialisirungen  und  Anhängseln  (so 
der  Gesellschafts-,  der  BergwerksbesteueruDg,  Hausirsteuer  zur 
Gewerbesteuer,  der  Eisenbahnbesteuerung  zur  ganzen  Kategorie) 
verdient,  als  zusammengehörige  Steuergruppe  betrachtet,  auch  mehr 
als  irgend  eine  andere  Gruppe  den  Namen  eines  „Systems“. 

Aber  gleichwohl  hat  dies  System  sehr  erhebliche  innere 
Mängel  nach  seiner  Zusammensetzung  einmal  aus  ver- 
schiedenartigen und  sodann  aus  solchen  Elementen,  welche 
Objectsteuern  Bind. 

A.  Es  bestellt  in  seinen  Gliedern  aus  sehr  ungleichen 
Elementen  von  sehr  verschiedener  Erkenn-  und  Er- 
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fassbarkeit.  Dies  bindert  zunächst  schon,  grosse  Quoten 
eines  grossen  und  wachsenden  (Staats-  und  Communal-) 
Steuerbedarfs  dadurch  zu  decken,  was  sich  Überall  bald  als  un- 
möglich erwiesen  hat,  so  in  Oesterreich,  Frankreich  (Zeit  nach 
1870!  Fin.  III,  §.  172,  173)  und  in  den  deutschen  Staaten  in  neuerer 
Zeit.  Ferner  bringt  dieser  Umstand  grosse  Ungleich  in  ässig- 
keiten  der  Belastung  mit  sich,  sowohl  zwischen  den  Objecten 
(bez.  den  dafür  Steuerpflichtigen)  der  verschiedenen,  als  zwischen 
denjenigen  einer  und  derselben  Ertragssteuer,  trotz  aller  auf 
Gleichmässigkeit  binzielenden  Bemühungen.  Die  Folge  ist  meist, 
dass  die  leichter  erkenn-  und  erfassbaren  Erträge  stärker,  als  die 
anderen  belastet,  daher  besonders  der  Immobiliarbesitz  Uber-,  der 
Mobiliarbesitz  (Leihkapital!)  untersteuert  wird. 

1.  Von  Steuerart  zu  Steuerart  ist  die  Erkenn-  und  Er- 
fassbarkeit  des  Ertrags  ganz  ungleich. 

Die  reinen  Healsteuem  des  Systems,  die  Grund-  und  mehr  noch  die 
Gebäudesteuer  bieten  den  Vorthei],  dass  sich  das  Vorhandensein  und,  wenn 
auch  bei  der  Grundsteuer  auf  sehr  complicirte  Weise,  wenigstens  innerhalb  gewisser 
Grenzen  doch  auch  die  uugefihre  Hohe  der  Ertragsfahigkeit  und  des  Reinertrags 
selbst  leidlich  sicher  ermitteln  lassen.  Bei  der  Gew  erbesteuer  einschliesslich  der 
Steuer  der  selbständig  ausgeubten  liberalen  Berufe  liegt  die  Sache  schon  wesentlich 
ungünstiger,  wenn  auch  in  verschiedenem  Grade  bei  den  einzelnen  Gattungen  der  Ge- 
werbe. Vorhandensein  und  Hohe  des  Ertrags  von  Leibzinsen  entziehen  sich  aber 
sogar  leicht  ganz  der  Controle,  während  wieder  der  Ertrag  der  liberalen  Dienst- 
arbeiten (Beamte)  und  der  niederen  Arbeitsarten  an  sich  und  in  seiner  Höhe 
leichter  zu  ermitteln  ist.  Daraus  droht  in  der  That,  wie  auch  die  Erfahrung  bestätigt, 
eine  Ueberlastung  des  immobilen  Besitzes  und  seines  Ertrags  hervorzu- 
geben,  zumal  liier  gewöhnlich  eine  hohe  alte  Besteuerung,  die  freilich  rotu  jotzigen 
Besitzer  nicht  mehr  immer  als  Steuer  angesehen  werden  kann,  sondern  früher  beim 
Besitzwechsel  amortisirt  wurde  und  nur  als  Zinslast  in  Steuerform  fortgefuhrt  wird, 
geschichtlich  Überkommen  ist.  Und  auch  der  Arbeitsertrag  droht  schwerer  sogar 
durch  diese  directe  Besteuerung  getroffen  zu  werden,  als  der  gewerbliche  Unter- 
nehmergewinn und  vollends  als  der  Leihzinsertrag.  Der  Ertrag  von  Ge- 
bäuden, besonders  von  städtischen,  regelmässig  im  Wege  der  Vermiethung  be- 
nutzten, ist  besonders  leicht  richtig  zu  ermitteln,  der  nahe  verwandte  Ertrag  von 
Leihkapitalien  oftmals  gar  nicht,  meistens  schwer  (Werthpapiere!). 

2.  Innerhalb  des  Gebiets  jeder  einzelnen  Stcuerart  erheben 
sich  nicht  geringere  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Erkenn-  nnd 
Erfassbarkcit  der  Erträge,  besonders  bei  der  Grund-,  der  Ge- 
werbe- nnd  der  Steuer  der  selbständigen  liberalen  Berufe, 
auch  bei  der  Leih  zins  Steuer. 

Nach  den  landwirtschaftlichen  Betriebssystemen,  den  Verkehrs-  und  Absatz- 
verhältnissen u.  s.  w.  ist  der  steuerbare  landwirtschaftliche  Reinertrag  des  Grund 
und  Bodens  ausserordentlich  verschieden  und  unter  dem  steten  Wechsel 
der  zahlreichen  einwirkenden  Ursachen  nach  Ort  nnd  Zeit  sehr  veränderlich:  mit 
der  höheren  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  (intensiver  Anbau,  Commuuicationen  1) 
in  immer  höherem  Maasse.  Dies  macht  die  umfassendsten  zeit-  und  geldraubenden 
Operationen  zur  Feststellung  des  Reinertrags  nothwendig,  die  gleichwohl  nicht  einmal 
für  den  Moment,  geschweige  ftlr  längere  Zeit  den  Zweck  erreichen,  dass  man  nun  die 
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Grundsteuer  wenigstens  unter  den  einzelnen  Grundbesitzern  gleichmlssig 
aufzulcgcu  vermöchte  (vgl.  Uber  Frankreich  Fin.  111,  §.  1S5  ff.).  Bei  den  einzel- 
nen Gewerben,  deren  Ertrag  die  Gewerbesteuer  belasten  will,  ist  wieder  die  Er- 
kenn- und  Erfassbarkeit  nicht  nur  nach  der  hier  besonders  maassgebenden  Persönlich- 
keit des  leitenden  Rechts-  und  Wirlhschaftssubjects  — ein  wie  bei  allen  Objectsteueru 
auch  hier  gar  nicht  oder  nur  wenig  berücksichtigtes  Moment  (§.  222)  — , sondern 
auch  nach  den  Gattungen,  dem  Umfang,  der  technischen  Natur  der  verschiedenen 
Gewerbe  ganz  ungleich:  bei  den  Handels-,  vollends  den  Bank-  und  ähnlichen  Ge- 
werben meist  viel  schwieriger  als  bei  den  Gewerken,  beim  Grossbetrieb  schwerer  als 
beim  Kleinbetrieb,  bei  der  Fabrik  als  beim  Handwerk.  Und  in  welchem  Grade  differirt 
wieder  die  Erkenn-  und  Erfassbarkeit  des  Ertrags  und  seiner  Höhe  bei  den  einzel- 
nen gewerblichen  Unternehmungen  auch  des  nemlichcn  Zweiges!  Aehnliches  gilt 
von  den  verschiedenen  liberalen  Berufsarten.  Nicht  minder  aber  ist  der 
Leihzinsertrag  je  nach  der  Kapitalanlage  ganz  verschieden  erfassbar:  bei  Hypo- 
theken in  Grundbüchern  einer-,  unversicherten  Privatschulden,  Werthpapieren,  in-  und 
ausländischen  Papieren  u.  s.  w.  anderseits. 

Die  immer  grössere  Künstlichkeit  und  Kostspielig- 
keit des  Ertragssteuersystems  ist  die  nothwendige 
Folge  dieser,  gerade  in  der  modernen  Welt  aus  wirthschaftlichen, 
technischen  und  socialrechtlichen  Gründen  steigenden  Schwierig- 
keiten, die  den  verschiedenen  Ertragssteuern  und  wieder  die  einer 
jeden  einzelnen  unterliegenden  Erträge  einigermaassen  richtig  zu 
erkennen  und  zu  erlassen:  daher  jene  staunenerregenden  Werke 
der  „rationellen“  Grundsteuerkataster,  jener  riesige  Classenschema- 
tismus  neuerer  Gewerbesteuern.  Aber  man  kann  sich  nicht  ver- 
hehlen, dass  das  Problem  volkswirtschaftlich  richtiger,  vollständiger 
und  gleicbmässiger  Besteuerung  durch  das  Ertragssteuersystem  auch 
in  dieser  relativ  vollkommensten  Ausbildung  doch  nur  sehr  un- 
vollkommen und  wegen  der  immer  grösseren  Individualisirung 
und  Beweglichkeit  aller  einwirkenden  Momente  sogar  wachsend 
unvollkommener  gelöst  wird. 

3.  Eine  besondere,  unter  diesen  Verhältnissen  gar  nicht  ge- 
nügend zu  überwindende  Schwierigkeit  macht  in  dieser  Sachlage 
die  richtige  Festsetzung  des  Steuer fusses,  mag  man, 
nach  dem  Princip  der  „rein  finanziellen“  Besteuerung,  den  gleichen 
Stcuerfuss  für  alle  Ertragsarten  und  individuellen  Ertragshöhen 
oder,  nach  dem  Princip  der  „socialpolitisehen“  Besteuerung,  einen 
nach  diesen  zwei  Momenten  verschiedenen  Stcuerfuss  bestimmen 
wollen:  die  Ertragsermittlungen  der  verschiedenen  Steuern  und 
diejenigen  einer  und  derselben  Steuer  sind  eben  von  unver- 
meidlich ganz  ungleichem  Werth  und  die  in  beiden  Fällen 
ermittelten  und  als  Grundlage  der  Besteuerung  dienenden  Grössen 
mehr  oder  weniger,  oft  in  hohem  Maassc  ungleichartige,  wäh- 
rend sie  doch  im  Ertragssteuersyslem  als  gleichartige  Grössen 
gelten. 
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In  der  Praxis  daher  bei  aller  Sorgfalt  der  Katastriruog,  des  Abwägens  doch 
nur  — ein  hohes  Maass  rori  Willkür  in  der  wie  immer  erfolgenden  Nortnirnng  des 
Steuerfasses. 

B.  — §.  221.  Mit  dem  Object  Steuer- Character  von  Haupt- 
gliedern des  Ertragssteuersysteros,  namentlich  der  Grund-,  Gebäude-, 
der  Gewerbesteuer,  letzterer,  soweit  sie  gewerbliche  Realitätensteuer 
ist,  und  der  Kapitalrenteusteuer  in  Form  der  Couponsteuer  von 
öffentlichen  Werthpapieren  (Obligationen,  genauer  von  blossen 
Rentenobligationen  oder  von  solchen  mit  langer  Verfallzeit  des 
Kapitals  und  fehlendem  Kündigungsrecht  des  Gläubigers)  hängen 
vier  sch  were  Missstände  des  Systems  zusammen:  dieNicht- 
bertlcksichtigung  von  Schulden;  die  reallastartige 
Wirkung,  bez.  (bei  der  Couponsteuer)  als  Zinsveikürzung,  nicht 
mehr  als  Steuer  erscheinende  Wirkung  der  Besteuerung,  daher  die 
Rückwirkung  der  Steuer  auf  den  Werth  des  Steuerobjects, 
der  Ertragsquelle,  selbst  („Steueramortisation“  bei  Besitzwechsel 
um  den  Betrag  des  Kapitalwerths  der  Steuer  und  umgekehrt  Ge- 
schenk in  diesem  Betrage  bei  Steuererlass  oder  Ermä-sigung);  die 
Rückwirkung  von  Aenderungen  im  Steuerfuss  auf  der 
bisherigen  Grundlage  (Katastrirung)  und  endlich  von  Aen  derungen 
in  den  Grundlagen  der  Steuern  (Katasterrevision,  Erneuerung) 
selbst.  Dazu  kommt  dann  noch  ein  fünfter  schwerer  Miss- 
stand bei  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  des  selbst  wirth- 
8cbaftenden  Landwirths  und  Gewerbetreibenden  als  Consequenz 
der  grundsätzlichen  Loslösung  des  Steuerobjects  (Grund- 
stück, Landgut,  Gewerbe)  vom  leitenden  Rechts- und  Wirth- 
schaftssubject,  in  der  absichtlichen  Ignorirung  des  Einflusses 
dieser  Persönlichkeit  auf  den  Ertrag. 

1 Die  Nicht-Berücksichtigung  der  Schulden,  insbe- 
sondere der  auf  dem  Realbesitz  haftenden  hypotbeka rischen,  ent- 
spricht dem  steuertechnischen  Character  der  Ertragssicuern  als 
Objectstenern , ist  daher  auch  die  Regel  in  der  Praxis , hat  aber 
für  die  Inhaber  der  steuerpflichtigen  Objecte  sehr  eigenthümliche, 
vielfach  recht  bedenkliche  Consequenzen,  indem  die  Einzelnen  da- 
nach ganz  ungleichmässig  belastet  werden,  selbst  wenn  die  Steuer 
selbst  gleichmässig  veranlagt  ist. 

Die  practisclie  Bedeutung  dieser  üebelstände  wächst  mit  der  Vermehrung  dieser 
Verschuldung,  welche  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  sichtbar  ist  und  hier  mit 
ganz  modernen  Verhältnissen,  namentlich  mit  der  neueren  liberal -individualistischen 
Rechtsordnung,  der  freien  Veräusserlichkeit  und  beliebigen  Verschuldbarkeit  des  Grund- 
besitzes und  der  gleichen  Erbtheilung  unter  den  Geschwistern  zusammenhängt.  Da- 
durch entsteht  eine  Masse,  vielleicht  die  Hauptmasse  aller  Grundschulden  in  Folge  der 
Belastung  des  Bodens  mit  Restkaufgcldern,  mit  Darlehen,  welche  ein  Käufer  nur  zum 
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Kureck  des  Ankaufs  eines  Grund-  oder  Hausbesitzes  aufgenommen  und  mit  Erbantheilen. 
(Für  die  ganze  Frage  ist  die  Hauptarbeit  Rodbertus'  Schrift  „Zur  Erklärung  und 
Abhilfe  der  heutigen  Creditnoth  des  Grundbesitzes“;  in  Restkaufgeldern  und  Erban- 
theilen  sieht  er  bei  uns  die  «richtigste  Verschuldungsursache.  Vgl.  auch  Grundlegung 
§.  322.) 

Die  Belastung  der  Zinsen  für  solche  Schulden  mit  dem  aliquoten  Theil  der 
Grund  - und  Haussteucr  wäre  gewöhnlich  gar  nicht  durchzufuhren , selbst  wenn  das 
Gesetz  sie  rorschreibt  oder  begünstigt.  Das  kommt  vor,  z.  B.  in  dem  System  der 
Ertragsbestcuerung  in  der  englischen  Einkommensteuer,  aber  auch  auf  dem  Conti- 
nent  bei  eigentlichen  Ertragssteuern.  So  wurde  in  Oesterreich  das  Einkommen 
aus  Grundstücken  und  Gebäuden  nach  dem  Einkommensteuergesetz  vom  29.  October 
1849  in  der  Form  des  Zuschlags  von  einem  Drittel  des  Ordinariums  (16  •/„)  der 
Grund-  und  Geb&udestener  erhoben,  doch  hatte  dafür  der  Grund-  und  Hausbesitzer 
das  Recht,  5 % von  den  hypothekarischen  Zinsen  u.  s.  w.  seinem  Gläubiger  in  Abzug 
zu  bringen,  — was  factisch  wohl  sehr  selten  geschehen  ist.  Reell  liegt  hier  daher 
doch  nur  die  entsprechende  Erhöhung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  vor.  (Vgl. 
Chlupp,  directe  Stenern  Oesterreichs,  6.  Aufl.,  S.  181.) 

Der  Besitzer  wird  auch  in  solchen  Fällen  gewöhnlich  genöthigt  werden,  damit 
ihm  das  fremde  Kapital  geliehen,  oder  das  einmal  eingetragene  Kapital  (das  bei  Rest- 
kaufgeldern  und  Erbantheilen  nach  Rodbertus’  richtiger  Auffassung  allerdings  gar 
nicht  „Kapital“  ist,  sondern  durch  die  Rcchtsform  der  Verschuldung  nur  als  Kapital 
erscheint  und  vielmehr  einen  Gutsantheil  repräsentirt)  — nicht  gekündigt  wird, 
die  ganze  betreffende  Steuer  auf  sich,  mithin  auf  den  Rest  des  Reinertrags  zu 
nehmen,  welcher  ihm  nach  Abzug  der  Schuldzinsen  bleibt  Dadurch  wird  der  ver- 
schuldete Besitzer  besonders  schwer  gedrückt  und  stellt  sich  eine  grosse  Ungleich- 
mässigkeit  in  der  Steuerbelastung  zwischen  schuldenfreien  und  verschuldeten 
und  unter  letzteren  zwischen  dun  in  verschiedenem  Maasse  verschuldeten 
Besitzern  heraus.  Das  Steuerrecht  pflegt  auch  ausdrücklich  bei  der  Grund-,  Haus- 
und ähnlichen  Steuern,  als  0 bject steuern , welche  die  Ertrags fähigkeit  des  Objects 
als  solchen  besteuern  sollen,  auf  den  Umstand  der  Verschuldung  gar  keine  Rücksicht 
zu  nehmen,  cs  dem  Verkehr  überlassend,  ob  und  in  wie  weit  der  Eigentümer  des 
Objects  die  Steuer  auf  den  Gläubiger  uberwälzen  kann;  was  in  der  That  auch  die 
Consequenz  der  reinen  „Object“ -Besteuerung  und  in  den  bezüglichen  Gesetzen 
selbst  wohl  besonders  ausgeprochen  wird.  Gegenüber  den  Verhältnissen  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  rächt  sich  aber  diese  Ignorirung  der  Verschuldung,  indem  nament- 
lich eine  hohe  Besteuerung  des  Realbesitzes  und  vollends  eine  weitere  Steigerung 
derselben  wegen  der  grossen  Härte  und  Ungleichm&ssigkeit  der  wirklichen  Belastung 
je  nach  dem  Schuldenmaass  ganz  unhaltbar  wird.  Bei  der  Uebernahme  des  Besitzes 
in  Erbgang  oder  Kauf  wird  der  Schuldenbetrag  berücksichtigt  und  für  den  neuen 
Besitzer  dann  dieser  Missstand  der  Einwirkung  von  Verschuldung  und  verschiedener 
Höhe  derselben  auf  die  reelle  Steuerlast  fortfallen.  Aber  jedo  Aendcrung  im  Schulden- 
bestaud  während  der  Besitzdauer  führt  wieder  die  angedeuteten  Unzukömmlichkeiten 
herbei. 

2.  Die  reallastartige  Wirkung  der  genannten  Objcct- 
stenern  und  die  ihr  gemässc  Einwirkung  auf  den  Kapitalwerth  des 
Steuerobjects  tritt  allerdings  nicht  immer  oder  nicht  vollständig, 
hei  einer  wirklich  gleichmässigen  analogen  Besteuerung  aller  Er- 
träge von  Vermögensanlagen  überhaupt  schwer  oder  gar  nicht  ein. 
Aber,  da  letztere  Voraussetzung  regelmässig  fehlt  und  genau  gar 
nicht  verwirklicht  werden  kann,  werden  jene  Wirkungen  gewöhn- 
lich mehr  oder  weniger  Platz  greifen  und  sich  besonders  beim  ße- 
sitzwechsel  des  Objects  zeigen.  Dann  entwickeln  sich  ähnliche 
missliche  Folgen  wie  in  dem  vorigen  Falle  der  Verschuldung. 

Der  alte,  zuerst  besteuerte  oder  in  dor  Steuer  erhöhte  Besitzer  wird  eventuell 
bis  zum  Betrage  des  Kapitaiwcrths  der  Steuer  überlastet,  d.  h.  in  diesem  Umfang 
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einer  reellen  Vermögenssteuer  unterworfen,  der  neue  Besitzer  bleibt  dann  eigent- 
lich von  dieser  „Steuer“  frei,  indem  er  letztere  ebon  nur  wie  eine  übernommene 
Rente  oder  einen  Zins,  die  dem  Staate  zustehen,  entrichtet. 

3.  Aenderungen  int  St  euer  fass  der  besprochenen  Steuern 
sind  wegen  der  trotz  aller  Bemühungen  meist  so  unvollkommenen 
Kataster  und  der  dadurch  bedingten  Ungleichmässigkeit  der  Be- 
lastung der  zu  Einer  Steuerart  gehörenden  Objecte  und  der  für 
letztere  steuernden  Personen,  dann  aber  auch  wegen  der  Ver- 
schuldungsverhältnisse  und  wegen  der  real  lastenartigen  Wirkung 
dieser  Steuern  auf  den  Werth  der  Steuerobjecte  selbst,  nothwendig 
von  bedenklichen  Folgen  begleitet. 

Fast  unvermeidlich  in  gleichem  Maasse  vorgenommen , troffen  sie  die  einzelnen 
Pflichtigen  ganz  ungleich.  Erhöhungen  confisciren  leicht  von  Neuem  Tlieile 
des  Kapitalwerths  der  Objecte  bei  dem  jeweiligen  Besitzer.  Deswegen  unterbleiben 
sie  vielleicht,  selbst  bei  dringendstem  Bedarf.  Erm&ssigungen,  vollends  einfache 
Aufhebungen,  ohne  gleichzeitigen  angemessenen  Ersatz  durch  eine  neue  Steuer, 
geben  dem  Besitzer,  selbst  dem,  welcher  wegen  der  reallastartigen  Wirkung  das  Object 
um  den  kapitalisirten  Steuerbetrag  wohlfeiler  übernommen  hatte,  ein  ungerecht- 
fertigtes Geschenk  im  Betrage  des  Kapitalwerths  der  Steuerermässigung  oder  Auf- 
hebung. auf  Kosten  der  staatlichen  oder  sonstigen  Steuergemeinschaft.  (Vgl.  den  mit 
dieser  Auffassung  übereinstimmenden  Beschluss  des  Vereins  für  Socialpolitik  auf  An- 
trag Nasso’s  und  äensel’s  in  Bezug  auf  Steuern  auf  unbewegliches  Vermögen,  die 
seit  langer  Zeit  in  einer  die  übrigen  Ertragssteuern  wesentlich  übersteigenden  Höhe 
bestanden  haben;  daselbst  auch  die  feinere  Nüancirung  dieser  These  durch  Neumann, 
Bericht  S.  69.) 

Das  Alles  drängt  anf  die  bei  einer  Steuer  principwidrige  und 
practisch,  wegen  der  Aenderungen  des  Finanzbedarfs  und  der  Er- 
giebigkeit anderer  Steuern,  bedenkliche  Stabilität  des  Steuer- 
fusses  dieser  Stenern  hin. 

4.  Noch  misslicher  sind  die  Folgen  einer  Veränderung  der 
ganzen  Grundlagen  dieser  Steuern,  durch  eingreifende  Revi- 
sionen oder  völlige  Erneuerung  der  Kataster,  während  doch  ander- 
seits gerade  eine  solche  Veränderung  und  eine  nicht  zu  seltene  und 
nicht  zu  unwesentliche,  wegen  der  regelmässigen  Unvollkommen- 
heit der  ersten  Veranlagung  und  wegen  der  eintretenden  Aenderungen 
der  wirtschaftlichen  und  technischen  Verhältnisse  gerade  ge- 
boten wäre. 

Letztere  Aenderungen  bedingen  unvermeidlich,  dass  die  wirklichen  und  die 
Katastral-Erträge,  nach  denen  eingesteuert  wird,  selbst  wenn  sic  ursprünglich  — selten 
genug  — einigermaassen  übereinstimmten,  bald  mehr  und  mehr,  aber  in  den  einzelnen 
F&Uen  in  ganz  ungleichem  Maasse  von  einander  abweichen.  Heutzutage  unter  dem 
Einfluss  rascher  und  häufiger  Aenderungen  der  Technik,  der  Communicationsmittel,  der 
Productenpreise,  der  Löhne,  Zinsfüsse  u.  s.  w.  vollends,  zumal  bei  der  Grundsteuer. 

Jede  auch  noch  so  richtige  Aenderung  der  Steucrgrundlagien 
führt  daher  unvermeidlich  zu  Verschiebungen  der  Steuerlast 
unter  den  einzelnen  Objecten  und  wiederum  wegen  der  Ver- 
schuldungsverhältnisse, der  erfolgten  Steueramortisationen  zu  ganz 
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ungleichen  Wirkungen,  abermals  zu  partiellen  Vermögensconfis- 
cationen  da,  zu  Schenkungen  von  ganzen  Theilen  des  Vermögens- 
werths  des  Steuerobjects  dort.  Die  Folge  ist,  dass  man  die  Aender- 
ung  der  Grundlagen,  wieder  namentlich  bei  der  Grundsteuer,  doch 
lieber  unterlässt,  so  jedoch  abermals  zu  princip widriger  und 
praetiscb  bedenklicher  Stabilität  dieser  Steuern  kommt. 

S.  besonders  die  in  dieser  Hinsicht  sehr  lehrreichen  Erfahrungen  mit  der 
Grundsteuer  in  Frankreich  und  die  dortige  Vermeidung  einer  allgemeinen 
Katasterneuerung,  so  nothwendig  sie  w&re;  Fin.  III.  §.  185  ff.  I)aa  Repartitionssystem 
wirkt  hier  noch  erschwerend,  weil  es  Stcuererm&ssiguugen  hier  durch  Erhöhungen 
dort  folgerichtig  compensiren  musste,  von  Object  zu  Object,  Gemeinde  zu  Gemeinde, 
Landestheil  zu  Landestlieil  nnd  eine  so  unliebsame  Maassregel  dann  vollends  gescheut 
wird.  Aber  der  Gcbelatand  liegt  nicht  in  diesem  System , sondern  im  Wesen  der 
Ertragsbesteucrung  überhaupt. 

Der  fünfte  Missstand,  speciell  bei  der  Grund-  und  Gewerbesteuer,  wird  im 
folgenden  Paragraphen  mit  berührt. 

Die  dargelegten  inneren,  auch  bei  jeder  denkbaren,  geschweige 
bei  der  geringen  practisch  erreichbaren  Verbesserung  verbleibenden 
Mängel  der  Ertragsbesteuerung  sind  so  bedeutend,  dass  das  Urtheil 
Uber  diese  Steuerart  in  steuerpolitischer  und  steuertechnischer  Hin- 
sicht kein  günstiges  sein  kann.  Vollends  als  alleinige  oder 
hauptsächliche  directe  Staat sbesteuernng,  zumal  eines  grossen,  in 
seinen  einzelnen  Gebietstheilen  sehr  verschiedenen  Bedingungen 
der  wirtschaftlichen  Entwicklung  unterliegenden  Staats,  ist  die 
Ertragsbesteuerung  nicht  zu  empfehlen.  Mit  der  Abnahme  der 
Grösse  und  Verschiedenartigkeit  des  Staatsgebiets  vermindern  sich 
die  Bedenken  und  innerhalb  der  Gemeinde,  daher  für  eine 
selbständige  Communalbesteuerung  noch  weiter,  ohne  in- 
dessen auch  hier  zu  verschwinden. 

Principiell  verdient  daher  wohl  die  Subjcct-,  die  Per- 
sonal- nnd  Einkommenbesteuerung  den  Vorzug  vor  der 
Ertragsbesteuerung.  Ob  und  wie  weit  auch  practisch,  ist  damit 
freilich  noch  nicht  entschieden,  weil  sie  wieder  ihre  eigenthtlm- 
lichen  Schwierigkeiten  und  Mängel  bat. 

Auch  folgt  aus  dem  obigen  ungünstigen  Urtheil  Uber  die  Er- 
tragsbesteuerung hier,  wie  in  vielen  anderen  ähnlichen  Fällen,  noch 
kein  Vcrdict  gegen  diese  Steuerart.  Denn  einmal  fragt  sich, 
ob  man  ohne  sie  Überhaupt  oder  unbedenklich  den  Bedarf  decken 
kann,  ferner  ob  man  sie  nicht  zur  Durchführung  anderer  Steuern, 
n^uentlich  der  Einkommen-  und  Vermögensbesteuerung,  mit  braucht 
und  eventuell  ihre  (Kombination  mit  dieser  Steuergattung  passend 
ist  und  endlich,  ob  man  nicht  gerade  mit  ihr  wieder  gewisse 
Besteuerungsanfgaben  leichter  und  besser,  als  mit  anderen,  auch 
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der  Einkommensteuer,  vielleicht  überhaupt  nur,  löst.  Diese  ver- 
schiedenen Fragen  sind  schon  mehrfach,  insbesondere  die  letztere 
im  Abschnitt  von  der  „Allgemeinheit“  gestreift,  kommen  im  Folgen- 
den noch  mit  zur  Sprache  und  sind  im  Ganzen  zu  bejahen. 

Danach  empfiehlt  sich  doch  die  Beibehaltung,  bez.  Aus- 
bildung wenigstens  einiger  Ertragssteuern  mit  nicht  allzu  hohen 
SteuerfUssen,  besonders  der  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe- 
kapital-,  namentlich  Gewerbe-Realitäten-  und  der  Kapital- 
rentensteuer in  gewissem  Umfang,  aber  damit  combinirt 
eine  allgemeine  directe  Personal-  und  Einkommen- 
steuer, in  welche  die  Lohn-,  BesolduDgs-,  liberale  Berufsunter- 
nehmungssteuer und  aus  der  Gewerbesteuer  der  den  persönlichen 
Erwerb  treffende  Theil  mit  hinüber  zu  führen  ist. 

Nur  soweit  dürfte  die  Einkommensteuer  als  die  passende 
hauptsächliche  Schatzung  und  directe  Staatssteuer  der 
Zukunft  ins  Auge  zu  fassen  sein. 

Auf  dies  Postulat  läuft  im  Wesentlichen  Heids  Schrift  Uber  die  Einkommen- 
steuer hinaus,  s.  besonders  Kapitel  7,  namentlich  am  Schluss.  In  der  Versammlung 
ron  1S75  nahm  der  Verein  für  Socialpolitik  die  These  in  Held's  Fassung  an:  „es 
empfiehlt  sich  daher  (d.  h.  wegen  der  Unzureichendheit  der  Ertragssteuern , s.  oben) 
eine  in  den  unteren  Stufen  progressive  allgemeine  Einkommensteuer  in  Verbindung 
mit  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  zur  hauptsächlichsten  directen  Steuer 
(sc.  des  Staats)  zu  machen.“  — Dcber  die  Ertragssteuern  u.  s.  w.  in  der  Communal- 
besteuerung  s.  die  Thesen  und  mein  Keferat  in  der  Versammlung  des  Vereins  filr 
Socialpolitik  von  1877  und  über  zum  Theil  abweichende  Auffassungen  Nasse’s, 
Held  s u.  A.  die  dortige  Debatte.  In  den  abgeschw&cbten . aus  Compromisscn  her- 
vorgegangenen  Resolutionen  wurden  in  Städten  und  Landgemeinden  „Real steuern, 
namentlich  ron  Grund  und  Boden  und  Gebäuden“,  und  zwar  „unabhängig  von  ähn- 
lichen Staatssteuem“,  ferner  „Personalsteuern  von  allen  in  der  Commune  lebenden, 
ökonomisch  selbständigen  physischen  Personen",  und  zwar  diese,  besonders  „Ein- 
kommensteuern im  Anschluss  an  die  entsprechenden  Staatsstenern"  für  geboten  erachtet. 
Bericht,  S.  105. 

VI.  — §.  222.  Allgemeine  Beurtheilung  der  Subj ect- 
besteuerungnndVerglcichungderSubj  ec  t- und  Object- 
besteuerung. 

Die  Subjectbesteuerung  hat  den  Vorzug,  dass  sie  das- 
jenige Moment  in  den  Vordergrund  schiebt,  welches  die  Object- 
besteueruug  meistens  ganz  unbeachtet  lässt:  die  Persönlichkeit 
des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschaftssubjects.  Diese 
ist  in  der  Regel  von  wesentlichem  Einfluss  auf  die  Art  und  Höhe 
der  Einkommen  bildenden  cinzelwirtbscbaftlichen  Reinerträge.  Je 
mehr  dies  der  Fall  ist,  desto  richtiger  verführt  im  Princip  die 
Subject-,  desto  unrichtiger  die  Objectbesteuerung.  Die  von  letzterer 
erstrebte  Loslösu  ng  des  Stcuerobjects  vom  Subject  ist  daher  auch 
ein  innerer  p r in cipiel ler  Fehler  der  Ertragsbesteuerung,  der  sich 
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practUch  freilich  in  sehr  verschiedenem  Grade  zeigt.  Vornemlich 
nachtheilig  in  letzterer  Hinsicht  wirkt  er  bei  der  Grund-  und  der 
Gewerbesteuer  des  selbstwirthschaftenden  ländlichen  Grund- 
besitzers und  des  Gewerbetreibenden. 

Um  weitere  Folgerungen  fllr  Theorie  und  Praxis  der  Besteuerung 
zu  ziehen,  muss  man  dann  unterscheiden:  einmal  die  zeit- 
liche oder  geschichtliche  und  örtliche  Entwicklung 
des  Wirthschaftslebens,  zweitens  die  Kategorieen  des 
Erwerbs. 

1 . Bei  grösserer  Individualisirung  der Einzelwirthschaften, 
wie  sie  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  über- 
haupt und  besonders  in  der  modernen  Zeit  und  in  vorgeschrittenen 
Ländern  mit  sich  zu  führen  pflegt,  wird  die  Object-  und  Ertrags, 
besteuerung  nothwendig  mangelhafter,  die  Subject- 
und  E inkommen besteuerung  passender.  Die  erstere  kann  und 
muss  mehr  nach  Durchschnittsverhältnissen  gehen,  sich  daher 
schablonenhaft  gestalten.  Das  ist  aber  nicht  zulässig,  so- 
lange auch  im  Wirthschaftsbetrieb  Gleichmässigkeit  der 
Technik,  der  Geschicklichkeit,  der  Bezugs-  und  Absatzverhältnisse 
vorherrscht  und  etwa  vollends  noch  von  der  Rechtsordnung  vor- 
geschrieben wird. 

So  ist  es  in  dem  geschichtlich  wichtigsten  Falle,  bei  der  Besteuerung  der  länd- 
lichen Grundbesitzer  und  Landwirthe.  Bei  extensivem  Betriebe  und  unter  den 
älteren  Agrarverfassungen  (Flurzwang'.),  bei  bäuerlicher  Wirtschaft  und  fast  aus- 
schliesslicher Selbstbewirtbschaftung.  also  Identität  von  Eigenthumer  und  Landwirth, 
bei  fehlender  Verschuldung  reicht  die  Object-  und  Ertragsbesteuerung  in  der  Form 
einfacher  Grundsteuern  ziemlich  aus  Achnliches  gilt  von  einer  Gewerbesteuer  des 
Handwerks  unter  Zunftordnungen.  Die  individuelle  Ökonomische  Lage  der  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen  ist  hier  nicht  so  sehr  verschieden,  richtet  sich  vornemlich 
nach  Grosse,  Gute,  Lago  der  Grundstücke,  nach  der  Art  des  Gewerbes  und  einigen 
leicht  zu  ermittelnden  Factorcn  (Arbeiterzahl),  — lauter  Momente,  welche  auch  eine 
einfache  Grund-  und  Gewerbesteuer  mit  Stufen  und  Classen  unschwer  berücksichtigen 
kann.  So  genügt  die  Ertragssteuer.  Das  ändert  sich  mit  der  Umgestaltung 
und  Individualisirung  derTecbnik,  der  Betriebsart,  und  — Wirkung  und 
wieder  Ursache  davon  — mit  der  Verändern  n g der  bezüglichen  wirtschaft- 
lichen Kec litso rd n u ng,  in  der  modernen  Welt  daher  mit  dem  Zeitalter  der  freien 
Concurrcnz.  Hier  drängt  Alles  daranf  hin,  die  Erträge  der  Einzel  wirthschaften 
jeder  Erwerbsgaltung  zu  differenziren.  Dem  vermag  die  Objectbesteuerung 
nicht  genügend  zu  folgen,  weshalb  nun  zum  Ersatz  oder  wenigstens  zur  Er- 
gänzung die  Subjectbesteuerung  nothwendig  wird.  Diese  Entwicklung  ist  mit  ganz 
allgemeinen  Vorgängen  und  Erscheinungen  des  socialen  Lebens  in  Einklang:  das 
Individuum  gelaugt  zu  selbständigerer  Geltung,  was  nirgends  unberücksichtigt 
bleiben  kann. 

Im  Ganzen  lässt  sieh  daher,  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Erfahrung,  resurniren:  die  Objectbesteuerung  passt  mehr 
für  frü here,  ein  fächere,  schablonenhaftere  Verhältnisse 
der  Technik  und  mehr  unter  den  älteren  wirthschaft- 
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liehen  Rechtsordnungen,  die  Subjectbesteuerung  mehr 
für  die  moderne  Technik  und  fürdieGestaltungendes 
privatwirthsehaftlichen  Systems  unter  dem  Rechts- 
princip  freier  individueller  Concurrenz. 

2.  Andererseits  lässt  sich  eine  Subjectbesteuerung  in  der  Form 
einer  Personen-,  Classen-  oder  directen  Einkommen  - und 
allgemeinen  Vermögenssteuer  doch  gerade  in  der  modernen 
Zeit  wieder  nur  schwieriger  leidlich  richtig  gestalten,  als  unter 
jenen  einfacheren  Verhältnissen  der  Wirtschaft  und  Technik  und 
unter  den  älteren  Rechtsordnungen.  Sie  setzt  eigentlich  eine  ge- 
naue, nach  richtigen  Grundsätzen  stattfindende  Buchführung  jeder 
privaten  Einzelwirthschaft  Uber  Erwerb,  Einkommen,  Vermögen  und 
eine  Kundgebung  der  bezüglichen  Thatsachen  an  die  Steuerbehörde 
voraus.  Beide  Voraussetzungen  treffen  bekanntermaassen  grössten- 
teils nicht  zu.  Die  sonstigen  administrativen  Hilfsmittel  zur  Fest- 
stellung der  Erwerbs-  und  Vermögensverhältnisse  sind  unvollkommen 
und  versagen  bei  mancherlei  Erwerb  im  modernen  Wirtschafts- 
leben mehr  als  im  früheren. 

Die  Entwicklung  des  Creditrerkebrs,  namentlich  die  Belastung  des  Itcalbcsitzes 
mit  Schulden,  die  Trennung  von  Eigcnthumssubject  und  Wirthschaftssubject  (Pacht-, 
Miethverhältnisse),  die  Vereinigung  verschiedenartiger  Erträge  im  Einkommen  einer 
Person  u.  A.  m.  rufen  immer  neue  und  verschiedenartigere  Erwerbskate- 
gorieen  hervor  und  erschweren  dadurch  jetzt  die  Aufgaben  der  Subjectbesteuer- 
ung  sehr. 

Dieser  Umstand  macht  es  aus  steuertechni sehen  Gründen 
räthlicb,  neben  der  Subjectbesteuerung  auch  jetzt  eine  Object- 
beBteuerung  in  dem  oben  angedeuteten  Umfang  zu  belassen. 

Auch  ist  für  die  Durchführung  der  ereteren  fast  unvermeidlich  mit  auf  That- 
sachcn  zurUckzugreifen , welche  sich  einigermaassen  zuverlässig  nur  durch 
die  0 bj  ectbesteuerung  ermitteln  lassen,  z.  B.  für  die  Einkommcnbesteuening  des 
I.ai.dwirths  und  ländlichen  Grundbesitzers  braucht  man  wieder  Daten  aus  dem  Kataster- 
werk der  Grundsteuer,  für  diejenige  des  Gewerbetreibenden  aus  dem  Kataster  der 
Gewerbesteuer;  theils  zur  ersten  Veranlagung  der  Einkommensteuer  dieser  Personen 
bei  der  behördlichen  oder  commissionsweisen  Einschätzung,  theils  zur  Controle  bei 
der  Einschätzung  auf  Grund  der  Declarationen  des  Steuerpflichtigen,  theils  gelegent- 
lich auch  in  der  Reclamationsinstanz  zur  Entscheidung  von  Beschwerden.  Es  zeigt 
sich  dies  auf  den  beiden  Wegen,  auf  welchen  man,  wie  oben  dargelegt  wurde,  die 
directe  (allgemeine)  Einkommensteuer  herstellt  (§.  216).  Auf  dem  zweiten  der  ge- 
nannten Wege,  dem  „englischen“,  tritt  es  nur  noch  offener  hervor. 

Um  aber  wieder  die  Objeetbesteuernng  auch  den  technischen, 
Betriebs-  und  Rechtsverhältnissen  der  Neuzeit  einigermaassen  an- 
zupassen, müssen  die  Ertragssteuern  eben  jene  geschilderte  Ent- 
wicklung nach  der  Richtung  grösserer  Spccialisirung 
nehmen.  Dadurch  wird  auch,  wenigstens  etwas  und  indirect,  dem 
„individualistischen“  Moment  Rechnung  getragen  und  eine 
Annäherung  an  die  Subjectbesteuerung  erzielt. 
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Das  complicirto  Katasterwesen  der  modernen  Grundsteuern  ist  oin  Hauptbcispicl 
hierfür.  Wenn  es  ancli  entfernt  nicht  die  Schwierigkeiten  der  richtigen  und  gleich- 
massigen  Besteuerung  des  ländlichen  Grundbesitzes  und  der  Landwirtschaft  bei  stark 
intensivem  und  immer  individualistischerem  Betrieb,  bei  stets  complicirter  und  variabler 
werdendem  Zusammenwirken  von  Natur,  Arbeit,  Kapital  und  Unternehmertätigkeit 
völlig  zu  lösen  vermag,  so  fasst  es  doch  die  schwere  Aufgabe  richtiger  auf.  Gleiches 
gilt  von  dem  ausgebildeten  Ciassenschematismns  der  Gewerbesteuer  (Frankreich,  Sud- 
deutschland'', von  der  Bildung  von  Steuergcscllscliaften  unter  Gewerbegruppen  zur 
Verteilung  eines  Steuercontingents  unter  den  einzelnen  Gewerbetreibenden  (Preussen). 

Ans  allem  Gesagten  folgt  wiederum,  dass  Ertragsteuern  des 
Staats  unvermeidlich  mangelhafter  als  solche  der  Communen 
und  Kreise  u.  s.  w.  sind. 

Denn  hier  wird  immer  den  individuelleren  Gestaltungen  noch  leichter  zu 
folgen  und  werden  dieselben  auch  nicht  so  verschieden  als  im  Staate  sein.  Man 
kann  ferner,  was  dann  freilich  auch  nicht  unterbleiben  sollte,  die  Grundlagen  der 
Ertragssteuern,  besonders  auch  der  Grund-  und  Gebäudesteuern  leichter  und  öfter 
revidiren  und  durch  ein  Repartitionssystem  sogar  den  persönlichen  Momenten 
mehr  Rechnung  tragen.  Die  oben  hervorgehobenen  Bedenken  vermindern  Bich  hier 
wenigstens  erheblich.  Selbständige  Gcmeindc-Ertragsstcuern,  besonders  von  Reali- 
täten, sind  aus  diesen  Gründen  auch  angemessener,  als  das  System  communaler  Zu- 
schläge zu  den  betreSenden  Staatssteuern. 

VII.  — §.  223.  Verbindung  von  Object-  und  Subject- 
besteuerung. 

Auf  die  Zweckmässigkeit,  unter  Umständen  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  hat 
die  Untersuchung  früher  bei  der  Erörterung  der  volkswirtschaftlichen  und  der  Ge- 
rechtigkeitsgrundsätze in  der  Besteuerung  wiederholt  hingeführt  (s.  besonders  171, 
17»,  174). 

Die  Staats besteuerung  vermöchte  mit  jeder  der  beiden  Be- 
steuerungsarten allein  nur  unter  einer  nicht  zutreffenden  und  gerade 
im  modernen  Wirtschaftsleben  immer  weniger  zutreffenden  Voraus- 
setzung allenfalls  auszukommen:  wenn  nemlich  die  heimische  Volks- 
wirtschaft als  eine  ganz  abgeschlossene  angesehen  werden 
könnte,  die  Bewohner  des  Inlands  kein  Eigentum  und  Erträge 
daraus  in  der  Fremde,  die  Fremden  keines  im  Inland  besässen, 
und  überhaupt  die  internationale  Personen-  und  Kapitalienbewegung, 
die  „weltwirtschaltliche“  Verbindung  fehlte. 

Früher,  vor  der  grossartigen  modernen  Entwicklung  dieser  Verhältnisse,  blieb 
zwar  bei  einem  blossen  Einkommen-  oder  Ertragsstcuersystem  die  Lücke  principiell 
dieselbe,  aber  practisch  hatte  sie  viel  geringere  Bedeutung.  Jetzt  würde  bei  einer 
reinen  Su bject besteuerung  ein  grosser  Theil  des  Reinertrags  der  Volkswirtschaft, 
welcher  in  Folge  von  Eigenthums-  und  obligatorischen  Rechten  an  fremde  Besitzer 
hinaus  geht,  nicht  getroffen  werden.  Dies  führte  namentlich  in  stark  an  das  Aus- 
land verschuldeten  Volkswirtschaften  und  in  solchen,  deren  Grund  und 
Boden  (Grossguter!)  und  Gcwerksanlagen  (Bergwerke.  Fabriken)  in  grösserem 
Umfange  ausländischen  Eigentümern  (eventuell  Actionären)  gehören,  zu  einer 
grossen  Einbusse  der  Stcucrcasse  und  indirect  nothwendig  zu  einer  um  so  stärkeren 
Belastung  der  heimischen  Bevölkerung.  Umgekehrt  würde  in  einem  Lande,  dessen 
Bewohner  bedeutende  Kapitalanlagen  in  der  Fremde  haben  und  daraus  Kenten  be- 
ziehen. die  reine  inländische  Object-  oder  Ertragsbesteuernng  dieses  „Ein- 
kommen" nicht  genügend  treffen. 
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Die  Verbindung  beiderBesteuerungsarten  vermindert 
diese  Schwierigkeiten  stets,  beseitigt  sie  mitunter  und  darf  deshalb 
empfohlen  werden,  kann  je  nach  der  Sachlage  selbst  geboten  sein. 

Sic  reicht  zur  richtigen  Gestaltung  der  Gcsammtbesteuerung  noch  nicht  einmal 
aus.  Vielmehr  sind  gerade  wegen  der  erwähnten  Verhältnisse  noch  ganz 
andere  Steuern,  besonders  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern,  erforderlich,  um 
möglichst  jeden  Theil  des  heimischen  Volkseinkommens  irgendwie  zu  besteuern. 

Alles  Gesagte  gilt  in  verstärktem  Maasse  wieder  von  der 
Communal  besteueruug. 

Denn  die  einzelne  Commune  (Gemeinde,  Kreis,  Provinz)  ist  noch  viel  mehr  mit 
anderen  Communen  durch  Kapitalienverkebr,  obligatorische  Verhältnisse,  Personen- 
bewegung etc.  verkettet.  Man  gelaugt,  nach  den  früheren  Ausführungen,  leicht  zu 
ganz  unhaltbaren  Zuständen,  wenn  man  hier  nicht  Subject-  und  Objectbcsteucrung 
rationell  verbindet.  Von  solchen  Zuständen  kann  man  sich  gerade  in  Deutschland 
(Preussen!)  im  Communalsteuerwesen  ein  Bild  machen,  obgleich  hier  nach  keiner  der 
beiden  Seiten  die  volle  Consequenz  gezogen  werden  kouute.  Sonst  wurde  die  Sach- 
lage einen  noch  deutlicheren  Beweis  für  die  Kothwendigkeit  einer  Verbindung  beider 
Stcuerarten  liefern. 

Ich  glaube  hier  in  der  „allgemeinen  Steuerlehre“  die  Frage  der  Verbindung  von 
Subjcct-  und  Object-Einkommen-  und  Vormögeusbesteuerung  nicht  weiter  verfolgen  zu 
sollen.  Das  Speciellere  Uber  „Ob  und  Wie“  gch&rt  in  die  „specielle“  Steuerlehre, 
mehr  noch,  bei  der  nothwendig  hier  entscheidenden  concreten  Sachlage,  in  die  Er- 
örterungen über  concreto  Reformen  der  directen  Steuern  in  einzelnen  Ländern  und 
Zeitpuncten.  In  der  Literatur  ist  das  Wichtigste  die  Behandlung  des  Problems  durch 
Schäffle  in  seiner  Steuerpolitik,  S.  210  lf.,  259  if.  und  die  dortigen  Ausführungen 
über  die  einzelnen  Ertragssteuern,  S.  294  tl„  und  anderseits  die  einschneidende  Kritik 
dieser  Vorschläge  durch  Neumann,  in  öchmoller's  Jahrbuch  1882,  S.  1310  ff.  Ich 
mochte  zwischen  beiden  eine  mittlere  Stellung  einnebmen. 


2.  Abschnitt 

I.  Die  Erwerbsbesteuerung. 

D.  Die  Besteuerung  einzelner  Erwerbsacte  oder  Rechtsgeschäfte  oder  die  so- 
genannte Verkehrs  Besteuerung  (Stempel-,  Registerabgaben  als  Steuern). 

§.  224.  Literarische  Nachweisungen  und  orientirendc  Vorbe- 
merkungen. 

In  der  früheren  Literatur,  im  Wesentlichen  bis  auf  Stein,  fehlt  das  Verständ- 
niss  für  diese  principiell  berechtigte  und  in  gewissem  Umfang  nothwendige  und 
practisch  wichtige  Besteuerungsart  fast  ganz.  Theils  hat  man  dieselbe  mit  gewissen 
Gebühren  zusammengeworfen,  mit  denen  sic  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  und 
in  der  Steuerpraxis  allerdings  im  sogenannten  Stempel-  und  Kegisterabgabenwcsen 
in  enger  Verbindung  stand  und  steht,  theils  hat  man  zwar  eine  theoretische  Scheidung 
erstrebt,  aber  ohne  diese  Besteuerung  in  ihrem  Wesen  richtig  zu  erfassen.  Als  Ge- 
bühr liess  sie  sich  nicht  oder  nur  gezwungen  in  einzelnen  Fällen  rechtfertigen.  Aber 
auch  wenn  dies  eingesehen  wurde,  vermochte  man  sich,  gegenüber  der  Verbreitung 
in  der  Praxis,  nicht  zu  einer  vom  Standpunct  des  Gebührenwesens  folgerichtigen  Ver- 
werfung zu  cntschliessen.  Zu  dieser  hätte  man  jedoch  gelangen  müssen,  wenn  man 
diese  Besteuerung  nicht  in  anderer  Weise  durch  Zurückfdhrung  auf  ein  allgemeines 
Princip  und  durch  Entdeckung  einer  richtigen  Stellung  im  Steuersystem  zu  begründen 
vermochte.  Dazu  fehlte  es  mangels  richtiger  principieller  und  systematischer  Behand- 
lung der  allgemeinen  Steuerlehre  meistens  sogar  an  Versuchen,  jedenfalls  an  gelunge- 
nen Versuchen.  Auch  Kau  ist  von  diesem  Vorwurf  im  Grunde  genommen  nicht 
auszunehmen  (s.  seine  Lehre  I,  g.  227  ff.).  Umpfenbach  erkennt  das  Wesen  der 
Gebühren  richtig,  aber  verwirft  die  Stempelabgaben  zu  einseitig,  indem  er  sie  zwar 
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mit  Recht  Dicht  unter  den  GebUhrenbegriiT  reiht,  aber  eine  andere  Auflassung  nicht 
findet  (1.  A.  I,  §.  28  ff.). 

Erst  durch  Steins  Lehre  ron  den  „Verkehrssteuern“  (s.  besonders  die 
1.  Aull.  S.  412  ff,  2.  A.  S.  289,  466  ff,  3.  A.  S.  398,  519  ff,  eine  seltsame  Preis- 
gebung  seiner  allerdings  nur  im  Kern  richtigen  Theorie  dagegen  in  der  4 Aufl.,  I. 
463,  besonders  II,  150  ff  s.  unten)  ist  der  richtige  Weg  zur  Beseitigung  dieses  Mangels 
und  zur  Ausfüllung  dieser  Lucke  im  theoretischen  Steuersystem  eiugeschlagen  worden. 
Seine  Auffassung  bildet  den  Ausgangspuuct  für  die  neue,  tiefere  und  klarere  Behand- 
lung dieser  ganzen  Gattung  von  Steuern,  für  ihre  Abtrennung  ron  den  Rechts-  und 
Verwaltungs-Gebühren  und  für  den  damit  zusammenhängenden  Punct,  die  Betrach- 
tung des  Stempels  als  Erhebungsform  ron  Gebühren  und  Steuern,  nicht  als 
selbständige  Steuerart.  Alle  diese  Verhältnisse  sind  aber  schon  früher  in  diesem 
Werke  behandelt  worden,  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Literatur.  (S.  besonders  Ein.  I, 
1.  Aufl.  g.  95  ff,  2.  Aufl.  §.  137,  139,  3.  Aufl.  §.  204,  206,  dann  namentlich  oben 
Buch  4,  §.  14,  29,  30  ff,  39  ff,  70  ff). 

In  der  Begründung  und  Begrenzung  des  ganzen  Gebiets  dieser  Besteuerung 
weiche  ich  aber  auch  ron  Stein's  früherer  Theorie  doch  ab,  in  Folge  dessen  auch 
in  Bezug  auf  die  Ausführung  oder  auf  die  einzelnen  hierhergehörigen  Steuern  und 
deren  Einrichtung.  Dass  Stein  in  seiner  älteren  Theorie  selbst  nicht  ganz  richtig 
vorgegangen  ist,  und  zwar,  weil  seine  Theorie  von  den  Factoren  des  Einkommens 
schief  ist  und  ihm  eine  allgemeine  Erwerbstheorie  (oder  „Theorie  der  Eingänge"  in 
eine  Wirthschaft)  fehlt,  beweist  wohl  die  merkwürdige  und  m.  E.  wieder  viel  zu  weit- 
gehende Preisgebung  in  der  4.  Auflage,  die  nicht  einmal  als  solche  von  Stein  be- 
sonders hervorgehoben  wird.  In  der  1.  Auflago  (S.  412)  bezeichnet  Stein  dio  Ver- 
kehrssteuern oder  „indirectcn  Einkommensteuern“  als  „die  Abgaben,  welche  von  den 
einzelnen,  den  Uebergang  der  Kapitalien  in  irgend  einer  Weise  vermittelnden  Acten 
erhoben  werden“.  Ein  „Uebergang  eines  Kapitals  oder  eines  Rechts  sei  nicht  denkbar, 
ohne  dass  dabei  von  der  einen  oder  anderen  Seite  ein  wirklicher  Mehrwerth  gewonnen 
wird.  Dieser  Mehrwerlh  ist  mithin  ein  selbständiger  Reinertrag,  der  nicht  mehr  auf 
der  Production,  sondern  bloss  auf  dem  Uebergang  des  Kapitals  beruht  und  der  durch 
die  Acte  dieses  llebergangs  vermittelt  wird  Der  Gewinn,  der  darin  liegt,  ist  die 
Steuerquelle  der  Vcrkehrssteuer  . . In  der  2.  Auflage  S.  467  wird  diese  Steuer 
dann  in  der  Ausführung  des  früheren  Gedankenganges  richtig  folgcndermaassen  be- 
gründet: „Da  die  Erwerbsteuer  bereits  alle  Producte  einer  Unternehmung  nach  ihrem 
Ertrage  besteuert  [V  unklar],  so  kann  es  nur  noch  Ein  Steuerobject  geben,  das  durch 
dieselbe  als  nicht  besteuert  erscheint.  Das  sind  diejenigen  Verkehrsgeschäfte, 
welche  nicht  durch  die  Natur  der  Production  des  betreffenden  Unternehmens  ge- 
geben sind,  sondern  als  selbständig  neben  derselben  stehend  betrachtet  werden 
müssen  und  dadurch  einen  selbständigen  Reinertrag  neben  dem  regelmässigen 
Erwerbe  darbieten.  Dies  nun  ist  nur  da  der  Fall,  wo  der  Werthverkehr  eintritt,  d.  i. 
wo  ein  bestimmter  Werth  in  Umlauf  gesetzt  und  an  demselben  ein  Gewinn 
gemacht  wird.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Verkehrssteuer  zu  ihrem  Objecte 
nur  Wertherwerbungen  im  weitesten  Sinne  haben  kann  und  dass  die  Steuer- 
qnelle  derselben  stets  der  Werthgewinn  ist,  der  bei  jedem  Werthgeschäft  vor- 
handen sein  muss  (?),  sei  es  bei  Geber  oder  Nehmer,  da  sonst  das  Geschäft  nicht 
gemacht  werden  würde."  Dieser  im  Kern  richtigen  Begründung  fehlt  nur  die  allge- 
meine theoretische  Basis  einer  richtigen  Erwerbstheorie  und  mit  in  Folge  dessen  eine 
richtige  Begrenzung  der  Verkehrssteuer.  War  es  dies  Gefühl,  das  Stein  bestimmte, 
in  seiner  3.  Auflage  jene  Motivirung  und  allgemeine  Umzeichnung  des  Gebiets  fort- 
zulassen? In  der  4.  Auflage  scheint  Stein  aber  sogar,  wenn  ich  ihn  richtig  ver- 
stehe, seine  frühere  Begründung  ganz  aufzugeben  und  schlicsst  eine  Erörterung,  in 
der  er  den  engen  Zusammenhang  des  einzelnen  Verkehrsacts  mit  dem  gesammten 
Erwcrbsproccss  betont,  mit  dem  Satze:  „Es  ist  daher  geradezu  unmöglich,  die 
Vcrkehrssteuer  jemals  rationell  zu  begründen,  möge  sie  nun  erscheinen, 
wie  sie  will  1“  „Die  Vcrkehrssteuer  kann  nie  durch  die  Wissenschaft,  sondern  nur 
durch  das  Bedürfniss  des  Staats  erklärt  werden.“  „Alle  Behandlung  der  Verkehrs- 
Steuern  muss  daher  mit  dem  Satze  beginnen,  dass  dieselben  an  und  für  sich  falsch 
sind“  (II,  152).  Das  heisst,  die  Theorie  wirft  die  Flinte  ins  Korn.  Eine  panz  un- 
haltbare Stellung,  zu  der  mau  auch,  unter  Festhaltung  des  Korns  ron  Stein  s älterer 
Theorie,  gar  nicht  genöthigt  ist.  Von  Stein's  neuem  Standpuncte  aus  müsste  man 
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eigentlich  in  der  Theorie  die  ganze  Verkebrsbesteuerung  verwerfen.  Das  ist  aber 
theoretisch  falsch  wie  es  practisch  unmöglich  ist.  Die  Praxis  hat  sich  in 
der  Ausbildung  dieser  Besteuerung,  auch  ohne  Klarheit  über  die  principiolle  Begrün- 
dung und  Begrenzung  derselben,  von  einem  ganz  richtigen  „Gefühl“  leiten  lassen. 

In  der  fünften  Auflage  hält  Stein  zwar  im  Ganzen  an  der  Auffassung  in  der 
vierten  Auflage  fest,  aber  macht  doch  bereits  wieder  ein  Zugeständniss,  nemlich  dass  es 
einen  Gesichtspunct  gebe,  von  dem  aus  sich  eine  bestimmte  Art  der  Verkehrssteuer 
gerade  neben  der  Erwerbsteuer  rechtfertige:  bei  ..Gewinn“,  als  einem  Erwerb  ohne 
alle  Arbeit  (II,  2,  212).  D.  h.  er  fordert  die  Verkebrssteuer  mit  der  Motivirung, 
welche  ich  für  die  Besteuerung  des  Erwerbs  durch  Anfall,  Conjunctur  u.  s.  w.  ge- 

Seben  habe.  Die  Klage  (eb.  S.  210),  dass  seine,  Stein ’s,  Darstellung  zu  einem  ernsteren 
ingehen  auf  den  so  wichtigen  Gegenstand  nicht  geführt  habe,  ist  ganz  unbegründet 
und  nur  daraus  zu  erklären,  dass  Stein  meine,  Friedberg's,  Schäffle's,  Schalls 
Arbeiten  über  Verkebrsbesteuerung  nicht  kennen  gelernt  bat.  (S.  meine  Bemerkungen, 
Tübinger  Zeitschrift  1887,  S.  42,  46  in  den  Noten). 

Die  Verkehrsbesteuernng  ist  begründet,  wo  nach  der  Natur  und  ganzen  Ein- 
richtung der  sonstigen  Erwerbsbesteuerung  (Ertrags-  und  Einkommensteuer)  gewisser 
durch  einzelne  Verkehrsacte  oder  Hechtsgesehäfte  realisirter  Erwerb  (Gewinn)  nicht 
getroffen  werden  kann  oder  thatsächlich  nicht  oder  nur  ganz  unsicher  und  unge- 
nügend getroffen  wird.  Es  ist  also  einmal  darauf  zu  sehen,  ob  und  welche  Lücken 
die  sonstige  Besteuerung  bat,  zweitens,  wo  ein  solcher  nicht  oder  nicht  ausreichend 
besteuerter  Erwerb  oder  Gewinn  verkommt  Hier,  wie  so  oft  im  Steuerwesen,  handelt 
es  sich  dabei  freilich  um  die  Ermittelung  von  Durchschnittsverh&ltnissen  und  durch- 
schnittlichen Wahrscheinlichkeiten.  Damit  wird  zugleich  das  Gebiet  dieser 
Besteuerung  richtig  begrenzt,  was  auch  in  Steins  früherer  Theorie  der  Mangel 
war.  Denn  es  ist  unhaltbar,  bei  jedem  Verkehrsact  einen  solchen  Gewinn  oder 
eine  Lücke  in  der  sonstigen  Besteuerung  anzu nehmen.  S.  unten  die  Darstellung. 

Ausser  Stein  s.  von  Früheren  noch  v.  Hock,  öffentliche  Abgaben  §.  31,  32, 
Bösobrasof,  impöts  sur  les  actes,  1.  partie,  Peters bourg  1S6C  (Mem.  de  l'Acad.  X, 
Nr.  11),  der  diese  Steuern  noch  zu  sehr  als  eine  gebuhrenartige  Abgabekategorie, 
Vergütung  für  den  allgemeinen  präventiven  Rechtsschutz  u.  s.  w.,  ansieht.  Auf  diesem 
Standpuncte  steht  die  deutsche  Freihandelsschule  (Faucbor,  Al.  Meyer,  s.  dessen 
Aufsatz  Stempelsteuer,  in  der  volkswirthschaftlicben  Vierteljahrschrift  1869,  B.  3, 
S.  51  ff.).  Hier  wird  der  alte  „Assecuranz“ -Standpunct  und  das  Steuerprincip  von 
Leistung  und  Gegenleistung  wieder  hervorgeholt,  um  zu  einer  allgemeineren  prin- 
cipiellen  Rechtfertigung  der  „Stempelsteuern“  zu  gelangen.  Dieser  Ausgangspunct 
ist  höchst  willkürlich  und  gezwungen,  wofür  der  Aufsatz  Meyer’s  den  Beleg  liefert. 
Achnliche  Gesichtspuncte  bei  Leroy-Beaulieu , 1,  liv.  2,  ch.  11.  Dagegen  trennt 
Vocke,  britische  Steuern  S 217.  223,  die  „Gebühren  in  Stempelfurm“  und  die 
„Verkehrssteuem  in  Stempelfonn“  für  England  scharf  Vgl.  auch  v.  Bilinski, 
Vermögens-  und  Verkehrssteuern  im  Steuersystem,  Hirth’s  Annalen  1876,  S.  719  ff. 

Eine  besonders  beachtenswerthe,  die  Wissenschaft  fördernde  deutsche  Arbeit  zur 
Theorie  dieser  Steuergattung  ist  ausser  Stein’s  Lehrbuch  der  Aufsatz  „zur  Theorie 
der  Stempelsteuern"  von  Dr.  Rob.  Friedberg,  in  Hildebrand’s  Jahrbüchern  1878, 
B.  31,  S.  68  ff,  womit  zu  vergleichen  desselben  Verfassers  „die  Börsensteuer“, 
Berlin  1875.  Friedberg  polemisirt  in  dem  Aufsatz  ganz  richtig  gegen  die  frühere 
Thoorie  Stein’s  (S.  76  ff.)  und  wirft  es  dem  letzteren  vor,  dass  er  gerade  von  seinem 
Standpuncte  aus  nicht  zu  einer  Verwerfung  vieler  Verkehrssteuern  der  Praxis  gelangt 
sei.  Er  bezeichnet 'dann  ebenfalls  die  Erzielung  eines  Gewinnes  bei  jedem  Geschäft 
als  eine  Fiction  und  verlangt  die  Verkehrsbesteuerung  als  selbständige  Steuerart 
neben  den  (eigentlichen  oder  allgemeinen)  Ertrags-  und  den  Einkommensteuern. 
Friedberg  leitet  darauf,  im  Anschluss  an  meine  Lehre  vom  Einkommen  und  von 
den  „Eingängen“  u.  s.  w.  in  der  Grundlegung,  die  Verkehrssteuer  als  die  Steuern  von 
einem  ausserhalb  des  gewöhnlichen  Erwerbs  erfolgenden  Erwerbe  ab  (S.  81).  Er 
kommt  dann  dabei  zur  Besteuerung  realisirter  Conjuncturengewinne,  ferner  der  Erb- 
schaft und  Schenkung.  Davon  handle  ich  erst  im  nächstfolgenden  Abschnitt,  ohne 
den  Zusammenhang  zwischen  dieser  und  der  Verkebrsbesteuerung  zu  verkennen.  In 
diesen  Erörterungen  stimme  ich  Friedberg  bei,  aber  ich  plädire  auch  noch  für  die 
Auffassuug  der  Verkehrs-  oder  Stempelsteuern  als  eines  Mittels  zur  Ergänzung  der 
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bestehenden  Einkommen-  und  Ertragssteuern  für  TheUe  des  regelmässigen  Erwerbs, 
die  man  durch  letztere  Steuern  nicht  sicher  trifft. 

Seit  den  im  Vorangehenden  genannten  Arbeiten  ist  die  Untersuchung  Uber  die 
Verkehrsäteuern  mehrfach  wieder  aufgenommeu  und  fortgeführt  worden.  Das  Wich- 
tigste hat  Schäffle  in  seiner  Steuerpolitik  geliefert,  dem  ich  sachlich  vielfach  bei- 
stimme, nur  nicht  in  der  Terminologie,  wo  er  den  Ausdruck  „Gebühren“  wieder  für 
dies  Gebiet  mit  anwendet. 

S.  besonders  S.  454  ff.,  namentlich  den  Abschnitt  S.  483  if.,  wo  unter  gleich- 
fallsiger  Ablehnung  von  Stein 's  neuerem  Skepticismus  eine  Begründung  und  Begrenzung 
der  Verkehrssteuem  doch  im  Ganzen  ähnlich,  wenn  auch  in  anderer  Fassung,  wie  von 
mir,  gegeben  wird  und  sich  ausserdem  aus  Schäffle's  Einbeziehung  dieser  Abgaben 
in  seine  Kategorie  der  indirecten  Stenern  einige  Consequenzen  ergeben.  Schäffle 
betrachtet  die  Verkehrssteuern  mit  als  Mittel  zur  ergänzenden  und  individualisirenden 
Belastung  der  Steuerkräfte,  so  zur  Erfassung  der  Kapitalisirungskraft,  zur  Besteuerung 
von  Gewinnen,  »eiche  aus  gewissen  Anwendungen  von  Vermögen  und  Einkommen 
hervorgehen  und  durch  die  anderen  Steuern  nicht  oder  nicht  genügend  getröden 
werden,  zur  Ergänzung  der  directeu  Steuern,  zur  Ausgleichung  von  Mängeln  des 
Steuerrechts  u.  dgl.  m.  (s.  besonders  S.  484 — 488).  Die  Momente,  welche  ich  in 
diesem  und  dem  folgenden  Abschnitt  trenne,  werden  hier  von  Schäffle,  wie  von  An- 
deren, nur  mehr  zusammengefasst.  Aber  ich  glaube  doch  aus  sachlichen  und  for- 
mellen Gründen  bei  meiner  früheren  Behandlungsweise  bleiben  zu  sollen. 

S.  ferner  Schall,  im  Scbönberg’schen  Handbuch,  Abhandlung  Verkehrssteuem 
find.  Erbschaftssteuern)  und  Gebühren,  welche  beiden  Gebiete  Schall  aber  scharf 
trennt;  in  der  ersten  Abhandlung  namentlich  §.  1 ff.  Er  generalisirt  den  Begriff  der 
Verkehrssteuer  zu  dem  von  „Vermögenssteuern  in  der  Form  von  Auflagen  auf  den 
Verkehr  von  Vermögensgegenständen ",  was  mir  zu  weit  geht.  Auch  in  der  Begrün- 
dung und  Begrenzung  des  Gebiets  Abweichungen,  denen  ich  mich  nicht  ganz  an- 
schliessen  kann.  Ganz  unklar  polemisirt  gegen  die  Versuche  der  Begründung  dieser 
Steuern  Vocke,  Abgaben  S.  585  ff  Roscher,  Fin.  (§.  106  ff),  ohne  näheres  Ein- 
gehen auf  die  Begründung,  nur  werden  die  Verkehrssteuem  auch  von  ihm  als  sehr 
geeignet  bezeichnet,  die  Lucken  des  übrigen  Steuersystems  einigermaassen  auszufüllen. 
Cohn,  Fin.  §.  341  (im  Wesentlichen  mir  beistimmend).  Umpfenbach  hilft  sich 
Uber  das  Bcdurfniss  einer  theoretischen  Begründung  der  Verkehrssteuern  wieder  ver- 
mittelst der  Subsumption  der  letzteren  unter  das  Princip  der  Fiscalbevorrechtung  hin- 
weg; eine  Rechtfertigung  vor  dem  Steuerprincip  sei  vergeblich  (2.  A.  §.  200). 

Für  die  theoretische  Unterscheidung  der  Erwerbsarten  u.  s.  w.  beziehe  ich  mich 
auf  meine  Grundlegung,  besonders  §.  63-65.  Die  von  Einzelnen,  z.  B.  von  Held, 
bezweifelte  practische  Bedeutung  der  hier  gegebenen  Unterscheidung  der  „Ein- 
gänge“ u.  s.  w.  bewährt  sich  in  diesem  und  dem  nächsten  Abschnitte  doch  wohl. 

Die  Gesetzgebung  Uber  Verkehrssteuern  ist  grossentheils  in  derjenigen  Uber 
Stempel  und  Registerabgaben  enthalten  und  oben  io  Buch  4 bei  den  „Rechts- 
und Verwaltungsgebühren"  in  g.  31  bereits  mit  angegeben  worden. 

I.  — §.  225.  Entwicklung. 

Das  Eingreifen  des  Erwerbs  durch  einzelne  Acte  in  diejenige 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Vermögens  unter  die  Ein- 
zelnen, welche  sich  durch  den  berufsmässigen  Erwerb  ursprünglich 
vollzieht,  ist  bereits  oben  dargelegt  worden  (§.  215).  Für  die  Frage 
der  Besteuerung  jenes  Erwerbs  durch  einzelne  Acte  ist  die  That- 
sache  wieder  besonders  wichtig,  dass  dieser  Erwerb  nach  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  und  des  Verkehrs, 
daher  auch  in  verschiedenen  Ländern  und  Volkskreisen,  eine  sehr 
verschiedene  Ausdehnung  und  Bedeutung  hat.  Seine  Be- 
steuerung ist  grundsätzlich  immer  zu  verlangen,  um  die  reelle 
Besteuerung  alles  Volkseinkommens  im  Einzeleinkommen  durch- 
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zusetzeu  und  die  Besteuerung  gerecht  zu  vertheilen.  Aber  sie  ist 
gewöhnlich,  oft  sogar  ausserordentlich  schwierig.  Sie  wird  ferner 
practisch  immer  nothwendiger  erst,  je  mehr  mit  der  Ent- 
wicklung des  Verkehrs  dieser  Erwerb  durch  einzelne  Acte  an  Be- 
deutung gewinnt,  aber  gleichzeitig  wird  sie  dann  auch  steuertechnisch 
gerade  wieder  schwieriger.  So  ist  es  begreiflich,  dass  sich  diese 
Besteuerung  erst  spät  entwickelt.  Ihr  früheres  Fehlen  ist  auch 
practisch  nach  der  Lage  der  Dinge  nicht  sehr  bedenklich  gewesen, 
während  es  später  eine  empfindliche  Lücke  im  Steuersystem 
darstellt. 

In  der  Gesetzgebung  und  Praias  sind  die  in  den  letzten  Jahrhunderten  des 
Mittelalters  und  in  der  folgenden  Zeit  vorgekommenen  allgemeineren  oder  auf  einige 
Waarenkategorieon  beschränkten,  wegen  der  Verkehrsstörungen  und  Controlmängel 
meist  nicht  ordentlich  gelungenen  Kaufabgaben  (Kauf-  und  Verkaufsteuern  von 
beweglichen  Sachen,  Foilschaften,  s.  oben  S.  501)  ähnlich  wie  die  römische  allgemeine 
Kaufabgabe  (Fin.  III,  23)  mehr  als  Vorläufer  von  Verbrauchssteuern,  Accison,  denn 
als  solche  von  Verkehrssteuern  anzusehen  (s.  Fin.  III,  S.  82,  80,  145).  Besondere  Steuern 
auf  einzelne  Verkehrsacte  sind  dagegen  in  Verbindung  mit  bezüglichen  Gebühren, 
seit  dem  17.  Jahrhundert  dann  in  Verbindung  mit  dem  Stempelwesen  allgemein,  in 
einzelnen  Ländern,  z.  B.  in  Frankreich,  in  Verbindung  mit  öffentlicher  Registrirung 
(Fin.  III.  §.  65)  aufgekommen  (§.  28  ff.)  oder  eigentliche  Gebühren  sind  nach  der 
Art  der  Veranlagung,  der  Gelegenheit  der  Erhebung  und  der  Höhe  der  Sätze  that- 
sächlich  in  Steuern  übergegangen.  Durch  diese  Vermischung  von  Abgaben  verschie- 
denen Charactcrs  ist  manche  Verwirrung  entstanden,  welche  auch  für  die  Theorie 
verhängnissvoll  werden  sollte.  Entweder  zwängte  man  die  betreffenden  Abgaben  un- 
zulässig unter  den  Gebührenbegriff,  um  sic  vermeintlich  so  zu  rechtfertigen,  was  aber 
gerade  auf  diese  Weise  nicht  geschehen  konnte;  oder  man  sah  Letzteres  ein  und  ver- 
warf sie  principiell,  weil  sie  gar  nicht  Gebühren  wären,  indem  man  übersah,  dass  sie 
sich  zwar  nicht  allgemein  und  nicht  immer  in  der  in  der  Praxis  bestehenden  Art 
und  Höhe,  aber  doch  öfters  in  anderer  Weise  als  wahre  Steuern  rechtfertigen 
und  selbst  verlangen  Hessen.  Es  genügt,  für  diese  beiden  Irrthümer  auf  die  Er- 
örterungen in  der  früheren  Gebührenlehre  zu  verweisen  (§.  28,  29,  32,  89). 

In  den  älteren  einfacheren  Verhältnissen  der  Volkswirthschaft 
und  bei  festen  berufsständischen  Ordnungen,  wie  sie  früher  in  der 
Agrar-  und  Gewerbeverfassung  für  die  ländliche  und  städtische 
Arbeit  Vorlagen,  war  ein  Erwerb  durch  einzelne  Acte  des  Verkehrs, 
welche  nicht  zu  denjenigen  des  berufsmässigen  Erwerbs,  also  z.  B. 
zu  den  hierbei  regelmässig,  so  beim  Absatz  der  eigenen  Producte, 
im  Handel  mit  Kaufmannswaaren,  bei  der  Versorgung  des  Consums 
vorkommenden  Verkäufen  und  Käufen  gehörten,  selten.  Hier  konnte 
daher  das  Einkommen  einer  Person  durch  eine  richtige  Einkommen- 
oder Ertragsbesteuerung,  auch  durch  eine  Vermögensbesteuerung, 
genügend  besteuert  werden. 

Wenn  sich  trotzdem  auch  hier  iu  besonderen  Bositzwechselabgaben , z.  B.  bei 
dom  Verkauf  von  Grundeigenthum,  Abgaben  finden , welche  den  neueren  (Verkehrs-) 
Steuern  dieser  Art  zu  vergleichen  und  mehrfach  auch  wohl  deren  historische  Vor- 
gänger sind,  so  war  doch  Ursprung  und  innere  Begründung  solcher  Abgaben  gewöhn- 
lich auf  einem  anderen  Gebiete  als  demjenigen  der  Besteuerung  zu  suchen.  Die 
betreffenden  Abgaben  wareu  bei  bäuerlichem  und  ähnlichem  Grundbesitz  grundherr- 
A.  Wagner,  Finanrwinonschaft.  IL  2.  Aufi.  36 
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lieber  Natur  oder  standen  bei  diesem  and  anderem  Besitz  mit  gerichtsherrliehen 
Rechten  des  Landesherrn  oder  allgemeinen  Hoheitsrechten  der  Staatsgewalt  in  Ver- 
bindung, hatten  daher  auch  wohl  etwas  tiebuhrenartiges  an  sich  (für  die  Gewährung 
der  Erlaubnis  oder  für  die  Zustimmung  zur  Veräusserung  u.  dgl.  m.).  Die  betreffen- 
den Abgaben  gehörten  deshalb  auch  staatsrechtlich  zu  den  Einnahmen  aus  der  Grund- 
herrlichkeit (zum  sogenannten  „Kammergut“),  oder  aus  Hoheitsrechten,  nicht  zu  den 
Steuern,  die  der  ständischen  Mitwirkung  unterlagen,  und  finanzwirthschaftlich  wurden 
sie  ebenfalls  nicht  als  Steuern  angesehen. 

Zuerst  war  es  dann  die  Entwicklung  des  Creditverkehrs 
und  des  speculativen  kaufmännischen  Geschäfts,  welche 
einen  Erwerb  anzeigten,  der  sich  mit  dem  berufsmässigen  Erwerb 
nicht  völlig  deckte  oder  doch  durch  die  Steuern  auf  denselben 
nicht  genügend  getroffen  wurde,  schon,  weil  er  sich  zu  sehr  in 
seiner  Existenz  und  vollends  in  seiner  Höhe  der  Controle  entzog. 
Dies  musste  darauf  führen,  entweder  die  Einkommen-  und  Ertrags- 
besteuerung des  berufsmässigen  Erwerbs  entsprechend  zu  reformiren, 
was  aber  eben  wegen  der  Schwierigkeit  des  Nachweises  des  Er- 
werbs aus  Creditgescbäften  oder  aus  Speculation  sehr  unsicher 
blieb  und  deshalb  selten  genügend  geschehen  konnte;  oder  man 
dehnte  die  Verbrauchs-,  die  Luxusbesteuerung  aus,  um  den  Erwerb 
vollständiger  zu  treffen:  kein  unrichtiger,  aber  ein  ebenfalls  noch 
unzulänglicher  Weg;  oder  man  griff  endlich  zu  besonderen 
Steuern,  um  jenen  „besonderen“  Erwerb  noch  apart  zu  treffen. 

Dies  geschah  durch  die  Anknüpfung  der  Steuer  an  die  Rechts- 
geschäfte und  besonders  an  die  sie  formulirenden  schriftlichen 
Urkunden,  welche  meistens  zur  Beurkundung  von  Creditgescbäften 
oder  von  Kauf-  und  ähnlichen  Geschäften  in  Bezug  auf  Grund- 
eigentum dienen  oder  im  kaufmännischen  Verkehr  Vorkommen. 

Die  hauptsächliche,  einfache,  beliebte  und  in  der  That  vielfach 
recht  practische  Form  hierfür  war  nach  Erfindung  und  Einbürger- 
ung des  Stempels  als  Erhebungsform  von  Abgaben  (17.  Jahr- 
hundert) die  Vorschrift,  jene  Urkunden  mit  einem  Steuerstempel 
zu  versehen,  oder  auf  gestempeltes  Papier  zu  schreiben 
oder  die  betreffenden  Rechtsgeschäfte  unterMit  wirkungöffent- 
licher Organe  (Gerichte,  Notare)  abzuscbliessen  und  auch  wohl 
sie  in  öffentliche,  von  den  Gerichten  oder  anderen  Behörden 
ohnedies  aus  rechts-  und  verwaltungstechnischen  Gründen  geführte 
Bücher  (wie  die  Grund-  und  Ilypothekenbücher)  oder  in  erst  neu 
nur  für  Finanzzwecke  zu  diesem  Behuf  eingeführte  Bücher  ein- 
tragen  zu  lassen:  Register-  und  Eintragungs„abgaben“, 
theils  geh  Uhren  artiger,  theils  steuerartiger  Natur  (§.42).  Das 
Unterbleiben  der  Stempeluug  oder  Eintragung  wurde  daun,  ausser 
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mit  fiscalischen  Strafen,  eventuell  auch  mit  civilrecbtlichen  Rechts- 
nachtheilen für  die  Contrahenten  oder  wenigstens  die  erfolgte  Ein- 
tragung mit  Rechtsvortheilen  in  Betreff  der  Giltigkeit  des  Geschäfts 
u.  s.  w.  verbunden. 

Dieses  Abgabewesen  wurde  nun  freilich  wegen  seiner  Ver- 
mischung mit  Gebühren  und  wegen  seiner  Erhebungsform  theore- 
tisch bis  in  die  Gegenwart  hinein  vielfach  falsch  aufgefasst  und 
practisch  unrichtig  behandelt  Das  kann  aber  nicht  hindern,  in  ihm 
ein  an  sich  ganz  richtiges  und  bedeutsames  Glied  eines  modernen 
Steuersystems  zu  erkennen.  Seit  dem  17.  Jahrhundert,  bemerkens- 
werther  Weise  mit  zuerst  und  am  Umfassendsten  in  Holland,  dann 
bis  in  die  Neuzeit  hinein  überhaupt  am  Meisten  in  Ländern  mit 
grossem  kaufmännischen  und  Creditverkehr  (England)  dehnt  sich 
diese  Besteuerung  immer  mehr  aus  und  wird  doch  auch  in  der 
öffentlichen  Meinung  trotz  ihrer  Lästigkeit  und  ihrer  mancherlei 
Mängel  als  berechtigt  anerkannt,  ihre  Ausdehnung  (Börsensteuer!) 
selbst  gefordert,  weil  man  erkennt,  dass  ohne  sic  bedenkliche 
Lücken  im  Steuersystem  bleiben. 

S.  in  der  Gebuhrenlehre  §.  80 — 38.  39 — 48.  Ferner  Fin.  III,  104  (Stempel- 
gcfäll  seit  17.  Jahrhundert  in  Oesterreich),  118  (dsgl.  in  Preussen),  151  (Stempel- 
und  Registerabgaben  u.  s.  w.  in  Frankreich  seit  16.  und  17.  Jahrhundert),  192  (in 
England). 

II.  — §.  226.  Unrichtige  Gestaltung  in  der  Praxis. 

Gerade  diese  Besteuerung  war  indessen  nach  ihrer  einfachen, 
bequemeu  Erhebungsform  und  nach  den  Gelegenheiten,  an  welche 
sie  6ich  knüpfte,  besonders  geeignet,  einseitig  fiscalisch  auf- 
gefasst, auf  unrichtige  Fälle  ausgedehnt  und  in  zu  grosser 
Höhe  aufgelegt  zu  werden. 

Dia  gewöhnlichen  Creditgoscliäfte,  das  Darlehen  ohne  Pfand  oder 
auf  bewegliche  Pfänder,  dann  die  Kauf-  und  Verkaufgeschäfte  des  Handels 
in  Bezug  auf  bewegliche  Sachen  h&tten  zwar  von  solchen  Steuern  grundsätzlich 
besonders  getroffen  werden  müssen,  weil  sie  auf  Einkommen  oder  Erträge  hinwiesen, 
welche  sich  der  sonstigen  directen  Besteuerung  besonders  leicht  entziehen.  Sie  wurden 
daher  auch  vom  Steuergesetz  wohl  mit  aufs  Korn  genommen.  Aber  diese  Geschäfte 
vermögen  sich  nach  ihren  Kcchtsformen  auch  leicht  einer  solchen  besonderen  Steuer 
in  Form  des  Stempels  oder  der  Registerabgabe  zu  entziehen,  trotz  der  etwa  drohenden 
Recbtsnachtheile. 

Andererseits  ist  der  Besitzwechsel  von  Immobilien,  der  Verkauf,  die 
Vermiethung,  Verpachtung  und  sind  die  hypothekarischen  Creditgeschifte 
der  Natur  der  Sache  und  dem  betreffenden  formollen  Rechte  nach  viel  leichter  zu 
controliren.  So  erklärt  es  sieb,  dass  gerade  die  Rechtsgeschäfte,  welche  sich  auf 
Immobilien  beziehen,  vorzugsweise  von  solchen  Stempel- und  Eintragungssteuern 
getroffen  wurden.  Einmal  knüpfte  man  hier  Öfters  an  ältere  Abgaben  an  und  lag  die 
Versuchung  für  die  Staatsgewalt  zu  nahe,  bei  der  Ausbildung  solcher  Steuern  die 
Rechtsgeschäfte  in  Rezug  auf  Immobilien  wegen  der  dabei  besonders  in  Aussicht 
stehenden  Ergiebigkeit  der  Besteuerung  demgemäss  im  Steuerrecht  ins  Auge  zu 
fassen.  Sodann  aber  wurden  die  steuerpflichtigen  Rechtsgeschäfte,  bcz.  die  darüber 
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abgefassten  Urkunden  hier  auch  in  Wirklichkeit  viel  sicherer  erfasst,  als  die  Rechts- 
geschäfte des  sonstigen  Creditverkehrs  und  in  Bezug  auf  Kauf  u.  s.  w.  von  Mobilien, 
welche  ohnehin  regelmässig  formloser  oder  in  einfacheren  Formen,  unbeschadet  ihrer 
rechtlichen  (iiltigkeit  und  tatsächlichen  Sicherheit,  sich  vollziehen.  Da  bei  den 
Rechtsgeschäften  in  Bezug  auf  Immobilien  ausserdem  der  Natur  der  Sache  und  dem 
geltenden  Rechte  nach  häufig  schon  eine  Mitwirkung,  wenigstens  eine  Notiznabme 
Öffentlicher  Behörden,  Gerichte  erfolgen,  ftlr  diese  Geschäfte  Öffentliche  Bacher  (Grund- 
und  Hypothekenbücher  u.  dgl.)  geführt  werden  mussten,  wo  dann  Gebühre nhebung 
ganz  am  Platze  und  auch  in  der  Regel  vorgeschrieben  war.  so  entwickelte  sich  durch 
die  Verbindung  der  Steuer  mit  der  Gebühr  vollends  leicht  das  neue  Abgabewesen 
gerade  hier. 

ln  Folge  hiervon  ist  die  Besteuerung  der  Acte  oder 
Rechtsgeschäfte  oder  die  sogenannte  Verkehrsbestenerung 
vielfach  in  ganz  falsche  Bahnen  gerathen,  schon  recht- 
lich, noch  mehr  nach  ihrer  factischen  Wirksam keit:  es  ist 
überwiegend  das  Immobiliarvermögen,  der  Grund-  und 
Hausbesitz,  welcher  auch  diese  Steuern  trägt,  weit  weniger  und 
erst  systematischer  in  neuerer  und  neuester  Zeit  das  Mobiliar- 
vermögen, das  bewegliche  Kapital. 

Nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Besteuerung  und  nach  deren  neuerer 
Fortbildung  in  den  Realsteuern  des  Ertragsstcuersystcms  war  aber  das  Immobiliar- 
vermögen ohnehin  schon  stärker  belastet,  der  überbürdete  Hauptträger  der  directcn 
Steuern,  und  konnten  seine  Erträge  thatsächlich  von  den  bestehenden  Steuern  auch 
leichter  erfasst  werden,  als  das  bewegliche  Vermögen,  der  gewerbliche  Unternehmer- 
gewinn, der  Arbeitsertrag  u.  s.  w.  So  wurde  vielfach  durch  die  an  sich  durchaus 
richtige  Verkehrsbesteuerung  die  gesaminte  Erwerbsbesteuerung  nur  noch 
u ngleichm  ässiger  und  nicht  selten  wirklich  auch  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
puncte  aus  schädlich,  statt  dio  ihr  zukommende  Ausglcichungsfunction  zu  erfüllen, 
namentlich  in  den  hohen  Steuern  vom  Eigcnthumswcchscl  des  Grundeigenthums 
unter  Lebenden,  von  Verpfändungen,  Vermiethungen,  Verpachtungen  desselben  tfran- 
zOsisches  Enregistrement).  Besonders  der  ländliche  Grundbesitz,  welcher  gleich- 
zeitig hohe  Staats-  und  Communal- Grundsteuern  trug,  wurde  in  Wahrheit  oftmals 
überlastet,  die  Städte,  als  Hauptsitz  des  mobilen  Kapitals,  der  Gewerke,  der  liberalen 
Berufe,  wenigstens  relativ  begünstigt  Die  Verkchrssteuern  wurden  bei  Geschäften 
in  Bezug  auf  Immobiliarvermögen  nicht  selten  in  bedenklicher  Weise  zu  reell eu 
Vermögenssteuern.  Das  practische  Hanptbeispiel  ist  Frankreichs  Enregi  Stremen  t 
und  S tempelwesen,  das  im  dritten  Bande  eine  eingehende  Darstellung  gefunden 
hat  (S.  502—570). 

Die  Schuld  hiervon  lag  aber  nicht  in  einem  an  und  für  sich 
falschen  Princip  dieser  Besteuerung,  sondern  in  der  falschen, 
einseitig  fiscalischen  Durchführung  eines  richtigen 
Princips. 

Auch  darf  man  nicht  übersehen,  dass  die  Wirkung  dieser  Besteuerung,  wenigstens 
in  fortschreitenden  Volkswirtschaften , sogar  neben  hohen  Realsteuera,  in  der  Wirk- 
lichkeit doch  für  den  Grundbesitz,  diesen  als  Ganzes  aufgefasst,  durch  eiucn  anderen 
günstigen  Umstand  gegenüber  dem  mobilen  Kapital,  den  Gewerben  und  den  Berufen 
mit  Arbeitseinkommen  einigermaassen  ausgeglichen  wurde,  vollends  wenn  jeue  Real- 
steuern. wie  so  häufig,  lauge  Zeit  stabil  waren:  dem  Grund-  und  Hausbesitz  wuchs 
in  solchen  Volkswirtschaften  auch  in  der  steigenden  Rente  immer  wieder  ohne 
oder  ohne  entsprechende  neue  persönliche  Leistungen  oder  Kapitalverwendungen  seiner 
Eigentümer  ein  grösserer  Ertrag  und,  zumal  bei  sinkendem  Zinsfuss,  ein  höherer 
Kapitalwerth  zu,  von  dem  der  Staat  gewissermaassen  in  der  Besitzwechselabgabe 
u.  s.  w.  nur  seinen  „gesellschaftlichen  Anteil"  nahm  (Grundlegung  §.  78,  81). 
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III.  — §.  227.  Begründung  und  Begrenzung  der 
Verkehrs  besteuern  n g. 

Soll  nun  die  Besteuerung  der  Acte  ein  richtiges  Glied  im  ganzen 
Steuersystem  werden,  so  muss  man  sie  richtig  begründen  und 
begrenzen,  letzteres  in  doppelter  Weise,  nach  den  Kate- 
gorieen  von  Fällen,  wo  sie  eintritt,  und  nach  der  Höhe  der 
Steuersätze. 

Mil  dieser  Aufgabe  hat  sich  denn  auch  die  neuere  linanzwissenschafUiche  Theorie 
zu  beschäftigen  begonnen,  weniger  bisher  noch  die  Praxis,  wenn  auch  die  Klagen  und 
Agitationen  der  Überlasteten  Interessenten,  besonders  dor  ländlichen  Grundbesitzer, 
immer  dringlicher  Reformen  rcrlangen. 

A.  Auch  noch  neuerdiDgs  hat  man  gelegentlich  für  diese 
Besteuerung  der  Acte,  bez.  der  Rechtsgeschäfte  eine  falsche 
Begründung  versucht,  nemlich  die  alte  nach  dem  Grundsatz 
von  Leistung  und  Gegenleistung. 

S.  die  in  den  Vorbemerkungon  §.  224  genannten  Arbeiten  von  Fauch  er,  be- 
sonders Al.  Meyer;  auch  Leroy-Bcaulieu  und  Überhaupt  die  Franzosen.  Beso- 
brasof.  Dagegen  Friedberg  a.  a.  0.  S.  73.  — A.  Meyer  will  hier  zwei  Functionen 
staatlicher  Thätigkeit  auf  dem  Hechtsgebiete  unterscheiden,  einmal  Ordnung  und  Norm 
zu  geben,  um  die  factiscbc  Herrschaft  in  Recht  zu  verwandeln:  dafür  die 
Stempelsteuern;  sodann  den  in  der  ersten  Function  angedrohten  Zwang  wirklich 
auszufuhren:  dafür  die  üerichtskosten.  „Der  rohe  Barren  thatsächlichcr  Gewalt“ 
wird  so  „in  die  geprägte  Münze  anerkannten  Rechts“  verwandelt.  Das  sei  eine  wirth- 
schaftliche  Leistung  des  Staats,  dio  durch  die  Stempelsteuer  bezahlt  werde  (S.  57 — 59). 
Um  das  Priticip  zu  retten,  das  nach  diesem  spätesten  Ausläufer  der  Smith'schen  Schule 
in  der  Volkswirthschaft  das  allein  richtige  ist  und  Überall  herrschen  muss,  ist  diese 
Begründung  erdacht.  S.  oben  Uber  das  Princip  von  Leistung  und  Gegenleistung  in 
der  Besteuerung  §.  179  ff. 

Die  Abgabe  erscheint  hier  als  Gegenleistung  für  den  Rechts- 
schutz, den  der  Staat  dem  Rechtsgeschäft  gewährt  und  wird  daher 
nach  Analogie  einer  Gebühr  gerechtfertigt  Allein  diese  Begründung 
ist  unhaltbar,  soweit  die  Abgabe  eben  nicht  wirklich  „Gebühr“, 
sondern  „Steuer“  ist,  also  nicht  speciell  Kosten  ersetzt  oder  Dienste 
vergütet. 

Ocfters,  z.  B.  bei  grundbacherlichen  Eintragungen,  hat  eine  an  ein  Rechts- 
geschäft geknüpfte  Abgabe  diesen  Charactcr,  aber  eben  nur  in  bestimmten  Fällen  und 
namentlich  auch  nur  bis  zu  einer  gewissen , mit  dem  Werth  des  Dienste  oder  der 
Grösse  der  Kostenverursachung  in  Einklang  stehenden  Höhe.  Darüber  hinaus  ist  sie 
nicht  Gebühr,  sondern  Steuer,  welche  dann  eventuell  verworfen  oder  auf  eine  andere 
Weise  begründet  werden  muss.  Bei  jedem  Rechtsgeschäft  einen,  gewissermaassen 
latenten  „Dienst"  des  Staats,  wegen  des  in  Aussicht  stehenden  Rechtsschutzes  voraus- 
zusetzen, das  ist  eine  unzutreffende  Fiction.  Auch  kann  bei  den  durch  die  Verkehrs- 
besteuerung meistens  getroffenen  Rechtsgeschäften , z.  B.  den  Creditgeschäftcn , den 
sonstigen  Geschäften  in  Bezug  auf  Immobilien,  nicht  ohne  Weiteres  von  besonderen 
„Kostenverursachungen“,  von  einem  b e s o n d e r e n andersartigen  Rechtsschutz  die  Rede 
sein.  Selbst  bei  Specialrechten,  z.  B.  beim  Wcchselrecht.  nach  welchem  ein  Geschäft 
abgeschlossen  wird,  ist  diese  Auffassung  unzulässig.  Es  handelt  sich  zunächst  immer 
nur  um  ein  Vorgehen  der  Contrahenten  auf  dem  Boden  des  Eigenthums-  und  Ver- 
tragsreebts  bei  den  Rechtsgeschäften  Die  allgemeinen  Kosten  der  gesammten  Rechts- 
ordnung sind  durch  die  allgemeinen  Steuern  zu  decken,  zu  welchen  letzteren  eventueü 
auch  die  auf  andere  Weise  zu  begründenden  Verkehrssteuern  gehören  können.  Und 
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für  die  specielle  Rechtshilfe,  welche  der  Staat  z.  B.  hei  Rechtsstreiten  durch  die  Ge- 
richte  gewährt,  sind  dann  erst  nach  dem  Gebtthrenprincip  in  den  Gerichtssporteln  u.  s.  w. 
specielle  Gegenleistnngen  am  Platze. 

B.  Eine  haltbare  allgemeine  Begründung  der  Ver- 
kehrsstenern muss  auf  andere  Weise  zu  geben  gesucht  werden, 
nemlich  so,  dass  man  diese  Steuern  als  richtige  Consequenzen 
aus  den  obersten  volkswirthschat tlichen  und  Gereeh- 
tigkeitsprincipien  für  die  Einrichtung  und  Vertheilung 
der  Steuern  bei  einer  bestimmten  Gestaltung  des  wirth- 
schaftlichen  Verkehrs  und  daraus  hervorgehender  Gestaltung 
des  individuellen  Erwerbs  nachweist  und  sie  aus  der 
Beschaffenheit  des  gesummten  Steuersystems  als  dessen 
nothwendige  Ergänzungen  und  Ersatzmittel  ableitet. 

Jene  Principien  verlangen  die  gleichmässige  Besteuerung  alles 
einzelwirthschafllichen  Erwerbs.  Wenn  dieser  nun  durch  die  directe 
Object-  und  Subjectbesteuernng  des  berufsmässigen  Erwerbs  nicht 
vollständig  oder  nicht  immer  im  richtigen  Maassc  getroffen  wird, 
und  die  indirecte,  die  Verbrauchsbesteuerung  hier  auch  keine  ge- 
nügende Abhilfe  bringt,  dann  muss  unvermeidlich  eine  Lücke  im 
Steuersystem  anerkannt  werden. 

Eine  solche  liegt  in  zwei  Fällen  vor:  einmal  wenn  der 
berufsmässige  Erwerb  durch  die  ihr  ihn  nach  dem  Steuerrecht 
bestimmte  Besteuerung  doch  thatsächlich  nicht  ausreichen d 
getroffen  wird,  und  wir  haben  gesehen,  dass  weder  durch  die 
Einkommen-  noch  durch  die  Ertragsbesteuerung  dies  Ziel  hinläng- 
lich erreicht  wird ; sodann,  wenn  eben  neben  dem  berufsmässigen 
Erwerb  ein  Erwerb  durch  einzelne  Acte  vorkommt,  auf  den 
sich  jene  andere  Besteuerung  auch  principiell,  nach  dem 
geltenden  Steuerrecht,  gar  nicht  bezieht.  Im  ersten  Falle 
tritt  die  Verkehrsbesteuerung  ergänzend  hinzu,  um  mit  der  Ein- 
kommen- und  Ertragsbesteuerung  vereint  möglichst  die  volks- 
wirthschaftlich  richtige  und  die  gleichmässige  Besteuerung  alles 
berufsmässigen  Erwerbs  zu  bewirken,  d.  h.  hier  auch  denjenigen 
Theil  des  letzteren  zu  treffen,  welcher  sich  thatsächlich  wegen 
der  (vermeidlichen  oder  unvermeidlichen)  Mängel  der  für  diesen 
Erwerb  zunächst  bestimmten  Steuern  dieser  dennoch  entzieht.  Im 
zweiten  Falle  sucht  die  Verkehrsbesteucrung  speciell  denjenigen 
Erwerb  durch  einzelne  Acte  auf,  welcher  im  berufsmässigen  Erwerb 
gar  nicht  enthalten  ist,  daher  überhaupt  von  dessen  Besteuerung 
principiell  und  rechtlich  gar  nicht  getroffen  werden  soll. 
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Hier  tritt  die  Verkehrsbesteuerung  als  Ersatz  der  Einkommen- 
und  Ertragsbesteuerung  ein. 

Friedberg  a.  a.  0.  erkennt  nur  die  zweite,  nicht  die  erste  Function  der  Ver- 
kehrsbesteuerung an.  Seine  Einwendungen  gegen  Bilinski  S.  DO  konnten  auch  gegen 
diese  erste  Function  angeführt  werden.  Indessen  gehen  dieselben  m.  E.  zu  weit  und 
berücksichtigen  nicht  die  inhärenten,  schwer  oder  gar  nicht  zu  beseitigenden  Mängel 
der  Ertrags-  und  Einkommenbesteuerung  und  die  Möglichkeit,  hier  durch  eine  geeignete, 
nicht  unmögliche  Verkehrsbestenerung  passend  einzugreifen.  — Sehr  einseitige 
Polemik  gegen  die  Rechtfertigungsversuche  der  Verkehrsstouer  in  Vocke's  Abgaben 
a.  a 0.  Weil  er  fälschlich  volkswirtschaftlichen  und  einzelwirthscbaftlichen  Er- 
trag hier,  wie  in  seinem  ganzen  Werke,  vermengt,  und  nur  ersteren  als  Steuerquelle 
ansieht,  kommt  er  auch  zur  Verwerfung  von  Steuern  auf  VermOgenstlbergängc,  wo 
dem  Gewinn  beim  Einen  der  Verlust  beim  Anderen  gegonubersteht.  da  hier  doch  die 
(iesammtmasse  des  VolksvermOgens  gleich  bleibe  (S.  580).  Aber  die  Besteuerung  des 
Empfängers  erfolgt  eben  mit  Recht,  weil  er  eine  grossere  Leistungsfähigkeit  erlangt 
hat.  (S.  meine  Bemerkung  gegen  Vocke  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1887,  S.  561.) 

IV.  — §.  228.  Die  Verkehrsbesteuerung  als  Er- 
gänzung und  als  Ersatz  der  sonstigen  Erwerbsbe- 
steuerung. 

A.  Den  ersten  Fall  anlangend,  so  ist  hier  auf  das  Bezug  zu 
nehmen,  was  früher  über  die  in  den  einzelnen  Berufen  und  Ge- 
schäften so  verschiedenen  Schwierigkeiten  gesagt  wurde,  die  per- 
sönlichen Einkommen  im  Beruf  oder  die  Erträge  bestimmter  Er- 
werbsquellen richtig  zu  ermitteln.  (S.  oben  §.  220,  221.)  Besonders 
der  Ertrag  von  Creditgeschäften,  schon  das  Vorhandensein 
solchen  Ertrags  bei  allen  Geschäften  des  Mobiliarcredits,  dann  der 
Ertrag  der  Handelsgeschäfte  des  Kaufmanns  sind  nur  sehr 
unsicher  zu  controliren,  weil  äussere  Anhaltspuncte  dafür  grossen- 
theils  fehlen.  So  kommt  es,  dass  die  Einkommenbesteuerung  der 
Rentiers,  Banquiers,  Kaufleute  und  ähnlicher  Classen,  die  Ertrags- 
bestenerung  der  Leihzinsen  und  aller  Handelsgewerbe  so  wenig 
zutreffend  zu  sein  pflegt. 

Bei  diesen  Classen  und  Ertragsquellen  kommen 
nun  aber  jene  Rechtsgeschäfte,  welche  zu  einem  Er- 
werbe durch  einzelne  Acte  führen,  wieder  besonders 
häufig  vor.  Sie  werden  hier  selbst  wieder  „berufsmässig“ 
vorgenommen  und  ihr  Gesammtertrag  soll  allerdings,  wenigstens 
im  Princip,  schon  durch  die  Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung 
getroffen  werden.  Da  dieses  Ziel  aber  nicht  genügend  erreicht  wird, 
so  ist  es  ein  zwar  immer  ziemlich  rohes,  aber  grund- 
sätzlich richtiges  und  practisch  angemessenes  Verfahren, 
welches  deshalb  wieder  den  finanzpolitischen  Steuerprincipien  ent- 
spricht, ergänzungsweise  mittelst  der  Verkehrsbsteuer- 
ung  den  wirklichen  oder  muthmaasslichen  Erwerb  des 
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einzelnen  Rechtsgeschäfts  oder  Verkehrsacts  zu  besteuern.  Das 
geschieht  mit  Erfolg  durch  Vorschrift  der  Schriftlichkeit  von 
Verträgen,  durch  Abgaben  von  den  Urkunden  der  einzelnen 
Credit-  und  Handelsgeschäfte  in  Stempelform  oder  durch 
Abgaben  von  Rechtsgeschäften  in  Verbindung  mit  dem  Einregi- 
strirungszwang,  durch  Besteuerung  der  kaufmännischen 
Bücher,  der  Noten  u.  s.  w.,  in  denen  diese  Geschälte  schriftlich 
verzeichnet  werden  u.  dgl.  m. 

B.  Indem  solche  Geschäfte  dann  allgem  ein  besteuert  werden, 
zahlt  freilich  Jedermann,  welcher  ein  solches  schliesst,  nicht  bloss 
der  Kaufmann,  Banquier  u.  s.  w.  die  Steuer.  Hier  trifft  daher  die 
soeben  gegebene  Motivirung  nicht  immer  zu,  aber  um  so  mehr  die- 
jenige, welche  für  die  Verkehrsbesteuerung  als  Ersatz  der  Ein- 
kommen- und  Ertragsbesteuerung  gilt:  es  werden  eben  hier  öfters 
Erwerbe  Vorkommen,  welche  durch  die  sonstige  Erwerbsbesteuer- 
ung des  Beziehers  rechtlich  gar  nicht  mit  getroffen  zu  werden 
pflegen,  z.  B.  nicht  durch  die  Einkommensteuer,  weil  sie  nicht  zum 
steuerrechtlichen  Einkommenbegriff  gehören.  Sie  würden  mithin 
ohne  solche  besondere  Verkehrsbesteuerung  mit  Unrecht  steuer- 
frei bleiben. 

Allgemeiner  findeu  sich  solche  Erwerbe  oder  „Gewinne“  sowohl 
bei  den  Handels-  und  gewissen  Bankgeschäften,  als  bei 
einzelnen  Geschäften  der  verschiedensten  Berufskreise  nun  be- 
sonders beim  speculativen  oder  mehr  zufälligen  und  ge- 
legentlichen Besitzwcchsel  von  wirtschaftlichen  Gütern  aller 
Art,  wo  in  Folge  von  Werthdifferenzen  gegen  den  Ankauf 
beim  Verkauf  ein  Gewinn  realisirt  wird. 

Der  Ertrag  des  Handels  mit  Waaren  (beweglichen  Sachgütern)  besteht 
wesentlich  in  solchen  (jewinnsten.  Er  wird  im  Princip  durch  die  betreffende  directo 
Ertragsstener  oder  durch  die  Einkommensteuer  des  Kaufmanns  getroffen.  Die  be- 
sondere Vcrkehrsbesteuernng  tritt  hier  wieder  nur  ergänzend  hinzu  nnd  lässt 
sich  dum  Handel  gegenüber  grundsätzlich  auch  nur  rechtfertigen,  wenn  und  soweit 
als  sic  mit  der  Ertrags-  oder  Einkommensteuer  zusammen  eine  rollständige  und 
glcichmässige  Besteuerung  des  Handels  verglichen  mit  anderen  Gewerben  herbeifahrt. 
Auch  diejenigen  Unternehmungen,  welche  das  Bank-  und  Börsengeschäft  in 
Fonds,  Wechseln  u.  s.  w.  (Arbitrage)  berufsmässig  betreiben,  beziehen,  wie 
der  Handol,  ihre  Erträgo  wescnüich  mit  aus  solchen  Werthdilferenzen.  Die  Verkebrs- 
besteucrung,  welche  die  einzelnen,  ron  solchen  Unternehmungen  geschlossenen 
Geschäfte  u.  s.  w.  besteuert,  ist  nur  unter  derselben  Beschränkung,  wie  beim  Waaren- 
handel  richtig.  Dagegen  wird,  wenn  Personen  aus  anderen  wirtschaftlichen  Be- 
rufen durch  solche  einzelne  Geschäfte,  welche  nicht  zu  ihrem  gewöhnlichen  Berufs- 
kreise  gehöreu.  solche  Gewinne  machen,  ferner  in  allen  Fällen , wo  Überhaupt  nicht 
berufsmässig  betriebene  Geschäfte,  z.  B.  Börsenspeculationen  in  Wertpapieren,  Grund- 
btUckspcculationen . oder  ganz  vereinzelte  Geschäfte  Gewinne  abwerfen , die  Vcrkohrs- 
bestcueruug  unbedingt  zu  verlangen  sein. 
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Es  ist  daher  wieder  die  steuertechnische  Unvoll- 
kommenheit der  Ertragsbesteuerung  für  Handels-,  Bank-  und 
verwandte  Geschäfte  und  der  Einkommenbesteuerung  der  Rechts- 
subjecte  dieser  Geschäfte  einerseits,  das  Vorkommen  von  solchen 
einzelnen,  aus  der  Realisirung  von  Werthdifferenzen 
Gewinn  bringenden  Geschäften  in  allen  Kreisen  des  Volks 
und  die  Nicht -Zugehörigkeit  solchen  Gewinns  zum  steuerrechtlichen 
„Einkommen“  andererseits,  welche  Umstände  auf  die  Entwicklung 
einer  besonderen  Besteuerung  gewisser  Rechtsgeschäfte  eben  wegen 
der  dabei  gemachten  und  durch  die  sonstige  Erwerbs- 
besteuerung nicht  oder  nicht  genügend  getroffenen 
Gewinne  hindrängen. 

Wesentlich  sind  es  hier  nun  wieder  ganz  moderne  Gestaltungen  des 
Verkehrs,  denen  das  Steuersystem  Rechnung  zu  tragen  hat:  der  häufige,  oftmals 
rein  speculativc  Eigenth umswechsel  des  Grund-  und  Gebäudeeigenthums 
im  Kauf  und  Verkauf  und  das  Diffcrcnzgeschfift  in  Worth  papieren  an  den 
Fondsbörsen.  In  diesen  beiden  Fällen  geht  das,  öfters  erfolgreiche,  Streben  auf 
Realisirung  von  Gewinnen  aus  Werthdi fferenzen.  Diese  Gewinne  werden 
durch  die  sonstige  Erwerbsbcstcuerung  nicht  oder  nicht  genügend  besteuert  Dio  be- 
züglichen Geschäfte  kommen  auch  immer  mehr  oder  immer  häufiger  unter  den  „nicht- 
geschäftlichen“  Glassen  vor,  je  mehr  sich  das  Börsenspiel  u.  s.  w.,  die 
städtische  Grundstückspeculation,  in  neuen  Golonialländern  die  Spekulation  in  länd- 
lichen. zur  Ansicdlung  bestimmten  Grundstücken  (America)  ausdebnt.  Hier  ist  daher 
eine  besondere  Besteuerung,  welche  gerade  diese  Gewinne  zu  erfassen 
sucht,  in  Gcmässheit  der  volkswirtschaftlichen  und  der  Gerechtigkeitsprincipien  der 
Besteuerung  durchaus  geboten.  Die  Ertrags-  und  Einkommenbesteuerung  kann 
dies  bei  den  Berufsclasseu,  welche  solche  Geschäfte  „berufsmässig“  betreiben,  — wenn 
man  dergleichen  überhaupt  für  zulässig  hält,  was  beim  Grundstuckverkehr  selbst  nach 
der  heutigen  liberal-individualistischen  Rechtsordnung  mindestens  noch  zweifelhaft  ist, 
wie  denn  zu  den  „Handelsgeschäften“  im  rechtlichen  Sinn  der  spcculative  Au-  und 
Verkauf  von  Grundstücken  jedenfalls  bei  uns  noch  nicht  gehört  (Deutsches  Handels- 
gesetzbuch Art.  271  , 272) — nicht  hinlänglich,  bei  den  Angehörigen  anderer 
Berufe  gar  nicht  erreichen.  Die  Gebrauchsbesteuerung  ist  zu  diesem  Zwecke 
ebenfalls  unzulänglich. 

Nur  die  Verkehrsbesteuerung,  als  Besteuerung  der 
einzelnen  bezüglichen  Rechtsgeschäfte  möglichst  nach  Maassgabe 
der  dabei  realisirten  Gewinne,  vermag  wenigstens  annähernd  die 
dem  Steuersystem  hier  vorliegende  Aufgabe  zu  lösen:  gewiss  nur 
roh  und  ungefähr,  aber  doch  nicht  viel  schlechter  als  z,  B.  die  Er- 
tragssteuern ihre  Aufgabe  erfüllen,  was  eben  genügen  muss  und 
immerhin  besser  ist,  als  wenn  diese  bisweilen  höchst  bedeutenden 
Gewinne  ganz  unbesteuert  bleiben. 

V.  — §.229.  Auswahl  und  Höhe  der  Verkehrssteuern. 

Im  Vorherigen  ist  das  Gebiet  bezeichnet  worden,  auf  welchem 
die  Verkehrsbesteuernng  principiell  am  Platze  ist.  Die  Einrichtung 
derselben  bietet  auch  dann  immer  noch  besondere  Schwierigkeiten, 
sowohl  in  der  richtigen  Auswahl  der  einzelnen  Kategorieen 
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von  Fällen  als  in  den  richtigen  Normen  für  die  Bemessung 
und  die  H ö h e der  Steuer.  Die  Gesetzgebung  ist  auch  hier  meistens 
noch  zu  fiscalisch  und  zu  schablonenhaft,  ohne  ge- 
nügende Unterscheidung  der  Fälle,  vorgegangen.  Die 
Theorie  hat  sich  entweder  auf  rein  negativen  Standpunct  gestellt, 
oder  die  Bestimmungen  des  Steuerrechts  ohne  genauere  Kritik  hin- 
genommen, oder  sie  wieder  in  viel  zu  weitem  Umfang  allgemein 
zu  rechtfertigen  gesucht. 

Dieser  Vorwurf  trifft  doch  auch  Stein,  jetzt  wie  früher  (s.  §.  224).  Mit  Hecht 
bezeichnet  Fried  borg  S.  70  a.  a.  0.  die  Systemisirung  der  Verkehrssteuem  bei 
Stein  als  eine  „Copirung  der  fehlerhaften  Praxis“.  Zu  in  Vergleiche  mit  meinen 
Ausführungen  s.  die  Vorschläge  von  Schäffle,  Schall,  Vocke  a.  a.  0.  Letzterer 
verwirft  die  Verkehrssteuer  principiell,  aber  erklärt  sie  doch  auch  für  nothwendig,  bis 
es  gelungen  sei,  die  „Steuer“  (d.  h.  bei  ihm  die  directe  Steuer)  genügend  zu  ent- 
wickeln. Sie  ist  aber  eben  auch  neben  dieser  Steuer  berechtigt,  auch  nicht,  wie 
Vocke  will,  unbedingt  auf  das  Einkommen  oder  den  Ertrag  als  Steuerquelle  zu  be- 
schränken (Vocke,  S.  589  ff.).  — Meine  Postulate  lassen  sich  auch,  wie  von  Fried- 
berg geschieht,  noch  etwas  anders  als  von  mir  im  Vorausgehenden  geschah,  ableitcn, 
nemUch  indem  man  von  den  technischen  Ausdrücken  „Einkommen"  und  „Ertrag“ 
ausgeht  und  zeigt,  dass  darunter  dieser  „sonstige“  Erwerb  nicht  fällt,  namentlich 
auch  nicht  nach  der  gesetzlichen  Definition  jener  Ausdrucke  in  den  Einkommen-  und 
Ertragssteuergesetzen.  — Ich  habe  absichtlich  an  der  Fassung  der  ersten  Auflage  in 
diesem  Abschnitt  wenig  geändert. 

Nach  dem  Vorausgehenden  hat  die  Verkehrsbesteuerung  eine 
doppelte  Aufgabe:  sie  soll  ergänzend  eintreten,  wo  that- 
sächlich  durch  die  sonstige  Erwerbsbesteuerung  der  Erwerb  nicht 
genügend  getroffen  wird  und  sie  soll  solchen  Erwerb  durch 
einzelne  Rechtsgeschäfte  oder  Verkehrsacte  treffen,  welcher  steuer- 
rechtlich unter  die  Einkommen-  und  Ertragsbesteuerung  nicht 
fällt  und  gewöhnlich  auch  ohne  missliche  oder  undurchführbare 
Consequenzen  nicht  wohl  fallen  kann.  Die  Praxis  und  die  sich 
ihr  einfach  anschliessende  Theorie  begehen  nun  oftmals  den  Fehler, 
jene  factische  Lücke  in  der  sonstigen  Erwerbsbesteuerung  und 
diesen  Erwerb  oder  Gewinn  bei  solchen  einzelnen  Geschäften 
immer  gleich  ohne  Weiteres  allgemein  als  vorhanden  anznnehmen. 
Damit  wird  der  Knoten  der  hier  vorliegenden  Schwierigkeit  durch- 
hauen,  aber  nicht  gelöst  und  die  Verkehrsbesteuerung  zu  weit  aus- 
gedehnt. Alsdann  droht  letztere  gerade  wieder  die  Gleichmässigkeit 
der  Steuervertheilung  im  Steuersystem  zu  stören,  statt  sie  zu  ver- 
bessern. Die  rationelle  Verkehrsbesteuerung  muss  also  solche 
Lücken  und  solche  (Extra-)  Gewinne  aufsuchen  und 
nach  weisen  und  alsdann  in  zweckentsprechender  Weise  ein- 
treten, indem  sie  die  einzelnen  Fälle  richtig  auswählt  und 
dem  Steuersatz  eine  richtige  Höhe  giebt.  Die  Ausw’ahl 
sowie  diese  Bestimmung  der  Höhe  hangen  daher  von  der 
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Gestaltung  der  übrigen  Besteuerung  und  von  der  Höhe 
der  realisirten  Gewinne  ab. 

A.  So  wird  der  Erwerb  aus  manchen  Arbeitsarten,  aus  der 
Untcrnchmerthätigkeit  im  Gewerbe,  aus  der  Benutzung 
des  mobilen  Vermögens  (Kapitals)  schwer  durch  die  Er- 
trags- und  Einkommensteuern  richtig  und  genügend  getroffen,  der 
Erwerb  aus  der  Benutzung  von  Immobiliarvermögen  (Grund- 
und  Gebäudebesitz)  aber  immerhin  leichter.  Daher  müssen  sich 
Verkehrssteuern,  gerade  umgekehrt  wie  in  der  Praxis,  im 
Allgemeinen  mehr  an  einzelne  Rechtsgeschäfte  oder  Verkehrsacte, 
die  bei  dem  erstgenannten  Erwerb  Vorkommen,  weniger  an  solche 
bei  dem  zweiten  Fall  anscbliessen. 

Dies  fuhrt  z.  B.  zu  niedrigeren  Steuern  für  Geschäfte  des  Immobiliarcredits 
und  des  entgeltlichen  Besitzwechsels  des  Grundeigenthums  und  zu  allgemei- 
neren (wenn  auch  in  den  Sätzen  niedrigen)  Steuern  für  Geschäfte  des  Mobiliar- 
credits  und  des  Verkaufs  u.  s.  w.  von  Werthpapieren  („Bfirsensteuern“), 
beweglichen  Sachen. 

B.  Ein  Gewinn  ferner  ist  nicht  ohne  Weiteres  bei  allem 
Besitzwechsel  von  Grund-  und  anderem  Eigenthum  im  Wege  des 
Kaufs  u.  s.  w.  zu  muthmaassen,  sondern  nachzuweisen. 
Ohne  solchen  Nachweis  wäre  eine  allgemeine  Besitzwecbselabgabe 
eigentlich  zu  beanstanden,  principiell  und  practisch  jedoch  auch 
hier  wohl  in  geringer  Höhe  zuzulassen  für  die  zahlreichen 
Fälle,  wo  sich  die  Bemessung  der  Höhe  des  Gewinns  der  Steuer- 
controle  entzieht,  z.  B.  im  Fonds -Börsengeschäft,  wo  aber  aut  einer 
von  beiden  Seiten  ein  Gewinn  zu  muthmaassen  sein  wird. 

Das  Gesetz  kann  hier  nur  bestimmen,  wer  der  Steuerzahler  sein  soll;  wer  der 
Steuerträger  ron  den  beiden  Parteien,  das  richtet  sich  doch  nach  den  für  die  Ueber- 
wälzung  maassgebendon  Factoron. 

Jedenfalls  dürfte  eine  Besitzwechselabgabe  nicht  ron  romhercin  eine  grossere 
Hohe  bei  Immobilien  als  bei  Mobilien  haben,  — eher,  aus  den  wiederholt  berührten 
Gründen,  umgekehrt  Nur  liegt  die  Gleichheit  der  Steuerhöhe  nicht  in  derjenigen  des 
Steuerfusses  für  Immobiliar-  und  Mobiliargeschäfte:  bei  der  regelmässig  riel  grosseren 
Häufigkeit  letzterer  muss  der  Steuerfuss  bei  diesen  niedriger  und  kann  er  unbedenk- 
lich bei  ersteren  höher  sein. 

Dagegen  lässt  sich  in  denjenigen  Fällen,  wo  die  Hohe  des  realisirten  Gewinns 
wenigstens  einigermaassen  sicher  zu  ermitteln  ist,  principiell  eine  höhere  Verkehrs- 
steuer  (Besitzwechselabgabe)  rechtfertigen,  welche  eine  Quote  dieses  Gewinns  in 
Anspruch  nimmt.  So  besonders  beim  Besitzwechsel  des  Grund-  und  Gebäude- 
eigenthums. Das  positire  Stcuerrccht  begeht  hier  nur  den  Fehler,  eine,  noch  dazu 
meistens  absolut  und  im  Verhältniss  zu  ähnlichen  Steuern  beim  Besitzwechsel  von 
beweglichen  Gütern  und  Werthpapieren  ziemlich  hohe  Steuer  vom  ganzen 
(Kapital-)  Werth  des  Grundeigenthums,  auf  das  sich  das  Rechtsgeschäft  bezieht, 
zu  erheben,  nicht  nur  von  der  Difforenz  des  Werths,  welche  den  Gewinn  gegen 
den  Ankaufspreis  u.  s.  w.  darstellt.  Eine  solche  Besteuerung  artet  oft,  vielleicht 
meistens  zur  reellen  Vcrmögensbestcucrung  aus,  vollends  wenn,  wie  nicht  selten, 
von  einem  besonderen  „Gewinn“  bei  dem  Geschäft  gar  nicht  die  Rede  ist  und  wenn, 
wie  häutig,  der  schwächere  Vertragschließende  die  Abgabe  ganz  auf  sich  nehmen 
muss  und  so  nur  am  Verkaufspreise  noch  mehr  Einbusso  erleidet.  Denn  die  stete 
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Voraussetzung;  eines  solchen  Gewinns  bei  jedem  solchen  Vcrkehrsgeachlft  (Besitz- 
wechsel) (L.  Stein)  beruht  auf  einer  Fiction  und  steht  mit  den  Thatsachen  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  in  Widerspruch. 

lieber  die  Durchführung  einer  Verkehrsbesteuerung  nach  dem  Gewinn  aus 
einem  Besitzwechsel  ron  Grundeigentum , nicht  nach  dem  ganzen  Werth  des 
letzteren  s.  unten  §.  238.  Auch  meine  „Communalsteucrfragc“  S.  39  ff.  und  bei- 
stimmend Fried  borg  S.  84,  93. 

Im  Ergebniss  führt  diese  Untersuchung  der  Verkehrsbesteuerung 
daher  zu  der  Forderung  von  Steuern  auf  die  einzelnen  Credit- 
gesebäfte,  Handelsgeschäfte  und  vielfach  auf  den  Besitz- 
wechsel von  Eigenthnm  unter  Lebenden  überhaupt. 

Dazu  dienen  Urkundenstempel,  Börsenumsatzsteuern 
und  Register-  oder  Eintragungsabgaben  verschiedener  Art, 
wie  sie  nach  dem  modernen  Stenerrecht  vielfach,  aber  oft  zu  aus- 
gedehnt, in  unrichtigen  Fällen,  nach  falschen  Maass- 
stäben und  in  zu  hohen  Sätzen  erhoben  werden.  Aber  die 
Bemessung  der  Steuer  nach  dem  Kapitalwerth  des  besitz- 
wechselnden Objects,  des  im  Rechtsgeschäft,  in  der  Urkunde  vor- 
kommenden Geldbetrags,  auf  den  sie  sich  beziehen,  oder  doch 
die  Bemessung  nach  Quoten  dieser  Werthe  ist,  im  theilweisen 
Unterschied  von  „Gebühren“,  bei  diesen  Verkehrssteuern  berechtigt. 
Sie  werden  so  wohl  zu  nominellen  Vermögenssteuern.  Ob, 
wie  weit,  in  welchen  Fällen  auch  zu  reellen  lässt  sich  nicht  all- 
gemein sagen.  Im  Einzelnen  gewiss  mitunter  und  bei  hohen 
Steuersätzen  überhaupt  leicht:  ein  Hauptbedenken  gegen  hohe 
Besitz  Wechselabgaben  von  Immobilien  im  Verkehr  unter 
Lebenden,  falls  nicht  die  principielle  Berechtigung  der  reellen  Ver- 
mögensbestcuerung,  wie  in  den  Fällen  des  folgenden  Abschnitts, 
vorliegt.  Kleinere  Sätze,  des  Urkundenstempels,  der  Register- 
abgabe, der  Umsatzsteuer,  werden  doch  meistens  wirken,  wie  sie 
geplant  sind:  als  Ergänzungen  der  Ertrags  steuern,  welche 
gewöhnlich  aus  dem  Ertrage  getragen  oder  auch  zu  den  gewerb- 
lichen Auslagen,  namentlich  bei  Rechtsgeschäfteil  des  Geschäfts- 
manns als  solchen,  gerechnet  iverden  (§.  152). 

VI.  — §.  230.  Die  Verkeh rsbesteuerung  im  euro- 
päischen Steuerrecht  des  19.  Jahrhunderts. 

Weitere  Ausführungen  Uber  die  richtige  Gestaltung  des  Verkehrssteuersystems 
im  Einzelnen  und  zur  Kritik  des  positiven  Steuerrechts  gehören,  wie  auch  die  nähere 
Darstellung  des  letzteren  selbst,  nach  der  Systematik  dieses  Werks  wiederum  nicht 
hiehcr,  sondern  in  dio  speciellc  Steuerlchrc.  An  dieser  Stelle  wird  jetzt  nur,  ähnlich 
n ie  oben  in  t}-  219  in  Betreff  der  directen  Besteuerung,  kurz  angegeben,  welches  im 
Ganzen  die  Entwicklung  dieser  Besteuerung  in  Europa  im  19.  Jahrhundert  gewesen 
ist.  Dio  wichtigsten  Gesetze  selbst  beziehen  sich,  nach  dem  Früheren,  vielfach  auf 
die  ßechtsgebuhrcn  und  die  Verkehrssteuern  zusammen  und  sind  deshalb  oben  in  der 
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Zusammenstellung  des  §.  31  im  4.  Buche  von  den  Gebühren  bereits  mit  angeführt 
worden.  Im  Folgenden  daher,  unter  Hinweis  auf  diese  Gebersicht  in  Beireff  der  ein- 
zelnen Länder,  nur  einige  mehr  zusammenfassende  Bemerkungen.  Die  Erbschafts- 
und Schenkungssteuern  hängen  im  älteren  und  neueren  Steuerrecht  Öfters  eng  mit 
dem  Gebühren-  und  Verkehrssteuerwesen  zusammen,  werden  aber  hier,  unter  Ver- 
weisung auf  den  folgenden  dritten  Abschnitt,  im  Allgemeinen  ausgeschieden.  Vgl. 
die  betreffenden  Abschnitte  von  Stein,  Fin.  5.  A.  II,  2,  221  ff,  und  von  Schall,  g.  4 
der  Abhandlung  Verkehrssteuern  im  Schönberg’schen  Handbuch.  Einzelne  Daten  in 
den  Noten  iron  Rau,  Roscher. 

Hieher  gehörige,  meist  in  ‘Stempelform,  mitunter  als  Registerabgaben  erhobene 
Steuern  finden  sich,  als  aus  dem  älteren  Stempelwesen  und  anderen  verwandten  Ab- 
gabegebieten des  IS.  Jahrhunderts  übernommen,  fast  allgemein  in  der  Gesetzgebung 
der  Cnlturstaaten,  insbesondere  Europas,  im  19.  Jahrhundert.  Sie  sind  nur  mehr 
systemisirt,  von  manchen  zu  einseitig  iiscalischen  Auswachsen  gereinigt,  daher  mehr- 
fach eingeschränkt,  anderseits  aber  auch  wieder,  in  der  Consequenz  des  ihnen  zu 
Grunde  liegenden  Princips  und  entsprechend  der  Entwicklung  der  Volkswirtschaft, 
namentlich  des  Creditverkelirs,  des  Börsengeschäfts,  auf  neue  Fälle  ausgedehnt  oder 
für  solche  Fälle,  auf  welche  sic  sich  zwar  mit  bezogen,  aber  ohne  dabei  genügend 
zur  Durchführung  zu  gelangen,  durch  verbesserte  Control-  und  Erhebungseinrichtungen 
wirksamer  gemacht  worden. 

Besonders  bemerkenswerth  und  wenigstens  cinigermaassen  von  Erfolg  begleitet 
ist  die  deutlich  sichtbare  Tendenz,  die  rechtlich  und  vollends  factisch  zu  einseitige 
Belastung  des  Immobilienverkehrs  (Besitzwechsel,  Verpfändung)  dadurch  doch  ver- 
hältnissmässig  auszugleichen,  dass  der  Mobiliarverkchr,  das  Werth papier wesen, 
das  Emissionsgeschäft,  die  Urkunden  des  Mo  biliar  credits,  die  Börsengeschäfte 
einer  analogen  Besteuerung  unterworfen  werden.  Eine  fast  allgemein  verbreitete  Ver- 
kchrssteuer  ist  der  niedrige,  jetzt  meist  als  Proportionalabgabe  (mit  entsprechenden 
Stufensätzen  für  Wcrthclasscn)  eingerichtete  Wechselst ompel  (s.  oben  S.  187),  der 
in  besonderem  Maasse  den  principiellcn  Anforderungen  und  der  richtigen  Function 
einer  Verkehrssteuer  entspricht. 

Dio  principielle  Berechtigung  jener  Entwicklungstendenz  wird  fast  allgemein 
anerkannt,  die  Durchführung  auch  als  steuerpolitisches  Ziel  Eingestellt,  aber  die  steuer- 
technische  Schwierigkeit  der  Erfassung  dieser  Geschäfte  ist  meist  noch  nicht  ge- 
nügend Überwunden  und  daraus  erklärt  sich  die  noch  nicht  ausreichende  Entwicklung 
dieses  Stcuergcbicts.  Indessen  in  England,  Frankreich,  Deutschland,  Oesterreich  und 
anderen  Ländern  hat  man  doch  das  Ziel  im  Auge.  Die  sich  dagegen  sträubenden 
mächtigen  privatkapitalistischen  Interessen,  der  Börse,  des  grossen  Bankthums  (der 
„haute  banque“),  bewirken  wohl  immer  noch  Hemmungen  und  Verzögerungen  der 
weiteren  Ausbildung  der  betreffenden  Gesetzgebung,  aber  doch  nicht  mehr  auf  die 
Dauer.  Diese  Kreise  wissen  dann  hinterher  auch  wohl  wieder  Lücken  im  Gesetz  für 
sich  auszubeuten  und  die  von  ihnen  gezahlten  Steuern  mit  auf  Andere  zu  überwälzen, 
wie  z.  B.  die  Börsenumsatzsteuern.  Aber  sie  geben  durch  ihre  Practiken  doch  selbst 
wieder  Fingerzeige  für  die  weitere  steuertechnische  Vervollkommnung  der  Gesetze  und 
Vollzugsvcrordnnngcn  an.  Lehrreich  ist  besonders  der  Kampf  um  die  „Börsen - 
Steuer“,  wie  der  in  Deutschland  im  letzten  Jahrzchent  geführte. 

Mit  Recht  geht  die  Tendenz  auch  dahin,  gerade  wo  cs  sich  im  Stempelwesen 
und  auf  verwandten  Abgabcgebicten  um  Yerkehrssteuern,  nicht  um  eigentliche 
Gebühren  handelt,  von  festen  oder  wenig,  etwa  gar  degressiv  abgestuften  zu  min- 
destens proportionalen  Steuersätzen  im  Verhältniss  zum  Werth  des  im  Besitz 
wechselnden  Objects,  des  Wertbpaplcrs,  des  Umsatzes  zu  kommen.  So  bei  der  Emis- 
sion von  Wertpapieren  (Actien,  Obligationen),  bei  den  Börsenumsätzen, 
übrigens  ganz  in  Analogie  zu  den  betreffenden  Steuern  des  Immobilicnverkehrs.  Ein 
beachtenswertes  Beispiel  liefert  die  mühsam  errungene  Fortbildung  der  deutschen 
„Börsensteuer“  vom  blossen  Schlussnoten -Feststempel  (1881)  zur  freilich  überaus 
niedrigen  Proportionalabgabe  nach  der  Höhe  des  Umsatzwerths  (1885). 

Eine  gerade  entgegengesetzte  Entwicklung,  nemlich  zu  sehr  niedrigen  Fest- 
stempeln, die  mitunter  sogar  an  die  Stelle  früherer  Proportionalabgaben  getreten 
sind,  für  Urkunden  wie  Quittungen,  Rechnungen,  selbst  für  gewisse  Wechsel, 
Checks  (britischer  Pennystempei , Fin.  III,  S.  264,  französischer  10  Centimesstempel, 
eb.  S.  556  und  in  anderen  Ländern),  ist  andererseits  ein  bemerkenswerther  Vorgang 
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auf  diesem  Steuergebiete.  In  Widerspruch  mit  dem  an  sieb  richtigen  Steuerprincip. 
die  Betheiligten  uugleichmässig  belastend,  lässt  sich  ein  solcher  Stempel  gleichwohl 
steuertechnisch  und  fiscal isch  rechtfertigen.  Denn  er  trifft  jedes  Geschäft, 
auch  das  kleinste,  kaum  fühlbar,  wird  aber  eben  deswegen  wenig  umgangen,  bedarf 
keiner  besonders  mühsamen,  verkehrstörenden  und  kostspieligen  Controlen  und  giebt 
doch,  da  er  eine  ungeheuere  Menge  von  Geschäften  trifl't,  nicht  unbedeutende  Ein- 
nahmen (s.  a.  a.  0.  über  England  und  Frankreich;  S.  557,  558  daselbst). 

Die  bei  Weitem  grossartigste , freilich  superfiscaliscbe  und  nur  mit  durch  die 
enormen  Finanzbedürfnissc  erklärliche  und  damit  zu  entschuldigende  Entwicklung  hat 
die  Verkehrsbesteuerung  in  Frankreich  in  dem  dortigen  Enregistrement  und 
Stempelwesen  erfahren,  deren  Ertrag,  einschliesslich  der  im  Enregistrement  ent- 
haltenen Erbschafts-  und  Schenkungssteuem,  den  vierten  Theil  des  gesammten  Staats- 
steuerertrags liefert  (s.  Fin.  III,  S.  374,  auch  §.  240).  Aehnlich,  zum  Theil  nach 
französischem  Muster,  ist  diese  Besteuerung  in  Belgien,  Niederlanden,  Italien 
ausgebildet;  in  etwas  anderer  Weise,  aber  ebenfalls  in  stark  fiscalischer,  dor  Modification 
bedürftiger  Richtung  in  Oesterreich,  Ungarn,  nnd,  wenngleich  nach  den  vorhan- 
denen wirthschaftlichen  Verhältnissen  der  Entwicklung  viel  weniger  ergiebig,  in 
Russland.  Grossbritannien  hat  dagegen  gerade  auf  diesem  Gebiete  im  Interesse 
freierer  Verkohrsbewegung,  dem  Grundzug  seiner  neueren  Wirthschafts-  und  Finanz- 
politik gemäss,  Erleichterungen  und  Vereinfachungen  eintreten  lassen  (Fin.  III,  §.  119). 

In  Deutschland  war  die  Entwicklung  dieses  Steuergebiets  im  Vergleich  mit 
den  genannten  Ländern  zurückgeblieben,  bei  geringerem  Finanz-  und  Steuerbedarf, 
späterer  und  langsamerer  creditwirthschaftlicher  Entwicklung,  auch  mit  unter  dem 
Einfluss  der  politischen  Zersplitterung  und  der  Verschiedenheit  des  Privatrechts,  der 
Verwaltungsorganisation  in  den  Einzelstaaten  und  selbst  innerhalb  des  einzelnen  Staats. 
Erst  mit  der  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes  und  des  Deutschen  Reichs  und 
mit  der  nunmehr  rasch  nachgeholten  creditwirthschaftlichen  Entwicklung  sind  hier 
bedeutendere  Fortschritte  eingetreten.  Der  Wechselstcmpel  ist  auf  das  Reich  über- 
tragen, Stempelabgabcn  von  Actien.  Renten,  Schuldverschreibungen,  Lottcrieloosen, 
von  Schlussnoten  und  Rechnungen  (1881),  dann  von  Kauf-  und  sonstigen  Anschaffungs- 
geschäften  (1885)  sind  als  Reichssteuern  eingeführt  worden  (s.  oben  S.  72).  „Einer 
weiteren  Ausdehnung  von  Reichsverkebrssteuern  stellt  dio  Ungleichartigkcit  der  Be- 
hOrdenorganisation , der  Verwaltungseinrichtungen  und  der  Gesetzgebung  Uber  die 
Erwerbssteuern  (d.  b.  die  directen)  in  den  Gliederstaaten,  mit  welchen  die  Verkehrs- 
stenern concurriren,  erhebliche  Hindurnisse  entgegen.  Solange  die  directe  Erwerbs- 
besteuerung der  Gesetzgebung  der  Gliederstaaten  überlassen  ist,  solange  muss  auch  die 
Verkehrssteuergesetzgebnng  zur  Ausfüllung  von  Lucken  und  zur  Ergänzung  der  parti- 
oularen  directen  Steuern  den  Gliederstaaten  in  der  Hauptsache  Vorbehalten  bleiben.“ 
So  äussert  sich  wohl  mit  Recht  Schall  (a.  a.  0.  S.  453).  Andererseits  weist  freilich 
der  enge  Zusammenhang  der  Verkehrsbesteuerung  mit  diesen  directen  Steuern,  die 
Function,  welche  die  ersterc  priucipiell  und  practisch  zu  übernehmen  hat,  und  das 
Bedürfnis  nach  einheitlicherer  Regelung  einer  solchen  wichtigen  Stcuerkategoric  in 
einem  einheitlichen  Wirtschaftsgebiet  darauf  hin,  dass  hier  der  Reichs-  und  der 
I’articulargcsctzgebung  noch  viel  zu  thun  übrig  bleibt.  Während  die  wichtigsten 
Mittelstaatcn  hier  wenigstens  die  Verkehrsbesteuerung,  soweit  sie  in  ihrer  Compctenz 
verblieb,  passend  neugeordnet  haben,  ist  die  p re  u s s i s c h e Gesetzgebung  hier,  wie  iu 
der  directen  Besteuerung,  in  Rückstand  geblieben  (oben  S.  72 — 74). 

Die  oben  in  §.  31  gegebene  Uebensieht  der  Gesetzgebung  liefert  weitere  Daten 
hinsichtlich  der  Entwicklung  und  Gestaltung  der  Verkehrsbesteuerung  in  unsorem 
Jahrhundert:  die  ganze  Entwicklung  wieder  ein  Beleg  für  das  „Gesetz  der  Diflbren- 
zirung  des  Steuersystems“  und  für  den  leitenden  Gedanken  im  zweiten  Hauptabschnitt 
dieses  Kapitels  (S.  493).  Auf  weitere  Einzelheiten  können  wir  hier  nicht  cingehen. 
Die  in  jeder  Beziehung  interessanteste  Gesetzgebung  Frankreichs,  welche  im  dritten 
Bande  eingehend  dargestellt  und  kritisch  beurthcilt  worden  ist  (III,  S.  502 — 570), 
bietet  auch  die  beste  Gelegenheit,  Einzelnes  in  der  Einrichtung  vom  allgemeineren 
linanzwisscnschaftlichen  Stand  puncto  aus  zu  beurtheilen.  wie  es  dort  auch  von  mir 
geschehen  ist.  Der  Vergleich  mit  der  ebenfalls  dort  dargestelltcn  britischen  Gesetz- 
gebung (III,  §.  119,  120)  zeigt  wieder,  wie  sehr  überall  die  concrete  Steuerentwick- 
lung,  so  hier  diejenige  der  Verkehrsbesteuerung,  von  der  Finanzlage  und  von 
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den  daraus  entspringenden  Forderungen  an  die  Ergiebigkeit  einer  Steuerart  mit  be- 
stimmt wird. 

Die  Weiterentwicklung  wird  in  Europa,  namentlich  in  West-  und  Mittel- 
europa, möglichst  in  der  Richtung  einer  rollständigercn  Erfassung  und 
höheren  Belastung  des  Verkehrs,  besonders  des  Creditrerkehrs,  in  beweglichen 
Werthen  und  umgekehrt  in  einer  positiven  Erleichterung  der  Immobiliar- 
geschäfte zu  erstreben  sein:  aber  nicht  io  einer  Beseitigung  der  Verkehrs- 
besteuerung der  letzteren,  wie  gelegentlich,  zu  weitgehend,  »on  luteressenteuseite  ver- 
langt worden  ist,  sondern  in  einer  Hinüberbildung  dieser  Besteuerung  in  die 
im  folgenden  Abschnitte  besprochene  „Con  juncturengewinn-  Besteuerung,  nach 
den  dort  angegebenen  steuertechnischen  üesichtspunctcn.  Darauf  drängt  auch  die 
neuerliche  Noth  des  ländlichen  Grundbesitzes  bei  uns  hin.  Die  Aufhebung  jeder 
Immobiliarbesitzwechselabgabe  würde  nur  den  bedenklichen  speculativen  Besitzwechsel 
noch  mehr  begünstigen.  Bei  städtischem  Grundeigenthum,  das  meistens  in  rascher 
Werthsteigerung  begriffen  ist,  wäre  sic  ein  reines  Geschenk  an  ohnehin  leichten  „Ge- 
winn“ erzielende  Classen. 

VII.  — §.  231.  Die  Stellung  der  ersten  beiden  Haupt- 
arten der  Erwerbsbesteuerung  gegenüber  der  dritten.. 

Die  im  Vorausgehenden  erörterten  beiden  Hauptarten  der  Er- 
werbsbesteuerung, die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs 
durch  die  Subject-  und  Object-,  d.  h.  im  Wesentlichen  durch 
die  Einkommen-  und  Ertrags  besteuerung,  und  die  Besteuerung 
des  Erwerbs  durch  einzelne  Acte  oder  Rechtsgeschäfte 
mittelst  der  Verkehrsbesteuerung,  m Usste  in  der  angegebenen 
Richtung  wenigstens  in  der  entwickelten  modernen  Volkswirtschaft 
ausgebildet  werden,  einerlei  ob  man  sich  principiell  auf  den  rein 
finanziellen  Standpunct  in  der  Besteuerung  beschränkt  oder 
den  socialpolitischen  mit  berücksichtigt. 

Geschieht  Letzteres,  so  kann,  nach  tlen  früheren  Untersuchungen  über  die  Steuer- 
principien,  die  Freiheit  gewisser  kleiner  Einkommen,  ein  verschiedener  Steuerfuss  von 
Arbeite-  und  von  Renteneinkommen,  auch  von  berufsmässigem  und  von  Erwerb  durch 
einzelne  Acte,  endlich  von  grösserem  und  kleinerem  Einkommen  (proportionale  oder 
progressive  Besteuerung)  in  Frage  kommen.  Auch  die  Verkehrsbesteuerung  lässt  wohl 
eine  Berücksichtigung  socialpolitischer  Momente,  in  der  höheren  Besteuerung  der 
reicheren,  der  niedrigen  der  übrigen  Bevölkerung  zu.  In  Oesterreich  bestand  früher 
z.  B.  eine  Abstufung  des  Stempels  in  vier  Classen  nach  Rang,  Stand  und  Beruf 
des  Ausstellers  der  Urkunde  (Fin.  III,  105). 

Nach  den  beiden  Standpuncten  gestaltet  sich  dann  die  Ein- 
richtung dieser  beiden  ersten  Hauptarten  der  Erwerbsbestcueruug 
im  Einzelnen  verschieden.  Aber  die  Grundlagen  der  letzteren 
bleiben  die  nemlichen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  dritten  Hauptart  der  Erwerbs- 
besteuerung (§.  214):  diese  gebürt  folgerichtig  nur  in  ein  Steuer- 
system, welches  den  socialpolitischen  neben  dem  rein  finan- 
ziellen Standpunct  in  der  Besteuerung  anerkennt.  Eine  Theorie 
und  Praxis,  welche  den  ersten  Standpunct  verwerfen,  gleichwohl 
aber  doch  Steuern,  wie  die  Erbschaftssteuern,  Spielgewinnststeuern 
u.  dgl.  m.,  wenigstens  in  gewissen  Fällen  und  in  gewissem  Um- 
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lang,  billigen,  kommen  mit  sich  selbst  in  Widerspruch : sie  müssten 
nun  auch  solche  Steuern  verwerfen.  Wenn  sie  das,  ganz 
mit  Recht,  nicht  tbun,  so  liegt  in  der  zugestandenen  Berechtigung 
dieser  Steuern  implicite  auch  die  wenigstens  bedingte  Anerkennung 
der  Berechtigung  des  socialpolitischen  Standpuncts  in  der  Besteuer- 
ung enthalten.  Darüber  sollte  man  sich  nicht  täuschen  oder  — 
nicht  täuschen  wollen.  Die  Verbreitung  von  Erbschafts-  und  Spiel- 
gewinnststeuern,  auch  Wettsteuern  (Oesterreich)  in  der  Praxis  oder 
im  Steuerrecht  und  die  wachsende  Propaganda,  welche  für  solche 
Steuern  in  der  Theorie  gemacht  wird,  sind,  richtig  ausgelegt  und 
auf  den  grundlegenden  Gedanken  zurückgeftthrt,  nur  Symptome  der 
„socialen  Epoche“  der  Besteuerung,  in  welche  wir  aus  der 
„staatsbürgerlichen“  Epoche  hinübertreten  (§.  156  ff.). 


3.  Abschnitt 

I.  Die  Erwerbsbesteaernng. 

C.  Die  Besteuerung  des  Erwerbs  durch  Anfall  und  durch  Werthzuwachs 
ohne  eigene  persönliche  wirtschaftliche  Leistung  (Spiel-,  C'onjuncturen- 
gcwlnns-  und  Erbschaftsbesteuerung). 

§.  232.  Vorbemerkungen  und  literarische  Nachweisungen. 

Auch  in  den  theoretischen  Steuersystemen  findet  sich  eine  rationelle  folgerichtige 
Durchführung  dieser  Besteuerung  bisher  noch  nicht.  Die  Praxis  tappt  mit  ihren 
Steuern  auf  Lotteriegewinnste , ihren  Erbschafts-  und  Schenkungssteuem  u.  dgl.  m. 
noch  ziemlich  planlos  ohne  festes  principielles  Ziel  umher.  Der  einzige,  wegen  seiner 
falschen  Einrichtung  mit  Hecht  wieder  aufgegebeno  Versuch  einer  Art  Besteuerung 
des  Conjuncturengewinns  an  städtischen  „Baustellen"  ist  meines  Wissens  in  Bremen 
erfolgt  (s.  unten).  In  anderen  grossen  Städten  (Berlin,  Wien)  war  wohl  von  einer 
Extrabesteuerung  der  unbebaut  liegen  bleibenden  Baustellen  die  Rede,  doch  hat  man 
sich  dazu  noch  nicht  entscbiiesscn  können. 

Zu  unterscheiden  sind  namentlich  die  Steuern  auf  Conjuncturcngewinne 
und  auf  Erbschaften. 

Die  Begründung  für  die  crsteren  liegt  in  der  ganzen  Lehre  von  der  Con- 
junctur,  einer  Frucht  des  wissenschaftlichen  Socialismus  (besonders  Lassalle), 
welche  in  die  allgemeine  Nationalökonomie  aufzuuehmen  ist.  Dies  ist  in  meiner 
„Grundlegung"  geschehen  und  dort  auch  ein  solches  Vorgehen  näher  erläutert  und 
motivirt  worden.  Was  daselbst  (§.  76 — 81)  dargelegt  wurde,  mnss  ich  hier  als  be- 
kannt voraussetzen.  Die  Forderung  einer  rationellen  Besteuerung  der  Conjunctnren- 
gewinnsto  ist  die  Consei|uenz  der  Auffassung  der  Conjunctur  im  Wirtschaftsleben, 
namentlich  innerhalb  der  Rechtsordnung  des  privatwirthschaftlicben  Systems  der  freien 
Concurrenz.  Sic  lässt  sich  stcuertechnisch  aus  Opportunitätsgrttnden,  wegen 
der  Schwierigkeit  oder,  wie  bisher  gewöhnlich  Uber  derartige  Plano  geurtbeilt  worden 
ist,  wegen  der  Unmöglichkeit  einer  genügenden  Ausscheidung  des  Conjuncturen- 
gewinns angreifen:  nach  meiner  Ansicht  aber  nicht  mit  durchschlagenden  Gründen. 
Die  Einrichtung  und  Durchführbarkeit  wird  unten  zu  zoigen  versucht,  etwas  eingehen- 
der, als  es  streng  genommen  in  die  allgemeine  Steuerlehrc  gehört.  Da  es  sich  aber 
hier,  im  Unterschied  ron  der  Übrigen  Besteuerung,  wo  die  bezüglichen  Fragen  in  die 
spcciclte  Lehre  verwiesen  sind,  um  eine  erstmalige  Begründung  dieser  ganzen  Stcuer- 
gattnng  handelt,  war  ein  solches  genaueres  Eingehcu  schon  in  diesem  Abschnitte  wohl 
nothwendig.  Principicll  lässt  sich  Uber  diese  Besteuerung  nur  urtheilen,  wenn  sie 
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im  Zusammenhang  mit  der  Lehre  von  der  Conjuuctur  und  vom  „Leben  der  Einzel- 
wirtschaft in  der  Volkswirtschaft“  (Grundlegung,  zweite  Auflage,  S.  80  ff.)  anfge- 
fasst  und  erörtert  wird.  Die  Kritik  wird  sich  daher  gegen  diese  ganze  Lehre,  nicht 
gegen  ihre  blosse  Consequenz,  wenden  müssen,  wenn  sie  irgend  zutreffend  sein  soll. 
In  der  Grundlegung  'besonders  §.  iß  und  Note  10,  sowie  §.  80  der  2.  Aufl ) habe 
ich  auch  bereits  die  Function  einer  Besteuerung  der  Conjuncturcngewinue  festgcstellt. 
Die  dort  für  den  zweiten  Band  der  Finanz  versprochene  genauere  Erörterung  erfolgt 
nunmehr  in  diesem  Abschnitte. 

Eine  Befürwortung  solcher  Besteuerung,  nebst  kurzer  Ausführung  über  die  Ein- 
richtung in  dem  practisch  wichtigsten  Falle,  bei  der  Realisirung  von  Gewinnen  aus 
Verkauf  von  Grundstücken  und  Gebäuden,  habe  ich  mir  bereits  andeutungsweise  in  meiner 
Rede  zur  Wohnungsfrage  auf  der  ersten  Eisenacher  socialpolitischcn  Versammlung 
1872  (Bericht  S.  241),  dann  namentlich  in  meinem  Referat  über  die  Communalsteuor- 
frage  auf  der  Berliner  Versammlung  des  Vereins  für  Socialpolitik  im  Jahre  1877  erlaubt; 
s.  Bericht  These  9 sub  c und  S.  Iß,  erweitert  in  der  selbständigen  Ausgabe 
jenes  Referats  S.  30,  40.  Gegen  die  Forderung  solcher  Steuern  auf  der  Berliner 
Versammlung  1877  Held,  Bericht  S.  88,  dagegen  meine  Replik  S.  100.  S,  auch 
Held  in  dem  kritischen  Referat  Uber  neuere  Cominunalsteuerliteratur  in  Conrad 's 
Jahrbücher  1878,  II,  236.  Held  übersieht  den  wesentlichen  Unterschied  zwischen 
Grund-  und  beweglichem  Eigenthum  in  dieser  Frage.  S.  dagegen  die  treffenden 
Ausführungen  von  Friedberg,  zur  Theorie  der  Stempelsteuern,  Conrads  Jahrbücher 
31,  83.  Friedberg  tritt  in  diesem  Aufsatz  auch  meiner  Theorie  der  Besteuerung 
der  Conjuncturcngewinne  bei  und  behandelt  die  ganze  Frage  in  beachtenswerther 
Weise. 

S.  jetzt  auch  Schäffle,  Steuerpolitik  S.  518  (mir  beistimmend,  besonders  für 
Antheil  der  Gemeinde  an  einer  Abgabe  für  steigenden  Immobiliarwerth),  Korn  (im 
Finanzarchiv  1,486  11.,  bei  Erörterung  über  österreichische  Gebührengesetzgebung, 
ebenfalls  boistimmend),  Robert  Meyer,  Principien  (§.  57  ff.,  in  §.  59  über  Besteuer- 
ung des  Conjuncturengewinns,  an  sich  als  berechtigt  anerkannt,  aber  wegen  der 
Schwierigkeit  der  Ausführung  doch  nicht  recht  gebilligt,  namentlich  als  nicht  möglich 
durch  eine  selbständige  Steuerform  (?)  erklärt,  in  Erörterungen,  die  ich  nicht  alle  für 
zutreffend  halte  (s.  unten  §.  234).  Roscher,  Fin.  §.  107  („an  sich  schöner  Gedanke, 
mit  der  Verkehrssteuer  den  unverdienten  Conjuncturgewinn,  die  neuen  Kapitalansamm- 
lungen für  den  Fiscus  nutzbar  zu  machen",  — was  aber  doch  in  der  Regel  nur  in 
dun  aufsteigenden  Perioden  der  Volkswirtschaft  zutreffe:  nun,  dann  ist  doch  gerade 
hier  solche  Besteuerung  geboten!  Aber  in  §.  159  Note  5,  1.  A„  meint  doch  auch 
er,  dass  der  Conjuncturgewinn  an  Häusern  zur  Gemeindebesteuerung  sehr  geeignet 
sei).  Stein,  5.  A.  II,  2,  212,  kommt  in  der  oben  S.  519  citirtcn  Stelle  implicitc 
auch  auf  die  Forderung  einer  Besteuerung  des  Conjuncturengewinns  hinaus,  ohne  die 
Behandlung  der  Frage  Seitens  Anderer  zu  kennen  oder  zu  erwähnen.  Cohn,  Fin. 
§.  343 — 345,  steht  dem  Gedanken  nicht  ablohnend  gegenüber,  aber  macht  doch  mehr 
Bedenken,  besonders  der  praclischen  Durchführung,  geltend,  wohl  etwas  zu  sehr;  er 
denkt  mehr  an  Reformen  der  Einkommensteuer  zur  Erreichung  des  Ziels. 

In  Bremen  war  durch  ein  Gesetz  vom  13.  März  1873  (in  der  BlUthezeit  des 
grossstädtischen  Baustellen-  und  Baugeschäfts)  eine  eigentümliche  höhere  laufende 
Besteuerung  von  gewissen  Grundstücken  eingeführt  worden,  welche  aus  der  ländlichen 
(agrarischen)  Benutzung  in  diejenige  zu  städtischen  Baustellen  in  der  Nähe  der  Stadt 
übergingen.  Sie  unterlagen  dieser  Steuer,  selbst  wenn  sie  wirklich  noch  land- 
wirtschaftlich fortwährend  benutzt  wurden.  Daraus  haben  sich  schwere  Miss- 
stände und  begreifliche  Klagen  der  Besitzer  ergeben . zumal  als  die  Conjunctur 
riickschlug  und  die  bisher  in  Aussicht  stehende  Verwendung  jener  Grundstücke  zu 
Baustellen  vorerst  für  absehbare  Zeit  nicht  eintrat,  sondern  die  bisherige  landwirt- 
schaftliche Benutzung  andauerte.  Ein  in  dieser  Angelegenheit  eingeholtcs  Gutachten 
Hansson's  verurteilte  denn  auch  aus  dem  Gcsichtspuncte  der  Ertragssteucr  heraus 
diese  höhere  Besteuerung  durchaus.  Die  darüber  eingeholten  26  Supcrarbitrien  anderer 
theoretischer  und  practischer  Fachmänner  traten  Haussen  bei.  Das  meinige  (S.  34 
der  unten  genannten  Schrift)  allein  hat  geltend  gemacht,  dass  dem  betreffenden 
bremischen  Gesetz  ein  richtiger  Gedanke  zu  Grunde  liege,  der  nur  in  ganz  falscher 
Weise  durchgeführt  sei:  eben  der  Gedanke  einer  Eatrabestcuerung  des  grossen  Gc- 
A.  Wagner,  FinanzwiaKnschatt.  II.  2.  Aull.  37 
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winns,  der  durch  den  Uebergang  von  agrarischen  Grundstücken  in  Baustellen  in  der 
Nähe  sich  erweiternder  Städte  ohne  irgend  eine  persönliche  Leistung  des 
Eigentümers  ron  diesem  letzteren  erzielt  werde.  Ich  plädirte  daher,  wie  Uansscn 
und  die  Übrigen  Gutachter,  für  die  Aufhebung  des  Gesetzes  in  Bezug  auf  wirk- 
lich noch  landwirtschaftlich  benutzte  Grundstücke,  die  nur  ron  der  ge- 
wöhnlichen Grundsteuer  getroffen  werden  sollten,  aber  ich  befürwortete  zugleich 
eine  laufende  Extrabesteuerung  der  unbenutzt  liegen  bleibenden,  bloss  auf  die 
aufsteigende  Bauconjunctur  wartenden  Baustellen  und  eine  hohe  Besitzwechselabgabo 
(eventuell  Erbschaftssteuer)  auf  den  Gewinn,  welcher  am  Kapitalwerth  solcher 
Grundstücke  früher  oder  später  wegen  ihres  Uebergangs  zur  Benutzung  für  Bauten 
erzielt  würde  (S.  35).  Von  den  übrigen  Gutachtern  wird  der  tiefere  Grund  jenes  Ge- 
setzes nur  ausnahmsweise  berührt,  so  namentlich  ron  Helferich  (S.  23),  der  diese 
Besteuerung,  die  der  „socialistisch-communistischen  Anschauung“  entsprungen  sei, 
ablehnt,  aus  mich  nicht  überzeugenden  Gründen.  Jenes  bremische  Gesetz  wurde  in 
diesem  anstössigen  Puncte  beseitigt  durch  Gesetz  vom  11.  October  1 878  (Gesetzblatt 
Bremens  1878  Nr.  19).  S.  Uber  die  sehr  interessante  Frage  das  vortreffliche,  ein- 
gehende, aber  eben  ganz  einseitig  auf  dem  Standpunct  der  gewöhnlichen  Ertrags- 
bcstcuerung  stehende  Gutachten  Hanssen’s  vom  December  1876  (als  Manuscript 
gedruckt)  an  die  Landwirllischaftskammer  in  Bremen  (in  den  Anlagen  Abdruck  der 
betrefi'enden  Gesetze).  Dann  die  „Gutachtlichen  Acusserungen  Uber  das  Gutachten 
Hanssen’s  betreffend  die  bremischen  Gruudsteuerrerhältnisse“,  Bremen  1877.  — 

§.  233.  Auch  die  seit  lange  weit  verbreitete  und  practisch  in  einigen  Ländern, 
besonders  in  Grossbritannien,  Frankreich  sehr  wichtige  Erbschaftsbcstcuerung 
ist  erst  in  jüngster  Zeit  von  deutschen  Theoretikern  unter  dem  m.  E.  richtigen  Ge- 
sichtspunct  betrachtet  worden,  nemlich  im  principiellen  Zusammenhang  mit  der 
ganzen  E r brech tsord nung.  Das  Intestat -Familienerbrecht  wird  dabei  auch  ganz 
richtig  als  Correlat  gewisser  Verpflichtungen  der  Unterstützung  u.  s.  w.  au 
Verwandte  auf  Grund  des  Verwandtschaftsverhältnisses  aufgefasst.  Mit  dem  Wegfall 
dieser  Verpflichtungen  und  deren  Uebcrgang  an  Staat  und  Gemeinde  müsste  sich 
folgerichtig  auch  jenes  Erbrecht  ändern.  Diese  und  ähnliche  Gesichtspuncte  vertritt 
eine  ganze  Specialliteratur. 

Vgl.  die  Ueborsicht  darüber  und  die  Auszüge  daraus,  welche  v.  Miaskowski 
in  der  unten  genannten  Schrift  (I,  230  ff.)  gegeben  hat  (ausser  den  hernach  erwähnten 
Autoren  und  den  eigentlichen  Socialisten,  besonders  der  St.  Simonistischen  Richtung, 

u.  A.  Bentham,  Bluntschli,  Umpfenbach,  Volkes  Erbe,  Lange,  Arbeiterfrage, 
Mttnzinger,  J.  St.  Mill,  u.  a.  tn..  die  aber  manche  Verschiedenheiten  zeigen'). 
Die  wichtigste  hierhergehörige  Arbeit  ist  H.  v.  Scheel's  „Erbschaftssteuern  und 
Erbrechtsreform“,  2.  Aufl.  1878  (s.  daselbst  auch  Literatur  und  Gesetzgebung);  ferner 

v.  Scheel’s  Aufsatz  in  Hirth's  Annalen  1877,  S,  97;  volkswirtschaftliche  Bemer- 
kungen zur  Reform  des  Erbrechts  und  J.  Baron  in  llildebrand’s  Jahrbüchern,  B.  26, 
S,  275,  sowie  desselben  Angriffe  auf  das  Erbrecht,  Berlin  1877.  Die  Consequenz 
des  angedeuteten  rechtlichen  Gesichtspuncts  ist,  dass  die  Erbschaftssteuer  eigent- 
lich den  Character  einer  Steuer  verliert  und  als  ein  gesetzlicher  Erbantheil 
des  Staats  u.  s.  w.  erscheint.  Auf  der  anderen  Seite  führt  alter  die  Betrachtung  des 
Erbanfalls  als  eines  Erwerbs  ohne  persönliche  Leistung,  der  die  Leistungs- 
fähigkeit erhöht,  nicht  minder  zu  einer  richtigen  principiollen  Begründung  der  Erb- 
schaftssteuer, zumal  vom  Gesichtspunct  des  Steuerprincips  der  Leistungsfähigkeit  aus 
und  in  unserer  modernen  Zeit  der  geringen  practischen  Bedeutung  des  Familienver- 
bands und  des  Fa m ilien Vermögens  im  Unterschied  vom  Individ ual vermögen.  Von 
ganz  verschiedenen  Seiten  gelangt  man  daher  zur  Forderung  eines  umfassen- 
den Systems  der  Erbschaftssteuern.  Der  Mangel  eines  solchen  ist  eine  der 
empfindlichsten,  wiederum  vornemlich  den  wohlhabenderen  besitzenden  Classen  zu 
Gute  kommenden  Lucken  des  deutschen  Besteuerungsrechts.  (S.  das  bezügliche  Material 
darüber  in  dem  oben  S.  71  genannten  bundesräthlichen  Commissionsbericht  Nr.  98 
von  1877.) 

Auch  die  deutsche  Finanzthcoric  war  iu  Bezog  auf  die  Erbschaftssteuern  bis 
vor  Kurzem  ausserordentlich  dürftig,  sogar  Stein  eingeschlosssen , der  sio  gar  nicht 
genauer  behandelt,  wohl  weil  sie  in  sein  Steuersystem  nicht  recht  passen  ivgl.  4.  A„ 

I.  175).  Rau  handelt  von  ihnen  noch  als  von  „Erbschaflsgebühren“  (I,  §.  237,  womit 

II.  §.  405  zu  vergleichen,  wo  er  l*ei  der  allgemeinen  Vermögenssteuer  von  der  Erb- 
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schaftsabgabc  spricht):  ein  unhaltbarer  Standpunct,  man  müsste  denn  die  Consequenz 
ziehen  wollen,  dass  die  Erbschaftssteuer  eine  Art  specicller  Entgelt  ftlr  die  Gewährung 
des  Erbrechts  selbst  sei.  In  neuester  Zeit  ist,  mit  angeregt  durch  die  oben  genannte 
Literatur  — zum  Theil  auch  in  Verbindung  mit  der  Erörterung  des  Erbrechts,  be- 
sonders des  b&ueriichcn,  überhaupt  — die  Frage  der  Erbschaftssteuer,  ihrer  theore- 
tischen Begründung  und  practischen  Durchführung  in  Deutschland  mehrfach  behandelt 
worden,  v.  Miaskowski  kommt  in  seinem  schönen  Werke  „das  Erbrecht  und  die  Grund- 
eigenthumsvertheilung“  (Leipzig  1882,  I,  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik)  aus- 
führlich auf  die  Frage  nach  ihrer  principiellen  Seite  zu  sprechen,  mit  eingehender 
Berücksichtigung  der  ganzen  Literatur  (I,  281—255).  Er  weist  „die  Steigerung  der 
Erbschaftssteuer  zu  einem  mit  dem  Familienerbrecht  concurrirenden  öffentlichen  Erb- 
recht“ ab  (S.  255),  macht  aber  doch  selbst  das  Zugeständnis,  dass  „der  Abschluss  des 
Intestaterbrechts  bereits  bei  demjenigen  (Jrade  eintreten  solle,  bei  dem  der  Regel  nach 
kein  Bewusstsein  und  kein  (jefühl  der  Familiengemeinschaft  mehr  vorhanden  sei“. 
Weiter  geht  wenigstens  mein  Verlangen  und  wohl  dasjenige  mancher  anderen  Bc- 
kämpfer  des  schrankenlosen  Intestatcrbrechts  der  Verwandten  auch  nicht.  Aber  merk- 
würdiger Weise  scheint  sich  v.  Miaskowski  des  inneren  Widerspruchs  dieses  seines 
eigenen  Postulats  mit  seiner  ganzen  Beweisführung  nicht  bewusst  geworden  zu  sein. 
Die  Begründung  dieses  Postulats  beruht  doch  ganz  auf  denselben  Argumenten  wie 
diejenige  eines  öffentlichen  Erbrechts  des  Staats  neben  dem  Familienerbrecht.  Be- 
streitet man  die  Triftigkeit  dieser  Argumente,  wie  cs  v.  Miaskowski  thut,  so  schwebt 
auch  das  genannte  Postulat  in  der  Luft,  ln  der  Beweisführung  gegen  einen  staat- 
lichen Erbantheil,  freilich  kleinen  Betrags,  neben  den  nächsten  Verwandten  über- 
treibt v.  Miaskowski  sehr,  widerlegt  mehrfach  nur  selbst  erhobene  Einwände  als 
„Gründe“,  deren  sich  die  Gegner  gar  nicht  bedienen,  sieht  einzelne  Argumento  der 
letzteren  als  „individualistische“  an,  während  gerade  nur  betont  wird,  dass  aus  be- 
reits eingetretenen  individualistischen  Gestaltungen,  wie  der  Verminderung  der 
Bedeutung  des  Familienverbands.  eine  Beschränkung  des  Fainilieuerbrechts  zu  Gunsten 
des  öffentlichen  nothwendig  hervorgehe,  und  während  er  selbst  in  seiner  Beweis- 
führung für  eine  grössere  Freiheit  der  Tcstirbefugniss  des  Erblassers  am  Allermeisten 
„individualistisch“  verfährt  (S.  254).  In  der  Anerkennung  der  Bedeutung  des  wirk- 
lichen Familienverbands  und  der  Auffassung  des  letzteren  als  des  wesentlichsten 
Rcgrttndungsmoments  des  Erbrechts,  in  der  Billigung  auch  des  testamentarischen  Erb- 
rechts weiche  ich  von  v.  Miaskowski  nicht  ab.  Dennoch  aber  halte  ich  meine  Auf- 
fassung in  Betreff  eines  öffentlichen  Erbrechts  aufrecht.  Eine  weitere  Schwächung 
des  Familienverbands  kann  ich  als  nothwendigu  oder  auch  nur  wahrscheinliche  Folge 
dieser  Auffassung  nicht  zugeben,  wie  auch  umgekehrt  m.  E.  aus  der  Erhaltung  eines 
in  modernen  Verhältnissen  zum  Nonsens  gewordenen  unbegrenzten  oder  sohr  weit- 
gehenden Intestaterbrechts  nichts  in  gesunder  Weise  die  Bedeutung  des  Familienver- 
bands Sicherndes  oder  wieder  Hebendes  abzuleiten  ist.  Eine  Beseitigung  des  testa- 
mentarischen Erbrechts  erstrebu  auch  ich  nicht,  meine  im  Gegeutheil,  dass  dasselbe 
ein  Mittel  ist,  etwaige  Bedenken  wegen  Beschränkung  des  Intestaterbrechts  auf  einen 
bestimmten  Kreis  von  Verwandten  (und  auf  Ehegatten)  zu  beheben,  da  hier  im  Falle 
persönlicher  Beziehungen  dann  durch  Testament  vorgesorgt  werden  kann.  Ich  würde 
daher  auch  ausser  dieser  Beschränkung  und  ausser  dem  öffentlichen  Miterbrecht  des 
Staats  neben  den  nächsten  Verwandten  die  von  Einzelnen  in  Aussicht  genommene 
allgemeinere  Beschränkung  der  Testirbefugniss  zu  Gunsten  nichterbberechtigter  Per- 
sonen nicht  befürworten.  Ob  statt  des  Staats  eine  andere  öffentliche  Zwangsgemein- 
wirthschaft,  namentlich  dio  Gemeinde  an  dem  öffentlichen  Erbrecht  (oder  an  Erb- 
schaftssteuern) betheiligt  werden  soll,  behandle  ich  als  offene  Frage,  neige  mich 
indessen  mehr  zur  Regel  des  Staatserbrechts.  In  der  ökonomischen  Seite  der 
Frage  wiederholt  auch  v.  Miaskowski  nur  so  hinfällige  Bedenken,  wie  das  eines 
nachtheiligen  Einflusses  des  öffentlichen  Miterbrechts  auf  die  Sparsamkeit  (S.  253) 
und  fasst  in  Betreff  der  Verwendung  des  Ertrags  eines  solchen  Erbrechts  den  völlig 
unpractischen  Fall  ins  Auge,  dass  eine  Vertheilung  an  besitzlose  Familien  erfolgen 
könne  (1),  was  er  dann  leicht  als  unausführbar  oder  als  unzulänglich  nachweisen  kann 
(S.  254).  Der  practische  Fall  ist  die  Verwendung  des  Ertrags,  wie  jeder  Erbschafts- 
steuer, zur  Deckung  des  Finanzbedarfs,  insbesondere  zur  Herstellung  solcher  öffent- 
licher Einrichtungen,  welche  den  „Enterbten"  vornemlich  zu  Gute  kommen,  sowie  zur 
Beseitigung  oder  Vermeidung  anderer,  bedenklicher,  namentlich  die  unteren  Classen 
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belastender  Steuern.  Auf  die  Frage  der  eigentlichen  Erbschaftssteuer  und  der 
Steigerung  ihrer  Sitze  geht  v.  Miaskowski  nicht  ein.  Ich  habe  mich  nicht  bestimmt 
gefühlt,  an  meiner  Behandlung  der  Frage  in  diesem  Abschnitt  auch  nach  seiner  Kritik 
sachlich  etwas  zu  verändern.  Seine  Ausführungen  haben  mich  durch  ihre  inneren 
Widerspräche  und  ihre  falschen  Argumente,  mit  denen  er  seine  Gegner  bekämpft,  nur 
in  der  Ansicht  bestärkt,  dass  auch  für  die  Frage  der  Erbschaftssteuer  die  Construction 
eines  öffentlichen  Miterbrechts  festzuhalten  sei. 

In  ähnlicher  Weise  hat  schon  vor  t.  Miaskowski  Geffcken  (Schmoller's  Jahr- 
buch, V,  1881,  S.  189  ff..  Aufsatz  Uber  Erbrecht  und  Erbschaftssteuer)  die  Begründung 
der  Erbschaftssteuer  auf  ein  Miterbrecht  des  Staats  abgelehnL  Er  rechtfertigt  sie 
aber  als  Steuer,  auch  in  der  Üblichen  Einrichtung  mit  progressiven  Sätzen  nach  der 
Entfernung  der  Verwandtschaft  zwischen  Erben,  Legatar  und  Beerbtem,  und  zwar 
theils  mit  dem  Moment  des  arbeitslosen  Vermögenszuflusses,  theils  mit  dem  Grunde, 
dass  der  Staat  Begründer  (sic!)  und  Schützer  des  Erbrechts  sei  (S.  196,  198).  Auch 
Robert  Meyer  (Principien.  §.  58,  besonders  S.  858)  will  den  Gcsichtspunct  des  staat- 
lichen Miterbrechts  von  der  Erbschaftssteuer  ausschlicssen , ohne  damit  einer  demge- 
inässcn  Gestaltung  der  Erbrechtsordnung  zu  präjudiciren.  Sein  an  sich  richtiger 
Einwand,  dass  der  Ertrag  eines  staatlichen  Miterbrechts  nicht  unter  den  Begriff  der 
„Steuer“  falle,  beweist  indessen  doch  nichts  und  läuft  auf  einen  Wortstreit  hinaus.  — 
Mit  den  schon  bei  v.  Miaskowski,  Geffcken  u.  a.  m.  zu  findenden  Granden  lehnt 
auch  Bcrghoff-Ising  (staatliches  Erbrecht  und  Erbschaftssteuer,  Leipzig  1885) 
die  Begründung  der  Erbschaftssteuer  auf  ein  staatliches  Miterbrecht  und  letzteres 
selbst  ab,  plädirt  aber  ebenfalls  für  stärkere  Erbschaftssteuer,  die  er  allein  durch  eine, 
freilich  missliche,  Erweiterung  des  Einkommenbegriffs  zu  begründen  sucht,  indem  die 
Erbschaftssteuer  eine  „Steuer  auf  ein  einmaliges  Einkommen“  sei  (S.  23).  — Bacher 
schliesst  sich  in  seiner  vortrefflichen,  für  die  practischc  Seite  der  Erbschaftsbesteuerung 
besonders  wichtigen  Schrift  (die  deutschen  Erbschafts-  und  Schenkungssteuern,  Leipzig 
1886)  doch  der  Ablehnung  eines  staatlichen  Miterbrechts  an  (S.  28  ff.).  Dasselbe  gilt 
von  Schäffle  (s.  unten),  wenigstens  implicite,  von  Schall  (in  der  betreffenden  Ab- 
handlung im  Schönberg’scben  Handbuch,  2.  A.  III,  S.  471).  Koscher  (Fin.  §.  76), 
äussert  seine  cigeno  Meinung  über  die  beregte  Frage  nicht  deutlich,  Cohn  (Fin. 
§.  348  ff.)  überhaupt  nicht.  Die  genannten  Autoren,  wie  die  meisten  Neuern,  sind 
aber  der  Erbschaftssteuer  überhaupt  und  in  den  meisten  Puncten  der  auch  von  mir 
empfohlenen  Einrichtung  günstig.  Abweichend  hiervon  verweist  Vocke  (Abgaben, 
S.  618  ff.)  die  Erbschaftsabgabe  bloss  unter  die  Verkehrsabgaben  und  lohnt  die  Be- 
rechtigung von  Progressivsätzen  nach  dem  Verwandtschaftsgrad  ab. 

Ganz  auf  dem  Standpuncte  v.  Schcel’s  und  dem  meinen  in  Betreff  eines  zu 
gewährenden  Miterbrechts  des  Staats  steht  dagegen  Constantin  Frantz  (sociale  Steuer- 
reform, S.  85  ff.  89),  und  von  neueren  Juristen  u.  A.  Geyer  (Rechtsphilosophie  in 
v.  Holtzendorff's  Encyclopädio). 

Ausser  der  besprochenen  Frage  der  Begründung  der  Erbschaftssteuer  ist  auch 
diejenige  der  Verwendung  des  Ertrags  von  allgemeinerer  Bedeutung.  Darüber 
haben  die  Socialistcn  mitunter  eigene  Vorschläge  gemacht.  Aber  auch  andere  Autoren 
wollen  nicht  immer,  wie  freilich  die  meisten,  in  Uebcreinstimmung  mit  der  Praxis, 
auch  ich,  es  für  das  Angemessene  halten,  dass  der  Ertrag  eines  solchen  Erbantheils 
oder  einer  solchen  Steuer  zur  Deckung  des  allgemeinen  Finanzbedarfs  diene,  ferner 
auch  wohl  die  Mittel  liefere  zu  nicht  näher  im  Einzelnen  zu  begrenzenden  Verwend- 
ungen für  öffentliche,  vornemlich  den  unteren  besitzlosen  Classen  zu  Gute  kommende 
Zwecke.  So  plädirt  Umpfenbach  (des  Volkes  Erbe,  Berlin  1874)  für  eine  Zerlegung 
der  Erbschaft  in  ein  „Familicnerbo“  und  ein  „Volkeserbe“.  Jenes  will  er  mit  dem 
4.  Grad  der  Civilcomputation  begrenzen;  darüber  hinaus  soll  auch  durch  Testament 
nur  aber  eine  Quote  (’/,.  V«)  verfugt  werden  dürfen;  alles  Uebrige  soll  des  „Volkes 
Erbe“  werden  und  zu  gewissen  Schulzwecken  verwendet  werden.  Eine  willkürliche 
Zwccksctznng  und  Zweckbeschränkung,  die  besser  unterbleibt. 

In  der  neueren  deutschen  F i n a n z literatur  wird  der  Erbschaftssteuer  ziemlich 
allgemein  eine  grössere  Beachtung  geschenkt.  Mit  seltenen  Ausnahmen  (Vocke)  ist 
die  Theorie  der  Steuer  günstig  und  empfiehlt  ihre  Ausdehnung,  so  in  Deutschland 
auf  die  directe  Linie,  überhaupt  die  Einrichtung  in  der  üblichen  Art  mit  Progressiv- 
sätzen nach  dem  Verwandtschaftsgrad,  Freiheit  ganz  kleiner  Erbschaften  und  Legate, 
Ausdehnung  auf  gewisse  Schenkungen,  aber  noch  selten  mit  Progressivsätzen  nach 
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der  Höhe  der  Erbschaft,  bcz.  der  Erbportion.  Doch  enthält  der  Gesetzentwurf 
llachcr’s  (S.  223)  neben  den  Normalsätzen  (von  1 %>  für  Descendenten , bis  10"/») 
noch  Zuschläge  von  '/a  bis  2%.  wenn  dor  Anfall  50,000 — 100,000  M.  u.  s.  w.  und 
über  400,000  M.  beträgt. 

Eine  cigcntlulinlichu  specifisch  finanzwissenschaftlichc  Behandlung  hat  Schiff!» 
in  seiner  Steuerpolitik  (S.  503  ff.)  der  Erbschaftssteuer  zu  Theil  weiden  lassen.  Er 
begründet  eine  „Erbfallsgebuhr“  in  dreifacher  Hinsicht:  1)  als  nachträgliche  Be- 
steuerung der  Kapitalansammlungen  und  als  Ausgleichung  der  Stcuerumgehungen  und 
der  Steuerbegünstigungen  des  Erblassers  — also,  ähnlich,  wie  ich  die  Verkehrs  steuern 
überhaupt  zu  begründen  suche:  als  Ergänzung  und  Ersatz  anderer  Steuern,  was  mir 
aber  hier  inehr  als  bei  der  Erbschaftssteuer  zuzutreffen  scheint,  da  cs  bei  dieser  viul 
unsicherer  bleibt,  ob  und  wie  weit  dieser  Ergänzungs-  und  Ersatzcharactcr  im  ein- 
zelnen fall  zutrifft  — ; 2)  als  Steuer  auf  ausserordentliches  Einkommen  der  Erben 
und  3)  als  Belastung  besonderer  Steuerkraft  des  Erben,  — also  in  diesen  beiden 
Fällen  einigermaassen  nach  dem  Grundsatz  der  Leistungsfähigkeit  und  des  Opfers. 
Die  Erbfallsgebühr  zerlegt  er  dann  in  eine  „Erbmassengebtilir“  und  eine  „Erbcn- 
gebühr“.  Die  erstcre  hätte  gemäss  der  ersten  Begründung  einzutreten,  kleinere  Erb- 
massen frei  zu  lassen,  grössere  mit  Sätzen  in  verschiedenen  Stufen  von  Vj~s  % nach 
der  Höhe  zu  treffen,  ohne  Rücksicht  auf  den  Verwandtschaftsgrad,  also  ohne  da- 
nach die  Steuersätze  abzustufen.  Die  Erbengebühr  fungirte  nach  den  beiden  anderen 
Gründen,  mit  Abstufungen  nach  der  Verwandtschaft,  unter  Freilassung  von  Minimal- 
portionen,  welche  Descendenten  Zufällen.  Schäfflo  will  dabei  strenges  Einstoucrungs- 
verfahren  und,  besonders  um  Umgehungen  zu  verhüten,  eine  ergänzende  scharfe 
„Scbenkungsgebuhr“,  auch  für  Ausstattungen,  Abfindungen,  Stiftungen.  — Diese 
ganze  Besteuerung  bildet  ein  folgerichtig  entwickeltes  Glied  in  SchätHc's  ganzem 
Steuersystem  und  spcciell  in  seiner  Gruppe  des  Gebühren-  und  Stempelwesens.  — 

Stein  hat  auch  in  der  5.  Auflage  (II,  2,  210)  nur  einige  unwesentliche  und  in  den 
Thatsachen  uurichtigo  Bemerkungen  über  die  Erbschaftssteuer,  die  er  aus  der  alten 
gabella  hereditaria  entstehen  (?),  gleichwohl  aber  im  17.  Jahrhundert  zu  einem  „orga- 
nischen Theil  des  Steuersystems"  werden  lässt.  Diese  Behandlung  ist  völlig  unge- 
nügend. 

In  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  im  geltenden  Recht  stehen  die  Erb- 
schaftssteuern mit  den  Besitzwechselabgabcn,  den  in  Form  von  Stempel  und 
dgl.  erhobenen  Steuern  in  engem  Zusammenhang,  so  dass  die  betreffenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  öfters  gar  nicht  in  eigenen  Gesetzen,  sondern  in  denen  über  Stempol- 
und  Registerabgaben  enthalten  sind.  S.  darüber  oben  die  Zusammenstellung  iu  §.  31. 
Abtrennung  vom  Stempelwcsen  indessen  jetzt  mehrfach  (England,  Preussen,  deutsche 
Staaten  u.  a.  m.)  und  besondere  Erbschaftssteuergesetze. 

1.  — §.  234.  Characteristik  des  hierher  gehörigen 
Erwerbs. 

Das  Verständnis  dieser  Besteuerung  und  ihrer  Berechtigung 
hängt  von  der  richtigen  ökonomischen  Würdigung  des  Erwerbs  ah, 
welchen  sie  treffen  soll.  Dieser  Erwerb  lässt  sich  aber  nur  int 
Zusammenhang  des  ganzen  Volks  wirtschaftlichen 
Getriebes  nach  der  Stellung,  welche  die  Einzelwirtschaft  darin 
einnimmt,  richtig  würdigen  und  überhaupt  nur  so  verstehen. 

Es  muss  daher  hier  auf  die  betreffenden  Erörterungen  in  der  allgemeinen  Yolhs- 
wirthschaftslehre . namentlich  in  der  „Grundlegung“  Bezug  genommen  werden,  wie 
hiermit  ausdrücklich  geschieht.  Au  dieser  Stelle  muss  es  genügen,  aus  jenen  Erörter- 
ungen einige  für  die  Bestcuerungsfragc  besonders  wichtige  Puncte  in  kurzer  Recapi- 
tulation  hervorzuheben.  S.  Grundlegung  2.  A.,  S.  SO  ff. 

„Jede  Einzelwirtschaft  führt  ein  zweiseitiges  Leben,  d.  h.  sie 
wirkt  zweckbewusst  auf  die  Aussenwelt  ein  und  sie  unterliegt 
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unabhängig  von  ihrem  Willen,  Thun  und  Lassen  den  Einwirkungen 
der  Aussen  weit.  “ Dies  gilt  specicll  auch  für  den  Erwerb  der 
Einzelwirtschaft  im  Arbeitstheilnngsprocess  und  im  Verkehrssysteni 
der  Volkswirtschaft,  au  sich  stets,  in  sehr  verschiedenem  Grade 
aber  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Volkswirtschaft, 
d.  h.  nach  dem  Stande  der  Vcrkchrstechnik,  Verkchrsükonoiuik  und 
des  Verkehrsrechts.  Die  vollen  Consequenzen  des  doppelseitigen 
Lebens  der  Einzelwirtschaft  im  Erwerbssystem  treten  erst  in  der 
modernen  Volkswirtschaft  mit  ihrer  fein  ausgebildctcn  Arbeits- 
nnd  Eigcntbumstheilung,  ihrer  wesentlich  privatwirthschaftlichcn 
Organisation  und  ihrer  liberal -individualistischen  Rechtsordnung 
hervor.  Erst  hier  ist  daher  gerade  auch  für  den  Zweck  volks- 
wirtschaftlich richtiger,  vollständiger  und  gerechter  Erwerhs- 
bcsteuerung  immer  schärfer  zn  unterscheiden  zwischen  demjenigen 
Erwerb  einer  Einzelwirtschaft  (bcz.  ihres  Rechts-  und  Wirth- 
schaftssubjects),  welcher  auf  bestimmte  doch  wenigstens  mehr 
oder  weniger  als  „Arbeitsleistun  gen“  zn  qualificircndc  Thätig- 
k eiten  dieser  Wirtschaft,  mit  einem  bewusst  erstrebten 
wirtschaftlichen  Ergcbniss,  zurUckzuflthrcn  ist,  und  dem- 
jenigen Erwerb,  welcher  ihr  ganz  oder  jedenfalls  grösstenteils 
unabhängig  hiervon  durch  allgemeine  Ursachen  oder  Vor- 
gänge nach  der  Gestaltung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Rechtsordnung,  namentlich  der  Eigenthums-  und  Erbrechts- 
ordnung, zufällt.  Der  Erwerb  der  ersten  Art  gliedert  sich  in 
einer,  wie  sich  zeigte,  auch  für  die  -Bestencrnng  wichtigen  Weise, 
in  den  berufsmässigen  und  in  den  Erwerb  durch  einzelne 
Verkehrsacte  oder  Rechtsgeschäfte.  Der  Erwerb  der 
zweiten  Art  lässt  sich  ökonomisch  näher  als  Erwerb  durch  An- 
fall und  durch  Werth  zu  wachs  ganz  oder  doch  wesentlich  ohne 
eigene  persönliche  wirtschaftliche  Leistung  des  Er- 
werbers bezeichnen. 

II.  — §.  235.  Berechtigung  und  Notwendigkeit 
der  Besteuerung  dieses  Erwerbs. 

Dieser  Erwerb  ist  nun  ein  Object,  welches  zum  Zweck  der 
volkswirtschaftlich  richtigen  und  der  gerechten  tStcuervcrthcilung 
bei  dem  Erwerber  — zumal  in  einer  ganz  individualistischen 
Erwerbsrechtsordnung,  wo  das  Individuum,  nicht  die  Familie 
als  „Ganzes“  oder  die  Sippe,  der  Stamm,  dem  der  Einzelne  an- 
gchürt,  das  unterste  selbständige  einzclwirthschaftliche  Glied  ist,  — 
besteuert  werden  muss. 
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Die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  kanu  zwar 
so  eingerichtet  werden,  dass  sie  jenen  Erwerb  unter  Umständen 
mit  trifft,  aber  sie  thut  es  gewöhnlich  nicht,  niemals  genügend, 
was  auch  seine  guten  theoretischen  und  practischen,  z.  B.  bei  der 
Einkommensteuer  wenigstens  theilweise  schon  mit  Begriff  und  Wesen 
des  „Einkommens“  zusammenhängenden  Gründe  hat. 

Die  Besteuerung  des  Erwerbs  durch  einzelne  Acte  oder 
Rechtsgeschäfte,  die  Verk ehrsbesteuerung  trifft  jenen  Er- 
werb durch  Anfall  oder  durch  ökonomisch  unverdienten  Werth- 
zuwachs leichter  und  principiell  mit  Recht,  auch  practuch  regel- 
mässig mehr  oder  weniger  mit,  nemlich  wenn  derselbe  mit  dem 
Erwerb  durch  Speculation  auf  Werthdifferenzen  in  Verbindung  steht 
und  durch  diesen  letzteren  Erwerb  realisirt  wird,  was  nicht  selten 
der  Fall  ist.  Aber  sie  nimmt  dann  eigentlich  schon  einen  anderen 
Charactcr  an  und  muss  auf  besondere  Weise  begründet  und  mehr- 
fach abweichend  eingerichtet  werden.  Es  liegt  daher  in  diesem 
Fall  dieselbe  Aufgabe  wie  bei  einer  aparten  Besteuerung  dieser 
dritten  Haupterwerbsart  vor,  d.  h.  es  gilt,  die  Verkehrsbesteuerung 
hier  nicht  nur,  wie  es  oben  geschehen  ist,  für  die  Besteuerung  des 
Erwerbs  durch  einzelne  Acte,  sondern  zugleich  als  eine  Form 
der  Besteuerung  des  Erwerbs  durch  Anfall  und  durch 
Werthzuwachs  zu  behandeln  und  sie  als  solche  zu  begrün- 
den. Es  bleiben  aber  immer  noch  Fälle  übrig,  wo  diese  letztere 
Besteuerung  nicht  mit  der  gewöhnlichen  Verkehrsbesteuerung 
zusammentrifft,  sondern  noch  besonders  neben  ihr  ausgebildct 
werden  muss. 

Die  tiefere  Begründung  einer  Besteuerung  des  Erwerbs 
durch  Anfall  oder  durch  Werthzuwachs,  mag  sie  nun  mit  in  der 
Form  der  Einkommen-,  der  Ertrags-,  der  Verkehrsbesteuerung  oder 
durch  besondere  neue  Steuerarteu  geschehen,  liegt  in  dein  schon 
angedeuteteu  Verhältniss  des  Individuums  und  der  Einzel- 
wirtschaft zur  Volkswirtschaft. 

Es  ist  eine  unbestreitbare  Thatsache,  dass  der  Einzclcrwerb  iui  berufsmässigen 
und  im  Erwerb  durch  einzelne  Rechtsgeschäfte  oder  Acte  mit  bewusst  bezwecktem 
wirtschaftlichen  Ergcbniss  nicht  aufgeht,  zumal  nicht  in  der  entwickelten  Volkswirt- 
schaft. Auch  ohne  eigeno  Arbeitsleistung  oder  neue  Kapitalbildung  wächst  dem  Ein- 
zelnen vielfach  durch  Conjunctur,  Spiel  und  Erbgang  Vermögen  hinzu.  Der 
ökonomische  Charactcr  des  „Conjuncturengewinns“  ändert  sich  auch  nicht  irgend 
wesentlich  dadurch,  dass  dieser  (iowinn  öfters  absichtlich  („spcculativ“)  erstrebt 
und  durch  eine  besondero  Handlung,  ein  Verkohrsgeschäft,  z.  B.  den  Er- 
werb eines  voraussichtlich  im  Preise  durch  die  Conjunctur  steigenden  und  den  Verkauf 
eines  wirklich  so  gestiegenen  Objects  realisirt  wird,  ebensowenig,  wie  der  Charactcr 
des  Spielgewinns  dadurch , dass  cs  zu  des  letzteren  Erlangung  des  bewussten  Ein- 
gehens auf  das  Spiel  uud  seine  Chancen  bedarf,  oder  der  Charactcr  des  Erwerbs  aus 
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Erbschaft  und  Legat  dadurch,  dass  der  Erbe  u.  s.  w.  „annehmen“,  also  einen  Willens- 
act  oder  eine  Handlung  austtben  muss,  noch  im  einzelnen  Kall  selbst  dadurch,  dass 
der  testamentarische  Erbe  oder  Legatar  sich  beim  Erblasser  etwa  gerade  zum  Zweck 
der  Berücksichtigung  im  Testament  hat  zu  insinuiren  gewusst.  Denn  das  eigene 
Wollen  und  Thun  des  Erwerbers  ist  in  allen  diesen  Fällen,  im  Unterschied  vom 
berufsmässigen  und  vom  Erwerb  durch  einzelne  Acte,  meistens  gar  nicht,  jedenfalls 
in  ganz  secundärcr  Hinsicht  das  cansalc  Moment  des  Erwerbs,  höchstens,  und 
auch  nicht  nothwendig  und  nur  selten,  das  begleitende.  Uas  bedingt  den  durchaus 
verschiedenen  Ökonomischen  Charactor  und  auch  dio  verschiedene  Stellung  dieses  Er- 
werbs gegenüber  der  Besteuerung. 

Ich  halte  diese  Auffassung  auch  der  etwas  abweichenden  optimistischeren  An- 
sicht von  Cohn  über  die  Spoculation  gegenüber  aufrecht,  die  derselbe  mehrfach 
(auch  Fiu.  S.  463)  in  Abwehr  gegen  Lassalle  vertreten  bat:  „sie,  die  Spoculation, 
sei  der  Kampf  der  mit  Kenntniss  der  wissbaren  Umstände  ausgerüsteten  Intelligenz 
gegen  die  rohe  Naturmacht  des  Zufalls“,  mit  weiteren  Ausführungen,  welche  mir  dio 
„Arbeitsleistung“  bei  der  Speculation  zu  überschätzen  und  ausserdem  zu  über- 
sehen scheinen,  dass  eben  fast  nur  der  Kapital-  oder  Crcditkräftigc  so  „spcculircnd 
arbeiten“  kann. 

Indessen  ist  eine  Beschränkung  dieser  Besteuerung 
auf  den  Fall  des  socialpolitischen  Steuersystems  aller- 
dings, nach  unseren  früheren  Erörterungen  (§.  156 ff.),  das  Richtige: 
denn  der  Bezug  von  Conjuncturengewinn,  wie  umgekehrt 
dicTragung  des  Conj uncturen verlu sts,  und  derErwerb 
aus  Erbschaft,  Spielgewinn,  sind  integrirende  Be- 
standteile, im  einzelnen  Falle  Consequenzen  der  gelten- 
den Eigenthums-  und  Erbrechtsordnung.  Selbst  mit  dem 
Spielgewinn  verhält  es  sich  ebenso,  wenn  einmal  das  Spiel 
rechtlich  überhaupt  gestattet  ist.  Stellt  man  sich  auf  den  rein 
finanziellen  Standpunct  in  der  Besteuerung,  nach  welchem 
(§.  159)  in  die  auf  Grund  der  Rechtsordnung  einmal  „gewordene“ 
Vertbeilung  des  Volkseinkommens  und  Volksvermögens  als  Einzcl- 
einkommen  und  Vermögen  nicht  eingegriffen,  sondern  dieselbe 
möglichst  intact  belassen  werden  soll,  so  ist  es  in  der  That 
wieder  nur  folgerichtig,  diesen  Erwerb  unbestcuert  zu  lassen 
und  sich  mit  der  Besteuerung  der  beiden  anderen  Hauptarten  des 
Erwerbs  zu  begnügen. 

So  ist  die  Präzis  »uch  bisher  meistens  verfahren.  Dio  grundsätzliche  Be- 
steuerung der  Conjuncturengewiuno  ist  kaum  auch  nur  noch  versucht  worden 
und  nicht  allein  wegen  der  steuertechnischen  Schwierigkeiten  unterblieben,  sondern 
principicll  abgelehnt  worden.  Die  Spielgcwinnst  besteuorung  ist  gleichfalls 
erst  im  Beginn  ihrer  Entwicklung.  Erbschafts  steuern  sind  zwar  einzeln 
schon  früher  vorgekommen  und  in  der  noueren  Zeit  allgemeiner  geworden.  Aber 
schüchtern  und  zaghaft  ist  man  doch  auch  mit  ihnen  bisher  nur  vorgegangen,  beson- 
ders in  den  practisch  wichtigsten  Fällen,  in  denen  cs  sich  aber  eben  auch  am  Deut- 
lichsten um  eine  Veränderung  der  individuellen  VermOgensvcrtheilung  bloss  nach  der 
Erbrechtsordnung  handelt,  nemlich  bei  Erbschaften  unter  den  nächsten  Verwandten 
in  der  dircctcn  Linie,  besonders  von  Eltern  auf  Kinder.  Ueber  sehr  niedrige  Steuer- 
sätze wagte  man  vollends  nicht  hinauszugehen . und  selbst  bei  den  entfernteren  Ver- 
wandtschaftsgraden und  bei  nichtverwandten  Erben  sind  sie  Uber  ein  massiges  Maxi- 
mum (8 — 10  7o)  in  den  (jesetzen  selten  gesteigert  worden. 
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Und  nicht  minder  hat  die  bisherige  nationalökouomischc  und  finanzielle  Theorie, 
wohl  nicht  obno  Beeinflussung  durch  dio  Ansichten  in  juristischen  Kreisen,  jene  Be- 
steuerung noch  nicht  allgemeiner  empfohlen,  selbst  die  Erbschaftssteuer  nicht  recht 
in  den  Vordergrund  zu  schieben  gewagt.  Auch  die  Nationalökonomeu  und  Fiuanz- 
inänncr  sahen  vielmehr  in  solchen  Steuern  einen  leicht  verhänguissvolleu  „ersten 
Schritt  zum  Soeialismus  und  Communismus“,  einen  „Angriff  auf  Eigcn- 
thum  und  Erbrecht“,  die  „Grundpfeiler  der  socialen  und  wirthschaftlicheu  Ord- 
nung“, wo  es  mit  Recht  heisse:  principiis  obsta!  Sio  scheuten  solche  Steuern  ausser- 
dem aus  wirthschaftlicheu  Gründen  als  reelle  Vermögens-  oder  Kapitalsteucrn, 
in  der  gewöhnlichen  Idcntificirung  des  einzel-  und  des  volkswirtschaftlichen  Stand- 
puncts  in  dieser  Frage  (§.  133).  Dieser  Einwand  bedarf  hier  nach  dem  Früheren 
keiner  Widerlegung  mehr.  Denn  eine  Steuer  auf  das  cinzelwirthschaftliche  Vermögen 
oder  Kapital,  nicht  bloss  auf  den  Erwerb  oder  das  Einkommen,  lässt  sich  unter  Um- 
ständen rechtfertigen  und  solbst  verlangen  und  ist  keineswegs  notwendig  immer  eine 
Steuer  auf  das  VolksvcrmOgen. 

Der  principiclle  Einwand  gegen  die  Anfall-  und  Werth- 
zuwachs-Besteuerung ist  nur  dann  erfolgreich  zurUekzuwcisen,  wenn 
man  die  bestehende  Privatrechtsordnung  und  die  auf  ihrer  Grund- 
lage sich  vollziehende  Vermögens-  und  Einkommenvertheilung  über- 
haupt nicht  als  Noli  me  tangere  betrachtet,  d.  h.  wenn  man  sich 
in  Volkswirtschaft,  Recht  und  Besteuerung  auf  den  social- 
politischen  Standpunct  stellt. 

Hior  nimmt  man  dann  Act  davon,  dass  der  Erwerb  von  Einkommen  und  Ver- 
mögen so  vielfach  nicht  auf  persönlicher  wirtschaftlicher  Leistung,  auf  reeller 
„Arbeit“,  beruht  und  zieht  die  Couse<|ucnz  daraus  auch  für  die  Besteuerung,  indem 
man  gerade  den  Erwerb  ohne  solche  Leistung  Seitens  des  Einzelnen  als  ein  bei  ihm 
besonders  stouerfähiges  und  nach  volkswirtschaftlichen  sowie  nach  den  Principicu 
gerechter  Steuerverthcilung , namentlich  nach  der  richtigen  Auslegung  des  Princips 
der  Besteuerung  „nach  der  Leistungsfähigkeit“,  notwendig  besonders  zu  be- 
steuerndes Object  ansieht  (§.  1 84).  Man  rechtfertigt  und  verlangt  aber  ein 
solches  Vorgehen  vollends  in  der  modernen  Volkswirtschaft  mit  ihrer  liberal- 
individualistischen  Verkohrsrechts  basis.  Denn  hier  erst  spielt  die  Con- 
junctur  eine  so  entscheidende  Bedeutung  für  die  Verteilung  des  Volksver- 
mögens  unter  den  Einzelnen.  Hier  erst  sind  es  so  sehr  allgemeine  gesell- 
schaftliche Entwicklungen  uud  Zusammenhänge,  welche  Einzelnen  Gewinne  kraft 
des  blossen  Eigenthumsrochts  Zufuhren,  namentlich  den  Werth  gewissen 
privaten  Grundbesitzes  und  gewisser  Gebäude  so  regelmässig  in  fortschreiten- 
den Gemeinwesen  steigern.  Hior  erst  verbindet  sich  so  systematisch  die  Spccu- 
lation  mit  der  Ausbeutung  der  Oonjuucturcn . ohne  dass  der  betreffende  Erwerb 
dadurch  seinen  Charactcr  des  Ökonomisch  nicht  durch  eigeno  Leistungen 
des  Beziehers  verdientou  irgend  wesentlich  verändert.  Hier  auch  orst  ist 
die  bürgerliche  Gesellschaft  so  durchaus  vom  Princip  des  Individualismus  durchsogen 
und  die  persönliche,  wirtschaftliche  und  rechtliche  Bedeutung  des  Familienverbands 
so  geringfügig  geworden,  dass  das  Privatvermögen  in  allen  Hauptbezichungen  als 
Individual-,  nicht  als  Familionvermögeu  auch  ökonomisch  erscheint,  wie  es 
lange  schon  rechtlich  vornemlich  nur  noch  diesen  Character  trägt.  Damit  aber  ent- 
fällt auch  ein  früher  viel  gewichtigerer  Ein  wand  gegen  Erbschaftssteuern. 

Während  demnach  Spielgewinnst-  und  Erbschafts- 
steuern in  einem  rein  finanziellen  Steuersystem  als  etwas 
Abnormes  erscheinen,  weist  ihr  Vorhandensein  eben  doch 
darauf  hin,  dass  ein  solches  Steuersystem  nach  dem  Rechts- 
bewusstsein der  Zeit  nicht  mehr  streng  aufrecht  zu 
erhalten  ist.  Mit  der  offenen  Anerkennung  des  social- 
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li oli tischen  Gcsichtspuncts  in  der  Volkswirtschaft  und  ini  Hecht, 
namentlich  auch  im  Privatrecht,  ist  cs  dagegen  nur  consequent, 
auch  ein  socialpolitisches  Steuersystem  zu  postuliren. 
In  diesem  muss  dann  eine  rationelle  Ausbildung  der  Steuern  auf 
den  Erwerb  aus  Anfall  und  aus  Wertzuwachs  ohne  persönliche 
wirtschaftliche  Leistungen  erfolgen. 

Das  fuhrt  in  der  Hauptsache  zu  drei  Steuern:  ncmlick  auf 
den  eigentlichen  Spiel  gewinn,  einschliesslich  den  Wett  gewinn, 
auf  den  Conj  uncturengewinn  und  auf  den  Erwerb  aus 
Erbschaft. 

In  welcher  Weise  alsdann  diese  Steuern  im  Einzelnen  cinzurichten  sind,  das  ist 
erst  in  der  specicllcn  Stcucrlehre  darzulegen.  Schon  an  dieser  Stelle  erscheinen  aber 
bei  der  bisherigen  Stellung  auch  der  Theorie  zn  diesen  Kragen  noch  einige  beson- 
dere Ausführungen  über  die  Besteuerung  der  Coujuncturengcwiune  und  Uber  die 
Erbschaftssteuern  am  Platze,  thcils  noch  zur  weiteren  Begrunduug  und  zur 
Widerlegung  von  Einwänden , theils  gerade  fUr  diese  Steuern  bereits  hier  zur  Skiz- 
zirung  ihrer  steuertechnischen  Grundlagen.  Denn  auch  vom  steuertechnischen 
Opportunitätsstandpunctc  hat  man  gerade  die  Besteuerung  der  Conjuncturen- 
gcwinuc  angegriffen  und  selbst  für  ganz  unmöglich  erklärt. 

111.  Die  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne. 

Vgl.  Grundlegung  §.  76 — 91,  99 — 107,  dann  die  ganze  Abtheilung  von  Volks- 
wirthschaft  und  Recht,  besonders  Vermögensrecht  (1.  Aull.  Kap.  5),  namentlich  in  der 
2.  Auflage  S.  343  ff.  — S.  Robert  Meyer,  Principien  §.  59.  Er  findet  das  Miss- 
liche besonders  in  der  Schwierigkeit,  das  Vorhandensein  eines  Gonjuncturengcwinns 
in  einer  steuertechnisch  brauchbaren  Weise  zu  constatircn  (S.  361);  der  Gewinn  trete 
auch  nie  selbständig  hervor,  sei  mit  dem  wirtschaftlich  erworbenen  Ertrage  untrenn- 
bar verbunden  (S.  362)  f?,  bei  Baustellen,  Curssteigerungen  von  Wertpapieren,  Wcrth- 
steigerungen  von  Immobilien?);  es  gebe  kein  allgemeines  äusscrlich  erkennbares 
Merkmal  dos  Conjuncturcngewinns  ;S.  366).  Moycr  will  zur  Erreichung  einer  stär- 
keren Besteuerung  der  Conjuncturengewinne,  wozu  die  Einkommensteuer  nicht  geeignet 
sei,  eine  sorgfältige  Ausbildung  des  Ertrag-  und  Verkehrsteuersystems,  in  letzterem 
die  Erbschafts-  und  VermOgensUbertraguugssteucrn  inbegriffen  (S.  367);  also  in  einer 
Hinsicht  doch  so,  wie  ich  es  empfehle ; aber  eine  selbständige  Steuer  ist  doch  in  ge- 
wissen Kälten  auch  möglich  und  erwünscht. 

§.  236.  Die  E i n w ä n d e gegen  diese  Besteuerung  sind  prin- 
cipiellerundstcucrtechnischcr  Art ; eine  solche  Besteuerung, 
heisst  cs,  sei  ein  Bruch  in  die  bestehende  und  nothwendig  auch 
im  Gcsammtintcressc  des  Volks  und  seiner  Wirthschaft  streng  auf- 
recht zu  haltende  Rechtsordnung;  sic  komme  auch  iu  Widerspruch 
mit  den  Verhältnissen,  wenn  sic  nicht  von  einer  Entschädigung  bei 
Conjundurenverlusten  begleitet  sei;  sie  lasse  sich  endlich,  selbst 
wenn  man  sie  principiell  zu  rechtfertigen  vermöchte,  nicht  irgend 
gcntlgcnd  steuci technisch  cinrichteu  und  durchführen,  woraus  sich 
dann  wieder  grosse  Ungleichmässigkciten  ergeben  müssten. 

Diese  Einwände  sind  gewiss  beachtenswert!),  aber  doch  nicht 
durchschlagend,  wenigstens  nicht  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
Volkswirtschaft  und  wirtschaftlichen  Rechtsordnung. 


Digitized  by  Google 


Besteuerung  der  Conjuncturengcwinno. 


577 


A.  Ein  Eingriff  in  die  Rechtsordnung,  speciell  in  die 
Eigenthumsordnung  liegt,  wie  schon  zugegeben  wurde,  allerdings 
hier  vor. 

Nach  dieser  Ordnung  sind  es  die  Eigcuthümer,  »•eiche  die  Wcrthschwauk- 
uugen  ihrer  Eigenthumsobjecte  nach  der  günstigen  wie  nach  der  ungünstigen  Richtung, 
als  Gewinne  und  Verluste,  tragen.  Ein  socialökonomischer  Vortheil  hiervon  auch  für 
das  gesainmte  Wirtschaftsleben  soll  auch  gar  nicht  bestritten  werden.  Gerade  wegou 
dieses  Tragens  der  Chancen  der  Wcrthschwankungcn  wird  der  Eigentümer  nicht 
bloss  in  seinem  eigenen,  sondern  mehr  oder  weniger  auch  im  G c s a mm t intcressc  sein 
Eigenthum  richtig  zu  behandeln,  zu  verwalten  suchen.  Viele  der  practiseheu  Zweck- 
mässigkeitsgründe, welche  für  die  Institution  des  Privateigentums  überhaupt  mit 
grösserem  oder  geringerem  Kccht  angeführt  werden,  gelten  auch  für  die  Verknüpfung 
des  licchtssatzes  mit  diesem  Eigentum,  dass  der  Eigentümer  die  Wcrthsckwankuugeu 
des  Eigenlhumsobjccts  trägt. 

Aber  cs  ist  doch  nicht  zu  übersehen,  dass  eine  solche  Be- 
gründung mit  Zweckmässigkeitserwägungen  principiell  und  vor- 
ncmlich  auch  practisch  nur  zutrifl't,  wenn  das  eigene 
Thun  und  Lassen  des  Eigentümers  wenigstens  das 
hauptsächlichste  causalc  Moment  jener  Wcrthschwank- 
ttngen  ist.  In  Betreff  der  durch  die  Conjunctur  bewirkten 
Werthschwankungen  liegt  die  Sache  indessen  wesentlich  anders. 

Dafür  kann  hier  wieder  nur  auf  die  Lehre  von  der  Conjunctur  im  grundlegenden 
Theil  der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre  verwiesen  werden. 

In  der  werthbestimmenden  Conjunctur  verschwindet  der  persönliche  Einfluss  des 
Eigentümers  oder  tritt  er  doch  sehr  zurück.  Eben  deshalb  fehlt  für  den  Privat- 
bezng  des  Conjuncturengcwinns  das  Moment  des  individuellen  ökonomischen 
Vordienens.  Nun  steigt  aber  der  maassgebende  Einfluss  der  Conjunctur  gerade  in 
der  modernen  Volkswirtschaft  nach  der  Technik,  O Ökonomik  und  dem 
Kocht  des  Verkehrs.  Die  Verteilung  des  Volksvermögens  und  Einkommens  richtet 
sich  weniger  als  früher  nach  der  persönlichen  wirtschaftlichen  I.eistuug,  nach  Fleiss, 
Tüchtigkeit,  Sparsamkeit. 

Ein  neuer  Ucbelstand  tritt  hinzu,  indem  die  Ausbeutung  der  Conjunctur 
zum  Gegenstand  der  Spcculation  wird.  Dadurch  nimmt  der  wirtschaftliche  Ver- 
kehr nur  immer  mehr  den  Charactcr  des  Spiels  an  und  wird  vielfach  mit  unlau- 
teren Geschäftspractiken  verquickt.  Von  einem  „ökonomischen  Verdienen“ 
des  Conjuncturengcwinns,  welcher  durch  Speculationen  erzielt  wird,  kann  daher  auch 
doch  höchstens  ausnahmsweise  und  nur  in  geringem  Maassc  gesprochen  werden,  was 
ich  G.  Cohn  gegenüber  von  Neuem  betonen  möchte.  Eine  Menge  tiefer  wirtschaft- 
licher, sittlicher  und  socialer  Schäden  sind  die  Folge  dieser  Verhältnisse,  namentlich 
der  Ausdehnung  des  Speculationsinoments.  Man  braucht  nur  auf  das  Geschäft  an  den 
Fondsbörsen  (Diflerenzgeschäft),  auf  viele  Vorgänge  im  Waarenhandel  und  auf  den 
speculativcn  Bcsitzwechscl  im  Grund-  und  Gebäudeeigenthum,  besonders  in  rasch 
wachsenden  Städten  („Baustellen“ !)  hinzuweisen.  Nach  den  vorliegenden  Erfahrungen 
erscheint  dann  eine  Besteuerung  der  Conjuncturengcwinne  gerade  auch  als  ein  Mittel 
zur  Beschränkung  dieser  volkswirtschaftlich  wie  sittlich  überwiegend  bedenklichen 
Speculation  erwünscht. 

Der  Eingriff  in  die  Rechtsordnung,  welchen  eine  solche 
Besteuerung  enthält,  ist  hiernach  gerade  durch  die  man  ge  1 hafte 
Function  dieser  Rechtsordnung  in  unserer  Zeit  sogar  ge- 
boten. Die  Rechtsordnung  ist  eben  nichts  Unveränderliches, 
sondern  muss  sich  der  Umgestaltung  der  Technik  und  Oekonomik 
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anpassen.  Auf  dieses  durchaus  gerechtfertigte  Verlangen  läuft  die 
principielle  Forderung  einer  Besteuerung  der  Conjuncturcngcwinuc 
hinaus. 

Durch  eine  solche  erreicht  inan  aber  auch  noch  andere  wichtige  socialökono- 
misclio  Vortbcilo:  einmal  den.  dass  alsdann  sehr  erhebliche  Einwände  gegen  das  ganze 
priratwirthschaft  liehe  System  und  seine  grundlegenden  liechtsinstitutc,  besondere  gegen 
das  Frivatcigcnthum  an  Kapital  und  mehr  noch  an  Boden,  hinweg  fallen  oder  doch 
sehr  vermindert  werden;  sodann  den  weiteren  Vortheil,  dass  nun  der  Uebergang  zum 
gcmeinwirthschaftlichcu  System  nicht  auch  noch  aus  Gründen,  welche  in  den  Schäden 
der  privatwirthschafUichen  Speculation  und  der  Conjuneturenverhültnissc  liegen,  so 
dringlich  wird.  Gerade  die  Anhänger  der  privatwirthschafUichen  Organisation  der 
Volkswirtschaft  hätten  daher  Grund  genug,  die  Eventualität  der  Einführung  einer 
solchen  Besteuerung  ernstlich  zu  erwägen. 

B.  Das  Tragen  der  Conjuncturenverluste  durch 
den  EigcnthUmcr  oder  durch  das  Wirthschaftssubject  ist  ohne 
Zweifel  bei  der  steigenden  Bedeutung  des  werthbestimmenden  Ein- 
flusses der  Conjunctur  in  der  modernen  Volks wirthschaft  ebenfalls 
eine  missliche  Folge  des  erwähnten  Rechtssatzes.  Aber  das  be- 
weist nicht  gegen,  sondern  für  unsere  steuerpolitische  Forderung. 

Die  Notwendigkeit,  diese  Folge  für  den  einzelnen  Betroffenen  nach  Möglichkeit 
gut  zu  machen,  wird  anerkannt  und  durch  practischc  Institutionen,  wie  das  Ver- 
sicherungswesen , wird  dem  Einzelnen  Hilfe  in  einigen  Fällen  gewährt.  Die  Unfall- 
versicherung im  weitesten  Umfang  beruht  auf  demselben  Princip  wie  die  hier  ge- 
forderte Besteuerung.  Die  materielle  Staatshilfe  bei  gewisseu  Notständen,  bei  grossen 
Elcmeutarschädcn,  die  man  bisher  durch  Versicherungswesen  nicht  oder  nicht  genügend 
ausgleichen  konnte  (Uebcrschwcmmung,  Erdbeben,  ungewöhnliche  Missernten  u.  dgl.  m l 
umfasst  eine  weitere  Kategorie  analoger  Vorkommnisse.  In  allen  diesen  Fällen  sind 
es  „Gemeinschaften“,  welche  hier  gewisse,  vom  Thun  und  Lassen  des  Einzelneu 
unabhängige  Werth-  und  Ertragsscbwankungen  der  VermOgensobjecte  für  diesen 
letzteren  paralysircn  und  auf  sich  selbst  nehmen.  Solche  Unfälle  sind  etwas  der 
ungünstigen  Conjunctur  Acbnliches.  Ein  weiteres  Eintreten  von  Gemeinschaften  bei 
Verlusten  aus  der  Conjunctur  ist  nicht  principicll  unzulässig,  sondern  nur  bisher  nicht 
practisch  durchführbar.  Auch  bei  der  Besteuerung  der  Conjuncturcngewinne  ist  cs 
dieser  letztere  Umstand,  nicht  die  Fraglichkeit  des  Frincips,  welcher  cino  umfassen- 
dere Ausdehnung  und  damit  ein  weiteres  Eintreten  der  staatlichen  Gemeinschaft 
hindert. 

Der  Einwand,  dass  eine  allgemeine  Besteuerung  der  Con- 
juncturcngcwinnc  ohne  eine  allgemeine  Uebernahme  der  Con- 
juncturenvcrluste  auf  das  Gemeinwesen  selbst  ein  Widerspruch  in 
sich  und  eine  Ungerechtigkeit  gegen  den  Besteuerten  sei,  trifft 
auch  nach  Lage  der  practischen  Verhältnisse  häufig  gar  nicht  zu, 
namentlich  nicht  in  den  Fällen,  wo  es  sich  um  diese  Besteuerung 
vorncmlich  bandelt.  Die  Steuer  hat  regelmässig  für  den  bereits 
realisirten  Gewinn,  also  z.  B.  nach  dem  Verkaufeines  im  Preise 
gestiegenen  Objects,  ferner  für  den  in  gewissen  Zeitpuncten  (z.  B. 
beim  Erbesübergang)  in  einem  Object  höher  gestiegenen  Werths 
steckenden,  noch  nicht  realisirten,  aber  jeden  Augenblick  re al i sir- 
bar  e u Gewinn  einzutreten. 
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So  in  dem  principicll  und  practiscli  wichtigsten  Fall,  bei  Grund-  und  Gebäude- 
eigentbum,  das  durch  die  Conjunctur,  namentlich  durch  den  Fortschritt  des  Gemein- 
wesens an  Volkszahl,  Hcichthum  u.  s.  w.  im  Werthe  ohne  die  entsprechende  Mit- 
wirkung des  EigenthQmcrs  gestiegen  ist.  Hier  hat  im  ersten  Falle  eine  bestimme 
private  Kapitalanlage  Dank  der  Conjunctur  mit  einem  Gewinne  für  den  Interessenten 
abgeschlossen  und  kann  sie  dies  im  zweiten  Falle  sofort  thun.  Ein  Conjunctnren- 
rerlust  würde  hinterher  bei  demselben  Interessenten  ein  anderes  Object  oder  bei 
demselben  Object  einen  anderen  Interessenten  treffen,  was  kein  Grund  ist,  die 
Besteuerung  für  den  früheren  Gewinn,  zumal  im  letztgenannten  Falle,  zu  unterlassen. 

Namentlich  bei  Grund-  and  gewissem,  besonders  städtischem  Gebäude- 
eigenthum geht  auch  die  Conjunctur,  trotz  gelegentlicher  Ilückschläge,  regelmässig 
in  werthsteigernder  Eichtung.  Die  Gesellschaft  nimmt  hier  durch  die  genannte 
Besteuerung  nur  gerechtfertigt  Anthcil  an  der  ihren  Leistungen,  ihrer  Entwicklung 
zumeist  allein  zu  verdankenden  Werth-  und  Rentensteigerung  des  Bodens.  Es  ist 
namentlich  wieder  die  Grundrententheorie,  welche  dieser  Besteuerung  allgemeiner 
und  principicller  zur  Rechtfertigung  dient. 

S.  Friedberg  in  Conrads  Jahrbüchern  B.  31,  S.  S3,  hi,  wo  namentlich  auf 
den  Unterschied  zwischen  den  Conjuncturengcwinncn  im  Handel  und  bei  der  Ver- 
äusserung  von  Grundstücken  hingewiesen  und  bei  den  letzteren  gezeigt  wird,  wie  die 
Träger  des  Gewinns  und  Verlusts  verschiedene  Personen  sind.  — R.  Meyer 
(Principien  S.  367)  weist  noch  in  anderer  Weise  die  Forderung  der  „milderen“  Be- 
steuerung bei  Conjuncturonrcrlustcn  ab.  Bei  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  wird 
übrigens,  bei  Ertragsstcuem  sollte  eine  Steuerermässigung  gewährt  werden,  nach  Vcr- 
hältniss  der  Ertragsverminderung.  Bei  beweglichen  Ertragsstcuem  geschieht  cs  auch, 
bei  stabilen,  z.  B.  bei  Grundsteuern  nach  Uebcrschwemmungen,  Insectenverhecrungen 
(Reblaus,  Frankreich,  Fin.  III,  S.  450),  bei  Gebäudesteuern  in  Folge  von  Leerstellen 
der  Mietwohnungen,  kommt  es  ebenfalls  hie  und  da  vor. 

C.  — §.237.  Die  practische  Einrichtung  und  Durch- 
führung der  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  macht  erheb- 
liche Schwierigkeiten,  besonders  auch  um  die  Allgemein- 
heit und  Gleichmässigkeit  dieser  Besteuerung,  sobald  sie 
einmal  im  Priucip  angenommen  ist,  in  allen  unter  sie  gehörenden 
Fällen  zu  erreichen.  Dieser  Schwierigkeiten  wegen  sind  in  der 
Praxis  wieder  Compromisse  in  Betreff  der  strengen 
Durchführung  mit  dem  Princip  nothwendig,  was  aber  so 
wenig  gegen  diese  als  gegen  andere  Steuern,  wo  die  Sache  meist 
ebenso  liegt,  ein  durchschlagender  Einwand  ist.  Unter  Voraus- 
setzung eines  solchen  Zugeständnisses  sind  die  Schwierigkeiten 
schon  zu  überwinden,  wenn  es  nur  au  dem  energischen  Willen 
dazu  nicht  fehlt. 

Es  bieten  sich  zu  diesem  Zweck  vier  Wege,  welche  gleich- 
zeitig neben  einander  eingeschlagen  werden  müssen:  einmal  ist 
die  Einkommen-  und  besonders  die  Ertragsbesteuerung  des 
berufsmässigen  Erwerbs  so  einzurichten,  dass  sie  Conjuncturen- 
gewinne, welche  sich  mit  dem  Einkommen  oder  den  Erträgen  ver- 
binden, möglichst  mit  trifft;  zweitens  hat  die  Verkehrs  besteuerung 
der  einzelnen  Acte  oder  Rechtsgeschäfte  in  den  geeigneten  Fällen 
speciell  diese  Gewinne  mit  zu  treffen;  und  drittens  müssen  letztere 
mitunter  noch  auf  besondere  Weise  erfasst  werden,  zu  welchem 
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Zwecke  namentlich  der  Besitzwechsel  beim  Erbes  Übergang  zu 
verfolgen  und  eventuell  die  Erbschaftssteuer  angemessen  ein- 
zurichten ist;  endlich,  viertens  ist  in  einem  wichtigen  Special - 
fall  eine  aparte  Besteuerung  einzuleiten,  ncmlich  hei  dem 
Gewinn,  welcher  durch  den  Uebcrgang  des  in  Privateigeuthuin 
stehenden  Bodens  aus  einer  ökonomischen  Benutzungs- 
kategorie in  eine  specifiscb  andere,  rentablere,  ohne 
eigene  Leistung  des  Eigentümers  für  diesen  abfällt. 

S.  Rob.  Meyer,  Principien,  S.  367,  mit  dem  oben  S.  576  genannten  Vorschläge, 
auch  passim  in  g.  63 — 65;  durch  Reformen  der  Ertrags-  und  der  Einkommensteuern 
will  er  diese  geeignet  zur  Mitbesteuerung  des  Conjuncturengewinns  gemacht  haben. 
Vgl.  auch  Schäffle,  Steuerpolitik,  in  den  Ausführungen  zur  Reform  der  Ertrags- 
steuern, S.  291  ff.,  und  über  die  „Gebühren“  vom  privatrechtlichen  Erwerb  und  Vcr- 
mögensverkehr  S.  514  ff.,  wo  Manches  eine  Anwendung  auf  die  Mitbcsteucrung  der 
Conjuncturengewinne  durch  diese  Stcuerformen  gestattet.  G.  Cohn,  Ein.  §.  343  tf. 
endet  zu  skeptisch,  meint  auch  mit  Unrecht,  dass  der  Conjnncturengewinn  nur  durch 
Subjectsteuern , von  Einkommen  und  Vermögen,  nicht  durch  Verkchrsstcnem,  erfasst 
werden  könne  (S.  464). 

1.  Die  Ertragsbcstcuerung  hat  nach  ihrer  ganzen  Ver- 
anlagung unvermeidlich  einen  etwas  stabileren  Character  und 
vermag  nicht  wohl  jeder  kleinen  Veränderung  des  Ertrags  einer 
einzelnen  Ertragsquelle  zu  folgen.  Besonders  gilt  dies  von  der 
Grund- und  Gewerbesteuer,  weniger  von  der  Gebäude-,  der 
Leihzins-  und  der  A r b e i t s Steuer.  Die  Ertragsbesteuerung  kann 
daher  gewöhnlich  nur  solchen  Conjuncturengewinnen  einigermaassen 
folgen,  welche  sich  als  etwas  dauerndere  Ertragserhöhungen 
uiederschlagcn , so  namentlich  als  Erhöhungen  der  Grund-  und 
Gebäuderente.  Gerade  diese  Gewinne  aber  sind  von  der  Steuer 
zumeist  zu  erfassen,  denn  eben  sic  sind  regelmässig  überwiegend 
allgemeinen  gesellschaftlichen  und  volkswirtschaftlichen  Fort- 
schritten mit  zu  verdanken.  Daher  muss,  wie  noch  aus  anderen 
Gründen,  so  auch  zum  Zweck  einer  Besteuerung  der  Conjuncturen- 
gewinne eine  regelmässige  Erneuerung  der  Ertrags- 
ermittlungen, nach  welcher  die  Grund-,  Gebäude  und  Gewerbe- 
steuer umgelegt  wird,  in  nicht  zu  langen  Perioden  erfolgen. 

Diese  Perioden  müssten  um  so  kürzer  sein,  je  rascher  die  Erträge  unter  dem 
Einfluss  der  Coniunctur  steigen  und  je  mehr  es  gerade  die  letztere,  nicht  die  persön- 
liche wirthschaftlichc  Leistung  des  Ertragsbeziehers  ist,  welche  den  Ertrag  steigert: 
daher  sind  namentlich  in  rasch  sich  entwickelnden  Städten  Revisionen  der  Grund- 
lagen der  Gebäudesteuer,  selbst  in  jährlichen  Perioden,  zu  verlangen,  um  die  steigen- 
den Nutzaugen,  bez.  die  Mietherträge  sofort  zu  treffen.  Die  Grundsteuer  kann  immer- 
hin länger  unverändert  bleiben.  Im  Einzelnen  wird  sich  hier  Vieles  nach  dem 
Tempo  des  Fortschritts  und  Rentcsteigens,  nach  den  Localverbältnissen  und  der  Ver- 
schiedenheit der  Entwicklung  bei  den  verschiedenen  Ertragsquellen  (auch  bei  den 
verschiedenen  Bodennutzungen,  z.  B.  bei  Acker-  und  W&Idbodon)  richten  müssen. 
Aber  das  Prineip  selbst  und  das  Ziel  ist  wohl  klar  und  gerade  in  dem  wichtigsten 
Fall,  bei  der  tiebä udcstcuer,  sind  die  steuertechnischcii  Schwierigkeiten,  das  Ziel 
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der  Besteuerung  der  in  der  Rente  steckenden  Conjuncturengcwinne  zu  erreichen,  gar 
nicht  so  gross  Welche  ungemein  grossen  Ertrags-  und  Werthveränderungen , unter 
dem  Doppeleinfluss  der  Coujuncturen  (auch  der  Preisbewegung  der  Producto,  der  Be- 
wegung des  Zinsfusses)  und  anderseits  der  Meliorationen,  technischen  Fortschritte 
u.  s.  w.  im  ländlichen  Grundertrag  und  Werth  Vorkommen,  zeigen  die  französischen 
Untersuchungen  besonders  gut  (s.  Fin.  III,  §.  IS5).  ■ — Freilich  stösst  man  bei  der 
Durchführung  der  Katastcrerneuerungen,  zumal  bei  den  Realsteuern,  wieder  auf  die 
oben  in  §.  221  herrorgehobenen  Bedenken.  Um  so  mehr  empfiehlt  sich  abermals  die 
Einkommensteuer  vor  dieser  Ertragssteuer,  auch  damit  die  Besteuerung  der  hier  be- 
sprochenen Aufgabe  besser  gerecht  werden  kann. 

Die  Ein  ko  mitten  besteuerung  ist  schon  nach  ihren  üblichen 
kürzeren  Veranlagungsperioden  ihrer  Natur  nach  beweglicher, 
als  die  Ertragsbesteuenuig  und  kann  sich  daher  den  Einflüssen 
der  Schwankungen  der  Conjunctur  auf  die  Hübe  des  Einkommens 
leichter  anpassen.  Das  ist  nun  auch  wieder  principiell  zu 
verlangen. 

Bei  günstiger  Conjunctur  (bei  steigenden  Preisen  der  BodenproJucte  im  Fort- 
schritt der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  daher  oft  länger  andauernd;  in 
SpcculaUonszeitcn  auch  der  Fabrikate,  Handelswaareu,  daher  mehr  vorübergehend^ 
müssen  deshalb  die  Einkommen  der  Personen , welche  notorisch  hier  besondere  Vor- 
theile ziehen,  möglichst  rasch  entsprechend  für  die  Steuer  hoher  angesetzt  werden, 
so  bei  den  Hausbesitzern , den  ländlichen  Grundbesitzern , in  gewissen  Zeiten  bei  den 
Bergwerksbesitzern,  den  Fabrikanten,  Kaufleuten,  auch  bei  den  Angehörigen  solcher 
liberaler  Berufe,  denen  eine  Hausse-  und  Spcculationsperiode  (oder  hier  auch  umge- 
kehrt eine  Krise)  zu  Gute  kommt  (Advocaten,  Notarei),  endlich  auch  bei  den  Vertretern 
der  gewöhnlichen  Handarbeit  in  Zeiten  steigender  Lohne.  Bei  Rückschlägen  der 
Conjunctur  (bei  gewerblichen.  Credit-,  Baukrisen,  steigender  Concurrenz  fremder  Boden- 
producte  nach  Verbesserung  der  Communicationsmittel , bei  stockendem  Erwerb  und 
sinkenden  Lohnen)  wird  dann  billiger  Weise  auch  gerade  in  den  Anschlägen  des 
Einkommens  für  die  Einkommcnbestcuemng  eine  Krmässignng  eintreten.  Das  ent- 
spricht aber  nur  der  allgemeinen  Forderung,  dass  die  Besteuerung  den  Einfluss  der 
Conjunrturen  berücksichtigen  müsse. 

Die  Einkommensteuer  kann,  soll  und  will  aber  überhaupt  die 
wirklichen  Einkommen  erfassen.  Ist  sie  daher  einigermaassen 
gut  eingerichtet,  so  trifft  sie  Conjuncturcngewinne,  welche  das  „Ein- 
kommen“, im  steuerrechtlichen  Sinne,  erhöhen,  an  sieh  schon. 
Ihre  gewönlichc  technische  Unvollkommenheit  wird  in  ihren  Folgen 
für  die  Einsteuerung  der  Steuersubjecte  gerade  auch  wieder  be- 
denklicher, weil  diese  Steuer  dann  die  durch  die  Conjunctur  er- 
höhten Einkommen  (Handel!)  nicht  ordentlich  erfasst.  Auch  im 
Interesse  der  Lösung  der  Besteuerung  dieser  Conjuncturcngewinne 
ist  daher  eine  steuerteehnisch  tüchtige  Einkommensteuer  zu  verlangen. 

§.  238.  — 2.  Die  Verkehrsbesteuerung  erscheint  mehrfach 
besonders  geeignet,  mit  zu  einer  rationellen  Besteuerung  der  Con- 
juncturengewinne  zu  dienen. 

Das  ergiebt  sich  schon  aus  der  früheren  Begründung  und  Begrenzung  dieser 
Steuergattung  (§.  227  ff.).  Gerade  durch  Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs,  be- 
sonders darrh  den  Verkauf  zu  einem  höheren  Proisc,  aber  auch  durch  die  Crodit- 
aufnahinc  in  höherem  Betrage  mittelst  Ye rpfiind ung,  durch  die  Verinicthung, 
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Verpachtung  zu  einer  höheren  Rente,  werden  Conjuncturcngcwinno  ron  dem 
Berechtigten  vornemlich  rcaiisirt.  An  diese  Geschäfte  knüpfen  sich  die  Verkchrs- 
stcuem. 

Hier  bietet  sich  die  Möglichkeit  am  Ersten,  nicht  nur  die  That- 
sache  des  Bezugs  eines  Conjuncturengewinns,  sondern  auch  in  den 
practisch  wichtigsten  Fällen,  nemlich  bei  Geschäften  in  Bezug  auf 
Immobilien,  die  Höhe  dieses  Gewinns  fcstzustellcn.  Nachdem 
Früheren  (§.  229)  sollte  hier,  namentlich  bei  Besitzwechselsteuern, 
die  Abgabe  nicht  nach  dem  ganzen  Kapitalwerth,  sondern  nach 
dem  Gewinn  an  letzterem  bemessen  werden.  Wo  nun  z.  B.  dieser 
im  Verkauf  realisirte  Gewinn  nicht  auf  nachweisbare  neue  Arbeits- 
leistungen und  Kapitalverwendungen  (bei  Gebäuden,  bei  Meliorationen 
in  der  Landwirtschaft  u.  s.  w.)  zurückzufUhren  ist,  erscheint  er 
wesentlich  als  Frucht  der  Conjunctur,  wenn  auch  eventuell  einer 
solchen,  welche  durch  eine  Specnlation  absichtlich  mit  auszubeuten 
gesucht  wurde.  Gerade  dieser  Gewinn  muss  das  Object  der- 
jenigen Verkehrssteuer  werden,  welche  als  Besteuerung  der  Con- 
juncturengewinne  fungiren  soll. 

Die  Fonnalien  der  Yertragsrbliessnng  bei  Immobiliargcschäften  und  die  (heile 
bestehenden  — Grund-  und  Hypothckenbüehcr  für  den  Verkauf  und  die  Verpfandung 
von  Immobilien  — , (heile  leicht  einzurichtenden  Öffentlichen  Bücher  oder  Register  — 
so  etwa  für  Pacht-  und  Miethgeschäftc  • — bieten  auch  die  steuertechnischen  Grund- 
lagen, eine  solche  Verkchrsbesteucrung  der  Conjuncturcngcwinne  ebenso  gut  einzu- 
richten und  so  sicher  durchzufuhrcn , wie  dio  meist  schon  bestehende  Vcrkehrs- 
bestcucrung  auf  ihrer  viel  irrationclleren  Grundlage  und  mit  ihrem  viel  härteren  Druck 
(Steuerbemessung  nach  dem  ganzen  Kapitalwerth  des  Grundstücks  u.  s.  w.  beim  Be- 
sitzwechsel).  Die  betreffenden  schon  bestehenden  Besitzwechselabgaben  werden  bereits 
nach  den  Kaufpreisen  u.  s.  w.  veranlagt.  Dasselbe  würde  bei  der  hier  verlangten  Be- 
steuerung geschehen,  mit  den  ncmlichcn  Controlen  gegen  falsche  Preisangaben.  Die 
Zerlegung  des  Preises  in  drei  Bestandtheilo,  in  „durchlaufenden  Werth",  dem  früher  be- 
zahlten Preise,  in  „WcrthcrhOhung  durch  Melioration  oder  Kapitalaufwand“  und  in 
„Wertherhöhuug  durch  Conjunctur“  würde  für  die  Steuertechnik  kein  so  schwieriges 
Problem  sein  und  durch  Preisangaben  und  Schätzungen  ganz  wohl  erfolgen  können, 
in  hinlänglich  genauer  Weise  für  den  Zweck.  Die  Steuer  müsste  dann  niedrig  für 
die  beiden  ersten  Werthbestandthcile , erheblich  hoher  für  den  dritten  angeselzt 
werden,  was  in  jeder  Hinsicht  ein  Fortschritt  gegen  die  jetzige  Einrichtung  dieser 
Steuer  wäre.  Je  nachdem  wären  der  erste  oder  die  beiden  eisten  Werthbestandthcile 
selbst  steuerfrei  zu  lassen.  Wer  die  Steuer  auf  den  „Conjuncturen -Werthzuwachs“ 
trüge,  ob  Besitzer  und  Verkäufer  oder  neuer  Erworber,  Hesse  sich  freilich  wieder  nicht 
unbedingt  und  allgemein  sagen.  Selbst  wenn  aber  der  Verkäufer,  der  eigentlich  nach 
der  hier  vertretenen  Idee  besteuert  werden  soll,  die  Steuer  in  noch  höherem  Preise 
oder  direct  dem  Erwerber  zuwälzte,  bliebe  dio  Steuer  gerechtfertigt:  sie  würde  dann 
meist  den  Gewiun  an  der  Zukunftswcrtbsteigerung  belasten,  her.  ermässigen. 

Auch  ein  grosser  Theil  der  sonstigen  Verkehrs besteuerung, 
welche  namentlich  Handels-  und  Mobiliarcreditgeschäftc  in 
der  Form  von  Urkundenstcmpel  u.  dgl.  m.,  dann  Fonds- 
und Waa  ren  b ö r s e n gcschäftc  trifft,  kann  mit  als  Besteuerung 
von  Conjuncturengcwinnen  dienen. 
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Allerdings  steuertechnisch  unvollkommener  als  in  den  rorausgehenden  Fällen, 
aber  kaum  unvollkommener  als  diese  Besteuerung  Überhaupt  auch  ihre  unmittelbare 
Aufgabe  erfüllt.  Der  Mangel  ist  hier,  dass  gewöhnlich  das  Vorhandensein  von  Er- 
trägen und  Gewinnen  für  den  Durchschnitt  solcher  Geschäfte  nur  gemuthmaasst,  nicht 
genau  naebgewiessen  und  noch  weniger  die  Hohe  der  Erträge  und  Gewinne  festgestellt 
werden  kann,  wenn  man  nicht  zu  einem  sehr  weitgreifenden  und  unvermeidlich  sehr 
lästigen , vollständig  auch  schwer  durchführbaren  Zwang  der  Öffentlichen  Registrirung 
u.  dgl.  greifen  will.  So  fehlt  es  an  festen  rechnerischen  Grundlagen  für  die  Ver- 
kehrsbesteuerung. 

Man  hat  sich  aber  gleichwohl  in  der  Praxis  und  Theorie  dadurch  nicht  von 
dieser  Besteuerung  abspänstig  machen  lassen,  und  mit  Recht  nicht.  Es  genügt,  wenn 
dabei  nur  den  offenkundigen  Schwierigkeiten  durch  zweckmässige  Normirung  der 
steuerpflichtigen  Objecte  (d.  h.  hier  der  betreffenden  Acte  oder  Rechtsgeschäfte)  und 
der  Steuersätze  thunlich  Rechnung  getragen  wird.  Denn  man  darf  sich  immer 
sagen,  es  müssen  hier  Erträge  Vorkommen,  sonst  würden  die  Geschäfte  nicht  regel- 
mässig gemacht  werden,  und  es  sind  dies  Erträge,  welche  durch  die  Ertrags-  und 
Einkommenbesteuerung  nicht  genügend  erfasst  werden. 

Ein  grosser  Theil  dieser  Geschäfte,  so  im  Handel,  bei  Crcditanfnahmcn , im 
Börsengeschäft,  zumal  beim  Differenzen-Spiel,  bezweckt  nun  aber  notorisch  die  Specu- 
lation  auf  die  Conjunctnr:  im  Einzelnen  mit  unsicherem,  jedenfalls  wechselndem, 
im  Ganzen  aber  doch  mit  dem  tbatsächlichen  Erfolge,  dass  auf  diese  Weise  vielfach 
mehr  oder  weniger  erheblicho  Gewinno  roalisirt  werden.  An  diese  Thatsaclie  hält 
sich  die  Besteuerung  und  knüpft  sich  daher  vornemlich  an  die  speculativcn  Han- 
dels- und  Börsengeschäfte  und  an  diejenigen  Credit-  und  Kaufgeschäfte  (von 
Werthpapieren  u.  dgi.)  an,  durch  welche  eine,  meistens  verzinsliche,  zugleich  aber 
den  Gewinn  aus  Coujuncturen  mit  ins  Auge  fassende  Kapitalanlage  bewerkstelligt 
wird.  Diese  Auffassung  liegt  Urkundenstempeln  für  Kauf-  und  Mobiliarcreditgeschäfte, 
„Börsenstcueru“  in  festen  Sätzen  auf  Schlusszettol , Rechnungen  und  namentlich  in 
proportionalen  Sätzen  nach  der  Hohe  des  Umsatzes,  in  höherem  Betrage  für  Zeit- 
geschäfte und  „Geschäfte  nach  Börsenusancen“  (deutsches  Gesetz  von  1895),  Aus- 
stellungs-  (Emissions)  Stempeln  für  Actien  und  andere  börsengängige  Wertpapiere, 
welche  „ohne  Cessionsinstrument  übertragbar“  oder  „für  den  Handelsverkehr  bestimmt“ 
sind,  allgemeinen  Quittungsstempeln  u.  s.  w.  zu  Grunde,  soweit  diese  Abgaben  mit  als 
Steuern  auf  Conjunctnrengcwinne  in  Betracht  kommen. 

§.  239.  — 3.  Die  Verfolgung  der  Conjuncturenge- 
winne  beim  Erbesübergang  n.  dg). 

In  den  vorausgehenden  beiden  Fällen  wird  der  Conjuncturen- 
gewinn  getroffen  entweder  im  Ertrag  und  Einkommen  für  den 
ihm  zu  verdankenden  (laufenden)  Zuwachs  dieses  Ertrags  und 
Einkommens,  daher  namentlich,  soweit  er  als  Rentenerhöhung 
erscheint;  oder  zweitens  in  den  Fällen,  wo  er  durch  ein  Verkehrs- 
geschäft, hauptsächlich  einen  Verkauf,  als  Kapitalwerth-Zn- 
wachs  einer  Sache,  besonders  eines  Rente  gebenden  Objects 
(Grund-  und  Hausbesitz,  Wertbpapier)  speciell  realisirt  worden  ist. 

Nun  bleiben  aber  noch  Fälle  übrig,  wo  eine  durch  die  Con- 
junctur  ermöglichte  Preis-  und  Rentensteigerung,  z.  B.  die  betreffende 
Pacht-  oder  Mieterhöhung  ganz  oder  teilweise  unterblieb,  so  dass 
die  laufende  Ertrags-  und  Einkommenbesteuerung  nicht  erhöht 
wurde;  ferner  Fälle,  wo  wenigstens  der  eingetretene  Kapitalwerth- 
zuwachs nicht  durch  ein  Verkehrsgeschäft  realisirt  wurde,  indem 
kein  Besitzwechsel,  Verkauf  u.  s.  w.  eintrat. 

A.  TTapncir,  FinanTwiwnorhsin.  TT  2.  Anfl. 
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Solche  Fälle  sind  bei  der  speculativen  Mobilisirung  fast  allen  Besitzes,  selbst 
eines  grossen  Theils  des  ländliche»  Grundbesitzes,  heute  seltener  als  früher,  aber  sie 
fehlen  doch  glücklicher  Weise  durchaus  nicht  und  nehmen  besonders  beim  Grundbesitz 
noch  immer  einen  grossen  Baum  ein.  Dazu  treten  daun  gewisse  Fälle,  wo  es  sich 
um  Nutzvermögen  (z.  B.  Sammlungen  von  Kunstwerken)  handelt,  das  vom  Besitzer 
regelmässig  dauernd  besessen  wird;  endlich  Fälle  einer  rechtlichen  Gebundenheit 
des  Besitzes,  z.  B.  bei  Fideicommissen,  beim  Besitz  der  todten  Hand. 

Conjuncturengewinne  wachsen  hier  überall  hinzu,  ohne  in 
höherem  Ertrag  oder  in  realisirten  Gewinnen  beim  Verkauf  u.  s.  w. 
zum  Vorschein  zu  kommen,  ln  der  gestiegenen  Ertrags f äh igkeit 
und  im  höheren  Verkaufs werth  sind  sie  latent  enthalten.  Eine 
Besteuerung  ist  daher  auch  hier  geboten,  nur  muss  dieselbe  auf 
andere  Weise  eingerichtet  werden. 

In  den  meisten  Fällen  wird  sie  an  den  Erbesübergang  der 
betreffenden  Eigenthumsobjecte  geknüpft  werden  können.  Die  ohne- 
hin grundsätzlich  zu  fordernde  Erbschaftssteuer  wäre  dann  nur 
gerade  auch  zu  diesem  Zweck  der  Besteuerung  der  Conjuncturen- 
gewinne  entsprechend  einzurichten. 

Dies  bietet  hier  geringere  Schwierigkeiten  als  die  Besteuerung  dieser  Gewinne 
bei  Verkehrsgeschäften  unter  Lebenden.  Zum  Zweck  der  Erbschaftssteuer  muss  ohne- 
dem eine  Feststellung  des  Werths  aller  Objecte  stattfinden,  wobei  dann  aus  einem 
Vergleich  mit  dem  Werth  bei  früheren  Käufen,  Erbesübergängen  und,  soweit  der- 
gleichen nicht  mehr  festzustcJlen  ist,  aus  der  Schätzung  der  während  der  constatirten 
oder  muthmaasslichen  Besitzzeit  ciugetrcteneu  Werthsteigerung  die  Höhe  des  zu  be- 
steuernden, der  Conjunctur  zu  verdankenden  Zuwachses  zum  Kapitalwerth  zu  ermitteln 
ist  Der  Steuersatz  würde  nicht  für  alle  Fälle  der  gleiche  sein  können,  sondern  sich 
nach  Perioden  der  Besitzzeit  abstufen  müssen.  Der  Erbesttbergang  der  Nutzungen 
von  Fideicommissen  pfiegt  schon  durch  die  bisherigen  Erbschaftssteuern  getroffen  za 
werden.  Er  lässt  sich  für  den  hier  vorliegenden  Fall  ganz  analog  wie  der  Erbesuber- 
gang des  Eigenthums  selbst  behandeln. 

Beim  Vermögen  der  todten  Hand  aber  wäre  eine  Er- 
satzsteuer  auch  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  des  Conjuncturen- 
gewinns  an  diesem  Vermögen  zu  verlangen,  wie  sie  grundsätzlich 
für  die  sonstigen  Besitzwechselabgaben , die  bei  diesem  Vermögen 
Wegfällen,  zu  fordern  ist  und  mehrfach  besteht. 

So  in  Oesterreich,  Baicrn,  Frankreich,  s.  über  letzteres  Fin.  in,  §.  206. 

§.  240.  — 4.  Es  ist  endlich  gerade  für  diese  Besteuerung  noch 
der  besondere  Gewinn  ins  Auge  zn  fassen,  welcher  bei  pri- 
vatem Grundeigenthum  durch  den  Uebergang  des  Bodens 
aus  einer  Benntzungskategoric  in  eine  andere  spe- 
cifisch  verschiedene  und  rentablere,  öfters  in  ungewöhnlich 
hohem  Maasse,  für  den  Eigentümer  ohne  irgendwie  nennenswerte 
eigene  wirtschaftliche  Leistung  des  letzteren  hervorgeht. 

Der  practisch  wichtigste  Fall  ist,  besonders  in  den  Verhältnissen  der  Gegenwart, 
die  Verwandlung  bisherigen  „agrarischen",  bcz.  Gartenbodens  in  „Baustellen'', 
welche  theils  einstweilen  als  solche  ohne  Wechsel  des  Eigenthümcrs  liegen  bleiben, 
um  die  aus  der  Entwicklung  der  Stadt  hervorgehende  Werthstcigerung  „aufzusaugen“. 
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thcils  mit  grossem  Gewinne  sofort  zum  Zweck  der  Spcculatiou  in  Baustellen  oder  der 
Bebauung  veräussert  oder  vom  EigenthUmer  selbst  mit  Gebäuden  besetzt  werden. 
Andere  mehr  oder  minder  wichtige  Fälle  sind  der  Uebergang  von  bisher  anderweit 
benutztem  oder  gar  nicht  benutztem  Boden  in  Bergwerksboden  in  Folge  der  Auf- 
findung von  Mineralien  oder  in  Boden  fUr  öffentliche  Wege  in  Folge  neuer  Wegc- 
anlngcn,  wo  es  sich  dann  etwa  auch  um  den  Gewinn  aus  der  Entschädigung  bei 
Zwangsenteignung  handelt. 

Alle  diese  Fälle  sind  besonders  characteristische  und  practisch 
wegen  der  Höhe  der  Gewinne  oft  besonders  wichtige  Beispiele  von 
Conjuncturengewinnen,  welche  dem  EigenthUmer  nur  kraft  seines 
Eigenthumsrechts  zufallen  als  Folge  einer  bestimmten 
Entwicklung  des  gesellschaftlichen  und  wirtschaft- 
lichen Lebens,  der  Technik,  und,  wie  bei  Bergwerksbodeu, 
in  Folge  des  — oft  auch  nur  zufälligen  oder  von  Dritten  ge- 
schehenden — Auflindens  von  Naturschätzen,  welche  der  Boden 
zufällig  birgt. 

Die  Behandlung  dieser  Fälle  im  Recht  Überhaupt  und  specieU  dann  im  Steuer- 
recht wird  sich  folgerichtig  wieder  mit  nach  der  principieilen  socialökonomischen 
Auffassung  des  privaten  Grundeigenthums  richten  müssen.  Dafür  ist  hier  abermals 
auf  die  Erörterungen  in  der  „Grundlegung''  Bezug  zu  nehmen. 

S.  daselbst  § 308 — 386  (Kap.  4 und  5 der  2.  Abtheilung  der  2.  Auflage)  Uber 
das  private  Grundeigenthum  und  die  Zwangsenteignung,  womit  zu  vergleichen  die  Ab- 
schnitte Uber  die  Theorieeu  zur  Begründung  des  Eigenthums  eb.  §.  254 — 282.  Be- 
sonders wichtig  für  die  Frage  im  Text  sind  die  Verhältnisse  des  städtischen 
Grund-  und  Uauseigenthums  („Wohnungsboden''),  weil  bei  ihm  die  Entwicklung  von 
„Conjuncturen-Springwerthen"  am  Schärfsten  hervortritt.  S.  darüber  eb.  §.  352  ff.  mit 
den  mancherlei  statistischen  Daten. 

Nach  der  dort  begründeten  Auffassung  rechtfertigt  es  sich  und  ist  es  sogar  zu 
verlangen,  auch  (ja  gerade!)  bei  der  nothwendigon  Fcsthaltung  der  Institution  des 
privaten  Grundeigenthums,  solche  besondere  Gewinne,  welche  dem  EigenthUmer  nur 
durch  Zufall  oder  durch  die  gesellschaftliche  Entwicklung  zu  Theil  werden, 
möglichst  fttr  die  Gesellschaft,  bez.  den  Staat  in  Anspruch  zu  nehmen.  Das 
setzt  freilich  wieder  eine  Modification  des  bestehenden  Rechts  voraus,  für 
welche  cs  indessen  schon  im  älteren  Recht  nicht  an  bemerkenswerthen  Analogieen 
fehlt:  eine  Modification,  welche  nach  den  ökonomisch -technischen  und  socialen  Ver- 
hältnissen der  Neuzeit  practisch  viel  nothwendiger  geworden  ist  und  Uber  welche  man 
nur  umhin  käme,  wenn  der  Grund  und  Boden  Überhaupt  nicht  im  Privateigenthum, 
sondern  ausschliesslich  im  „Öffentlichen“  Eigenthum  stände. 

Unter  Voraussetzung  der  Billigung  des  „socialpolitischen“  Ge- 
sicht8puncts  im  Finanz-  und  Steuerwesen  erscheint  es  alsdann  ins- 
besondere geboten,  durch  die  Besteuerung  den  gesellschaftlichen 
Antheil  an  diesem  Conjundurengewinn  zu  realisiren. 

Aeltere  Analogieen  hierfür  liegen  in  fiscalischenAn- 
t heilen  an  dem  Gewinn  aus  der  Auffindung  von  „Schätzen“ 
und  aus  derjenigen  von  Mineralstofflagern  und  der  Anlage 
von  Bergwerken  zum  Zweck  der  Förderung  dieser  „Naturschätze“. 

Die  speciclle  Rechtsbildung,  z.  B.  im  römischen  Recht  in  Bezug  auf  Schatzfinden 
(zum  Theil  von  da  in  neuere  Rechte  Ubergegangen,  s.  oben  §.  75,  76),  oder  in  der 
Entwicklung  des  mittelalterlichen  und  neueren  europäischen,  besonders  des  deutschen 
Bergrechts,  kann  dabei  ja  sehr  wohl  ganz  oder  theiiweise  von  anderen  üesichtspuncten 
ausgegangen  sein.  Sie  war  etwa  die  Consequenz  bestimmter  allgemeiner,  im  Begriff 
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gewisser  Hoheitsrechte  enthaltener  Kcchtsprincipien.  Die  tiefere,  wenn  anch  nicht 
immer  klar  zum  Bewusstsein  kommende  Begründung  solcher  Rechtsansprüche  der 
Staatsgewalt  lag  jedoch  auch  hier  in  dem  ökonomischen  Character  des  pri- 
vaten Erwerbs,  in  dem  Mangel  oder  der  Geringfügigkeit  eigener  wirt- 
schaftlicher Leistung  des  Interessenten,  im  Mitspielen  des  Zufalls  u.  dgl.  m. 
Eben  deswegen  erschien  es  billig,  dem  Vertreter  der  Gemeinschaft  einen  Antheil  an 
dem  Erwerb  zu  gewähren.  Erst  dem  Zeitalter  des  roinen  ökonomischen  Individualis- 
mus, in  welchem  selbst  das  Grnndeigenthum  sich  immer  absoluter  zu  Gunsten  des 
Prirateigners  entwickelte,  sind  solche  Gesichtspuncte  nur  zu  sehr  verloren  gegangen. 
Sie  sind  aber  an  sich  richtig,  wenn  auch  oftmals  zu  einseitige  fiscalischc  Folgerungen 
aus  ihnen  abgeleitet  wurden.  In  den  oben  genannten  Killen  des  Uebergangs  der 
ökonomisch  minderwerthigen  in  die  höherwerthige  Bodenkategorie  müssen  sie  mit 
Recht  wieder  zur  Anerkennung  gelangen. 

Die  Besteuerung  dieser  Gewinne  lässt  sich  nun  einmal  wieder 
dnreh  die  Ertrags- und  Ein  komm  enbesteuerung,  sodann  durch 
die  Verkehrsbesteuerung  und  die  Erbschaftssteuer  mit  be- 
wirken. 

Ersteres,  wenn  der  Conjuncturengewinn  bei  demselben  Eigenthümer  wesentlich 
im  höheren  Ertrag  realisirt  wird,  so  z.  B.  beim  Betrieb  eines  Bergwerks  auf  bisher 
landwirthschaftlich  kenutztem  Boden  oder  bei  der  Anlage  von  Wohngebäuden  auf  letz- 
terem. Die  Verkehrsbesteuerung  trifft  in  der  Form  der  Besitzwechselabgabe  den 
Gewinn  auch  an  Kapitalwerth,  welcher  bei  der  Veräusserung  des  betreffenden 
Grundstücks  gemacht  wurde,  die  Erbschaftssteuer  den  Gewinn,  welcher  zur  Zeit 
des  Erbesubergangs  noch  in  dem  unver&ussert  gebliebenen  Objecte  steckt.  Bei 
jeder  dieser  Steuern  würde  es  dann  nur  die  Aufgabe  sein,  etwa  durch  abweichende 
Nonnirung  des  Steuerfusscs  gerade  den  hier  besprochenen  Conjuncturengewinn  beson- 
ders stark  zu  besteuern. 

Aber  durch  diese  Steuerarten  lässt  sich  die  hier  vorliegende 
Aufgabe  nicht  in  allen  Fällen  genügend  lösen,  so  namentlich 
nicht,  wenn  Boden  als  „Baustelle“  länger  unbenutzt  liegen 
bleibt,  um  „Werth  aufzusaugen“,  und  wenn  Boden  zu  öffent- 
lichen Zwecken,  besonders  zu  Wegeanlagen  (städtische 
Strassen,  Eisenbahnen)  erworben  werden  muss. 

a)  Die  „Baustelle“  trägt  hier  vorläufig  keine  höhere,  vielleicht 
gar  keine  Rente.  Sie  wtlrde  also  ohne  besondere  Bestimmung  nicht 
stärker  zur  ErtragsbesteueruDg  herangezogen  werden,  als  etwa  bei 
ihrer  bisherigen  landwirtschaftlichen  Benutzung,  — ein  Schluss, 
den  die  bisherige  Gesetzgebung  auch  meistens  gezogen  hat.  Dies 
ist  unzulässig  und  hat  mancherlei  bedenkliche  Folgen. 

Gerade  dadurch  wird  es  nur  um  so  leichter  möglich,  in  einer  für  das  Gemein- 
wesen sogar  nachtheiligen  Weise  den  Boden  „aus  dem  Markt  zu  halten“ 
und  unbenutzt  liegen  zu  lassen  und  wird  daher  von  demselben  nur  noch  mehr 
Werth  aufgesogen  werden  können.  Bei  einer  endlichen  späteren  VerSnsserung  oder 
einem  Erbesubergang  würde  unter  Voraussetzung  des  Vorhandenseins  der  besprochenen 
Besteuerungseinrichtungen  dieser  gestiegene  Werth  dann  zwar  von  der  Steuer  getroffen 
und  bei  endlicher  Bebauung  durch  den  Eigenthümer  selbst  anch  der  Et  trag  oder  die 
höhere  Bodenrente.  Aber  es  wird  sich  vielfach  nothwendig  erweisen,  auch  in  der 
Zwischenzeit  bis  dahin,  den  — einstweilen  latenten  — Renten-  und  Kapitalwerth- 
Zuwachs  zn  besteuern,  sowohl  aus  finanziellen  Gründen,  um  vollständiger  und 
sicherer  als  durch  die  später  eintretenden  Stenern  den  Staat  (eventuell  gerade  in  diesem 
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Fall  die  Gemeinde)  an  dem  Gewinn  theilnehmen  zu  lassen,  als  auch  aus  socialpoli- 
tischen  und  ökonomischen  Gründen,  um  eine  solche  Speculation  zu  er- 
schweren und  den  Boden  der  gesellschaftlich  nothwendigen  Verwendung 
früher  zuzufuhren. 

Um  hier  alle  mitspielenden  wichtigen  Interessen  der  Gemein- 
schaft, finanzielle,  steuerpolitische  und  andere  zu  wahren,  empfiehlt 
sich  eine  laufende  Extrabesteuerung  solchen  Bodens  durch 
ein  starkes  Multiplum  der  agrarischen  oder  sonstigen 
gewöhnlichen  Grundsteuer,  eventuell  nach  einem  Anschlag, 
in  welchem  der  Ertrag  nach  der  Höhe  des  Zinses  aus  dem  jeweilig 
beim  Verkauf  zu  erzielenden  Kapitalwerth  geschätzt  wird. 

ln  dem  oben  S.  507  besprochenen  Bremischen  Gesetz  von  1873  war  die 
höhere  laufende  Ertragsbesteuerung  der  eventuell  in  Baustellen  Übergehenden  länd- 
lichen Grundstücke  (im  sogenannten  „Geltungsgebiet“  um  Bremen  herum)  dadurch 
erzielt  worden,  dass  bei  der  Schätzung  behufs  der  Besteuerung  der  Verkaufswerth 
der  Grundstücke  zu  Grunde  gelegt  wurde  t§  2 des  Gesetzes).  (S.  darüber,  bez.  da- 
gegen Hanssen’s  genanntes  Gutachten,  S.  10  ff.)  Dadurch  wurde  vom  gegenwär- 
tigen Ertrag  dieser  Grundstücke  als  Ackerland  abgesehen,  was  für  das  noch 
ferner  regelmässig  land  wirthschaftli  ch  benutzte  Land  zu  Härten 
führte,  bei  wirklich  müssig  liegendem  Baustellen  - Land  aber  nicht  ungerecht- 
fertigt war. 

b)  In  dem  Falle,  wo  Privatboden  zu  öffentlichen 
Zwecken  erworben  werden  muss,  liegt  regelmässig  eine 
besonders  günstige  „Conjunctur“  ftir  den  Eigentümer  vor,  die  es 
ihm  leicht  macht,  einen  hohen  Extra  gewinn  am  Kapitalwerth 
solchen  Bodens  zu  erzielen.  Dieser  Gewinn  trägt  in  eminentem 
Maasse  den  Character,  welcher  im  Voransgehenden  als  dem  Con- 
juncturengewinn  eigentümlich  naebgewiesen  worden  ist  und  dem 
Privatinteressenten  möglichst  entzogen  werden  muss.  Das  wird 
hier  aber  nicht  allein  und  namentlich  nicht  un mittelbar  durch 
die  Besteuerung,  sondern  durch  eine  richtige  Gestaltung  des 
Expropriationsrechts,  besonders  in  Bezug  auf  die  Ent- 
schädigung, zu  erreichen  sein.  Die  letztere  ist  hier  so  m ässig 
zu  normiren,  dass  sie  möglichst  den  Conjuncturengewinn 
überhaupt  ausschliesst  oder,  was  auf  dasselbe  hinausläuft, 
der  Entschädigungsbetrag  und  ebenso  im  Falle  vertragsweiser  Ab- 
tretung der  Kaufpreis  ist  durch  eine  eigene  „ Conjuncturengewinn- 
Steuer“  von  angemessener,  d.  b.  von  nicht  zu  geringer  Höhe 
zu  treffen. 

Eine  solche  Einrichtung  des  Zwangsenteignungsrechts  ist  finanziell  betrachtet  oin 
Correlat  der  besprochenen  Besteuerung:  letztere  führt  dem  Staat  eine  Einnahme 
zu,  jene  Einrichtung  erspart  ihm  eine  Ausgabe,  in  beiden  Fällen  ohne  dass  der  private 
Interessent  sich  über  „Verletzung“  beklagen  kann,  da  er  dort  nur  erntet,  hier  nur 
geerntet  haben  würde,  wo  er  nicht  gesät  hat.  (S.  Grundlegung  §.  385). 

In  dieser  Weise  ist  die  Einrichtung  der  Besteuerung  der  Con- 
juncturengewinne  in  den  Grundzügen  zu  denken.  Die  steuer- 
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technischen  Aufgaben  dabei  sind  nicht  gering,  aber  doch  nicht 
grösser  als  bei  manchen  anderen  lange  bestehenden  Steuern,  z.  B. 
den  Ertragssteuern.  Ein  hochwichtiges  socialpolitisches  Ziel  wird 
aber  durch  eine  solche  Besteuerung  erreicht,  welche  mehr  als  die 
meisten  anderen  Steuern  die  richtige  Gleichmäßigkeit  in  der 
„socialen  Epoche“  des  Steuerwesens  zu  verwirklichen  helfen  würde. 

IV.  Die  Erbschaftssteuer. 

A.  — §.  241.  Begründung. 

Die  tiefere  Begründung  dieser  Steuer  kann  nur  im  Zusammenhang  mit  der 
principiollon  socialSkonomischen  Untersuchung  des  Erbrechts  und  seiner  Ordnung  ge- 
liefert werden,  daher  Überhaupt  nicht  hier  in  der  Finanzwissenschaft,  sondern  nur  in 
der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre  und  zwar  ln  deren  grundlegendem  Theil,  in 
Verbindung  mit  der  Eigenthumsordnung,  eine  Aufgabe,  welche  ich  mir  in  diesem 
Gesamintwerke  für  die  Fortsetzung  meiner  „Grundlegung“  Vorbehalten  muss.  Im  Folgen- 
den halte  ich,  unter  Hinweis  auf  die  Vorbemerkungen  in  §.  233,  die  dort  vertretene 
Auffassung  fest,  ohne  mich  jetzt  auf  eine  weitere  Rechtfertigung  und  Verteidigung 
derselben,  als  in  dem  dort  Gesagten,  einzulassen. 

Die  Erbschaftssteuer  erscheint,  nach  einer  Seite  betrachtet,  als 
nothwendiges  Glied  der  ganzen  Erbordnung,  daher  gar 
nicht  unmittelbar  als  eigentliche  „Steuer“,  ihr  Ertrag  stellt  den 
Antheil  am  Volksvermögen  dar,  den  der  Staat  als  Vertreter  des 
Volks  (oder  delegirt  vom  Staate  etwaige  beantheiligte  Selbstver- 
waltungskörper) kraft  seines  Erbrechts  aus  den  im  Erbes- 
Ubergang  begriffenen  Einzelvermögen  bezieht.  Diese  Auffassung 
ist  m.  E.  auch  der  Betrachtung  der  Erbschaftssteuer  in  der  Finanz- 
wissenschaft mit  zu  Grunde  zu  legen.  In  einem  Zeitalter  des  In- 
dividualismus, wie  dem  unsrigeu,  lässt  sich  gerade  auf  diese 
Weise  die  Forderung  von  Erbschaftssteuern“  als  staatlichen  gesetz- 
lichen Erbantheilen  (Pflichttheilen)  principiell,  „eigenthums- 
politisch“, am  Besten  begründen. 

Vom  Gesichtspuncte  der  Besteuerung  aus,  und  zw'ar  in 
Gemässheit  des  „Princips  der  Leistungfähigkeit“,  ist  aber 
dann  eine  speciell  steuerpolitische  Begründung  noch  hinzu- 
zufügen,  dass  nemlich  die  Erbschaft  für  den  Erben  (bez.  das 
Legat  für  den  Legatar)  einen  Erwerb  oder  Vermögcnsanfall  dar- 
stellt, welcher  demselben  ohne  Gegenleistung  zufällt  und  die 
wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit  des  neuen  Besitzers 
steigert. 

1.  Zur  eigenthumspolitischen  Begründung  muss  es 
hier  genügen,  auf  die  historisch  wechselnden  Umstände  kurz 
hinzuweisen,  welche  ein  unbegrenztes  Familieu-Erbrccht  früher 
mehr,  jetzt  weniger  rechtfertigen. 
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Es  soi  hier  nur  aus  der  „Grundlegung“  henrorgehoben  (bez.  anticipirt).  dass 
privates  Erbrecht,  wenn  auch  Überall  im  rechtsgeschichtlichen  und  positiv-rechtlichen 
Zusammenhang  mit  dem  Privateigenthum , das  durch  das  Erbrecht  Übertragen  wird, 
doch  nicht  als  nothwendiger  Bestandteil  des  Privateigenthums,  wie  das  „Gebrauchs“-, 
das  „Vertrags"-,  das  „Schenkungs'-Recht  erscheint.  Es  ist  vielmehr  ein  „selbstän- 
diges (absolutes)  Privatrechtsinstitut  noben  dem  Eigenthum  (Grundlegung 
§.  286).  Auch  als  solches  und  nach  Ausweis  der  Bechtsgeschichte  kann  cs  vollends, 
und  in  noch  höherem  Maassc,  wenigstens  noch  offenbarer  und  directcr  als  das  Privat- 
eigentum selbst,  als  Product  des  Staatswillcns  bezeichnet  und  den  Bedürfnissen  des 
Volkslebens  gemäss  gestaltet  werden  (Grundlegung  §.  277 — 279). 

Die  Entwicklung  der  Familie  und  ihres  Vermögensrechts  ist  cs  nun,  welche 
in  der  neueren  Zeit  bei  unseren  Culturvölkern  eine  Beschränkung  des  Familien- 
erbrechts und  eine  Ausdehnung  des  Staatserbrechts  in  der  Form  der  Erbschafts- 
steuer (richtiger:  der  „öffentlichen“  Erbbetheiligung  neben  der  „privaten"  der  „Familie“) 
grundsätzlich  und  practisch  in  immer  weiterem  Maasse  rechtfertigt.  So  lange,  wie  in 
früheren  Geschichtsperioden  auch  unserer  Völker,  die  „Familie"  im  engeren  oderim 
weiteren  Sinne,  das  Geschlecht,  die  Sippe,  grössere  privatrechtliche  Verpflichtungen 
für  ihre  Angehörigen  trägt  und  der  Einzelne  überhaupt  wesentlich  nur  als  Glied 
solchen  Verbands  auch  im  öffentlichen  Leben  erscheint,  ist  cs  folgerichtig 
und  auch  erfahrungsmässig  der  Rechtsordnung  entsprechend,  das  Erbrecht  strenger 
auf  diesen  Verband  zu  beschränken.  Das  Privatvei mögen  fungirt  hier  überhaupt 
überwiegend  als  „Familienvermögen“,  nicht  als  Einzelvi-rmögon.  was  auch  im  Rechte 
selbst  anerkannt  sein  kann,  so  dass  eigentlich  das  eiuzelne  Geschlechts-  oder  Familien- 
haupt nur  die  Nutzung  des  Vermögens  hat  und  innerhalb  gewisser  Grenzen  bloss 
die  Regelung  dieser  Nutzung  frei  bestimmen  kann  Einer  solchen  ökonomischen 
sei  es  factischcn,  sei  es  rechtlichen  Stellung  des  Priratvennögens  widerspricht  im 
Ganzen  ein  „öffentliches“  Erbrecht  mehr.  Je  geringer  dagegen  die  rechtliche  und 
practische  Bedeutung  und  namentlich  die  privatrccbtlichen  Vorpflichtungen  des  Familien- 
verbands gegen  den  einzelnen  Familienangehörigen  werden,  jo  mehr  letzterer  sich  von 
der  Familie  „emancipirt“,  je  reiner  das  Privatvermögen  rechtlich  als  Individualver- 
mögen  gilt  und  ökonomisch  factisch  als  solches  fungirt,  je  mehr  gewisse  Verpflicht- 
ungen. der  Hilfeleistung,  Armenunterstutzung  u.  s.  w. , zu  Gunsten  des  Einzelnen  an 
öffentliche  Verbände,  an  Gemeinde  und  Staat  übergehen,  m.  a.  W.  je  mehr  statt  der 
strengen  Familien-  und  Geschlcchterordnung  der  Individualismus  im  Volkslebon 
Platz  greift:  desto  begründeter  im  Princip,  desto  nothwendiger  und  ge- 
rechter in  der  Praxis  wird  eiuc  Betheiligung  der  öffentlichen  Körper, 
besonders  des  Staats,  an  der  Erbschaft,  daher  desto  gerechtfertigter  ein  System 
ausgedehnter  Erbschaftssteuern.  (S.  Baron  in  Hildebrand's  Jahrbüchern  B.  26,  S.  282  ff.: 
„Verhältniss  der  Erbschaftssteuer  zum  Erbrecht",  S.  289;  v.  Scheel,  Erbschaftssteuer, 
2.  Aufl.,  S.  31,  87  ff.,  46  ff.) 

2.  Wie  vom  Standpuncte  der  Elbordnung  an«  lässt  sich  aber 
auch  gerade  in  einer  solchen  Entwicklung  der  Verhältnisse  die 
Erbschaftssteuer  billigen  und  sogar  fordern  in  der 
Consequenz  der  früher  dargelegten  Auffassung  des 
„Erwerbs  durch  Anfall  oder  ohne  eigene  wirtschaft- 
liche Leistung“  des  Erwerbers. 

Das  Individuum,  das  hier  nunmehr  das  hauptsächliche  selbständige  unterste 
ökonomische  und  sociale  Glied  statt  der  Familie  geworden  ist,  erwirbt  in  dieser  Weise 
das,  was  ihm  durch  Erbschaft  oder  Legat,  ab  intestato  nach  der  allgemeinen  Erbord- 
nung oder  nach  den  testamentarischen  Bestimmungen  des  Erblassers  zufällt.  Für  diese 
Zulassung  hat  es  in  der  Erbschaftssteuer  dem  Gemeinwesen  einen  Antheil  abzutreten, 
was  dem  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  und 
der  Forderung  gerechter  Stcuervcrtheiluug  entspricht.  Das  gilt  principmässig  all- 
gemein. dem  Grade  nach  und  practisch  verschieden  nur  nach  dem  Verwandt- 
schaftsverhältuiss  des  Erben  zum  Erblasser,  daher  allerdings  am  Wenigsten,  aber 
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doch  auch  in  der  directen  Linie  und  gelbst  Ton  den  Kindern  gegenüber  den  Eltern, 
mit  welchen  letzteren  jene  schon  bisher  eine  engere  ökonomische  Gemeinschaft  bildeten, 
wo  daher  die  Kinder  an  dem  Genuss  des  elterlichen  Vermögens  Theil  genommen 
haben  und  der  Erbanfall  an  sie  nicht  durchaus  Neues  ihnen  zuführt.  Diese  Erwägung 
rechtfertigt  dann  gerade  hier  niedrigere  Steuersätze  und  Oberhaupt  die  Pro-,  bez. 
Degression  der  Sätze  nach  der  Verwandtschaft,  wie  bie  ausserdem  der  tieferen  öko- 
nomischen und  ethischen  Begründung  des  Familienerbrochts  entspricht. 

B.  Ein  wände. 

Nach  dem  Vorausgehenden  ist 

1.  der  eine  der  beiden  hauptsächlichen  Einwände  gegen  Erb- 
schaftssteuern, der  rechtliche  (oder  „rechtspolitische“),  dass 
diese  Steuern  ein  „Eingriff  in  das  Erbrecht“  seien,  unhaltbar. 

Die  Erbschaftssteuer  hat  diesen  Character,  aber  das  beweist  nicht  gegen  sie, 
sondern  für  die  Kothwcndigkeit  einer  richtigen  socialökonomischcn  Gestaltung  des 
Erbrechts.  Und  die  Einführung  dieser  Steuer  ist  wieder  eine  Consequenz  des  social- 
politischen  Gesichtspuncts  im  Steuer-  und  Finanzwesen  Oberhaupt. 

2.  Der  zweite  Haupteinwand  ist  ökonomischer  Art:  man 
sieht  in  der  Erbschaftssteuer  eine  „Vermögens-“,  eine  „Kapital- 
steuer“. Das  ist  sie  allerdings  nominell  immer  und  reell  fUr 
den  betroffenen  Einzelnen  gewöhnlich  ebenfalls.  Jedoch 
auch  dies  beweist  noch  nichts  gegen  die  Zulässigkeit  der  Steuer. 

Denn  eine  Kapitalstcucr  im  ei nzel wirtschaftlichen  Sinne  ist  nicht  notwendig 
eine  solche  im  volkswirtschaftlichen  ond  lässt  sich  der  Eingriff  in  die  private 
Kapitalvertheilung  socialpolitisch  rechtfertigen.  Hierfür  ist  auf  die  froheren  Erörter- 
ungen Uber  die  obersten  volkswirtschaftlichen  Principicn  der  Besteuerung  Bezug  zu 
nehmen  (§.  133 — 136».  Das  ebenfalls  gern  hervorgehobene  Bedenken,  eine  Erbschafts- 
steuer werde  „vom  Sparen  abschrcckeii“,  ist,  solange  es  sich  um  mässige  Steuersätze 
— die  aber  immerhin  auch  unter  nahen  Verwandten  deshalb  noch  erheblich  höher 
als  die  heute  Üblichen  sein  könnten  — handelt,  gerade  in  den  practisch  wichtigsten 
und  ethisch  wie  ökonomisch  berechtigtsten  Fällen  des  Erbrechts,  eben  innerhalb  der 
näheren  Verwandtschaft,  namentlich  in  der  graden  Linie  von  Ascendcnten  auf  Des- 
ccndcntcn,  nicht  einmal  apriorisch,  psychologisch  haltbar,  wird  aber  auch  durch  die 
Erfahrung  widerlegt.  Eher  wird  dio  Erbschaftssteuer  auf  „vermehrtes  Sparen"  hin- 
wirkett,  da  der  Erblasser,  das  Familienhanpt,  in  seinen  Sparbestrebungen  die  Ersetzung 
der  Erbschaftssteuer  mit  ins  Auge  fassen  wird,  was  ich  gegen  Roscher,  Gcffckcn. 
v.  J1  iaskowski  f enthalte. 

C.  — §.  242.  Die  Einrichtung  und  DnrchfUbrung  der 
Erbschaftssteuern  im  Einzelnen. 

Sie  steht  mit  der  principiellen  socialökonomischen  Auffassung 
des  Erbrechts  in  enger  Verbindung,  muss  daher  auch  hier  in  der 
allgemeinen  Steuerlehre  wenigstens  in  Kürze  behandelt  werden. 

S.  darüber  Ilachcr’s  genannte  Schrift  mit  reichhaltigstem  deutschem  legislativem 
Material  und  durchdachten  eigenen  Vorschlägen.  An  dieser  Stelle  handelt  es  sich 
nur  um  die  Grundzüge. 

Wird,  wie  es  nothwendig  ist,  an  dem  privaten  Erbrecht  inner- 
halb einer  gewissen  Verwandtschafts-  und  Faniiliengrnppe  von 
Personen  und  am  testamentarischen  Erbrecht  mit  gewissen  Be- 
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schränkuugen  auch  ini  Gesammtin teresse  f estgehalten , 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  überall  bestehenden  Recht  und  mit 
der  socialökonomischen  Rechtfertigung  des  privaten  Kapital-  und 
Grundeigenthums  neben  dem  Privateigenthum  an  Gebrauchsver- 
mögen, so  ergeben  sich  für  das  „öffentliche“  Erbrecht  des  Staats 
n.  s.  w.  oder  für  das  System  der  Erbschaftssteuer  folgende  Grund- 
züge, deren  principielle  Begründung  in  der  „Grundlegung“  und 
deren  weitere  finanz-  bez.  steuertechnische  Durchführung  in  der 
speciellen  Steuerlehre  zu  erfolgen  hat. 

1.  Das  Intestaterbrecht  ist  mit  einem  nicht  allzu  fernen 
Verwandtschaftsgrade  abzuschliessen,  über  welchen 
hinaus  die  Erbschaft  unter  den  Begriff  der  „erblosen  Ver- 
lassenschaft“ oder  besser  direct  des  „öffentlichen“  Erb- 
rechts des  Staats  fällt. 

S.  r.  Scheel  a.  a.  0.  S.  82.  Vou  modernen  Codificationcn  des  Erbrechts 
schliesst  z.  B.  der  Gode  Napoleon  Art  755  mit  dem  12.  Grad,  das  österreichische 
bürgerliche  Gesetzbuch  §.  751  mit  der  5.  Parentel  das  gesetzliche  Erbrecht  ab  intestato 
unter  Verwandten  ab.  Die  älteren  deutschen  Rechte  schli essen  das  gesetzliche  Erb- 
recht der  ehelichen  Sippschaft  da.  wo  die  canonischen  Eheverbote  wegon  Blutsver- 
wandtschaft nicht  mehr  Platz  greifen.  Vgl.  Bcselcr,  Deutsches  Privatrecht  §.  150. 
— Bei  welchem  Grade  der  Abschluss  eintreten  soll,  wird  auch  in  der  Gogenwart  mit 
nach  Volks-  und  Landesverhältnissen  zu  bestimmen  sein,  daher  nicht  gieichmässig. 
In  der  directcn  Linie  der  Ascendenteu  und  Descendenteu  ist  ein  solcher  Abschluss  nicht 
so  noth wendig,  in  der  Seitenlinie  wurde  mir  in  unseren  Verhältnissen  Uber  den  Grad  der 
Grossnciien.  bez  Grossonkel  hinaus  ein  Intcstaterbrecht  nicht  mehr  geboten  erscheinen. 
Auch  das  Erbrecht  der  Ehegatten  wird  nach  Landessitten  mit  zu  bestimmen,  in  Deutsch- 
land wohl  zu  gewähren  sein. 

2.  Einerlei,  wie  man  die  Erbschaftssteuer  begründet,  ob  cigen- 
thumspolitiscb,  ob  nur  steuerpolitiscb,  ferner  einerlei  ob  ab  intestato 
nach  der  gesetzlichen  Erbfolge  oder  in  Folge  testamentarischer  Be- 
stimmung Vermögen  übergeht,  immer  sollten  im  Princip  Erb- 
schaftssteuern eintreten,  daher  auch  für  die  nächst  ver- 
wandten Erben.  Nur  für  kleine  Erbschaften,  Erbantheile  oder 
Legate,  namentlich  solche,  welche  bloss  in  Nutzvermögensobjecten 
bestehen,  aber  doch  auch  für  kleine  Kapitalien  und  Grundvermögen, 
ist  es  aus  socialpolitischen  und  aus  practiscben  steuertechnischen 
Gründen  statthaft,  von  der  Abgabe  abzusehen. 

Der  practische  Hauptmangel,  der  die  geringe  Einträglichkeit  unserer  Erbschafts- 
steuern mit  erklärt,  ist  die  in  den  deutschen  Gesetzen  (auch  noch  dem  prous9ischen 
vom  30.  Mai  1873)  übliche  Erbschaftssteuerfreiheit  der  Descendenten  und  Ascendenteu, 
während  in  England,  Frankreich,  Oesterreich  und  sonst  im  Ausland  gewöhnlich  auch 
die  nächsten  Verwandten  steuerpflichtig  sind,  wenn  auch  mit  dem  kleinsten  Satze, 
öfters  1 •/«■  Phr  diesen  Satz  von  1 % möchte  ich  mich  für  Descendenten  und  Ehe- 
gatten in  Deutschland  erklären.  Steuerfrei  könnte  wohl  der  Betrag  unter  500  M.  als 
Erbportion  oder  Legat  in  der  dirccten  Linie  bleiben,  sonst  etwa  200  M.  (in  Preusscn 
gesetzlich  150  M.)  und  noch  am  Ersten  die  Erbschaft  unter  Ehegatten  überhaupt  wie 
iu  England  von  der  legacy  duty). 
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3.  Die  Höhe  der  Erbschaftssteuer  bat  sieb  einmal  nachdem 
Verwandtschaftsgrade,  sodann  nach  der  absoluten 
Höhe  des  Erbantheils  oder  Legats  zu  richten.  Die  Erb- 
schaften unter  den  nächsten  Verwandten  und  Familiengenossen 
(Ascendenten  und  Descendenten,  Ehegatten)  sind  daher  zwar  auch 
zu  besteuern,  aber  mit  niedrigen  Sätzen,  unter  entfernteren  höher, 
unter  den  noch  gesetzlich  erbberechtigten  entferntesten  abermals  höher 
nnd  bei  den  testamentarisch  eingesetzten  Nicht-Erbberechtigten  am 
Höchsten,  der  üblichen  gesetzlichen  Einrichtung  entsprechend.  Die 
grossen  Erbschaften,  bez.  (und  richtiger)  die  Erbportionen 
ferner  höher  als  die  kleinen,  eine  Einrichtung,  die  in  der  Praxis 
zwar  nicht  mehr  immer  gänzlich,  aber  grösstentheils  noch  fehlt, 
jedoch  dem  Wesen  des  socialpolitischen  Steuersystems,  dessen  Glied 
die  Erbschaftssteuer  bildet,  entspricht  und  in  der  Theorie  hie  und 
da  befürwortet  zu  werden  beginnt  (Schäffle,  Bacher). 

Die  Sitze  eines  hiernach  aufzustellendou  Steuertarifs  sind  natürlich  immer  etwas 
willkürlich.  Ich  rnOchto  den  Tarif  Bacher’s  (S.  2224  zur  besonderen  Beachtung 
empfehlen.  Seine  Hauptvorschläge  sind:  1 % Descendenten.  2%  Ehegatten  (zu  hoch?) 
und  adoptirte  u.  dgl.  Kinder,  4 % Eltern  (zu  hoch?),  Geschwister,  Stiefkinder  u.  dgl.  m.. 
6°/o  Grosseltern  und  entferntere  Ascendenten,  Kinder  vollbUrtiger  Geschwister,  halb- 
bürtige Geschwister  u.  s.  w. , S % Enkel  und  entferntere  Descendenten  vollbartiger 
Geschwister  u.  a.  m.,  10%  in  allen  anderen  Fällen  Dazu  die  schon  erwähnten 
Steuern  von  % — 2 % für  den  50.000  M.,  bez.  schliesslich  400,000  M.  übersteigenden 
Anfall.  Diese  Sätze  mochten  zu  spät  beginnen,  zu  niedrig  sein  und  zu  wenig  steigen. 
Ich  mochte  den  Zuschlag  bei  10.000  M.  für  die  Erbpor'ion  (oder  Legat)  mit  1 % 
beginnen  und  ihn  ausserdem  in  Gombinatinn  mit  dem  Verwandtschaftsverhältnlss, 
daher  eventuell  als  Zuschlag  zu  dem  allgemeinen  Steuersatz  eingerichtet  sehen,  mit 
Steigerung  auf  das  2 — 3 fache  der  Normalsätzc  bei  Portionen  von  über  100.000  M. 
und  auch  wohl  noch  mit  stärkerer  Progression  bei  höheren  Summen.  Einige  Daten 
im  folgenden  §.  243. 

4.  Mit  der  Erbschaftssteuer  wird,  schon  um  Umgehungen  zu 
verhüten  und  diese  Steuer  ordentlich  wirksam  zu  machen,  eine 
analoge  S c he nkungss teuer  für  Schenkungen  unter  Lebenden 
zu  verbinden  sein,  mit  ähnlichen  Grundsätzen  und  einem  im  Ganzen 
gleichen  Tarif,  doch  mit  grösseren  Befreiungen.  Schenkungen  von 
Todes  wegen  sind  ganz  wie  Erbschaften  zu  behandeln. 

Die  principiellc  „eigcnthumspolitische“  Rechtfertigung  der  Schcnkungsstcoer  ist 
andere  als  diejenige  der  Erbschaftssteuer  zu  geben,  indem  das  , Schenkungsrecht“ 
allerdings  als  notbwendiger  Bestandtbeil  des  (Privat-)  Eigenthumsrechts  erscheint. 
Danach  ist  die  Schenkungsstcucr  nicht  in  gleichem  Maassc  wie  die  Erbschaftssteuer 
berechtigt.  (S.  Grundlegung  §.  286  und  die  Erörterung  Uber  die  französische  Schen- 
kungsstcucr  Kitt.  111.  §.  242).  Die  finanzwissenscbaftliche  Rechtfertigung  nach  den 
oben  dargelegten  Gesicbtspuncten.  namentlich  demjenigen  des  Princips  der  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit,  trilft  dagegen  auch  bei  der  Schenkungssteuor  zn.  Er- 
wägungen der  practischcn  Opportunität  fuhren  aber  wieder  zu  keinem  reinen  Ergebniss. 
Spricht  die  Nothwendigkeit  einer  Sicherung  der  Erbschaftssteuer  für  die  Sche.nkungs- 
stcuer.  so  die  Schwierigkeit,  ja  die  Unmöglichkeit,  letztere  cinigcruiaassen  vollständig, 
namentlich  auch,  wenn  diu  Erbschaftssteuer  einmal  hier  eintritt,  unter  den  nächsten 
Verwandten,  dann  für  MobiliarvermOgen,  in  der  Gegenwart  besondere  für  Werthpapiere 
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i Inhaberpapiere!)  durchzufuhren , mehr  gegen  sie.  In  dieser  Beziehung  sind  die  Er- 
fahrungen in  Frankreich,  auch  die  dortigen  statistisch  zu  verfolgenden  Ergebnisse, 
lehrreich  (s.  Fin.  III,  §.  242,  243).  Dennoch  wird,  in  Einklang  mit  der  neueren  Ent- 
wicklung der  Gesetzgebung,  diu  Schenknngsstencr  als  Complement  der  Erbschaftssteuer 
gefordert  werden  müssen.  Schenkungen  unter  nächsten  Verwandten,  auch  von  Ascen- 
denten  an  DescendenteD,  daher  namentlich  Ausstattungen,  Abfindungen  u.  dgl.  können 
dann  nicht  steuerfrei  bleiben,  wenn  es  mit  Kocht  auch  Erbschaften  hier  nicht  sind. 
Aber,  um  lästige  und  doch  nicht  genügend  wirksame  Controlen  zn  ersparen,  wird  man 
immerhin  in  den  Befreiungen  auf  höhere  Werthbeträge  als  bei  der  Erbschaftssteuer 
gehen  dürfen.  Nachträgliche  Controlen  mussten  namentlich  beim  Todesfall  des 
Schenkers  und  beim  Erbgang  eintreten,  tu.  E.  hier,  wie  bei  der  Einkommen-  und 
Vermögenssteuer  von  Amts  wegen. 

D.  — §.  243.  Die  neuere  europäische  Erbschaftsbestoucrung. 

Auch  hier  ist  für  Einzelnes  auf  die  speciolle  Steuerlehre  zu  verweisen.  Im 
dritten  Bande  der  Finanz  wurde  die  britische  (S.  266 — 276)  und  die  französische 
(§.  241 — 245)  etwas  näher  dargestellt  und  kridsirt  Auf  die  Behandlung  der  fran- 
zösischen Steuer  sei  auch  für  allgemeinere  Fragen  verwiesen.  Vgl.  über  Frankreich 
auch  Leroy-Beaulieu  I,  489  ff.  (kriüsch.  aber  ohne  Gewinnung  eines  richtigen 
principiellcn  Standpuncts  zur  Frage)  und  Mathicu-Bodct,  finances  fran^aiscs 
II,  ch.  18  (über  die  Frage  des  Schuldenabzngs,  der,  als  principwidrig  bei  einer  „Be- 
sitzwechselsteuer", von  ihm  verworfen  wird,  was  hier  zur  Ergänzung  meiner  Ausführ- 
ungen a.  a.  0.  dienen  mag).  Des  Zusammenhangs  wegen  wurden  neuere  Gesetze  oben 
in  §.  31  in  der  Debereicbt  über  die  Rechtsgebtthren  mit  erwähnt.  S.  ferner  manches 
Bezügliche  in  der  Speciallitcratur  über  diese  Steuer,  besonders  in  v.  Schools  ge- 
nannter Schrift;  dann  im  Finanzarchiv  II,  876  (auch  Statistik)  und  sonst  über  einige 
Staaten;  ferner  den  bundesräthlicbcn  Commissionsbericht  von  1878  und  jetzt  für  die 
Gesetzgebung  der  deutschen  Einzelstaaten  namentlich  die  Schrift  von  Bacher,  mit 
dem  beachtenswerthen  Unificirungsrorschlagc. 

Diese  Besteuerung  ist  im  Ausland  im  Ganzen  kräftiger  als  in  Deutschland  ent- 
wickelt und  nimmt  daher  nach  ihrem  Ertrage  dort  eine  erheblich  bedeutendere  Stelle 
unter  den  Steuern  ein  als  bei  uns.  so  vor  Allem  in  Gross britannien  und  Frank- 
reich, aber  auch  in  Italien,  Belgien,  Holland.  Oesterreich  u.  a.  L.  Der 
Grund  liegt  vornemlich  in  der  Mithesteucrung  der  directcn  Linie,  namentlich  der 
Kinder,  wenn  auch  mit  niedrigeren  Sätzen . desgleichen  der  Ehegatten,  dann  in  auch 
sonst  höheren  Steuersätzen  und  in  schärferen  Controleinrichtungcn,  welche  letzteren 
sich  zum  Theil  aus  der  Verbindung  mit  anderen  Steuereinrichtungen,  wie  besonders 
in  Frankreich  mit  dem  Enregistrcinent,  ergeben.  Die  Progression  der  Steuersätze  mit 
der  Entfernung  der  Verwandtschaft  des  Erben  (und  Legatars)  zum  Erblasser,  daher 
niedrigste  Sätze  für  Descendentcn  (wenn  sie  nicht  überhaupt  wie  in  Deutschland  frei 
sind),  höchste  für  Nichtverwandte,  findet  sich  allgemein.  Ganz  kleine  Beträge  sind 
meist  steuerfrei.  Progression  nach  Höhe  der  Erbschaft,  bez.  der  Erbportion,  des 
Legats  besteht  dagegen  noch  sehr  selten  (in  England  Degression  bei  der  probate  duty 
Dir  Beträge  unter  1000  Pf.  St.,  die  höheren  entrichten  3 “/„)•  Mobil-  und  Immobil-, 
Intestat-  und  testamentarische  Erbschaft  wurden  nicht  überall  gleich  behandelt  (Eng- 
land), doch  geht  die  neuere  Tendenz  auf  Gleichheit  der  Steuersätze  (England,  Frank- 
reich). Die  meist  mit  der  Erbschaftssteuer  verbundenen  Schenkungssteuern  haben 
gewöhnlich,  aber  nicht  immer  (Frankreich),  denselben  Tarif.  Manches  Eigentümliche 
einzelner  Länder  erklärt  sich  aus  der  geschichtlichen  und  mitunter  verbliebenen  (Frank- 
reich, Italien,  Oesterreich)  Verbindung  mit  Stempel.  Gebühren,  Enregistremcnt.  Doch 
mehrfach  jetzt  Ablösung  davon  (England,  Deutschland). 

Die  in  mancher  Hinsicht  bedeutendste  und  cigenthümlichstc  Entwicklung  hat 
diese  Besteuerung  in  Grossbritannien  genommen.  Sie  setzt  sich  hier  aus  einem 
3 — 4gliedrigem  System  verschiedener  Steuern  zusammen,  welches  nur  historisch  und 
in  Verbindung  mit  dem  britischen  Priratrecht  betrachtet  verständlich  ist  (s.  Fin.  III, 
S.  266  ff.  und  den  Aufsatz  von  Leser,  Tübinger  Zeitschrift  1881).  manche  Besonder- 
heiten. fast  Sonderbarkeiten  enthält,  indessen  doch  allmählich  und  bis  in  dio  jüngste 
Zeit  hinein  (1888)  mehr  und  mehr  zu  einem  organischen  Ganzen  ansgcbildet  worden 
ist.  So  ist  die  Erbschaftssteuer  eine  wichtige  vermögonssteuorartigo  Ergänzung  der 
directcn  Staatsbesteuerung  geworden,  die  doch  vornemlich  die  wohlhabenderen  und 
reicheren  Classen  trifft  (Fin.  III,  S.  271).  Die  directe  Liuie  wird  überhaupt  und  dann 
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noch  von  den  speciell  nach  der  Verwandtschaft  abgestuften  beiden  Steuern  mitgetroffen 
(1  %.  Ehegatten  dagegen  frei;  andere  SStzc  3,  5,  6,  10%)-  Schuldenabzug  ist  erst 
neuerdings  gestattet.  Steuerfrei  jetzt  100  Pf.  St.  (früher  20). 

In  Frankreich  ist  die  umfassende  und  hohe  Erbschafts-  und  Schenkungs- 
stoucr  keine  selbständige  Steuerart,  sondern  eiu  Glied  des  grossen  Enregistremcnt- 
Systetns.  Daraus  erklärt  sich  auch  ihre  Einrichtung,  namentlich  ihre  Behandlung  als 
eine  Unterart  der  Besitzwechselabgabcu  und  mit  in  Folge  dessen  — wie  aus  fiscaüschen 
Rücksichten  — der  Grundsatz  der  Besteuerung  des  „rohen  Erbschaftswerths“,  d.  h. 
der  Nichtabzug  der  Lasten  und  Schulden  vom  steuerpflichtigen  Werth,  eine  Bestim- 
mung. welche  besonders  bei  verschuldetem  Immobiliarnachlass  druckend  ist.  Die 
Gewährung  dieses  Schuldcnabzugs  ist  Öfters  angeregt  und  verlangt,  aber  bisher  nicht 
durchgesetzt  worden.  Sio  wurde  auch  als  mit  dem  Princip  der  Ilesitzwecbselabgaben 
in  Widerspruch  stehend  abgelehnt  (s.  Matbieu  - Bodet  a.  a.  0.,  meine  Fin.  III, 
S.  586).  Das  spräche  aber  nur  dafür,  wie  in  anderen  Ländern,  die  Steuer  Überhaupt 
vom  Enregistrcment  ganz  abzutrennen  und  sie  selbständig  nach  ihren  eigenen  richtigen 
Principien  auszugestalten.  Die  Steuersätze  sind  die  hohen  des  Enregistrements  und 
durch  die  Kriegszuschläge  noch  gesteigerten,  der  Normalsatz  (wozu  jetzt  25"/»  Zu- 
schlag) 1 7«  für  directc  Linie,  3 für  Ehegatten,  4,  5,  7,  8 für  andere  Verwandte  und 
schliesslich  9 7«  für  Nichtverwandto,  mit  weiteren  Complicationen  des  Tarifs,  in  der 
Bchenkungssteuer  zum  Theil  etwas  andere  Sätze  (s.  Fiu.  111,  S.  524,  527,  mit  Statistik, 
auch  g.  213  ft',  daselbst).  Die  Erträge  stecken  in  denjenigen  des  Enregistrement, 
lassen  sich  aber  in  der  Specialstatistik  des  letzteren  auascheiden.  — Die  Steuer  vom 
Vermögen  der  todten  Hand  (s.  oben  S.  5S4  und  Fin.  III,  §.  206)  ist  zum  Theil 
auch  ein  Ersatz  für  die  Erbschaftssteuer. 

Auch  in  Italien  besteht  die  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  in  Verbindung 
mit  dem  Enregistrcment.  doch  mehr  verselbständigt.  Die  Steuersätze  gehen  von 
1.44  7«  (directe  Linie).  3.60  (Gatten),  auf  6,  7.2,  96.  10.8,  12°/»  (letzterer  Satz  für 
die  entferntesten  Verwandten  und  Nichtverwandte).  (S.  Sachs  ltalie,  p.  361,  Alessio, 
sistema  Iributario,  II,  59  fl.,  87  fl.)  Auch  hier  eine  Ersatzsteucr  vom  Vermögen  der 
todten  Hand. 

Aehnlich  haben  Belgien,  Niederlande  ergiebige  Erbschaftssteuern,  in  Weiter- 
bildung der  französischen  Besteuerung  des  Enregistrcmcntsystems  (s.  Uber  Niederlande 
van  der  llorght  im  Finanzarchiv  V,  1069  ff.). 

ln  Oesterreich  ist  die  Erbschafts-  und  Scheukungssteuer  ebenfalls  in  dem 
„Gebühren“ -System  von  Vermögensubertragungen  ganz  enthalten  (Normalsteuersatz, 
jetzt  mit  25  Zuschlag,  1 für  directe  Linie  und  Gatten,  4 °/o  für  andere  Verwandte 
bis  incl.  Geschwisterkinder,  8 7«  in  allen  anderen  Fällen.  Bei  Schenkungen  derselbe 
Tarif.  Dazu  in  beiden  Fällen  l‘/j  7o  vom  Werth  unbeweglicher  Sachen).  Dabei 
Schuldabzug.  Frei  Beträge  bis  50  fl.  „Gebuhrenäquivalent“  für  Besitz  der  todten  Hand. 

Auch  Russland  hat  neuerdings  eine  eigene  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer 
ein  geführt 

Im  Deutschen  Reich  ist  der  Gedanke  einer  Uebertragung  der  Erbschafts- 
steuer auf  das  Reich  (1878)  nicht  verwirklicht  worden.  Die  geringe  finanzielle  Be- 
deutung der  Steuer  in  dun  Einzclstaaten.  das  Bedurfniss  einer  Unification  der  Particular- 
steuern  wurde  eine  solche  Uebertragung  begünstigt,  andererseits  der  Zusammenhang 
mit  Gebühren-,  Verkehrssteuern,  Einrichtung  der  directen  Steuern,  und  mit  der  Ver- 
waltungsorganisation sie  erschwert  haben.  Für  alles  Einzelne  und  die  Verschiedenheiten 
der  Gesetze  — jetzt  mehrfach  selbständige  „Erbschafts-  und  Schenkungssteuer- 
gesetze“, mitunter  auch  nur  „Erbschaftssteuergesetze“  (Preussen,  Sachsen.  Baiern, 
Würtemberg,  Hessen,  auch  mehrere  Kleinstaaten),  abgetrennt  vom  allgemeinen  Ge- 
bühren- und  Stempelwesen  — s.  Bacher’s  Schrift  (Verzeichniss  der  1886  in  Deutsch- 
land geltenden  Gesetze  daselbst  S.  70  ff.).  In  Elsass-I.othringen  gilt  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  noch,  doch  mit  der  jungst  (1889)  eingetretenen  Moditication 
des  Lasten-  und  Schuldenabzugs  vom  steuerpflichtigen  Werth.  Abgesehen  von  letzterem 
Lande  sind  in  den  deutschen  Staaten  Erbschaften  in  directer  Linie  bisher  allgemein 
frei,  unter  Ehegatten  fast  allgemein  (eine  Ausnahme;  Baden).  In  der  Seitenlinie 
regelmässig  Steuer,  auch  schon  unter  Geschwistern,  und  dann  steigende  Sätze  bis  zu 
gewissen  Graden  der  Entfernt -Verwandten  und  Nichtverwandten.  Minimum  1 — 5, 
Maximum  8 — 10  70.  mit  verschiedenen  Zwischenstufen  (s.  die  Übersichtliche  Zusammen- 
stellung der  Tarifsätze  im  Finanzarchiv  II,  296).  (Preussen  2,  4,  8 7«)  Steuerobject 
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regelmässig  der  A et i v betrag  der  Erbschaft.  Gewisse  kleine  Beträge  meist  steuerfrei. 
Legate  an  Hausstandsgenossen  mehrfach  dnreh  weitere  Steuerfreiheit  oder  mässigereu 
Steuersatz  begünstigt. 


4.  Abschnitt 

II.  Die  Besitzbesteuerung. 

§.  244.  Vorbemerkungen  und  literarische  Nachweisungen. 

Die  in  der  neueren  Theorie  ziemlich  vernachlässigten  und,  wo  sie  behandelt 
wurden,  eher  abgelehnten  „allgemeinen  Vermögenssteuern“  (s.  Rau,  II,  §.402 
bis  404,  im  Ganzen  abweisend,  ältere  Vorschläge  von  ErOncke,  Anleitung  S.  21  und 
Ueber  Grundsätze  einer  gerechten  Besteuerung  Abhandlung  1;  Mathy,  Vorschläge 
llber  die  Einführung  einer  gerechten  Vermögenssteuer  in  Baden,  Karlsruhe  1 8,1 1 ) sind 
in  neuester  Zeit  in  der  deutschen  Theorie  wieder  mehr  und  sympathisch  besprochen 
worden.  So  befürwortet  sie  namentlich  Neu  mann  in  der  progressiven  Einkommen- 
steuer und  zum  Theil  wohl  in  Folge  der  von, ihm  ausgehenden  Anregungen  auch 
Andere,  so  Gutachter  des  Vereins  für  Socialpofitik  und  überhaupt  dieser  Verein  in 
der  Eisenacher  Versammlung  IS76  in  den  Verhandlungen  Ober  die  Einkommensteoer. 
S.  u.  A.  Gensei’s  Gutachten  („Personalbosteuerung“,  Schriften  des  Vereins  für  Social- 
politik Nr.  3,  1873,  S.  41  ff.  („sobald  die  Einkommensteuer  ein  gewisses  Maass  erreicht 
hat,  werde  man  genOthigt  sein,  sie  mit  einer  Vermögenssteuer  zu  combiniren“). 
Derselbe  in  seinen  Thesen  zu  seinem  Referat  auf  der  Versammlung  von  1873, 
Nr.  2 c und  in  dem  Referat  selbst  S.  21,  26  des  betreffenden  Berichts  (Verhandlungen 
von  1875,  Nr.  11  der  Schriften,  Leipzig  1875).  Aehnlich  Held,  als  Correferent,  eb. 
S.  36,  These  2 und  S.  32.  Ebendaselbst,  etwas  abweichend,  Neumann,  S.  46  ff.. 
Nasse,  S.  52.  Beschlossen  wurde:  „eine  in  den  unteren  Stufen  progressive  allgemeine 
Einkommensteuer  in  Verbindung  mit  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer 
als  baupsächlichste  directe  (Staats-)  Steuer“  zu  empfehlen.  S.  60. 

Auf  diese  Strömung  zu  Gunsten  der  Vermögenssteuer  hat  wohl  eingewirkt:  in 
steuertechnischer  Hinsicht  das  ungünstige,  allerdings  theilweise  begründete  Unheil 
über  die  Ertragssteuern  und  die  Misslichkeit,  anderswie,  z.  B.  durch  höheren  Steuer- 
fuss  des  Renteneinkommens  oder  durch  Luxussteuern,  den  Bositz  passend  in  Uemäss- 
heit  seiner  grösseren  Leistungsfähigkeit  zu  treffen;  in  principieller  Hinsicht  die  Hin- 
neigung zur  höheren  (progressiven)  Besteuerung  des  grösseren  und  namentlich 
des  grösseren  Besitzeinkommens,  sowie  zur  Mitbesteuerung  des  grösseren,  luxusartigen 
Nutzvermögens  der  reicheren  Classen,  was  allerdings  schon  dem  Einkommenbegriff 
der  neueren  Theorie  entsprach.  Ich  stimme  in  allen  diesen  Beziehungen  dem,  was 
man  zu  Gunsten  gerade  der  Vermögensbesteuorung  ausgefuhrt  hat,  im  Ganzen  bei. 
Nur  kann  ich  die  steuertechnischen  Vorzüge  nicht  ganz  so  hoch  schätzen  und  meine 
wieder,  dass  die  principielle  Rechtfertigung  einer  höheren  Besteuerung  des  Besitz- 
einkommens als  des  Arbeitseinkommens  mittelst  der  Vermögenssteuer  eben  von  der 
Annahme  des  socialpolitischen  Besteuerungsstandpuncts  überhaupt  abhängt  Vom 
Staudpunct  der  Befürworter  der  Vermögenssteuer  aus  (Neu mann  und  die  Anderen) 
scheint  mir  die  ganze  Frage  folgerichtig  zu  einer  Frage  der  steuertechnischen 
Zweckmässigkeit  zusammeuschrnmpfen  zu  müssen,  was  aber  nicht  immer  deutlich 
hervortritt. 

Ausser  den  Genannten  s.  auch  Maurus,  Freiheit  in  der  Volkswirtschaft, 
Heidelberg  1873,  S.  179  ff.  und  derselbo,  Besteuerung,  S.  115  ff.  Roschor,  Fin. 
§.  75  (mit  einigen  weiteren  literarischen  Nachweisungen  in  den  Noten).  Er  meint 
wo  nicht  ein  gut  erhaltenes  System  von  Ertragssteuern  bestehe,  sei  die  regelmässige 
Verbindung  von  Einkommen-  und  Vcrmögenstouer  der  beste  Weg  zur  höheren  Be- 
lastung des  fundirten  Einkommens.  Schäfflc  (Steuerpolitik  S.  355)  sieht  wie  ich  in 
der  Wahl  nomineller  Vermögenssteuern  wesentlich  nur  eine  technische  Zweckmässig- 
keitsfrage von  geringer  Bedeutung  für  unsere  Verhältnisse.  Cohn  (Fin.  §.352 — 357) 
behandelt  die  Besitzbesteuerung  verhältnissmässig  eingehend,  mit  besonderer  Bezug- 
nahme auf  die  schweizer  Verhältnisse,  auch  mehrfach  eigentümlich  und  beachtens- 
wert, mit  einer,  wohl  schweizerischen  Eindrücken  mit  zuzuschreibenden  gewissen 
Sympathie.  Er  betrachtet  sic,  übrigens  doch  ähnlich  wie  ich,  nach  vier  Seiten:  als 
ersatzweise  Besteuerung  des  Vermögens  bei  ansbleibendem  Ertrag,  als  Besteuerung 
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des  Ge  brauch  Vermögens  neben  dem  werbenden,  als  stärkere  Belastung  des  Vor- 
mOgenseinkommens  und  als  Forderung  eines  reellen  Theils  des  Vermögens  für  ausser- 
ordentliche Zwecke  des  Gemeinwesens  (als  , .reelle  Vermögenssteuer“,  worüber  wir  oben 
in  §.  134,  136  schon  handelten). 

In  der  Praxis  hat  die  Vermögenssteuer  im  Alterthum,  im  Mittelalter,  beson- 
ders in  Städten,  hie  und  da  auch  in  neuerer  Zeit  als  Extrasteuer,  z.  B.  in  Finanz- 
nOthen,  eine  Rolle  gespielt  (s.  Fin.  III,  S.  21,  23,  §.  28,  34,  38,  39,  S.  99,  109,  und 
sonst  passim).  Nicht  unwichtige  Beispiele  der  neuesten  Zeit  liefern  die  Cantone  der 
Schweiz  (s.  Neumann,  Einkommensteuer,  S.  184,  Cohn,  Fin.  S.  480)  und  die 
Einzelstaaten  der  nordamoricanischen  Union,  Vorbilder,  welche  auch  auf  die 
neueste  Bewegung  in  der  deutschen  Theorie  wohl  mit  von  Einfluss  waren.  S.  die 
oben  S.  25  genannten  Schriften  von  Patten,  Ely  und  Schwab.  Auf  die  deutsche 
Praxis  der  Gegenwart  hat  sich  bisher  die  Anregung  zu  allgemeinen  Vermögenssteuern 
in  der  Theorie  noch  nicht  von  Einfluss  gezeigt 

Vermögenssteuern  auf  speciellc  einzelne  Vermöge nsobjecte,  besonders  soge- 
nannte directe  Luxus  steuern  sind  in  der  neueren  Theorie  ebenfalls  wohl  mitunter, 
aber  seltener  empfohlen,  überhaupt  sehr  wenig  genauer  behandelt  worden.  (8.  Kau  II, 
§.  425,  427,  Daten  in  den  Noten.)  Eine  allgemeinere  Befürwortung  finden  Luxus- 
steuern als  Consumtionsabgaben.  jedoch  nur  ausnahmsweise  als  directe 
Aufwandstcucrn  in  der  fieissigen  und  umsichtigen  Monographie  von  v.  Bilinski,  die 
Luxussteuern  als  Correctiv  der  Einkommensteuer,  ..finaiu wissenschaftlicher  Beitrag  zur 
Losung  der  socialen  Frage“,  Leipzig  1875;  s.  daselbst  S.  141  ff.,  wo  nur  vier  directe 
Luxussteuern  (auf  Wohnung,  Bedienten,  Equipagen  und  Pferde,  Hunde)  verlangt 
werden.  Geber  Bilinski's  sonstige  Auffassung  und  Forderungen  s.  die  Notizen  in  den 
späteren  Abschnitten  von  der  Gebrauchsbesteuorung.  Eine  gute  und  reichhaltige 
Uebersicht  Uber  die  bisherige  literarische  Erörterung  giebt  Bilinski  S.  30  ff.  im  An- 
fänge seines  Werks  auch  Uber  die  Luxussteuer  in  der  Praxis.  Für  umfassende  Be- 
steuerung des  Verbrauchs  der  Artikel  des  Genusses  und  Luxus  auch  Maurus,  Be- 
steuerung S.  319  ff,  Eisenhart,  Besteuerung,  S.  169,  181  ff.  Hier  geht  dann  die 
Frage  wie  bei  Bilinski  in  diejenige  der  Gebrauchsbesteuerung  Uber.  Darüber  unten 
§.  249,256.  Ich  kann  principiell  die  Luxussteuern  (auch  die  directen)  ebenso  wie 
die  Vermögenssteuern  billigen,  steuertechnisch  sind  mir  directe  Luxussteuern  von 
zweifelhaftem  Werth,  jedenfalls  von  mäasiger  practischer  Bedeutung.  Ueber  die  be- 
treffende gegenwärtige  Besteuerung  in  England  Fin.  III,  §.  155,  156,  in  Frank- 
reich §.  305 — 308. 

I.  — §.  245.  Nominelle  und  reelle  Besitzbesteuerung. 

Die  Besitzbesteuerung  kommt 

A.  einmal  als  ein  Mittel  zur  reellen  Besteuerung  des  Ein- 
kommens in  Betracht,  ist  also  dann  eine  nominelle  oder  dient 
als  Bemessungsgrundlage  der  Besteuerung:  als  steuertech- 
nisches Hilfsmittel  der  Erwerbsbesteuerung  zur  Lösung  der 
Aufgaben  derselben  mittelst  eines  anderen  Verfahrens,  indem 
vom  Besitz  auf  den  Erwerb,  die  Erwerbsfähigkeit  und  die  Steuer- 
fähigkeit zurlickgeschlossen  wird.  Mit  Ausnahme  des  Falls  der 
Erbschaftssteuer,  welche  auch  zu  den  nominellen  Besitzsteuern  ge- 
hört, ist  die  Besitzbesteuerung  in  der  Regel  nur  eine  solche  nomi- 
nelle und  soll  das  gewöhnlich  auch  nur  sein.  Mit  ihr  haben  wir 
uns  im  Folgenden  vornemlich  zu  beschäftigen. 

B.  Doch  kann  sie  absichtlich  oder  unabsichtlich  eine  reelle 
werden,  wo  der  Besitz  die  eigentliche  Steuerquelle  wird. 

So  die  Erbschaftssteuer,  ln  gewissen  Fällen  die  Verkehrssteuer  (Besitzwechsel- 
abgabe), die  Steuer  auf  den  Coujuncturengewinn,  so  aber  auch  allgemeine 
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Vermögenssteuern  in  dem  allerdings  sehr  seltenen  Fall,  dass  eine  solche  Steuer 
nach  ihrer  bedeutenden  Höhe  und  auch  wohl  nach  ihrer  Yeranlaguugs-  und  Erhebungs- 
art nicht  aus  dem  Einkommen  entrichtet  werden  kann. 

Auch  eine  Besitzsteuer  als  reelle  Vermögenssteuer  ist  nach 
dem  Früheren  nicht  schon  au  sich  immer  unzulässig. 

Denn  eine  reelle  Besteuerung  des  einzelwirthschaftlichcn  Vermögens  ist  nicht 
unbedingt  eine  solche  des  volkswirtschaftlichen  Vermögens  und  lässt  sich  in  Staats- 
nothlagcn  und  auch  sonst  unter  Umständen  (§.  134 — 136)  vom  socialpolitischen,  wenn 
auch  nicht  vom  rein  finanziellen  Bestcueruugs-Standpuncte  (§.  159)  aus  billigen. 
Ferner  kann  ausnahmsweise  auch  eine  reelle  Besteuerung  des  V o 1 k s Vermögens  Vor- 
kommen (§.  132).  Notwendig  wird  aber  immer  sorgfältig  zu  prüfen  sein,  ob  die 
stets  seltene  Eventualität  einer  reellen  Vermögenssteuer  wirklich  vorliegt,  was  im  All- 
gemeinen nur  in  Betreff  der  schon  betrachteten  Fälle  der  Erbschaftssteuer  und  der 
Besteuerung  von  Spiel-  und  von  gewissen  Conjuncturengcwiuuen,  welche  dem  ange- 
legten Vermögenswerth  hinzu  wachsen,  zu  sagen  ist;  sodann,  ob  die  nominelle  Bcsitz- 
steuvr  nicht  wider  die  Absicht  des  Gesetzgebers  zu  einer  reellen  wird , was  natürlich 
möglichst  verhütet  werden  muss. 

Die  Dominelle  Besitzbesteucrung  ist  als  stcuerlechnischcs  Hilfsmittel  der  Er- 
werbsbesteuerung schon  in  den  vorangehenden  Abschnitten  ausdrücklich  oder  implicite 
mehrfach  mit  berührt  worden.  Es  sind  aber  noch  einige  weitere  Ausführungen  Uber 
sie  zur  Ergänzung  an  dieser  Stelle  uothwendig,  welche  namentlich  ermitteln  sollen, 
ob  und  welche  steuerpolitischen  Zielpunctc  durch  sie  sich  etwa  zweckmässig 
und  eventuell  besser  als  durch  andere  Steuern,  z.  B die  Ertragssteuern,  erreichen 
lassen. 

Die  Untersuchung  über  die  reelle  Besitzbesteucrung  ist  in  den  früheren  Er- 
örterungen über  die  Wahl  der  Stcuerquclle  l§.  130  ff.),  über  die  Auffassung  der  Ge- 
recbligkeitsgrundsätzc  der  Besteuerung  vom  socialpolitischen  Standpuncte  aus  ;§.  159  ff), 
dann  in  den  letzten  Abschnitten  in  den  Betrachtungen  Uber  die  Verkehrs-  (§.  225  ff), 
die  Conjuncturengewinns-  (§.  234  ff.)  und  die  Erbschaftssteuern  (§.  241  ff.)  im  Wesent- 
lichen schon  geführt  worden. 

II.  — §.  246.  Formen  der  nominellen  Besitzbe- 
steuerung. 

Dieselbe  kann  in  vier  Formen  Vorkommen. 

A.  Einmal,  indem  sie  die  Gesammtheit  des  Besitzes 
(Eigenthums)  einer  Person  (Wirtschaft)  ins  Auge  fasst:  dann  er- 
scheint sie  als  allgemeine  Vermögenssteuer. 

B.  Zweitens  kann  sie  den  ererbten  Besitz  im  Augenblick 
des  Erbestibergangs,  bez.  der  Erbesantretung  treffen:  dann  nimmt 
sie  die  Gestalt  der  Erbschaftssteuer  an. 

C.  Oder  sie  knüpft  sich  drittens  an  gewisse  Katego- 
rie en  des  Besitzes,  nemlich 

1.  je  an  das  Productivvermögen  (Kapital)  oder  an  das  Ge- 
brauchsvermögen einer  Person  je  in  seiner  Gesammtheit  oder 

2.  an  die  einzelnen  Ertragsquellen,  welche  das  Pro- 
ductivvermögen umfasst,  insbesondere  an  den  Boden,  die  Ge- 
bäude, das  bewegliche  oder  das  Geldkapital,  und  von  den 
beiden  Abtheilungen  des  Gebrauchsvermögens  speciell  au  das  Nutz- 
vermögen: dann  fungirt  sie  als  partielle  Vermögenssteuer  immer 
je  für  eine  dieser  Kategorieen  oder  deren  Unterarten. 
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D.  Endlich  viertens:  sie  trifft  ganz  specielle  einzelne 
Objecte  des  Nutzvermögens:  so  namentlich  als  sogenannte  directe 
Lux  assteuer,  aber  gelegentlich  auch  in  dem  einen  oder  anderen 
sonstigen  Falle. 

A.  — §.  247.  Die  Besitzbesteuerung  als  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer. Hier  wird  die  Steuer  nach  dem  Wertbe  des 
Vermögens  bemessen  und  dieser  Werth  durch  Anschläge  oder 
auf  Grund  von  Declarationen  festgestellt. 

Steuern  dieser  Art  sind  früher  vielfach,  in  Städten  wie  in  Territorien  und 
Staaten,  vorgckommen,  finden  sich  auch  neuerdings  noch  oder  wieder  in  der  Praxis 
(Schweiz,  Nordamerica)  und  sind  mitunter  in  der  Theorie  gerade  für  moderne  Ver- 
hältnisse empfohlen  worden  (Neumann).  S.  die  Citate  in  den  Vorbemerkungen  dieses 
Abschnitts,  auch  diejenigen  aus  Band  III  der  Fin. 

1.  Durch  eine  solche  Steuer  lässt  sich  im  rein  finanziellen 
Steuersystem  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommen- 
steuer in  Bezug  auf  die  besitzenden  Classen  mit  durchführen, 
indem  man  aus  dem  Vermögen  auf  das  Einkommen  zurückschliesst: 
mitunter  auch  heute,  so  in  ländlichen  Verhältnissen,  wie  in  früheren 
Zeiten  allgemein;  mitunter  nicht  unpassend,  aber  doch  gegenwärtig 
wohl  nur  ausnahmsweise. 

In  Fällen,  wo  das  Einkommen  schwer  zu  ermitteln  ist,  kann  eine  allgemeine 
Vermögenssteuer,  für  welche  man  wenigstens  gewisse  Anhaltspuncto  Öfters  leichter  ge- 
winnt, z.  B.  in  der  Art  und  Grosse  des  NutzrermOgens,  bei  ländlichem  GrondveruiOgen 
wohl  erwünscht  Hilte  gewähren.  Auch  können  Anschläge  des  Vermögens  und  Decla- 
rationen darüber  wohl  häufig  leichter  und  zuverlässiger  als  Uber  Ertrag  und  Einkommen 
erlangt  werden.  Aber  die  einzelnen  VermOgensobjectc  sind  doch  in  sehr  ungleichem 
Grade  schwer  oder  leicht  zu  ermitteln  und  der  Rückschluss  auf  Ertrag  oder  Einkommen 
bleibt  ebenfalls  oftmals  misslich.  Eine  allgemeine  Vermögenssteuer  als  allgemeine 
Einkommensteuer  der  Besitzenden  möchte  daher  doch  nur  selten  räthlich  sein.  Neben 
einer  solchen  macht  sie  doppelte  Mühe  und  empfiehlt  sieb  wohl  nur  unter  Umständen 
im  folgenden  Falle. 

2.  Sie  kann  nemlich  im  socialpolitischen  Steuersystem 
neben  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  zum  Zweck  der  höheren 
Besteuerung  der  besitzenden  Classen  ganz  passend  in  Betracht 
kommen. 

Hier  erfüllt  sie  dieselbe  Aufgabe  wie  die  directen  Luxussteuem  und  wie 
Verbrauchssteuern  (eventuell  mit  entsprechend  höherem  Steuerfusse)  auf  Genuss- 
mittel  der  Wohlhabenderen  und  principicll  besser,  weil  sie  gleichmässiger 
als  diese  Steuern  wirkt  Auch  dieselbe  Aufgabe  wie  ein  System  der  Ertrags- 
besteuerung. mit  dem  die  Renteneinkommcu  etwa  noch  besonders  besteuert  werden; 
im  Ganzen  zwar  wohl,  trotz  der  Mängel  der  Ertragsstenern,  kaum  besser,  aber  doch 
so,  dass  diese  allgemeine  Vermögenssteuer  mitunter  vor  solchen  Steuern  Vorzüge 
haben  konnte.  Ein  Vorzog  ist  cs  z.  B.,  dass  sie  das  sonst  leicht  unbestcuert  bleibende 
Nntzvcrmögcn  mit  trillt,  welches  Personen  höheren  Wohlstands  Öfters  auch  in  relativ 
grosserem  Betrage  besitzen. 

Namentlich  muss  dieser  Weg  der  höheren  Besteuerung  der  Besitzenden  aber  mit 
dem  anderen  sich  bietenden  verglichen  werden,  diese  Personen  durch  einen  höheren 
Steuerfuss  der  allgemeinen  Einkommensteuer  für  das  „Einkommen  aus 
Besitz“  stärker  zu  belasten.  Wenn  man  bei  letzterer  Steuer,  dem  richtigen  Ein- 
kommenbegrilf  gemäss,  eine  „fictivc  Rente“  des  Nutzvermögens  zum  steuerpfiieh- 
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tigen  Einkommen  schlägt,  so  hat  der  erste  Weg  der  Vermögenssteuer  keinen  priu- 
cipiellen  Vorzug  vor  dem  anderen.  Aber  in  der  Praxis  kann  er  Vortheile 
bieten,  weil  er  im  Publicum  verständlicher,  auch  steuertechnisch  einfacher  ist,  indem 
man  dabei  gerade  der  Schwierigkeit,  eine  solche  Berücksichtigung  des  Nutzvermögens 
bei  der  Einkommensteuer  unmittelbar  eintreten  zu  lassen.  Uberhoben  wird. 

Wird  einmal  das  socialpolitisch  richtige  Princip  angenommen, 
Renten-  oder  Besitzeinkommen  höher  als  Arbeitseinkommen  zu  be- 
steuern, so  darf  daher  wohl  die  Verbindung  einer  allgemeinen  Ver- 
mögenssteuer zu  diesem  Zweck  mit  der  Einkommensteuer  ernstlich 
erwogen  werden. 

3.  Eine  allgemeine  Vermögenssteuer  lässt  sich  theilweise  mit 
als  Objectbesteuerung  wie  die  Ertrags-  oder  Ertragsquellen- 
besteuerung behandeln.  Sie  vermag  dann  Aufgaben  zu  lösen,  für 
welche  die  Einkommensteuer  als  Subjectbesteuerung  nicht  ausreicht 
und  sonst  Ertragssteuern  nothwendig  würden. 

(S.  §.  170,  174.)  Hier  kann  es,  namentlich  wenn  diese  letzteren  fehlen,  in 
Frage  kommen,  ob  man  nicht  statt  ihrer  auf  eine  solche  Vermögenssteuer  recurrirt, 
da  diese  steuertechnisch  vielleicht  einfacher  herzustellen  und  bei  ihrer  Ausdehnung 
auf  alle  Vcrmögensbestandtheile,  auch  im  Nutzvermögen,  mitunter  noch  geeigneter  ist, 
als  Objectbesteuerung  zu  dienen.  Besässen  wir  in  unseren  Staaten  nicht  meistens 
ausgebildete  Ertragssteuem,  so  würden  gewisse  Bedürfnisse  der  Staats-  und  mehr  noch 
der  Communalbesteuerung  auf  solche  Vermögenssteuern  hindrängen,  so  in  den  practisch 
häufigen  und  wichtigen  Fällen,  dass  der  Ort,  wo  ein  Vermögensobject  (namentlich 
eine  Realität)  liegt  und  wo  der  Eigentümer  wohnt,  verschiedene  sind  (§.  170). 

In  Bezug  auf  die  zweite  Form  der  Besitzsteuer,  die  Erbschaftssteuer  kann 
auf  das  Frühere  verwiesen  werden  (§.  241  ff.),  so  dass  wir  uns  gleich  zur  dritten 
Form  wenden: 

B.  — §.  248.  Die  Besitzbesteuerung  als  partielle  Ver- 
mögenssteuer. Auch  hier  wird  die  Steuer  nach  dem  ermittelten 
Werth  der  Kategorieeu  von  Vermögensobjecten,  auf  welche  sich 
die  Besteuerung  beziehen  soll,  bemessen. 

1.  Bei  dem  Productiv  vermögen  einer  Person  oder  Wirt- 
schaft, welches  durch  die  Steuer  in  seiner  Gesammtheit  oder  in 
Bezug  auf  die  einzelnen  Ertragsquellen  erfasst  werden  soll, 
wird  dann  wieder  von  dem  Werth  auf  den  Ertrag  geschlossen. 
Die  Besitzsteuer  erscheint  hier  als  das  in  di  recte  Verfahren  der 
Ertragsermittlung  im  Gegensatz  zu  dem  directen  Verfahren  in  der 
gewöhnlichen  Ertragsbesteuerung. 

Bei  der  Grund-,  der  Gebäude-  und  der  Zinsrenten-  oder  der  i.  e.  S.  sogenannten 
„Kapitalsteuer",  selbst  bei  der  Gewerbesteuer  kommt  jenes  indirecte  Verfahren  mit- 
unter vor,  theils  selbständig,  theils  zur  Ergänzung  des  directen  Verfahrens,  wie  dies 
in  der  spcciellen  Steuerlehre  näher  angegeben  werden  wird.  Die  Besitzstcuer  kann 
hier  vor  der  directen  Ertragsennittelung  Vorzüge  haben,  so  z.  B.  beim  Grund  und 
Boden  den  der  einfacheren  und  sichereren  Feststellung  des  Werths  („Verkehrswerths") 
als  des  Keinertrags,  zum  Theil  deshalb,  weil  man  sich  dort  an  objective  Momente, 
an  Thatsachen  des  Verkehrs  selbst,  welche  nicht  so  schwer  zu  ermitteln  sind  (Kauf- 
preise), hält.  Aber  das  Missliche  bleibt  immer  der  Schluss  vom  Werth  auf  den  Er- 
trag, wie  sich  gerade  beim  Grundstück,  auch  bei  Geldkapitalicn  (Werthpapieren  u.  dgl.) 

A.  Wagner,  FinauzwissennchafL  II.  2.  Anfl.  39 
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am  Deutlichsten  zeigt  Im  Ganzen  wird  die  Besitzstener  hier  doch  wohl  nur  allge- 
meiner empfohlen  werden  können,  wenn  es  an  einer  sorgfältigen  Ertragssteuer  fehlt; 
sodann  eben  als  Uilfsrerfahren  (eventuell  als  Haupt  verfahren)  zur  Einrichtung 
der  Ertragssteuer. 

2.  Bei  dem  Nutz  vermögen  einer  Person  oder  Wirthschaft  hat 
die  Besitzsteuer  dagegen  berechtigtermaassen  eine  grössere  Be- 
deutung und  empfiehlt  sich  daher  ganz  wohl,  aus  den  oben  schon 
angedeuteten  Gründen  (§.  247  unter  2). 

Denn  hier  kommt  kein  reeller  Ertrag  im  gewöhnlichen  Sinne  vor,  sondern  nur 
jene  „fictive  Kente“,  welche  allerdings  in  den  Genüssen  und  Genussmöglichkeiteu  des 
Nutzvermögens  liegt,  aber  sich  rechnerisch  nur  ziemlich  willkürlich  bestimmen  lässt. 
Der  Werth  dieses  Nutzvermögens  ist  dagegen  etwas  Concretes  und  nicht  allzu 
schwierig  für  Besteuerungszwecke  zu  ermitteln.  Auch  im  rein  finanziellen  Steuer- 
system ist  nun  die  Mitbesteuerung  des  Einkommentheils,  welchen  die  Genüsse  u.  s.  w. 
des  Nutzvermögens  darstellen,  in  der  socialpolitischen  Besteuerung  sogar  die  Höher- 
bestcuernng  dieses  Theils  als  eines  aus  Besitz  herruhrenden  Einkommens  geboten. 
Hier  kann  daher  eine  Besitzsteuer  auf  das  Nutzvermügen  ein  verhältnissmässig 
einfaches  und  zweckmässiges  Mittel  neben  der  Einkommensteuer  zur  Erreichung 
dieses  Ziels  sein.  Man  wird  dadurch  mitunter  die  reicheren  und  reichsten  Classen 
fUr  die  in  ihrem  grossen  und  verschiedenartigen  Nutzvormögen  liegende 
Steuerfähigkeit  recht  passend  zur  Besteuerung  heranziehen.  Nicht  zu  Ubersehen  ist 
übrigens,  dass  die  Besitzstener  vom  Nutzvermögen,  von  dem  gesammten.  wie  hier,  oder 
von  einzelnen  Objecten,  wie  in  der  folgenden  Form,  eigentlich  zugleich  eine  Ge- 
brauchsbesteuerung ist,  welche  eventuell  auch  durch  eine  andere  Form  dieser  letz- 
teren verwirklicht  werden  kann.  Die  Besitzsteuer  erscheint  aber  auch  von  diesem 
Gesichtspunct  aus  betrachtet  nicht  ungeeignet. 

C.  — §.  249.  Die  Besitzbesteuerung  als  Steuer  auf  einzelne 
Objecte  des  N u t z Vermögens , besonders  als  directe  Luxus- 
steuer. Hier  werden  diese  Objecte  beim  Besitzer  auf  Grund  von 
vorschriftsmässigen  Declarationen  oder  amtlichen  Nachforschungen 
mit  periodisch  (jährlich)  wiederkehrenden  Steuersätzen  belegt. 
Gerade  hierbei  erscheint  die  Steuer  als  Gebrauchs  Steuer.  Die 
Erörterungen  in  den  folgenden  Abschnitten  beziehen  sich  daher  auf 
sie  mit  Principiell  lässt  sie  sich  sowohl  vom  rein  finan- 
ziellen als  vom  socialpolitischen  Standpuncte  aus  billigen, 
soweit  überhaupt  eine  Gebrauchs besteuerung  einzelner  Gegen- 
stände zu  rechtfertigen  ist.  Practisch  und  steuertechnisch 
möchte  sie  nur  ausnahmsweise  räthlich  sein. 

1.  Der  Besitz  von  einzelnen  solchen  Objecten  weist  auf  Ein- 
kommen, daher  auf  Steuerfähigkeit  hin,  derjenige  bestimmter  Arten 
solcher  Gegenstände  („Luxussachen“)  auf  höheres  Einkommen, 
in  beiden  Fällen  eventuell  auf  Besitzeinkommen.  An  und  fUr  sich 
kann  man  daher  die  rein  finanzielle,  proportionale  und  die  social- 
politische, progressive  und  das  Besitzeinkommen  höher  belastende 
Einkommenbesteucrung  durch  eine  solche  Besitzsteucr  verwirklichen. 
Ob  und  wie  weit  genügend,  das  hängt  von  der  richtigen  Aus- 
wahl der  Objecte  und  der  richtigen  Höhe  der  Steuersätze 
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ab.  In  beiden  Hinsichten  ist  eine  ziemlich  weitgehende  Willkür 
unvermeidlich.  Deshalb  erscheint  uns  eine  andere  Besteuerung, 
welche  demselben  Ziel  der  Einkommenbesteuerung  zustrebt,  zweck- 
mässiger, mindestens  die  vorerwähnte  Form  der  Besitzsteuer  des 
ganzen  Nutzvermögens. 

2.  Steuer  technische  Gründe  führen  zu  demselben  Ergebniss. 

Jene  Willkür  in  der  Auswahl  der  Steuerobjecte  und  in  der  Höhe  der  Steuersätze 
ist  steuertecbnisch  ein  grosser  Uebelstand.  Die  Besteuerung  verlangt  behufs  Veran- 
lagung oder  Controle  ein  leicht  besonders  lästiges  Eindringen  in  die  Privatverhältnisse, 
das  nicht  einmal  durch  ein  günstiges  finanzielles  Kesnltat  beschönigt  wird.  Denn 
wegen  der  Willkür  in  der  Wahl  der  Objecte  und  wegen  der  leicht  drohenden  Ein- 
schränkung des  betreffenden  Besitzes  sind  hohe  Steuersätze,  deswegen  und  wegen  der 
meist  geringen  Verbreitung  solchen  Luxusconsums  ist  wieder  ein  hoher  Steuerertrag 
ausgeschlossen. 

Es  steht  an  und  für  sich  nichts  im  Wege,  auch  einzelne  Gegenstände  des  Pro- 
duc tirrermögens,  z.  B.  gewisse  Bestandtheile  der  Betriebseinrichtungen.  Maschinen 
u.  dgl.  mit  Steuersätzen  zu  belegen.  Auch  dies  ist  eine  Form  der  Besitzsteuer,  welche 
gelegentlich  vorgekommen  ist  ond  auch  wohl  noch  vorkommt.  Eine  solche  Steuer 
erscheint  dann  aber  wieder  nur  als  ein,  meist  ziemlich  rohes  Verfahren  zur 
indirecten  Ermittelung  des  Ertrags  einer  Unternehmung,  indem  aus  dem 
Besitz  solcher  Objecte  auf  den  Umfang  des  Geschäfts  u.  s.  w.  znröckgeschlossen  wird, 
wie  z.  B.  bei  der  mit  nach  solchen  Merkmalen  veranlagten  Gewerbesteuer. 

Die  weitere  Beurtheilung  kann  auf  die  Darstellung  der  Ertragsbesteuerung  in 
der  speciellen  Stenerlehre  verschoben  werden. 

Es  ergiebt  sich  aus  dem  Vorausgehenden,  dass  die  selb- 
ständige Bedeutung  der  nominellen  Besitz  beste  uerung 
doch  im  Ganzen  nur  gering  ist.  Bloss  als  allgemeine 
Vermögenssteuer,  welche  in  Nothzeiten  als  Extrasteuer  dient, 
dann  im  socialpolitischen  Steuersystem  und  als  partielle 
Vermögenssteuer  des  gesammten  Nutz  Vermögens  auch  im 
rein  finanziellen  Steuersystem  würde  sie  grössere  Wichtigkeit 
erlangen. 


S.  Abschnitt. 

III.  Die  Gebreuchsbesteuerung  oder  die  vornemltch  sogenannte  indirecte 

Besteuerung. 

A.  Ihre  Arten  und  Formen. 

§.  250.  Vorbemerkungen  und  literarische  Nachweisungen. 

Die  Finanztheorie  hat  bisher  in  ihrer  Beurtheilung  der  Verb rauchssteueru, 
des  Haupttheils  der  von  mir  sogenannten  Gebrauchsbesteuerung,  gewöhnlich  zwei 
nahe  liegende  Fehler  nicht  genügend  vermieden.  Diese  Steuern  sind  einmal  leicht 
als  unentbehrlich,  wenigstens  da,  wo  es  sich,  wie  in  unseren  modernen  Staaten, 
um  die  Deckung  eines  grossen  Staatsbedarfs  handelt,  nachzuweisen  und  nicht  minder 
lassen  sich  bei  ihnen  schwere  Verstösse  gegen  die  obersten  Steuerpria- 
cipien,  besonders  gegen  die  gerechte  Steuervertheilung,  unschwer  aufdecken, 
namentlich,  wenn  man  sich  an  die  Üblichsten,  und  aus  prnctischcn  Gründen  wenigstens 
in  gewissem  Umfang  nothwendigsten  Arten  dieser  Steuern  hält. 

Der  eine  Fehler  der  Theorie  liegt  nun  darin,  dass  man  sich  mit  der  Praxis 
wegen  der  Unentbehrlichkeit  dieser  Stenern  über  jene  Verstösse  zu  leicht  hinwegsetzt 
»der  sich  durch  optimistische  Annahmen  in  Betreff  der  ausgleichenden  Wirkung  der 

39* 


Digitized  by  Google 


602  5-  B.  Allgem.  Steuerlehre.  4.  K.  System.  3.  H.-A.  4.  A.  Gebrauohsbes  teuer.  §.  250. 


Ueberwälzung  darüber  täuscht  oder  — täuschen  will  und  so  namentlich  das  Ziel  ge- 
rechter Steuervertheilung  grossentheils  und  jedenfalls  mehr,  als  es  nOthig  ist,  ans  den 
Augen  verliert.  Der  zweite  Fehler  besteht  umgekehrt  in  der  Hinwegsetzung  über  die 
Unentbehrlichkeit  nnd  Uber  die  entwicklungsgesctzinässige  Begründung  dieser  Steuor- 
gattung  in  der  modernen  Welt,  indem  aus  jenen  Yeretössen  gegen  die  Steuerprincipien, 
besonders  gegen  die  gerechte  Steuervertheilung  ein  unbedingtes  Verdict  gegen  die 
ganze  Gattung  abgeleitet  wird.  Die  Neigung  zu  dem  erstgenannten  Fehler  findet  man 
in  der  soit-disant  practischen  Dichtung  mancher  neueren  cclectischen  Finanztheoretiker, 
in  Deutschland  auch  bei  Bau,  sogar,  implicite  wenigstens,  bei  den  „Socialpolitikern“, 
besonders  bei  Held,  aber  im  letzten  Grunde  selbst  noch  beiStein,  trotz  der  schein- 
bar sehr  abweichenden  Auffassungen  des  letzteren.  Der  zweite  Fehler  tritt  bei  jenen 
theoretischen  Nationalökonomen  hervor,  welche  die  Verbrauchssteuern  allein  für  sich, 
ohne  Zusammenhang  mit  der  sonstigen  Besteuerung  und  ohne  Rücksicht  auf  die  ge- 
schichtlichen Bedingungen  der  Entwicklung  dieser  Steuorgattung  beurtheilen:  er  findet 
sich  schon  vor  den  Physiokraten  und  A.  Smith  bei  einzelnen  Theoretikern,  dann  bei 
vielen  und  bedeutenden  Kationalökonomen  und  Finanzschriftstellern  der  Smith’schen 
Schule,  ausserdem  bei  radicalen  Politikern  und  neuerdings  daher  besonders  bei  den 
Socialisten. 

Ein  Hauptvertreter  letzterer  Richtung  ist  Lassalle.  Seine  Auffassung  ist  bei 
aller  ihrer  Einseitigkeit  tiefer  und  grossartiger , als  diejenige  der  sonstigen  Gegner 
der  Verbrauchssteuern.  Sie  steht  in  Zusammenhang  mit  einer  bedeutsamen  geschichts- 
philosophischen Betrachtung  des  ganzen  Steuerwesens,  welche  zwar  auch  sehr  einseitig, 
aber  keineswegs  schlechtweg  unrichtig  ist.  Dadurch  wird  es  gerechtfertigt.  Lassalle 
als  den  bedeutendsten  neueren  Gegner  der  Verbrauchssteuern  anzusehen  und  auf  ihn 
mehr  Gewicht  als  auf  irgend  einen  anderen  Gegner  dieser  Steuergattung  zu  legen. 
Er  fasst  dabei  auch  so  ziemlich  Alles  zusammen,  was  die  Nationalökonomen  und 
Politiker  vom  Standpunct  der  Gerechtigkeit  aus  gegen  diese  Besteuerung  einwenden. 
Warum  bat  Stein  Lassalle  gar  nicht  berücksichtigt? 

Es  handelt  sich  hier  namentlich  um  zwei  literarische  Auslassungen  Lassalle's. 
Er  hat  zuerst  in  einem  Vortrag  im  Berliner  Handwerkervercin , der  unter  dem  Titel 
„Arbeiterprogramm.  Ueber  den  besonderen  Zusammenhang  der  gegenwärtigen 
üeschichtsperiode  mit  der  Idee  des  Arbeiterstauds“  in  Zürich  1SÖ3  erschienen  ist,  die 
Frage  der  indirecten  Steuern  kurz  berührt  (S.  26  ff.).  Wegen  dieser  Ausführungen, 
als  geeignet,  „die  besitzlosen  Classen  zum  Hass  und  zur  Verachtung  gegen  die  Be- 
sitzenden öffentlich  angereizt  zu  haben“,  gerichtlich  angeklagt  und  in  erster  Instanz 
verurtheilt,  hielt  er  dann  in  der  Appellationsinstanz  vor  dem  Königlichen  Kammer- 
gericht in  Berlin  eine  Verteidigungsrede,  die  unter  dem  Titel  „Die  indirecte  Steuer 
und  die  Lage  der  arbeitenden  Classen"  ebenfalls  in  Zürich  1863  erschienen  ist  (136  S.). 
Diese  Schrift  ist  bei  aller  tendenziösen  und  gutgläubigen  Uebertreibung,  die  ihr  den 
Character  einer  Parteischrift  giebt,  doch  von  erheblichem  Werth.  Sie  ist  zugleich 
mit  einem  umfassenden  geschichtlichen  und  namentlich  literargcschichtlichen  Material 
ausgestattet,  so  dass  sie  in  letzterer  Hinsicht  wohl  das  vollständigste  Repertorium  ron 
Ausführungen  hervorragender  Nationalökonomen  und  Finanztheoretiker  und  Politiker 
von  Bodin,  ßoisguilbert,  Forbonnais  an  bis  auf  die  neueste  Zeit  gegen  die 
Verbrauchssteuern  bildet  (S.  14  ff.). 

Lassa  He  bringt,  ungleich  tiefer  als  irgend  ein  anderer  Gegner  oder  Anhänger 
der  Verbrauchssteuern,  die  Entwicklung  der  letzteren  in  Zusammenhang  mit  der  Ent- 
wicklung der  Geschichte  der  modernen  Gesellschaft  und  ihrer  Classen. 
Einzeln  freilich  schon  früh  vorkommend , besonders  in  den  Städten , in  den  letzten 
Jahrhunderten  sich  ausdehuend,  im  17.  und  18.  Jahrhundert  ron  der  absoluten  Staats- 
gewalt des  unaufgeklärten  und  aufgeklärten  Despotismus  woiter  entwickelt,  sind  sie  in 
der  „staatsbürgerlichen  Periode“  oder  in  der  ökonomischen  Periode  der 
„Vorherrschaft  des  beweglichen  Kapitals“  (der  „Bourgeoisie“)  zu  einem 
Haupttheil  der  practischen  Staatsbesteuerung  ausgebildet  worden.  Odor  wie  Lassalle, 
allerdings  bereits  übertreibend,  wörtlich  in  soiner  ersten  Rede  (S.  27,  zweite  Rede 
S.  tii  sagt:  „ . . . der  Betrag  aller  indiroctcn  Steuern  (wie  er  mit  vielen  Anderen 
die  Verbrauchssteuern  nennt),  statt  die  Individuen  nach  Vcrhältniss  ihres  Kapitals  und 
Einkommens  zu  treffen,  (wird!  seinem  bei  Weitem  grössten  Thello  nach  von  den  Un- 
bemittelten, von  den  ärmeren  Classen  der  Nation  gezahlt.  Nun  hat  zwar  die  Bourgeoisie 
die  indirecten  Steuern  nicht  eigentlich  erfunden;  sic  existirten  schon  früher.  Aber 
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die  Bourgeoisie  hat  sie  erst  zu  einem  unerhörten  Sy  st  e me  entwickelt  und  ihnen  bei- 
nahe den  gesammten  Betrag  der  Staatsbedttrfnisse  aufgebürdet.“  Letztere  Uebertreibung 
erklärt  sich  zum  Theil  daraus,  dass  Lassalk'  in  unzulässiger  Weise  bei  der  Grund- 
steuer unter  Hinweis  auf  eine  hier  irrige  Lehre  Ricardo  s)  auch  die  Grundsteuer 
als  eine  „auf  den  Getreidepreis  abgewälzte  und  somit  definitiv  von  den  Gotroideconsu- 
raenten  bezahlte“  (die  oben  S.  353  erwähnte,  in  officiellen  Kreisen  auch  bei  uns  vertretene 
Theorie),  ferner  dio  Gewerbesteuer,  die  gesammten  Justizlosten  (unter  Absehen 
vom  Gebilhrenelemente  darin)  zu  den  „indirecten“  Steuern  rechnet  (Gerichtsrede 
S.  7,  97),  was  dann  an  der  preussischen  Steuerstatistik  ausgefuhrt  wird. 

Der  richtige  Kern  in  Lassalle's  Auffassung,  filr  den  ihm  der  „Autoritäten- 
beweis“ auch  vollständig  gelingt,  ist,  dass  durch  die  wichtigsten  der  Üblichen  Ver- 
brauchssteuern eine  relative  Steuer-Üeberlastung  der  unteren  Classen  berbeigeführt 
wird,  welche  sich  durch  Ueberwälzung  in  keiner  Weise  genügend  aus- 
gleicht (Gerichtsrede  S.  36  ff.).  Darin  liegt  eine  unbestreitbare  Verletzung  der 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  Von  diesom  Gesichtspunct  aus  haben  auch 
so  zahlreiche  NatioDalökonomen  gegen  diese  Steuern  Bedenken  geäussert  und  mitunter 
die  Beseitigung  dieser  Abgaben , bez.  die  Ersetzung  derselben  durch  directe  Schatz- 
ungen u.  dgl.  verlangt.  (Bei  Lassalle  a.  a.  0.  linden  sich  hier,  allerdings  mit  be- 
sonderer Auswahl  der  polemischen,  seinem  Zweck  dienenden  Kraftstellen  der  Autoren, 
reichere  literarische  Ausweise  als  sonst  irgendwo,  S.  14  ff.  S.  auch  Kau  II,  §.  406, 
Note  a ; Stein  4.  A.,  II,  200  ff.)  Die  Nationalökonomen  heben  dabei  gewöhnlich 
auch  die  sonstigen  Nachtheile  der  Verbrauchssteuern,  ihre  Verstösse  gegen  die  volks- 
wirthschaftlichen  Interessen  und  gegen  die  Grundsätze  richtiger  Steuerverwaltung 
hervor.  Die  Physiokratan,  wieQucsnay  selbst,  mussten  schon  von  ihrem  principiellcn 
Standpnncte  aus  vollends  dio  Verbrauchs-  oder  indirecten  Steuern  verwerfen.  A.  Smith 
(b.  V,  ch.  2,  sect.  2,  in  einem  Abschnitt  des  4.  Artikels,  „taies  npon  consumablc 
commodities“,  Ashcr  II,  399  ff.i  urtheilt  streng  über  diese  Steuern,  wenn  er  ihren 
Einfluss  auf  die  nothwendigsten  Lebensmittel  mit  dem  Einfluss  eines  unfruchtbaren 
Bodens  oder  eines  schlechten  Klimas  vergleicht  und  über  die  Ueberwälzung  denkt  er 
in  dem  practisch  wichtigsten  Kalle  nicht  optimistisch.  Von  einer  Steuer  auf  die  von 
ihm  sogenannten  necessaries  of  life  nimmt  er  an,  dass  sic,  wie  directe  Lohnsteuern, 
wenigstens  nach  einiger  Zeit  zu  einer  Lohnerhöhung  und  schliesslich  zu  höhoren 
Warenpreisen  für  den  Consumenten  führe.  Steuern  auf  andere,  von  Smith  luxuries 
of  the  poor  genannte  Artikel  bewirken  nach  ihm  aber  nicht  nothwendig  eine  Erhöhung 
des  Arbeitslohns.  (Lassalle's  Citatc  aus  Smith,  Indirecte  Steuern  S.  21  ff.,  nach 
der  französischen  Uebersetzung  von  Garnier  sind  etwas  tendenziös  herausgesucht). 
J.  B.  Say  hebt  den  stark  umgekehrt  progressiven  Character  der  Verbrauchs- 
steuer scharf  hervor  (cours  complet  d’öconomie  politique,  VIII  partie,  ch.  4);  ähnlich 
Sismondi  in  seinen  nouveaux  principes  II,  1.  6,  ch.  6 (2.  ed.  p.  210  ff.  „lc  ziehe 
cchappe  ä presque  tons  les  impüts  sur  sa  consommation ; reduire  tous  les  impüts  ä celui 
sur  la  consommation  c'est  ramencr  le  systöme  feodal,  oft  lc  noble  et  le  riche  ne  payent 
rien“,  aus  der  'fable  analytiquo  II,  485k  Aehnlich  auch  Deutsche.  So  besonders 
scharf  Lotz,  Handbuch  III.  175  (Kraftstcllen  bei  Lassallc,  Indirecte  Steuer  S.  25  ff.). 
Von  älteren  Finanzschriftstellern  Eschenmaier,  über  die  Consumtionssteuern,  Heidel- 
berg 1813,  Kröncke,  Grundsätze  N.  3,  v.  Liechtenstern,  Aphorismen  und  Notizen 
über  wichtige  Zweige  des  Finanzwesens,  Altcnburg  1821,  S.  31,  v.  Ul  men  stein, 
über  die  Vorzüge  und  Mängel  der  indirecten  Besteuerung,  Düsseldorf  1831.  Von 
Neueren  s.  Pfeiffer,  Staatseinnahmen  II,  342 — 367,  der  Typus  der  liberalen  Oekonoinik 
in  dieser  Frage:  besonders  gegen  die  Verbrauchssteuern  die  ungleiche  Belastung  des 
Einzelnen,  die  theure  Erhebung,  die  Reizung  zur  Umgehung  geltend  gemacht  und  im 
Schlussurtbeil  „aufs  Entschiedenste  die  Aufhebung  der  Verbrauchssteuern  und  be- 
sonders der  indirecten  unter  ihnen“  verlangt  (S.  364),  — freilich  nur  als  Ziel,  das 
nicht  sofort  zu  erreichen  sei. 

Jener  anderen  Richtung  in  der  Literatur  und  in  der  Praxis,  welche  sich  mit  den 
Verbrauchssteuern  mehr  oder  weniger  gut  abfiudet  oder  sich  selbst  mit  ihnen  befreundet 
und  dieselben  besonders  befürwortet,  muss  man  den  Vorwurf  machen,  dass  siu  die 
hervorgehobene  Schattenseite  dieser  Steuern  zu  leicht  nimmt  und  nicht  genügend  auf 
Ausgleichungsmittel,  besonders  im  Gebiet  der  directen  Erwerbsbesteuerung,  sinnt.  Das 
Richtige  liegt  auch  hier  in  der  Mitte  zwischen  den  Ansichten  und  Forderungen  der 
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unbedingten  Gegner  und  der  za  willfährigen  und  za  optimistischen  Anhänger  dieser 
Steuern. 

Man  wird  nemlich  1. assalle 's  und  der  Socialistfen  Auffassung  der  indirectcn 
Verbrauchssteuern , als  derjenigen  Steuerform,  durch  welche  die  besitzende  Glasse  iui 
Zeitalter  der  Vorherrschaft  des  mobilen  Kapitals  die  formell  aufgegebene  und  gesetzlich 
aufgehobene  Steuerfreiheit  reell  im  Wesentlichen  wieder  herstelie,  doch  nur  in  be- 
schränktem Maasse  als  richtig  zugeben  können,  auch  wenn  man  nicht  zu  den  An- 
hängern der  optimistischen  Ucberwälzungstheorie  der  indirecten  Lohnsteuern  gehört. 
Lassalle  selbst  imputirt  der  „Bourgeoisie“  nicht  den  bewussten  nackten  Egoismus  in 
diesen  Dingen.  Er  macht  nur  mit  Recht  geltend,  dass  jede  auf  die  Staatsgesetz- 
gebung Einfluss  gewinnende  Classo  gleichsam  instinctir  ihr  Classeninteresse  vertritt 
und  deshalb  den  Besitzenden  heutzutage  die  Verbrauchssteuern  riel  sympathischer  als 
directe  Einkommen-  und  ähnliche  Steuern  sind.  In  diesem  Umfang  ist  die  Auffassung 
wohl  richtig  und  psychologisch  begrandet,  auch  durch  manche  Thatsachen  bestätigt 
(Frankreichs  Steuerpolitik,  besonders  auch  seit  1671,  freilich  im  Ganzen  schwerlich 
anders  möglich  gewesen,  wie  ich  in  Fin.  III,  §.  350  nachgewiesen  habe.  Auch  viel- 
fach, besonders  in  amtlichen  Kreisen  und  bei  einzelnen  politischen  Parteien  zu  günstige 
Bcurtheilung  der  Verbrauchssteuern  in  Deutschland  seit  1878).  Es  ist  dieselbe  Er- 
scheinung, als  wenn  die  nicht-besitzenden  Classcn  progressive  Einkommensteuern  u.  dgl. 
wünschen  (s.  oben  §.  111,  121  Ober  „sociale“  Steuerkämpfe). 

Aber  Lassalle's  geschichtliche  Begründung  der  Entwicklung  der  Ver- 
brauchssteuern ist  eine  einseitige  und  seine  ganze  Theorie  enthält  daher  auch  eine 
wesentliche  Lücke.  Der  Erklärung»-  und  Rechtfertigungsgrnnd  der  Zunahme  der 
Gesammtbesteuerung  und  der  absoluten  und  relativen  Vermehrung  der  Verbrauchssteuern 
liegt  in  der  Steigerung  des  öffentlichen  Bedarfs  und  des  Nationaleinkommens,  sowie 
in  einer  derartigen  Differenzirung  des  letzteren,  dass  auch  den  unteren  arbeiten- 
den Classen  ein  Betrag  davon  zufällt,  welcher  bei  der  erforderlichen  grösseren 
Gesammtbesteuerung  nicht  unbedingt  unbesteuert  bleiben  kann.  Das  Einkommen  des 
einzelnen  „Arbeiters“  ist  für  die  Besteuerungen  unwesentlich,  das  Einkommen  der 
Gesammtheit  der  untcrcu  Classen  bildet  aber  eine  so  grosse  Quote  vom  Volks- 
einkommen, dass  es  in  der  Regel  mit  besteuert  werden  muss.  Das  Einkommen'cincr 
grossen  Zahl  von  Personen  und  Familien  der  unteren  Classo  enthält  auch  einen  ge- 
wissen, wenngleich  kleinen  Betrag  „freien“  Einkommens,  wie  sich  gerade  aus  den 
Consumtionsverhältnisseu,  zumal  den  neueren  (Genuss-  und  Reizmittel,  Getränke, 
Tabak,  Kaffee,  Thee,  Zucker  u.  s.  w.)  mit  ergiebt.  Dieser  Betrag  kann  nach  dem 
Princip  der  Leistungsfähigkeit  mit  besteuert  werden.  Ohne  dass  ferner  hier  die  früher 
abgewiesene  falsche  Anwendung  des  Principe  von  Leistung  und  Gegenleistung  statt- 
fände (§.  17!)  ff.),  ist  doch  in  der  Frage  der  Verbrauchsbesteuerung,  als  eines  Haupt- 
mittcls  zur  Besteuerung  der  unteren  Classen,  auf  den  inneren  Grund  der  Zunahme 
des  Finanzbedarfs  hinzuweisen,  aus  der  wieder  die  Nothweudigkeit  höherer  Besteuerung 
hervorgebt:  die  Gemeinwirthschaft  übernimmt  immer  mehr  Thätigkeiten  und 
fuhrt  sie  immer  besser  aus  und  zwar  wesentlich  auch  mit  im  Interesse  dor 
unteren  Classen.  Ein  Punct,  der  von  Lassalle  ganz  bei  Seite  gesetzt,  dagegen 
namentlich  vonStein.  nur  in  etwas  abweichender  Formulirung,  sachlich  aber  überein- 
stimmend, mit  Recht  für  die  Frage  der  Verbrauchsbesteuerung  als  wichtig,  ja  als 
entscheidend  hervorgehoben  wird:  Stein  (4.  A.  11,  172  u.  a.  a.  Stellen)  verlangt  mit 
Recht  als  Ersatz  der  Steuerzahlung  die  Reproductivität  der  Steuer  in  den  Leist- 
ungen der  Verwaltung.  Hier  ist  non  auch  für  die  unteren  Classcn  an  alles 
das  zu  erinnern,  was  gerade  der  moderne  Staat  und  seine  Communen  direct 
und  indircct  für  die  ganze  Bevölkerung  und  vielfach  speciell  für  die  unteren  Classen 
leisten:  Unterrichts-,  Sanitüts-,  Armen-,  Verkehrswesen  u.  s.  w„  aber  auch  „Sicher- 
heitswesen“ kommt  in  Betracht,  wenn  man  nur  bedenkt,  in  welchem  Maasse  die 
innere  und  äussere  Sicherheit  im  Staate  gegenüber  den  Gewaltthatcn  und  Kriegszügen 
früherer  Perioden  auch  dem  „Arbeiter"  zu  Gute  kommen.  Der  moderne  Staat 
hat  diese  Aufgaben  an  sich  genommen,  er  braucht  dafür  Mittel  zur  Kostendeckung 
und  wenn  er  selbst  durch  eine  manches  Unbillige  enthaltende  Verbrauchsbesteuerung 
diese  Mittel  auch  den  unteren  Classen  mit  abnimmt . so  verbessern  diese  durch  eine 
solche  rechtlich  geordnete  regelmässige  Contribution  ihre  Lage  immer  noch  wesentlich 
gegen  früher.  Man  darf  nicht  übersehen,  dass  hier  vielfach  nur  ein  Tbeil  der  älteren 
Frohndcn  und  Grundabgaben,  Schutzgeldcr  u.  dgl.  für  die  Schutzgewährung  an 
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den  Grund-  und  Schutzherrn  in  die  neue  Form  der  Staatssleucr  verwandelt  wird. 
Zur  Berichtigung  und  zur  Ergänzung  von  Lase  all  es  Auffassung  ist  es  nothwendig. 
dies  zu  beachten. 

Von  dem  hier  gegen  Lassalle  vertretenen  üesichtspunct  aus  möchte  die  Ver- 
brauchsbesteuerung und  zwar  gerade  eine  solche  von  nothwendigen  wie  von 
Luxus- Arbeiterconsumptibilien  (Salz,  Petroleum,  Tabak.  Branntwein) 
sogar  noch  ein  besonderes  Hilfsmittel  bieten,  uni  wichtige  ökonomische  Probleme  der 
Arbeiterfrage  leichter  ihrer  Lösung  entgegen  zu  fuhren.  So  erscheint  z.  B.  selbst  die 
Salzsteuer  (ähnlich  die  Branntwein-  und  Schanksteuer,  das  Tabakmonopol)  sofort  in 
anderem  Lichte,  wenn  man  otwa  aus  ihrem  Ertrage  die  Mittel  zur  Garantie  und 
Dotation  eines  umfassenden  Arbeiterversicherungswesens  zur  Verfügung  stellte.  Der 
steuertechnische  Vorzug  der  „ indirecten “ vor  der  „directen  Erhebung“  Hesse  sich 
dabei  einmal  unmittelbar  in  einer  Angelegenheit  fundamentalsten  Arbeiterinteresses 
verwerthen:  Fürst  Bismarck's,  von  mir  durchaus  gebilligte  und  nach  seinem  Wunsch 
1881  ff.  im  öffentlichen  Leben  vertretene,  aber  nicht  von  mir  herrührende  Idee,  das 
Tabakmonopol  in  Deutschland  einzuftlhren,  aber  es  rechtlich,  als  „Patrimonium  der 
Enterbten",  patrimonium  pauperum  nach  Bismarck'schem  Gedanken  und  Ausdruck,  fest- 
zulcgeu.  M.  E.  der  grossartigste  „socialpolitische“  Gedanke  des  eisernen  Kanzlers, 
der  leider  von  ihm  nicht  mit  soiner  sonstigen  Energie  verfolgt  und  festgehalten  wurde. 
Denn  durch  ein  solches  Mittel  löst  man  das  weitere  Problem,  den  Lohn  (bez.  die  ihn 
mitbildende  Versicherungsleistung  an  den  Arbeiter)  mit  der  Productivität  steigen  zu 
lassen  (.Bodbertus).  Mein  schon  in  der  ersten  Auflage  tS.  491)  und  noch  früher  ge- 
äusserter  Gedanke,  Salzsteuern  so  zu  verwenden,  beruhte  auf  demselben  socialpolitischen 
Princip.  (Vgl.  Uber  die  Idee  des  „Patrimonium  der  Enterbten“  meine  Bemerkungen 
in  der  Abhandlung  Versicherungswesen,  in  Schönberg’s  Handbuch  2.  A.  II,  S.  835 
und  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1887,  S.  117,  679.)  Nicht  identisch,  aber  verwandt 
ist  der  unten  geäusserto  Gedanke  der  „Consumregelnng“  des  Arbeiters  durch  Ver- 
brauchssteuern. 

§.  251.  Statt  in  der  obigen  oder  in  ähnlicher  Weise  die  entwicklungs- 
gesetzmässige  Begründung  der  Verbrauchssteuern  zu  liefern,  haben  die  Anhänger 
der  letzteren  die  gar  nicht  zu  bestreitenden  Mängel  dieser  Steuerart  beschönigt  oder 
ignorirt  und  es  so  versäumt,  die  richtigen  Forderungen  zur  Ergänzung  des  ganzen 
Steuersystems  und  zur  Ausgleichung  jener  Mängel  zu  stellen.  Der  blosse  Hinweis 
auf  die  „practische  Unentbehrlichkeit“  ist  keine  genügende  wissenschaftliche 
Begründung.  Die  Beweisführung  der  mehr  oder  weniger  bedingten  oder  unbedingten 
Anhänger  der  Verbrauchssteuern  bedarf  deswegen  ebensowohl  eine  Einschränkung  als 
diejenige  der  Gegner. 

Von  Früheren  s.  z.  B.  Sonnenfels,  Fin.  §.  165  ff..  Jacob,  Fin.  I,  §.  683  ff. 
(geht  von  der  practischen  Unmöglichkeit  aus,  mit  der  Einkommensteuer  allein  bei 
starken  öffentlichen  Bedürfnissen  auszureichen),  Fulda  §.  202  ff;  v.  Malchus,  Fin.  I. 
§.  60,  61,  S.  283 — 299  (Vorführung  der  Gegongrunde  gegen  Verbrauchssteuern  und 
Versuch  der  Widerlegung,  aber  bei  manchem  Richtigen  gewiss  nicht  mit  dom  von 
Stein  II,  201  gerühmten  Erfolg,  dass  „seit  dieser  Zoit  kein  ernstlicher  Zweifel  gegen 
diese  Steuern  mehr  erhoben  worden  sei“;  der  alte  bequeme,  aber  grossentheils  un- 
richtige Verlass  auf  Ueberwälzung  auf  die  Reichen  (s.  unten  §.  272)  ist  auch  Malchus' 
Einwand  gegen  den  Vorwurf  einer  Ueberlastung  der  unteren  Classen  durch  die  Ver- 
brauchssteuern, S.  289);  Hoffmann,  Steuer,  S.  245  ff.  (sehr  kurz  und  ohne  prin- 
cipielle  Begründung);  M'Gulloch,  taxation  p.  148;  Mill,  princ.  b.  V,  ch.  4 u.  6. 

Auch  die  Beweisführung  von  Ran  und  anderen  neueren  Finanztbeoretikern  be- 
friedigt nicht.  Rau  (11,  §.  406 — 424)  sieht  in  den  von  ihm  mit  Vorliebe  sogenannten 
Aufwand  Stenern  nur  einen  anderen  Weg  zur  Besteuerung  des  Einkommens,  als 
mittelst  der  Schatzungen  (§.  406).  In  der  Erörterung  über  das  Verhältnis  der  Steuer 
zu  den  Einkünften  (§.  407)  tritt  ein  klares  Urtheil  nicht  hervor,  doch  istRau's  vor- 
sichtige Zurückhaltung  in  der  günstigen  Beurtheilung  [dieser  Steuern  nicht  zu  ver- 
kennen. Er  schliesst;  ,.  . . . es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  auch  die  sorgfältig 
abgefassten  Gesetze  Uber  dio  Aufwandsteuern  eine  vollkommen  gleichförmige  Belastung 
aller  Familien  nach  ihrer  Steuerfähigkeit  bewirken.“  Nach  verschiedenen  Erörterungen 
Uber  die  volkswirthschaftlichen  und  tinanziellen  Wirkungen  der  Verbrauchssteuern, 
wobei  kaum  haltbare  Meinungen  Uber  den  Zusammenhang  zwischen  der  Vorbrauchs- 
besteuerung und  dem  Sparen  und  kapitalbilden  (§.  408)  unterlaufen,  kommt  in  §.415 
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gleichwohl  das  Ergebnis«:  „Die  Erfahrung  hat  die  Unschädlichkeit  der  nach  geläuterten 
Grundsätzen  angelegten  Aufwandsteuem,  ihre  Verträglichkeit  mit  den  Fortschritten  des 
Wohlstands  and  ihre  Zweckmässigkeit  in  den  meisten  Staaten  dargethan.“  Nicht  selten 
von  den  practischen  Anhängern  dieser  Steuern  geäusserte  Ansichten,  aber  schlechter- 
dings so  gar  nicht  zu  beweisende  Sätze.  Rau  meint  dann  iu  §.  410:  „bei  den 
gegenwärtigen  Zuständen  im  Stcucrwesen  sei  es  nützlich . die  Aufwandsteuem  neben 
den  Schatzungen  bestehen  zu  lassen,  um  durch  eine  Verbindung  beider  Gattungen  die 
unvermeidlichen  Fehler  und  Nachtheile  einer  jeden  zu  verringern“.  Darauf  kommen 
§.  417  IT.  einige,  im  Ganzen  richtige,  aber  nicht  ausreichende  Grundsätze  ftlr  die  Ein- 
richtung der  Aufwandsteuem.  ln  Betrelf  der  Ueberwälzung  nrthcilt  auch  Kau 
§.  421.  422  skeptisch,  selbst  in  Bezug  auf  Steuern  auf  die  nötigen  Lebensmittel  und 
meint,  dass  auch  da.  wo  die  Ueberwälzung  gelingt,  sic  nicht  ohne  bedenkliche  Folgen 
sei.  Diese  ganze  Behandlung  der  wichtigen  Frage  ist,  wie  Stein  II,  201,  richtig 
bemerkt,  bei  allem  Zutrelfenden  und  Beachtenswertben,  das  sie  enthält,  doch  durchaus 
ohne  festes  Princip  Uber  das  Wesen  und  die  wahre  Steuerquelle  dieser  Steuerart. 
Aehnlichos  gilt  von  der  auch  sonst  nichts  Bcmerkenswerthes  bietenden  Behandlung 
von  Umpfenbacb,  1.  A.  I,  §.  09  ff. , worin  Uber  die  Bedenken  in  Betreff  der  un- 
gleichen Belastung  hinweg  gegangen  wird.  — v Hock  betrachtet  die  Verbrauchs- 
steuern nur  vom  Standpunct  der  steuertechnischen  Zweckmässigkeit  aus  als  einen  Ersatz 
der  Personalsteuer  der  unbemittelteren  uud  als  eine  Ergänzung  der  Einkommensteuer 
der  wohlhabenderen  Glasseu  (S.  82,  152):  ganz  richtig,  aber  ohne  ausreichende  prin- 
cipiclle  Begründung  und  anderseits  Begrenzung  des  Verbrauchssteuersystems. 

In  Hinsicht  auf  die  principielle  Begründung  liegt  nun  wieder  ein  unver- 
kennbarer Fortschritt  iu  dem  Kern  der  Stein 'sehen  Ansicht  (besonders  4.  A II,  170  ff.), 
dass  „die  indirecte  (worunter  er  liier  trotz  seiner  abweichenden  Terminologie  wesent- 
lich die  Verbrauchssteuer  versteht)  Steuer  die  Besteuerung  der  Arbeit  sei“.  Nur 
hat  Stein  diese  eigentlich  ziemlich  einfache  Auffassung,  die  von  keinem  anderen 
Autor  oder  Practiker  ganz  verkannt  werden  konnte,  in  unnötig  weitläufiger  Weise 
mit  einem  Aufwand  schwer  verständlicher  und  doch  ganz  entbehrlicher  Dialectik  ent- 
wickelt, so  dass  dieso  sachlich  vielfach  richtigen  Partieen  in  formeller  Hinsicht  zu  den 
schwerst  genicssbarcn  des  ganzen  Werks  geboren.  Hier  wird  wirklich  wieder  einmal 
von  ihm  Einfaches  höchst  unnütz  complicirt.  Für  sachlich  falsch  und  bedenk- 
lich halte  ich  ferner  Steins  ebenfalls  noch  zu  weitgehende  Hinwegsetzung  über 
den  Einwand  der  „Ungleichmässigkeit“  und  der  Ueberlastung  der  unteren  Classen. 
Die  an  sich  richtige  Ausbildung  der  „Genusssteuer“ , die  Auswahl  der  Steucrobjectc 
und  die  rationelle  Bestimmung  der  Steuerfüssc  helfen  nicht  allein  ab,  zumal  Stein 
selbst  wiederholt  die  Unmöglichkeit  zugestehen  muss,  durchgreifend  zwischen  den 
Artikeln  zu  unterscheiden,  welche  der  „Verzehrungssteuer"  auf  Nahrungsmittel  und 
der  „Genusssteuer"  angehOren  {4.  A.  II,  182  ff.,  anderseits  179).  Vielmehr  muss 
gerade,  soweit  Verbrauchssteuern  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  unentbehrlich 
sind  und  eine  Ueberlastung  gewisser  Classen  und  Personen  (Familien!)  durch  sie  au- 
zunehmen  ist.  ohne  dass  man  sich  auf  Ueberwälzung  verlassen  kann,  eine  Aus- 
gleichung durch  Maassrcgeln  in  der  Erwerbs-  und  Besitzbesteuerung,  im  Steuerfuss 
der  Einkommensteuer  u.  s.  w.  erfolgen  (s.  unten  §.  290).  Für  steuertechnisch 
unrichtig  und  auch  principiell  nicht  geboten  halte  ich  ferner  Stein’s  wiederum 
dialectisch  abgeleitete  Consequcnz,  dass  die  Verzehrungssteuer  durch  eine  directc 
Ciasscnsteuer  (die  „directe  Form  der  indirectcn  Besteuerung  als  Einkommensteuer“  — 1 
wie  sie  Stein  in  der  Conscquenz  seiner  absonderlichen  Terminologie  nennt!)  ersetzt 
werden  müsse,  wo  denn  der  preussischo  Vorgang  besonders  gepriesen  wird  (4.  A.  II, 
189  ff.,  207,  231  fl'.).  Die  preussische  Erfahrung  spricht  nicht  hierfür.  Stein 
unterschätzt  S.  233  ff.  die  stcuertechnischon  Schwierigkeiten  einer  solchen  dirccten 
Steuer  der  Arbeit  erheblich.  S.  unten  §.  263.  Gerade  die  „Erfahrungen“,  die  man 
in  Preussen  mit  den  unteren  Stufen  der  Ciasscnsteuer  in  administrativer,  steuer- 
technischer  Hinsicht  gemacht  hat,  haben  1873  und  1883  zur  Aufhebung  dieser 
Steuer,  wenigstens  als  Staatssteuer,  bis  zu  420,  bez.  900  M.  geführt  und  der  Aus- 
dehnung dor  Verbrauchssteuern  im  Reich  Vorschub  geleistet 

Unter  den  neueren  Schriften  über  Stcucrwesen,  welche  sich  näher  mit  dor  Ver- 
brauchsbesteuerung beschäftigen,  verdient  auch  wegen  einer  eigentümlichen  prin- 
cipiellcn  Begründung  und  Empfehlung  gewisser  Arten  von  Verbrauchssteuern, 
nemlirh  der  hohen  Branntwein-  und  Ta baksteuer,  die  vorzügliche  vergleichend- 


Vorbemerkungen  and  Literatur. 


607 


finanzstatistische  Arbeit  von  Pb.  Gerstfeldt,  Beiträge  zur  Keichssteuerfrage  (Leipzig 
1879)  trotz  ihres  vornemlich  practischen  Inhalts  hier  in  der  allgemeinen  Steuerlehre 
besonders  hervorgehohen  zu  werden.  Gerstfeldt  stellt  keine  neue  Ansicht  auf,  sondern 
eine  gerade  in  Betreff  der  Branntweinsteuer  öfters  von  der  Gesetzgebung  angenommene, 
aber  er  fuhrt  sie  beachtenswert)]  ans.  Er  sucht  die  Verbrauchssteuerobjecte  nach 
ihrer  grösseren  und  geringeren  Schädlichkeit  und  Unschädlichkeit  zu  classi- 
ficiren  und  verlangt  eine  möglichste  Frcigebung  unentbehrlicher  Objecte  (Salz),  eine 
nur  niedrige  Besteuerung  absolut  unschädlicher  Genussmittel  (Zucker,  Kaffee,  Thec), 
eine  höhere  der  relativ  unschädlichen  (Bier,  Wein)  uud  eine  sehr  hohe  der  „relativ 
schädlichen“  (Branntwein  und  Tabak).  Bei  einer  Vergleichung  der  Besteuerung 
Deutschlands  und  des  Auslands  wird  dann  namentlich  die  früher  so  Überaus  niedrige 
deutsche  Tabak-  und  Branntweinbesteuerung  beklagt.  Indessen  beruht  jene  Classification 
doch  etwas  auf  subjectiver  Auffassung  und  behandelt  auch  den  Branntweinconsum  zu 
unbedingt  als  schädlich,  wie  von  Conrad  (Jahrbücher  1879,  II,  307)  mit  liecht  ent- 
gegnet wird.  Namentlich  aber  wird  der  sittenpolizeiliche  Gesichtspnnct  hierbei 
zu  einseitig  betont  und  übersehen,  dass,  selbst  wenn  er  ganz  richtig  und  das  dabei 
erstrebte  Ziel  ganz  sicher  erreichbar  wäre,  hier  immer  doch  eine  bedenkliche 
Verletzung  derGleichmässigkeit  der  Besteuerung  bei  der  zu  hoben  Tabak- 
und  Branntweinsteuer  bleibt:  ein  von  Gerstfeldt  mit  Unrecht  ganz  bei  Seite  gesetzter 
Gesichtspunct.  Möglich  sogar,  dass  bei  der  sehr  hohen  Branntweinsteuer  der  Säufer 
sich  nicht  nur  physisch  und  psychisch,  sondern  zugleich  auch  ökonomisch  ruinirt, 
gerade  wegen  der  Steuer.  Dio  einseitige  Hervorhebung  des  sittenpolizeilichen  Gc- 
sichtspuncts  in  diesen  Dingen  hat  auch  sonst  ihre  Bedenken , bei  aller  tbeilweisen 
Richtigkeit.  S.  unten  §.  265. 

Dagegen  möchte  ein  verwandter  Gesichtspunct  auch  in  der  Theorie  der  Ver- 
brauchsbesteuerung mehr  Beachtung  verdienen,  als  ihm  bisher  zu  Thcil  geworden  ist, 
ncmlich  die  Benutzung  dieser  Besteuerung  und  namentlich  einiger  ihrer  Glieder, 
welche  sich  zu  diesem  Zweck  passend  auswählen  und  ausgestalten  lassen,  mit  als 
Mittel  zur  Regelung  des  Consums  von  Individuen  und  Classen  (untere.  Arbeiter) 
und  damit  zugleich  zur  Ausübung  eines  gewissen  Sparzwangs,  um  so  die  Mittel 
speciell  für  solche  allgemeinere  öffentliche,  welche  den  untercu  Classen  vornem- 
lich,  oder  für  solche  besondere  Zwecke  zu  gewinnen,  welche  diesen  Classen 
wesentlich  ausschliesslich  zu  Gute  kommen,  so  in  Angelegenheiten  des 
Arbeitervcrsicherungs-,  des  Schul-  und  Bildungs-,  des  Sanitätsweseus  u.  dgl.  in.,  nicht 
für  allgemeine  Staatszwecke:  zugleich  ein  verwandter  Gesichtspunct,  wie  der  oben 
in  Betreff  der  Salzsteuer,  des  Tabakmonopols  angedcutete.  Gewiss,  soweit  die  Steuer 
den  Preis  für  den  Consumenten  vertheuerte,  trugen  letztere,  also  die  unteren  Classen 
die  betreffende  Last,  aber  sie  trügen  sie  leichter  als  in  der  Form  directer  Steuern 
oder  specieller  Beiträge  für  einen  Sonderzweck  (z.  B.  für  Arbeiterversicherung),  indem 
auch  hier  wieder  der  steuertechnischo  Vorzug  der  „indirecten“  vor  der  „dirocton“ 
Steuer  in  der  Verbrauchssteuer  hervorträte.  Die  letztere  würde  in  diesen  Fällen  dem 
zweiten  der  früher  unterschiedenen  Steuerzwecke,  dem  „socialpolitischon“ 
dienen  und  demnach  unter  den  zweiten  Steuerbegriff  fallen  (s.  §.  82,  83,  S.  207,  210): 
sic  griffe  regulirend  in  die  Verwendung  des  Einzelcinkommens  ein. 

In  der  Literatur  ist  bis  in  die  jüngste  Zeit  und  vielfach  noch  in  der  Gegenwart 
Seitens  der  theoretischen  und  practischen  Anhänger  wie  Gegner  der  Verbrauchssteuern 
der  Beweis  regelmässig  unter  der  Annahme  geführt  worden,  dass  der  Preis  des  be- 
treffenden Verbrauchssteucrartikcls  voll  und  ganz  um  die  Steuer  oder  den  Zoll  steige, 
wenn  nicht  um  noch  mehr  (anderweite  Yersteucrungsspesen,  Zinsen  des  ausgelegten 
Steuerbetrags  u.  s.  w.).  Obwohl  ich  bereits  in  der  ersten  Auflage  an  verschiedenen 
Stellen  diese  Annahme  als  eine  zu  unbedingte  erkannt  und  bezeichnet  hatte,  war  doch 
auch  meine  damalige  Argumentation  immer  noch  zu  allgemein  von  dieser  Annahme 
ausgegangen.  Hier  haben  mich  nun  seitdem  die  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der 
Ueberwälzungslehre  und  Alles,  was  zu  diesen  Fortschritten  führte,  so  auch  die 
politischen  Debatten  über  Zölle  und  innere  Verbrauchssteuern,  zu  der  Ansicht  gebracht, 
dass  doch  auch  bei  der  allgemeinen  kritischen  Erörterung  der  indirecten  Verbrauchs- 
bestcuerung  von  vornherein  die  practische  Bedingtheit  jener  Annahme  noch 
mehr  mit  zu  berücksichtigen  sei.  Ich  verweise  dafür  jetzt  auf  die  Behandlung  der 
Ueberwälzungslehre  in  dieser  zweiten  Auflage  (S.  332  ff.),  und  speciell  ftlr  den  bu- 
regten Punct  auf  die  Ausführungen  des  §.  139  (namentlich  auf  S.  338). 
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Hiernach  muss  eigentlich  bei  der  Beurtheilung  ein  doppelter  Standpunct  ein- 
genommen werden:  einmal,  dass  der  Preis  ganz  oder  theilweise  nm  Steuer  oder  Zoll 
steige,  zweitens,  dass  dies  nicht  oder  nicht  völlig  geschehe  and  mehr  oder  weniger, 
crentaell  gänzlich  Stener  und  Zoll  von  anderen  Personen,  als  den  Consumenten, 
ncmlich  von  Producenten , Frachtführern , Zwischenhändlern , „vom  Ausland“  u.  s.  w. 
getragen  werde.  Dio  frühere  Kritik  der  Verbrauchssteuern  litt  hier  unter  derselben 
Einseitigkeit  wie  die  ältere  Oeberwälzongstheorie.  Die  nunmehrige  Berichtigung  dieser 
Einseitigkeit  darf  aber  nicht  wieder,  wie  es  mitunter  bei  zn  unbedingten  Anhängern 
der  indirecten  Verbrauchssteuern,  besonders  bei  Politikern,  geschehen  ist,  zu  der 
neuen  Einseitigkeit  fuhren,  dass  alle  Bedenken  gegen  diese  Steuern  wegfielen,  wenn 
der  Preis  nicht  um  die  Steuer  steige.  Denn  einmal  hat  sich  das  in  den  Erörterungen 
Uber  Ueberwälzung  wiedor  als  eine  viel  zu  unbedingte  Generalisation  und  eine  Er- 
hebung von  blossen  Möglichkeiten  zu  Gewissheiten  erwiesen  und  sodann  würden,  selbst 
wenn  die  Stener  nicht  auf  den  Consumenten.  sondern  auf  andere  Personen  fiele,  eine 
Menge  Bedenken  entstehen,  nur  andere  als  die  im  entgegengesetzten  Falle  obwaltenden. 
Im  Folgenden  wird  immer  noch  als  Grundlage  der  Argumentation  in  dem  Problem 
der  Verbrauchsbesteuerung  die  Debcrwälznng  auf  den  Preis  angenommen,  aber  ander- 
seits auch  der  entgegengesetzten  Annahme  Rechnung  getragen  werden. 

In  der  deutschen  allgemeineren  Finanz-  und  Steucrlitcratur  der  neuesten  Zeit 
(eben  §.  6,  11)  wird  die  Vcrbrauchsbestcuerang  nunmehr  auch  principieller 
behandelt,  als  ehedem.  Aber  die  Unterscheidung  der  beiden  eben  genannten  Kate- 
gorieen  von  Fällen  kommt  dabei  doch  nicht  so  zur  Geltung,  wie  es  mir  nothwendig 
erscheint.  Am  Wichtigsten  sind  auch  hier  wohl  Schäffle’s  Ausführungen  in  seiner 
Steuerpolitik  (S.  358  ff.).  Die  Fähigkeit  zur  individualisirenden  Selbstbelastung  und 
Selbstentlastung  u.  s.  w.,  welche  Schäfflo  den  von  ihm  sogenannten  „indirecten“  Steuern 
überhaupt  nachrühmt  (s.  oben  S.  246),  wird  bei  den  Verbrauchssteuern,  welche  doch 
auch  für  Schäfflo  die  Hauptart  indirecter  Steuern  bilden,  folgerichtig  noch  besonders 
gefunden:  eine  Auffassung,  gegen  welche  freilich  dieselben  Bedenken  wie  gegen  den 
allgemeinen  Schätfle’schcn  Gedanken  überhaupt  verbleiben.  — Vocke  (Abgaben) 
wird  nach  der  leitenden  Idee  seines  Werks  den  Verbrauchssteuern  weder  im  Ganzen, 
noch  im  Einzelnen  gerecht  und  sieht  sie,  von  seinem  Standpuncto  aus  folgerichtig, 
nur  als  historisch  relativ  berechtigt  und  begründbar  an,  nicht  absolut  (vgl.  z.  B.  S.  521). 
Ich  bin  auch  durch  seine  Ausführungen  nicht  bewogen  worden,  meine  principiellc 
Auffassung  dieser  Steuern  fallen  zu  lassen  oder  nur  irgend  zu  ändern  (s.  Vocke’s 
Werk  S.  503  ff.).  — S.  ferner  Schall,  Abhandlung  Aufwandsteuem  im  Schönberg'- 
schen  Handbuch,  2.  A.  III,  in  der  Einleitung.  Robert  Meyer,  Principien  §.61.  62, 
Roscher,  Fin.,  3.  B„  3.  Kap.,  auch  4.  und  5.  Kap.  (auch  hier  doch  zu  wenig  prin- 
cipieUo  Behandlung).  Cohn,  Fin.  §.  358—372. 

Für  die  im  Folgenden  nur  mit  zu  streifende,  sonst  in  die  specielle  Steuerlehre 
gehörige  steuertechnische  Seite  der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung  sind  die 
einzelnen  Probleme,  welche  durch  die  Entwicklung  der  Productioustechnik  und 
der  Steuerformen  hervorgerufen  sind,  besonders  wichtig.  So  in  beiderlei  Beziehung 
die  Fragen  der  inländischen  (Rüben-)Zucker-  und  der  Branntweinsteuer,  nicht 
in  gleichom  Maasse.  aber  doch  auch,  der  Biersteuer;  in  Betreff  der  Wahl  der  Steuer- 
form spedell  die  Frage  der  T a b a k bestouerung  (Monopol,  andere  Formen),  der  Salz- 
steuer. Aus  der  Literatur  gehört  daher  diejenige,  welche  sich  mit  diesen  Steuer- 
fragen beschäftigt,  hieher  (J.  Wolf  über  Branntweinsteuer,  derselbe  und  von  Kaufmaun 
über  Zuckersteuer,  G.  Mayr,  M.  Mohl,  Schleiden,  Felser  u.  a.  tu.  über  Tabak- 
besteuerung. Tabakmouopol ; darüber  auch  die  grosse  Reichsenquete  1878  ff.  und  die 
liuanzwisseuscbaftliche  Verarbeitung  des  Materials  derselben  durch  Schäffle, 
Tübinger  Zeitschrift  1879/80;  Holzner,  Kinderrater  über  Biersteuer  u.  s.  w.). 
Es  wird  die  Aufgabe  der  fortarbeitendeu  Finanzwissenschaft  sein,  in  der  „spcciellen 
Steuerlchre“  die  wichtigen  steuertechnischen  Vorgänge  bei  der  genannten  und  anderen 
ähnlichen  Verbrauchssteuern  weiter  zu  verfolgen  und  auf  ihre  wissenschaftliche 
Quintessenz  zurückzufuhren.  Erörterungen  wie  die  in  Deutschland  geführten  Ende 
der  70er  und  Anfang  der  80er  Jahre  über  die  Formen  der  Tabakbesteuerung.  Uber 
die  Monopolfrage  bei  Tabak , Branntwein , bieten  reiche  Ausbeute  für  die  Vertiefung 
der  speriellen  Lehre  von  den  Verbrauchssteuern  und  auch  dafür,  die  stcucrtheoretische 
Untersuchung  wichtiger  für  die  Praxis  zu  machen. 
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Ein  Mangel  bleibt  in  den  noch  immer  viel  zahlreicheren  theoretischen  Unter- 
suchungen Uber  directe  Steuern,  wie  Einkommensteuern.  Vermögenssteuern.  Stcuerfuss, 
dass  dabei  auf  das  Nebenhergehen  (und  in  welchem  Maassc!)  der  Ver- 
brauchssteuern wenig  oder  gar  keine  Rücksicht  genommen  wird.  Das  ist,  worin 
ich  Stein  ganz  beistimme  (4.  A.  II,  175  , 202),  auch  den  Schriften  von  Neu  manu 
und  Held  vorzuwerfen.  Was  Letzterer  in  dieseT  Hinsicht  im  7.  Kapitel  seiner  Ein- 
kommensteuer sagt,  reicht  bei  Weitem  nicht,  auch  von  dom  Standpuncte  seiues 
speciellen  Themas  nicht  aus,  um  die  wichtige  Frage  der  Verbrauchssteuern  und  die 
conncxe  der  angemessenen  Einrichtung  der  tiesammtbesteuerung  dadurch  zu  er- 
ledigen: jene  Steuern  störten  und  beschädigten  zwar  dio  Production,  seien  aber  den 
Consumenten  aus  den  niederen  Ständen  gegenüber  die  einzig  mögliche  Art  der  Be- 
steuerung. Damit  ihre  Vortheilo  Uberwögen,  müssten  sie  auf  entbehrliche,  aber 
allgemein  consumirte  Artikel  gelegt  sein  und  durften  nicht  auf  Kosten  der  directen 
Steuern  unnöthig  ausgedehnt  werden  (S.  176  fl'.),  wo  die  Frage  der  gerechten 
Steuervertheilung  aber  ganz  zurücktritt  und  was  „unnöthige“  Ausdehnung  der  indi- 
recten  Steuern  sei,  fraglich  bleibt. 

Der  Standpunct  unserer  neuesten,  der  Entwicklung  der  Verbrauchssteuern  so 
günstigen  deutschen  Praxis  wird  am  Deutlichsten  von  Fürst  Bismarck  selbst  ver- 
treten, besonders  in  seinen  Reden  im  Reichstage,  1878,  1879  (z.  B.  in  der  Sitzung 
am  28.  Februar  1878,  Reichstagsverhandlungen , stenographische  Berichtes.  142). 
Was  andere  Practiker  und  Theoretiker  neuerdings  in  ähnlicher  Richtung  geleistet 
haben,  läuft  zum  grossen  Tlieil  nur  auf  eine  Paraphrase  dieser  Bismarck’schen  Steuer- 
politik hinaus.  Vgl.  darüber,  in  einer  Hinsicht  bestimmend,  in  anderer  ergänzend, 
berichtigend  und  ablehnend,  meinen  Aufsatz  über  die  schwebenden  deutschen  Finanz- 
fragen in  der  Tübinger  Zeitschrift  1879,  S.  92  ff-,  auch  Conrad's  genannte  Anzeige 
vou  Gerstfeldt  und  ebendaselbst  von  (ieffeken. 

Aus  der  fremden  Literatur  verweise  ich  auf  die  vielfach  zutreffende,  aber 
dennoch  nicht  den  Ausschlag  gebende  Kritik  von  Cliffe  Leslie  in  seiner  financial 
reform,  namentlich  aber  auf  die  zwar  wieder  der  principiellen  Erfassung  der  Probleme 
entbehrende,  aber  vom  Standpunct  der  practischcn  Zweckmässigkeit  und  der  Steuer- 
technik aus  gut  die  Frage  behandelnde  eingehende  Erörterung  von  Leroy-Bcaulicu, 
ch.  4,  II,  210  ff.  über  die  directen  und  indirecteu  Steuern.  Dio  „inductiven“  Beweis- 
führungen sind  freilich  auch  hier,  wie  gewöhnlich,  nur  mehr  oder  weniger  zutreffende, 
im  Ganzen  für  sich  nicht  viel  beweisende  statistische  Belege  dcductiv  gewonnener  Sätze. 

In  den  folgenden  Abschnitten  werden  die  Verbrauchssteuern  vorncmlich  als 
solche,  mehr  nur  nebenbei  als  indirecte  (in  unseren  beiden  Bedeutungen  dieses 
Worts)  untersucht.  Ergänzungen  in  letzterer  Hinsicht  im  5.  Kapitel,  besonders  nach 
der  Seite  der  Steuertechnik. 

Die  verwandte  Frage  der  N utz  Vermögens  • und  Luxussteuer  s.  oben  in  §.  249 
und  unten  in  §.  256,  auch  in  §.  255  Uber  Bilinski's  Theorie. 

Auf  Geschichte,  Statistik  und  Gesetzgebung  der  Verbrauchssteuern 
gehen  wir  hier  ebenfalls  wieder  bis  auf  die  kurze  Uebersicht  ihrer  heutigen  Gestaltung 
und  Verbreitung  unten  in  §.  258,  259  nicht  näher  ein,  unter  Verweisung  auf  den 
obigen  Hauptabschnitt  2 dieses  Kapitels  (S.  493)  und  auf  die  spcciellc  Steuerlehre. 
S.  Baud  III,  im  ersten  steuergeschichtlichen  Kapitel  vielfach  passim,  dann  namentlich 
wieder  die  eingehende  Darstellung  der  Entwicklung  und  gegenwärtigen  Gestaltung  der 
indirecten  Besteuerung  Englands  und  Frankreichs.  Besonders  in  der  Behandlung 
der  französischen  Besteuerung  ist  daselbst  vielfach  bereits  auf  die  allgemeineren 
finanzwissenschaftlichen  Fragen  der  Gesetzgebung  und  Technik  der  indirecten  Ver- 
brauebsbesteuerung  cingegaugen  worden.  Reiches  und  trefflich  verarbeitetes  neueres 
legislatives  und  statistisches  Material  über  die  Verbrauchsbestouerung  in  ihren  Haupt- 
arten (Zucker,  Branutwein.  Bier)  und  in  wichtigen  Ländern  besonders  in  vielen 
Artikeln  des  Schanz’schen  Finanzarchivs,  auch  in  Hirth's  Annalen. 

Die  Citatc  sind  in  den  folgenden  Abschnitten  möglichst  knapp  gehalten  worden. 
Die  Anführung  einzelner  Ansichten  der  Autoren  hat  auch  nur  relativen  Werth , da 
dieselben  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Auffassung  eines  jeden  beurtheilt  werden 
müssen. 
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I.  — §.  252.  Die  Stellung  der  Gebrauchsbesteuer- 
ung in  der  Gesammtbesteuerung  und  ihre  Formen. 

Die  Gebrauchs-,  namentlich  die  im  engeren  Sinn  sogenannte 
Verbrauchsbesteuerung  ist  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung 
die  zweite  grosse  practisch  wichtige  Hauptgruppe  der  Besteuer- 
ung neben  der  Erwerbsbesteuerung,  da  die  Besitzbesteuerung,  wie 
sich  zeigte,  nur  noch  eine  untergeordnete  Bedeutung  behalten  oder 
wieder  erlangt  hat.  Nach  der  Grösse  ihres  Antheils  vom  Ertrage 
der  Gesammtbesteuerung,  wenigstens  der  staatlichen,  nimmt  die 
Gebrauchsbesteuerung  sogar  die  erste  Stelle  ein  (§.  210).  Die 
eigentliche  Verbrauchsbesteuerung  ist  zugleich  fast  ganz  sogenannte 
indirecte,  — und  zwar  in  beiderlei  Sinn  des  Worts  — die 
Erwerbsbesteuerung,  dieser  Haupttheil  der  Schatzungen,  zugleich 
grossentheils  di  recte.  Es  handelt  sich  hier  jetzt  darum,  die 
Geeignetheit  der  Gebrauch sbesteucrung  zu  prüfen, 
unter  möglichster  Berücksichtigung  der  obersten 
Steuerprincipien  statt  und  neben  der  Erwerbsbe- 
steuerung zu  einer  richtigen  reellen  Besteuerung  des 
Einkommens  der  steuerpflichtigen  Personen  zu  führen. 
Denn  davon  hängt  das  Urtheil  Uber  die  Stellung  dieser  Steuer- 
gattung im  Steuersystem  ab  und  sind  dann  entsprechende  An- 
forderungen an  die  Einrichtung  des  Systems  zu  stellen. 

Die  Gebrauchsbesteuerung  kann  nun  möglicher  Weise  folgende 
drei  Formen  annehmen: 

A.  Erstens  kann  sie  eine  allgemeine  Verbrauchssteuer 
sein,  ein  Seiteusttlck  zur  allgemeinen  Einkommensteuer,  indem  sie 
den  Gesammtverbrauch  einer  Person  an  wirtschaftlichen 
Gütern,  bez.  an  Geld  in  einer  Wirthschaftsperiode  (Jahr)  in  einer 
Werthsumme  (Geld)  veranschlagt  und  besteuert,  wobei  folgerichtig 
eine  Quote  für  die  Abnutzung  des  Nutzvermögens  einzurechnen 
sein  würde. 

B.  Zweitens  kann  sie  eigentliche  oder  Verbrauchs- 
steuer im  engeren  Sinne  sein,  indem  sie  gewisse  einzelne 
Sachgüter  (Artikel)  des  Consums,  welche  vor  erfolgtem 
Consum,  momentan  wenigstens,  wesentlich  zum  Verbrauchs  ver- 
mögen gehören,  belastet:  der  weitaus  wichtigste  Hauptfall  der  Ge- 
hrauebsbesteuerung. 

C.  Drittens  endlich  kann  sic  sich  an  das  Nutz  vermögen 
knüpfen  und  dessen  Nutzungen,  sowie  gewisse  persönliche 
Genüsse  treffen.  Hier  wird  sie  dann  meistens  wieder  eine 
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partielle  Vermögenssteuer  oder  eine  Luxussteuer,  mithin 
nach  der  früheren  Terminologie  eine  nominelle  B e s i t z Steuer. 

II.  — §.  253.  Eine  allgemeine  Verbrauchssteuer  ist 
statt  der  Einkommensteuer  principiell  gefordert  worden,  weil  sie 
mehr  als  diese  der  Gerechtigkeit  und  richtigen  wirtschaftlichen 
Grundsätzen  entspreche  und  steuertechnisch  leichter  und  sicherer 
aufzulegen  sei.  Diese  Begründung  kann  aber  nicht  für  zu- 
treffend gelten. 

S.  diesen  Vorschlag  bei  Pfeiffer,  Staatseinnahmen  II,  53S — 554.  Er  gelangt 
am  Schluss  seiner  Erörterungen  Uber  Besteuerung  dazu,  indem  er  den  Vortheil  einer 
einzigen  Steuer  gegenüber  der  Üblichen  Vielheit  der  Abgaben  auf  diese  Weise 
erreichen  will.  Die  Steuer  soll  „nach  der  Gesammtaumme  der  Ausgaben  einea 
Jeden  bemessen  werden,  nicht  nach  seinen  Einnahmen“  (S.  5401.  Pfeiffer  rühmt 
seinem  Plane,  der  so  einfach  sei,  dass  man  sich  wundern  werde,  wie  man  erst  so 
spät  darauf  komme,  lauter  Vorzüge  nach  und  widerlegt,  in  wenig  genügender  Weise, 
die  dagegen  zu  machenden  Einwände.  Schon  die  Prämisse,  dass  „allein  durch  eine 
einzige  Steuer  die  Gleichmässigkeit  der  Belastung  auf  die  Dauer  denkbar  sei“ 
(S.  536)  ist  nach  unseren  früheren  Erörterungen  unhaltbar.  Die  historische,  ent- 
wicklungsgesetzliche  Nothwendigkeit  der  Diffcrenzirung  des  Steuerwesens 
wird  dabei  ganz  verkannt.  Die  einzige  allgemeine  Verbrauchs-  oder  richtiger 
Ausgabesteuer  würde  aber  noch  besondere  Bedenken  haben  und  am  Wenigsten,  wie 
der  Verfasser  S.  543  meint,  dem  Princip  der  Gleichheit  der  Opfer  entsprechen.  Der 
Vorschlag  kann  in  einer  Hinsicht  als  eine  Consequcnz  der  einseitigen  Theorie  der 
neueren  Nationalökonomie  in  Bezug  auf  dio  Bildung  des  „Kapitals“  durch  „Ersparung“ 
gelten.  Er  beruht  auch  auf  der  Annahme  einer  „sittlichen“  Leistung  des  Einzel- 
nen hierbei.  S.  dagegen  meine  Grundlegung  §.  287  ff.,  auch  300.  — Aehnlichcr 
Vorschlag  übrigens  in  der  Schrift  „Uebcr  die  billigste  Vertheilungsregel  der  Steuern“, 
Berlin  1850  (nach  Bau  II,  §.  406  Note  a):  die  Steuer  soll  nur  nach  den  Ausgaben 
der  Burger  angelegt  und  die  Ausgaben  sollen  in  Steuereinheiten  ausgedrückt  werden, 
welche  in  dem  geringsten  Einkommen  einer  Familie,  auf  den  Kopf  ausgeschlagen, 
bestehen.  Aehnlich  der  Vorschlag  von  J.  Revans,  a percentage  tax  on  domestic 
expenditure  to  supply  the  wholc  of  the  public  revenue,  1847,  bei  Mill,  Buch  5, 
Kap.  3,  §.  5. 

Diese  Begründung  kann  aber  nicht  für  zutreffend  gelten. 

Die  ausdrücklich  beabsichtigte  Consequenz  einer  solchen  Steuer 
wäre,  dass  das  Einkommen  einer  Person  nicht  vollständig,  sondern 
verschieden  nach  seiner  Verwendung  besteuert  würde:  nur  der  ver- 
brauchte, nicht  der  „ersparte“  Tbeil  würde  zum  Maassstab 
für  die  Steuervertheilung.  Abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der 
practmchen  Durchführung  einer  solchen  Trennung,  welche  bei 
manchem  „Verbrauch“,  z.  B.  für  Erziehung  und  Unterricht  der 
Kinder  in  der  Familie,  überhaupt  kaum  möglich  ist,  da  dieser 
„Verbrauch“  hier  eigentlich  eine  Kapitalanlage  darstellt,  — so  ist 
auch  das  Princip  selbst  unhaltbar. 

Unter  dom  Anschein  einer  gerechten  und  wirthschaftlich  richtigen  Begünstigung 
des  „Sparens“  und  „Kapitalbildens“  führte  es  nur  zu  einer  Begünstigung  der  Per- 
sonen mit  höherem  und  mit  Besitzeinkommen,  deren  Sparfähigkeit  absolut  und  meist 
auch  relativ  viel  grösser  als  diejenige  der  „kleinen  Leute“  ist. 
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Auch  die  Ermittlung  des  wirklichen  Gesammtverkrauchs  einer 
l’erson  oder  Familie  möchte  nur  ausnahmsweise  leichter  als  die- 
jenige des  Einkommens  sein. 

Wo  mau  den  Verbrauch  oder  Haupttheile  desselben  (z.  B.  den  Wohnungsauf- 
wand) erforschen  kann,  lassen  sich  die  Daten  auch  für  die  Einkommensteuer  ver- 
werthen.  Wo  Einkommen  und  Verbrauch,  wie  bei  der  Masse  der  Bevölkerung,  ziem- 
lich identisch  sind,  verändert  der  Vorschlag  an  der  Sachlage  nichts.  In  rielen  Fällen 
wird  die  Ermittelung  des  Einkommens  gerade  das  Leichtere  sein,  man  denke  nur  an 
die  grosso  Schwierigkeit  der  Aufstellung  der  Statistik  der  Haushaltansgaben ! Erst  in 
so  speciellen  Arbeiten  wie  den  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1879,  S.  147  lf.  (Ausgaben 
einer  Familie  von  sechs  Personen  auf  einer  schloswig-holsteinischen  Hallig)  und  eb. 
1 SSO  S.  133  (Wirtschaft  einer  Schwarzwälder  Uhrmacher-Familie,  von  G.  Schnapper) 
verftlfentlichtcn  und  anderen  ähnlichen  von  Schnapper  u.  a.  m.  ersieht  man  die  volle 
Schwierigkeit. 

So  darf  wohl  von  der  allgemeinen  Verbrauchsbesteuerung  ab- 
gesehen werden.  Einige  Vorzüge  hätte  sie  allerdings  vor  den  ge- 
wöhnlichen Consumtionssteuern : sie  träfe  die  Einzelnen  nicht  so 
willkürlich  und  ungleicbmässig  nach  der  zufälligen  Art 
des  Consums,  und  dem  Vorwurf,  dass  man  sich  durch  Regulirung, 
bez.  Einschränkung  seines  Consums  der  Besteuerung  mehr  oder 
weniger  entziehen  könne,  wäre  sie  nicht  in  gleichem  Grade  aus- 
gesetzt. Aber  diese  Vorzüge  hätte  sie  nur,  weil  sie  eben  in  der 
Hauptsache  doch  wie  eine  allgemeine  Einkommensteuer  fungirte. 

III.  — §.  254.  Die  eigentliche  Verbrauchsbesteuer- 
ung einzelner  Consumptibilien. 

Hierher  gebären  auch  die  Grenz-Einfuhrzälle,  welche  Fiuauzzälle  sind. 
Die  eigentlichen  Schutzzölle  haben  dagegen  wegen  möglicher  anderweiter  Wirkungen 
von  vornherein  nicht  immer  den  Cbaracter  einer  Verbrauchssteuer,  können  ihn  jedoch 
practisch  mehr  oder  weniger  erlangen.  Auch  hier  kommt  es,  wie  freilich  auch  bei 
Finanzzollen  und  inneren  Verbrauchssteuern,  auf  die  Thatsachen  der  Ueber- 
wälzung  an,  wie  man  eine  betreffende  Abgabe  eigentlich  aufzufassen  hat 
(§.  138  ff.,  153). 

Zur  besseren  Uebersicht  lässt  sich  für  diese  Steuern  folgendes 
Schema  bilden,  das  gleichzeitig  die  Erhebungsfonnen  veranschau- 
licht, daher  auch  für  die  Frage  der  directen  und  iudirecten  Besteuer- 
ung in  beiderlei  Sinn  und  für  die  sonstigen  Steuerverwaltungsfragen 
wichtig  ist. 

Vgl.  Kau  II,  §.424.  Er  unterscheidet  nur:  unmittelbar  erhobene  oder  directe 
Aufwandsteuern:  mittelbar  erhobene  oder  indirecte,  nemlicb  von  Waaren,  die  im 
Innern  des  Landes  im  Verkehr  sind,  Accise  oder  Aufschlag,  und  von  Waaren. 
welche  die  Grenze  des  Staatsgebiets  überschreiten , Grenzzolle  oder  Zölle  im 
eigentlichen  Sinne.  Eine  feinere  Casuistik  ist  auch  liier  in  der  allgemeinen  Steuer- 
lehre schon  nothwendig.  Die  Erbebungsarten  erörtert  Rau  dann  nur  je  bei  den 
einzelnen  Accisen.  Sie  lassen  sich  aber  bei  den  verschiedenen  Acciscn  wieder  auf 
allgemeine  Typen  zurtickfahrcn , die  sich  dann  nur  wieder  bei  den  einzelnen 
Steuern  specialisiren.  — Solche  generelle  Betrachtung  der  Erhebungsarten  in  vor- 
züglicher W'eise  bei  v.  Hock,  öffentliche  Abgaben,  S.  155  fl.  S.  sonst  auch  hier  4.  A. 
Stein,  II,  170  fl.,  210  ff. 
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A.  Unterscheidung  der  Verbrauchssteuern  nach  der  Art  der 
Erhebung. 

1.  Steuern  auf  die  in  der  eigenen  Wirthschaft  des  Con- 
sumenten  selbst  erzeugten  Güter. 

Hier  ist  die  Erhebung  nothwendig  regelmässig  eine  directe,  indem  der  Con- 
sument  selbst  die  Steuer  zahlt,  so  z.  B.  wenn  der  Weinbauer,  Bierbrauer  für  seinen 
eigenen  Wein-  und  Bierconsum  besteuert  wird,  fragen,  die  in  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  indirecten  Besteuerung  solcher  Artikel  auch  noch  gegenwärtig  und 
zum  Theil  gerade  gegenwärtig  neben  einer  vorwaitenden  gewerbsmässigen  Production 
für  die  Besteuerungstechnik  manche  Schwierigkeit  bereiten.  (S.  Uber  England, 
Biersteuer,  Fin.  III,  §.  133,  über  Frankreich,  Wein-,  Branntweinsteuer  der  Eigen- 
bauer und  Eigenbrenner,  bouillcurs  du  erü,  eb.  §.  254.) 

2.  Steuern  auf  die  in  einer  anderen  Wirthschaft  erzeugten, 
vom  Consumenten  zum  Zweck  des  Consums  erst  eingekauften 
Güter  oder  m.  a.  W.  auf  solche  Güter,  welche  als  Waaren  zum 
Verkauf  an  Dritte  bestimmt  sind,  daher  gewerbsmässig  her- 
gestellt werden,  ln  diesem  schon  nach  der  früheren  geschichtlichen 
Entwicklung  und  nach  dem  heutigen  Steuerrecht  der  Culturvölker 
practisch  weitaus  wichtigsten  Fall  wird  die  Verbrauchsbesteuerung 
regelmässig  in  directe  Besteuerung  (in  beiderlei  Sinn).  Ihre 
Formen  sind  mehrfach  verschieden,  fügen  sich  aber  in  der  Haupt- 
sache unter  folgende  fünf  Kategorieen: 

a)  Steuern  auf  Artikel,  welche  im  Inland  von  privaten  Pro- 
ducenten erzeugt  werden  und  wo  die  Steuer  gleich  bei  dem 
Producenten,  daher  im  Anschluss  an  den  Productions- 
betrieb  (§.99),  erhoben  wird. 

Der  Producent  schiesst  die  Steuer  also  vor,  unter  der  Voraussetzung,  sic  durch 
Fortwälzung  vom  Käufer,  bez.  Consumenten  wieder  ersetzt  zu  erhalten.  Diese  Steuern 
bilden  regelmässig  einen  Haupttheil  der  sogenannten  „inneren“  Verbrauchssteuern. 
Sie  sind  „indirecte"  im  ersten  Sinne  (zu  Uberwäizcnde  Steuern,  §.  97),  nicht  durchaus 
im  zweiten  Sinne  dieses  Worts  (§.  98),  vielmehr  nehmen  sie  hier  eine  eigenthilmliche 
Stellung  ein  (§.  99).  Man  kann  bei  ihnen  wieder  zwei,  allenfalls  auch  drei  Formen 
unterscheiden,  in  denen  sie  bemessen  und  erhoben  werden:  Formen,  welche  nicht 
nur  fUr  die  steuertechnische  und  administrative  Seite,  sondern  auch  für  die  principiellc 
Beurtheilung  der  Verbrauchsbestcuerung  zu  beachten  sind: 

er)  Bemessung  der  Steuer  nach  dem  Rohstoff,  aus  welchem  der  steuerpflichtige 
Artikel  hergestellt  wird,  wobei  wieder  entweder  die  Menge  des  Rohstoffs 
direct  genau  bestimmt  oder  nach  Betriebsmerkmalen  des  technischen 
Productionsapparats  ermittelt  wird:  „Rohstoffsteuer“.  Ersteres  z.  B.  hei 
der  Rübenzuckersteuer,  wenn  sie  nach  der  Menge  der  rohen  Rüben,  letzteres  bei  der 
Branntweinsteuer,  wenn  sie  nach  der  Grosse  der  Maischbottige  bemessen  wird. 
Mancherlei  Modalitäten  und  Variationen. 

ß)  Bemessung  der  Steuer  nach  Momenten  während  irgend  eines  Stadiums 
der  Verarbeitung  des  Rohstoffs  zum  Fabrikat,  bevor  letzteres  „fertig“  ist.  Z.  B. 
bei  der  Zuckersteuer  als  Saftsteuer,  bei  der  Biersteuer  als  Bierwürzesteuer,  „Halb- 
fabrikatsteuer“. 

y)  Bemessung  der  Steuer  möglichst  nach  dem  steuerpflichtigen  fertigen  Pro- 
duct (Fabrikat)  selbst:  „Fabrikatsteuer“,  entweder  genau  nach  der  Menge 
und  Güte  des  Products  oder  doch  nach  Merkmalen  während  des  Ver- 
arbeitungsprocesses,  aus  denen  mit  annähernder  Sicherheit  auf  die  Quantität 
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und  Qualität  des  Fabrikats  selbst  geschlossen  werden  kann.  So  bei  gewissen 
Formen  der  Getränke-  (Branntwein-)  Steuer,  Zuckersteuer,  bei  der  Tabakfabrikatsteuer. 

b)  Verbrauchssteuern  in  Form  eines  heimischen  StaatB- 
monopols,  wo  die  Verwaltung  des  letzteren  eventnell  zu  den 
l’roductionskosten  einen  Steuerzuschlag  im  Verkaufspreise  macht. 

So  in  den  beiden  heute  wichtigsten  Fällen  des  Salz-  und  Tabakmonopols. 
Das  Monopol  (Regal)  hat  regelmässig  mit  den  Zweck,  einen  solchen  Steuerzuschlag  zu 
ermöglichen  und  ist  daun  vor  Allem  B este u erungsfo  rin,  wenn  auch  im  Rein- 
ertrag des  Monopols  Kapitalzins,  gewerblicher  Gewinn  und  Steuer  zusammen  enthalten 
sind  und  das  Monopol  zugleich  das  rechtliche  Mittel  ist,  solchen  Zins  und  Gewinn, 
der  sonst  der  Privatunternehmung  zufallen  würde,  auf  den  Staat  zu  übertragen  (§.  108). 
Der  Consument,  welcher  unmittelbar  von  der  Monopolverwaltung  kauft,  zahlt  die 
Stouer  hier  eigentlich  direct  In  dem  regelmässigen  Falle,  dass  der  Verkehr  zwischen 
der  Verwaltung  und  den  Consumcnten  durch  besondere  Personen,  welche  freilich  eine 
Art  halbamtlicher  Stellung  einnehmen  können  und  oft  einnebmen,  vermittelt  wird 
(Tabakverschleisser  u.  s.  w.),  tritt  wie  bei  der  gewöhnlichen  Verbraucbsbesteucrung 
der  Cliaracter  der  indirecten  Steuer  auch  bei  der  „Monopolsteuer“  hervor,  indem 
diese  Zwischenglieder  den  Steuerzuschlag  im  Uebernahmspreise  (Taxe)  vorschiessen 
und  beim  Verkauf  im  Absatzpreise  einschliesslich  ihrer  Provision  wieder  ersetzt  er- 
halten. (S.  Fin.  III,  §.  291  tf.  über  das  französische  Tabakmonopol.) 

c)  Verbrauchssteuern,  welche  beim  Umlauf  der  steuerpflich- 
tigen Artikel  auf  dem  Wege  derselben  vom  Producenten  zum  Händler 
und  Consumentcn  erhoben  werden.  Hierhin  gehören  drei  Fälle: 

a ) Erstens:  Die  Ei n fu hr  - Grenzzölle  für  ausländische  Waaren, 
welche  zum  Consum  im  Inland  bestimmt  sind.  Nach  der  Art  der  Bemessung 
sind  sie 

aa)  specifische,  insbesondere  Gewicbtszölle,  welche  nach  Maass-  und 
Gewichtseinheiten  der  Waaren, 

bb)  Worth  Zölle,  welche  nach  dem  Werth  der  Waaren  bemessen  werden. 

Nach  dem  Hauptzweck,  für  den  sie  aufgelegt  werden,  sind  sie 

aa)  Finanz-(Steuer-)Zöllc,  welche  eine  Verbrauchssteuer  in  Zollform  darstellen, 

bb)  Schutzzölle,  welche  in  erster  Linie  die  Concurrenz  der  ausländischen  Pro- 
duction auf  dem  heimischen  Markte  erschweren  sollen,  sonst  aber  auch  als  Verbrauchs- 
steuer wirken  können. 

({)  Zweitens:  Die  bei  der  Einführung  von  Waaren  in  abgeschlossene  kleinere 
Gebietsiheile , insbesondere  für  Staats-  und  Communalzwccke  beim  Eingang  in  die 
Städte  erhobenen  Verbrauchssteuern:  „Thorsteuern“,  „Thoraccisen“,  Octrois 
und  dergleichen. 

y)  Drittens:  Die  sonst  beim  Transport  der  Waaren  erhobenen  Verbrauchs- 
steuern, wie  sie  hie  und  da.  z.  B.  beim  Weinversand  vom  Producenten  und 
Händler  an  den  Wirth  und  Consumcnten,  Vorkommen.  (Französische  Circulatious- 
abgabc  von  Wein,  Obstwein,  als  Glied  des  Systems  der  Weinbesteucrung,  Fin.  UI, 
S.  63.1.) 

d)  Verbrauchssteuern,  welche  unmittelbar  an  den  eigent- 
lichen Consumtionsact  angekntlpft  werden. 

So  in  der  Weise,  dass  der  private  Consument  in  Betreff  seiner  Vorräthe 
des  steuerpflichtigen  Artikels  controlirt  und  für  die  zu  seinem  eigenen  Consum  be- 
stimmten Mengen  besteuert  wird  (z.  B.  bei  Wein),  namentlich  aber  dass  der  ge- 
werbsmässige Kleinvcrkäufer  (Dcbitant.  Wirth)  ähnlich  für  die  durch  seine 
Vermittelung  zum  Consum  gelangenden  Mengen  die  Stener  zu  entrichten 
hat  („Zapfgebuhr“  bei  Wein  u.  s.  »..  französische  Klein-  oder  D e t a i 1 abgabe, 
Fin.  III,  §.  257).  Diese  Form  kann  mit  der  vorher  unter  c,  y erwähnten  verbunden 
werden , auch  die  eine  in  die  andere  ganz  übergehen.  Es  kommen  bei  ihr  öfters 
Abfindungen,  Abonnements,  auch  noch  Verpachtung  vor.  Auch  steht  sie 
wohl  mit  der  folgenden  in  Verbindung. 


Digitized  by  Google 


Classification  der  Verbrauchssteuern.  ß!5 

e)  Verbrauchssteuern  in  der  Form  von  Licenz-Abgaben. 

Hier  müssen  diejenigen  Personen,  welche  gewisse  Gegenstände  produciren,  damit 
Handel  treiben  und  namentlich  sio  im  Kleinrerkehr  an  die  Consumenten  absetzen 
(Wirthci  für  das  Recht,  diese  Geschäfte  zu  betreiben,  eine  Abgabe  entrichten. 
Diese  kann  zwar  zugleich  als  eine  Special- Gewerbesteuer  gelten,  aber  auch  in 
diesem  Fall  und  bei  ihrer  häufig  bedeutenderen  Höhe  fungirt  sie  doch  auch  mit  als 
eine  indirecte  Verbrauchssteuer:  wie  weit,  hängt  von  ihrer  Höhe  und  ßemessungsart 
mit  ab  (s.  z.  B.  Uber  die  britischen  Liccnzabgaben  Fin.  III,  §.  153,  151,  die  fran- 
zösischen eb.  §.  304).  Meistens  besteht  Zusammenhang  mit  Production  und  Debit 
von  Artikeln,  welche  einer  eigentlichen  Verbrauchssteuer  in  anderen  Formen  unter- 
liegen, daher  sind  diese  Abgaben  namentlich  ein  Glied  der  Getränkebesteucrung. 

B.  — §.  255.  Unterscheidung  der  Verbrauchssteuern  nach  der 
Art  der  Gegenstände,  welche  sie  treffen. 

Vgl.  Stein,  4.  A.  I,  464  ff.,  II,  211  ff..  236  ff.  Seine  Nebeneinanderstellung  von 
Verzehrung s-,  Genusssteucr  und  Zoll  ist  insofern  unlogisch,  als  dies  nicht 
coordinirte  Glieder  sind  und  hier  verschiedene  Einthcilungsprincipien  benutzt  werden. 
Auch  die  Art  und  Weise,  wie  Stein  (II.  211  ff.)  zwischen  Vcrzehrungs-  und  Genuss- 
steuem  unterscheidet,  lässt  sich  bei  der  ron  ihm  selbst  zugegebenen  flüssigen 
Grenze  zwischen  Nahrungs-  und  Gcnussmitteln  bemängeln.  Die  Verzehrungssteuer 
theilt  Stein  in  die  auf  Pflanzen-,  Fleisch-  und  mineralische  Nahrung,  die  Genusssteuern 
sind  ihm  dio  Getränke-  (W’ein,  Branntwein,  Bier),  die  Zucker-,  die  Tabak-,  die  Zeitungs- 
steuer, letztere  als  Besteuerung  des  geistigen  Consums,  und  als  Schlussglied  der  Zoll 
(s.  auch  5.  A.  II,  2,  272  ff).  Mehr  wie  auf  die  physiologische  Unterscheidung 
ist  zum  Theil  wohl  auf  die  „sociale“,  durch  die  Volkssitte  u.  dgl.  bestimmte  Gewicht 
zu  legen.  S.  auch  Gerstfeldt’s  oben  S.  607  genannte  Schrift.  — Vgl.  ausserdem 
v.  Biiinski’s  Schrift  über  Luxussteuor  (oben  S.  609).  Er  nimmt  das  Wort  „Luxus- 
steuer“ in  einem  wesentlich  weiteren  als  dem  Üblichen  Sinn,  indem  er  diese  Steuer 
als  drittes  Glied  eines  allgemeinen  Systems  der  Consumtionssteuern  neben 
die  Steuern  von  „unentbehrlichen"  und  von  „entbehrlichen“  Gegenständen 
stellt  (S.  107).  Die  Luxussteuer  ist  ihm  dann  nothwendig  zur  natürlichen  und  logischen 
Vervollständigung  des  Systems  der  Consumtionssteuern  und  zugleich  zur  Corrcctur  der 
Einkommensteuer  (S.  118,  120  ff,  133).  Auch  betrachtet  er  sie  als  logisch  unent- 
behrliche Voraussetzung  eines  rationellen  Zollsystems  (S.  124).  Diese  Auffassung, 
welche  durch  eine  eingehende  allgemeine  theoretische  Erörterung  Uber  das  Steuer- 
system zu  begründen  gesucht  wird,  enthält  manches  Richtige.  Aber  dio  von  v.  Bilinski 
befürworteten  Gesichtspnncte  der  Luxusbesteuerung  fehlten  doch  schon  bisher  in  den 
Positionen  und  SteucrfUssen  der  Zölle  und  Accisen  nicht.  Es  scheint  mir  wenigstens 
nicht  nothwendig,  dio  Luxussteuer  so  besonders  hervortreten  za  lassen.  Auch 
wird  hoi  der  immer  unvermeidlich  willkürlichen  Auswahl  von  Steuerartikeln  doch 
der  alte  Mangel  gegenüber  einem  progressiven  Steuerfuss  und  einem  höheren  Steuer- 
fuss  des  fundirten  Einkommens  oder  gegenüber  der  Verbindung  einer  Vermögenssteuer 
mit  der  Einkommensteuer  bestehen  bleiben:  ncmlich  der.  dass  eben  auch  die  ratio- 
nellste Verbrauchs-  und  Luxusbesteuerung  einzelner  Objecto  nur  eine  sehr  un- 
gleichmässige  Besteuerung  bewirkt. 

Hier  bieten  sieb  mehrere  Unterscbeidungs-  oder  Classi- 
fication 8 merkmale,  nach  denen  sich  aber  die  einzelnen 
besteuerten  Artikel,  bei  dem  engen  Zusammenhang  der  wirtschaft- 
lichen Zwecke  und  Verwendungen,  nicht  immer  absolut  genau, 
sondern  nur  im  Grossen  und  Ganzen  rubriciren  lassen. 

1.  Unterscheidung  nach  dem  nächsten  Zweck  der  Ver- 
wendung der  Güter  und  nach  der  Verarbeitungsstufe,  in  der 
sie  sich  befinden. 

A.  Wagner,  Fi  naniwmseri  schuft.  II.  2.  Aufl.  40 
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a)  Verbrauchssteuern  auf  Artikel,  welche  regelmässig  un- 
mittelbar zum  Zweck  der  Bedtirfnissbefriedigung  selbst 
erworben,  besessen  und  verzehrt  werden:  „fertige“  Artikel,  welche 
das  letzte  Stadium  der  Verarbeitung,  nur  mit  etwaiger  Ausnahme 
der  Zubereitung  im  Haushalt  selbst,  zurtlckgelegt  haben  oder 
„Genu ss mittel“  in  diesem  (von  dem  unten  zu  erwähnenden 
unterschiedenen)  Sinne. 

Die  bet  reife  »den  Steuern  kanu  man  daher  wohl  als  Verbrauchssteuern  im 
engsten  oder  wörtlichsten  Sinne  bezeichnen.  Hierhin  zählt  die  grosse  Mehrzahl 
säm mtlicher,  namentlich  der  modernen  Verbrauchssteuern,  Zölle.  Die  meisten  zur 
folgenden  Kategorie  gehörigen  Ausnahmen  von  diesem  Satze  fanden  sich  früher  und 
finden  sich  thcilwcisc  noch  bei  den  städtischen  Thorsteuern  und  besonders  bei 
den  Einfuhrzöllen. 

b)  Verbrauchssteuern  auf  Artikel,  welche  sich  Doch  in  einem 
Verarbeitungs Stadium  im  Verkehr  befinden,  daher  meistens 
auch  noch  nicht  „fertig“  für  den  unmittelbaren  Consum  sind. 
Diese  Artikel  sind  also  eigentlich  noch  Bestandteile  der  Produc- 
tionsmittelvorräthe  oder  des  Kapitals,  nicht  des  Gebrauchs- 
vermögens, insofern  eigentlich  „Productions“-,  nicht  unmittelbar 
V erbrauch8steuern. 

Bilden  sie  den  einen  Hauptstoff  (Verwandlungsstoff)  der  Production,  wie 
z.  B.  die  KUbe  fur  den  Zucker,  so  liegt  hier  mitunter  nur  ein  bestimmtes  Ver- 
fahren, das  im  vorigen  Paragraphen  unter  2,  a.  a erwähnte,  für  die  Besteuerung 
desjenigen  fertigen  Artikels,  welcher  besteuert  werden  soll,  vor.  Tn  anderen  Fällen, 
wo  noch  weitere  Yerarbeitungsstadien  zu  durchlaufen  sind,  der  besteuerte  Artikel  nur 
einer  der  Hauptstoffe  oder  bloss  ein  Hilfsstoff  ist,  gestaltet  sich  das  Verhältniss  aber 
doch  anders,  z.  B.  bei  dem  Octroi  auf  Bau  - und  Brennmaterial,  bei  den  Zöllen  auf 
Rohstoffe  und  Halbfabrikate.  Die  betreffenden  Steuern  werden  erst  zu  Verbrauchs- 
steuern für  den  Consumentcn  durch  ihre  eventuelle  Vertheilung  auf  die  Preise  aller 
der  fertigen  Producte,  zu  deren  Herstellung  die  besteuerten  Artikel  verwendet  werden 
mussten.  Hier  entstehen  daher  auch  viel  verwickeltore  Verhältnisse  der 
Ueberwälzung  u.  s.  w.,  als  in  dom  rorausgehenden  Falle  der  Besteuerung  zum  Cou- 
sum  fertiger  Artikel. 

2.  Unterscheidung  der  Verbrauchssteuern  nach  der  natür- 
lichen („physiologischen“)  und  socialen,  d.  h.  durch  die 
Sitte  bestimmten  Stellung  der  besteuerten  Artikel  in  der  Con- 
Bumtion. 

Hier  handelt  es  sich  um  die  vorher  erwähnten,  „zum  Consum  fertigen“ 
Guter.  Die  Kubricirung,  welche  bei  der  Veränderlichkeit  der  Consumtionssitten  gerade 
hier  nur  eine  relative  Richtigkeit  erreichen,  deshalb  genauer  nur  für  bestimmte 
Zeiten  und  Völker  erfolgen  kann,  muss  sich  an  die  ökonomische  Rangordnung 
der  Bedürfnisse  anknüpfen,  denen  die  betreffenden  Guter  dienen.  Sie  wird  alsdann 
doch  fur  die  socialökonomische  Beurthoilung  der  einzelnen  Verbrauchssteuern  wichtig. 
Hält  mau  sich  an  die  Verhältnisse  unserer  heutigen  Culturvölkcr  Europas  und  theil- 
weise  Americas  und  beschränkt  man  sich  auf  die  wichtigeren,  bis  in  die  neueste  Zeit 
noch  vorkominendcn  Steuerobjecte  (daher  mit  Auslassung  der  zahlreichen  früheren 
Acciseartikel).  so  orgiebt  sich  etwa  folgende  Einthcilung.  (Vgl.  Uber  die  hier  zu 
Grunde  gelegte  Einthcilung  der  Bedürfnisse  Grundlegung  §.  %.) 
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a)  Artikel  zur  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse 
ersten  Grads. 

Salz,  Brot  (namentlich  liaupt -Volksbrot,  Mehl,  Getreide),  meist  auch  Fleisch; 
andere  heimische  ordinäre  Argrarproducte  zur  Ernährung  (Gemüse);  Brennstoffe;  Be- 
leuchtungsstoff'c  (Petroleum);  Keinigungsstoffe  (Seife);  ferner  Wohnung,  welche  sach- 
lich hieher,  ans  formellen  steuertechnischen  Gründen  zur  dritten  Hauptform  der 
(iebraurhsbestcuerung  (§.  256)  gehört 

b)  Artikel  zur  Befriedigung  der  Existenzbedllrfnisse 
zweiten  Grads. 

Mitunter  ist  Fleisch,  ferner  feineros  Brot  (Weizen)  erst  hieher  zu  stellen;  meist 
Bier  in  Nicht- Weinländcrn , Wein  in  Weinländern;  Kaffee  oder  je  nachdem  Theo; 
Zucker  schon  ziemlich  allgemein;  auch  bisweilen  einzelne  ordinärere  andere  Colonial- 
waaren  (grobe  Gewürze),  gewisse  Südfrüchte  u.  dgl.  m.  Fraglich  bleibt,  ob  Tabak 
hieher  oder  zur  nächsten  Abtheilung  zu  rechnen  sei. 

c)  Artikel  zur  Befriedigung  von  relativ  entbehrlichen  Bedürf- 
nissen eines  höheren  und  feineren  materiellen  Lebens- 
genusses oder  von  gewissen  Lux usbedürfnissen. 

Wein  in  Nicht-Wcinländern;  Branntwein;  Tabak,  eventuell  hierher  zu  stellen; 
feinere  Colonialwaarcn  oder  Producte  südlicher  Länder;  verschiedene  feinere  Esswaarcn 
(„Delicatessen“)  u.  dgl.  m. 

d)  Artikel  zur  Befriedigung  gewisser  geistiger,  geselliger 
Bedürfnisse. 

Zeitungen,  Kalender,  auch  Papier,  Inserate  in  Privatangelegenheiten  u.  s.  w. 

Hieran  würden  sich  dann  Steuern  auf  die  Befriedigung  gewisser  persönlicher, 
nicht  oder  nur  indirect  durch  Sachgüter  vermittelter  Genüsse  reihen,  wie  die  im 
folgenden  Paragraphen  unter  der  dritten  Hauptform  der  Gebrauchsbesteuerung  auf- 
gefuhrten. 

Uebersiebt  man  nicht  das  durchaus  Relative  und  Flüssige  in 
der  Unterscheidung  und  das  Schwankende  im  Sprachgebrauch,  so 
kann  man  wohl  auch  um  eine  kurze  Bezeichnung  zu  erlangen,  die 
Verbrauchssteuern  auf  relativ  nothwendige  Consumptibilien  zu- 
sammenfassend (mit  L.  Stein)  Verzehrungssteuern  und  diejenigen 
auf  relativ  entbehrliche,  mehr  nur  zum  Genuss  und  als 
Reizmittel  dienende  Artikel  Genuss  steuern  nennen. 

Sieht  man  von  den  weniger  wichtigen  einzelnen  Artikeln, 
welche  früher  und  vollends  jetzt  mehr  nur  ausnahmsweise  in  die 
Verbrauchsbesteuerung,  am  Meisten  noch  bei  Einfuhrzöllen  und 
Octrois,  eingereiht  wurden,  ab,  so  kann  man  unter  den  übrigen, 
den  Hauptartikeln,  die  Steuern  auf  nothwendige  Lebens- 
mittel, besonders  für  die  Ernährung  (namentlich  nach  der 
durch  die  Volkssitte  gegebenen  Weise),  denjenigen  auf  Luxus- 
Nahrungs-  und  Reizmittel  und  auf  Getränke  gegenüber 
stellen. 

Die  erstoren  sind  — oder  waren  doch  bis  in  die  neueste  Zeit,  vor  dem  Massen- 
import von  Getreide,  Vieh  in  Grossbritannien  und  West-  und  Mitteleuropa  — bei  uns 
meistens  inländischen  Ursprungs,  die  Luxusnahrungs-  und  Reizmittel  gewöhnlich 
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Producte  fremder  Zonen  und  Klimatc  („Colonialwaaren  nnd  Südfrüchte“),  wenn  auch 
hie  und  da  ihre  Production  ins  Inland  verpflanzt  worden  ist  (Zucker,  Tabak).  Unter 
den  Getrunken  kommt  der  Wein  als  solches  fremde  Product  in  Ländern  ohne  oder 
mit  wonig  Weinbau  in  Betracht,  wogegen  Bier  und  Branntwein  überwiegend  heimisches 
Product  zu  sein  pflegen.  Für  die  Beurtheilung  der  betreffenden  Verbrauchssteuern 
sind  auch  diese  Unterschiede  nicht  unwichtig,  weil  die  Bcstcnerungstechnik  danach 
verschieden  ist 

Oie  kritische  Prüfung  der  hiermit  schematisch  vorgefuhrten  zweiten  Hauptform 
der  Gebrauchsbesteuerung,  der  Verbrauchssteuer  von  einzelnen  Sachgütern  des  Oon- 
sums,  kann  sich  passend  zugleich  auf  die  dritte  Hauptform  mit  erstrecken,  weshalb 
hier  zunächst  auch  von  den  zu  dieser  gehörigen  einzelnen  Steuoru  eine  Uebersicht 
gegeben  wird. 

IV.  — §.  256.  Die  Besteuerung  von  Nutzungen  des 
Nutzvermögens  und  von  persönlichen  Genüssen. 

Im  ersten  Fall  liegt  augenscheinlich  auch  eine  Gebrauchsbe- 
sleuerung  vor.  Im  zweiten  Falle  ist  von  einer  solchen  zu  sprechen, 
weil  die  Vornahme  solcher  Genüsse  einen  speci fischen  Gebrauch 
des  Einkommens  (bez.  Vermögens)  einer  Person  in  sich  scbliesst, 
wegen  welches  Gebrauchs  eben  die  Steuer  aufgelegt  und 
nach  welchem  sie  bemessen  wird. 

Sachlich  ist  die  Einreihung  der  Steuern  auf  persönliche  Genüsse  an  dieser  Stelle 
daher  wohl  zu  rechtfertigen,  wenn  auch  dem  Sprachgebrauch  nicht  ganz  entsprechend. 
Die  hiehergehörigen  Nutzungs-  und  persönlichen  Gcnussstcucrn  werden  regelmässig 
von  demjenigen,  der  sie  tragen  soll  und  muthmaasslich  trägt,  auch  gleich  gezahlt,  sind 
daher  di  recte  (im  ersten  Wortsinn  und  zum  Theil  auch  im  zweiteu,  §.  97,  98),  worin 
ein  weiterer  Unterschied  von  den  meisten  eigentlichen  Verbrauchssteuern  liegt.  Doch 
kommt  auch  indirecte  Erhebung  durch  Vermittelung  Dritter  vor.  so  z.  B.  mituutcr 
bei  der  Wohnungssteuer  des  Bewohners. 

A.  Die  Besteuerung  der  Nutzungen  von  Nutzvermögen  ist 
gewöhnlich  identisch  mit  einer  betreffenden  B e s i t z besteuerung  in 
Bezug  auf  dies  Vermögen. 

liier  wird  auf  die  durch  das  Besitzen,  dort  auf  die  durch  das  Benutzen 
documentirte  Stcucrfahigkcit  gesehen.  Die  Identität  tritt  völlig  hervor,  wenn  man  be- 
achtet , dass  cs  sich  häulig  practisch  für  Jemauden  nur  darum  handelt.  Etwas  durch 
den  Besitz  bloss  zur  Verfügung  für  etwaige  Benutzung  zu  haben.  Es  kommt 
dabei  gerade  in  dem  wichtigsten  Kall,  beider  Wohnung,  auch  gar  nicht  nothwendig 
der  Besitz  des  Eigenthümers  allein,  sondern  des  Bewohners  als  solchen,  speciell 
des  Miethers  in  Betracht. 

Die  hauptsächlichen  hiehergehörigen  Fälle  sind  nun: 

1.  Die  eben  genannte  Besteuerung  der  Wohnung. 

Für  das  Besitzen  oder  Nutzen  derselben,  als  Beweis  und  zugleich  als  Maass- 
stab für  eine  entsprechende  Steuerfähigkeit,  welche  in  dieser  Nutzung  oder  in  der 
dafür  zu  leistenden  Ausgabe  liegt.  Hierin  tritt  die  sachliche  Gleichartigkeit  mit 
den  eigentlichen  Verbrauchssteuern  hervor.  Die  formello  Verschiedenheit  er- 
klärt sich  aus  der  ökonomisch -technischen  Eigenartigkeit  der  Befriedigung  des 
WohnungsbedUrfnisses.  Eine  solche  Wohnuugsstcucr  trifft  daher  den  Eigonthümer, 
weil  er  und  für  den  Umfang,  in  welchem  er  einen  Wohnuugsgcuuss  hat,  und 
den  Mietbar  in  derselben  Weise.  Sie  ist  principiell  verschieden  von  der  zu  den 
Ertragssteu eru  gehörenden  Gebäudesteuer,  welche  der  Eigenthümcr  für  den 
Ertrag  aus  dem  Hause  zahlt  (§.  218).  Streng  genommen  ferner  gehört  hierher  nur 
die  Steuer  auf  die  Privatwohnung.  Wo  sic  gewerbliche  Bäume  u.  dgl.  mit  trifft, 
ist  sie  pro  tanto  eigentlich  eine  Erwerbs-,  speciell  eine  Gewerbesteuer.  Bei  der  häu- 
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ligen  practi  sehen  Vermengung  oder  Verbindung  von  Räumen  beiderlei  Art  hat  die 
Vfobnungssteuer  oft  einen  gemischten  Character. 

2.  Gewisse,  meistens,  aber  nicht  durchaus  passend  unter  dem 
Namen  „Luxussteuern“  zusammengefasste  Steuern  aut'  einzelne 
Objecte  des  beweglichen  Nutz  Vermögens,  bez.  für  die  daraus 
Hicssenden  Nutzungsgenüsse,  wo  dieselbe  Motivirung  wie  im  vorigen 
Falle  zutrifft. 

Auch  hier  liegt  eine  Gebrauchssteuer  eigentlich  nur  bei  Objecten  vor,  welche 
ausschliesslich  dem  persönlichen  Genuss  dienen.  Werden  dieselben  /.u  Er- 
werbszwecken mit  benutzt,  so  geht  die  Steuer  in  eine  Erwerbs-,  Gewerbe-  und  dgl. 
Steuer  Uber. 

Beispiele  sind:  in  Zeiten  der  persönlichen  Unfreiheit  Steuern  auf  Haussclavon 
für  persönliche  Dienste  (analog  den  unter  B.  erwähnten  Dicnstbolcnsteuern).  Ferner 
in  unseren  Zeiten:  Steuern  auf  Hunde.  Pferde,  Wagen;  gelegentlich  auf  andere 
„Luxussacben“,  wie  Gold-  und  Silbcrsachen,  Pianos,  Billards  u.  dgl.  m.,  wo  die  Steuer 
regelmässig  vom  EigenthUmcr  zu  zahlen  ist. 

Hieran  reibt  sich  nun  noch 

ß.  Die  Besteuerung  persönlicher  Genüsse,  welche  ohne 
oder  nur  sceundiir  durch  Mitwirkung  von  Sachgütern  verwirklicht 
werden. 

Der  innere  Grund  der  Steuer  ist  hier  das  „Aufwandmachen“  oder  das 
„Sich  einen  äussorlichen  Prunk  erlauben“  oder  das  „Sich  einem  Genuss 
oder  Reiz  hingeben",  was  durch  eine  Steuer  getröden  »'erden  soll.  Neben  dem 
Gesichtspunct  der  Besteuerung  eines  specifisrlien  Gebrauchs,  den  man  von  seinem  Ein- 
kommen macht,  spielen  liier  mitunter  andere  Momente  mit,  socialpolitische , sitten- 
polizeiliche, handelspolitische  (bei  ausländischen  Waaren)  und  gelegentlich  nimmt  die 
Steuer  auch  wohl  etwa-,  Gebühren  artiges  mit  an:  sio  wird  Bezahlung  für  eine  im 
gemeinen  Recht  vorenthaltene  spccielle  Erlaubniss  zu  einer  persönlichen  Thätigkcit 
und  dgl.  Die  einzelnen  hierher  zu  zählenden  Steuern  sind  daher  trotz  der  inneren 
Verwandtschaft  unter  einander  und  mit  den  vorerwähnten  Luxussteuern  doch  nicht 
ganz  homogen.  Zu  den  Luxussteuern  pflegt  man  mehrere  von  ihnen  übrigens  eben- 
falls zu  rechnen. 

Beispiele  sind:  Steuern  auf  Dienstboten,  besonders  Bedienten  (genauer: 
auf  das  im  Halten  von  Dienstboten  sich  zeigende  Gebrauchen  des  Einkommens),  auf 
Führung  von  Wappen,  auf  Brauchen  von  liaarpuder  (Alles  drei  in  England);  auf 
Spielkarten  (genauer:  auf  den  im  Spiel  mit  Karten  liegenden  Genuss);  auf  Be- 
theiligung an  sonstigen  Glücksspielen  (Stempel-  und  ähnliche  Besteuerung  von 
Lotterieloosen.  Promessen  u.  s.  w.,  aber  auch  Gewinnerzielung  bei  Staatslotterieen 
gehört  hieher);  Steuern  für  Jagdkarten,  für  Clubs  und  ähnliche  gesellschaftliche 
Vereine  u.  dgl.  m.,  wie  jetzt  in  Frankreich. 

Mit  dieser  ziemlich  vollständigen  üebersicht  der  eigentlichen  Verbrauchssteuern 
und  der  Steuern  auf  Nutzungen  des  Nutzvermögens  und  auf  persönliche  Genüsse  konnte 
der  speciellen  Steuerlehre  schon  vorgegritTen  zu  sein  scheinen.  Iudessen  ist  diese 
grössere  Specialisirung  dos  Gegenstands  für  die  Erörterungen  Uber  die  Gebrauchssteuer 
auch  hier,  in  der  allgemeinen  Stencrlehre,  geboten,  weil  dabei  unvermeidlich  neben 
der  Gesammtbeit  dieser  Steuern  auch  mehrfach  die  wichtigeren  einzelnen  Katcgoriecu 
und  deren  Unterarten  mit  zu  untersuchen  sind,  um  zu  einem  begründeten  Urtheil  über 
diese  ganze  Steuergattung  zu  gelangen.  Man  würde  sonst  zu  sehr  in  Allgemeinheiten 
stecken  bleiben,  was  gerade  hier  bei  der  durch  die  Erfahrung  gelehrten  finanziellen 
Unentbehrlichkeit  der  üebrauchsbesteuerung  vollends  vermieden  werden  muss. 

V.  — §.  257.  Bestimmung  der  Aufgabe. 

Wie  die  folgende  kritische  Prüfung  ergeben  wird,  unterliegt 
die  Gebrauchs-  und  Verbrauchsbesteuerung  im  Ganzen  wie  in  Be- 
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zug  auf  viele  ihrer  üblichen,  im  obigen  Schema  vorgeführten  Glieder 
manchen  schweren  Bedenken,  für  sich  selbst  betrachtet  und  im 
Vergleich  mit  der  Erwerbsbesteuerung.  Sie  verstösst  mehr  oder 
weniger,  zum  Theil  erheblich  gegen  die  Principien  der  Allgemein- 
heit und  Gleichmässigkeit,  gegen  die  volkswirthschaftlichen  Steuer- 
grnndsätze  und  gegen  diejenigen  rationeller  Steuerverwaltung. 
Aber  — sie  erreicht  notorisch  den  ersten  Zweck  aller  Besteuerung, 
die  Deckung  des  Finanzbedarfs,  ohne  dass  ihr  Druck  so  empfindlich 
als  derjenige  der  hauptsächlichen  Steuern  der  Erwerbsbesteuerung 
gefühlt  wird. 

Bei  dieser  practischen  Unentbehrlichkeit  der  Verbrauchsbe- 
steuerung gilt  es,  die  bedenklichsten  Glieder  aus  ihr  aus- 
zuscheiden und  die  verbleibenden  so  auszuwählen  und 
cinzu richten,  dass  die  Bedenken  gegen  sic,  wenn  nicht 
ganz  Wegfällen,  was  kaummüglich  ist,  so  doch  erheb- 
lich vermindert  werden. 

Die  hier  vorliegende  Aufgabe  lässt  sich  dahin  zusammenfassen : 
die  Gebrauchsbesteuerung  muss  in  sich  ein  rationelles 
System  bilden  und  wieder  mit  der  Erwerbs-  (und  even- 
tuell der  selbständigen  Besitz-)  Besteuerung  zusammen  zn 
einem  rationellen  Gesamrat-Steucrsystem  combinirt 
we  rden. 

Zur  Lösung  dieser  positiven,  wie  dor  ihr  vorangehenden  kritischen  Aufgabe  ist 
cs  aber  erforderlich,  auch  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  schon  mehr  ins  Detail  der 
Verbrauchsbestcucrung  einzugehen,  in  grösserem  Maassc  als  dies  bei  der  Untersuchung 
der  Erwerbsbesteuerung  nothwendig  war. 

Die  Aufgabe  des  Folgenden  ist  dann  zunächst  eine  kritische 
Prüfung  der  gesam raten  Gebrauchsbesteuerung  als  Ganzes» 
dabei  aber  auch  einzelner  wichtigerer  Glieder  derselben.  Auf 
den  Character  dieser  Steuern  als  indirecter,  im  Sinn  zu  Uberwälzender 
wie  im  steuertechnisch  administrativen  Sinne,  wird  dabei  nur  soweit 
cingcgangcn,  als  es  der  Zusammenhang  mit  sich  bringt.  Eine 
Vergleichung  zwischen  Gebrauchs-  und  Erwerbsbe- 
steucrung,  welche  gleichzeitig  noch  zur  Ergänzung  der  früheren 
kritischen  Betrachtung  der  letzteren  Anlass  giebt,  wird  sich  mit 
der  Prüfung  der  Vcrbrauchsbesteucrnng  verbinden.  Aus  dieser 
Vergleichung  ergeben  sich  dann  die  positiven  Schlüsse  und 
Forderungen  für  die  Bildung  des  ganzen  Steuer- 
systems, mit  deren  Formulirung  das  vorliegende  Kapitel  seinen 
Abschluss  im  7.  Abschnitt  findet.  Bevor  wir  zur  Kritik  übergehen, 
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werfen  wir  aber  noch  einen  Blick  auf  die  gegenwärtige  Gebrauehs- 
besteuerung der  Praxis. 

VI.  — §.258.  Die  Gebrauchs-  bez.  Verbrauchsbe- 
8teuernng  (indirecte  Besteuerung)  in  ihrer  concreten 
Gestaltung  in  der  Gegenwart  (19.  Jahrhundert). 

Auch  hier  gehört  das  Nähere  in  die  specielle  Steuerlehrc.  S.  daselbst  im  dritten 
Bande  der  Fin.  die  eingehende  Darstellung  der  britischen  (§.  127 — 150)  und  fran- 
zösischen Besteuerung  t§.  246 — 331,  342 — 350).  Namentlich  die  Darstellung  der 
letzteren  enthält  zugleich  eine  kritische  Besprechung  der  indirecteu  Verbrauchs- 
besteuerung an  den  Beispielen  der  wichtigsten  ..Sammlung  von  modernen  Steuer- 
modellen“ der  Praxis  (Vorwort  zu  Fin.  III,  S.  XII);  sie  ist  daher  von  besonderer 
Bedeutung  für  die  allgemeine  Steuerlehre  und  dient  zur  Ergänzung  der  Ausführungen 
derselben.  Vgl.  ferner  die  bezüglichen  Abschnitte  Stein’s,  besonders  „Uber  den 
Character  der  indirecten  Steuern"  in  den  Grossstaaten  Europas  (5.  A.  II,  2,  26] — 270), 
eine  Uebersicht,  welche  freilich  von  Fehlern  und  Irrthümern  in  den  Thatsachon  förm- 
lich wimmelt.  Einiges  Specielle  giebt  er  dann  bei  der  Behandlung  der  einzelnen 
Steuern.  Auch  Schäfflc  liefert  in  der  Steuerpolitik  manches  Thatsächlicbc  Uber 
diese  Steuern  (S.  300  II'.).  Ferner  G.  Cohn  in  seiner  Fin.  B.  2,  Kap.  3.  und  näher 
Uber  Deutschland  in  B.  3.  Viel  zuverlässiger  als  bei  Stein  sind  die  Uebersichten  in 
den  betreffenden  Abhandlungen  von  Schall  und  Kiecke  im  Schönberg  scheu  Hand- 
buch (2.  A.  III).  Besonders  reichhaltig  die  Materialien  im  Fiuanzarcbiv,  in  llirths 
Annalen. 

1.  Allgemeine  Gestaltung. 

Wie  die  frühere  Darstellung  (§.  207 — 210)  gezeigt  hat,  ist  die 
indirecte  Vcrbrauchsbesteuerung  im  19.  Jahrhundert  in  den  Cultur- 
staaten  der  dem  Ertrage  nach  im  Ganzen  bedeutendste  Theil  der 
Staatsbesteuerung  geworden.  Aus  dem  C o m m u n a 1 Steuersystem 
ist  sie  dagegen  in  manchen  Ländern  fast  verschwunden  oder  doch 
zurückgedrängt  worden,  in  anderen  indessen  auch  noch  ein  wich- 
tiges Glied  geblieben. 

Die  Ursachen  und  Bedingungen  dieser  Entwicklung  sind  im  zweiten  Haupt- 
abschnitte dieses  Kapitels  dargclegt  worden,  das  dort  in  grossen  Zügen  Gezeigte  findet 
im  steuergeschichtlichen  Kapitel  des  dritten  Bands  und  in  der  dortigen  Darstellung 
der  britischen  und  französischen  Besteuerung  des  10.  Jahrhunderts  seine  Bestätigung 
im  Einzelnen. 

Schon  die  im  Grossen  so  gleichmässige  Gestaltung  und  Ver- 
breitung der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung,  in  Staaten  ver- 
schiedenster politischer  Verfassung,  beweist  wiederum  die  von  uns 
mehrfach  hervorgehobene  „entwicklungsgesetzmässige“ 
Bedingtheit  und  Begründung  dieser  Besteuerung. 

Warum  zoigte  sonst,  allen  Angriffen  auf  diese  Steuern  zum  Trotz,  Kussland  und  die 
Schweiz,  Nordamerica  und  das  Deutsche  Reich,  England  und  Frankreich,  Oesterreich  und 
Italien  und  die  übrigen  Staaten  so  viel  Gleichartigkeit  auf  diesem  Gebiete?!  Eine  Gleich- 
artigkeit. neben  welcher  die  allerdings  vorhandenen  vielfachen  Verschiedenheiten  im  Ein- 
zelnen, in  der  Wahl  der  Stenerobjecte,  der  Steuerformen  doch  au  Bedeutung  zurücktreten. 
Auch  selbst  in  diesen  Einzelheiten  finden  sich  aber  manche  wichtige  Uebereinstimmungen, 
so.  mit  theilweiser  Ausnahme  Urossbritanniens , im  Zollwesen,  in  den  Monopolen 
(Tabak!),  in  bestimmten  Steuerformen  (Zucker,  Tabak,  Branntwein),  in  gewissen  directen 
Luxuästeucrn.  Alles  doch  Belege  dafür,  dass  rein  politische  Erwägungen  und 
Gesichtspuncte , dass  doctrinäro  Bestrebungen  jenor  „entwicklungsgesetzmässigeu 
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Gebundenheit“  dieser  Besteuerung  gegenüber  von  geringerem  Einfluss  sind,  als  oft 
angenommen  wird. 

Auch  in  diesem  Jahrhundert,  wie  früher,  ja  zum  Theil  noch 
bewusster  und  in  rationellerer  Weise,  steht  gerade  die  Verbrauchs- 
besteuerung unter  den  sich  oft  kreuzenden  Einflüssen  zweier  ver- 
schiedener Principien,  des  eigentlich  finanziellen  (fiscaliscben) 
und  des  volkswirtschaftlichen  (handelspolitischen)  und 
wiederum,  zwar  mehr  oder  weniger  verschieden,  in  Grad  und  Zeit- 
punctcn,  doch  ziemlich  überall. 

So  namentlich  im  Zollwesen,  zumal  im  Einfuhrzoll,  aber  auch  bei  wich- 
tigen inneren  indirccten  Verbrauchssteuern,  wo  es  einmal  den  Schutz  der 
heimischen  Production,  anderseits  den  Absatz  der  letzteren  im  Auslande  zu  sichern 
gilt  (Spiritus-,  Zucker-,  Tabak-,  Weinbcsteuerung  u.  a.  m.).  Das  durch  die  neuen 
Communicationsrerh&ltnisse  bedingte  Wiederaufleben  einer  agrarischen  Schntzzoll- 
bewegung  ist  ebenfalls  wieder  dem  continentalen  West-  und  Mitteleuropa  gemeinsam. 
Viole  Maassregeln  der  Zoll-  und  Verbrauchsstcuerpolitik  sind  Öfters  mehr  durch  volks- 
wirthschaftspolitische  als  durch  finanz-  und  steuerpolitische  Bedürfnisse  herrorgerufen 
worden.  (Auch  hier  bietet  Frankreichs  Steuergeschichte  im  19.  Jahrhundert  ein 
lehrreiches  Beispiel.) 

Das  Bestreben  neu  politisch  geeinter  Länder,  wie  Italiens  uud  des  Deutschen 
Deichs,  ihre  Gesammtstaats  - Besteuerung  vornemlich  auf  Zolle  und  innere  indirecte 
Verbrauchssteuern  zu  begründen,  ist  nur  eine  Nachahmung  des  Beispiels  aller  anderen, 
namentlich  der  Grossstaaten,  und  findet  im  Deutschen  Keich  auch  in  anderen  Bundes- 
staaten, besonders  in  Nordamerica,  sein  Analogon.  Schon  das  zeigt,  dass  die  „neuo 
deutsche  Rcicbssteuorpolitik“  sich  im  Ganzen  in  richtigen  Bahnen  bewegt. 

Ueberall  machen  sich,  wenn  auch  wieder  in  verschiedenem 
Grade,  aber  doch  immer  allgemeiner  und  gleicbmässiger,  die  Um- 
gestaltungen der  Technik  im  Verkehrswesen  und  im  Pro- 
ductionsbetriebe,  die  enormen  Fortschritte,  die  beständigen  Um- 
änderungen und  Verbesserungen  der  Technik  im  „Zeitalter  des 
Dampfes“  geltend. 

Auf  dem  Gebiete  des  Coinmuuicatiouswesens  verändern  sich  hierdurch  immer 
wieder  rasch  die  Concurrenzbodingungen  der  Wirthschaftsbetriebe  aller  Art  ; auf  dem 
Gebiete  des  einzelnen  Productionszwcigs  wird  so  auch  für  die  Besteuerung  die  Notb- 
wendigkeit  zu  immer  neuen  Veränderungen  der  Bestouerungsraethode  herbeigefühn. 
Daher  im  Zollwesen,  in  der  Branntwein-,  Zucker-,  Bier-,  Tabakbesteuerung,  eine  be- 
ständige Vcrändcrungsbcdürftigkcit  der  Steuergesetzgebung.  Die  un- 
aufhörliche „Mobilität“  aller  Verhältnisse,  das  Characteristikon  des  19.  Jahr- 
hunderts, zeigt  sich  so  auch  auf  diesem  Steucrgebiet  in  ausgeprägtestem  Maasse.  ohne 
Ruhepunct,  ohne  sichere  Aussicht  auf  einen  solchen.  Immer  neue,  immer  schwierigere 
Aufgaben  der  Steuerpolitik,  der  Steuertechnik. 

Die  Gestaltung  der  Consumtionen,  die  durch  vermehrten  Wohl- 
stand und  stärkeres  Bedürfnis  nach  Reiz-  und  Genussmitteln  be- 
dingte Verbreitung  des  C'onsums  gewisser  Hauptartikel,  wie  der 
Colonial waaren,  Getränke,  des  Tabaks,  auch  unter  der  Masse  der 
Bevölkerung,  bei  den  Mittel-  und  tief  bis  in  die  unteren  Classen 
hinein , anderseits  das  Bcdllrfniss  nach  grösserer  Verkehrsfreibeit 
im  wirtschaftlichen  wie  persönlichen  Lehen  führen  dann  auch 
wieder  gemeinsam  zu  der  übereinstimmenden  Entwicklung:  dass  nem- 
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lieh,  soweit  rein  finanzielle  Gesichtspunctc  entscheiden  und  nicht 
durch  scbutzzöllnerische,  wie  in  neuester  Zeit  bei  den  Agrarpro- 
ducten,  gekreuzt  werden,  der  principielle  Schwerpunct  der  Ver- 
brauchsbesteuerung in  eine  verbältniss massig  kleine  An- 
zahl Hauptartikel  des  Zollwesens  und  vollends  der  inneren 
Besteuerung  gelegt  wird. 

Dabei  zeigt  sich  das  Bestreben,  die  eigentlichen  Haupt- 
nahrungsmittel, besonders  Getreide  (Mehl,  Brot)  und 
Fleisch,  wenigstens  soweit  es  einheimische  l’roducte  sind, 
von  inneren  Steuern  frei  zu  lassen  oder  zu  machen. 

Aus  principieilcn  Gründen  der  Steuerpolitik,  utn  diese  Lebensmittel  nicht,  gegon 
das  Interesse  der  unteren  (Hassen  und  der  Arbeitgeber,  zu  vertheuern  und  aus  Gründen 
der  Volksvirthscbaftspolitik  und  der  Steuertechnik,  um  den  Verkehr  in  diesen  i’ro- 
ducten  ton  lästigen  Controleu  und  Hemmungen  zu  befreien.  Nur  zwingendste  finan- 
zielle Gründe  veranlassen  da  und  dort  die  Beibehaltung  dieser  Steuern  und  sprechen 
bei  der  Erhaltung  der  Salzsteucr,  welche  sich  immer  noch  vielfach  findet,  mit. 

Anderseits  wird  der  Schwerpunct  der  Verbrauchsbe- 
steuerung mehr  und  mehr  in  die  Besteuerung  der  exotischen 
und  einheimischen  Genuss-  und  Reizmittel  gelegt,  der  Ent- 
wicklung der  Consumtion  gemäss  namentlich  in  die  Tabak-  und 
Branntwein  Steuer. 

Eino  Entwicklung,  worin  Grossbritamiien  Dank  eigenartiger  Verhältnisse  atn 
Weitesten  gehen  konnte  und  gegangen  ist,  aber  welche  sich  iu  geringerem  Grade  doch 
auch  in  anderen  Ländern  zeigt : Tabak  und  Branntwein  treten  immer  mehr  voran, 
dann  kommen  Bier,  Wein,  KaUco  oder  Time,  Zucker,  in  dritter  Linie  einige  andere 
Colonialwaaren.  Südfrüchte,  woza  neuerdings  mehrfach  Petroleum  getreten  ist,  während 
andere  Artikel  in  der  inneren  Besteuerung  des  Staats  seltener  geworden  sind,  mituuter 
fehlen  und  jedenfalls  an  finanzieller  Bedeutung  zurückstehen  (auch  vcrhältnissmässig, 
gegen  die  frühere  Zeit),  so,  wo  sic  überhaupt  noch  besteuert  werden,  Salz,  Mehl, 
Fleisch.  Nor  die  industriellen  und  neuester  Zeit  mohrfach  wieder  die  agrarischen 
Schutzzölle  bilden  eine  wichtigere  Ausnahme  von  dieser  Entwieklungsrichtung  und 
bilden  auch  öfters  noch  — oder  wieder,  wie  die  agrarischen,  besonders  die  Getreide- 
zfille  — ein  erheblicheres  Finanzobject.  Der  einmal  vorhandene  Erbebungs-  und 
Controlapparat  des  Zollwesens  hat  aber  auch  die  öfters  wahrgenommene  Gelegenheit 
gegeben,  besondere  Consumtionen  der  wohlhabenderen  Classen  einer  luxusstcuerartigen 
Besteuerung  zu  unterwerfen. 

Mehr  und  mehr  wird  der  Finanz-  und  der  Schutzzoll  auf  den 
Einfuhrzoll  beschränkt,  hierbei  im  gewerblichen  Interesse  der 
fremde  Roh-  und  Hilfsstoff,  auch  wohl  das  Halbfabrikat  freigelasscn, 
soweit  nicht  Interessen  der  inländischen  Production  sich  dagegen 
stemmen.  Der  Durchfuhrzoll  ist  fast  allgemein,  der  Ausfuhr- 
zoll bis  auf  wenige,  jetzt  auch  sich  vermindernde  Fälle  (Zoll  auf 
nicht  beliebig  vermehrbare  Abfallproductc,  wie  die  Materialien  der 
Papierfabrikation , Producte  eines  gewissen  Naturmonopols)  ver- 
schwunden, mehrfach  vollständig.  Die  wichtigsten  Ausnahmen  bilden 
in  letzterer  Hinsicht  noch  slideuropäische  und  tropische  Länder. 
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Im  Inneren  der  Länder  konnten,  den  modernen  wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen  entsprechend,  die  meisten  der  ehemaligen 
Steuercontrolen  und  Verkehrshemmungen  fallen  und  die,  freilich 
mehrfach  sehr  verschärften,  Controlen  (Branntwein,  Zucker,  Tabak !) 
auf  eine  verhältnissmässig  kleinere  Anzahl  von  Steuerpflichtigen 
(„Besteuerung  beim  Productionsbetricb“,  Monopolisirung)  beschränkt 
werden. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Entwicklung  macht  in  Staats-,  mehr  noch  im  Com- 
munalsteucrwesen  nur  die  vorkommendo  Beibehaltung  des  städtischen  Accise-  oder 
Thorsteuorsystcms  (Octrois,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien  u.  a,  L.  m.,  wie  die  sich 
mitunter  noch  findende  sonstige  Circulationsabgabe  (französische  Weinsteuer). 

Ein  Hauptmangel  ist  im  Zoll-  wie  im  inneren  Steuerwesen  das 
vielfache  Fehlen  eines  richtigen  Qu ali täts fusscs  der  Steuer, 
wiederum  noch  sehr  allgemein  und  aus  denselben  Gründen : wegen 
der  zu  grossen  stcuertechnischen  Schwierigkeiten  eines  solchen 
Fnsses,  ausserhalb  der  Monopolsteuerform. 

Manche  spcciell  technische  Vervollkommnungen  hat  die  indirecte  Verkehrs- 
besteuerung übrigens  ebenfalls  durch  Fortschritte  der  Technik  erfahren  (mechanische 
Zählapparate,  bei  Mehl-,  Malz-,  Kubenzuckersteuern , Saccharometer,  Alcoholometcr 
u.  dgi.  m.). 

Im  Widerspruch  mit  der  sonstigen  wirthsobaftsrecbtlichen  und 
finanzwirthschaftlichen  Entwicklung  steht  die  Beibehaltung  oder 
selbst  Ncueinführung  einiger  Regale  oder  Monopole  zu  Bc- 
steucrnngszwecken , wo  aber  eben  finanzielle  Erwägungen  den 
Ausschlag  geben. 

Tabakmonopol ; mehrfach  noch  Salzinonopol ; Pulver-,  Zündhölzcheninonopol ; 
neuere  Bestrebungen  auf  Branntwcinmono]iol. 

Die  mit  der  Entwicklung  von  Arbcitstheilung  und  Geldwirth- 
schaft  in  immer  grösserem  Maasse,  wiederum  ziemlich  überall  vor 
sich  gehende  Verdrängung  der  hauswirthschaftlichen  durch  die 
gewerbsmässige  Production  (Bier,  Branntwein)  hat  der  Ein- 
bürgerung gewisser  „indirecter“  Verbrauchssteuern  ebenfalls  Vor- 
schub geleistet,  wie  sie  auch  wieder  selbst  dadurch  begünstigt 
worden  ist.  Das  machte  denn  auch  steuertechnische  Fortschritte 
mehrfach  erst  möglich. 

Bei  den  inneren,  an  den  Productionsbetrieb  sich  anschliessen- 
den Steuern  geht  wohl  das  Streben  sichtbar  auf  Verbesserung 
der  Besteue rungs m ethod  en , daher  namentlich  auf  „Fabri- 
kat s t e u e r “,  statt  der  Rohstoff-,  der  Halbfabrikatsteuer  (Zucker,  Spi- 
ritus, Wein,  weniger  Bier,  Tabak).  Aber  theils  stcucrtechnische 
Schwierigkeiten,  Betriebszersplitterung,  Controlmühen , theils 
auch  volks  wirtschaftliche  Concurrenzrü  cksichten 
lassen  es  nicht  immer  zu  der  an  sich  richtigeren  Methode  kommen. 
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Die  anderen  sind  auch  als  Prämiirungen  technischer  Fortschritte  nnd  der  Stenor- 
abwälzuug  wohl  beliebt.  (Frankreichs  Uebergang  zur  Rubcnstcuer  1884  aus  solchen 
Gründen!  Fin.  III,  §.  268,  272.) 

Von  directen  Gebrauchs-  und  Nutzungssteuern  ist  die 
Wohnungssteuer  als  Staats-  oder  Communalsteuer  öfters  zu 
finden,  dann  vielfach,  ebenfalls  als  die  eine  oder  andere,  die 
Hundesteuer.  Eigentliche  di  recte  L u x u s steuern,  auf  Bediente, 
Wagen,  und  einzelnes  Andere,  haben  sich  aus  früherer  Zeit  mit- 
unter erhalten  (Grossbritannien)  oder  sind  vorübergehend  (Nord- 
america) oder  bleibend  (Frankreich  u.  a.  L.)  neu  eingeführt  worden, 
ohne  indessen  eine  besondere  Bedeutung  zu  erlangen.  Bei  mancher 
principiellcn  und  politischen  Neigung  dafür  sind  sie  wegen  steuer- 
technischer  Schwierigkeiten  und  Bedenken  und  wegen  zu  geringer 
Einträglichkeit  doch  in  der  Praxis  wenig  beliebt  geworden. 

Gewerbliche  Licenzabgaben  haben  sieb  in  Verbindung 
mit  indirecten  inneren  Verbrauchssteuern  und  mit  zu  Controlzwecken 
letzterer  mehrfach  behauptet  oder  neu  entwickelt  (Grossbritannien, 
Frankreich). 

In  der  Communalbesteucrung,  specicll  der  Städte,  sind 
besonders  aus  verkehrspolitischen , mitunter  auch  aus  principicll 
steuerpolitischen  Gründen  — Rücksichten  auf  die  unteren  Gassen  — 
in  der  germanischen  Welt  eigene  iudirecte  Verbrauchssteuern 
vielfach  ganz  oder  grossenthcils  beseitigt  worden.  Doch  finden 
sich  Neubildungen  in  Verbindung  mit  städtischen  Anstalten  (Gas 
u.  s.  w.,  s.  o.  §.  65).  Zuschläge  zu  betreffenden  Staatssteuern 
(Bier)  kommen  dagegen  wohl  vor.  In  der  romanischen  Welt, 
vor  Allem  in  Frankreich,  Italien,  aber  auch  in  Oesterreich  und  in 
geringem  Maasse  noch  in  deutschen  Ländern  bestehen  indessen 
auch  eigene  städtische  „Verzehrungssteuern“  (Octrois, 
Accisen),  in  den  älteren,  nur  durch  die  neueren  Communications- 
und  Betriebsverhältnisse  etwas  moditicirten  Formen  (Thorcontrole). 

§.  259.  — 2.  V vrhältnisse  einzelner  Länder. 

Diesen  znr  allgemeineren  Characterisirung  der  gegenwärtigen  Gcbrauchsbcsteuerung 
dienenden  Bemerknngen  werden  hier  noch  einige  Hauptthatsachen  der  neueren  Gestaltung 
und  des  gegenwärtigen  Zustands  dieser  Besteuerung  in  einigen  Ländern  beigefugt,  wobei 
aber  wieder,  wie  in  den  analogen  Abschnitten  Uber  die  anderen  Hauptsteuergruppen 
(§.  219.  230,  243)  jedes  nähere  Eingehen  unterbleibt. 

Grossbritannien  nimmt  auch  hier  eine  immerhin  etwas  aparte  Stellung  ein. 
Es  hat  den  Schwerpunct  seiner  Staatsbesteuerung  zwar  nicht,  wie  andere  Staaten,  im 
grosseren  Maasse  erst  im  19.  Jahrhundert  in  die  Verbrauchsbosteuerung  gelegt, 
sondern  die  Quote  dieser  von  der  Gesammtbesteuerung  sogar  etwas  vermindert  (Fin.  III. 
S.  234).  Aber  auch  dieses  I.ami  zieht  doch  aus  den  Verbrauchssteuern  den  grössten 
Theil  seiner  Stcuererträge.  Und  zwar  sind  es  nur  4 — 5 Hauptartikcl,  die  den  Haupt- 
betrag der  Einuahme  geben,  vor  Allem  Spirituosen,  Tabak,  Bier,  weiter  Thee,  dann 
Wein.  Spirituosen  und  Bier  sind  fast  die  einzigen  Artikel  der  inneren  Verbrauchs- 
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Steuer,  welche  aus  der  alten  Accisc  verblieben  sind,  Tabak,  Theo,  Spirituosen,  Wein 
die  bei  Weitem  wichtigsten  Zollartikel,  die  wenigen  anderen  Zollposten  (Kaffee,  Süd- 
früchte, Cacao,  Cichorie  und  ein  paar  weitere)  geben  nicht  viel.  Der  Zucker  ist 
neuerdings  auch  von  jedem  Zoll  befreit  (Stein,  5.  A.  II,  2.  2»>3  nennt  ihn  immer 
noch  unter  den  Hauptartikeln  der  indirecten  Verbrauchssteuer).  Schutzzölle  bestehen 
nicht  mehr.  So  hat  das  Intnd  die  eigentlichen  Nahrungsmittel  von  Abgaben  befreit, 
wichtige  Uenussmittcl  hoch  besteuert.  (Innere  Biersteuer  als  Steuer  von  der  Bier- 
würze; Branntwein  nach  dem  Alcoholgrad,  Fabrikatsteuer;  Weinzoll  ebenfalls  nach  der 
Alcoholstärke ; Tabakzoll  die  Form  der  Tabakbesteuerung  bei  Verbot  inländischen 
Tabakbaus.)  Daneben  ein  auch  ziemlich  einträgliches  System  von  Gcwerbeliccnz- 
abgaben.  Von  directen  Gebrauchs-  u.  dgl.  Steuern  erhebt  der  Staat  eine  Hunde-, 
Bedienten-,  Wagen-,  Wappen-,  Jagdschein-,  Schusswaffensteuer.  (Uebcr  Alles  vielerlei 
Einzelheiten  in  der  Darstellung  im  3.  Bande.)  — In  der  britischen  Com  in  u na  1- 
besteucruug  fehlen  eigentlich  indirecte  Verbrauchsabgaben  fast  ganz;  doch  gehen  hie 
und  da  gebührenartige  wohl  Etwas  mit  in  solche  über. 

Frankreich  ist,  nach  der  Beseitigung  der  inneron  indirecten  Verbrauchssteuern 
des  Staats  und  der  Gemeinden  während  der  ersten  Ilevolution . schon  unter  dem 
Consulat,  namentlich  aber  unter  Napoleon  I.  zu  diesen  Steuern  zurückgekehrt  und  bat 
sio  seitdem  beibehalten,  ja  bei  seinen  Finanzbedarfnissen  stark  entwickelt,  auch  aus- 
gedehnt. So  bezieht  auch  der  französische  Staat,  trotz  der  ebenfalls  grossen  Ent- 
wicklung der  directen  Steuern  und  namentlich  der  Verkchrssteuem , aus  Zollen  und 
inneren  Verbrauchssteuern  erheblich  Uber  die  Hälfte  seines  Stcucrertrags  (Fin.  111, 
S.  374,  t>01 ).  Drei  Monopole  (vor  Allem  Tabak,  dann  Pulver  und  Zündhölzchen), 
die  ausserordentlich  entwickelte  innere  Geträukebesteuerung  (Branntwein.  Wein, 
Obstwein.  Bier),  die  Kübenzuckerstouer,  eino  Auzahl  von  kleineren  Verbrauchs- 
steuern, meist  erst  nach  dem  letzten  Kriege  aufgelegt,  zum  Theil  aber  bereits  wieder 
beseitigt,  dann  gewerbliche  Licenzabgaben,  meist  im  Anschluss  an  die  Ge- 
tränkebcstcucrung,  endlich  auch  noch  eine,  indessen  vcrbältnissmässig  nicht  allzubohe, 
innere  Salzsteucr  bilden  zusammen  das  ausserordentlich  schwere  innere  Verbrauchs- 
Steuersystem.  Neben  diesem  ist  aber  auch  der  Zoll,  jetzt  nur  noch  Einfuhrzoll, 
mit  Scbifffahrts-  und  anderen  Nebenabgaben  eino  sehr  ertragsreiche,  seit  dein  Kriege 
von  1870  bedeutend  ergiebiger  gemachte  Einnahmequelle.  Im  Zoll  sind  die  Finanz- 
zölle zwar  der  wichtigste  Theil  (besonders  Kaffee,  Zucker,  Petroleum,  jetzt  auch  Wein, 
Cacao).  aber  doch  auch  dio  industriellen,  neuerdings  wieder  die  agrarischen  Schutz- 
zölle, ferner  der  Steinkohlenzoll  wichtige  Finanzobjecte.  Die  sehr  complicirte  Gctränke- 
bestcuerung  setzt  sich  bei  den  einzelnen  Getränken  und  specicll  bei  Wein  aus  ver- 
schiedenen Abgaben  zusammen,  darunter  auch  noch  die  Form  der  „Eingangsabgabe'* 
in  Städten;  bei  Branntwein  Fabrikatsteuer.  Dio  in  ihrer  Bestouerungsmcthode  mehr- 
fach veränderte  Zuckersteuer  ist  jetzt  in  die  Kohstoffstcuer  von  der  Kube  hinubergefuhrt 
worden.  — Di  recte  Gebrauchs-  und  I.uzussteucrn  erhebt  der  Staat  von  Wagen 
und  Pferden,  Billards.  Clubs  u.  dgl.,  Spielkarten,  Jagdscheinen.  — Die  hier  auf- 
gefuhrtc  französische  Staatsbestcuerung  ist  die  grossartigstc  unter  den  bestehenden  und 
auch  für  die  Theorie  wohl  gegenwärtig  interessanteste.  In  der  eingehenden  Darstellung 
im  dritten  Bande  (S.  597 — SS2)  auch  vielerlei  technisches,  administratives,  statistisches 
Detail.  — Die  französische  C o m m u n a 1 bcsteuerung , besonders  der  Städte,  besitzt 
in  dem  noch  während  der  ersten  Devolution  wieder  hcrgestellten  Octroi  ein  sehr 
ergiebiges,  ausgedehntes  Verbrauclisstcuersystem  in  etwas  modernisirtcr  Form . aber 
doch  noch  sehr  dem  alten  Tliorsteucrwesen  gleichend  (Fin.  III,  S.  884 — 914).  Die 
Hundesteuer  ist  in  Frankreich  ebenfalls  Communalsteuer;  auch  an  den  Jagdschein- 
abgaben haben  dio  Gemeinden  Antheil. 

Belgien  hat  ausser  den  Einfuhrzöllen  innere  Verbrauchssteuern  auf  Branntwein, 
Bier.  Essig.  Zucker.  Tabak,  auch  noch  besonders  auf  fremden  Wein.  Die  ehemaligen 
Com  m unaloctrois  sind  aufgehoben  worden  und  dafür  den  Gemeinden  ein  be- 
stimmter Antheil  an  den  inneren  Verbrauchssteuern,  am  Zoll  (ausserdem  an  den  Post- 
einnahmen) eingeräumt  worden.  (S.  Uber  diese  Maassnahme  v.  Deitzenstein  in 
Conrads  Jahrbüchern,  ß.  43,  52.) 

In  den  Niederlanden  ist  die  innere  Verbrauchsbesteuerung  des  Staats  (Accise) 
eine  Haupteinnahmequelle,  besonders  die  Branntweinsteuer,  daneben  Bind  aber  noch 
verschiedene  weitere,  auch  nothwendigere  (Salz,  Fleisch,  Seife)  und  einige  andere 
Artikel  (Zucker,  Wein,  Bier,  Essig)  der  Staatsaccise  unterworfen.  Auch  eine  Lotterie 
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hat  Holland  noch.  Der  Zollertrag  ist  bei  ungewöhnlich  niedrigen  Finanzzöllen  Verhältnis*- 
massig  gering  in  diesem  Handclsstaate.  Die  Gern  ei  n deaccisen  sind  auch  hier  aufge- 
hoben worden,  unter  Ersetzung  durch  directe  Steuern.  (S.  v.  Reitzenstein  a.a.O.  B.52.) 

Die  Schweiz  hat  ihre  hauptsächlichste  Bundeseinnahme  in  ihrem  neuer- 
dings auch  ergiebiger  gemachten  Zollwescn.  Jungst  bat  sie  aber  auch  ein  Brannt- 
weinmonopol eingefuhrt,  dessen  Reinerträge  jedoch  den  Cantoneu  nach  deren 
Volkszahl  zufiiessen  und  Gelegenheit  geben,  mit  cantonalen  indirecten  Steuern  (Ohm- 
gcld  u.  s.  w.)  aufzuräumen. 

Italien  hat  ausser  dem  ergiebigen  Zoll  zwei  einträgliche  Monopole  (Tabak, 
Salz),  ferner  noch  ein  System  allgemeiner  innerer  Verzehrungssteuern  in  der  Form  des 
Communaloctrois  auch  für  den  Staat,  wodurch  namentlich  der  Wein  (auch  Fleisch 
u.  a.  m.)  belastet  wird;  weiter  eine  Reihe  von  besonderen  inneren  Fabrikation*-  und 
Verbrauchssteuern  (Spirituosen,  Bier,  Zucker,  kohlonsaures  Wasser,  Pulver).  Eine  in 
der  Finanznoth  während  der  Ausbildung  zum  Einheitsstaat  eingefuhrte  schwere  Mahl- 
steuer konnte  bereits  wieder  aufgehoben  werden,  liefert  aber  ein  gutes  Beispiel,  wie 
auch  neuerdings  trotz  der  principiellen  Bedenken  eine  derartige  Steuer  mitunter  nicht 
vermieden  wird  und  — mit  Recht  nicht,  ein  Beleg  für  unsere  Auffassung  der  finanz- 
politischen Stcuerprincipicn ; in  Italien  auch  ein  gutes  Zeichen  staatsmännischer  Ein- 
sicht und  von  hohem  Patriotismus.  Ein  erhebliches  Finanzobject  ist  immer  noch 
die  (Zahlen -) Lotterie.  — In  den  Gemeinden  bildet  die  Verzehrungssteuer  in 
Octroiform  ebenfalls  noch  eine  hauptsächliche  Einnahmequelle. 

In  Oesterreich-Ungarn  ist,  wie  in  einem  Bundesstaate,  der  Zoll  ertrag  Ein- 
nahme des  Gesammtstaats , mit  unmittelbarer  Verwendung  zur  Deckung  des  gemein- 
samen Haushaltetats.  Gleiches  gilt  von  dem  durch  das  Kriegsministeriiim  verwalteten 
Pulverregal.  Die  anderen  indirecten  Verbrauchssteuern,  einschliesslich  der  Monopole, 
sind  seit  1S68  wieder  besondere  Einkünfte  der  beiden  Reichshälften.  In  W est- 
Oesterreich  gehören  dahin  die  beiden  Monopole  von  Tabak  und  Salz,  dann  die 
sogenannte  staatliche  Verzehrungssteuer,  welche  als  selbständige  Steuern  im  Anschluss 
an  den  Productionsbetricb  die  Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuer,  zum  Th  eil  auch  die 
Flcischsteuer  umfasst,  ausserdem  aber  in  der  Form  der  Thorsteuercontrole  in  einigen  # 
grösseren  sogenannten  „geschlossenen“,  d.  h.  mit  Verzehrungsstcuerlinien  umgebenen 
Städten  Wein,  Vieh,  Fleisch,  ltrotfrüchte,  Mehl,  Reis,  Gemüse  und  andere 
landwirtschaftliche  Productc,  Brenn-  und  Beleuehtungsstoffc  und  einiges  Andere  und 
auch  auf  dem  platten  Lande  und  in  „oifenen“  Städten  mittelst  besonderen  Verfahrens 
Bier,  Wein,  Most,  Spirituosen,  Schlacht-  und  Stechvieh  trifft.  Die  Biersteuer  in  Form 
der  Bierwürzsteuer,  die  Zucker-  und  Branntweinsteuer  in  Formen,  welche  mehrfach 
verändert  worden  sind,  jetzt  bei  der  Branntweinsteuer  vornemlicb  Fabrikatbesteuerung, 
bei  der  Zuckerbesteuerung  ebenfalls  („Verbraucltsabgabe"),  nach  Normen,  welche  den 
neuesten  deutschen  ähnlich  sind;  bei  beiden  letztgenannten  Steuern  ist  auch  nähere  Be- 
ziehung der  österreichischen  und  ungarischen  Gesetzgebung  und  Steuereinrichtung  zu 
einander  wieder  eingetreten.  Ausserdem  hat  auch  Oesterreich  sein  (Zahlen-) Lotto 
noch.  — In  gewissen  Gemeinden  sind  die  Verzehrungssteuern,  so  die  in  den 
grösseren  „geschlossenen“  Orten  erhobenen,  auch  Gemeindesteuern.  — In  Ungarn 
im  Ganzen  doch  ähnliche  Gestaltung  dieser  Besteuerung.  — Diese  Staaten  zeigen, 
gleich  Italien,  wie  dringender  Finanzbedarf  und  geringerer  Wohlstand,  welcher  letztere 
die  Consumtion  von  Reiz-  und  Genussmitteln  des  Golonialwaareuzweigs  (ausser 
Tabak!)  in  der  Masse  der  Bevölkerung  noch  niedriger  hält,  nöthigen,  an  bedenklichen 
Verbrauchssteuern,  so  denen  auf  wichtige  Lebensmittel  in  höheren  Sätzen  länger  fest- 
zuhaltcn,  als  anderswo. 

ln  Russland  liegt  der  Schwerpuuct  der  gesammten  Staatsbesteuerung  durchaus 
in  den  indirecten  Steuern,  Zöllen  und  inneren  Verbrauchssteuern  und  bei  letzteren 
vor  Allem  in  der  ungemein  einträglichen  Getränke-,  namentlich  der  schweren  Brannt- 
weinsteuer (Fabrikatsteuer),  welche  trotz  gemuthmaasster,  immer  noch  nicht  genügend 
bewältigter  Unterschleife  als  der  wahre  Träger  des  russischen  Staatshaushalts  erscheint. 
Ausserdem  eine  auch  durch  die  eigenthUmlicbc  Bestcuerungsmethode  bemerkenswerthe 
Tabaksteuer,  Rübenzucker-,  Mineralöl-,  Zundhölzchcnstcuer.  An  Monopolisiruug  des 
Tabaks  ist  gedacht  worden,  aber  sie  ist  bisher  nicht  zu  Stande  gekommen. 

Auch  in  den  übrigen  europäischen  ausserdeutschen  Staaten  sind  die  Zölle,  die 
Getränkesteuern , besonders  von  Branntwein,  die  Zuckersteuer,  die  Tabaksteuer,  auch 
als  Monopol  Spanien,  Rumänien)  überall  der  llaupttheil  der  Staatseinkünfte. 
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Auch  ausserhalb  Europas,  in  den  Colonicn  und  Colonialstaaten  der 
Europäer  und  in  selbständigen  Staatsgebilden  (Asien)  findet  sich  im  Ganzen 
doch  eine  ähnliche  Gestaltung.  Der  Schwcrpunct  liegt  hier,  besonders  in  Colonien  und 
Colonialstaatcn,  in  den  Einfuhrzöllen,  unter  denen  diejenigen  auf  Fab  rikate  und 
Halbfabrikate,  iu  schutzzOllnerischer  Tendenz,  wie  in  den  Ve reinigten  Staaten 
von  Nordamerica,  aber  auch  unabhängig  davon,  als  wirkliche  reine  FinanzzOUe,  hier 
besonders  wichtig  zu  sein  pflegen,  mehr  als  in  Europa  bei  dessen  entwickelter  Iudnstrie. 
Daneben  sind  auch  mehrfach  die  Ausfuhrzölle  auf  Stapelproducte  in  dieseu 
Ländern  (Brasilien  u.  a.  m.,  China)  noch  verhältuissmässig  wichtig.  Die  Ver- 
einigten Staaten  haben  aber  aus  der  Periode  des  Bürgerkriegs,  wo  alle  Arten 
Steuern  rasch  ungemein  stark  entwickelt  wurden,  noch  einige  erhebliche  innere  indirecte 
Verbrauchssteuern,  besonders  auf  Tabak  i.in  bemerkenswerth  ausgebildeter  Fabrikat- 
stcucrform,  mit  ganz  ausserordentlichen  Controlcn  und  Strafbestimmungenf,  Spirituosen, 
Bier  (in  ebenfalls  eigentümlicher  Weise  besteuert)  beibehaltcn.  In  den  einzelnen 
Staaten  kommen  u.  A.  Schank-  und  ähnliche  Licenzabgabcn  vielfach  vor. — 
ln  asiatischen  Ländern  (Britisch-  und  Holländisch -Indien,  China)  sind  an  inneren 
Verbrauchssteuern  Salz-  und  Opiumsteuern  (Salzmonopol  in  Indien)  hervorzuheben. 
Japan  europäisirt  sich  auch  auf  dum  Finanz-  und  Steuergebiet  immer  mehr,  auch  in 
Betreff  dor  inneren  Getränkesteuern. 

In  Deutschland  ist  die  Entwicklung  der  Zolle  und  inneren  Verbrauchssteuern 
unter  der  politischen  Zersplitterung  lange  gehemmt  gewesen  und  vornemlich  mit  aus 
dieser,  wie  freilich  auch  aus  der  günstigeren  gesammten  Finanzlage,  bei  fehlenden  oder 
geringen  unproductiven  Staatsschulden,  starkem  älteren  und  neueren  (Eisenbahnen!) 
rentablen  StaatsvermOgcn,  erklärt  sich  die  verhältuissmässig  immer  noch  im  Vergleich 
mit  den  meisten  übrigen  europäischen  Ländern  geringere , namentlich  auch  in  den 
Erträgen  noch  zurückgebliebene  Ausbildung  dieser  Steuern  bei  uns.  Aber  immerhin 
sind  seit  der  Bildung  des  Zollvereins,  dann  des  Norddeutschen  Bunds  und 
des  Deutschen  Reichs  ausserordentliche  Fortschritte  zu  verzeichnen. 

Mit  der  Errichtung  des  Zollvereins  wurde  das  Zoll  wesen  nach  der  Seite  der 
Finanz-  wie  der  Schutzzölle  unificirt,  die  Rübenzuckersteuer  trat  dann  bald  hinzu. 
Die  betreffenden  Einkünfte,  welche  früher  wesentlich  nach  der  Kopfzahl  auf  die 
Einzelstaatcu  vertheilt  wurden,  gingen  nach  1866  und  1671  auf  den  Bund,  bez.  das 
Reich  über.  Zu  ihnen  traten  die  früher  nur  im  Einzelstaate  (Preusscn)  bestandene 
innere  Tabaksteuer  und  die  Salz  Steuer  als  Reichssteuem , letztere  aus  den  einzel- 
staatlichen Monopolen  verschiedener  Art  in  eine  einheitliche,  an  den  Productions- 
betrieb  sich  anschliessende  Verbrauchssteuer  umgcbildet.  Die  Branntwein-  und 
die  Bier-(Braumalz)steuer  wurden  dagegen  nur  in  Norddcutschland  völlig  unificirt, 
die  drei  süddeutschen  Staaten,  Baicrn,  Würtemberg.  Baden,  und  in  der  Bierstener  auch 
Klsass-Lothringen  behielten  ihre  Landesstcuern.  Durch  Ausbildung  des  Zolltarifs  (1879), 
Erhöhung  einiger  Zollsätze  (besonders  Tabak),  Entwicklung  neuer  agrarischer  Schutz- 
zölle, besonders  von  Getreide,  Vieh,  ist  der  Zollertrag  ln  neuester  Zeit  erheblich  ge- 
steigert worden.  Die  finanziell  ergiebigsten  Artikel  sind  jetzt  Kallee,  Tabak,  Petroleum, 
Wein,  anderseits  Getreide,  daneben  Südfrüchte,  Reis,  Heringe,  Gowürze,  wie  ferner 
Bau-  und  Nutzholz,  Vieh  u.  s.  w.  Durch  cndlicho  Aufnahme  von  Hamburg- Altona 
und  Bremen  ist  die  Ausdehnung  des  Zollgebiets  auf  das  Reichsgebiet  nunmehr  im 
Wesentlichen  vollzogen;  das  erstcre  umfasst  aber  noch  Luxemburg.  Die  Pläne  von 
Tabak-  und  Branntweinmonopolen  haben  sich  bisher  nicht  durchführen  lassen. 
Aber  wenigstens  gelang  die  Umwandlung  der  Tabak -Flächensteuer,  die  von  Preussen 
her  übernommen  war,  in  eine  Gewichtssteuer  des  Rohtabaks,  und  die  Umbildung  der 
filteren,  ebenfalls  nach  preussischcm  Muster  eingerichteten  Branntwein -Maischraum- 
steuer in  der  Hauptsache  in  eine  wirkliche  Verbrauchs- Fabrik atstencr,  welche 
immerhin  erheblich  einträglicher,  als  die  frühere,  geworden  und  nunmehr  auch  auf 
Suddeutschland  ausgedehnt  ist,  so  dass  nur  die  Biersteuer  dort  noch  Landessteuer 
blieb.  Die  Rü  benzuckerstcuer  ist  in  der  Form  der  Rohstoffsteuer  eingerichtet  ge- 
wesen und  diese  Form  hat  wohl  zu  der  mächtigen  Entwicklung  der  Kubenzuckerindustrie 
mit  beigetragen.  Aber  die  unpassende  Regelung  der  Ausfuhrvergutungen , welche 
letztere  in  Ausfuhrprämien  ausaiteten,  hat  auch  hier  zu  einer  Steuerreform  mit  den 
Anlass  gegeben,  welche  vorläufig  in  der  Verbindung  einer  Verbrauchs-Fabrikat- 
Steuer  mit  der  in  ermässigtem  Betrage  noch  verbliebenen  Rubensteuer  ihren,  sicher 
aber  noch  nicht  endgiltigen  Abschluss  gefunden  hat  Auch  die  Tabak-  und  die 
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Branntweinsteuer  tnassen  jedenfalls  noch  erheblich  einträglicher  gemacht  werden, 
wozu  sich,  zumal  bei  der  ersteren,  immer  wieder  die  Monopolform  als  die  zwcck- 
mäasigstc.  erweisen  wird,  wenngleich  die  Schwierigkeiten  der  ersten  Einführung  eines 
solchen  Monopols  gegenüber  einer  grossartigen  freien  Cultur,  Industrie  und  Handel 
und  die  daraus  hervorgehenden  Bedenken  nicht  unbeachtet  bleiben  können.  Ausser- 
dem wird  die  Unification  der  Biersteuer  im  Reiche,  vielleicht  unter  Annahme  der 
bewährten,  wenn  auch  an  sich  nicht  rationellsten  baierisch-wurtembergischcn  Form, 
statt  der  bisherigen  Maischsteuer  vom  Schrot,  zu  erstreben  und  dabei  auch  schon  zur 
Ausgleichung  mit  Branntwein  und  Kaffee,  ein  erheblich  höherer  Ertrag  als  der  bis- 
herige norddeutsche,  abzugewinnen  sein:  ohne  entscheidende  Bedenken  für  Consum, 
Preis,  Qualität,  wie  gerade  Baicm  zeigt.  — Das  Reich  besitzt  endlich  im  unificirtcn 
und  aus  den  cinzelstaatlichcn  ausgeschiedenen  Spielkartcnstempcl  eine  eigene  Ge- 
brauchs- und  Genusssteuer. 

Die  Zölle  und  die  genannten  inneren  Verbrauchssteuern  sind  die  Ilaupteinnahme 
des  Reichshaushaltcs.  Ihre  Verwaltung  und  Erhebung  ist,  unter  Reichscontrole , in- 
dessen einzelstaatlich  verblieben,  unter  Festsetzung  bestimmter  Normen  für  die  Be- 
rechnung der  Erhebungskosten,  wobei  den  Einzelstaaten  bei  gewöhnlich  etwas  niedrigerer 
wirklicher  Ausgabe  für  diese  Kosten  kleine  Ueberschllsse  verbleiben.  Der  Nettoertrag 
aus  den  Zöllen,  der  Tabak-  und  Branntweinsteuer  (dsgl.  der  Reichsstempelabgaben) 
bildet  auch  nur  bis  zum  Betrage  von  130  Mill.  M.  eine  unmittelbare  rcichsverfassungs- 
mässige  Einnahme  des  Reichs.  Was  darüber  hinaus  geht,  flicsst  den  Gliodorstaatcn 
nach  deren  Volkszahl  zu,  wofür  diese  aber  nach  demselben  Maassstab  sogenannte 
„Matricularbciträgc“  an  das  Reich  zu  leisten  haben.  Indessen  läuft  dies  im  Effect 
doch  nur  auf  Verrechnungsoperationen  hinaus.  Thatsächlich  werden  die  Reichs- 
ausgaben  doch  aus  den  genannten  Zoll-  und  Steucrerträgen  und  den  übrigen  Reichs- 
steuem  grösstenthcils  gedeckt.  Die  neuere  Entwicklung  der  Erträge  hat  es  zu  Wege 
gebracht,  dass  jetzt  die  Einzclstaateu  mehr  von  diesen  Einkünften  für  sich  behalten 
können,  als  sie  an  Matricularbeiträgen  leisten.  Insoweit  bildet  das  unificirto 
Reichszoll-  und  Verbrauchssteuersystem  auch  eine  wohl  immer  wichtiger 
werdende  Hilfsquelle  der  Finanzen  der  Gliederstaaten:  eine  auch  principiol!  beachtcns- 
werthe  steuerpolitische  und  steuertechnische  Entwicklung,  welche,  wie  in  anderen 
modernen  Staaten,  darauf  hinauslänft.  dass  nicht  nur  die  wesentlich  dem  Rechts-  und 
Machtzweck  dienenden  Reichsausgaben,  sondern  auch  ein  Theil  dor  zu  diesem,  mehr 
aber  noch  zum  Cultur-  und  Wohlfahrtzweck  gehörenden  Ausgaben  dieser  ülicdcretaaten 
durch  die  „indircctc  Besteuerung“,  und  zwar  des  Reichs,  bestritten  werden.  In  den 
einzelnen  Staaten  kommt  das  nicht  ganz  glcichmässig  zur  Geltung,  weil  in  den  Ab- 
rechnungen zwischen  dom  Reich  und  diesen  Staaten  nicht  alle  Ausgaben  gleichmässig 
auf  alle  Staaten  repartirt  werden,  namentlich  alter,  weil  Baicrn  und  Würtemherg  nicht 
an  den  Uebcrschüssen  der  Post  und  Telegraphie  des  Reichs  und  beide  sowie  Baden 
und  Eisass  - Lothringen  auch  nicht  an  der  Biersteuer  (wiu  bis  vor  Kurzem  die  drei 
ersteren  nicht  an  der  Branntweinsteuer)  des  Reichs  Theil  nehmen.  Dafür  haben  sie 
entsprechend  mehr  Matricularbciträge  zu  tragen,  beziehen  aber  anderseits  ihre  eigeneu 
Einnahmen  aus  der  Biersteuer,  bcz.  auch  aus  Post  und  Telegraphie. 

Durch  diese  Entwicklung  des  Reichszoll-  und  Steucrwesens  ist  der  llaupttheii 
der  betreffenden  Stenern  demnach  aus  den  Finanzen  der  Einzelstaaten  ausgeschieden. 
Die  eigene  indircctc  Verbrauchsbesteuerung  dieser  Staaten  ist,  abgesehen  von  der 
süddeutschen  Biersteuer,  zu  keiner  finanziell  sehr  erheblichen  Bedeutung  gelangt.  In 
die  endgiltigen  Neuordnungen  des  preussischen  Steuersystems  nach  der  französischen 
Kriegszcit  waren  zwar,  ausser  den  später  zu  Reichsstcuern  gewordenen,  einige  in- 
directe  innere  Steuern  ttbergegangen,  namontlich  eine  Mahl-  und  Schlachtsteucr 
in  den  grösseren  Städten,  dann  eine  Weinsteuer.  Letztere  (eine  Productionsstcuer 
mit  Qualilätsfuss)  wurde  jedoch  schon  lSfiö,  bei  Gelegenheit  der  Ennässigung  der 
Weinzölle,  die  beiden  anderen  wurden  18*3,  in  Verbindung  mit  der  Einführung  dor 
Classcnsteuern  in  diesen  Städten,  aufgehoben.  Dagegen  hat  Preussen  eine  tClassen-) 
Lotterie  nicht  nur  beibehalten , sondern  jüngst  noch  um  das  Doppelte  ausgedehnt.  — 
In  den  Gemeinden  ist  die  Mahisteucr  unbedingt  gefallen,  die  Schlachtsteuer  darf 
bedingt  beibehalten  werden,  was  aber  nur  in  einigen  Städten  geschehen  ist.  Zuschläge 
zur  Reichs -Brausteucr  auf  Gemeinderechnung  kommen  anderseits  vor.  Etwas  um- 
fassendere Thorsteuern  der  Gemeinden  (Städte)  finden  sich  sonst  wesentlich  nur 
noch  in  den  neuen  Provinzen.  In  der  Hauptsache  beruht  daher  der  preussisclie 
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Staats-  und  Gemcindehaushalt  auf  d i recte n,  bez.  crstorcr  mit  auf  Verkehrssteuern 
und  den  Antkcilen  an  dun  indircctcn  Ueiciissteuem.  Allgemein  findet  sich  ausserdem 
in  den  Gemeinden  von  directen  Gebrauchssteuern  die  Hundesteuer  und  in  einzelnen 
Orten  (Berlin)  die  Wohnungs-  oder  Mieth Steuer.  Die  Jagdscheinabgaben 
ttiessen  in  die  Kreiscasse. 

Im  Königreich  Sachsen  ist.  nachdem  eine  eigene  Weinsteuer  zugleich  mit  der 
preussischen  beseitigt  worden,  als  eigene  Staatssteuer  noch  eine  Schlachtsteuer 
verblieben.  Eine  solche,  wie  auch  eine  Wein-  und  eine  Hnndestener  neben  der 
eigenen  liiursteuer  findet  sich  auch  noch  in  Baden;  in  Hessen  bestehen  gleich- 
falls letztere  beiden  Steuern  noch  (hier  auch  noch  eine  nach  einem  dem  zur  Hunde- 
steuer ähnlichen  Verfahren  eingerichtete  — Nachtigallensteuer I).  Baiern  hat  in 
seiner  höchst  einträglichen  nach  der  Kohstoffbesteuerungs- Methode  des  Malzauf- 
schlags eingerichteten  Bicrstcuer  noch  ein  besonders  wichtiges  finanzielles lleservat- 
recht,  ebenso  Wurtoinberg.  In  boiden  Staaten  ist  die  Hundesteuer  auch  eine 
Staatssteuer.  In  \V  Urte  mb  erg  bildet  dio  Biersteuer  ein  Glied  der  sogenannten 
„Wirthschaftsabgabcn“  des  Staats,  welche  ausserdem  eine  beim  Scbonkwirth  erhobene 
Weinsteuer,  eine  Branntwein -Verkaufsabgabe  ;Art  Liccnzabgabe)  und  einige  andere 
Concessionsgeldcr  umfassen.  Lottcricen  (Classen  - Lotterie)  bestehen  noch  im  König- 
reich Sachsen,  Braun  schweig,  Hamburg,  Mecklenburg-Schwerin.  In 
den  Gemeinden  der  süddeutschen  Staaten,  namentlich  Baierns,  finden  sich  einige 
Verbrauchssteuern  noch  in  grosserem  Betrage,  besonders  Zuschläge  zur  Biersteuer, 
aber  auch  filr  Fleisch  und  einzelnes  Andere  (so  Gas,  Würtemberg).  Luxussteuerartig 
sind  die  in  Deutschland  mehrfach  vorkommenden  Abgaben  von  Öffentlichen  Ver- 
gnügungen (auch  in  Hamburg,  desgleichen  in  preussischen  Gemeinden).  Unter  den 
mancherlei  gebuhrunartigen  Abgaben  und  den  Einnahmen  ron  Communalanstaltcn  (Gas, 
Viehhöfe,  Markthallen  u.  s.  w.)  sind  wenigstens  Ansätze  zu  neuen  indirccten  Verbrauchs- 
steuern als  städtischer  Gemeindesteuern  vielfach  wahrzunehmen,  auch  in  Preussen,  wo 
die  Gesetzgebung  sonst  dieser  Steuerart  in  den  Gemeinden  bisher  wenig  mehr  geneigt 
geblieben  war  (vgl.  oben  §.  65). 

In  Eisass- Lothri  ngen  ist  die  französische  indirecte  Verbrauchsbesteuerung 
grossenthcils  durch  die  deutsche  Keichsbesteuerung  ersetzt  worden  (Tabak,  Zucker, 
Branntwein,  Salz,  wie  ferner  natürlich  der  Zoll).  Geblieben  sind  als  L a n d o s steuern 
die  Bierstcuer  und  das  Getränkestuiiersystem  namentlich  fdr  Wein , doch  hat  diese 
Weinbesteuerung  Veränderungen,  Vereinfachungen  und  Erleichterungen  erfahren.  In 
den  Gemeinden  blieb  das  Octroi. 

Dircctc  Luxussteuern  des  Staats  wie  der  Gemeinden  sind  sonst  wohl  mitunter 
in  Deutschland  noch  neuerdings  angeregt,  aber  durch  die  Gesetzgebung  nicht  wieder 
cingeftihrt  worden.  Sie  würden  unter  deutschen  Verhältnissen  auch  wenig  ergiebig, 
dagegen  wegen  der  Veranlagungsart  und  Controle  nach  deutscher  Auffassung  besonders 
unbeliebt  und  lästig  sein.  Bei  der  theils  als  Staats-,  tbeils  als  Gemeindesteuer  ver- 
breiteten Hundesteuer  kommen  doch  andere  Gesichtspuncte , sanitäre  insbesondere, 
inebr  in  Betracht.  Die  Jagd  sch  ei  nabgaben  Hessen  sich  wohl  am  Ersten  in  luxus- 
steuerlicher  Tendenz  ergiebiger  machen. 

In  der  hier  nicht  weiter  verfolgten  Besteuerung  der  übrigen  deutschen  Staaten, 
daher  besonders  der  Kleinstaaten,  findet  sich  noch  diese  und  jene  Besonderheit,  aber 
im  Ganzen  doch  eine  ähnliche.  Gestaltung  wie  in  den  Mittelstaaten  und  Preussen. 

Es  bleibt  immer  bemerkenswert!) . dass  sich  so  die  deutsche  Besteuerung  trotz 
ihrer  immer  noch  grossen  particularistischcn  Zersplitterung  in  Objecten  und  Methoden 
derjenigen  des  übrigen  Europa  mehr  und  mehr  genähert  hat.  Ein  Hauptunterschied 
bleibt  das  Fehlen  von  Monopolen,  die  unbedeutende  W c i u bcsteuerung , ausser 
durch  den  Zoll,  die  sich  freilich  mit  ans  der  beschränkten  Weiuproduction  erklärt,  die 
immer  noch  verglichen  mit  den  wichtigeren  anderen  Ländern  meist  viel  niedrigeren 
Zollsätze  der  Finanzzollartikcl  und  Steuersätze  der  inneren  Steuern 
(Kaff'eo,  Petroleum.  Bier,  Branntwein.  Tabak,  Zucker),  endlich  rorglichen  mit  den 
romanischen  Ländern  und  Oesterreich  die  viel  gcrin gere  com  in u nale  Verbrauchs- 
besteuerung. Das  verdanken  wir  trotz  des  Militäretats,  wie  schon  bemerkt,  den  geringen 
Schulden,  der  wohlfeilen  Civilverwaltung,  dem  grossen  rentablen  Staatsbesitz. 


Digitized  by  Googl 


631 


6.  Abschnitt. 

III.  Die  Gebrauelmbesteuerangr  oder  die  Tomemlieh  sogenannte  indirecte 

Besteuerung. 

B.  Kritische  Prüfung. 

§.  260.  Einleitung.  Eine  so  allgemeine  geschichtliche  Er- 
scheinung wie  die  Entwicklung,  die  grosse  Ausdehnung  und  der 
allen  Angriffen  trotzende  Bestand  der  Verbrauchsbesteuerung  bei 
den  Culturvülkern  muss  tiefe  innere  im  Volksleben  ruhende  Gründe 
haben,  welche  durch  eine  bloss  negative,  die  Bedenken  gegen  diese 
Besteuerung,  wennschon  ganz  richtig,  auf  deckende  Kritik  noch 
nicht  widerlegt  und  oft  eigentlich  kaum  berührt  werden.  Denn 
man  kann  die  Richtigkeit  der  Kritik  zugeben  und  doch  an  der 
Verbrauchsbesteuerung  festhalten  — aus  dem  Ausschlag  gebenden 
practischen  Grunde,  dass  sie  das  Ziel  aller  Besteuerung,  die  Deckung 
des  Finanzbedarfs,  am  Sichersten  und  doch  immer  noch  verhält* 
nissmässig  am  Leichtesten  erreicht.  An  dieser  Behauptung  der 
Anhänger  der  Verbrauchsbesteuerung  ist  aber,  bei  aller  unterlaufen- 
den Uebertrcibnng,  theils  wirklich,  theils  nach  dem  Stande  der 
Volksmeinung,  wie  diese  nun  einmal  empfindet  und  artheilt , viel 
Wahres. 

Die  folgende  Erörterung  soll  zunächst  (I)  die  relativ  richtigen 
allgemeinen  Erklärungs  - und  Recht fertigungsgrün de, 
dann  (II)  die  speciellen,  aber  überwiegend  falsc  hen  derartigen 
Gründe  (§.  264  ff),  endlich  (III)  die  principiellen  und  prac- 
tischen Mängel  der  Verbraucbsbesteuerung  (§.  267  ff.)  behandeln. 

I.  Die  allgemeinen  Erklärungs-  und  Rechtfertigungs- 
gründe  liegen  wohl  einmal  (A)  in  den  besonderen  Schwi erig- 
keiten,  die  directe  Erwerbsbesteuerung  gemäss  dem  stei- 
genden Finanzhcdarf  zu  vermehren;  sodann  (B)  in  dem  zu 
Gunsten  der  Verbrauchs-,  zu  Ungunsten  der  Erwerbsbesteuerung 
mit  spielenden  psychologischen  Moment;  ferner  (C)  in  der 
meist  gebotenen  Noth Wendigkeit,  gewisse  Theile  des  Natio- 
naleinkommens, welche  sich  der  directen  Erwerbsbesteuerung 
leicht  entziehen,  aber  nicht  unbesteuert  bleiben  dürfen  oder 
sollen,  doch  überhaupt  zu  besteuern  und  in  der  speci- 
fischen  steuertechnischen  Geeignetheit  der  Verbrauchs- 
besteuerung hierzu;  weiter  (D.)  in  gewissen  volks-  und  einzel- 
wirthscha  ft  liehen  und  technischen  Entwicklungsver- 
hältnissen, welche  die  Einrichtung  und  Durchführung  der  Ver- 
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brauchsbcstcuerung  erleichtern,  während  sie  mitunter  gerade 
diejenige  der  Erwerbsbesteuerung  erschweren;  endlich  (E)  in  einem 
praetisch  in  der  Tbat  nicht  unwichtigen  Unterschied  zu  Gunsten 
der  Vrerbrauch8besteuerung,  dass  nemlich  bei  dieser  die  effective 
Steuerzahlung  einer  consumirenden  Person  in  zahlreiche 
kleine  T heilzahlungen  zerlegt  werden  kann  und  vielfach 
auch  zerlegt  wird,  wozu  noch  eine  gewisse  Freiheit  in  der 
Wahl  der  Zeitpuncte  der  Zahlung  kommt. 

II.  Die  speciellen,  aber  überwiegend  falschen  Gründe 
für  die  Verbrauchsbesteuerung  sind  theils  selbständige,  von 
den  eben  genannten  allgemeinen  Erklärungs-  und  Rechtfertigungs- 
gründen  verschiedene,  theils  laufen  sie  auf  eine  Ueber- 
treibung  der  relativen  Wahrheit  hinaus,  welche  in  jenen 
Grüuden  enthalten  ist,  wobei  dann  noch  falsche  weitere  Motiviruugen 
hinzutreten.  Die  wichtigsten  derartigen  Gründe  sind:  einmal  (A) 
die  einfache  Berufung  auf  und  Beruhigung  bei  der  Steuerüber- 
wälzung, deren  optimistisch  aufgefasste  Function  die  Haupt- 
bedenken gegen  diese  Steuerform  beseitige;  sodann  (B)  die  Auf- 
fassung des  Umstands  als  eines  unbedingten  Vorzugs,  dass 
bei  der  Verbrauchsbesteuerung  theils  das  Steuerzahlen  über- 
haupt, theils  wenigstens  die  Bestimmung  der  Höhe  der  Steuer 
dem  Einzelnen  freistehe  oder  von  seinem  eigenen  Willen  ab- 
hänge,  je  nachdem  er  seinen  Consuni  „regle“;  endlich  (C)  die 
unbedingt  günstige  Beurtheilung  der  Form  indirecter  Ver- 
brauchsbesteuerung vom  finanziellen  und  politischen 
Standpuncte  aus,  weil  dadurch  die  Thatsache  der  Steuer- 
zahlung meistens  überhaupt  ganz  verhüllt  werde. 

III.  Die  principie llen  und  practischen  Mängel  der 
Verbrauchsbesteuerung  lassen  sich  znsammenfassen  und  übersehen 
als  Verstösse  gegen  die  vier  Reihen  der  obersten 
Steuerprincipien,  vornemlich  gegen  die  Gerechtigkcits- 
principien  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

Das  vorausgehende  Schema  wird  der  folgenden  Kritik  zu 
Grunde  gelegt. 

I.  Die  allgemeinen  Erklärungs-  und  Rechtfertigungs- 
gründe. 

§.  261.  — A.  Die  Schwierigkeiten  der  Vermehrung 
der  Erwerbsbesteuernng. 

Ueberblickt  man  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Ver- 
brauchsbesteuerung, wie  sie  oben  in  den  Grundzügen  skizzirt 
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wurde  (§.  207  ff.),  so  lassen  sich  ja  die  Umstände  und  Verhält- 
nisse, welche  hier  ursächlich  ein-  oder  doch  mitwirkten,  unschwer 
feststellen.  Sie  sind  so  gewichtig,  dass  daraus  die  wenigstens  rela- 
tive und  in  grösserem  Umfang  selbst  die  unbedingte  Berechtigung 
der  Verbrauchsbestenerung  und  ihrer  grossen  neueren  Ausdehnung 
abgeleitet  werden  darf. 

Der  steigende  Finanzbedarf  musste  gedockt  worden.  Die  directe  Erwerbs-,  be- 
sonders die  Ertrags-  und  Einkommen-  und  Vermögensbesteuerung  liess  sich  aber  aus 
politischen  Gründen  und  bei  dem  unter  allen  bisherigen  Staatsformen  mehr  oder 
weniger  maassgebenden  Einfluss  der  besitzenden  Classen  gewöhnlich  nicht  einmal 
soweit  in  der  Praxis,  bez.  im  Steuorrccht  ausdehnen,  als  es  gerecht  und  als  es 
Ökonomisch  und  steuertechnisch  möglich  gewesen  wäre.  Die  wachsende  quali- 
tative und  quantitative  Ditferenzirung  des  Nationaleinkommens  und  Vermögens  im  Volke 
bereitete  jedoch  auch  wirklich  i mmer  mehr  steuertechnisch  e Sch wierig- 
keiten,  welche  doch  meistens  noch  stärker  wuchsen,  als  dio  steuerteebnisebon  Hilfs- 
mittel, sie  zu  Überwinden.  Bei  der  nothwendigen  grosseren  Hohe  der  gesammten 
Besteuerung  musste  ferner  jede  doch  so  unvermeidliche  Ungleichm&ssigkeit  der  Steuer- 
vertheilung  härter  empfunden  werden.  Die  unteren,  nicht  oder  wenig  besitzenden, 
meist  nur  auf  Arbeite-  und  kleines  gewerbliches  Einkommen  angewiesenen  Classen 
boten  nach  ihrer  Ökonomischen  Lage  und  ihrer  Stimmung  noch  besondere  steuer- 
technische  Schwierigkeiten  fllr  die  dirccte  Erwerbsbesteuerung,  mehr  noch  in  Bezug 
auf  die  Erhebung  als  auf  die  Veranlagung  derselben.  So  kam  man  immer  bald  au 
die  Grenze  dessen , was  bei  den  höheren  und  niederen  Classen  an  directen  Erwerbs- 
stcuern  aufzulegen  möglich  war  oder  — für  möglich  galt.  Denn  gewiss  ist  diese 
Grenze  meistens  nicht  wirklich  erreicht  worden,  wie  schon  die  beständige  und  rasche 
Zunahme  auch  dieser  Steuern  in  kurzer  Zeit  in  manchen  characteristischon  Beispielen 
gezeigt  hat. 

B.  Mitspielendes  psychologisches  Moment 

Aber  man  hatte  hier  in  der  Praxis  eben  auch  mit  einem  wich- 
tigen psychologischen  Moment  zu  rechnen,  das  namentlich 
grosse  Staatsmänner,  welche  J'Ur  die  Erfüllung  der  Staatsanfgaben 
„mehr  Geld“  brauchten,  begreiflich  immer  besonders  beachtet  haben : 
mit  dem  psychologischen  Moment,  wie  die  Leute  sich  unmittelbar 
zur  meist  directen  Erwerbs-  und  zur  meist  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung in  ihrem  Gemüthe  verhalten.  Dies  Moment  spielt 
in  der  That  eine  so  wichtige  Rolle,  dass  es  als  Erklärungs-  und 
wenigstens  relativer  Rechtfertigungsgrund  der  Entwicklung  der  Ver- 
brauchsbestenerung gelten  darf. 

Denn  es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  fast  allgemein  und  Überall  die  directe  Be- 
steuerung unangenehmer  empfunden  wird  als  die  andere;  „die  erstere  sieht 
man,  die  zweite  sicht  man  nicht“,  auch  wenn  sie  vorhanden  und  im  Grunde  viel 
hoher  als  die  andero  ist.  Bei  der  ersten  merkt  man  den  Zwang  unmittelbar,  muss 
man  unmittelbar  zahlen,  den  und  den  zifl'ermässig  bestimmten  Geldbetrag,  an  den  und 
den  Terminen,  wie  irgend  eine  andere  Ausgabe,  aber  mit  dem  Unterschied,  nicht  wie 
bei  dieser  doch  einigermaassen  Zeitpunet  und  Umfang  der  Zahlung  nach  eigener 
Wahl  und  mit  BQcksicht  auf  die  Ökonomische  Lage,  den  Cassenbcstand  bestimmen  zu 
können;  ferner  mit  dem  weiteren  Unterschied , hier  keine  spcciclle  Gegenleistung  zu 
empfangen,  höchstens  mit  dem,  den  Meisten  ohnehin  unbekannten.  Bewusstsein,  eine 
wichtige  sittliche  und  Kechtspfiicht  gegen  das  Gemeinwesen  erfüllt  zu  haben,  und 
höchstens  in  der,  den  meisten  wiederum  unbekannten,  oft  auch  unerfüllbaren,  immer 
unsicheren  Hoffnung,  die  gezahlte  Steuer  auf  Andere  fortw&lzen  zu  können.  Die  Ver- 

41* 


(i34  5.  B.  Allg.  Steucrlchre.  4.  K.  System.  3.  H.-A.  6.  A.  Gebrauchsbcsteucr.  §.  261 , 262. 


braucbssteuer  verschmilzt  dagegen  mit  dem  Preise  in  Eines,  sie  hat  ihn  vielleicht  stark 
gesteigert,  aber  Preisschwankungen  kennt  der  Consument  ohnedem.  Selbst  wenn  er 
sich  des  Zusammenhangs  zwischen  Steuer  und  Preis  bewusst  ist,  kann  er  Ihn  schwer 
genauer  verfolgen ,, ja  darf  er  sich  sogar  sagen,  es  ist  practisch  zweifelhaft,  ob  und 
wie  weit  der  Preis  um  die  Steuer,  den  Zoll  gesteigert  wird.  Die  Ausgabe  für  den 
Kauf  einer  besteuerten  Waare  hängt  auch  in  gewissen  Grenzen  vom  Willen  des  Con- 
sumenten  ab,  er  kann  sic  eventuell  unterlassen,  zu  einer  anderen  Zeit,  in  anderem 
Betrage  vornehmen.  Macht  er  sie,  so  erlangt  er  im  Besitz  oder  Genuss  der  Waarc 
unmittelbar  eine  Gegenleistung,  um  die  ca  ihm  ja  bei  seiner  Handlung  Überhaupt  nur 
ankommt.  Diese  Gegenleistung  ist  freilich  oft  um  den  Betrag  der  Steuer  verkleinert. 
Aber  in  vielen  f ällen  weiss  der  Käufer  das  gar  nicht,  und  „was  er  nicht  weiss,  macht 
ihn  nicht  heiss",  in  den  meisten  entzieht  es  sich  wieder  seiner  genauen  Berechnung 
und  immer  wird  ihm  die  Pein  der  Zahlung  versüsst  durch  den  Genuss,  den  gewünschten 
Consurn  vornehmen  zu  können.  So  ist  dieses  psychologische  Moment  sicherlich  ein 
Haupterklärungsgrund  für  die  relativ  geringe  Unpopularität,  um  nicht  zu  sagen  fUr 
die  förmliche  Popularität  der  Verbrauchsbesteuerung  und  für  die  Vorliebe  der  „prac- 
tiseben  Politiker"  für  diese  Steuerform,  selbst  solcher,  welche  die  Einwände  dagegen 
kennen  und  zu  würdigen  suchen,  geschweige  derer,  welche  sich  darüber  ohne  Weiteres 
als  über  „doctrinäre  Bedenken"  hinwegsetzen. 

Gewiss  ist  es  nun  hier  wie  überall  und  allezeit  die  Aufgabe 
der  Theorie,  der  Wissenschaft,  nach  der  Parole  „was  man  sieht 
und  was  inan  nicht  sieht“  — aber  sehen  sollte,  den  Causalzusammeu- 
hang  der  Dinge  nachzuweisen  und  die  Bedenken  der  Verbraucbs- 
be8teuerung  zu  zeigen,  welche  die  letztere  zum  Theil  sogar  gerade 
deswegen  hat,  weil  jenes  psychologische  Moment  zu  ihren 
Gunsten  spricht.  Aber  auch  daraus  geht  keine  ausreichende  Com- 
pensation  der  mit  diesem  psychologischen  Moment  zusammen- 
hängenden Gründe  hervor. 

Die  Iicactiou  gegen  diu  Verbrauchsbesleuemng  in  der  Finauzwhtscnschaft  und 
Staatslehre  sowie  in  der  practisch-politischcn  Agitation  derjenigen  politischen  Parteien, 
welche  das  Interesse  der  unteren  Classcn  und  gewisse  Ideale  der  Volksfreiheit  gegen- 
über der  ltegierung  schärfer  vertreten  und  die  freilich  oft  von  ihnen  Übertriebene 
Belastung  dieser  Classen  durch  die  Verbrauchssteuern  bekämpfen,  weil  sie  darin  eine 
ungerechte,  eine  zu  hohe  Besteuerung  zu  erkennen  glauben  („Fortschrittspartei“. 
..Socialdemokratie“  s,  ist  aus  dieser  Erkenntuiss  des  Causalzusammenhangs  mit  bervor- 
gegangen.  Aber  dass  der  Erfolg  dieser  Koaction  in  der  Praxis  des  Steuerrechts  so 
gcrinefugig  ist,  kann  wie  aus  anderen  practischen  Gründen,  so  auch  namentlich  wegen 
der  Macht  eines  solchen  psychologischen  Moments  nicht  Wunder  nchmeu. 

Nimmt  mau  hinzu,  dass  die  directe  Erwerbsbesteuerung, 
namentlich  in  einzelnen  ihrer  Glieder,  wie  der  Einkommensteuer, 
unvermeidlich  ein  Eindringen  in  die  persönlichen  und  wirth- 
schaftlichen  Verhältnisse  des  Privaten,  eine  gewisse  Controle  Uber 
ihn  verlangt,  dass  bei  ihr  stets  das  der  Besteuerung  innewohnende 
Moment  des  Zwangs  schärfer  hervortritt,  so  wird  die  Abneigung 
aller  Völker  und  Zeiten  gegen  diese  Besteuerung  wiederum  be- 
greiflich. 

Das  Aitortlium  und  Mittelalter  sah  in  ihr  oder  doch  iu  Hauptformen  derselben 
eine  Minderung  der  Freiheit,  die  Neuzeit  mit  ihrem  stark  ausgeprägten  Individualismus 
und  Kreiheitsgefuhl  sieht  sich  durch  sie  in  diesen  ihren  Gefühlen  verletzt  Die  Yer- 
brauchsbestouertuig  hat  ja  zwar  gewöhnlich  einen  fiel  complicirtereu , lästigeren 


Digitized  by  Google 


Kritik.  Erklärung^-  und  Rccbtfertiguugsgründe. 


635 


Confrolapparal  nöthig,  aber  ihre  Controlen,  vollends  bei  der  modernen  ökonomischen 
und  technischen  Entwicklung  der  Production  und  des  Verkehrs,  beschränken  sich  aui' 
gewisse  Gegenden  (wie  bei  den  Grenzzonen  und  Thorsteuern),  öfters  auf  gewisse 
Zeiten  im  Jahre  (wie  bei  gewissen,  dem  Producenten  auferlogten  Steuern  auf  dio  Zeit 
des  Betriebs)  und  namentlich  auf  gewisse  Personen-  oder  Geschäftskreise,  die  h’auf- 
lcute,  gewisse  Fabrikanten  n.  s.  w. , die  sich  nicht  wohl  so  beklagen  können,  da  sic 
freiwillig  das  Geschäft  unter  den  ihnen  bekannten  durch  die  Besteuerung  geschaffenen 
rechtlichen  Bedingungen  betreiben. 

§.  262.  — C.  Geeignetheit  der  Gebranchsbesteuer- 
ung, sonst  nnbesteuert  bleibende  Einkoinnienthcile 
zu  treffen. 

Mit  der  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  und  der  sie  be- 
dingenden Entwicklung  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und  Besitztheilung, 
mit  jenem  öfters  erwähnten  Process  der  quantitativen  und  quali- 
tativen Differenzirung  des  Nationaleinkommens  und  Vermögens  ge- 
langen nun  auch  immer  mehr  Theile  der  letzteren  in  solcher  Weise 
in  Privathände,  dass  sie  durch  die  Erwerbsbeste ncrung 
schwer  oder  gar  nicht  mehr  zu  erfassen  sind. 

Uie  Erwerbsbesteuerung  musste  durch  ihre  eigene  entsprechende  Differenzirung 
dem  zu  begegnen  suchen  und  sie  hat  sich  in  der  Finanzgeschichte  regelmässig,  wie 
die  frühere  Darstellung  zeigte  (§.  204  ff,  218  ff.),  der  Lösung  dieses  Problems  ge- 
widmet. Aber  sie  vermochte  cs  nirgends  genügend  zu  lösen,  weder  durch  die 
Specialisirung  der  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs,  die  Verbindung  der  sub- 
jectiven  Einkommen-  mit  der  objectiven  Ertragsbesteuerung,  noch  durch  die  Combi- 
nation  beider  mit  der  Verkehrs-,  der  Anfall-  und  Gewinnbesteuerung. 

Hier  bot  sich  nun  der  in  der  Steuergeschiebte  denn  auch  regel- 
mässig be8chrittene  Weg  der  Gebrauchs-,  besonders  der  Ver- 
brauebsbesteuerung,  wenn  nicht  als  völlige  Abhilfe,  so  doch  als 
erwünschte,  ja  in  gewissem  Umlange  nothwendige  Aushilfe. 

Und  zwar  in  den  beiden  hier  vorncmlich  in  Betracht  kom- 
menden Richtungen:  für  die  Besteuerung  desjenigen  Einkommens 
der  besitzenden  und  namentlich  der  wohlhabenderen 
Gassen,  welches  sich  der  Erwerbsbesteuerung  am  Ehesten  entzog, 
nnd  anderseits  namentlich  der  nicht-besitzenden  und  ärme- 
ren, wesentlich  auf  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  angewiesenen  Gassen, 
wo  die  Erwerbsbesteuerung  theils  steuertechnisch  ebenfalls  nicht 
ausreichte,  theils  zu  drückend  empfunden  wurde.  Indem  die  Ver- 
brauchsbesteuerung  diese  beiden  ökonomischen  und  socialen  Gassen 
unter  richtiger  Auswahl  der  zu  ihren  Consumtionen 
gehörigen  Steuerobjecte  und  zweckmässiger  Nor- 
mirung  der  Steuersätze  dafür  besteuerte,  half  sie  in  der 
Tbat,  eiue  Lücke  im  ganzen  Steuersystem  ausznfüllen  und  dies  zu 
verbessern.  Darin  liegt  ihre  principielle  Berechtigung  vom 
Standpunct  des  Steuersystems  aus  beurtheilt,  welche  auch  durch 
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weitere  Verbesserungen  der  Erwerbsbestenerung  und  durch  unver- 
meidlich verbleibende  Mängel  der  Verbrauchssteuern  nicht  be- 
seitigt wird. 

Das  Einkommen  der  „höheren“  Classen,  welches  man  bei  der  Verwickeltbf.it 
der  Erwerbsvorhältnisse  durch  die  Erwerbsbesteuerung  nicht  erfassen  konnte,  traf  die 
richtig  gestaltete  Verbraucbsbcsteuerung  in  dem  Gebrauch,  welcher  davon  in  der  Ver- 
ausgabung gemacht  wurde  und  welcher  gerade  eine  besondere  Steuerfähigkeit  verrietb. 
Und  das  Einkommen  der  „unteren“  Classen,  der  „kleinen  Leute“,  welches  im  ein- 
zelnen Kall  unbedeutend  und  daher  auch  filr  die  Besteuerung  gleichgütig,  doch  in 
Summa  einen  sehr  grossen  Tbeil  des  Nationaleinkommens,  jener  letzten  Steuerquelle, 
ausmachte,  der  meistens  nicht  unbesteuert  gelassen  werden  konnte,  dies  Einkommen 
traf  wiederum,  statt  der  unzureichenden  oder  unzweckmissigen  Erwerbsbesteuerung, 
die  Verbrauchssteuer  auf  dio  Consumtion  dieser  Classen. 

In  der  That,  ron  der  Frage  der  speciellen  Ausführung  dieser  Steuer  noch  ab- 
gesehen, auch  theoretisch  betrachtet  eine  ganz  rationelle  Entwicklung  und  im 
Zusammenhang  der  Wirthschafts-  und  Gesellschaftsgeschichte  betrachtet  auch  eine 
geschichtlich  ganz  folgerichtige  Entwicklung,  welche  mit  der  Emancipation 
der  unteren  ron  den  höheren  Classen,  mit  dem  steigenden,  in  der  Consumtion  ron 
besseren  und  ron  Luxus-Nahrungsmitteln,  ron  Genuss-  und  Beizmittein  herrortretenden 
Wohlstand  der  Volksmassen  sich  herrorringen  musste.  Dass  dabei  dio  Staatsgewalten 
und  die  besitzenden  und  höheren  Classen  einer  solchen  Entwicklung  mit  Ucbereifer 
durch  eine  zu  weite  und  oft  unrichtige  Ausdehnung  der  Verbrauchsbesteuerung  Vor- 
schub leisteten,  damit  der  alte  Satz  ron  der  misera  contribuens  plebs  auch  unter  neuen 
socialen,  wirtschaftlichen  und  Bechtsrerhälmisscn  nicht  ungiltig  werde,  lässt  sich 
wieder  nicht  principiell  gegen  eine  dio  unteren  Classen  belastende  Verbrauchs- 
besteuurung,  sondern  nur  gegen  deren  etwaige  concrete  Gestaltung  als  Beweisgrund 
anfuhren  und  zur  Rechtfertigung  ron  Reformen,  nicht  zur  Beseitigung  der  ganzen 
Steuerart  machen. 

Aus  dem  Gesagten  ergeben  sich  die  richtige  theoretische 
Auffassung  der  Verbrauchsbesteuerung  Überhaupt,  sowie 
die  positiven  Zielpuncte  für  ihre  Einrichtung.  Sie  ist 
als  Ergänzung  und  als  Ersatz  der  Erwerbsbesteuerung  vor 
Allem  nach  den  beiden  genannten  Richtungen  anzuerkennen  und 
demgemäss  einzurichten.  Daraus  folgt,  dass  sie  nicht  allein  für 
sich,  sondern  nur  im  Zusammenhang  mit  der  Übrigen  Besteuerung 
zu  beurtbeilcn  und  practisch  zu  ordnen  ist.  Die  verschiedene 
Ausbildung  und  Einrichtung  der  directen  Erwerbs- 
besteuerung involvirt  auch  eine  entsprechende  Ver- 
schiedenheit der  Verbrauchsbesteuerung,  und  um- 
gekehrt. 

Die  einfache  Ucbertragung  des  Verbrauchsstcucrrechts  des  einen  Landes  auf  ein 
anderes  ist  schon  deswegen  unzulässig.  Dahur  die  neuerdings  bei  uns  beliebten  Beweis- 
führungen, dass  wir  in  Deutschland  durchaus  mehr  Verbrauchssteuern  bedürften,  mit 
dem  Hinweis  auf  Frankreich,  England,  Oesterreich  (selbst  in  den  amtlichen  Acten- 
stückon  aus  1878  und  70)  wenig  beweisen,  um  so  weniger,  da  diese  Staaten  auch 
eine  viel  schwerere  dirccte  und  Verkehrsbesteuerung,  Erbschaftssteuer  haben. 

Dauer  und  Umfang  der  Berechtigung  der  Verbrauchsbesteuerung  wird  ferner 
wesentlich  vom  Stande  der  Steuertechnik  in  der  Erwerbsbesteucrung  mit  bedingt. 
Mit  der  Verbesserung  dieser  Technik  kann  und  muss  auch  oft  eine  Veränderung  oder 
Beschränkung  der  Verbrauchssteuern  eintreten. 

Ob  und  wie  weit  diese  überhaupt  zur  Besteuerung  der  „kleinen  Leute“,  wozu 
sic  principiell  geeignet  sind,  wirklich  benutzt  werden  sollen,  hängt  endlich  wieder  mit 
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davon  ab,  ob  das  Steuersystem  ein  rciu  finanzielles  oder  ein  socialpolitisches  sein  soll 
(Frage  von  der  Freiheit  des  Existenzininiinums  u.  s.  w. , §.  1GT).  Namentlich  Stein 
a.  a.  0.  betont  mit  liecht,  aber  viel  zu  einseitig,  die  Auffassung,  dass  die  iudirect« 
Verbrauchsbesteuerung  die  Function  der  Besteuerung  der  „Arbeit“  habe. 

D.  Es  ist  ferner  nicht  zu  tibersehen,  dass  die  Verhältnisse 
der  einzel-  und  volkswirthscha  ft  liehen  wie  der  tech- 
nischen Entwicklung  gerade  in  der  Neuzeit  die  Ver- 
brauchsbesteuerung  steuertechnisch  begünstigen,  die  Er- 
werb s besteuerung  erschweren,  woraus  sich  ein  vierter  allge- 
meiner Erklärungs-  und  Rechtfertigungsgrund  der  ersteren  ergiebt. 

Die  Grundlagen  für  llauptartcn  der  Erweibsbesteuerung 
(Ertrags-,  Einkommensteuern!)  sind  immer  schwieriger  herzustellen, 
machen  mehrfach  selbst  immer  grössere  Kosten  (Grundsteuer- 
kataster!) und  ermöglichen  trotz  aller  Mühe  oft  keine  auch  nur 
leidlich  gleichmässige  Besteuerung  von  Beruf  zu  Beruf  und  von 
einem  zum  anderen  Steuerpflichtigen  im  nemlichen  Beruf  oder  Er- 
werb. Dadurch  verliert  diese  Besteuerung  Vorzüge,  die  sie  sonst 
gerade  vor  der  anderen  zu  haben  pflegt  (§.  220  ff.). 

Die  letztere,  die  Verbrauchsbesteucrung  dagegen  knüpft  sich 
in  ihren  Hauptformen,  bei  den  Einfuhrzöllen  und  bei  den  inneren 
beim  Producenten  erhobenen  Steuern , auch  in  der  Monopolform, 
an  einen  verhältnissmässig  kleinen  Personenkreis  und 
an  eine  kleine  Zahl  Productionsstätten:  um  so  mehr,  je 
mehr  sich  gewisse  Geschäfte  concentriren. 

Sind  hier  auch  scharfe  Controlen  nothwendig,  so  stören  dieselben  doch  nicht  so 
allgemein.  Mit  ein  und  demselben  Erhcbungs-  und  Controlapparat  werden  grosse 
Summen  auf  einmal  erhoben.  Auch  hier  kommt  in  den  Beziehungen  zwischen  der 
steuerzahlendcn  Bevölkerung  und  der  Steucrrerwaltung  eine  Art  Arbeitsteilung.*- 
princip  zur  Geltung:  bestimmte  Geschäftskreise  der  Kaufleute  und  Fabrikanten  Über- 
nehmen so  za  sagen  mit  ihrem  regelmässigen  wirtschaftlichen  Beruf  auch  gleich- 
zeitig die  Function  von  Steuererhebern  unter  ihren  Kundenkreisen,  so  dass  diese 
letzteren  in  weitem  Umfange  mit  der  Steuerverwaltung  nicht  in  directe  Berührung 
kommen. 

Diesen  Vortheilen  stehen  zwar  auch  speciell  Steuer  tccli- 
nische  Nachtheile  gegenüber.  Aber  auch  dies  giebt  nicht  den 
Ausschlag  gegen  sie. 

Eine  „rationelle“  Verbrauchsbestouerung  wird  bei  hoher  technischer  und  wirt- 
schaftlicher Entwicklung  in  wachsendem  Maasse  erschwert  durch  die  immer  not- 
wendiger werdende  Rücksichtnahme  auf  die  Concurrcnzverhältnisse  zwischen  in-  und 
ausländischen,  städtischen  und  ländlichen.  Gross-  und  Klein-Producenten  eines  steuer- 
pflichtigen Artikels.  Die  Verbrauchsbesteucrung  in  der  Form  von  Einfuhrzöllen  auf 
ausländische  Waaren  bleibt  nur  solange  einfacher,  als  dieselbe  Waarc  nicht  auch  im 
Inland  hergestellt  wird.  Die  Uebertragung  fremder  Productionszwcige  ins  Inland  wird 
aber  ökonomisch  und  technisch  vielfach  leichter  (Zucker,  Tabak,  Branntwein,  Bier). 
Dann  treten  schwer  zu  lösende  Gonflicte  zwischen  dem  Interesse  der  Finanzen  und  der 
heimischen  Production  ein.  Ersteres  kann  nur  gewahrt  bleiben,  wenn  der  heimische 
Artikel  auch  und  völlig  nur,  wenn  er  gleich  hoch  besteuert  wird.  Dies  steuer- 
technisch  durchzuführen  ist  schwierig,  zumal  da  die  innere  Verbrauchssteuer  oft  in 
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ganz  anderer  Weise  (Rohstoff-,  Halbfabrikatsteucrn)  als  der  Zoll  eingerichtet  and  er- 
hoben werden  muss.  Werden  innere  Steuern  noch  in  der  Form  der  städtischen  Thor- 
nbgaben  erhoben,  so  ergebon  sich  analoge  Conflicte  zwischen  städtischen  und  länd- 
lichen Produccntcu  (Fleisch-,  Mehlbesteuerung).  Die  Modalitäten  mancher  Ver- 
brauchssteuern sind  auch  Öfters  unvermeidlich  in  ungleichem  Maasse  günstig  oder 
ungünstig  für  die  einzelnen  betroffenen  Producenten  eiues  Stcuerartikels,  je  nach  dem 
Stande  der  Betriebstechnik  und  -Oekonomik  der  einzelnen  Geschäfte,  am  Meisten  wohl 
je  nachdem  dasselbe  mehr  Gross-  oder  mehr  Kleinbetrieb  ist.  Dadurch  wirkt  die 
Steuer  ungleichmässig,  was  abermals  Bedenken  erregt  (Rohstoff- Besteuerung  bei  der 
Zucker-,  Brennerei-Industrie).  Bei  dem  steten  Wechsel  der  Technik  ist  dem  auch 
schwer  zu  begegnen. 

Aber  die  Erfahrung  zeigt  doch,  dass  alle  diese  Missstände 
schliesslich  nicht  für  entscheidend  und  immer  noch  fUr 
geringer  gelten,  als  die  Schwierigkeiten,  welche  die  moderne 
ökonomische  und  technische  Entwicklung  der  Ausdehnung  der  Er- 
werbsbesteucrung  besonders  der  directcn  des  berufsmässigen  Erwerbs 
(§.  215  ff.)  entgegenstellt.  Die  grosse  Vermehrung  gewisser  Con- 
sumtionen  in  allen  Volkskreisen,  der  Verzehrung  der  Getränke, 
des  Tabaks,  der  (ihrigen  Colonialwaaren,  steigert  die  Ergiebigkeit 
der  Verbrauchssteuern  so  sehr,  dass  sogar  gewisse  dem  Finanz- 
interesse an  sich  nachtheilige  Mängel  der  Steuertechnik  bei  diesen 
Steuern  leicht  mit  in  den  Kauf  genommen  werden  und  werden 
können. 

§.  263.  — E.  Die  Auflösung  der  Steuerzahlung  bei 
der  Verbrauchsbesteuerung  in  kleine  und  zu  beliebiger 
Zeit  zu  leistende  Theilzahlungen. 

1.  Die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  lebt  bei  ihrer  ökonomi- 
schen Lage  „von  der  Hand  in  den  Mund“  oder  hat  wenigstens 
nicht  leicht  die  Einsicht  und  die  Willensstärke,  aus  ihrem  Ein- 
kommen auch  nur  ein  wenig  grössere  Beträge  für  bestimmte 
spätere  Zeitpuncte  anfzusammeln.  Die  Folge  ist,  dass  diesen 
Leuten  regelmässig  eine  einmalige  etwas  grössere,  vollends 
eine  solche  an  einen  bestimmten  Termin  gebundene  Zahl- 
ung und  in  diesem  Falle  sogar  eine  an  sich  kleine  Zahlung 
schwerer  zu  leisten  wird,  als  die  im  Betrage  gleiche  Zahlung, 
wenn  sie  in  ganz  kleine  Theilzahlungen  aufgelöst  wird  und 
diese  nicht  an  so  unbedingt  feststehende  Termine,  wie  die  Zahlungen 
directer  Steuern,  gebunden  sind,  ln  dieser  Hinsicht  hat  die  in- 
directe  Verbrauchsbesteuerung  diesen  Leuten  gegenüber  unverkenn- 
bar praetische  Vorzüge. 

Derselbe  Unterschied  zeigt  sich  bei  den  gewöhnlichen  hauswirthschaftlichen 
Ausgaben , die  täglich  in  kleinen  Summen  bestritten  werden,  verglichen  mit  den 
grösseren  Terminzahlungon  z.  B.  für  Miethe  der  Wohnung  u.  dgl.  Dio  Wahrnehmung 
einer  besonderen  Belästigung  hat  man  bei  der  directon  Besteuerung  der  „kleinen 
Leute“  und  der  ihnen  zunächst  stehenden  Volksschichten  vielfach  gemacht,  wobei 
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dann  jenes  erwähnte  psychologische  Moment  auch  noch  cinwirkt.  Ltio  Kolge  ist  eine 
geringe  Ergiebigkeit  solcher  Steuern,  die  Nothwendigkeit  niedriger  Steuer- 
sätze, der  Gestattung  mehrerer  Zahltermine  im  Jahro,  selbst  monatlicher,  was 
das  Zahlen  zwar  erleichtert,  aber  die  Erhebungskosten  vertheuert  und  trotzdem  zahl- 
reiche, ja  unter  Umständen  zahllose  Mahnungen  und  Steuercxecutionen,  wodurch  die 
Bitterkeit  nur  gesteigert  und  der  Zweck  doch  nicht  immer  erreicht  wird.  Die  ört- 
liche Bewegung  der  arbeitenden  Classen  erschwert  dabei  die  Controle  und  die  Er- 
hebung noch  ausserordentlich.  So  hat  namentlich  die  Ausdehnung  der  directen  Ein- 
kommensteuer auf  die  uuteren  Classen  oder  die  Erhebung  specieller  Ertragssteuern 
vom  Arbeitslohn  mit  grossen  stencrtccbnischcn  und  socialpolitischen  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen. 

Zahlreiche  Belege  bei  der  preussischen  Classcnstcuer,  besonders  vor  der 
Novelle  von  1873,  als  auch  ganz  kleine  Einkommen  unter  420  M.  steuerpflichtig 
waren,  aber  auch  hinterher  wieder  bis  zur  Aufhebung  der  Steuer  für  Einkommen 
untor  000  M.  im  Jahre  1883.  Nach  einer  amtlichen  Denkschrift  des  preussischen 
Finanzministeriums  waren  im  Jahre  1871  für  je  100  Thlr.  Classensteuer  in  den 
classenstcuerpflichtigen  Städten  erforderlich:  kostenpflichtige  Mahnungen  des 
Executors  in  Classo  la  (frühere  niederste  Classenstufe,  c.  bis  100  Thlr.  Einkommen) 
228,  verfügte  Exccutionen  95,  vollstrecte  dsgl.  40,  fruchtlos  vollstreckte  dsgl.  37;  in 
allen  übrigen  Classen  zusammen  an  Mahnungen  31,  verfügten  Executionen  11, 
vollstreckten  4,  fruchtlos  vollstreckten  1.  Veranlagungskosten  für  100  Thlr.  Steuer  in 
Classe  la  8.5,  in  allen  anderen  Classen  1.67  Thlr.  — Nach  der  dem  Landtage  in  den 
Motiven  zur  Classensteucrnovelle  von  1883  mitgeiheilteu  Statistik  ergaben  sich  folgende 
Zahlen  im  Durchschnitt  von  1880 — 82,  in  Tausenden: 


Classe  1 

2 

3 

4—12. 

Zus. 

Zahl  der  Censilen  (Staat) . . 

2.704 

1.044 

345 

972 

5065 

Vollendete  Pfändungen  . . 

2S5 

140 

38 

70 

539 

Fruchtlose  Pfaudungen  . . 

875 

137 

27 

23 

562 

Summe  aller  Pfändungen  . . 

660 

277 

66 

99 

1101 

In  % der  Censitenzahl  . . 

24.6 

25.8 

1S.6 

10.2 

21.0 

% der  Pfändungen  in  Berlin 

77.0 

1*5.6 

41.9 

14.3 

55.5 

Dsgl.  in  Breslau 

229.1 

166.8 

81.3 

33.3 

157.7 

1.  Classe  420 — 660,  2.  Classe  660  — 900,  3.  Classe  900 — 1050  M.  Einkommen, 
4.— 12.  Classe  1050—3000  M.  Normaler  Staatssteuersatz:  1.  CI.  3.  2.  CI.  6,  3.  CI.  12, 

4.  — 12.  CI  15 — 72  M.  Bei  den  vollendeten  Pfändungeu  incl.  Lohnarreste.  In  Berlin 
Quartal-,  in  Breslau  monatliche  Erhebung.  Daher  namentlich  ungünstige  Erfahr- 
ungen mit  der  Einführung  der  Classer.steuer  1813  in  den  grösseren  Städten  statt  der 
Mahl-  und  Schlachtstcuer  und  mit  zu  vielen,  vermeintlich  nur  günstiger  wirkenden 
Terminen.  Diese  Erfahrungen  fielen  mindestens  ebenso  schwer  in  Gewicht  für  die 
Aufhebung  der  zwei  unteren  Classen,  als  die  principicllen  Erwägungen  (.die  Regierung 
hatte  Aufhebung  bis  incl.  4.  Classe  gewünscht).  Stein  verkennt  das  zu  sehr  (s.  oben 

5.  606).  Vgl.  auch  oben  S.  465  unter  N.  4. 

Diese  Schwierigkeiten  fallen  bei  der  Einrichtung  einer  Ver- 
branchsbesteuerung auf  Massenconsumptibilien  grossentheils  fort. 
Viel  Odium  wird  erspart  und  der  finanzielle  Zweck  wird  voll- 
ständiger und  für  die  Steuerverwaltung  wie  für  die  Steuerzahler 
bequemer  erreicht.  Denn  in  der  That  ist  die  reelle  Steuerfähig- 
keit der  kleinen  Leute  und  selbst  der  Schichten  bis  in  die  ökono- 
mischen Mittelstände  hinauf  bei  der  Auflösung  der  Steuerzahlung 
in  kleine  Beträge  grösser,  die  Empfindung  des  Drucks  der  Steuer 
in  Wirklichkeit  kleiner. 

2.  Mit  diesem  Argument  dürfen  die  Anhänger  der  Verbrauchs- 
besteuerung ihre  Sache  führen.  Aber  die  begrenzteGiltigkeit 
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und  Beweiskraft  desselben  ist  anderseits  doch  ancb  nicht  zu 
übersehen. 

a)  Einmal  trifft  das  Argument  streng  genommen  überhaupt 
nur  beim  Baarkauf  genau  zu. 

Wo  statt  desselben  die  besteuerte  Waare,  also  namentlich  nach  unseren  Verhält- 
nissen die  Krämcrwaare  vom  Consumenton  auf  Borg  gekauft  und  in  grösseren  Be- 
trägen bezahlt  wird,  fällt  der  Vortheil  grosscntheils  fort.  Oder  die  Mahnungen,  Civil- 
klagen  und  Executioncn  des  Frivatgiäubigors  treten  an  die  Stelle  der  freilich  rascheren 
und  schärferen  des  f'iscus.  Durch  eine  starke  Besteuerung,  mithin  moist  doch  Vcr- 
theucrung  gewisser  nothwendiger  oder  nach  der  Consmntionssittc  einmal  beliebter 
Oonsumptibilicn  wird  aber  der  Baarkauf  zu  Gunsten  des  Kaufs  auf  Borg  erschwert. 

b)  Sodann  hört  eine  Steuer  dadurch,  dass  sie  „unmerklich“ 
und  „minder  drückend“  durch  die  Art  ihrer  Erhebung  wird,  natür- 
lich nicht  auf,  eventuell  doch  sehr  ungleichmässig  zu  sein. 
Gerade  wegen  der  besprochenen  Eigenschaften  droht  aber  eine 
besonders  starke  Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  und  ist  sie 
sicher  wohl  deswegen  so  allgemein  mit  eingetreten,  dadurch  aber 
dann  die  Verkeilung  der  Gesaiumtsteucrlast  auch  ungleichmässiger 
geworden. 

Es  ist  ja  ganz  richtig,  dass  z.  B.  eine  Salzstcucr,  wie  die  deutsche,  trotz  des 
enorm  hohen  Steuersatzes  von  U Mark  für  den  Ccntuer,  vom  Consumentcn,  der  pfund- 
weise seinen  Bedarf  bezieht,  kaum  cmpfundcu  wird.  Aber  im  ganzen  Jahre  belastet 
sie  doch  die  Arbeiterfamilie  im  Durchschnitt  wohl  mit  3.5 — 5 Mark,  d.  h.  im  Ver- 
hältnis zum  Einkommen  mit  vielleicht  ’/« — 1 %'•  relativ  viel  stärker,  als  durch  diese 
und  eine  ganze  Anzahl  anderer  Verbrauchs-  und  sonstiger  Steuern  zusammen  genommen 
mitunter  cino  reiche  Rcnticrfamilic,  deren  Einkommen  schwer  zu  erfassen  ist,  ge- 
troffen wird,  l'nd  diese  3.5  oder  5 Mark,  wenn  auch  pfennigweise  ansgegeben,  fehlen 
doch  nothwendig  der  Arbeiterfamilie  irgendwo  sonst,  entweder  ftir  andere  Ausgaben 
und  Genüsse  oder  auch  für  die  Zurücklegung  als  Sparpfennig.  Dies  bleibt  bei  der 
an  und  für  sich  ganz  richtigen  psychologischen  und  practischen  Rechtfertigung  der 
Verbrauchssteuern  zu  leicht  unbeachtet.  — 

Das  sind  die  allgemeinen  Erklärung»-  und  Rechtfertigungs- 
gründe  der  starken  Ausdehnung  und  des  meistens  bestehenden 
Uebergewichts  der  Verbrauchssteuern  im  Staatssteuersystem.  Der 
einzelne  Grund  hat  sicherlich  meistens  nur  eine  relative  Be- 
deutung, aber  die  Gesammtheit  der  Gründe  wiegt  practisch  schwer 
und  darf  auch  theoretisch  nicht  so  leicht  genommen  werden,  wie 
es  oft  von  einseitigen  doctrinären  Gegnern  dieser  Besteuerung  ge- 
schehen ist. 

Einige  weitere  specielle  Gründe,  welche  von  Anhängern  der 
Verbrauehsbestcucrung  geltend  gemacht  werden,  können  dagegen 
einen  solchen  auch  nur  relativen  Werth  theils  überhaupt  nicht, 
theils  noch  weniger  beanspruchen,  im  Wesentlichen  müssen  sie 
sogar  als  falsch  bezeichnet  werden. 

II.  — §.  264.  Specielle,  aber  überwiegend  falsche 
Gründe  für  die  Verbrauchsbesteuerung. 
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Es  lässt  sich  leicht  zeigen,  dass  diese  Gründe,  abgesehen  von 
dem  Korn  Wahrheit,  das  sie  allerdings  enthalten  nnd  das  schon 
in  den  vorausgehenden  Erörterungen  anerkannt  wurde,  mehr  Gründe 
gegen  als  für  die  Verbrauchsbesteuerung  sind. 

A.  Vielleicht  am  Schwächsten  und  eben  deshalb  am  Gefähr- 
lichsten ist  der  Hinweis  auf  die  Ueber wälzung,  welche  „schon 
Alles  gut  machen  werde“.  Es  genügt  an  dieser  Stelle,  auf  die 
frühere  Darstellung  der  Ueberwälzungstheorie  Bezug  zu  nehmen 
(§.  138  ff.).  Sowohl  in  dem  Falle,  dass  die  Steuer  (der  Zoll)  auf 
den  Preis  überwälzt  wird,  als  in  dem  immerhin  möglichen,  dass 
das  nicht  oder  nicht  vollständig  geschieht,  sondern  andere  Per- 
sonen die  Steuer  tragen  oder  mit  tragen,  bleiben  erhebliche  Be- 
denken der  Verbrauchsbestcuerung  bestehen:  im  zweiten  Fall 
andere,  als  im  ersten,  aber  auch  bcachtenswerthe.  Sicher  war  cs 
ein  Fehler  der  früheren  Theorie  und  vieler  Gegner  dieser  Besteuer- 
ung, die  Möglichkeit  des  zweiten  Falles  zu  übersehen.  Aber  auch 
wenn  dieser  vorliegen  sollte,  ist  es  wieder  ein  Fehler  und  falscher 
Optimismus  der  Anhänger  der  Verbrauchsbestcuerung,  das  Ver- 
bleiben zwar  anderer,  aber  ebenfalls  wichtiger  Bedenken  zu  ver- 
kennen. 

1.  Das  Günstigste,  was  sich  in  dem  ersten  Falle,  also  wenn 
der  Consument  zunächst  wenigstens  im  höheren  Preise  durch  die 
Steuer  getroffen  ist,  sagen  lässt,  ist,  dass  nach  einem  langen 
Weiterwälzungsprocess  und  durch  denselben  vom  Consumenten 
auf  Dritte  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  unter 
besonders  günstigen  Umständen  hergestellt  werden  kann.  Ob  und 
wie  weit  sie  wirklich  endlich  eintritt,  bleibt  durchaus  die  Frage. 
In  der  Zwischenzeit  aber  können  die  grössten  Härten  Vor- 
kommen. Unter  gewissen  wirtschaftlichen , technischen,  socialen 
und  rechtlichen  Verhältnissen  muss  die  Hoffnung  auf  die  günstige 
ausgleichende  Wirkung  der  genannten  Weiterwälzung  aber 
überhaupt  als  Täuschung  und  Optimismus  bezeichnet  werden 
(§.  143,  147 — 149,  151 — 153,  155).  In  dem  theoretisch  und  prac- 
tisch  wichtigsten  Falle,  bei  der  Besteuerung  der  unteren  Classen 
oder  „kleinen  Leute“  durch  hohe  Steuern  auf  deren  nothwendige 
Verzehrungs-  und  auf  deren  Genussmittel  lässt  endlich  die  Ueber- 
wälzung  grossentheils  im  Stich  oder  vollzieht  sich  nur  mittels  eines 
hoch  bedenklichen  Drucks  auf  diese  Personen  (§.  272).  Darüber 
kann  sich  nur  oberflächlicher  Optimismus  täuschen  oder  frivole 
Rücksichtslosigkeit  hinwegsetzen.  Sind  die  betreffenden  Steuern 
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einmal  nicht  entbehrlich,  dann  muss  wenigstens  offen  und  ehrlich 
und  muthig  anerkannt  werden,  dass  der  Verlass  auf  die  günstige 
Function  der  Ueberwälzung  aus  nachweisbaren  Gründen  ein  trü- 
gerischer ist.  Daraus  wird  doch  das  Gute  hervorgehen , dass 
man  sich  bei  ihr  nicht  beruhigt,  auf  Reformen  der  Besteuerung, 
auf  Ersatz  der  bedenklichsten  Verbrauchssteuern  und,  voll- 
ends wenn  das  nicht  in  genügendem  Grade  möglich  ist,  auf  die  Ein- 
fügung von  Compensationsstenern  in  das  Steuersystem 
sinnt,  durch  welche  wenigstens  die  durch  die  Verbranchsbesteuerung 
unverhältnissmässig  geschonten  Classen  und  Personen 
zur  verhältn issmässigen  Betheiligung  an  der  Tragung 
der  Gesammtsteuerlast  herangezogen  werden. 

Das  sind  dio  Schlüsse,  zu  welchen  die  unbefangene,  keinem . Partciiutcresse 
dienende  wissenschaftliche  Theorie  nach  ihrer  bereits  erlangten  Kenntnis»  der  Causal- 
zusamincnhäugo  im  Uebcrwälzungsprocess  kommen  muss.  Von  den  Anhängern  der 
anderen  Ansicht  darf  sie  daher  den  Gegenbeweis  verlangen,  der  aber  nicht  geführt 
werden  kann  und  kaum  auch  nur  versucht  worden  ist:  man  hat  cs  bei  Behauptungen, 
Hoffnungen  und  Achselzucken  bewenden  lassen. 

Mau  durfte  wohl  auch  rcpliciren:  nun,  wenn  wirklich  dio  ausgleichende  Function 
der  Ueberwälzung  so  sicher  anzunehmen  ist,  warum  lassen  sich  dann  z.  B.  nicht  die 
besitzenden  und  höheren  Classen  zunächst  mit  directen  Erwerbssteuern  stärker  belasten, 
in  der  Voraussicht,  diese  schon  auf  die  unteren  und  ärmeren  Classen  durch  die  Lohn- 
regelung u.  8.  w.  fortzuwälzen?  Unter  allen  Umständou  müsste  eine  derartige  Ueber- 
wälzung sicherer  und  leichter  sein,  als  die  Ueberwälzung  in  der  entgegengesetzten 
Richtung,  „von  Unten  nach  Oben",  wie  sie  im  Fall  der  Beruhigung  boi  hohen  iu- 
directcn  Verbrauchssteuern  auf  den  Consum  der  Massen  vorausgesetzt  wird.  Die 
höheren  Classen  haben  von  ihrem  Interessenstandpunctc  aus  ganz  recht  mit  ihrer  Ab- 
lehnung eines  solchen  Vorgehens,  weil  sic  jene  Voraussicht  der  Fortwälzung  als  eine 
trügerische  kennen.  Aber  nicht  minder  haben  doch  dio  unteren  Classen  recht,  aus 
demselben  Grunde  den  Trost  abzulehnen,  sic  könnten  sich  durch  Rückwälzung  der  auf 
sie  in  den  Preisen  der  gekauften  Waarcn  fortgewälzten  indirocten  Verbrauchssteuern 
leicht  helfen.  Wie  die  Hinge  hier  in  Wirklichkeit  liegen,  wird  unten  bei  der  Dar- 
stellung der  principiellen  und  practischen  Mängel  der  Verbrauchsbesteuerung  nach- 
gewiesen werden  (§.  272). 

2.  In  einem  Puncte  gehen  aber  die  unbedingten  Gegner  von 
Verbrauchssteuern  auf  Masseneonsmnptibilien  ireilich  auch  wieder 
zu  weit  und  verfallen  sie  eigentlich  in  denselben  Fehler  wie  die 
unbedingten  Anhänger,  ncmlich  volle  Ueberwälzung  stets  und  un- 
bedingt und  in  zu  weitem  Maassc  anzunehmen : also  wenn  der 
mehrerwähnte  zweite  Fall  vorliegt. 

(Dio  folgenden  Ausführungen  sind  der  1.  Auflage  entnommen,  S.  519  IT. , was 
ich  hier  zum  Beleg  dafür  bemerke,  dass  ich  nicht  erst  jetzt  diesom  Puncte  die  ihm 
gebührende  Berücksichtigung  habe  zu  Theil  werden  lassen.) 

Nach  den  Gcgnorn  der  Verbrauchssteuern  ist  es  immer  der  ganze  Betrag  der 
Steuer,  welcher  (noch  verbunden  mit  Nebouspeseu,  Zinsen  u.  s.  w.)  auf  den  Preis  des 
Artikels  fallt  und  um  welchen  sie  daher  „den  Cousumenten“  voll  belastet  ausehen. 
Hier  wird  der  Ueberwälzungstcndcnz  bis  zutn  Cousumenten  hin  ebenso  eine  zu 
grosse  practiscbe  Stärke  und  eine  zu  unbedingte  allgemeine  Verwirklichung  zugeschriebeu, 
wie  Seitens  der  anderen  Partei  derjenigen  vom  Cousumenten  weiter  oder,  in  der 
früheren  Terminologie:  wie  hier  die  Ruck-  und  Woiterwälzungsfäbigkeit,  wird  dort 
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die  Fähigkeit  der  Weiterfortwälzung  überschätzt  und  ohne  genügende  Bück- 
sicht  auf  die  Verhältnisse  des  practischen  Lebens  beurtheiit.  Es  ist  viel- 
mehr ein  weiterer  Uebelstand,  dass  sich  die  Weiterwälzung  practisch  nicht  so  oinfacli 
znträgt,  wie  hier  angenommen  wird.  Würde  nur  und  voll  der  Consnment  getroffen, 
so  licssc  sich  dies  leichter  compensircn.  Aber  die  Steuer  bleibt  Öfters  in  verschiede- 
nem Maasse  nnd  in  verschiedener  Weise  auf  dem  Steuerzahler  haften  oder  auf  dem 
Wege  von  ihm  zum  Consumenten  an  einzelnen  Zwischenpersonen  oder  auch  au 
einzelnen  Produccnten  selbst  hängen,  mindert  deren  Einkommen,  Gewinne  etc., 
so  namentlich  wohl  bei  denjenigen  iudirecten  Verbrauchssteuern,  welche  beim  inlän- 
dischen Producentcn  oder  in  der  Form  von  Zöllen  erhoben  werden. 

Diese  Sachlage  bildet  sogar  von  einem  anderen  Gesichtspuncte 
aus  unter  Umständen  eine  relative  Rechtfertigung  solcher  Steuern, 
indem  dieselben  nemlich,  ähnlich  wie  Verkehrssteuern,  als  eine 
Art  Gewerbesteuer  und  Einkommensteuer  der  Kaufleute, 
Fabrikanten,  also  solcher  Classen  und  Personen  mit  angesehen 
werden  könnten,  deren  Gewinne  und  Einkommen  sich  der  sonstigen 
directen  Erwerbsbesteuerung  leichter  entzögen.  Die  Anhänger  der 
Verbrauchssteuern  machen  das  nicht  selten  geltend,  principiell 
nicht  mit  Unrecht,  wenn  auch  gewöhnlich  mit  starken  Ueber- 
treibungen,  denn  sie  übersehen  als  Vertreter  dieser  Auffassung  da- 
bei wieder  zweierlei. 

a)  Einmal,  dass  sie  damit  in  Widerspruch  mit  ihrer  optimisti- 
schen Ansicht  von  der  Rück-  und  Weiterwälzung  der  Verbrauchs- 
steuern Seitens  der  Consumenten  kommen. 

Wenn  dio  gleiclimässige  Fortwälzung  bis  zum  Consumenten  schon  so  un- 
sicher ist,  wie  sehr  vollends  diese  Weiterwälzung!  Für  letztere  liegen  dio  Verhältnisse 
doch  viel  ungünstiger,  weil  cs  sich  eben  um  „Consumenten“  ohne  Organisation  zu 
gemeinsamem  Handeln,  ohne  ökonomische  Machtmittel  (.untere  Classen!)  zur  Durch- 
setzung der  Weiterwälzung  handelt,  »ährend  in  dem  anderen  Fall  „Produccnten"  iu 
Betracht  kommen,  welche  doch  für  den  Concurrenzkampf  besser  organisirt  sind,  ihr 
Kapital  nöthigenfalls  eher  aus  dem  Geschäft  ziehen  können  u.  s.  w. 

b)  Sodann  der  zweite  Mangel  der  Beweisführung:  gerade  die 
ungleich  massige  Fort-  und  Weiterwälzung  der  zunächst  vom 
Producenten,  Fabrikanten,  Kaufmann  u.  8.  w.  aus  gelegten  Steuer 
ist  ein  neues  Argument  dafür,  dass  man  mit  der  Rechtfertigung 
der  Verbrauchsbesteuerung  durch  den  Hinweis  auf  die  Aus- 
gleichungs functiou  der  Ueberwälzung  sehr  vorsichtig 
sein  muss.  Denn  je  mehr  sich  diese  Ueberwälzung  vollzieht, 
desto  ungleich  massiger  wird  wieder  die  ganze  Steuerver- 
theilung. 

Die  einzelnen  Producenten  sind  nach  einer  Menge  persönlicher,  wirtschaft- 
licher und  technischer  Verhältnisse,  im  Gross-  und  Kleinbetrieb,  nach  der  Verteilung 
des  Kapitals  auf  Anlage-  und  Betriebskapital,  nach  der  örtlichen  Lago  ihrer  Anstalten 
n.  s.  w.  in  ganz  ungleichem  Maasse  zur  Fortwälzung  der  von  ihnen  ausge- 
legten Steuern  befähigt  (§.  143,  14(1  fl.).  Uefters  bleiben  allerdings  w-ohl  Theile 
dieser  Stenern  auf  ihnen  sitzen,  aber  da  dies  einzeln  in  durchaus  verschiedenem 
Maasse  geschieht,  sind  diese  Steuern  auch  wieder  keine  richtige  uud  gerechte 
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Gewerbe-  oder  Einkommen  Steuer  der  Betroffenen,  ganz  abgesehen  von  dem  Um- 
stande, dass  so  nnr  gewisse  Gewerbe  indircct  bostenert  wurden. 

So  darf  man  behaupten,  dass  der  Verlass  auf  die  Ueber- 
wälzung  in  jeder  Hinsiebt,  in  den  beiden,  allerdings  zu  unter- 
scheidenden Kategorieen  von  Fällen  ein  schwaches  Argument 
zu  Gunsten  der  Verbrauchsbesteuernng  des  Consumenten  selbst 
und  anderer,  mit  der  Herstellung  und  dem  Vertrieb  der  steuer- 
pflichtigen Waarcn  in  Verbindung  stehenden  Personen  ist. 

§.  265.  — B.  Die  Selbstregelung  der  Besteuerung 
des  Einzelnen  durch  die  Regelung  seines  gebrauchs- 
steuerpflichtigen Consums. 

Auch  durch  die  Berufung  hierauf  wird  keine  richtige  Be- 
gründung der  Verbrauchs-  und  Nutzungsbesteuerung  gewonnen. 
Denn  einmal  ist  in  vielen,  practisch  wichtigen  Fällen  eine  solche 
Macht  des  Einzelnen  nur  scheinbar  vorhanden;  sodann  aber 
steht  dieselbe  überhaupt  mit  dem  wahren  Wesen  der  Besteuerung 
in  Widerspruch. 

Schäffle's  Auffassung  der  indirecten  Verbrauchssteuern  als  eines  nach  der 
Steuerfähigkeit  die  Steucrbelastung  indiridualisirenden  Elements  (oben  S.  246) 
ist  gerade  in  diesen  Punctcn  zu  optimistisch. 

1.  Welche  Steuerobjecte  auch  gewählt  werden  mögen,  die  „Selbst- 
regelung der  Besteuerung“  ist  dabei  immer  eine  bedenkliche  Sache. 

Bei  einer  Besteuerung  von  nothwendigen  Lebensmitteln  (Salz!  Volksbrot 
[Roggenbrot  bei  uns],  Fleisch)  ist  von  einer  solchen  Macht  des  Einzelnen  theils  gar 
nicht  die  Rede,  theils  wurde  sie  nur  auf  Kasten  der  Gesundheit  und  Arbeitskraft  des 
Consumenten  ausgeübt,  also  auch  gegen  das  Gemcinschaftsintercsse.  Bei  anderen 
Stcuerobjecten  stemmt  sich  wenigsteus  die  Consumtionssitte  der  Einschränkung  des 
Consums  entgegen.  Die  letztero  kann  ebenfalls  ihre  sanitären  und  sonstigen  Bedenken 
bieten.  Auch  trillt  der  allgemeine  Einwand  gegen  die  Verbrauchsbesteuerung  zu,  dass 
dieselbe  eben  einzelne  Artikel  des  Consums  ziemlich  willkQrlicli  herausgreift. 
Die  Gleichmässigkcit  wird  so  tron  Neuem  verletzt,  indem  dem  Consumenten  eines  be- 
steuerten Artikels,  gegenüber  dem  Consumenten  eines  unbesteuerten , entweder  zuge- 
muthet  wird,  die  Steuer  im  höheren  Preise  der  Waare  zu  entrichten  oder  auf  den 
Consum  zu  verzichten.  So  liegt  die  Sacho  selbst  bei  den  sogenannten  Luxusatcucrn. 

2.  Gewichtiger  und  pri n cipieller  ist  aber  noch  der 
zweite  Einwand  gegen  diese  Begründung  der  Gebrauchsbesteuer- 
ung: es  sollte  dem  Einzelnen  eben  gar  nicht  so  „frei 
stehen“  durch  eine  Handlung,  welche  wie  die  Regelung  des 
Consums  mit  der  individuellen  Steuerpflicht  keinen  Zusammenhang 
hat,  sich  dieser  Pflicht  zu  entziehen  oder  das  Maass,  in  dem  er 
sie  erfüllt,  zu  bestimmen. 

Wie  man  die  Besteuerung  des  Einzelnen  auch  immer  auffasso  und  begründe: 
ob  man  sio  als  einen  Entgelt  der  Dienste  des  Staats,  der  Vortheile  der  Staatsver- 
bindung oder  richtiger  als  eine  Pflicht  ansicht.  welche  aus  der  natu rnotli wendigen 
gliedlicken  Angehörigkeit  des  Einzelnen  zur  Staatsgcsellschaft  folgt  (§.  S5  ff.):  die 
Steuerzahlung  an  sich  und  das  Maass  ihrer  Höhe  mussten  richtiger  Weise 
ron  der  Art  und  der  Grösse  des  Consums  einzelner  Guter  unabhängig  sein. 
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Practische  Gründe,  jenes  besprochene  psychologische  Moment  n.  A.  m.  mögen 
trotzdem  für  eine  solche  Verbindung  sprechen.  Aber  ein  Vortheil,  dass  das  Indi- 
viduum alsdann  durch  Regelung  seines  Consums  seine  Steuern  regeln  könne,  ist  dies 
nicht:  die  Gebrauchsbesteuerung  lässt  sich  mit  solchem  Argument  nicht  begründen 
und  rechtfertigen,  sondern  gerade  angreifen. 

3.  Auch  die  weitere  Motivirung  verwandter  Art,  dass  sich 
durch  eine  rationelle  Verbrauchsbesteuerung,  diese  als  ein  Mittel 
zur  Deckung  des  allgemeinen  Finanzbedarfs  betrachtet,  der 
Consurn  der  Bevölkerung  in  deren  eigenem  wahren 
Interesse  richtig  regeln  lasse,  begegnet  doch  erheblichen 
principiellen  und  practischen  Bedenken.  Man  argumentirt  hier  aus 
den  sich  berührenden  Gesichtspuncten  der  Sanitäts-,  Sitten-, 
Luxus-  und  allgemeinen  Wohlfahrtspolizei. 

Dies  ist  implicite  der  Standpunct  der  in  der  Vorbemerkung  S.  (107  genannten 
linanzstatistischen  Schrift  von  Gerstfeldt.  Da  ähnliche  Auffassungen  in  gewissen 
Kreisen  rerbreitet  sind,  scheint  es  nicht  überflüssig,  auf  die  Prüfung  dieses  Stand- 
puncts  etwas  näher  einzugehen,  weshalb  ich  diese  Ausführung  unter  3 (schon  in  der 
ersten  Auflage  S.  522)  hier  cingefügt  habe.  Die  fmanzstatistischcn  Thatsachen  sind 
allerdings  berückend,  aber  um  so  notbwendiger  ist  eine  unbefangene  Beurthcilung. 
Sach  Gerstfeldt,  besonders  Tab.  8 und  7 ergab  sich  für  die  Zeit  Ende  der  1870er 
Jahre : 


Branntwein. 

Deutsches 

Gross- 

Frank- 

West- 

Ross- 

Reich 

britannien 

reich 

Österreich 

land 

Einnahmo  Mill.  M 

45.21 

422.05 

65.00 

18.00 

567.27 

oder  % aller  Steuern  .... 

7.00 

30.84 

3.38 

3.31 

42.88 

per  Kopf  M 

1.06 

12.42 

1.76 

0.82 

8.10 

Durchschnittssatz  d.  Steuer  p.  1 00  “/0 
Alcohol  per  Hectoliter 
an  Zoll  M 

30.00 

400.00 

90.00 

24.00 

? 

an  Steuer  M 

17.00 

300.00 

60.00 

20.00 

125.00 

Abgabebelastete  Verbraachsmenge 
per  Kopf  Liter 

6.14 

3.87 

2.86 

4.10 

6.48 

Tabak. 

Einnahme  Mill.  M 

14.28 

162.00 

257.18 

75.49 

45.55 

oder  “/o  “üer  Steuern  .... 

2.25 

11.85 

13.30 

13.86 

3.44 

per  Kopf  M 

0.34 

4.77 

6.95 

3.43 

0.65 

Durchschnittssatz  an  Steuern  (incl. 
Monopol)  per  Centner 
an  Zoll  M 

15.00 

850.00 

70.00 

an  Steuer  (Monopol)  M.  . . 

2.30 

— 

380.00 

110.00 

50  00 

Belastete  Verbrauchsmenge  per 
Kopf  Pfund 

3.36 

1.86 

1.88 

3.12 

1.19 

Selbst  wenn  der  hier  (ob  bei  Branntwein  ganz  richtig?)  berechnete  enorm  hohe  Durch- 
scbnitlsconsum  an  Branntwein  und  Tabak  in  Deutschland  durch  eine  der  ausländischen 
ähnliche  hohe  Besteuerung  auf  die  Hälfte  rcducirt  würde,  an  sich  vielleicht  wünscheus- 
werth,  so  würde  die  Ausgabe  einer  Person  für  diesen  halben  Consum  wegen  der 
hohen  Steuer  doch  noch  viel  grösser  sein  als  jetzt,  was  demnach  klärlich  auf  eine 
starke  Ucberlastung  der  betretlenden  Consumcnten  mit  Steuern  oder  m.  a.  W.  auf  eine 
grosse  Ungleichmässigkeit  der  Besteuerung  hinausliefc.  Das  lässt  sich  doch 
unmöglich  in  dieser  Frage  so  leicht  nehmen.  Seit  den  Reichsreformen  der  deutschen 
Tabak-  und  Branntweinsteuer  ist  der  Ertrag  der  letzteren  und  die  Steuerbelastung  der 
Bevölkerung  allerdings  erheblich  gestiegen,  aber  auch  gegenwärtig  beträgt  die  Ein- 
nahme vom  Tabak  (Steuer  und  Zoll)  nur  1 M.  per  Kopf  und  dio  Branntweinsteuer 
noch  nicht  3 M..  während  in  den  genannten  anderen  Staaten  seit  1880  die  Erträge 
dieser  Steuern  über  die  oben  angegebenen  Summen  noch  erheblich  hinausgewachsen 
sind.  (S.  Uber  England  Fin.  III,  jj.  134  ff,  148,  Uber  Frankreich  eb.  §.  2S2  ff.,  296.) 
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Es  mag  zugegeben  werden,  dass  derartige  Gesichtspunete 
etwas  mit8precben  dtirfen,  besonders  bei  der  Branntwein-  nnd 
auch  noch  bei  der  T a b a k besteuerung.  Aber  man  überzeugt  sich 
leicht,  dass  man  hier  zu  misslichen  Consequenzen  gelangt,  sobald 
man  einen  dieser  Gesichtspunete  ernstlich  zur  Begründung  einer 
hohen  Verbrauchsbesteuerung  auf  welche  Gegenstände  immer  be- 
nutzt, und  den  Ertrag  davon  zur  Deckung  des  allgemeinen 
Finanzbedarfs  verwendet. 

Von  einer  auch  nur  einigermaassen  berechtigten  sanitäts- 
und  sitten polizeilichen  Regelung  kann  hier  doch  bloss  gegenüber 
einem  wirklich  physisch  und  psychisch  schädlichen  Uebermaass 
des  Consuras  die  Rede  sein,  wenn  man  selbst  von  allen  princi- 
piellen  Einwänden  gegen  solche  Einmischung  absehen  wollte.  Nun 
wäre  aber  hier,  wenn  sie  überhaupt  richtig  nnd  erfolgreich  sein 
sollte,  eine  ganz  individuelle  Controle  des  Consums  des  ein- 
zelnen Trinkers  und  Rauchers  nothwendig.  Eine  solche  erfolgt 
durch  die  Verbrauchsbesteuerung  und  durch  einen  hohen  Steuerfuss 
der  Branntwein-  und  Tabaksteuer  aber  natürlich  gar  nicht. 

Aus  den  Durclischnittssätzen  des  Consums  für  den  Kopf,  wie  sie  die 
Übliche  Statistik  meistens  allein  berechnen  kann,  lässt  sich  nicht  ohne  Weiteres  auf 
ein  Uebermaass  des  indiriduellcn  Consums  schliessen,  auch  wenn  sich,  wie  z.  B. 
bei  uns  in  Deutschland,  viel  höhere  Kopfquoten  als  in  anderen  Staaten  mit  hoher  Be- 
steuerung ergeben.  Denn  ob  und  wie  weit  ein  solches  Uebermaass  vorliegt,  das  hängt 
in  entscheidender  Weise  von  der  zeitlichen  Vertheilnng  des  Consums  einer  jedeu 
l'erson  ab.  Der  Durchschnittscousnm  kann  sehr  hoch  6ein  und  doch  wegen  einer 
günstigen  zeitlichen  Vertheilnng  dieses  Einzelcousums  eine  wirklich  schädliche  über- 
mässige Consuintion  fehlen,  und  umgekehrt. 

So  fuhrt  Conrad  (in  der  Recension  von  Gerstfcldts  Schrift.  Jahrbücher 
1 879,  Ut  gewiss  richtig  aus.  dass  das  Zuvieltrinken  von  Branntwein  durch  die  hohe 
Steuer  nur  wunig  gemindert  wird,  während  der  tägliche  Genuss  einer  geringen  Menge 
zur  Mahlzeit,  was  im  Jahre  ein  bedeutendes  Quantum  ausmacht,  für  den  Arbeiter 
durchaus  zuträglich  ist  und  ihm  dieser  Genuss  durch  die  Forderung  Gerstfeldt's 
mehr  als  gerechtfertigt  erschwert  wird.  Ebenso  kann  man  bei  den  Arbeitern  u.  s.  w. 
doch  auch  an  das  Berechtigte  des  Tabakgenusscs  denken. 

Die  entgegengesetzte  Auffassung  beruht  auf  der  unhaltbaren  Annahme  der  ab- 
soluten Schädlichkeit  des  Branntweins  und  Tabaks.  Diese  Annahme  müsste  folge- 
richtig dazu  führen,  den  Cousum  dieser  Artikel  nicht  durch  Steuern  bloss  za  er- 
schweren, sondern  ihn  gesetzlich  zu  verbieten,  mindestens  wie  in  den  Staaten  der 
Tempcranco- Gesetze  den  offenen  Verkauf  zu  untersagen. 

Gegen  den  luxus-  und  wohlfabrtspolizcilichen  Stand- 
punct  erheben  sich  von  vorneherein  principielle  Bedenken,  wenig- 
stens innerhalb  der  heutigen  Gesellschaft  nnd  ihrer  sonstigen  Rechts- 
ordnung. 

Selbst  wenn  man  davon  absieht  und  zugiebt,  dass  ein  grosser  Theil  der  „kleinen 
I.cute“  durch  den  Aufwand  für  ihren  Branntwein-  und  Tabakconsum,  zumal  für  den 
übermässigen,  grosse  U it w i rthschaftlich keit  zu  ihrem  eigenen  Nachtheil  be- 
weisen, — ist  es  zu  rechtfertigen,  sie  dafür  mit  hohen  Stenern  zu  belegon  und  gc- 
wissermaasseu  zu  bestrafen?  Die  allgemeinen  Bedürfnisse  des  Staats,  welche 
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unter  aüen  Umständen  zu  decken  sind,  grosscntheils  anf  Kosten  der  Uuwirth- 
schaftlicbkeit  jenes  Volkstheils  zu  bestreiten?  Folgerichtig  müsste  man  dann 
überhaupt  den  Leuten  die  freie  Verwendung  ihres  Einkommens  entziehen,  mindestens 
den  Betrag,  der  Uber  den  nothwendigen  Bedarf  hinansgeht,  in  Beschlag  nehmen. 
Aber  auch  dies. wäre  u.  E.  nur  zu  rechtfertigen  zu  Zwecken  im  speciellcn  Interesse 
dieser  unter  Cnratel  gestellten  Leute,  nicht  zur  Deckung  der  allgemeinen  Staatsbedürf- 
nisse  (s.  unten).  Mit  der  besonders  hohen  Branntwein-  und  Tabakbesteuerung  profitirt 
doch  jetzt  im  Grunde  der  Staat  nur  für  seine  fiscalischcn  Interessen  von  Lastern  nnd 
Unsitten  der  Bevölkerung,  und  zwar  von  solchen,  die  er  nicht  wohl  sonst  nach  der  be- 
stehenden liechtsanschauung  unter  Strafe  stellen  kann.  Gerade  das  polizeiliche  Bevor- 
mnndungspriucip  würde  eine  ganz  andere  Behandlung  unwirtschaftlicher  Consumtionen 
bedingen,  als  diejenige  vermittelst  hoher  V erbrauchsbesteuerung.  Wenn  man  durch  letztere 
selbst  eine  Verminderung  anstössigerConsnmtionen  erreicht,  — was  nicht  immer  sicher  ist; 
in  Deutschland  ist  seit  der  höheren  Tabakbesteuerung  der  Consum  auf  den  Kopf  nur 
von  1.7  auf  1.5  Kilogramm  (auf  fabrikationsreifen  ßohtabak  rcducirt)  zurückgegangen  — 
so  wird  doch  in  der  Kegel  der  gesammte  Aufwand  einer  Person  für  die  betreffenden 
Objecte  bei  hoher  im  Vergleich  mit  niedriger  Besteuerung  noch  grösser,  daher  die 
wirthschaftliche  Verwendung  des  ganzen  Einkommens  noch  schlechter  ausfallen.  D.  h. 
man  fügt  durch  solche  Besteuerung  noch  die  Gefahr  rascheren  und  stärkeren  wirt- 
schaftlichen Kuins  zu  allen  anderen  üblen  Folgen  bedenklicher  Gonsumtion  hinzu. 
Viel  heilsamer,  aber  freilich  auch  viel  mehr  gegen  das  doch  zumeist  einseitig  sich 
geltend  machende  liscalische  Interesse  wären  z.  B.  gegenüber  dem  Tabak-  und  Brannt- 
weinconsum  Vorkehrungen,  die  Gelegenheit  zu  diesen  Consumtionen  zu  erschweren, 
wie  in  Betrelf  des  Branntweins  (und  indircct  des  Tabaks)  durch  ciuo  richtige  Schank- 
stättengesetzgebung und  in  Betrelf  des  Tabaks  durch  umfassendere  Rauchverbote  in 
öffentlichen  Localitätcn  u.  s.  w.  (zugleich  eine  wahre  Wohlthat  für  die  nicht  rauchende 
Menschheit ').  (Vgl.  neuere  französische  Pläne  in  Betrelf  der  Schanklicenzen  und 
Branntweinsteuer,  wenigstens  mit  in  dieser  Tendenz  gefasst,  in  Fin.  III,  S.  028.) 

4.  Anders  und  günstiger  liegt  die  Frage  einer  solchen 
„Consumregelung“  durch  passende  Verbrauchsbestcuerung, 
wenn  der  Ertrag  davon  für  specielle  Interessenangelegen- 
heiten der  unteren  Classen  verwendet  wird  und  so  diese 
Regelung  auf  einen  gewissen  „Sparzwang“  bezüglich  der  Ein- 
kommenverwendung hinausliluft.  Das  milchte  ich  im  Ganzen  für 
gerechtfertigt  halten. 

5.  schon  oben  in  den  Vorbemerkungen  §.  251  S.  607.  Der  Einwand  der  uu- 
gl eic hmässigen  Belastung  der  Einzelnen,  je  nach  ihrem  Consum,  und  im  Ver- 
hältnis zu  der  individuell  verschiedenen  Theilnahme  an  deu  betreffenden 
öffentlichen  Einrichtungen  trifft  allerdings  auch  hier  zu.  Aber  er  verliert  hier  viel 
mehr  an  Gewicht,  aus  socialem  Gcsichtspunct  betrachtet,  als  wenn  der  Ertrag  solcher 
Steuern  zu  allgemeinen  Staatszwecken  dient  und  damit,  wenigstens  mittelbar,  auch 
die  höheren  und  wohlhabenderen  Classen , als  Steuerzahler  wie  als  Participienten  an 
Staatslcistungen , bevortheilt  werden.  In  dem  hier  erörterten  Fall  haudelt  es  sich  bei 
grösseren  individuellen  Consum-  nnd  damit  Steuerlast -Verschiedenheiten  wesentlich 
um  ökonomische  Bewegungen  innerhalb  der  unteren  Classe  allein:  ein  in.  E.  ent- 
scheidender Unterschied. 

§.  266.  — C.  Die  (indirecte)  Verbrauchsbesteuerung 
als  Mittel,  das  Moment  der  Steuerzahlung  zu  verhüllen. 

Der  psychologische  Vorth  eil,  welcher  hierin  liegt,  wurde 
oben  zugegeben.  Aber  mit  diesem  Vortheil  sind  gewichtige  Nach- 
theile verbunden,  sowohl  in  Bezug  auf  den  Besteuerten  als 
auf  den  Staat. 

A.  Wagner,  Finanz  Wissenschaft.  II.  2.  An  fl.  42 
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1.  Jener  verkennt  eben  deshalb  so  leicht  den  notbwendigen 
Zusammenhang  zwischen  Besteuerung  und  öffentlicher  Leistung, 
zwischen  Steuerzahlung  und  Steuerpflicht.  Sein  eigener  Verbrauch, 
seine  Ausgaben  erscheinen  ihm  nicht  im  wahren  Licht. 

Darin  nur  Vortheile  zu  scheu,  nur  zu  rühmen,  dass  dieser  mangelnde  Einblick 
in  die  wirklichen  Verhältnisse  Uber  manches  Unliebsame  und  Listige  hinweg  helfe, 
heisst  doch  sehr  kurzsichtig  urtheilcn,  etwa  so,  als  ob  überhaupt  die  genaue  Rechnungs- 
führung in  der  Privatwirtschaft  besser  unterbleibe,  damit  man  sich  in  Betreff  seiuer 
Ausgaben  in  „angenehmer“  Unwissenheit  befinde. 

2.  Für  das  ganze  Gemeinwesen  oder  den  Staat  selbst 
ergeben  sich  aber  nicht  geringere  Bedenken.  Zugestanden,  dass 
die  Deckung  eines  grossen  Finanzbedarfs  durch  Verbrauchssteuern 
leichter,  weil  weniger  unpopulär  als  durch  Schatzungen  sei  und  dass 
deswegen  Staatsmänner  politische  Grtlnde  für  ein  solches  Vor- 
gehen geltend  machen  können:  nicht  minder  sind  politische  nnd 
finanzielle  Gegengründe  anzuführen.  Die  Controle  des 
Staatshaushalts,  die  Prüfung  der  Nothwendigkeit  und 
Zweckmässigkeit  einer  Ausgabe  wird  fast  unvermeidlich 
weniger  ernst  genommen. 

Die  parlamentarischen  k'Orpor  bewilligen  begreiflich  genug,  auch  wenn  sic  dabei 
gar  nicht  spccielle  Interessen  der  Besitzenden  vertreten,  indirecte  Verbrauchssteuern 
leichter  als  directc  Erwerbssteuern,  weil  sie  sich  durch  letztere  beim  Volk  eher 
unpopulär  zu  machen  fürchten.  Eine  absolute  Staatsgewalt,  der  keine  Volksvertretung 
zur  Seite  steht,  greift  ebenfalls  leichter  zu  der  „unfühlbaren“  Verbrauchsbesteuerung. 
Der  Finanzbedarf  droht  aber  dann  um  so  rascher  nnd  stärker  zu  steigeu,  die  Macht 
der  Parlamente,  auch  wo  sie  berechtigt  ist,  um  so  kümmerlicher  zn  werden:  Letzteres 
desto  mehr,  je  mehr  schon  die  ganze  steuertechnische  Einrichtung  der  Verbrauchs- 
steuern mechanisch  weiter  fuugirt  und  aus  finanziellen  Gründen  in  Fnnction  erhalten 
werden  muss,  wenn  der  Steuerapparat  einmal  gebildet  worden  ist.  Als  „politische 
Garantie“  haben  daher  z.  B.  Bewilligungen  eines  Tabak  in  onopols  auf  eine  bestimmte 
Reihe  von  Jahren,  wie  gesetzlich  in  Frankreich  und  wie  es  bei  dem  deutschen  Tabak- 
monopolproject  mitunter  vorgeschlagcn  worden  ist,  kaum  irgend  einen  Werth.  Wenn 
man  nach  einem  langen  und  kostspieligen  Eipropriationsverfahrcn  bei  uns  ein  solches 
Monopol  einmal  eingeführt  haben  sollte,  wird  man  doch  eine  Wiederaufhebung  des 
Monopols  in  unabsehbarer  Zeit  nicht  ernstlich  ins  Auge  fassen  k (innen.  Auch  die 
neueste  Erfahrung  mit  dem  französischen  ZündhOlzchenmonopol  bestätigt  das  (Ein.  III, 
§.  800  ff.). 

Gerade  je  schärfer  die  »Steuer  vom  Einzelnen  nnd  im  Volke 
als  Steuer  empfunden  wird,  desto  vorsichtiger  wird  man  an  ihre 
Ausdehnung,  desto  sorgfältiger  an  die  Prüfung  des  Bedarfs  gehen. 
Gewiss  vermögen  sich  hier  die  Interessen  zu  kreuzen  und  kann 
eine  nothwendige  und  erwünschte  Entwicklung  der  „öffentlichen 
Tbätigkeitcn“  durch  zu  knappe  Bemessung  des  Bedarfs  und  zu 
grosse  Abneigung  gegen  eine  Vermehrung  der  Steuern  gehemmt 
werden.  Aber  die  Klippe  auf  der  anderen  »Seite  ist  auch  nicht  zu 
übersehen:  die  Gefahr  einer  Schädigung  der  „berech- 
tigten Freiheitsintercssen“  des  Volks  und  einer  zu 
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willfährigen  Vermehrung  der  öffentlichen  Ausgaben, 
damit  einer  zu  grossen  Allmacht  der  Staatsgewalt. 

Diese  Betrachtung  fuhrt  schon  zu  der  folgenden  Erörterung 
hinüber: 

III.  Die  principiellen  und  practischen  Mängel  der 
Gebrauchsbesteuerung. 

§.  267.  Dieselben  waren  im  Vorausgehenden  schon  mehrfach 
zu  berühren.  Sie  treten,  wie  bemerkt,  als  Verstösse  gegen 
die  vier  Reihen  oberster  Steuerprincipien  hervor.  Die 
Gebrauchsbesteuerung  als  Ganzes  betrachtet  zeigt  hier  grosse 
Mängel,  welche  kaum  bei  einer  einzelnen  hierbergehörigen  Steuer 
und  Einrichtungs-  und  Erhebungsform  ganz  fehlen,  wenn  auch  hier 
in  grösserem,  da  in  geringerem  Grade  hervortreten. 

A.  Verstösse  gegen  die  finanzpolitischen  Prin- 
cipien  der  Ausreichendlieit  und  Beweglichkeit. 

Die  Hauptarten  der  Besteuerung  sind  schon  oben  bei  der  Er- 
örterung dieser  Principien  kurz  in  ihrer  Beziehung  zu  diesen  letz- 
teren beurtheilt  worden  (§.  129).  Gewisse  Vortheile,  wie  leichtere 
Deckung  grösseren  Finauzbedarfs  mit  ihnen,  sind  unverkennbar. 
Aber  anderseits  stellen  die  weniger  beweglichen,  jedoch  bei  nicht  zu 
hohen  Sätzen  in  ihrem  Eingang  sichereren  und  in  ihrer  Ertrags- 
höhe nicht  viel  schwankenden  d i re cten  Steuern,  unter  diesen  be- 
sonders auch  die  Ertragssteuern,  gegenüber  den  im  Ertrage 
viel  mehr  schwankenden  Verbrauchssteuern,  das  solide  „finanzielle 
Rückgrat“  dar.  Gerade  wegen  der  engen  Verknüpfung  der  Ver- 
brauchssteuern an  gewisse  Waa  ren  hängt  der  Steuerertrag  wesent- 
lich von  den  Produc tions-  und  Consumtions Verhältnissen, 
den  Conj  uncturen  dieser  Waaren,  vom  Gang  des  ganzen  Wirt- 
schaftslebens, von  der  ungestörten  Function  des  Erhebungs- 
und Controlapparats  mit  ab. 

Der  Steucrertrag  sink!  daher  leicht  in  „ungünstigen“  Zeiten,  wo  man  ihn  am 
Nothweudigsten  bedarf,  und  steigt  leicht  in  „günstigen“  Zeiten,  wo  man  das  eher  ent- 
behren konnte.  Dort  daher  eine  Störung  des  Gleichgewichts  iin  Staatshaushalte,  die 
schwer  sofort  gut  zu  machen  ist.  Steuerausfälle  lassen  sich  dabei  auch  nicht,  wie 
theilweise  wenigstens  bei  directen  Erwerbssteuern,  nachträglich  wieder  einbringen. 
In  den  günstigen  Zeiten  aber  entsteht  eine  Versuchung  zu  neuen  Öffentlichen  Aus- 
gaben, auch  zu  solchen  dauernder  Art  (Gehaltserhöhungen),  weil  die  Mittel  dazu  vor- 
handen sind.  Manches  weniger  Nothwcndigc  wird  dann  leicht  unternommen,  ftlr  das 
hinterher  die  Mittel  fehlen,  wenn  die  allgemeinen  Verhältnisse  wieder  schlechter 
werden.  Eine  rasche  Vermehrung  des  Ertrags  auf  einmal  im  Bedarfsfall 
lässt  sich  aber  gerade  durch  die  Verbrauchsbesteuerung  auch  nicht  leicht  bewirken, 
um  so  weniger,  je  mehr  die  bevorstehende  Steuervermehrung  (Ausdehnung  oder  Er- 
höhung) von  der  Spcculation  ausgebeutet  wird,  wie  jetzt  regelmässig  in  unseren  Ver- 
kehrsverhältnissen. 

42* 
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Durch  eine  gewisse  Mannigfaltigkeit  dieser  Besteuerung, 
durch  richtige  Auswahl  der  einzelnen  Steuerobjecte  nnd 
durch  passende  Steuerform  (z.  B.  die  Monopolisirung) 
sind  diese  Mängel  w'ohl  zu  vermindern,  aber  nicht  zu  beseitigen. 

S.  auch  hier  die  schon  oben  in  §.  129  in  Bezug  genommenen  lehrreichen 
französischen  Erfahrungen,  besonders  in  Ein.  III,  §.  175,  176. 

Die  Schlüsse  für  die  richtigen  Zielpuncte  des  Steuersystems 
ergeben  sich  von  selbst.  Hervorgehoben  sei  hier  bloss,  wie  ver- 
fehlt es  sein  würde,  die  Staatsbesteuerung  nur  oder  fast  nur  auf 
Verbrauchssteuern  zu  begründen. 

„Bundesstaaten“,  wie  das  Deutsche  Reich,  Schweiz,  Nordamerika,  können  das 
doch  nur  wegen  des  Zusammenhangs  mit  den  (iiiederstaaten  wagen,  deren  Besteuerung 
eine  vornemlich  directe  ist.  Bedenken  bleiben  gleichwohl , auch  rein  finanzpolitisch 
betrachtet,  — auch  in  Deutschland.  Namentlich  Kriegszeiten  bedürfen  neben  dem 
Staatscredit  des  Mittels  von  „Extrasteuern“  (Ein.  I,  §.  76),  und  dies  können  vor- 
uemlich  nur  directe  sein. 

§.  268.  — B.  Verstösse  gegen  die  volkswirtschaft- 
lichen Steuerprincipien. 

Eine  Steuer  muss  hier  der  richtigen  Wahl  der  Steuer- 
quelle entsprechen  und  den  Ueberwälzungsverhältniss cn 
gehörig  Rechnung  tragen. 

1.  In  erster  Hinsicht  möchten  die  Verbranchsbesteuerung  im 
Ganzen  und  die  einzelnen  Steuern,  auch  die  üblichen  Steuern  auf 
Nutzungen  des  Nutzvermögens  u.  s.  w.  keine  allgemeinen  Bedenken 
bieten. 

Sie  werden  meistens  als  reelle  Einkommensteuern,  principiell  richtig,  fungiren. 
Aber  sie  belasten  die  Stcucri{uelle  des  Einkommens  bei  den  Einzelnen  zu  un- 
gleich, was  nicht  nur  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  sondern  auch  volkswirth- 
schaftliclicn  Interessen  widerspricht.  Aus  der  folgenden  Darlegung  (§.  269  ff.)  der 
Verstösse  gegen  die  Allgemeinheit  und  Gleichm&ssigkeit  wird  sich  dies  näher  ergeben. 

2.  Die  Ueberwälzung8verhältni88e  werden  in  der  Ver- 
brauchsbesteuening  und  besonders  bei  wichtigeren  einzelnen  Steuern 
regelmässig  nicht  gehörig  berücksichtigt.  Daraus  entsteht  eine 
neue  grosse  Ungleicbmässigkeit  der  Belastung,  welche 
wiederum  auch  volkswirtschaftlich  bedenklich  ist. 

Auch  dies  folgt  schon  aus  dem  Brilheren  (§.  1411  und  wird  unten  im  §.  272 
für  einen  llauptfall  noch  näher  begründet 

3.  Zu  den  volkswirtschaftlichen  Nachtheilen  der  Verbrauchs- 
steuern, aller  zusammen  in  gewissem  Maasse,  der  einzelnen  mehr 
oder  weniger,  gehören  ferner  diejenigen,  welche  auch  vom  Stand- 
puuet  der  Steuer  Verwaltung  hervorzuheben  sind  nnd  unten 
(§.  276)  besprochen  werden,  sowie  andere  verwandter  Art. 

(Sehr  gut.  au  Beispielen  u.  s.  w.  dargelegt  von  Cliffe  l.cslie,  on  financial 
reform,  Deutsch  von  Brömel.) 
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Die  Cotitrolen  und  Erhebungsformen  belästigen  und  hemmen  den  Verkehr,  die 
richtige  locale  und  internationale  Arbeitstheilung,  hemmen  die  Entwicklung  der  Technik 
nicht  selten,  begünstigen  den  (irossbetrieb  mitunter  einseitig,  reuen  zu  besonders 
schlimmen  Formen  der  Defraude,  des  Schmuggels,  der  Bestechung,  wirken  dadurch 
auch  verderblich  auf  die  Concurrcnzverhältnisse , corrumpiren  so  das  Geschäftsleben 
und  wirken  entsittlichend  ein,  u.  s.  w.  Auch  die  meist  höheron  Erhebungskosten, 
die  Herbeiführung  ron  Nehenspesen  für  den  Steuerzahler,  von  besonderem  Zeit-  und 
Arbeitsaufwand  sind  unverkennbare  Uebelstände,  welche  bei  einem  Vergleich  mit  der 
directen  Erwerbsbesteuerung  nicht  unbedeutend  zu  Ungunsten  der  Verbrauchssteuern 
ins  Gewicht  fallen,  wenn  sie  auch  meistens  nicht  den  Ausschlag  geben  können. 

§.  269.  — C.  Verstüsse  gegen  die  Principien  der 
gerechten  Steuervertheilung  oder  gegen  die  Allge- 
meinheit und  Glcichmässigkeit  der  Besteuerung. 

Diese  Verstüsse  sind  wohl  die  wichtigsten  und  zwar  wiederum, 
allerdings  verschieden  und  nicht  in  gleichem  Grade,  aber  doch 
beide  Male  in  den  oben  unterschiedenen  zwei  Fällen:  wenn  der 
Preis  um  die  Steuer  ganz  oder  tbeilweise  steigt  und  wenn  andere 
Personen,  als  die  Consumenten,  ganz  oder  theilweise  mit  der  Steuer 
belastet  werden. 

Wegen  dieser  „Verstüsse  gegen  die  Gerechtigkeit“  wird  vor 
Allem  auf  die  Beseitigung  wenigstens  gewisser  Verbrauchs- 
steuern oder  auf  deren  Ersatz  zu  sinnen  und  im  Falle  der  un- 
vermeidlichen Beibehaltung  solcher  Steuern  wird  eine  Aus- 
gleichung ihrer  ungerechten  (und  meist  zugleich  auch  volks- 
wirthschaftlich  nachtheiligen)  Wirkungen  durch  andere  Verbrauchs- 
uud  Nutzungs-  und  namentlich  durch  directe  Erwerbssteuern 
zu  verlangen  sein:  freilich  ein  schwierigstes  Problem.  Nur 
wenn  es  aber  einigermaassen  befriedigend  gelöst  wird , kann  ein 
Steuersystem,  in  welchem  sich  viele  und  schwere  Verbrauchssteuern 
befinden,  wenigstens  die  Gesammtlast  der  Besteuerung  leidlich 
allgemein  und  gleichmässig  vertheilen. 

Die  Forderung  einer  solchen  Ausgleichung  der  Wirkungen  der 
Verbraucbsbesteueriing  beschränkt  sich  auch  nicht  auf  das  social- 
politische Steuersystem:  sie  gilt  auch  für  das  rein  finanzielle, 
ln  diesem  wird  das  leitende  Princip  einer  wenigstens  an- 
nähernd gleichen  proportionalen  Höhe  der  Besteuerung  des 
Einkommens,  einerlei,  welches  die  Quelle  und  die  Grösse  des  letz- 
teren ist,  bei  der  Ueberwälzung  der  Steuer  auf  den  Preis  gerade 
durch  die  Verbrauchsbesteuerung  leicht  nnd  meistens  mehr  oder 
weniger  verletzt  zu  Ungunsten  der  Bezieher  von  Arbeits- 
und von  kleinem  Einkommen.  Das  muss  durch  die  Gestaltung 
des  Steuersystems  wenigstens  möglichst  gut  gemacht  werden. 
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Die  Hauptbedenken  sind  folgende: 

1.  Die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  wird  verletzt,  weil 
gewisse  einzelne  Consuinptibilien  und  Nutzungen,  welche  nicht 
von  Jedermann  genossen  werden,  der  Steuer  unterliegen. 

2.  Die  Gleich mässigkeit  wird  verletzt,  weil 

a)  auch  die  besteuerten  Objecte  u.  s.  w.  von  den  Con- 
sumenten  nicht  in  gleicher  Menge,  Güte,  noch  in  einem 
zum  Einkommen  in  gleichem  Verhältnis  stehenden 
Betrage  gebraucht  werden;  ferner 

b)  weil  die  Verbrauchsbesteuerung  sich  in  dem  Gesammt- 
umfang,  welchen  sie  für  den  Besteuerten  erreicht,  zunächst  nach 
der  Grösse  des  Verbrauchs,  nicht  des  Einkommens  richtet, 
die  Grösse  des  Verbrauchs  aber  mehr  oder  weniger  von  der  Per- 
sonenzahl abhängt,  welche  auf  das  Einkommen  eines  Besteuerten 
angewiesen  ist;  endlich 

c)  wird  die  Gleichmässigkcit  der  Besteuerung  auch  in  Bezug 
auf  diejenigen  Personen  und  Wirtschaften  verletzt, 
welche  als  „Producenten“  (Fabrikanten,  Kaufleute)  zunächst 
die  Steuer  auszulegen  haben,  wegen  der  unvermeidlichen  Mängel 
der  complicirten  Steuertechnik  der  meisten  Verbrauchs- 
steuern, der  Unsicherheit  richtiger  Ueberwälzung ; ferner  auch  in 
Bezug  auf  andere  Personen,  welche  als  Zwischenhändler,  Fracht- 
führer u.  s.  w.  an  dem  Transport,  dem  Absatz  der  Artikel  be- 
theiligt sind  und  eventuell  die  Steuer  oder  Theile  davon  auf  sich 
Uberwälzt  erhalten,  ohne  sich  in  genügendem  Maasse  durch  Weiter- 
wälzung, Rückwälzung  schadlos  halten  zu  können. 

Diese  Bedenken  treffen  principiell  alle  Gebrauchsbesteuer- 
ung, auch  diejenige  auf  Nutzungen  des  Nutzvermögens,  die  Luxus- 
steuern u.  dgl.  Dem  Grade  nach  haben  sie  aber  bei  den  einzelnen 
hierhergehörigen  Stenern  und  Steuerformen  (z.  B.  bei  der  Mono- 
polisirung,  bei  der  Besteuerung  durch  Vermittlung  des  privaten 
Producenten,  im  Falle  etwaiger  Berücksichtigung  der  Qualität 
oder  des  Werths  im  Steuersatz  der  Zölle  und  inneren  Verbrauchs- 
steuern) ein  verschiedenes  Gewicht. 

Daraus  ergeben  sich  Fingerzeige  filr  die  richtige  Ausbildung  des  Gebrauchs- 
Steuersystems.  wenn  dasselbe  einmal  unentbehrlich  ist.  Ferner  lassen  sich  durch  ent- 
sprechende Regelung  der  directen  Erwerbsbesteucruug  jene  Bedenken  vermindern. 
Ftlr  die  Art  und  Weise,  wie  dies  zu  geschehen  hat,  ergeben  sich  gleichfalls  aus  einer 
Prüfung  der  Verbrauchsbesteuerung  selbst , im  Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  llaupt- 
arteu  und  Formen,  wcrthvoUo  Winke.  So  erlangt  die  folgende  Untersuchung  eine 
allgemeinere  Bedeutung  für  die  Fragen  der  Einrichtung  des  ganzen  Steuersystems. 
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§.  270.  — 1.  Die  Verletzung  des  Princips  der  All- 
gemein heit. 

Die  Thatsache  einer  solchen  Verletzung  bedarf  bei  der  noto- 
rischen Gestaltung,  der  Consuintionen  und  der  diese  treffenden  Ge- 
brauchsbesteucrung  keines  weiteren  Beweises.  Man  bestrebt  sich 
deswegen,  möglichst  allgemeine  Verbrauche  zu  besteuern  und 
fügt  etwa  noch  gewisse  Steuern  auf  Nutzungen,  sogenannte  Luxus- 
steuern u.  dgl.  hinzu,  um  den  Lücken  in  der  Allgemeinheit  des 
Consunts  von  Massenartikeln  Rechnung  zu  tragen.  M.  a.  W.:  man 
bildet  ein  Gebrauchssteuersystem  aus.  Principiell  ganz- mit 
Recht,  aber  practisch  doch  niemals  mit  genügendem 
Erfolg,  denn  im  Ausgangspuncte,  in  der  Besteuerung  ge- 
wisser einzelner  Waaren  und  Nutzungen,  liegt  der  innere  Fehler. 

Allgemein  verbreitete  Consumartikel,  wie  Salz,  Brot,  Mehl  zu  besteuern,  ent- 
spricht zwar  dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit,  verstösst  aber  um  so  mehr,  bei  der 
zum  Theil  kopfsteuerartigen  Wirkung  solcher  Steuern,  gegen  den  Grundsatz  der 
GIcichmassigkeit.  Die  Besteuerung  von  Artikeln  wie  Tabak,  Branntwein,  die, 
wenn  einmal  die  Verbrauchssteuer  gut  geheissen  wird,  gewiss  mit  die 
geeignetsten  Objecte  für  eine  solcho  sind,  — eine  Ansicht,  welche  mit  der  Er- 
örterung in  g.  2(15  nicht  in  Widerspruch  steht  — bildet  dagegen  bei  der  fehlenden 
Allgemeinheit  dieses  Consums  wieder  ancb  einen  starken  Verstoss  gegen  die  „All- 
gemeinheit“. Dos  muss  davor  warnen,  mit  diesen  Stenern  eine  gar  zu  grosse  Quote 
des  gesammten,  für  al  1 gern  ein o Staatszwecko  erforderlichen  Stcuerbedarfs  zu  decken: 
eine  Gefahr,  welche  gerade  in  der  Tabak-  und  Branntweinsteuer  (England,  Frankreich, 
bequeme  Gelegenheit  beim  Tabakmonopol,  wegen  der  leichten  Erhaltbarkeit  der  Steuer 
in  höheren  Preiseni  nicht  zu  verkennen  ist.  Die  eigentlich  erforderliche  Verall- 
gemeinerung des  Princips  der  Steucrpflichtigkcit  einzelner  Genüsse  lässt  sich  aus 
steuertechnischen  und  volkswirtschaftlichen  Rücksichten  meist  nicht  genügend  durch- 
fuhren. Sie  wttrdo  aber  immer  jenen  Verstoss  nur  dem  Grade  nach  verringern, 
nicht  ihn  beseitigen.  Doch  bietet  hier  der  Einfuhrzoll  (etwas  auch  das  Üctroi, 
worin  z.  B.  in  Frankreich  Artikel  wie  Austern  stehen)  immerhin  Gelegenheit,  eine 
rationelle  I.uxnsbesteucrung  von  feineren  Genussmittcln  und  Gebrauchsgegenständen 
der  wohlhabenderen  Classen  ohne  besondere  Muhe  durchzufubren,  da  der  Control- 
und  Erhebungsapparat  einmal  besteht,  auch  ohne  wesentliche  Kosteusteigerung.  Nur 
drohen  hier  mitunter  solche  Zölle  starke  Schutzzölle  zu  werden  (Seidcuwaaren!)  und 
so  den  Fiuanzzweck  wenigstens  zu  verfehlen.  Eine  günstige  Seite  des  Zolls  ist 
diese  seine  Geeignetheit  zur  Luxnsbesteuerung  aber  gewiss. 

Am  Ungenügendsten  bleibt  das  Aushilfsmittel  der  directen 
„Luxussteuern“,  denn  diese  können  vollends  aus  Steuer  tech- 
nischen Gründen  nur  ganz  einzelne  Nutzungen  oder  Genüsse 
treffen,  wo  von  „Allgemeinheit“  der  Consumtion  auch  nur  inner- 
halb einer  kleinen  Gesellschaftssehicht  noch  weniger  die  Rede  ist. 

Der  neueste  und  Überhaupt  bedeutendste  theoretische  Vertreter  der  Luxussteuer, 
v.  Bilinski,  vorkennt  das  nicht.  Er  weist  scharf  oine  weitere  Ausdehnung  der 
directen  Luxussteuern  Uber  die  vier  von  ihm  befürworteten  und  practisch  verbreitetsten 
ab  und  will  nur  den  Luxussteucrgcsiclitspunct  Überhaupt  mehr  und  folgerichtiger  im 
ganzen  System  der  indirecten  Verbrauchssteuern  durchgefübrt  wissen.  (A.  a.  0.  S.  150.) 
Auch  hier  bieten  sich  nur  zu  viele  Schwierigkeiten!  Erreicht  man  da  mit  einer 
allgemeinen  Vermögenssteuer  oder  einer  progressiven  Einkommensteuer  nicht  das  gleiche 
Ziel  viel  besser? 
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§.  271.  — 2.  Die  Verletzung  desPrincips  derGleich- 
mässigkeit  wegen  der  Ungleichheit  des  Gonsnms  der 
besteuerten  Objecte  selbst. 

Auch  hier  liegt  eine  notorische  Tbatsacbc  vor.  Nach  der  von 
Naturverbältnissen  abhängigen  Nothwendigkeit  der  Consumtion 
(Nahrungsbedarf,  Qualität  der  Nahrungsmittel),  nach  der  Consum- 
tionssitte  und  vor  Allem  nach  der  Grösse  des  Einkommens 
ist  der  Consum  der  steuerpflichtigen  Objecte  in  Bezug  auf  die 
Menge  undGtite  derselben  individuell  und  familienweise 
und  namentlich  nach  den  ökonomischen  und  socialen 
Classenschichten  der  Bevölkerung  ausserordentlich  ver- 
schieden, demgemäss  dann  auch  der  Steuerbetrag.  Auch  hier- 
gegen lässt  sich  durch  das  vorher  erwähnte  Mittel  einer  systemati- 
schen Ausdehnung  der  Verbrauchsbesteuerung  keine  genügende  Ab- 
hilfe schaflen,  auch  nicht  durch  die  verschiedene  Höhe  der  Steuer- 
sätze für  verschiedene  Objecte  oder  Qualitäten  desselben  Objects, 
selbst  wenn  ein  solches  an  und  ftlr  sich  ganz  richtiges  Vorgehen 
in  grösserem  Umfange  möglich  wäre,  als  es  thatsächlich  steuer- 
technisch  der  Fall  ist. 

Stein  ubersieht  dies  bei  seinen  ganz  richtigen  üesichtspuncten  für  seine  „Genuss- 
stcuern"  zu  sehr  oder  trägt  dem  Umstande  wenigstens  nicht  genügend  Rechnung. 

Unter  den  verschiedenen  Nachtheilen,  welche  auf  diese  Weise 
der  Verbrauchsbesteuerung  mehr  oder  weniger  ankleben,  sind  wohl 
die  beiden  wichtigsten  die  leicht,  wenngleich  nicht  immer  in  dem 
oft  behaupteten  Grade  eintretende,  wenigstens  relative  Uebcr- 
lastung  der  unteren  Classen,  besonders  derjenigen,  welche 
ganz  ohne  oder  ohne  erheblichen  Besitz  eigener  sachlicher  Pro- 
ductionsmittel  meist  nur  von  einem  kleinen  Arbeitseinkommen 
leben,  durch  die  hauptsächlichen  Verbrauchssteuern,  und  die  di- 
reetc  Begünstigung  der  höheren  Classen  ausserdem  noch 
durch  die  fehlende  oder  ungenügende  Berücksichtigung  der  Qua- 
lität der  Steuerobjecte  in  der  Verbrauchsbesteuerung,  speciell  in 
deren  Steuersätzen  (§.  273).  Diese  Nachtheile  muss  man  um  so 
schärfer  erkennen  und  unbefangen  ins  Auge  fassen,  weil  nur  dann 
die  Wege  zu  ihrer  Bekämpfung  und  Beschränkung  (wenn  auch 
nicht  zu  ihrer  unmöglichen  völligen  Beseitigung)  richtig  erkannt 
und  beschritten  werden  können. 

a)  Die  wichtigsten,  finanziell  meist  allein  sehr  ergiebigen  und 
deswegen  beliebten  Verbrauchssteuern  — vou  den  neuerdings  sich 
wieder  verbreitenden  wichtigeren  agrarischen  Schutzzöllen,  auf 
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Getreide,  Vieh,  Viehproductc  selbst  abgesehen  — betreffen  in  unseren 
Ländern  unentbehrliche  Lebensmittel,  wie  Salz  und  Brot, 
oder  v erbreitete  V ol ks-Genusstn i ttel,  wie  die  Getränke, 
Bier,  Branntwein,  Wein,  den  Tabak,  Colonial waaren, 
besonders  Zucker,  dann  je  nachdem  Kaffee  oder  Thee,  nach 
den  ConsumtionsverhUltnissen  unserer  heutigen  C'uiturvülker. 

S.  oben  §.  25S.  Statistisches  in  der  specielien  Steuerlchre.  S.  über  Gross- 
britannien Fin.  III , S.  233  und  §.  129  ff.,  §.  146,  14S  11'.,  Uber  Frankreich  eb. 
S.  600  und  die  vielerlei  statistischen  Angaben  in  den  Abschnitten  ron  den  einzelnen 
Steuern  (Zollerträge  S.  817,  833).  Eb.  über  das  französische  Octroi  S.  !04  ff).  Vgl. 
u.  A.  die  statistischen  Zusammenstellungen  und  Berechnungen  von  Fr.  X.  Neu  man  n- 
Spallart  (Wien)  in  seinen  „Uebersichten  über  Production  u.  s.  tv.“  über  den  Consum 
gewisser  Waaren,  dann  besonders  Gerstfeldt  a.  a.  0.  mit  den  Daten  u.  s.  w.  über 
die  Steuersätze  und  Erträge  einiger  wichtiger  Verbrauchssteuern.  S.  oben  S.  645  in 
Betreff  Branntwein  und  Tabak. 

Diese  Steuern  fuugiren  bei  der  wenigstens  verhältnissmässigen, 
obgleich  doch  immer  nur  ganz  annähernden  Allgemeinheit  der  be- 
treffenden Consumtionen  wie  eine  Art  allgemeiner  Einkommensteuer 
und  speciell  auch  wie  eine  allgemeine  Steuer  auf  das  Einkommen, 
daher  namentlich  auf  den  Arbeitsertrag  der  „kleinen  Leute“.  Wegen 
dieser  Function  hat  man  sic  gerechtfertigt  und  selbst  vom  Stand- 
punet  der  Besteuerung  des  gesummten  Nationaleinkommens  sowie 
von  demjenigen  der  Allgemeinheit  und  Glcichmässigkeit  aus  ge- 
fordert, wie  auch  steuertechnisch  vielfach  der  directen  Erwerbs- 
besteucrung  vorgezogeu.  Diese  Auffassung  soll  hier  auch  nicht  be 
stritten  werden : ihre  relative  Richtigkeit  ist  im  Früheren  wiederholt 
eingeräumt  worden. 

Hauptvertreter  der  Auffassung  der  genannten  Verbrauchssteuern  als  „Besteuerung 
der  Arbeit“  ist  Stein  a.  a.  0.  (s.  oben  S.  606),  nur  dass  hier  wie  so  oft  bei  ihm 
die  nothvendige  Begrenzung  der  Triftigkeit  des  Arguments  fehlt.  Steins  oben 
S.  336  erwähnte  Ansicht  von  der  Ueberwitlzung  zeigt  hier  ihre  besonders  bedenklichen 
Folgen  für  die  Theorie  und  Praxis  der  Verbrauehsbestcuerung. 

Aber  gerade  Verbrauchssteuern  wie  die  genannten  verstossen 
leicht,  öfters  selbst  in  hohem  Maasse  gegen  die  Gleichmässigkeit,  be- 
lasten bisweilen  selbst  umgekehrt  progressiv  das  kleine  gegen- 
über dem  grossen  und  drückender  das  Arbeitseinkommen  gegen- 
über dem  Besitzeinkommen,  ohne  dass  auf  eine  Ausgleichung 
durch  Weiter- oder  Rückwälzung  Seitens  der  betroffenen  Clas- 
sen  und  Personen  auf  andere  irgend  ausreichender  Verlass  ist. 

Die  Begründung  hierfür  lässt  sieh  folgeudermaassen  geben. 

Je  kleiner  das  Einkommen,  desto  grösser  die  Quote,  welche 
davon  auf  die  Befriedigung  des  noth wendigen  Lebensbedarfs, 
namentlich  der  Nahrung  verwendet  werden  muss  (§.  187,  S.  457). 
Eine  Verbrauchssteuer  auf  hierher  gehörige  Consumtionen,  vollends 
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eine  solche,  welche,  wie  gewöhnlich,  den  gleichen  Steuersatz  für 
alle  Qualitäten  (Sorten)  eines  und  desselben  Nahrungs-  und  Genuss- 
mittels hat,  trifft  eben  deswegen  das  kleine  Einkommen  leicht 
relativ  stärker,  als  das  grosse,  d.  h.  „umgekehrt  pro- 
gressiv“: sie  steigt  als  Quote  mit  der  Abnahme  des  Ein- 
kommens. 

So  selbst  in  dein  allerdings  regelmässigen  Falle,  wo  die  Leute  (Familien)  mit 
kleinem  Einkommen  absolut  viel  weniger  von  einem  steuerpflichtigen  Artikel. 
/..  B.  von  Fleisch,  Colonialwaaren,  Wein,  verzehren  als  die  wohlhabeuderen.  So  aber 
natürlich  noch  viel  mehr  in  dein  anderen,  nicht  fehlenden  Fall,  dass  gerade  gewisse 
steuerpflichtige  Artikel  die  Hauptvcrzchruug  der  ärmeren  Leute  bilden  und  davon 
mitunter  selbst  absolut  mehr  von  ihnen  als  von  den  Reichem  verrohrt  wird: 
Volksbrot  (Roggenbrot  in  Deutschland),  dann  Salz,  etwa  auch  Bier,  Branut- 
woin,  einzelne  zollbare  Artikel  wie  z.  B.  Häringe,  Schmalz,  lassen  sich  als  Bei- 
spiele auführeu. 

Eine  solche  Steuer  wird  somit  die  bloss  proportionale 
Gleichmässigkeit  der  Einkommenbesteuerung  gewöhnlich 
sehr  erheblich  verletzen. 

Auf  Grund  genauer  haushaltstatistischor  Daten  lässt  sich  das  wohl  berechnen,  — 
freilich  unter  der  nicht  immer  zutreffenden  Annahme,  dass  der  Preis  (und  speciell  der 
Kleiupreis)  ganz  um  Steuer  oder  Zoll  vortheuort  sei.  Welche  Summen  unter  dieser 
Voraussetzung  schliesslich  doch  auch  „kleine  Leute“  auf  ihre  Üblichen  Consumartikel 
an  Steuern  entrichten,  zeigt  z.  B.  folgende  Berechnung.  Die  in  der  Tübinger  Zeit- 
schrift 187!)  in  ihrem  Hanshalt  vorgefiihrte  Familie  von  ü Personen  auf  einer  schles- 
wiger  Hallig  giebt.  unter  Zugrundelegung  der  bisherigen  Zollsätze  (voll,  aber 
auch  ohne  Zuschlag  für  Nebenspesen  u.  s.  w.),  an  Verbrauchssteuern  auf  ihren  Consum 
an  Salz.  Tabak,  Zucker,  Kosinen.  Kaffee,  Tliee.  Keis  c.  18.2  M.  aus,  d.  h.  c.  1.8  •/» 
des  Einkommens  von  1147  M.  Hier  ist  der  Thccconsum  allerdings  ungewöhnlich 
gross  (10'/,  Pf.)  nach  der  Landessitte,  dafür  der  Kaifceconsum  nur  klein  (4  Pf.)  (S.  15S). 
Mit  Zuschlag  anderer  verwandter  Abgaben  mag  an  20  M.  oder  c.  1.75  */o  des  Ein- 
kommens herauskommen.  Die  dirccten  Steuern  an  den  Staat  (Classensteuer  (i, 
(iebäudesteuer  O.ti  M.)  sind  nur  6 6 M„  also  ein  Drittel  so  hoch.  — Wenn  man.  was 
freilich  nur  sehr  bedingt  und  öfters,  besonders  bei  einer  kleinen  Quote  des  Eiufuhr- 
quantums  von  der  Bedarfsmenge,  Überhaupt  nicht  oder  fast  nicht  zulässig  ist,  den 
Betrag  eines  agrarischen  Schutzzolls  auf  Getreide,  Mehl,  Vieh,  Fleisch,  Fettwaaren 
als  voll  auf  den  Preis  uberwälzt  annimmt,  wie  es  in  der  politischen  Agitationsliteratur. 
(Fortschrittspartei,  Socialdemokratie,  Wahl-Flugblätter!  1890!)  geschieht,  so  kann  man 
natürlich  vollends  enorme  Steucrbelastungen  für  die  „kleinen  Leute“  herausrechnen.  — 
Man  darf,  wie  vielfach  Seitens  politischer  und  doctrinärer  Gegner  der  iudirecten  Ver- 
brauchssteuern , auch  sonst  nicht  das  an  sich  wichtige  Bedenken  übertreiben  oder  zu 
sehr  verallgemeinern.  Von  vielen  wichtigen  Steuerartikeln  verbraucht  ein  wohlhabender 
Haushalt  gerade  relativ  viel  mehr  als  ein  ärmerer  (Colonialwaaren.  Wein,  Bier,  Kaffee, 
Zucker,  Thee,  Fleisch  u.  a.  ui.t,  wenn  auch  der  hierauf  fallende  Steuerbetrag  des- 
halb nicht  immer  — aber  doch  auch  öfters  — eine  grössere  Quote  vom  Einkommen 
des  Reicheren  als  des  Aermcren  ausmacht.  Ferner  trägt  ein  wohlhabenderer  Haushalt 
in  seiner  Naturallöhnung  für  Dienstboten  u.  s.  w.  und  überhaupt  jeder  Wirth- 
schaftsbetrieb  mit  Naturallöhnen  (Landwirthschaft  doch  vielfach  noch  heute!)  die 
betreffenden  Verbrauchssteuern  für  sein  Arbcitspersonal,  so  dass  alsdann  dies  Bedenken 
mehr  oder  weniger  entfällt. 

Die  bedenklichen  Folgen  solcher  Wirkungen  von  Verbrauchs- 
steuern sind  in  vielen  Fällen  gleichwohl  anzuerkennen  und  fordern 
Ausgleichung,  selbst  bei  Branntweinsteuern,  so  sehr  diese  auch 
den  unteren  Classen  gegenüber  sonst  gerechtfertigt  erscheinen 
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mögen,  geschweige  bei  den  Stenern  auf  die  genannten  anderen 
Artikel.  Die  weitere  missliche  Folge  einer  solchen  relativen 
Ueberlastung  der  unteren  Classen  ist  noth wendig  auch  eine  für 
diese  Classen  ungünstigere  Vertheilung  des  Volks- 
einkommens und  Vermögens,  als  sie  bei  einer  wenigstens 
streng  proportionalen  Einkommenbesteuerung  bestehen  würde. 

Die  Ueberlastung  dieser  Classen  hemmt  doch  auch  wieder  deren  Kapitalbildung 
und  ist  von  einer  relativen  Cnterlastung  der  höheren  Classen  begleitet,  was  auf  eine 
vermehrte  Fähigkeit  zur  Kapitalbildung  bei  denselben  hinauskommt,  — meist  Über- 
sehene. aber  tliatsächlich  vorhandene  Zusammenhänge  zwischen  Besteuerung  und 
Vertheilung  des  Einkommens  und  Besitzes. 

Nimmt  man  hinzu,  dass  das  übersteuerte  kleine  Einkommen 
meist  auch  Arbeitseinkommen  ist,  in  welchem  ceteris  paribus 
ein  geringerer  Betrag  „freien“  Einkommens  lind  eine  kleinere 
Steuerfähigkeit  steckt,  als  in  dem  Renteneinkommen  gleicher  Höhe, 
so  tritt  die  Verletzung  der  Gleiehmässigkeit  noch  Schürfer  hervor. 

§.  272.  Diese  Wirkungen  der  Verbrauehsbesteuerung  werden 
nun  nicht  sicher  und  genügend,  öfters  gar  nicht  oder 
nur  um  den  Preis  schwerer  anderer  Uebelstände  durch 
die  Ueber wülzu ng,  bez.  Weiter-  oder  Rückwälzung  aus- 
geglichen, wie  eine  oberflächliche  optimistische  Auffassung  es  an- 
nimmt. 

Die  letztere  ist  so  verbreitet,  spielt  in  den  Steuerdcbatten  der  Praxis  eine  solche 
Rolle  und  ist  so  gefährlich,  dass  sie  trotz  der  sichtlichen  Schwäche  der  ihr  zu  Grunde 
liegenden  Beweisführung  an  dieser  Stelle  noch  eine  besondere  Widerlegung  erfordert. 
Damit  wird  zugleich  ein  Specialpunct  der  Ucberwälzungslebre,  dessen  Behandlung 
früher  (S.  846,  3651  absichtlich  verschoben  wurde,  erledigt:  die  Frage  von  der  Weiter- 
wälzung von  (directen,  wie  in  Verbrauchssteuerform  mittelst  Preisaufschlags  er- 
hobenen indirecten)  Steuern  auf  den  Ertrag  der  gewöhnlichen  (Hand-) 
Arbeit  oder  von  sogenannten  „Lohnsteuern“. 

Die  Vertbeidiger  dieser  Steuern,  welche  überhaupt  solche  Ein- 
wände wie  den  der  verletzten  Gleiehmässigkeit  berücksichtigen, 
machen  geltend,  von  einer  Uebersteuerung  des  Arbeiters  sei  keine 
Rede,  weil  die  Steuer  in  solchen  Fällen  zu  einer  Erhöhung  des 
Lohns  oder  m.  a.  W.  zu  einer  Weiterwälzung  der  Steuer  auf  den 
Arbeitgeber  und  eventuell  noch  weiter  auf  den  Käufer  der  von  den 
übersteuerten  Arbeitern  hergestellten  Producte  mittelst  einer  Preis- 
steigerung der  letzteren  führen  werde.  Es  würden  also  schliesslich 
die  Gewinne  der  Unternehmer  oder  die  Einkommen  der  Con- 
sumenten  dieser  Producte  reell  belastet,  nicht  die  Einkommen 
der  Arbeiter,  in  deren  Einnahmen  und  Ausgaben  die  Steuer  nur 
ein  durchlaufender  Posten  sei. 

Diese  Lehre  übersieht  die  ausserordentlichen  practi- 
schen  Schwierigkeiten,  welche  unter  allen  Umständen  bei 
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einer  solchen  Entwicklung  der  Dinge  überwunden  werden  müssen, 
namentlich  diejenigen,  welche  schon  in  der  ganzen  ökonomischen 
Lage,  socialen  Stellung  und  in  der  Untrennbarkeit  des  Arbeiters 
von  der  von  ihm  zu  Markte  gebrachten  „Waare“  Arbeit  liegen. 
Gar  nicht  beachtet  werden  dabei  ferner  die  Uebergangs- 
verhätnissc  bis  zu  der  Zeit,  wo  auch  günstigen  Falls  nur 
eine  solche  Uebcrwälzung  durchgesetzt  sein  könnte.  Endlich  aber, 
der  entscheidende  Umstand,  jene  Lehre  beachtet  nicht  die 
Factoren,  von  denen  nach  der  wissenschaftlich  feststehenden 
und  von  der  Erfahrung  allgemein  bestätigten  Theorie  der  Be- 
stimmgründe des  Arbeitslohns,  die  Regelung  des  letz- 
teren ab  hängt,  — überhaupt  und  vollends  auf  der  Basis  der 
heutigen,  durch  das  I’rincip  des  freien  Eigenthums-  und  Vertrags- 
rechts und  der  freien  Concurrenz  characterisirten  wirtschaftlichen 
oder  Verkehrs-  und  Erwerbsrecbtsordnung.  Aus  dieser  Lobntheorie 
folgt,  wie  cs  früher  schon  gesagt  wurde  (S.  346)  und  nunmehr 
kurz  bewiesen  werden  soll,  dass  „entweder  eine  Ueberwälzung 
trotz  der  darauf  hindrängenden  Verkehrsgestaltungen  nicht  ein- 
tritt  oder  nur  unter  Vorgängen  sich  vollzieht,  welche 
schlimmer  als  das  Ucbcl  der  ungleichen  Besteuerung 
selbst  sind.“ 

Unter  übrigens  glc ich en  Umständen,  — eine  Voraussetzung, 
von  welcher  hier  ausgegangen  werden  muss,  aber  auch  ausgegangen 
werden  darf,  da  in  der  That  die  V'erbrauchsbestenerung  an  sich 
in  den  Bedingungen  der  Lohngestaltung  unmittelbar  nichts  ändert 
und  die  etwaigen  sonstigen  Veränderungen  dieser  Bedingungen 
nach  wie  vor  dieselbe  Wirkung  ausüben  würden;  etwas  anders 
kann  die  Sache  bei  rationellen  Schutzzöllen  liegen  — kann  eine 
Weiterwälzung  der  Steuer  in  der  Form  der  Lohnsteigerung  sich 
nur  durch  eine  Verminderung  des  Ausgebots  von  Arbeits- 
kräften behufs  Erlangung  von  Beschäftigung  voll- 
ziehen. Eine  solche  ist  auf  viererlei  Weise  möglich:  einmal 
durch  freiwilliges  Aus-dem-Markt-Halten  eines  Theils 
der  Arbeit;  sodann  durch  Auswanderung  von  Arbeitern; 
weiter  durch  grössere  Sterblichkeit  unter  den  arbeitenden 
Classen;  endlich  durch  schwächere  Vermehrung,  bez.  ge- 
ringere Gebu  rtsfreq  u en  z. 

(1)  Die  Beschreitung  des  ersten  Wegs  setzt  entsprechende 
Einsicht,  Standesbewusstscin , Verfügung  über  Uuterhaltsmittel 
während  der  Arbeitspause,  daher  vor  Allem  eine  angemessene 
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Organisation  der  Arbeiter  zu  Gewerk-  und  ähnlichen  Ver- 
einen und  die  Gewährung  des  erforderlichen  Coalitions- 
und  Vereins  rechts  an  die  Arbeiter  voraus. 

Selbst  trenn  diese  letzte  rechtliche  Bedingung  erfüllt  ist  und  die  Arbeiter  auch 
gar  nicht  irgendwie  in  der  practischeu  Verwirklichung  des  Coalitionsrechts  gehindert 
werden,  gentlgt  es,  auf  die  ausserordentlichen  Schwierigkeiten  hinzuweisen,  welche  für 
die  practisch  wirksame  Organisation  der  Arbeiter  aus  ihrer  ganzen  socialen  und 
ökonomischen  Lage,  aus  ihrer  VielkOptigkeit  und  aus  ihren  Fehlern  selbst  in  Fällen 
hervorgehen,  wo  noch  viel  stärkere  ökonomische  Schädigungen  als  durch  eine  Steuer- 
Überlastung  , in  Lohnreductionen , Verweigerung  von  Lohnerhöhungen , Verlängerung 
der  Arbeitszeit  in  Frage  stehen.  Theoretisch  kann  man  zugeben,  dass  die  richtig 
organisirten  Arbeiter  im  Stande  sind , auf  ihren  Lohn  in  gewissen  Fällen  und  in  be- 
scheidenen (irenzen  einen  günstigen  Einfluss  auszuübeu,  practisch  will  das  überhaupt 
nicht  immer  so  viel,  in  der  „fallenden  Oonjunctur"  oft  wenig  oder  gar  nichts  bedeuten, 
weil  eben  die  coinplicirten  Bedingungen  für  die  Arbeiterorganisation  und  für  diu 
Durchsetzung  der  Wünsche  der  Arbeiter  zu  schwer,  zu  selten  zu  erfüllen  sind. 

In  der  Frage  der  Weiterwälzung  von  Steuern  mittelst  Lohn- 
steigerung hat  dieses  Hilfsmittel  vollends  eine  ganz  untergeord- 
nete, practisch  wohl  meistens  gar  keine  Bedeutung. 

(2)  Schwächere  Volks  Vermehrung  oder  geringere 
Geburtenfrequenz  kann  auch  aus  anderen  Grllnden  im  Interesse 
der  unteren  Classcn  liegen  und  wäre  nicht  unbedingt  für  den  be- 
sprochenen Zweck  von  der  Hand  zu  weisen.  Aber  das  Mittel  kann 
gtinstigen  Falles  nur  sehr  langsam,  practisch  schon  des- 
halb und  noch  aus  anderen  Gründen  meist  so  gut  wie  gar 
nicht  wirken.  Auch  läge  dabei  wiederum  nur  eine  Zumuthung 
vor,  die  speciell  in  Folge  der  Besteuerung  bloss  an  die 
unteren  Classen  gestellt  würde,  was  gleichfalls  nicht  billig 
erscheint. 

(3  und  4)  Grössere  Auswanderung  und  grössere 
Sterblichkeit  aber  sind  selbstverständlich  Mittel,  die  schlim- 
mer, für  den  Arbeiter  tragischer  als  die  Ueberlastung  mit 
Steuern  selbst  sind  und  deshalb  als  Wege,  um  die  Ueberwälzung 
durchzusetzen,  principiell  verworfen  werden  müssen,  im  Arbeiter-, 
wie  meist  auch  im  ganzen  Volksinteresse.  Dass  sie  aber  auch  nur 
ausnahmsweise,  im  Falle  sehr  grossen  Umfangs,  eine  erheb- 
liche Ueber-  oder  Weiterwälzung  ermöglichen  würden,  ist  klar. 

So  kommt  man  zu  dem  Resultate,  dass  die  Steuer 
sehr  leicht  auf  dem  „kleinen  Mann“,  dem  Arbeiter 
sitzen  bleiben  wird. 

Denn  wenn  nucli  etwa  aus  anderen  (iründen,  wegen  erhöhter  Productivth&tigkeit 
und  grosserer  Nachfrage  nach  Arbeitskräften,  eine  Lobnsteigerung  eintritt , in  Folge 
deren  der  Arbeiter  die  Steuer  leichter  tragen  kann  und  letztere  auch  wirklich  eine 
kleinere  Quote  von  seinem  Einkommen  ausmacht,  so  würde  dadurch  doch  die  Steuer 
nicht  vom  Arbeiter  fortgenommen,  wie  es  bei  der  Ueberwälzung  angenommen 
wird.  Nur  wenu  der  Lohn  in  Folge  der  Beduction,  welche  er  durch  eine  solche 
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Steuer  erfährt,  dauernd  unter  das  zum  Leben  und  zur  Kräfteerhaltung  und  Erneuerung 
unentbehrliche  Minimum  gesunken  wäre  — eine  glücklicher  Weise  doch  wohl 
nur  seltene  Folge  der  Verbrauchssteuer  — würde  eine  neue  Steigerung  bis  auf  dies 
Minimum  allerdings  nach  den  Sätzen  der  Lohntheorie  eintreten  müssen.  Aber  auch 
sie  würde  sich  nnr  mittelst  jener  bedenklichen  Vorgänge,  der  Vergrösserung  der 
Sterblichkeit,  der  Auswanderung,  der  Abnahme  der  Geburten,  vollziehen  können.  Ein 
Trost  liegt  also  auch  in  diesem  Hinweis  auf  das  unerlässliche  Lohnminimum  nicht. 

Man  wird  übrigens  in  der  Frage  sonst  noch  nach  Stcuerarten  etwas  unter- 
scheiden müssen.  Wie  schon  oben  (S.  365)  bemerkt,  sind  Octrois,  auch  auf  all- 
gemeinere Consumptibilicn  der  unteren  Classcn,  im  Ganzen  wohl  weniger  bedenklich, 
weil  hier  durch  locale  Bevölkerungsbewegung  leichter  eine  Weiterwälzung  statt- 
finden kann. 

Dnhaltbar  bleibt  nur  jener  Optimismus,  welcher  z.  B.  bei  uns  in  Betreff  der 
Tabaksteuer  von  Seiten  der  Anhänger  höherer  Steuer  oftmals  vertreten  worden  ist, 
etwa  in  der  Wendung,  dass  man  doch  nicht  immer  mit  der  „Pfeife  des  kleinen 
Mannes“  kommen  solle,  die  Vertheuerung  derselben  werde  sich  , .schon  bald  im  Lohne 
ausgeglichen  haben“.  Wie  denn?  Diese  „Vertheuerung“  trägt  der  „kleine 
Mann“.  Vielleicht  consumirt  er  dann  weniger  Tabak  und  erleichtert  sich  so  die 
Last.  Damit  ist  die  Berechtigung  und  vielleicht  Notbwendigkeit  höherer  Tabaksteuern 
nicht  widerlegt,  aber  eine  Illusion  abgewiesen,  welche  nur  richtige  compcnsircndc 
steuerpolitische  Maassregeln  hindern  könnte. 

§.  273.  — b)  Aus  dem  Vorausgehenden  ergab  sich  schon,  dass 
die  übliche  Verbrauchsbesteuerung  leicht  eine  indirecte  Begün- 
stigung der  höheren,  reicheren,  besitzenden  Classen  in  sich 
schliesst:  diese  werden  öfters  relativ  nicht  so  hoch  als  die 
unteren  Classen  durch  diese  Besteuerung  getroffen.  Dazu  kommt 
aber  auch  noch  eine  directe  Begünstigung,  weil  die  Quali- 
tät (Sorte)  oder  der  Werth  eines  und  desselben  Steuer- 
objects gewöhnlich  nicht  oder  nur  wenig  bei  der  Feststellung 
der  Steuersätze  berücksichtigt  wird,  d.  b.  weil  ein  Qualitäts- 
steuerfuss  meist  fehlt. 

So  pflegen  die  Einfuhrzölle  auf  Colonialwaaren  u.  dgl.  specifische  zu 
sein,  insbesondere  Gewichtszölle,  welche  für  bestimmte  Gewichtseinheiten  einer 
Waaro,  ohne  Rücksicht  auf  deren  Qualität  oder  Sorte,  erhoben  werden.  Aehnlich  ist 
es  bei  städtischen  Thorsteuern  und  bei  vielen  der  Üblichen  Formen  der  inneren  , 
beim  Producenten  erhobenen  Verbrauchssteuern. 

Hierin  liegt  eine  neue  Verletzung  der  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung. 

Denn  der  Consum  der  besseren  Sorten  der  Artikel  durch  die  Wohlhabenden 
wird  so  nicht  so  hoch  besteuert,  als  derjenige  der  schlechteren  Sorten,  welche  die 
ärmeren  Schichten  geniessen. 

Dies  wird  auch  allgemein  anerkannt.  Die  Forderung  einer  angemessenen  Ab- 
stufung der  Zoll-  und  .Steuersätze  nach  den  Qualitäten  stehen  aber  steuertech- 
nische  Schwierigkeiten  entgegen,  welche  sich  nur  ausnahmsweise  überwinden 
lassen.  Eino  solche  Ausnahme  bildet  die  M o n opol  isiru  n g,  z.  B.  bei  Tabak,  — 
einer  der  Vorzüge  dieser  Verbrauchssteuerform.  Soweit  Schutzzölle  auf  Fabrikate 
als  Verbrauchssteuern  mit  in  Betracht  kommen,  hat  ferner  eine  Wert h bezollung  oder 
ein  rationell  abgestufter  specifischer  Zolltarif,  der  immerhin  leichter  anzu- 
wunden  ist,  den  Vorzug,  dem  genannten  Einwand  nicht  oder  nicht  in  gleichem  Grade 
ausgesetzt  zu  sein. 

Solange  die  üblichen  Steuerformen  benutzt  werden , ergeben  sich  wieder  zur 
Herbeiführung  wenigstens  einer  gewissen  Ausgleichung  dieser  directen  Unter- 
laufung der  wohlhabenderen  Classeu  durch  die  Verbrauchsbcsteucrung  oinigo  Anforder- 
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ungen  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  des  Steuersystems.  Daran  wird  im  nächsten 
Abschnitt  7 mit  gehandelt  werden. 

§.  274.  — 3.  Die  Verletzung  des  Princips  der  Gleich- 
mässigkeit  wegen  der  Ungleichheit  der  auf  ein  Ein- 
kommen angewiesenen  Personenzahl. 

Auch  hier  sind  die  Wirkungen  der  Verbrauchsbesteuerung,  ver- 
glichen mit  denen  der  directen  Erwerbsbesteuerung,  z.  B.  der  (nomi- 
nellen) Einkommensteuer,  ungerecht.  Es  ist  zunächst  klar,  dass 
ceteris  paribus  die  Summe  von  Verbrauchssteuern  einer  Haushaltung 
sich  nach  der  Grösse  der  zu  ihr  gehörigen  Personenzahl 
(unter  combinatorischer  Berücksichtigung  der  für  gewisse  Consunt- 
tionen  mit  maassgebenden  Verhältnisse  des  Geschlechts  und  des 
Alters)  richtet,  daher  namentlich  in  der  Fa  m il  ien  haushaltung 
grösser  als  in  der  Einzelhaushaltung,  in  der  stärkeren  grösser 
als  in  der  schwächeren  Familie  ist.  Die  Dienstbotenhaltung 
richtet  sich  doch  da,  wo  überhaupt  solche  erfolgt,  auch  einiger- 
maassen  nach  der  Familiengrösse.  Die  Verbrauchsbesteuerung  be- 
wirkt daher  hier  eine  relative  Ueberlastung  der  Familienwirth- 
schaft,  im  steigenden  Maasse  mit  der  Vcrgrösserung  der 
Familie.  Darin  liegt  eine  neue  Verletzung  der  Gleichmässigkeit. 

Man  kaun  von  derselben  nicht  sagen,  dass  auch  sie  eben  die  unvermeidliche 
Folge  rein  privater  Verhältnisse,  z.  B.  der  Grösse  der  Kinderzahl  sei,  wie  cs  aller- 
dings die  verschiedene  hiervon  abhängige  Grosse  der  Ausgaben  filr  den  Consuin  selbst 
ist.  Vielmehr  erschwert  der  Staat  die  Lage  der  Familie,  gegenüber  z.  B.  der- 
jenigen des  Junggesellen,  hier  d irect  durch  die  speci  fische  Eigen  t h Um  lieh  k ei  t 
der  Steuer  form.  Bei  der  directen  Einkommensteuer  wird  zwar  das  Einkommen  auch 
gewöhnlich  ohne  Rücksicht  auf  diu  Pcrsonenzabl  besteuert,  welche  darauf  angewiesen 
ist  Aber  hier  zahlt  wenigstens  die  Familie  doch  nur  bei  gleichem  Einkommen  die 
gleiche  Steuer  wie  der  Junggeselle,  die  grosse  die  gleiche  wie  die  kleine  Familie, 
bei  der  Verbrauchssteuer  dagegen  zahlt  sie  die  höhere  und  bei  gewissen  einzelnen 
Steuorn  eine  sehr  bedeutend  höhere.  Bei  der  directen  Einkommensteuer  hat  man 
gleichwohl  schon  begonnen,  die  die  Leistungsfähigkeit  der  gleichen  Einkommen  ver- 
schiedener Personen  bedingenden  Umstände  mit  zu  berücksichtigen  und  z.  B.  das 
Einkommen  der  grossen  Familie  mit  einem  kleineren  Steuersatz  zu  belegen,  wie  cs 
auch  principiell  berechtigt  ist  (g.  183  fl'.).  Darin  liegt  wieder  eine  Anerkennung 
socialpolitischcr  Momente  in  der  Besteuerung,  welche  au  sich  richtig,  wenn  auch  mit 
dem  rein  finanziellen  Besteuerungsgesichtspuncte  in  Widerspruch  ist.  Jedenfalls  erkennt 
man  aber  hier  eine  Verletzung  der  wahren  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  an, 
welche  bei  der  Verbrauchssteuer  viel  schärfer  hervortritt  und  daher  ein  wichtiges 
Moment  gegen  letztere  ist  oder  wenigstens  Ausgleichuugsmaassregeln  bedingte. 

Auch  aus  diesen  Verhältnissen  sind  wieder  gewisse,  im  nächsten  Abschnitt 
(bes.  §.  283  fl.)  aufzustellende  Forderungen  in  Bezug  auf  die  Gestaltung  des  ganzen 
Steuersystems  bei  verbleibender  Verbrauchsbestcucrung  abzuleitcn. 

§.  275.  — 4.  Nicht  gering  sind  endlich  die  Verletzungen 
der  Gleichmässigkeit  gegenüber  den  „Producenten“ 
u.  s.  w.,  welche  bei  den  Hauptformen  der  Verbrauchssteuern  die 
Steuer  „aus  zu  legen“  haben  und  gegenüber  jenen  anderen 
Personen  (Zwischenhändlern,  Frachtführern  u.  s.  w.),  welchen  die 
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Steuern  zngewälzt  worden  sind  oder  auf  denen  sie,  eventuell  auch 
durch  Rückwälzung,  statt  auf  den  Consuruenten , sitzen  bleiben. 
Das  sind  eben  wieder  jene  Fälle , wo  die  Steuer  (der  Zoll)  nicht 
oder  nicht  vollständig  auf  den  Preis  des  Artikels  gewälzt  wird  und 
werden  kann. 

Vieles  Einzelne  kann  hier  erst  im  folgenden  Kapitel  von  der  Steuerverwaltuug 
und  mehr  noch  in  der  speciellen  Steuerlehro  hervorgehoben  werden.  Hier  genügt 
es,  einige  Puncte  zu  erwähnen,  die  zum  Theil  schon  in  früheren  Abschnitten,  so  bei 
der  Bcnrtheilung  der  Ueberwälzung  (§.  143,  143  ff.)  berührt  wurden. 

a)  Die  Fähigkeit  der  einzelnen  Producenten  (Kaufleute, 
Fabrikanten  u.  s.  w.)  und  der  zwischen  ihnen  und  den  Consu- 
menten  stehenden  Personen  (z.  B.  auch  der  Wirthe)  zur  Ueber- 
wälzung der  Steuer  selbst  und  der  mit  ihr  verbundenen  Neben- 
spesen (für  zollamtliche  Manipulationen,  für  das  Geschäftspersonal 
zur  Besorgung  der  Zollgeschäfte  u.  dgl.)  ist  ausserordentlich 
ungleich. 

So  nach  persönlichen , technischen , wirtschaftlichen  Verhältnissen , nach  den 
Coujuncturen  des  Markts,  nach  der  tatsächlichen  Bewältigung  von  Schmuggel  und 
Liefraude  Seitens  der  Steuerverwaltung,  Grossere  und  geringere  Beträge  der  Steuern 
und  Nebenspesen  bleiben  daher  auf  einzelnen  Producentcn  sitzen,  werden  zu  Steuern 
auf  deren  Erwerb  (Gewinn),  statt  zu  Consumtionssteucrn  Dritter.  Mit  der  steigenden 
Complication  der  Betriebstechnik  und  -Oekonomik  nur  immer  öfter.  Wo  z.  B.  Schmuggel 
und  Pefraude  und  Bestechlichkeit  der  Steuerbeamteu  einreisst,  wird  der  Geschäftsmann 
gezwungen,  entweder  sieh  daran  zn  betheiligen  oder,  wenn  er  ehrlich  bleibt,  das  Feld 
zu  räumen  oder  nun  vollends  einen  Theil  der  Stenern  — z.  B.  die  Differenz  zwischen 
dem  Zollsatz  und  der  Schmuggeiprämie  — auf  sich  zu  nehmen. 

b)  Werden  verbrauchssteuerpflichtige  Waaren  aus  dem  Aus- 
land in  den  freien  Verkehr  gebracht  und  zugleich  im  Inland  von 
heimischen  Producenten  für  den  Verkauf  erzeugt,  so  ist  es  im  finan- 
ziellen, wie  je  nachdem  auch  im  volkswirtschaftlichen  Interesse 
geboten,  die  Eint uhr Zölle  und  die  inneren  Verbrauchs- 
steuern in  völliges  oder  mindestens  in  ein  gewisses  Gleichgewicht 
zu  bringen. 

So  unter  unseren  Verhältnissen  namentlich  bei  Zucker,  Spiritus,  Salz, 
eventuell  auch  bei  Tabak,  Wein  und  Bier.  Eine  Begünstigung  im  Zoll  schädigt 
die  heimische  Production,  eine  solche  in  der  inneren  St  euer  das  Fi  nanzin  teresse 
mehr  oder  weniger.  Nur  wo  sich  die  heimische  Production  nicht  gut  ausdehncu  kann 
( Wein)  oder  die  Qualität  ihres  Erzeugnisses  erheblich  hinter  derjenigen  des  fremden 
zurücksteht  (Tabak,  Branntwein),  oder  das  heimische  Product  umgekehrt  eine  besondere 
Bevorzugung  ohnehin  im  Consum  geniesst  (Bier)  bat  es  finanziell  zwar  immer  einige, 
aber  weniger  Bedenken,  den  Einfuhrzoll  höher  als  die  innere  Steuer  zu  halten  (daher 
relative  Zulässigkeit  unserer  höheren  Tabak-,  Branntwein-,  Weinzöllc  oder  der 
letzteren  Überhaupt  ohne  iuncre  Weinsteuer  zur  Ausgleichung). 

Die  sonst  im  Princip  zu  fordernde  Gleichheit  von  Zoll  und 
Steuer  lässt  sich  aber  schon  wegen  der  stcucrtechniscben  Ver- 
schiedenheit des  Zoll  - und  des  Verbrauchssteuerverfahrens 
ancli  beim  besten  Willen  vielfach  nur  annähernd  und  nur  bei  ge- 
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wissen,  nicht  immer  anwendbaren  Steuerformen  erreichen,  so  dass 
zwischen  ganzen  Producenten  gruppen  und  einzelnen  Produ- 
centen wieder  viele  Ungleichmässigkeiten  in  der  wirklichen  Steuer- 
last bleiben,  welche  durch  Ueberwälzung  durchaus  nicht  immer 
ausgeglichen  werden. 

Aehnlich  verhält  es  sich  bei  steuerpflichtigen  Waarcn,  welche  in  einer  Stadt 
hergestellt  und  vom  Lande  in  dieselbe  eingefllhrt  werden  und  hier  einer  Thorsteuer 
unterliegen  (Bier,  Mehl,  Brot.  Fleisch). 

c)  Bei  einzelnen  Verbrauchssteuern  wird  das  Product  in  ver- 
schiedenen Verarbeitungsstufen  besteuert,  z.  B.  im  Roh- 
stoff, als  Halbfabrikat,  als  Ganzfabrikat  (Zucker,  auch  Tabak 
und  Fabrikate  daraus).  Hier  ergeben  sich  grosse  Schwierigkeiten 
fUr  die  richtige  Abstufung  des  Steuersatzes,  was  wieder 
leicht  zu  neuen  Ungleichmässigkeiten  der  reellen  Besteuerung  unter 
den  betheiligten  Producentengruppen  und  den  einzelnen  Produ- 
centen führt. 

d)  Gewisse  Beste nerungs formen,  wie  diejenigen  nach 
der  Menge  des  Rohstoffs,  belasten  die  einzelnen  Producenten  je 
nach  der  Qualität  der  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Stoffe 
(Rüben,  Materialien  für  Spiritusbrennerei)  und  nach  der  Betriebs- 
technik und  -Oekonomik  oft  wesentlich  ungleich.  Die  bei 
ein  und  derselben  Steuer  möglichen  verschiedenen  Steuerformen 
(Rohstoff-,  Fabrikatsteuer  bei  Zucker,  Spiritus,  speci- 
fischer  Zoll,  Werthzoll)  wirken  vielfach  in  derselben  Weise, 
günstiger  für  den  einen  als  den  anderen  Producenten. 

Vgl.  besonders  die  Verhältnisse  in  der  Zucker-  und  Branntweinbestcuerung; 
darüber  die  schon  mehrfach  genannten  Arbeiten  v.  Kaufmann ’s,  J.  Wolf’s.  Bei- 
spiel: Frankreich,  Fin.  III,  §.  259—  261,  266  ff, 

e)  Gewisse  im  Inland  erzeugte  steuerpflichtige  Waaren,  welche 
in  das  Ausland  abgesetzt  werden  sollen,  müssen  aus  Rücksichten 
auf  die  internationale  Concurrenz  steuerfrei  hinausgehen 
(Zucker,  Tabak,  Spiritus,  Salz,  Wein,  u.  a.  m.).  Die  Steuertechnik, 
so  in  der  Form  der  Rohstotf-  und  der  Halbfabrikatsteuer,  aber  auch 
hie  und  da  in  anderen  Formen,  und  die  Gefahr  der  Defraudation 
bedingen  es  aber  öfters,  dass  auch  diese  Waaren  ebenso  wie  die 
lür  den  heimischen  Consum  bestimmten  zunächst  der  Besteuerung 
unterliegen.  Dann  wird  beim  Export  ein  Steuerrestitutions- 
verfahren oder  die  Gewährung  einer  sogenannten  Ausfuhr- 
vergütung (Exportbonification)  uothwendig.  Die  richtige 
Bemessung  derselben  bietet  in  einigen  Fällen  aber  grosse  Schwierig- 
keiten, überhaupt  nicht  ganz  zu  überwindende  namentlich  da,  wo 

JL  Wagner,  FinanzwissonschafL  IL  2.  Aafl.  43 


Digitized  by  Google 


(5lJ4  5.  B.  Allg.  Steuerlehre.  4.  K.  Systom.  3.  H.-A.  6.  A.  Gebrauchsbesteuer.  §.  275,274». 


eine  Rohstoff  besteuerung  vorliegt,  aus  deren  Betrag  auf  den  Steuer- 
satz erst  geschlossen  werden  muss,  welcher  auf  das  Product  selbst 
in  einem  späteren  Verarbeitungsstadium,  eventuell  auf  das  fertige 
Fabrikat  eigentlich  entfällt.  Daraus  entstehen  neue  Störungen  und 
öfters  werden  dann  viel  zu  hohe  Ausfuhrvergütungen  ge- 
währt, welche  in  wahre  Ausfuhrprämien,  zu  Gunsten  der 
Producenten  und  ihrer  Vormänner  (Rübe  und  Rübenbau!)  auf 
Kosten  des  Steuersäckels,  ausarten  und  sich  unter  den  einzelnen 
Producenten  wieder  ganz  ungleich  vertheilen:  Die  geschicktesten, 
aber  auch  — die  kapitalkräftigsten  Producenten  erhalten  hohe 
Extragewinne,  durchaus  nach  der  Theorie  der  Differentialrente 
(Ricardo). 

Bekannte  grösste  Ucbelstände  neuerdings  bei  der  Zuckersteuer.  S.  auch 
darüber  v.  Kaufinann's  Schrift  über  Zucker,  besonders  über  Oesterreich,  wo  man 
schon  einmal  (1875 — 76)  mehr  rückvergütet  hat,  als  die  ganze  Einnahme  aus  der 
Zuckersteucr  betrug,  so  dass  die  inländische  Consumtion  reell  steuerfrei  war,  wahr- 
scheinlich fast  nur  zu  dunsten  der  Fabrikanten,  und  auch  dieser  nicht  einmal  in 
gleichem  Maasse,  S.  103  II'.  Auch  in  Deutschland  ist  diesem  Unwesen  der  Rückgang 
der  Einnahme  aus  Zuckersteuer  und  Zoll  (abzüglich  Restitution)  von  50 — 60  MilL  M. 
früher  und  bis  gegen  1883  auf  6.6  MilL  M.  in  18S7/H8  zu  verdanken!  Uebcr  Frank- 
reich s.  Fin.  III,  §.  267  ff.,  271,  272.  Im  Allgemeinen  hat  man  es  hier  mit  den  früher 
dargelegten  Verhältnissen  der  Abwälzung  zu  thun  (oben  §.  145). 

Da  hier  unvermeidlich  eine  Bestimmung  nach  Durchschnittsverhältnisscn 
getröden  werden  muss,  so  ist  es  klar,  dass  die  einzelnen  Producenten  wieder  in 
verschiedenem  Maasse  die  Steuer , welche  sie  auslegten , rückvergütet  erhalten , also 
verschieden  concurrenzfähig  sind,  weil  oft  ein  Tbeil  der  Steuer  und  ein  einzeln  wieder 
ungleicher  Theil  auf  ihnen  sitzen  bleibt.  Nur  diu  Fabrikatsteuer  hat  das  (jute,  dass 
sie  dieses  Unwescu  einfach  zu  vermeiden  gestattet,  sei  es  durch  ein  einstweiliges 
blosses  Anschreiben  der  Steuerschuldigkeit  für  jede  Fabrik  und  Abschreiben 
vom  Conto  bei  constatirter  Ausfuhr  des  Fabrikats  ins  Ausland,  sei  es  durch  reelle  genau 
im  gleichen  Betrage,  wie  die  Steuererhebung  erfolgte,  Rückzahlung  der  eingegangenen 
Steuursumme. 

5.  Es  zeigt  sich  sonach  die  vielseitigste  and  zum  Theil 
bedenklichste  Verletzung  der  Grundsätze  gerechter 
Steuervertheilung  durch  die  Gebrauchsbesteuerung.  Auch  noch 
weitere  Verstösse  verwandter  Art  kommen  vor. 

Ist  z.'  B.  der  (irundsatz  anerkannt  worden,  dass  ein  Einkommen  unter  einem  ge- 
wissen Betrage  steuerfrei  bleiben  müsse,  so  ist  es  widerspruchsvoll,  diesen  Satz 
auf  die  Befreiung  von  gewissen  directen  Steuern,  wie  die  allgemeine  (nominelle)  Ein- 
kommensteuer zu  beschränken,  während  die  regelmässig  viel  höhere  Belastung  mit  Ver- 
brauchssteuern unberücksichtigt  bleibt.  Auch  bei  der  Anknüpfung  von  politischen 
Wahlrechten  an  die  Steuerverhältnisse  erscheint  cs  unbillig,  diese  letztere  Belastung 
unbeachtet  zu  lassen  und  sich  nur  an  gewisse  „directe“  Steuern  der  Steuerzahler  zu 
halten.  Ein  „Wahlcensus“  nach  Steuerverhältnissen  wird  daher  mit  der  Entwicklung 
der  Verbrauchssteuern  bedenklicher  als  in  Perioden,  wo  man  wesentlich  nur  directe 
Erwerbs-  oder  Besitzsteuern  hat. 

D.  — §.27(5.  Verstösse  gegen  die  Principien  zweck- 
mässiger S t e n e r v e r w a 1 1 u n g. 

Auch  in  dieser  Beziehung  sind  endlich  sehr  erhebliche  Be- 
denken gegen  die  Vcrbraucbsbesteuerung  geltend  zu  machen  und 
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vielfach  in  stärkerem  Maasse  als  gegen  die  directe  Erwerbsbc- 
steuerung. 

Dieselben  waren  oben  in  §.  2C7  schon  kurz  zu  berühren,  weil  sie  meist  zugleich 
rolkswirthschaftiichc  Nachtheile  io  sich  schliessen , auch  in  (len  vorausgehenden  Er- 
örterungen über  die  Verstösse  gegen  die  Gerechtigkeitsprincipien  ist  einiges  Bezügliche 
bereits  mit  vorgekommen.  An  dieser  Stelle  soll  nur  noch  einiges  Weitere  angedeutet 
werden.  Genauer  im  Einzelnen  ergeben  sich  diese  Verstüsse  aus  den  Erörterungen 
Uber  die  Stcuerverwaltung  im  folgenden  Kapitel  und  in  der  speciellen  Steuerlehrc. 
S.  in  Band  III  besonders  manche  Verhältnisse  in  Frankreich  (Getränkebesteuerung!), 
in  England  (Tabak-,  Spiritusbesteuerung!). 

Vom  Standpunet  der  Steuerverwaltung  aus  ist  zu  fordern,  dass 
die  Besteuerung  möglichst  bequem,  bestimmt,  und  mit  ge- 
ringen Erhebungskosten  verbunden  sei  (§.  189  ff.). 

1.  Diesen  Grundsätzen,  bez.  Forderungen  entspricht  die  Ver- 
brauchsbesteuerung nur  insofern,  als  sie  für  den  Consumenten 
steuerpflichtiger  Artikel  allerdings  „bequem“  ist,  aber  um  den 
Preis  grosser  Unbequemlichkeit  für  den  ganzen  Verkehr, 
und  zumal  fllr  die  nächstbetroffenen  Producenten,  Fabrikanten, 
Kaufleute,  Frachtführer,  welche  die  Steuer  auszulegcn  haben. 

Man  denke  nur  an  die  Absperrung  und  Bewachung  des  Grcnzzoll- 
gebicts,  der  städtischen  Gebiete  innerhalb  der  „Vcrzehrungssteuerlinien“  (wo 
denn  ancli  für  den  Consumenten  selbst  die  „Bequemlichkeit"  aufhört  !1,  an  das  Zoll- 
verfahren, an  dieControlen  über  die  vorbrauchssteuerpflichtigen  Productions- 
zweige  und  einzelnen  Betriebe  (Tabakbau,  eventuell  Tabakfabriken,  Salzberg- 
werke und  Salinen,  Bierbrauereien,  Spiritusbrennercien,  Rubenzuckcrfabriken  u.  s.  w.), 
wo  fast  überall  die  Belästigungen  und  Plackereien  sprichwörtlich  und  doch  mit  der 
ganzen  Besteucruugsform  iui  Wesentlichen  nothweudig  verbunden  sind.  Kaum  eine 
der  verschiedenartigsten  Erwerbssteuern  zeigt  etwas  nur  entfernt  Aehnliches.  Die 
„Unbequemlichkeit“  an  und  für  sich  ist  mitunter  so  bedeutend,  dass  Defrauden  er- 
folgen, nur  um  ihr,  nicht  um  der  Steuer  selbst  zu  entgehen,  wie  im  gewöhnlichen 
Reisevorkehr  bei  der  Verzollung  von  Waaren. 

2.  Auch  in  Bezug  auf  die  Bestimmtheit  der  Steuer  lassen 
die  Verbrauchssteuern  viel  und  wiederum  im  Ganzen  mehr  als 
wenigstens  die  meisten  Erwerbssteuern  zu  wünschen  übrig. 

a)  Dem  Consumenten  selbst  gegenüber  ist  von  einer 
solchen  Bestimmtheit  von  vornherein  nicht  die  Rede,  was  ja  gerade 
auf  der  anderen  Seite  als  ein  relativer,  mit  der  Verhüllung  des 
Moments  der  Steuerzahlung  verbundener  Vorzug  gilt.  Der  Con- 
sument  erhält  eben  soviel  von  der  Steuer  und  den  mit  dieser  ver- 
bundenen weiteren  Spesen  Uberwälzt,  als  es  die  Verhältnisse  ge- 
statten, jedenfalls  nicht  immer  einen  gleichen,  fest  bestimmten 
Betrag. 

b)  Die  Zwischen personen,  welche  in  der  Stellung  der 
Kaufleute  und  Fabrikanten  bei  der  Hauptform  der  Verbrauchs- 
steuern, der  indirecten,  die  Steuer  vorschiessen,  sie  tiberwälzt  er- 
halten und  sie  in  der  Regel  weiterwälzen  wollen  und  sollen,  leiden 
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bei  der  üblichen  und  in  gewissem  Umfang  unvermeidlichen  Ein- 
richtung dieser  Steuern  vielfach  unter  dem  Mangel  an  Bestimmt- 
heit der  Besteuerung. 

So  schon  oftmals,  was  die  wirklichen  Steuersätze  selbst  anlaugt,  so  aber 
vollends  in  Bezug  auf  die  Nebenlasten,  welche  mit  dieser  Besteuerung  verbunden 
sind  und  sich  schliesslich  in  Zuschläge  zu  den  Steuersätzen  auflosen.  Bei  der 
Verzollung  bringt  der  (Jualitäts fass  des  Zolls  oder  der  Werthzoll,  so  richtig  beide 
im  Princip  gegenüber  einem  einheitlichen  Gewichtszoll  für  eine  ganze  Waarenart  sind, 
welche  viele  Qualitäten  oder  Sorten  umfasst,  viel  Unsicherheit  mit  sich,  beim  üewichts- 
zoll  können  dies  die  Bestimmungen  Uber  die  Abstufung  der  Zollsätze  nach  der  Qualität 
des  Artikels  (Fabrikate!)  u.  dgl.  thun.  Richtet  sich  bei  inneren  Verbrauchs- 
steuern die  Steuer  nach  dem  Rohstoff  oder  nach  Bctriebsainrichtungeu,  so 
ergeben  sich  auch  für  den  Producenten  grosse  Unsicherheiten  und  Schwankungen  in 
Bezug  auf  den  wirklich  zu  zahlenden  Steuerbetrag  und  auf  dessen  Verhältniss  zum 
Product.  Das  Zollverfahren  hat  man  mitunter  für  den  Besteuerten  wichtiger  als 
die  Zollzahlung  selbst  genannt,  weil  von  ihm  die  Höhe  der  Nebenlasten  wieder  ab- 
hängt, natürlich  ein  in  Geld  nicht  leicht  genau  anzuschlagender  Factor.  Von  dem 
Verfahren  bei  den  inneren  Verbrauchssteuern  gilt  dies  wohl  noch  in  höherem 
(irade.  weil  davon  die  Technik  und  Oekonomik  des  ganzen  Betriebs  oft  eingreifend 
beeinflusst  wird;  lauter  in  Geld  wieder  schwer  und  genau  meist  gar  nicht  zu  ver- 
anschlagende Momente,  welche  aber  wesentliche,  nur  im  Betrage  sehr  unbestimmte 
Sieuerposten  bilden.  Diese  „Unbestimmtheit"  der  Steuer  wächst  endlich  auch  fUr  den 
einzelnen  Producenten  noch,  weil  für  ihn  die  Verhältnisse  des  Schmuggels  und 
der  Defraude  ein  neues  störendes  Moment  in  die  Aufstellung  einer  richtigen 
Rechnung  über  die  Besteuerung  bringen,  auch  wenn  er  sich  selbst  von  solchen  Rechts- 
widrigkeiten frei  hält.  Denn  die  Bedingungen  der  wirtschaftlichen  Concurrenz,  der 
Preisbildung  hängen  fUr  jeden  Einzelnen  hiervon  mit  ab. 

3.  Die  Erhebungskosten  endlich  sind  gewöhnlich  bei  den 
indirecten  Verbrauchssteuern  ziemlich  hoch  und  namentlich  meist 
höher  als  bei  den  directen  Erwerbssteuern. 

Freilich  finden  sich  zwischen  den  einzelnen  Arten  beider  Kategorieen  in  dieser 
Hinsicht  manche  Verschiedenheiten  und  in  verschiedenen  Ländern  und  Zeiten  ist  das 
Verhältniss  ebenfalls  ungleich.  Dio  üblichen  finanzstatistischen  Vergleiche  sind  auch 
nicht  immer  richtig,  indem  die  „Erhebungskosten"  vollständiger  bei  den  indirecten 
Verbrauchs-  als  bei  den  directen  Erwerbssteuern  zusammengestellt  werden.  Bei  letzteren 
schiebt  z.  B.  der  Staat  manche  Kosten  auf  die  Selbstrerwaltungskörper  (Gemeinden) 
ab,  und  die  oft  bedeutenden  Kosten  fQr  die  Herstellung  der  Grundlagen  der  Be- 
steuerung (Katasterwesen  der  Ertrags-,  besonders  der  Grundsteuer)  werden  bei 
der  Berechnung  der  laufenden  Kosten  nicht  berücksichtigt.  Aber  auch  wenn  die 
Berechnungen  möglichst  berichtigt  und  zwischen  den  einzelnen  Kategorieen  vergleichbar 
gemacht  werden,  bleibt  ein  absolut  und  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zum  Rohertrag, 
grösserer  Betrag  der  Erhebungskosten  bei  den  Verbrauchssteuern  meistens  eine  Thal- 
sacbe,  welche  zur  vollständigen  Würdigung  dieser  Steuern  doch  nicht  unwichtig  ist. 
(S.  Fin.  I,  §.  173,  Uber  Frankreich  Fin.  III,  §.  103,  249.) 

IV.  — §.  277.  Ergebniss. 

Viele  und  schwere  Mängel  kleben  nach  der  vorausgeheuden 
kritischen  Untersuchung  der  gesammten  Gebrauchs-,  wie  nament- 
lich der  Verbranchsbesteuerung  und  ihren  einzelnen  Arten  und 
Formen  an.  Es  ist  nicht  zu  verwundern  und  ganz  berechtigt,  dass 
diese  Steuerkategorie  von  verschiedenen  Standpuncten  aus  nnd  in 
steuerteebniseber  und  socialpolitischcr  Hinsicht  Angriffe  erfahren 
bat,  deren  Abweisung  nur  theilweise  gelungen  ist. 
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Wie  die  Dinge  aber  einmal  liegen,  kann  man  trotzdem 
diese  Steuergattung  nicht  entbehren,  sondern  muss  ihr 
nur  so  viel  als  möglich  eine  richtige  Stellung  und 
Gestaltung  im  Steuersystem  zu  geben  suchen. 

Unentbehrlich  sind  diese  Steuern  vor  Allem  aus  ent- 
scheidenden finanzpolitischen  Gründen:  gegenüber  dem 
grossen  und  wachsenden  Finanzbedarf  des  Staats  und  der  Selbst- 
veivvaltungskörper  bei  den  modernen  Culturvölkern , ein  Bedarf, 
welcher  sich  auf  keine  andere  Weise,  weder  durch  privatwirth- 
schaftliche  öffentliche  Einnahmen  und  Gebühren,  noch  durch  andere 
Steuern  überhaupt  vollständig  decken  lässt. 

Unentbehrlich  sind  sie  ferner  im  Steuersystem,  weil 
auch  die  anderen,  namentlich  die  directen  Erwerbsstenern 
aller  Art,  an  schweren  Mängeln  leiden,  welche  nicht  genügend 
beseitigt  werden  können  und  sich  mit  steigendem,  grössere  Steuer- 
erträge verlangenden  Bedarf  und  unter  modernen  ökonomischen, 
technischen  und  Rechtsverhältnissen  des  Verkehrs  fast  nothwendig 
noch  vermehren. 

Wie  durch  diese  Sachlage  schon  absolut  und  relativ,  so  sind 
sie  endlich  auch  doch  durch  ihre  eigene  steuertechnische 
Beschaffenheit  und  ihre  Verhesserungsfähigkcit  noch 
relativ  gerechtfertigt.  Sie  werden  unmittelbar  meist  weniger 
lästig  empfunden,  sie  besteuern  gewisse  Einkommen  oder  Ein- 
kommentheile, deren  Besteuerung  principiell  zu  fordern  ist,  besser 
als  dies  andere  Steuern  erreichen,  öfters  überhaupt  erst.  Sie  ge- 
statten durch  richtige  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Consumtionen, 
richtige  Bestimmung  der  verschiedenen  Steuersätze,  passende  Ein- 
richtung der  Erhebungsart  u.  dgl.  eine  mehr  oder  weniger  er- 
hebliche Verringerung  der  Bedenken,  welchen  sie  an  und 
für  sich  ausgesetzt  sind. 

Nicht  als  etwas  wirklich  Gutes,  sondern  als  etwas 
relativ  nicht  immer  Schlechteres,  mitunter  selbst  relativ 
Besseres  im  Vergleich  mit  den  directen  Erwerbssteuern,  vollends 
den  Verkehrssteuern  sind  sie  daher  in  dem  modernen  Steuersystem 
anzuerkennen,  auch  wenn  sie  eben  nicht  aus  den  angedeuteten 
Rücksichten,  in  gewissem  Umfang  wenigstens,  unentbehrlich  wären. 
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7.  Abschnitt 

IV.  Abschliessende  Ergebnisse  bezüglich  des  Steuersystems. 

I.  — §.  278.  Aufgaben,  welche  der  Aufstellung  des 
Steuersystems  voran  zu  gehen  haben. 

Alle  vorausgeschickten  Erörterungen  haben  den  Beweis  ge- 
liefert, dass  die  Bildung  eines  rationellen,  theoretisch  richtigen, 
practisch  brauchbaren  Steuersystems  eine  in  jeder  Hinsicht  ausser- 
ordentlich schwierige  und  immer  nur  mehr  oder  weniger,  meistens 
sehr,  unvollkommen  zu  lösende  Aufgabe  ist.  Diese  Schwierigkeiten 
steigen  immer  noch  mit  der  Vermehrung  des  durch  Steuern  zn 
deckenden  Finanzbedarfs  und  mit  der  wachsenden  Complication 
allor  Verhältnisse  des  privatwirthschaftlicben  Systems  in  der  Volks- 
wirtschaft, namentlich  mit  der  zunehmenden  qualitativen  und 
quantitativen  Differenzirung  des  Volkseinkommens  und  Volksver- 
mögens  im  Einkommen  und  Vermögen  der  Einzelnen. 

Aus  dieser  Erkenntniss  entspringen  einige  Aufgaben,  welche 
der  Bildung  des  Steuersystems  selbst  vorangehen  müssen. 

Sic  sind  in  früheren  Abschnitten  dieses  Werks  schon  berührt  nnd  zum  Thoil 
näher  behandelt  worden,  so  dass  jetzt  nnr  kurz  auf  sie  hinzuweison  ist.  Uas  geschieht 
aber  gerade  hier  an  systematisch  richtiger  Stelle,  weil  erst  die  gewonnene  Einsicht 
in  die  Schwierigkeiten  richtiger  Besteuerung  — die  spcciello  Steuerlehre  hat  das  nur 
noch  mehr  im  Einzelnen  zu  zeigen  — die  wahre  tinanzwissenschaftliche  Bedeutung 
dieser  Aufgaben  vollauf  verstehen  hilft.  Werden  die  letzteren  nur  einigermaassen 
gelöst,  was  freilich  bloss  in  begrenztem  Umfang  möglich  erscheint,  so  wird  dadurch 
der  Lösung  der  schwierigen  Hauptaufgabe  der  Besteuerung  selbst  vorgearbeitet. 

Solcher  vorangehender  Aufgaben  sind  wesentlich  drei:  (A)  die 
richtige  Regelung  des  gesammten  öffentlichen  Finanz- 
bedarfs; (B)  die  Deccntralisation  desselben  durch  Verkeil- 
ung der  „öffentlichen“  Aufgaben  und  demgemäss  der  Ausgaben  auf 
den  Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper  und  weiter  unter  den 
letzteren  und  damit  verbunden  eine  gewisse  Decentralisation 
der  Besteuerung  selbst;  endlich  (C)  die  Beibehaltung  und 
Vermehrung  anderer  Einnahmequellen  zur  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs: des  Privaterwerbs  und  des  GebUhrenwesens. 

A.  — §.  279.  Die  Regelung  des  Finanzbedarfs. 

Eine  Verminderung  des  Finanzbedarfs  ist  in  fort- 
schreitenden Culturstaaten  kaum  möglich,  umgekehrt  eine  Ver- 
mehrung desselben  die  regelmässige  Erscheinung  und  innerlich 
begründet,  weil  entwicklungsgesetzlich  die  Wirkung  und  wieder  die 
Voraussetzung  der  mehr  gemeinwirthschaftlichen,  speciell  zwangs- 
gemeinwirthsebaftlicben  Organisation  der  Volkswirtschaft. 
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S.  (irundlegung  §.  120,  154  ff.,  namentlich  171  ff.,  179  ff.  und  Kin.  8.  Aull., 
§.  32—37. 

Diese  Entwicklung  und  die  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  einer-, 
die  Vermehrung  der  Besteuerung  andererseits  verhalten  sich  wie 
Ursache  und  Wirkung  zu  einander.  Erwägt  man  nun  die  unver- 
meidlichen Mängel  aller  Besteuerung,  so  tritt  hier  eine  der  Kehr- 
seiten jener  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  und  des  Bedarfs 
hervor.  So  notwendig  und  heilsam  diese  Entwicklung  im  Ganzen 
ist,  sie  wird  u.  A.  auch  um  den  teueren  Preis  errungen,  welchen 
diese  Mängel  darstellcn:  mancherlei  volkswirtschaftliche  Nachteile, 
Ungerechtigkeiten,  falscher  „Communismus“,  indem  Specialvortheilc 
Einzelner  aus  öffentlichen,  mit  Steuern  der  Gesammtheit  hergestellten 
Thätigkeiten  hervorgehen,  Kuin  mancher,  Schädigung  von  noch 
mehr  Einzelexistenzen  u.  s.  w.  auch  in  Folge  der  Mängel 
der  Besteuerung. 

Aus  diesen  Verhältnissen  hat  man  Einwändc  gegen  jene  ganze 
Entwicklung  abgeleitet.  Mit  Unrecht,  da  es  sich  wenigstens  im 
Grossen  und  Ganzen  hier  nicht  um  etwas  Willkürliches  handelt, 
das  auch  unterbleiben  könnte.  Wohl  aber  wird  man  mit  Recht 
auch  gerade  wegen  dieser  Verhältnisse  wieder  daran  gemahnt,  wie 
entscheidend  wichtig  dicPrüfung  des  reellen  Bedürf- 
nisses in  Bezug  auf  den  Finanz  bedarf  in  jedem  ein- 
zelnen Fall  ist,  wie  sorgfältige  Cantelen  in  dieser  Hinsicht 
getroffen  werden  müssen,  wie  noth wendig  sparsam  vorgegangen 
werden  muss. 

Hier  erlangen  die  verfassungsrechtlichen  Einrichtungen  hinsichtlich 
der  Prüfung  und  Bewilligung  des  Ausgabeetats  und  der  Steuerbewilligungen  durch 
Volksvertretungen  wieder  ihre  eminente  Bedeutung.  Wenn  dann  auch  selten  eine 
positive  Verminderung  des  laufenden  Bedarfs  (Ordinariutns)  erreicht  werden  kann, 
obwohl  dergleichen  durch  Maassregeln  im  Staatsschuldenweseu  und  Militärwesen 
immerhin  rorkommen  mögen , so  lässt  sich  doch  wenigstens  die  allzu  rasche  Ver- 
mehrung dieses  Bedarfs  hindern.  Das  kommt  aber  indirect  auch  den  Aufgaben  der 
Steuerpolitik  zu  üute. 

Je  weniger  dringend  ei  ne  Vermehrung  der  Steuer- 
einnahmen ist,  desto  geeigneter  ist  die  Zeit  für  solche 
Reformen,  durch  welche  die  Mängel  der  Besteuerung 
verbessert  werden.  Im  barten  Drang  um  die  Deckung  des 
Bedarfs,  um  die  Herstellung  des  Gleichgewichts  im  Haushalte  kennt 
wie  gewöhnlich  Noth  kein  Gebot  und  müssen  vor  den  finanziellen 
Rücksichten  alle  anderen  zurücktreten. 

Eine  Beseitigung  wenn  auch  nur  eines  Theils  bedenklicher  indircctcr  Verbrauchs- 
steuern würde  durch  eine  starke  Verminderung  des  Finanzbedarfs  ausserordentlich 
erleichtert,  wahrscheinlich  dadurch  allein  ermöglicht.  Kadicale  und  folgerichtig 
denkende  Gegner  dieser  Steuern,  Theoretiker  wie  ganze  politische  Parteien,  haben 
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diesen  Zusammenhang  richtig  erkannt  und  deshalb  eine  Verminderung  des  Bedarfs,  in 
der  Regel  besonders  durch  Verminderung  des  Militäretats,  verlangt.  (So  argumcntirt 
u.  A.  Maurus  in  seinen  verschiedenen  Schriften  ganz  folgerichtig,  in  der  „Freiheit 
in  der  Volkswirtschaft  ',  „Besteuerung".  Aehnlich  politische  Parteien,  wie  die  deutsche 
Fortschrittspartei  und  natürlich  vollends  die  Sociaidemocratie.)  Ihr  Fehler  war  nur, 
eine  solche  Verminderung  für  so  leicht  zu  halten  und  sich  über  die  allgemeinere 
geschichtliche  Bedingtheit  von  Verhältnissen,  wie  der  moderne  „Militarismus“ 
u.  a.  in.,  hinwegzusetzen  (vgl.  Fin.  I,  §.  182  tf.  Uber  den  Finanzbedarf  für  das  Militär- 
wesen). In  einer  wirklichen  „Friedensära“  von  Dauer  wurde  es  freilich  viel 
leichter  als  jetzt  sein,  ein  weniger  mangelhaftes  Steuersystem  herzustellen . weil  der 
Bedarf  kleiner  wäre. 

B.  — §.  280.  Die  Decentralisation  der  öffentlichen 
Verwaltung  und  folgeweise  des  Finanzbedarfs  kann  auch 
nach  der  finanziellen  Seite  grosse  und  vielfach  segensreiche  Be- 
deutung erlangen  (Fin.  I,  §.  42,  44  ff.).  Allerdings  verfolgt  sie 
selten  den  Zweck  und  hat  sie  noch  seltener  den  Erfolg,  den  Ge- 
sammtbedarf  zu  vermindern.  Sie  will  ihn  nur  besser  regeln, 
zweckmässiger  und  gerechter  vertheilen  und  ihn  productiver  machen 
und  erreicht  das  auch  wohl  häufig,  ln  der  Kegel  wird  sie  ihn 
aber  sogar  steigern. 

Dcnu  wenn  auch  vielleicht  die  einzelnen  öffentlichen  Aufgaben  jetzt  sorgsamergepruft 
und  sparsamer  ausgeführt  werden,  so  wachsen  anderseits  gerade  nach  richtiger  Deccntrali- 
satiou  der  Verwaltung  dem  Staate  selbst  und  den  Selbstverwaltungskörpem  neue  Aufgaben 
hinzu  und  die  alten  werden  besser  ausgefuhrt.  was  Beides  den  Bedarf  steigert. 

Dennoch  können  auch  die  Aufgaben  der  Besteuerung  selbst 
durch  eine  solche  Decentralisation  erleichtert  werden. 

Innerhalb  eines  kleineren  Wrrthschaftsgebiets,  Geschäfts-  und  Personenkreises.  wie 
sie  jeder  Selbstverwaitungskörper,  Gemeinde.  Kreis.  Provinz  verglichen  mit  dem  Staate 
darstellt,  ist  z.  B.  die  Herstellung  einer  leidlichen  Ertragsbesteuerung,  selbst  einer 
Grund-,  Gewerbe-  und  Leihzinssteuer  — die  drei  schwierigsten  Steuern  des  Ertrags- 
steuersystems, — ferner  einer  (nominellen)  directen  Einkommensteuer  erheblich  leichter 
als  in  einem  ganzen,  zumal  grossen  Staatsgebiet.  Dort  pflegen  doch,  je  kleiner  der 
Körper  ist  natürlich  in  der  Regel  um  so  mehr,  die  technischen,  wirtschaftlichen, 
socialen  Verhältnisse  noch  relativ  gleichartiger  zu  sein,  man  kennt  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Einzelnen  mehr,  das  Alles  ermöglicht  auch  andere  Steuerarten  und 
Erhebnngsformcn  als  bei  der  Staatsbesteuerung.  Daraus  folgt,  dass  man  die  Oommunal- 
besteuerung  nicht  grundsätzlich  auf  das  System  von  Zuschlägen  zu  den  (ohnehin 
oft  so  unvollkommenen)  Staatssteuem  beschränken  soll.  Namentlich  die  beiden  für 
die  Communen  besonders  geeigneten  Ertragsstenern,  Grund-  und  Gebäudcsteneru. 
müssen  von  den  etwaigen  Staatssteuern  dieser  Art  abweichen  dürfen.  (S.  Fin.  I, 
3.  A„  §.  51 , dann  meine  „Communalsteuerfrage"  und  die  Debatten  auf  der  social- 
politischeu  Versammlung  zu  Berlin  1877;  auch  die  beiden  preussischen  Entwürfe 
eines  Communalsteucrgesetzes  von  1877  und  von  1879.) 

Während  daher  z.  B.  bei  einem  Überwiegend  im  Staate  cen- 
ralisirten  Bedarf  auch  wegen  der  besonderen  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  die  Ertrags-  und  Einkommensteuern  zu  Gunsten 
der  hier  leichter  durchzuführenden  Verbrauchssteuern  wohl  in  be- 
schränkter Anwendung  bleiben,  kann  bei  decentralisirtem  Bedarf 
eher  eine  grössere  Quote  des  gesammten  öffentlichem  Be- 
darfs durch  jene  directen  Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb 
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gedeckt  werden : man  decentralisirt  dann  die  Besteuerung 
selbst.  Auf  diesem  Wege  ist  manche  Reform  zu  ermöglichen, 
die  der  Staat  in  seiner  Besteuerung  allein  nicht  durchzuführen 
vermag. 

Namentlich  möchte  so  im  Commuualfiuanzwflsen  im  w.  S.  die  Erlrags- 
bestcuerung,  die  ohnehin  hier  aus  anderen  Gründen  mehr  geboten  ist  (§.  170,  173), 
auch  aus  steuertechnischen  Gründen  noch  einu  bedeutendere  Zukunft  haben,  welche 
ihr  im  Staatsfinanzwcsen  wohl  abzusprechen  ist.  Auch  die  bisherige  Entwicklung 
im  Staats-  und  Communalhausbalt,  welche  freilich  von  vielen  anderen  Umständen  mit 
bedingt  war,  stimmt  hiermit  überein : Vorwalten  der  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern 
im  Staate,  der  Ertragssteuern  und  einzelner  anderer  dirocton  in  der  Commune.  Nicht 
minder  mochte  in  der  Gestaltung  des  deutschen  particulärcn  Steuerrechts,  welches 
die  dirccten  Steuern  besonders  und  ganz  gut  ausgebildet  hat,  ein  Beweis  liegen,  dass 
manche  steuortechnische  Aufgaben  sich  bei  diesen  Stenern  leichter  in  kleineren 
Gebieten  bewältigen  lassen.  Auch  einige  Specialaufgabcn  moderner  Besteuerung,  z.  B. 
die  Einrichtung  einer  solchen  auf  gewisse  Conjuncturengewinne  (§.  236  ff.),  die  un- 
mittelbare Mitwirkung  der  Bevölkerung  bei  der  Durchführung  der  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuern (§.  301)  sind  wohl  bei  einer  grösseren  Decentralisation  der  Besteuerung 
leichter  zu  lösen. 

Sehr  Bedeutendes  für  die  Bildung  vollkommenerer  Steuersysteme 
wird  freilich  gleichwohl  auf  diesem  Wege  kaum  erreicht  werden. 
Vor  Illusionen  darüber  muss  man  sich  hüten.  Aber  gerade  in  der 
Besteuerung  darf  man  keinen  sich  bietenden  Weg  zu  einer  Ver- 
besserung unbeachtet  lassen  und  ein  solcher  ist  hier  immerhin 
angedeutet. 

C.  — §.  281.  Die  Vermehrung  anderer  ordentlicher 
Einnahmen  statt  und  neben  der  Steuer. 

Mit  der  Nothwendigkeit  regelmässiger  Vermehrung  des  ordent- 
lichen Finanzbedarfs  im  Staats-  und  in  den  Communalhaushalten 
muss  nach  dem  Gesagten  jede  theoretische  und  practische  Betrach- 
tung rechnen.  Die  nächste  Aufgabe  ist  alsdann,  für  die  richtige 
und  vollständige  Deckung  dieses  Bedarfs  zu  sorgen. 

Die  allgemeine  Bedeutung  dieser  Aufgabe,  auch  nach  dur  theoretischen  Seite, 
ist  früher  im  ersten  Bande  dargethari  und  die  Grundsätze  für  die  Deckung  des  Ge- 
s&mnitbedarfs  (ordentlichen  und  ausserordentlichen)  sind  boreits  entwickelt  worden 
(Ein.  I,  Buch  1,  Kap.  3). 

Unter  den  ordentlichen  Deckungsmitteln  steht  nun  neben  den 
Steuern  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Culturvölker  der 
Privaterwerb  und  das  Geb  Uhrenwesen.  Wenn  auch  aus 
mancherlei  Gründen  die  Steuerwirthschaft  in  den  modernen 
öffentlichen  Haushalten  immer  mehr  in  den  Vordergrund  getreten 
ist  und  diese  Entwicklung  im  Ganzen  gebilligt  werden  muss,  so 
ist  doch  die  Beibehaltung  und  selbst  eine  gewisse  Erwei- 
terung des  Privaterwerbs  (der  „Dontanial  wirthschaft“) 
und  die  Ausbildung  eines  rationellen  Gebührenwesens  eben- 
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falls  principiell  richtig,  selbst  notb  wendig  nnd  gewährt  mancherlei 
Vortheilc. 

(iegenObor  einer,  im  Geiste  der  Smith  sehen  Wirthscbaftsthcorie  erfolgten  theo- 
retischen Polemik  wider  den  Privaterwerb  öffentlicher  Körper,  einer  Polemik,  welche 
auch  auf  die  Praxis  nicht  ohne  Einfluss  geblieben  ist,  wurde  dies  schon  früher  her- 
vorgehoben und  begründet  (Fin.  I,  §.  213  fl',  und  überhaupt  daselbst  Buch  3,  Kap.  2). 
Ebenso  wurde  die  Berechtigung  und  zugleich  die  hohe  finanzielle  Bedeutung  des  Ge- 
bührenwesens anerkannt,  das  neben  der  eigentlichen  Besteuerung  seinen  richtigen  Platz 
hat  (oben  Buch  4 in  diesem  2.  Bande),  wenn  es  auch  weder  möglich  noch  richtig 
wäre,  die  Besteuerung  ganz  durch  Gebühren  zu  ersetzen  oder  sio  rein  nach  Gebühreu- 
grundsälzcn  einzurichten. 

Erst  nachdem  man  volle  Einsicht  in  die  ausserordentlichen 
Schwierigkeiten  der  Besteuerung,  speciell  der  Bildung  eines  rich- 
tigen Steuersystems  gewonnen  hat,  ist  man  im  Stande,  die  Bedeu- 
tung des  Privaterwerbs  und  des  Gebührenwesens  in  den  öffentlichen 
Haushalten  vollständig  zu  würdigen.  Denn  jetzt  erst  ergiebt 
sich,  wie  wünschenswcrth  es  ist,  Blr  die  öffentlichen  Zwecke  auch 
noch  auf  andere  Quellen  als  die  Besteuerung  zurückgreifen  zu 
können. 

Die  Sachlage  wäre  wieder  eine  ganz  andere,  wenn  die  Besteuerung  ein  ein- 
facheres Problem  wäre.  Gerade  aber  in  der  Schwierigkeit  dieses  Problems  liegt  ein 
triftiges  Argument  mehr  für  den  Privaterwerb  des  Staats,  was  diu  doctriuären  und 
practUchon  Gegner  dieses  Erwerbs  wieder  nicht  genügend  beachtot  haben.  Gemein- 
wesen, welche  solche  Erwerbsquellen  besitzen,  haben  ecteris  paribus  leichteres  Spiel 
im  Steuerwesen.  Dafür  liefert  der  Vergleich  zwischen  deutschen  und  anderen  euro- 
päischen Staaten  den  Beleg.  Wir  verdanken  es  z.  B.  bei  uns  auch  wieder  mit  dem 
reichen  alten  Domanium,  dass  wir  die  Verbrauchsbesteuerung  nicht  so  stark  ausbilden 
mussten,  als  unsere  meisten  Nachbarn  (§.  25t)).  In  den  neueren  an  sich  auch  m.  A.  n. 
berechtigten  deutschen  Bestrebungen  um  Vermehrung  der  Verbrauchssteuern,  selbst 
in  den  amtlicheu  Actenstücken , tritt  dieser  wichtige  Puuct  ganz  mit  Unrecht  in  den 
Hintergrund,  so  in  den  beliebten,  auch  sonst  wenig  beweisenden  Vergleichen  mit  der 
..grossartigen"  Ausbildung  der  Verbrauchssteuern  im  Ausland  und  der  „kümmerlichen“ 
bei  uns.  (Dagegen  wendet  sich  mein  Aufsatz  über  schwebende  Deutsche  Finauzfrageu 
in  der  Tübinger  Zeitschrift  1 871).  S.  96  II.) 

Wie  viel  schwerer  wäre  ferner  nicht  nur  der  Druck,  soudem  auch  die  ganze 
Aufgabe  der  Einrichtung  der  directen  Erwerbssteuern  bei  uns,  wenn  diese  einen  er- 
heblichen Theil  der  jetzigen  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  unserer  Staaten  mit 
auf  bringen  mussten! 

Man  berechne  nur  in  einfachen  Beispielen.  In  Preussen  waren  die  Rein- 
erträge der  Domänen  und  Forsten  (incl.  der  darauf  lastenden  Rente  der  Krone)  im 
Etat  für  1878/79  49.9  Mül.  M.,  die  Einkommen-  und  Classensteuer  gaben  brutto 
72.3  MUL  M.,  die  Grundsteuer,  von  der  jene  Objecte  jetzt  frei.  49.2  Milt.  M.  Die 
beiden  erstgenannten  Steuern  müssten  bei  fehlendem  Domanialcinkommen,  wenn  dann, 
was  mehr  als  zweifelhaft  ist,  nicht  die  Ausgaben  im  gleichen  Betrage  geringer  wären, 
um  60  “/«  und  mehr  gesteigert  werden.  Aehnliche  Lage  in  den  meisten  anderen 
deutschen  Staaten,  z.  B.  in  Baiern  mit  seinen  reichen  Staatsforsten.  Vollends  durch 
Mitbenutzung  der  Staatseiscubahnen  zur  Erlangung  von  Ueberschtlssen  (auch  Uber  die 
Schuldzinsen  der  Bahnen  hinaus)  ist  dieser  Sachverhalt  neuerdings  in  Deutschland 
noch  viel  günstiger  geworden.  In  Preussen  steht  z.  B.  im  Etat  für  1889/90  die 
directe  Besteuerung  mit  147.7  Mill.  M.  netto,  der  Ueberscbuss  der  „Verwaltung  der 
Eisenbahnangelcgenheiten“  mit  228.6  Mill.  M„  die  Verzinsung  der  gesammten  Staats- 
schuld mit  177  Mill.  M.  Bedarf. 

Auch  vom  Standpunct  der  Steuerpolitik  aus,  um 
sich  die  unendlichen  Schwierigkeiten  der  Besteuerung  zu  er- 
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leichtern,  ist  daher  die  Entwicklung  passenden  Privat- 
erwerbs und  Gebührenwesens  zu  fordern:  ein  Satz,  der 
auch  für  die  moderne  Zeit,  und  zum  Theil  gerade  f 11  r 
sie,  gilt. 

Allerdings  soll  dabei  Eines  nicht  tibersehen  und  nicht  verschwiegen  werden, 
reinlich  dass  bei  (iebuhrenzweigen , wie  der  Post,  dass  ferner  namentlich  bei  den 
Staatsbahuou  — wie  man  die  Eisenbalmeu  auch  immer  finanzwirthschaftlich  auf- 
fasse.  ob  schon  als  Gebühren-  oder  auch  als  privatwirthschaftlicbe  Anstalten  — die 
Tariffragen  immer  wichtiger  werden  und  in  ihnen  Probleme  henrortreten,  welche 
mit  derjenigen  der  Besteuerung,  besonders  der  Verkehrsbesteuerung,  vielfache 
Achnlichkcit  haben. 

II.  — §.  282.  Voraussetzungen  für  die  Aufstellung 
eines  Steuersystems. 

1.  Die  Aufstellung  eines  bestimmten  Steuersystems  kann 
auch  in  der  Theorie  immer  nur  für  gegebene  Völker  und 
Zeiten  erfolgen,  da  sich,  wie  früher  gezeigt  wurde,  das  Steuer- 
system im  Ganzen  und  in  seinen  Einzelheiten  nothwendig  mit  der 
Oekonomik,  Technik  und  dem  Hechte  der  Volkswirtschaft  selbst 
verändert. 

Im  Folgeuden  beschränken  wir  die  Aufgabe  auf  die  moderne  Zeit,  wesent- 
lich die  Gegenwart,  und  auf  die  Verhältnisse  unserer  Culturvftlkcr,  insbeson- 
dere West-  und  Mitteleuropas,  welche  in  der  Hauptsache  doch  so  gleichartig 
sind,  dass  das  Steuersystem  nicht  nur  in  seinen  Grundzugen.  sondern  auch  in  seiner 
Ausführung  wesentlich  Ubcrcinstimmen  kann  und  in  Wirklichkeit  auch  ubereinstimmt. 

2.  Einen  Unterschied  bedingt  auch  hier  für  die  Gestaltung  des 
Steuersystems  der  Umstand,  ob  und  wie  weit  man  neben  dem 
rein  finanziellen  den  socialpolitischen  Standpunct  in  der 
Besteuerung  anerkennt,  — neben  der  „staatsbürgerlichen“ 
die  „sociale“  Epoche  der  Besteuerung.  Je  nachdem  wird  das 
Steuersystem  zwar  nicht  ganz  verschieden  auf  zu  bauen, 
aber  doch  mehr  oder  weniger  verschieden  ausznbaucn  sein. 

Im  Folgeuden  wird  der  reiu  finanzielle  Standpunct  zum  Ausgang,  aber  zu- 
gleich wird  auf  den  socialpolitischen  in  allen  denjenigen  Fällen  Rücksicht  ge- 
nommen, in  welchen  sich  nach  den  früheren  Erörterungen  Uber  die  Entwicklung  der 
Steuer,  aber  die  Stouerprincipien  und  das  Steuersystem  in  der  Praxis  die  „sociale“  Epoche 
bereits  ankundigt  und  principiell  nach  den  Verhältnissen  der  modernen  Culturwelt 
der  socialpolitische  Gesichtspunct  wenigstens  schon  oine  gewisse  Berücksichtigung 
verdiene 

3.  Weiter  muss  mehrfach  die  Aufgabe  in  der  Staats-  und 
Commnnalbcsteuerung  unterschieden  werden. 

Die  Aufstellung  des  Steuersystems  erfolgt  liior  für  die  erste,  jedoch  wird  auch 
auf  die  Communalbestcuermig  nebenbei  Rücksicht  genommen  werden. 

Im  Folgenden  bandelt  es  sich  dann  um  ein  llesume  der  Hauptpunctc  der  vor- 
ausgehenden Untersuchungen  über  das  Steuersystem,  wesentlich  zum  Zweck  der  Ueber- 
sicht  und  um  den  Uebergang  in  die  spccieüe  Steucrlehre  zu  gewinnen.  Zur  vor- 
läufigen Oriontirung  und  des  nahen  Zusammenhangs  wegen  schliesseu  sich  aber  hier 
schon  einige  Bemerkungen  Uber  einige  Einzelheiten  in  der  Ausführung  der  Steuern 
an.  Für  die  genauere  Motivirung  des  Folgenden  ist  theils  auf  die  vorausgehenden 
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Abschnitte,  theils  auf  die  specielle  Stcuerlehre  Bezug  zu  nehmen.  U.  A.  ist  nament- 
lich an  die  Begründung  der  Nothwendigkeit,  verschiedenartige  Steuern  zur  L#sung 
der  Aufgaben  des  Steuersystems  in  diesem  zu  verbinden,  specicll  auch  an  die  mehr- 
fach gebotene  Verbindung  von  Snbject-  und  Objectsteuern,  Einkommen-  und 
Ertragsstouern  in  der  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  zu  erinnern. 

III.  Die  Aufstellung  des  Systems  selbst. 

§.  283.  — A.  Die  Grundlage  des  ganzen  Systems  müssen, 
der  geschichtlichen  Entwicklung  und  dem  Steuerrecht  der  meisten 
Völker  entsprechend,  in  erster  Linie  die  Schatzungen,  nament- 
lich die  directcn  Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb 
bilden.  Denn  dieser  Erwerb  ist  für  die  Production  des  National- 
em! Einzeleinkommens  und  für  die  Vertbeilung  des  ersteren  an  die 
Einzelnen  doch  immer  am  Meisten  maassgebend  (§.  215).  Neben 
diesen  Steuern,  aber  doch  erst  in  zweiter  Linie,  sind  gewisse 
Verkehrssteuern  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Rechtsgeschäfte 
oder  Acte;  dann,  allerdings  folgerichtig  wesentlich  nur  im  social- 
politischen  Steuersystem,  welches  aber  eben  für  unsere  Zeit  und 
Länder  berechtigt  ist,  auch  Steuern  auf  den  Spiel-,  den  Wett-, 
den  Conjuncturengewinn  und  aufErwerb  aus  Erbschaft 
u.  s.  w. ; endlich  unter  Umständen  noch  Besitz  steuern  zu  ver- 
langen. 

Alle  diese  Steuern  haben  vor  den  Verbrauchssteuern,  neben 
manchen  anderen,  zwei  entscheidende  Vorzüge,  welche 
durch  ihre  eigenen  Mängel  und  durch  die  Vorzüge  der  Verbrauchs- 
steuern nicht  aufgewogen  werden:  sic  verlangen  theils  nicht  so 
weitgehende,  theils  v erb ältniss massig  leichter  wahr- 
zunehmende Rücksicht  auf  die  Ueberwälzung,  als  die 
anderen,  und  sie  treffen  die  wohlhabenderen  Schichten  der 
Bevölkerung  mit  höherem  und  mit  Bcsitzeinkommen  sicherer. 

Die  Schatzungen , namentlich  die  directcn  Steuern  auf  den  berufsmässigen  Er- 
werb allgemein  oder  auch  nur  in  erheblichem  Maasse  durch  Verbrauchssteuern 
zu  ersetzen,  wäre  nicht  nur  wegen  der  schweren  Mängel  der  letzteren  sehr  be- 
denklich. sondern  auch  ein  ungerechtfertigter  Bruch  mit  der  geschichüicbeu 
Entwicklung  uud  dem  bestehenden  Steuerrecht  der  meisten  Culturvßlker.  Dieser  Bruch 
erschiene  um  so  unzulässiger,  wenn  er  etwa  mit  einer  einfachen  Aufhebung  gewisser 
alter  Steuern  wie  der  Ertrags-,  namentlich  der  Re&lsteuern  verbunden  wurde,  da  hier 
in  Folge  des  Zusammenhangs  zwischen  Steuer  und  hapitalwerth  ein  Theil  der  besitzen- 
den Classen  ein  unverdientes  Geschenk  auf  Kosten  des  anderen  Theils 
und  zwar  zum  grossen  Theil  sogar  auf  Kosten  der  nichtbesitzenden,  von  Arbeits- 
einkommen lebenden  Classen  empfinge. 

Aber  auch  jede  allgemeine  (im  Unterschied  von  einer  etwa 
den  unteren  Classen  allein,  vielleicht  mit  aus  steuertechnischen 
Gründen,  wie  bei  I’crsonalsteuern,  zu  gewährenden)  Beschränkung 
der  Erwerbsbesteuerung  mit  Hilfe  einer  an  deren  Stelle  tretenden 
Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  und  jedes  stärkere 
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Zurückbleiben  in  der  Entwicklung  jener  ersten  hinter  derjenigen 
der  zweiten  Kategorie  muss  vermieden  werden:  schon  im 
rein  finanziellen  Steuersystem,  weil  dann  die  bestehende  Un- 
gleichheit der  Belastung  zu  Gunsten  der  besitzenden  und  der 
Classen  grösseren  Einkommens  noch  zu  steigen  droht,  vollends 
im  socialpolitischen  Steuersystem. 

Für  die  Praxis  folgt  daraus,  dass  eine  Steuerreform  sich  nicht  auf  eine,  wenn 
auch  vielleicht  an  sich  berechtigte  und  zweckmässige,  Ausdehnung  der  Verbrauchs- 
steuern beschränken,  sondern  zugleich  eine  passende  Ausdehnung  von 
Erwerbssteuern  mit  in  Angriff  nehmen  muss 

In  dieser  Unterlassung  liegt  ein  wesentlicher  Fehler  der  Steuerreformpläne  im 
Deutschen  Reich  in  der  Gegenwart,  seit  1879.  Dieser  Fehler  hängt  zwar  mit 
der  Scheidung  der  Reichs-  und  Einzelstaatsfinanzen  zusammen,  aber  wird  dadurch 
nicht  genügend  entschuldigt.  Es  wäre  Sache  des  Reichs  selbst,  wenigstens  die  Ver- 
kehrs- (Stempel-),  vielleicht  auch  die  Erbschaftsbesteucrung  entsprechend  als 
Keichssache  zu  entwickeln  neben  der  und  gleichzeitig  mit  der  Vermehrung  der 
Reichs-Verbrauchssteuern.  Und  auch  der  Flau  einer  Reichseinkommen-  und  damit 
verbunden  einer  Reichs  vermögen  Steuer  könnte  wohl  ins  Auge  gefasst  werden. 
Unterbleibt  das,  wie  es  bisher  unterblieben  ist,  so  muss  um  so  mehr  eine  eingreifen- 
dere Re  form  der  d i rectcn  Steuern,  der  Verkeh  rs steuern,  der  Erbschaftssteuern 
in  den  Einzelstaaten,  einigennaassen  gleichmässig  und  gleichzeitig  mit  derjenigen  der 
Verbrauchs-  und  betreffenden  Verkehrssteuern  im  Reiche,  stattiinden.  In  den  Mittel- 
und einigen  Kleinstaaten  hat  mau  in  dieser  Beziehung  immerhin  Manches  gethan,  in 
Proussen  viel  zu  wenig.  Denn  Aufhebungen  unterer  Stufen  der  Personalstcuern 
reichen  nicht  aus.  Es  handelt  sich  um  allgemeinere  Reformen  der  Personal-  und  der 
Ertragssteuern.  Indessen  bleibt  auch  bei  rationeller  einzelstaatlicher  Steuerreform  ein 
grosses  Bedenken:  Ausreichendes  und,  was  auch  bei  einem  einheitlichen  Wirt- 
schaftsgebiet in  Betracht  kommt,  Glcichmässiges  wird  auf  diese  Weise  nicht  er- 
reicht. (Vgl.  meinen  genannten  Aufsatz  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1879,  S.  94,  103, 
109—114.) 

§.284.  — 1.  In  der  Besteuerung  des  berufsmässigen  Er- 
werbs ist,  wiederum  der  geschichtlichen  Entwicklung  entsprechend, 
eine  Subject-  und  Objectbestenerung,  die  erste  vornemlich  in 
der  Form  der  (nominellen)  Einkommensteuer,  die  letztere  in 
derjenigen  eines  Systems  von  Ertrags  steuern,  passend,  mitunter 
selbst  nothwendig  zu  verbinden.  Die  Subject-  und  Einkommensteuer 
sollte  dann  vorwiegend,  aber  nicht  ausschliesslich,  die  haupt- 
sächliche di  recte  Steuer  des  berufsmässigen  Erwerbs  im 
Staats  Steuer-,  die  Object-  und  Ertragssteuer  umgekehrt  die  eben- 
falls nicht  alleinige,  aber  die  Ilauptsteuer  dieses  Erwerbs  im 
C o m m u n a 1 Steuersystem  sein. 

Für  die  innere  Einrichtung  der  Einkommen-  wie  der 
Ertragssteuern  muss  der  Zusammenhang  zwischen  ihnen  und 
mit  den  übrigen  Steuern,  namentlich  den  Verkehrs-  und  den  Ver- 
brauchs- und  Nntzungssteuern  beachtet  werden.  Keine  dieser 
Steuern  ist  daher  allein  aus  sich  selbst,  sondern  nur  in  Verbindung 
mit  dem  ganzen  Steuersystem  zu  entwickeln. 
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Näheres  darüber  gehört  erst  in  die  specielie  Steuerlehre.  Hier  müssen  einige 
orientirendc  Bemerkungen  genügen. 

a)  Die  Staat  8-  Ein  kommen  Steuer  beschränkt  sich  auch  im 
rein  finanziellen  System  aus  steuertechnischen  Grllnden 
passend  auf  die  Einkommen  über  einem  gewissen  Minimum, 
dessen  zifi'crmässige  Höhe  nach  Zeit-  und  Landesverhältnissen  zu 
bestimmen  ist. 

Wohl  etwa  so.  dass  der  gewOhnlicho  Arbeitslohn  und  gewerbliches  Einkommen 
wirklichen  Kleinbetriebs  (z.  B.  ohne  oder  nur  mit  einem  fremden  Gehilfen)  in 
Industrie  nnd  Landwirtschaft  frei  bleibt.  Diese  kleinen  Einkommen  werden  statt 
dessen  besser  durch  Verbrauchssteuern  belastet,  die  sich  hier  als  „Lohnsteuern“ 
steuertechnisch  mehr  empfehlen.  Es  kann  aber  wohl  auch  mit  der  Befreiung  noch 
etwas  hoher  hinauf  gegangen  werden. 

Unter  den  preussischen  und  deutschen  Verhältnissen  möchte  ich  eine  Befreiung 
von  directen  Personalsteuern,  wie  die  preussische  Classensteuer  eine  ist,  unbedingt  bis 
auf  1000 — 1200  M.,  eventuell  bis  auf  c.  1500  M.  befürworten.  Von  Einfluss  würde 
m.  E.  u.  A.  sein  müssen,  ob  Steuern  wie  die  Salzsteuer  bleiben  oder  verändert  oder 
beseitigt  werden.  Man  befreite  so  Millionen  Censiten  (in  Preussen  waren  um  1SS0 
c.  4.3  Millionen  Personen  unter  und  bis  1200  M.  eingeschätzt;  1SS3/84,  als  die  Auf- 
hebung nur  der  1.  und  2.  Stufe,  nicht,  wie  die  liegierung  verlangt  hatte,  auch  der 
3.  (OtlO — 1050)  und  der  4 (1050 — 1200  M.)  durchgeführt  wurde,  standen  in  der 
3.  Stufe  344,000,  in  der  4.  Stufe  273,000  Censiten.  Auch  würden  so  die  bei  Weitem 
meisten  Lohnarbeiter,  Dienstboten,  d.  h.  Leute,  welche  den  Aufenthaltsort  jetzt  viel- 
fach wechseln  und  dadurch  für  directe  Steuern  Schwierigkeit  machen,  viele  Klein- 
handwerker.  Händler,  Landwirthe,  Unterbeamte  steuerfrei  werden,  was  auch  steuer- 
technisch  nicht  unerwünscht  wäre.  Erst  alsdann  kann  man  auf  dio  Censiten  höheren 
Einkommens  ein  besseres  Eiuschätzungssystem  mit  Erfolg  anwenden.  Mit  der  Be- 
freiung bis  auf  0000  M.  Einkommen,  wie  nach  Bismarck'schen  Ideen,  hinauf  zu 
gehen,  ist  unter  den  deutschen  Einkommenverhältnissen  nicht  räthlich.  Sind  doch 
selbst  in  Grossbritannien  früher  nur  diu  Einkommen  bis  100  Pf.  St.  oder  2000  M. 
i'inkommenstcuerfrei,  auch  jetzt  nur  diejenigen  unter  150  Pf.  St. 

Der  Steuerfuss  der  Staats  Einkommensteuer  muss  sich  auch 
im  rein  finanziellen  System  mit  danach  richten,  oh  und  welche 
Ertrags-,  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern  daneben  bestehen  und 
wie  diese  ungefähr  das  Einkommen  bereits  belasten.  Er  muss 
namentlich  auch  hier  ein  progressiver  sein,  um  die  häufig 
umgekehrt  progressive  Belastung  der  Personen  mit  kleinem 
Einkommen  durch  die  üblichen  Verbrauchssteuern  auszugleichcn 
und  so  wenigstens  im  Ganzen  eine  proportionale  (reelle) 
Einkommenbesteuerung  herzustellen.  Im  social  politischen 
Steuersystem , welches  bei  unseren  heutigen  Culturvßlkern  auch  in 
diesem  Puncte  angenommen  werden  darf,  hat  insbesondere  der 
Ersatz  der  fehlenden  directen  Einkommensteuer  der  „kleinen  Leute“ 
nur  in  einem  Maassc,  welches  nach  der  Art  der  C'onsunitioncn  als 
unbedenklicher  gelten  darf,  durch  Verbrauchssteuern  zu  erfolgen 
und  der  Steuerfuss  der  Einkommensteuer  ist  für  das  höhere 
Einkommen  stärker  progressiv  zu  machen,  um  auch  im 
Ganzen  eine  progressive  (reelle)  Einkommeubesteuerung  zu 
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erhalten;  ferner  ist  er  für  das  Besitzeinkommen  zu  erhöhen,  um 
dieses  stärker  als  das  Arbeitseinkommen  zu  belasten,  wenn  nicht 
etwa  aus  steuertechnischen  Gründen  zu  diesem  Zweck  die 
Verbindung  einer  Vermögenssteuer  oder  von  Ertragssteueru 
mit  der  Einkommensteuer  vorgezogen  wird. 

Die  Communal- Einkommensteuer  kann  die  kleinen  Ein- 
kommen nicht  unbedingt  bis  zu  derselben  Höhe  freilassen,  — 
namentlich,  wenn  hier  der  Ersatz  durch  Verbrauchssteuern,  wie 
jetzt  und  zum  Theil  mit  Grund,  häufig  fehlen  wird.  Sie  ist  zulässig 
als  selbständige  Steuer  der  Commune  nnd  in  Form  von  Zu- 
schlägen zur  Staatscinkommensteuer : Letzteres  wohl  als  Hegel, 
wenn  der  Staat  einmal  eine  solche  Steuer  besitzt. 

So  nach  den  preussisclien  Cominunalsteuergcsctzentwurfen  unbedingt.  (S.  meine 
Couunuualsteuerfrage  S.  42  und  S.  5 sub  e.)  Wie  Abweichungen  im  Umfang,  so 
sollten  aber  auch  solche  im  Stenerfuss  für  die  Commune  erlaubt  sein.  Namentlich 
kann  die  Commune  öfters,  besonders  bei  ungenügender  Ertragsbesteuerung,  aber  nicht 
allein  in  solchem  Falle,  ohne  progressiven  Steuerfuss  für  die  höheren  Einkommen 
nicht  auslangen,  wie  denn  die  Anwendung  desselben  auch  in  der  preussisclien  Com- 
munalsteuerpraxis  häufig  ist.  (S.  die  Tabellen  von  Wogner  in  den  Berichten  der 
socialpolitischen  Versammlung  von  1S77,  S.  53  IT.  und  Ncumann,  progressive  Ein- 
kommensteuer S.  112  II.)  Die  in  der  preussisclien  Verwaltung  sich  zeigende 
Neigung,  solche  Progressionen  zu  hindern,  scheint  mir  zn  weit  zu  gehen  V gl.  auch 
einen  französischen  Vorgang  in  dem  Fall,  wenn  das  Personal-  und  Mobiliarsteuer- 
contingent  aus  dem  Octroi  bestritten  wird,  Fin.  Ul,  S.  461. 

Die  gerade  in  der  modernen  Volkswirtschaft  wachsenden 
Schwierigkeiten  der  Einkommensteuer  nötigen  dazu,  um  die  Steuer- 
sätze nicht  gar  zu  hoch  und  mit  diesen  vollends  die  Schwierig- 
keiten nicht  unüberwältigbar  werden  zu  lassen,  mit,  und  zwar  für 
eine  sehr  erhebliche  Quote,  durch  die  verschiedenen  anderen  Steuer- 
gattungen den  Bedarf  zu  decken.  Soweit  aber  mit  Recht  die  Ein- 
kommensteuer fungirt,  muss  man  im  öffentlichen  Interesse  die  sich 
bietenden  practischen  Mittel  auch  ergreifen,  um  die  steuerpflichtigen 
Einkommen  möglichst  richtig  festzustellen. 

Es  sind  wesentlich  vier:  Declarationszwang  der  Steuerpflichtigen,  gerade 
bei  Freiheit  der  kleineren  Einkommen  zulässig  und  durchführbar;  strenge  Controle 
von  Steuerorganen,  mit  weiten  Befugnissen  der  Einsichtnahme  der  Bücher  u.  s.  w.  und 
strengen  Strafbestimm ungen;  OeffcntlichkeitderSteucrlisten;  endlich 
Controle  beim  Erbgang  von  Amtswegen  Uber  frühere  Declarationen,  mit  even- 
tueller nachträglicher  schwerer  Dcfraudationsstrafc. 

Näheres  unten  in  §.306  nnd  in  der  speciellen  Lehre,  (ianz  ungenügend  sind 
die  preussisclien  Vorschriften  bei  der  Classen-  und  Einkommensteuer,  auch  noch 
in  der  Novelle  von  1S73,  besser,  aber  auch  noch  nicht  ausreichend  die  königl.  säch- 
sischen, die  Hamburger  von  1866  u.  a.  m.  in  deutschen  Gesetzen.  S.  meine 
Abhandlung  directc  Steuern,  im  Schönberg'schen  Handbuch,  2.  A.  III,  §.  104 — 107. 

In  Staat  und  Commune  ist  die  directe  Einkommensteuer  end- 
lich passend  das  besonders  mobile  Element  im  Haushalt,  indem 
der  Steuerfuss  nach  dem  Bedarf  beweglich  gehalten  wird. 
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So  in  England  (Fin.  UI,  §.  115),  aber  auch  mehrfach  in  deutschen  Staaten 
und  regelmässig  in  den  Gemeinden.  In  Frcusseu  wurden  die  aus  dem  Art.  100 
der  Verfassung  abgeleiteten  staatsrechtlichen  Bedenken  sich  einfach  beheben  lassen, 
wenn  man  den  gesetzlichen  Fuss  als  denjenigen  festhielte,  der  immer  eintritt,  falls 
nicht  im  Etatsgesetz  oder  durch  ein  specielles  einzelnes  Steuergesetz  für  gewisse 
Perioden  (Finanzjahr)  ein  anderer  Satz  bestimmt  wird. 

Namentlich  empfiehlt  es  sich,  vorübergehenden  Extrabedarf  (in  Nothlagen 
u.  s.  w.)  mit  durch  diese  Steuer  zu  decken,  im  socialpolitischen  System  eventuell 
mittelst  Erhöhung  der  Steuerprogressiou,  um  gerade  in  solchen  lagen  die 
Besitzenden  und  „grossen  Leute“  stärker  für  das  Gemeinwesen  heran  zu  ziehen:  des- 
gleichen allgemein  kleine  Deficite,  für  die  mau  sonst  immer  gleich  Schulden  macht,  so 
zu  decken:  Die  richtige  Conscquonz  auch  aus  Ileld's  und  Neumann's  Theorieen  Uber 
Einkommensteuer  und  Steuervcrtheilung. 

§.  285.  — b)  Die  Ertrags  steuern  kann  auch  der  Staat 
selbst  neben  einer  directen  Einkommensteuer  und  Verbrauchssteuer 
nicht  wohl  entbehren  aus  den  GrUnden,  welche  in  den  Erörterungen 
Uber  die  Durchführung  des  Princips  der  „Allgemeinheit“  (§.  165  ff., 
174)  und  in  denjenigen  Uber  die  Objectbesteuerung  des  beruts- 
müssigen  Erwerbs  (§.  217  ff.,  221 — 223)  dargelegt  worden  sind. 
Aber  die  Verbindung  /.wischen  den  Ertragsstcuern  und  der  Ein- 
kommensteuer im  Steuersystem  muss  dann  auch  nach  einem  ge- 
nauen Plane  des  gegenseitigen  Ineinandergreifens 
beider  Steuerarten  vor  sich  gehen,  um  unzulässige  Doppel- 
besteuerung zu  vermeiden,  anderseits  diejenige  Doppelbesteuerung, 
welche  als  reelle  Erhöhung  der  Besteuerung  wirken  soll,  so  beim 
fundirten  Einkommen,  folgerichtig  herbeizuftihreu. 

Auch  dafür  sind  die  leitenden  Gcsichtspuncte  und  Andeutungen,  letztere  zu  ver- 
wirklichen, schon  früher,  besonders  in  den  eben  angeführten  Erörterungen,  gegeben 
worden.  Je  nachdem  man  am  „rein  finanziellen“  Steuerstandpunct  noch  festhält,  oder, 
richtiger,  sich  auf  den  „socialpoiitischen“  stellt,  wird  man  dann  wieder  verschieden  in 
der  Combination  von  Einkommen-  und  Ertragssteuern  zu  verfahren  haben.  Einzelucs 
wird  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen,  unter  Anderem  nach  dem  anzunebmenden 
Umfange,  in  welchem  sich  die  bestehenden  Kcalsteuern  bei  den  Besitzern  der  Steuer- 
objecte bereits  „amortisirt"  haben,  richten  müssen.  Soweit  sich  in  solcher  Frage  etwas 
Allgemeines  sazen  lässt,  möchte  ich  die  Verbindung  einer  allgemeinen  directen  Per- 
sonal- und  Einkommensteuer,  welche  die  einzige  directe  Hauptsteuer  für  Arbeitsein- 
kommen, einschliesslich  persönliches  Unternehmereinkommen,  wäre,  mit  vier  Object- 
oder  Ertragssteuern,  der  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbekapital-  und  Kapitalrentensteuer, 
gemäss  den  Schlüssen  auf  S.  543  am  Ende  des  §.  221,  für  das  Passendste  halten. 
Die  Höhe  der  Steuerfusse.  auch  derjenigen  der  genannten  Ertragssteuern  und  jeder 
einzelnen  von  ihnen,  im  Verhältnis  zu  dem  Einkommensteuerfuss  müsste  sich  nach 
dem  steuerpolitischen  Zielpuncic  richten:  wie  weit  man  so  eine  reelle  Doppelbesteuer- 
ung berbeiführen  will,  wobei  dann  bei  den  Kealstcuern  (auch  bei  etwaiger  Coupon- 
steuer) auf  die  eingetretene  Stcueramortisation  Rücksicht  zu  nehmen  wäre. 

Eine  blosse  Ertragsbestcucrung,  ohne  eine  allgemeine 
Subject-  oder  Einkommensteuer  im  Staatssteuersystem  ist  aus  den 
früher  dargelegten  Gründen  (§.  220  ff.),  wegen  der  inhärenten  Mängel 
der  Ertragssteuern  und  der  inneren  Vorzüge  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer, zumal  unter  unseren  heutigen  wirtschaftlichen, 
technischen,  rechtlichen  Verhältnissen,  weniger  empfehlenswert. 
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Kungirt  sie,  wie  in  Suddeutschland,  Frankreich,  Oesterreich  in  ihrer  (iesanimt- 
heit  als  die  „directe  Besteuerung“,  so  wird  den  richtigen  steuerpolitischen  Zielen 
durch  angemessene  Normirung  der  Steuerfusse,  höheren  bei  Quellen  fundirten 
Einkommens,  zuznstreben  sein. 

In  den  Comrannen,  wo  die  Aufgabe  der  Ertragsbesteuerung 
überhaupt  leichter  zu  erfüllen  ist  und  das  Princip  der  „Besteuer- 
ung nach  dem  Interesse“  eine  grössere  Berechtigung  hat 
(§.  182),  kann  auch  deswegen  diese  Besteuerung  einen  grösseren 
Platz  einnehmen,  selbst  eher  allein  bestehen,  wenn  sie  in  eigenen 
Gliedern  den  Leihzinsertrag  und  den  reinen  Arbeitsertrag  mit 
erfasst,  was  Beides  dann  zu  verlangen  ist.  Auch  hier  aber  ver- 
dient die  allgemeine  Einkommensteuer  und  die  Verbind- 
ung von  Ertragssteuern,  nemlich  den  vier  genannten,  mit 
ihr,  wohl  den  Vorzug,  wobei  dann  nur  die  Ertragssteuern,  mehr 
als  in  der  .Staatsbesteuerung,  zur  Hauptbesteuei  ung  gemacht  werden 
dürfen.  Gerade  in  Bezug  auf  die  Ertragsbesteuerung  ist  dann 
zu  wiederholen,  dass  die  Commune  öfters  passend  selbständig  mit 
eigenen  Steuern  Vorgehen  kann,  wenn  auch  das  System  der 
Zuschläge  zu  den  betreffenden  Staatssteuern  nicht  auszu- 
schliessen  ist 

Für  das  Weitere  und  zur  Begründung  ist  auch  hier  nur  auf  Früheres  zu  ver- 
weisen, besonders  wieder  auf  die  Erörterungen  über  die  „Allgemeinheit“  der  Besteuer- 
ung in  den  Communen,  §.  170,  173,  174  und  Ober  die  Besteuerung  des  berufsmässigen 
Erwerbs,  §.  220—223. 

§.  286.  — 2.  Die  Verkchrssteuern  sind  als  selbständige 
Steuern  auf  die  Staats besteuerung  zu  beschränken.  Zuschläge 
zu  einzelnen  (so  bei  Abgaben  vom  Besitzwechsel  von  Grundeigen- 
thum) für  Communalzwecke  brauchen  aber  nicht  unbedingt  aus- 
geschlossen zu  sein,  ja  können  sich  empfehlen  (§.  227  ff.). 

Der  Steuerfuss  muss  sich  in  seiner  Höhe  nach  der  Höhe 
der  anderen  Steuern  richten,  mit  denen  zusammen  die  Verkehrs- 
Steuern  denselben  Erwerb  oder  dieselben  Eigentbumsobjecte  treffen. 

3.  Die  öfters  besonders  passende  und  relativ  leichte  Benutzung 
der  Verkehrssteuer  zur  Besteuerung  von  Conjuncturengewinnen 
ist  nach  unseren  früheren  Erörterungen  (§.  232  ff.)  folgerichtig  auf 
das  socialpolitische  Steuersystem  zu  beschränken.  Dies 
System  erscheint  aber  gerade  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
Volkswirtschaft  berechtigt  und  wird  dies  hier  immer  mehr. 

Erkennt  man  dies  an,  so  moss  durch  geeignete  Einrichtnngen  der  Einkommen- 
und  Ertragsbesteuerung.  der  Verkehrsbestcuerung,  beim  Erbestibergang  und  selbständig 
bei  einer  wesentlichen  Veränderung  der  Bodenbenutzung  der  Conjunctnrengewinn  be- 
steuert werden,  was  sich  in  der  oben  angedeuteten  Weise  (§.  237 — 240)  durchführen 
lässt.  Und  zwar  durch  die  Staats  besteuerung,  aber  unter  Zulassung  von  selb- 
ständigen bezüglichen  Steuern  oder  von  Zuschlägen  zu  Staatssteuern  auch  in  der 
ä.  Wagner,  Finanxwissonichjia.  II.  2.  Aull.  44 
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Commune  in  gewissen  Fällen,  so  namentlich  gegenüber  den  Gewinnen  aus  der 
steigenden  Ecnte  und  dem  steigenden  Wertlie  des  in  der  Commune  gelegenen  privaten 
Grund-  und  ü e b ä u d e eigenthums , der  Baustellen  u.  s.  w. , also  vor  Allem  in 
Städten. 

4.  In  gleicher  Weise  ist  unter  der  hier  vollends  gebotenen 
Annahme  des  socialpolitischen  Steuer -Gesichtspunctes  der 
Vermögenserwerb  aus  Spiel,  Wette  und  Erbschaft  durch  ent- 
sprechende S t a a t s steuern  zu  treffen  (§.  241 — 242). 

5 Von  den  Besitzsteuern  (§.244 — 249)  erscheint  die  Ein- 
richtung einer  staatlichen,  allgemeinen  Vermögenssteuer 
auch  neben  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  und  neben  Er- 
tragssteuern  als  passende  Form  einer  Extrasteucr  zur  Deckung 
ausserordentlichen  Bedarfs  oder  der  Austalle  an  anderen  Steuern 
in  „ No tb Zeiten“  ernster  Erwägung  werth  (Fin.  I,  §.  76). 

Ob  und  wie  weit  auch  als  regelmässige  Steuer,  das  wird 
sich  nach  der  Gestaltung  des  sonstigen  directen  Steuerwesens 
richten  müssen. 

l>ic  Vermögenssteuer  ist  hier  namentlich  mit  der  Ertragsbostcuerung  zu 
vergleichen.  Sie  hat  vor  letzterer  Vorzüge,  so  den,  dass  bei  ihr  eine  Steueramorti- 
sation nicht  so  leicht  Vorkommen,  die  Aenderung  des  Steuerfusses  und  der  Katastrirung 
nicht  so  bedenkliche  Wirkungen  haben  wird.  Anderseits  wirf  sie  stenertechnisch 
leicht  noch  unvolikommener  sein  und  ohne  eine  gewisse  Ertragskaiastrirung  (so  bei 
ländlichen  Grundstücken)  mitunter  gar  nicht  oder  nur  vollends  unvollkommen  durch- 
geführt  werfen  können.  Stenertechnisch  möchte  sich  eine  partielle  Vermögenssteuer 
des  blossen  Nutzvermögens  am  Meisten  empfehlen,  um  die  in  letzterem  liegende 
grössere  Leistungsfähigkeit  angemessen  in  der  Besteuerung  mit  zu  belasten.  Die  höhere 
Besteuerung  des  Bcsitzeinkommens  lässt  sich  jedoch  durch  ein  ordentliches  System  von 
Ertragssteuern,  das  bei  uns  eben  einmal  besteht,  ebenfalls  und  dann  einfacher  als  durch 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer  durchfuhren.  Doch  kann  letztere  dafür  als  unter 
Umständen  passendes  steuertechnisches  Hilfsmittel  in  Betracht  kommen  und  muss  es, 
wenn  die  betreffenden  Ertragssteueru  fehlen.  In  diesem  Falle  möchte  auch  eine 
solche  Vermögenssteuer  zweckmässiger  sein,  als  bei  einer  blossen  Einkommensteuer 
ein  höherer  Steuerfuss  dieser  speciell  für  das  Besitzeinkommen 

Etwaige  Besitzstenern  brauchen  sich  übrigens  nicht  auf  die 
H taatsbesteuerung  zu  beschränken.  Sie  können  auch  in  der 
C o nt  m u n a 1 besteuerung  nach  ähnlichen  GesichtspuDCten  wie  den 
für  die  Staatsbesteuerung  dargelcgten  Verwendung  finden. 

6.  Besondere  directe  Besitzsteuern,  welche  zugleich  als  Ge- 
brauchs- und  Luxussteuern  fungiren,  sind  zwar  steuerpolitisch 
berechtigt,  steuertechnisch  aber  wenig  passend  (§•  288  unter  d). 

§.  287.  — B.  Aus  dem  Gebiete  der  Gebrauchsbesteuerung 
bilden  die  Verbrauchssteuern  ein  unentbehrliches  Glied 
eines  modernen  Staats-Steuersystems,  das  sich  an  die  Erwerbs- 
besteuerung überall  ergänzend  anzuschliessen  hat.  Die  Ver- 
brauchssteuern sollen  dann  die  Aufgabe  lösen  helfen,  das  Einzel- 
cinkommen  reell  proportional  — im  rein  finanziellen -- 
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und  in  bestimmter  Weise  progressiv  — im  socialpoli- 
tischen Steuersystem  — zu  besteuern. 

Wie  zu  diesem  Zwecke  mit  angemessener  Einrichtung  der  Erwcrbsbestcuerong 
allein  auszukommen  wäre,  ist  wohl  theoretisch  anzugeben.  Aber  die  Schwierigkeiten, 
nach  solcher  Richtschnur  in  der  Praxis  zu  verfahren,  sind  notorisch  zu  gross.  Sie 
lassen  sich  nur  mit  Hilfe  einer  rationellen  Verbrauchsbeeteuerung  leidlich 
Uberwinden.  In  diesen  Verhältnissen  liegt  die  Berechtigung  dieser  Besteuerung; 
nur  muss  das  für  die  Erwerbsbestcuerung  aufzustellendc , aber  durch  sie  allein  nicht 
erreichbare  Ziel  immer  auch  als  Richtschnur  ftlr  die  Einrichtung  der  Verbrauchs- 
steuern dienen. 

Die  Verbrauchsbesteuerung  muss  daher  möglichst  so  ausge- 
bildet werden,  dass  sie  mit  den  Übrigen  Steuern  zusammen 
ein  wirkliches  Steuersystem  bildet  und  zwar  dasjenige, 
welches  nach  dem  leitenden  steuerpolitischen  Gesichtspunct  erstrebt 
wird:  d.  b.  vomemlich  das  der  proportionalen  oder  der  rich- 
tig progressiven  und  das  Besitzeinkommen  höher  belasten- 
den reellen  Einkommenbesteuerung  (§.  137).  Gerade  die 
Natur  vieler  Verbrauchssteuern  erschwert  aber  die  Erreichung  dieses 
Ziels,  während  diese  Steuern  gleichwohl,  wie  gesagt,  zur  Lösung 
der  Aufgabe  der  Besteuerung  und  ihres  Systems  doch  wieder  nicht 
entbehrlich  sind. 

Der  besondere  Uebelstand  liegt  bei  vielen  Verbrauchssteuern 
darin,  dass  sie  leicht  das  kleine  Einkommen  sogar  umgekehrt 
progressiv  besteuern  und  schwere  steuertechnische  Mängel 
haben,  welche  die  Verstösse  gegen  die  Steuergrundsätze  noch  ver- 
mehren. Dadurch  verletzen  sie  das  Princip  selbst  der  proportionalen 
reellen  Einkommenbesteuerung,  um  so  mehr  natürlich  dasjenige  der 
direct  progressiven  und  bewirken  viele  weitere  volkswirthschaft- 
liche  Nachtheile. 

Aber  Abhilfen  sind  möglich  und  diese  müssen  nun  sorgfältig 
aufgesneht  werden.  Sie  bieten  sich  zunächst  in  einer  angemessenen 
Auswahl  der  steuerpflichtigen  Consumtionen , bez.  Artikel,  dann 
in  verschiedener  Normirung  der  Höhe  der  Steuersätze  dafür, 
weiter  in  correspondirenden  Maassregeln  im  Gebiete  der 
Erwerbs-  und  Besitzbestcuerung,  endlich  in  der  Wahl  zweck- 
mässiger Besteuerungsmethoden.  Diese  vier  Mittel  sind 
möglichst  gleichzeitig  neben  einander  anzuwenden.  Je 
mehr  das  in  Betreff  der  drei  ersten  gelingt,  desto  weniger  Ein- 
wänden unterliegt  die  Verbrauchsbestcuerung,  wenn  sie  an  den 
Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  gemessen  wird;  je  mehr  es  auch 
in  Betreff  des  vierten  gelingt,  desto  mehr  treten  auch  die  volks- 
wirtschaftlichen Bedenken  zurück.  Das  dritte  Mittel  wird  um  so 
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dringlicher,  je  weniger  die  beiden  ersten  sich  ans  finanziellen 
oder  stenertechuischen  Gründen  benutzen  lassen  oder  sicher  zum 
Ziele  führen. 

§.288.  — 1.  Die  Auswahl  derConsumtionen,  bez. 
Artikel. 

Wir  betrachten  hier  nur  den  Normalfall,  dass  der  Steuerertrag  zur  Deckung  der 
allgemeinen  Ausgaben  des  Staats  u.  s.  w.  dient.  Nach  dem  Früheren  verändert 
sich  die  Sache,  wenn  etwa  aus  dem  Ertrage  gerade  solche  Ausgaben  bestritten  werden, 
welche  den  unteren  Classen  in  öffentlichen  Leistungen  speciell  zu  Gute  kommen 
(,§.  250  ff. , 205).  Davon  wird  jetzt  hier  unter  Bezugnahme  auf  jene  Erörterungen 
abgesehen.  Ebenso  wird  hier  auf  die  etwaigen  Abweichungen  in  der  Steuerpolitik 
jetzt  nicht  weiter  Bezug  genommen,  zu  welchen  volkswirtschaftliche  Rücksichten 
nötbigen  oder  wenigstens  veranlassen  können,  wie  in  der  Frage  der  agrarischen,  mon- 
tanistischen , industriellen  Schutzzölle.  Damit  soll  nicht  bestritten  werden,  dass 
solche  Abweichungen  geboten  sein  können,  selbst  wenn  dann,  wie  bei  Getreidezöllen, 
eine  „Besteuerung  nothwendiger  Lebensmittel“  eintritt.  Denn  es  giebt  eben  noch 
andere  und  höhere  ltttcksichten,  als  die  an  dieser  Stelle  allein  in  Betracht  gezogenen. 

a)  Besonders  wünschenswert^  ist  der  Ausschluss  solcher 
Artikel,  welche  wirklich  von  der  Masse  des  Volks  zur  Befriedigung 
der  Existenzbedürfnisse  ersten  Grads  gebraucht  werden:  der  „noth- 
wendigsten  Lebensbedürfnisse“,  wie  vor  Allem  Salz, 
Laudesbrot. 

Denn  hier  droht  arn  Meisten  jene  umgekehrt  progressive  Besteuerung  und  auch 
sonst  eine  zu  schwere  Belastung.  Im  rein  finanziellen  Steuersystem  wird  gleich- 
wohl nicht  immer  auf  solche  Artikel  verzichtet  werden  können,  sowohl  im  Finanz- 
interesse, als  um  die  liier  gebotene  Mitbesteuerung  der  „kleinen  Leute“,  bez.  des 
Ertrags  der  niederen  Arbeit  zu  erreichen.  Gerade  eine  solche  Steuer  dient  hier  statt 
der  directen  Einkommensteuer,  von  der  diese  Classen  aus  steuertechnischen  Gründen 
frei  gelassen  werden.  Alsdann  muss  aber  um  so  mehr  eine  Ausgleichung  mittelst 
besonderer  Besteuerung  des  höheren  und  des  Besitzeinkommens  verlangt 
werden.  Mit  der  Annahme  des  socialpolitischon  Standpunkts  in  der  Besteuerung 
durchbricht  man  hier  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Steuer  zu  Gunsten 
der  unteren  Classen.  Dann  ist  der  principielle  Ausschluss  von  Verbrauchs- 
steuern auf  die  nothwendigsten  Lebensbedürfnisse  die  richtige  Consequenz  (§.  167). 

b)  Relativ  am  Besten  ist  die  Verbrauchssteuer  auf  Artikel 
eines  „Luxus-Massenconsums“,  namentlich  auf  gewisse  Luxus- 
Nahrungs-  und  Genuss-  und  Reizmittel. 

Dieselben  gehören  zwar  heutzutage  nach  der  Volkssitte  vielfach  schon  zu  den 
Mitteln  für  die  Befriedigung  von  Existenzbedürfnissen  zweiten  Grads,  auch  der  unteren 
Classen  (§.  255).  Aber  das  Einkommen  der  Volksclassen  und  Einzelner,  welches  für 
solche  Consumtionen  verwandt  wird,  kann  aus  finanziellen  Gründen  nicht  wohl  mehr 
steuerfrei  bleiben,  auch  nicht  einmal  im  socialpolitischen  System.  Es  darf  nur 
nicht  zu  hoch  (weder  absolut  noch  relativ  zu  hoch)  besteuert  werden.  Dafür  ist 
durch  die  richtige  Auswahl  der  einzelnen  Artikel  und  wieder  durch  die  Höhe 
der  Steuersätze  und  durch  Ergänzungssteuern  zu  sorgen. 

So  empfiehlt  sich  bei  uns  vornemlich  die  Besteuerung  der  Getränke,  Brannt» 
wein,  Wein,  Bier,  eventuell  auch  anderer  (Obstwein),  der  betreffenden  Colonial- 
und  verwandter  Waaren,  des  Tabaks,  Zuckers,  Kaffees,  Thecs,  der  Ge- 
würze. Südfrüchte,  besser  nicht  auch  die  Besteuerung  von  Iteis,  Heringen, 
Petroleum.  Die  Steuern  anf  die  erstgenannten  Artikel  bilden  auch  regelmässig  in 
den  heutigen  Verbrauchssteuersystemen.  bei  den  Einfuhrzöllen  und  inneren  Verbrauchs- 
steuern, die  hauptsächlichen,  im  Ertrage  ergiebigsten  (§.  258). 
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Möglichst  die  Steuerlast  auf  einen  oder  ganz  wenige  Artikel  zu  walzen,  wie 
z.  B.  auf  Branntwein  und  Tabak  (England),  erscheint  trotz  der  dafür  mit  ange- 
führten polizeilichen  und  „volkspädagogischen“  (§.  265)  und  steuertechnischen  Gründe 
bedenklich,  weil  es  zu  einer  zu  ungleichen  Verthcilung  der  Steuerlast  führt. 
Vielmehr  ist  die  Auswahl  einer  wenigstens  etwas  grosseren  Anzahl  steuer- 
pflichtiger Artikel  mit  nicht  allzu  hohen  Steuersätzen  angemessener,  weil  dann 
verschiedenerlei  Personen  in  ihren  Consumtionen  getroffen  werden. 

Die  Ergänzung  zum  Zweck  dor  entsprechenden  Belastung  der  höheren 
Ctassen  erfolgt  — leicht  auch  steuertechnisch  passend,  wie  im  Zoll  — durch  Herbei- 
ziehung von  Artikeln,  welche  diese  Classen  vorwiegend  allein  verzehren  und  durch 
Belegung  dieser  Artikel  (und  Sorten  der  allgemeinen  Consumartikel)  mit  höheron 
Steuersätzen. 

Manches  Einzelne  muss  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen  des  Consums  in 
den  verschiedenen  Ländern  richten,  z.  B.  der  Steuersatz  von  Kaffee  und  Theo,  Woin 
und  Bier  danach,  ob  der  eine  oder  der  andere  Artikel  Volks -Genussmittcl  ist. 

c)  Die  Masse  der  sonstigen  gewöhnlichen  landwirth* 
schaftlichcn  und  gewerklichen  Erzeugnisse  (Roh-  und  Hilfs- 
stoffe)  ist  auch  aus  steuertechnischen  Gründen  möglichst 
steuerfrei  zu  lassen,  wodurch  die  Complicationen  zwischen  Zoll- 
tarif und  Accisetarif,  zwischen  städtischer  und  ländlicher  Besteuer- 
ung, die  protectionistische  Wirkung  eines  Zolls  fortfallen.  Nicht 
minder  ist  die  Besteuerung  von  Artikeln  für  geistige  u.  dgl.  Be- 
dürfnisse zu  vermeiden. 

d)  Steuern  auf  Nutzungen  des  Nutzvermögens,  Wohn- 
ungs-,  sogenannte  di  recte  Luxus  steuern  und  dgl.  sind  zwar 
principiell  nicht  unrichtig,  aber  im  Ganzen  nicht  empfehlens- 
wert!). 

Die  ergiebigste,  die  Wohnungssteuer  ist  bei  ihrer  üblichen,  übrigens  vermeid- 
lichen, Einrichtung,  nemlich  wenn  sie  in  einem  gleichen  Steuerfuss  normirt  ist, 
sogar  meist  in  scharfem  Grade  eine  umgekehrt  progressive.  Aber  das  richtige 
Ziel  einer  Mehrbelastung  der  reicheren  Classen  wird  besser,  weil  gleichmässigor  als 
durch  solche  „Luxussteuern“  auf  andere  Weise,  durch  Progression  des  Stouer- 
fusscs  bei  der  directen  Einkommensteuer  und  höheren  Steuerfuss  bei  Besitzein- 
kommen erreicht.  Mindestens  wäro  eine  partielle  Vermögenssteuer  vom  ge- 
sammten  Nutzvermögen  zu  verlangen.  Die  directe  Luxusbesteuerung  muss  sich 
nothwendig  auf  einige  wenige,  willkürlich  herausgegrilfene  I.uxusconsumtioneu  be- 
schränken, ist  daher  ganz  ungleichmässig , in  der  Veranlagung  lästig  und  wenig 
ergiebig. 

§.  289.  — 2.  Die  Höhe  der  Steuersätze. 

a)  Sie  wird  natürlich  im  Allgemeinen  mit  von  der  Höhe 
des  Bedarfs,  vom  Wohlstand,  von  den  Consumtionsvcr- 
hältnisscu  abhängen  müssen. 

Zum  Zweck  der  Besteuerung  der  „Luxus- Massenconsumptibilicn"  kann 
sich  auch  im  Finanzin tercsse  zur  Begünstigung  des  Gonsums  eino  massige 
Höhe  empfehlen,  eine  Regel,  mit  welcher  aber  in  der  practischen  Anwendung  Maass 
gehalten  werden  muss. 

b)  In  Betreff  der  Höhe  der  Steuersätze  der  einzelnen  Artikel 
ist  zu  beachten,  dass  auch  bei  einer  Beschränkung  auf  die  Artikel 
des  Luxus  -Massencousums  doch  wieder  leicht  eine  umgekehrt  pro- 
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gressivc  Belastung  droht.  Daher  müssen  zur  Ausgleichung 
die  Artikel  des  Consums  der  wohlhabenderen  Classen  möglichst 
angemessen  höher  belegt  werden.  Da  es  sich  aber  vielfach  hier 
um  den  Consum  desselben  Artikels,  nur  in  verschiedenen 
Qualitäten  oder  Sorten  bandelt,  so  ist  noch  wichtiger 

c)  die  Feststellung  von  Qualitäts-  oder  Sorten-Steuer- 
sätzen. 

Z.  B.  bei  Wein,  Tabak,  Kaffee,  Theo.  Bier,  Branntwein,  Zucker.  Solche  Steuersätze 
sind  nnr  leider  bei  den  hauptsächlichsten  Erhebungsformen,  dem  Zoll,  der  inneren,  vom 
privaten  Producenten  ausgelegten  Steuer,  steuertechnisch  zu  schwierig,  practisch  meist 
gar  nicht  anzuwenden.  Dagegen  gestattet  das  Monopol  diese  Anwendung,  — einer 
der  Grunde,  welche  für  diese  Steuerform  sprechen,  deren  Wahl  natürlich  aber  noch 
von  vielen  andereu  Erwägungen  abhängt  (§.  291.  303). 

Mancherlei  Bemerkungen  und  Vorschläge  über  diese  Puncte  in  meinem  Artikel 
Zölle  in  Bluntschli's  Staatswörterbuch,  B.  11.  Unser  früherer  deutscher  Zolltarif  litt 
auch  in  seinen  P i n a n z z o 1 1 Positionen  an  einer  Vernachlässigung  dieser  Gesichts- 
puncte,  zum  Theil  in  Folge  falscher  Auslegung  englischer  Erfahrungen  in  Bezug 
auf  den  finanziellen  Vortheil  niedriger  Steuersätze.  Die  Zollreform  von  1379  hat  liier 
einige  zweckmässige  Verbesserungen  dnrehgofuhrt.  Die  rationell  abgestnftcu  Schutz- 
zölle von  Fabrikaten  „nach  dem  in  ihnen  enthaltenen  Arbeite-,  daher  Werthquautum" 
entsprechen  den  gestellten  Forderungen  mehr  als  die  Finanzzölle  auf  Wein,  Tabak 
und  audorc  Colonialwaaren,  wo  ein  Wertbzoll  und  ein  Sorten-  und  Qualitätszoll 
beide  fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten  machen.  Im  französischen  Monopol 
lasten  z.  ß.  auf  der  Cigarre  von  4 Pf.  2.57,  auf  derjenigen  von  20  Pf.  12.15  Pf. 
Steuer,  in  Procenteu  freilich  also  auch  dort  noch  etwas  mehr:  64.25  gegen  60.08% 
(Schäfflo,  nach  der  EnquCte,  Tübinger  Zeitschrift  1880.  S.  87),  aber  der  absolute 
Steucrzuschlag  ist  bei  den  feineren  Cigarren  doch  viel  höher  und  das  ist  wenigstens 
zu  erstreben.  (S.  auch  Fin.  III,  § 294  Uber  die  Abstufung  der  Preise  im  französi- 
schen Tabakmonopoi.) 

§.  290.  — 3.  AuBgleichungs-Maassregeln  im  Gebiete 
der  Erwerbs-  und  Besitzbeateuerung. 

Je  weniger  es  gelingt,  die  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Artikel 
und  die  Höhe  der  Steuersätze  mit  den  vorausgehenden  Forderungen 
in  Einklang  zu  bringen,  desto  noth wendiger  sind  solche  Aus- 
gleichungs-Maassregeln: in  der  Praxis  daher  regelmässig  in 
grossem  Umfange. 

Denn  die  Finanzinteressen  und  die  steuertechuischen  Schwierigkeiten  zwingen 
gewöhnlich,  selbst  beim  besten  Willen,  sich  Uber  jene  Forderungen  mehr  oder  weniger, 
meistens  in  hohem  Maasse,  hinweg  zu  setzen.  Dann  muss  aber  wenigstens  die  Folge 
anerkannt  werden:  dass  die  Verbrauchssteuern  sehr  ungleichinässig  sind,  beson- 
ders die  unteren  und  mittleren  Classen  leicht  und  die  Haushalte  mit  grösserer 
Personenzahl  fast  immer  relativ  Überlasten.  Das  widerspricht  der  proportio- 
nalen Einkommenbestcuerung,  vollends  der  progressiven. 

Daher  ist,  wie  dies  vorhin  bei  der  Erwcrbsbestcuerung  schon 
zum  Theil  berührt  wurde,  geboten: 

a)  Ein  progressiver  Steuerfuss  bei  der  directen  Einkommen- 
steuer für  die  mittleren  und  höheren  Einkommen,  um  auch  im 
rein  finanziellen  System  wenigstens  jene  umgekehrte  Pro- 
gression der  Steuer  auszugleicheu ; eiu  noch  stärker  progres- 
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siver  Fuss  im  socialpol  i tischen  Steuersystem,  um  auch  im 
Ganzen  eine  progressive  Besteuerung  kerbeizufiihrcn. 

b)  Die  Festsetzung  verschiedener  Steuerflisse  bei  der  directcn 
Einkommensteuer  für  das  gleiche  Einkommen  von  Steuerpflichtigen 
aus  ungleichen  Quellen,  daher  ein  höherer  Fuss  für  Besitz-, 
ein  mittlerer  für  gemischtes,  ein  niedrigerer  für  reines 
Arbeitseinkommen,  eventuell  mit  weiteren  Unterscheidungen  (so 
ob  und  welche  Pensionsansprtlche  beim  „Arbeiter“,  Beamten). 

(S.  o.  §.  185.)  Statt  des  höheren  Steucrfusses  kann  bei  Besitzeinkomme«  auch  die 
(formelle  und  reclle'i  Doppelbesteuerung  durch  die  Verbindung  von  betreuenden  Ertrags- 
Steuern  oder  von  Vermögenssteuern  mit  der  Einkommensteuer  gewählt  werden. 

c)  Die  Festsetzung  verschiedener  Steuerflisse  bei  der  Ein- 
kommensteuer für  gleiches  Einkommen  von  Steuerpflichtigen  nach 
der  verschiedenen  Grösse  der  Personenzahl,  für  die  sic 
zu  sorgen  haben. 

Daher  rornemlich  Steucrftisse.  die  mit  der  Zunahme  der  Zahl  der  hamilien- 
angohörigeu  ahne  h men,  am  Höchsten  bei  Einzeln  leben  den,  am  Niedrig- 
sten bei  Familienvätern  mit  grosser  Kinderzahl  sind,  — eventuell  mit  wei- 
teren Modificatioucu  nach  demselben  (iesichtspuuet  (§.  185). 

d)  Die  sogenannte  L u x u s besteuerung  auf  einzelne  Objecte 
des  Nutzvermögens  und  auf  gewisse  persönliche  Genüsse  ist  zwar 
principiell  ebenfalls  als  ein  Mittel  zu  einer  solchen  Ausgleichung 
zu  betrachten.  Aber  aus  den  schon  angeführten  Gründen  verdienen 
die  anderen  genannten  Wege  den  Vorzug. 

§.  231.  — 4.  Wahl  der  Besteuerungsmethoden. 

Hier  ist  diejenige  vorzuziehen,  welche,  unter  übrigens  gleichen 
Umstünden,  geringere  Vcrstössc  — denn  mehr  steht  selten  iu 
Frage  — gegen  die  obersten  Steucrprincipien , insbesondere  der 
Gerechtigkeit,  der  Volkswirtschaft,  der  Verwaltung,  mit  sich  bringt. 
Vieles  hängt  auch  hier  wieder  vom  Stande  der  concreten  volks- 
wirtschaftlichen und  technischen  Entwicklung  ab.  Für  Allgemeines 
ist  auf  das  nächste  Kapitel  mit  zu  verweisen.  Von  Einzelheiten 
nur  Folgendes. 

a)  Der  Einfuhrzoll  ist  geeignet,  manche  sonstige  Bedenken 
der  Verbrauchssteuern  zu  vermindern,  nur  lässt  er  eben  schwer 
oder  gar  nicht  Qualitätsfüsse,  Sortenstufen  oder  Werth- 
tinanzzöllc  zu  und  bedingt,  wenn  er  nicht  zum  Schutzzoll  werden 
soll,  compensirende  innere  Verbrauchssteuern  auf  Artikel  der  ein- 
heimischen Production  wenigstens  in  manchen  Fällen.  Immerhin: 
„vorausgesetzt,  dass  indirecte  Abgaben  bestehen  sollen,  ist  der 
Zoll  eine  der  zweckmässigsten , ja  unentbehrlichsten  derselben“ 
(v.  Hock). 
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Kr  gestattet  eine  passende  Auswahl  der  Artikel,  neben  Mas9encoiisuo>ptibiHen, 
auch  solcher  der  wohlhabenderen  Classen  und  dabei  eine  hier  besser  durchführbare 
,, Luxusbesteuerung".  Die  Controlen  werden  wesentlich  auf  die  Landesgrenzen  und 
auf  Geschäftsleute  beschränkt,  damit  die  Verkehrsstörungen  vermindert,  der  Schmuggel 
eingeengt.  Die  an  sich  hohen  F.rhcbungskosten  stellen  sich  doch  günstiger,  wenn  ein 
passendes  Tarifsystem  gute  Erträge  verbürgt. 

b)  Die  dem  Einfuhrzoll  analoge  innere  Besteuerung  in  Form 
der  Thorsteuer,  des  Octroi  ist  steuerpolitisch  und  steuertech- 
nisch erheblich  ungünstiger  zu  beurtheilen. 

Denn  die  Auswahl  der  Artikel  ist  nicht  so  leicht  passend  za  machen,  man  muss 
oft  nothwendige  Lebensmittel  (Fleisch,  selbst  Brot,  Getreide)  mit  belegen,  um  ge- 
nügende Erträge  zu  erzielen.  Man  hemmt  lästig  den  Verkehr  zwischon  Stadt  und 
Land,  verschiebt  die  Concurrenzbedingungen.  macht  schwierige  Ausgleichungen  zwischen 
der  Steuer  verschiedener  Gegenden,  besonders  zwischen  den  grösseren  Städten,  in 
denen  meist  schon  der  Erhebungskosten  wegen  das  Octroi  allein  finanziell  haltbar  ist, 
und  dum  platten  Lande  und  kleinen  Orten  nothwendig.  Nur  Ein  Bedenken  tritt  hier 
zurück:  es  wird  nemlich  durch  die  örtliche  Bewegung  der  Bevölkerung,  auch  der 
unteren  Classen,  die  Weiter-  oder  die  Rückwälzung  von  im  Preise  der  Consumartikel 
uberwälzt  erhaltenen  Octrois  leichter  vor  sich  gehen,  die  hierzu  erforderliche  Lohn- 
erhöhung eher  eintreten  (S.  365).  Dennoch  möchte  die  Wiedereinführung  von 
Octrojs  in  Ländern,  wo  sie  einmal  verschwunden  sind,  meist  überwiegende  Bedenken 
haben,  mag  es  sich  um  Erhebung  von  Staats-  oder  von  Coinmunalsteuem  auf 
diesem  Wege  bandeln.  Anders  liegt,  wie  öfters  in  solchen  Fällen,  die  Frage  der 
Beseitigung  alter  Octrois,  wo  der  meist  geboteno  Ersatz  durch  andere  Steuern 
grössere  Bedenken  bieten  mag  (Frankreich,  Paris;  Wien).  Die  auf  anderem 
Wege  besonders  schwierige  innere  Wcinbcstcucrung  lässt  sich  mittelst  des  Octrois 
verbältnissmässig  leichter  durchfuhren,  und  es  sind  denn  auch  die  Weinländer,  wo 
gerade  der  Wein  ein  wichtiges  Object  der  Octroibesteuerung  bildet  (Frankreich, 
Italien,  Oesterreich). 

c)  Innere  Verbrauchssteuern  in  Form  anderer  Circulations- 
ab gaben  (Weinsteuer)  sind  aus  steuertechnischen  und  verkehrs- 
politischen Gründen  vollends  möglichst  zu  vermeiden. 

d)  Die  Vcrbraucbsbe8teuernng  in  Monopolform  ist,  wenig- 
stens bei  einzelnen  Hauptartikeln  (Tabak!)  am  Geeignetsten,  neben 
ausserordentlicher  Wahrnehmung  des  finanziellen  Interesses  in 
riesigen  Erträgen,  wichtige  sonstige  Bedenken  dieser  Besteuerung 
zu  beseitigen  oder  zu  vermindern,  freilich  um  einen  Preis,  welcher 
Vielen  zu  hoch  erscheint:  um  die  Hingabe  oder  weitgehende  Be- 
schränkung der  privatwirthschaftlichcn  Productions-,  Verkehrs-, 
Handelsfreiheit. 

Die  practische  Entscheidung  wird  natürlich  öfters  wieder  verschieden  lauten,  jo 
nachdem  es  sich  um  ein  alt  bestehendes  oder  um  ciu  neu  cinzufuhrcndcs 
Monopol  handele  Und  auch  die  Theorie  kann  zugeben,  dass  das  einen  wesentlichen 
Unterschied  bedingt  Man  darf  aber  auch  binzufugen.  dass  die  Länder,  welche  ein- 
mal ein  Tabakmonopol  hei  sich  eingebürgert  haben , darum  zu  beneiden  sind.  Vgl. 
die  eingehende  Darstellung  des  französischen  Tabakmonopols  in  B.  UL 

c)  Bei  einer  Verbrauchsbesteuerung  im  Anschluss  an  den  privat- 
wirthschaftlichcn Productions  betrieb  bleiben  steuertech 
nische  Schwierigkeiten  immer  in  Menge  bestehen.  Man  wird  das 
wichtigste  Bedenken,  die  ungleiche  Stcuerbelastung  des  einzelncu 
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Objects  und  Unternehmens,  am  Ehesten  beschränken,  wenn  man 
das  fertige  Product  besteuert  („Fabrikatbesteuerung“) 
und  dabei  ausser  der  Menge  die  Qualität  (Sorte)  berücksichtigt: 
leider  nur  ein  vollständig  kaum  zu  verwirklichendes  Postulat,  dessen 
auch  nur  partielle  Durchführung,  wie  in  der  gewöhnlichen  Fabrikat- 
besteuerung, aber  immer  schon  einen  grossen  Fortschritt  gegen  die 
Rohstoffbesteuerung  und  ähnliche  Formen  bezeichnet. 

Freilich  setzt  auch  dieser  Fortschritt  ungemein  scharfe  Controlcn,  einen  hohen 
Stand  der  Betriebs-  und  der  Steuertechnik  voraus  und  ruft  wieder  manche  neue  Be- 
denken hervor,  wie  die  Verschiebung  der  Concurrenzbedingungen  unter  den  einzelnen 
Unternehmungen.  — 

Das  Alles  macht  es  räthlich,  die  innere  Verbrauchsbesteuerung, 
zwar  nicht  auf  ein  bis  zwei  Artikel,  wie  jetzt  in  England,  weil 
dadurch  die  gleichmässige  Verkeilung  der  Steuerlast  zu  sehr  be- 
einträchtigt wird,  aber  auf  eine  kleine  Anzahl  Hauptartikel 
zu  beschränken. 

Die  drei  Getränke,  Tabak,  Zucker  werden  dabei  mit  liecht  die  wichtigsten,  wenn 
nicht  die  ausschliesslichen,  sein. 

f)  Licenzabgaben  gewisser  Gewerbe  und  Handeltreibenden, 
namentlich  derjenigen,  welche  mit  Verbrauchssteuerartikeln  zu  thun 
haben,  sind  zwar  nicht  nothwendig,  wie  es  in  Frankreich,  England 
mitunter  aufgefasst  wird,  zur  Erlangung  eines  wirksamen  Hilfs- 
mittels der  Controle  für  diese  anderen  Verbrauchssteuern  geboten. 
Denn  betreffende  Controleinrichtungen  lassen  sich  auch  ohne  dass 
der  controlirte  Gewerbetreibende  dafür  noch  einer  eigenen  Abgabe 
unterworfen  werden  müsste,  einführen  und  handhaben.  Aber  solche 
Abgaben  gestatten  eine  Einrichtung,  durch  welche  der  sonstige 
Verbrauchssteuerertrag  passend  erheblich  ergänzt,  namentlich  aber 
die  Last  unter  die  ersten  Steuerpflichtigen,  die  Producenten,  Händler, 
Wirthe  u.  dgl.  m.,  besser,  mehr  der  individuellen  Bedeutung  des 
einzelnen  Geschäfts  entsprechend,  vcrtbcilt  wird. 

Daher  keine  festen,  sondern  nach  dem  Bctriobsumfang,  der  muthinaass- 
Iichen  Einträglichkeit  der  einzelnen  Gewerbebetriebe  sich  abstufenden  Sätze 
der  Licenzabgaben.  Vgl.  Uber  England  Fin.  111,  §.  153,  154  (jetzige  Einrichtung 
der  Schankwirthlicenzon , besonders  für  Branntwein);  Uber  Frankreich  cb.  §.  304 
und  die  neueren  Pläne  in  Verbindung  mit  der  Reform  der  Gctränkosteuer,  ebon- 
daselbst  S.  629. 

DasErgebniss  für  die  gesammte  Verbrauchsbesteuerung  ist, 
dass  dieselbe  sich  gegenwärtig  vornemlich  als  Staat  sbesteuerung, 
nur  ausnahmsweise  noch  als  Communalbestcuerung  empfiehlt, 
doch  auch  Letzteres  immerhin  wo  Zuschläge  zu  Staatssteuern, 
wie  z.  B.  bei  der  Biersteuer,  auch  ohne  umfassendes  Thorstcuer- 
wesen  möglich  sind,  oder  wo  Einrichtungen  wie  öffentliche 
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Scklackthöfe,  Gasanstalten,  die  Besteuerung  technisch  leicht 
durchführbar  machen  (§.  68).  Die  Frage  des  eigentlichen  commu- 
nalen  Octrois  wird  in  der  angedeuteten  Weise  verschieden  zu 
beantworten  sein : günstiger,  wo  es  einmal  lange  besteht,  mehr  ab- 
lehnend, wo  es  erst  neu  einzuführen  wäre. 


Hiermit  ist  die  Erörterung  über  die  „finanzwissenschaftliche  Bildung  des  Steuer- 
systems“ zu  Ende  geführt,  soweit  wir  sie  in  der  „allgemeinen"  Steuerlehre  geben 
wollten.  Hier  handelte  es  sich  nur  um  GrundzUge.  In  der  „speciellen“  Sleuer- 
lelire  haben  diese,  unter  näherer  Rücksichtnahme  auf  die  concrcte  Steuergesetzgebung 
ihre  weitere  Ausführung  zu  finden,  besonders  nach  der  stouertechniBchcn  Seite. 

Wie,  zum  Vorgleich  mit  den  vorausgehenden  Postulaten,  die  Präzis  der  Gegen- 
wart ihr  „Steuersystem“  in  den  einzelnen  Ländern  gebildet  hat,  ergiebt  sich  aus  den 
bezüglichen  Uebersichteu  der  wichtigeren  Thatsaclien  oben  in  den  §§.  219,  230,  243, 
25S.  259  und  genauer  für  zwei  europäische  Hauptländer,  welche  zugleich  Typen  ver- 
schiedener Gestaltungen  darstellen,  Grossbritanniens  und  Frankreichs,  aus  der 
ausführlichen  Darstellung  der  Besteuerung  derselben  im  19.  Jahrhundert  im  3.  Bande 
der  Finauzwissscnschaft. 
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Fünftes  Kapitel. 

Die  allgemeinen  Grundsätze  und  Aufgaben  der  Steuer- 
Verwaltung. 

§.  25*2.  Vorbemerkungen  und  Literaturnachweisungen. 

Die  Theorie,  hat  bisher  auch  in  der  reichen  deutschen  fiuanzwissenschaftlicheu 
Ulcmtur  die  Fragen  der  Steucrvcrwaltung  sehr  unzureichend  und  kümmerlich  be- 
handelt. Die  neueste  theoretische  Literatur  ist  darüber  selbst  vielfach  ganz  hinweg 
gegangen.  Was  an  einschlagenden  Erörterungen  in  der  allgemeinen  Steuerlehre 
vorkomint,  ist  meist  nicht  viel  mehr  als  die  Aufstellung  einer  Keilte  einfacher  Zweck- 
mässigkcitsrcgcln , etwa  im  Anschluss  an  A.  Smith 's  bekannte  Steuerregcln.  Uebcr 
diu  wichtigeren  Puncto  wird  meistens  ganz  geschwiegen  oder  dieselben  wurden  mit 
einigen  wenig  in  die  Sache  uindriugcnden  Bemerkungen  erledigt,  ln  der  speciellen 
Steuerlehre  wird  dann  wohl  bei  jeder  einzelnen  Steuergattung  und  besonderen  Steuer 
etwas  näher  auf  die  bezüglichen  Verhältnisse  der  Steuerverwaltung  eingegaugen.  Aber 
das  genügt  nicht,  namentlich  erlangt  man  auf  diese  Weise  keiuu  ordentliche  Uebcrsicht 
Uber  die  Aufgaben  der  Sleuerverwaltung  und  Übersieht  vor  der  Unmasse  des  Details 
bald  ganz,  dass  es  sich  eben  doch  immer  um  dieselben  Probleme  nur  in  einer 
durch  die  Natur  jeder  Steuer  modiiieirten  Gestalt  handelt.  In  der  allgemeinen 
Steuerlehre  müssen  und  hier  alleiu  können  diese  Probleme  unter  einem  einheitlichen 
(iesichtspunct  zusammengefasst  und  nach  der  Methode  der  Vergleichung  erörtert 
werden.  Dadurch  gewinnt  man  erst  den  richtigen  Standpunct  der  steuertech  uischou 
Kritik  zu  den  einzelnen  Steuerarteu  und  Steuern.  Diese  Kritik  hat  sich  an  die  voraus- 
gehende principielle  Kritik  anzuschliesseu  und  bringt  erst  die  Bcurtheilung  der 
verschiedenen  Steuern  zum  Abschluss.  Ein  Abschnitt  wie  das  folgeude  Kapitel  gehört 
daher  nothwendig  noch  in  die  allgemeine  Steuerlehre  und  muss  der  Behandlung 
der  Steuerverwaltungsfragen  in  der  speciellen  Steuerlehre  vorangehen,  ln  dieser 
letzteren  sind  dann  nur  die  eiuzelueit  betreffenden  Puncte  bei  jeder  Steuerart  und 
Steuer  genauer  zu  erörtern. 

Die  Dürftigkeit  der  linanzwissenschaftlichen  Behandlung  der  Fragen  der  Steuer- 
verwaltung erklärt  sich  indessen  sehr  einfach.  Man  hat  es  hier  mit  demjenigen  Gebiete 
der  Besteuerung  zu  thun,  welches  als  das  eigentlich  practische  erscheint.  Das 
Detail  der  Bestimmungen  ist  hier  geradezu  überwältigend  in  jedem  etwas  complicirteren 
Steuersystem.  Schon  dem  Practiker  ist  es  kaum  möglich,  es  ganz  zu  umfassen.  Er 
wird  meistens  auch  nur  Specialist  in  einem  oder  einigen  Zwcigeu  sein.  Für  den 
Theoretiker  ist  es  noch  schwieriger,  sich  eine  auch  nur  einigerinaasscn  vollständige 
Kenntniss  des  Materials  zu  verschaffen  und  gar  erst,  die  einzelnen  Einrichtungen  sach- 
gemäss  zu  kritisiren.  Mir  selbst  sind  diese  Schwierigkeiten  kaum  bei  einem  Gegen- 
stände der  Finanzwissenschaft  so  deutlich  geworden,  als  bei  diesem.  Manches  im 
folgenden  Kapitel  möchte  dahur  nur  als  ein  Versuch  gelten,  für  den  mitunter  die 
ersten  Vorarbeiten  in  der  allgemeinen  Steuerliteratur  noch  fehlten.  Weder  der 
reine  Practiker  noch  der  reine  Theoretiker  wird  dieses  wichtige  und  schwierige  Thema 
in  ganz  genügender  Weise  behandeln.  Dem  ersten  fehlt  meistens  Fähigkeit  und  Lust 
zur  ZurUckführung  der  einzelnen  Einrichtungen  und  Bestimmungen  auf  allgemeinere 
Schemata  und  zu  der  hier  wie  in  jeder  wissenschaftlichen  Arbeit  nothwendigen 
Goneralisirung:  er  bleibt  zu  leicht  im  concreten  Detail  stecken.  Der  reine  Theoretiker 
wird  umgekehrt  vollends  gerade  hier  zu  leicht  gencralisirun  und  wegen  ungenügender 
Beherrschung  des  concreten  Details  Fehler  begehen.  Der  geeignetste  Bearbeiter  dieses 
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Gebiets  ist  der  theoretisch,  namentlich  nationalökonomisch , juristisch . mehrfach  auch 
naturwissenschaftlich -technologisch  (innere  Verbranchsstenern!)  durchgebildete,  aber 
berufsmässig  von  unten  auf  mit  der  steucrtechuischen  Praxis  vertraute,  schliesslich 
zu  hohen  Yerwaltungs&mtern  im  Finanzdepartement  gelangte  Practiker:  der  „wissen- 
schaftlich durchgebildetc,  noch  im  kräftigen  Lebensalter  stehende  pensionirte  Finanz- 
minister".  Die  besten  Einzclarbeiten  über  die  betreffenden  Verhältnisse  einzelner 
Länder  rühren  auch  von  solchen  Männern  her,  nur  dass  denselben  vielfach  wieder 
jene  wissenschaftliche  Vorbedingung  fehlt.  Aber  die  Schriften  derSully,  Kecker, 
d'Andiffret,  und  einzelner  neuerer  Franzosen,  so  der  Mitarbeiter  in  lllock's  und 
Say’s  dictionnaires,  der  v.  Malchus,  J.  0.  Hoffmann,  Lehzen,  Kegenauer, 
v.  Hock  enthalten  wenigstens  viele  einzelne  Fingerzeige.  Das  Beste,  namentlich  auch 
bereits  in  einer  Art  principieller  Behandlung  der  steuertechnischen  Verwaltungs- 
fragen, hat  wohl  v.  Hock  in  seinen  Werken  über  die  Finanzen  Kordamericas  und 
besonders  Frankreichs  geleistet.  Ihm  verdanken  wir  auch  eine  zusammenfassende  Be- 
handlung diesor  Fragen  in  der  Weise,  wie  sie  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  zu  ver- 
langen ist,  nemlich  in  seinen  „öffentlichen  Abgaben  und  Schulden“.  Die  betreifenden 
Abschnitte  dieser  Schrift  über  die  verwaltungstechniscben  Verhältnisse  der  einzelnen 
Steuern  sind  ganz  vorzüglich  und  von  mir  für  die  folgenden  Aasführungen  mehrfach 
mit  benutzt  worden.  Auf  dem  Wege,  den  Hock  hier  anbahnt,  muss  m.  E.  fort- 
geschritten werden.  Leider  hat  er  anf  diesem  Gebiete  in  Deutschland  noch  kaum 
einen  Kachfoiger.  Höher  steht  hier  mehrfach  die  französische  Finanzliteratur  in 
ihren  verwaltungs-  und  finanzrechtlichen  Arbeiten  über  die  französischen  Finanzen 
(s.  Fin.  111,  §.  50.  auch  S.  .167  ff.). 

Von  der  Grösse  der  Schwierigkeiten  der  Steuerverwaltung  erhält  man  durch  die 
Gontroverscn  über  die  zweckmässigste  Methode  der  Besteuerung  einzelner  Verbrauchs- 
steuerobjecte, z.  B.  des  Branntweins,  des  Zuckers,  des  Tabaks  am  Leichtesten  einen  Begriff. 
Ich  verweise  z.  B.  auf  v.  Kaufmann ’s  Schrift  über  die  Zuckerbosteuerung , welche 
in  musterhafter  Klarheit  die  verschiedenen  Bcsteucrungsmethodcn  darstellt  und  beur- 
(heilt ; auf  J.  Wolfs  Werk  Uber  die  Branntweinbesteuerung;  dann  namentlich  auf 
die  sechsbändige  deu tsche  Tabakcnqufto  (s.  die  gut  das  Wesentlichste  zusammen- 
fassende  Bearbeitung  von  Schäffle  in  drei  Artikeln  der  Tübinger  Zeitschrift  1879 
und  1880),  durch  welche  man  einen  guten  Einblick  in  die  Summe  und  Grösse  der 
Steuerverwaltungs- Aufgaben  auf  einem  einzigen  solchen  Gebiete  bekommt  Für  eine 
spätere  allgemeine  Steucrverwaltungslehre,  an  deren  Aus-  und  Durchbildung  viele 
Kräfte  vereint  arbeiten  müssten,  liefern  solche  Specialschriften  vortreffliche  Vorarbeiten. 

Der  Gegenstand  dieses  Kapitels  hängt  aber  auch  mit  der  gesammten  öffent- 
lichen Verwaltung  zusammen,  viele  allgemeine  verwaltungstechnische  und  ver- 
waltungsrechtliche Fragen  kehren  in  der  Stcuerverwaltung  wieder.  Hier  hat  von  den 
Finanztheoretikern  besonders  Stein,  seinem  ganzen  Standpuncte  und  seinen  specicllen 
Studien  gemäss,  die  verwaltungsrechtliche  Seite  stärker  hervortretcu  lassen.  Die 
Finanzwisscnscbaft  geht  dabei  nur  hier,  wie  mehrfach  im  Stein’schen  Werke,  zu  sehr 
im  Finanzrecht  auf.  Und  doch  sind  auch  in  diesem  Gebiete  die  Aufgaben  verschieden. 
Die  Finanzwissenschaft  hat  auch  die  Fragen  der  Steuerverwaltung  mehr  vom  tech- 
nischen als  vom  rechtlichen  Standpuncte  aus  zu  behandeln  und  vor  Allem  nach  der 
höchsten  ökonomisch -technischen  Zweckmässigkeit,  die  unter  gegebenen  Verhält- 
nissen erreichbar  erscheint,  zu  forschen  Steins  Behandlung  weicht  daher  wieder 
von  der  ineinigen  nicht  nur  in  der  Ausführung . sondern  schon  in  der  Stellung  der 
Aufgabe  ab.  Hier  wie  immer  ist  ferner  wieder  viel  ganz  Subjectives  bei  Stein  zu 
linden.  Daraus  erklärt  cs  sich  wohl,  wenn  er  in  der  4.  Aull.  I,  521  sagt;  „Wir 
haben  unsere  eigene  frühere  Behandlung  der  Stoucrvorwaltungslehre  in  unseren  bis- 
herigen Auflagen  fast  gänzlich  verworfen.  Sio  war  fast  in  jeder  Beziehung  ungenügend.** 
Für  die  verwaltungsrechtliche  Seite  bieten  aber  immerhin  Stein'»  Ausführungen 
•!.  A.  I,  500  ff  („das  verfassungsmässige  Recht  des  Steuerwesens"),  Vorzügliches  und 
für  die  verwaltungstechnische  Seite  sind  die  Erörterungen  I,  433  ff.  (Uber  Stcuersubject, 
Steuerobject  und  Besteuerung),  dann  manches  Einzelne  im  zweiten  Bande  doch  im 
Ganzen  das  Wichtigste,  was  in  der  systematischen  Finanz-  und  Steuerlehrc  Uber 
Steuerverwaltung  zu  finden  ist.  Meine  Abweichungen  von  Stein  auch  auf  diesem 
Gebiete  ergeben  sich  aus  dem  Text  In  der  5 Auflage  hat  Stein  die  Trennung  von 
Finanzverfassung  und  Finanzv o rw al t n n g noch  schärfer  durchgcfUhrt:  er  kommt 
in  II,  2 innerhalb  seiner  Finanzrerwaltnngslehre  auf  die  i.  o.  S.  Steuer-Verwaltung»- 
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lehre  (II,  2,  401 — 494).  Auch  hier  tritt  m.  E.  die  Behandlung  der  Probleme  als 
eigentlich  tinanzwissenschaftlicher  und  damit  auch  immer  nationalökonomischer  zu  sehr 
hinter  die  Behandlung  als  bloss  Öffentlich- rechtlicher  zurück.  Stein 's  Behandlungs- 
weise hat  gewiss  hier,  wie  sonst,  einige  Vorzüge,  aber  doch  auch  unverkennbare 
Mängel  gegenüber  derjenigen  Anderer,  auch  der,  zu  welcher  ich  wenigstens  hmstrebe. 
Bei  Koscher  (Ein.  B.  2,  Kap.  6)  fehlt  umgekehrt  die  finanzrechtliche  Seite  zu  sehr 
und  seine  ganze  Behandlung  ist  zu  dürftig. 

Roscher  bleibt  auch  hier  wesentlich  in  den  Bahnen  der  Früheren.  Diese  er- 
örtern noch  am  Meisten  einige  Puncte  aus  der  Lehre  von  der  Steuererhebung,  mit 
Unterscheidung  der  directen  und  indirectcn  Steuern,  und,  der  Tradition  am  Anfang 
des  Jahrhunderts  gemäss,  eingehender  als  es  heute  für  uns  nüthig  erscheint  die  Frage 
der  Wahl  zwischen  eigener  Verwaltung  nnd  Steuerpacht.  Die  etwaige  üebertragung 
der  Steuererhebung  wenigstens  für  gewisse  directe  Staatssteuern  auf  die  Selbstver- 
waltungskOrper  tritt  erst  neuerdings  mehr  in  den  Vordergrund  der  Betrachtung. 
Speciell  zu  nennen  sind  v Jacob,  Ein.  II,  §.  1197  ff.  (S.  1113),  v.  Malchus,  Fin.  I, 
§.  76  — 79.  Für  vieles  Einzelne  Hoffmann's  Lehre  von  den  Steuern.  — Rau  be- 
handelt das  Gebiet  in  der  allgemeinen  Lehre  sehr  kurz  im  Abschnitt  von  der  Ausführung 
der  Steuern,  I,  §.  281 — 290.  Alles  Weitere  bringt  er  im  zweiten  Bande  in  der 
speciellcn  Lehre,  Umpfenbach  2.  A.,  §.  72 — 76,  89 — 91  (doch  gar  zu  dürftig  und 
gemcinplätzlich!).  Auch  in  der  fremden  Literatur  fehlt  die  allgemeine  Steuer- 
verwaltungslehrc.  Viel  Treffliches  bei  den  Erörterungen  Uber  die  ei nzel n en  Steuern 
in  Leroy-Beaulieu.  Auch  in  den  einschlagenden  Artikeln  des  dictionnaire  du 
l'administration  fram;aise  von  Block,  des  dictionnaire  des  tinances  von  Say. 

ln  der  deutschen  Literatur  der  neuesten  Zeit  hat  Schäffle  in  seiner  Steuer- 
politik die  Fragen  der  Stcucrverwaltung  nicht  systematisch  behandelt,  aber  bei  der 
Besprechung  der  einzelnen  Steuern  und  in  seinen  Reformvorschlägen  viel  beachtens- 
werthe  Bemerkungen  gemacht.  Gleiches  gilt  von  Vocke,  Abgaben , der  hier  auf 
seinem  Gebiete  ist  und  m.  E.  da  weit  Besseres  leistet  als  wo  er  auf  principielle  Fragen 
kommt  (vorncmlich  über  die  technischen  und  administrativen  Fragen  bei  den  directen 
Steuern).  Ferner  G.  Cohn,  Fin.,  §.373—398.  Im  SchOnberg’schen  Handbuch  meine 
Abhandlung  Uber  directe  Steuern  und  Schall's  und  Riecke's  über  die  übrigen.  — 
Reichhaltig  auch  für  die  Fragen  der  Technik  und  Verwaltung  wieder  besonders  das 
Finanzarchiv,  in  den  Abhandlungen  und  Materialien  betreffs  einzelner  Steuern  in 
einigen  Ländern,  auch  in  einigen  besonderen  Aufsätzen  über  l’rincipienfragen  (König, 
Burkart  über  Meldung  und  Meldangabe  bei  persönlichen  Steuern.  Antoni  Uber 
Steuersubjecte,  Meisel,  Unrecht  undZwang  im  Finanzwesen  u.  a.  m).  Im  v.Stengcl'- 
schen  Wörterbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  s.  die  knappen,  vorzüglichen  Artikel 
über  Steuern  vou  G.  Mayr. 

Das  Verwaltungs  recht  der  Besteuerung  findet  in  den  Werken  über  positives 
Verfassungs-  und  Vcrwaltungsrccht  der  einzelnen  Staaten  eine  mehr  oder  weniger 
eingehende,  zum  Theil  auch  für  die  fmanzwissenschaftliche  Behandlung  der  Stcuer- 
verwaltungslelire  bcachtenswerthc  Darlegung.  Gneist  für  England,  v.  Könne  für 
Preusscn,  POzI  für  Baiern  seien  besonders  hervorgehoben. 

Die  speciellcn  Einrichtungen  der  einzelnen  Länder  sind  regelmässig  in  der 
Literatur  Uber  das  Finanzwesen  derselben  geschildert.  S.  die  Literatur  in  Fin.  1,  54. 
55  ff.,  III,  3. 

Auch  im  Folgenden  wird,  wie  in  der  ganzen  allgemeinen  Stcuerlehre  in  diesem 
Baude,  auf  das  Detail  der  Einrichtungen  und  Bestimmungen  einzelner  Länder  nicht 
eingegangen.  Soweit  das  überhaupt  in  einem  Werke  über  Finanzwissenschaft  möglich 
ist,  wird  auch  darüber  erst  die  specielle  Steuerlehre  Näheres  bringen.  Hier  an  dieser 
Stelle  kommt  es  gerade  darauf  an,  in  dem  Detail  und  in  den  Verschiedenheiten  der 
einzelnen  Länder  das  Allgemeine  aufzufinden,  dies  darzusteilen  und  der  kritischen 
Beurtheilung  auf  seine  Zweckentsprochendheit  zu  unterziehen.  Aber  zu  übersehen  ist 
nicht,  dass  das  „Allgemeine“  sich  gerade  auch  in  der  Steuerverwaltung  nach  Zeit  und 
Ort  modificiren  muss.  Absolute  Sätze  für  einzelne  Puncte  lassen  sich  daher  nicht 
immer  anfstellen,  sondern  dem  Princip  der  historischen  und  Örtlichen  Relativität  ist 
gebührend  Rücksicht  zu  gewähren.  Namentlich  bedingt  auch  der  Zusammenhang  der 
Steuerverwaltung  mit  der  allgemeinen  Staats-  nnd  Selbstverwaltung  wieder  manche 
Abweichungen  in  den  Einrichtungen  der  einzelnen  Länder.  Das  Alles  kann  aber 
nicht  hindern,  allgemeine  Gruudzüge  und  Grundsätze  der  Steuerverwaltung  zu  ermitteln 
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zu  suchen,  so  wenig  als  eine  „allgemeine“  wissenschaftliche  Theorie  der  Besteuerung 
durch  die  unvermeidlichen  Abweichungen  des  positiven  Steuerrechts  der  verschiedenen 
Staaten  unmöglich  gemacht  wird. 

Im  dritten  Bande  der  Fin.  habe  ich  namentlich  an  dem  hierför  besonders  ge- 
eigneten Beispiel  der  französischen  Besteuerung  im  19.  Jahrhundert , als  einer 
„förmlichen  Sammlung  von  Steuermodellen“,  — in  einem  Umfang,  welcher  freilich  das 
Maaas  eines  Abschnitts  in  einem  systematisch-finanzwissenschaftlichen  Werke  über- 
steigen mag,  aber  dafür  auch  ein  näheres  Eingehen  auf  dergleichen  gestattete  — den 
Versuch  gemacht  zu  zeigen,  wie  m.  E.  die  Einzel  fragen  der  Steuertechnik  und 
Steuervcrwaltung,  auch  diejenigen  eines  concrcten  Landes,  als  Gegenstand  finanz- 
wissenschaftlicher  Erörterung  zu  behandeln  sind.  Nach  der  nunmehrigen  Fertig- 
stellung dieses  dritten  Bands  möchte  ich,  gerade  zur  Exemplification  und  für  die 
Verfolgung  der  in  diesem  Kapitel  zu  behandelnden  Probleme  mehr  ins  Einzelne 
und  ins  Practischc  hinein,  auf  diese  Darstellung  der  französischen  Besteuerung 
Bezug  nehmen  (vgl.  Vorwort  zu  B.  III). 


Erster  Hauptabschnitt. 

Einleitung. 

Feststellung  der  Grundlagen  der  Besteuerung. 

I.  — §.  293.  Abhängigkeitsvcrbältnisse  der  Steuer- 
verwaltung. 

Die  Steuerverwaltung  steht  mit  zweierlei  Verhältnissen  in 
Zusammenhang  und  in  Abhängigkeit:  mit  der  Besteuerung, 
ihrem  Recht  und  ihrer  Gestaltung  einer-,  mit  dem  öffentlichen 
Recht  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper  und 
dem  Organismus  der  ganzen  öffentlichen  Verwaltung 
andererseits. 

In  ersterer  Hinsicht  äussert  namentlich  die  Art  der  Besteuerung  und  die 
„Steuertechnik“,  in  zweiter  Hinsicht  die  ganze  Einrichtung  des  Staats  und  seiner 
Verwaltung  (und  analog  diejenige  der  Communalverwaltung)  einen  wesentlichen  Einfluss 
auf  die  Stcuerverwaltung.  Die  letztere  kann  sich  nicht  wohl  ganz  anders  als  die  all- 
gemeine Verwaltung  entwickeln  und  gestalten,  zu  welcher  sie  als  Glied  ja  selbst 
gehört;  eine  Abhängigkeit,  welche  bei  den  einzelnen  Steuergruppen  verschieden  ist, 
namentlich  bei  der  directen  Besteuerung,  die  aus  besonderen  Uründun  regelmässig 
mit  der  allgemeinen  inneren  Landesverwaltung  in  näherem  Zusammenhang  steht,  sich 
zeigt,  aber  doch  auch  bei  der  übrigen  Besteuerung  nicht  fehlt. 

Die  Steuertechnik  stellt  aber  dann  bestimmte  Anforderungen 
an  die  Stcuerverwaltung,  von  deren  Erfüllung  mitunter  die  Ausführ- 
barkeit, regelmässig  die  Leistungsfähigkeit  oder  Güte  einer  Steuer- 
art und’einer  Einrichtung  einer  Steuer  bedingt  ist  Ob  die  Steuer- 
vcrwaltung diesen  Anforderungen  nachkommen  kann,  das  hängt 
dann  eben  vielfach  wieder  von  der  ganzen  Entwicklung  und  Ge- 
staltung des  Staatslebens  und  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  ab. 

Bieten  sich  hier  zu  grosse  Schwierigkeiten,  fehlt  z.  B.  Überhaupt  noch,  wio  im 
unentwickelten  Staat  (Mittelalter  und  Uebcrgangszeit),  der  ganze  staatliche  Behörden- 
und  Beamtenapparat,  an  den  sich  ein  Steucrbehördenwesou  angliedern  musste,  oder 
verlangt  eine  Steuer  einen  besonders  zuverlässigen,  unbestechlichen  Beamtenstand  für 
ihre  Veranlagung  und  Erhebung,  welcher  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  nicht 
zu  beschallen  ist,  so  kann  dadurch  eine  Steuerart  oder  eine  Veraulaguugs - und  Er- 
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hebungsart  einer  Stener  unmöglich  werden  oder  so  grosse  Mängel  zeigen,  dass  es 
räthlicher  ist,  darauf  zu  rerzichten. 

Insofern  besteht  auch  hier,  wie  gewöhnlich  in  solchen  Dingen, 
ein  Verhältniss  der  Wechselwirkung:  die  Besteuerung  und 
ihre  Entwicklung  beeinflusst  die  Steuerverwaltung  und  wird  umge- 
kehrt von  dieser  und  von  dem  Stand  der  allgemeinen  Verwaltung 
beeinflusst. 

So  handgreiflich  dies  ist  und  so  sehr  die  Steuergeschichte  und  die  Vergleichung 
des  Steuerwesens  in  Ländern  mit  verschiedener  Staatsentwicklung  und  Verwaltungs- 
organisation es  belegt,  so  wird  dies  doch  oftmals  Ubersehen,  bei  der  Bcurtheilung  des 
Steuerwesons  verschiedener  Länder  und  Zeiten  und  bei  steuerpolitischen  Erörterungen 
und  Vorschlägen  in  Bezug  auf  Reformen,  auf  die  Einführung  anderswo  bestehender 
Steuern  und  Steuereinrichtungen  u.  dgl.  in.  Auch  hier  sind  Theoretiker  und  Practiker 
leicht  geneigt,  absolute  statt  relativer  Urtheile  z.  B.  Über  directe  und  indirecte  Be- 
steuerung, Uber  Monopolisirung  als  Steuerform  bei  Verbrauchssteuern,  Uber  Selbst- 
schätzung und  amtliche  Einschätzung  bei  Einkommen-  und  Vermögenssteuern,  Uber 
eigene  Staatsverwaltung.  Verwaltung  durch  die  Selbstverwaltungskörper  ((iemeinden) 
oder  Steuerpacbt  und  in  vielen  ähnlichen  Spccialfragen  der  Steucrvcrwaltung  zu  fällen 
und  danach  positive  Forderungen  an  das  Steuerwesen  zu  stellen. 

Die  Wahl  der  Verwaltungsarten  und  Einrichtungen 
der  Besteuerung  ist  keine  so  unbedingt  freie,  wie  in  den 
Urtheilen  und  Vorschlägen  der  Theoretiker  und  Practiker  oft  an- 
genommen wird.  Vieles  ist  hier  nicht  beliebig  mechanisch  zu 
machen,  nicht  einfach  von  anderen  Zeiten  und  Orten  zu  übertragen, 
sondern  hängt  von  den  geschichtlich  gegebenen  Verhält- 
nissen des  ganzen  Volks-  und  Staatslebens  ab.  Wie 
sich  die  Besteuerung  in  ihren  Arten  nur  mit  diesen  Verhältnissen, 
namentlich  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  verändert  und 
verändern  kann,  so  auch  in  vielen  Puncten  die  Steuerverwaltung. 

Auch  letztere  zeigt  historische  Entwicklungsphasen, 
die  sich  nicht  durch  ein  einfaches  Machtgebot  der  Theorie  und 
nicht  einmal  durch  den  Willen  der  Staatsgewalt  überspringen  oder 
vorweg  nehmen,  sondern  höchstens  allmählich  durch  rationelles 
Vorgehen  um-  und  weiterbilden  lassen. 

Auch  die  deutsche  Finanzwissenschaft  hat  in  Urtheilen  und  Vorschlägen  über 
Steuerverwaltungsvcrhältnissc  gewöhnlich  viel  'zu  sehr  dem  „Absolutismus“  der 
Losungen  gehuldigt.  Namentlich  sind  Einrichtungen  der  Verwaltung,  z.  B.  Steuerpacbt 
statt  der  Eigenverwaltung  (Regie),  oft  nur  abstract  rationalistisch  beurtheilt,  nicht 
concret  historisch  in  den  Verhältnissen,  in  denen  sie  sich  bildeten  und  bestanden, 
aufgefasst  und  begriffen  und  in  diesem  Zusammenhang  kritisirt  worden.  Auch 
dabei  brauchen  die  etwaigen  Mängel  der  Einrichtung  nicht  verkannt  zu  werden,  aber 
sic  lassen  sich  nur  so  richtig  würdigen  und  erklären.  Aber  zu  einem  unbedingten 
Verdict  wird  man  auf  dieso  Weise  nicht  so  leicht  gelangen.  Was  nützt  es  z.  B.  über 
die  antike  Steuerpacht  den  Stab  zu  brechen,  wenn  mau  sofort  zugestehen  muss,  dass 
in  gewissen  Perioden  des  Staatslebens,  welche  die  griechischen  Staaten  kaum,  Rom 
wenigstens  grossenthcils  erst  nach  der  republicanisc hen  Zeit  in  ihrer  Entwicklung 
überschritten  haben,  der  Mangel  in  der  allgemeinen  Verwaltungsorganisation,  selbst 
wieder  die  Folge  unentwickelteren  Staatslebens,  eben  kaum  einen  anderen  Ausweg 
liess,  als  das  System  der  Steuerpacht?  Oder  wie  kann  man  auch  richtig  über  die 
Steuerpacht  in  den  Zeiten  der  Ucbcrgangsperiode  aus  dem  mittelalterlich -ständischen 
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zum  modernen  Staat  artheilen,  indem  man  vom  Gesichtspuncte  des  heutigen  Staats  mit 
seiner  hoch  and  trefflich  entwickelten  Vorwaltungsorganisatiou,  mit  seinem  ansgebildeten 
and  im  Ganzen  zuverlässigen  Reamtenthum  aus  Steuerpacht  und  Rögie  vergleichend 
kritisirt,  während  eben  in  jener  Zeit  diese  Einrichtungen  theils  noch  fehlten,  thcils 
erst  in  der  Entwicklung  begriffen  und  oft  noch  sehr  mangelhaft  waren?  Hier  hat  die 
historische  Schule  der  Nationalökonomie  ganz  recht,  vor  anbedingtem  Urtheil  für  oder 
wider  zu  warnen. 

II.  — §.  294.  Wesen  und  Aufgaben  derSteuerver- 
w a 1 1 u n g. 

Die  »Steuervcrwaltung  begreift  die  Gesammtheit  der  Maass- 
regeln, durch  welche  die  Besteuerung  nach  dem  gelten- 
denSteucrrcchtzurAusführung,  daher  auchdenSteuer- 
pflichtigen  gegenüber  zur  Anwendung  gelangt.  Sie 
hat  es  also  mit  dem  bestehenden  Recht  (der  lex  lata)  und 
tlessen  Vollziehung  zu  thun  und  ihre  unmittelbare  oder 
eigentliche  Aufgabe  beschränkt  sich  darauf. 

Die  obersten  Organe  der  Steuerverwaltung  haben  indessen  anderseits,  wie  diejenigen, 
aber  mehr  noch  als  diejenigen  der  übrigen  Verwaltung,  an  der  Vorbereitung  der 
Steuergesetze,  daher  an  der  Ermittlung  der  richtigen  Grundlagen  der 
fort-  und  umzubildenden  Besteuerung  mitzuwirkcn,  uud  zwar  in  erster  Linie, 
indem  von  ihnen  vorzugsweise  die  Initiative  dazu  ausgehen  und  der  Weg  in  der  Praxis 
gezeigt  werden  muss.  Zur  weiteren  Aufgabe  der  Steuerverwaltung  gehört  daher 
auch  diejenige,  de  lege  ferenda  thätig  zu  sein.  — Stein  (4.  A.  I,  499  ff..  513  ff.)  unter- 
scheidet in  seinem  „verfassungsmässigen  liecht  des  Steuerwesens“  die  Steuergesetz- 
gebung und  die  Steuerverwaltung.  Unter  letzterer  versteht  er:  „Die  Gesammtheit 
der  Th&tigkeiten , Ordnungen  und  Maassregeln,  vermöge  deren  die  gesetzlich  fest- 
gestellten  Steuern  in  Subjcct,  Object  und  Steucrmaass  gegenüber  dem  Einzelnen  zur 
Vollziehung  gelangen“  (S.  518).  Damit  ist  vom  Standpuncte  des  Verwaltungsrechts 
die  Aufgabe  der  Steuerverwaltung  richtig  bezeichnet  und  begrenzt.  Vom  finanzwissen- 
schaftlichen Standpunct  muss  sic  wohl  noch  auf  die  eben  bezeichnete  Aufgabe  mit 
ausgedehnt  werden. 

Zur  Lösung  ihrer  unmittelbaren  Aufgabe  bedarf  die  »Steuer- 
verwaltung eines  jene  Maassrcgeln  zur  Vollziehung  des  Steuerrechts 
veranlassenden,  ausfuhrenden  und  controürendeu  Behörden- 
Organismus  und  Beamtenapparates.  Ferner  muss  sie  inner- 
halb der  durch  das  Steuer  recht,  d.  h.  im  modernen  Staate 
wesentlich  durch  das  Gesetz,  gezogenen  Grenzen  und  in  Gemäss- 
heit  dieses  Rechts  die  Verordnungsgcwalt  besitzen. 

Hierbei  wird  ihre  Competenz  nach  einer  Seite  mitunter  zweck- 
mässig etwas  anders,  namentlich  weiter  gezogen  werden,  als  auf 
anderen  Rechts-  und  Verwaltungsgebicten , um  die  saebgemässe 
Anwendung  des  Rechts  im  wahren  Geiste  des  letzteren  auf  die 
einzelnen  Fälle  zu  sichern,  nemlich  in  Bezug  auf  die  Ausftlhr- 
ungs-  oder  Vollzugs  Verordnungen  für  das  Publicum  und  das 
Verwaltungspersonal.  In  anderer  Hinsicht  ist  aber  gerade  in  der 
Besteuerung  wesentlich , dass  die  Verordnung  sich  streng  auf  den 
Vollzug  der  Gesetze  beschränke,  dass  das  Gesetz  allein  (oder 
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früher  das  Gewohnheitsrecht  und  Herkommen)  das  „Recht“  auch 
für  den  Steuerpflichtigen  bilde,  auf  das  er  sich  berufen  kann. 

In  Betreff  dieser  verwaltungsrechtlichen  Verhältnisse,  namentlich  des  Unterschieds 
zwischen  „Gesotz“  nnd  „Verordnung"  beziehe  ich  mich  auf  Steins  bekannte  Auf- 
fassungen in  seiner  „Inneren  Verwaltungslehre",  die  hier  wohl  Abschliessendes  ge- 
bracht haben,  wenigstens  m.  A.  n.  bisher  nicht  durch  etwas  Besseres  in  der  Literatur 
ersetzt  sind. 

Verordnungen  gegen  das  Gesetz,  durch  Suspension  von  Bestimmungen 
über  gesetzlich  zu  erhebende  Steuern  oder  Verordnungen  ohne  gesetzliche  Er- 
mächtigung zur  Einführung  neuer  Steuern,  Abänderung  der  Steuersätze  sind  daher 
zwar  auch  auf  dem  Gebiete  der  Besteuerung  wohl  in  denselben  engen  Grenzen  im 
modernen  „constitutioneilen“  Rechtsstaat  principiell  für  zulässig  zu  erklären,  wie  auf 
anderen  Verwaltungsgebietcn,  unter  der  Verpflichtung  zur  Einholung  späterer  Indemnität 
durch  die  verantwortliche  Regierung  bei  der  Volksvertretung.  Aber  von  solcher  Ver- 
ordnungsgewalt wird  noch  vorsichtiger  und  practisch  noch  sei  teuer  wirklich 
Gebrauch  zu  machen  sein , da  dadurch  in  die  Vermögensrechte  der  Steuerpflichtigen, 
oft  ohne  die  Möglichkeit,  das  wieder  völlig  gut  zu  machen,  eingegriffen  und  nur  in 
einzelnen  Fällen  Gefahr  im  Verzug  sein  wird.  Solche  Fälle  können  eher  noch  in 
Bezug  auf  Suspension  bestehender  steucrrecbtlicher  Bestimmungen  Vorkommen,  so 
in  Betreff  der  directen  Ertrags-,  Einkommensteuern  besondere  bei  .. hoth ständen" , in 
Betreff  der  Zölle  u.  dgl.,  wenn  der  zollfreie  Bezug  von  Artikeln  im  öffentlichen  Interesse 
liegt,  z.  B,  zur  Versorgung  des  Lands  mit  Nahrungsmitteln  bei  Missernten.  Die  selb- 
ständige Auflegung  von  Steuern,  auch  die  Erhöhung  von  Steuersätzen  im  Ver- 
ordnungswege ohne  gesetzliche  Autorisation,  wird  dagegen  noch  viel  seltener  statthaft 
erscheinen,  obgleich  das  practische  Leben  bei  den  verwickelten  Verhältnissen  des  Zoll- 
wesens  und  der  indirecten  Verbrauchssteuern  immerhin  einmal  in  einem  Fall  ein 
solches  Vorgehen  nothwendig  machen  kann,  da  hier  eben  doch  mitunter  Gefahr  im 
Verzug  ist.  Andere  liegt  die  Sache  bei  den  directen  Steuern. 

Bei  der  Mitwirkung  der  Steuerverwaltung  an  der  Fortbildung  der  Steuer- 
gesetzgebung sind  namentlich  die  Erfahrungen  der  Verwaltung  in  Bezug  auf  das 
bestehende  Steuerrecht  zu  venrerthen  und  die  vcrwaltungstechnischen  Gesichts- 
punctc  in  Betreff  der  Gestaltung  des  Steuersystems  und  der  einzelnen  Steuerarten  zur 
Geltung  zu  bringen.  Hier  werden  die  im  vorigen  Kapitel  erörterten  prin cipicllcn 
Fragen  vom  Steuersystem  und  den  Steuerarten  und  von  der  Uebereinstimmung  dieses 
Systems  mit  den  finanzpolitischen,  volkswirtschaftlichen  und  Gercchtigkeitsgrundsätzcn 
zu  verwaltungstechnischen  und  insofern  zu  Zweckmässigkeitsfragen.  Ob 
und  wie  weit  gewissen  principiellen  Forderungen  entsprochen  werden  kann , ist  dann 
vom  Standpunct  der  Verwaltung  aus  mit  zu  entscheiden.  Die  Frage  von  der  Er- 
werbs- und  Verbrauchsbesteuerung  verwandelt  sich  hier  wesentlich  in  diejenige 
von  der  directen  und  indirecten  Besteuerung  (in  beiderlei  Sinn  dieser  Ausdrücke). 
Die  Verkehrsbesteuerung  erscheint  hier  vorncmlich  als  Stempel-  und  Register- 
abgabewesen. 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  der  principiellen  und  technischen  Seite  der 
Steuerfragen  war  es  unvermeidlich , in  den  früheren  Abschnitten  auch  manchen  ver- 
waltungstcchnischen  Punct  schon  vorweg  zu  nehmen.  Einiges  ist  aber  jetzt  noch  nach- 
zutragen. Dabei  wird  jedoch  die  Beschränkung  auf  die  allgemeineren  verwaltungs- 
tcchnischen  Fragen  hier  in  der  allgemeinen  Steueriehrc  festgehalten.  Was  sich  auf 
die  einzelnen  Steuerarten  und  Steuern  bezieht,  gehört  in  die  specicllc  Steuerlehre. 

III.  — §.  295.  Die  einzelnen  Aufgaben  der  Steuerver- 
waltung, theils  zur  Ermittlung  des  verwaltungstechnisch  zweck- 
mässigsten  Wegs  für  die  Bildung  des  Steuerrechts,  theils  zur  Aus- 
führung der  rechtlich  bestehenden  Besteuerung,  lassen  sich  folgender- 
maassen  zusammenfassen : 

A.  Feststellung  der  Grundlagen  der  Besteuerung. 

B.  Ausführung  der  Besteuerung. 
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1.  Veranlagnng  der  Steuern  oder  Ermittlung  derThat- 
sachen  zur  Feststellung  und  Bemessung  der  Stcuer- 
seb  uldigkeiten. 

2.  Erhebung  der  Steuern. 

3.  Einrichtung  der  Steuercontrolen. 

4.  Verhängung  der] Steuerstrafen. 

Jede  einzelne  dieser  Aufgaben  löst  sich  wieder  in  eine  grössere  oder  kleinere 
Anzahl  spccieller  Aufgaben  auf,  ran  denen  nur  die  wichtigeren  hier  erörtert  werden 
können.  Im  Ganzen  liegt  hier  ein  ausserordentlich  grosses  rerwickcltcs  und  dctaillirtes 
Gebiet  der  Thätigkeit  vor,  dessen  theoretische  Behandlung  auch  in  rieten  Puncten 
noch  sehr  dürftig  ist.  Die  blosse  Routine  herrscht  liier  noch  im  weiten  Cm  fange. 
Da  es  sich  wesentlich  um  practische  Einzelheiten  handelt,  bereitet  die  Darstellung 
auch  in  formeller  Hinsicht  manche  Schwierigkeiten. 

Rau  I,  §.  281  unterscheidet  drei  bei  jeder  Steuer  vorkommende  Vorgänge: 
I.  Festsetzung  der  Steucrschuldigkeit , II.  Entrichtung  durch  die  Steuerpflichtigen, 
III.  Erhebung  (Einzug)  für  die  Staatscasse.  Zu  I gehört  die  Bezeichnung  des  Gegen- 
stands oder  Stcucrobjccts , die  Festsetzung  des  Steuersatzes,  die  Ausmittlung 
der  Quantität  des  Steuergegenstands,  welche  von  jedem  Einzelnen  zu  versteuern  ist. 
Bei  II  erörtert  Rau  den  Vorzug  der  Geld-  vor  den  Naturalsteuern  und  die  sogenannten 
Bequemlichkeitsregeln  fs.  oben  §.  191).  Bei  III  werden  billige  Erhebungskosten 
(s.  oben  §.  192),  pttnctlicbcr  und  vollständiger  Eingang  gefordert,  in  §.  287  wird  Uber 
Ausstände  und  Regeln , sie  zu  vermeiden , gehandelt . die  Stcuerpacht  in  §.  288  be- 
sprochen und  die  Einrichtung  der  Erhebung  auf  Rechnung  des  Staats  in  §.  289  dar- 
gelegt. Einzelnes  im  Folgenden  von  mir  Behandelte,  z.  B.  die  Repartitions - und 
Quotititsbesteuerung,  erörtert  Rau  bei  der  Eintheilung  der  Steuern  (so  in  §.  295). — 
Stein  (4.  A.  I,  520  ff.)  unterscheidet  für  die  Verwaltung  der  Steuern  zwei  grosse 
Gebiete:  die  Steuerumlegung,  d.  h.  „denjenigen  Process,  durch  welchen  der  nach 
dem  Steuergesetz  für  jedes  Subject  und  Object  der  Steuer  vorgeschriebene  Steuer- 
betrag für  den  Einzelnen  bestimmt  wird“;  und  die  Ste uererhebung,  d.  h.  „das 
Verfahren,  durch  welches  der  vermöge  dieser  Umlegung  der  Steuer  sich  ergebende 
Steuerbetrag,  der  damit  zur  Pflicht  der  Steuerzahlung  wird,  nunmehr  ron  den  be- 
treuenden Subjecten  und  Objecten  auch  wirklich  filr  die  Casscn  des  Staats  cingebracht 
wird“.  2 Seiten  darauf  wird  dann  der  Ausdruck  Stcuerumlegung  schon  wieder 
durch  den  der  Steuervcrtheilung  in  der  Ueberschrift  ersetzt.  In  der  5.  Aoflage 
hat  Stein  wieder  einige  andere  Wendungen  und  Ausdrücke.  „Besteuerung"  ist 
ihm  „der  Process,  vermöge  dessen  der  Staat,  der  dio  Steuer  seinem  Wesen  nach  von 
allen  fordern  muss,  dieselbe  nun  von  dem  Einzelnen  wirklich  erhebt“.  Diese  Erhebung 
der  Steuer  als  selbständige  Thätigkeit  nennt  er  „Stenerverwaltung".  In  nicht 
klaren  Worten  werden  dann  hier  drei  Aufgaben  oder  Theile  (?)  der  Besteuerung 
unterschieden:  die  Bemessung,  die  Umlegung,  die  Erhebung  der  Steuern 
(II,  1,  419). 

Die  erste  und  zweite  Aufgabe  i.A  und  B),  welche  ich  unterscheide,  hängen 
nahe  zusammen,  müssen  aber  doch  getrennt  werden.  Die  erste  betrifft  die  Vor- 
bereitungen, die  auch  die  Verwaltung  für  die  Steuergesetzgebung  zu  leisten  hat,  die 
zweite  dann  die  Vollziehung  des  Steuerrechts  dem  Steucrsubject  und  Steuerobject 
gegenüber. 

Zum  Tlicil  sind  hier  auch  wieder  term  inologischo  Erörterungen  einzustreuen, 
durch  wolcho  diejenigen  in  dem  ersten  Kapitel  der  „allgemeinen  Steuerlenre“  (§.  88 — 100, 
Abschnitt  „Terminologie“)  erläutert  und  ergänzt  werden.  Wie  aber  schon  die  wissen- 
schaftliche und  practische  Terminologie  in  Hauptpuncten,  so  in  Betreff  der  technischen 
Namen  dor  Steuergattungen  und  einzelnen  Steuern,  wie  wir  dort  sahen,  vielfach  noch 
heute  auseinander  geht  und  ein  allgemeiner  fester  Sprachgebrauch  sich  nur  für  Weniges 
gebildet  hat,  so  weicht  vollends  die  Terminologie  in  den  Einzelheiten  der  Steuer- 
verwaltung ab.  Für  dio  meisten  Einzelheiten  hat  nur  die  Praxis  einigermaassen  feste 
technische  Ausdrücke,  die  aber  wieder  von  Land  zu  Land,  auch  in  demselben  Sprach- 
gebiet, wie  in  dem  deutschen  — hier  natürlich  unter  dem  Einfluss  der  zersplitterten 
politischen  Entwicklung  — öfters  verschieden  sind.  Da  man  es  wesentlich  mit 
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modernen  Verhältnissen  zu  thnn  hat,  so  haben  sich  hier  weniger  Ausdrücke  antiken 
Ursprung,  eingebürgert,  weshalb  ein  wichtiges  Moment  der  Gleichmässigkeit  der  tech- 
nischen Terminologie  unter  den  CulturvOlkem  hier  fehlt  Die  wissenschaftliche 
Terminologie  ist  mehrfach  bei  jedem  einzelnen  Theoretiker  wieder  etwas  verschieden. 
Da  viele  Puncte  in  der  Theorie  bisher  gar  nicht  näher  behandelt  worden  sind,  so 
fehlen  manche  technische  Bezeichnungen  hier  noch  ganz,  ohne  dass  man  dieselben 
immer  aus  der  schwankenden  und  oft  ungenauen  Terminologie  der  Praxis  passend 
ergänzen  konnte.  Stein  ist  hier  wie  sonst  zwar  originell  in  neuen  Ausdrücken,  aber 
oft  sehr  willkürlich  und  in  seinen  unnOthigcu  Abweichungen  vom  Sprachgebrauch 
selbst  irreleitcnd,  auch  dabei  in  Folge  der  Flüchtigkeit  seiner  Arbeitsweise  nicht  immer 
consequent.  selbst  in  der  nemlichcn  Auflage  und  in  demselben  Abschnitt  nicht  einmal. 
Das  Beste  mochte  wie  in  verwaitungstechnischen  Fragen  so  auch  in  technischen  Be- 
zeichnungen v.  Hock  geleistet  haben.  Ihm  wird  hier  mehrfach  gefolgt,  sonst  aber 
diejenige  Terminologie  gebraucht,  welche  in  den  beiden  deutschen  Hauptstaaten, 
Prcussen  und  Oesterreich  (in  letzterem  mitunter  etwas  abweichend  und  hie  und  da 
in  ein  wenig  veralteten,  aber  ganz  passenden  Ausdrücken)  üblich  ist  oder  doch  einiger- 
maassen  als  allgemeiner  in  Deutschland  gebräuchlich  bezeichnet  werden  kann. 

IV.  Die  Feststellung  der  Grundlagen  der  Be- 
steuerung. 

§.  296.  Die  Grundlagen  jeder  Besteuerung  sind  das  Steuer- 
subject,  d.  h.  die  Person,  von  welcher  rechtlich  die  Steuer  zu 
zahlen  ist,  das  Steuerobject  oder  der  Umstand,  die  Sache 
u.  s.  w.,  derentwegen  die  Steuer  zu  zahlen  ist,  und  der  Steuer- 
satz, d.  h.  der  Betrag,  welcher  von  der  Steuereinheit  als  Steuer 
erhoben  wird  (§.  90). 

Die  Feststellung  dieser  drei  Momente  gestaltet  sich  verschieden 
nach  den  grossen  Steuergattungen  und  zum  Theil  weiter  nach 
den  speciellen  Verhältnissen  jeder  einzelnen  Steuer.  Der  Unter- 
schied der  Steuern  von  einander  besteht  für  die  Verwaltung  vor 
Allem  in  den  Unterschieden  in  Bezug  auf  die  Methode  der  Fest- 
stellung jener  drei  Momente. 

Vom  steuer-technischen  Standpunct  der  Verwaltung  aus  sind  die  einzelnen  Steuern 
und  Steuergattungen  daher  auch  wesentlich  mit  nach  den  grosseren  oder  geringeren 
Schwierigkeiten  zu  beurtheilen,  welche  die  Feststellung  dieser  Besteuerungsgruudlagen 
und  im  Anschluss  daran  die  Erfüllung  der  weiteren  oben  genannten  Aufgaben  (§.  295) 
mit  sich  bringen. 

Von  den  Steuergattungen  sind  hier  nun  namentlich  zu  unter- 
scheiden die  „directen“  (im  ersten,  wie  im  zweiten,  administrativ- 
technischen Sinne  der  §.  97,  98),  daher  die  Ertrags-,  die  Ein- 
kommen-, die  allgemeinen  und  partiellen  Vermögenssteuern, 
sodann  die  „in directen“  besonders  im  zweiten  Sinne,  welche 
wieder  in  die  auch  technisch  verschiedenen  drei  Gruppen  der  Ver- 
kehrs-, der  Erbschafts-,  Schenkungs-  und  ähnlichen  Steuern, 
sowie  der  eigentlichen  Verbrauchssteuern  — letztere  wieder 
„indirecte“  in  beiderlei  Sinne  — zerfallen. 

Unter  den  Verbrauchssteuern  sind  weitere  Unterscheidungen  nach  der  Art  der 
Veranlagung  und  Erhebung,  in  der  in  §.  254  angegebenen  Weise  gerade  auch  für 
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die  Steuerverwaltung  wichtig;  eine  mehrfach  besondere  Stellung  nehmen  die  „an  den 
Productionsbetrieb  sich  anschliessenden“  Verbrauchssteuern  (§.  991  ein. 

In  Consequeuz  der  in  §.  97  ff.  erfolgten  Aufstellung  eines  Poppelbegriffs  „directer“ 
und  „indirecter“  Steuern  sind  hier  jetzt  einige  Aenderungen  gegen  die  1.  Auflage 
(S.  585)  eingetreten. 

Die  Aufgabe  für  die  Steuerverwaltung  besteht  nun  darin, 
zweck mässige  Einrichtungen  zu  treffen,  durchweiche 
die  Feststellung  der  genannten  drei  Momente  für  sie, 
die  Verwaltung  selbst,  wie  für  das  steuerzahlende 
Publicum  möglichst  sicher  und  einfach,  daher  auch 
wieder  möglichst  bequem  und  mit  den  geringsten 
Kosten  erreicht  wird,  den  „Principien  der  Steuerwaltung“ 
gemäss  (§.  189 — 192). 

Gerade  zu  diesem  Zweck  dient  statt  des  nächstliegenden  Weges  der  „directen“ 
Besteuerung  (im  ersten  Sinne),  wo  der  vom  Steuerrecht  in  Aussicht  genommene 
Steuerträger  auch  das  Steuersubject  ist.  unter  Umständen  die  „indirecte“  Be- 
steuerung (im  ersten  Sinne,  §.  97).  Auch  sie  — und  zwar  sie  in  diesem  Sinne  — 
ist  als  oin  steuortechnisches  Hilfsmittel  und  der  directen  Besteuerung  gegenüber 
als  ein  Ersatzmittel  aufzufassen,  um  die  Schwierigkeiten  bei  der  durch  das  Wesen 
einer  Steuer  sonst  geforderten  Feststellung  der  Steuersubjecte . Objecte  und  Sätze  zu 
vermindern.  Aus  diesem  Gesichtspunct  ist  zwischen  ihr  und  der  directen  Besteuerung 
von  Fall  zu  Fall  zu  wählen.  Die  Erklärung  dafür,  dass  vorzugsweise  nur  die  Ver- 
brauchssteuern, diese  aber  auch  in  der  modernen  Volkswirtschaft  fast  vollständig, 
indirecte  Steuern  im  genannten  (ersten)  Sinne  sind  und  dass  dieso  Steuern  einen 
immer  grösseren  Kaum  in  der  Gesammtbosteuerung  gewonnen  haben,  liegt  mit  in  der 
Thatsache,  dass  sich  jeno  Schwierigkeiten  auf  diese  Weise  vermindern  liessen, 
während  dieselben  bei  den  meisten  übrigen  Steuern  mit  der  Entwicklung  der  Arbeits- 
und Besitztlieilung  und  der  Productionstechnik  erheblich  gestiegen  und  hier  nur  aus- 
nahmsweise durch  „indirecte“  Besteuerung  zu  überwinden  sind  lg.  260  ff.). 

A.  — §.  297.  Die  Steuersubjecte. 

Die  Feststellung  der  Steuersubjecte  und  die  Vorschriften  über 
die  auf  dieselben  sich  beziehenden  Steuerrechtsverhältnisse  speciali- 
siren  sich  unvermeidlich  nach  den  Steuerarten,  namentlich  wieder 
nach  den  directen  und  indirecten  Steuern,  so  dass  die  allge- 
meinen Bestimmungen  Uber  die  Steuersubjecte  nur  einige  generelle 
Hauptpuncte  regeln  können. 

Das  Recht  muss  zunächst  für  alle  Steuern  festsetzen,  wer  und 
unter  welchen  Bedingungen  Jemand  für  eineSteuer  zur  Zahlung 
verpflichtetes  Steuersubject  oder  unmittelbarer  Steuer- 
pflichtiger ist;  eventuell  sodann  weiter,  ob  und  wie  neben 
oder  statt  seiner  ein  Anderer,  gesetzlich  oder,  soweit  dies  zu- 
lässig, nach  vertrag8inäs8igcm  Uebereinkommen , für  die  Steuer 
haftet:  der  „Steuerhaftende“;  endlich  unter  Umständen  auch, 
ob  und  wer  das  Steuersubject,  z.  B.  in  dessen  Abwesenheit , Ver- 
hinderung, vor  der  Steuerbehörde  zu  vertreten  hat:  der  „Stell- 
vertreter“. Auch  in  Betreff  dieser  drei  Personenkategorieen  er- 
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geben  Bich  manche  Verschiedenheiten  aus  dem  Wesen  der  ver- 
schiedenen Steuergattungen. 

1.  Die  indirecte  Besteuerung  in  unserem  ersten  Sinne,  d.  h. 
die  „mittelbar  erhobene,  vorgeschossene“  (S.  238),  leistet  hier  nun 
in  Bezug  auf  die  Aufgabe  der  Verwaltung  in  der  Feststellung  der 
Steuersubjecte  einen  wesentlichen  Dienst:  sie  ermöglicht  es,  even- 
tuell eine  viel  geringere  Anzahl  und  meistens  zugleich  pas- 
sendere Personen  zu  Steuersubjecten  zu  machen. 

Dieser  Vortbeil  zeigt  sich  am  Meisten  bei  einer  Verbrauchsbestenerung  in 
VoIUwirthsckaften  mit  ausgebildeter  Arbeitsteilung,  wo  die  Sachgüter  im  grössten 
Maasse  von  bestimmten  Einzelwirtschaften  berufs-  oder  gewerbsmässig  für  den  Ab- 
satz erzeugt,  also  zunächst  Waaren  werden  und  erst  durch  den  Umlauf  an  die 
Verbraucher  gelangen.  Die  Producentcn,  Kaufleute  und  ähnliche  Personen  bilden 
hier  die  an  Zahl  ungleich  geringeren  und  zugleich  die  geeigneteren  Steuersubjecte. 
Die  Feststellung  dieser  Personen  und  die  Ermittelung  der  durch  ihre  Hände  gehenden 
Steuerobjecte  ist  viel  leichter  und  einfacher,  als  die  Feststellung  aller  wegen  eines 
gewissen  Verbrauchs  steuerpflichtigen  Consumentcn  und  der  Steuerobjecte  bei  diesen 
(vgl.  §.  97,  S.  288). 

Bei  den  Übrigen  Steuern  liegen  die  Verhältnisse  meistens  anders  als  bei  den 
Verbrauchssteuern,  weshalb  hier  eine  solche  indirecte  Besteuerung  nur  eine,  Übrigens 
mitunter  ganz  zweckmässige  Ausnahme  bildet  Mit  der  Ausdehnung  des  Mieth-  und 
Pachtwesens  kann  es  z.  B.  räthlich  und  ausführbar  werden,  je  nachdem  den  einen 
oder  den  anderen  Theil  förmlich  zum  rechtlichen  Steuersubject  von  Steuern,  mindestens 
zum  unmittelbaren  Steuererhebungsorganc  von  Steuern  zu  machen,  mit  denen  man 
einen  Anderen  als  den  ersten  Steuerzahler  belasten  will.  Dergleichen  kommt  auch 
im  Steuerrecht  öfters  vor.  So  werden  wohl  bei  allgemeinem  ländlichen  Pachtsystem 
die  Grundsteuern  des  Eigentümers,  selbst  die  Einkommensteuern  des  letzteren  vom 
Grundertrage  (England)  durch  den  Pachter,  die  Gebäudestcuorn  des  Eigenthümers 
durch  den  Miether,  öfter  noch  umgekehrt  die  Wohnungssteucra  des  Miethers  durch 
den  HauseigenthUmer,  d.  h.  eben  „iudirect“  erhoben.  Die  Einkommensteuern  der 
Privatbeamteu,  der  Arbeiter  können  so  beim  Unternehmer,  Arbeitgeber,  diejenigen  — 
oder  besondere  Besoldungssteuern  — des  öffentlichen  Beamten  bei  der  auszahlenden 
Casse,  die  Steuern  auf  die  Zinsrente  des  Gläubigers  beim  Schuldner  eingezogen  werden, 
wie  cs  z.  B.  in  grossem  Umfang  mitunter  für  die  Steuern  dor  Obligationäre  boi  der 
Actiengesellschaft,  der  Staatsgläubiger  bei  der  zahlenden  Staatscasse  geschieht  („Coupon- 
Steuer”'.  Auch  diese  Formen  „indirecter“  Besteuerung  werden  daher  mit  der  Ent- 
wicklung gewisser  ökonomischer  und  Rechtsverhältnisse  der  ausgebildeten  Volkswirt- 
schaft leicht  häufiger,  weil  passender  werden. 

2.  Haben  die  Verbrauchssteuern  demnach  hier,  weil  sie  diese 
Art  indirecter  Erhebung  besonders  gut  zulassen,  einen  Vorzug 
vor  den  directen  Steuern,  den  Schatzungen,  daher  nament- 
lich vor  Ertrags-,  Einkommen-,  Vermögenssteuern,  so  macht  doch 
anderseits  die  Feststellung  der  Steuersubjecte  bei  allen  Ge- 
brauchs-, zumal  bei  gewissen  Hauptformen  der  Verbrauchs- 
und bei  den  Verkehrssteuern,  welche  allesammt  „indirecte“ 
Steuern  in  unserem  zweiten,  dem  administrativ -technischen  Sinne 
des  Worts  sind,  wieder  grössere  Schwierigkeiten  (§.  95  ff.). 

a)  Bei  den  directen  Steuern,  insbesondere  den  Schatzungen 
richtet  sich  die  Steuerpflicht  nach  notorischen,  cinigermaassen 
feststehenden  und  bleibenden,  daher  verhältnissmässig 
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leicht  und  sicher  zu  ermittelnden  Thatsaehen  der  in- 
dividuellen Lebens-,  Besitz-  und  (insbesondere  der  „be- 
rufsmässigen“) Erwerbs  Verhältnisse  eines  Personenkreises, 
aus  welchem  letzteren  alsdann  unschwer  die  Steuersubjecte 
nach  Feststellung  dieser  Thatsaehen  selbst  festgestellt  werden  können. 
Auch  die  Vorschriften  über  etwaige  Steuerhaftende  und  Stellvertreter 
machen  hier  gewöhnlich  keine  grosse  Schwierigkeit. 

b)  Anders  in  der  Regel  bei  den  genannten  indirecten, 
namentlich  den  Ge-  und  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern 
(auch  den  Erbschafts-,  Schenkungssteuern  und  ähnlichen).  liier 
hängt  die  Steuerpflicht  einer  Person  von  bestimmten  einzelnen 
wechselnden,  vorübergehenden,  im  einzelnen  Falle  mehr  oder 
weniger  zufälligen  Thatsaehen  oder  Ereignissen  ab,  welche 
in  einer  bestimmten  Vermögensverwendung  (Besitz  ge- 
wisser Objecte,  wie  bei  den  sogenannten  directen  Luxussteuern), 
im  Verbrauch  des  Einkommens  oder  der  Erzeugung  oder  dem 
Transport  und  Absatz  bestimmter  Sachgüter,  in  gewissen 
Verkehrs  ge  schäften,  Erbanfällen  u.  s.  w.  bestehen. 

Häufig  sind  es  daher,  wie  bei  den  Verkehrs-  und  den  meisten  Verbranchssteuern, 
gewisse  Handlungen  einer  Person,  — der  Abschluss  eines  Iiechtsgeschifts,  die 
Ausstellung  oder  Unterschreibung  einer  Urkunde,  dor  Verbrauch  oder  die 
Erzeugung  oder  die  Örtliche  Bewegung  (z.  B.  Uber  die  Zollgrenze,  durch  die 
Stadtthore)  eines  bestimmten  Sacbgnts,  — sind  es  solche  Handlungen,  Ton  deren 
Vornahme  die  Stcuerpflicht  jener  Person,  mithin  deren  rechtlicher  Character  als  Steuer- 
suhject  in  diesem  speciellen  Kall  Überhaupt  erst  althängt. 

Hier  kommt  es  deshalb  auf  die  oft  schwierige  und  leicht  der 
Beobachtung  sich  entziehende  sichere  Constatirung  dieser 
einzelnen  Thatsaehen  und  Handlungen  an,  um  überhaupt  erst  die 
Steuersubjecte  festzustellen.  Daraus  ergiebt  sich  die  Nothwendig- 
keit,  ein  entsprechendes  Beo bachtungs verfahren  zu  diesem 
Zweck  einzurichten,  und,  um  dies  durchzufübren , damit  ein  ver- 
wickeltes Stenercontrol-  und  Steuers  traf  wesen  in  Verbindung 
zu  bringen , um  schliesslich  zur  Ermittlung  der  Steil ersubjecte  zu 
kommen.  Die  Frage  nach  Steuer 'haftenden  und  nach  Stellver- 
tretern für  das  Steuersubject  wird  damit  zugleich  wichtiger  und 
schwieriger. 

Zur  Bekämpfung  dieser  Schwierigkeiten,  die  bei  directer  Ver- 
branchsbesteuerung der  Consumenten  selbst  fast  unüberwindlich 
sein  und  jedenfalls  vollends  erst  unerträgliche  Belästigungen  für 
die  Verwaltung  und  das  Publicum  in  dem  dann  erforderlichen 
Verwaltungs-,  Erhcbungs-  und  Controlapparat  mit  sich  bringen 
würden,  dient  nun  wieder  die  „indirecte“  Besteuerungsform. 
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Der  erwähnte  grosse  Vorthoil  derselben  bei  einer  Verminderung  der  Steuer- 
subjecto  und  der  Heraushebung  geeigneterer  Stcucrsubjecte  in  den  Producenten,  Kauf- 
leuten . Frachtführern  u.  s.  w.  wird  erst  dentlich , wenn  man  sich  die  sonstigen 
Schwierigkeiten  einer  Feststellung  der  Steuereubjecte  unter  den  Cousumenten  selbst 
vergegenwärtigt. 

Bei  den  in  stcuertechnischer  Hinsicht  in  dem  genannten  Punctc  den  Verbrauchs- 
steuern verwandten  Verkchrssteuern  kann  man  sich  solcher  Stcucrsubjecte , welche 
als  Substitnte  und  Vermittler  für  die  ins  Auge  gefassten  Steuerträger  fungiren  kOnuon, 
nicht  in  gleichem  Maasse  bedienen.  Doch  lässt  sich  bei  gewissen  Börsenstenem 
(Einziehung  von  Abgaben  für  den  Umsatz  von  Fonds,  für  Schlusszettcl  u.  dgl.  durch 
die  vermittelnden  und  sclbsthaftcndcn  Makler,  Banken,  Bankiers),  ferner  bei  einzel- 
nen Steuern  auf  Creditgeschäfte  (Einziehung  durch  Vermittelung  des  Gläubigers, 
z.  B.  bei  Lombardgeschäften),  auf  Quittungen  u.  a.  m.  eine  ähnliche  Einrichtung  trelfen. 

Wesentliche  Schwierigkeiten  für  die  Bestimmungen  Uber  die 
Steuersubjecte  bei  den  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  bleiben 
freilich  immer  übrig:  einer  der  steuertechnischen  Nachtheile  dieser 
Steuerarten  ausser  manchen  anderen,  welche  neben  den  Vortheilen 
der  indirecten  Erhebung  bei  den  Verbrauchssteuern  nicht  übersehen 
werden  dürfen. 

Das  Einzelne  richtet  sich  wieder  nach  den  besonderen  Verhältnissen  der  einzel- 
nen Stcuergattung  und  Steuer,  bei  den  Verbrauchssteuern  namentlich  nach  den  in 
g.  234  dargelegten  Verschiedenheiten  der  Erhebungsart  und  der  Besteuerungsmethode: 
der  Landcsgrenzzoll,  Einfuhrzoll,  die  städtische  Thoraccise,  die  beim  heimischen  Pro- 
dneenten  erhobene  innere  Verbrauchssteuer,  die  einzelnen  Arten  der  Besteuerung 
hierbei  (Rohstoff-,  Fabrikatsteuer  u.  s.  w.)  bedingen  liier  mancherlei  Verschiedenheiten 
in  den  Vorschriften  über  Steuersubjecte,  Haftende  und  Stellvertreter.  Bei  den  Ver- 
kehrssteuern auf  Rechtsgeschäfte  hat  das  Gesetz  auch  die  nicht  immer  so  einfache 
Entscheidung  zu  treffen,  wer  von  zwei  Contrahentcn  u.  s.  w.  das  gesetzliche  Stouer- 
subject  sein  soll,  von  dem  die  Zahlung  zu  verlangen  und  beizutreiben  ist.  Auch  wenn 
dadurch  eine  vertragsmässige  Regelung  der  Steuerpflicht  unter  den  Bcthciligtcn  nicht 
ausgeschlossen  wird,  so  wird  derselben  doch  unter  Umständen  zu  Ungunsten  des  in 
seiner  ganzen  Ökonomischen  und  socialen  Position  schwächeren  Thciis  leicht  bedenklich 
präjudicirt.  Die  Frage  sollte  daher  nach  richtigen  steuerpolitischen  Grundsätzen, 
nemlich  nach  der  Erwägung,  wer  von  der  Steuer  getroffen  werden  soll,  entschieden 
werden.  Aber  steuertechnische  Rücksichten,  auf  Sicherung  der  Veranlagung  und 
Erhebung,  nOthigcn  vielleicht  zu  Abweichungen.  Ein  Beispiel  liefert  der  Stempel  bei 
Micthcontractcn.  Wenn  da  das  sogenannte  Ilauptcxemplar  vom  Miether  mit  dem 
Stempel  zu  versehen  ist,  so  sehen  leicht  beide  Theile  darin  ein  gesetzlich  geordnetes 
Kechtsverhältniss  und  die  Steuer  wird  einseitig  dem  Miether  zugeschoben,  selbst  wenn 
das  Gesetz  dies  nicht  beabsichtigt. 

B.  — §.  298.  Die  Steuer  objectc. 

Die  Feststellung  derselben  macht  regelmässig  bei  etwas  ent- 
wickelterer Erwerbs-,  Besitz-,  und  Gebrauclisbesteuerung  grössere 
Schwierigkeiten  als  die  Feststellung  der  Steuersubjecte  und  diese 
Schwierigkeiten  wachsen  immer  mehr  mit  der  nothwendig  grösser 
werdenden  Künstlichkeit  der  Besteuerung.  Die  bezüglichen  gesetz- 
lichen Vorschriften  specialisiren  sich  dabei  nothwendig  noch  stärker 
als  bei  den  Steuersubjecten  nach  den  „directen“  und  „in- 
directen“ Steuern  und  den  weiteren  Steuerarten  innerhalb 
beider,  sowie  nach  den  Verhältnissen  der  einzelnen  Steuern. 
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In  den  immer  zahlreicher  werdenden  Fällen,  wo  das  Steuer- 
object, bez.  auch  die  Steuereinheit  (§.  90)  nicht  eine  physische 
Person  selbst  oder  ein  einfaches  Sachgut  ohne  wesentliche  Quali- 
tätsunterschiede, sondern  eine  complicirte  Werthgrösse,  ein 
aus  verwickelten  ökonomischen  Vorgängen  sich  ergebender  Ertrags-, 
Einkommens-,  Besitzbetrag,  eine  Erwerbseinrichtung  (z.  B.  ein  Ge- 
werbebetrieb), ein  technischer  Productionsprocess,  eine  Waare  mit 
zahlreichen  Sorten  und  Qualitätsunterschieden,  ein  Rechtsgeschäft 
oder  eine  Urkunde  darüber  ist,  — da  ergiebt  sich  für  das  Steuer- 
recht die  Aufgabe,  immer  genau  die  Merkmale  für  das  betreffende 
Steuerobject,  für  dessen  Einheit,  Begriff,  Umfang,  Inhalt  anzugeben. 
Das  ist  oft  schwierig.  Bei  der  Anwendung  des  Gesetzes  treten 
aber  leicht  noch  neue  Schwierigkeiten  hervor.  Hier  muss  dann 
eine  authentische  Interpretation  erfolgen  und  in  weitem  Maasse 
sind  durch  Vollzngsverordnungen,  Instructionen  u.  s.  w.  die  leicht 
entstehenden  Zweifel  eben  doch  oft  nur  ziemlich  willkürlich  zu 
lösen. 

Namentlich  die  Gesetzgebung  und  das  Verordnungsrccht  auf  dein  Gebiete  der 
Ertrags-,  der  indirecten  Verbrauchs-  und  der  Verkehrsbesteuerung  werden 
auf  diese  Weise  in  hohem  Maasse  schwierig  und  weitläufig,  bis  zur  UnUbcrsehbarkeit 
(Zollrecht,  bei  complicirtem  Tarife,  französische  Weinbesteuerung,  französisches  Stempel- 
und  Enregistreinentssystem I Darüber  Näheres  in  Ein.  III). 

In  rechtlicher  Hiusicbt  sind  auch  bei  den  Realstcuern,  wie  besonders  der 
Grund-  und  Gebäudesteuer,  und  bei  den  auf  Iinmobilien-Gescbäfte,  Besitz- 
wechsel ron  Grundeigenthum  u.  s.  w.  sich  beziehenden  Verkehrssteuern,  dann  bei 
einzelnen  indirecten  Verbrauchssteuern  auf  bestimmte  Sachgüter  (Zoll,  Tabak-Ge- 
wichtsteuer u.  a.  m.)  Vorschriften  uothwendig,  ob  und  wie  weit  die  Sache  selbst, 
unabhängig  von  ihrem  jeweiligen  Besitzer  oder  Eigeuthumcr  oder  ron  den  Rechten 
Dritter  an  ihr,  für  die  rückständige  Steuer  haftet  Das  bedingt  dann  wieder  besondere 
Coutrolen. 

Es  ist  daher  sehr  erklärlich,  dass  der  Wunsch  nach  Ein- 
fachheit der  Steuerobjecte  und  Einheiten  rege  wird.  Er  kann 
aber  in  der  entwickelten  Besteuerung  meist  nur  mittelst  Preisgebung 
wichtiger  Steucrprincipien , namentlich  um  den  Preis  einer  mehr 
oder  weniger  starken  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Gleich- 
mässigkeit,  erfüllt  werden. 

Denn  in  letzter  Linie  ist  es  wieder  der  früher  dargelegte 
Differenzirungsprocess  des  Steuersystems  (§.  204  ff.)  und 
sind  es  die  mächtigen  diesen  Process  bewirkenden  Ursachen  und 
seinen  Verlauf  bestimmenden  Bedingungen,  die  Entwicklung  der 
Technik,  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und  ßcsitztheilung 
oder  in.  a.  W.  die  qualitative  und  quantitative  Differcn- 
zirung  des  Nationaleinkommens  und  Nationalvermögens 
bei  deren  Vcrtheilung  an  die  Einzelnen,  welche  auch  diese  wachsen- 
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den  Schwierigkeiten  in  Bezog  auf  die  Feststellung  der  Steuerobjecto 
hervorrufen. 

In  den  einfacheren  Verhältnissen  früherer  Wirth- 
schaftsperioden  ist  diese  Aufgabe  bei  den  rohen  Erwerbs- 
und Besitzsteuern  und  Zöllen  solcher  Zeitalter  nicht  besonders 
mühsam. 

Man  hält  sich  an  die  loicbt  und  einfach  zu  eonstatirende  Kopf-  oder  Famllien- 
zahl,  allenfalls  an  die  ebenfalls  unschwer  zu  ermittelnden,  meist  notorisch  feststehenden 
Personal  - und  Stand  («Verhältnisse  der  Personen , an  die  Üblichen  agrarischen  Besitz- 
end Wirthschaftseinheiton,  auch  an  die  rechtlicbo  Besitzqoalität  bei  Gruud-  und  ähn- 
lichen Steuern , höchstens  an  die  durch  einfache  und  rohe  Methoden  noch  ziemlich 
leicht  und  fllr  den  Zweck  hinlänglich  genau  zu  ermittelnde  tirösse,  Art  und  ungefähre 
Gute  der  Grundstücke.  Man  unterscheidet  nicht  weiter  fein  die  Art  und  Qualität  der 
zollpflichtigen  Artikel.  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  verlangen  zwar  schon  etwas 
umfänglichere  uud  schwierigere  Procedurcu  zur  Feststellung  der  Steucrobjecte  und 
Einheiten.  Aber  unter  den  stabileren  Rechts-,  Wirtschaft»-  und  technischen  Ver- 
hältnissen, bei  der  geringeren  örtlichen  Bewegung  von  Personen  und  Kapitalien  und 
dem  wenig  entwickelten  Creditverkohr  sind  doch  auch  hier  die  Schwierigkeiten  viel 
geringer  als  späterhin,  zumal  bei  reell  (nicht  immer  nominell)  niedrigeu  Steuersätzen, 
bei  welchen  Ungleichmässigkeiteu  in  der  Umlegung  der  Steuern  leichter  erträglich  sind. 

In  der  höher  entwickelten  Volkswirtschaft  differenziren  sich 
die  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchsarten  so  ausserordentlich,  dass 
nun  auch  eine  viel  sorgfältigere  Berücksichtigung  der 
Verschiedenheiten  der  einzelnen  Steuerobjecte  unvermeidlich 
wird. 

Namentlich  müssen  die  Werthgrössen  der  einzelnen  steuerpflichtigen  Erträge, 
Einkommen.  Vermögensbestandtheilc  und  Gcsammlvermögen , die  Arten  und  Quali- 
täten (Sorten)  der  rerbrauchssteuerpflichtigen  Sachgüter,  die  Arten  der  einzelnen 
verkehrsstcuerpflichtigen  Rechtsgeschäfte  nun  möglichst  genau  festgestcllt  und  in 
der  Besteuerung,  zumal  bei  höheren  Steuersätzen,  unterschieden  werden.  Die  umfassend- 
sten und  doch  trotz  allen  Scharfsinns  und  aller  Muhe  nur  von  zweifelhaftem  Erfolg 
belohnten  Maassregcln  zur  richtigen  Ermittlung  der  Erträge  und  Einkommen  des 
berufsmässigen  Erwerbs  (§.  215  ff.)  in  der  modernen  Besteuerung  erklären  sich  so  aus 
den  Schwierigkeiten , welche  die  richtige  Feststellung  der  Steuerobjecte  für  die  ge- 
nannten Steuern  bieten. 

Neben  den  anderen,  früher  dargeiegten  Umständen  war  es 
dann  aber  anch  die  Einsicht,  dass  sich  mit  allen  zu  Gebote  stehen- 
den Mitteln  die  Objecte  der  Ertrags-  und  Einkommensteuern  doch 
nicht  genügend  feststellen  Hessen,  welche  auf  die  stärkere  Ent- 
wicklung der  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  hindrängte. 
Freilich  war  nun  auch  bei  diesen  eine  immer  grössere  Spe- 
cialisirung  der  Steuerobjecte  geboten,  welche  öfters  eben- 
falls wieder  sehr  grosse  Schwierigkeiten  für  die  richtige  Feststellung 
des  Steuerobjects  und  des  ihm  aufzulegendcn  Steuersatzes  machen 
musste. 

So  namentlich  bei  gewissen  Zöllen  uud  bei  den  meisten  inneren,  au  die  Pro- 
duction sich  anschliessenden  Verbrauchssteuern  (Getränke-,  Zucker-,  Tabaksteuern). 
Wollte  man  z.  B.  mit  der  an  und  ftlr  sich  nothwendigen  uud  vom  Grundsatz  der 
Glcichmässigkeit  verlangten  Forderung  der  genaueron  Berücksichtigung  der  Sorten 
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und  Qualitäten  des  einzelnen  verbrauchssteuerpflichtigen  Artikels  rollen  Ernst  machen, 
so  wäre  die  Aufgabe  für  die  Steuervorwaltung  nicht  viel  geringer  als  bei  den  Ertrags- 
steuern. Man  glaubte  sich  aber  hier  mehr  Uber  eine  solche  Forderung  hinwegsetzen  zu 
können.  Trotzdem  bereitet  auch  bei  den  Üblichen  steuertechnisch  ziemlich  unvollkommenen, 
aber  öfters  allein  möglichen  Formen  der  innoren  indirecten  Besteuerung  von  Getränken, 
Zucker,  Tabak  u.  a.  m.  die  einigermaassen  zuverlässige  Feststellung  der  Stcucrobjecte 
noch  Schwierigkeiten  genug.  Die  hier  wie  bei  den  specifischen  FinanzzOUen  Übliche 
blosse  Quantitätsbesteuerung  oder  das  Fehlen  des  Qualitätssteuerfusses  bleibt  aber 
eben  ein  schwerer  Mangel  dieser  Besteuerung.  Die  Anlegung  des  Qualitätssteuerfusses 
hat  sich  indessen  gewöhnlich  unmöglich  erwiesen , weil  man  die  Feststellung  der 
Qualität  der  Steuerobjecte  nicht  nach  einfachen,  leicht  zu  constatirenden  Merkmalen 
genügend  sicher  stellen  konnte:  so  bei  den  wichtigen  Finanzzollartikeln  der  Coloniat- 
waarcnbranche,  bei  iinportirtcm  Wein,  bei  Tabak,  Thee,  Kaffee  u.  s.  w.  (§.  303). 

Die  wesentlichsten  Fortschritte  in  der  Technik  der  Steuer- 
verwaltuDg  betreffen  daher  Mittel  und  Wege,  um  zu  einer 
besseren  Feststellung  der  Steuerobjecte  und  Einheiten 
zu  gelangen. 

Bei  den  Ertrag-,  Einkommen-,  VermOgensteuorn  kommen  in  Betracht 
die  Methoden  der  amtlichen  und  sonstigen  Schätzungen  und  Berechnungen  der  steuer- 
pflichtigen Werthbeträge , die  etwaigen  Declarationen  der  Steuerpflichtigen,  die  ähn- 
lichen Angaben  Dritter,  z.  B.  der  Gehalte  auszahlenden  öffentlichen  Gasse,  der  Unter- 
nehmer, Arbeitgeber,  der  Schuldner  Uber  die  betreffenden  Verhältnisse  des  Einkommens 
von  Steuerpflichtigen  (Beamte,  Arbeiter.  Gläubiger),  die  Coutrolmittel  dafür,  die  Herbei- 
zichung  der  Besteuerten  selbst  zur  Theilnahme  an  den  Maassregcln  für  die  Feststellung 
der  Steuerobjecte,  die  Bildung  bezüglicher  Steuercominissioucn,  eventuell  die  Benutzung 
des  Re pa rti tionssystems  (g.  300)  dabei.  Bei  den  Vorkchrssteuern  handelt  cs 
sich  um  Einrichtungen,  durch  weiche  sich  die  Verwaltung  möglichst  sicher  von  der 
Vornahme , Art  und  Wcrthhöhc  der  steuerpflichtigen  Rechtsgeschäfte  Kenntniss  ver- 
schaffen kann.  Bei  den  Verbrauchssteuern  in  Form  von  Zöllen  sind  Verbesser- 
ungen im  Zollverfahren,  durch  welche  eine  Werthbezollung  oder  ein  nach  den  Qualitäten 
einer  Waare  abgestufter  Zoll  ermöglicht  wird,  wichtig.  Bei  den  inneren  Verbrauchs- 
steuern bildet  der  Uebergang  von  der  Rohstoff-,  der  Pauschalirungssteucr  und  anderen 
unvollkommenen  ßcstcucrungsmethoden  zur  Fabrikatbcstcucrung  auch  zugleich  ein 
freilich  ohne  genauere  Qualitätshcstimmung  auch  noch  nicht  ausreichendes  Mittel  zur 
besseren  Feststellung  des  Steuerobjects.  Die  Besteuerung  in  Monopolform  besitzt, 
wie  man  auch  sonst  Uber  sic  urtheile,  vor  den  übrigen  stoucrtcchnisch  anwendbaren 
und  üblichen  Formen  den  Vorzug,  dass  sie  die  Feststellung  des  Steuerobjects  verein- 
facht, unmittelbar  den  rerbrauchssteuerpflichtigen  Consumentcn,  nicht  nothwendig 
Zwischcnpcrsoncn  trifft,  die  Uebcrwälzungsschwierigkuitcn  weit  mehr,  oft  vollständig, 
vermeidet,  den  in  Aussicht  genommenen  Steuerträger  vielmobr  in  der  beabsichtigten 
Weise  trifft  und  einen  rationellen  Qualitätssteuerfuss  am  Leichtesten  und  Besten  zulässt. 

C.  — §.  299.  Die  Steuersätze. 

Die  Feststellung  der  Steuersätze  erfolgt  in  der  Praxis  regel- 
mässig auf  eine  ziemlich  willkürliche  Weise.  Man  hält  sich  bei 
alten  Steuern  etwa  an  die  zufällig  geschichtlich  überkommenen 
Sätze  und  verändert  diese  in  der  Richtung  glcichmässigerer  Ver- 
theilung  der  Besteuerung  sowie  nach  der  Hübe  des  zu  deckenden 
Bedarfs  nicht  viel  anders  als  nach  einem  gewissen,  meist  ganz 
subjectiven  „Dafürhalten“.  Bei  neuen  Steuern  verfährt  man  nach 
derselben  principlosen  Art.  Theoretisch  ist  jedenfalls  ein  richtigeres 
Vorgehen  zu  verlangen  und  es  lässt  sich  ein  solches  auch  angeben. 
Die  l’raxis  wird  die  sich  hier  bietenden  Schwierigkeiten  allerdings 
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nicht  leicht  ganz  corrcct  lösen,  sondern  oft  nnr  dem  theoretischen 
Ziel  sich  annähern,  nicht  selten  selbst  den  Knoten  nur  durchhauen 
können.  Soweit  als  möglich  aber  sollte  sie  doch  nach  Prin- 
c i p i e n verfahren  und  sich  namentlich  bei  grösseren  Reformen  von 
der  blossen  Routine  lossagen. 

Vorwürfe  dieser  Art  sind  auch  der  neuesten  Steuerreform  im  Deutschen 
Reiche  nicht  zu  ersparen.  Der  Fall  kann  als  Beispiel  des  in  der  Praxis  Üblichen 
Vorgehens  dienen.  Die  Verquickung  der  Reichs-  und  Particularstaatsfinanzen  erschwert 
freilich  die  Aufgabe,  aber  macht  sie  eigentlich  nur  noch  nothwendiger.  Bevor  man 
zur  Ausführung  des  Programms:  „mehr  indirccto  Stoucrn“  schritt,  wäre  doch  eine 
Feststellung  des  richtigen  Verhältnisses  zwischen  directcu  und  indirccten  Steuern,  das 
man  erstreben  will,  geboten  gewesen.  Der  beliebte  Hinweis  auf  das  Ausland,  wo 
man  auch  aufs  Gerathewohl  die  einzelnen  Steuern  ausgebildet  hat  oder  wo  in  dieser 
Hinsicht  ein  Product  zufälliger  geschichtlicher  Entwicklung  rorliegt,  bat  zunächst 
wenig  Werth,  weil  die  Verhältnisse  ganz  verschieden  liegen.  (S.  meinen  Aufsatz  Uber 
die  schwebenden  deutschen  Finanzfragen.  Tübinger  Zeitschrift  1879,  S.  93  ff.)  Auch 
das  Vorgehen  bei  der  Regelung  der  Finanzzollsätze  und  der  landwirtschaftlichen 
Zilie  in  der  deutschen  Tarifroform  dos  Jahres  1879  war  noch  ein  sehr  routinomässiges, 
wie  die  Begründung  einzelner  Positionen,  z.  B.  Kaffeo,  Theo,  Petroleum,  Wein,  in  den 
amtlichen  „Motiven"  bezeugt.  Von  einer  Behandlung  solcher  Fragen  imZusammo«- 
hang  des  ganzen  Steuersystems,  daher  namentlich  unter  nothwendiger  Berücksichtigung 
der  übrigen  Verbrauchs-,  der  Verkehrs-  und  (einzelstaatlichen)  directen  Stenern,  welche 
das  Einkommen  ein  und  derselben  Person  muthmaasslich  belasten,  keine  Spur. 
Statt  das  Moment  der  Willkür  im  Steuersystem  zu  beschränken,  giebt  man  ihm  so 
nur  einen  immer  grosseren  Spielraum.  — Freilich  wird  es  anderswo  nicht  besser 
gemacht,  wie  z.  B.  die  französische  Steuerpolitik  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71 
beweist,  eine  Behauptung,  welche  mit  dem  von  mir  im  dritten  Bande  bei  der  Dar- 
stellung und  Beurtheilung  dieser  Politik  geführten  Beweise,  dass  man  eine  einiger- 
inaassen  gebundene  Marschroute  ging,  nicht  in  Widerspruch  steht.  Denn  ein  Vorgohen 
nach  einem  organischen  Plane  wäre  immerhin  möglich  und  richtiger  gewesen. 

Die  richtige  Höhe  der  Steucrsälze  ergiebt  sieh  nothwendig  aus 
dem  Vcrbältniss  der  Stcuerobjecte  und  Steuerarten  zu  dem  durch 
.Stenern  überhaupt  zu  deckenden  Theil  des  Finanzbedarfs. 

Der  Feststellung  der  Steuersätze  müsste  daher  die  Entschei- 
dung darüber  vorangchcn,  in  welchem  Verhält n iss 
der  Gesammtertrag  jeder  Stcucrgattung  und  der  ein- 
zelnen dazu  gehörigen  Steuer  zur  Deckung  des  ganzen 
Steuerbedarfs  ungefähr  beitragen  soll.  Vorncralich  han- 
delt es  sich  hier  darum,  die  Quote  je  der  directen,  der  Ertrags-, 
der  Einkommen-  und  Vermögenssteuer,  dann  der  Erbschaftssteuer, 
weiter  der  indirectcn,  der  Verkehrs-  und  der  Verbrauchssteuern, 
alsdann  wieder  bei  den  Ertragssteuern  die  Quote  jeder  einzelnen 
derselben,  bei  den  Einkommensteuern  die  Quote  der  Steuer  des 
Arbeite-,  des  Renten-  und  des  gemischten  Einkommens,  bei  den 
Vermögenssteuern  die  Quote  der  Steuer  des  mobilen  und  immobilen 
Vermögens  vom  Steuerertrag,  endlich  ähnlich  die  Quote,  welche 
durch  die  einzelnen  hauptsächlichen  Verkehrs-  und  Verbrauchs- 
steuern (einschliesslich  Zölle)  gedeckt  werden  soll,  festzustellen. 
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Auch  dies  darf  aber  nicht  ganz  willkürlich  geschehen,  sondern, 
unter  der  gerade  hier  wohl  angemessenen  Mitberücksichtigung  des 
geschichtlich  überkommenen  Verhältnisses  der  Steuern  zu  einander, 
in  der  Weise,  dass  man  namentlich  die  Feststellung  der  Quoten 
jeder  Ertrags-,  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  auf  Grund  um- 
fassender landesstatistischer  Aufnahmen  über  die 
ungefähre  Höhe  der  jeder  Steuer  unterliegenden  Erträge,  Ein- 
kommen und  Vermögen  vornimmt.  Diese  Aufnahmen  sind  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  revidiren.  Dabei  ist  zu  beachten,  wie  gewisse  Steuern 
schliesslich  auf  dasselbe  einzelne  Einkommen  oder  Vermögen 
fallen,  und  darnach  die  Regelung  der  Steuersätze  mit  vorzunehmen. 

Die  Quote  z.  B der  Ein  kommen  steuern,  insbesondere  der  davon  auf  die 
unteren  Classcn  treffenden,  wird  daher  niedriger  in  einem  Steuersystem  ansfallen 
müssen,  in  welchem  hohe  indirecte  Verbrauchssteuern  auf  uothwendige  Verzehrungs- 
artikcl  und  auf  Genussmittel  jener  Clausen  enthalten  sind.  Die  Quote  der  Vermögen-, 
Erbschaftssteuern  ist  unter  derselben  Voraussetzung  höher  anznsetzen. 

Practisch  wurde  ea  namentlich  wichtig  sein,  die  Quote  der  Verbrauchs- 
besteuerung. eventuell  auch  dieser  und  der  Verkehrsbesteuerung  einer-,  der 
sämmtlichon  Übrigen  Steuern  andererseits  festzustelleu,  so  besonders  bei  ein- 
greifenden Steuerreformen,  um  nicht  ganz  aufs  Gerathewohl  die  eine  Gattung  über- 
mässig zu  entwickeln  und  die  andere  einseitig  zurückzudrängen,  nur  nach  subjeetivem 
Belieben  oder  nach  lediglich  fiscalischen  Gosichtspuncteu. 

§.  300.  — 1.  Feststellung  der  Steuersätze  bei  den 
dirccten  Steuern,  den  Ertrags-,  Einkommen-  und  ähn- 
lichen Steuern.  Repartitions-  und  Quotitätssteuersystem. 

Nachdem  man  auf  diese  Weise  zunächst  die  Steuersumme, 
welche  durch  eine  Steuergattung  oder  eine  einzelne  Steuer  erzielt 
werden  soll,  festgestellt  bat,  kann  man  nun  bei  gewisseu  Steuern 
zur  rationellen  Feststellung  der  Steuersätze  selbst  einen 
doppelten  Weg  einscblagen,  den  eines  Repartitions-  und  den 
eines  Quotitätssteuersystems. 

Diese  schon  obeu  in  §.  00  terminologisch  festgestellte  Unterscheidung  wird  ge- 
wöhnlich nur  bei  den  dirocten  Ertrag-  und  Einkommen-,  allenfalls  auch  deD 
allgemeinen  Vermögenssteuern  gemacht.  Sie  lässt  sich  aber  auch  auf  andere 
Stenern  anwenden,  selbst  auf  die  Verbrauchssteuern  (s.  oben  S.  230).  Auch  sind 
verschiedene  Combinatiouen  möglich  und  hie  nnd  da  versucht  worden , um  das  Rc- 
partitionsprincip  bei  der  Regelung  der  Steuersätze  zu  benutzen. 

Beim  Re partitionssystem  geht  man  nach  dem  Früheren 
(§.  90)  von  der  StCHersumme  aus,  welche  von  einer  Steuer- 
gruppe, Steuerart,  einzelnen  Steuer  erzielt  werden  soll,  stellt  diese 
gesetzlich  als  „Steuercontingent“  fest  und  vertheilt  sie  dann 
nach  den  gesetzlichen  Normen  von  Oben  nach  Unten  auf  die  Steuer- 
objcctc  und  Steuersubjecte.  So  gelaugt  man  schliesslich  zum  Steuer- 
fuss  (Satz)  für  die  Steuereinheit.  Bei  dem  Quotitätssystem  stellt 
man  umgekehrt  zuerst  diesen  Fass  (Satz)  fest,  bei  den  üblichen 
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directen  Steuern  in  Form  einer  Quote  oder  eines  Procentsatzes 
der  betreffenden  Geldwertheinheiten  der  Steuerobjecte,  veranlagt 
dann  danach  die  Steuereinheiten,  Objecte,  Subjecte  und  kommt 
so  endlich  auf  die  Steuersumme  für  den  Staat. 

In  zwei  wesentlichen  Puncten  muss  man  hei  diesen  beiden  sonst  so  verschiedenen 
Systemen  der  Besteuerung  allerdings  doch  auf  gleiche  Weise  Seitens  der  Verwaltung 
vorgeben.  Auch  bei  der  Quotitätsbesteuerung  muss  die  Steuersomme,  diu  man  erzielen 
will,  von  vornherein  wenigstens  ungefähr  feststehen,  um  die  Steuersätze  annähernd 
richtig,  d.  b.  so  bestimmen  zu  können,  dass  auf  die  Deckung  des  Bedarfs  gerechnet 
werden  kann.  Und  bei  der  Kepartitionsbesteuerung  sind  gewisse  Normalsteuersätze 
wenigstens  als  provisorische  der  Veranlagung  und  Erhebung  zu  Grunde  zu  legen, 
dieselben  unterliegen  aber  dann  später  einer  Verminderung  oder  Erhöhung,  je  nach- 
dem das  Ergebniss  die  feste  Steuersumme  übersteigt  oder  nicht  erreicht.  (So  z.  B. 
* geschah  es  in  Preussen  bei  der  Classensteucr  nach  dem  unten  genannten  Gesetz 
von  1873.)  Gerade  in  Betreif  der  endgiltigen  Feststellung  der  Steuersätze  ergeben 
sich  hier  indessen  schon  einige  Vortheile  des  Repartitionssystems. 

S.  Kau  I,  §.  293.  Er  hebt  die  Unterscheidung  als  eine  „besonders  im  fran- 
zösischen Finanzwesen  gangbare“  hervor,  bemerkt  aber,  dass  sie  hie  und  da  auch  in 
anderen  Ländern  vorkomme.  So  in  Wttrtomborg,  wo  seit  1821  ein  festes  Ver- 
hältniss  zwischen  den  drei  älteren  Schatzungen  festgehalten  wurde,  die  Grundsteuer 
sollte  die  Haussteucr  4/tv  die  Gewerbesteuer  %4  des  zeitweilig  auf  3 Hill.  fl. 

lixirten  Gesammtertrags  abwerfen.  Für  die  Grundsteuer  ergab  sich  so  2%  Mill.  fl. 
und  ein  Steuerfuss  von  11.729  % des  Reinertrags,  bei  der  Gebäudesteuer  von 
2.338  per  Mille  (nach  Rau,  — Procent?).  Mit  der  verschiedenen  Entwicklung  der 
betreffenden  Erträge  müssen  sich  solche  Quoten  nothwendig  verändern,  um  die  ein- 
zelnen Ertragsquellen  glcichmässig  zu  besteuern.  Das  ist  später  auch  in  Würtemberg 
geschehen.  Der  gegenwärtige  Vertheilungsscblüsscl,  über  dessen  Feststellung  freilich 
ein  lebhafter  Interessenstreit  zwischen  den  ßetheiligten  geführt  wurde,  ist:  für 

die  Grundsteuer,  je  u/iK  auf  die  Gebäude-  und  die  Gewerbesteuer  (von  jetzt  7.65  Mill.  M. 
Ertrag),  also  eine  Veränderung  zu  Gunsten  der  Grundsteuer  und  zu  Ungunsten  der 
Gewerbesteuer,  entsprechend  der  eingetretenen  wirtschaftlichen  Entwicklung.  (Ri ecke, 
Verfassung  u.  s.  w.  Würtembergs,  S.  192  ff.,  195.) 

In  Frankreich  sind  von  den  vier  grossen  directen  Steuern  drei,  die  Grund- 
steuer, die  Personal-  und  Wohnungssteuer  (impflt  personel  et  mobilier)  und  die  Thür- 
und  Fenstersteuer  Repartitions-,  nur  eine,  die  Gewerbe-  oder  Patentsteuer  eine  Quotitäts- 
steuer. (S.  darüber  Hock,  Fin.  Frankreich,  S.  140  ff;  jetzt  meine  Fin.  III,  §.  160). 

Bei  der  „Contingentirung“  von  Steuern  in  Preussen  ist  dem  Repartitionsprincip 
nur  zugleich  in  schärferer  Weise  eine  staatsrechtliche  Bedeutung  gegeben  worden. 
Die  Grundsteuer  wurde  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1861  auf  10  Mill.  Thlr.  Ge- 
sammtertrag  für  die  Monarchie  im  vor-06er  Umfang  festgestellt,  wozu  später  für  die 
neuen  Provinzen  weitere  3.2  Mill.  Thlr.  traten  (Gesetz  vom  11.  Februar  1870).  Es 
wurde  der  Boden  katastrirt,  um  den  Reinertrag  in  „verhäitnissmässiger  Gleichheit“  zu 
etmitteln  und  danach  jene  Summen  von  Oben  nach  Unten  auf  die  Prorinzen,  Kreise, 
Gemeinden  und  schliesslich  auf  die  einzelnen  Liegenschaften  zu  vertheilen.  Als 
nomineller  Steuerfuss  der  Grundsteuer  ergab  sich  so  9.574  %.  Dies  „Grundsteuer- 
Gontingent“  Ist  als  bleibender  Staatssteuerbetrag  gedacht.  Die  Gebäudesteuer  ist 
Quotitätssteuer  geblieben.  Durch  das  Gesetz  vom  25.  Mai  1873  ist  die  Classensteuer 
ähnlich  auf  1 1 und  mit  Einbeziehung  der  bisher  mahl-  und  schlachtsteuerpflichtigen 
Städte  auf  14  Mill.  Thlr.  contingentirt  worden.  Bei  der  weiteren  Reform  im  Jahre  1883 
(Gesetz  vom  26.  März  1883)  wurde  indessen  diese  Contingentirung  wieder  beseitigt 
und  so  die  Classensteuer.  soweit  sie  überhaupt  verblieb,  wieder  eine  reine  Quotitäts- 
steuer. Die  classificirte  Einkommensteuer  war  Quotitätssteuer  geblieben.  — Die  eigen- 
tümliche Bildung  von  „Steuergesellschaften“  läuft  innerhalb  der  im  üebrigen  auch 
als  Quotitätssteuer  eingerichteten  Gewerbesteuer  in  der  preussisclien  Gesetzgebung  auch 
auf  die  Festsetzung  von  „Gesammtsteuerschuldigkeiten"  für  „Gruppen  Gewerbetreiben- 
der“ oder  von  „Steuercontingenten“  für  sie  hinaus,  deren  Betrag  dann  auf  die  einzelnen 
Angehörigen  der  Gruppe  nach  bestimmtem  gesetzlichen  Maassstabe  unter  schätzungs- 


Digitized  by  Gc 


708  5.  B.  Allgem.  Steuerlehre.  5.  K.  Verwalt  1.  H.-A.  Grundlagen.  §.  301. 


woiser  Berücksichtigung  des  Geschäfts-  und  Betriebsumfangs  und  muthmaasslichen 
ltcinerlrags  des  einzelnen  Gewerbes  „repartirt“  wird.  — In  West-Oesterreich  hat 
die  neue  Grundsteuergesetzgebung  (1660,  1861)  ebenfalls  eine  Grundsteuerbauptsumme 
(37.5,  jetzt  35.2  Mill.  fl.)  festgesetzt,  die  allo  15  Jahre  revidirt  werden  soll  und  auf 
die  Kronländer  u.  s.  w.  repartirt  wird. 

Mit  der  Zollrcforni  ron  1879  ist  auch  im  Deutschen  Reiche  eine  Einrichtung 
eingeführt  worden,  die  auf  einem  verwandten  Gedanken  beruht.  Das  Keichsgesetz 
vom  15.  Juli  1879  §.  8 sichert  dem  Reiche  aus  dem  Ertrag  der  Zölle  und  der  Tabak- 
steuer ein  „Voraus“  ron  130  Mill.  M.  Was  darüber  hinausgeht,  wird  den  Einzel- 
staaten  nach  Maassgabe  der  Bevölkerung,  mit  der  sie  zu  den  Matricularbeitrigcn 
herangezogen  werden.  Überwiesen.  In  Preussen  ist  nun  ein  Gesetz  erlassen  worden, 
nach  welchem  bei  solchen  Ucberweisungen  eventuell  gewisse  Erlässe  an  der  Classen- 
und  Einkommensteuer,  weiterhin  eventuell  li Übertragungen  von  Theileu  der  Staats- 
Grund-  und  Gobäudesteuer  an  die  Oommunalverbände  stattlinden  sollen:  die  im  Text 
angedeutete  Beziehung  zwischen  directen  und  indircctcn  Steuern  nach  einem  Gedanken 
des  Kepartitionssystems  (Gesetz  vom  10.  Juli  1680.  mit  weiteren  Ausführungen  in 
anderen  Gesetzen;  so  u.  A.  die  „Lex  Hucne“  vom  14  Mai  1884,  s.  oben  S.  1061. 

Kau  erklärt  sich  gegen  die  Rcpartition:  „Die  Erwägung,  dass  cs  gerecht  ist, 
wenn  der  Steuerfuss  im  ganzen  Lande  gleichbleibt  CO,  und  dass  es  für  den  Steuer- 
pflichtigen eine  Erleichterung  ist,  wenn  der  Steuerfuss  nicht  oft  verändert  wird  (aber 
wenn  der  Finanzbedarf  es  fordert?),  führt  dahin,  dass  man  den  Quontäts-  („gleich 
angelegten“)  Steuern  im  Allgemeinen  den  Vorzug  geben  muss.  Bei  den  meisten  Auf- 
wandstcuem  ist  die  Vertheilung  einer  im  Ganzen  festgesetzten  Summe  gar  nicht  aus- 
fahrbar.“ Diese  Beweisführung  ist  nicht  überzeugend.  Kau  übersieht  auch  den 
Zusammenhang  beider  Besteuerungsinethoden  mit  allgemeineren  Verhältnissen  der 
Stcuerverwaltung,  namentlich  den  in  §.  301  erwähnten. 

Hock  erkennt  mit  Recht  die  Vorzüge  des  Kepartitionssystems  an  (S.  152).  „Es 
entsteht  dadurch,  sagt  er,  eine  gegenseitige  Geberwachung  und  ein  moralischer 
Hebel  für  Steuerpflichtige.  Schätzleutc,  Gemcindcvertreter,  welcher  wolilthätiger  wirkt, 
als  die  gchäuftesten  flscalischeu  Maassregeln,  und  anderseits  ist  durch  die  genaue  Er- 
mittelung der  Elemente,  auf  denen  die  Steuerpflicht  des  Einzelnen  beruht,  jeder 
Willkür  und  jeder  Einmengung  eines  der  allgemeinen  Gesetzgebung  fremden  Princips 
in  dio  Steuerbemessung  vorgebeugt.“ 

Koscher,  Ein.  §.  60,  ist  von  seinem  Standpunctc  historischer  Betrachtung 
aus,  indem  er  dabei  auf  das  „ältere  Repartirsystem “ (im  ständischen  Staate,  s.  oben 
S.  230)  hinweist,  dem  Iiepartitionsprincip  auch  für  die  Gegenwart  gerecht  geworden, 
(lohn,  Fin.  §.  377.  Schäffle  hat  wohl  gelegentlich  die  Bedenken  hinsichtlich  der 
Streitigkeiten  unter  den  Provinzen  u.  s.  w.  henrorgehoben  (Oesterreich,  Kronländer! 
Auch  nationale  Gegensätze.  Galicien!). 

In  eigentümlicher  Weise  ist  neuerdings  mit  dem  Contingentirungsprincip  auch 
auf  dem  Gebiete  der  Zuckcrbcsteuerung  experimentirt  werden,  um  gegenüber  dem 
System  der  sich  zu  Ausfuhrprämien  erhöhenden  Ausfuhrtcrgütungen  und  dem  raschen 
Fortschritt  der  Betriebstechnik  bei  gewissen  Steuerformen  (Rohstoff-,  Pauschalirungs- 
stcucr),  dem  Staate  eine  bestimmte  Minimal -Einnahme  aus  der  Steuer  zu  verborgen 
(Oesterreich;  Vorschläge  auch  in  Deutschland)  S.  darüber  J.  Wolf’s  genannte 
Arbeiten  und  die  Materialien  im  Finanzarchiv  (so  III,  43).  Das  österreichische  Gesetz 
vom  20.  Juni  1888  betr.  Zuckerbesteucrung  bestimmt  eine  Ersatzpflicht  der  Zucker- 
fabriken für  den  5 Mill.  fl.  übersteigenden  Betrag  der  Ausfuhrvergütungen  im  Jahre 
zu  Gunsten  dor  Staatscasse:  eino  auf  „Contingentirung"  und  „Rcpartition“  hinans- 
laufende  Einrichtung.  Trotz  der  sich  zeigenden  zum  Theil  misslichen  Folgen  solcher 
Bestimmungen  immer  ein  Bea-eis,  dass  man  es  hier  wieder  mit  einer  allgemeinen 
Frage  der  Steuerverwaltung  und  Technik  zu  thun  hat. 

§.  301.  Bei  den  gewöhnlichen  directen  Steuern,  den  Ertrags-, 
Einkommen-,  Vermögenssteuern,  theilweise  auch  bei  anderen  Steuern, 
hängt  die  Wahl  zwischen  Kepartitions-  und  Quotilätsbesteuerung 
noch  mit  anderen  Verhältnissen  der  Stcuerverwaltung  zusammen. 
Die  Repartitionsbesteuerung  lässt  sich  hier  passend  einmal  mit  einer 
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gewissen,  öfters  auch  sonst  erwünschten  Decentralisation  der 
Stenerverwaltung,  sodann  mit  einer  Vertheilung  der 
Steuerlast  durch  die  Steuerpflichtigen  selbst  unter 
sieb  in  Verbindung  bringen. 

Jene  Decentralisation  besteht  darin,  dass  man  die  Selbst- 
verwaltungskörper auch  für  die  dirccte  Staatsbesteuerung 
mit  in  Thätigkeit  setzt. 

Man  rcpartirt  die  ganze  Summe  einer  Staatssteucr  zunächst  auf  die  Provinzen, 
dann  die  Prorinzialquotc  auf  die  Kreise  und  krciscxcmtcm  Gemeinden  (Städte),  die 
Kreisquote  auf  die  Gemeinden.  Pie  weitere  Vertheilung  der  Provinzial-  und  Kreis- 
quoten auf  die  nächst  kleineren  Körper  kann  gleich  durch  Gesetz  oder  durch  die 
staatliche  Stenerverwaltung  auf  Grund  von  Katastcropcrationcn  u.  s.  w.  selbst  erfolgen, 
aber  auch  nach  gesetzlichen  Vorschriften  und  unter  Vorbehalt  etwaigen  Hecurses  au 
Staatsbehörden  oder  an  gewisse  Organe  des  höheren  Selbstvcrwaltungskörpers  durch 
die  Verwaltung  der  letzteren.  Es  lässt  sich  dabei  allenfalls  das  Princip  einer  Steuer- 
haftung  jedes  solchen  Körpers  für  seine  Stcucrquote  festsetzen  (g.  321).  Es  kann 
sich  dann  die  — übrigens  auch  bei  gewissen  directen  Quotitätssteuern  des  Staats 
vielfach  cmpfehlenswerthe  und  übliche  — Erhebung  der  Staatssteuern  durch  die 
Stcuererhebungsorganc  der  Communalbcsteucrung  (g.  322)  zweckmässig  anschliessen. 

Eine  solche  Decentralisation  hat  den  Vortheil,  die  Berück- 
sichtigung der  localen  und  zum  Theil  der  individuellen  Ver- 
hältnisse zu  erleichtern,  ohne  doch  den  Staat  in  seinem  Finanz- 
interesse zu  gefährden.  Sie  ist  auch  wohl  eine  richtige  Consequenz 
der  neueren  Organisation  der  Selbstverwaltung  überhaupt. 

Zur  richtigen  Vertheilung  der  Stencrsummen,  z.  B.  für  die  Grundsteuer,  auf  die 
Provinzen,  Kreise  und  Gemeinden  bedarf  cs  freilich  umfassender  landesstatistischer 
Aufnahmen,  Katasteroperationen  und  Veranlagungen  Seitens  des  Staats.  Da  cs  sich 
dabei  aber  wesentlich  nur  darum  handelt,  einen  Ve  rtheilun  gsschlussel  diesen 
ganzen  Gebietsthcilen  gegenüber  zu  erlangen,  nicht  unmittelbar  den  Steuersatz  der 
einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  bestimmen,  so  schaden  die  ohnehin  nie  zu  ver- 
meidenden Fehler  bei  jenen  Aufnahmen  nicht  so  viel.  Man  kann  sich  daher  mit 
einer  weniger  sorgfältigen,  mithin  auch  weniger  zeitraubenden  und  kost- 
spieligen Operation  begnügen.  So  gewinnt  man  noch  den  weiteren  Vortheil,  diese 
Operation  öfters  erneuern  oder  Einzelnes  revidiren  zu  können,  um  die  Haupt- 
verthcilung  der  betrcll'enden  Steuer  in  Uebereinstiminung  mit  den  local  so  verschieden 
eintxetcndcn  Veränderungen  der  Productionstcchnik,  des  Communicationswcsens , der 
Ertrags-  und  Einkommenhöhe  u.  s.  w.  zu  erhalten. 

Es  ist  derselbe  Gedanke,  der  den  grossen  ürundsteuerkatasteroperationen,  specioll 
der  doch  mehr  cursorischeu , als  wirklich  genauen  preussischcn,  zu  Grunde  liegt.  Man 
sollte  nur  nicht,  wie  gerade  in  Frankreich,  nach  dem  doch  nur  im  Ganzen  und  Grossen 
einigermaassen  brauchbaren  Kataster  die  Grundsteuer  auf  die  einzelnen  Liegen- 
schaften vertheilcn,  sondern,  nach  den  Vorschlägen  von  L.  Stein,  mir  u.  A.,  diese 
letzte  Vertheilung  auch  in  gewisser  Abweichung  vom  Kataster  durch  Gemeinde- 
commissionen , d.  h.  nach  dem  im  Folgenden  empfohlenen  System  vornehmen.  Siehe 
meine  Ausführung  hierüber  im  Schönbcrg’schen  Handbuch,  Abhandlung  dirccte  Steuern, 
2.  A„  S.  249.  Auch  unten  §.  SOS  fl) 

Die  letzte  Vertheilung  der  Stcuersumme  auf  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  durch  diese  selbst  oder 
wenigstens  unter  deren  unmittelbarer  Mitwirkung  mittelst  ent- 
sprechend gebildeter  Steuerveranlagungs- Commissionen  führt  dann 
erst  zur  Feststellung  des  Steuersatzes  für  jedes  Steuersubject  oder 
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Steuerobject  und  für  die  Steuereinheit.  Dabei  ergiebt  sich  öfters 
die  Möglichkeit,  die  individuellen  Verhältnisse  der  Steuerpflich- 
tigen angemessen  mit  zu  berücksichtigen,  was  bei  Personalsteuern, 
wie  den  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  in  hohem  Maasse  er- 
wünscht und  selbst  bei  Ertragssteuem,  wie  namentlich  der  Grund- 
und  Gewerbesteuer,  mitunter  das  einzige  Mittel  ist,  um  gewisse 
denselben  anhaftende  Mängel  zu  mildern  und  dadurch  diese  ganze 
Steuergattung  steuertechnisch  minder  unvollkommen  zu  machen. 

Allerdings  die  Verbindung  eines  Subjectsteuormoments  mit  der  Objectbesteuerung. 
z.  B.  bei  der  Feststellung  der  Steuerscbuldigkeiten  der  einzelnen  Grundsteuersubjecto. 
aber  eine  wohl  zu  rechtfertigende  Maassregel.  Mitunter  lässt  sich  hier  auch  bei  ge- 
wissen Steuern  eine  Gesammtsteuerschuldigkeit  eines  Kreises  von  Berufs- 
genossen bilden,  die  daun  nach  gewissen  gesetzlichen  Vorschriften  von  einem  Aus- 
schuss der  Betheiligten  auf  die  Einzelnen  vertheilt  wird:  das  kann,  gut  eingerichtet, 
ein  zweckmässiges  Mittel  sein,  um  den  Steuersatz  des  Einzelnen  seiner  jeweiligen 
wirklichen  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  nach  möglichst  richtig  festznstelien 
(preussische  Gewerbesteuer,  „Steuergesellschafton“). 

§.  302.  Der  Vorzug  des  Repartitionssystems  vor  der  Quoti- 
tätsbesteuerung  ergiebt  sich  aus  dem  Vorausgehenden  bereits  zur 
Geilüge.  Er  tritt  auch  noch  aus  folgenden  weiteren  Erwägungen 
hervor. 

a)  Das  Repartitionssysstem  entspricht  von  vorneherein  mehr 
dem  Wesen  des  öffentlichen,  besonders  des  Staatshaushalts. 

Der  Bedarf  Oberhaupt,  bei  Finanzwirthschaften  mit  bedeutenderem  Privat- 
erwerb und  Gebuhrenwesen  auch  gerade  der  gesammte  Stoucrbedarf  ist  schwankend. 
Nach  diesem  Wechsel  des  Bedarfs  muss  sich  notbwendig  die  Ertragssumme  auch  der 
einzelnen  Steuern  mit  richten  nnd  demgemäss  bat  der  Stcuerfuss  zu  wechseln. 
Das  wird  bei  den  Quotitätssteuern  leicht  vergessen,  durch  das  Kcpanitionssystem  in 
Erinnerung  erhalten:  ein  nicht  unwichtiger  finanzpolitischer  Gewinn,  — freilich  nur, 
wenn  man  in  der  Praxis  sich  nicht  verleiten  lässt,  wie  es  vielfach  geschehen  ist 
(französische  Grundsteuer,  preussische  u.  a.  m.),  das  Steucrcontingent  für  zu  lange 
Perioden,  eventuell  selbst  zunächst  für  unbestimmte  Zeit  „endgiltig“  festzustellen.  Das 
war  auch  der  Uebelstand  bei  den  ständischen  Steucrcontingenten  im  früheren  Territorial- 
steuerwesen. 

b)  Die  Finanzverwaltung  wünscht  mit  Recht  feste  »Steuersnmmen 
der  einzelnen  »Steuern,  um  die  möglichst  gesicherte  Ordnung  in  der 
Finanzwirthschaft  zu  erhalten.  Das  Repartitionssystem  bietet  dafür 
die  beste  Garantie,  wie  anderseits  für  folgenden  Punct:  das  Inter- 
esse einer  wirksamen,  namentlich  parlamentarischen  Finanzcontrole 
verlangt  ncmlich  ebenfalls  feste,  nicht  ins  Beliebige  durch  den 
Druck  der  Steuerschraube  und  durch  die  wirtschaftliche  Entwick- 
lung des  Landes,  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  höher  anwach- 
sende  .Steuersummen. 

Dabei  wird  die  Regierung  leicht  gegen  das  wahre  politische  und  finanzielle 
Interesse  zu  unabhängig  und  droht  die  Prüfung  der  Ausgaben,  namentlich  neuer  und 
vermehrter,  für  welche  die  Deckungsmittel  nun  schon  im  Zuwachs  der  bestehenden 
Steuern  vorhanden  sind,  an  Ernst  und  Gründlichkeit  zu  verlieren.  Die  „Contin  gon- 
tirung“  besonders  gewisser  Einkommen-,  Vermögens-  und  Ertragssteuem,  dieselbe 
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oder  eine  ähnliche  Einrichtung  bei  den  Verbrauchs-  und  Vorkehrssteuern,  z.  B.  in  der 
Weise,  dass  bei  dem  auf  Grnnd  bestimmter  fester  Steuersätze  wachsenden  Ertrag  im 
Falle  der  Ueberschrcitung  einer  gewissen  Summe  entweder  eine  neno  gesetzliche 
Regelung  der  Steuersätze  oder  eine  im  Voraus  bestimmte  Rcduction  derselben  oder 
eine  angemessene  Ermässigung  gewisser  directer  Steuern  erfolgen  muss  — , eine  solche 
Einrichtung  ist  daher  dem  Wesen  des  constitutionell  - monarchischen  Staats  ganz  an- 
gemessen und  kann  finanzpolitisch  empfehlenswert])  sein. 

c)  Das  Repartitionssystem  ruft  in  höherem,  aber  ganz  berech- 
tigtem Maasse  das  Interesse  der  Steuerpflichtigen  selbst  an  einer 
richtigen,  gleichmässigen  Vertheilung  der  Steuerlast  wach  und  bietet 
auch  dadurch  wieder  eine  Garantie  mehr  ftir  die  richtige  Fest- 
stellung der  Steuersätze. 

Denn  da  cs  sich  hier  um  Vertheilung  einer  festen  Stcuersumme  auf  gesetzlich 
bestimmte  Stcncrsubjecte  bez.  Objecte  handelt,  so  hat  jeder  einzelne  Steuerpflichtige 
ein  directes  Interesse  für  sich  selbst  daran,  dass  alle  Stcuersub-  und  objecte  vollständig 
und  richtig  ermittelt  und  mit  den  richtigen  Sätzen  getroffen  werden.  Jede  Aus- 
lassung, jede  zu  niedrige  Belegung  eines  Einzelnen  fuhrt  nothwendig  zu  einer  bolleren 
Belastung  der  fiebrigen.  Eine  gegenseitige  Controle,  eine  Hilfsleistung  der  Steuer- 
pflichtigen bei  der  Stcucrumlcgung  u.  s.  w.  wird  so  für  Jeden  räthlich , wie  sich 
namentlich  bei  der  liepartition  von  Gosammtsteuerschuldigkeitcn  kleiner  Kreise,  der 
Gemeinden , der  bcrufsgcnüssischen  Steuergescllschaften  zeigt.  Bei  der  Quotitäts- 
hestenerung  hat  der  Einzelne  an  der  richtigen  Besteuerung  des  Anderen  kein  un- 
mittelbares Interesse.  Man  konnte  vielleicht  hie  und  da  sittliche  Bedenken  gegen 
diese  Folgen  der  Repartitionsbesteucrung  hegen,  weil  Missgunst,  Neid.  Concurrenz, 
Bosheit  u.  s.  w.  hier  leicht  eine  Rolle  spielen.  Aber  gegenüber  einer  Öffentlich- 
rechtlichen  und  sittlichen  Pflicht,  wie  der  Steuerpflicht,  deren  geordnete  Erfüllung 
Seitens  aller  Glieder  der  Staatsgemeinschaft  die  Voraussetzung  des  Gedeihens  der 
letzteren  ist,  kann  die  gegenseitige  Wachsamkeit  darüber,  dass  Jedermann  dieser  Pflicht 
richtig  nachkomme,  doch  an  sich  nur  als  berechtigt  bezeichnet  werden.  Ich  stimme 
daher  im  (ianzen  v.  Hock  in  seinem  oben  erwähnten  günstigen  Urtheil  Uber  das 
Repartitionssystcm  bei , — auch  trotz  der  Bedenken , die  sich  bei  der  practisclien 
Durchführung,  so  in  Frankreich,  gezeigt  haben,  aber  nicht  das  System  als  solches, 
sondern  dabei  nebenlaufcnde  Um-  und  Uebelstände  betreffen  (s.  Fin.  III,  S.  425). 

§.  303.  — 2.  Feststellung  der  Steuersätze  bei  deu 
indirecten,  den  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern. 

Bei  diesen  Stcacrn,  von  welchen  die  genannten  beiden  Arten 
„indireete“  im  zweiten,  administrativ-technischen,  die  Verbrauchs- 
steuern zugleich  regelmässig  auch  im  ersten,  im  Sinne  vom  Steuer- 
zahler zu  tiberwälzender  Steuern  sind,  hat  man  es  unmittelbar 
gewöhnlich  nur  mit  Quotitätssteuern  zu  thun. 

Daria  liegt  verglichen  mit  den  erwähnten  anderen  Steuern  wieder  ein  Maugcl 
dieser  beiden  Steuergattungeu.  Einer  „ Contingentirung“  der  Steuererträge , so  dass 
bei  höherem  Ertrage  Erinässigungon  der  Steuersätze  dieser  oder  anderer  Steuern,  bei 
geringerem  Ertrage  entsprechende  Erhöhungen  dieser  Sätze  eintreten  müssen,  steht 
aber  an  sich  nichts  im  Wege.  Ja,  dieselbe  hat  ihre  Vortheile,  ebenso  wie  bei  den 
directen  Steuern.  Die  erwähnten  neueren  bezüglichen  Versuche  in  der  Zacker- 
besteuernng  liefern  ein  Beispiel,  wie  man  hier  das  Contingcntirungsprincip  ein- 
richten kann. 

Der  Gesetzgeber  muss  hier  die  Steuersätze  nun  für  jedes  Ob- 
ject, bez.  jede  Steuereinheit  selbst  nach  seinem  Ermessen  festsetzen, 
rationeller  Weise  in  Gemässheit  der  Grundsätze,  welche  für  die 

A.  Wagner,  Finanz« itaenaehaft.  II.  2.  Aufl.  46 
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Einrichtung  der  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern  maassgebend  sein 
sollen  (§.  229,  286  ff.)  und  mit  steter  Rücksicht  auf  die  Gestaltung 
des  ganzen  Steuersystems. 

Denn  von  diesem,  besonders  von  den  Arten  der  Ertrag-,  Einkommen-  und  Ver- 
inögenstcuem , von  der  Hohe  der  Steuerfilsse  derselben  u.  s.  w.  hängt  es  mit  ab,  ob 
und  welche  und  wie  hohe  Verkehrs-  und  Verbrauchssteuern  zulässig  sind.  Da  man 
hier  bei  ganz  neuen  Steuern  und  bei  ltcformen  in  den  alten,  namentlich  bei  Ver- 
änderungen der  Steuersätze  mit  vielen  unbekannten  oder  unsicheren  Factoren  rechnet, 
in  Bezug  auf  den  schlicsslichen  Ertrag  der  Steuern  so  wie  auf  ihre  Einwirkung  auf 
die  steuerpflichtigen  Subjecte  und  Objecte,  so  werden  öfters  Tarifoxpc  ri  men  te 
und  Provisorien  in  den  Tarifen  empfehlenswert!)  sein,  um  nach  dem  Erfolge  auch 
in  kürzeren  Perioden  Aenderungen  vorzunehmen  (§.  60). 

Die  weiteren  Fragen  der  Steuerverwaltungstechnik  beziehen 
sich  auf  die  Steuertarife  und  auf  die  Feststellung  der 
Steuersätze  als  Werth-  oder  als  specifische  Sätze. 

S.  besonders  v.  Hock,  öffentliche  Abgaben  S.  131  ff.  Ueber  die  Torminologie 
oben  §.  90.  Ob  und  wie  weit  die  „indirecten“  Steuern  mit  Neumann  und  mit 
der  französischen  Praxis,  kurzweg  als  „Tarifsteuern",  im  Unterschied  von  den 
„directen"  Steuern  als  „Katastersteuern“,  aufgefasst  oder  selbst  dehnirt  werden 
dürften,  ist  oben  in  §.  9S — 100  erörtert,  aber  diese  Auffassung  dort  nicht  ganz  an- 
genommen worden  (S.  243). 

a)  Förmliche  Tarife  sind  bei  den  „indirecten"  Steuern,  bei 
den  Verbrauchssteuern,  namentlich  bei  den  Zöllen,  mitunter  auch 
bei  den  inneren  Accisen,  besonders  den  Thorstcuern,  anch,  in 
geringerem  Umfang,  bei  anderen  (Zucker,  Tabak),  sodann  bei  den 
Verkehrssteuern  in  Stempelform  (Stempeltarife)  und  in 
Form  von  Register-  und  Eintragungsabgaben,  aber  auch 
bei  Erbschaftssteuern,  directen  Gebrauchs-  und  Luxus- 
stenern u.  dgl.  meistens  wegen  der  Zahl  und  Verschiedenheit  der 
Steuereinheiten  und  Steuersätze  zu  bilden. 

Je  complicirter  namentlich  die  Bezollung  ist,  je  mehr  Stufen- 
zölle für  verschiedene  Sorten  und  Qualitäten  einer  Waare  ein- 
gerichtet werden  (feinere  Schutzzölle,  z.  B.  Gespinnste,  Gewebe), 
eine  desto  schwierigere,  aber  auch  nicht  unwichtige  Sache  ist  alsdann 
schon  die  formelle  Anordnung  des  Tarifs  für  den  practischen 
Gebrauch. 

Grosso  „auitlicho  Waaren verzeich nisse“  müssen  dann  hinzu  kommen, 
um  die  richtige  Kubricirung  jeder  Waare  unter  die  gesetzliche  Tarifposition  und  den 
betreffenden  Tarifsatz  sicher  zu  stellen.  Leichte  und  bequeme  Uebcrsicht  bleibt  immer 
für  das  Publicum  und  für  die  Steuerverwaltung  ein  wichtiges  Desiderat  in  Betreff  des 
Tarifs.  Aber  complicirte  Zolltarife  mit  zahlreichen  und  abgestuften  Schutzzöllen  und 
Stempel-  und  ähnliche  Tarife  bieteu  hier  vielo  Schwierigkeiten. 

Man  unterscheidet  bei  diesen  Tarifen  den  alphabetischen 
und  den  systematischen. 

Jener  empfiehlt  sich  wohl  namentlich  bei  einer  kleineren  Zahl  nicht  allzu  zahl- 
reich ahgestufter  Tarifsätze,  so  bei  einem  reinen  Finanzzollsystom.  Der  systematische 
eignet  sich  mehr  für  ein  verwinkelteres  Zoll-,  Thorsteuer-,  dann  auch  für  ein  Stempel- 
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System,  z.  B.  bei  zahlreichen,  vielfach  abgestuften  Schutzzöllen,  bei  einem  mannig- 
faltigen Thorsteuertarif,  bei  feinerer  Unterscheidung  der  Rechtsgeschäfte,  welche  ver- 
kelirssteuerpflichtig  sind,  bei  mannigfaltigen  Stempeln  (§.  72).  Der  heutige  deutsche 
Zolltarif  rom  15.  Juli  1879  ist  als  alphabetischer  Tarif  kaum  mehr  zweckmässig. 
Ueber  die  ungeheuerliche  Rubrik  Nr.  25  „Material-  und  Specerei-,  auch  Conditor- 
waaren  und  andere  Consumptibilien  (sic!)"  urtheilt  v.  Hock  S.  13S  sehr  richtig. 

b)  Werth-  und  speei  fische  Steuersätze. 

Der  streng  rationelle  Steuersatz  für  Waaren,  welche  in 
der  Form  von  Ziillen  oder  inneren  Steuern  einer  Verbranchsbesteuer- 
ung unterliegen,  ist  der  Werthsteuersatz,  also  beim  Zoll  der 
Werthzoll:  eine  Quote  (Procentsatz)  von  dem  nach  gesetz- 
licher Vorschrift  ermittelten  Werth.  Der  Werthsteuersatz  allein  ent- 
spricht bei  den  Finanz  Zöllen  wie  den  Schutzzöllen  und  den 
inneren  Verbrauchssteuern  dem  Princip  der  Gleichmässig- 
keit,  weil  er  allein  ein  genau  richtiger  Qualitätsfuss  ist 
(§.  273)  und  bei  Schutzzöllen  ausserdem  dem  Zweck,  welchen 
man  bei  diesen  in  wirthschaftspolitiscber  Hinsicht  verfolgt.  Aber 
die  practischen  Schwierigkeiten  einer  sicheren  Durchführung 
dieser  Werthbesteuerung  sind  in  der  Regel  sehr  gross,  so  dass  man 
meistens  besser  daran  thut,  öfters  genöthigt  ist,  sich  mit  sogenannten 
specifisehen  Steuer-  und  Zollsätzen  zu  begnügen. 

a)  So  namentlich  bei  den  inneren  Verbrauchssteuern. 

Hier  hat  sich  nur  ausnahmsweise  bei  Steuerformen  im  Anschluss  an  die  private 
Production  eine  W'erthbesteuernng  möglich  erwiesen  (französische  Weinbestcucrung, 
sogenannte  Detailgebuhr,  Fin.  III,  §.  257).  Die  Ermittlung  der  richtigen  Werthe,  die 
Sicherung  vor  Hintergehungen  ist  zu  schwierig,  die  Controlc  zu  lästig  für  alle  Be- 
theiligten. 

Bei  Thoraccisen  u.  dgl.  mit  Wertbsteuersätzen  würden  die  Schwierigkeiten, 
Unsicherheiten  und  Vcrkehrsbclästigungen  nach  der  Natur  der  meisten  hier  besteuerten 
Artikel  noch  grösser  sein  als  bei  den  Zollen. 

Nur  die  Monopolisirung  gestattet  bei  der  inneren  Vcrbrauchsbesteucrung 
die  rationellere  Werthbesteuerung,  wie  schon  früher  mehrfach  horvorzuheben  war. 

ß)  Bei  den  Zöllen  ist  in  grösserem  Umfang  von  dem  Werth- 
zoll Gebrauch  gemaeht  worden,  namentlich  bei  Schutzzöllen. 

Früher  vielfach,  bis  in  neuere  Zeit  z.  B.  in  Frankreich  (Fin.  111,  §.  315  ff.), 
noch  jetzt  in  Nordamerica;  einzelne  Fälle  kommen  auch  in  Tarifen  vor,  welche  sonst 
vornemlich  specifischc  Sätze  haben.  Aber  auch  hier  ergeben  sich  doch  bei  den 
meisten  Artikeln  überwiegende  Bedenken  und  iu  manchen  Ländern  gestatten  die  Ver- 
kchrsverhältnisse  den  Werthzoll  vollends  nicht  wohl.  Man  muss  gewöhnlich  die  eigenen 
Angaben  des  Steuerpflichtigen  mit  gewissen  Cautelen  gegen  die  niedrige  Bewcrthung 
zu  Grunde  legen.  Das  Interesse  des  Pflichtigen  ruft  hier  grosse  Versuchungen  wach. 
Die  amtlichen  Beglaubigungen  dos  Werths  durch  Atteste  der  Heimathsbehörden  des 
Productionsorts,  die  consularischen  Certificate  schaffen  grosse  Belästigungen  und  doch 
keine  ausreichende  Sicherheit  für  richtige  Werthangabcn.  Die  Zollbeamten  bedürfen 
einer  grossen  Waaren-  und  Marktkenntniss,  um  nicht  getäuscht  zu  werden.  Eine 
(ileichmässigkeit  der  Bezollung  in  verschiedenen  Zollämtern  ist  schwer  zu  verbürgen. 
Bestechungen  des  Zollpcrsonals  droben  leicht.  Eidesstattliche  Versicherungen  der 
Steuerpflichtigen  sind  vollends  in  diesen  Dingen  sehr  misslich.  Betreffende  Vorschriften 
führen  leicht  zum  förmlichen  Uoberwuchem  falscher  Eide  (Nordamerica,  „Zollhauscido“). 
Auch  die  ehrlichen  Geschäftsleute  unterliegen  grossen  Nachthcilcn  bei  der  Unsicherheit 
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der  Bewerthung,  den  Schwankungen  der  Preise,  bei  dem  etwaigen  Vorkaufsrecht  der 
Beamten  in  Bezug  auf  die  vermeintlich  zu  niedrig  declarirten  Waaren.  Ein  solches 
Vorkaufsrecht,  wobei  dann  die  Waare  zum  Dcclarationspreiso  mit  einem  massigen, 
den  Handelsgewinn  darstellenden  Zuschläge  (z.  B.  5 — 10%)  Übernommen  werden 
darf,  giebt  anderseits  der  Verwaltung  doch  kein  genügendes  Mittel,  richtige  Decla- 
rationen herbeizuführeu , in  die  Hand.  Denn  seine  Geltendmachung  ist  mit  zu  vielen 
Gefahren  und  Milben  verbunden  (s.  Uber  Frankreich  Fin.  III,  S.  811).  Je  mehr  sich 
der  Verkehr  decentralistisch  auf  eine  grosso  Reihe  von  Zollämtern  zersplittert  (Deutsch- 
land im  Vergleich  mit  England,  Frankreich),  desto  misslicher  und  desto  ungleich- 
mässiger  wird  die  Werthbezollung.  Die  Beschränkung  der  Einfuhr  auf  eines  oder 
wenige  Hauptämter,  wo  das  sachkundigste  Personal  ist,  belästigt  wieder  den  Verkehr, 
vertbeuert  ihn  und  wirkt  für  die  einzelnen  Landestheile  nicht  gleichmässig  (Pariser 
Zollamt  in  Frankreich,  Fin.  III,  S.  811).  Kommt  ein  unzuverlässiges  Beamtenpersonal, 
eine  ohnehin  laxe  geschäftliche  Moral  in  den  Geschäftskreisen  hinzu,  so  drohen 
schlimme  Uebclstände  einzureissen  (Nordamerica). 

Man  muss  deshalb  nothgedrungen  in  der  Regel  die 
inneren  Verbrauchssteuersätze  und  die  Zoll-  und  Thorstenersätze 
als  sogenannte  speei fische  feststellen,  d.  h.  nach  gewissen  Ein- 
heiten des  Maass-  und  Gewichtssystems,  nach  dem  Volumen,  dem 
Flächenmaass,  vor  Allem  nach  dem  Gewicht,  als  Gewi chtszölle 
u.  s.  w.,  ungefähr  so  hoch  als  der  richtige  Werthzoll  sein  sollte. 
Leichtere  und  sicherere  Anwendung  dieser  Zölle  für  den  Verkehr  und 
Seitens  der  Keamten  ist  hierbei  der  steuertechnisch  bedeutungsvolle 
Gewinn.  Die  grosse  neue  Schwierigkeit  liegt  hier  nur  in  der  Be- 
rücksichtigung der  Sorten  und  Qualitäten  jedes  solchen  Artikels, 
welcher  erhebliche  Unterschiede  in  dieser  Hinsicht  hat,  wie  gerade 
die  wichtigsten  Finanzzölle  (Kaffee,  Thee,  Zucker,  Wein,  Tabak) 
und  wie  nicht  minder  wichtige  Schutzzölle  (Gespinnste,  Gewebe, 
Metallarbeiten  u.  a.  in.).  Eine  Abstufung  der  Sätze  danach  oder 
ein  „Qualitäts-(Sorten-)Fnss“  ist  principiell  wieder  geboten, 
practisch  in  der  Regel  aber  bei  eigentlichen  Finanzzöllen  und 
inneren  Verbrauchssteuern  höchstens  in  einzelnen  Fällen  und  in 
geringem  Maasse  (Zucker),  meistens  gar  nicht  möglich  und  auch 
bei  Schutzzöllen,  wenn  auch  eher  ausführbar,  doch  wiederum  mit 
vielen  Umständen,  Contrnlen,  steuertechnischen  Schwierigkeiten, 
ähnlich,  wenn  auch  nicht  in  demselben  Maasse  wie  der  Werthzoll 
selbst,  verbunden. 

Denn  die  Merkmale  der  Unterscheidung  sind  nicht  einfach,  die  Beamten  zur 
Anlegung  der  Dualitätssätze  nicht  immer  sachkundig  genug,  Betrügereien  drohen 
wieder  zu  leicht.  Überhaupt  stellen  sich  viele  ähnliche  Schwierigkeiten  wie  bei  der 
Werthbestenerung  ein.  Etwas  günstiger  liegt  die  Sache  bpi  den  Schutzzöllen  auf 
Fabrikate  und  Halbfabrikate,  wo  eine  rationelle  Abstufung  der  speciGschen  Zölle 
leichter  ist,  weil  sich  sicherere  Unterscheidungsmerkmale  der  Dualitäten  u.  s.  w.  nach 
technischen  Momenten  eher  angeben  und  in  der  Praxis  durchfuhren  lassen.  Aber 
auch  hier  muss  man  sich  mit  einem  gewissen  Maasse  der  Abstufung,  das  an  sieb, 
nach  der  Werthdiliercnz,  noch  nicht  genügt,  begnügen  und  selbst  dabei  kommen  wieder 
manche  neue  Schwierigkeiten  und  Uebclstände  zum  Vorschein.  Namentlich  wird  auch 
liier  die  ganz  gleichmässigc  Behandlung  der  Waaren  an  verschiedenen  Aeintern  nicht 
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so  leicht  sicher  gestellt  werden  können  oder  man  muss  wiederum  in  vorkehrstörender 
und  vertheuernder  Weise  die  Verzollung  nur  in  gewissen  Aemtern  mit  einem  specifisch 
ausgebildcten  und  geübten  Personal  znlassen.  Das  wurdo  z.  B.  gleich  bei  den  neuen 
erhöhten  und  genauer  abgestuften  Zollsätzen  auf  Baumwoll-  und  Leinengarn  im 
deutschen  Zolltarif  von  1 879,  Gesetz  vom  15.  Juli  1879  §.  3,  vorgesehen. 

c)  Von  noch  weiteren  Schwierigkeiten  nnd  Mängeln 
bei  der  Besteuerung  nach  specifischen  Steuersätzen  sind  noch 
folgende  beiden  hervorzuheben  (vgl.  §.  275,  276). 

a ) Bei  ein  und  derselben  Waare  im  Zustand  des  Rohstoffs, 
des  Halb-  und  des  Gauzfabrikats  (Tabak,  Zucker,  — indu- 
strielle, bescbntzzollte  Prodnete)  ergeben  sich  wieder  Schwierig- 
keiten, die  betreffenden  specifischen  Steuer- und  Zollsätze 
und  die  etwaigen  Rückvergütungen  bezahlter  Abgaben  für  ins 
Ausland  ausgeführte  Erzeugnisse,  in  richtiges  Verhältnis 
zu  einander  zu  bringen. 

Schon  weil  man  sich  dabei  an  technisch -ökonomische  Durchschnittsverliält- 
nissc  halten  muss,  kann  man  keine  genaue  Richtigkeit  der  Sätze  erzielen.  Daraus 
entstehen  aber  nachtheilige  Folgen  filr  die  Finanzen  oder  für  die  betheiligten  Pro- 
ductionszweigc.  Die  Einfuhr  einer  Waare  (Zucker)  wird  z.  B.  in  derjenigen  Ver- 
arbeitungsstufe begünstigt,  wo  sic  den  geringsten  Zollsatz  zahlt:  alles  Consequonzcn 
des  ganzen  Systems  der  Verbrauchssteuern,  der  Besteuerung  beim  Producentcn  und 
im  Transport  (Grenzpassage) , der  specifischen  Zoll-  und  Steuersätze.  Man  kann 
hier  nach  den  Fortschritten  der  Technik  und  nach  den  gemachten  Erfahrungen  wohl 
allmählich  Manches  verbessern.  Das  Einzelne  wird  sich  ganz  nach  den  technischen, 
den  Productions-  und  Absatzverhältnissen  jedes  einzelnen  Artikels  richten.  Aber  die 
meisten  der  angedeuteten  Mängel  möchten  sich  besten  Falls  nnr  vermindern,  selten 
ganz  beseitigen  lassen. 

ß)  Ganz  besondere  Schwierigkeiten  macht  hier  eine  richtige 
Feststellung  der  Steuersätze  bei  solchen  inneren  Verbrauchs- 
steuern, welche,  statt  in  der  Form  der  reinen  oder  wahren  „Fabri- 
katsteuer“ nach  dem  fertigen  Fabrikat,  — d.  b.  allerdings  streng 
genommen:  nicht  nur  nach  dessen  Quantum,  sondern  auch  nach 
dessen  Qualität,  eine  vollends  selten  erreichte  Bestcuerungs- 
methode  — vielmehr  nach  dem  Rohstoff  oder  nach  Betriebs- 
verhältnissen der  Production  bemessen  werden:  Steuerformen,  welche 
namentlich  bei  einigen  der  wichtigsten  dieser  Steuern,  auf  Bier, 
Spiritus  und  Branntwein,  Zucker,  Tabak  vielfach  üblich  sind  und 
nicht  selten  gewisse  steuertecbnische  und  productionstechnische  Vor- 
züge bieten  (§.  145). 

Die  verschiedenen  Qualitäten  des  Rohstoffs,  nach  Ort  und  Zeit,  die  ungleiche  be- 
triebstechnische Entwicklung  der  einzelnen  Unternehmungen  und  manches  Andere 
bewirken,  dass  der  liemliche  Steuersatz  des  Rohstoffs  u.  s.  w.  das  fertige  Product  bei 
den  verschiedenen  Fabrikanten  ganz  verschieden  trifft  und  Uborhaupt  nach  den  tech- 
nischen Fortschritten  in  der  Gewinnung  der  geeignetsten  Rohstoffe  und  in  dor  Fabrikation 
niemals  ein  ganz  feststehendes,  z.  B.  das  vom  Gesetzgeber  in  Aussicht  genommene 
Vcrhältniss  zu  demjenigen  Steuersatz  hat,  mit  dem  man  eigentlich  das  Fabrikat  zu 
treffen  beabsichtigt.  Nicht  einmal  die  Besteuerung  des  Rohstoffs  nach  einem  Qualitäts- 
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steuerfuss  (Tabak!  Zuckcrhaltigkeit  der  Kilben)  pflegt  wegen  der  oben  angedeateten 
Schwierigkeiten  statt  zu  linden. 

Als  Ziel  muss  daher  bei  diesen  Steuern  die  Fabrikatsteuer 
hingestellt  werden,  womöglich,  wenn  nicht  in  Verbindung  mit  einer, 
hier  wieder  .besonders  schwierigen  Werthbesteuerung,  so  doch  mit 
einem  Qualitätssteuerfuss , namentlich  für  Zucker,  Tabakfabrikate. 
Aber  die  Wahl  dieser  an  sich  richtigsten  Steuerfonn  setzt  eine  Ent- 
wicklung der  Steuertechnik,  zum  Theil  auch  der  Produclionstechnik 
voraus  und  ist  ausserdem  an  Bedingungen  der  Wirthschaftsentwiek- 
lung  gebunden,  welche  nicht  immer  vorhanden  sind  und  sich  nicht 
stets  beschaffen  lassen.  Daher  muss  man  wiederum  öfters  bei  un- 
vollkommeneren Bestcuerungsmethoden  verbleiben,  dann  aber  auch 
jene  misslichen  Conset] uenzen  der  rohen  specilischen  Steuer-  und 
Zollsätze  binnehmen,  namentlich  bezüglich  der  an  sich  gar  nicht 
gewollten  Begünstigung  der  wohlhabenderen  Classen  (§.  273). 


Zweiter  Hauptabschnitt. 

Die  Ausführung  der  Bostouerung. 

1.  Abschnitt. 

Die  Veranlagung  der  Steuern  oder  die  Ermittlung  der  Tlialsachen  zur 
Feststellung  und  Bemessung  der  Steuerschuldigkeitcn. 

§.  304.  Einleitung.  Die  oben  unterschiedenen  vier  Auf- 
gaben der  Steucrverwaltung  zur  Ausführung  der  Besteuerung  — 
Veranlagung,  Erhebung,  Controle,  Steuerstrafwesen  (§.  245)  — spe- 
cialisiren  sich  wieder  nach  dem  Wesen  der  Steuergattungen 
und  jeder  einzelnen  Steuer.  Dabei  ist  hier  näher  anzuknüpfen 
an  die  Unterscheidung  der  Steuern  in  die  beidcu  grossen  Gruppen 
der  „directen“  und  „indirecten“  im  administrativ-tech- 
nischen Sinne  dieser  Ausdrücke.  Eine  Unterscheidung,  welche 
sich  gerade  hier  allerdings  von  weittragender  Bedeutung  erweist, 
wobei  aber  immer  der  eigentümlichen  Mittelstellung  der  „an 
den  Productioushetrieb  sich  anschliessenden“  inneren  Verbrauchs- 
steuern gebührende  Rücksicht  zu  schenken  ist. 

S.  oben  §.  US — 100.  Gerade  die  Wichtigkeit  dieser  Unterscheidung  für  diose 
Kragen  der  Steuerverwaltung  und  Technik  hat  mich  mit  bestimmt,  diesen  Sinn  den 
Ausdrucken  untorzulegcn.  Im  Wesentlichen  hatte  ich  die  Unterscheidung  selbst  übrigens 
schon  in  der  1.  Auflage  (S.  006  fl.)  ebenso  gemacht,  trotz  der  dortigen  Ablehnung 
der  Namen  „directe“  und  „indirecte"  Steuern  dafür.  Die  Begründung  der  Beibehaltung 
dieser  Ausdrucke  zugleich  im  alteren  Sinne,  als  „nicht  zu  ilberwlllzender"  und  „zu 
uberwaUeiider"  Steuern  ist  in  §.  07  IT.,  100  gegebou  worden.  Ich  bleibe  dabei,  ob- 
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wohl  ja  die  Benutzung  solcher  Ausdrücke  als  technischer  in  einem  Doppelsinn  manches 
Missliche  hat,  wie  sich  im  vorigen  Abschnitt  auch  mehrfach  ergab.  Das  ist  aber  ein 
geringerer  Uebelstand,  als  die  Einftlhrung  neuer,  ganz  ungebräuchlicher  Ausdrücke  oder 
als  das  völlige  Fallenlassen  der  einen  oder  der  anderen  Bedeutung,  wie  es  in  ver- 
schiedener Weise  die  Aelteren,  so  Kau,  und  Neuere,  wie  Neumann.  thun. 

Auch  die  Stcucrform  des  Monopols  steht  vielfach  anders  als  die  sonstige 
Verbrauchsbesteuerung,  nemlich  die  (irenzzölle  und  die  Thoraccisen,  da.  Wo  z.  B. 
beim  Tabakmonopol  wie  Üblich  der  Tabakbau  Privaten  üherlassen  ist,  da  ergeben 
sich  für  die  Verwaltung  diesen  Tabakproducenten  gegenüber  wieder  in  einigen  wesent- 
lichen Fuucten,  besonders  in  Bezug  auf  die  Ermittlung  der  Steuersub-  und  objecte,  ähn- 
liche Aufgaben  wie  bei  den  Ertragssteuern  und  wie  bei  den  in  diesem  Puncte  den  letzteren 
nahe  stehenden,  sich  unmittelbar  an  den  Productionsbetrieb  einzelner  privater  Unter- 
nehmungen anschliessenden  Verbrauchssteuern. 

Die  folgende  Untersuchung  zerfällt  daher  insbesondere  in  Be- 
treff der  in  diesem  Abschnitt  zn  behandelnden  Veranlagung  der 
Steuern  in  diejenige  bezüglich  der  directen  und  der  indirecten 
Steuern  in  dem  oben  in  §.  98  festgestellten  Sinne,  welcher  hier  ge- 
nau nach  seiner  früheren  Erläuterung  in  Betracht  kommt. 

Jones  sind  demnach  nemlich  Steuern , welche  nach  feststehenden  oder  als  fest- 
stehend geltenden  und  regelmässig  auch  wirklich  einigermaassen  feststehenden  und 
deshalb  im  Voraus  ermittelbaren  Thatsachen,  daher  vorncmlicb  nach  Katastern, 
dieses , die  indirecten , sind  Steuern , welche  nach  einzelnen  wechselnden , vorüber- 
gehenden, mehr  oder  weniger  zufälligen,  deshalb  nicht  im  Voraus  zu  ermittelnden 
Thatsachen,  im  Falle  des  Eintritts  nach  Tarifen,  veranlagt  und  erhoben  wurden. 
Die  hier  zu  betrachtenden  directen  Steuern  sind  namentlich  die  Schatzungen, 
die  Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erworb,  also  dieSubjcct-,  Personal-, 
Einkommen-,  sowie  die  Object-,  Ertrags-,  Kealsteuern,  ferner  die  Steuern 
auf  den  Besitz,  die  Vermögens-,  directen  Gebrnnchssteucrn.  Die  hierher- 
gehörigen indirecten  Steuern  sind  vomemlich  die  Zolle,  besonders  die  Einfuhr- 
zölle, die  Thorsteuern,  in  gewissen  F'ällcn  die  sonstigen  inneren  Verbrauchs- 
steuern, ferner  die  Verkehrssteuern  (Stempel-,  Registerabgaben),  die  Erb- 
schaftssteuern, Spielgcwinnstcucrn , in  gewissen  Fällen  diu  Conjun  cturen  - 
gewinnsteuem.  Zwischen  beide  Gruppen  der  directen  und  indirecten  Steuern  in 
diesem  Sinne,  mit  beiden  Einiges  gemeinsam  habend,  stellen  wir  dio  inneren  Ver- 
brauchssteuern, welche  sich  an  den  Productionsbetrieb  anschliessen. 

.Hier  in  der  allgemeinen  Stenerlelire  erfolgt  absichtlich  eine  Beschränkung 
der  Erörterung  bloss  auf  das  jede  dieser  grossen  steuertechnischen  Gruppen  Eigen- 
tümliche, unter  Ezemplification  an  den  Hauptarien  jeder  Gruppe.  Weiteres  über 
letztere  und  insbesondere  Uber  die  einzelnen  zu  einer  Hauptart  gehörenden  Steuern 
ist  der  specicllcn  Steuerlehrc  vorzubehaltcn. 

I.  — §.  305.  Die  Veranlagung  der  directen  Steuern. 

Die  Aufgabe  der  Veranlagung  aller  Steuern  lässt  sich  wieder 
in  eine  dreifache,  nemlich  in  Bezug  auf  die  Steuersubjecte, 
die  Steuerobjectc  und  die  Steuersätze,  gliedern.  Jede  dieser 
drei  Specialaufgaben  gestaltet  sich  vor  Allem  nach  den  grossen 
Steuergruppen,  den  directen,  indirecten  Steuern  u.  s.  w.,  verschieden. 
Wir  behandeln  sie  jetzt  zunächst  ftir  die  directen. 

A.  Feststellung  der  Steuersubjecte. 

Hier  concurrircn  drei  Methoden,  die  amtliche  Nach- 
forschung nach  den  Subjecten  jeder  betreffenden  Steuer,  die 
Verpflichtung  dritter  Personen,  gewisse  (unbedingt  oder 
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eventuell)  Steuerpflichtige  bei  der  Steuerbehörde  (bez.  der  als  solche 
fungirenden  Verwaltungsbehörde)  behufs  Steuerveranlagung 
anzumelden  („Meldangabe“  in  diesem  Sinne)  und  die  Ver- 
pflichtung der  Steuersubjecte  selbst  zur  eigenen  An- 
meldung behufs  ihrer  Veranlagung  für  die  Steuer.  Alle  drei 
Methoden  lassen  sich  mit  einander  verbinden. 

Die  erste  kann  aber  bei  einigen  Steuorn,  den  Personalstcucrn,  auch  allein  be- 
nutzt werden,  namentlich  wenn  ein  polizeiliches  Meldeweson  für  die  Zwecke  der 
inneren  Verwaltung  schon  besteht,  dessen  Ergebnisse  hinlänglich  zuverlässig  erscheinen 
(.vgl.  Grundlegung,  Abschnitt  vorn  Zugrecht,  besonders  2.  A.  S.  44b);  auch  wohl, 
wo  durch  häufigere  zuverlässige  Volkszählungon  in  kürzeren  Perioden 
eine  genügende  Feststellung  des  Personalbestands  der  Bevölkerung  erfolgt  Ein  polizei- 
liches Mcidewesen  wird  regelmässig  eine  Meldepflicht  bestimmter  dritter  Personen, 
wie  der  HauseigcnthUmcr.  Vermiethcr,  Herbcrgswirthe  u.  dgl.  m. , in  Bezug  auf  die 
bei  ihnen  wohnenden,  einziehenden.  Übernachtenden  Personen  enthalten.  Wo  es  fehlt 
kann  die  zweite  Methode  auf  Grund  solcher  Meldepflicht  derselben  Personenkategorieen 
eintreten , mit  entsprechender  Haftbarkeit  der  Meldepflichtigcn  für  unterbliebene  oder 
falsche  Personalmeldungen , und  zwar  gerade  hier  mit  einer  Haftbarkeit,  welche  das 
fiscalische  Interesse  au  richtigen  und  vollständigen  Meldungen  sichert.  Die  dritte 
Methode  kann  dann  noch  weiter  concurriren,  wird  aber  meist  die  zweite  zur  Vor- 
bedingung haben.  Wo  eine  Anmeldepflicht  in  Steuersachen  vorgcschricben  ist,  muss 
zur  Controle  eine  amtliche  Nachforschung  nebenher  gehen  oder  folgen. 

Im  Uebrigcn  sind  hier  die  Personal-  und  gewisse  „Ob- 
ject “steuern  zu  unterscheiden. 

1.  Für  Personalsteuern  wie  die  allgemeinen  Einkommen- 
(einscbliesslicli  der  Classen-),  Vermögenssteuern  muss  man  nach  den 
genannten  Methoden  vor  jeder  Thätigkeit  in  Bezug  auf  die  Ermitt- 
lung der  Steuerobjecte  die  Thatsacbcn  sammeln,  um  allge- 
meine Steuer  listen  oder  Steuer  rollen,  d.  k.  namens  weise 
amtliche  Verzeichnisse  aller  Steuersubjecte  herzustellen:  eine  ziem- 
lich schwierige  Aufgabe. 

Ausdrücklich  mit  für  diesen  Zweck  kann  der  polizeiliche  Meldczwang 
für  Dritte  und  für  die  Betreffenden  selbst  bestehen,  oder  ein  spcciellcr  für  die  Be- 
steuerung eingeführt  werden,  für  alle  Ab-  und  Zugänge  von  Indiriducn  in  der  Orts- 
bevölkerung. allen  Wohnungswechsel  im  Orte.  I)a  aber  hier  wie  auch  bei  dem  fUr 
sonstige  Verwaltungszwecke  allein  bestehenden  Meldezwang,  gcrado  um  sich  der  Steuer 
zu  cutzichcn  und  aus  mancherlei  andercu  Gründen , schon  aus  Nacldässigkeit,  viele 
Personen  nicht  au-  und  abgemeldet  werden,  so  müssen  die  Lucken  und  Irrthütner 
(bei  unterlassenen  Abmeldungen)  durch  amtliche  Coutrole  ergänzt  und  Strafen  für 
unterbliebene  An  - und  Abmeldung  angedrobl  werden.  Bei  voller  Freizügigkeit,  Weg- 
fall des  Passzwangs,  bei  heutigen  Cuinmonicationsmitteln  ergeben  sich  hier  viele 
Schwierigkeiten  für  die  Verwaltung  in  Betreff  der  Richtigstellung  der  Listen,  auch 
nicht  unbedeutende  Kosten  und  für  das  Publicum  manche  wirkliche  oder  nach  den 
Ansichten  der  Leute  einmal  unangenehme  Belästigungen.  (Vgl.  Grundlegung  g.  237 
und  über  die  preussischen  Schwierigkeiten  bei  der  Classcusteucr  ob.  2.  Auii.  S.  45S, 
Note  10.) 

Das  spricht,  neben  Anderem  (§.  263),  mit  dafür,  die  „kleinen 
Leute“,  bei  denen  cs  sich  doch  wesentlich  nur  um  niedrige 
Personalsteuersätze  handelt,  von  solcher  directen  Besteuerung 
auch  aus  steuertecbuischen  Gründen  zu  befreien. 


Digitized  by  Google 


Feststellung  der  Steucrsubjecte  boi  directen  Steuern. 


719 


Die  S teu  e rb  ai'tu  ng  der  (icmcinde  für  eine  bestimmte  Stcucrsummc  (§.  301) 
kann  zwar  das  fiscalische  Interesse  sicher  stellen , aber  bat  gerade  bei  einer  directen 
Besteuerung  der  unteren  Classen  andere  Bedenken  und  fuhrt  fast  nothwendig  zu  einem 
lischst  lästigen  System  des  Passzwangs  selbst  für  „Inlandspässe“  (.russische 
Bauernpässe),  um  die  Abwesenden  mit  zur  Tragung  der  communalen  Steuerlast  heran 
zu  ziehen.  Beginnt  man  mit  Personalsteuern  erst  bei  einer  etwas  grosseren  Höhe  des 
Einkommens  und  des  Vermögensbesitzes,  was  bei  verbreiteten  hohen  Verbrauchssteuern 
auch  principicll  richtig  ist,  so  entfallen  viele  Schwierigkeiten.  Denn  die  Zahl  der 
Steuerpflichtigen  wird  dann  sofort  viel  kleiner,  in  einem  grossen  Staate  um  Millionen 
Ccnsiten,  und  mau  bat  cs  dann  nur  noch  mit  Personen  zu  thun,  deren  Einkommen- 
und  Vermögcnsverhäitnisse  schon  wegen  der  grösseren  Höhe  des  Einkommens  und 
vielfach  auch  wegen  der  Natur  des  Besitzes  offenkundiger  sind  und  leichter,  wenigstens 
in  Betreff  der  Existenz  selbst  (im  Unterschied  von  der  Höhe)  ermittelt  werden 
können. 

Ein  Beispiel  ausPreussen:  im  Jahre  1876  Zahl  der  zur  Classenstcuer  veranlagten 
Ccnsiten  (Einzelnsteuernde  und  Hallshaltungsvorstände)  4,903.228;  davon  in  der  1.  Stufe 
(inuthmaasslichcs  Einkommen  von  420 — 660  M.,  zu  3 M.  Jahressteuersatz)  2,507,853. 
in  der  2.  Stufe  (660-  900  M.,  Steuersatz  6 M)  1,136,109,  in  der  3.  Stufe  (900  bis 
1050  M.,  9 M.  Steuersatz)  314,840.  in  der  4.  Stufe  (1050 — 1200  M„  12  M.  Steuersatz) 
320.980.  in  der  5.  Stufe  (1200-1350  M„  18  M.  Steuersatz)  182.573,  in  der  6.  Stufe 
(1350—1500  M , 24  M.  Steuersatz)  131,420  Persoucn  u.  s.  w.  Also  in  diesen  6 Stufen 
bis  1500  M.  Einkommen  4,623,775  Censiten,  in  allen  Übrigen  nur  374,453. 

2.  Bei  den  directen  Steuern  auf  bestimmte  einzelne  Ob- 
jecte, bez.  auf  den  Besitz  von  solchen  oder  auf  den  Ertrag 
bestimmter  einzelner  Ertragsquellen  oder  auf  den  Be- 
trieb gewisser  Gewerbe,  die  Ausübung  gewisser  Berufe 
und  den  Einkommenbezug  daraus,  daher  bei  den  eigentlichen 
Ertragssteuern,  den  directen  Luxus-  und  ähnlichen  Steuern, 
dann  auch  bei  den  zum  Zweck  der  V e r b r a u c h s besteuerung 
dienenden  Steuern,  welche  sich  an  inländische  Gewerbe- 
betriebe und  Productionen  anschliessen  und  ebenfalls  schon 
mit  hierher  gehören,  — man  könnte  diese  alle  in  einem  ähnlichen, 
nur  etwas  weiteren  Sinne  als  in  dem  früher  (§.  217)  gebrauchten, 
als  „Objectsteuern“  (allenfalls  ähnlich  als  „Real“ steuern)  zu- 
sammenfassen und  dann  den  „Personalsteuern“  gegenüber 
stellen  — verbindet  sich  die  Ermittlung  der  Thatsachen  zur  Fest- 
stellung der  Steuersubjecte  von  vornehcrein  unmittelbar  mit  der- 
jenigen zur  Feststellung  der  Steuer objecte.  Denn  der  betreffende 
„Besitz“  u.  s.  w.  bedingt  ja  hier  erst  die  subjective  Steuerpflichtig- 
keit.  Die  Ermittlung  der  Steuero bj ee te  wird  hier  in  der  Regel 
der  vorausgehende  administrative  Aet  sein.  Daher  wird  die 
Ermittlung  der  Subjectc  und  Objecte  zusammen  unten  in  §.  307 
behandelt. 

Cebrigcns  bestehen  hier  Verschiedenheiten  bei  den  einzelnen  Ertragssteucrn. 
Bei  der  Leihzins-  oder  Kapitalrentensteuer  wird  z.  B.  ein  Anmeldezwang 
der  Steuerpflichtigen  der  Declaration  (oder  behördlichen  Schätzung)  des  Stoucrobjeots 
vorangehen  oder  beides  verbunden  werden  müssen,  da  bier  nicht,  wie  bei  anderen 
Ertragsstenern,  „notorische  Thatsachen“  vorlicgen. 
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Vergleicht  man  die  ganze  Verwaltungsaufgabe  der  Ermittlung 
der  Steuersubjccte  bei  den  directen  Steuern  mit  der  gleichen 
Aufgabe  bei  den  in  directen,  so  besteht  ein  vielfach  zutreffender 
allgemeiner  Unterschied  darin,  dass  dort  das  „Ob?“  der  Steucr- 
pflichtigkcit  leichter  fcstzustellen  ist,  weil  eben  meist  nur  „notorische 
Thatsacbcn“  zu  constatiren  sind,  das  „Wie  viel?“  der  Schuldig- 
keit schwieriger;  umgekehrt  bei  vielen  indirecten  Steuern. 
Diese  verschiedene  Sachlage  zeigt  sich  im  Ganzen  Einsteuerungs- 
verfahren  und  in  der  Organisation  des  Steuerbehördenwesens,  sowie 
im  Control-  und  Strafwesen  beider  Steuerkategorieen  von  Einfluss 
und  erklärt  die  Verschiedenbeiten  der  Einrichtung  mit. 

B.  — §.  306.  Feststellung  der  Steuerobjectc. 

1.  Bei  den  Pe rson al steuern  handelt  es  sich  hier  jetzt  — so- 
weit nicht  reine  Kopf-  und  Familienstenern  in  Frage  stehen,  wo 
Steuersubject  und  Stcuerobject  zusammenfällt,  die  Aufnahme  des 
Personenstands  daher  gleichzeitig  zu  der  Feststellung  der  Steuer- 
objecte dient  — meistens  um  die  Ermittlung  der  ungefähren 
Steuerfähigkeit  und  um  die  Auflegung  danach  abge- 
stufter Steuersätze  auf  die  betreffenden  Steuersubjccte  („C  lasse  n- 
steuern“)  oder  um  die  genauere  (wenn  auch  nicht  nothwendig 
völlig  genaue)  ziffermässige  Ermittlung  der  Höhe  und  eventuell 
auch  der  Art  des  Einkommens  (Arbcits-,  Renten-,  gemischtes 
Einkommen)  und  bei  Vermögenssteuern  der  Höhe  und  eventuell 
ebenfalls  der  Art  des  Vermögens  (eigentliche  — nomi- 
nelle— Einkommen-  und  Vermögenssteuern).  In  beiden 
Fällen  kann  man  wieder  die  drei  Methoden  der  blossen  amtlichen 
Nachforschung,  der  Verpflichtung  dritter  Personen  zu 
Angaben  Über  andere  („Meldangabe“  in  diesem  Sinne)  und 
der  Verpflichtung  der  Steuersubjccte  selbst  zu  den  bezüg- 
lichen Anmeldungen  und  Angaben  über  ihre  eigene  Steuerpfiicht, 
bcz.  ihre  Steuerobjectc  unterscheiden  und  anwendeu. 

a)  Bei  deu  Classcnsteuern,  — und  zwar  um  so  mehr,  je  tiefer 
dieselben  bis  in  die  ärmere  Bevölkerung  hcrabgehen  und  je  fester 
nach  Recht  und  Sitte  noch  berufs-  und  gesellscbaftsständischc  Ord- 
nungen im  Volk  bestehen,  desto  mehr  — kann  man  sich  vielfach 
an  offenkundige  oder  an  einfach  zu  constatirende  That- 
saclicn  halten,  welche  sich  zugleich  mit  der  Aufnahme  des  Personen- 
stands, also  der  Stcuersubjecte  ermitteln  lassen. 

Auch  hier  liefert  besondere  die  preussische  Olassenstcuer,  namentlich  in  den 
Kinrichtunircn  bis  lb61 . bez.  1873  ein  Beispiel.  Vgl.  darüber  II  offmann,  Lehre 
von  «len  Steuern,  S.  MO  tf. 
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(ieht  man  mit  diesen  Steuern  Überhaupt,  wie  cs  unter  uuseren  heutigen  Ver- 
hältnissen zweckmässig  ist,  nicht  Uber  eine  gewisse  Bevölkerongsschicbt  mit  einem 
m&ssigen  Einkommen  (c.  1 500  [ — 2000?)  M.  in  Deutschland'  hinaus,  sondern  verwandelt 
diese  Stenern  bei  den  Wohlhabenderen  in  eine  eigentliche  Einkommensteuer,  so  bedarf 
es  kaum  eines  besonderen  Zwangs  der  Steuerpflichtigen  selbst  zu  Angaben  Uber  ihre 
„Einkommen-  und  Vermögensverhältuissc"  oder  zu  sogenannten  „Declarationon" 
(„Passionen1',  Erklärungen,  Bekenntnissen)  darüber.  Es  genügt  eventuell  an  dem  persön- 
lichen Meldezwang  für  diese  Personen.  Dio  amtlichen  Steuerorgane  und  namentlich 
passend  ans  ortskundigen  Mitgliedern  der  Communalverwaltung  und  der  Communal- 
vertretung,  sowie  aus  Vertretern  der  Steuerpflichtigen  selbst  zusammengesetzte  „(Ver- 
anlagu  ngs-)Steuercom  missioucn“  können  die  richtige  Feststellung  der  Steuer- 
objectc,  bez.  der  „Einschätzung“  der  Steuersubjecte  in  die  „Classen“  auf 
(jrund  des  gesammelten  Thntsachcnmatorials  wohl  allein  schon  leidlich  zu  Wege 
bringen.  Ausserdem  kann  man  sich  der  zweiten  Methode,  Angabepflicht  Dritter,  wie 
der  Gehalte  zahlenden  Cassen,  der  Arbeitgeber  u.  s.  w.  Uber  die  Gehalts-  und  Lohn- 
bezUge  u.  dgl.  ihrer  Angestellten,  ihrer  Arbeiter  bedienen:  eine  Methode,  welche 
zwar  mehrfach,  auch  in  den  preussischen  Steuerdebatten  1SSS  If.  angogrili'en  worden 
ist,  aber  m.  E.  kein  durchschlagendes  Bedenken  gegen  sich  und  gute  Gründe  für  sich 
hat  (vgl.  im  Finanzarchiv  Uber  diese  „Mcldangabe“  den  Aufsatz  von  König  und  die 
zwischen  ihm  und  Burkardt  darüber  dort  geführte  Controverse). 

Ein  Hilfsmittel  der  Controle  gegen  ungleichm  ässi  ge  und  zu  niedrige 
Einschätzungen  liegt  auch  hier  in  der  Oeffentlichkcit  der  Steuerlisten  und  in  dem, 
freilich  nicht  allgemein  empfohlenen , aber  doch  wohl  zu  gewährenden  Rechte  jedes 
Steuerpflichtigen , vermeintlich  zu  niedrige  Einschätzungen  Dritter  beschwerdefuhrend 
zur  Sprache  zu  bringen.  Gegen  zu  hohe  Einschätzung  sind  den  Betroffenen  auch 
hier  Reclamationsrcchte  an  höhere  Instanzen  zu  gewähren. 

b)  Bei  den  Einkommen-  (und  ähnlich  bei  den  Vermögen  ) 
Steuern  — je  höher  Einkommen  und  Vermögen  werden  und  je 
mehr  sic  sich  qualitativ  diflerenziren,  je  beweglicher  das  ganze 
Wirtschaftsleben,  je  veränderlicher  die  Productionstechnik  wird 
und  je  mehr  das  Princip  des  Individualismus  in  der  wirtschaft- 
lichen Rechtsordnung  durchdringt,  desto  mehr,  daher  in  steigendem 
Maasse  im  modernen  Leben  — bietet  die  ziffermässige  Ermitt- 
lung der  Höhe  des  Einkommens  und  Vermögens  und  die  Fest- 
stellung der  Art  beider  (bewegliches  Kapital!  Zinseinkommcu!) 
grössere  Schwierigkeiten. 

Diese  lassen  sich  auch  unter  der  Voraussetzung  eines  entwickelten  Ertragssteuer- 
systems durch  die  Benutzung  der  Daten  desselben,  ferner  durch  das  mitunter  mögliche 
ZurUckgrcifcn  auf  amtliche  (gerichtliche)  Register  für  gewisse  Vermögensobjecte  und 
Rechtsgeschäfte  (Grund-  und  HypothckenbUchcr)  nicht  genügend  Überwinden.  Aus 
dcu  Ertragssteuerkatastern  gewiunt  man  wohl  einige  brauchbar.:  Anhaltspuncte,  aber 
bei  der  Üblichen  and  in  gewissem  Einfang  unvermeidlichen  Einrichtung  dieser  Kataster 
keine  hinreichenden  Daten  für  die  Bestimmung  der  Höhe  des  wirklichen  Ertrags, 
welcher  einem  Rechts-  und  Wirthschaftssubjcct  in  einer  bestimmten  Zeit  (der  Gegen- 
wart) als  Einkommen  zuflicsst.  Gewisse  offenkundige  Tbatsachcn,  aus  denen  auf  Höho 
und  Art  von  Einkommen  und  Vermögen  zu  schliessen  ist  — Lebenssteilung,  Beruf, 
Grund-  und  Hausbesitz,  Gewerbebetrieb  und  in  manchen  Fällen  Umfang  desselben  — 
liegen  zwar  auch  hier  vor  oder  lassen  sich  leicht  ermitteln.  Aber  die  unbekannte 
und  besten  Falls  nur  innerhalb  sehr  weiter  Grenzen  richtig  zu  schätzende  und  doch 
hei  dieser  Besteuerung  wesentlichste  Grösse  bleibt  dio  Höhe  des  Einkommens. 

Diese  Erwägungen  führen  zu  dem  Schluss,  dass  bei  der  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuer  die  Methode  der  amtlichen  Nach- 
forschung allein  zur  sicheren  Ermittlung  der  Thatsachen, 
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welche  sich  auf  die  Steuerobjecte  beziehen,  nicht  ausreicht,  — 
weder  die  Nachforschung  durch  Stcuerorganc  allein  noch  durch 
wie  immer  sonst  zweckmässig,  namentlich  wieder  aus  Vertretern 
der  Bevölkerung  und  der  Steuerpflichtigen  selbst  zusammengesetzte 
Stenercommissionen.  Vielmehr  muss  hier  eine  solche,  an 
sich  allerdings  auch  unentbehrliche  amtliche  Nachforschung  in  die 
zweite  Linie  treten  und  sich  wesentlich  auf  eine  Revision  und 
Controle  der  in  erster  Linie  obligatorisch  zu  fordernden 
eigenen  Angaben  der  Steuerpflichtigen  Uber  die  Höhe  und 
die  Art  ihres  Einkommens  und  Vermögens  beschränken.  Daher 
ist  im  Princip  „Declarationszwang“  zu  verlangen  und  zwar 
directer,  bei  welchem  die  Angaben  positiv  vorgeschrieben  werden 
und  auch  Jedermann  ohne  Weiteres,  d.  h.  ohne  vorausgehende 
Aufforderung,  wenn  sein  Einkommen  und  Vermögen  in  die  steuer- 
pflichtige Grenze  fällt,  die  Declaration  einreichen  muss;  nicht  nnr 
ein  in  direct  er  Declarationszwang,  wo  die  Unterlassung  bloss 
mit  gewissen  Rechtsnachtheilen,  z.  B.  dem  Verlust  des  Reclamations- 
rechts,  verbunden  ist.  Dabei  ist  auch  die  Angabe  der  einzelnen 
Kategorieen  des  Einkommens  und  Vermögens  und  der  Werth- 
höhe jeder  Kategorie  zu  fordern. 

Indirecter  Declarationszwang  z.  B.  bei  der  Einkommensteuer  im  Königreich 
Sachsen;  völlig  fehlender  Zwang  in  Prcusscn.  In  Folge  dessen  werden  die  Ein- 
kommen der  wohlhabenderen  Classen , zumal  reines  Kenteneinkommen , auch  gewerb- 
liches, landwirtschaftliches  nicht  leicht  richtig  nach  den  gesetzlichen  Sätzen  (bis  3*/*) 
getroffen.  Die  vonSOtbeer  u.  A.  m.  aufgestellten  Statistiken  des  preussischcn  Volks- 
einkommens und  seiner  Verteilung  sind  deswegen  auch  nicht  genügend  brauchbar, 
um  einen  richtigen  Einblick  in  die  Hohe.  Anzahl  und  Vcrtlieilung  gerade  der 
grosseren  Einzelcinkoinmen  zu  gewähren.  Der  indirccte  Declarationszwang  reicht 
nicht  aus,  da  der  Verlust  des  Kcclamationsrcehts  solange  nicht  genügend  zu  Decla- 
rationen anspornt,  als,  wie  meistens,  doch  Wahrscheinlichkeit,  fast  Sicherheit  besteht, 
ohne  Declaration  immer  noch  unter  der  wirklichen  Hohe  des  Einkommens  eingeschätzt 
zu  werden. 

Der  Declarationszwang  wird  sich  in  der  Regel  auf  genaue 
ziffermässige  Angaben  Uber  Art  und  Höhe  des  Einkommens 
(bez.  seiner  Hauptbestandtheile)  beziehen  müssen.  Doch  sind  mit 
Rücksicht  auf  fehlende  genaue  und  richtige  Buchführung,  auf 
naturalwirthschaftlichc  Verhältnisse  u.  a.  m.  ausnahmsweise  für  ge- 
wisse Berufe,  z.  B.  für  den  landwirtschaftlichen  Selbstbetricb, 
für  gewisse  Gewerbe  statt  der  Angaben  Uber  Einkommen  andere, 
so  über  Vermögen,  Erträge,  technische  Hilfsmittel,  Schuldverhält- 
nisse zuzulassen  und  dann  diese  z\ngaben  obligatorisch  zu 
machen. 

•So  lassen  sich  bekannte  und  zum  Thcil  nicht  unberechtigte  Einwände  der  Land- 
wirthe  u.  s.  w.  gegen  Einkommendeclaration  berücksichtigen. 
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Wenn  man  die  kleineren  Einkommen  Überhaupt  ron  der  directen  Personalsteuer 
befreit  oder  sich  dafür  mit  einer  Classensteuer  begnUgt,  so  vermindern  sich  hei  der  dann 
viel  kleineren  Zahl  der  Censitcn  und  da  man  es  alsdann  doch  überwiegend  mit  wirt- 
schaftlich höher  stehenden  Personen  zu  thun  hat,  manche  sonstige  Schwierigkeiten 
des  Declarationszwangs. 

Die  „Meldangabe“  Dritter  über  die  Einkorn  men  Verhältnisse  u.  s.  w.  von  Steuer- 
pflichtigen kann  übrigens  auch  hier  wieder  Vorkommen  und  erscheint  berechtigt.  Nur 
wird  sie  sich,  da  man  cs  bei  diesem  höheren  Einkommen  selten  mit  gewöhnlichen 
Arbeitern  zu  thun  hat,  mehr  nur  auf  steuerpflichtige  Beamte,  dann  aber  auch  auf 
Gläubiger,  Pachtherren,  Vermieter  u.  dgl.  m.  beziehen. 

Mit  dem  Declarationszwang  müssen  dann  verschiedene  andere 
Grundsätze  verbunden  werden  (§.  284),  welche  mit  Ausnahme  der 
zwei  ersten  auch  bei  den  Classensteuern  anwendbaren  hier  über- 
haupt allein  in  Frage  kommen  können : weitgehende  und  wirksame 
Oeffentlichkeit  der  Steuerlisten,  Recht  jedes  Steuer- 
pflichtigen, gegen  vermeintlich  zu  niedrige  Angabe  eines 
Andern  Einspruch  zu  erheben,  strenge  und  hohe  Strafen 
bei  zu  niedrigen  Angaben,  ernstliche  Controlc  beim  Erbgang 
von  Amtswegen,  auch  unabhängig  von  den  etwaigen  Erb- 
schaftssteuern, und  nachträgliche  hohe  Defraudations- 
strafe. 

Ob  man  gleich  von  vorneherein,  bei  der  Abgabe  der  Declaration,  eidesstatt- 
liche Versicherungen  verlangen  soll,  möchte  ein  fraglicher  Punct  bleiben,  der  mit 
nach  Landesverhültnissen  zu  entscheiden  würo.  Es  erscheint  für  die  Erreichung  des 
Zwecks  nicht  unbedingt  nothwendig  und  in  sittlicher  Hinsicht  nicht  unbedenklich, 
stets  sofort  zu  diesem  Mittel  zu  greifen.  Anders  liegt  die  Sache  bei  der  Beweis- 
führung in  der  Kcclamationsinstanz,  wo  der  Eid  als  eines  der  statthaften  Bekräftigungs- 
mittei  auzusehen  ist. 

Erleichtert  wird  auch  hier  die  Aufgabe,  wenn  solche  Steuern 
als  Repartitions-,  nicht  als  Quotitätssteuern  aufgelegt  werden. 

Denn  dann  besteht  für  jeden  Steuerpflichtigen  das  unmittelbare  Interesse,  dass 
keine  zu  niedrige  Angaben  der  Anderen  Vorkommen  uud  in  der  richtigen  Consequenz 
dieser  Sachlage  liegt  wieder  der  Declarationszwang  mit  den  genannten  weiteren  Grund- 
sätzen. Die  wcscnüicbe  Schwierigkeit  der  Uepartitionsbesteucruug  ist  hier  freilich 
nicht  zu  verkennen:  mau  muss  richtige  Gesainintstcuerschuldigkeiteu  („Coulingeute“) 
bilden,  wofür  die  erforderlichen  Aubaltspuncte  zunächst  fehlen  oder  die  aus  bisheriger 
Quotitätsbesteucrung  entnommenen  nicht  genügen.  Nach  allgemeinen  Erwägungen  lässt 
sich  wohl  feststellen,  welche  Summe  solcher  Steuern  das  ganze  Land  aufbringen  soll. 
Aber  für  die  erste  Vertheilung  oder  für  die  Bildung  von  Provinzial-,  Kreis-  uud 
Gemeindequoten  fehlt  der  richtige  Vertheilungsschlüssel.  An  die  Ergebnisse  der 
(Juotilätsbesteuerung  kann  man  sich  dafür  nicht  allein  halten,  weil  diese  eben  mit 
vielen  Fehlern  behaftet  sind.  Bei  vorläufigen  Einschätzungen,  durch  welche  man  Daten 
für  die  Kepartition  erzielen  will,  kämpft  man  nicht  nur  mit  der  Tendenz  der  Einzelnen, 
das  Einkommen  zu  niedrig  auzuschlageu , sondern  mit  der  gleichen  Tendenz  ganzer 
Provinzen,  Districte,  Gemeinden,  was  dann  den  Werth  der  Mitwirkung  localer  Steuer- 
commissionet:  beeinträchtigt. 

Vielleicht  Hesse  sich  durch  eine  Art  Vergleicbsverfanren  jo  zwischen  den  Selbst- 
verwaltungsorganen und  Vertretungskörpern  der  Provinzen,  der  Kreise  und  Gemeinden 
(ähnlich  wie  es  bei  den  Katasteroperationen  dor  Ertragssteuern,  besonders  der  Grund- 
steuer, §.  30s.  möglich  ist)  eine  Abhilfe  gewinnen,  indem  man  neben  den  Ergebnissen 
der  allgemeinen  Quotitätsbesteuerung  noch  andere  statistische  Aubaltspuncte 
zu  ermitteln  sucht,  um  den  relativen  localen  Wohlstand  festzustellen,  auf  diese 
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Weise  dann  Gesammtsteuerschuldigkciten  bildet  and  darauf  die  Reparation  bis  anf  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  herab  eintreten  lässt.  Von  Zeit  zu  Zeit,  namentlich  auch 
bei  einer  Veränderung,  bcz.  Erhöhung  des  Steucrbcdatfs,  würdon  dann  diese  Grund- 
lagen der  Repartition  zu  revidiren  sein.  Bei  der  ernstlichen  Durchführung  des  Decla- 
rationszwangs und  der  genannten  ergänzenden  Grundsätze  erreicht  man  wohl  allmählich 
immer  bessere  Daten  Über  das  Einzeleinlomuien  und  Vormögen  und  so  auf  diese 
Weise  wieder  die  Möglichkeit,  die  Gesammtsteuersummen  der  I.andcsdistricte  in  ein 
richtiges  Verhältniss  zu  einander  zu  bringen,  daher  auf  diesem  Wege  den  Steuerfuss 
richtig  zu  normiren.  Nach  dem  Früheren  (§.  129)  würde  gerade  bei  solchen  allge- 
meinen Einkommensteuern  der  Steuerfuss  dein  wechselnden  Finanzbedarf  gemäss  be- 
weglich zu  halten  sein,  eine  Einrichtung,  welche  sich  auch  wieder  mit  dem  Repartitions- 
system  am  Besten  verbinden  lässt. 

§.  307.  — 2.  Bei  den  Objectsteuern  (im  Sinne  des  §.  305) 
muss  man  die  auch  hier  in  Betracht  kommenden  beiden  Haupt- 
metboden  der  amtlichen  Nachforschung  und  der  eigenen  Anmeldung 
der  Pflichtigen  zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  und  nunmehr  zu- 
gleich der  Steuersubjecte  und  die  auch  hier  vorkommende  Neben- 
methode, die  Meldepflicht  Dritter,  mehrfach  speciell  nach derNatur 
der  betreffenden  Steuern  gestalten.  Aber  in  wichtigen  Puncten 
stimmen  die  Aufgaben  bei  den  einzelnen  Steuern  doch  auch  wieder 
überein,  was  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  immer  genügend  be- 
achtet worden  ist.  Namentlich  bedarf  man  beim  Einsteuerungs- 
verfahren in  der  Hegel  Ähnlicher  oder  gleichartiger  umfassender 
Einrichtungen  und  Maassregeln  schon  zur  Constatirung  der 
Steuerobjecte  selbst  und  sodann  besonders  zur  Ermittlung  der- 
jenigen Thatsachen,  aus  denen  unmittelbar  oder  mittelbar  auf 
die  II  ö h c des  Werths  oder  des  Ertrags  eines  Steuerobjects 
geschlossen  werden  kann,  um  nach  dieser  Höhe  dann  die  indi- 
viduelle Stenerschuldigkeit  in  Gemiissheit  des  Steuersatzes  zu  be- 
stimmen. 

Die  bezüglichen  Einrichtungen  sind  die  sogenannten  „Steuer- 
katastrirungeu“,  aus  denen  man  die  „Steuerkataster“ 
(Steuerbücher,  „Steueran schlüge“)  oder  die  amtlichen  Samm- 
lungen der  Thatsachen  zur  Feststellung  der  Steuersubjecte  lind 
-objecto  und  zur  Ermittlung  der  individuellen  Steuerschuldigkciten 
der  einzelnen  Steuerpflichtigen  bildet  (g.  90). 

Der  Ursprung  des  Worts  Kataster  wird  von  Jac.  Gothofrcdus  (Cod.  Theodos.) 
wohl  richtig  erklärt  aus  einer  Znsammcnzichang  von  capitationis  registrutn  oder 
rapitum  registrutn,  was  durch  die  altfranzösische  Schreibweise  capdastre  bestätigt 
wird.  Du  Fresno  du  Cange,  glossar.  s.  v.  capdastrum  und  catastrura  (Rau  II. 
g.  2il!i,  Note  a). 

Diese  Operationen  und  Kataster  kommen  vorzugsweise  bei  den  Realsteuern  des 
Ertragssteucrsystcms  vor.  ähnlich  aber  auch  bei  den  meisten  anderen  „Object"stcuerii, 
vou  denen  an  dieser  Stelle  zu  reden  ist  (g  8Ü5),  so  namentlich  bei  den  an  gewiss« 
l’rodurtionsbetricbe  sieh  anschliessenden  indircctcn  Verbrauchssteuern  (S.  220). 

Unter  den  steuerpflichtigen  Objecten  sind  hier  die  Immobi- 
lien und  die  Mobilien  zu  unterscheiden. 
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Die  Methoden  zur  Ermittlung  des  Vorhandenseins  steuerpflichtiger  Objecte  und 
des  Werths,  Ertrags  u.  s.  w.  derselben  werden  hiernach  mehrfach  verschieden  aus- 
falleu  müssen:  so  einerseits  bei  der  Grund-  und  Häusersteuer,  dann  bei  den  nach 
Merkmalen  fester  Iletriebseinrichtungen  (Zubehören  des  stehenden  Kapitals,  z.  ß.  Zahl 
und  Grösse  gewisser  Maschinen,  Geräthe,  — speciellc  Beispiele  sind : Zahl  der  Mahlgänge 
der  Mühlen,  Spindelzahl  der  Spinnereien,  Zahl  und  Art  der  Oefen  u.  s.  w.  in  den 
Metall  verarbeitenden  Gewerben,  vgl.  besonders  die  französische  Gewerbesteuer, 
Fin.  III,  §.  2U0  ff.  — ) anfgelegten  Gewerbe-  und  indirecten  Verbrauchssteuern , auch 
bei  der  Wohnungssteuer  und  anderseits  bei  Steuern  auf  bewegliche  Kapitalien  (Leih- 
zinssteuer) , bei  Gewerbe-  und  indirecten  Verbrauchssteuern,  welche  nach  Bestand- 
teilen des  umlaufenden  Kapitals  (Kohstolfmcnge,  Arbeitslohnbetrag,  eventuell  daher 
Arbeiterzahl  u.  s.  w.  — speciellc  Beispiele:  Quantität  des  verarbeiteten  Tabaks,  der 
Hüben,  des  fertigen  Fabrikats,  des  Inhalts  der  Maischgefässo , der  Grösse  der  Blasen, 
Kessel  u.  s.  w.  bei  Branntwein-,  Bicrsteucm  — ) aufgelegt  werden,  bei  directen  Luxus- 
steuern und  in  ähnlichen  Fällen. 

Die  Umstände,  nach  welchen  sich  die  Steuerpflichtigkeit  richtet, 
lassen  sich  bei  Mobilien  leichter  als  bei  Immobilien  verbergen  oder 
falsch  darlegen,  weshalb  auch  die  Vorschriften  Uber  Anmeldung 
u.  s.  w.  und  die  Controlen  verschieden  sein  müssen. 

a)  Bei  Immobiliar- Objecten  reicht  die  amtliche  Nach- 
forschung zur  Constatirung  der  steuerpflichtigen  Objecte  selbst  aus, 
um  so  mehr,  als  ohnehin  für  andere  Vcrwaltungszwecke  Ueber- 
sichten  dieser  Objecte  vorhanden  zu  sein  pflegen  und  es  sich  um 
notorische  oder  leicht  und  einfach  festzustellende  Thatsachcn  han- 
delt. Die  Person  des  für  das  Object  steuerpflichtigen  Subjeets  ist 
regelmässig  ebenfalls  eine  offenkundige  Thatsache,  ergiebt  sich  für 
die  Steuerverwaltung  aus  den  Grund-  und  Hausbüchern  u.  s.  w. 

Die  Aufgabe  besteht  hier  dann  nur  etwa  in  der  genaueren  Beschreibung 
des  Objects  specieil  für  die  Besteuerungszwecke,  so  namentlich  in  der  Feststellung 
der  Grösse  des  Grundstücks,  des  Hauses,  wofür  eventuell  besondere  steuerliche  Ver- 
m essu  n gs Operationen  nötbig  werden  können,  wenn  keine  genügenden  Maassbestimm- 
ungen vorhanden  sind.  Daran  reihen  sich  die  Maassregeln  zur  Ermittlung  des  unge- 
fähren oder  genauen  Werths  oder  Ertrags  oder  der  E rtrags  fähi gkeit,  des 
Production  sum  fangs  eines  steuerpflichtigen  Objects,  Maassregeln,  welche  sich  im 
Einzelnen  nach  der  ökonomisch -technischen  Natur  dieses  Objects  und  auch  nach  der 
Art  der  bezweckten  Steuer  (Ertrags-,  indircctc  Verbrauchssteuer  beim  rroductions- 
belrieb)  specialisiren.  Die  bezüglichen  hier  festzustellendcn  Thatsachon  lassen  sich 
meistens  durch  amtliche  Nachforschung  ermitteln,  theils  von  Steuerverwaltungsorgancn, 
theils,  und  in  der  Kegel  besonders  passend,  von  localen  und  sonstigen  Steuercommissiouen, 
in  denen  die  Steuerpflichtigen  ihre  Interessen  mit  vertreten  finden.  Der  einzelne  Steuer- 
pflichtige muss  aber  gesetzlich  gezwungen  werden  können,  eine  solche  amtliche  Nach- 
forschung, z.  B.  mittelst  Gewährung  des  Zutritts  zu  seinen  Grundstücken,  Gebäuden, 
Kabrikräumen  u.  s.  w.  zu  gestatten,  und  in  manchen  Fällen  doch  auch,  Aussagen  in 
Bezug  auf  die  Steuerobjectc  zu  machen,  Rede  und  Antwort  darüber  zu  stehen.  Zur 
Wahrung  seiner  eigenen  Interessen  ist  ilim  ferner  das  Recht  einzuräumen , bei  der 
amtlichen  Nachforschung  selbst  zugegen  zu  sein  oder  sieb  durch  Bevollmächtigte  ver- 
treten zu  lassen,  sofortige  Erinnerungen  in  Bezug  auf  die  FeststeUung  von  Thatsachcn, 
die  für  seine  Besteuerung  in  Betracht  kommen , zu  machen  und  schliesslich  ist  ihm 
ein  Keclamationsrecht  binnen  gewisser  Fristen  gegen  die  Ergebnisse  der  amtlichen 
Nachforschung  an  höhere  Instanzen  (Behörden , auch  Iicclamationscommissioncn)  zu 
gewähren.  Für  genügende  Geltendmachung  dos  fiscalischon  Interesses  nn  voll- 
ständiger und  richtiger  Ermittlung  der  Thatsachon  für  die  Einsteuerung  ist  aber 
anderseits  ebenfalls  Sorge  zu  tragen , daher  in  Einschätzungscommissioncn  diesem 
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Interesse  eine  hinlängliche  Vertretung  zu  verbargen:  immer  auch  nicht  bloss  eine 
fiscaKschc,  sondern  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit  in  der  Einstcueruug  der 
Objecte  (System  der  „Steuerinspectoren“). 

b)  Bei  Mobiliarobjecten  wird  gewöhnlich  die  Verpflichtung 
der  dafür  steuerpflichtigen  Subjecte,  bezügliche  Anmeldungen  und 
Aussagen  Uber  den  Besitz  und  die  Beschaffenheit  solcher  Objecte, 
Uber  Werthe,  Erträge  derselben  zu  machen,  voran  zu  stellen 
sein.  Die  amtliche  Nachforschung,  mitunter  auch  die  Meldepflicht 
Dritter  dient  dann  mehr  zur  Ergänzung  und  zur  Controle. 

Wo  cs  sich  um  die  Anknüpfung  der  Besteuerung  an  den  technischen  Productions- 
process  gewisser  Artikel,  wie  im  Falle  der  indircctcn  inneren  Verbrauchssteuern  handelt, 
und  demgemäss  mittelbar  (bei  der  KohstofTstcucr  und  ähnlichen  Formen)  oder  unmittelbar 
(bei  der  Fabrikatsteuer)  die  Menge  des  steuerpflichtigen  Products,  welche  hier  das 
Stcuerobject  ist,  ermittelt  werden  soll,  da  muss  regelmässig  der  ganze  Producti  ons - 
betrieb  unter  fortlaufende  oder  zeitweilige,  d.  h.  während  der  jedesmaligen  Dauer 
der  Production  stattfiudendo  steueramtliche  Controle  gestellt  werden,  so  nament- 
lich bei  der  Besteuerung  der  Branntweinbrennerei,  Bierbrauerei,  Rübenzuckerfabrikation, 
des  Tabakbaus,  der  Tabakfahrikalion , der  Salzgewinnung.  Zu  diesem  Zwecke  wird 
das  steuerpflichtige  Subject  wiederum  zu  gewissen  Anmeldungen  und  zu  gewissen 
Einräumungen  von  Hechten  an  die  Organe  der  Steucrvcrwaltung  verpflichtet.  So  hat 
cs  z.  B.  den  Zcitpunct  des  Beginns  eines  Productionsbetriebs  rechtzeitig  der  Behörde 
anzumelden  („Stcucransagc“  in  diesem  Sinne),  darf  den  Betrieb  nur  in  Gegenwart 
der  Beamten  vornehmen,  muss  tlbcr  den  Umfang  der  Production,  Uber  die  Objecte 
derselben  wahrheitsgetreue  Aussagen  machen,  allenfalls  die  Geschäftsbücher  in  be- 
stimmter Weise  darüber  fuhren  u.  s.  w.  Gewisse  technische  Apparate,  welche  bei 
der  Production  verwendet  werden , stehen  zum  Behufs  der  Steuercontrole  unter  Auf- 
sicht und  Sperre  der  Stcuencrwaltung.  Die  Steuerbeamten  erhalten  das  Recht,  jederzeit 
die  Grundstücke  und  Räume  des  Productionsbetriebs  zu  betreten,  um  die  Controle 
auszuüben.  Wo  die  Steuer  an  den  zu  verarbeitenden  Rohstoff  (Form  der  Rübenzncker- 
steuer.  Malzstcuer)  oder  an  den  gewonnenen  Rohstoff  (Tabakbau,  Gewichtstcuer,  Zwangs- 
ablieferung an  die  Monopolverwaltung)  oder  an  das  fertige  Fabrikat  (Form  der  Rubcn- 
zuckersteuer,  der  Branntwein-,  der  Salzstcucr.  Tabakfabrikatsteuer)  sich  anknüpft, 
unterliegt  der  Steuerpflichtige  entsprechenden  Verpflichtungen,  nicht  unversteuerten 
Rohstoff  zu  verarbeiten,  kein  unversteuertes  Product  aus  der  Fabrik  u.  s.  w.  heraus 
in  den  Verkehr  zu  bringen.  Zu  diesem  Zweck  sind  wieder  die  erforderlichen  An- 
meldungen des  Steuersubjects  an  die  Behörde  vorgeschriebeu  und  dieser  weitgehende 
Controlrechtc  gegeben,  um  die  steuerpflichtigen  Objecte  richtig  feststellen  zu  können. 
Die  Anordnung  des  Gebrauchs  von  S t c m p el n (Tabakfabrikate'),  das  steuerbehOrdliche 
Recht  der  Einsichtnahme  der  Geschäftsbücher,  selbst  der  Zwang  zur  periodischen 
Ablieferung  der  letzteren  au  die  Verwaltung  (americanische  Tabaksteuer'  kann  als 
Controlhilfsmittel  hinzukommen. 

Besonders  wichtige  Beispiele  liefern  indirecte  au  den  Productionsbetrieb  sich 
anknüpfende  Verbrauchsstenern  bei  hohen  Steuersätzen  (Branntwein!  Tabak),  wo  es 
zur  Verhütung  von  Untcrschleifon  sehr  verschärfter  Controlen  bedarf,  dann  Steuer- 
formen, wie  Fabrikatbeeteuerung,  wo  ebenfalls  eine  besondere  Verschärfung  der  Con- 
trolen geboten  ist,  datier  bei  dun  neuesten  Formen  der  Branntwein-  und  Zuckerbesteuerung 
jetzt  auch  in  Deutschland,  wie  schon  länger  bei  ersterer  in  Grossbritannien  (Fin.  Ul. 
136  ff.),  Frankreich  (eb.  §.  259  ff.),  Russland,  bei  der  Zuckcrbcsteuerung  jetzt  überall, 
wo  die  Fahrikatbesteuernng  besteht,  bei  der  Tabakfabrikatbesteuerung  in  Nordamerica, 
Russland.  (S.  Uber  Tabaksteuer  auch  England.  Fin.  111,  §.  148,  über  Zuckersteuer 
Frankreich,  eb.  §.  270—2721. 

§.  308.  Bei  den  Ertragssteuern  gestalten  sieb  die  steuer- 
technischen  Maassregeln  zur  richtigen  Feststellung  der  Steuerobjecte 
und  das  bezügliche  „Kataster werk“  nach  dem  Wesen  jeder 
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einzelnen  Steuer  jn  <jen  Einzelheiten  besonders  verschieden.  Aber 
gewisse  Grundzllge  dieser  Maassregeln  sind  wenigstens  je  bei 
gewissen  Ertragsstenern  doch  auch  noch  in  weiteren  Pnneten  als 
den  bereits  erwähnten  übereinstimmend. 

Auch  hier  vortreffliche  Erörterungen  bet  v.  Hock,  öffentliche  Abgaben  S.  179  ff. 
S.  aus  der  specielien  Steuerlehre  Iiau  lt.  2 Uber  die  Einrichtung  der  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuer;  auch  Stein,  5.  A.,  II,  2,  Vocke,  Abgaben.  Vcrhältniss- 
inässig  eingehend  und  in  der  mir  auch  hier  nöthig  erscheinenden  vergleichenden  Weise 
habe  ich  diese  Dinge  in  meiner  Abhandlung  directe  Steuern  im  Schönberg'schen 
Handbuch  dargelegt,  auf  ihre  typischen  Schemata  zurUckgcführt  und  kritisirt  (besonders 
§.  31  ff.).  Im  dritten  Bande  der  Ein.  bietet  wieder  die  Darstellung  und  Kritik  der 
wichtigen  französischen  Ertragsbesteuerung,  welche  vielfach  anderen  Ländern  als 
Vorbild  gedient  bat,  ein  typisches  Beispiel  des  Katasterwerks  solcher  Steuern. 

Die  Ue.bercinstimmung  der  Einrichtung  bei  der  Grund-,  Geworbe- 
und  ländlichen  Gebäudestcuer  in  manchen  grundsätzlichen  Puncten  (Classcn- 
schema,  Classirung  u.  a.  m.)  scheint  mir  zu  wenig  beachtet  worden  zu  sein,  wozu  die 
ausschliessliche  Behandlung  solcher  Puncte  in  der  den  Deberblick  des  Gleichartigen 
benehmenden  specielien  Stcuerlehrc  wohl  beigetragen  hat.  Historische  Nationalökonomen 
haben  für  Derartiges  gewöhnlich  vollends  keinen  Sinn.  Aber  das  beweist  doch  auch 
hier  nicht,  dass  es  keine  Bedeutung  habe.  Es  giebt  eben  noch  andere  wichtige  Seiten 
solcher  Dinge,  Uber  die  die  einseitige  „historische“  Betrachtungsweise  mit  Unrecht 
hinweg  sehen  lässt  Deshalb  halte  ich  G.  Schmoller's  erst  jüngst  wieder  auch 
gegen  meine  Behandlungsweise  der  Steuerlchre  vorgebrachten  Bedenken  doch  nicht 
für  gerecht  noch  richtig  (Jahrbnch  XIV,  375). 

Für  die  Katasterfragen  trennen  sich  hier  die  Realsteuern,  die 
Grund-,  Gebäude-  und  — ganz  oder  theilweise  — auch  die  Ge- 
werbesteuer (einschliesslich  ihrer  Abarten,  wie  der  Bergwerksteuer) 
von  den  mehr  personalsteuerartigen  Ertragssteuern,  der  Lohn- 
nnd  Besoldungs-,  auch  der  liberalen  Berufs-  und  der  Leihzinssteuer, 
welche  letztere  trotz  ihres  Steuerobjects  hier  mehr  zu  dieser  Gruppe 
zu  stellen  ist. 

Bei  den  Steuern  auf  den  gewöhnlichen  Arbeitslohn  als  solchen 
geht  man  zweckmässig  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den  Classen- 
steuern  (§.  306),  bei  den  Besoldungs-,  liberalen  Bernfs-  und  Leih- 
zinssteuern ähnlich  wie  bei  den  Einkommensteuern  zur  Ermittlung 
der  Steuerobjecte  vor.  Daneben  bieten  sich  besondere  Hilfsmittel 
zur  Erfüllung  dieser  Aufgabe  und  eventuell  auch  zur  Erhebung  der 
Steuer,  indem  man  bei  Lohn  und  Besoldung  auf  den  Arbeitgeber, 
bei  Leihzins  auf  den  Schuldner  zurückgreift  (Frage  der  Coupon- 
besteuerung §.  169). 

Bei  den  Real  steuern  ist  die  Ermittlung  des  Steuerobjects, 
Beines  Werths,  Ertrags  u.  s.  w.  zwar  in  einer  Hinsicht  leichter, 
weil  gewisse  wichtige  darauf  bezügliche  Thatsachen  offenkundig 
sind  oder  sich  unschwer  feststellen  lassen.  Aber  in  anderer  Hin- 
sicht ist  die  Aufgabe  schwerer:  die  individuelle  Verschieden- 
heit und  das  zeitliche  Schwanken  des  Werths  und  Ertrags 
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der  Steuerobjecte  ist  sehr  gross,  woraus  Schwierigkeiten  für  die 
Ertragsbesteuerung  hervorgehen,  welche  sich  vollständig  überhaupt 
nicht  beseitigen,  aber  selbst  nicht  einmal  immer  erheblich  be- 
schränken lassen.  Der  individuelle  Werth  oder  Ertrag  ist  ab- 
solut genau  wenigstens  bei  den  steuerpflichtigen  Grundstücken  und 
Gewerben  kaum,  und  selbst  für  einen  rasch  vorübergehenden  Zeit- 
punct  nur  annähernd  bloss  mit  einem  grossen  Arbeits-  und  Kosten- 
aufwand zu  ermitteln.  Die  zeitlichen  Veränderungen  des 
Wertbs  und  Ertrags  können  vollends  nur  selten  ausreichend  ver- 
folgt werden. 

Aus  diesen  Verhältnissen  erklärt  sich  eine  gewisse  Selbst- 
bescheidung der  Steuerverwaltung  diesen  Realsteuern  gegenüber: 
man  sieht  vielfach  ganz  von  der  Ermittlung  des  individuellen 
Werths  und  Ertrags  ab  und  begnügt  sich  mit  der  Feststellung  von 
Werth- oder  Ertrags classen,  in  welche  dann  die  einzelnen  Steuer- 
objecte nach  ihrem  ungefähren  Werth  oder  Ertrag  eingeschätzt 
werden. 

Dies  Verfahren  läuft  darauf  hinaus,  für  das  einzelne  Steuerobject  unter  ge- 
wissen a Ugeineinen  Voraussetzungen  in  Bezug  auf  Productionatecbnik,  Absatz- 
verhältnisse. Waarenpreise,  Lohnhöhe  u.  s.  w.,  Voraussetzungen,  die  allerdings  für 
Werth  und  Ertrag  mitbestiinmend  sind,  diese  letzteren  festzustellen.  Aber  die  Be- 
dingungen, welche  in  der  Wirklichkeit  und  im  concreten  Fall  maassgebend 
sind,  weichen  von  jenen  allgemeinen  Voraussetzungen  von  vomchcrcin  mehr  oder  weniger 
und  in  der  Weiterentwicklung  getvOhnlich  immer  mehr  und  bei  den  einzelnen  Objecten, 
in  den  einzelnen  Orten  und  Gegenden  in  ganz  verschiedener  Weise  ab.  Mittelst 
liorisionen  lässt  sich  das  wohl  etwas  berücksichtigen , aber  diese  sind  ungemein 
schwierig  und  kostspielig,  mussten  Öfters  fast  eine  ganz  neue  Operation  werden,  unter- 
bleiben daher  leicht,  bieten  aber  auch  im  besten  Falle  wiederum  keiue  sichere  Bürg- 
schaft für  richtige  Ergebnisse. 

Aus  allen  diesen  Verhältnissen  erklärt  sich  wieder  mit  die 
Unfähigkeit  dieser  Steuern,  mit  dem  Finanzbedarf  im  Ertrag  zn 
wechseln,  insbesondere  zn  steigen:  die  Stenern  werden  unvermeid- 
lich einigermaassen  stabile,  so  namentlich  die  Grundsteuer,  und 
bleiben  es  selbst  bei  grossen  Steigerungen  des  Finanz-  und  Steuer- 
bedarfs,  nicht  aas  principiellen  steaerpolitischen,  sondern  aus  den 
angedeuteten  steuertechnischen  Gründen  (Frankreich  1871  ff.). 

Unter  den  Realsteuern  bieten  gerade  die  wichtigsten . mit  einer  einzigen  Aus- 
nahme, solche  Schwierigkeiten  in  Betroif  der  Ermittlung  des  Stcuerobjccts:  die  Gru  nd- 
steuer  in  dem  Hauptfall  (Steuer  von  landwirtschaftlich  oder  ähnlich  benutzten,  von 
forstwirtschaftlichen  Grundstücken),  dio  Gewerbesteuer,  die  Gebäudesteuer  von 
gewöhnlichen,  vom  Eigentümer  selbst  bewohnten  Wohnhäusern  auf  dem  platten  Lande, 
in  den  kleineren  Städten.  Die  eiuzige  Ausnahme  bildet  die  Gebäudesteuer  bei  den 
im  Wege  der  Vermiethung  ausgenutzten  Häusern,  daher  namentlich  in  den 
grosseren  Städten,  wo  man  die  Steuerobjecte  der  nicht  vermieteten  Häuser 
dann  nach  der  Vergleichung  mit  vermieteten  behandeln  kann.  Hier  ist  dio  indi- 
viduelle Werth-  oder  hier  besonders  die  individuelle  Ertragsermittlung  leichter, 
datier  auch  hier  Üblich.  Bei  den  genannten  anderen  Steuern  dagegen  nimmt  man 
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eine  allgemeine  Classification  der  betreffenden  Steuerobjecte  vor : man  bildet 
nach  gewissen  äusseren  Merkmalen  (Gewerbe,  Gebäude)  oder  nach  gewissen  Werth- 
abstufungen (Grundstücke)  Werth-  oder  Ertragsclassen  (sogenannte  „Classi- 
fication“ i.  e.  S.)  und  schälst  die  einzelnen  Steuerobjecte  in  diese  ein  (sogenannte 
„Classirung“);  eventuell,  wie  besonders  bei  der  Grundsteuer,  indem  man  zunächst 
gewisse  typische,  einer  Classe  entsprechende  Steuerobjecte  ermittelt  (auch  wohl 
nach  diesen  Typen  die  Classen  bildet!  und  dann  die  anderen  Objecte  durch  Ver- 
gleichung mit  dieser  Type  classirt,  wobei  von  kleineren  Verschiedenheiten  der  einzelnen 
Objecte  abgesehen  wird.  So  ergeben  sich  die  „Classenkatastor“  nicht  nur  bei 
den  Grundsteuern,  sondern  auch  bei  den  Gewerbe-  und  ländlichen  Gebäude- 
steuern. Oie  neuere  Continental  - europäische  Grundsteuer  beruht  fast  durchweg  auf 
solchen  „Classen -Katastern“  mit  „Einschätzung“  (statt  individueller  „Abschätzung“), 
einerlei  ob  im  Uebrigen  Guts-  oder,  wie  üblich,  Paroellarkataster , Werth-  oder,  wie 
meistens,  Ertrairskataster  besteht  (s.  meine  Abb.  directo  Steuern  im  Schfinberg  sehen 
Handbuch  $.  33).  Die  Gewerbesteuer  hat  sich  wenigstens  überwiegend  neuerdings 
nach  dem  System  von  Gewerbegattungs-,  Orts-,  Betriebsumfangs -Classen  entwickelt 
(französische  Patentstcuer,  süddeutsche  Gewerbesteuern,  in  Hauptpuncten  auch  die 
preussische,  s.  die  genannte  Abhandlung  §.  SU  fl'.,  Fin.  III,  §.  200  ff.  Uber  Frankreich). 
Als  Beispiel  der  ländlichen  Gebäudeclassensteuer  kann  die  Österreichische  von  1820 
('genannte  Abhandlung  §.  70)  und  wieder  abweichend  die  zweite  Form  der  preussischen 
Gebäudesteuer  von  1861  dienen  (eb.  §.  71). 

Das  Hauptziel  ist,  nicht  sowohl,  die  Erträge  in  ihrer  absoluten 
Höhe  wirklich  richtig  zu  ermitteln,  als  auf  diese  Weise  die  rela- 
tive Gleichmässigkeit  der  Behandlung  der  einzelnen 
Steuerobjecte  jeder  Steuerart  zu  verbürgen. 

Wio  dies  dio  Gesetze  wohl  ausdrücklich  aussprechen.  So  heisst  es  in  §.  1 der 
„Anweisung  für  das  Verfahren  bei  Ermittlung  des  Reinertrags  der  Liegenschaften 
u.  s.  w.“,  im  Anschluss  an  das  preussische  Gesetz  vom  21.  Mai. 1861  betreffend 
anderweite  Regelung  der  Grundsteuer:  „Zweck  des  Verfahrens  ist  die  Ermittlung  des 
Reinertrags  des  steuerpflichtigen  Grundeigenthums:  ...  in  verliäl  tnissmässiger 
Gleichheit,  um  danach  dio  Grundsteuerhauptsummen  für  die  Provinzen  . . . und 
innerhalb  der  letzteren  die  von  den  einzelnen  Kreisen  im  Ganzen  sowohl,  wie  die  von 
den  einzelnen  Gutsbc2irken  und  Gemeinden  zu  übernehmenden  Grundsteuerbeträge  zu 
bestimmen , demnächst  aber  deren  Cntervertheilung  auf  die  einzelnen  Liegenschaften 
möglichst  ieicht  bewirken  zu  können“:  die  folgerichtige  Anwendung  des  Repartitions- 
systems. 

Eine  solche  „verbältnissmässige  Gleichheit“  der  Einsteuerung  wird  auch  einiger- 
m nassen  erreicht;  so  liegen  z.  B.  die  Fehler  in  ein  und  derselben  Richtung,  weun 
die  Type  nicht  richtig  gewählt  oder  in  eine  falsche  Classe  gesetzt  ist.  Die  Mit- 
wirkung der  Steuerpflichtigen  selbst  bei  der  Classification,  der  Typenbestimmung,  dur 
Classirung  u.  s.  w.,  dient  dazu,  das  Operat  möglichst  richtig  zu  gestalten.  Steuer- 
commissionen aus  sachverständigen  und  ortskundigen  Personen,  besonders  aus  den 
Behörden  und  VertretungskOrpem  der  Provinzen,  Kreise  und  Gemeinden  und  aus  den 
Kreisen  der  Interessenten  selbst  werden  bei  der  Herstellung  des  Katasterwerks  als  mit 
berathende  und  auch,  vorbehaltlich  gewisser  Abänderungsrechte  höherer  Behörden 
(und  Commissionen),  als  mit  entscheidende  Instanzen  eingerichtet.  Jeder  einzelne 
Interessent  erhält  das  Recht,  bei  den  betreffenden  Aufnahmen  gegenwärtig  zu  sein 
und  seine  Ansicht  vorzubringen,  und  Reclamationsrecbte,  falls  er  sich  für  benach- 
theiligt  hält.  Interessentengruppcn,  z.  B.  die  Ortsgemeinde,  erhalten  ähnliche  Rechte. 
Das  Princip  der  Oeffentlichkeit  der  Katastralarbeiteu  und  der  vorläufigen  Feststellungen 
dient  weiter  zur  Controlc.  Steuercommissiouen  für  eine  Anzahl  Districte  (z.  B.  für 
die  Provinzen  gegenüber  den  Kreisen  und  für  mehrere  Provinzen  zusammen)  und 
höhere  Revisions-  und  RecursbehOrden  sorgen  für  die  Erhaltung  oder  Herstellung  der 
Gleichmässigkeit  der  Katasterarbeiteu  im  ganzen  Staatsgebiete. 

Die  Praxis  hat  hier,  besonders  in  den  modernen  G rund  Steuerkatastern  und  zum 
Theil  auch  in  den  Gewerbesteuerkatastern,  zur  Losung  ihrer  Aufgaben  eine  grosse 
Summe  von  Arbeit  und  von  Scharfsinn  aufgewandt.  Wenn  trotzdem  namentlich  bei 
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den  genannten  beiden  Steuern  auch  selbst  in  Betreff  des  specioll  ins  Ange  gefassten 
Ziels,  der  wenigstens  relativ  gle  ich  massigen  Belastung  der  einzelnen  Steuer- 
objecte jeder  Steuer,  kaum  auch  nur  für  die  Zeit  der  Katasterarbeit  selbst,  geschweige 
für  die  spätere  Zeit  etwas  leidlich  Vollkommenes  erreicht  ist  so  liegt  die  Schuld  nicht 
an  der  falschen  Methode  oder  der  ungenügenden  Ausführung,  sondern  an  der  ausser- 
ordentlichen Schwierigkeit  der  Aufgabe. 

Diese  Schwierigkeit  lässt  sich  indessen  gerade  bei  der  Grund-  und  Gewerbe- 
steuer, wo  sie  sich  am  Meisten  fühlbar  macht,  durch  die  Benutzung  des  Kepar- 
titionsprincips  den  steuerpflichtigen  Individuen  gegenüber  noch  etwas  weiter 
überwinden,  wie  im  folgenden  Paragraphen  gezeigt  wird. 

Die  näheren  Ausführungen  in  der  speciellen  Steuerlehre  zeigen  das  hier  nur 
Skizzirte  noch  genauer  im  Einzelnen.  S.  meine  genannte  Abhandlung  im  Schönberg’- 
schen  Handbuch  und  die  kritische  Darstellung  der  französischen  directen  Steuern  im 
dritten  Bande  der  Fin.  §.  184 — 210. 

C.  — §.  309.  Feststellung  der  Steuersätze. 

1.  Bei  den  Einkommen-,  allgemeinen  Vermögens- 
und Ertragssteuern  genügt  es  lür  diese  Aufgabe,  im  Allgemeinen 
auf  die  Erörterungen  Uber  die  Steuersätze  im  vorigen  Abschnitte 
bei  den  Grundlagen  der  Besteuerung  (§.  300—302)  zu  verweisen. 

a)  Besteht  Qu otitätsbesteuerung,  so  werden  die  gesetzlichen 
Steuersätze  derselben,  bez.  diejenigen  gewisser  Steuerstufen  oder 
Steuerclassen , einfach  nach  den  ermittelten  Thatsachcn  auf  die 
Steuerobjecte  gelegt  und  den  Steuersubjecten  zur  Zahlung  vor- 
gesebrieben. 

b)  Bei  Kepartitionsbesteuerung  complicirt  sich  diese  Auf- 
gabe, weil  nun  erst  die  individuellen  Steuersätze  für  jedes 
Steuerobject  und  Steuersubject  mittelst  der  Reparation  der  Stcuer- 
summe  auf  die  zu  belastenden  Steuerobjecte  festzustellen  sind.  Aber 
gerade  bei  dieser  Methode  ergiebt  sich  die  Möglichkeit,  jene  im 
vorigen  Paragraphen  nachgewiesenen  Mängel  der  Ertragssteuern, 
besonders  der  Grund-  und  Gewerbe-,  dann  der  ländlichen  und  klein- 
städtischen Gebäude-fClassen-jsteuer,  auch  etwa  der  Steuer  auf  den 
Ertrag  der  selbständigen  liberalen  Berufs  Unternehmungen  (im 
Unterschied  von  solchen  Berufsdiensten)  einigennaassen  zu  be- 
seitigen. 

Dies  kann  dadurch  geschehen,  dass  man  nach  dem  Kataster 
im  Allgemeinen  nur  die  Quoten  der  von  jedem  Gebietsteile,  bis 
herab  zur  Orts  gemeinde,  aufzubringenden  Summe  einer  jeden 
Steuer  feststellt,  beider  individuellen  Vcrthcilnng  der  Ortsquote 
auf  die  einzelnen  Steuerobjecte,  bez.  Steuersubjecte  dagegen  Ab- 
weichungen von  derjenigen  Verteilung  und  von  denjenigen 
Steuersätzen  gestattet,  welche  sich  bei  der  genauen  Zugrundelegung 
des  Katasters  ergeben  würden.  So  wird  es  möglich,  in  erwünschter 
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Weise  in  die  Objectbcsteuerung  auch  ein  subj  ectives  Moment 
einzufUgen  und  dadurch  manche  Härten  der  ersteren  zu  mildern. 

Es  lässt  sich  hierbei  namentlich  auf  individuelle  Ökonomische  Verhältnisse, 
wie  die  oben  (in  §.  1S4,  1S5,  181)  berührten,  Rücksicht  uohmen.  Bei  den  Grund- 
und  Gewerbesteuern  kann  das  für  den  Ertrag  so  maassgebende,  oft  geradezu  ent* 
scheidende  Moment,  die  Persönlichkeit  des  leitenden  Wirthschaftssubjects,  ferner 
können  concrote  Verhältnisse,  wie  in  der  Landwirtschaft  die  Lage  der  Grundstücke 
(Parcellen)  eines  Wirths  zu  einander  und  zum  Hof,  von  dem  aus  sie  bewirtschaftet 
werden  (Thttnen’sehe  Regeln  1)  oder  wie  im  Gewerbe  die  concreten  Bezug-,  Ab- 
satz-, technischen  Productionsbedingungcn  u.  s.  w.  eines  einzelnen  Gewerbebetriebs 
einige  Berücksichtigung  linden.  Die  Bildung  von  „Steuergesellschaften"  für 
Steuercontiugente  und  die  Verteilung  mit  unter  Berücksichtigung  der  individuellen 
Beschaffenheit  der  einzelnen  Unternehmung,  wie  in  der  prcussischcn  Gewerbesteuer, 
empfiehlt  sich  auch  hier  wieder.  Vielleicht  liesse  sich  selbst  der  individuellen  Ver- 
schiedenheit der  Verse  huldungsverhältnisse  des  Reaibesitzes  auf  diese  Weiso  etwas 
mit  Rechnung  tragen  und  dadurch  einer  der  schwersten  Uebelstände  der  Realbesteuerung 
(§.  221)  vermindern. 

Zur  Durchführung  dieser  individuellen  Verteilung  einer  Stcuersumme  und  zur 
Feststellung  der  sich  so  ergebenden  Steuersätze  haben  wieder  locale  Steuercommissiouen, 
wie  die  früher  (§.  301)  erwähnten,  eventuell  Ausschüsse  von  Berufsgenossen  zu  dienen. 

In  einigen  Puucten  ähnliche  Vorschläge  von  Stein,  besondere  für  die  Grund- 
steuer, z.  B.  4.  A.  II.  48.  Meine  Abhandlung  directe  Steuern  im  Schönberg'schen 
Handbuch  §.  65.  Es  handelt  sich  aber  auch  hier  wieder  um  eine  allgemeiner  in 
Verbindung  mit  der  Kepartitionsbesteuerung  anwendbare  Methode.  Die  Sache  wäre 
gerade  umgekehrt  wie  in  Frankreich  bei  der  Grundsteuer  zu  machen,  wo  man 
die  Hauptsteuereumme  und  diejenigen  der  Departements,  Arrondissements  und  selbst 
der  Gemeinden  nicht  oder  nur  wenig  im  Anhalt  an  das  Kataster  bestimmt,  dagegen  die 
individuellen  Steuerechuldigkeitcn  der  einzelnen  Liegenschaften  genau  nach  dem  Kataster 
umlegt  (Fiu.  UI,  S.  445). 

§.  310.  — 2.  Bei  den  an  einen  Productionsbetrieb  sich  an- 
kntipt'enden  iudirecten  Verbrauchssteuern  handelt  es  sich 
regelmässig  um  feste  (Quotitäts-)  Steuersätze,  zu  deren  richtiger 
Auflegung  auf  die  Steuerobjecte,  in  Gemässheit  der  gesetzlichen 
Besteuerungsmethode  nach  dem  Kobstoff,  Betriebsmerkmal,  Fabrikat 
u.  s.  w.,  eben  die  Thatsachen  des  einzelnen  Betriebs  in 
Bezug  auf  diese  Objecte  genau  zu  ermitteln  siud.  Mit  der 
Lösung  dieser  Aufgabe  ist  die  Aufgabe  der  Feststellung  der  Steuer- 
sätze und  der  Ermittlung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten 
eines  Prodncenten  daher  im  Wesentlichen  zugleich  erledigt. 

Das  Einzelne  richtet  sich  aber  in  solchem  Maassc  nach  der  Natur  des  Steuer- 
objects  oder  des  Productiousbetriebs,  iu  welchem  das  Object  hergestellt  wird,  dass 
darüber  hier  au  dieser  Stelle  nichts  Allgemeineres  weiter  zu  sagen  ist.  Die  speciellon 
technischen  Productionsprocesse  der  einzelnen  Artikel,  die  mitspielenden  chemischen 
Processe  z.  B.  bei  der  Wein-,  Bier-,  Branntwein-,  Zuckerbereitnng,  bedingen  auch 
verschiedene  Methoden  der  Ermittlung  der  Steuerobjecte. 

Bei  der  notorischen  Ungleichmässigkeit,  mit  welcher  gewisse 
Stenern  dieser  Art,  namentlich  die  Rohstoff besteuerung,  nach  der 
Qualität  der  verarbeiteten  Stoffe  (Rüben  bei  Zucker!),  nach  der 
technischen  Einrichtung  und  nach  dem  Umfang  des  Betriebs 
(Gross-  und  Kleinbetrieb!  Brennerei,  Bierbrauerei)  auch  hier  die 
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einzelnen  Producenten  treffen  (§.  145,  147,  275,  276),  liegt  aber 
bei  diesen  Steuern  die  Sache  ähnlich  wie  bei  den  besprochenen 
Ertragssteuern:  die  Vernachlässigung  des  subjectiven 
Moments  rächt  sich  wieder  durch  die  Ungleichmässigkeit  der  Stcuer- 
belastung. 

Dies  fährt  zu  der  Erwägung,  ob  sich  nicht  auch  hier  das 
Princip  der  Repartition  aushilfsweise  benutzen  Hesse, 
um  solche  Ungleichmässigkeit  zu  vermindern.  Es 
könnte  allenfalls  auf  die  Weise  geschehen,  dass  man  nach  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  Uber  die  Steuerobjecte  und  die  Steuer- 
sätze Gesammt-Steuerschuldigkeiten  oder  Contingente 
fUr  einen  ganzen  verbrauchssteuerpflichtigen  Pro- 
(luctio  ns  zweig  bildete,  z.  B.  für  die  Rübenzuckerproduction, 
Bierbrauerei,  Branntweinbrennerei,  und  alsdann  unter  Controle  der 
Steuerbehörde  durch  Commissionen  oder  Ausschüsse  der  Steuer- 
pflichtigen diese  Summe  auf  die  einzelnen  Betriebe  unter  Zu- 
lassung genau  zu  begründender,  aber  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  sich  haltenderAbweichungen  von  der 
ersten  Veranlagung  vertbeilte. 

Dieser  Vorschlag  stimmt  mit  neueren  Experimenten  in  der  Zuckerbesteuerung 
(Oesterreich),  in  der  Brennerei  (Deutschland.  Oesterreich)  insofern  überein,  als  es  sich 
in  beiden  Fällen  um  Steuercontingentirnngen  (bez.  Contingentirungen  von  Ausfuhr- 
vergutungen)  handelt  (s.  oben  S.  708),  aber  das  hier  befürwortete  Vertheilungs-  und 
Ausglcichungsprincip  ist  ein  auderes.  — Die  grSsseren  Schwierigkeiten  und  Bedenken 
gegen  ein  solches  Verfahren  bei  den  Verbrauchssteuern  im  Vergleich  mit  demselben 
Verfahren  bei  den  ReaLteucm  des  Ertragssteuersystems  sind  nicht  zu  verkennen.  Sie 
liegen  namentlich  darin,  dass  bei  den  (jewerben  der  genannten  inueren  Verbrauchs- 
steuern nur  etwa  bei  der  Bierbrauerei,  und  auch  hier  bloss  theilweise  uud  neuerdings 
immer  weniger,  bei  deu  anderen  in  der  Kegel  gar  nicht  von  einem  local  be- 
schränkten Produ ctio usgebict  und  Absatzmarkt  die  Kedc  ist.  Man  kann 
daher  nur  iu  geringem  Maasse  neben  der  (iesainmtsteuerschuldigkeit  des  ganzen  Staats- 
gebiets provinzielle  und  noch  weniger  locale  tiesammtstcuercontingente  bilden,  sondern 
müsste  die  Hauptsumme  gleich  auf  die  individuellen  Betriebe  direct  vertlicilen. 
Das  ist  misslicher  und  schwieriger,  besonders  da,  wo  es  sich  um  eine  sehr  grosse 
Auzahl  sehr  weit  Uber  das  ganze  (iebict  verstreuter  Betriebe  handelt,  wie  bei  der  Bier- 
brauerei meist  (gar  erst  der  Weinproduction,  auch  der  Brennerei  vou  Obst  u.  s.  w.),  bei 
der  Branntweinbrennerei  überhaupt,  selbst  der  Korn-  und  Kartotrelbrennerei,  wenigstens 
nach  den  deutschen  (im  Unterschied  z.  B.  von  den  englischen)  Productionsvcrhältnissen. 
Dagegen  würde  bei  der  Kuben zuckerproduction  und  Besteuerung  ein  solches  Vorgehen 
schon  eher  ausführbar  sein. 

Die  Vortheile  eines  derartigen  Repartitionsverfahrens  wären  auch  hier  die  nem- 
liclien  wie  überhaupt  bei  der  Stcucrrepartition  ($.  301,  30'i).  Namentlich  wurde  hici 
wohl,  wenn  einmal  eine  bestimmte  Summe  aufgebracht  werden  muss,  die  Concu  rrenz 
der  l’roducenten  zu  einer  glcichmäasigcren  Belastung  der  Ein/clncn  hinführeu. 
(ierade  in  diesen  bewerben  vei folgt  man  diu  I.age  und  Leistungen  jeder  einzelnen 
Unternehmung  scharf  um  der  Concurrez  willen  und  würde  im  Besitz  mancher  That- 
sachen  sein  oder  leicht  kommen,  auf  Grund  deren  man  eine  solche  Ausgleichung  vor- 
nehmen kann.  Wesentliche  Bedenken  dieser  Besteuerung  (§.  275)  Hessen  sich  so 
vermindern.  Der  Einwand,  dass  dadurch  dem  einzelnen  Produccnten  die  besonderen 
Vortheile  seiner  besseren  technischen  Leistung  und  der  daraus  hervorgehenden  thed- 
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weisen  „Abwälzung“  der  Steuer,  auch  zum  Schaden  des  technischen,  auf  diese  Weise 
prämiirten  Fortschritts,  entzogen  wurden,  ist  nicht  durchschlagend.  Denn  dieser  Vor- 
theil wird  nur  auf  Grund  eines  an  sich  mangelhaften,  unglcicbinässigcn  Steuerverfahrens 
erzielt  und  ist  nicht  so  unbedingt  als  ein  wirklich  persdnliches  Ökonomisches  Ver- 
dienst des  Producenten  anzuorkennen  (§.  145).  Auch  wäre  das  hier  empfohlene 
Verfahren  doch  ungleich  weniger  mechanisch  und  schablonenm&ssig,  als  das  in  der 
Praxis  verkommende,  den  Steuersatz  für  kleine  Betriebe  gewissen  wirtschaftlichen 
Gbaracters  in  bestimmtem  Uaasse  niedriger  zu  gestalten  (Brennerei). 

II.  — §.  311.  Veranlagung  der  „indirecten“  Stenern: 
Ermittlung  der  Thatsaehen  zur  Feststellung  der  Steuer- 
schuldigkeiten bei  den  Steuern  auf  einzelne  wech- 
selnde Thatsaehen,  Handlungen,  Vorgänge. 

Daher  namentlich  bei  den  meisten  Verkehrssteuern,  bei  den  Steuern  auf 
Conjunctur-,  Spielgewinn  und  Erbschaft  und  besonders  bei  denjenigen  Ver- 
brauchssteuern, welche  sich  wie  Zolle  und  Thorsteuern,  an  den  Umlauf 
der  Waaren  ankutlpfen  (§.  254). 

Bei  diesen  .Steuern  allen  gestaltet  sich  die  Aufgabe  der  Steuer- 
verwaltung schon  deshalb  wesentlich  anders  und  in  diesem  ersten 
Punete  schwieriger,  als  bei  den  im  Vorausgehenden  besprochenen 
directen  „Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb  und  den  Besitz“, 
weil  zuvörderst  schon  die  Ermittlung  der  Thatsaehen,  von  denen 
die  Steuerpflicht  eines  Subjects  überhaupt  erst  ab- 
hängt, andere  und  umfassendere  Vorkehrungen,  ein  eigenes  be- 
sonderes Beobachtungsverfahren  erheischt. 

Die  Constatirung  der  Steuerpflicht  an  und  für  sich  macht  bei  den  bisher  be- 
sprochenen „directen“  Steuern  nicht  so  grosse  Muhe,  weil  diese  Pflicht  von  meist 
offenkundigen  oder  verhältnissmässig  leicht  zu  ermittelnden,  weil  feststehenden  oder 
jedenfalls  fingere  Zeit  gleichbleibenden  Thatsaehen  des  Erwerbs  und  Besitzes  abhängt. 
Diese  Thatsaehen  lassen  sich  mit  deshalb  auch  nicht  leicht  der  Beobachtung  entziehen. 
Die  schwierigere  Aufgabe  ist  bei  diesen  Steuern,  wie  schon  bemerkt,  nach  erfolgter 
Constatirung  der  steuerpflichtigen  Subjecte  und  Objecte,  den  Umfang  der  Steuer- 
pflicht und  demnach  die  Grosse  der  individuellen  Steuerschuldigkeit  fest- 
zustellen. Die  darauf  bezüglichen  Thatsaehen  sind  hier  zu  ermitteln  und  das  eben 
ist  das  schwierige  Problem,  so  z.  B.  auch  bei  den  vorhin  besprochenen,  an  den  Pro- 
ductionsbetrieb  sich  anknüpfenden  Verbrauchssteuern,  die  hierin  eben  den  eigentlichen 
„directen“  Steuern,  besonders  den  Ertragssteuern,  näher  stehen. 

Bei  den  „indirecten“  Steuern,  von  welchen  jetzt  zu  handeln  ist,  bietet  umgekehrt 
die  Ermittlung  des  Umfangs  der  Steuerpflicht,  wenn  einmal  dio  letztere  selbst  cou- 
statirt  ist,  geringere  Muhe,  besonders  bei  den  Verkehrssteuern,  Zollen,  Thorsteuem. 
liier  handelt  es  sich  meistens  nur  um  einfache  Messungs-  und  ähnliche,  daun  um 
Itochnu ngsoperationen,  um  die  individuellen  Steuerschuldigkeiten  nach  Maassgabe 
der  ermittelten  Thatsaehen  in  Bezug  auf  den  Umfang  der  Steuerobjecte  und  nach  den 
gesetzlichen  Steuersätzen  festzustellon.  Dagegen  dreht  sich  Alles  darum,  diejenigen 
steuerpflichtigen  Thatsaehen  und  Handlungen  selbst  erst  sicher  zu  ermitteln,  die  hier 
das  Stenerobject  bilden  und  von  deren  Eintritt  oder  Vornahme  überhaupt  die  Steuer- 
pflichtigkeit,  daher  auch  der  Cbaractcr  einer  bestimmten  Person  als  Stcucrsubject  in 
diesem  bestimmten  Fall,  erst  abhängt.  In  Betreff  des  Umfangs  der  Steuerpflicht 
muss  nur  zugleich  bei  der  Constatirung  der  letzteren  selbst  die  nöthige  Vorkehrung 
getroffen  werden,  um  einzelne  Steuerobjecte  (z.  B.  bei  der  Verzollung  von  Waaren j 
nicht  zu  Ubersehen  oder  sich  über  ihre  Menge  und  Art  nicht  zu  täuschen  und  so 
Hinterziehungen  von  Steuer  zu  verhüten.  Auch  hierbei  kommt  aber  doch  zunächst 
Alles  darauf  an,  den  Fall  der  Steuerpflicht  au  und  für  sich  zu  constatiren.  Das 
ist  das  Primäre,  alles  Weitere  steht  in  zweiter  Linie. 
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So  erklärt  sieb,  dass  das  Verfahren  zur  Ermittlung  der 
betreffenden  Thatsachen,  deren  Eintritt  die  Steuerpflicht  erst  be- 
dingt, bei  dieser  zweiten  Kategorie  von  Steuern  ein  wesentlich 
verschiedenes,  verglichen  mit  dem  Verfahren  bei  der  ersten 
Kategorie,  sein  muss;  ferner,  dass  der  Schwerpunct  der  administra- 
tiven Aufgabe  hier  in  der  Constatirung  der  Steuerobjecte 
liegt,  wovon  daher  auch  zuerst,  vor  den  Stencrsubjccten , zu 
handeln  ist. 

Das  Einzelne  specialisirt  sich  zwar  wieder  mauclifach  nach  den  Arten  der  hierher- 
gehörigen Steuern  und  den  einzelnen  Steuern,  wie  denn  in  dieser  Hinsicht  auch  schon 
hier  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  die  am  Eingang  dieses  l’aragrapheu  genannten 
Katogorieen  zu  unterscheiden  sind.  Aber  den  vielen  specielleu  Einrichtungen  liegt 
doch  bei  manchen  Puncten  auch  hier  wieder  ein  gemeinsames  Princip,  ein  Schema 
zu  Grunde,  das  zum  richtigen  Verständnis  der  Aufgabe  der  Stouerrerwaltung  erkannt 
und  hier  mit  aufgedeckt  werden  muss:  das  eben  ist  wieder  die  Sache  der  „allge- 
meinen Steuerlehre". 

A.  — §.  312.  Die  Ermittlung  der  Stcuerobj  ecte. 

Auch  für  diese  Aufgabe  giebt  besondere  v.  Hock  manche  werthvollc  Fingerzeige. 
Oeffcntlicho  Abgaben  §.  ,32,  .33,  20,  25. 

1.  Bei  den  Verkchrssteuern  bietet  meistens  die  Hilfsmittel 
zu  diesem  Zwecke:  theils  das  öffentliche  (gerichtliche)  Ein- 
tragungs-Registerwesen, thcils  die  Mitwirkung  derGe- 
richte  bei  der  Regelung  von  Privatrechtsverhältnissen, 
theils  die  gesetzliche  Vorschrift  der  Stern pelpflicbtigkeit  der 
schriftlichen  Urkunden  Uber  steuerpflichtige  Rechtsgeschäfte  und  in 
Verbindung  hiermit  Überhaupt  die  Vorschrift  der  Schriftlichkeit 
dieser  Geschäfte  — als  des  Erfordernisses  ihrer  rechtlichen  Giltig- 
keit oder  wenigstens  ihrer  Klagbarkeit  vor  Gericht. 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  zwischen  Gebühren  und  Verkehrestcuem  war  ton 
der  hier  vorliegenden  Aufgabe  schon  im  vierten  Buche  in  diesem  Baude,  in  der  Ge- 
buhrenlehre,  mehrfach  zu  handeln.  S.  besondere  §.  2S,  29,  39 — 1,3,  70 — 73.  In  der 
Hauptsache  ist  die  Frage  dort  zugleich  bereits  für  die  Verkehrssteuer  mit  erledigt 
worden.  — Auch  für  die  allgemeine  Steuerlehre  ist  hier  wieder  eine  so  ausgcbildcte 
streng  fiscalisch  gestaltete  Gesetzgebung  wie  die  französische  Uber  Enregistrement 
und  Stempel  besondere  lehrreich;  s.  Fin.  HI,  S.  502 — 570. 

Die  Gerichte  oder  Registerbehörden  u.  s.  w.  werden  hier  von 
Amts  wegen  verpflichtet,  fllr  die  zu  ihrer  Kenntniss  kommenden 
oder  unter  ihrer  Mitwirkung  geordneten  Rechtsgeschäfte  durch  ihre 
mit  den  Finanzgeschäften  betrauten  Organe  die  betreffende  Steuer 
erheben  oder  die  Benutzung  der  vorgeschriebenen  Werthstempel 
vornehmen  zu  lassen  oder,  bei  vollständiger  Trennung  jener  Be- 
hörden von  den  tiscalischen  Aufgaben,  die  Geschäfte  zum  Zweck 
der  Berechnung  und  Erhebung  der  Steuer  einer  eigenen  Finanz- 
behörde nnzumeldcn. 

Ooftere  findet  hier  ohnehin  schon  eine  Gebühren  pflichtigkeit  für  die  Mit- 
wirkung von  Behörden  statt,  woran  sich  dann  gleich  die  Verkchresteuerpflichtigkdt 
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anschliesst.  Oder,  der  noch  häufigere  Fall,  die  eine  gesetzliche  Abgabe  stellt  eben 
nicht  bloss,  wie  fälschlich  angenommen  zu  werden  pflegt,  eine  Gebühr,  sondern  zu- 
gleich und  meist  hauptsächlich  eino  Vcrkchrsstcucr  dar.  Hier  erfolgt  dann  gleichzeitig 
die  Ermittlung  des  Steuerobjects,  die  Feststellung  des  dafür  rechtlich  in  Anspruch  zu 
nehmenden  Steuersubjects  und  die  Berechnung,  Vorschrcibung  und  Erhebung  des 
Steuerbetrags.  Die  Voraussetzung  dafür,  wann  und  wieweit  eino  derartige  Abgabe 
Gebühr  und  Steuer  sei,  ist  im  vierten  Buche  in  der  GebUhrcnlehre  schon  angegeben 
worden  (§.  28  ff.,  42  ff.). 

Die  C au  tele  n für  die  Durchführung  der  Steuerpflichtigkeit 
und  die  Formen  der  Erhebung  (directc  Einziehung, 
Stempel)  sind  dieselben  wie  bei  den  Gebühren. 

Sie  sind  daher  ebenfalls  früher  schon  dargcstellt  worden  (§.  42.  43,  10  ff.).  Zur 
möglichst  sicheren  Ermittlung  der  Stcuerobjecte,  d.  h.  der  steuerpflichtigen  Acte  oder 
Rechtsgeschäfte  dient  die  gesetzliche  Vorschrift,  diese  Geschäfte  rogistriren  zu  lassen, 
oder  sic  behördlich  (gerichtlich)  anzumelden,  oder  sie  schriftlich  abzufassen  und  die 
Urkunden  mit  dem  erforderlichen  Stempel  zu  versehen.  (Ein  Beispiel:  die  Registrirungs- 
pflichtigkeit  der  schriftlich  beurkundeten,  aber  auch  gewisser  anderer  Rechtsgeschäfte 
und  Eigentbumswechsel  im  französischen  Recht,  Fin.  III,  §.  216.)  Die  Androhung 
fiscalischer  Strafen,  die  Bedrohung  mit  Rcchtsnachtbcilen,  eventuell  selbst  mit  Rechts- 
ungiltigkeit  oder  Unklagbarkeit  des  Geschäfts , die  Verpflichtung  aller  öffentlichen  Be- 
hörden, Notare  u.  s.  w.,  die  Eiuzichnng  der  gesetzlichen  Abgaben  oder  die  Anbringung 
der  Stempel  selbst  vorzuiiehmen,  oder  ihnen  vor  Augen  kommende  stempelpflichtige 
Schriftstücke  auf  die  Verwendung  des  Stempels  überhaupt  und  des  richtigen  Stempels 
zu  prüfen,  nur  richtig  gestempelte  Urkunden  anznnehmen  (im  Process  u.  s w.),  eventuell 
die  Stempelung  nachzuholen  oder  die  Strafverfolgung  der  schuldigen  Steuersubjecte 
zu  veranlassen  und  anderes  Aehnliche  mehr:  das  sind  die  zwar  nicht  immer  völlig, 
aber  doch  im  Ganzen  cinigermaassen  ausreichenden  Hilfsmittel  der  Steuerverwaltung 
zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  der  Verkebrssteuern  und  zur  Sicherung  des  Finanz- 
interesses in  Betreff  der  Besteuerung  der  Steuersubjecte  nach  den  gesetzlichen  Steuer- 
sätzen. Abweichendes  Einzelne  richtet  sich  nach  der  Art  der  einzelnen  Vorkehrs- 
steuern, wo  z.  B.  die  neueren  „Börsensteuern“,  auch  die  deutsche  von  1885, 
bemerkenswerthe  Normen  haben.  S.  über  Controlen  und  Strafen  beim  französischen 
Enrcgistrement  Fin.  III,  g.  222,  223,  beim  dortigen  Stempel  g.  232  ff 

Die  enge  Verbindung  vieler  dieser  Steuern  mit  juristischen 
Formalien  (§.  42)  erleichtert  demnach  die  Aufgabe  der  Stenerver- 
waltnng  hier  wesentlich.  Das  leitende  Princip  für  die  ad- 
ministrative steuertechnische  Ermittlung  der  Steuer- 
objeete  wird  aber  dadurch  etwas  verdeckt.  Es  ist  doch  im 
Grunde  das  gleiche  wie  bei  dieser  ganzen  Gattung  von  „indirecten“ 
Steuern,  von  der  wir  hier  handeln,  nemlich  ein  directer  oder  in- 
directer  Zwang  zur  Anmeldung  der  Steuerobjecte  für  das 
Steuersubject  behufs  Veranlagung  zur  Steuer,  nur  dass  dieser  Zwang 
hier  eventuell  implicitc  in  den  schon  aus  sachlichen  Gründen 
gegebenen  Vorschriften  Uber  das  Kegisterwesen  und  über  die  Mit- 
wirkung von  Behörden  in  privatrechtlichen  Vorgängen,  Rechts- 
geschäften erfolgt. 

Bei  der  Stempelpflichtigkeit  macht  man  das  Steuersubject  selbst  zugleich 
zum  Organ  der  Ermittlung  des  Steuerobjects  und  der  Steuererhebung,  worin  ebenfalls 
implicito  ein  Anmeldezwang  zur  Versteuerung  der  Stenerobjecto  liegt:  hier  freilich 
mit  schwächeren  Garantieen  der  Controle,  die,  ausser  in  nachträglichen  Nachforschungen 
von  Amtswegen  (preussischcs  Stempelfiscalat) , iu  den  Bedrohungen  mit  Strafen  und 
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etwaigCD  Rechtsnachtboilen , nur  in  ungenügendem  Maasse  in  der  Oeffentlicbkeit  und 
in  der  oft  mehr  nur  zufälligen  Kenntnisnahme  Seitens  der  öffentlichen  Behörden 
liegen.  Kur  dio  unbedingte  Vorschrift  des  Kegistriruugszwangs  und  womöglich  zu- 
gleich der  Schriftlichkeit  steuerpflichtiger  Rechtsgeschäfte  unter  gleichzeitiger  Ver- 
sagung der  Recbtsgiltigkeit  oder  Klagbarkeit  der  nicht  re.gistrirten  und  mündlichen 
betreffenden  Rechtsgeschäfte  möchte  hier  filr  die  sichere  Ermittlung  der  Steuerobjccte 
grössere,  wenn  auch  dann  noch  nicht  ganz  ausreichende  Garantie  gewähren.  Es  wurde 
auch  dabei  eine  rationelle  Beschränkung  der  Stsuerpflichtigkeit  auf  gewisse  leichter 
controlirbare , namentlich  auch  auf  Rechtsgeschäfte  Uber  einen  gewissen  nicht  zu 
niedrigen  Werthbetrag  wohl  von  rornehercin  geboten  sein  oder  man  musste  wenigstens 
den  Verkehrssteuersatz,  wie  z.  B.  bei  einem  glcichmässigen  kleinen  Quittungsstempel, 
sehr  niedrig  ansetzen,  um  dadurch  den  Anreiz  zur  Hinterziehung  von  Steuerobjecten 
zu  vermindern.  Rechtsgeschäfte  Uber  Eigenthnmswechsel  bei  Immobilien  werden 
immer  leichter  wirksam  steuerpflichtig  zn  machen  sein,  als  bei  Mobilien,  einschliess- 
lich börsengängiger  Wertpapiere,  zumal  Inhaberpapiere  oder  durch  Blancoindossament 
Übertragbarer;  eine  Verschiedenheit,  mit  welcher  Steuerpolitik  und  Stenertecliuik 
rechnen  müssen. 

Man  hat  öfters  als  ein  Mittel  zur  Bekämpfung  des  Differenzgeschäfts  an 
den  Fondsbörsen  die  Versagung  der  Klagbarkeit  der  betreibenden  Verträge  (als  Spiel- 
verträgo  u.  dgl.)  befürwortet  und  mitunter  besteht  diese  Klagbarkeit  auch  nicht 
Aber  irgend  ausreichende  Hilfe  bietet  das  Verfahren  crfahrungsgeinäss  nicht:  der 
„Sittencodex“  unter  den  Börsenspielern  ist  in  diesem  Puncte  eine  nicht  werthlose 
Bürgschaft  dafür,  dass  auch  nicht-klagbare  Verträge  doch  erfüllt  werden,  ähnlich  wie 
die  Verhältnisse  unter  „vornehmen  Hasardspielen!“  Regen.  Das  beweist,  dass  man 
die  practischc  Bedeutung  des  erwähnten  Mittels  nicht  überschätzen  darf. 

Ein  besonderes  Verfahren  ist  bei  solchen  Verkehrssteuern  (wie  auch  bei  Erb- 
schaftssteuern), welche  sich  nach  dem  Werth  des  in  einem  Rechtsgeschäft,  einem 
Eigenthumswechsel  vorkommenden  Objects  richten,  erforderlich,  um  richtige  Preis- 
angaben zu  erlangen,  worauf  dann  wieder  die  Controle  ihre  Aufmerksamkeit  zu 
lenken  hat.  Hier  bieten  bei  Grundstücken,  Gebäuden  Besitzwechsclabgaben  be- 
sondere Schwierigkeiten.  Die  Zugrundelegung  des  Nominal  wert  ha  der  Fonds  und 
Effecten  bei  Börscnumsatzsteucrn  hilft  diese  Schwierigkeit  steuertechnisch  leichter 
uberwinden,  aber  entspricht  bei  starker  Abweichung  des  Curscs  vom  Nominalwert!) 
nicht  der  richtigen  steuerpolitischen  Anforderung.  (S.  Uber  die  Bestimmungen  beim 
französischen  Enregistrement  Ein.  UI,  §.  223.) 

§.  313.  — 2.  Bei  der  Besteuerung  von  Conjuncturen- 
gewinnen  richtet  sich  das  Verfahren  zur  Ermittlung  der  Steuer- 
objeete  nach  der  Art  des  betreffenden  Gewinns  und  der  dem- 
gemäss zu  wählenden  Steuer  (§.  237—240). 

a)  Dient  die  Ertrags-  und  Einkommcnbestenerung  mit  dazu, 
diese  Gewinne  zu  treffen,  so  sind  amtliche  Nachforschungen 
neben  Declarationen  der  Steuerpflichtigen  mit  anzuwenden. 

b)  Bei  der  Benutzung  der  V e r k c h r s besteuerung  liefern  in 
dem  practisch  wichtigsten  Falle,  wenn  es  sich  nemlich  um  den 
beim  entgeltlichen  Besitzwechsel  vom  Grundeigenthum  (und  Gebäuden 
u.  s.  w.)  erzielten  Gewinn  handelt,  wieder  die  entsprechend  einzu- 
riebtenden  Register  oder  Grundbücher  die  genügenden  Anhaltspuncte. 

Es  müssen  zu  dem  Zweck,  ebenso  wie  für  denjenigen  der  Verkchrsstoucr, 
namentlich  die  Erworbs-  und  Verkaufspreise  eingetragen  werden,  nach  deren 
Differonz  dann  die  Behörde  (Grundbuchamt)  wieder  von  Amtswegen  die  Steuer  zu 
berechnen  hat.  Dabei  ist  dem  Steuerpflichtigen  nur  der  Nachweis  einer  Werthsteigeruug 
in  Folge  neuer  Kapitalvcrwendunaen  zu  gestalten , um  eventuell  ganz  oder  theilweise 
steuerfrei  zu  bleiben  (oben  S.  5S2).  Im  Uebrigcn  fungirt  die  Vcrkohrsbosteucrung 
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(einschliesslich  der  „Börsensteuern“),  wie  früher  gezeigt  wurde,  ohnehin  vielfach  gleich 
als  Besteuerung  vou  Conjuncturengewinneu  mit. 

c)  Bei  der  Berücksichtigung  dieser  Gewinne  in  Erbfällen 
kommen  dieselben  Einrichtungen  in  Betracht,  wie  bei  der  Erb- 
schaftssteuer. 

Nur  dass  ausserdem  noch  die  Erben  zu  Aussagen  nach  bestem  Wissen  Uber  die 
etwaige  Conjuncturen -Werthsteigerung  von  Erbschaftsobjecten  (besonders  Immobilien) 
zu  verpflichten  und  geeignete  amtlicho  Nachforschungen  nach  solchen  Werthsteigerungen 
und  Controlen  zur  Prüfung  der  Angaben  der  Erben  einzurichten  sind.  Bei  Immobilien 
liefern  hier  die  Grundbücher  wieder  die  Baten  über  die  Erwerbspreise,  neue  Taxationen 
haben  den  Jetztwerth  zur  Zeit  des  Erbgangs  festzustellen,  bei  Werthpapieren  dienen 
der  Gurszettel  und  Rechnungsbelege  Uber  den  Ankauf  zur  Ermittlung  von  Conjuncturen- 
gewinnen. 

d)  Bei  der  B a u s t e 1 1 e u bestcuerung  und  in  ähnlichen  Fällen 
(§.  240)  muss  ein  mit  scharfen  Strafandrohungen  bei  Unterlassungen 
verbundener  Anmcldezwaug  vorgeschrieben  werden:  für  den 
Besitzer  der  Baustelle  und  für  denjenigen,  welcher  eine  speci- 
fische  Aenderung  in  der  Benutzung  seiner  Grundstücke  vornimmt. 
Amtliche  Nachforschungen  haben  zur  Ergänzung  daneben  zu  treten. 

Einzelnes  wird  hier  nach  dem  Muster  der  Grundsteuer  und  etwa  der  au  den 
Tabakbau  anknupfenden  Können  der  Tabakbesteuerung  eingerichtet  werden  können. 

3.  Die  Steuerobjecte  bei  Spielgewinnen  ermittelt  und  trifft 
man  am  Einfachsten,  — unter  der  statthaften  Voraussetzung,  dass 
jedes  Spiel  einer  öffentlichen  Controle  und  Concession  unterliegt, 
sonst  verboten  ist,  — in  der  Art,  dass  der  Spielhalter  („Schuld- 
ner“) zur  Anmeldung  der  betreffenden  Steuerobjecte  verpflichtet 
und  gleich  bei  ihm,  also  an  der  Ertragsquelle,  die  Steuer 
erhoben  wird. 

4.  Zur  Ermittlung  der  Stcucrobjecte  der  Erbschaftssteuern 
dient  zunächst  der  (übliche)  Anmeldezwang  für  alle  Erben,  welche 
letztere  auch  die  Legatare  und  Legate  anzugeben  haben;  ferner  in 
Ergänzung  dazu  die  Verpflichtung  der  Standesämter,  der  Erb- 
schaftssteuerbehörde regelmässige  Nachricht  von  den  Todesfällen 
zu  geben.  Die  Art  und  Höbe  der  Erbschaften,  Erbportionen  und 
Legate  ist  ebenfalls  zu  declariren.  Für  Werth  Anschläge  sind 
die  Kegeln  der  Verkehrsbesteuerung  anzuwenden,  eventuell  Taxa- 
tionen (von  Grundstücken,  Gebäuden,  Hausinventar,  einzelnen 
Objecten  u.  s.  w.). 

Die  auch  sonst  in  mancher  Hinsicht  empfchlcnswerthe  Vorschrift,  dass  über  alle 
Erbschaften  ein  amtliches  (gerichdiches)  Erbeslegitimationsverfahron  ex 
officio  stattfinden  muss,  hilft  weitere  Schwierigkeiten  in  der  Ermittlung  der  Steuer- 
objecte zu  beseitigen.  Wenn,  wie  es  principicll  und  steuertechnisch  passend  erscheint, 
die  kleinen  Erbschaften,  bcz.  Erbportionen  und  Legate  unter  einer  gewissen  Höhe 
steuerfrei  sind , vermindert  sich  auch  die  Zahl  der  zu  controlirendcn  Erbschaften 
wesentlich.  S.  aus  der  Gesetzgebung  die  Einrichtung  der  britischen  und  fran- 
zösischen Erbschaftssteuer  in  Pin.  III,  §.  122  ff.,  218,  241. 
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§.  314.  — 5.  Von  den  Verbrauchssteuern,  welche  sich  an 
den  Umlauf  von  Waaren  ankntlpfen,  sind  die  Grcnzzölle,  be- 
sonders die  Einfuhrzölle  die  wichtigsten  und  als  ein  ganz  all- 
gemeiner Bestandtheil  des  modernen  Steuerwesens  hier  vornemlich 
ins  Auge  zu  fassen. 

S.  für  Einzelnes  die  Darstellung  des  britischen  Zollwesens,  besonders  des 
heutigen  dortigen  Zollverfahrens  in  Fin.  111,  Sj.  138  11'.,  namentlich  §.  151,  154,  und 
des  französischen,  cb.  §.  310  ff.,  speciell  §.  324 — 329:  zwei  Typen,  die  auch  fttr 
die  allgemeine  Steuerlehre  lebrroich  sind. 

Die  Einrichtungen  zur  Ermittlung  der  Steucrobjecte  bei  den  städtischen 
Thorsteuern  sind  mutatis  mutandis  dieselben  wie  bei  den  Zöllen,  mit  Abweichungen, 
welche  theils  durch  die  verschiedenen  Verhältnisse  der  zu  controlirenden  Oertlicbkoiten, 
thcils  durch  die  verschiedene  Art  (meist  landwirtschaftliche  und  gewisse  gewerbliche 
Erzeugnisse  des  gewöhnlichen  Marktverkehrs,  eventuell  Brenn-  und  Baumaterialien, 
dann  (jetränke,  Wein,  Branntwein.  Bier  u.  s.  w.),  theils  durch  die  verschiedene  Trans- 
port- und  Verpackungsweise  und  Anzahl  der  Artikel  veranlasst  werden.  S.  über  das 
französische  Octroi  Fin.  III,  §.  312  ff,  Uber  das  Administrative  dabei  besonders 
§.  348,  349. 

Die  sonstigen  Steuorn  in  Verbindung  mit  dem  Umlauf  der  Waaren 
sind  zu  selten,  um  hier  besonders  berücksichtigt  werden  zu  müssen.  Gewisse  Ein- 
richtungen bei  ihnen  sind  aber  ähulich  wie  beim  Versand  zollpflichtiger  Waaren. 
S.  z.  B.  die  Einrichtung  der  französischen  „ Circulationsabgabe “ von  Wein 
Fin.  HI,  §.  256,  262. 

Zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  bei  Zöllen  u.  s.  w.  dient  zu- 
nächst und  hauptsächlich  ein  Anmeldezwang  für  die  Waaren- 
fllhrer. 

ln  Folge  desselben  sind  die  letzteren  mit  dem  Eintritt  des  „steuerbaren 
Moments",  d.  h.  der  Ueberschreitung  der  GrenzzolUinie  (der  „Verzehrungssteuer- 
linie“ bei  städtischen  Thoraccisen)  verpflichtet,  sich  selbst  und  die  von  ihnen  geführten 
Waaren  bei  der  betreffenden  Steuerbehörde  behufs  Vornahme  des  „steuerbaren 
Acts",  d.  h.  der  Verzollung  (eventuell  behufs  Einleitung  der  Maassregeln,  welche 
zur  Sicherung  der  Verzollung  dieneu)  zu  melden.  Diesem  Zwang  entspricht  das 
Bucht  der  Steuerorgane . die  erforderlichen  Controlen  zur  Sicherstellung  dieser  An- 
meldungen zu  treffen  und  Jedermann  zu  nöthigen.  sich  den  getroffenen  Anordnungen 
zu  unterwerfen.  Zu  diesem  Behufe  erfolgt  die  Bildung  und  stete  Bewachung 
einer  „GrenzzolUinie“  und  eines  Grenzgebietbezirks  (ähnlich  bei  den  Thoraccisen : 
einer  Verzehrungssteuerlinie),  woran  sich  die  Vorschrift  knüpft  nur  die  öffentlichen 
Wege  oder  selbst  nur  gewisse  Wege  darunter  oder  letztere  wenigstens  nur  für 
gewisse  Waaren  zum  Transport  zu  benutzen.  Auch  die  Zeit  (Tageszeit)  des 
Transports  wird  wohl  beschränkt.  Aehnliche  Vorschriften  bestehen  für  den  Seever- 
kehr in  Betreff  der  Häfen,  der  Schiffsarten  (Grössen),  Ladungen,  Waaren. 

In  der  Praxis  moditicirt  sich  der  Eintritt  des  steuerbaren  Acts,  z.  B.  wenn 
Zollämter  auf  inländischem  Freihafengebiet  oder  io  Folge  von  Zollcartellen 
(Deutschland  und  Oesterreich)  auf  fremdem  Gebiete  liegen,  wo  dann  etwa  die  Ein- 
bringung in  die  zollamtlichen  Bäume  behufs  Verladung  in  die  ins  Inland  abgefertigten 
Fahrzeuge  (Eisenbahnwagen)  jenen  Act  bildet  und  zu  diesem  Behuf  die  Anmeldungen 
erfolgen  müssen.  — Im  Text  mehrfach  Aulehnung  an  v.  Hock,  öffentliche  Abgaben 
§.  20.  S.  auch  Bau  II,  §.  45S--460. 

Die  Waarenführer  haben  in  bestimmter  Wciso  „Steueransagen"  oder  „Waaren- 
erklärungen"  über  die  Objecte  (Art,  Menge,  eventuell  Herkunft.  Bestimmungsort 
u.  s.  w.)  ihres  Transports  zu  machen.  Diese  Ansagen  umfassen  im  Princip  auch  die 
nicht-steuerpflichtigen  Uhjccte,  um  eine  Gootrole  zu  ermöglichen.  Sie  sind  eventuell 
von  vornchorein  ohne  Weiteres  durch  Documente  (z.  B.  Schillspässe,  Ursprungs- 
certilicate)  zu  belogen.  Die  Steuerbeamtcn  haben  das  Hecht,  bez.  die  Pflicht,  die 
gemachten  Angaben  über  Art  und  Menge  der  M aaren  auf  ihre  Kichtigkeit  zu  prüfen 
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mittelst  eigener  Untersuchung  des  Transports  („K  erision“),  Regleitung  desselben  bis 
zum  Zollamt  und  aber  die  weiteren,  für  die  Besteuerung  eventuell  in  Botracbt  kommenden 
Thatsachen  (Herkunft,  directe,  indirecte  Einfuhr,  Benutzung  heimischer,  fremder  Fahr- 
zeuge, Schilfe  u.  s.  w.,  bei  „Differentialtarifen“,  wo  sich  der  Zollsatz  nach 
solchen  Momenten  verschieden  gestaltet,  — auch  Uber  den  „steuerpflichtigen  Werth“ 
der  Waaren  bei  Werthzöllen)  die  vorgeschriebenen  urkundlichen  Belege  mittelst  be- 
stimmter Atteste  u.  8.  w.  zu  verlangen. 

Dies  sind  die  ziemlich  allgemein  und  gleichmässig  bestehenden 
Haupteinrichtungen  zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  bei 
Zöllen.  Im  Anschluss  daran  finden  sich  theils  — und  so  mehr 
neuerdings  bei  „liberalerer“  Tarifpolitik  — zur  Erleichterung 
des  Verkehrs  und  zur  Vereinfachung  des  „Zollverfahrens“ 
zugleich  auch  im  Interesse  der  Steuerverwaltung,  theils  — und  so 
mehr  früher,  aber  überhaupt  bei  strengerer  fisealiseber  Finanzzoll- 
politik, höheren  Finanzzöllen  und  besonders  auch  bei  schärferem 
•Schutzzollsystem  — zur  noch  grösseren  Sicherung  der  ge- 
setzlichen Besteuerung  einige  weitere  Einrichtungen. 

In  denselben  bestehen  öfters  grössere  zeitliche  and  örtliche  Verschiedenheiten 
als  in  den  geschilderten  nach  der  ganzen  Oestaltang  des  Zollwesens,  namentlich  nach 
der  grösseren  oder  kleineren  Zahl  und  Höhe  der  Zollsätze,  nach  der  Beschaffenheit 
der  Zollgrenze  nnd  der  davon  abhängigen  Gefahr  des  Schmuggels,  nach  dem  Zweck 
des  Zolls  (Finanz-  oder  Schutzzoll),  nach  der  Integrität  der  Bevölkerung,  der  Geschäfts- 
kreise, des  Beamtenthnms,  endlich  freilich  auch  nach  der  mehr  bureaukratischen  Weit- 
läufigkeit und  Schwerfälligkeit  oder  der  den  Verkehrsbedürfnissen  sich  mehr  anpassenden 
(„kaufmännischen“)  Gestaltung  der  ganzen  Steuer-  und  Zollverwaltung.  Es  ist  klar, 
dass  hier  zwischen  den  Bedürfnissen  und  Wünschen  des  Verkehrs  und  der  Zollver- 
waltung selbst  einerseits  und  dun  Anforderungen,  welche  im  Interesse  möglichst 
sicherer  Ermittlung  der  Steuerobjecto  zu  stellen  sind,  andererseits  Conflicte  bestehen, 
welche  nur  durch  Coinpromisse  ausgeglichen  werden  können.  Bei  diesen  dürfen  die 
„fiscalischcn  Interessen“  aber  nicht  von  vorneherein  als  minder  berechtigt  gelten.  — 
Auch  hier  kann  das  französische  Zollwesen  als  ein  lehrreiches  Beispiel  von  all- 
gemeiner Bedeutung  dienen,  nur  dass  dabei,  wie  in  der  Periode  der  ersten  Revolution 
und  Napoleons  I.,  auch  zeitweilig  noch  eigentlich  „politische“  Tendenzen  auf  die 
Tarifpolitik,  das  Zollverfahren,  die  Controlen  und  Strafen  von  Einfluss  waren. 

a)  Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  und  zur  Verein- 
fachung des  Zollverfahrens  dient  ausser  der  früher  schon 
besprochenen  Feststellung  specifischer,  namentlich  Gewichts- 
zollsätze statt  der  Werth  Zollsätze  und  gleichmässiger  Sätze 
statt  der  Qualitäts Zollsätze  (§.  303): 

a ) die  Anwendung  der  Gewichtssätze  in  der  Form  der 
sogenannten  Brutto  Verzollung  oder  der  Netto  Verzollung  auf 
Grund  gewisser  meist  im  Verordnungswege  zu  bestimmenden  Tara- 
sätze, welche  vom  Bruttogewicht  zur  Ermittlung  des  zollpflich- 
tigen Nettogewichts  abgehen. 

Man  hält  sich  hier  an  die  üblichen  Verpackungsarten  der  Waaren  und 
bestimmt  bei  der  Bruttoverzollung  danach  mit  die  Zollsätze,  bei  der  genannten  Netto- 
verzollung die  Tara.  Dabei  ist  es  natürlich  nothwendig,  geeignete  Vorkehrungen  gegen 
die  Benutzung  einer  dem  Steuerpflichtigen  zu  günstigen  Bemessung  des  Gewichts  der 
Verpackung  zu  treffen  und  Aenderungen  in  letzterer  durch  Aenderung  der  Bruttozoll- 
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»ätze  oder  der  Tara  zu  begegnen.  Die  zeitraubende  und  kostspielige  Auspackung  und 
Wiederverpackung  der  Waaren  wird  so  vermieden.  Ein  Controlrecbt  der  Verwaltung, 
sich  vom  wirklichen  Inhalt  der  Collis  u.  s.  w.  im  Falle  von  Misstrauen  in  die  Waaren- 
erkl&rung  zu  aberzeugen,  muss  freilich  gewahrt  bleiben. 

ß)  Die  unbedingte  Verpflichtung,  die  Waaren  gleich  an  der 
Grenze  zu  verzollen,  widerspricht  vielfach  dem  berechtigten  Ver- 
kehrsinteresse, vertbeuert  direct  und  indirect  dem  WaarenfUhrer, 
bez.  EigenthUmer  den  Bezug  und  ist  auch  durch  das  Finanz- 
interesse nicht  geboten.  Daher  ist  ein  Verfahren  erwünscht,  mittelst 
dessen  die  Waaren  vorläufig  unverzollt  bis  zur  Erreichung  ihres 
Bestimmungsorts  bleiben,  an  welchem  alsdann  erst  die  letzten  zoll- 
amtlichen Manipulationen  zur  Ermittlung  der  Steuerobjecte  und  der 
Steuerecbnldigkeit  erfolgen.  Dies  setzt  besondere  Zollämter 
auch  im  Binnenlande,  namentlich  in  grosseren  Städten,  voraus: 
sogenannte  innere  oder  Binnenzollämter  neben  den  Grenz- 
oder Aussen  Zollämtern.  Das  betreffende  Verfahren  ist  das  soge- 
nannte „Begleitscheinverfahren“,  durch  welches  die  Identität 
der  unter  Zollverschluss  gestellten  Steuerobjecte  und  die  Sicherung 
der  einstweilen  verschobenen  Zollzahlung  verbürgt  wird. 

Es  besteht  vornemlic-h  für  einfuhrzollpflichtige  Importartikel,  dann  für  ausländische, 
bloss  zur  Durchfuhr  kommende.  Auch  bei  inneren  Verbrauchssteuern  kommt  es  zur 
Controle  transportirler  Steuerobjecte  vor,  z.  B.  bei  Mehl  auf  dem  Wege  von  der  Mühle 
in  die  Stadt  oder  bei  Malz,  welches  aus  der  Mahle  in  die  Brauerei  gebt  oder  bei 
Wein,  der  vom  Händler  an  den  Wirth  und  Privaten  versandt  wird,  oder  bei  octroi- 
pflichtigen  Artikeln,  welche  nur  durch  einen  Ort  mit  Octroi  hindurch  geführt  werden. 
Wo  Ausfuhrzölle,  Ausfuhrprämien,  A usf uhrve  rgütnngen  für  bereits  ent- 
richtete oder  ins  Debet  geschriebene  Verbrauchssteuern  bestehen,  sind  analoge  Control- 
und  ßeglcitscbeineinrichtnngen  erforderlich  und  Üblich. 

y)  Zur  Erleichterung  des  Zwischenhandels,  eventuell  zur 
Verschiebung  der  Verzollung  dienen  amtliche  oder  mit  unter 
amtlichem  Verschluss  stehende  Niederlagen  („Entrepots“). 

In  diesen  können  einstweilen  bis  znr  Einfuhr  für  den  inländischen  Consnm  und 
der  alsdann  erst  eintretenden  Verzollung  oder  bis  zur  zollfreien  Wiederausfuhr  zoll- 
pflichtige Waaren  gelagert  und  eventuell  den  erforderlichen  technischen  Manipulationen 
unterzogen  werden.  Amtliche  Controlen  stellen  die  Ermittlung  der  Stcuerobjecte  dabei 
genügend  sicher.  Achnliche  Einrichtungen  bestehen  und  sind  besonders  bei  hohen 
Steuern  auch  geboten  für  innere  Verbrauchssteuern,  indem  die  Objecte  einst- 
weilen in  Niederlagen  kommen  and  erst  beim  Ausgang  aus  diesen  in  den  inneren 
Verbrauch  dann  zu  versteuern  sind  (Zocker,  Branntwein,  Salz). 

b)  Zur  Verschärfung  der  Maassregeln  für  die  Ermittlung 
zollpflichtiger  Waaren  namentlich  bei  hoben  Zöllen  (eventuell  bei 
Prohibitionen)  und  grosser  .Scbmuggelgefahr  dienen  besonders  Ein- 
richtungen, welche  v.  Hock  folgendermaassen  zusammenfasst. 

„Man  errichtet  eine  zweite,  die  erste  controlirende  Zolllinie  dort,  wo  der  ürenz- 
be/.irk  vom  inneren  lande  sich  scheidet  (innere  Zolllinie);  man  versieht  die  hoch 
belegten  fremden  Waaren  zum  Zeichen  der  geschehenen  Verzollung  und  die  ent- 
sprechenden inländischen  zum  Zeichen  der  inländischen  Erzeugung  mit  besonderen 
Stempeln,  unterwirft  sic  den  Transport-  und  Aufhcwahrungscontrolen  auch  im  Inneren 
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lässt  beim  Eintritt  in  die  grossen  Handelsstädte  die  Waaren  einer  Revision  unterziehen, 
ob  sich  nicht  fremde,  unverzollte  darunter  befinden;  die  Grenze  wird  mit  Wall  and 
Graben  umgeben,  die  nur  an  den  Puncten,  wo  sich  ein  Amt  befindet,  sich  öffnen; 
man  entleert  den  Grenzbezirk  von  Einwohnern.“  (Oeffentliche  Abgaben  S.  128.  Weiteres 
über  Controlen  unten  im  dritten  Abschnitt,  §.  3.17  ff.) 

Begreiflicher  Weise  sind  so  ausgedehnte  und  lästige  Controlen 
nur  ausnahmsweise  zu  rechtfertigen  und  vollends  heute  bei  der 
durch  die  Dampflocomotion  bewirkten  Massenconcentration  eines 
leichter  und  schneller  Bewegung  bedürftigen  Waarenverkehrs  meist 
gar  nicht  mehr  ausführbar,  bei  diesem  nach  seiner  Concentration 
und  seinen  Transportverbältnissen  leichter  zu  controlirendeu  Ver- 
kehr aber  auch  weniger  nothwendig  als  früher. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  sichere  Ermittlung  der 
Steuerobjeete  bei  den  Zöllen  und  Thoraccisen  sind  dann  noch,  wie 
auch  bei  allen  anderen  indirecten  Verbrauchssteuern,  Controlen 
über  die  Steuerbeamten,  um  Bestechlichkeit  und  Schmuggel- 
begünstigung durch  dieselben,  sowohl  in  Betreff  der  Menge  als  der 
Art  der  Waaren,  zu  verhüten. 

S.  unten  §.  342.  Dazu  dient  (nach  v.  Hock  eb.)  „die  Verpflichtung  der  Steuer- 
organe, jeden  amtlichon  Act  schriftlich  fcstzustelleu  und  wichtigere  Amtshandlungen 
nur  mehrere  vereint  oder  unter  Leitung  eines  höheren  Beamten  vorzunehmen;  dann 
die  gegenseitige  Ucbereinstimmung  der  Scripturen , die  öfteren  Nachschauen,  Ueber- 
prufungen,  Vergleichung  der  ausgestellten  Urkunden  mit  den  Waaren,  für  welche  sie 
ausgestellt  sind.“ 

Die  ausserordentliche  Schwierigkeit  der  Aufgaben  der  Zollverwaltung  zur  Er- 
mittlung der  Steuerobjecte  ist  somit  unverkennbar.  Bei  den  Thoracciseu  steigert 
sie  sich  für  die  analoge  Aufgabe  vielfach  noch,  weil  der  Verkehr  im  Ganzen  massen- 
hafter und  doch  weniger  centralisirt  ist  und  die  Sperr-  und  ßewachuugsmaassregeln 
wegen  ihrer  verkchrsstörenden,  auch  diu  Personen  noch  mehr  belästigenden  Wirkungen 
unvermeidlich  mehr  beschränkt  werden  müssen.  Mit  aussteuertechnischen  Rück- 
sichten sind  denn  auch  die  Thoracciseu  vielfach  gefallen,  wie  anderseits  die  Zollsysteme 
— des  Finanz-,  wie  des  rationellen  Schutzzolls  — gemildert  worden  (§.  209). 

B.  — §.  315.  Die  Ermittlung  der  Steuersubjecte. 

Nach  dem  Wesen  der  ganzen  hier  besprochenen  Kategorie  von 
„indirecten“  Steuern,  auf  „einzelne  wechselnde  Thatsachen  und 
Handlungen“,  liegt,  wie  oben  hervorgehoben  wurde  und  wohl  durch 
das  Vorausgebende  bestätigt  wird,  die  Hauptaufgabe  der  Steuer- 
verwaltung in  der  Ermittlung  der  Steuerobjecte.  Ist  diese  erfolgt, 
so  ergiebt  sich,  welche  Personen  überhaupt  eventuell  als 
Steuerpflichtige  in  Frage  kommen  können.  Da  solcher 
Personen  aber  in  einigen  der  hierher  gehörigen  Fälle  mehrere 
sind,  so  muss  das  Steuerrecht  genauer  bestimmen,  wer  gesetz- 
lich das  Steuersubject  oder  m.  a.  W.  wer  der  Steuerver- 
waltung für  dieZahlung  der  Steuer  verantwortlich  und 
haftbar  sein  soll,  ob  ein  bestimmter  Einzelner  und  wer, 
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ob  mehrere  Personen  solidarisch,  ob  eine  bestimmte  Person 
zunächst,  eine  oder  mehrere  andere  Personen  eventnell  sub- 
sidiär u.  s.  w.  Mitunter  kann  dann  gerade  hier  wohl  zwischen 
dem  oder  den  eigentlichen  Steuer 8 ubj ecten  und  anderen,  neben 
ihnen  vorkoramenden  Steuer  haften  den  unterschieden  werden. 

Für  die  Bestimmung  dieser  Personen  und  die  Entscheidung 
dieser  Fragen  sind  theils  principielle  steuerpolitische  Er- 
wägungen hinsichtlich  der  richtigen  Besteuerung  und  Verkeilung 
der  Steuerlast,  theils  steuertechnische  Rücksichten  bezüglich 
der  Sicherung  der  Steuer  und  der  leichteren  Erhebung  in  Betracht 
zu  ziehen  und  eventuell  zu  combiniren. 

Die  erste reri  Erwägungen  sollten  cigcntlicli  bestimmend  sein,  d.  b.  diejenige 
Person,  welche  nach  richtigen  stuuerpolitischen  Grundsätzen  belegt  werden  soll,  musste 
auch  Steuersubject  werden.  Allein  das  ist  einmal  nicht  immer  sicher  und  einfach  zu 
entscheiden  (so  nicht  bei  manchen  Verkehrssteuern),  sodann  ist  cs  bei  der  steuer- 
politischen  Natur  der  indirecten  Verbrauchssteuern  ja  überhaupt  nicht  der  Steuer- 
zahler, der  Steuerträger  sein  soll;  endlich  muss  auch  sonst  aus  praktischen  Zweck- 
mässigkeitsgründen der  steuertechnischen  Rücksicht  darauf,  wer  rerkehrs-  und 
volkswirthscbaftspolitisch  oder  im  Interesse  der  Sicherheit  des  Fiscus  als  passendster 
Steuerzahler  gelten  muss,  öfters  der  Vorrang  bei  der  Entscheidung  eingeräumt  werden. 
Die  meisten  Schwierigkeiten  für  eine  richtige  Entscheidung  bieten  wohl  die  Verkehrs- 
steuern. Wer  schliesslich  Steuerträger  ist,  das  richtet  sich  wieder  nach  dcu  Be- 
dingungen der  Ucberwälzung. 

Hier  nur  einige  Andeutungen , Fingerzeige  und  Beispiele  hinsichtlich  der  im 
Problem  selbst  liegenden  Schwierigkeiten. 

1.  Bei  den  Verkebrsstenern,  Stempel-  und  Register- 
abgaben u.  dgl.  m.  wäre  nach  steuerpolitischem  Priucip  diejenige 
von  mehreren  etwa  in  Betracht  kommenden  Personen,  z.  B.  bei 
Verträgen,  zum  gesetzlichen  Steuerpflichtigen  zu  erklären,  die  nach- 
weisbar oder  doch  muthmaasslich  einen  sich  anderen  (directen) 
Stenern  rechtlich  oder  thatsächlich  entziehenden  „Gewinn“  u.  s.  w. 
gemacht  hat,  also  eben  deswegen  die  Person  ist,  welche  nach  der 
„Begründung“  dieser  Besteuerung  „ersatz-  oder  ergänzungsweise“ 
von  letzterer  getroffen  werden  müsste  (§.  228).  Doch  kann  man 
dies  eben  nicht  immer  einfach  und  sicher  bestimmen  oder  selbst 
wenn  und  wo  man  es  kann,  nüthigt  das  steuertechniscbe  Interesse 
zu  Abweichungen  von  der  Regel.  Oefters  (z.  B.  bei  steuerpflichtigen 
Kauf-,  Mieth-,  Pachtverträgen)  liegt  auch  kein  Grund  vor,  einen 
der  Contrahcnten  allein  zum  Steuerträger  zu  machen,  sondern 
das  Richtige  ist,  dass  beide  zusammen  die  Steuer  tragen.  Wenn 
man  hier  gleichwohl  aus  steuertechnischen  Gründen  einen  der  Con- 
trahenten  allein  oder  zunächst  als  gesetzlichen  Steuerpflichtigen 
bestimmt  und  den,  welcher  einen  sonst  nicht  oder  nicht  genügend 
besteuerten  Gewinn  gemacht  hat,  nicht  ermitteln  kann,  so  sollte 
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Steuersubject  möglichst  derjenige  sein,  der  im  Allgemeinen,  daher 
präsumtiv  auch  im  concreten  Fall  meistens,  der  ökonomisch  und 
social  stärkere  Theil  ist.  Eine  subsidiäre  Verpflichtung 
des  anderen  Contrahenten  ist  daneben  zweckmässig,  auch  um  diesem 
ein  wirksames  Interesse  daran  zu  geben,  dass  der  erste  seine  Stener- 
pflicbt  richtig  erfüllt.  Diese  Entscheidung  möchte  sich  auch  steuer- 
technisch in  der  Regel  empfehlen. 

Bei  Mieth-  und  Pachtverträgen  deshalb  wohl  der  Vermietbar  ond  Verpachter, 
bei  Immobilienkäufen  der  Erwerber  des  Objects  das  richtige  Steuersubject,  u.  s.  w. 
Die  vertragsmässige  Regelung  der  Verkehrssteuer  bleibt  auch  hier  nicht  ausgeschlossen, 
sie  richtet  sich  nach  den  für  die  Steuerüberwälzung  maassgebenden  Verhältnissen. 

Bei  manchen  in  der  Form  des  Stempels  erhobenen  Verkehrs- 
steuern auf  die  schriftlichen  Urkunden  Uber  Rechtsgeschäfte  wird 
die  steuertechnische  Rücksicht  unvermeidlich  vorangestellt  werden 
müssen,  indem  das  Gesetz  denjenigen  zum  Steuerpflichtigen  erklärt, 
welcher  am  Sichersten  und  Leichtesten  zu  erfassen  ist,  z.  B.  den- 
jenigen, welcher  eine  Urkunde  zu  besitzen  wünschen  muss,  um  sich 
ihrer  als  Beweismittels  für  einen  Anspruch  gegen  einen  Dritten  oder 
für  die  Erfüllung  einer  Verpflichtung  zu  bedienen. 

Daher  erscheint  bei  Schuldscheinen  der  Gläubiger,  bei  Quittungen 
der  Zahlungspflichtige  als  das  richtige  gesetzliche  Steuersubject.  nicht  ohne  Weiteres 
der  Aussteller  des  Schuldscheins,  dem  freilich  die  Steuer  durch  Ueberwälzung 
wieder  leicht  zugeschoben  werden  kann.  Bei  Wechseln  mag  zwar  der  Aussteller 
zuerst  für  verpflichtet  erklärt  werdon  (Deutsches  Recht),  aber  die  solidarische 
Haftbarkeit  aller  auf  dem  Wechsel  stehenden  Namen  ist  daneben  steuertechnisch 
berechtigt  (ebenfalls  Deutsches  Recht).  Bei  Inhaber-  und  ohne  Cessionsinstrument 
Übertragbaren  Schuldscheinen  wird  gleichfalls  der  Aussteller  zum  Steuersubject  zu 
machen  sein;  bei  BSrsen-Umsatzsteuern  zunächst  der  Vermittler  (Deutschland). 

In  manchen  Fällen  kann  inan  steuertechnisch  passend  auch 
das  specielle  sachliche  Object,  auf  welches  sich  ein  steuer- 
pflichtiges Rechtsgeschäft  oder  eine  darüber  ansgestellte  stempel- 
pflichtige  Urkunde  bezieht,  für  die  Steuer,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Rechte  Dritter  an  demselben,  mit  haftbar  machen,  ähnlich  wie  dies 
hei  Verbrauchsteuern  vorkommt,  so  namentlich  bei  Geschäften  in 
Bezug  auf  Immobilien.  Hier  empfiehlt  sich,  als  gesetzliches 
Steuersubject  den  EigenthUm er,  in  dessen  Eigenthum  das  Object 
noch  steht  oder  übergeht,  zu  bestimmen. 

Man  ersieht  aus  dem  besagten,  dass  hier  ein  (iebiet  voü  unvermeidlicher  Casuistik 
vurliegt,  welches  wiederum  die  Theorie  fast  noch  gar  nicht  bearbeitet,  die  Praxis  in 
den  Bestimmungen  Uber  die  Steuorsubjecte  mehrfach  etwas  willkürlich  geregelt  hat. 

2.  Bei  Conjunctur-  und  Spielgewinn  und  bei  dem  Erwerb 
ans  Erbschaft  ist  der  steuerpolitisch  richtige  Steuerträger  der 
Gewinnende  und  der  Erwerber.  Die  Bestimmung  des  gesetzlichen 
Steuersubjects,  eventuell  des  für  letzteres  Steuerhaftenden,  wird 
aber  wieder  mit  nach  steuertechnischen  Rücksichten  erfolgen  müssen. 

A.  Wagner,  Finanawi^son  .halt.  H.  2.  Aull.  4S 
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Bei  den  Steuern  auf  den  Conjuncturcngcwiun  richtet  sie  sich  mit  nach  der  Art 
der  zu  diesem  Zweck  benutzten  Steuer  (§.  237  Bei  der  Realisirung  eines  solchen 
Gewinns  durch  ein  Verkaufsgeschäft  kann  z.  B.  der  Erwerber  und  das  Object  (Grund- 
stück n.  s.  w.)  für  steuerpflichtig  erklärt  werden,  mit  dem  uubedingten  Recht  des 
Ersteren.  den  Betrag  der  Steuer  am  Kaufpreis  zu  kurzen.  Bei  Baustcllenbesteuernng 
ist  natürlich  der  EigenthUmer  das  Steuersubject.  Der  Spielgewinu  wird,  wie  schon 
bemerkt  am  Besten  gleich  bei  seiner  Auszahlung  dem  betreffenden  Steuerabzug  unter- 
zogen und  der  Spiclschuldner  daher  zunächst  zum  Steuersubject  gemacht,  aber  mit 
dem  Recht  (und  der  Pflicht  eventuell),  den  Abzug  zu  machen. 

Bei  der  Erbschaftssteuer  werden  die  Bestimmungen  Uber  die  Steucrsubjecte 
in  Verbindung  mit  dem  Formalismus  des  Erbrechts  selbst  treten  müssen.  Es  wäre 
wohl  die  Erbscbaftsm asse  selbst  zunächst  für  steuerpflichtig  und  der  Verwaltung 
haftbar  zu  erklären,  mit  der  etwaigen  weiteren  Bestimmung,  die  Ausantwortung  der 
Erbantheile  und  Legate  vor  erfolgter  Zahlung  oder  Sicherstellung  der  Steuer  für  un- 
zulässig, selbst  für  nngiltig  zu  erklären  oder  wenigstens  betreuende  Verpflichtungen 
für  die  Steuer  der  Legatare,  bez.  Hiterben  und  Erben  den  antretenden  Erben,  den 
Verwaltern  der  Erbschaft,  den  Tcstamcntsexecutorcn  u.  s.  w.  aufzulegen.  Dies  ver- 
einfacht auch  die  Einziehung  der  Steuer  (britische  Verhältnisse).  Die  die  Erbschaft 
antretenden  Erben  werden  dabei  solidarisch  für  die  Steuer,  auch  für  diejenige  der 
Legatare,  haften.  Werden  die  Erben  oder  Legatare,  die  eigentlichen  Steuerträger, 
auch  unmittelbar  als  solche  zu  Stcucrsubjecten  gemacht  und  einem  betreuenden 
Anmeldungszwang  unterstellt,  so  kann  eine  Haftung  des  betreffenden  Vermögens,  bez. 
der  einzelnen  darin  enthaltenen  Sachgüter,  der  pfändbaren  Forderungen , Eflecten, 
welche  an  jeden  Einzelnen  Ubergegangen  sind,  daneben  ausgesprochen  werden. 

3.  Bei  den  Grenzzöllen  nnd  Thoraccisen  und  in  den 
sonstigen  Fällen  von  Steuern  auf  im  Transport  befindliche 
Waaren  sind  als  die  rechtlichen  Steuersubjecte  aus  steuertecbnischen 
Zweckmässigkeitsgründen  in  der  Regel  zunächst  nicht  die 
EigenthUmer,  sondern  die  Waaren-  oder  Frachtführer  zn  be- 
stimmen. 

Vgl.  v.  Hock,  öffentliche  Abgaben  S.  127.  Deutscher  Vereinszolltarif  vom 
1.  Juli  1 861*  §,13:  verpflichtet  ist  dem  Staate  der,  welcher  zur  Zeit,  wo  der  Zoll  zu 
entrichten,  Inhaber  (natürlicher  Besitzer)  des  zollpflichtigen  Gegenstands  ist. 

Mit  diesen  Frachtführern  kommt  die  Steuerverwaltung  unmittelbar  allein  in  Be- 
rührung, sie  sind  es,  welche  dem  Anmcldungszwang  für  die  Steuerobjecte  (§.  314) 
unterliegen , die  Ermittlung  der  EigenthUmer  entzieht  sich  der  Stcuerverwaltung  oder 
macht  unverhältnissmässige  Schwierigkeiten.  Zwischen  Frachtführer  und  EigenthUmer 
der  Waaren  regelt  sich  die  Tragung  der  Steuer  durch  die  Frachtverträge  einfach, 
mittelst  Vorschüssen  an  die  Frachtführer  zur  Auslage  der  Steuer  u.  s.  w.  Gerade 
bei  diesem  Sachverhalt  ist  aber  eine  Haftung  der  Steucrobjecte  selbst,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Rechte  Dritter  daran,  zur  Sicherung  der  Besteuerung  nothwendig. 
(Vereinszollgesetz  von  1369  §.  14.) 

Ausnahmsweise  kaun  indessen  mitunter  auch  der  Waaren-Eigcnthttmer  zum 
Steuersubject  gemacht  werden,  so  namentlich  beim  Beglcitscheinverfahreu  (§.314), 
mittelst  dessen  die  Waaren  in  die  Hände  des  Eigentümers  unter  genügender  Sicher- 
stellung der  Besteuerung  geleitet  werden. 

4.  Bei  einzelnen  inneren  Verbrauchssteuern,  welche  sich 
an  die  Production  der  betreffenden  Artikel  anknllpfen,  kann  mit- 
unter statt  des  Producenten  selbst  der  Käufer  des  Products 
(Fabrikats),  welcher  es  in  den  freien  Verkehr  bringt,  zuin  Steuer- 
subject gemacht  werden. 

So  z.  B.  im  Falle  der  Tabak -Ge  wich tsstoucr,  der  Wein-P roduct ionssteuer, 
was  in  der  grösseren  Fähigkeit  des  Käufers,  den  Steuervorschuss,  um  den  es  sich  hier 
bei  der  „indirecten*4  Steuer  zu  handeln  pflegt,  zu  leisten,  seine  ökonomische  Begründung 
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finden  kann.  Freilich  steigt  dann,  wenn  andernfalls  der  Prodncent,  der  bis  zn  einem 
gewissen  Termin  nicht  verkauft  hat.  Selbstschuldner  der  Steuer  wird,  die  Macht  des 
Käufers,  des  „Handels",  gcgeuüber  dem  Producentcn  leicht  bedenklich.  (Verhältnisse 
bei  der  jetzigen  deutschen  Tabaksteuer.)  Auch  dabei  kann  dann  Haftbarkeit  des 
Objects  selbst  für  die  Steuer  zweckmässig  sein. 

Manches  Weitere  in  Betreff  der  berührten  Puncto  richtet  sich  nach  den  speci- 
fischen  Verhältnissen  der  einzelnen  Steuer  und  der  dabei  in  Betracht  kommenden 
besonderen  wirtschaftlichen,  auch  technischen  Verhältnisse  des  Betriebs,  des  Handels 
u.  s.  w. 

C.  — §.  316.  lieber  die  Ermittlung  der  Steuersätze  ist 
zu  den  früheren  Erörterungen  über  die  Feststellung  derselben 
(§.  303)  nichts  Besonderes  mehr  hinzuzuftigen.  Nach  erfolgter  Er- 
mittlung der  Steuerobjecte  und  Steuersubjecte  ergiebt  sich  die  Fest- 
stellung der  dem  tarifmüssigen  Steuersatz  entsprechenden  indivi- 
duellen Steuerschuldigkeit  als  eine  blosse  Rechnungsoperation. 
Diese  kann  freilich  bei  den  complicirten  Tarifen  der  Verkehrs- 
steuern, auch  mancher  Zollsysteme  eine  ziemlich  verwickelte  Sache 
werden,  so  dass  etwa  ein  eigenes  geübtes  Recbnhngspersonal  znr 
Ausführung  nothwendig  wird. 

So  z.  B.  für  die  Berechnung  der  „Gerichtskosten“,  in  welchen  bei  den  Abgaben 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  viele  Verkehrssteuern  stecken.  Die  Anwendung  dos 
Zolltarifs  in  der  Praxis  setzt  eine  umfassende  Waarenkcnntniss  der  Zollbeamten  voraus. 
Bei  manchen  Tarifpositioncn , z.  B.  eines  Schutzzolltarifs  mit  vielen  Qualitätsstufen- 
siitzen  einer  Waarengattung  (Gespinnste.  Gewebe,  Metallwaaren,  Kurzwaaren)  oder  mit 
Werthzollsätzen  handelt  es  sich  um  Classificationen  der  Waaren,  wofür  wieder  ein 
specialistisch  ausgebildetes  Beamtenpersonal  erforderlich  sein  kann. 

Einzelnes  Weitere  über  Veranlagung  mit  im  folgenden  Abschnitt. 


2.  Abschnitt 

Die  Erhebung  der  Steuern. 

„Erhebung“  kann  in  weiterem  und  engerem  Sinne  genommen  werden.  Im 
erstoren  enthält  sie  Manches  auf  die  Veranlagung  sich  Beziehende  noch  mit.  im 
letzteren  nicht.  In  diesem  Abschnitt  handelt  es  sich  vornemlich  um  die  Erhebung 
im  zweiten  Sinne;  aber  auch  auf  connexo  Fragen  der  Veranlagung,  welche  im  Voraus- 
gebenden noch  nicht  erledigt  wurden  und  sich  in.  E.  besser  in  diesem  Zusammenhänge 
behandeln  lassen , wird  hier  jetzt  noch  mehrfach  mit  eingegangen,  u.  A.  besonders  in 
den  Erörterungen  über  das  Reclamationswesen  („Veranlagungs-Ueclamation“) 
in  g.  334  ff. 

§.  317.  Einleitung. 

Hinsichtlich  der  Erhebung  der  Steuern  (speciell  der  Staats- 
steuern) handelt  es  sich  vornemlich  um  zwei  Reihen  von  Fragen: 
einmal,  wer  soll  die  Erhebung  besorgen  oder  die  Frage  nach  den 
Erhebungsorganen,  und  sodann,  wie  soll  die  Erhebung  ein- 
gerichtet werden?  Wie  gewöhnlich  hängen  diese  Fragen  unter 
sich  mehr  oder  weniger  zusammen,  so  dass  öfters  die  Entscheidung 
der  einen  derjenigen  der  anderen  präjudicirt.  Sie  sind  ferner  nicht 
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durchaus  allgemein,  sondern  meistens  nur  historisch  und  örtlich 
relativ  zu  beantworten,  wobei  sich  aber  auch  im  letzteren  Falle  die 
maassgebenden  Bedingungen  wohl  theoretisch  feststellen  lassen. 
Vieles  richtet  sich  endlich  auch  wieder  in  Betreff  der  Erhebungs- 
organe und  der  Einrichtung  der  Erhebung  nach  dem  steuertech- 
nischen Wesen  der  verschiedenen  Steuergattungen  und  jeder  ein- 
zelnen Steuer,  wobei  der  Unterschied  zwischen  „directen“  und 
„indirecten“  Steuern  im  administrativ- technischen  Sinne  wieder 
vorzugsweise  wichtig  ist.  Auf  den  Einfluss  dieses  Moments  ist  iiu 
Folgenden  die  Aufmerksamkeit  besonders  mit  zu  richten. 

Doch  ist  iu  dieser  lieziehung  im  vorigen  Kapitel  vom  Steuersystem  und  in  den 
rorausgebenden  Abschnitten  von  der  Stcuerverwaltung  schon  Manches  erledigt  worden, 
namentlich  in  Betreff  der  Erhebnngsart,  worauf  jetzt  nicht  mehr  zurackzukommen  ist. 

I.  Die  Erhebungsorgane  der  Steuern. 

Deren  können  im  Wesentlichen  dreierlei  unterschieden  werden, 
wonach  man  auch  wohl  von  drei  „Erbebungssystemen“ 
spricht:  die  Erhebung  durch  Steuerpächter  oder  durch  Ver- 
mittlung der  Selbstverwaltungskörper,  besonders  der  Ge- 
meinden, oder  durch  Staatsorgane  (Staatsbehörden,  Beamte) 
selbst:  die  sogenannte  Eigen-  oder  Selbsterhebung  oder 
Staatsregie. 

Die  Steuerpacht  hat  in  der  antiken  Welt  stark  vorgeherrscht, 
ist  von  Neuem  mit  der  Entwicklung  der  Besteuerung  in  den  Zeiten 
des  Uebergangs  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit,  besonders  bis  zum 
französischen  Hevolutionszeitalter,  in  manchen  Ländern  ausgedehnt, 
angewandt,  dann  aber  mehr  und  mehr,  wenn  auch  nicht  völlig 
durch  die  Eigenverwaltung  verdrängt,  namentlich  auf  untergeordnete 
Gebiete  der  Besteuerung  (und  des  Gebllhrenwesens)  beschränkt 
worden.  Die  Benutzung  der  Selbstverwaltungskörper  als  Organen 
für  die  Erhebung  der  Staatsstenern  zeigt  keine  so  deutliche  Ent- 
wicklungstendenz und  mehr  Verschiedenheiten  von  Land  zu  Land 
und  nach  Steuerarten.  Bei  den  indirecten  Stenern  ist  sie  im 
modernen  Staate  nur  in  gewissen  Fällen,  wie  bei  Thorsteuern  und 
allenfalls  bei  Steuern  im  Anschluss  an  locale  Productionsbetriebe, 
nicht  bei  Zöllen  anwendbar,  bei  den  directen  Steuern  kommt  sie  iu 
der  Gegenwart  nicht  selten  vor. 

A.  — §.  318.  Die  Steuerpacht. 

Kau  I,  §.  288,  gegen  Pacht,  ebenso  v.  Malchus  I,  g.  79,  Mnrhard,  Be- 
steuerung, S.  133  ff.  Jacob,  II,  §.  1238  mehr  unterscheidend,  ebenso  M'Culloch, 
tazation  p.  30,  de  Parieu,  I,  102,  v.  Hock,  Öffentliche  Abgaben,  S.  62.  üeber 
frühere  Manches  bei  Malchus.  S.  Sonnenfels,  (irundsätze  III,  125  ff.  (6.  A.), 
sehr  ausführlich.  Er  meint  schon  (S.  140):  „Die  Vortheile,  die  man  sich  von  den 
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Pachtungen  rerheisst,  sind  entweder  keine  Vortheile  oder  können  auch  bei  der  eigenen 
Behebung  des  Staats  erhalten  werden.“  Die  Pachtung  sei  die  Erhebungsart,  welche 
dem  Staate  am  Thenerstcn  komme  und  den  Unterthauen  am  Beschwerlichsten  falle 
(S.  126).  (Jegner  sind  auch  Montesquieu  und  A.  Smith  gewesen.  Die  historisch 
relative  Auffassung  fehlt  zwar  nicht  immer  ganz,  tritt  aber  doch  zu  sehr  zurück,  auch 
bei  Rau  und  v.  Hock.  Dagegen  ist  dieselbe  begreiflich  besonders  vertreten  durch 
Roscher,  Fin.  §.  67  (mit  vielen  historischen  Notizen  in  den  Noten),  Wenn  er  daboi 
als  „drei  Hauptsystemc  der  Erhebung“  (§.  66  ff.)  das  ältere  Repartirsystem  im 
ständischen  Staat,  die  Steuerpacht  und  die  Regie  unterscheidet,  so  möchte  ich  indessen 
einwenden,  dass  das  erste  neben  den  anderen  nicht  Correlat  ist,  da  es  doch  selbst 
wieder  entweder  die  Eigenerhebung  oder  Pacht  voraussetzt  Der  Hauptgrund,  welcher 
das  Pachtsystem  rechtfertigen  könnte,  sei  das  Nichtmehrgenügen  der  Repartirung  und 
das  Nochnichtgenügen  des  Staatsbeamtenthums.  S.  auch  Cohn,  Fin.,  §.  385. 

Das  Urtheil  über  die  .Steuerpacht  fällt  nothwendig  nach  folgen- 
den Umständen  verschieden  aus,  kann  daher  kein  absolutes, 
sondern  nur  ein  historisch  relatives  sein,  ln  Betracht  kommt 
nemlich  einmal  die  ganze  Entwick I ungsstn fe  des  Staats-, 
Cultur-  und  Wirthschaftslebens,  besonders  die  erreichte 
Entwicklung  der  Staatstbätigkeit  und  damit  zusammenhängend 
der  Staatsverwaltung  und  des  Beamtenthums  überhaupt. 
Sodann  ist  zu  unterscheiden,  ob  es  sich  um  ein  umfassendes 
System  der  Steuerpacht,  eine  allgemeine  Verpachtung 
aller  Steuern  oder  doch  ganzer  grosser  Kategorieen, 
namentlich  der  indirccten,  der  Monopole,  Regalien,  der  Zölle,  der 
inneren  Accisen,  der  Thorsteuern,  anderseits  der  directen  Steuern 
(sogenannte  Generalpacht  in  diesem  Sinne)  — oder  aber  um 
die  Verpachtung  gewisser  einzelner  Steuern  von  mehr  unter- 
geordneter Bedeutung  (Special pacht  in  diesem  Sinne)  handelt. 

Es  lassen  sich  zwar  auch  ganz  allgemeine  Gründe  für 
und  wider  aufstellen,  dieselben  haben  aber  nach  den  eben  er- 
wähnten Umständen  eine  verschiedene  Bedeutung  und  wollen  daher 
trotz  ihres  richtigen  Kernes  nicht  soviel  besagen,  wie  man  öfters 
gemeint  hat. 

So  hat  man  auch  in  dieser  Frage  mitunter  mit  dem  in  dieser 
Allgemeinheit  unbewiesenen  und  unbeweisbaren  Satze  für  die  Pacht 
plädirt,  dass  dieselbe  „naturgemäss“  die  Vortheile  der  Privat- 
betriebsamkeit für  sich  habe. 

Der  Pächter  könne  daher  neben  seinem  Gewerbsgewinn,  der  ihm  freilich  werden 
müsse , leicht  dem  Staate  mehr  zahlen,  als  dieser  aus  der  Eigenverwaltung  erlöse. 
Indessen  hier  wird  über  die  principiellen  Bedenken  hinsichtlich  solchen  privaten  Ge- 
winnbezugs bei  der  Besteuerung  und  über  die  fast  unvermeidlichen  (Jebelstände  der 
Steuerpacht  nur  um  dieses  finanziellen  Vortheils  Willen  hinweg  gegangen. 
Und  weiter  wird  das  Problematische  diesos  Vortheils  und  der  Umstand  übersehen, 
dass  der  Vorzug  der  Pacht  eben  selbst  wieder  von  historischen  Bedingungen 
abhängt. 

Der  Gewinn  des  Pachters  einschliesslich  der  von  letzterem 
zu  bestreitenden  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  entspricht  allcr- 


Digitized  by  Google 


748  «>•  B.  Allgem.  Stenerlehre.  5.  K.  Verwalt.  2.  H.-A.  2.  A.  Erbebang.  §.  318,  319. 


dings  dem  Erhebungskostenaufwand  bei  der  Eigenverwaltung  und 
kann  möglicher  Weibe  kleiner  sein  als  dieser.  Aber  es  ist 
immer  etwas  Anderes,  ob  die  Erhebnngskosten  in  den  Kosten  eines 
rationellen  Gehaltssystems  für  Steuerbeamte  oder  wenigstens  partiell 
in  einem  solchen  Gewcrbsgewinn  des  Pachters  bestehen.  Ftlr  die 
politische,  socialpolitische  und  ethische  Auffassung  ergiebt  sich  hier 
ein  Unterschied,  und  kaum  in  einem  Zeitalter,  kaum  in  einer  Staats- 
verlassung  zu  Gunsten  der  Pacht.  Gleichwohl  kann  letztere  un- 
vermeidlich sein  oder  den  Vorzug  verdienen,  auch  dann  ist  aber 
ihre  Verbindung  mit  solchen  privatwirtbschaftlichen  Gewinnen  noch 
ein  Uebelstand.  Dazu  kommt  der  regelmässige  Ursprung  wenig- 
stens eines  Theils  des  Pachtgewinnes : dieser  Gewinn  ergiebt  sich 
eben  leicht  mit  aus  den  bedenklichen  Verhältnissen,  welche  bis- 
weilen fast  nothwendig  mit  der  Pacht  verbunden  sind. 

Schon  beim  Abschluss  der  Pachtverträge  sind  Bestechlichkeit , zu  kleine  Pacht- 
schillinge, persönliche  Begünstigungen  schwer  zu  vermeiden.  Die  Pächter,  wenigstens 
bei  umfassendem  Stcuerpacbtsystem,  Üben  ferner  zu  leicht  einen  besonderen  Druck 
ans  oder  lassen  ihn  durch  ihre  Beamten  ausuben.  Sie  nehmen  weniger  Rücksicht  auf 
die  Lage  der  Steuerpflichtigen  und  sind  denn  auch  regelmässig  besonders  verhasst. 
Die  Klagen  Uber  die  römischen  Steuer-,  Zollpächtcr  u.  s.  w.,  Uber  die  italienischen 
und  französischen,  von  denen  sich  namentlich  die  Generalpächter  (fermiers  ginöraux) 
des  ancien  rigime  sehr  bereicherten,  sind  spruchwörtlich.  Wie  Livius  XLV,  18 
einmal  sagt:  ubi  pnblicanus  est,  ibi  aut  jus  publicum  rauum  aut  libertatem  sociis 
nullam  esse.  (Rau,  §.  288  Note  d.)  Schmähliche  Zustände  auch  in  der  Türkei. 
(Weitere  Notizen  bei  Roscher.) 

Das  Odium  solcher  Verhältnisse  fällt  aber  daun  mit  auf  die  Besteuerung  und 
den  Staat.  Genügende  Abhulfe  liegt  weder  in  den  Bestimmungen  der  Pachtverträge, 
noch  in  Controlcn  der  Staatsrogierung  Uber  die  Pächter.  Denn  solche  Controlen  sind 
nicht  wirksam  genug,  weil  es  an  dem  entsprechenden  Verwaltungsapparat  fohlt  Wären 
sie  es,  so  bewieso  das  nur,  dass  der  historisch  und  örtlich  relative  Hauptrechtfertigungs- 
grund  der  Pacht,  die  ungenügende  Verwaltungsmaschinerie  des  Staats,  nicht  mehr 
vorläge. 

Die  Annahme  eines  allgemeinen  Vorzugs  der  Pacht  vor  der 
eigenen  Verwaltung  beruht  aber  auch  auf  einer  falschen  Voraus- 
setzung und  wird  durch  die  Erfahrung  nicht  bestätigt. 

Die  Einrichtung  der  Verwaltung  kann  nicht  sehr  verschieden  sein,  mag  ein 
Pächter  (Pachtgcscllschaft)  oder  der  Staat  sie  besorgen.  Es  verhält  sich  hier  ähnlich 
wio  bei  so  manchen  grossen  Aufgaben,  z.  B.  des  Verkehrswesens,  in  BetrefT  der 
Streitfrage,  ob  Staats-,  ob  ActicngcscUschaftsüberoahme  und  Betrieb,  wo  doch  die 
ökonomisch-technischo  Natur  der  Aufgabe  im  Wesentlichen  gleiche  Ein- 
richtungen bedingt,  wer  immer  6io  besorge.  Bei  angemessener  Gestaltung  der  Regie 
hat  sich  denn  auch  die  letztere  erfahrungsgemäss  der  Pacht  technisch  und  ökonomisch 
ganz  gewachsen  gezeigt.  In  den  Niederlanden  soll  die  Einftihrung  des  Verpachten« 
um  1553  den  Ertrag  verdoppelt  haben,  l'm  1748  wurde  das  höchst  unbeliebt  ge- 
wordene Vorfahren  ohno  Nachtheil  wioder  aufgehoben.  Zu  Necker's  Zeit  galt  auch 
in  Frankreich  in  Bezug  auf  die  ökonomisch  - technische  Seite  der  Erhebung,  die 
Kosten  u.  s.  w.  der  Unterschied  zwischen  Pacht  und  Regie  gleich  Null  Malchus 
(I,  385)  sucht  aus  einer  Vergleichung  der  von  Ncckcr  gegebenen  Daten  Uber  den 
Aufwand  für  das  Erhebnngspersonal  und  die  Zahl  des  letzteren  bei  den  grossen 
(ieneralpachten  der  indlrecten  Steuern  in  Frankreich  in  der  letzten  Zeit  des  ancion 
rögime  mit  den  Daton  Ober  die  Verwaltung  wesentlich  derselben  Steuern  während  der 
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Restauration  in  eigener  Regie  nachzuweisen,  dass  der  frühere  Pereonalaufwand  um 
der  Geldaufwand,  ohne  den  Gewinn  der  Pächter,  um  7„  grösser  gewesen  sei.  Natürlich 
eine  nur  in  gewissem  Umfang  zulässige  Vergleichung.  Der  Gewinn  der  vierzig  fran- 
zösischen Generalpächter  wird  von  Ne  eher  auf  3 Mill.  L. , im  Durchschnitt  auf 
75.000  L.  veranschlagt.  (Neckcr,  de  l'administr.  [1784]  I,  72.)  Weiteres  über 
Frankreich  in  Fin.  III,  §.  152. 

Diese  Thatsaehen  fuhren  auf  den  entscheidenden  Hauptpunct 
in  der  Frage. 

§.  319.  — 1.  Ein  umfassendes  System  der  Steuer- 
et acht  ist  mitunter,  so  namentlich  in  den  geschichtlich  wichtigsten 
Beispielen  der  alten  Welt,  dann  auch,  allerdings  aber  hier  nur 
bedingter,  in  der  neueren  Uebergangszeit  vom  Mittelalter  zum 
modernen  Staat,  der  allein  oder  doch  zunächst  am  Besten  sich 
bietende  Nothbehelf  der  Steuererhebung  in  Ermangelung 
einer  geordneten  und  entwickelten  Staatsverwaltungs- 
maschinerie. 

Hier  liegt  Perioden  hindurch  eigentlich  gar  keine  Wahl  vor,  sondern  wenn  mau 
eben  gewisse  Steuerarten  und  Formen,  z.  B.  gewisse  indirecte  Steuern  in  Monopolform 
wie  in  anderer  Form,  dirode  Abgaben  in  den  Provinzen,  auf  dem  platten  Lande,  von 
der  relativ  zerstreut  lebenden  ackerbauenden  Bevölkerung  u.  s.  w. , erheben  will , so 
muss  man  sich  dazn  der  Steuerpacht  bedienen. 

Insofern  ist  dio  Pacht  hier  historisch  berechtigt,  weil 
sie  allein  die  Aufgabe  überhaupt  lösen  kann.  Aber  sie  erscheint 
damit  auch  besten  Falls  als  eine  geschichtliche  Durch- 
gangsstufe im  Entwicklungsprocess  der  Gemeinwirth- 
schaft. 

Wie  so  Manches,  was  der  Entwicklung  der  unmittelbaren  Staatsthätigkeit  als 
Hulfsmittel  für  die  Lösung  wahrhaft  „gemeinwirthschaftlicher“,  „ötfentlicber“  und 
immer  mehr  als  solcher  erkannter  Aufgaben  vorangegangen  ist,  — auch  hier  bietet 
namentlich  das  grosse  Gebiet  des  Verkehrswesens  i.  w.  S.  bemerkenswertho  Analogieen. 
Sobald  der  Staat  sich  seiner  Aufgaben  wirklich  bewusst  wird  und  einigermaassen  dazu 
ökonomisch-technisch  sich  befähigt  fühlt,  zieht  er  die  betreffenden  Thätigkeitcn  selbst 
au  Bich  heran:  die  Steuerpacht,  auch  eine  Art  „delegirter  Verwaltung“  (Sax),  hat 
ihre  Function  erfüllt  und  wird  beseitigt. 

Bei  der  heutigen  Entwicklung  des  Staatsgedankens  unter  den 
meisten  Cnlturvölkern  kann  dann  auch  von  Steuerpacht  als  einem 
umfassenden  System  der  Erhebung  nicht  wohl  mehr  die  Hede  sein. 

Selbst  wenn  die  Gcsichtspunctc  privatwirthschaftlicher  Üekonomie  wirklich  erheb- 
licher wären,  als  es  jetzt  noch  zuzugeben  ist,  wurden  sie  eben  nicht  entscheiden  dürfen. 
Denn  die  Erhebung  der  Steuern  gilt  mit  Recht  jetzt  selbstverständlich  als  eine 
öffentlich-rechtliche  Angelegenheit,  die  nur  von  öffentlichen  Körpern,  wie  dem  Staate 
oder  eventuell  den  Selbstverwaltungskörpern  und  deren  ßeauitenpersonal , unmittelbar 
ausgefuhrt  werden  darf.  Der  Steuerpacht  kann  man  sich  dabei  nur  in  einzelnen  be- 
sonderen Fällen  als  eines  untergeordneten  Hilfsmittels  bedienen. 

In  den  griechischen  Staaten  war  Pacht  ganz  allgemein.  In  Rom  bestand 
sie,  wie  für  andere  Staatseinnahmen,  schon  in  früher  republikanischer  Zeit,  so  nament- 
lich für  die  Zölle  u.  dgL  indirecte  Abgaben  (Pachtgesellschaften  der  publicani). 
Bei  den  directen  Abgaben  in  den  Provinzen  führte  Caesar  tlieils  die  unmittelbare 
Abführung  der  Naturalleistungen  an  den  Staat  tafricanische  und  sardinische  Körn- 
end Oellicferungen),  theils  die  Verwandlung  in  feste  Geldabgaben  ein  (Kloinasien), 
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wo  die  Einbeziehung  der  Einzelbeträgo  den  Stoucrdist rieten  selbst  Uberlassen  wurde 
(„Kepartirsystem“  Roschers).  (Mominsen,  römische  Geschichte,  6.  A.  III,  506.1  — 
Die  indirecten  Steuern,  Passage-,  Wege-,  später  GrenzzOlle,  Thorstenen!  und  andere 
Verbrauchssteuern,  „Umgelder"  in  den  Städten  sind  auch  später,  im  Mittelalter 
mit  dem  Aufkommen  dieser  Abgaben  in  Städten,  dann  in  Territorien,  ferner  in  der 
U Übergangszeit  Regale  uud  Monopole  die  am  Häufigsten  verpachteten  Steuern  ge- 
wesen, seltener  und  dann  meist  nur  kurzer  die  directen  Steuern.  — In  Frankreich 
hat  sich  das  Pachtsystem  im  16.  Jahrhundert  unter  Einfiussen  florentinischer  Politiker 
und  Finanzmänner  ausgedehnt.  Dabei  wurden  später  immer  mehr  grosse  Pachtgesell- 
srhaften  gebildet , welche  in  Einem  eine  Rciho  verschiedener  indircctcr  Abgaben  zur 
Erhebung  übernahmen  („fermes  gönörales“,  Fin.  III,  §.  66,  67).  Die  Pacht  umfasste 
übrigens  bei  Weitem  nicht  alle  Abgaben.  Die  fermes  genörales  bezogen  sich  im 
18.  Jahrhundert  auf  die  Zölle  in  dem  alten  Haupttheil  der  Monarchie,  den  „proriures 
des  cinq  grosses  fermes",  auf  dio  aides  (Getränkesteuern),  das  Tabak-  und  Salzregal 
(gabelte)  und  einige  kleinere  Einkünfte.  Kach  Nocker's  Zusammenstellung  der  fran- 
zösischen Einkünfte  (I,  35)  betrugen  dieselben  585  Mill.  L. , wovon  auf  die  fermes 
gönerales  160  Mill.  (S.  auch  die  Daten  in  Fin.  III,  §.  154.)  Unter  ihm  war  aus  der 
Verpachtung  mehr  eine  Gewährsadministration  geworden  mit  wenig  Unterschied  gegen 
die  Regie.  Auch  in  Spanien  bis  1747  Pachtung.  Von  enormen  Gewinnen  dabei, 
aber  mit  augenscheinlichen  Uebertreibungcn,  spricht  nach  Don  Miguel  von  Zabata  (1734) 
(Sonnenfels  III,  129).  — Di  Deutschland  ist  dio  Eigenverwaltung  (eventuell  mit 
Unterstützung  der  Gemeinden)  seit  Alters  Regel.  Misslungener  Versuch  mit  der  Ver- 
pachtung des  neu  begründeten  Tabakmonopols  in  Preussen  unter  Friedrich  d.  Gr., 
1765 — 66,  Uebertragung  der  Verwaltung  der  Accise-  uud  Zolleinkünfte  an  eine  fran- 
zösische pachtähnliche  Gewährsadministratien  von  fünf  formiere  1766.  (Riedel, 
brandenburgisch-proussischer  Staatshaushalt  S.  103;  jetzt  die  umfassende  Monographie 
von  W.  Schultzo,  Geschichte  der  preussischcn  Regieverwaltung  von  1766 — 1786, 
Leipzig  1888,  Schmoller,  Forschungen  VII,  3;  auch  Sch  mol  ler  selbst  in  Abhandl. 
d.  preuss.  Akademie  d.  Wissenschaften  1888.)  — Ueber  die  neueren  Verhältnisse  der 
Finanz-  und  Steuerpachten  in  der  Türkei  s.  „die  türkischen  Finanzen“,  Berlin  1873, 
passim. 

2.  Auch  von  der  Pacht  als  einem  Hilfsmittel  der  Steuererhebung 
in  besonderen  Fällen  (der  „Special pacht“  im  erwähnten 
Sinne)  ist  vorsichtig  und  nur  beschränkt  Gebrauch  zu  machen. 

a)  Bei  allen  Steuern,  wo  ein  genaueres  Einsichtnehmen  in 
Pri vatverhältnissc,  in  Einkommen  und  Vermögen  erforderlich  ist, 
um  die  Steuerschuldigkeiten  zu  ermitteln,  daher  namentlich  bei  den 
directen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern,  ist  die  Steuerpacht 
unbedingt  anszuscbliessen. 

Die  Veranlagung  oder  Ermittlung  der  Steuerschuldigkeitcn  und  die  Erhebung 
der  Steuern  lassen  sich  zwar  trennun,  aber  sie  sind  doch  zwei  eng  zusammengehörige 
Verwaltungsacte.  Den  ersten  kann  mau  am  Wenigsten  Privatimcrcsseuten , wie  deu 
Steuerpächtern,  übertragen.  Vermag  die  Staatsverwaltung  ihn,  den  schwierigeren  Act, 
zu  volifuhren,  so  wird  sie  den  Act  der  Erhebung  auch  bewältigen  können.  Weniger 
Bedenken  böte  die  Erhebung  gewisser  fester  Ertragssteuern,  so  der  Grundsteuer,  durch 
Pächter,  wie  sie  in  Norditalien  noch  in  der  österreichischen  Zeit  Seitens  der  Ge- 
meinden, denen  die  Erhebung  übertragen  war,  vorkam  (v.  Hock,  Abgaben,  S.  62). 
Indessen  bei  diesen  wie  bei  allen  directen  Stuuern  sind  mitunter  Steuererlasse  geboten, 
die  inan  dem  Pächter  zu  tragen  nicht  zumuthen  kann  und  für  die  die  Bedingungen 
im  Voraus  im  Pachtvertrag  richtig  zu  bestimmen  schwierig  ist.  Heute,  wo  die  Con- 
sequonzen  des  Grundsatzes  dor  persönlichen  Freiheit  und  politischen  Gleichheit  in 
allen  Classen  der  Bevölkerung  so  ziemlich  jedem  Einzelnen  zum  Bewusstsein  gekommen 
sind,  — auch  dies  sind  in  dieser  Frago  milspielende  Momente  — erscheint  os  über- 
haupt nicht  rätlilich,  die  Erhebung  der  directen  Steuern  Pächtorn  zu  übertragen. 
Wie  bemerkt,  standen  diese  Steuern  auch  in  den  Ländern  des  Pachtsystoms  schon 
vor  dem  19.  Jahrhundert  gewöhnlich  in  Eigenerhebung. 
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b)  Bei  den  indirecten  Stenern  liegen  die  genannten  Bedenken 
nicht  oder  nur  in  schwächerem  Maasse  vor.  Doch  bedingen  hier 
andere  Verhältnisse,  dass  man  auch  bei  ihnen  und  bei  gewissen 
Gebühren  nur  ausnahmsweise  sich  für  die  Pacht  erklären  kann. 

a)  Bei  den  grossen  indirecten  Verbrauchssteuern, 
wie  besonders  den  Zöllen  und  den  inneren  Steuern,  welche 
sich  an  den  Productionsbetrieb  anscbliessen,  ist  die  Gleichartig- 
keit des  Steuer-  und  Erhebungsverfahrens  bei  allen  Aemtcrn,  in 
allen  Theilen  des  Staats,  wo  die  betreffenden  Abgaben  zu  erheben 
sind,  in  hohem  Maasse  sowohl  im  Interesse  des  Fiscus  als  des 
Handels  und  der  Production  gelegen.  Letzteren  Falles  leiden  sonst 
einzelne  Gegenden,  Verkehrswege,  Steuerpflichtige,  indem  die  Be- 
dingungen der  Concurrenz  ungleich  werden.  Daher  ist  wieder 
Einheitlichkeit  der  Verwaltungsgrundsätze  und  des  Vollzugs 
derselben  ein  gerade  auf  diesem  Gebiete  immer  mehr  in  seiner 
Bedeutung  erkanntes  Moment.  Diese  Einheitlichkeit  kann  hier 
allein  bei  der  Staatsverwaltung  ausreichend  und  ohne  neue  ander- 
weite Bedenken  verbürgt  werden. 

Auch  die  Verwaltung,  bcz.  Erhebung  durch  die  Selbstverwaltungskörper  ist  daher 
hier  ausgeschlossen.  Ein  einziges,  das  ganze  Staatsgebiet  umfassendes  Steuerpacht- 
uuteniehmen,  das  wohl  regelmässig  in  einem  grösseren  Staat  eine  Stouerpacht  gesell  - 
Schaft  sein  musste,  könnte  zwar  eine  solche  Einheitlichkeit  ebenfalls  gewähren.  Aber 
genttgendo  (iarantieeu  gegen  Missbräuche  der  Verwaltung  wären  ohne  beständige 
Conflicte  zwischen  dem  Staat  und  der  Gesellschaft  kaum  zu  stellen  und  der  Einfluss 
des  Privatkapitalismus  wüchse  in  socialpolitisch  bedenklichem  Grade.  Die  Einrichtung 
des  ganzen  Verwaltungs-  und  Erhebungsapparats  musste  bei  einer  solchen  grossen 
Pachtuiitcrnehmuog  auch  wesentlich  ebenso  wie  Seitens  des  Staats  erfolgen,  so  dass 
Vorzüge  des  „Privaterwerbs"  schwerlich  hervortreten  würden. 

ß)  Mutatis  mutandis  gilt  das  Gesagte  auch  von  der  bez.  gegen 
die  Verpachtung  eines  Monopols  (Ta bak monopols)  an  eine 
Gesellschaft. 

Eine  neuere  bekannte  Maassregel  der  Art,  die  Verpachtung  des  Tabak  monopols 
in  Italien,  1868,  war  eigentlich  nur  eine  verhüllte  Anloiheoperation.  (S.  Deutsche 
Tabakenquete,  Anlagen  B.  III,  151,  V,  05,  Schäfflo,  Tübinger  Zeitschrift  1879. 
S.  578.)  — Auch  die  französischen  Generalpächter  hatten  eine  Function  im  Gebiete 
des  (Kreditwesens,  indem  sie  Vorschüsse  leisten  mussten  Zu  NeckersZcit  schoss 
jeder  Geueralpachter  1,560,000  L.  vor,  wovon  ihm  die  Mill.  mit  5,  der  Best  mit  7 °j0 
verzinst  wurde.  (Neckcr,  de  l'administr.  I,  71.)  In  Frankreich  wurde  cigenthüm- 
lichcr  Weise  das  nach  dem  letzten  Kriege  neu  eingefuhrtc  Zandhölzchenmonopol 
verpachtet,  was  aber  manche  Bedenken  bereitet  hat  nnd  wo  jetzt  (1890)  bei  Ablauf 
des  Vertrags  auch  die  Eigcnvcrwaltung  ciutreten  soll.  (S.  Fin.  III,  §.  301,  302.) 

Y ) Bei  städtischen  Thoraccisen,  dann  bei  Wege-, 
Brücken-,  Hafengeldern  nnd  in  ähnlichen  Fällen  liegen  dagegen 
die  Dinge  allerdings  öfters  anders  und  nicht  so  ganz  zu  Ungunsten 
der  Pacht. 

Doch  werden  sich  auch  bei  der  Pacht  der  Erhebung  von  Thoraccisen  immerhin 
leicht  missliche  Folgen  ergeben.  Das  Eindringen  und  Nachforschen  von  Privatagentcu 
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wird  mehr  Verdruss  als  dasjenige  öffentlicher  Beamten  erregen.  Am  Unbedenklichsten 
erscheint  die  Verpachtung  ron  Weg  - und  Brückengeldern , die  auch  noch  immer  am 
Meisten  verbreitet  sein  möchte.  Bei  don  kleinen  festen  Sätzen  ist  hier  ein  unan- 
genehmes Eindringen  nicht  geboten,  die  Erhebung  einfach,  die  rolle  Arbeitskraft  einer 
Person  wird  gewöhnlich  nicht  in  Anspruch  genommen,  weshalb  die  Erhebung  als 
Nebenarbeit  wohlfeil  und  doch  genügend  und  sorgsamer  als  von  Beamten  besorgt 
werden  kann.  Octrois  sind  öfters  in  Frankreich,  Italien,  besonders  Spanien  rerpachtet, 
Chausseegeld-.  BrUckcngelderhcbung  u.  dgl.  auch  in  Deutschland.  In  Frankreich  war 
im  Jahre  1887  von  1510  Gemeinden  in  417,  meist  kleinen,  das  Octroi  verpachtet 
(Fin.  III,  906),  Eigenverwaltung  in  835. 

B.  — §.  320.  Die  Erhebung  der  Staatssteuern  durch 
die  Selbstverwaltungskörper. 

Mehr  dagegen  Rau,  I,  §.  290,  Malchus,  I,  §.  77,  dieser  aber  zu  sehn  vom 
individualistischen  Standpunct  aus.  v.  Hock,  S.  61.  Das  ältere  Ropartir-  und  Con- 
tingentirungssystem  im  ständischen  Staat  lief  auf  dies  System,  insbesondere  auf  die 
Steuerhaftung,  mit  hinaus  (Roscher,  §.  66). 

Hier  ist  namentlich  an  die  Ortsgemeinde,  welche  hier  als 
Typus  allein  berücksichtigt  werden  mag,  mitunter  auch  an  Kreis, 
Bezirk,  Provinz  zu  denken.  Die  Ortsgemeinde  kann  eventuell 
aber  auch  die  Kreis-  und  Provinzialsteuern  mit  erheben.  Auch  der 
umgekehrte  Fall,  die  Erhebung  von  Gemeinde-  u.  s.  w.  Steuern 
durch  die  Staatsbehörden,  ist  möglich  und  kommt  in  der 
Praxis  vor. 

Einer  Vermittlung  der  Sclbstverwaltungskörper  kann  sich  auch 
der  moderne  Staat  hier  auf  doppelte  Weise  bedienen:  einmal 
so,  dass  die  Gemeinde  nicht  nur  als  Steuererhcbnngsorgan,  sondern 
zugleich  als  selbst  verpflichtete  Steuerbaftende  für  be- 
stimmte Steuersummen;  zweitens  so,  dass  sic  nur  als 
Steuererhcbnngsorgan  fungirt. 

In  beiden  Fällen  sind  wohl  die  Verkehrs  steuern,  allenfalls 
mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  Rechtsgeschäfte  in  Bezug  auf 
Immobilien,  Besitzwechscl  u.  s.  w.  betreffen,  und  von  den  grossen 
indirectcn  Verbrauchssteuern  die  Zölle,  meistens  auch  die 
an  einen  Produetionsbctrieb  sich  anschliessenden  inneren  Ver- 
brauchssteuern hier  von  vornherein  auszuschlicssen  und  der 
Eigenerhebung  des  Staats  zuzuweisen. 

Von  den  letzteren  Steuern  könnte  nur  etwa  die  Steuer  der  für  den  Localbedarf 
producirenden  Bierbrauerei  u.  dgl.  auch  durch  die  Gemeinde  erhoben  werden.  Aber 
unter  den  heutigen  Productions-  und  Absatzverhältnissen  wird  es  auch  bei  ihr  und 
vollends  bei  den  übrigen  genannten  inneren  Steuern  auf  volle  Einheitlichkeit 
und  Gleicbmässigkeit  der  Ermittlung  der  Steuerobjoctc  und  der  Erhebung  der 
Steuern  anloinmen,  wofür  die  Staatsrogie  allein  die  genügende  Bürgschaft  bietet 
Bei  den  Verkehrssteuern,  welche  sich  auf  Mobiliarvcrmögensgeschäfte  beziehen,  ist 
meistens  durch  das  Wesen  derselben,  bei  den  Zöllen  durch  die  Rücksicht  auf 
Gl  ei  c.  h m äss  i gkeit  des  Verfahrens  die  Erhebung  durch  die  Gommuncn  aus- 
geschlossen. Wenn  dagegen  etwa  die  Grund-  und  Hypothokenbucher  durch  Gemeinde 
bebörden  geführt  werden , so  könnte  die  Erhebung  auch  von  Staatssteuorn  für  bozüg- 
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liehe  Geschäfte,  Eintragungen  u.  s.  w.  diesen  Behörden  oder  in  Verbindung  mit  ihnen 
stehenden  anderen  Gemoindostcucrbchördeu  Übertragen  werden. 

Allgemeiner  können  die  Gemeinden  als  Erhebungsorgane  für 
staatliche  Verzehrungssteuern  in  Form  von  Thoraccisen 
(besonders  neben  solchen  Communalsteuern),  ferner  für  die  meisten 
directen  Steuern,  besonders  die  Ertrags-,  aber  aueh  die 
Personal-,  Classen-,  Einkommen-,  Vermögens-,  Erb- 
schafts-, gewisse  Conjuncturengewinn-  (bei  Immobiliar- 
besitz Wechsel  und  Baustellen),  gewerbliche  Licenzabgaben  und 
für  die  directen  Luxussteuern  in  Frage  kommen. 

In  verschiedenen  Ländern  früher  und  jetzt  hat  der  Staat  bei  manchen  dieser 
Steuern  die  Erhebung  den  Gemeinden  übertragen. 

In  Preussen  werden  z.  B.  die  drei  älteren  directen  Steuern,  Grund-,  Gewerbe-, 
Classen-,  daun  die  Gebäudesteuer  in  den  sechs  östlichen  alten  Provinzen  von  den 
Gemeinden  erhoben,  in  den  anderen  Provinzen,  auch  den  neuen  1866er,  von  staat- 
lichen Steuerorganen.  Ebenso  die  classificirte  Einkommensteuer  in  der  ganzen 
Monarchie.  In  Baiern  erfolgt  die  Erhebung  der  directen  Steuern  ausschliesslich 
durch  die  Rentämter  des  Staats.  In  W Urte  mb  erg  fnngiren  hier  die  Gemeinden  mit 
communaler  Steuerhaftung.  In  Oesterreich  wird  die  Grund-  und  Gebäudesteuer 
zwar  durch  die  Steuerämter  des  Staats  individuell  für  jeden  Steuerpflichtigen  be- 
rechnet, aber  von  der  Gemeinde  erhoben;  ebenso  die  Einkommensteuer.  Bei 
der  Erwerbsstener  erfolgt  die  Erhebung  durch  das  Steueramt,  doch  könuen  auf 
dem  Lande  die  Gemeindevorstände  dabei  als  Mittelspersonen  verwendet  werden 
(Chlupp,  directe  Steuern  Oesterreichs.  §.  72,  9t),  189,  148).  Im  ehemals  öster- 
reichischen Italien  Erhebung  der  Grundsteuer  durch  die  Gemeinden  mit  Stuuerhaftung. 
In  Frankreich  werden  die  directen  Steuern  nicht  nur  des  Staats,  sondern  auch  die 
Zuschläge  für  Gemeinden  und  Departements  umgekehrt  durch  Staatsorgane  erhoben ; 
auch  das  communale  Octroi  wird  zum  Theil  th>  nicht  '/*  der  Fälle,  262  von  1516}  nach 
Abonnementsvertrag  durch  die  staatliche  Verwaltung  der  indirecten  Steuern  erhoben. 
Bei  den  französischen  directen  Steuern  läuft  das  Kepartitionsprincip , die  Einrichtung 
des  Fonds  für  Steoerausfäile,  die  Wiedcrauflegung  der  in  einem  Jahre  gewährten  Er- 
lasse und  Reductionen  von  Steuorquoten  auf  diu  betreffenden  Contingentsgemeinschaften 
auf  etwas  der  Steuerhaftung  Aehnliches  hinaus  (Fin.  III,  §.  180,  besonders  S.  426). 

§.  321.  — 1.  Die  communale  Steuerbaftung. 

Sie  kommt  namentlich  bei  Ilanptarten  der  genannten  directen 
Steuern,  der  Ertrags-,  Einkommen-,  Vermögenssteuern  in  Betracht. 

Bei  den  anderen  directen  Steuern  wurde  es  sich  nur  um  die  Erhebung  durch 
die  Gemeinde  handeln,  ebenso  in  der  Regel  bei  den  Thoraccisen.  Doch  Hesse  sich 
bei  diesen  auch  wohl  eine  Stcuerhaftung  einrichten,  indem  die  Gemeinde  für  einen 
gewissen  Ertrag  aufkommen  und  eventuell  denselben  aus  anderen  Steuern  oder  durch 
besondere  Zuschläge  dazu  decken  müsste.  Darauf  länft  eine  der  Steuerhaftung  in 
einer  Hinsicht  verwandte  Einrichtung,  die  Abfindung  mit  einer  Gemeinde  (oder 
einem  Gcbietsthcil)  oder  die  Leistung  eines  Aversums  (Bauschsurame)  für  das  Frei- 
bleiben von  gewissen  Steuern,  z.  B.  bei  Freihafengcbicten  (§.  324),  im  Grunde  hinaus. 

Bei  Ertrags-,  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  Hesse  sich 
auch  noch  gegenwärtig,  wie  ähnlich  im  System  provinzieller,  com- 
munaler,  ständischer  Steuercontingente  des  ehemaligen  ständischen 
Staats,  die  Steuerhaftung  fler  Gebietstheilc  oder  Selbstvcrwaltungs- 
körper,  der  Gemeinden  direct  gegenüber  dem  Staat  oder  jedes 
kleineren  Körpers  gegenüber  dem  grösseren,  zu  dem  er  politisch 
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gehört,  schliesslich  der  Provinzen  gegenüber  dem  Staat,  wohl  in 
Verbindung  mit  einem  rationellen,  auf  richtigen  Grundlagen  ruhen- 
den Kepartitions System  (§.  301)  bringen.  Ja,  man  könnte  solche 
Haftung  als  die  eigentliche  Consequenz  des  Repartitionsprincips 
betrachten. 

Hier  liegt  der  Gedanke  einer  solidarischen  Tragung  der  Steuerlast  durch  locale 
Gemeinschaften  mit  au  Grunde.  Wenn  ein  Einzelner  seine  Verbindlichkeit  nicht  erfüllt, 
hatte  diese  Gemeinschaft  cinzutrctcn.  Manche  der  früher  erwähnten  Vortheile,  be- 
sonders, dass  ein  Jeder  ein  eigenes  Interesse  an  richtiger,  nicht  zu  niedriger  Besteuer- 
ung des  Anderen  hat,  würden  sich  dann  erst  vollständig  zeigen. 

Eine  „Ungerechtigkeit“  und  „Härte“,  wie  wohl  eingewandt 
worden  ist,  läge  in  solcher  Haftung  an  und  für  sich  nicht  Es 
handelt  sieh  einfach  um  die  Frage,  ob  Ausfälle  oder  Rück- 
stände wie  jetzt  gewöhnlich  von  der  ganzen  Staatsgomeinschaft 
oder  von  einer  solchen  localen  Gemeinschaft,  bis  herab  zur  Orts- 
gemeinde, getragen  werden  sollen.  Darauf  lässt  sich  wieder  kaum 
eine  allgemeine,  sondern  wohl  abermals  nur  eine  historisch  relative 
Antwort  geben. 

a)  Den  beschränkenden  Rechtsordnungen  für  Ackerbau  und 
Gewerbe,  dem  streng  corporativen  Character  der  Ortsgemeinde  mit 
festem  Ortsbürgerthum,  dem  älteren  Niederlassungs-  und  beschränk- 
ten Zugrecht,  dem  unentwickelten  Cornraunicationswesen , der  ge- 
ringeren politischen  und  volkswirtbschaftspolitischcu  Bedeutung  des 
allgemeinen  Staatsbürgerrechts,  kurz  den  früheren  Wirtbschafts- 
und  Rechtsverhältnissen  überhaupt  entspricht  eine  solche 
communaje  Stcuerhaftung  immerhin. 

Hier  sind  auch  bei  der  relativen  Stabilität  aller  Verhältnisse  und  der  rechtlich 
und  thatsächlich  geringen  Beweglichkeit  der  Ortsbevölkerung  die  Grundlagen  für  die 
Steuerrepartition  und  für  die  an  letztere  sich  anschliessende  Steuerhaftung  ziemlich 
ausreichend  so  oiuzurichtcn,  dass  die  Stcuerhaftung  für  die  Gemeinde  keine  durch- 
schlagenden Bedenken  hat. 

b)  Dies  ändert  sich  mit  dem  Eindringen  des  „Individua- 
lismus“ in  das  Wirthschaftsrecht  und  in  das  ganze  Wirtschafts- 
leben: mit  der  Auflösung  der  alten  Rechtsordnungen  dieses  Lebens, 
mit  dem  Ucbergang  der  Ortshürger-  in  die  Ortseiuwohncrgemeinde, 
mit  der  Freizügigkeit  und  der  den  modernen  Communicationsmittcln 
zu  verdankenden  leichten  intcrlocalcn  Bewegung  der  Bevölkerung, 
mit  der  Zurückfiibrung  des  freien  Erwerbsrechts  jedes  Einzelnen 
als  eines  staatsbürgerlichen  Rechts  auf  die  Staatsgesetzgebung 
u.  s.  w.  erscheint  auch  die  contmunalc  Stcuerhaftung  thatsächlich 
wie  rechtlich  nicht  wohl  mehr  recht  vereinbar. 

Die  Controlrechte,  welche  man  der  Gemeinde  zur  Wahrung  ihrer  Interessen 
gehen  müsste,  Erlaubnisserthcilung  beim  Abzug,  Passzwang  u.  dgl.  stehen  mit  den 
neuen  staatsbürgerlichen  persönlichen  und  wirtschaftlichen  liechten  und  mit  der 
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neueren  Gestaltung  des  Wirtschaftslebens  nicht  mehr  in  Einklang.  Ohne  solche 
Controlrechte  aber  muss  die  Steuerhaftung  leicht  zu  Härten  für  viele  Gemeinden 
fuhren. 

Unter  den  jetzigen  Verhältnissen  ist  daher  das  Gerechtere, 
dass  die  StaatBgemeinsehaft  auch  in  einem  Hepartitionssystem 
die  Ausfälle  und  Rückstände  von  Stenern  unmittelbar  auf  sich 
nimmt. 

Auch  hier  zeigt  sich  wohl  vieder,  wie  alle  solche  Verhältnisse  mit  der  geschicht- 
lichen Entwicklungsphase  der  ganzen  Rechtsordnung  für  die  Personalstandsrerhältnisse 
und  für  das  Erwerbsleben  enge  zusammen  hängen  und  nur  in  diesem  Zusammen- 
hang richtig  zu  beurteilen  sind.  Ich  beziehe  mich  besonders  auf  die  Erörterungen 
über  Eheschiiessungsrecht  und  Zugrecht  u.  s.  w.  in  meiner  Grundlegung,  2.  Aull., 
2.  Abth.,  Kap.  1. 

In  Russland  steht  die  communalo  Steuerhaftung  für  die  Kopfsteuer  des  Staats 
in  Verbindung  mit  dem  Gemeineigenthum  der  Ortsgemeinde  am  Boden  und  mit  der 
Schollenpflichtigkeit  der  Bauern.  Vgl.  Walcker,  Selbstverwaltung.  S.  27ö,  und  be- 
sonders Keussler,  bäuerlicher  Gemeindebesitz  in  Russland,  I,  106.  Annuaire  des 
fin.  russes,  vol.  VI  (1879),  p.  393.  Durch  neuere  Gesetze  von  1889  und  1875  sind 
die  Bauern  mit  Privatgrundeigenthum,  dann  in  gewissem  Umfang  die  Dörfer  von 
weniger  als  40  Steuerpflichtigen  von  der  Solidarhaft  befreit  worden.  Mit  der  seitdem 
eingcleiteten  Beseitigung  der  Kopfsteuer  ist  die  Frage  der  Solidarhaft  der  Gemeinden 
in  ein  neues  Stadium  getreten  und  hält  man  diese  Haft  jetzt  mehrfach  für  entbehrlich. 
(S.  v.  Keussler,  im  Finanzarchiv  III,  272;  derselbe  in  seinen  sonstigen  Aufsätzen 
Uber  die  Kopfsteuer-  und  bäuerlichen  Verhältnisse  daselbst;  auch  v.  Falck,  russisches 
Pachtsystem  in  Verbindung  mit  der  Besteuerung  der  unteren  Stände,  Finanzarchiv 
V,  412.)  — In  Würtemberg  Regelung  der  Haftung  durch  Verordnung  vom  21.  Juni 
1819.  Erhebung  auf  Kosten  der  Gemeinde  durch  einen  von  derselben  angestellten 
Einnehmer,  der  zugleich  Gemeinderechner  sein  kann.  Die  säumige  Gemeinde  kann 
Eiecution  bekommen,  wenn  sie  nicht  einen  Nachlass  auswirkt  (Rau,  I,  §.  290  Note. 
Malchus,  Fin.  I,  376).  Durch  die  Gesetzgebung  der  neuesten  Zeit  sind  in  Wllrtem- 
berg  in  dem  eigcnthümlichen  Repartitionssystem  der  drei  hauptsächlichsten  Ertrags- 
stcuem  (s.  oben  S.  707)  Aenderungen  eingetreten , indem  nach  dem  Gesetz  vom 
28.  April  1873  die  Feststellung  jeder  Steuer  in  ihrem  Verhältniss  zu  einander  nicht 
mehr  wie  früher  (nach  Gesetz  vom  15.  Juli  1821)  definitiv  bestimmt  ist,  sondern  für 
jede  Etatsperiode  durch  das  Finanzgesetz  erfolgen  soll.  Aber  in  der  verwandten  Be- 
stimmung der  communalen  Haftung  für  die  directen  Steuern  ist  keine  Veränderung 
eingetreten.  Auch  nach  dem  neuen  Gesetz  vom  28.  April  1873,  Art.  11  haften  die 
(iemeinden  und  Amtskörpetschaften  für  den  sicheren  und  rechtzeitigen  Eingang  der 
Steuern  und  haben  die  Gemeindecassen  sie  kostenfrei  und  rechtzeitig  an  die  Oberamts- 
pflegen . diese  sie  an  die  Staatscassc  abzuliefern.  Die  genannten  Körper  beschwerden 
sich  nicht.  (S.  Riecke,  die  directen  Steuern  u.  s.  w.  in  Würtemberg,  Stuttgart  1879, 
aus  den  W’ttrt.  Jahrb.,  S.  142.  wo  Genaueres  über  die  Reform;  derselbe,  Verfassung 
u.  s.  w.  Würtembergs,  S.  195.) 

§.  322.  — 2.  Die  communale  Steuererhebung. 

Hier  erhebt  die  Gemeinde  die  .Staatssteuern  nach  den  allge- 
meinen gesetzlichen  Bestimmungen  durch  ihre  Organe,  aber 
auf  Rechnung  des  Staats,  ohne  daher  für  die  Rückstände 
und  Ausfälle  selbst  dem  Staate  aufzukommen.  Dies  System  hat 
unter  Voraussetzung  einer  richtigen  Behandlung  der  Erhebungs- 
kosten bei  den  oben  (im  §.  320)  genannten  Steuern,  besonders  bei 
den  directen,  Manches  für  sich. 

Es  lässt  sich  namentlich  wohl  durch  die  Benutzung  des  Einen  communalen  Er- 
hebung*-, Rechnung*-  und  Oassenapparats  im  Ganzen  an  Kosten  der  Staats-  und 
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Communal-Steuerverwaltnng  sparen,  selbst  wenn  nicht  unbedingt  die  einzelnen  Er- 
hebungsacte der  Staats-  und  Communalsteuern  zusammengelcgt  «erden,  was  wenig- 
stens bei  einigen  Steuern  und  einigen  Volksclassen,  um  zu  hohe  Steuerzahlungen  des 
Pflichtigen  auf  einen  Termin  zu  verhüten,  vermieden  werden  muss.  Die  mitunter 
wohl  anzunehmende  grossere  Ortskeuutuiss  der  Gomcindeorgane  kann  erwünscht  sein, 
am  Härten  u.  s.  w.  leichter  zu  vermeiden.  Die  Erhebung  lässt  sich  Überhaupt  den 
Örtlichen  Verhältnissen  besser  anpassen.  Nur  bei  einem  umfassenderen  System  von 
Thoraccison  als  Staatssteuern,  als  eines  Theiles  der  allgemeinen  inneren  Verbrauchs- 
besteuerung oder  einer  speciellen  Verbrauchssteuer,  wie  etwa  des  Weins  (Frankreich), 
konnte  wieder  die  genaue  Gleichmässigkeit  bei  der  Erhebung  durch  die  Gemein- 
den gefährdet  sein,  so  dass  die  Eigenerhebung  des  Staats  eventuell  dann  doch  den 
Vorzug  verdient  Bei  den  directeu  Steuern,  besonders  boi  der  Grund-,  Häuser-,  Ge- 
werbe-, Einkommensteuer  u fiterliegt  die  communale  Steuererhebung  kaum  einem 
Bedenken. 

Schwierigkeit  macht  nur  die  Behandlung  der  Erhebungs- 
kosten. Trägt  diese  die  Gemeinde,  so  besteht  eigentlich  insoweit 
eine  communale  Steuerhaftung,  welche  hier  noch  das  besondre 
Bedenken  hat,  dass  diese  Kosten  nach  Steuerarten  und  Ortsver- 
bältnissen  in  den  einzelnen  Gemeinden  sehr  ungleich  sein  können. 

Z.  B in  Gross-  und  Kleinstädten  bei  der  Einkommensteuer,  besonders  einer  auf 
die  unteren  Classen  ausgedehnten , bei  der  Grundsteuer  nach  der  ßodenzertheilung, 
bei  di  r Gewerbesteuer  nach  der  Art  und  dem  Maass  der  industriellen  Entwicklung, 
bei  Thoraccisen  nach  speciell  localen  und  nach  Verkehrsverhältnissen. 

Es  muss  daher  imPrincip  verlangt  werden,  dass  der  Staat 
die  Erhebungskosten  seiner  Steuern  selbst  trage,  bez. 
der  Gemeinde  vergüte.  Aber  das  ist  in  der  Praxis  nicht  so 
leicht  durehzuiübren,  weil  diese  Kosten  sich  nicht  genau  berechnen 
und  von  den  Kosten  der  Erhebung  der  eigenen  Steuern  der  Ge- 
meinde meistens  nicht  scharf  abscheiden  lassen.  Deshalb  ist  eine 
specielle  Verrechnung  mit  dem  Staat  Uber  die  Kosten  ge- 
wöhnlich auszuschliessen  nnd  eine  aasreichende  Bauschsumme 
oder  Provision,  üblicher  Weise  in  bestimmten  Erhebungs- 
procenten  von  der  Roheinnahme,  zu  gewähren. 

Bei  dem  Mangel  zuverlässiger  Anlialtspuncte  ist  eine  solche  Provision  freilich 
wieder  unsicher  richtig  zu  stellen.  Sie  muss  nur  aus  den  angeführten  Gründen  zur 
Kostendeckung  genügend  und  sollte  wohl  nicht  unbedingt  für  alle  Gemeinden  gleich 
sein,  sondern  nach  Urtsvcrhältuissen  wechseln. 

Beispiel : In  Preussen  ist  Uber  diesen  Punct  Afters  discutirt  worden.  Die 
Gemeinden  in  den  tätlichen  Provinzen  haken  wohl  Uber  unzureichende  Vergütung  und 
gegenüber  den  westlichen  Provinzen,  wo  die  Staatserhebung  besteht,  Uber  Ueberlastung 
geklagt.  Sie  müssen  die  Grundsteuer  auf  ihre  Kosten  ohne  Vergütung  erheben,  wofür 
aber  in  den  anderen  Provinzen  3 % Erhebungsgebuhren  von  den  betreffenden  Steuer- 
pflichtigen, also  Uber  den  Satz  der  Grundsteuer  hinaus,  zu  tragen  sind.  Für  die 
communale  Erhebung  der  Gebäudesteuer  besteht  eine  Vergütung  von  3 für  die- 
jenige der  Classen-  und  Gewerbesteuer  eine  solche  von  4 °/o  des  Einnahmebetrags. 

Wo  umgekehrt  die  staatliche  Erhebung  besteht  nnd  Zu- 
schläge zu  den  Staatsstcuern  für  die  Gemeinden  und  Communal- 
verbändc  erhoben  werden,  empfiehlt  sich,  diese  mit  durch  die 
Staatsorgane  zur  Vereinfachung  und  Kosteuersparung  zu  er- 
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beben.  Anch  bei  selbständigen  Communalsteuern  kann  eine  solche 
Einrichtung  mitunter,  wenn  auch  selten,  in  Frage  kommen,  alsdann 
gegen  eine  Banschalvergütung  der  Gemeinden  an  den  Staat. 

S.  die  Notizen  am  Schloss  von  §.  320,  besonders  Uber  Frankreich. 

C.  — §.  323.  Die  Eigenerhebung  (Regie)  der  Staats- 
steuern. 

Diese  muss  nach  dem  Vorausgehenden  namentlich  bei  den 
grossen  indirecten  Verbrauchssteuern,  denZöllen,  den 
meisten  inneren,  an  einen  Prod uctionsbetrieb  sich  an- 
schliessenden, den  in  M onopolform  erhobenen  Steuern  (hier 
abgesehen  von  der  Regelung  des  Detail  Verkaufs  der  Monopol- 
artikel), ferner  bei  den  Verkehrssteuern  (auch  hier  eventuell  ab- 
gesehen vom  Detaildebit  der  Stempelbogen  oder  Stempelmarken) 
im  Interesse  möglichster  Einheitlichkeit  und  Gleichmässig- 
keit  der  Handhabung  der  Verwaltungsnormen  und  der  Steuerver- 
anlagung und  -Erhebung  verlangt  werden. 

Die  Richtigkeit  dieses  Postulats  wird  durch  die  neuere  geschichtliche  Entwick- 
lung in  den  Culturstaatcn  beseitigt:  die  Erhebung  der  genannten  Steuern  durch 
Steuerpächter  hat,  auch  wo  sie  längere  Zeit  bestanden,  fast  allgemein  aufgehOrt,  die 
Erhebung  durch  die  Gemeinden  und  andere  SelbstrerwaltungskOrper  war  hier  weder 
früher  üSbch  (mit  einzelnen  Ausnahmen  bei  der  Besteuerung  des  Biers  iu  der  Brauerei 
und  in  wenigen  ähnlichen  Fällen),  noch  ist  sie  es  heut  zu  Tage.  Die  Erhebung  der 
indirecten  Steuern  der  genannten  Art  und  der  Verkehrssteuern  wird  daher  wohl 
mit  Recht  allgemein  dem  modernen  Staate  als  solchem  vindicirt.  Hier  liegt  dann 
eine  bedeutsame  Aufgabe  für  grosse  Meister  der  practischcn  Verwaltung,  wie  sie 
vielleicht  kein  Land  mehr  als  Frankreich  besessen  hat,  in  der  Verbesserung  der  Ein- 
richtungen für  die  Erhebung  dieser  Steuern  vor. 

Auch  die  Erhebung  der  grossen  directen  Steuern,  der 
Ertrags-,  Einkommensteuern  u.  s.  w.  kann  durch  die  Staats- 
verwaltung selbst  erfolgen  und  geschieht  auch  vielfach  so.  Doch 
wird  sie  nach  dem  Gesagten  öfters  zweckmässig  den  Selbstver- 
waltungskörpern, namentlich  den  Gemeinden  übertragen. 

Die  Einrichtung  der  Erhebung  dieser  Steuern  unterscheidet  sich  beim  Staate 
und  bei  der  Gemeinde  iu  einigen  Punctcn,  so  in  Betreff  des  Organismus  der  amt- 
lichen Erhebungsorganc.  wo  die  locale  Concentration  in  der  Gemeinde  und  die  Aus- 
dehnung der  Steuererhebung  Uber  viele  verschiedene  Oertlichkciten  im  Staate  Unter- 
schiede bedingen.  Gewisse  Grundzttge  der  Einrichtung,  besonders  was  die  Verhältnisse 
zwischen  der  Veranlagungs-  und  Hebebehörde  und  den  Steuerpflichtigen  anlangt,  sind 
aber  uothwendig  im  Wesentlichen  dieselben.  Sie  kommen  hier  an  dieser  Stelle  für 
die  Fragen  der  Einrichtung  der  Erhebung  zumeist  in  Betracht.  Die  Darstellung  be- 
zieht sich  daher  hier  auf  die  Staats-  und  die  Communalbesteucrung  zusammen. 

II.  Die  Einrichtung  der  Steuererhebung. 

§.  324.  Sowohl  für  die  Organisation  des  Stcucrerhebungs- 
diensts  als  für  die  ganze  Einrichtung  der  Steuererhebung  und  für 
die  Gestaltung  des  bezüglichen  Verwaltnngsrechts  den  Steuerpflich- 
tigen gegenüber  ergeben  sieb  zunächst  Verschiedenheiten,  je  naeh- 
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dem  der  normale  Fall  einer  Erhebung  der  schuldigen  Steuer- 
beträge nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  von  den  ein- 
zelnen Steuerpflichtigen  d.  h.  die  „eigentliche“  Erhebung 
(wie  man  sie  im  Unterschied  von  der  folgenden  Einrichtung  nennen 
kann)  stattflndet  oder  der  Aus  nab  me  fall  einer  sogenannten  Ab- 
findung vorliegt.  Bei  letzterer  verei n facht  sich  gerade  die  Auf- 
gabe der  Steuerverwaltung  in  Bezug  auf  die  Veranlagung,  bez.  die 
Ermittlung  der  Thatsachen  zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten, 
folgeweise  in  Bezug  auf  die  Controlen  und  schliesslich  auf  die  eigent- 
liche Erhebung  der  Steuern  sehr;  ja  diese  Aufgabe  kann  nahezu  ganz 
fortfallcn.  Man  kommt  daher  mit  einem  viel  kleineren  Behörden-  und 
Beamtenapparat  aus,  verwaltet  wohlfeiler  und  wird  einer  grossen 
Hcihe  von  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  ganzen  Einrichtung  der 
Steuerverwaltnng  und  speciell  der  Erhebung  überhoben.  Dies  System 
ist  deshalb  hier  zunächst  zu  besprechen. 

A.  Die  Abfindung. 

Man  versteht  darunter  eine  meistens  Vertrags mässige 
Regelung  der  Steuerschuldigkeit  zwischen  der  Steuerverwaltung 
einer-  und  einem  oder  mehreren,  eventuell  auch  einer  solidarisch 
verbundenen  Gemeinschaft  von  Steuerpflichtigen,  Einer  Erwerbs-, 
Gewerbs-,  Berufsgruppe,  oder  auch  einer  ganzen  örtlichen  Gemein- 
schaft andererseits.  In  Folge  dessen  werden  die- Steuern  nicht  wie 
sonst  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen aufgelegt,  nach  den  Steuerobjecten  berechnet  n.  s.  w. 
und  einzeln  erhoben,  sondern  die  vereinbarte  Summe  wird  an  den 
bestimmten  Terminen  vom  Steuerpflichtigen  obn^  Weiteres  an  die 
Gasse  abgeführt  oder  bei  ihm  eingezogen. 

Avorsum,  Bauschsummc,  französisch  abonnement.  Kau  bandelt  daran  bei  der 
A ccisc  II,  §.  430.  Im  Ganzen  erklärt  er  sich  gegen  sie.  Sie  kommt  Alters  vor,  namentlich 
bei  gewissen  indirecten  Verbranchssteuern,  welche  sich  an  den  Productions- 
be trieb  anschiiesseu.  zwischen  einzelnen  Producenten  oder  Gemeinschaften  der- 
selben und  der  Steuerverwaltung,  so  bei  der  Bier-,  Wein-,  Branntweinsteuer,  Zucker- 
steuer, bei  gewerblichen  I.icenzen,  Schanksteuern,  auch  beim  Stempel  (oben  §.  73). 
Bei  der  Zuckersteuer  z.  B.  so,  dass  die  Leistungsfähigkeit  der  bei  der  Fabrikation 
benutzten  Apparate  (Centrifugen.  Saftpressen),  diu  Zahl  der  Fällungen  der  DifTusions- 
gefksae  in  eiuem  bestimmten  Zeitraum  auf  (irund  gewisser  technischer  Annahmen 
festgestellt,  danach  diu  Steuerschuldigkeit  berechnet,  dann  aber  dem  I’roducenten  die 
etwaige  stärkere  Ausnutzung  seiner  Apparate  ohne  Erhöhung  der  Stcuersumme  ge- 
stattet wird.  Aehnlich  bei  der  Brennerei  (Maischraum-,  Brennraumbauschalirungs- 
steuern , „Blaseuzins").  Oder  cs  wird  Überhaupt  sich  Uber  eine  steuerpflichtige 
Minimalmenge  des  Products  (.Fabrikats)  vereinbart  (z.  B.  bei  der  Brennerei),  ähnlich 
Uber  eine  solche  Menge  des  ausgeschänkten  Getränks  (Schanksteuer).  8.  darüber  die 
specicllo  Steuerlehrc  und  aus  der  neueren  Specialliteratur  besonders  die  schon  mehr- 
fach genannten  Arbeiten  v.  Kaufmanns,  J,  Wolfs  (Zucker-,  Branntweinsteuer).  In 
Band  III  der  Fin.  einiges  Bezügliche  aber  die  britische  Branntweinsteuer  (§.  134 
bis  137),  die  französische  Getränkebesteuerung  (eb.  §.  254  — 203),  die  dortige 
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Zuckersteuer  (§.  266  ff.,  272).  Ein  characteristisches  neuestes  Beispiel  ist  die  französische 
Bestimmung  Uber  gesetzliche,  allein  steuerpflichtige  Ausbeuteminima  der  Zuckerrüben 
(eb.  §.  268).  Auch  bei  der  Scblachtsteuer  ist  Abfindung  vorgekommen.  Aehnlich 
Abfindungen  über  Banknotensteuer  (England,  Ein.  III,  S.  264),  sonsdgo  Stempel- 
bauschalien (Bank  von  England , eb.).  Hier  werden  dann  die  einzelnen  Steuerpflich- 
tigen von  vielen  sonst  bestehenden  und  auch  erforderlichen  Controlen  dieser  Steuern 
befreit.  Das  Abfindungssystem  lässt  sich  dabei  mannigfach  verschieden  gestalten. 

Ferner  kann  auch  eine  ganze  Oertlichkeit,  Gemeinde,  Handelsplatz,  öebiets- 
theil  sich  so  durch  eine  Abfindung  von  allen  oder  gewissen  Steuern,  namentlich  von 
Zöllen,  inneren  Verbrauchssteuern , Monopolen , aber  auch  von  directen  Steuern  „frei 
kaufen“,  so  in  Fällen,  wo  der  Ort  seihst  und  der  Staat  die  Anwendung  der  allge- 
meinen Steuergesetze  auf  die  Oertlichkeit  für  nachtheilig  oder  unausführbar  oder  be- 
sonders schwierig  (z.  B.  wegen  Schmuggelgefahr)  halten.  Hier,  z.  B.  in  Freihäfen 
(deutsche  „Zollausschlüsse“,  besonders  Hamburg- Altona  und  Bremen  bis  vor  Kurzem) 
wird  dann  wie  in  den  anderen,  im  Princip  wesentlich  gleichet!  Fällen  für  die  Stouer- 
schuldigkoit  eine  Bauschsumme  oder  ein  Aversum  festgestellt.  Bei  Ortsgemeinden 
kann  auf  diese  Weise  auch  wohl  dem  Staate  für  Thoraccisen  ein  Aversum  gezahlt 
werden  (Italien).  Wenn  die  Gemeinde  dann  diese  Acciso  selbst  für  sich  erhebt,  so 
liegt  eigentlich  eine  Art  Pachtverhältniss  vor.  Die  Steuergeschichte,  so  im  ehemaligen 
ständischen  Staate,  wo  die  Steuercoutingente  von  Ständen,  Städten  für  alle  oder  für 
gewisse  sonst  bei  ihnen  zn  erhebende  Staats-  oder  Territorialsteuern  auf  demselben 
Grundsatz  beruhten,  und  noch  die  heutige  Praxis  zeigt  auf  dem  Gebiete  der  Abfind- 
ungen mancherlei  Gestaltungen , aber  das  Princip  ist  überall  leicht  als  dasselbe  zu 
erkennen. 

Gewisse  Vorth  eile  dieses  Systems  sind  nicht  zu  bestreiten: 
finanzielle,  privat-  und  volkswirtschaftliche,  technische  Vortheile. 

Die  Finanzverwaltung  spart  an  Apparat  für  die  Veranlagung,  für  Controlen,  für 
Erhebung,  daher  an  Kosten.  Die  wirtschaftliche  Thätigkeit,  der  technische  Fort- 
schritt einzelner  Producenten,  ganzer  Localitäten  wird  erleichtert,  mitunter  erst  ermög- 
licht In  gewissen  Fällen  kann  das  Abfindungssystem  förmlich  wie  ein  Sporn  zu 
Productions-  und  technischen  Verbesserungen,  namentlich  auch  auf  Verminderung  der 
eigentlich  volkswirtschaftlichen  Kosten  hinwirken,  was  auch  für  die  ganze  Volks- 
wirtschaft, nicht  nur  für  den  Nächstbethciligten  ein  Gewinn  ist. 

Beispiele  aus  der  Geschichte  der  Brennerei-,  Zuckersteuem  liegen  vielfach  vor. 
Im  Ganzen  ähnliche  Verhältnisse  und  Tendenzen  wie  bei  der  „Abwälzung“  gewisser 
Steuern,  besonders  der  Rohstoffsteuern,  welche  als  Verbrauchssteuern  fungiren.  Siehe 
daher  oben  §.  145. 

Aber  diesen  Vortheilen  stehen  doch  wohl  meistens  noch  grössere 
Bedenken  gegenüber. 

Zur  richtigen  Feststellung  der  Abfindungssummen  fehlen  oft  die  erforderlichen 
Daten.  Für  den  Staat  liegt  die  Gefahr  zu  niedriger  Abfindung  nahe.  Auf  diese 
kommt  es  doch  den  Steuerpflichtigen  in  der  Regel  wesentlich  mit  an,  allerdings  nicht 
nothwendig  immer  allein : ein  genügender  Gewinn  für  den  Steuerpflichtigen  kann  auch 
schon  in  der  freieren  wirtschaftlichen  Bewegung,  in  der  Erleichterung  technischer 
Veränderungen  mit  liegen.  So  wird  aber  doch  die  Gleicbmässigkeit  der  Besteuerung 
verletzt.  Die  einzelnen  sich  abfindenden  Steuerpflichtigen  (z.  B.  die  betreffenden 
Industriellen,  bei  der  Branntweinbrennerei  u.  s.  w.)  werden  meistens  zu  den  ohnehin 
durch  Kapitalbesitz,  bessere  Technik  u.  s.  w.  begünstigten  Producenten  gehören,  den 
Grossbetrieb  ihros  Zweigs  vertreten,  während  bei  den  anderen,  den  Klciniudnstriellen 
auch  die  Garantieen  für  die  Abfindung,  welche  die  Verwaltung  fordern  muss,  nicht 
zu  stellen  sind.  Dann  wird  nur  abermals  Grossbetrieb  und  Grosskapital  einseitig 
begünstigt 

Das  Abfindungssystem  enthält  aber  überhaupt  eine  Durch- 
brechung des  allgemeinen  Steuerrechts,  welche  principiell  nicht 
ohne  Bedenken  ist  und  gerade  auf  diesem  Gebiete,  wegen  des 
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Einflusses  der  Besteuerung  auf  die  Bedingungen  der  wirtschaft- 
lichen Concurrenz,  möglichst  vermieden  werden  muss.  Ist  die  be- 
stehende Besteuerung  steuertechnisch  mangelhaft,  so  suche  man 
sie  allgemein  zu  verbessern.  Die  Abfindung  ist  oft  nur  ein  Privileg 
für  Wenige,  Nachtheilen  der  Besteuerung  zu  entgehen,  denen  sich 
die  Meisten  unterziehen  müssen. 

So  muss  das  Verdict  im  Ganzen  gegen  die  Abfindung  aas- 
fallen. Einzelne  berechtigte  Ausnahmen  bestätigen  auch  hier  nur 
die  Regel , aber  sie  weisen  dann  auch  gewöhnlich  auf  besondere 
Mängel  der  allgemeinen  Besteuerung,  auf  besondere  Schwierigkeiten 
der  Controle,  Schmuggelgefahr  u.  dgl.  hin,  wie  in  den  Verhältnissen 
der  genannten  indirecten  Verbrauchssteuern. 

B.  — §.  325.  Die  eigentliche  Erhebung  der  Steuern 
und  die  Organe  dafür. 

Vieles  von  dem  im  Folgenden  für  die  Erhebung  Gesagten  gilt  auch  wieder  ftlr 
die  Veranlagung  mit,  was  hier  im  Einzelnen  nicht  immer  herrorgehoben  zu 
werden  braucht. 

Der  Erhebung  der  Steuer  Seitens  der  Finanzorgane  entspricht 
die  Entrichtung  der  Steuer  Seitens  der  Zahlungspflichtigen  Steuer- 
subjectc.  Hierbei  sind  nach  Möglichkeit  die  Regeln  zu  befolgen, 
welche  man  aus  den  Verwaltungsgrundsätzen  der  Bestimmtheit 
nnd  der  Bequemlichkeit  der  Besteuerung  und  der  geringst- 
möglichen Erhebungskosten  ableiten  kann  (§.  189 — 192). 
Daraus  ergeben  sich  dann  auch  einige  Anforderungen  hinsichtlich 
der  Organisation  des  staatlichen  und  communalen  Erhebungs- 
diensts. 

Die  technische  Einrichtung  des  letzteren  bängt  zum  Theil 
mit  allgemeinen  Einrichtungen  des  Finanzbebördenwesens , des 
Rechnungs-  und  Cassenwesens  zusammen,  worauf  an  dieser  Stelle 
nicht  einzugehen  ist.  Gewisse  Verschiedenheiten  in  den  einzelnen 
Staaten  folgen  aus  allgemeineren  Verschiedenheiten  der  gesammten 
Verwaltungsorganisation.  Im  Ganzen  muss  sieb  aber  die  Ein- 
richtung der  Steuererhebung  wie  diejenige  der  Steuerverwaltung 
überhaupt  nach  der  Verschiedenheit  der  Steuerarten  und 
zum  Theil  auch  der  einzelnen  Steuern  ein  und  derselben 
Gattung  richten.  Gerade  diess  ist  hier  besonders  zu  beachten. 
Es  genügt  die  Hervorhebung  einiger  solcher  Hauptpuncte, 
welche  nach  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  nach  dem  ganzen  tech- 
nischen Wesen  der  Steuer,  sieb  überall  mehr  oder  weniger  ent- 
scheidend geltend  machen  und  zu  ähnlichen  Einrichtungen  des 
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Erhebungsdiensts  führen  müssen  und  denn  auch  tbatsäcblich  ge- 
führt haben. 

Zu  unterscheiden  sind  für  diesen  Dienst  nun  namentlich  die 
grossen  steuertechnischen  zwei  bis  drei  Kategorieen 
der  „directen“,  der  „indirecten“  Steuern,  in  unserem  zweiten,, 
administrativen  Sinne,  und  unter  letzteren  wieder  die  indirecten 
Verbrauchs-  und  die  in  Stempelform  und  als  Register- 
u.  dgl.  Abgaben  erhobenen  Verkehrssteuern,  denen  auch  in  der 
Praxis  wohl  eine  dreifache  oberste  Eintheilung  der  ganzen 
Steuerverwaltung  des  modernen  Staats  mit  einem  entwickelten 
Steuersystem  dieser  Art  am  Besten  entspricht. 

Aber  gerade  für  die  Erhebung  und  wiederum  auch  für  die 
Veranlagung  ist  dann  unter  diesen  Kategorieen  noch  weiter  zu 
unterscheiden,  so  dass  sich  folgende  acht  Gruppen  von  allge- 
meiner vorkommenden  Steuern  in  unseren  heutigen  Staaten  bilden : 
1)  die  gewöhnlichen  directen  Hauptsteuern  (Ertrags-,  Einkommen-, 
Vermögenssteuern);  2)  die  Zölle;  3)  die  Thoraccisen;  4)  die 
in  Monopolform  erhobenen  Verbrauchssteuern;  5)  die  inneren, 
an  den  Productionshetrieb  selbst  sich  anschliessenden 
Steuern,  die  eventuell  auch  für  die  Veranlagung  und  Erhebung  noch 
weiter  nach  Productionszweigen  zu  trennen  sind;  6)  die  in  Stempel- 
form erhobenen  Verkehrssteuern;  7)  die  unmittelbar  ein- 
gezogenen  und  die  in  der  Form  von  Eintragungs-  oder  Re- 
gisterabgaben erhobenen  Verkehrssteuern;  8)  die  Erbschafts- 
steuern. 

Eine  solche  weitere  Scheidung  dieser  Steuern  auch  für  die 
Veranlagung  und  Erhebung  ist  zweckmässig,  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  nothwendig  und  auch  in  der  Praxis  üblich.  Denn  die  Er- 
mittlung der  Thatsachen  in  Bezug  auf  Steuersubjecte  und 
Steuerobjecte  setzt  nicht  nur  bei  jenen  drei  grossen  allgemeinen 
Kategorieen,  sondern  auch  bei  jeder  dieser  acht  Gruppen  ein  ver- 
schiedenes Verfahren  voraus  und  bei  allen,  mit  Ausnahme 
der  ersten,  der  gewöhnlichen  directen  Steuern,  schliesst  sich 
die  Erhebung  am  Einfachsten  oder  selbst  nothwendig  un- 
mittelbar an  die  Veranlagung  oder  die  Ermittlungjener 
Thatsachen  und  an  die  auf  Grund  davon  erfolgte  Feststellung 
der  Steuerschuldigkeiten  an. 

In  der  Praxis  bestehen  freilich  manche  Unterschiede,  die  sich  vielfach  nur 
historisch  erklären  lassen.  Auch  ist  die  verschiedenartige  Ausbildung  der  einzelnen 
Steuern  von  Einfluss  darauf,  ob  Steuern,  welche  nach  ihrer  technischen  Natur  eine 
selbständige  Abtheilung  bilden,  mit  anderen  zu  einem  obersten  Verwaltungszweig 
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vereinigt  sind.  Die  Stempel-  nnd  Ähnlichen  Abgaben  werden  öfters  uuter  die  Ver- 
waltung der  indirecten  Steuern  gestellt.  Monopolien,  Zölle  bilden  auch  wohl  Haupt- 
verwaltungen für  sich,  ln  kleineren  Staaten  theilt  sich  die  Steuerverwaltung  begreif- 
lich auch  in  den  oberen  Behörden  nicht  soweit  als  in  grösseren.  Kessortveränderungen 
kommen  öfters  vor.  Ans  diesen  Abweichungen  der  Einthcilung  in  der  Praxis  erklärt 
sich  wiederum,  dass  die  Begriffe  „directe“  und  „indirecte“  Steuern  nicht  Überall  den 
gleichen  Dmfang  haben,  z.  B.  die  Verkehrssteuern  und  die  mit  ihnen  verbundenen 
Gebühren  bald  zu  den  indirecten  Steuern  gerechnet  werden,  bald  nicht.  Auch  die 
Ressortbestimmung  zwischen  den  Ministerien  (der  Finanz,  des  Handels  u.  s.  w„ 
des  Acker-  und  etwa  Bergbaues,  der  Justiz)  bewirkt,  dass  einzelne  gebühren-  nnd 
steuerartige  Einnahmen  unter  verschiedenen  obersten  Verwaltungen  in  verschiedenen 
Staaten  stehen,  z.  B.  die  Bergwerkssteuern,  die  grösstcntheils  zu  den  directen  Ertrags- 
steuern gehören,  davon  abgetrennt  im  Ministerium,  dem  das  Bergwesen  untersteht  (in 
Preussen  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten,  jetzt,  1890,  des  Handels  und  der 
Gewerbe),  die  Verkehrsstenern,  welche  sich  an  das  Gerichtswesen  anknüpfen,  im  Justiz- 
ministerium (Preussen).  Alles  dies  erschwert  natürlich  eine  statistische  Vergleichung 
von  Land  zu  Land. 

Beispiele  der  obersten  Verwaltungszweigc  für  das  Steuerwesen  sind: 
Preussen:  directe  Steuern  (Grund-,  Gebäude-,  classificirte  Einkommen-,  Classen-, 
Gewerbesteuer,  Eisenbabnabgaben . directe  Steuern  in  Hohenzollem);  indirecte 
Steuern  (Reichsverbrauchsstcuern,  Reichwechselstempelsteuern,  Stempelsteuern,  Erb- 
schaftssteuern, Brücken-,  Canal-  u.  s.  w.  Gelder,  Diverses);  Lotterie  apart  als  eigene 
Gcneraldiregtion,  doch  unter  dem  Finanzministerium.  — Oesterreich  (West-):  Ab- 
theilung im  Finanzministerium  für  directe  Steuern  (Grund-,  Gebäude-,  Erwerbs-, 
Einkommensteuer);  für  indirecte  Steuern  (Zölle,  Verzehrungssteuern,  Salzmonopol. 
Tabakmonopol  mit  besonderer  Generaldirection , Stempel  und  Gebühren  von  Rechts- 
geschäften, Lotto  mit  besonderer  Gefällsdirection , Mauthen,  Punzirung).  — Frank- 
reich: directe  Steuern  (Grund-,  Personal-  und  Mobiliar-,  Thür-  und  Fenster-,  Ge- 
werbesteuern, den  directen  Steuern  assimilirte  Specialtaxen,  wobei  gebührenartige, 
Bergwerks-,  Pferde-  und  Wagcusteuern,  geschlossene  Gesellschafts-  und  Billardsteuer, 
also  directe  Luxus-  und  ähnliche  Steuern);  Enregistrement,  Stempel  und 
Domänen;  Zölle;  indirecte  Steuern  (innere  Verbrauchssteuern,  Eisenbahnfahr- 
steuer, Tabak-  und  zum  Theil  Pulvermonopol). 

Als  „Modellbeispiel“  kann  wieder  Frankreich  gut  dienen,  dessen  bezügliche 
Steuerverwaltung  in  ihren  Hauptpunctcn  im  dritten  Bande  dieses  Werks  dargestellt 
worden  ist.  S.  ferner  im  ersten  Bande  (3.  Aufl.)  B.  1,  Kap.  3,  Abschn.  1,  besonders 
§.  94  ff.,  Uber  die  gegenwärtige  Einrichtung  der  Finanzverwaltung  in  einigen  Staaten 
§.  96  ff.,  wo  die  Stcuerverwaltung  mit  berührt  wird. 

Die  Einrichtung  des  Erhcbungsdiensts  der  Steuern,  das  betreffende  Cassen-, 
Buchführungs-,  Rechnungs-,  Controlwescn  haben  natürlich  viel  Gemeinsames  mit  den 
Verhältnissen  dos  gesammten  Finanzdiensts  und  der  eben  genannten  Dienstzweige.  Es 
genügt  deshalb,  dafür  ebenfalls  auf  die  Darstellung  im  1 . Bande  (3.  A.)  im  4.  Kapitel 
des  1.  Buchs  („formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft“)  zu  verweisen. 

Bei  den  directen  Stenern  trennt  sieb  nach  deren  ganzer 
Einrichtung  die  Veranlagung  und  der  betreffende  Dienst  von 
der  Erhebung  und  vom  E r heb ungs dienst.  Die  Veranlagung 
geht  regelmässig  der  Erhebung  länger  voran.  Der  Veranlagunga- 
wie  der  Erhebungsdienst  kann  aber  für  die  verschiedenen  Arten 
der  genannten  directen  Steuern  zusammen  einheitlich  organi- 
sirt  werden,  die  Erhebung  auch  durch  d as selbe  Erhebungsorgan, 
des  Staats  oder  der  Gemeinde  erfolgen,  unter  bloBser  Trennung 
der  einzelnen  Steuern  in  der  Buchführung  u.  8.  w.  Die  Veran- 
lagung und  Erhebung  aller  Katcgorieen  indirecter,  auch  der  Ver- 
kehrssteuern, der  Erbschaftssteuer,  scheiden  sich  aus  zwingeuden 
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steuertechnischen  Gründen  in  der  Regel  von  denjenigen  der  directen 
Steuern  mehr,  selbst  völlig.  Aber  bei  allen  diesen  Steuern  steht 
Veranlagung  und  Erhebung  in  näherem  Zusammenhang  mit  ein- 
ander. 

Die  Verwaltungsangelegenbeiten  der  übrigen  directen  Steuern 
stehen  ferner  mit  der  allgemeinen  inneren  Landesverwaltung  in 
näherer  Beziehung,  weshalb  der  betreffende  Dienst  sich  auch  in 
diese  Verwaltung  mehr  eingliedern  lässt  und  in  der  Praxis  mit- 
unter, wenigstens  theilvveise,  namentlich  in  Betreff  der  Veranlagung, 
so  eingegliedert  wird.  Die  Verwaltungsangelegenheiten  der  übrigen 
Steuern  sind  meist  technisch  so  eigentümlich,  dass  sie  eine  eigene 
besondere  Dienstorganisatiön  in  allen  ihren  Phasen  verlangen.  Der 
betreffende  Dienst  hat  daher  gewöhnlich  sein  von  der  inneren 
Landesverwaltung  abgetrenntes  Behördenwesen  in  allen  Instanzen, 
auch  in  den  mittleren  und  unteren. 

So  gehört  z.  B.  in  Preussen  die  Miltelinstanz  der  directen  Steuern  als  „Ab- 
theilung für  die  Verwaltung  der  directen  Steuern  und  der  Domänen  und  Forsten“ 
zum  Geschäftskreis  der  Bczirksregierungen ; für  die  indirectcn  Steuern  und  Zölle  sind, 
freilich  cndgiltig  erst  nach  einer  längeren,  zum  Theil  abweichenden  Entwicklung,  die 
„Prorincialsteuerdircclionen"  als  besondere  Verwaltungsbehörden  in  jeder  Provinz  ein- 
gerichtet, nachdem  sich  die  frühere  Zugehörigkeit  dieser  Geschäfte  als  Abtheilung  der 
Regierungen  nicht  bewährt  hatte. 

§.  326.  — 1.  Die  Erhebung  der  directen  Steuern. 

Als  unmittelbare  Erhebungsorgane,  welche  die  betreffende 
Cassenmanipulation  und  Buchführung  nach  den  Anweisungen  der 
Veranlagungsorgane  besorgen,  fungiren  hier  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen gegenüber  die  amtlichen  Steuereinnehmer  des 
Staats  oder  der  Commune,  speciell  die  sogenannten  Unterein- 
nehmer  (Untererheber,  Einbringer,  Steuerempfänger,  percepteurs 
oder  receveurs  municipaux).  Sie  sind  in  genügender  Zahl  Uber 
das  Land  und  die  Gemeinden  zu  vcrtbeilen,  um  den  Dienst  auch 
im  Interesse  des  l'ublicums  bequem  zu  gestalten  (§.  lül). 

Die  Steuerzahlung  an  die  Einnehmer  erfolgt  in  zwei  Haupt- 
formen, entweder  in  der  Form  der  „Abstattung“,  wobei  der 
Steuerpflichtige,  auf  specielle  Aufforderung  im  einzelnen  Fall  oder 
nach  ganz  allgemeiner  Vorschrift  ein  für  allemal  oder  nach  seiner 
freien  Wahl,  die  schuldige  oder  fällige  Steuersurame  in  bestimmten 
Terminen  zum  Einnehmer  bringt  oder  schickt;  oder  in  der 
Form  der  „Einziehung“  („Einhebung“),  wobei  der  Steuer- 
einnehmer in  bestimmten  Zeitpuncten  bei  den  Steuerpflichtigen 
selbst  die  fällige  Summe  abholt,  gegen  Präsentation  der  Steuer- 
quittung. 
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Beide  Erhebungsmethoden  sind  passend  nebeneinander  anzuwenden,  sic  haben 
verschiedene  Vorzüge  und  Mängel  und  sind  wohl  namentlich  nach  den  örtlichen 
Verhältnissen  (Stadt,  Grossstadt,  plattes  Land),  nach  den  Glassen  der  Steuerpflichtigen 
und  nach  Arten  der  Steuern  in  verschiedenem  Grade  zweckmässig  und  Üblich.  Wenn 
man  die  Steuertermine  etwas  weiter  fasst  und  für  verschiedene  Localitäten  (auch  Theile 
der  Grossstadt)  verschieden,  so  braucht  auch  bei  der  Einziehung  das  Einnehmer- 
personal nicht  so  sehr  gross  zu  sein.  Am  Meisteu  Muhe  und  Kosten  macht  natürlich 
in  beiden  Formen,  in  derjenigen  der  Einziehung  freilich  noch  mehr,  die  Erhebung 
kleiner  Steuerbeträge  von  zahlreichen  Personen,  daher  die  in  kleine  Termiuraten  zer- 
legte allgemeine  Einkommen-  oder  Classensteuer  der  kleinen  Leute,  die  Grundsteuer 
bei  starker  Bodentheilung. 

Auch  Stein  (4.  A.  I,  533)  unterscheidet  die  Abstattung  und  die  Einhebung, 
generalisirt  aber  zu  sehr,  wenn  er  die  erstere  möglichst  befördern  will,  weil  sic  nichts 
koste  und  die  andere  theurer  sei.  — Als  Beispiel  s.  Frankreich,  Fin.  III,  §.  182 
(Methode  der  „Abstattung“  der  directen  Steuern). 

Die  erhobenen  Summen  werden  dann  vom  Untererheber  an 
Obereinnehmer  für  grossere  Districte  (Kreise  u.  dgl.  in  Preussen, 
Arrondissements  in  Frankreich),  von  diesen  an  die  Provincial- 
und  direct  oder  durch  Provincialcassenverwalter  an  die 
allgemeine  Staatscasse  abgeführt. 

Diese  höheren  Einnehmerkategorieen,  seltener  auch  schon  die  Untereinnehmer 
fungiren  eventuell  mit  für  den  Empfang  von  indirecten  Steuern,  auch  wohl  von 
Domanial-  und  ähnlichen  Einnahmen  ihres  Districts.  Hier  schliesst  sich  die  Ein- 
teilung der  höheren  Erhebungskreise  passend  und  wohl  auch  in  der  Regel  in  der 
Präzis  der  administrativen  Einteilung  des  Staatsgebiets  an,  so  z.  B.  in  Frankreich 
au  die  Arrondissements  und  Departements,  in  Preussen  an  die  Kreise  und  Provinzen. 
Es  hängt  von  der  Verbindung  oder  Trennung  des  Einnahme-  und  Ausgabediensts  ab, 
ob  und  in  welcher  Weise  durch  die  verschiedenen  Kategorieen  von  Einnehmern,  bez. 
Gassen,  gleich  Ausgaben  zu  bewerkstelligen  sind,  so  dass  dann  nur  Geberschusse  an 
die  höhere  Stelle  wirklich  abgefuhrt  werden.  Vgl.  die  Darstellung  des  Cassenwesens 
im  1.  Bande  (3.  A.)  §.  126 — 131,  in  §.  131  Uebersicht  Uber  das  Cassenwesen  Preussens, 
Baicms,  Oesterreichs,  Frankreichs. 

§.  327.  — 2.  Die  Erhebung  der  indirecten  Steuern. 

So  steuertechnisch  verschiedene  Steuern  wie  die  grossen  Kate- 
gorieen der  indirecten,  lassen  sich  auch  im  Erbebungsdienst, 
besonders  im  unteren,  nicht  immer  zusammenfassen. 

a)  Namentlich  bei  den  Zöllen  und  Thoraccisen  ist  die 
Veranlagung  oder  die  Ermittlung  der  Steuerschuldigkeiten  von 
Fall  zu  Fall  in  bestimmten  Oertlicbkeiten  vorzunehmen 
und  danach  dann  gleich  die  Steuer  zu  erheben  (oder  die  spätere 
Erhebung  sicher  zu  stellen).  Veranlagung  und  Erhebung  trennen 
sich  hier  zeitlich  nur  wenig.  Für  die  erstere  bedarf  es  eines 
eigenen,  technisch  spccitiscb  geschulten,  an  diesen  Oertlicbkeiten 
gewöhnlich  dauernd  zur  Verfügung  stehenden  uuteren  Verwaltungs- 
personals, das  entweder  zugleich  auch  mit  als  Erhebungspersonal 
der  betreffenden  Steuern  fungirt  oder  mit  einem  eigens  für  diesen 
Dienst  bei  jeder  Steuerart  bestimmten  Erhebungspersonal  zu  einem 
„Amte“  (Zollamte  u.  s.  w.)  verbunden  ist.  Die  Erhebung  erfolgt 
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dann,  soweit  nicht  Steuercredit  gewährt  wird,  alsbald  nach  der 
Feststellung  der  Steuerschuldigkeit  mittelst  unmittelbarer  Abstattung 
des  Steuerpflichtigen  oder  seines  Vertreters. 

Verschiedenheiten  in  Stellung  und  Function  der  Steuererheber  bei  diesen  von 
den  Steuereinnehmern  der  directen  Steuern  ergeben  sich  hier  von  selbst.  Ein  ge- 
meinsames Amt  für  die  Erhebung  von  Zöllen.  Tboraccisen,  gewissen  inneren  Ver- 
brauchssteuern ist  damit  nicht  immer  ausgeschlossen.  Die  Einrichtung  von  solchen 
wird  von  Ortsverhältnissen,  von  Art  und  Umfang  der  Geschäfte  bei  den  einzelnen 
Steuern  »bhängeu.  Die  Zollämter  pflegen  nach  ihren  Geschäftsbefugnissen  u.  s.  w.  in 
verschiedene  Classen  cingetheilt  zu  sein  (Haupt-,  Nebenzollamt  u.  dgl.  ul).  Control- 
und  In.pectionsbeainte  u.  s.  w.,  Grenzaufseher,  Zollwächter  u.  dgl.  schliessen  sich  an 
das  eigentliche  Erhebungspersonal  an.  Die  betredenden  Einrichtungen,  Art  und  Zahl 
des  verschiedenen  Personals  sind  am  Besten  ans  den  Finanzamts  zu  ersehen.  Im 
3.  Bande  mancherlei  Daten,  auch  Statistisches  Uber  England,  Frankreich. 

b)  Bei  den  inneren  Verbrauchssteuern,  welche  sich  an 
einzelne  Productionsbetriebe  anknüpfen  (Bier-,  Branntwein-,  Salz-, 
Zuckersteuer  u.  a.  m.),  zersplittert  sich  die  Ermittlung  der  Steuer- 
schuldigkeiten und  die  Erhebung  der  Steuern  Dicht  in  derselben 
Weise  nach  Steuersubjecten,  Steuerobjecten  und  einzelnen  Steuer- 
fällen oder  steuerbaren  Acten  wie  bei  Zöllen  und  Tborsteuern. 
Deshalb  wird  die  Verwaltung  hier  auch  anders  eingerichtet.  Wie 
bei  den  directen  Steuern  — eine  weitere  nicht  immer  genügend 
beachtete  Aehnlichkeit  mit  denselben  (§.  99)  — trennt  sich  hier 
in  der  Regel  die  Ermittlung  der  Steuerschuldigkeit  vom  Act  der 
Steuererhebung.  Es  werden  auch  hier  meist  einem  einzelnen 
bestimmten  Steuersubject  (dem  Fabrikanten)  auf  Grund  der 
durch  ein  besonderes  vorausgehendes  Verfahren  erfolgten 
Ermittlung  der  Steuerschuldigkeit  für  einen  ganzen  Produc- 
tionsprocess  u.  dgl.  grössere  Steuersummen  zur  Entrichtung 
vorgeschrieben.  Dieselben  können  dann , wie  die  Raten  directer 
Steuern,  durch  Abstattung  oder  Einziehung  insbesondere  Seitens 
eines  höheren  Steueramts,  z.  B.  eines  Hauptzollamts,  welches  zu- 
gleich für  grössere  Gebietstheile  (Provinz  u.  dgl.  eventuell)  mit  als 
Erhebungsorgan,  für  Salz-,  Zucker-,  Branntwein-,  Biersteuern  u.  dgl., 
fungirt,  erhoben  werden. 

Ist  einmal  die  Ermittlung  der  Steuerschuldigkeit  erfolgt,  so  ist  die  Erhebung 
dieser  Steuern  übrigens  auch  durch  die  Steuereinnehmer  oder  Steuerämter  der  directen 
Steuern  möglich. 

c)  Die  Erhebung  der  Steuer  bei  den  Monopolien  erfolgt  in 
Form  eines  Aufschlags  auf  die  Selbstkosten  des  Monopolartikels 
bei  dem  Verkauf  des  letzteren,  liier  handelt  es  sich  also  zum 
Zweck  der  Steuererhebung  um  die  richtige  Organisation  des 
Verkaufs. 

Die  Steuorverwahung  könnte  diesen  Verkauf  zwar  selbst  in  die  Hände  nehmen, 
aber  das  wird,  wenigstens  in  Betreff  des  Detail  Verkaufs,  gewöhnlich  nicht  zweck- 
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rnässig  sein  um)  ist  auch  nicht  Üblich,  zumal,  wenn  es  sich  um  Masscncousumptibilicn, 
wie  Salz  und  Tabak  handelt  Die  Uebcrtragung  des  Vcrkanfgoscb&fts  an  die  ftlr  die 
sonstige  Steuererhebung  bestehenden  Acmter  und  Beamten  ist  nicht  allgemein  durch- 
führbar, weil  diese  letzteren  beiden  sich  vielfach  dafür  gar  nicht  eignen  und  auch 
nach  ihrer  Zahl  und  Örtlichen  Vertheilung  nicht  ausreichen.  Das  Interesse  der 
Consumenten,  welches  Überall  leichte  und  bequeme  Versorgung  mit  dem  Monopol- 
artibel  erheischt,  und  das  Interesse  der  Finanzrerwaltung,  welche  nicht  minder  an  der 
leichten  Erlangbarkeit  des  Artikels  betheiligt  ist.  verlangen  eine  local  sehr  decentra- 
lisirte  Feilste llung des  Artikels.  Diese  lässt  sich  durch  eine  Benutzung  bestehe  n- 
der  prirator  Kleinhandelsgesch&fte  (so  bei  Salz,  Zündhölzchen)  oder  durch  die 
neue  Einrichtung  von  Geschäften  Seitens  einer  Classe  von  Personen  erreichen, 
welche  in  der  Hauptsache  eine  private,  keine  eigentlich  amtlicho  Stellung  haben,  wie 
die  „Kleinverschleisser“ , „Traficanten“  des  Tabakmouopols,  Personen,  die  man  etwa 
aus  der  Kategorie  ehemaliger  Militärs  mit  Anspruch  auf  „Cirilversorgung  “ nehmen 
kann.  Diese  Personen,  welche  den  Verkauf  unmittelbar  au  das  consumircndo  Publicum 
besorgen,  fungiren  hier  als  die  eigentlichen  Steuererheber,  bedürfen  nur  etwa  eines 
entsprechenden  Steuercredits , besonders  am  Beginn  ihres  Geschäfts.  Zwischen  ihnen 
und  der  Monopolverwaltuug  können  die  „Grossverechleiaser“  wie  eine  Art  Oberein- 
nehmer stehen.  S.  als  Beispiel:  die  Einrichtungen  beim  französischen  Tabak- 
monopol. Fin.  III,  §.  291  IT.,  auch  beim  dortigen  Zundholzmonopol,  eb.  §.  302. 

§.  328.  — 3.  Die  Erhebung  der  Verkehrssteuern. 
Diese  stehen,  wie  wir  sahen,  vielfach  mit  „Gebühren“  in  naher 
Verbindung. 

üeber  die  Einrichtung  der  Erhebung  derselben  ist  bereits  in  der  Gebührenlehre 
gehandelt  worden  (§.  70 — 73).  Je  nachdem  Stempel  benutzt  oder  statt  deren  die 
Abgabe  unmittelbar  eingezogen  wird,  ergeben  sich  wieder  manche  Verschieden- 
heiten im  Erbebungsdienst.  Bei  der  grossartigen  Entwicklung  dieses  Steuerzweigs  in 
Frankreich  sind  abermals  dessen  bezügliche  Einrichtungen  von  allgemeinem  Interesse. 
S.  B III,  §.  212,  221  ff.,  232  ff 

a)  Der  Debit  der  Stempel  (Papier,  Marken)  wird  möglichst 
decentralisirt,  ungefähr  wie  derjenige  der  Monopolartikel. 

Deshalb  ist  dieser  Debit  ähnlich  zu  organisiren'.  namentlich  die  Postämter,  die 
Kleinverkäofer  von  Monopolartikeln  (Tabak),  auch  andere  private  Geschäftsleute  lassen 
sich  damit  betrauen. 

Die  Tabaktraficanten  übernehmen  in  Oesterreich  denVerkauf  der  Stempclmarkcn, 
wenigstens  der  kleineren  Sorten,  mit:  den  der  Reichswecbselstempelmarkeu  besorgen 
in  Deutschland  die  Postämter,  den  der  Landesstcmpelmarkcn  etwa  die  Lotterie- 
collecteure  mit  (Preussen).  In  Frankreich  verkaufen  dio  Registerämter,  die  Einnehmer 
der  direrten  Steuern,  die  Tabakläden  Stempel  mit.  Je  mehr  man  die  Stempelpflichtig- 
keit  ausdehnt,  auf  kleine  Quittungen,  Frachtscheine  u.  s.  w„  desto  nothwendiger  natür- 
lich die  Dccentralisation  des  Debits. 

b)  Die  unmittelbare  Einziehung  von  Verkehrssteuern  u.  s.  w., 
statt  mittelst  des  Stempels,  ferner  die  Erhebung  der  Register- 
abgaben erfolgt  durch  die  Cassenverwaltung  der  betreffenden 
Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  oder  eventuell  auf  Grund 
des  Auftrags  der  letzteren  uud  der  gemachten  Berechnung  durch 
ein  anderes  Steueramt  oder  dessen  Personal. 

Aach  der  Notare  und  Ähnlicher  Personen  kann  man  sich  hier  bedienen.  Die- 
selben haben  die  Beträte  einzu/iehen  und  direct  an  das  betreffende  Amt  abzuliefern 
(ßaicru).  Da  die  Ermittlung  der  Steuerobjecte  und  Steuerschuldigkeiten  hier  öftere 
wieder  eine  besondere  mühsame  Sache  ist,  deren  Erledigung  ein  eigenes  geübtes  Per- 
sonal erfordert,  so  können  wenigstens  bei  einem  sehr  umfassenden  und  rerwickeltcn 
System  unmittelbar  einzuziehender  Verkehrssteuern,  Eintragungsabgaben.  „Gerichts- 
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kosten"  die  Cassenvcrwaltungen  der  Gerichte,  Eintragungsbehörden  u.  s.  w.  förmlich 
die  Stellung  besonderer  „Yerkehrssteuer&mter“  erlangen  (preussische  „Gerichtscassen"). 

4.  Die  Erbschaftssteuern  stehen  öfters  in  geschichtlicher 
Verbindung  mit  den  Stempelabgaben  und  den  Verkehrssteuern  oder 
sind  selbst  ein  Glied  der  letzteren,  bez.  der  Besitzwechselabgaben 
(Frankreich  u.  a.  L.).  Die  Veranlagung  und  Erhebung  besorgen 
dann  die  eben  genannten  Cassenverwaltungen,  doch  bestehen  auch 
wohl  eigene  Erbschaftssteuerämter  (so  in  Preussen).  Die  Ermitt- 
lung der  Stenerobjecte  und  Schuldigkeiten  ist  öfters  eine  verwickelte 
Sache,  welche  ein  eigens  eingeschultes  Personal  verlangen  kann. 
Die  Erhebung  findet  dann  durch  ein  solches  Amt  selbst  oder  nach 
dessen  Anweisungen  durch  ein  anderes  Steueramt  statt. 

§.  329.  — 5.  Allgemeine  Grundsätze  hinsichtlich  des 
Erhebungspersonals. 

Eis  sind  wesentlich  dieselben  wie  ftlr  anderes  Gassen  - und  Rechnungspersonal. 
S.  daher  Fin.  I (S.  A.),  §.  129. 

a)  Die  steuereinnebmenden  Beamten  haben  regelmässig  Caution 
zu  stellen. 

In  bau  rem  Geld , das  ihnen  dann  verzinst  wird  oder  in  Staatspapieren , deren 
Zinsen  sie  beziehen.  Die  Höhe  der  Caution  stuft  sich  passend  einigermaasen  nach 
dor  Grösse  der  durchschnittlichen  Einnahme  und  des  Cassenbestands  ab,  ist  daher  bei 
den  Obereinuehmem  auch  grösser  als  bei  den  Untereinnehmern. 

b)  Die  Untereinnehmer  bei  den  directen  Steuern  und  die  ihnen 
correspondirenden  Einnehmer  bei  den  übrigen  Steuern  sind,  „für 
die  sorgfältige  Einforderung  und  Eintreibung  der  Steuern  nach  der 
ihnen  ertheilten  Weisung  (Steuerliste,  Tarif  u.  s.  w.)  verantwortlich“. 

(Rau  I,  § 289.)  „Sie  haben  regelmässig  nach  kurzer  Zwischenzeit  ihre  Ein- 
nahmen dem  Vorgesetzten  Einnehmer  (.bez.  der  höheren  Stelle)  zu  ubergeben  und  aus 
ihrem  vorgelcgten  Casscnbuchc  zu  rechtfertigen.  Sie  sind  streng  verpflichtet,  jede 
Zahlung  sowohl  zu  bescheinigen,  als  auch  unverzüglich  in  ihre  Rechnung  einzutragen. 
Die  höheren  Steuerbeamten  haben  die  ihnen  unterstehenden  unteren  genau  zu  beauf- 
sichtigen und  sich  Rechnungsauszüge  von  ihnen  vorlegen  zu  lassen.  Auch  haften  sic 
für  dieselben,  wenn  sie  ihnen  eine  vorschriftswidrige  Nachsicht  gestattet  haben.“ 
(Rau  eb.) 

c)  Die  Untereinuehmer  der  directen  Steuern,  theil weise 
auch  diejenigen  anderer  Steuern  können  wohl,  statt  ganz  oder 
partiell  auf  feste  Gehalte,  ganz  oder  nebenbei  auf  Quoten  der 
von  ihnen  erhobenen  Steuersummen  (Tantiömebezüge)  an- 
gewiesen werden.  Doch  wird  dabei  zur  genügenden  Sicherung 
eines  ausreichenden  Einkommens  und  um  die  Stellen  nicht  zu  un- 
gleich zu  dotiren  die  Garantie  eines  Minimal- Gesammteinkommens 
oder  die  Gewährung  von  Besoidungszuschilssen  (Preussen)  notb- 
wendig  sein.  Für  das  höhere  Erhebungsbeamten  personal  empfiehlt 
sich  wie  für  das  sonstige  Steuerverwaltungspersonal  im  Ganzen 
das  reineGehaltsy  stetn,  mit  der  eventuellen,  aber  nicht  dureb- 
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aus  zu  billigenden  Ausnahme,  dass  Controlbeamten  Antbeile  an  der 
Einnahme  aus  entdeckten  Unterschleifen  u.  dgl.  erhalten  (§.  341).  — 
Die  Debitanten  von  Monopolartikeln  und  von  Stempelmarken  be- 
ziehen feste  Provisionssätze  von  ihrem  Absatz,  mtlssen  aber  die 
schon  mit  nach  diesen  Sätzen  festgestellten  Detail- Verkaufspreise 
innehalten. 

Beispiel.  Lediglich  solche  Provisionen  bei  den  französischen  Percepteurs 
der  dirccten  Steuern,  die  ron  Amtswegen  zugleich  Einnehmer  aller  Gemeinden  und 
öffentlichen  Anstalten  des  Umkreises,  deren  Jahreseinkommen  nicht  Uber  30.0U0  Kr. 
S.  Fin.  III,  S.  433.  Mässige  Gehalte  und  Einnahmcantheilo  (remises)  bei  den  En- 
registrementbeamten  (eb.  S.  508) , dsgl.  bei  den  Erhebern  der  indirecten  Steuern 
(cb.  S.  608  ff.).  — In  Preussen  besteht  das  Diensteinkommen  der  staatlichen  Steuer- 
empfäuger  für  die  directen  Steuern  in  den  westlichen  und  neuen  Provinzen  in  Hebe- 
gebuhren , welche  nach  einem  bestimmten  Procentsatz  der  zur  Staatscasse  geflossenen 
und  in  Isteinuahme  verbliebenen  directen  Steuern  berechnet  werden.  Dazu  kommen 
mitunter  Entschädigungen  für  andere  Hebungen,  auch  wohl  für  Verwaltung  von  Com- 
munal-  und  lustitutscassen.  Aus  dem  Diensteinkommen  haben  die  Steuerempfänger 
aber  alle  mit  dem  Cassengeschäft  verbundenen  Auslagen  zu  bestreiten,  so  dass  ihnen 
im  Durchschnitt  2/a  als  reines  Diensteinkommen  bleiben  sollen.  Dies  war  z.  B.  1873 
im  Durchschnitt  965  Thlr.,  Maximum  Kegierungsbezirk  Aachen  1402,  Minimum  Provinz 
Hannover  645  Thlr.  11  Stellen  gaben  über  2000,  49  1500—2000,  80  12-1500. 
121  1000—1200,  127  800 — 1000,  überhaupt  über  800  Thlr.  388  Stellen,  unter  800 
269  Stellen,  darunter  12  4 — 500,  4 3— 40o,  1 2 — 300  Thlr.  Zur  Ausgleichung  er- 
folgen ßesoldungszuscbussc  aus  einem  der  Regierung  im  Etat  eingcr&umten  Credit. 
(S.  die  Denkschrift  betreifend  Regelung  des  Diensteinkommens  der  Steuerempfänger, 
Anlagen  Band  I,  Nr.  4,  Beilage  B,  Staatshaushaltetat  von  1874.) 

d)  Gerade  anch  für  da»  Erhebuugspersonal  siud  soweit  als 
möglich  die  beiden  Grundsätze  zu  befolgen,  welche  Hock  als  die 
ersten  Grundsätze  der  Steuerverwaltung  überhaupt  bezeichnet: 
wenige,  aber  gut  bezahlte,  und  wohl  unterrichtete 
Beamte. 

(v.  Hock,  Abgaben,  S.  41  ff.)  Die  Natur  der  einzelnen  Steuern,  die  Verkehrs- 
verhältnisse u.  s.  w.  bedingen  freilich,  dass  die  Forderung,  mit  „wenig“  Beamten 
auszureichen,  practisch  nicht  immer  soweit  als  es  erwünscht  wäre  erfüllt  werden  kann. 

C.  — §.330.  Die  practische  Durchführung  der  Steuer- 
erhebung und  die  dazu  dienenden  Anordnungen  und 
Maassregeln. 

Auch  darüber  viele  treffende  Bemerkungen  bei  v.  Hock,  Öffentliche  Abgaben 
Kau  erwähnt  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  nur  Wenigus  von  Dem,  was  hicher  ge- 
hört; auch  in  der  specieUen  Lehre  nur  Einzelnes.  Vgl.  sonst  Stein  (4.  A.  I.  531  ff.. 
537  ff),  im  Abschnitt  von  der  Steuererhebung  und  von  dor  Stcuevrcchtspflege.  In  der 
systematischen  Behandlung  und  Reihenfolge  der  einzelnen  Puncto  weiche  ich  hier 
vielfach  von  ihm  ah,  weil  ich  auch  hier  die  Aufgaben  vom  steucrverwaltuugst o ch - 
nischen,  nicht,  wio  er  in  erster  Linie,  vom  stcuerverwallungsrechtlic.hon  Stand- 
punetc  behaudlu,  ohne  dass  ich  damit  Stein  s Behandlung  für  unrichtig  halte.  Beide 
Standponctc  lassen  sich  recht  wohl  unterscheiden,  der  erste  gehört  nur  m.  E.  mehr 
in  die  FinanzwissenschalL  Die  im  Text  inncgchaltene  Reihenfolge  der  Gegenstände 
ergiebt  sieb  aus  der  allgemeinen  steuerverwaltungstechnischen  Aufgabe  der  practischen 
Durchführung  der  Erhebung  naturgemäss.  Die  Terminologie  in  Betreff  der  einzelnen 
Punctc  schwankt  in  der  Theorie  und  in  der  Praxis. 

Als  Hanptbeispicl  der  Praxis  kann  auch  liier  Frankreich  gut  dienen. 
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dessen  betreffende  Einrichtungen  und  Normen  wieder  im  dritten  Bande  dieses  Werks 
für  jede  der  grossen  Steuergruppen  dargestellt  worden  sind. 

Zur  Durchführung  der  Erhebung  ist  eine  Reihe  von  verwaltuDgs- 
reehtlichen  Vorschriften  erforderlich,  welche  in  Einzelheiten  in  den 
verschiedenen  Staaten  zwar  abweichen,  aber  doch  in  der  Haupt- 
sache Ubereinstinimen , weil  sie  nothwendig  aus  dem  Wesen  der 
Besteuerung  und  der  Aufgabe,  welche  dabei  für  die  Erhebung  bez. 
für  diese  und  für  die  ihr  vorangehende  Veranlagung  vorliegt,  folgen. 
Die  betreffenden  Vorschriften  und  Einrichtungen  specialisireD  sich 
nur  zum  Theil  wieder  nach  den  einzelnen  Steuergattungen. 

Sie  lassen  sich  zunächst  in  einige  grössere  Gruppen  bringen, 
nemlich  1)  Anordnungen  und  Maassregeln,  welche  der  wirklichen 
Erhebung  der  Steuer  vorangehen;  2)  solche,  welche  sich  auf 
die  Erhebung  der  Steuer  selbst  beziehen;  3)  solche,  welche 
eintreten,  wenn  die  Steuerzahlung  ausbleibt;  4)  solche, 
welche  wirklich  oder  vermeintlich  irrthümlichc  oder  ganz  un- 
richtige Veranlagung  oder  Erhebung  betreffen.  Die  einzelnen 
Puncte  jeder  Gruppe  sind  mannigfaltig  und  von  verschiedener  Be- 
deutung. 

Hier  brauchen  nur  die  wichtigsten  herrorgehoben  und  auch  diese  nur  zum  Theil 
näher  erläutert  und  kritisch  erörtert  zu  werden.  Einige  daron  sind  schon  im  Früheren 
gelegentlich  zu  berühren  gewesen.  Für  mehrere  kommen  wieder  die  Regeln  des 
Grundsatzes  der  Bestimmtheit  und  der  Bequemlichkeit  in  Betracht  (§.  190,  191). 

Für  den  Steuerpflichtigen  und  für  die  Steuerverwaltung  be- 
stimmen sich  nach  diesen  Punctcn  die  beiderseitigen  Rechte  und 
Pflichten,  worin  die  vcrwaltungsrecbtliche  Bedeutung  dieser  Dinge 
liegt. 

§.331.  — 1.  Anordnungen  und  Maassregeln  vor  der 
wirklichen  Erhebung  der  Steuer.  Hierhin  gehören  vor- 
nemlich  folgende  Puncte: 

a)  Die  amtliche  Benachrichtigung  des  Steuerpflichtigen 
Uber  seine,  bez.  seiner  Stenerobjecte  erfolgte  Veranlagung  zur 
Steuer. 

Sie  geschieht  bei  deu  directen  Hauptsteuern  (Ertrags-,  Einkommen-,  Ver- 
mögenssteuern), dann  bei  den  directen  N utzungs-,  Luxus-  und  ähnlichen  Steuern 
(Miethsteuer)  regelmässig  für  die  ganze  Jahresschuldigkeit,  möglichst  einige 
Zeit  ror  dem  neuen  Finanzjahre  oder  wenigstens  vor  dem  ersten  Steuertormin.  Be- 
sonders wichtig  ist  sic  bei  den  nach  amtlichen  Einschätzungen  (von  Steuer- 
behörden oder  von  Schälzungscommissionen)  erfolgenden  Veranlagungen,  daher  bei 
den  betretenden  Personalstcucrn,  (Hassen-,  Einkommen-,  Vermögenssteuern , sodann 
bei  Ertragssteuern,  wo  die  Steuerschuldigkeit  des  Einzelnen  nach  den  KatasterauszUgen 
ermittelt  wird.  Dem  Steuerpflichtigen  sind  hier  für  angemessene  Fristen,  die  von  dem 
Zeitpuucte  der  Bohändigung  der  Benachrichtigung  an  laufen,  Keclamationsrechtu 
einzuräumen  (§.  334).  Ebendeshalb  ist  die  Benachrichtigung  eine  genügende  Zeit 
vorher  geboten,  zumal  wenn,  wio  öfters,  die  Erhebung  der  Keclamation  die  Ver- 
pflichtung zur  angeordneten  terminlichen  Steuerzahlung  nicht  aufschiebt.  — Auch  bei 
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der  Erbschaftssteuer,  mitunter  bei  inneren  Verbrauchssteuern,  welche  sich 
an  den  ProductionBbetricb  anschliessen , daun  auch  bei  manchen  unmittelbar 
erhobenen  Verkehrssteuern,  Begisterabgaben,  z.  B.  vom  Besitzwechsel  von  Immobilien 
erfolgt  wohl  ähnlich  die  amtliche  Benachrichtigung  Uber  die  Veranlagung  zur  Steuer 
in  dem  einzelnen  bestimmten  fall. 

b)  Die  amtliche  Steueransage  oder  Steuervorschreib- 
u'n g (in  diesem  Sinne),  d.  h.  die  amtliche  Aufforderung  des 
Zahlungspflichtigen  zur  Zahlung  einer  bestimmten  Steuersumme  in 
bestimmtem  Zeitpuncte. 

Sie  erfolgt  eventuell  mittelst  einfacher  Präsentation  der  Steuerquittung  Seitens 
des  Erhebungsorgans  beim  Pflichtigen  zur  Einlösung.  Dieser  Puuct  ist  bei  allen 
Steuern  wesenüich  der  gleiche.  Er  ist  wichtig,  weil  von  da  an  die  Frist  für  Becla- 
mationen  bei  Steuern,  über  welche  der  Pflichtige  nicht  vorher  zu  benachrichtigen 
war,  und  für  die  wirkliche  Entrichtung  bei  allen  Steuern  läuft. 

c)  Der  Steuerort,  d.  h.  hier  die  Bezeichnung  der  amtlichen 
Erhebungsstelle,  an  welche  die  Abstattung  der  Steuer  Seitens  des 
Pflichtigen  zu  erfolgen  hat,  wenn  nicht  Abholung  stattfiodet. 

d)  Der  Steuertermin  (ein  Ausdruck,  der  nicht  immer  von 
„Steuerfrist“  unterschieden  wird,  aber  werden  sollte),  d.  h.  der  Zeit- 
punct,  von  dem  an  eine  Steuerzahlung  zuerst  fällig  wird  und 
daher  regelmässig  zu  zahlen  ist. 

In  diesem  Sinne  ist  der  Ausdruck  auf  alle  Steuern  anwendbar  und  wiederum, 
wie  die  Steueranlage,  wichtig  für  den  Fristenlauf  der  Keclamationen  und  der  Zahlungs- 
leistung. Speciell  nennt  man  auch  wohl  die  einzelnen  Zeitpuucte  für  die  Fälligkeit 
der  dirccten  Steuern  im  Jahre  die  „Steuertermine"  dor  letzteren. 

e)  Die  Steuerfrist,  d.  h.  der  Zeitpunct,  bis  zu  welchem 
nach  erfolgter  Steueransage  oder  nach  Eintritt  des  Steuertermins 
die  Steuerzahlung  gesetzlich  und  ohne  weitere  Rechtsnachtheile 
(Verzugszinsen,  Strafzuschläge  u.  dgl.)  erfolgen  kann. 

Die  Gewährung  solcher,  angemessen  langer,  im  Interesse  beider  Tbeile  aber 
nicht  zu  langer  Steuerfristen  ist  bei  den  meisten  Steuern  zweckmässig,  billig  und  selbst 
nothwendig.  besonders  auch  bei  den  dirccten  Steuern,  dann  bei  Verkekrssteucm,  wie 
höheren  Immobiliarbesitzwechselabgaben,  bei  Erbschaftssteuern,  namentlich  wieder  von 
Immobilien,  um  die  Leistung  der  Zahlung  zu  erleichtern. 

f)  Der  Steuercredit,  d.  h.  die  Gewährung  eines  späteren 
Zahlterniins , bcz.  einer  längeren  Frist,  als  die  gesetzlichen,  an 
oder  bis  zu  welchen  die  Steuern  zu  zahlen  sind,  und  zwar  — 
worin  der  Unterschied  von  der  Steuerstundung  liegt  — im 
Interesse  der  allgemeineren  Erleichterung  der  Steuerzahlung, 
daher  bei  den  indirecten  Verbrauchs  steuern  für  den  die  Steuer 
vorsebiessenden  Händler  und  Producenten,  besonders  bei  Zöllen 
und  inneren  Verbrauchssteuern,  auch  wohl  ebenso,  wie  im  Fall 
der  Steuerfrist,  bei  gewissen  Verkehrssteuern,  wie  den  Immobiliar- 
bcsitzwechselabgabcn,  Erbschaftssteuern. 

Die  Steuercredit«  sind  bei  Zöllen  und  inneren  Verbrauchssteuern  von  grosser 
Wichtigkeit  und  lassen  sich  principiell  auch  im  v o 1 k s wirthschafUichcn  Interesse  recht- 
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fertigen,  um  den  sonst  während  der  Dauer  des  Steuervorschusses  notbwendigen  Zu- 
schlag ron  Zinsen  u.  s.  w.  auf  den  Steuerbetrag,  mithin  die  weitere  Versteuerung 
des  Steuerobjects  zu  verhüten,  die  beabsichtigte  Ceberwälzung  zu  erleichtern.  Die 
Steuercredite  sind  eine  (Konsequenz  der  „indirecten“  Besteuerung  in  dem  ersten 
Sinne  dieses  Worts:  als  „vorgeschossener-',  „zu  uberwälzender“  Steuern,  — ein  Moment 
von  Bedeutung  für  die  Festhaltung  und  Kccbtfertigung  dieser  Terminologie,  worauf 
deshalb  schon  oben  in  der  terminologischen  Erörterung  hingewiesen  wurde  (§.  97 — 100). 
Die  solche  Credite  gewährende  Steuerverwaltung  erkennt  in  ihnen  an,  dass  die  Fort- 
wälzuug  dieser  Steuern  vorausgeseheu  und  beabsichtigt  wird  und  eine  vermeidliche 
Belastung  der  Steuersubjecte,  an  welche  man  sich  zunächst  hält,  unterbleiben  soll. 
Im  System  der  Steuercredite  erscheint  für  „indirecte'-  Steuern  der  steuerpflichtige 
Kaufmann  und  Producent  deutlicher  als  sonst  in  seiner  eigentlichen  Function,  nemlich 
als  ein  blosses  Steuere rh ebu ngsorgan , nicht  als  der  reelle  Steuerträger,  dem 
man  daher  durch  den  Steuercredit  die  Auslegung  der  Steuer  ä Conto  des  eigentlich 
zu  besteuernden  (Konsumenten  erleichtern  will.  Im  Wesentlichen  sind  diesem  Credite 
diejenigen  gleich  zu  stellen,  welche  die  Monopolverwaltung  den  Verschleisscm  des 
Monopolartikels  ron  demselben  üesichtspuncte  aus  gewährt.  Bei  (Krediten  fllr  Ver- 
kehrs-, Erbschaftssteuern  handelt  es  sich  um  ähnliche  Gesichtspuncte  wie  bei  längeren 
Steuerfristen  dafür;  die  betreffenden  Credite  sind  eigentlich  nur  solche  verlängerte 
Fristen,  etwa  mit  dem  Unterschied  des  Erfordernisses  besonderer  Sicherstellung  ver- 
glichen mit  den  eigentlichen  oder  gewöhnlichen  Steuerfristen  und  des  Erfordernisses, 
dass  sie  vom  Pflichtigen  besonders  erbeten  werden  müssen. 

Bei  dieser  allgemeinen  und  principiellen  Bedeutung  der  Steuer- 
credite sind  die  Grundsätze  für  die  Gewährung  derselben 
von  besonderer  Wichtigkeit. 

Ueber  die  Zollc.redite  in  Frankreich  z.  B.  vgl.  v.  Hock,  Finanzverwaltung 
Frankreichs  S.  251  ff.,  meine  Fin.  III,  S.  84 1 . über  die  Credite  bei  inneren  Steuern 
eb.  S.  605  und  passim  bei  den  einzelnen  Steuern,  Uber  die  deutschen  Zoll-  und 
Steuercredite  v.  Aufsess,  in  Hirth's  Annalen  1873,  S.  269,  und  in  desselben 
Verfassers  selbständiger  Schrift  über  diese  Abgaben.  Früher  ganz  Sache  der  Einzel- 
staaten. daher  manche  kleine  Verschiedenheit. 

a ) Solche  Credite  sind  auf  Grund  allgemeiner,  Öffentlich 
bekannt  gemachter  Rechtsnormen  und  Bedingungen  zu 
geben,  nicht  als  persönliche,  auch  in  der  Regel  nicht  als 
locale  Privilegien,  wenn  auch  etwa  in  besonderer  Weise  für 
einzelne  Mess-  und  Marktplätze  und  ftlr  gewisse  Zeiten. 

Auch  ist  möglichst  zu  verhüten , dass  wegen  der  gestellten  Bedingungen  die 
Credite  ^tatsächlich  nur  von  Einzelnen  benutzt  werden  können,  also  doch  factisch 
ein  Privileg  werden,  z.  B.  nur  für  das  ganz  grosse  Geschäft.  Völlig  zu  vermeiden 
ist  eine  solche  Begünstigung  nicht,  da  ganz  kleinen  Kaufleuten  und  Fabrikanten  mit 
Rücksicht  auf  die  Weitläufigkeiten  n.  s.  w.  für  die  Verwaltung  nicht  wohl  ein  Credit 
gewährt  werden  kann.  In  Deutschland  ist  die  Credilirung  von  einer  bestimmten 
minimalen  jährlichen  Abgabeentrichtung  abhängig,  bei  Zöllen  meist  2000  Thlr.,  bei 
der  Salzsteuer  1000,  bei  der  Branntweinsteuer  000  Thlr.  Maximum  des  ganzen  Crcdits 
richtet  sich  bei  Zöllen  nach  der  Zollzahlung  des  Vorjahrs.  — Maximalcredite  Einzelner 
bei  den  kleineren  Aemtern  in  Frankreich. 

ß)  Eine  Sicherstellung  für  den  benutzten  Credit  kann 
durch  Pfandbestellung,  Bürgschaft  erfolgen.  Reine  Personalcredite 
brauchen  aber  nicht  ganz  ausgeschlossen  zu  sein. 

Zweckmässig  kann  es  sein,  die  Steuerschuldner  Wechsel  ausstellen  oder  von  der 
Steuerverwallung  auf  sie  gezogene  von  ihnen  acceptiren  zu  lassen,  um  auf  diese  Weise 
nach  Bedarf  mittelst  Discontining  dieser  Wechsel  die  ausstehende  Geldsumme  eventuell 
leicht  flüssig  machen  zu  können,  ln  Frankreich  Zollcredit  auf  Wechsel,  zahlbar 
am  Standort  des  Einnehmers  oder  des  Hauptzoll-  oder  Generaleinnehmers,  an  den  die 


Digitized  by  Google 


772  5-  B.  Allgcm.  Stouerlehre.  5.  K.  Verwalt.  2.  H.-A.  2.  A.  Erhebung.  §.  331 — 333. 


Abfuhren  geleistet  werden,  oder  in  Paris  zahlbar,  bereits  acceptirt  und  wenigstens 
mit  einem  Giranten  versehen,  oder  wenigstens  durch  zwei  Solidarbllrgen  sicher  gestellt. 
(Oeber  das  Verfahren  bei  Wechselprotesten  s.  v.  Hock,  S.  252.)  — ln  Deutsch- 
land meist  Sicherstellung  durch  Wechsel,  Staatspapiere,  die  deponirt  werden,  Hypo- 
theken u.  dgl.;  doch  kann  auch  Sicherstellung  ganz  oder  theilweise  erlassen  werden. 
(Aufsess  a.  a.  0.  S.  272.) 

y)  Die  richtige  Dauer  des  Credits  ist  im  Allgemeinen  nach 
der  Dauer  der  Production  oder  des  Absatzes  des  »Steuerobjects 
und  der  Erzielung  des  Erlöses  daftlr  zu  bestimmen , daher  nach 
Durch  Schnitts  Verhältnissen,  wobei  freilich  eine  ungleiche  Be- 
handlung der  einzelnen  Steuerdebitoren  nicht  ganz  zu  ver- 
meiden ist. 

Längere  Crcdite  als  nach  dieser  Regel  sind  eine  reelle  Verminderung  des 
Steuersatzes,  welche  zwar  dnrcli  die  Concurrcnz  der  Steuerschuldner  den  Consumenten 
zu  Gute  kommen  kann,  aber  mindestens  unzweckmässig  erscheint  Richtiger  wäre 
dann  eine  Herabsetzung  des  Steuersatzes  selbst  Kürzere  Crcdite  sind  eine  reelle 
Erhöhung  des  Steuersatzes,  im  Allgemeinen  um  den  Zinsbetrag  für  die  Steuer  vom 
Ablauf  des  Orcdits  an  bis  zum  Zcitpunct  des  Erlöses  Sie  widersprechen  dem  Zweck 
des  Steuerc.rcdits.  Auch  hier  verdiente  die  förmliche  Erhöhung  des  Steuersatzes  den 
Vorzug.  In  Frankreich  riormouatliche  Zollcredite.  Daselbst  früher  auch  1 ’/,•/« 
Jahresrabatt  für  sehr  grosse  Zollzahler,  (v.  Hock,  251.)  — In  Deutschland  bei  den 
Zollen  früher  3 — G,  in  einzelnen  Staaten  selbst  bis  9 und  12  Monate  Credit.  Maximal- 
frist durch  Bundesrathsbeschluss  vom  2.  Juni  1369  vom  1.  Oclober  1370  an  3 Monate. 
Bei  Rubenzuckerstouer  früher  9,  nach  demselben  Beschluss  vom  1.  September  1369 
an  C;  für  Salz  anfangs  3 — 6,  seit  1*>6S  3,  bei  Branutwein  seit  1369  6 Monate.  (Aufscss 
S.  273.)  Je  hoher  die  Steuersätze,  desto  nothwendiger,  wie  Credite  Überhaupt  so  auch 
richtige  Länge  der  Credite.  Bei  Robstolfbestcuerung  zumal,  weil  hier  sonst  gleich 
das  Betriebskapital  durch  die  Steuerzahlung  vermindert  wird;  bei  den  neueren  hohen 
Branntweinfabrikatstcuem  wegen  der  hohen  Steuer.  ' 

(1)  Eine  Verzinnung  den  in  seiner  Dauer  richtig  bemessenen 
»Steucrcredits  widerspricht  eigentlich  ebenfalls  dem  Zweck  desselben 
und  mllsste  daher  unterbleiben.  Wird  sie  dennoch  verlangt,  so 
kommt  sie  eben  doch  einer  reellen  Erhöhung  des  Steuersatzes 
gleich. 

In  Frankreich  wurden  1375  die  Zoll-  und  Stcucrc.rcditc  verzinslich  gemacht 
und  der  früher  bei  B&arzahlung  gewährte  Discont  aufgehoben.  (Fin.  III,  a.  a.  0.) 

§.3.32.  — 2 Anordnungen  und  Maassregcln,  welche 
sich  auf  die  Erhebung  der  Steuer  seihst  beziehen. 
Hierhin  gehören: 

a)  Bestimmungen  Ober  die  etwa  erforderliche  Legitimation  des  die  Zahlung 
fordernden  Erhebungsorgans  gegenüber  dem  Steuerpflichtigen. 

b)  Bestimmungen  Uber  die  Form  der  Erhebung,  namentlich  Uber  die  schon  er- 
wähnte (§.  32t»)  Form  der  Abstattung  und  der  Einziehung  und  über  die  für 
beide  geltenden  Normen. 

c)  Bestimmungen  über  die  rechtsgiltigo  Form  u.  s.  w.  der  Steuer- 
quittungen. tlber  das  Amt  oder  die  Person,  welche  und  die  Weise,  wie  dieselben 
sie  auszustellen  haben  (Versehensein  mit  dem  Cassenstempel , Erforderniss  der  Unter- 
schrift eines  oder  mehrerer  bestimmten  Beamten  u.  dgi.  m ) 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  möglichst  einfach  und  Icichtverständlich  zu  treffen 
und  den  Steuerpflichtigen  möglichst  sicher  zur  Kenntnis»  zu  bringen. 

Im  Uebrigcn  genügt  es  hier,  auf  das  Bezug  zu  nehmen,  was  in  den  §.  325 — 329 
Uber  die  Erhebung  und  die  Organe  derselben  gesagt  wurde. 
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§.  333.  — 3.  Anordnungen  und  Maassregeln  bei  aus- 
bleibender Steuerzahlung. 

Hierher  gehören  einige  in  näherem  Zusammenhang  und  in 
einer  bestimmten  Reihenfolge  unter  einander  stehende  Punete, 
welche  hauptsächlich  die  directen  Steuern,  übrigens  auch  alle 
anderen  nicht  sofort  und  unbedingt  gleich  bei  oder  unmittelbar 
nach  dem  Veranlagungsact  zahlbaren  Steuern  betreffen. 

Rau  I,  § 287  Uber  Ausstände.  Stein,  4.  A.  I,  534  if-  — Das  Einzelne  und 
die  Bestimmungen  des  positiven  Steuerrechts  geboren  in  die  specielle  Steuerlelire. 
Im  dritten  Bande  finden  sich  die  bezüglichen  Angaben  namentlich  für  Frankreich, 
Einzelnes  auch  fUr  England.  — Hauptbestimmungeu  Uber  die  zwangsweise  Ein- 
hebung der  directen  Steuern  in  Frankreich  vom  17.  Brumaire  V und  Reglements 
dazu,  jetzt  ein  Gesetz  von  1877  (r.  Hock  S.  104,  meine  l'in.  III,  S.  430).  — FUr 
England  z.  B.  Uber  die  Execution  bei  der  Ijtnd-iax  s.  Gneist,  englisches  Ver- 
waltungsrccht , 2.  A.  II,  791.  — In  Preussen  im  Wesentlichen  gleichlautende  Be- 
stimmungen Uber  die  „ exccutivische  Beitreibung  der  directen  (auch  der  Gemeinde-) 
und  indirecten  Steuern  (unter  letzteren  die  Wege-,  Brücken-,  Fähr-,  Waage-,  Krahn- 
gelder,  Canal-,  Schilffahrts-,  Schleusen-,  Hafenabgaben  u.  a tu.)  und  andere  OfTentliclie 
Abgaben  und  GeflUle  (Eisenbabnabgaben , Bergwerksteuer),"  für  Rheinland  von  1843, 
Westfalen  von  1845,  Östliche  Provinzen  von  1853  und  die  neuen  Provinzen  vom 
22.  September  1867;  jetzt  die  Verordnung  vom  7.  September  1879. 

a)  Die  Steuermahnung,  d.  h.  die  nach  Ablauf  der  Steuer- 
frist erfolgende  amtliche  Aufforderung  zur  Steuerzahlung  unter 
Androhung  von  im  Fall  des  ferneren  Ausbleibens  eintretenden 
Zwangsraaassregeln  und  eventuell  Strafen.  Sie  kann  bereits  selbst 
mit  kleinen  „Mahngebühren“  und  dgl.  verbunden  sein. 

Beispiel:  In  Frankreich  „sommation  gratuite",  mindestens  acht  Tage  vor 
jedem  Kosten  verursachenden  Schritt,  ln  Preussen  Mahnung  zur  Zahlung  binnen 
acht  Tagen  und  Executionsanktindigung  durch  den  Executor,  bereits  mit  Gebühren 
von  1 — 7'/j  Sgr.  (Verordnung  von  1867  §.  9,  lrt.)  — In  Baieru  acht  Tage  nach 
Verfall  Aufforderung  zur  Zahlung  binnen  vierzehn  Tagen  bei  Vermeidung  der  Exccotion. 

b)  Die  Steuerstundung,  d.  h.  die  Gewährung  einer  weiteren 
Steuerfrist,  nach  Ablauf  der  allgemeinen  gesetzlichen  (eventuell 
auch  des  Steuercredits)  wegen  augenblicklicher  Zahlungs- 
unfähigkeit oder  momentan  zu  schweren  Steuerdrucks 
in  Folge  von  Verlusten  an  den  Stcuerobjecten  u.  s.  w.  des  Steuer- 
pflichtigen, bez.  des  Steuerschuldners. 

Sie  kommt  namentlich  bei  directen  Steuern  vor,  im  grosseren  Umfang  bei 
allgemeinen  Nothständen,  z.  B.  bei  Missernten,  Ueberschwemmungen  hinsichtlich  der 
Personalsteucm  kleiner  Leute , der  agrarischen  Grundsteuern ; in  einzelnen  Fällen 
wegen  individueller  Umstände.  Die  Voraussetzung  der  Gewährung  einer  Stundung  ist 
genaueste  amtliche  Untersuchung  des  einzelnen  Falls,  um  den  wirklichen  Grund  der 
ausbleibenden  Zahlung  zu  ermitteln.  Hier  kommt  es  besonders  darauf  an , bOsen 
Willen  und  grobe  Fahrlässigkeit  von  Unvermögen  oder  übermässigem  Druck  zu  unter- 
scheiden und  nur  letzteren  Falls  die  Stundung  zu  gewähren. 

c)  Steuerabschreibung  (Steuerniederschlagung)  ist 
die  Streichung  einer  Steuerschuldigkeit  ohne  erfolgte  Zahlung  aus 
den  Büchern  u.  s.  w.  der  Steuerverwaltung. 
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Sie  kann  wegen  Uneinbringlichkeit  einer  an  und  für  sich  richtig  bestimmten 
Steuerschuldigkeit  oder  wegen  irrthümlicher  Ansetzung  der  letzteren  erfolgen.  Im 
ersten  Fall  kann  man  wohl  specicll  den  Ausdruck  „Steuerniederschlagung** 
oder  „Stcuernachlass“  auwenden.  In  beiden  Füllen  müssen  die  Bedingungen 
für  die  Abschreibung  genau  vorgeschrieben  sein  und  erst  nach  deren  nacbgewiesenem 
Eintritt  darf  sie  stattfiuden.  Beispiel:  Baierisches  Gesetz  Uber  Steuernachlüsse 
vom  1.  Juli  1831  Bei  */«  Emteausfall,  */«  Viehverlust  und  in  ähnlichen  Füllen  An- 
spruch auf  Nachlass  an  der  Grundsteuer.  (Pözl,  Verwaltungsrecht,  S.  583.) 

d)  Steuerverjährung  ist  die  gesetzliche  Frist,  nach  deren 
Ablauf  eine  fällige  Steuerschuldigkeit  auch  ohne  Zahlung  oder 
ausdrücklichen  Erlass  erlischt.  Ein  kurzer  Zeitraum  dafür  empfiehlt 
sich  aus  verschiedenen  Gründen. 

Beispiel:  In  Frankreich  Verjährung  der  directen  Steuern  in  drei  Jahren, 
Unterbrechung  der  Verjährung  nur  durch  Einlegung  von  Strafboten  und  strengere 
Maassrcgeln  (v  Hock,  S.  Hifi).  Bei  Enregistrcmentsabgabcn  Fristen  von  '/«.  1. 

5,  11)  und  30  Jahren.  (Eb.  S.  192,  Fin.  III,  538.)  In  Preusscn  Verjährung  der 
zur  Hebung  gestellten  directen  und  indirecten  Steuern,  die  in  Rückstand  blieben,  nach 
Gesetz  vom  18.  Juni  1810  §.  8 in  vier  Jahren  vom  Ablauf  des  Jahrs  an,  in  das  der 
Zahlungstermin  fällt.  Unterbrechung  der  Verjährung  durch  erlassene  Aufforderung 
zur  Zahlung,  Ezecutionsverfügung  und  Stundung. 

e)  Behandlung  der  Steuerreste. 

Steuerreste  oder  Rückstände  (Ausstände)  sind  die  nach 
Ablauf  der  Steuerfrist  oder  des  Steuercredits  unbezahlt  ge- 
bliebenen Steuerbelräge.  Sie  eben  geben  die  Veranlassung  zur 
Gewährung  etwaiger  Stundung  und  bilden  sich  dann  vornemlich 
aus  solchen  gestundeten  Beträgen.  Es  gebären  dahin  aber  natür- 
lich auch  die  trotz  versagter  Stundung  oder  Uber  letztere  hinaus 
ausgebliebenen  und  ebenso  die  trotz  angewendeter  Zwangsmaass- 
regeln nicht  einbringlich  gewesenen  und  noch  nicht  abgeschriebenen 
Posten. 

Solche  Stcuerreste  ergeben  sich  am  l.eichteslen  bei  den  directen  Stenern,  besonders 
bei  solchen,  welche  die  unbemittelteren  Classen  zu  entrichten  haben.  Bei  den  indirecten 
Verbrauchssteuern  bieten  sich  sicherere  und  sofort  wirksame  Mittel,  wie  z.  B.  Be- 
schlagnahme der  Waare  beim  Zoll , bei  gewissen  inneren  Verbrauchssteuern  (Tabak), 
Rückstände  zu  vermeiden  und  bei  den  Steuercrediten  kann  sich  die  Verwaltung  eventuell 
von  vornebercin  genügende  Sicherstellung  und  Deckung  verschaffen.  Bei  den  Verkehre- 
steueni  sind  die  Reste  Folge  gar  nicht  oder  unzureichend  gedeckter  Steuerfristen  oder 
Steuercredite. 

Steuerrcste  sind  natürlich  für  die  Steuerverwaltung  in  hohem 
Maasse  lästig  und  störend,  aber  auch  für  den  Pflichtigen  nach- 
theilig. 

Die  Bedeckung  des  Bedarfs  wird  unsicher,  die  Verrechnung,  die  Stondungs- 
rcgelung,  die  Eintreibung  der  Reste  macht  Mühe  und  Kosten  und  leicht  fällt  dabei 
viel  Odium  auf  die  Verwaltung,  ein  Umstand,  mit  dem  auch  in  politischer  Hinsicht 
zu  rechnen  ist.  Aber  die  Anhäufung  von  Steuerresten  verschlechtert  auch  die  wirth- 
schaftliche  Lage  des  Pflichtigen,  seinen  Credit  noch  mehr  und  seine  Fähigkeit  zur 
Zahlung  der  immer  wachsenden  Steuerschuld  wird  nur  zu  leicht  um  so  geringer. 

Da  es  sich  einmal  um  zu  Rechte  bestehende  Verpflichtungen 
handelt  und  um  wichtige  öffentliche  Interessen,  da  ferner 
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wenigstens  bei  einem  ricbtigen  Steuersystem  auch  nicht  ohne  Wei- 
teres Billigkeitsgrtlnde  für  die  milde  Behandlung  des  Steuerschuld- 
ners geltend  gemacht  werden  können,  so  macht  die  Regelung  der 
Rückstände  manche  Schwierigkeiten.  Ohne  Compromisse  zwischen 
dem  durch  den  Fiscus  vertretenen  Gemeinschafts-  und  dem  Einzel- 
interesse gebt  es  nicht  immer  ab. 

Früher,  ror  dem  19.  Jahrhundert,  seit  der  Ausbildung  des  Steuerwesens,  be- 
sonders im  17.  und  18.  Jahrhundert,  sind  die  Zwangsmaassregeln  gegen  Steuerrück- 
ständige Afters  hart  gewesen  und  Manches  davon  hat  sich  bis  in  die  neuere  Zeit 
erhalten.  Charakteristisch  war  der  Verlauf  der  Dingo  während  der  ersten  französischen 
Revolution.  Bei  der  Wiederherstellung  der  politischen  und  finanziellen  Ordnung  griS 
man  wieder  zu  strengen  Maassregeln  (1800,  s.  Fin.  III.  388,  430).  Später  ist  dann 
hier,  wie  in  anderen  Ländern  doch  einige  Milderung  im  Zwangsverfahren  und  seinen 
einzelnen  Maassnahmen  eingetreten  (französisches  Gesetz  von  1877  Uber  Beseitigung 
des  Instituts  der  „Steuereinlieger'.  Fin.  111,  430).  S.  als  Beispiel  das  französische 
Verfahren  bei  directen  Steuerresten  (Fin.  III,  §.  182)  und  die  oben  genannten 
preussischen  Bestimmungen. 

Die  richtige  und  jetzt  meist  in  unseren  Staaten  übliche  Behand- 
lung der  Reste  ist  etwa  die  folgende: 

o)  Es  wird  zunächst  wieder  der  vorliegende  Fall  sofort  genau 
untersucht  und  nach  dem  Ergebniss  Stundung  oder  abermalige 
Stundung  oder  bei  nur  partieller  Unvermögenheit  Tbeilzahlung 
und  Stundung  des  übrigen  Theils  oder  ein  sogenannter  Nachlass 
an  der  Steuerschuld  gewährt. 

ß)  Erscheint  der  Grad  des  Unvermögens  so  gross,  dass  die 
Zwangsbeitreibung  zu  hart  oder  doch  mutbmaasslich  ohne  Erfolg 
bleiben  wird,  oder  bei  ihrer  Vornahme  ohne  Erfolg  geblieben  ist, 
so  erfolgt  die  Niederschlagung  oder  Abschreibung  der 
Steuerschuld. 

Sie  sollte  im  Interesse  beider  Theile  nicht  zu  lange  (nur  für  eine  zu  bestimmende 
mässige  Maximalfrist':  unterbleiben.  Die  lange  Fortführung  von  Resten  macht  nur 
zwecklose  Muhe  und  Kosten  und  bildet  doch  meist  nur  ein  fictives  Activum  des  Fiscus. 

y)  Andernfalls  tritt  „zur  zwangsweisen  Eintreibung  der 
Steuern  ein  gesetzlich  geregeltes  Verfahren  mit  einer  fortschreiten- 
den Steigerung  der  Zwangsmittel“  ein  (Rau). 

Die  noch  heute  üblichen  Zwangsmittel  sind:  Mahnung  mit  Strafgebuhren; 
Exccution  mittelst  Pfändung  beweglicher  Sachen  des  Schuldners  (unter  Schonung 
gewisser  Artikel  des  nothwendigen  Lebens-  und  Gewerbsbedarfs) : Beschlagnahme  von 
ausstehenden  Forderungen  des  Schuldners;  äussersten  Falles,  aber  selten  und  auch 
wohl  ganz  ausgeschlossen,  Erzielung  der  gerichüichen  Subhastation  von  Immobilien. 
Die  gepfändeten  Objecte  werden  öffentlich  versteigert  und  ein  Ueberschuss  dem  Eigen- 
tümer zurUckgegeben.  Für  die  Steuerreste  sind  aber  im  Princip  vom  Ablauf  der 
Steuerfrist  an  Verzugszinsen  zu  berechnen.  Die  Einlegung  von  Steuerboten  in  die 
Wohnung  des  Schuldners  mit  Zahlung  von  Gebühren  an  jene  oder  ähnliche  Maassregeln 
werden  als  zu  hart  und  gehässig  mehr  nnd  mehr  beseitigt  (Frankreich).  Ueberhaupt 
zeigt  sich  die  Neigung,  das  Steuerexecu tion swesen  nach  den  Grundsätzen 
der  Civilprocessordnungen  Uber  Pfändung  zu  regeln  (s.  preussisches 
Ausführungsgesetz  zur  deutschen  Civilproccssordnung  vom  24.  März  1879,  §.  14  und 
ä.  Wagner,  Finanz«  issenaebafl.  II.  Z.  Aufl.  50 
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dazu  die  schon  genannte  Verordnung  vom  7.  September  1879  betreffend  das  Ver- 
waltungszwangsverfahren wegen  Beitreibung  von  Geldbeträgen. 

Beispiel:  In  Frankreich  früher  (bis  1877)  nach  der  Mahnung  zunichst 
„garnison  collectif":  Einlegung  eines  Strafboten  auf  Kosten  aller  Steuerschuldner 
der  Gemeinde,  höchstens  zehn  Tage:  sodann  eventuell  nach  drei  Tagen  „garnison 
individuel“,  bei  Buckständen  über  40  Fr.,  auf  Kosten  des  einzelnen  Schuldners, 
höchstens  zwei  Tage;  darauf  und  bei  kleineren  Beträgen  Drohung  der  Pfändung  und 
Beschlagnahme,  wenn  nicht  binnen  drei  Tagen  gezahlt  wird,  dann  Pfändung  der 
Mobilien,  Effecten,  stehenden  Früchte  und  Veräusserung  des  Pfands  nach  acht  Tagen. 
Frei  Ackerwerkzeuge,  Arbeitsthiere,  Handwerkszeug,  Samengetreide,  nothwendige  Betten 
und  Kleider,  Unterrichts-  und  Hilfsbücher.  Vorgehen  wie  bei  gerichtlicher  Pfändung. 
Durch  Gesetz  von  1877  ist  die  „Individualeiuquartierung“  beseitigt  worden.  — In 
'Preussen  waren  nach  dem  bis  1879  geltenden  Recht  nach  der  Mahnung  die  ge- 
setzlichen Zwangsmittel:  Pfändung  (wovon  genau  bestimmte  einzelne  Objecte  aus- 
geschlossen), die  in  der  Kegel  zunächst  vorzunehmen;  Beschlagnahme  der  Früchte  auf 
dem  Halm  und  der  gewonnenen  Producte  und  Fabrikate  auf  den  Berg-  und  Hütten- 
werken; Beschlagnahme  der  ausstehenden  Forderungen;  Sequestration  und  Verpachtung 
nach  Maassgabe  der  Ordre  vom  25.  December  1825;  Subhastation.  Letztere  beiden 
Maassregeln  aber  erst,  wenn  auf  andere  Weise  keine  Zahlung  zu  erlangen  ist  (V.-O. 
von  1807  §.  11).  Sequestration  und  Subhastation  ist  bei  dem  competenten  Gericht 
zu  beantragen  (§.  33).  S.  jetzt  Verordnung  von  1879  §.  24  ff.  — Auch  in  Baicrn 
erst  zuletzt  das  Immobiliarvermögen  in  Anspruch  zu  nehmen.  — Stein  (4.  A.  I,  5351 
empfiehlt  bei  längeren  Rückständen  einen  gesetzlichen  progressiven  Rückstands- 
zinsfuss.  In  Oesterreich  und  Ungarn  sind  6%  Verzugszinsen  zu  zahlen.  Gegen 
böswillige,  aber  nicht  unvermögende  Schuldner  ist  in  Preussen  (genannte  V.-O. 
von  1867  §.  2)  eine  Strafe  bis  100  Thlr.  oder  Personalarrest  bis  vier  Wochen  gestattet. 

Genaue  Bestimmungen  Uber  die  Verrechnung  eingehender  Reste  mit  Trennung 
der  Jahresdienste  sind  für  das  Staatsrechnungswesen  geboten. 

Die  Statistik  der  Steuerreste,  ihrer  örtlichen  und  zeitlichen 
Bewegung,  im  Ganzen  und  nach  den  einzelnen  Stenerarten,  ist  in 
mehrfacher  Hinsicht  belehrend. 

In  gewöhnlichen  Zeiten,  wo  die  Steuererhebung  ordentlich  fungirt  (Kriegs-  und 
Revolutionszeiten  eignen  sich  nicht  für  diesen  Vergleich,  sind  aber  sonst  bcachtens- 
werth),  deutet  die  Bewegung  der  Steuerrcste  auf  dit;  wirtschaftliche  Lage  der  Steuer- 
zahler und  auf  den  grosseren  oder  geringeren  Druck  einer  Steuer  und  der  ganzen 
Besteuerung  hin,  woraus  Fingerzeige  für  Steuerreformen  zu  entnehmen  sind. 

Einige  Daten  bei  Rau  I,  §.  2S7  Note  a.  Die  badischen  Ausstände  an  allen 
Steuern  und  Gebühren  waren  in  der  charactcristischen  Periode  1845 — 56  0.59,  0.89. 
1.18  (1S47  Theuerung).  3.8  (1848  politische  Bewegung),  5.57  (1849  Aufstand),  3.14, 
2.05,  1.79,  1.68.  1.32,  0 92,  0.98  °/0.  — Ueber  Frankreich  s.  die  Daten  Uber  am 
Jahresschluss  rückständige  und  anderseits  im  Voraus  bezahlte  Raten  der  directen 
Steuern  in  Fin.  III,  S.  434.  — Colossale  Rückstände  neuerdings  in  Ungarn:  Ende 
1872  an  directen  Steuern  32,097,432  fl.,  Zunahme  in  1872  3.799,929  fl.  bei  Vor- 
anschlag von  44,818.424  fl.,  an  Taxen  und  Gebühren  (Reclitsgebühren)  16,027,687  fl 
Rückstände,  Zunahme  in  1872  1,436.225  fl.  bei  10.822.100  fl.  Ertrag  und  11.115  Mill.  fl. 
Voranschlag.  (E.  Horn,  Ungarische  Finanzlage,  1874,  S.  31.) 

§.334.  — 4.  Anordnungen  und  Maassregeln  bei  irr- 
thlimlicher  oder  unrichtiger  Veranlagung  und  Er- 
hebung von  Steuern,  Reclauiationswcsen. 

Fehlt  bei  ltau  in  der  allgemeinen  Stcuerlehro  ganz.  Scharfe  Erörterung  von 
Stein,  4.  A.  I,  537  ff.  rum  finanzrechtlichen  Standpuncte  aus.  Im  3.  Abschnitt 
seiner  „Stcucrvcrwaltung“.  d.  h.  nach  der  „Steuerverthoilung“  und  der  „Steuer- 
erhebung", behandelt  Stein  hier  die  „Steuerrechtspflege“  im  Zusammenhang 
und  hier  in  drei  Unterabschnitten  das  „Steuerklagerecht  und  seine  Grundlage,  du 
bürgerliche  Obligationenrecht“,  dann  das  „Steuerbescbwerderecht“  (Schätzungsbe- 
schwerde und  ihre  Grundsätze),  endlich  das  „Steuerstrafrecht“,  ln  diesen  vortrefflichen 
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« 

Partieen  erfolgt  eine  Anwendung  der  allgemeinen  Kategorieen  dea  verfassungsmässigen 
Verwaltungsrechts  auf  das  Gebiet  des  Steuerwesens:  im  Princip  ganz  richtig,  wenn 
man  Stein 's  hier  als  bekannt  vorauszusetzende  Auffassung  dieser  Puncte  in  seiner 
grossen  Inneren  Verwaltungslehre  als  im  Wesentlichen  zutreffend  anerkennt,  wie  ich 
es  thue,  und  in  der  Ausführung  m.  E.  ebenfalls  im  Ganzen  richtig.  Namentlich 
ist  Stein  in  seiner  Beurtheilung  der  deutschen  und  Österreichischen  Steuer- 
rechtspfluge wohl  durchaus  beizustimmen  und  die  zurückgebliebene  Entwicklung  zu 
bedauern,  wonach  es  zu  einer  klareo  und  unbedingten  Anerkennung  dor  Zulassung 
des  Rechtswegs  oder  zur  Gewährung  eines  eigentlichen  Steuerklagerechts  vor 
den  ordentlichen  Gerichtshöfen  bisher  nur  in  beschränktem  Maasse  gekommen  ist  und 
wir  in  der  Hauptsache  nur  ein  Steuerbeschwerderecht  an  Verwaltungsbehörden 
besitzen  (s.  besonders  Stein,  4.  A.  I,  540 — 545:  5.  A.  II,  1,  463-495,  mit  der 
Vergleichung  der  Steuerrechtspflege  Englands,  Frankreichs,  Italiens.  Deutschlands, 
Oesterreichs,  und  mancherlei  Angaben  der  älteren  und  neueren  Literatur).  Diese 
Dinge  hängen  aber  wieder  mit  den  allgemeineren  Fragen  Uber  das  Wesen  der  ver- 
fassungsmässigen Verwaltung  und  Uber  das  Verhältniss  der  richterlichen  und  admini- 
strativen Thätigkeit  Überhaupt  zusammen,  worauf  hier  nicht  näher  eingegangen  werden 
kann.  Vgl.  darüber  Schmitt,  diu  Grundlagen  der  Verwaltuugsrecbtspflegu  im  con- 
stitutioneU  monarchischen  Staate.  Stuttgart  1678,  z.  B.  S.  82  ff.,  womit  ich  Uberein- 
stimme. 

Für  meine  Behandlung  der  Puncte  im  Text  ist  der  Character  meines  ganzen 
Werks  als  eines  nicht  iinanzrechtlichen,  sondern  linanzwissenschaftlichen , 
welches  die  Fragen  als  Ökonomisch  - technische  Zweckmässigkeitsfragen  auffasst,  ferner 
hier  in  der  „allgemeinen  Steuerlebre"  die  Beschränkung  auf  eine  wesentlich  nur 
principieile  Erörterung  maassgebend;  daher  die  Abweichung  in  der  formellen  und 
materiellen  Behandlung  von  Stein  auch  hier,  auf  den  ich  mich  indessen  gerade  hier 
für  die  verwaltungsrechtlirhe  Seite  specioll  beziehe. 

lieber  England  s.  Gneist,  englisches  Verwaltungsrecht.  2.  A.  II,  §.  62  und  63, 
Steuererhebungsrecht  der  Grund-,  Einkommensteuer,  asseesed  taxes,  daun  für  Zolle, 
Accise,  Stempel  und  Postregal  S.  780  ff.  Vocke,  britische  Steuern,  Auhang.  Ueber 
Frankreich  s.  die  Werke  über  Verwaltungsrecht  und  die  betreffenden  Artikel  in 
Blocks  dictionnaire  und  Say’s  dictionnairc.  In  Kurze  das  Bezügliche  in  Pradier- 
F ödere  's  prec.  de  droit  administratif  (z.  B.  7.  cd.  1872),  so  für  die  directen  Steuern 
S.  380.  Eingehender  (nach  Stein,  4.  A.  S.  542  citirt):  A.  Chauveau,  code  d'tn- 
struciion  administratif,  3.  Ad.  II,  p.  128  ff.  Meine  Fin.  III.  passim  bei  den  Steuer- 
gruppen, besonders  g.  181  (Beclamationswesen  bei  den  directen  Steuern),  §.  212 
lEnregistrcment,  Stempel).  Vignes,  traue , bei  den  Steuerkategorieen.  Beachteus- 
werthe  Verschiedenheiten  bei  directen  und  anderen  Steuern  (Fin.  III,  S.  427,  510, 
605).  Vgl.  auch  Gneist,  Rechtsstaat.  2.  A.  1879,  S.  184,  345.  Ueber  deutsche, 
besonders  preussische  Verhältnisse  Gneist,  ebendas.  S.  135  ff.,  220.  309,  derselbe 
Verwaltungs- Justiz  u.  s.  w.  S.  321  ff.,  v.  ROnne,  preussisches  Staatsrecht,  3.  A.  I, 
1 Abtb.  S.  286,  4.  A.  I,  504  Uber  die  Zulässigkeit  des  Rechtswegs  in  Bezug  auf 
Öffentliche  Steuern  und  Abgaben.  Die  Rechtsnormen  im  Allgemeinen  Landrecht 
§.  78,  79,  Tit.  14,  Thl.  II  und  Verordnung  vom  26.  December  1808.  §.  36,  41: 
Ausschluss  des  Processes.  nur  Beschwerdeweg  in  Betreff  der  Veranlagung  und  Prii- 
gravation.  Eröffnung  des  Rechtswegs  in  gewissen  Fällen  nach  Gesetz  vom  24.  Mai 
1861:  Klage  auf  Erstattung  des  Gezahlten  binnen  6 Monaten  gestattet,  weil  ein- 
zelne Forderung  früher  getilgt  oder  verjährt  sei;  dsgl.  Klage,  wenn  die  geforderte 
Abgabe  vermeintlich  keine  „Öffentliche'1,  sondern  auf  einem  aufgehobenen  Privatrechts- 
verhältniss  beruhende  sei;  endlich  Klage  in  Fällen  der  Stempelsteuern,  auch  binnen 
6 Monaten.  Die  neueste  preussische  Gesetzgebung  Uber  Selbstverwaltung  hat  auch 
Verhältnisse  der  Reclamationen  in  Steuersachen  berührt,  indem  die  KreisausschUsse 
in  Betreff  der  Einschätzungen  der  Kreis-  und  Gemeindestenern  hier  als  Reclamations- 
instanzen  fungiren  (vgl.  preussisches  Gesetz  vom  26.  Juli  1876,  §.  65).  Viele  ein- 
zelne Stencrgesetze  in  Preussen  und  in  den  anderen  deutschen  Staaten  treffen  gleich- 
zeitig Bestimmungen  Uber  die  Reclamationen  in  Betreff  der  Veranlagung,  wofür 
bei  den  diroctcn  Steuern  Öfters  Commissionen  der  LocalkOrper  oder  der  Steuer- 
pflichtigen die  untere  Instanz  sind,  mit  Recurs  an  die  höhere  Staatsbehörde  oder 
Commission,  eventuell  schliesslich  an  das  Finanzministerium.  Hinsichtlich  der  Er- 
hebung findet  sich  meistens  nur  der  Beschwerdeweg  an  höhere  Verwaltungs- 
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bebflrden  und  gewöhnlich  die  letzte  Entscheidung  ebenfalls  heim  Finanzministerium. 
Hier  wäre  wenigstens  nach  Durchlaufung  der  Recursinstanzen  eine  letzte  Appellation 
an  den  obersten  Verwaltungsgerichtshof  zu  erstreben,  wie  sie  in  Oesterreich  zuge- 
lassen ist.  Die  deutschen,  bez.  preussischen  bezüglichen  Bestimmungen  betreden  zu- 
nächst die  Staatssteuem,  sind  aber  dann  meist  auf  Gemeinde-,  andere  Selbst- 
rerwaltungs-,  auch  Kirchen-,  Schulabgaben  ausgedehnt  worden  (v.  ROnne,  4.  Aufl. 
I,  507). 

Bei  den  grossen  Schwierigkeiten  und  der  Verwiekeltheit  der 
Besteuernng  sind  Irrthtimer  und  Unrichtigkeiten  in  der  Veran- 
lagung, Vorschreibung  und  Erhebung  der  Steuern  niemals  ganz  zu 
vermeiden.  Deshalb  muss  dagegen  eine  Remedur  eintreten, 
welche  in  der  Gewährung  eines  Reclamationsrechts,  und 
zwar  in  Form  eines  Beschwerderechts  und  eines  Klage- 
rechts, an  den  wirklich  oder  vermeintlich  Benachtheiligten,  in  der 
Anordnung  eines  Verfahrens  zur  richtigen  Entscheidung 
der  Reclamationen  und  im  Falle  der  überhaupt  irrthümlicb 
oder  unrichtig  erfolgten  Erhebung  einer  Steuer  in  der  Rück- 
erstattung (Restitution)  des  unrichtig  oder  zu  viel  Bezahlten 
besteht. 

Das  Reclamationsrccht  wegen  behaupteter  Benach  theiligu  ng  des  Reclamanten 
ist  der  meist  allein  practische  Fall,  der  Öfters  in  den  Gesetzen  auch  allein  erwähnt 
wird.  Doch  muss  im  Princip  auch  eine  Reclamation  bei  zu  günstiger  Behandlung 
Seitens  eines  Steuerpflichtigen  möglich  sein,  was  nach  dem  Wortlaut  mitunter 
zweifelhaft  ist.  — Unter  „Reclamationsrecht“  versteht  man  gewöhnlich  das  Be- 
schwerderecht in  Steuerreranlagungs-  und  Erhebungssachen  allein,  den 
practischen  Verhältnissen  entsprechend.  Im  weiteren  Sinn  kann  aber  auch  das 
Klagerecht  mit  darunter  begriffen  werden. 

Eine  Rückerstattung  entfällt  natürlich,  wenn  schon  vor  der  Zahlung  eine  amt- 
liche Berichtigung  eingetreten  ist.  Aber  im  Interesse  der  Ordnung  der  Finanzen  und 
speciell  des  Erhebungsdiensts  besteht  mit  Recht  wohl  ausdrücklich  die  Bestimmung, 
dass  auch  im  Falle  irrthtlmlicher  oder  unrichtiger  Vorschreibung  und  bereits  erhobener 
Reclamation  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  nicht  aufgoschoben  wird,  die  Ver- 
schreibung also  alle  rechtlichen  Wirkungen  wie  sonst  hat.  (So  z.  B.  im  preussischen 
Recht,  Gesetz  vom  1.  Mai  1351,  §.  36  Uber  Classen-  und  Einkommensteuer.) 

Das  Einzelne  gestaltet  sich  ans  inneren,  im  Wesen  der  be- 
treffenden Steuer  liegenden  Gründen  wieder  etwas  verschieden  nach 
Steuerarten  uud  einzelnen  Steuern.  Das  Steuerrecht  der  einzelnen 
Länder  zeigt  aber  ausserdem  nicht  nur  in  den  Details,  sondern 
auch  nach  dem  ganzen  Character  seines  allgemeinen  und  seines 
St^uerverwaltungsrechts  principielle  Verschiedenheiten,  welche  auf 
einer  verschiedenen  Rechtsanschauung  Uber  Besteuerung  beruhen. 
Es  ändert  sich  daher  in  Verbindung  mit  Aenderungen  der  letz- 
teren. Mit  einer  gewissen  Folgerichtigkeit  ist  es  anders  oder  strebt 
es  anders  zu  werden  in  der  „staatsbürgerlichen  Periode“,  in  der 
constitutionell-  monarchischen  Verfassungsform  als  in  der  absolu- 
tistischen Zeit.  Der  in  dieser  Hinsicht  wichtigste  Punct  ist:  ob 
und  wie  weit  ein  förmliches  Klagerecht  vor  Gerichtshöfen 
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(den  ordentlichen  bürgerlichen  oder  wenigstens  besonderen  Ver- 
waltungsgerichtshöfen) oder  nur  ein  Beschwerderecht  vor  Ver- 
waltungsbehörden, Reclamationscommissionen  u.  s.  w.  zugelassen 
wird,  wie  sich  ferner  im  ersteren  Falle  Beschwerde-  und  Klagerecht 
zu  einander  verhalten. 

Hier,  wo  es  sich  nicht  um  die  Darstellung  positiven  Finanzrechts,  sondern  um 
die  lediglich  principiclle  Erörterung  der  in  den  Verhältnissen  der  modernen  Cultur- 
tdlker  in  der  „staatsbürgerlichen  Periode“  zweckmäßigsten  Einrichtung  oder  um  das 
„Wünschensworthe"  in  Bezug  auf  die  angegebenen  Puncte  handelt,  ist  auf  diese 
schwierigen  und  in  der  Verwaltungsrechtslehre  selbst  controrersen  Verhältnisse  nur 
zur  Bezeichnung  des  zu  erstrebenden  Ziels  (de  lege  ferenda)  und  nur  in  Kurze  einzu- 
gehen. S.  Stein,  Verwaltungsrecbt  I,  1.  A..  S.  50  ff..  62  ff.,  105  ff.,  dem  ich  mich 
in  den  Principienpuuctcn  völlig  anschliesse:  Partieen  von  musterhafter  Klarheit  und 
logischer  Schärfe.  Seine  Ein.  4.  A.  I,  537  ff,  5.  A.  II,  1,  468  ff. 

§.  335.  — a)  Nothwendigkeit  und  principielle  Be- 
rechtigung eines  Klagerecbts  in  Steuersachen  neben 
dem  Beschwerderecht  im  Reclamat ionsrecht  i.  w.  S. 

Die  Besteuerung  beruht  in  der  staatsbürgerlichen  Periode  fast 
ausschliesslich  auf  gesetzlichem  Recht,  nicht  mehr,  wie  früher 
vielfach,  auf  Gewohnheitsrecht  oder  Herkommen.  Dadurch 
wird  die  hier  vorliegende  Aufgabe,  weil  die  Entscheidung,  was 
auch  im  concreten  Falle  „Rechtens“  sei,  erleichtert.  Das  Gesetz 
ist  nun  der  Boden,  auf  welchem  die  Streitfragen  Uber  Rechte  und 
Pflichten  des  Steuerpflichtigen  auszutragen  sind.  Das  Gesetz 
allein  bildet  gegen  den  Pflichtigen  „Recht“  und  bestimmt  die 
Verpflichtungen,  welche  ihm  „rechtmässig“  auferlegt  werden 
dürfen.  Das  Gesetz  allein  bildet  aber  nicht  minder  für  ihn 
„Recht“,  bezeichnet  die  Grenze  seiner  Verpflichtungen,  über 
welche  hinaus  ihm  „Unrecht“  geschieht,  dem  er  sich  eventuell 
nur  durch  Zwang  der  Verwaltung  genöthigt  fügt,  ln  allen  Staaten, 
wo  nun  zwischen  „Gesetz“  und  „Verordnung“  ein  nicht 
mehr  bloss  formaler,  sondern  ein  principieller  Unterschied  sta- 
tuirt  wird,  daher  freilich  in  der  Monarchie  erst  mit  dem  Uebergang 
zur  c o ns ti tu t i o n el  1- monarchischen  Form,  kann  es  nicht  wohl 
einem  Zweifel  unterliegen,  dass  auch  für  den  Einzelnen 
durch  die  Verwaltung  als  solche  rechtliche  Verpflicht- 
ungen zur  Steuerzahlung  an  und  für  sich,  wenigstens  in  der  Regel, 
d.  h.  von  gesetzlich  zulässigen  Nothverordnungen  u.  dgl.  abgesehen, 
selbständig  überhaupt  nicht,  sondern  nur  in  Ausführung 
der  gesetzlich  bestimmten  Verpflichtung,  daher  auf 
Grund  und  innerhalb  der  letzteren,  begründet  werden  können. 

Aus  diesen  Verhältnissen  folgt  mit  Nothwendigkeit,  dass  dem 
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Einzelnen,  welcher  wirklich  oder  vermeintlich  gesetzwidrig  be 
steuert  zu  werden  droht  oder  so  besteuert  worden  ist,  im  Prin- 
cip  der  Rechtsweg  in  Steuersacheu  zugänglich  sein  und 
ein  Klagerecht  vor  (genügend  unabhängigen)  Gerichtshöfen 
eingeräumt  werden  muss. 

Für  die  Geltendmachung  desselben  sind  im  Princip  in  Steuer- 
Bachen  dieselben  Voraussetzungen  zu  machen  wie  in  anderen 
administrativen  Angelegenheiten.  Mit  Rücksicht  auf  die  grossen 
technischen  Schwierigkeiten,  welchen  die  Verwaltung  bei  der  Voll- 
ziehung der  Besteuerung  begegnet  und  auf  die  in  dieser  Voll- 
ziehung wahrgenommenen  öffentlichen  Interessen,  welche  bei  aller 
Besteuerung  in  Frage  stehen,  darf  aber  hier  vollends  das  Recht 
zur  Beschreitung  des  Rechtswegs  von  dem  Nachweis  abhängig 
gemacht  werden,  nicht  nur,  wie  überhaupt  im  administrativen 
Process  vorauszusetzen  ist,  dass  der  gesetzwidrigen  Verpflicht- 
ung, eventuell  unter  Protest,  nachgekommen  oder  Erfüllung  der 
Verpflichtung  von  der  Verwaltung  (im  Esecutionswege  u.  s.  w.) 
erzwungen  sei,  sondern  dass  auch  alle  Beschwerden  an  die 
Verwaltungsbehörden  im  vorgeschriebenen  Instanzenzuge  bereits 
erfolgt  und  ohne  den  gewünschten  Ausgang  geblieben  seien. 

Die  Ordnung  des  Beschwerderechts  in  Steuersachen 
bleibt  also  auch  bei  der  zu  verlangenden  Gewährung  eines  admi- 
nistrativen Klagerechts  von  grösster  practischer  Bedeutung. 

Sie  muss  so  erfolgen,  dass  auf  diesem  Wege  möglichst  sicher  and  rasch 
Irrthllmer  und  Unrichtigkeiten  der  Besteuerung  beseitigt  werden,  damit  es  in  der 
Kegel  gar  nicht  zum  Beschreiten  des  Wegs  der  Klage  komme.  Bei  dem  Beschwerde- 
recht bandelt  es  sich  liier,  wie  auch  sonst  im  Verwaltungsrecht,  darum,  die  rolle 
Uebereinstimmung  zwischen  dem  Gesetz  nach  seinem  Sinne  und  Geist  einer-  und 
den  Verordnungen  der  Steucrvcrwaltung,  als  dem  Organ  der  roUziehendcn  Gewalt 
anderseits,  fernor  zwischen  den  Verordnungen  der  verschiedenen  Uber-  und  unter- 
geordneten Behörden  untereinander,  endlich  zwischen  diesen  Verordnungen  und  den 
Handlungen  der  unmittelbaren  Executivorganu  zu  verbürgen,  bcz.  wieder  herbei- 
zufuhren. 

Es  kann  dann  im  Beschwerderecht  (mit  Stein)  auch  hior  noch 
weiter  die  „eigentliche  Beschwerde“  und  das  „Gesuch“ 
unterschieden  werden. 

Jene,  wenn  Verordnungen  oder  Handlungen  der  Organe  der  Verwaltung  muth- 
maasslich  auf  unrichtiger  oder  irrthuinlicher  Auffassung  je  nachdem 
des  Gesetzes,  der  Verordnung  der  höheren  Behörde,  des  wahren  Willens  der  entschei- 
denden Organe  der  vollziehenden  Gewalt  beruhen;  das  Gesuch,  wenn  zwar  Anord- 
nung und  Handlung  des  Verwaltungsorgans  richtig,  aber  die  Folgen  muthmaasslich 
andere,  als  die  vorausgesehenen,  sind,  was  z.  B.  bei  gewissen  indirecten  Steuern  leicht 
Vorkommen  kann. 

§.336.  — b)  Arten  der  Reclamation,  Veranl agungs- 
uud  Erhobungs-Reclamationen. 
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So  lässt  sich  iu  Bezog  auf  den  Besteuerungsact,  welchen 
die  Reclamation  zum  Gegenstand  hat,  unterscheiden. 

Beide  Keclamationeu  können  nothwendig  und  müssen  deshalb  zulässig  sein,  die 
zweite  uin  so  mehr,  wenn  die  Anstellung  der  ersten  für  die  Entrichtung  der  Steuer 
keine  aufschiebende  Wirkung  hat.  Bei  beiden,  nicht  bloss  bei  der  zweiten,  lässt  sich 
ein  Klagerecht  neben  oder  nach  dem  Beschwerderecht  verlangen.  Aber  bei  der  Yer- 
anlagungsreclamation  kann  und  darf  auch  der  Spielraum  für  das  Klagerecht  ohne 
Bedenken  enger  gefasst  werden.  Weitere  Unterscheidungen  ergeben  sich  wieder 
nach  den  Steuergattungen  und  nach  dem  ganzen  Verfahren  bei  der  Ver- 
anlagung. 

a)  Die  Veranlagu  ngsreclam  ation. 

Bei  der  Veranlagung,  nach  welcher  alsdann  die  Stener- 
vorschreibung  erfolgt  und  die  Steuer  beim  Steuersubject  zur 
Erhebung  kommt,  handelt  es  sich  um  die  Thatsachen,  welche 
gesetzlich  für  die  Besteuerung  eines  Objects  und  Subjects  über- 
haupt und  für  die  Höhe  der  Steuerschuldigkeit  maassgebend  sind, 
daher  um  die  Fragen,  ob  eine  von  der  Behörde  angenommene 
Steuerpflicht  und  ob  sie  in  der  angenommenen  Weise  (was 
Höhe,  Zeitpunet,  Art  der  Besteuerung  betrifft)  besteht.  Bei  der 
Ermittlung  jener  Thatsachen  können  zu  Ungunsten  des  Steuer- 
pflichtigen Irrthümer  und  Unrichtigkeiten  unterlaufen.  Zu  der  Be- 
seitigung dieser  letzteren  soll  das  Reclamationsverfahren  die  Mög- 
lichkeit gewähren. 

Bei  denjenigen  Steuern,  wo  nun  bloss  durch  ein  amtliches, 
eventuell  unter  der  Mitwirkung  von  Steuercommissionen  aus  der 
Bevölkerung  stattfindendes  Verfahren , jene  Thatsachen  ermittelt 
werden,  wie  meistens  bei  den  innern  indirecten  Verbrauchssteuern, 
den  Ertrag8Bteuern,  mitunter  auch  den  Einkommensteuern  (Classen- 
steuer),  den  Verkehrs-,  Erbschaftssteuern,  muss  sich  die  Reclamation 
auf  das  Verlangen  einer  Berichtigung  der  hierbei  vermeint- 
lich vorgefallenen  Irrthümer  und  Unrichtigkeiten  erstrecken. 

Dazu  dient  regelmässig  zunächst  die  Beschwerde  an  die  Behörde  oder  Com- 
mission, welche  die  Thatsachen  feststellte  („Remonstration");  sodann  die  Be- 
schwerde an  eine  höhere  Instanz,  eine  rorgesetzte  Behörde  oder  eine  höhere 
Steuercommission  („förmliche  Reclamation")  — so  wird  zwischen  Remonstration 
und  Reclamation  im  preussischen  Einkommensteuerrecht  unterschieden.  — Die  Behörde 
entscheidet  hier  entweder  endgiltig,  soweit  es  sich  um  den  Beschwerdeweg  (im 
Unterschied  vom  Klage-  oder  Rechtsweg)  handelt,  oder  unter  Vorbehalt  eines  letzten 
Recnrses  an  eine  oberste  Behörde  tFinauzministerium)  oder  Land e a - Steoercom- 
missionen  u.  dgl.  Der  Reclainant  hat  hier  den  Beweis  für  die  Richtigkeit  seiner  Recla- 
mation in  der  von  der  Natur  der  einzelnen  Steuer  und  des  concreten  Falls  gebotenen 
Art  und  nach  den  deingemässen  näheren  Vorschriften  des  Gesetzes  selbst  oder  der  in 
richtiger  Competenz  erlassenen  Verordnung  der  Behörde  zu  führon. 

Wo  es  sich,  wie  gewöhnlich  bei  den  Ertragssteuern,  hie  und  da  Übrigens 
auch  bei  Verbrauchssteuern  (z.  B.  bei  der  Werthbesteueruug  oder  bei  Sorten-  und 
Qualitätssteuerfussen,  wenn  es  au  sicheren  Maassmethoden  und  Maassinstru menten 
fehlt  [Branntwein,  Zucker,  Tabak,  Wein]),  bei  Besitzwechselabgaben  u.  dgl.  m.  nach 
dem  Werth  (Immobilien),  um  Schätzungen  von  Objecten  handelt,  — von  Werthen, 
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Erträgen,  Ertragsf&higkeiten , z.  B.  beim  Boden.  Arten.  Sorten,  Qualitäten  u.  s.  w. 
der  Objecte  — , da  wird  gewöhnlich  durch  Sachverständige  der  Beweis  für  und 
gegen  die  Richtigkeit  der  thatsächlichen  Ermittlungen  geführt  werden  müssen.  Bei 
den  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  wird  der  Beweis  durch  Vorlegung 
der  Geschäftsbücher,  durch  eidesstattliche  Versicherungen,  durch  ürtheil  tron  Schieds- 
richtern zu  fuhren  sein.  (Aehnlich  Uber  die  Beweismittel  bei  der  „Schätzungs- 
beschwerde'' Stein,  4 A.  I,  544.  Er  will  Beschwerden,  welche  nicht  mit  Beweis- 
mitteln versehen  sind,  gleich  abgewiesen  haben.) 

Bei  Steuern,  für  welche  Declarationen  der  Pflichtigen  vor- 
geschrieben sind,  wie  mitunter  bei  einzelnen  Ertragssteuern  (Leih- 
zinssteuer u.  dgl.),  bei  Einkommen-,  Vermögens-,  bei  manchen  Ver- 
kehrssteuern, regelmässig  bei  Erbschaftssteuern,  bei  Zöllen,  Thor- 
steuern, ist  zwar  eine  amtliche  Prüfung  dieser  Declarationen  ge- 
boten und  kann  nach  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  dann  erst  die 
Veranlagung  stattfinden.  Aber  dem  Steuerpflichtigen  wird  ein  Re- 
clamationsrecht  auch  hier  zu  geben  sein,  das  sich  dann  auf  den 
Nachweis  der  Richtigkeit  der  Declaration  zu  er- 
strecken hat. 

Die  zu  fordernden,  gesetzlich  oder  im  Verordnungswege  vorzuschreibenden  Be- 
weismittel sind  dieselben,  wie  in  den  Fällen  der  vorgenannten,  einseitig  amtlich  veranlagten 
Steuern.  Einzelnes  richtet  sich  wieder  nach  der  Art  der  Steuer.  Bei  den  Zöllen 
kann  z.  B.  die  Anwendung  einer  Tarifposition  auf  eine  bestimmte,  als  die  und  die 
Waare.  Sorte  declarirte  Waare,  der  declarirte  Ursprung.  Werth  einer  Waare  bestritten 
werden,  wo  sich  dann  eine  Entscheidung  durch  ein  unabhängiges  Sachretständigen- 
collegium  empfehlen  kann. 

Nothweudig  ist  hier  überall  eine  angemessene  Zeitfrist 
für  die  Einbringung  der  Reclamation:  eine  nicht  zu  lange  im 
Finanzinteresse,  eine  nicht  gar  zu  kurze  im  Interesse  des  Steuer- 
pflichtigen. 

Feiner  ist  wenigstens  bei  solchen  Stenern,  deren  baldige 
Erhebung  im  Interesse  der  Finanzwirthscbaft  erforderlich  ist,  da- 
her bei  den  Verbrauchs-,  den  Einkommen-  und  denjenigen  Ertrags- 
steuern, deren  Grundlagen  in  kurzen  Perioden,  etwa  jährlich, 
regelmässig  erneuert  werden  (wie  mitunter  die  Gebäude-,  die  Ge- 
werbe-, die  Leihzinssteuern)  der  oben  schon  gebilligte  Grundsatz 
in  das  Steuerrecht  aufzunehmen,  dass  die  Reclamation  die 
Zahlungsverpflichtung  nicht  aufschiebt. 

Anders  liegt  die  Sache  bei  solchen  Steuern,  für  welche  auf  längere  Zeit 
hinaus  durch  umfassende  Katasteroperationen  die  Grundlagen  geschaffen  werden,  wie 
namentlich  meistens  bei  den  Grundsteuern,  mitunter  auch  bei  anderen  Ertragssteuem 
(Gebäude).  Hier  kann  wohl  der  Abschluss  der  Veranlagung  und  das  Recht  der 
Erhebung  der  Steuer  vou  der  vorausgehenden  Erledigung  der  Kec.lamatiotien  ab- 
hängig gemacht  werden. 

In  allen  diesen  Fällen  pflegt  nun,  mit  Ausnahmen  wie  bei 
Stempel,  nach  dem  deutschen  Steuerrecht  nur  die  Beschwerde, 
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nicht  die  Klage  zulässig  zu  sein,  schon  bei  Formfehlern,  vollends 
hinsichtlich  des  Ergebnisses  der  Veranlagung  für  ein  einzelnes 
Steuerobject  und  Subject.  Es  war  dies  bisher  in  unserer  geschicht- 
lichen Entwicklung  begründet  und  hat  auch  seine  beachtenswerthen 
sachlichen,  in  derTeehnik  der  Besteuerung  liegenden  Gründe. 
Dennoch  hat  der  unbedingte  Ausschluss  des  Rechtswegs 
auch  hier  erhebliche  Bedenken. 

Anders  Stein.  4.  A.  I.  54t.  der  für  die  von  ihm  sogenannte  .jndirecte  Steuer- 
vertheiluug“  durch  das  Schätzungsverfahren  in  Betreff  des  Ergebnisses  dieser 
Vertbeilung  die  Klage  ausschliesst  und  nur  die  Beschwerde  zulässt.  In  Betreff  der 
Form  des  Verfahrens  statuirt  auch  er  die  Klage. 

Die  entscheidende  Verwaltungsinstanz  urthcilt  doch  eigentlich  in  eigener  Sache. 
Die  Steuercommissionen , seitist  die  höchsten,  den  localen  nnd  den  Sonderinteressen 
ferner  stehenden  geben  noch  nicht  immer  hinlängliche  Bürgschaft  für  objeclive  Ent- 
scheidung. Wenn  man  die  vorhin  genannten  Beweismittel,  wie  es  unvermeidlich  ist, 
fordert  und  die  Beschreitung  des  Uechtswegs  von  der  vorangehenden  Zurücklegung 
des  Beschwerdewegs  abhängig  macht,  auch  den  verlierenden  Reclamauten.  wie  billig, 
die  Proccsskosten  tragen  lässt,  so  ist  nicht  wohl  einzuseben.  warum  man  den  Rechts- 
weg (auch  in  Betreff  des  Ergebnisses'!  ausschlicsst,  — vollends  bei  Steuern,  welche 
wie  die  (Grundsteuern  u.  s.  w.  für  lange  Perioden  veranlagt  werden,  also  mit  einer 
dauernden  Deberlastung  eines  Steucrobjects , selbst  mit  einer  Kapitalwertheinbusse 
drohen. 

Besonders  wichtig  wird  die  Eröffnung  des  Rechtswegs  bei  der  Veranlagungs- 
rcclamation  in  Angelegenheiten  solcher  Steuern,  welche  sich  an  mehr  oder  weniger 
verwickelte  Ve rbältnisse  und  Geschäfte  des  Privatrechts  anknttpfen,  daher 
bei  den  V er k e h rs steuern  auf  Rechtsgeschäfte,  den  in  Form  von  Stcmpel- 
und  Registerabgaben  erhobenen  Gebühren  und  Steuern,  bei  den  Börsen  steuern, 
Erbschaftssteuern  u.  s.  w.  Hier  bietet  nur  die  richterliche  Entscheidung,  mög- 
lichst der  ordentlichen  (Civil)gericbtc,  rolle  Bürgschaft  für  die  dem  Gesetz  streng 
entsprechende  Veranlagung  von  Objecten  und  Subjecten  zur  Steuer. 

Bei  Zöllen,  inneren  indirecten  Verbrauchssteuern,  directen  Steuern 
ist  der  Ausschluss  des  Klagerechts  bei  ordentlicher  Gestaltung  des  Beschwerderechts 
wobl  weniger  bedenklich,  aber  doch  auch  nicht  unbedenklich  und  kaum  allgemein 
nothwendig.  Namentlich  das  ..Ob'?"  der  Steuerpflicbt  Hesse  sich  doch  der  gericht- 
lichen Entscheidung  unterstellen,  da  es  auf  klarer  Gesetzesbestimmung  beruhen  muss 
und  die  Fälle  hier  meist  einfacher  als  hinsicbüich  des  „Wie  hoch'?“  der  Steuerpflicht 
liegen  werden.  S.  für  die  Unterscheidung  nach  Steuerarten  die  bemerkenswerthen 
französischen  Bestimmungen  (in  Fin.  III,  a.  a.  0.). 

ß)  Die  Steuererhebungs-Reclamation. 

Ihre  Ordnung  bietet  weniger  Schwierigkeiten,  wenn  die  Ver- 
anlagungsreclamation  zweckmässig  geregelt  ist.  Es  dreht  sich 
nemlicb  alsdann  bei  ihr  um  die  einfacheren  Fragen  in  Betreff  der 
Steuerschuldigkeit  eines  bestimmten  Subjects,  in  bestimm- 
ter Zeit,  am  bestimmten  Ort,  aus  bestimmtem  Rechts- 
grunde, nach  der  Behauptung  des  Reclamanten,  dass,  unbeschadet 
der  Richtigkeit  der  ursprünglichen  Veranlagung,  wegen  in- 
zwischen eingetretener  Veränderung  der  thatsäch- 
lichen  Verhältnisse  seine  Steuerpflicht  auch  ohne  weitere 
Zahlungsleistung  erloschen  oder  vermindert  sei. 
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Jemand  behauptet  z.  B.  zur  geforderten  Entrichtung  einer  Steuersumme  nicht 
verpflichtet  zu  sein,  weil  er  nicht  mehr  Eigenthümer  des  steuerpflichtigen  Objects  sei, 
uder  weil  er  aus  einem  persönlichen  Titel,  z.  B.  als  Ausländer,  nicht  mehr 
steuerpflichtig  sei,  oder  weil  er  oder  ein  anderer  für  ihn  die  Zahlung  schon  geleistet 
habe,  oder  weil  das  steuerpflichtige  Object  inzwischen  untergegangen,  das  in  der 
Veranlagung  angenommene  Einkommen  nicht  oder  nicht  in  dieser  Höhe  erzielt  sei 
u.  dgl.  m. 

Hier  bandelt  es  sich  um  die  objective  Feststellung  einfacher 
Thatsachen  oder  bestimmter  reiner  Rechtsfragen.  In  beiden  Fällen 
kann  es  zwar  auch  hier  steuertechnisch  und  steueradministrativ 
zweckmässig  sein,  zunächst  die  Beschreitung  des  Beschwerdewegs 
vorzusebreiben,  aber  vollends  hier  ist  kein  Grund  für  den  Aus- 
schluss des  Rechtswegs  zu  ersehen,  der  schliesslich  doch  die  beste 
Bürgschaft  für  eine  Erledigung  aller  Fälle  streng  nach  dem  Gesetz 
gewährt.  Ein  nicht  zu  langer  Fristenlauf  für  die  Anstellung 
der  Beschwerde  und  Klage  ist  nur  wiederum  im  Interesse  der 
Finauzverwaltung  geboten. 

Bezieht  sich  die  Reclamation  auf  bereits  entrichtete 
Steuern  und  deren  Rückerstattung,  so  würde  im  Princip  wohl 
die  Forderung  von  Zinsen  vom  Zeitpuncte  der  Entrichtung  an 
dem  unrichtig  Besteuerten  zuzugestehen  sein:  das  Correlat  von 
Verzugszinsen  des  Fiscus  für  Steuerrückstände. 

Stein  (4.  A.  I,  540)  rindicirt  für  Vortheilung  und  Erhebung  der  Steuer  den 
Oharactcr  eines  bürgerlichen  Rechtsverhältnisses  und  construirt  aus  der  Vertheilnng 
der  Steuer  die  Obligation  des  Besteuerten  zur  Zahlung  des  Steuerbetrags,  wo 
dann  im  bürgerlichen  Obligationenrecht  die  Grundlage  des  Steucrklagerechts  ge- 
funden wird. 


3.  Abschnitt 

Die  Kteuereontrolen. 

§.337.  Vorbemerkungen. 

Auch  dieser  wichtige  Gegenstand  ist  in  der  Finanzwissenschaft  noch  wenig  von 
einem  allgemeinen  zusammenfasseuden  Standpuncte  aus  behandelt  worden.  In  der 
allgemeinen  Steuerlehre  wird  er  bisher  gar  nicht  erörtert , kaum  erwähnt,  so  bei 
Rau.  sogar  bei  Stein  nicht.  Manches  hängt  allerdings  mit  anderen  Einrichtungen 
und  Verhältnissen  der  Sleuerverwaltung  eng  zusammen,  besonders  mit  der  Veranlagung 
und  Erhebung  der  Steuern , so  dass  es  passend  dabei  mit  erwähnt  wird , so  auch 
in  den  beiden  letzten  Abschnitten,  auf  welche  ich  mich  daher  zur  Ergänzung  des 
folgenden  Abschnitts  hier  ausdrücklich  mitbeziehe.  Aber  eine  besondere  zusammen- 
fassende  Darstellung  und  prinrjpiolle  Erörtciung  wenigstens  der  typischen  Grundzuge 
alles  Stcuerrontrolwesens,  wie  sie  im  Folgenden  stattfindet,  ist  doch  daneben  unent- 
behrlich. Die  Behandlung  blosser  Einzelheiten  in  der  specielien  Steuerlehre  reicht 
nicht  aus.  Das  Controlwesen  gehört  zum  „formellen“  Steuerrecht,  Uber  dessen 
ausserordentliche  Bedeutung  man  sich  aus  jedem  neueren  Gesetz  Uber  eine  wich- 
tigere Verbrauchs-  und  Verkehrssteuer  (Tabakbesteuerung,  Branntwein-,  Zttcker- 
besteaerung!)  eines  Culturstaats  unterrichten  kann.  Mit  vollem  Recht  sagt  Scbäffle 
in  seinen  Aufsätzen  „Ergebnisse  der  deutschen  Tabaksteuerenquöte“ : „auch  dem 
formellen  Tabaksteuerrecht,  d.  b.  den  Maassregclo  der  Gcfällserhebung  und  Gefälls- 
sichcrung,  wird  mit  gutem  Grunde  höhere  Bedeutung  zugemussen,  als  ihr  in  den 
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theoretischen  Darstellungen  der  Finanzwissenschaft  beigelcgt  zu  werden  pflegt“  (Tüb. 
Ztschr.  1879.  S.  548). 

Bei  dieser  Sachlage  kann  für  den  folgenden  Abschnitt  nur  auf  die  specielle 
Stoucrlehre  in  den  Lehrbüchern  und  Systemen  verwiesen  werden,  besonders  auf 
Kau  II  und  Stein  II,  Schönberg's  Handbuch  111,  in  diesem  Finanzwerke  B.  III, 
namentlich  wieder  auf  die  Darstellung  der  französischen  Besteuerung,  wo  die  in- 
directen  inneren  Verbrauchssteuern.  Enregistrement  und*Stempel  viel  EigonthUmliches 
und  allgemein  Lehrreiches  bieten. 

Von  den  allgemeineren  Behandlungen  des  Controlwesens  sind  auch  hier  die- 
jenigen r.  Hock 's  in  seinen  öffentlichen  Abgaben  heirorzuheben : wiederum  in  präg- 
nantester Kürze  ganz  vortreffliche  Erörterungen,  an  die  ich  mich  in  diesem 
Abschnitte  mehrfach  genau,  in  einigen  Pnncten  wörtlich  oder  fast  wörtlich,  gehalten 
habe  is.  daselbst  besonders  §.  10,  S.  49  ff.,  auch  §.  8 und  9).  Zur  Ergänzung  filr 
das  Detail  dienen  manche  Ausfuhrungen  in  Hock 's  Finanzen  Frankreichs  und  Americas. 
Manches  auch  in  Schiffle's  Steuerpolitik. 

Sehr  lehrreich  auch  filr  eine  Uber  den  Rahmen  des  Folgenden  hinausgehende 
„allgemeine  Lehre  von  den  Steuercontrolcn",  sind  die  reichen  Materialien  in  der 
deutschen  Tabaksteucrcnqnöte.  Vgl.  darüber  auch  den  Abschnitt  „Sichurungsmittel 
des  Tabakgefälles“  in  dem  genannten  Aufsatz  Schäfflo’s  (Tübinger  Zeitschrift  1879, 
S.  556  ff.),  wo  die  Hauptpuncte  gut  übersichtlich  werden,  besonders  die  verschie- 
denen Arten  der  Controlen  (Coutrolen  für  die  Pflanzung;  Materialcontrolen  dom 
Pflanzer,  dem  Rohtabakhandel.  dem  Fabrikanten  gegenüber:  Fabrikationscontrolcn ; 
Absatzcontrolen,  S.  560  ff.,  s.  unten  §.  840). 

Aus  der  neueren  Gesetzgebung  sind  die  Gesetze  und  Vollzugsvcrordnungen 
Uber  innere  Verbrauchsstenern  und  Zölle  auch  für  die  allgemeine  Lehre 
von  den  Steuercontrolen  zunächst  zu  beachten.  Manche  Erleichterungen  und  Verein- 
fachungen der  Controlen  beim  Zollwesen  forderte  und  ermöglichte  das  neuere  Oom- 
municationswesen,  die  liberalere  Finanz-  und  Schutzzolltarifpolitik,  die  Vereinfachung 
des  Tarifs.  Aber  Vieles  musste  und  muss  bleiben,  solange  der  Zoll  überhaupt  bleibt. 
Daher  doch  z.  B.  selbst  in  dem  einfachen  Zollwescn  Englands  mit  wenigen,  freilich 
schwuren  Finanzzöllen  (Tabak)  noch  immer  schwere  Controlen  (Fin.  UI,  §.  151.  152). 
Der  Schutzzoll  macht  übrigens  zum  Theil  noch  mehr  und  noch  schwierigere  Controlen 
nothwendig.  Bei  den  inneren  Verbrauchssteuern  richtet  sich  Einrichtung  und  Schärfe 
der  Controlen  mit  nach  der  Bestcueruugsmetbode,  daher  Verschärfungen  besonders  bei 
der  Fabrikatsteuer  Branntwein , Zucker,  auch  in  den  neuesten  deutschen  Gesetzen 
darüber,  die  hier  lehrreich  auch  für  die  „Controlthcorie"  sind). 

Ferner  kommen  die  Verkchrssteuer-,  Stempel-,  Rcgisterabgaben- 
gesotze  mit  mehrfach  eigentbümlichen  Controlen  in  Betracht  (s.  oben  §.  70 — 72); 
sodann  die  Gesetze  über  Erbschafts-  und  Schenkungsstenern  und  Uber  die- 
jenigen directcn  Steuern,  welche,  wie  die  Uber  Capitalrenten-,  in  einzelnen  Puncten 
über  Gewerbe-,  Gebäude-,  Grundsteuern,  ferner  namentlich  über  Personal-,  Einkommen-, 
Vermögenssteuern,  Anmelde-  und  Declarationspflichten,  sei  es  für  die  Steuer- 
pflichtigen selbst,  sei  es  für  Dritte  („Meldangaben“)  enthalten,  Bei  den  Steuern  ohne 
solche  Pflichten  gestaltet  sich  das  Controlweseu  (wie  auch  das  im  Abschnitt  4 zu  be- 
handelnde Strafwesen)  anders. 

I.  — §.  338.  Begriff  und  Wesen  der  Steuercontrolen. 
Die  Steuercontrolen  sind  einContplex  von  Anordnungen 
und  Maassregcln  zur  Sicherung  der  thatsächlichcn 
Ermittlungen,  auf  Grund  deren  die  individuellen  Ver- 
anlagungen erfolgen,  sowie  zur  Sicherung  der  der 
Veranlagung  gemässen  Steuererhebung  selbst. 

Sie  vorneinlich  sind  das  wahre  Kreuz  der  Steuerverwaltung 
und  in  ihrer  ersten  Festsetzung,  welche  in  gewissen  Hauptpuncten 
wenigstens  nicht  der  Verordnungsgewalt  der  Steuerverwaltung  über- 
lassen werden  darf,  auch  der  Gesetzgebung  selbst,  nicht  minder 
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aber  das  Kreuz  der  eigentlichen  Steuerpflichtigen  und  oft  genug 
mehr  oder  weniger  der  ganzen  Bevölkerung. 

„Maassregeln  ähnlicher  Art  kommen  zwar  auch  bei  anderen  Zweigen  der  Staats- 
verwaltung vor,  aber  sporadisch  und  in  Nebendingen,  während  sie  bei  der  Steoer- 
rerwaltung  den  das  ganze  System  durchziehenden  rothen  Kaden  bilden.  Ihnen  sind 
vorzüglich  der  Verlust  an  Zftt  und  Kraft,  die  Unannehmlichkeiten  und  wirtschaft- 
lichen Beschränkungen  zuznschreiben.  welche  sieb  für  den  Steuerpflichtigen  als  traorige 
Beigabe  au  die  Steuerzahlung  kuupfen".  sagt  v.  Hock.  Sie,  so  sei  hinzugefügt,  sind 
es  auch,  auf  denen  ein  erheblicher  Theil  der  Kosten  der  Steuerverwaltung  beruht. 
„Und  doch  sind  sie  unerlässlich,  fügt  der  genannte  Autor  hinzu.  Sie  können  verein- 
facht und  vermindert  werden,  allein  solange  der  Eigennutz  ein  Motiv  für  die  Hand- 
lungen der  Menschen  bleibt,  solange  es  Steuern  giebt  und  die  Kinanzverwaltung  den 
Staatsschatz  gegen  Unterschleife  und  den  redlichen  Verkehr  gegen  betrügerische  Mit- 
werbung zu  schützen  verpflichtet  ist,  sind  sie  das  nothwendige  Mittel  der  Vertei- 
digung und.  gegenüber  dom  Unterschleif,  das  kleinere  und  unvermeidliche  Uebel“ 
(v.  Hock,  öffentliche  Abgaben  S.  49). 

Umfang  und  Art  der  Controlen  mtlssen  sich,  wie  in  der 
Besteuerung  und  zumal  in  der  Steuerverwaltung  so  Vieles,  notb- 
wendig  dem  Zustande  der  Sittlichkeit  und  des  Rechts- 
sinns der  Bevölkerung  und  speciell  des  Geschäftspubli- 
cums  und  des  Verwaltungspersonals,  sodann  den  Arten 
der  Steuern  anpassen. 

In  erste  rer  Hinsicht  können  Verbesserungen  gewöhnlich  nur 
von  der  Zeit  und  von  der  Hebung  des  ganzen  sittlichen  und  geistigen 
Volkslebens  erwartet  werden  und  alsdann  erst  manche  Verein- 
fachungen und  Verminderungen  der  Controlen  eintreten.  Gerade 
im  Controlwesen  sind  daher  auch  bei  denselben  Steuern  in  ver- 
schiedenen Ländern  und  Zeiten  manche  Verschiedenheiten  geboten. 

Es  gilt  hier  etwas  Aehuliches  wie  von  der  Verminderung  der  Erhebangkosten, 
der  eigentlichen  and  uneigentlicheD.  Pin.  I.  2.  A„  S.  207  ff.,  3.  A„  §.  171  ff. 

Von  den  Steuergattungen  verlangen  die  indirecten  Ver- 
brauchssteuern, besonders  die  Zölle,  die  Thoraccisen, 
die  innern  an  den  Productionsbetrieb,  an  den  VVaaren- 
u ml  auf  sich  anschliessenden,  auch  die  in  Mono  pol  form  er- 
hobenen Steuern  die  meisten,  lästigsten,  schwierigsten,  kostspielig- 
sten, mannigfaltigsten  und  doch  niemals  ganz  ausreichenden  Con- 
trolen. Bei  diesen  Steuern  kann  man  aber  doch  wenigstens  die 
erforderlichen  Controlen  überhaupt  noch  anbringen  und  noch  leid- 
lich handhaben.  Manche  in  Stempclform  u.  s.  w.  erhobenen 
Verkehrssteuern  zeigen  in  dieser  Hinsicht  noch  misslichere 
Verhältnisse:  sie  lassen  mehrfach  von  vorneherein  eine  wirksame 
Controle  gar  nicht  oder  noch  schwerer  und  mit  noch  unsichere™ 
Erfolge  zu,  so  dass  man  dann  noch  mehr,  wenn  nicht  ganz,  auf 
die  Redlichkeit  uud  den  guten  Willen  des  Steuerpflichtigen  ange- 
wiesen ist.  Bei  den  Erbschafts-  und  den  directcn  Steuern 
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sind  die  Controlen,  welche  überhaupt  in  Frage  kommen,  wie  be- 
sonders zur  Sicherung  und  Verification  der  vorgeschriehenen  An- 
meldungen und  Declarationen,  wenigstens  nicht  mit  so  vielen  Be- 
lästigungen und  Kosten  als  diejenigen  der  indirecten  Stenern  ver- 
bunden. 

Beacbtenswerth  ist,  dass  sich  bei  manchen  Steuern,  wie  im 
Allgemeinen  wieder  bei  den  indirecten,  besonders  bei  Zöllen, 
Thorsteuern,  die  Einrichtung  der  Controlen  auch  nach  den 
gegebenen  natürlichen  Ortsverhältnissen,  der  Beschaffen- 
heit der  Grenzen,  des  Bodens,  überhaupt  nach  physikalisch- 
geographischen Momenten  mit  richten  muss. 

Mit  der  Specialisirung  der  Steuern,  welche  das  nothwen- 
dige  Product  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  besonders  der 
Arbeit» - und  Eigenthumstheilnng  ist  (§.  204  ff.),  und  mit  der  zu- 
nehmenden Complication  der  Einrichtungen  der  Besteuerung 
muss  sich  nothwendig  zugleich  das  Control  wesen  immer  weiter 
specialisiren,  compliciren  und  den  wechselnden  öko- 
nomischen und  technischen  Verhältnissen  anpassen, 
wie  die  Erfahrung  es  auch  bezeugt.  Jede  Steuer  benöthigt  dann 
ihre  eigenen  Controlen.  Diese  müssen  sich,  wie  z.  B.  bei  der  Ge- 
werbesteuer, namentlich  aber  bei  den  inneren  an  den  Productions- 
betrieb  sieh  anschliessenden  Steuern  (Salz,  Wein,  Bier,  Branntwein, 
Tabak,  Zucker  u.  s.  w.),  nach  der  eigenthümlichen  Technik  und 
Oekonomik  des  speciellen  Betriebs  und  der  dadurch  wieder  mit 
bedingten  Besteucrungsmethode , sowie  auch  der  unabhängig  hier- 
von, etwa  aus  specifisch  fiscalischen  Rücksichten  auf  Gewinnung 
hoher  Steuererträge  gewählten  Besteuerungsmethode  (z.  B.  bei 
Zucker,  Branntwein,  Tabak)  richten.  Sie  ändern  sich  daher  auch 
nothwendig  mit  Aenderungen  der  Betriebstecbnik  und  der  Be- 
Steuerungsmethode. 

Das  Detail  ist  auch  hier  ausserordentlich  gross,  manche  Einzelheit  war  des  Zu- 
sammenhangs wegen  schon  im  Yorausgeliendcn,  namentlich  in  den  beiden  letzten  Ab- 
schnitten, mit  zu  berühren.  Das  weitere  Detail  in  Betreff  der  Controlen  der  einzelnen 
Steuerarten  und  Steuern  gehört,  soweit  es  überhaupt  in  der  Finanzwissenschaft  berück- 
sichtigt werden  kann,  in  die  speciclle  Steuerlehre.  An  dieser  Stelle  sind  nur  die 
allgemeinen  Schemata  herrorzuheben . auf  welche  sich  die  Controlen  bei  den 
einzelnen  Steuern  zurückfuhren  lassen  (§.  340). 

II.  — §.  339.  Steuercontrolenund  Steuerunterschleif 
(Defraudation,  Schmuggel). 

Die  Steuercontrolen  sollen  den  Unterschleif  einschränken,  wo- 
möglich ihn  beseitigen.  Unter  „Unterschleif“  wird  jede  rechtswidrige 
Hinterziehung  von  Steuern  mittelst  Handlungen  oder  Unterlassungen 
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sowohl  Seitens  des  Steuerpflichtigen  als  des  Steuerverwaltungs- 
organs, namentlich  des  Veranlagungs-  und  Erhebungsorgans,  ver- 
standen, durch  welche  die  Steuercasse  an  ihrer  gesetzlichen  Ein- 
nahme aus  Steuern  eine  Verkürzung  erleidet.  Schmuggel  (Contre- 
bande  i.  w.  S. , Schleichhandel)  wird  der  Unterschleif  speciell  hei 
denjenigen  Steuern  genannt,  welche  sich  an  den  Umlauf  der 
Waaren  ankntlpfen,  daher  namentlich  bei  Zöllen  und  Thorsteuern, 
wobei  daun  aber  öfters  eine  Ausdehnung  des  Ausdrucks  auf  ver- 
wandte Fälle  stattfindet. 

Ausser  den  Controlen  selbst  können  zur  Bekämpfung  des 
Unterschieds  einige  verwaltungspolitische  und  stenerpolitische  Maass- 
regeln allgemeiner  Art  in  Betracht  kommen.  Je  besser  dieselben 
wirken,  desto  leichter  ist  die  Aufgabe  des  Controlwesens  und  desto 
mehr  lägst  sieb  diese  beschränken. 

Vgl.  Hock,  Öffentliche  Abgaben,  S.  36  ff.  Dann  den  folgenden  Abschnitt,  be- 
sonders §.  344,  346. 

A.  Eine  Hauptgefahr  des  Unterschleifs , besonders  des 
Schmuggels,  liegt  in  der  directen  Unterstützung  oder  in  der 
Zulassung  desselben  Seitens  der  Organe  der  Steuerver- 
waltung, namentlich  des  Personals  des  Veranlagungs- 
und Erhebungsdieusts  selbst.  Die  Beseitigung  dieses  Uebel' 
Stands  hängt  wieder  von  allgemeiner  Hebnng  des  Rechtssinns  und 
der  Moralität  des  ganzen  Volks  und  der  Geschäfts-  und  Beamten- 
classen  speciell  mit  ab.  Einiges  lässt  sich  aber  auch  durch  zweck- 
mässige Organisation  des  Diensts  und  durch  Gewähr- 
ung einer  richtigen  Stellung  für  die  Beamten  erreichen. 

Hock's  Priocip:  wenige,  gut  bezahlte,  scharf  controlirte  Beamte, 
darf  und  kaun  auch  hier,  uattlrlich  cum  grano  salis,  als  Richtschnur  dienen.  Beson- 
ders ist  eine  ausreichende  Bezahlung  der  Beamten,  auch  der  unteren  im  Er- 
hebungsdienst der  indirectcu  Steuern  und  Zolle  beschäftigten,  gewöhnlich  eine  unbe- 
dingte Voraussetzung  für  die  Erzielung  einer  leidlichen  Integrität  des  ßeamtcnpcrsonals. 
Daneben  dann  scharfe  beständige  und  nicht  seltene  unvorhergesehene  ausser- 
ordentliche Controle  von  Oben  her,  von  den  Centralstellen  aus  nach  den  Local- 
stellen hin  und  unerbittliche  Strenge  bei  Rechtswidrigkeiten  der  Beamten. 
Freilich  aber  auch  diese  Strenge  gegenüber  dem  höheren  überwachenden  und  leiten- 
den Personal  selbst!  Eine  Forderung,  welche  Öfters  am  Schwersten  zu  verwirk- 
lichen ist. 

B.  Unter  übrigens  gleichen  Umständen  steigt  begreiflich  die 
Gefahr  des  Unterschleifs  mit  der  Höhe  der  Steuersätze  und 
der  daraus  sich  ergebenden  Steuerschuldigkeiten.  Es  ist 
daher  ein  ganz  richtiger  Grundsatz,  den  Unterschleif  durch  nied- 
rige Steuersätze,  den  Schmuggel  durch  niedrige  Zollsätze,  bei 
denen  er  „nicht  rentirt“,  zu  bekämpfen:  der  Vortheil  niederer 
Steuern  nicht  nur  lür  die  Bevölkerung,  sondern  für  die  Steucr- 
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Verwaltung  und  die  Finanzen  selbst.  Aber  die  allgemeinere 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  bat  natürlich  ihre  Grenzen  im 
Stenerbedarf  und  auch  in  den  Anforderungen  in  Bezug  auf 
gerechte  Steuervertheilung. 

Man  könnte  bei  einigen  Steuern,  z.  B.  den  Zöllen.  Thorsteuern,  Stempelabgaben, 
wohl  nach  jenem  Grundsatz  die  Zweckmässigkeit  der  Bezollung  u.  s.  w.  zahlreicher 
Artikel  mit  kleinen  Sätzen  vertreten.  Aber  hier  wachsen  auch  für  die  Verwaltung 
wieder  mit  der  Zahl  die  Aufgaben  und  Kosten  des  Dienste  und  der  Unterschleif,  bei 
einzelnen  Positionen  wohl  schwächer,  verbreitet  sich  leicht  noch  in  weiteren  Kreisen 
und  wird  ganz  allgemein.  Dagegen  lässt  sich  jenem  Grundsatz  gemäss  wohl  die  Innc- 
lialtung  massiger  Maxima  der  Steuersätze  in  manchen  speciellen  Fällen  ver- 
treten, so  namentlich  bei  den  Zöllen.  Finanz-  wie  besonders  auch  Schutzzöllen:  bei 
Haaren  von  hohem  „specifischen"  Werth,  d.  h.  grossem  ttertli  in  kleinem  Volumen 
uud  Gewicht,  ist  der  Schmuggel  am  Gefährlichsten,  bei  sehr  hohen  Zollsätzen  am 
Verführerischsten.  Hier  wird  öfters  aus  diesem  Grunde,  auch  wenn  sonst  ein 
höherer  Satz  gerechtfertigt  wäre,  ein  massiger  rätblich  sein  (Seidenwaareu).  Die 
Anwendung  der  Kegel  wird  sich  auch  nach  der  Beschaffenheit  der  Grenze  u.  dgl.  m. 
richten  müssen. 

C.  Die  Schmuggeigeftihr  wächst  mit  der  Differenz  der  Steuer- 
und  Zollsätze  im  Inland  und  dem  benachbarten  z\usland.  Daher 
ist  alles,  was  diese  Differenz  verringert,  int' Interesse  geringerer 
Unterschiede  und  leichterer  Controlen  erwünscht. 

Eine  gewisse  Rücksicht  bei  der  Normirung  dieser  Sätze  fUr  innere  Ver- 
brauchssteuern. Monopolpreise.  Zölle  u.  s.  w.  auf  das  Steuerwese n des  Nachbar- 
lands ist  deshalb  zweckmässig  Auch  Annäherungen  der  beiderseitigen  Steuer- 
systeme können  wegen  der  sonstigen  Schmuggelgefahr  im  Interesse  des  einen  oder 
beider  Theile  liegen.  Oder  gewisse  Steuersätze  werden  dieser  Gefahr  halber  iu  den 
Grenz districten  niedriger  als  im  Binnenlande  gehalten  (Grenzzonen  im  Tabak- 
monopol. Fin.  III.  § 292  ff.).  Zollcartellc  zwischen  Nachbarstaaten,  in  Folge  deren 
die  Steuerrerwaltung  beider  den  gegenseitigen  Schmuggel  bekämptt,  sind  natürlich 
sehr  erwünscht  und  unterbleiben  wohl  häutiger,  als  es  im  Interesse  der  Volksmoralität 
nnd  selbst  im  eigenen  Finauzintercsse  liegt,  nur  aus  politischen,  und  vermeintlich 
volkswirtschaftlichen  Gründen  (wegen  des  Absatzes  inländischer  Producte  durch  den 
Schmuggel  ins  Ausland). 

D.  Ein  schwerfälliger  Formalismus  in  der  Steuerver- 
waltung steigert  auch  die  Geläbr  von  Unterschleif  und  Schmuggel. 

Z.  B.  im  Zollverfahren  ruft  er  manchen  Unterschied  der  Steuerpflichtigen  nicht 
nur  wegen  der  Steuerzahlung,  sondern  schon  wegen  der  Umständlichkeit  und  Lästig- 
keit der  Controle,  der  Erhebung  u.  s.  w.  hervor,  denen  man  so  entgehen  will.  Re- 
formeu  in  dieser  Beziehung  sind  also  erwünscht.  Ihre  Zulässigkeit  hängt  freilich 
wieder  von  den  Umständen  ah.  Jener  Formalismus  kann  leicht  der  Beamtencontrole 
halber  nöthig  sein  (Russische  Zollverhältnisse). 

E.  Unterschiede  bei  directen  Steuern,  z.  B.  mittelst  falscher 
Declarationen  bei  den  Einkommen-  und  Vermögens-,  Erbschafts-, 
Leihzinsstenern,  bei  den  Zöllen  nnd  anderen  indirecten  Steuern, 
bei  ßesitzwecbselabgaben  und  den  Werthangaben  dafür  müssen 
natürlich  strengen  und  empfindlichen  Strafen,  daher  nicht  nur 
immer  Geldstrafen,  sondern  unter  Umständen  auch  Ehren  strafen, 
Freiheitsstrafen  unterliegen,  auch  um  mehr  davon  abzuschrecken 
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(§.  346  ff.).  Wichtig  ist  aber  ausserdem  allgemein  eine  Schärfung 
der  „Steu  er  eh  re“  im  Volksbewusstsein. 

Das  hängt  jedoch  wieder  ron  allgemeinen  Veränderungen  im  Sittenzustand  des 
Volkes  ab,  es  lässt  sich  aber  auch  durch  bestimmte  Mittel  mit  darauf  hinwirken.  So 
durch  die  Ausbildung  eines  gerechten  Steuersystems,  dessen  Richtigkeit  und  An- 
gemessenheit im  Volksbewusstsein  anerkannt  wird  ; dann  namentlich  durch  die  rolle 
Anerkennung  des  Princips  der  Oeffentlichkeit  in  Fällen  ron  Steueruntcrschleif, 
indem  Überall  da.  wo  an  mala  lides  nicht  zu  zweifeln  ist,  die  Fälle  mit  Namens- 
nennung und  erentucll  weiteren  thats&chlichen  Einzelheiten  ron  Amtswegen  rer- 
Offentlicht  werden.  Bei  rechtskräftigen  Verurtheilungcn  würde  dabei  wohl  weiter 
eine  Aberkennung  ron  Ehrenrechten,  auf  Zeit  oder  bleibend.  Ausschluss  des 
passiren  Wahlrechts  fUr  Ehrenämter,  Unfähigkeit  als  Zeuge  zu  dienon  n.  dgl.  in  Frage 
kommen  können. 

Nordamerica  hat  hier  ln  Verbindung  mit  seinem  freilich  bedenklichen  Princip, 
den  Eid  zur  Grundlage  der  Steueransagen  zu  machen  (s.  unten  §.  341),  scharfe  Straf- 
bestimmungen, auch  Aberkennung  der  Fähigkeit  zur  gerichtlichen  Zcugcnschaft.  Auch 
ohne  dies  System  der  Steuereide  lässt  sich  ein  solches  Vorgehen  billigen  (rgl.  Hock. 
Finanzen  Americas,  S.  80). 

III.  — §.  340.  Die  allgemeinen  Schemata  der  Steuer- 
controlen. 

Im  Folgenden  Einiges  im  genaueren,  hie  und  da  wörtlichen  Anschluss  an 
Hock  (Öffentliche  Abgaben,  S.  49  ff.),  doch  mit  mehreren  absichtlichen  Abweichungen 
ron  ihm. 

A.  Die  Steuercontrolen  zerfallen  zunächst  in  Anordnungen, 
Maassregeln  und  Handlungen  der  Steuerverwaltung  und  ihrer 
Organe,  denen  die  Verpflichtung  der  Bevölkerung  Überhaupt  oder 
der  Steuerpflichtigen  speciell,  diese  Controlen  zu  dulden  und  ihr 
Ergebniss  unangetastet  zu  lassen,  gegenüber  steht,  — und  Hand- 
lungen und  Unterlassungen,  welche  der  Bevölkerung,  bcz.  den 
Steuerpflichtigen  zur  Hlieht  gemacht  werden,  um  die  zur 
Feststellung  der  Steuerschuldigkeitcn  erforderlichen  Thatsachen  er- 
mitteln und  die  Erhebung  der  Steuern  nach  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften sichern  zu  können.  Beide  Arten  der  Controlen  greifen 
bei  jeder  Gelegenheit  in  einander  Uber  und  specialisiren  sich  nach 
den  einzeln-  n Steuerarten  und  Steuern. 

B.  Die  Steuercontrolen  sind  tbeils  allgemeine,  für  die  ganze 
Bevölkerung,  das  ganze  Land,  allezeit  gütige,  theils  specielle 
oder  besondere,  welche  für  bestimmte  einzelne  Per- 
sonen, Productionsstätten  und  Betriebe,  Objecte, 
Gegenden,  Zeiten  vorgesebrieben  werden. 

1.  Die  ersteren  sind 

a)  die  Steueransage  Seitens  des  eventuell  Steuerpflichtigen. 

D.  h.  in  dem  hier  gemeinten  Sinne:  die  Verpflichtung  eines  Jeden.  steuerbare 
Objecte  und  Acte  bei  der  Steuerbehörde  wahrheitsgemäß  und  mit  den  zur  Bemessung 
der  Steuersrhuldigkeit  erforderlichen,  durch  Gesetz  oder  Verordnung  bestimmten  Einzel- 
heiten anzumeldon. 
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b)  Die  Steuerrevision. 

D.  b.  das  Recht  and  die  Pflicht  der  Steuerorgane,  sich  durch  eigenes  Nachsehen 
von  der  Richtigkeit  der  Ansage  za  Überzeugen,  womit  die  Pflicht  der  Bevölkerung 
oder  der  Steuerpflichtigen  verbanden  ist,  diese  Revision  za  dulden. 

c)  Die  Steuer-(Zablungs-  Jnachweisung. 

D.  h.  die  Verpflichtung  des  Steuerpflichtigen,  sich  über  die  erfolgte  Entrichtung 
der  Steuer  auszuweisen , wozu  meistens  die  in  bestimmter  Form  und  mit  bestimmtem 
Inhalt  vorgeschriebene  Steuerquittung  dient. 

Auch  diese  drei  allgemeinen  Controlen  müssen  sich  in  ihrer 
Einrichtung  den  verschiedenen  Steuergattungen  und  Steuern  an- 
passen, kommen  aber  bei  allen  Steuern  vor. 

Bei  der  Steuoransage  besteht  nur  der  Unterschied,  dass  bei  gewissen  Steuern 
ohne  Weiteres  auf  Grund  allgemeiner  Verpflichtung  die  Anmeldung  des  Objects  oder 
Acts  zu  erfolgen  hat,  so  gewöhnlich  bei  den  Zöllen,  Thorsteuern.  sonstigen  inneren 
indirecten  Verbrauchs-,  manchen  Verkehrs-,  Erbschaftssteuern;  bei  anderen  Steuern 
dagegen,  so  bei  den  meisten  dirccten  Steuern  — mit  Ausnahmen,  z.  B.  bei  der  Ge- 
werbe-, hie  und  da  der  Gebäudesteuer,  wo  z.  B.  etwa  Zwang  zur  Anmeldung  des 
Gewerbebeginns,  um  zur  Steuer  veranlagt  zu  werden,  znr  Anmeldung  des  Eintritts  der 
Steoerpflichtigkeit  eines  Hauses  bei  der  Gebäudesteuer  nach  Ablauf  der  steuerfreien 
Zeit  (prcussische  Gebiudestener)  besteht  — vielfach  erst  auf  Grund  einer  ausdrück- 
lichen Aufforderung  von  Fall  zu  Fall  die  Ansage  geschehen  muss.  Die  Aus- 
dehnung jener  allgemeinen  Verpflichtung  kann  räthlich  sein. 

2.  Die  besonderen  Controlen  betreffen  je  einzelne  (wenn 
auch  etwa  gleichzeitig  und  an  demselben  Orte  mehrere)  Steuer- 
arten und  Steuern,  und  auch  diese  nicht  immer  allgemein  und 
beständig,  sondern  mehrfach  nur  in  Bezug  auf  bestimmte  Pro- 
dnetionsstätten  und  Betriebe,  Objecte,  Zeiten  und  Localitäten.  Sie 
kommen  auch  bei  den  d i r e c t e n Steuern  vor,  so  bei  den  thatsäch- 
lichen  Ermittlungen  für  die  Zwecke  und  in  den  Zeitpuncten  und 
Orten  der  Kataster arbeiten  bei  den  Ertragssteuern,  desgleichen  der 
Aufnahme  des  Personenstands  für  die  Personaisteuern,  der  Schätzung 
des  Einkommens  und  Vermögens  bei  den  directen  Steuern  darauf 
(§.  307  ff.).  Wichtiger  und  zeitlich  und  örtlich  ausgedehnter,  so 
dass  sie  hier  mitunter  fast  allgemein  für  die  ganze  Bevölkerung 
und  das  ganze  Land  in  Kraft  treten,  finden  sich  solche  besondere 
Controlen  aber  bei  den  indirecten  Verbrauchs-  und  Ver- 
kehrssteuern, namentlich  bei  den  Zöllen,  Thorsteuern, 
anderen  inländischen  Umlaufssteuern  (Wein),  Mono- 
polen, den  Steuern  im  Anschluss  an  den  Productionsbe- 
trieb  (§.  310,  314). 

Hier  werden  daun  wohl  ganze  Gegenden,  wie  die  Grenzbezirke  bei  den 
Zollen,  die  Umgebungen  thorsteuerpfliclitiger  Städte,  der  Personen-  und  Waaren- 
verkchr  Uber  die  Grenze  nnd  in  die  Stadt  hinein,  speciell  der  Verkehr  in  gewissen 
Waarcn,  auch  der  Versand  mancher  verbrauchsstcuerpflichtigen  Artikel  im  Inland 
(Mehl,  Malz,  Tabak,  Wein,  Mouopolartikel,  — Begleitschein*- erfahren  für  Objecte 
innerer  Verbrauchssteuern,  analog  demjenigen  für  zollpflichtige  Importartikel,  fttr 
welche  die  Zolle  an  der  Grenze  noch  uuberichtigt  geblieben  sind)  besonderen  Con- 
A.  Wagaar,  Fiaoaiwiaaeoaebaft.  II.  2.  Auß.  51 
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trolen  unterworfen.  Aehnlich  werden  ftlr  die  Prodn  ctionsstätten  und -Betriebe 
verbrauchssteuerpflichtiger  Artikel  (Tabakfelder,  Tabak-Trockenböden,  Weinkeltern, 
Biorbranereien , Branntweinbrennereien,  Zuckerfabriken,  Tabakfabriken,  Sal/werke 
n.  s.  w.),  für  die  Fabriken  von  Monopolartikeln  und  fttr  den  Verkehr  mit  jenen 
solche  besondere  Controlen  eingerichtot 

Im  Einzelnen  apecialisiren  sich  die  letzteren  manchfach,  nach  der  Beschaffenheit 
der  Grenze,  des  Terrains,  den  Verkehrswegen  und  Verkehrsmitteln,  der  Jahreszeit,  der 
Volksdichtigkeit,  nach  ländlichen  und  städtischen  Verhältnissen,  bei  den  Productions- 
betrieben  besonders  nach  den  technischen  Methoden,  Processen,  Werkgeräthen.  auch 
nach  der  Besteuerungsmethode  (Rohstoff-,  Halbfabrikat-,  Fabrikatsteuer  u.  dgl.  m.) 
u.  s.  w.  in  ihnen. 

Veränderungen  in  der  Productionstechnik  (Zuckerfabrikation,  Brennerei!)  be- 
dingen öfters  andere  Controlen,  wio  auch  wohl  andere  Bestcuerungsmeihoden.  Der 
liscalischc  Scharfsinn  hat  hier  einen  weiten  Spielraum  der  Bcthätigung  (französische 
Verhältnisse  bei  den  inneren  Verbrauchssteuern,  americanische  Tabaksteuer)  uud  oft 
rechte  Muhe,  der  technischen  Entwicklung  auf  dem  Fusse  zu  folgen  (Brennerei,  con- 
tinentale  Kubenzuckerfabrikation).  Mancherlei  Belege  im  3.  Bande  in  der  Darstellung 
der  britischen  und  französischen  Besteuerung. 

Wichtigere  und  zum  Theil  allgemeiner  verbreitete  besondere  Controlen  bestehen 
in  dem  Zwang  zu  der  „Buchführung  über  den  steuerpflichtigen  Verkehr,  in  der  SpetTe 
der  Gewerbsvorrichtungen  ausser  der  Dauer  der  angemeldeteu  steuerbaren  Acte,  — 
worin  in  neueren  Branntweinbesteuerungen  Unglaubliches  geleistet  wird,  amtliche  Ver- 
schlüsse und  Schlüssel  der  Apparate  bis  zu  120  in  einer  Fabrik  in  England,  Fin.  in, 
§.  137)  — in  der  Revision  der  Waarenvorräthe , in  der  Forderung  der  Nachweisung 
über  dio  Versteuerung  in  Fällen,  wo  die  allgemeine  Controle  sie  nicht  vorschrcibt,  in 
Beschränkungen  des  Verkehrs  auf  gewisse  Wege  und  Tageszeiten  und  da,  wo  rechtliche 
Anzeigungen  (des  Unterschleifs  u.  s.  w.)  roriiegen,  selbst  in  Beschränkungen  der  persön- 
lichen freien  Bewegung  (Passcontrole)“  (v.  H ock,  a.  a.  0.  S 52,  50).  Besondere  Umfried- 
ungen, limmauerungen  der  Productionsstätten  steuerpflichtiger  Betriebe,  Beschränkung 
der  Thore  und  Thuren.  Vergitterung  der  Fenster  u.  dgl  m.  (Zuckerfabrikation,  Fabrikat- 
steoer)  werden  angeordnet.  Die  Vorschrift  zur  Benutzung  des  Stempels  als  Zeichen 
der  vollzogenen  Besteuerung  ist  auch  auf  Verbrauchssteuern  anwendbar  (Spielkarten- 
stempcl,  russisch -americanischcs  Tabakfabrikatsteuersystem,  „Banderollen",  fremde 
Fabrikate,  Webwaaren  im  Hocbschutzzollsystem).  Ein  Zwang,  nur  an  bestimmte  Per- 
sonen und  Geschäfte  das  steuerpflichtige  Object  abzusetzen , und  dies  nachzuweisen, 
durch  die  Geschäftsbücher  u.  s.  w.,  bestimmte  Verpackungsformen  anzuwenden,  kann 
hinzukommen  und  manches  Andere  mehr.  Ausser  bei  Zöllen,  inneren  Verbrauchs- 
steuern finden  sich  besonders  eigentbUmliche  Controlvorschriften  bei  solchen  neueren 
Steuern,  wie  der  Börsensteuer,  z.  B.  auch  der  neuen  deutschen  von  1885. 

C.  Nach  dem  Object,  an  welches  sich  diese  Controlen 
knüpfen,  lassen  sich  Personal-,  Real-  und  Umlauf- (Trans- 
port-)controlen,  auch  wohl  noch  A b s a t z controlen  unterscheiden, 
welche  dann  wieder  in  mehrfache  Unterarten  zerfallen,  zum  Theil 
in  Anknüpfung  an  die  Steuerarten.  Das  reiche  Detail  der  Con- 
trolen, welches  die  neuere  Besteuerung,  abermals  besonders  auf 
dem  Gebiete  der  Verbrauchsbesteuerung  zeigt,  lässt  sich  im 
Wesentlichen  auf  ein  solches  drei-  oder  vierfaches  Schema  zurtick- 
fllhreD. 

Ein  gutes  Beispiel,  wie  sich  die  Controlen  dieses  Schemas  dann  bei  oiner  ein- 
zelnen complicirten  Steuer  spccialisiron,  liefert  die  Tabak  Besteuerung.  S.  Schäffle, 
Tübinger  Zeitschrift  1879,  S.  560  ff. 

1.  P e r s o n a 1 controlen  finden  statt 

a)  als  allgemeine  in  Betreff  der  ganzen  Bevölkerung. 
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So  bei  solchen  Stenern,  welche  eine  ganz  oder  grossentheils  allgemeine  Steuer- 
pfiiebtigkeit  bedingen,  daher  bei  Kopf-,  Familien-,  allgemeinen  personalen  Classen-, 
Einkommen  -,  Vermögenssteuern ; ferner  bei  solchen  Stenern , welche  sich  au  gewisse 
im  Leben  der  ganzen  Bevölkerung  nothwendig  oder  regelmässig  vorkommende  Ereig- 
nisse, Handlungen  etc.  anknttpfen,  so  bei  Erbschafts-  und  vielen  Verkehrssteuern; 
endlich  bei  Zöllen,  Thorsteuern  u.  dgl.,  wo  eine  allgemeine  Personalcontroic  zur 
Durchführung  der  Realcontrole  wenigstens  erlaubt  sein  muss,  wenn  sie  auch  factisch 
mild  gehandhabt  werden  kann. 

b)  Specielle  Persönalcontrolen  Uber  die  Steuerpflichtigen 
selbst  oder  über  mit  diesen  in  nächster  Verbindung  stehende  Per- 
sonen. 

So  Uber  die  Waarenfuhrer  bei  allen  Umlaufsteuern  (incl.  Zölle  und  Thor- 
steuern), über  die  Debitanten  von  Monopolartikeln,  Uber  das  Personal  der  ver- 
brauchssteuerpflichtigen Productionsbetriebe. 

Bei  beiden  genannten  Arten  der  Personalcontrolen  hat  mau 
öfters  noch  die  Controlen,  welche  sich  direct  gegen  diese  be- 
troffenen Personen  richten,  um  die  ^tatsächlichen  Ermittlungen  für 
die  Veranlagung  und  um  die  Entrichtung  der  Steuern  durch  die 
Pflichtigen  zu  sichern,  von  denjenigen  Controlen  zu  unterscheiden, 
welchen  die  Bevölkerung  und  der  Steuerpflichtige  allein  oder  zu- 
gleich mit  Behufs  Controle  der  Beamten  unterliegt. 

Das  Verlangen  eines  Vorweiscs  der  Stuuerquittung  vor  einem  höheren  Beamten, 
oder  des  anderweiten  Nachweises,  dass  eine  Waare  versteuert  worden  sei,  kann  z.  B. 
zu  letzterem  Zweck  erfolgen  (§.  314). 

c)  Apart  stehen  daun  noch  die  Personalcontrolen,  welchen  die 
Beamten  selbst  unterliegen. 

Ein  Internum  der  Steuervcrwaltung,  welches  aber  für  die  Function  des  ganzen 
Controlwesens  höchst  wesentlich  ist  (§.  342). 

2.  Realcontrolen  betreffen  die  sachlichen  Steuerobj ecte 
selbst  oder  die  ganzen  Productionsstätten,  in  welchen,  und 
die  technischen  Hilfsmittel  (Maschinen,  Apparate,  Gelasse 
u.  s.  w.),  mit  welchen  die  Steuerobjecte  hergestellt,  die  Bäume 
(Gebäude,  Keller,  Böden  u.  s.  w.),  in  welchen  sie  auf  bewahrt,  auch 
wohl  die  Fahrzeuge  (Wagen,  Schiffe),  in  welchen  sie  befördert 
werden. 

Sie  kommen  daher  wieder  fast  in  der  ganzen  Besteuerung  vor,  so  auch  bei  den 
Ertrags-,  Vermögens-,  Einkommensteuern , Erbschaftssteuern  während  der  Kataster- 
operationen oder  thatsächlichcn  Ermittlungen  dafür  (§.  30t> — 314).  Besonders  ausge- 
dehnt und  wichtig  sind  sie  jedoch  abermals  bei  den  indirecten  Verbrauchs-, 
auch  bei  den  directen  Gebrauchs-,  u B.  den  Wohuungs-,  Luxussteuern.  Hier 
bilden  sie  sich  wohl  zu  einem  förmlichen  System  der  Controlen  aus  und  speciali- 
siren  sich  fein  und  vielfach  bei  den  einzelnen  Steuern,  namentlich  nach  technischen 
Verhältnissen  des  Productionsbetriebs  u.  dgl. 

Besonders  hervorzuheben  sind  unter  den  genannten,  in  noch 
etwas  anderer  Zusammenfassung: 

a)  Controlen  über  bewegliche  Sachen. 

Diese  gehen  theilweise  in  die  Kategorie  der  Umlaufcontrolen  Uber,  so  bei  zoll- 
und  thorsteuerpflichtigen,  bei  Monopolartikeln,  bei  Verbrauchssteuerobjecten,  welche 

51* 


Digitized  by  Google 


794  5.  B.  Allgem.  Steuerlehre.  5.  K.  Verwalt.  2.  H.-A.  8.  A.  Controlen.  §.  340,  341 . 

in  Versondung  begriffen  sind  (steuerpflichtige  Rohstoffe,  z.  B.  Tabak,  Getreide, 
dsgl.  Fabrikate,  z.  B.  Tabakfabrikate.  Zucker,  Getränke).  Theilweise  bestehen  hier 
aber  auch  eigene  besondere  („Material“-)  Controlen  über  Sachgüter,  welche 
als  Rohstoff  oder  Fabrikat  erst  in  den  Handel  ubergehen  sollen  (Rohtabak- 
Gewichtssteuer.  Wcinbcätencrung  beim  Producenten,  Tabak-,  Spiritus-  und  Branntwein-, 
Zackerfabrikatsteuer)  oder  welche  als  Rohstoff  unmittelbar  in  einem  Productions- 
botrieb  (Fabrik)  verarbeitet  werden  sollen  (Besteuerung  der  Rüben  für  die 
Zuckergewinnung,  des  Materials  für  die  Branntweinerzeugung,  des  Malzes  für  die 
Bierbrauerei  u.  dgl.  in.).  Ausserdem  gehören  hierher  Au fbewahrungscontrolen 
Uber  die  Räume,  in  welchen  steuerpflichtige,  aber  noch  nicht  versteuerte  und  even- 
tuell, z.  B.  bei  der  Ausfuhr  ins  Ausland,  bei  gewisser  technischer  Veränderung  steuer- 
frei werdende  Artikel  („denaturalisirtes“  Salz,  Branntwein)  einstweilen  aufbewahrt 
werden,  unter  Steuer-  oder  zollamtlichem  Verschluss  (üfl'ontliche  und  private  Nieder- 
lagen, Kntrepöts,  Weinkeller,  Tabak-Trockenböden  und  ähnliche  Fälle). 

b)  Controlen  über  ganze  Prodnctionsbetriebe,  umfassen- 
dere für  die  Zeit,  wo  der  Betrieb  in  Gang,  einfachere,  welche  aber 
nicht  fehlen  können  (Sperren  n.  dgl.),  in  der  übrigen  Zeit. 

So  besonders  bei  Steuern  auf  den  Tabakbau  (Flächensteuer,  Gewichtssteuer.  Con- 
trole  der  Felder,  der  eingebrachten  Ernte)  und  beim  Zwang  zur  Ablieferung  des 
gewonnenen  Tabaks  (auch  Salzes,  wenn  dessen  Gewinnung  frei)  an  Monopolverwalt- 
ungen, ferner  bei  den  mehrfach  genannten  inneren  Verbrauchssteuern  („Fabri- 
kat! o ns  controlen").  Gerade  diese  Controlen  sind  es,  welche  sich  genau  der  Technik 
des  Betriebs  und  der  Besteuerungsmethodo  anpassen  müssen.  Die  Aufbewahrungs- 
controlen  schliessen  sich  hier  dann  ebenfalls  an  (über  Salzmagazine  für  fertiges,  noch 
unversteuertes  Salz,  ähnlich  bei  Zucker  und  in  sonstigen  derartigen  Fällen,  daher 
besonders  bei  der  Fabrikatsteuerform). 

3.  Umlauf8-(Tran8port-)controlen.  Dieselben  verfolgen 
die  steuerpflichtigen  Waaren  in  der  örtlichen  Bewegung  auf 
dem  Transport. 

Dahin  gehören  gewisse  Controlen  bei  den  Zöllen,  den  Thoreteuern,  den  inlän- 
dischen Circalationsabgaben  (Form  der  Weinsteuer)  u.  s.  w.  Auch  für  bereits  ver- 
zollte oder  einer  inneren  Steuor  unterzogene  Waaren  können  solche  Controlen  Vorkommen, 
z.  B.  bei  importirtem  Tabak  (England),  bei  Mehl  (Mahlsteuerl,  bei  Tabakfabrikaten, 
um  den  Absatz  an  bestimmte  Personen  (Händler,  Fabrikanten),  welchen  das  Gesetz 
voraussetzt,  zu  verbürgen:  hier  verbinden  sich  die  Umlaufcontrolen  mit  Absatz  - 
controlen,  oder  gehen  in  solche  Uber,  eine  Kategorie,  welche  man  mitunter  noch  als 
eine  besondere  unterscheiden  kann,  z.  B.  bei  gewissen  Verhältnissen  der  Tabak- 
bestcucrung  (amcricanische  Fabrikatsteuer). 

IV.  — §.  341.  Andere  Fragen  des  Controlwesens. 

Unter  den  zahlreichen  sonstigen  Puncten  des  Control wesens 
betreffen  die  meisten  gewisse  Einzelheiten  bei  den  verschiedenen 
Steuern.  Von  allgemeinerer  Bedeutung  sind  noch  folgende: 

A.  Die  Anwendung  des  Eides,  insbesondere  der  eidesstatt- 
lichen Versicherung  der  Steuerpflichtigen  in  Angelegenheiten, 
welche  ihre  Steuerverhültnisse  betreffen.  Die  Vorschrift,  ent- 
sprechende Angaben  unter  Eid  machen  zu  müssen,  ist  ein  sehr 
einfacher  Weg  zur  Ermittlung  der  Thatsachen,  nach  welchen  sich 
die  Steuerschuldigkeit  richtet,  und  zugleich  ein  höchst  einfaches 
Controlmittel. 
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Sie  spielt  im  uordamericanischon  Stetierwesen  eine  so  hervorragende  Rolle, 
dass  man  in  ihr  eine  Grundlage  der  ganzen  dortigen  Besteuerung  erblicken  kann 
(Hock,  Finanzen  Americas,  S.  80),  während  in  Europa,  namentlich  auf  dem  Contincut, 
die  Forderung  der  Eidesablegung  in  Steuersachen,  ausser  in  der  gewöhnlichen  Art 
bei  Gerichtsverhandlungen , nur  ausnahmsweise,  z.  B.  in  gewissen  Fällen  bei  Decla- 
rationen für  Einkommenstenern  u.  dgl.  oder  in  Streitfällen  in  Bezug  auf  Schätzungen 
des  Einkommens,  daher  in  der  Kcclamationsinstanz,  rorzukommen  pflegt. 

So  kann  z.  B.  auch  nach  dem  pre ussischen  Recht  der  Einkommensteuer  dem 
Kcclamanten  die  Erklärung  an  Eidesstatt  über  die  in  Betreff  seines  Einkommens  rou 
ihm  gemachten  Angaben  anferlegt  werden,  widrigenfalls  die  angebrachte  Reclamatiou 
als  unbegründet  zurückzuweisen  ist.  Aber  zu  diesem  Mittel  darf  die  Bezirkscommission 
nur  greifen,  „wenn  cs  an  anderen  Mitteln,  die  Wahrheit  zu  ergrttuden,  fehlt"  (Gesetz 
vom  1.  Mai  1851,  §.  2b). 

Den  Eid  so  wie  in  America  fast  zur  Grundlage  der  Besteuer- 
ung zu  machen,  erscheint  indessen  in  mehr  als  einer  Hinsicht  be- 
denklich und  auch  von  dem  hierin  natürlich  nicht  allein  entschei- 
denden fiscalischen  Standpuncte  betrachtet  kaum  richtig,  weil  das 
Gewissen  und  das  pecuniäre  Interesse  in  sehr  starken  und  auch  in 
gar  zu  häufigen  Conflict  gesetzt  werden  und  das  gewohnheitsmässig 
werdende  Eidablegen  den  Sinn  für  die  Bedeutung  des  letzteren 
leicht  ahstumpft. 

Man  muss  wohl  Hock  darin  beistimmen:  „die  Eide  in  dem  Maasse  zu  ver- 
mehren. als  es  die  Menge  der  Steueransagen  nöthig  macht.  Eide  zu  fordern,  die 
falsch  zu  schwören  ein  nahe  liegendos  Interesse  vorhanden,  und  wenn  man  sie  fordert, 
ihnen  durchweg  keinen  Glauben  zu  schenken  (da  die  Vollständigkeit  und  Richtigkeit 
der  eidlichen  Ansagen  in  allen  Fällen  von  den  Stenerorgauen  geprüft  wird)  ist  un- 
zweckmässig  und  widerspruchsvoll  und  verriösst  gegen  die  Moral."  (Finanzen  Americas 
S.  81.  80.1  — Schäffle  nach  der  Tabaksenquöte  (Tübinger  Zeitschrift  1879, 
8.  646):  „Die  angeblich  geringfügige  Hinterziehung  (der  americanischen  Tabaksteuer) 
erklärt  sich  weniger  aus  der  umfassenden  Anwendung  des  Untersuchnngseids  — „Eide 
im  Zollhaus“  sollen  nicht  schwer  genommen  werden  — , als  vielmehr  ans  den  sehr 
harten  Gefäugniss-  und  Geldstrafen,  die  eine  sehr  scharfe,  obwohl  sparsam  gebrauchte 
Waffe  der  Verwaltung  bilden.“ 

B.  üefters,  namentlich  in  früherer  Zeit  — jetzt  sind  in  unseren 
Staaten  diese  Bestimmungen  grossentheils  gefallen  oder  doch  die 
Einrichtung  erheblich  eingeschränkt  — allgemeiner  besonders  bei 
den  zur  Defraudation  stark  anreuenden  Steuern,  bei  welchen  zu- 
gleich eine  Entdeckung  des  Unterschieds  schwieriger  ist,  wie  bei 
Zöllen , Thnrstenern , hat  man  die  Thätigkeit  der  Controlbeamten 
wohl  durch  Antheile  an  dem  fiscalischen  Gewinn  bei  entdeckten 
Defraudationen,  sogenannte  Ergreiferantheile,  anzuspornen 
und  durch  ähnliche  Antheile,  sogenannte  Denunciantenan- 
t heile,  die  Mithilfe  von  Personen  aus  dem  Publicum  zur  Ent- 
deckung von  Unterschleifen  zu  gewinnen  gesucht.  Daraus  konnte 
sich  dann  ein  System  von  Belohnungen  für  die  Beamten  und 
die  Denuncianten  entwickeln. 

Solche  Antheile  und  Belohnungen  fauden  und  finden  sich  zum  Theil  noch 
bcionders  in  der  Verwaltung  der  indireefen  Steuern,  der  Zölle,  inneren  Verbrauchs- 
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steuern,  des  Stempelwesens,  auch  in  Gebllhrenzweigen,  z.  B.  bei  der  Defraudation  von 
Wegegeld. 

Vom  moralischen  Standpuncte  haben  namentlich  die  Denun- 
eiantenantheile  wohl  überwiegende  Bedenken,  welche  ihre  möglichste 
Beseitigung  räthlieh  machen.  Freilich  wird  letztere  wieder  von 
dem  ganzen  Stande  der  Volksmoralität  bedingt  sein.  Auch  die 
Beamtenantheile  schädigen  leicht  die  Stellung  und  das  Ansehen 
des  Verwaltungspersonals  und  müssen  wenigstens  thunlieh  be- 
schränkt werden,  zumal  für  das  höhere  Personal,  wo  sie  doch 
besser  ganz  fortfallen.  Sie  sind  auch  an  sich  unrichtig,  weil  sie 
die  schon  pflichtmässige  Controle  des  Beamten  erst  durch  solche 
besondere  Vortheile  bervorrufen  wollen,  und  practisch  bedenklich, 
weil  der  Beamte  fast  darauf  hingewiesen  wird,  zwischen  Ergreifer- 
antheilen  und  — Bestechungsgeldern  nbzuwägen  und  danach  sein 
Verhalten  zu  regeln.  In  der  indirecten  Besteuerung,  bei  Zöllen  und 
inneren  Verbrauchssteuern,  ist  ihre  völlige  Beseitigung  aber  auch 
wieder  vom  allgemeinen  moralischen  Niveau  der  Bevölkerung,  der 
Geschäfts-  und  Beamtenkreise,  dann  auch  wohl  von  der  Verein- 
fachung und  Ermässigung  des  Zolltarifs  u.  s.  w.  mit  abhäugig. 
Etwas  Schönes  sind  sie  unter  keinen  Umständen. 

S.  Hock,  öffentliche  Abgaben  S.  53,  der  den  völligen  Verzicht  auf  Ergreifer- 
anthcile  „wie  die  Sachen  nun  einmal  liegen",  nicht  fUr  thunlich  hält.  Er  räth , für 
diese  Antkcile  eine  gemeinsame  Cassc  zu  bilden.  Beispiel:  Aufbebnng  der  gesetz- 
lichen Strafantheile  der  Denuncianteu  durch  das  preussische  Gesetz  vom  2 t.  Januar 
1888,  §.  61  wegen  Untersuchung  und  Bestrafung  der  Zollvergehen.  Aus  dem  Betrag 
der  eingezogenen  Geldstrafen  und  dem  Erlös  der  Coniiscate  wird  ein  Gratifications- 
uud  Unterstillzungsfonds  Dir  Zollbeamte  und  deren  Angehörige  gebildet.  In  Baiern 
nach  Zollstrafgesetz  von  1837  die  Hälfte  des  Werths  der  Geldstrafen  und  Confiacate 
bei  den  Zöllen  an  Anzeiger,  die  andere  Hälfte  an  einen  Untcretutznngsfonds  der  Zoll- 
verwaltung. Nach  dem  preussischen  Stempelgesetz  von  1822.  §.  33  erhielten 
Denunciantcn  ein  Drittel  der  festgesetzten  Stempulstrafen.  Solche  Antheile  sind  aber 
durch  das  Gesetz  vom  28.  Deccmbcr  1868  aufgehoben  worden.  In  Frankreich 
haben  besonders  im  Zollwesen  Ergreifcr-  und  Dcnunciantcnantheile  in  der  Gesetz- 
gebung der  ersten  Revolution  und  Napoleon ’s  I.  eine  wichtige  Kollo  gespielt.  Seit  1 848 
ist  der  Antheil  der  höheren  Beamten  ('/,  des  Erlöses)  beseitigt  und  daraus  ein  Be- 
lohnungsfonds für  die  unteren  Beamten  gebildet.  Diese  bekommen  aber  ausserdem 
Ergreiferantheile  und  der  Denunciant  hat  Anspruch  auf  '/,  des  Reinerlöses  (Fin.  III, 
S.  837). 

C.  Mit  ihren  Controleu  greift  die  Steuerverwaltung  unver- 
meidlich in  die  Sphäre  der  persönlichen  Freiheit  der 
Bevölkerung  und  in  die  Freiheit  des  wirtschaftlichen 
Verkehrs,  öfters  ziemlich  tief,  ein.  Das  Hecht  dazu  wird  ihr 
bei  den  modernen  Culturvölkern  regelmässig  durch  das  Steuer- 
gesetz gegeben.  Letzteres  kann  aber  nicht  jedes  Detail  der 
Controle  feststcllen.  Das  muss  vielmehr  wieder  durch  Verord- 
nungen der  Verwaltung  geschehen,  zu  deren  Erlass  dieselbe  die 
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gesetzliche  Ermächtigung  erhält.  Um  so  nothwendiger  ist  hier 
nun  auch  wieder  die  zweckmässige  Organisation  des  Be- 
schwerderechts und  die  Einräumung  eines  administrativen 
Klagerechts  an  die  von  den  Controlen  Betroffenen.  Gegenüber 
den  Härten  und  Mängeln  des  Gesetzes  selbst  aber,  welche  eben 
oft  erst  bei  der  Vollziehung  hervortreten,  erweist  sich  hier  auch 
das  Petitionsrecht  an  die  Regierung  und  an  die  Volksvertretung 
zur  Herbeiführung  einer  Aenderung  des  Gesetzes  von  grosser 
principieller  und  practischer  Bedeutung  für  das  ganze  Gebiet  der 
Controlen. 

Vgl.  auch  bior  besonders  Stein,  Innere  Venraltnngslehre  I,  60 — 153  (1.  A.). 
Auch  oben  §.  334  ff.  über  die  analogen  Verhältnisse  bei  den  Keclamationen  in  Betreff 
der  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuern.  Namentlich  im  Bereich  der  indirecteu 
Besteuerung  (Verbrauchs-,  Verltehrssteuem)  sind  Beschwerde-,  Klag-  und  Petitions- 
recht die  Mittel,  um  zu  einer  relatir  genügenden,  nicht  mehr  als  nöthig  die  freie 
Bewegung  der  Personen  und  Guter  hemmenden  Gestaltung  und  zu  einer  richtigen 
Handhabung  der  Steucrcontrolen  zu  gelangen. 

V.  — §.  342.  Der  Controldienst. 

Er  zerfällt  in  den  „äusseren“  gegenüber  dem  Publicum 
und  in  den  „inneren“  gegenüber  den  Beamten  selbst. 

Auch  hier  sei  zum  Beispiel  rornemlich  auf  die  französischen  Einrichtungen 
verwiesen,  welche  nach  dem  streng  fiscalischen  Char&cter,  den  hohen  Steuersätzen  der 
Zolle,  inneren  Verbrauchssteuern,  Monopole,  Verkehrssteuern  (Enregistrement  und 
Stempel)  besonders  stark  entwickelt  sind. 

A.  Die  Ausübung  der  Steuercontrolen  über  die  Bevölkerung 
überhaupt  und  die  Steuerpflichtigen  speciell  erfolgt  theils  durch 
diejenigen  Organe  der  Verwaltung,  welche  die  thatsächlichen  Er- 
mittlungen für  die  Veranlagung  unmittelbar  vorzunehmen  und  die 
Steuern  zu  erheben  haben,  mehr  oder  weniger  im  directen  Anschluss 
an  diese  Functionen,  theils  durch  besondere  Organe  eigens  für 
den  Controldienstt 

Die  Thätigkeit  jener  ersteren  Orgaue  reicht  meistens  bei  den  directen  Ein- 
kommen-, Ertrags-  u.  s.  w.  Steuern  aus.  Bei  den  Verbrauchssteuern,  besonders 
den  wichtigsten  Kategorieen  der  indirecten  Zölle, Thorsteueru,  inneren,  wo  Schleich- 
handel u.  dgl.  droht,  sind  dagegen  umfassendere  Personal-,  Real-  und  Umlaufcon- 
trolen,  auch  förmliche  Uertlichkeitscontrolen  nothwendig,  für  welche  besondere  Organe 
unentbehrlich  sind.  Diese  bestehen  in  dem  oft  sehr  zahlreichen,  ein  förmliches  Heer, 
in  grossen  Staaten  ron  vielen  Tausenden,  bildenden,  auch  wohl  militärisch  organisirten 
Personal  der  Grenzwächter  u.  s.  w.  für  die  Bewachung  der  Zollgrenze  und  für  dio 
Durchstreifung  des  Grenzdistricts,  in  ähnlichen  Organen  für  die  Bewachung  der  Ver- 
zehrungssteuerlinien der  Städte.  Auch  zur  Verhütung  von  Defraudationen  in  Bezug 
auf  die  Staatsmouopolartikel  und  auf  die  Steuern,  welche  sich  an  den  privaten  Pro- 
ductionsbetrieb  anschliessen , wo  in  beiden  Fällen  das  geheime  Herausbringeu  von 
Artikeln,  im  letzteren  auch  der  geheime  Buzug  von  unversteuertem  Rohstoff  u.  dgl., 
dio  Vornahme  nicht  angemeldcter  Betriebsacte  verhindert  werden  muss,  ist  ein  beson- 
deres Controlpersoual  erforderlich.  Die  Organisation  und  Anzahl  dieses  wie  des 
Grenzwachpersonals  hängt  wesentlich  mit  von  der  Einrichtung  der  betreffenden  Steuern, 
der  Besteuerungsmethode  bei  den  inneren  Verbrauchssteuern  (Rohstoff-,  Fabrikatsteuer 
u.  s.  w.),  dem  Umfang  der  Zoll-  und  Thorsteuertarife,  der  Höhe  der  Steuersätze,  dann 
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ron  geographischen  Verhältnissen,  wie  Beschaffenheit  der  Grenze  nud  Göttlichkeit, 
auch  von  den  Productionsverhältnissen  (z.  B.  bei  der  Branntweinbrennerei,  ob  sie  mehr, 
wie  bei  ons,  eine  decentralisirte  landwirtschaftliche  oder,  wie  in  England,  eine  stark 
centraiisirte,  mehr  städtische  Industrie  ist),  endlich  wieder  von  Moral  und  KcchUsinn 
der  Bevölkerung,  der  Geschäfts-  und  Beamtcnlreisc  mit  ab.  Daher  unvermeidlich  viele 
zeitliche  und  örtliche  Unterschiede.  Aus  der  Vergleichung  der  Zahl  der  unmittelbaren 
Controlorgane  Ist  deshalb  auch  nicht  wohl  ein  Schluss  auf  die  Gute  der  Stouerver- 
waltung  zu  ziehen.  Natürlich  richten  sich  die  Erhebungskosten  der  Steuern  aber 
wesentlich  mit  nach  der  Zahl  dieses  Personals.  Zu  dem  letzteren  müssen  dann  wieder 
höhere.  Aufsichts-  n.  s.  w.  Organe  hinzutreten,  welche  die  richtige  sorgfältige  Aus- 
übung des  Controldicnsts  des  unteren  Personals  überwachen.  (S.  die  Daten  Uber 
England,  Fin.  III,  §.  128,  über  Frankreich,  innere  Verbrauchssteuern  eb.  §.  246  ff., 
auch  S.  G08,  Zölle  §.  324.)  Auch  die  Verkehrs-,  Erbschaftssteuern,  Stempel-, 
ISegisterabgaben  bedürfen  eines  eigenen,  wenn  auch  viel  weniger  zahlreichen  Control- 
personals (preossische  Stempelfiscale , Specialbeamte  dafür  beim  französischen  En- 
registrement).  Ausserdem  fungiren  hier  die  übrigen  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden 
mit  für  Controlzweckc,  indem  sie  z.  B.  die  richtige  Stempelung  der  Urkunden  prüfen, 
unterbliebene  oder  falsche  berichtigen,  zur  Anzeige,  zur  Strafe  bringen  müssen.  (Um- 
fassende und  schärfste  Bestimmungen  in  Frankreich,  aber  ähnliche  doch  allgemein, 
z.  B.  preussisches  Stempelgesetz  von  1822,  §.  SO.) 

B.  Der  innere  Controldienst  Uber  die  Beamten  selbst, 
daher  namentlich  über  die  Erhebungs-,  Verrechnungs -, 
C a s s e n beamten,  gehört  nicht  näher  zu  dem  hier  erörterten  Gegen- 
stände der  Steuercontrolen.  Er  ist  auch  keine  Angelegenheit  aus- 
schliesslich der  Steuerverwaltung  und  nicht  specitisch  eigentüm- 
lich für  diese  einzurichten,  sondern  eine  allgemeine  Angelegenheit 
der  F i n a n z Verwaltung  überhaupt. 

S.  in  Fin.  I (3.  A.)  den  Abschnitt  vom  Zahlungs-,  Casseu-  und  Rechnungs- 
wesen (S.  253 — Soli). 

Nur  der  grosse  Umfang  der  Steuerverwaltung  und  die  Complicirtheit  und  Mannig- 
faltigkeit der  Aufgaben  in  Bezug  auf  thatsächliche  Ermittlungen  und  auf  die  Erhebung 
giebt  dem  inneren  Controldieust  im  Steuorwcsen  thatsäcldich  meistens  eine  grössere 
Bedeutung  als  in  anderen  Zweigen  des  Finanzwesens.  Daher  ist  im  höheren  wie  zuin 
Theil  auch  im  mittleren  Dienst  ein  mehr  oder  weniger  umfangreiches  eigenes  Per- 
sonal von  „überwachenden“  Beamten  gerade  für  die  Ausübung  der  Controle 
Uber  die  Reamten.  welche  die  Thatsachen  für  die  Bemessung  der  Steuerschuidigkeiten 
ermitteln,  Steuern  erheben  und  Steuercassen  verwalten,  erforderlich,  ein  Personal,  das 
auch  von  den  eigentlich  leitenden  Beamten  der  Steuerverwaltung  noch  zu  unter- 
scheiden ist. 

Diese  überwachenden  Beamten  köunen  eventuell  neben  ihren  Functionen  gegen- 
über den  genannten  Beamten  auch  noch  zum  Zweck  dieser  Gontrole  gewisse  Thätig- 
keiten  bei  der  Ermittlung  der  Thatsachen.  die  man  zur  Veranlagung  der  Besteuerung 
kennen  muss,  mit  übernehmen.  Man  kann  alsdann  mit  Hock,  welcher  den  Ueber- 
wachungsdienst  näher,  als  es  mir  geboten  nnd  zweckmässig  erscheint,  mit  demjenigen 
zur  Ermittlung  der  genannten  Thatsachen  in  Verbindung  bringt,  die  Aufgaben  der 
üeberwacbungsbeamteii  in  Kürze  also  zusammenfassen:  „sie  sehen  darauf,  dass  kein 
steuerbarer  Act  der  Entrichtung  der  Abgabe  und  dem  vollen  gebührenden  Maasse 
derselben  sich  entziehe ; sie  erheben  und  sammeln  die  Elemente  der  Steuerbemessung 
oder  prüfen  die  diesfälligen  Angaben  der  Steuerpflichtigen"  (oder,  wohl  richtiger:  sie 
überwachen  die  Erhebuug  und  Sammlung  dieser  Elemente  und  die  Prüfung  dieser 
Angaben  Seitens  der  damit  betrauten  Organe);  „und  sie  untersuchen  in  ihren  höheren 
Graden,  ob  die  Beamten,  welche  die  Steuern  bemessen  und  einhebon,  dies  genau  und 
nach  Vorschrift  gethan  haben.  Sie  müssen  frei  beweglich  sein,  denn  os  darf  keinen 
Ort  und  keine  Stunde  geben,  wo  nicht  ihr  Erscheinen  gefürchtet  wurden  kann:  für 
sie  giebt  es  keine  bestimmten  Amtsstunden,  keinen  regelmässigen  Kreislauf  der  Ge- 
schäfte" (öffentliche  Abgaben  S.  44). 


Digitized  by  ( 


Die  Steuerstrafen.  709 

Im  Einzelnen  muss  auch  der  höhere  Conlroldienst  nach  den 
Verhältnissen  der  einzelnen  Steuern  mit  eingerichtet  werden,  so- 
wohl in  Betreff  der  inneren  als  der  äusseren  Controle. 

Interessante  Einrichtung  des  Controldienstes  gegenüber  dem  Publicum  und  den 
Beamten  in  America  bei  der  dortigen  Tabakbestcueruog  (Schäfflc,  Tübinger  Zeit- 
schrift 1879,  S.  56«  fl'.,  nach  der  Enquöte).  Einrichtung  eines  Geheimpolizeidienstes 
für  besondere  Pille.  Zu  den  Controlbeamten  gehören,  wie  bemerkt,  auch  die  Stciopel- 
fiscale,  die  in  Preussen  nach  dem  Stcmpelgcsetz  vom  7.  März  1822,  §.  34  die 
Aufgabe  haben,  namentlich  auch  die  Verhandlungen,  Acten  u.  s.  w.  der  Behörden 
in  Bezug  auf  die  richtige  Erfüllung  des  Stempelgesetzes  zu  controlircn.  Ausdehnung 
dieser  Controle  auf  die  Berision  der  Actiengesellscbaften  durch  Gesetz  vom  25.  Mai 
1857.  Diese  Fiscale  bestehen  bei  den  Provincialstcuerdirectioncn.  Sie  könuen  auch 
Private  nöthigen.  sich  ihrer  Controle  zu  unterwerfen  (vgl.  Hoffmann,  Lehre  von  den 
Steuern  S.  435  ff). 


4.  Absch  nitt. 

Die  Steuerstrafen. 

§.  343.  Vorbemerkungen. 

Auch  dieser  practisch  und  principiell  wichtige  Gegenstand  ist  bisher  in  der 
Finanzwissenschaft  gewöhnlich  kaum  auch  nur  berührt  wordon.  Höchstens,  dass  man 
in  der  speciollcn  Steuerlehre  dieses  oder  jenes  einzelne  Steuervergehen  und  die  dafür 
angedrohte  Strafe  erwähnte.  Der  Gegenstand  gehört  aber,  ebenso  wie  das  Control- 
wesen, in  die  allgemeine  Steuerlebrc.  giebt  zu  manchen  Streitfragen  Anlass  und  ver- 
langt eine  principielle  Erörterung,  die  den  Einzelheiten  der  speciclleu  Steuerlehre 
und  der  Kritik  der  Strafbestimmungen  der  Steuergesetze  auch  hier  vorangehen  muss. 

Aus  der  allgemeinen  finanzwissenscbaftlichen  Literatur  ist  vornemlich  wieder 
nur  auf  v.  Hock,  Abgaben,  S.  54 — 57  und  auf  L.  S toin  4.  A.  I,  515.  546,  5.  A.  II,  2, 
473  — 476  zu  verweisen:  ersterer  wie  gewöhnlich  so  auch  hier  mit  wenigen,  aber 
treffenden  Bemerkungen  den  Gegenstand  in  vorzüglicher  Weise  erledigend,  ohne  ihn 
indessen  im  nothwendigen  Zusammenhang  mit  der  Einrichtung  und  Grundlage  der 
ganzen  Besteuerung  zu  behandeln.  Auch  in  seinen  practischen  Werken  über  dio 
Finanzen  Frankreichs  und  Americas  schenkt  v.  Hock  dem  Gegenstand  überall  die 
gebührende  Aufmerksamkeit.  Stein  erörtert  den  Gegenstand  auffallend  kurz  und 
dürftig,  aber  hat  scharf  und  richtig  das  Steuervergehen  von  anderen  mit  der  Besteuerung 
irgendwie  in  Zusammenhang  stehenden  strafbaren  Handlungen  unterschieden,  es  aber 
nicht  ganz  richtig  cbaracterisirt.  Nicht  ganz  zutreffend  ist  auch  die  Aufstellung  von  zwei 
Kategorieen  des  Thatbestands  des  Vergehens  , falsche  Angaben  und  Verheimlichung 
des  Steucrobjects;  unrichtig  ferner  , Defraudation " und  Steuerbetrug  (.als  falsche 
Angabe  verbunden  mit  Fälschungen  in  der  Buchhaltung)  zu  identificircn.  Auch  die 
Beschränkung  der  Steuerstrafe  auf  ein  System  von  „Bussen  mit  progressivem  Straf- 
fuss“  geht  zu  weit  und  die  Motivirung  dafür,  dass  „jedes  \))  Steuervergehen  zugleich 
einen  Mangel  an  Obsorge  von  Seiten  der  Verwaltung  enthält,  aller  Schmuggel  aber 
nur  durch  verkehrte  Tarife  möglich  wird  (11)",  ist  ganz  schief  und  unhaltbar  (4.  A. 
I,  546.  ein  Satz,  dessen  Verkchribeit  Stein  selbst  eiugesehcn  zu  haben  scheint,  denn 
er  bat  ihn  in  der  5.  A.  II.  2.  474  stillschweigend  gestrichen).  Als  ob  die  Steuertarife 
eben  nicht  wieder  vom  Steuerbedarf  und  von  der  Nothwendinkcit  gleichmäßiger  Be- 
steuerung abhingen!  In  der  neuesten  Auflage  (a.  a 0.)  weist  Stein  neben  seinem 
„Bosssystem“  Freiheits-  und  Ehrenstrafen  mit  der  unhaltbaren  Motivirung  ab,  da-s 
„dio  Absicht  nicht  anf  einer  Verletzung  einer  Persönlichkeit,  sondern  nur  auf  einer 
Nichterfüllung  einer  öffentlichen  Pflicht  im  Sonderintercssc  des  Einzelnen  beruhe".  — 
S.  ferner  Koscher,  Fin.  §.  71  (er  mahnt  zur  Behutsamkeit  gegenüber  meinem 
Drängen  auf  Einführung  cmplindlicber  Ebrenstrafen  u.  s.  w„  unter  Hinweis  auf  meine 
eigenen,  von  mir  an  anderer  Stelle  kundgegebeuen  Erfahrungen  in  der  Steuercommission 
des  prcnssischen  Abgeordnetenhauses  1881.  Allein  diese  Erfahrungen  beweisen  doch 
nichts  für  das  sachlich  Unrichtige  meiner  Bestrebungen,  sondern  nur  für  die  Scbwach- 
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inuthigkeit  der  Angehörigen  aller  politischen  Parteien  in  selchen  Dingen,  und  dafür 
habe  ich  sic  als  Beispiel  citirt).  — Eine  beachtenswerthe  Abhandlung,  weiche  die 
hier  behandelten  Principienfragen  berührt,  ist  II  ei  sei,  Unrecht  und  Zwang  im  Finanz- 
wesen, Finanzarchiv  V. 

Auffälliger  aber  noch  als  das  übliche  Stillschweigen  der  finauzwissenscbaftlichen 
Werke  über  das  Steuerstrafwesen  ist  die  ebenfalls  wenigstens  in  der  deutschen 
systematischen  und  dogmatischen  strafrechtlichen  Literatur  bisher  so  gut  wie 
ganz  fehlende  principielle  Behandlung  dieses  wichtigen  and  keineswegs 
uninteressanten  Rech tsgebiets.  Da  dasselbe  allerdings  vielfach  vom  sonstigen  Strafrecht 
in  der  Grundlage  und  der  Ausführung  abweicht,  so  ergiebt  sich  hier  manche  Controrerse, 
deren  tiefere  Behandlung  auf  die  obersten  rechtsphilosophischen  Priticipien  des  Straf- 
rechts hinfuhrt.  Ausser  in  den  Commcmarcn  der  Steuergesetze  aber  findet  sich  kaum 
eine  Erörterung  über  Wesen  und  Arten  der  Steuervergehen  und  Strafen  in  unserer 
strafrechtlichen  Literatur.  Sogar  so  umfassende  Werke  wie  das  v.  Holtzendorff’sche 
Sammelwerk  „Handbuch  des  Deutschen  Strafrechts  in  Einzelbeiträgen " (8  B.  Berlin 
1 87 1 — 74)  enthalten  so  gut  wie  nichts  darüber,  was  durch  die  übliche  Gestaltung  des 
positiven  Rechts  doch  kaum  genügend  entschuldigt  wird.  In  der  llogel  befinden  sich 
ucmlich  die  strafrechtlichen  Bestimmungen  des  Stcuerrechts  nicht,  wie  die  gewöhn- 
lichen sonstigen , in  den  Gesetzen  über  Strafrecht,  in  den  neueren  Strafgesetzbüchern, 
sondern  in  den  einzelnen  Steuergesetzen.  Aber  sie  bilden  doch  einen  wichtigen 
ßestandtheil  des  Landesstrafrechts,  der  gerade  mit  der  Ausdehnung  und  Verfeinerung 
der  indirecten,  der  Verkehrs-,  Stempelbesteuerung  und  mit  der  Einbürgerung  des 
Aumeldcprincips  und  Declarationszwangs  in  Hauptgebieten  der  dirccten  Besteuerung 
immer  wichtiger  und  juristisch  immer  schwieriger  wird.  Den  Beginn  mit  einer  Be-, 
handlung  des  Steuerstrafrechts  im  Rahmen  des  gesummten  Strafrechts  hat  neuerdings 
nunmehr  wenigstens  v.  Liszt,  Reichsstrafrecht,  gemacht. 

Die  Criminaiisten  rechtfertigen  diesen  Anschluss  des  Steuerstrafrechts  und  des 
verwandten  „Polizeibussrechts"  allerdings  damit,  dass  sie  eine  principielle  Grenze 
für  das  „eigentliche“  Strafrecht  mittelst  einer  bestimmten  Definition  des  Begriffs 
„Verbrechen"  zu  ziehen  suchen  (vgl.  v.  lloltzcndorff  a.  a.  0.  I,  4 ff.).  Allein  hier 
wird  den  Dingen  doch  Gewalt  angethan  und  gerade,  der  Normalfall  der  Stcuerdefrau- 
dation , wo  böse  Absicht  zu  Grunde  liegt,  willkürlich  ausgeschlossen.  Hier  liegt 
dasselbe  „Unrechtsmoment“  vor,  wie  bei  einer  grossen  Reihe  gemeiner  Verbrechen. 
Jene  Grenzziehung  entspricht  freilich  nur  zu  sehr  dem  Zustand  des  Rechtsbewnsstscins 
im  Volke,  der  laxen  Auffassung  der  Steuervergehen.  Dadurch  wird  es  aber  nicht 
gerechtfertigt,  dass  unsere  Criminaiisten  bisher  den  letzteren  keinen  Platz  im  System 
des  Strafrechts  einräumten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  in  einem  characteristischen 
Beispiel,  wie  schwer  der  Fortschritt  zu  einer  wahrhaft  „gemeinwinhschaftlichen" 
und  demgemäss  wahrhaft  „öffentlich-rechtlichen“  Auffassung  der  Vermögens- 
Verhältnisse  ist.  Alle  Anschauungen  unserer  Juristen,  sogar  der  sonst  weitsich- 
tigeren Criminaiisten,  sieben  hier  noch  im  Banne  priratwirthschaftlicher  und  privat- 
rechtlicher Gesichtspuncte.  Man  wurde  sonst  wenigstens  die  böswillige  Steuerdefraudation 
grundsätzlich  unter  die  „Bercicherungsverbrecheu"  reihen  und  sie  so  mit  dem  „Betrug", 
wenn  auch  noch  nicht  idcntificiren , so  doch  als  ein  demselben  gleichartiges  Ver- 
brechen, boz.  Vergehen  zusammcnstellen  (s.  v.  Holtzendorff,  Strafrecht  111,  621  ff.). 

Weniger  auffällig,  aber  darum  nicht  weniger  bedauernswert!)  ist,  dass  auch  im 
deutschen  Verwaltungsrecht  das  Steuerstrafrecht  noch  nicht  angemessen  be- 
handelt ist.  Es  harrt  hier,  wie  das  ganze  Verwaltuugsstrafrecht,  dessen  Thcil  es  ist, 
„noch  immer  in  der  deutschen  Wissenschaft  seiner  Begründung  und  seines  so  wichtigen 
Strafprincips “ (Stein,  4.  A.  I,  545).  Selbst  v.  Rönne  ist  für  Preussen  hier  sehr 
dürftig.  Kurze  Bemerkungen  über  das  bestehende  preussische  Recht  und  An- 
deutungen de  lege  ferenda  giebt  Gneist,  z.  B.  Verwaltung,  Justiz  u.  s.  w.  S.  2S6, 
292,  passim  im  „Rechtsstaat"  2.  A„  z.  B.  S.  313. 

Das  positive  Steuerstrafrecht  ist  bisher  bei  uns  wie  in  anderen  Staaten 
ganz  Gelegenheitsgesetzgebung  und  besteht  aus  Bestimmungen,  welche  in  den  einzelnen 
Steuergesetzen  gleich  im  Zusammenhang  mit  der  Regelung  der  einzelnen  Steuer  ge- 
troffen werden.  H egen  seiner  besonderen  practischen  Wichtigkeit  und  seines  speciolleren 
Details  ist  hier  namentlich  das  Zollstrafrecht  auch  für  den  vorliegenden,  das  Steuer- 
strafrecht sonst  nur  generell  und  principiell  behandelnden  Abschnitt  hervorzuheben. 
(S.  für  Deutschland  v.  Könne,  preussisches  Staatsrecht  3,  A.  U,  2.  Abtb.  S.  662, 
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4.  A.  IV,  625.  derselbe,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reichs,  2.  A.  II,  1.  Abth.  S.  104). 
Bei  den  Verhandlungen  im  Jahre  1636  hatten  sich  die  Regierungen  im  Zollverein  nur 
über  „leitende  Grundsätze“  des  Zollstrafrechts  verständigt,  aber  dio  Zollstraf- 
gesetze eigens  redigirt.  So  Preussen  im  Gesetz  vom  23.  Januar  1836  wegen  Unter- 
suchung und  Bestrafung  der  Zollvergehen.  Nach  dem  Zollroroinsvertrag  vom  8.  Juli  1667 
gehört  die  Competcnz  auch  auf  diesem  Gebiete  den  gesetzgebenden  Factoren  des  Zoll- 
vereins. jetzt  des  Deutschen  Reichs.  Daher  sind  jetzt  maassgebend  das  Vereinsgesetz 
vom  18.  Mai  lk68  und  die  §§.  134 — 165  des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869. 
Für  das  Strafverfahren  blieben  aber  dio  Landesgesotze  noch  in  Kraft.  Für 
Preussen  Gesetz  vom  23.  Januar  1638  betreffend  Untersuchung  und  Bestrafung  der 
Zollvergehen.  Jetzt  gilt  auch  hier  wie  für  alle  „Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vor- 
schriften über  die  Erhebung  Öffentlicher  Abgaben  und  Gefälle"  die  Deutsche  Straf- 
processordnung  (§.  459  — 469)  vom  1.  Februar  1877,  s.  dazu  auch  das  Deutsche 
Einfuhrungsgesetz  vom  1.  Februar  1877  §.  0,  Nr.  3.  Hiernach  sind  bei  Strafbescheiden 
der  Verwaltungsbehörden  ausdrücklich  nur  Geldstrafen  sowie  eine  etwa  verwirkte 
Einziehung  fcstzusetzco.  Ausser  den  Zollgesetzen  siud  für  Deutschland  wie  für  andere 
Länder  besonders  die  Gesetze  Uber  indirecto  Verbrauchssteuern,  namentlich 
Wein-,  Bier-,  Branntwein-,  Tabak-,  Zucker-,  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  über  Monopolien 
u.  s.  w.,  ferner  Uber  Stempel-  und  Kegisterabgaben  u.  dgl.  als  reich  an  Straf- 
bestimmungon aller  Art  zu  nennen.  Den  neueren  technischen  Veränderungen  der 
Besteuerungsmetbode  bei  einigen  dieser  Steuern , besonders  bei  der  „Fabrikatsteuer" 
von  Branntwein.  Zucker,  Tabak  und  den  höheren  Steuersätzen  entsprechen,  wie  ver- 
schärfte Controlcn,  so  auch  verscbhrfto  und  vermehrte  Strafbestimmungen,  über  eigent- 
liche Strafen  wie  über  Ordnungsstrafen  Wo  diese  Steuern  schon  früher  so  ausgebildet 
waren,  sind  auch  die  schärferen  Strafen  schon  älter.  S besonders  die  Verhältnisse 
in  Frankreich,  wofür  in  Fin.  III  bei  den  einzelnen  Gruppen  und  Steuern  die  Straf- 
bestimmungen regelmässig  angegeben  werden.  Frankreich  ist  auch  für  dies  Gebiet 
besonders  lehrreich.  Aebnliche  Verschärfungen  bei  den  neueren  Bflrsenste uern. 

Aus  der  directen  Besteuerung  gehören  vornemlich  die  Vorschriften  über  An- 
melde- und  Declarationszwang  bezüglich  der  für  Unterlassungen,  unvollständige 
und  falsche.  Angaben  angedrohten  Strafen  hieher.  Daher  fehlen  solche  Bestimmungen 
vielfach  noch  fast  ganz,  etwa  von  kleinen  Ordnungsstrafen  für  Verletzung  von  Control- 
und  Anmeldungsvorschrifien  abgesehen,  in  Staaten,  welche  bloss  die  älteren  Ertrags- 
steuern, ohne  die  Leihzinssteucr  und  keine  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  oder 
für  diese  keinen  Declarations/wang  haben  (Preussen).  Anders,  wo  dies  Princip  an- 
genommen ist  (so  z.  B in  dem  königlich  sächsischen  Einkommensteuergesetz 
vom  22  December  1874,  §.  62—69,  in  Erbschaftssteuergesetzen,  so  auch  im 
preussischen  vom  30.  Mai  1873,  §.  41 — 45) 

Sehr  umfassend  und  einschneidend  sind  nach  der  ganzen  Grundlage  und  Ein- 
richtung der  Besteuerung  die  Strafbestimmungen  für  Steuervergehen  in  Nordamorica 
(s.  darüber  für  die  Zeit  der  ROor  Jahre  v.  Hock's  Finanzen  Americas,  zur  Characteristik 
der  Verhältnisse  in  einem  einzelnen  Beispiel  besonders  die  drakonischen  Strafbestimm- 
ungen in  der  ainericanischeu  Tabaksteuergesetzgebung,  Tabakemiuötcn  B.  111,  501; 
Schäffle, Tübinger  Zeitschrift  1879.  S.  5566'., 641  ff.;  Folser  in  Hirth’s  Annalen  1878, 

5.  337  ff.).  Für  England  sind  die  Strafbestimmungen  bei  Weigerung  von  Angaben 
und  falschen  Angaben  in  Sched  1)  der  Einkommensteuer  (gewerbliches  Einkommen) 
beachtenswerth  (5  und  6.  Viel.  cap.  35,  Art.  100 — 145,  s.  Gneist,  englisches  Ver- 
waltungsrecht, 2.  A.  II,  797,  Fiu.  III,  S.  244). 

Aus  der  Specialliteratur  s.  Hecht,  Stempelrcvision  bei  Actiengcsellschaften 
nach  dem  Gesetz  von  1681,  Finanzarcbiv  I,  derselbe  cb.  über  den  Rechtsweg  in 
Keichsstcmpelsacben  und  die  Strafen  der  modernen  Stempelgesetze  M ei  sei  ’s  ge- 
nannte Abhandlung.  Eglauer,  Österreichisches  Steuerstrafrecht,  1686.  Ferner  die 
(Kommentare  u.  dgl.  zu  den  einzelnen  Steuergesetzen  der  neueren  Zeit,  in  Deutschland, 
Frankreich  u.  s.  w.  Manches  Material  wieder  in  den  Abhandlungen  des  Finanzarchivs. 

I.  Das  Steuervergehen. 

A.  — §.  344.  Begriff  und  Wesen  desselben. 

Ein  Steuervergehen  ist  diejenige  gesetzwidrige  und 
mit  Strafe  bedrohte  (versuchte  oder  vollfUbrtc)  Handlung 
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(bez.  auch  Unterlassung)  einer  Person,  durch  welche  die 
gesetzliche  Veranlagung  oderErhebung  einer  Steuer  z u m 
Nachtheil  der  Steuere asse  unmöglich  gemacht  oder  im 
Betrage  verkürzt  oder  durch  welche  gegen  die  gesetz- 
lichen Controlvorschriften  verstossen  wird.  Die  hierbei 
erfolgende  Hinterziehung  von  Steuern  ist  wieder  die  sogenanDte 
Defraudation  (§.  339). 

Vgl.  Stein  4.  A.  I,  546,  5.  A.  II,  2,  474.  v.  Hock,  Abgaben,  S.  55.  — 
Steuerruckstände  (fj.  333)  bilden  nur  bedingt  den  Thatbestand  eines  Steuerverirebens, 
so  im  Falle  böswilligen  Unterlassens  der  SteuerentricMung  Uber  die  gestattete  Frist 
hinaus.  Die  Steuerexecutionsmaassregeln  sind  auch  nur  theilweise  als  Strafmaass- 
regeln zu  characterisiren.  — Die  mit  dem  Steuergesetz  übereinstimmenden  Verord- 
nungen der  Verwaltung  vertreten  legis  vicem.  so  dass  VerstOsse  dagegen  zu  den 
Steuervergehen  gehören.  Behauptete  Widersprüche  zwischen  dem  Gesetz  und  den 
Verordnungen  auch  in  Betreff  der  Vergehen  und  Strafbestimmungen  sind  wieder  durch 
das  Institut  des  administrativen  Klagrecbts  zum  Austrag  zu  bringen  (§.  334  II'.). 

Das  Steuervergehen  deckt  sich  also  nicht  mit  jeder  irgend  wie  an  die  Besteuerung 
sich  knüpfenden  oder  selbst  durch  sie  veraulasstun  schon  an  sich,  d.  h.  unabhängig 
von  versuchter  oder  vollfuhrter  Steuerhinterziehung,  nach  dem  geltenden  Strafrecht 
strafbaren  Handlung.  Wohl  aber  kann  es  in  letzterer  sofort  mit  enthalten  sein.  z.  B. 
wenn  falsche  Stempclmarken  für  den  eigenen  Gebrauch  bergestellt  und  verwendet 
oder  von  Anderen  gefälschte  wissentlich  gebraucht  werden.  Oder  das  Steuervergehen 
fuhrt  in  seinem  Verlauf  eine  andere,  allgemein  strafbare  Handlung  mit  sich,  z.  B. 
den  verbotenen  Widerstand  gegen  Organe  der  öffentlichen  Verwaltung,  die  Körper- 
verletzung eines  verfolgenden  Steuerbeamteu  beim  Schmuggel.  Immer  ist  zwischen 
dem  Steuervergehen  und  einer  solchen  anderen  strafbaren  Handlung  daun  scharf  zu 
unterscheiden. 

Die  mancherlei  Steuervergehen  und  Defraudationen  bei  den 
verschiedenen  Steuern  lassen  sich  vornemlich  auf  die  drei  Schemata 
der  Unterlassung  vorgesebriebener  Steueransagen  Seitens 
des  Steuerpflichtigen  — wozu  auch  Un Vollständigkeit  dieser 
Ansagen  mit  gehört  — , der  falschen  Angaben  bei  diesen 
Steneran8agen  und  der  Hinterziehungen  beabsichtigenden  Mani- 
pulationen an  Steuercontrolapparaten  oder  solche  Hinter- 
ziehungen sonst  bewirkenden  Handlungen  und  Unterlassungen  in 
Bezug  auf  solche  Apparate,  zurückiühren. 

Unter  das  erste  Schema  gehören  auch  die  Verheimlichungen  von  Steuer- 
objecten,  — die  also  nur  als  Species  einer  Art  von  Vergehen  den  falschen  An- 
gaben gegcnüberzustellen  sind  (was  Stein  a a.  0.  Übersicht)  — wie  beim  Grenz- 
end Thorschmuggel  zur  Hinterziehung  von  Zöllen  und  Octrois.  ferner  die  Vornahme 
von  I’roductionsprocessen  in  der  Verbrauchsbcsteuerung  der  Productionsbetriebe  ohne 
Anmeldung  bei  der  Steuerbehörde,  daher  ohne  die  Gegenwart  controlirender  Steuer- 
organe; dann  auch  die  Unterlassung  gebotener  Handlungen  bei  diesen  Steuern,  ferner 
den  Verkehrssteuern,  i.  B der  Anwendung  von  Steuerstempeln,  der  Anmeldung  von 
Rechtsgeschäften  zur  Registriruug.  Zu  den  falschen  Angaben  zählen  auch  die 
absichtlichen  Irreführungen  der  Steuerbeamten,  welche  die  Controlen  auszuuben  und 
die  thatsächlicheu  Ermittlungen  zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkcit  vorznnchmen 
haben.  Die  absichtlichen  Störungen  der  Messinstrumente  oder  Apparate,  durch  welche 
bei  Verbrauchssteuern  die  steuerpflichtigen  Mengen  und  Qualitäten  der  Objecte  er- 
mittelt werden  (Alcoholo-,  Saccharometer  bei  der  Branntwein-,  Zuckcrstcucr,  Mess- 
apparate der  Mahlstcucr  — in  Italien  — ),  könnten  allenfalls  auch  noch  zu  der 
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Kategorie  der  „falschen  Angaben“  zählen , vie  ich  es  in  der  1.  Aull.  S.  698  auch 
that.  Doch  ist  die  besondere  Heraushebung  derartiger  Manipulationen  bei  deren 
Eigentümlichkeit  doch  wohl  richtiger,  wie  ich  es  jetzt  gethan  habe. 

B.  — §.  345.  Vorkommen  der  Sten ervergeben. 

Die  Gelegenheit  und  der  Anreiz  zu  Steuervergehen,  daher 
auch  deren  Häufigkeit,  ferner  die  Arten  und  der  Umfang  dieser 
Vergehen  gestalten  sich  wieder  bei  den  grossen  Kategorieen 
des  Steuersystems  verschieden. 

1.  Auch  hier  sind  die  frtlher  als  eine  besondere  steuertechnische 
Gruppe  zusammengefassten  „indirccten“  Steuern  in  unserem 
zweiten,  dem  administrativ -technischen  Sinn  des  Worts  (§.  98), 
die  Steuern,  welche  nach  einzelnen  wechselnden  That- 
sacben,  Vorgängen,  Handlungen  veranlagt  und  erhoben 
werden,  daher  namentlich  die  Verkehrs-  (Stempel-)  und  Ver- 
brauchssteuern als  diejenigen  bervorzuheben,  welche  zu  Steuer- 
vergehen, besonders  gegen  die  Steuerveranlagung  mittelst  Unter- 
lassung der  Sjteueransagen,  Verheimlichungen,  und  gegen  die  Con- 
trol Vorschriften  am  Meisten  Anlass  geben,  aus  leicht  ersichtlichen 
Gründen.  Eben  deswegen  sind  hier  die  Controlen  wieder  so  zu 
verschärfen,  womit  aber  zugleich  die  Gelegenheit  und  der  Anreiz 
wenigstens  zu  leichteren  Steuervergehen  abermals  wächst. 

2.  Bei  den  Ha u pta rten  der  direct en  Steuern,  den  Ertrags-, 
Einkommen-,  Vermbgensstenern,  liegt  die  Sache  anders.  Hier  ist 
vornemlich  die  Vorschrift  des  Melde-  und  Declarations- 
zwangs die  Voraussetzung  für  das  Vorkommen  eines  Steueiver- 
gehens  im  rechtlichen  Sinne. 

Solauge  inan  sieb  hier  bei  der  Ermittlung  der  Steuereubjecte  und  Objecte 
wesentlich  mit  amtlichen  Nachforschungen  (§.  305)  und  mit  amtlichen 
Schüttungen  der  Ertrüge.  Einkommen  u.  s.  w.  durch  Behörden  und  Commissionen 
(§.  306  ff.)  begnügt.  ist  flir  Steuervergehen  in  Bezug  auf  die  Veranlagung  kaum, 
in  Bezug  auf  die  Erhebung  wenig  Gelegenheit,  und  die  Controlvorschriften  sind  gering- 
fügig: insoweit  ein  Vorzug  dieser  Besteuerungsart.  Mit  dem  persönlichen 
Meldezwang  bei  Personal-  und  anderen  directen  Steuern  veründert  sich  dies  schon 
etwas  und  Vergehen  gegen  diese  Vorschrift,  welche  wesentlich  die  Bedeutung  einer 
Conlrolvorschrift  hat,  treten  hervor.  Namentlich  aber  mit  dem  Princip  des  Decla- 
rationszwangs für  Einkommen-,  Vermögen-  und  einzelne  Ertragssteuern  wie  die 
Leibzinssteuer,  für  gewisse  Puncto  einer  modernen  Gewerbesteuer  (Pflicht  zur  Angabe 
objectirer  Betriebsmerkmale,  Aussagen  über  Umsatz,  Kapital),  auch  einer  Gebäudesteuer, 
ferner  für  die  E rbs  ch  aftssteuer  und  ähnliche  wird  nun  zu  Steuervetgehen  eine  nur 
zu  reichliche  Gelegenheit  geboten,  besonders  in  Bezug  auf  unvollständige  und 
mehr  noch  auf  falsche  Angaben.  Diesen  Nacbtbcil  muss  man  aber  als  einen  unver- 
meidlich mit  diesem  Princip  verbundenen  in  den  Kauf  nehmen,  weil  das  Princip  selbst 
ganz  richtig  nnd  nothwendig  ist.  Es  ist  anderseits  überhaupt  ein  Vortheil,  dass 
durch  ilic  Anordnung  solcher  Meldungen  und  Declarationen  das  Steuervergehen  aus 
dem  bloss  sittlichen  in  das  Kechtsgebiet  hinüber  geführt  wird,  dem  Wesen  der 
Stener  als  einer  der  Rechtsordnung  ungehörigen  Einrichtung  gemäss. 
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C.  — §.  346.  Strafrechtlicher  Character  der  Steuer- 
vergehen. 

Das  Vergehen  der  Steuerdefraudation  setzt  zwar  regelmässig 
Absicht  („böse  Absicht“,  dolus)  des  Defraudanten  voraus, 
aber  begrifflich  und  nach  dem  positiven  Recht  beschränkt 
sich  das  Steuervergehen,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Verletzung 
von  Controlvorschriften , nicht  auf  den  Fall  der  bösen  Absicht. 
Vielmehr  kann  auch  grobe  Fahrlässigkeit  (culpa  lata), 
leichtes  Versehen  (culpa  levis)  und  selbst  nur  zufällige 
(gutgläubige)  Ausserachtlassung,  z.  B.  wegen  Unkennt- 
niss  einer  Vorschrift,  das  Vorhandensein  eines  Steuervergehens, 
wenn  auch  nur  eines  geringeren,  bedingen. 

Deshalb  ist  Stein’s  Auffassung  des  Steuervergehens  (4.  A.  I,  546.  ebenso  noch 
5.  A.  II,  2,  476),  wonach  ein  Steuervergehen  nothwendig  eine  Absicht  (zur  Hinter- 
ziehung) voraussetzc,  zu  eng,  sie  passt  mehr  auf  die  Steuerdefraudation,  aber  auch 
nicht  völlig.  — Die  in  den  Vorbemerkungen  §.  343  erwähnte  Ausschliessung  der 
Steuervergehen  aus  dem  eigentlichen  Strafrecht  hängt  mit  dieser  weiteren  Begriffs- 
bestimmung dieser  Vergeben  zusammen,  wird  aber  dadurch  nicht  gelingend  begründet. 

Selbst  in  den  verwickelten  und  künstlichen  Verhältnissen  der  indircctcn  Be- 
steuerung. z.  B.  des  Zollwesens,  ist  ohne  den  Rcchtssatz.  dass  „Dnkenntniss  des  Rechts“ 
nicht  als  Entschuldigung  dient,  nicht  wohl  auszukommen,  — so  ausdrücklich,  auch  in 
Bezug  auf  gehörig  bekannt  gemachte  Verwaltungsvorschriften,  bestimmt  in  §.  163  des 
Deutschen  Vereinszollgesctzes  vom  1.  Juli  1869  — wenn  dieser  Umstand  auch  ein 
Milderungsgrund  sein  kann  Bei  der  Complication  in  der  Praxis,  z.  B.  bei  Steuern 
im  Anschluss  an  den  technischen  Productionsprocess  und  hier  wie  sonst  Öfters  in 
Fällen,  wo  die  Action  eines  zahlreichen  Personals  in  Betracht  kommt  (im  Fabrikwesen), 
lässt  sich  auch  die  bOse  Absicht  häufig  nur  schwer  nachweisen , während  die  Fahr- 
lässigkeit oder  irgend  ein  Versehen  offener  zu  Tage  tritt. 

In  dem  Fall  der  bösen  Absicht  liegen  aber  nun,  wenn  auch 
nicht  immer  absolut  genau  alle,  so  doch  stets  einige  der  wesent- 
lichen Merkmale  des  strafrechtlichen  Vergehens  (bez.  Verbrechens) 
des  Betrugs  oder  doch  eines  demselben  strafrechtlich  wesentlich 
gleichstehenden  Vergehens,  wie  etwa  eines  zur  Kategorie  der  „Be- 
reicherungsverbrechen“ gehörenden  vor:  der  Defraudant  sucht  sich 
einen  rechtswidrigen  Vermögensvortheil  auf  Kosten  der  Steuercasse 
(des  Fiscus)  durch  Irrthumserregung  mittelst  Unterdrückung  oder 
Entstellung  wahrer  oder  durch  Vorspiegelung  falscher  Thatsaehen 
zu  verschaffen. 

Vgl.  Deutsches  Strafgesetzbuch  von  1871  §.  263.  v.  Holtzendorff's  Straf- 
recht 111,  750  ff  — Nicht  ausreichende  Abweisung  der  Betrugsqualificirung  der 
Defraudation  bei  v.  Hock,  Abgaben,  S.  56.  — Zu  den  Bcreicherungsverbrechen 
zählen:  Diebstahl  und  Unterschlagung.  Raub  und  Erpressung,  Begünstigung  und 
Hehlerei,  Betrug  und  Untreue;  v.  Holtzendorff,  Strafrecht  III,  621  ff. 

Trotzdem  hat  weder  die  herrschende  strafrechtliche  Theorie 
noch  das  positive  Strafrecht  der  Culturvölker  die  Steuerdefraudation 
als  solche  auch  in  diesem  Fall  der  „bösen  Absicht“  regelmägsig 
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ohne  Weiteres  als  „Betrug“  qualifieirt  oder  auch  nur  als  ein  solches 
demselben  wesentlich  gleichstehendes  und  strafrechtlich  gleich  zu 
behandelndes  selbständiges  („Bereicherungs“-)Vergehen  oder  Ver- 
brechen aufgefasst.  Nach  dem  Stande  der  öffentlichen  Meinung 
und  des  Rechtsbewusstseins  unserer  Völker  hat  dies  im  Allgemeinen 
auch  wohl  heute  noch  seine  ganz  oder  grossentheils  ausreichenden 
principiellen  Gründe.  Zu  dieseu  treten  noch  erhebliche  prac- 
tische  und  steuertechnische  Gründe  hinzu.  Dennoch  möchte, 
und  sollte  wohl  auch  mit  Recht,  die  Weiterentwicklung  im  Leben 
unserer  Culturvölker  dabin  führen,  in  der  böswilligen  Steuer- 
defraudation ein  mit  dem  „Betrug“  identisches  oder 
strafrechtlich  gleichzustellendes  selbständiges  Ver- 
gehen anzuerkennen. 

1.  Die  principiellen  Gründe  für  die  bisherige  Auffassung 
der  böswilligen  Steuerdefraudation  liegen  im  Character  und  in  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Steuerrechts. 

Letzteres  bildet  lein  so  einfaches,  ([oasi- natürliches  Bechtsgebiet,  wie  es  das- 
jenige des  privaten  Vermögensrechts  und  der  rechtswidrigen  Verletzungen  desselben 
ist  oder  wenigstens  im  Vollsbcwusstscin  zu  sein  gilt.  Das  Steuerrecht,  einschliesslich 
des  Controlrechts,  ist  zwar,  wenn  einmal  die  (iruudlagc  in  BetrciT  des  Steuersubjects, 
Steuerobjects  und  Steuersatzes  t§.  28t»  fl'.)  festgestclit  ist,  auch  in  seinen  haupt- 
sächlichen einzelnen  Bestimmungen  durchaus  nicht  so  willkürlich , als  es  oft  er- 
scheint, sondern  ein  logisch  streng  folgerichtiges  System  von  einzelnen 
Vorschriften . öfters  von  bewundoruswerther  Couseqnenz  (französische  Getrinkebe- 
steuerung,  Enregistrcment,  neuere  Branntwein-,  Zucker-,  Tabak-,  Börsensteuer,  und 
doch  auch  die  moderne  feiner  ausgebildete  directe  Besteuerung).  Aber  in  der  Fest- 
stellung jener  Grundlagen  und  in  manchen  Details  ist  in  der  Tbat  doch  das 
Moment  der  Willkür,  daher  auch  des  dem  allgemeinen  Kecbtsbewusstscin  Fremd- 
artigen, ihm  Aufgedrungenen  nicht  zu  verkennen. 

Erst  mit  der  festen  Einbürgerung  eines  Steuersystems  und  einer 
einzelnen  Steuerart  und  Steuer  als  gerechter  und  zweck- 
mässiger Steuern  im  Rechtsbewusstsein  des  Volks  kann 
sich  eine  Anschauung  ausbilden,  dass  eine  böswillige  Steuerdefrau- 
dation ein  wirklicher  „Betrug“  oder  ein  ähnliches  wirkliches  „Ver- 
gehen“ im  strafrechtlichen  »Sinne  sei  und  wie  ein  solcher  behandelt 
werden  müsse.  Daraus  ergiebt  sich  die  nicht  unwichtige  Consequenz, 
dass  gar  zu  häufiges  Rütteln  und  Verändern  an  der  Besteuerung 
auch  hier  wieder  Bedenken  hat  und  dass  die  Frage  der  „ge- 
rechten Sten  ervertheilung“,  demnach  der  gerechten 
Steuerveranlagung  auch  im  Einzelnen,  auch  für  die 
Bildung  eines  die  Steuerdefraudation  scharf  verurtheilenden  Rechts- 
bewusstseins im  Volke  nicht  gleichgiltig  ist 

Die  Entwicklung  eines  solchen  Rechtsbewusstseins  und  die 
dann  erst  mögliche  strengere  strafrechtliche  Ahndung  der 
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Steuerdefraudation  erscheint  aber  namentlich  in  einem  Steuersystem 
so  nothwendig,  wo  die  unteren  Volksclassen  gerade  durch 
Verbrauchssteuern  scharf  getroffen  werden. 

Nach  der  Natur  dieser  Steuern  können  sich  diese  Classen  schlechterdings  der 
Besteuerung  durch  Widerrechtlichkeiten  nicht  entziehen,  wenn  sie  einmal  auf  den 
Consum  versteuerter  Artikel  angewiesen  sind  — also  von  etwaiger  Betheiligung 
an  Schmuggel  u.  s.  w.  abgesehen  — und  wenn  der  Preis  durch  die  Steuer  gesteigert 
ist.  Dass  sie  alsdann  wirklich  besteuert  sind,  wie  implicite  die  Absicht  bei  diesen 
Steuern  ist,  kann  ja  nur  als  ein  Vortheil  gelten.  Cm  so  bedenklicher  ist  es  aber  dann 
wieder,  wenn  die  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classen  durch  Steuerdefraudation 
mit  Hilfe  falscher  Angaben  bei  den  Einkommensteuern,  Leihzinssteuern  u.  dgl,  und 
gewisse  tieschäftskreise  bei  der  Verbrauchsbesteuerung  der  Productionsbetriebe , auch 
bei  den  Zöllen,  die  ihnen  rechtlich  gebührende  Steuerschuldigkcit  nicht  tragen.  (Der 
Schleichhandel  u.  s.  w.  der  „kleinen  Leute“  erfolgt  doch  vornemlich  auch  im  Interesse 
der  Defraudationen  der  Händler,  Fabrikanten.)  Solche  Zustände  wirken  corrumpirend 
und  aufreizend.  Namentlich  bei  den  genannten  Steuern  muss  daher  auf  allmählich 
immer  strengere  strafrechtliche  Auffassung  der  Defraudation  hingestrebt  werden. 

2.  Die  practiscben  und  steuertechnisc ben  Gründe  für 
eine  mildere  Behandlung  der  Steuervergehen  oder  Defraudationen 
liegen  bei  vielen  Steuern,  besonders  wieder  den  indireclen,  den 
Zltllen  u.  dgl.,  in  deren  Natur  und  in  der  daraus  hervorgebenden 
Schwierigkeit,  böse  Absicht  und  Versehen  zu  unterscheiden;  dann 
auch  darin,  dass  hier  öfters  „kleine  Leute“  in  einem  Dienstver- 
hältnis« die  Vergehen  begehen  und  persönlich  allein  sicher  gefasst 
werden  können,  während  der  Voriheil  der  Defraudation  den  Dienst- 
herren u.  s.  w.  zu  Gute  kommt.  Blosse  Verstösse  gegen  die  Con- 
trolvorschriften werden  gewöhnlich  nur  als  leichtere  Vergehen  oder 
„Uebertretungen“  zu  behandeln  sein. 

Aus  dem  strafrechtlieben  Character  der  Steuervei gehen  folgt 
dann  mit  Notb Wendigkeit  auch  mit  die  Straf  a rt  und  das  Straf  maass. 

II.  Die  Steuerstrafe. 

A.  — §.347.  Art  derselben.  Die  namentlich  im  deutschen 
Steuerstrafrecht  bestehenden , in  anderen  Staaten  übrigens  meist 
ähnlichen  Bestimmungen  pflegen  die  folgenden  zu  sein. 

S.  als  Beispiel  für  die  Strafart,  Bemessungsart  und  Höhe  der  Strafe  die  Be- 
stimmungen in  dem  deutschen  Zollvereinsgesetz  vom  t.  Juli  1869,  §.  134  ff.,  Unter- 
scheidung von  „Contrebande“,  d.  h.  verbotswidrige  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr  von 
(iegeuständen  unternehmen,  und  von  „Defraudation“,  d.  h Hinterziehung  von  Ein- 
und  Ausgangsabgaben  unternehmen.  Strafe  in  beiden  Fällen  Confiscation  der 
(jegenstäude , dazu  bei  der  Contrebande  (ieidbusse  vom  doppelten  Werth  der  (iegen- 
stände,  mindestens  10  Thlr.,  bei  der  Defraudation  vierfacher  Betrag  der  vorenthaltenen 
Abgaben,  die  ausserdem  zu  entrichten.  Im  ersten  Ruckfall  Verdopplung  der  Geldbosse, 
im  ferneren  Kuckfall  neben  der  Conliscation  in  der  Kegel  Freiheitsstrafe,  Maximum 
zwei  Jahre,  eventuell  ausnahmsweise  Verdopplung  der  (ieidbusse  des  ersten  Rückfalls. 
Schärfung  der  Strafen  um  die  Hälfte  und  gewisse  Freiheitsstrafen  bei  erschwerten 
Umständen.  Verletzung  des  amtlichen  Waarcuverschlusses  ohne  Absicht  einer  (jefill- 
entziehnng  (und  nicht  durch  Zufall)  (ieidbusse  bis  300  Thlr.  Bei  Uebortrctung  der 
gesetzlichen  und  Verordnnngsvorschriften  Ordnungsstrafen  bis  50  Thlr.  Bei  Umwandlung 
der  nicht  beitreibbaren  (ieldstrafen  in  Freiheitsstrafen,  Maximaldauer  der  letzteren 
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ein  halbes,  bcz.  zwei  Jahre.  — ln  der  bisherigen  deutsch -preussischen  Gesetz- 
gebung Uber  indirecte  Steuern  auch  sonst  die  erste  Defraudationsstrafe  das  Vierfache 
des  roreuthaitenen  Steuerbetrags,  so  bei  der  norddeutschen  Brausteuer,  Gesetz  vom 

4.  Juli  1868,  g.  24.  im  Fall  der  Wiederholung  nach  vorhergegangener  Bestrafung  das 

Achtfache  (auch  Sperre  der  Brauerei  auf  drei  Monate  zugleich),  bei  dritter  Defrau- 
dation nach  zweimaliger  Bestrafung  das  Sechszehnfache  und  bleibende  Untersagung  der 
Ausübung  des  Brauereigewerbes,  selbst  oder  durch  Andere,  für  den  Verurtheilten. 
Dann  zahlreiche  Ordnungsstrafen,  auch  Coufiscationen  der  nicht  oder  nicht  richtig 
augemeldeten  ßraupfannen  und  Bottiche  (angeführtes  Gesetz  g.  25 — 36).  Dieselben 
Strafbestimmungen  für  Defraudation  bei  der  Branntweinsteuer  des  Gesetzes  rom 
8.  Juli  1868.  §.  50  ff.  Aehnlich , noch  weiter  nach  der  Technik  der  Production 
specialisirend  das  neue  deutsche  Tabaksteuergesetz  rom  ln.  Juli  1879,  § 32  11., 
Tier-  und  achtfache  Strafe  des  defraudirten  Steuerbetrags,  bei  fernerem  Rückfall  Ge- 
fängnissstrafe  bis  zwei  Jahre  In  den  neuen  Keichsgesetzen  Uber  Branntwein-  und 
Zuckerbesteuerung  1,1867)  sind  entsprechend  der  ueucn  Besteuerungsmethode  sehr 
umfassende  Straf-  wie  Controlbestimmuugun  zur  Verhütung  ron  Defraudationen,  mit 
Feststellung  des  Begrills  der  Defraudation  und  der  unter  letztere  fallenden  Maass- 
nahmen  und  Vorgänge,  getroffen  worden.  Dieselben  siud  auch  für  die  allgemeine 
Lehre  von  den  Controlen  und  Strafen  beachteuswertb.  S.  Gesetz  Uber  dio  Branntwein- 
steuer rom  24.  Juni  1887,  5 II'.,  17  lf.,  über  Zuckerbesteuerung  rom  9.  Juli  1887, 

2.  bis  5.  Abschnitt.  Das  Strafrerfahreu  ist  dasselbe  wie  bei  Zuwiderhandlungen  gegen 
die  Zollgesetze.  — Auch  bei  Stempeldefiaudatiou  in  Preusseu  vierfacher  Betrag  des 
nachzubringenden  Stempels,  Gesetz  rom  7.  März  1822,  §,  21.  — Hohe  Strafen  in 
Frankreich  bei  Zollvergehen,  r.  Hock,  Fiu.  Frankreichs,  S.  248,  270.  me  ine  Fiu.  111, 

5.  844,  Gesetz  ron  1816,  von  1875),  auch  bei  Unrichtigkeit  in  der  Waarenerkläruug; 
Confiscation  von  Waare  und  Transportmittel,  hohe  Geldstrafen  von  500 — 3000  Fr., 
selbständige  Freiheitsstrafen  bei  gewissen  Arten  des  Schleichhandels.  Auch  hoho 
Ordnungsstrafen,  100 — 1000  Fr.  und  selbst  Conliscation  des  Transportmittel«  Aehnlich 
empfindliche  Strafen  bei  den  inneren  Verbrauchssteuern,  den  Monopolen,  im  En- 
registrement,  Stempel  (s.  passim  in  Fin  111  bei  diesen  Steuern).  — Ausserdem  auch  in 
dem  deutschen  Recht  besondere  Bestrafung  der  Bestechung,  Strafgesetzbuch  von  1871, 
Artikel  333.  Daneben  Ordnungsstrafen,  z.  B.  Zollgesetz  ton  l8o9,  § 160.  — In 
America  bedingt  auch  dieGrundlage  der  eidesstattlichen  Versicherung  für  so  rieleSteuer- 
ansagen  (s.  S.  795  oben)  strengere  und  insbesondere  sofortige  Freiheitsstrafen,  Confisca- 
tionen.  Sehr  viel  Detail  darüber  bei  v.  Hock,  Finanzen  American,  s.  Register  s,  r.  Strafen. 

1.  Die  Steuerstrafen  für  Defraudationen  bestehen  regelmässig 
zunächst  in  Vermögens-,  bez.  Geldstrafen,  welche  nur  im  Un- 
vermögensfalle in  Freiheitsstrafen  verwandelt  werden.  Bei 
Vergehen  unter  erschwerenden  Umständen  (z.  B.  gewisse  Arten 
qualificirter  heimlicher  Unterschleifmaassregcln  im  controlirten  Pro- 
ductionsbetrieb , Schmuggel  durch  Mehrere,  durch  Bewafluete),  im 
Rückfall  oder  im  wiederholten  Rückfall  (z.  B.  bei  Zolldefrau- 
dationen) werden  diese  Strafen  erhöht  und  auch  wohl  sofort 
durch  Freiheitsstrafen  ersetzt  oder  letztere  mit  jenen  verbunden. 
Concurrirt  ein  Steuervergehen  mit  anderen  strafbaren  Handlungen, 
so  kommt  die  Strafe  für  beide  zugleich  zur  Anwendung.  Bei  der 
Verübung  einer  Defraudation  durch  Mehrere  vereint,  ist  wohl  die 
solidarische  Haftung  für  die  Bezahlung  der  Strafgelder  ausgesprochen. 

2.  ln  gewissen  Fällen  kommt  neben  den  Geldbussen  und  Frei- 
heitsstrafen auch  die  Strafe  der  Confiscation  der  Gegenstände, 
in  Bezug  auf  die  das  Vergehen  verübt  wurde,  der  technischen 
Hilfsmittel,  die  dabei  benutzt  wurden,  vor. 

A.  Wagner,  FinanxwUsenacbafL  II.  2.  Aufl.  52 
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Z.  B.  bei  geschmuggelten  zollpflichtigen  Waarcn;  mitunter,  so  im  americanischen 
liecht,  noch  im  weiteren  Umfang,  so  in  der  americanischen  Tabakbesteuerung  in  ge- 
wissen Fällen  Confiscation  des  Fabrikeigenthums  mit  Grand  and  Boden  angedroht. 
Oefters  findet  sich  die  Bestimmung,  dass  Schiffe,  Wagen,  Pferde  und  sonstige  Trans- 
portmittel, die  dem  Schmuggel  dienten,  verfallen  sind  (französisches  Recht  und  sonst!. 
An  die  Stelle  der  Confiscation  tritt  unter  Umständen,  z.  B.  wenn  sic  nicht  vollstreckbar 
ist,  eine  angemessene  weitere  Geldstrafe.  S.  z.  B.  Deutsches  Zollgesctz  von  1869, 
§.  147,  Ober  Contrebande  und  Defraudation  unter  dem  Schutz  einer  Versieh erun g, 
wo  Freiheitsstrafen  für  die  Versicherten  und  Versicherer  und  Confiscation  der  zum 
Zweck  der  Versicherung  angelegten  Fonds  der  Versicherer,  oder,  im  Fall  diese  Con- 
fiscation unvollstreckbar,  solidarische  Geldstrafe  von  500 — 5000  Thlr. 

3.  Bisweilen  findet  sich,  so  bei  inneren  Verbrauchssteuern  im 
Anschluss  an  den  Productionsbetrieb,  als  Strafverschärfung, 
daher  etwa  nach  mehrmaliger  Bestrafung,  zeitweilige  oder  bleibende 
Untersagung  des  Gewerbebetriebs. 

4.  Leichtere  Vergehen,  namentlich  solche,  durch  welche 
eine  Defraudation  nicht  beabsichtigt  war,  Uebertretungen  der 
Control  Vorschriften  u.  dgl.  werden  mit  kleineren  Geldbussen 
als  „Ordnungsstrafen“  belegt. 

Alle  diese  Strafen  kommen  nach  der  bisherigen  ^tatsächlichen 
Entwicklung  des  Steuerrechts  ganz  überwiegend,  ja  fast  ausschliess- 
lich beiden  indirecten  Verbrauchs-  und  Verkchrssteuern 
(Stempel  u.  s.  w.)  vor.  Mit  der  Einführung  eines  ernstlich  ge- 
handbabten  Anmelde-  und  Declarationszwangs  bei  Ein- 
kommen-, Vermögens-,  Leihzins-,  und  anderen  Ertrags-,  Erbschafts-, 
Conjuncturengewinn-  und  ähnlichen  Steuern,  wird  das  Strafsystem 
aber  auch  hier,  also  namentlich  auch  bei  den  Hauptarten  der 
directen  Besteuerung,  sich  ähnlich  gestalten  müssen.  Zumal  bei 
den  Vermögens-,  Einkommen-  und  Leihzinssteuern,  dann 
auch  bei  den  Erbschaftssteuern  ist  auf  hohe  Defraudations- 
strafen, welche  eventuell  bei  der  zu  fordernden  von  Amtswegen 
stattfindenden  Controle  der  Erbschaften  noch  nachträglich  auf- 
zulegen sind,  nach  dem  Früheren  (§.  284,  306)  grosses  Gewicht 
zu  legen. 

Auch  dies  entspricht  gegenüber  den  mit  Verbrauchssteuern  belasteten  unteren 
Clssscn  nur  einer  Forderung  der  Gerechtigkeit:  um  so  mehr,  solange  falsche  An- 
gaben bei  den  Declarationen  noch  nicht  als  Betrug  behandelt  werden. 

Beispiel:  Königlich  sächsisches  Einkommensteuergesetz  vom  22.  December 
1874,  § 63.  bestimmt  bei  falschen  Declarationen  „je  nach  dem  Grade  der  dabei  an 
den  Tag  gelegten  Böswilligkeit"  das  Vier-  bis  Zehnfache  des  hinterzogenen  Betrags. 
Nach  §.  G6  bei  Uebergchungen  oder  zu  niedrigen  Besteuerungen,  auch  ohne  Absicht 
der  Hinterziehung,  Nachzahlungen  bis  auf  fünf  Jahre  zurück,  wofür  die  Verbindlichkeit 
auf  die  Erben  übergebt.  Das  Gesetz  Uber  Einkommensteuer  im  Kanton  Bern  vom 
18.  März  1865,  §.  35.  hat  Strafe  der  Defraudation  bei  Selbstschätzung  mit  dem  zwei- 
fachen Betrag  der  in  den  letzten  zehn  Jahren  entzogenen  Steuer,  wofür  auch  die 
Erben  haften.  Preussisches  Erbschaftssteuergesetz  von  1873,  §.  41,  42:  Strafe 
für  unterlassene  und  falsche  Anmeldung  und  Declaration  gleich  dem  doppolten 
Betrag  der  zu  zahlenden  Steuer;  wenn  dieser  nicht  zu  ermitteln,  Geldstrafe  bis 
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I OOO  Thlr. ; eventuell  nur  Ordnungsstrafe  bis  50  Thlr.  — Bei  ernstlicher  Controlc  der 
Erbschaften  von  Amtswegeu  für  den  Zweck  der  Controle  der  Einkommen-  und  ähn- 
lichen Steuern  darf  die  Verjährung  der  Strafe  nicht  hinderlich  sein,  die  Frist 
dafür  also  nicht  zu  kurz  sein.  Sie  ist  sonst  meist  kurz.  Zollvergehen  verjähren  in 
Deutschland  (Zollgesetz  von  1869,  §.  164)  in  drei.  Ordnungswidrigkeiten  in  einem, 
Anspruch  auf  Nachzahlung  defraudirter  ticfälle  in  fünf  Jahren. 

Ernstlich  erwiigenswerth  erscheint  gerade  bei  den  genannten 
direeten  und  verwandten  Steuern,  dann  bei  Steuern  auf  Productions- 
betriebe  aber  schliesslich  auch  die  Einführung  empfindlicher  Ehren- 
strafen, daher  Freiheitsstrafen,  welche  sofort  neben  Geld- 
strafen, nicht  nur  auch  hier  bloss  im  Unvermögensfalle,  einzutreten 
hätten,  sodann  die  volle  Oeffentlichkeit  der  Bestrafung  und 
die  V erbindung  anderweiter  Rechtsfolgen  mit  der  rechts- 
kräftigen Verurtheilung,  wie  zeitweilige  oder  bleibende  Aberkennung 
bürgerlicher  Ehrenrechte,  mindestens  politischer  Wahlrechte  (zumal 
passiver,  aber  auch  activer)  u.  dgl.  (§.  339). 

Nicht  unbedenklich  ist  auch  mit  Rücksicht  darauf  das  unten 
noch  zu  erwähnende  Straf-Abfindungssystem  (§.  350). 

B.  Bemessungsart  der  Strafe. 

Bei  manchen  Steuern  bat  man  hier  für  Geldstrafen  die  Wahl, 
ob  man  dieselben  nach  dem  Werthe  des  Steuerobjects,  in 
Bezug  auf  welches,  oder  nach  der  Grösse  derAbgabc,  welche 
ganz  oder  theilweise  defraudirt  worden  ist,  bestimmen  will.  Letztere 
Bemessungsart  ist  die  übliche  und  verdient  auch  im  Ganzen  den  Vorzug. 

So  ist  sic  schon,  wie  v.  Hock  sagt,  „die  in  grosserem  Umfange,  nemlich  auch 
für  Personalstcuern.  Überhaupt  für  alle  Steuern,  deren  Object  kein  schätzbarer  Gegen- 
stand ist,  anwendbare.  Vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  spricht  für  sie,  dass  sie 
sich  genau  nach  dem  Gegenstände  der  Uebertretung  richtet,  während  das  Steuerobject 
sich  za  letzterer  ganz  gleichgiltig  verhält.  Gegen  die  Strafe  nach  der  Grösse  der 
Abgabe  lässt  sich  nur  der  Grand  geltend  machen,  dass  sie  einer  der  Hauptwirkungen 
geringer  Abgaben,  der  Verminderung  des  Schmuggels,  hindernd  in  den  Weg  tritt. 
Denn  dem  durch  Ermässigung  der  Abgabe  verminderten  Gewinn  des  Schmuggels 
wirkt  der  durch  die  erinässigtc  Strafe  verminderte  Verlust  im  Fall  seiner  Entdeckung 
entgegen.  Doch  ist  hier  leicht  dadurch  zu  helfen,  dass  die  Strafe  mit  einem  desto 
höheren  Vielfachen  der  Abgabe  bemessen  wird,  je  niedriger  die  letztere  ist“.  (Oetfent- 
liche  Abgaben  S.  55.)  Eine  solche  Abstufung  der  Strafen  musste  sich  genauer  an 
den  Zolltarif  anscbliessen.  Diese  Bemessungsmethode  nach  dem  defraudirten  Steuer- 
betrag hat  auch  wegen  ihrer  Einfachheit  den  Vorzug.  Die  Conliscation  des  Steuer- 
objects entspricht  der  anderen  Methode,  die  natürlich  in  dem  Falle  der  „Contrebande“ 
i.  e.  S.,  bei  einem  Bruch  von  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhrverboten,  neben  willkürlich 
bestimmten  Geld-  und  sonstigen  Strafen  allein  anwendbar  ist.  Beispiele  für  beide 
Methoden  besonders  im  französischen  Recht,  so  auch  wieder  in  dem  Controlen 
und  Strafen  jin  tiscalischer  Tendenz  verschärfenden  Gesetz  vom  2.  Juni  1875 
(Fin.  IU,  844). 

C.  Die  Höhe  der  Strafe. 

Darüber  sind  im  Vorausgehenden  schon  einige  Bemerkungen 
gefallen.  Sie  muss  sich  selbstverständlich  einigermaassen  der  straf- 
rechtlichen Qualität  des  Steuervergehens,  der  Höhe  der 
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Defraudation,  den  begleitenden  Umständen,  dem  sicheren 
oder  fehlenden  Nachweis  der  bösen  Absicht  u.  s.  w.  anpassen. 

Ueblich  sind  bei  den  Ordnungsstrafen  kleine  fixe  oder  bis  zu  einem 
massigen  Maximum  gebende  Geldbussen.  Bei  den  Strafen  für  Defraudation 
wird  die  Hohe  bei  uns  regelmässig  in  einem  Vielfachen  des  defraudirten  Stouor- 
betrags  (bez.  des  Werths  des  betreffenden  Steuerobjects  bei  der  zweiten  Bemessungs- 
methode), bei  Defraudationen  unter  erschwerenden  Umständen  oder  im  Wiederholungsfall 
in  einer  zunehmenden  Steigerung  dieses  Vielfachen  festgesetzt  und  eventuell,  wie  be- 
merkt, durch  hinzutretende  sonstige  Strafen  verschärft.  Das  sind  principioll  richtige 
Grundsätze.  Die  Zahlenbestimmnngen  enthalten  freilich  hier  wie  immer  im  Straf-  nnd 
Steuerrecht  unvermeidlich  ein  Moment  des  Willkürlichen.  Durch  Gewährung  eines 
Spielraums  für  das  richterliche  Ermessen  kann  Letzteres  im  concreten  Kall  wdnschens- 
werth  vermindert  werden. 

III.  Verhängung  der  Steuerstrafen. 

A.  — §.  348.  Im  Allgemeinen.  Den  Anforderungen  des 
Rechtsstaats  unserer  Culturvölker  und  dem  Wesen  des  Vergehens 
und  der  Strafe  entspricht  am  Besten,  streng  genommen  nur,  die 
Verhängung  der  Strafen  fUr  Steuervergehen  durch  die  ordent- 
lichen Gerichte.  Hierbei  hat  die  competente  Steuerbehörde 
das  Recht  zu  erhalten,  entweder  selbst  den  öffentlichen  Ankläger 
vor  Gericht  darzustellen  oder  den  Strafantrag  zur  ordnungsgemässen 
Weiterftihrung  an  das  Gericht  zu  bringen. 

Die  gerichtliche  Entscheidung  ist  zwar  nicht  immer  die  einfachste,  auch  durchaus 
nicht  immer,  im  Vergleich  mit  dor  Verhängung  der  Strafe  durch  die  Steuerverwaltungs- 
behörde,  im  persönlichen  Interesse  des  Angeklagten  gelegen,  welcher  letztere  schon 
die  Stellung  vor  Gericht  und  die  übliche  Oelfentlicbkeit  der  Verhandlung  daselbst  u.  s.  w. 
sehr  oft  gern  vermieden  sehen  wird.  Aber  nur  die  gerichtliche  Untersuchung  und 
Entscheidung  wird  alle  üblichen  Garantieen  für  objective  Behandlung  geben. 

Wichtiger  fast  ist  noch,  dass  nur  dabei  die  Steuervergehen  anderen 
strafbaren  Handlungen  im  Princip  gleichgestellt  erscheinen,  was  für  ihre 
moralische  und  rechtlicho  Qualificirung  und  Beurthcilung  in  der  öffentlichen 
Meinung  sehr  wichtig  und  die  Voraussetzung  für  manche  Reformen  der  Be- 
steuerung ist.  Nur  bei  gerichtlicher  Entscheidung  der  Steuervergehen  lassen  sich 
namentlich  jene  mehrfach  erwähnten  weiteren  Rechtsfolgen  der  rechtskräftig  ge- 
wordenen Vcrurtbeilung  und  Bestrafung  mit  letzterer  verbinden,  was  zur  Entwicklung 
strengerer  Anschauungen  Uber  die  Ehrlosigkeit  dur  Steuervergehen  nothwendig  erscheint. 

Die  neuere  Entwicklung  geht  auch  entschieden  darauf  bin, 

. Steuervergehen  immer  mehr  den  ordentlichen  Gerichten  zu  über- 
weisen. Aber  theils  in  Folge  geschichtlich  überkommener  Ein- 
richtungen, theils  in  Folge  wichtiger  steuertechnischer  nnd  anderer 
Zwcckmässigkcitsrücksichten  hat  sich,  bis  vor  Kurzem  auch  bei 
uns  in  Deutschland  und  mehrfach  auch  in  anderen  Ländern,  auf 
diesem  Gebiete  die  Competenz  der  Steuerverwaltungs- 
behörden immer  noch  in  ziemlich  ausgedehntem  Maasse  erhalten, 
indem  solche  Behörden  in  gewissen  Fällen  allein  unter  völligem 
Ausschluss  der  Gerichte  oder  — und  so  auch  jetzt  noch  bei  uns 
und  sonst  — wenigstens  neben  oder  vor  den  Gerichten  die  Steuer- 
vergehen untersuchen,  aburtheilen  und  die  Strafen  dafür  verhäugen. 
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Trotzdem  diese  Einricbtang  wohl  an  sieh,  daher  in  allen  Fällen, 
gewisse  missliche  Folgen  wie  die  angedeuteten  hat,  lässt  sie  sich 
schwerlich  ganz  beseitigen,  mindestens  nicht  rasch  und  nicht  Über- 
all. Sie  ist  alsdann  nur  um  so  mehr  mit  Garantieen  zu  umgeben, 
unter  welchen  die  nn  bedingte  stete  Zulassung  der  Berufung 
des  durch  eine  Verwaltungsbehörde  Verurtheilten  und  Bestraften 
gegen  den  Strafbescheid  andasGerichtam  Wichtigsten  erscheint. 

Letzteres  ist  in  dem  §.  459  der  Deutschen  Strafprozessordnung  auch  jetzt  bei 
uns  erreicht. 

r.  Hock,  öffentliche  Abgaben,  S.  57.  Speciellcs  Uber  Frankreich  und  America 
in  seinen  beiden  Werken.  In  America  Verhängung  der  Strafen  durch  die  Unions- 
gerichte. Compromisse  auf  administrativem  Wege  auch  hier,  so  bei  der  Tabaksteuer.  — 
Ueber  Frankreich  auch  passim  Fin.  III,  so  S.  537,  567,  606,  845.  Soweit  dio 
Straffälligen  bei  Stempel  und  Enregistrement  nicht  sofort  gegen  die  Verwaltung  die 
Entrichtung  der  gesetzlichen  Strafe  übernehmen,  geht  die  Sache  zur  Entscheidung  an 
das  Cirilgericbt ; bei  indirecten  Verbrauchssteuern  und  Zöllen,  wenn  nicht  Abfindung 
mit  der  Verwaltung  oder  Fügsamkeit  gegen  deren  Entscheid  erfolgt,  an  das  Straf- 
gericht (Friedensrichter,  bcz.  Correctionstribunal,  Assisen,  je  nach  Schwere  des  Ver- 
gehens). Für  Preussen  s.  das  in  der  Vorbemerkung  §.  343  genannte  Gesetz  vom 
23.  Januar  1818  Uber  Untersuchung  von  Zollvergehen;  das  Ste mpolgesetz  von  1822, 
§.  21  ff.,  31  ff.,  auch  Kabinots-Ordre  vom  13.  April  1833;  Gesetz  vom  8.  Februar  1819 
betreffend  Branntweinbesteuerung  u.  s.  w.  §.93  u.  a.  m.  Die  proussischen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  entsprachen  früher  den  im  Texte  aufgestellten  Forderungen  noch 
nicht  überall  in  ganz  genügender  Weise,  indom  den  Verwaltungsbehörden  eine  noch 
zu  grosse  Compctenz  gelassen  ist.  Doch  war  wohl  das  Wesentlichste  schon  erreicht. 
Z.  B.  nach  dem  Stempelgesetz  von  1822,  §.  81,  Berufung  auf  richterliches  Gehör  nur 
zulässig  bei  Stempelstrafresoluten  der  Verwaltungsbehörden  im  Fall  einer  gesetzlichen 
Strafe  von  10  Thlr.  und  mehr.  Nach  dem  Gesetz  von  1838,  §.  33,  erfolgt  die  Ab- 
urtbcilung  von  Zollvergehen  bei  Fällen,  wo  unmittelbar  Freiheitsstrafe  statlfindet  oder 
bei  Ooneurrenz  mit  anderen  Verbrechen  durch  die  Gerichte,  bei  Ordnungsstrafen 
ausschliesslich  durch  die  Zoll-  und  Steuerbehörde.  In  den  übrigen  Fällen  Unter- 
suchung bei  den  Zoll-  und  Steuerämtern  und  bei  Strafen  und  Confiscations-Werthen 
bis  50  Thaler  Entscheidung  durch  diese,  bei  höheren  Summen  durch  die  Provinzial- 
zollbohördc.  Doch  kann  letztere  die  Verweisung  an  das  Gericht  verfugen  oder  während 
der  Untersuchung  in  zehntägiger  präclusivischer  Frist  nach  Eröffnung  des  abgefassten 
Strafbescheids  der  Angeschuldigte  die  Sache  ans  Goricht  zu  bringen  beantragen. 
Nach  der  deutschen  Strafprocessordnung  besteht  jetzt  im  liciche  Überhaupt  bei  allen 
Strafbescheiden  der  Verwaltungsbehörden  wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  Steuer- 
gesetze ein  Recht  des  Beschuldigten,  gegen  den  Strafbescheid  binnen  einer  Woche 
auf  gerichtliche  Entscheidung  anzutragen,  sofern  er  nicht  eine  nach  den  Gesetzen 
zugclasseno  Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungsbehörde  ergreift.  Von  der  Behörde 
gehen  dann  dio  Acten  an  die  zuständige  Staatsanwaltschaft.  (Strafprocessordnung 
§.  459,  460;  weitere  Details  in  den  §.  461  ff.)  — In  Baiern  schon  früher  unmittel- 
bares gerichtliches  Verfahren  nach  dem  Zollstrafgesetz  von  1837,  auch  bei  Stempel- 
defraudation.  (S.  Pözl,  Verwaltungsrecht  S.  571,  558.) 

B.  — §.  349.  Einzelne  Kategorieen  von  Fällen. 

1.  Besonders  häufig  und  auch  ani  Unbedenklichsten  ist  die 
Verhängung  der  sogenannten  Ordnungsstrafen  durch  die  Ver- 
waltungsbehörde. Auch  hier  aber  sollte  die  Berufung  an  das  Ge- 
richt und  vollends  neben  dieser  oder  wenigstens  statt  deren  die 
Beschwerde  an  eine  höhere  Verwaltungsbehörde  statthaft  sein,  wenn 
dies  der  Verurtbeilte  vorzieht. 
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2.  Nach  der  Höhe  der  eveutoell  zu  verhängenden  Geldstrafe 
und  nach  der  in  Betracht  kommenden  Straf art  kann  sich  wohl 
passend  die  Competenz  der  entscheidenden  Verwaltungsbehörde 
richten. 

Etwa  so,  dass  bei  kleineren  Summen  and  leichteren  Strafartcu  eine 
niedrigere,  z.  B.  das  Hauptzoll-  oder  Steueramt,  bei  anderen  eine  höhere  Be- 
hörde, z.  B.  die  Steuerbehörde  der  Prorinz  die  Sache  entscheidet.  Eine  Berufung 
an  eine  zweite  höhere  Verwaltungsinstanz  (z.  B.  vom  Steueramt  an  die  Provinzial- 
behörde,  von  der  Provinzialbehörde  an  das  Finanzministerium)  sollte  auch  hier  immer 
zulässig  sein. 

Bedenklicher  erscheint  es,  die  Zulässigkeit  der  gerichtlichen  Entscheidung 
von  der  Höbe  der  eventuell  in  Aussicht  stehenden  Geldstrafe  abhängig  zu  machen. 
Das  kann  leicht  zu  einer  ausschliesslichen  Eröffnung  dieses  Wegs  nur  für  „grosse“ 
Defraudanten  fuhren. 

3.  Gleich  anfänglich  muss  wenigstens  die  Entscheidung  der 
Gerichte  von  Amtswegen  in  solchen  Fällen  eintreten,  wo  es  sich 
um  Freiheits-  und  andere  Ehren  strafen  oder  um  die  Ehre  be- 
treffende Rechtsfolgen  einer  Strafe  handelt. 

4.  Bei  allen  Vermögens-,  bez.  Geldstrafen  (einschliesslich 
der  Strafe  der  Confiscation)  für  versuchte  oder  verübte  Defrau- 
dation (und  Contrebande  i.  e.  S.)  muss  sowohl  der  Steuerbehörde 
als  auch  dem  Angeklagten  die  Wahl  zustehen,  die  Sache  sofort 
vor  Gericht  anhängig  zu  machen  oder  die  Steuerbehörde  darüber 
entscheiden  zu  lassen;  mindestens  aber  muss  der  Angeschuldigte 
das  Recht  haben,  gegen  den  Strafbescheid  der  zunächst  in  der 
Sache  von  Amtswegen  vorgehenden  Verwaltungsbehörde  auf  gericht- 
liche Entscheidung  anzutragen.  Für  jene  Wahl  und  letzteren  Antrag 
sind  dem  Angeklagten  kurze  Präclusivfristen  zu  gewähren. 
Auch  wenn  er  sich  aber  im  ersten  Fall  bei  der  Entscheidung  durch 
die  Verwaltung  beruhigt  hat,  sollte  ihm  nach  Empfang  des  Straf- 
bescheids und  eventuell  auch  nach  der  Bestätigung  desselben  durch 
die  Verwaltungs- Berufungsinstanz  noch  das  Recht  verbleiben,  die 
Sache  zur  gerichtlichen  Entscheidung  zu  bringen. 

Diese  Forderung  geht  noch  etwas  weiter,  als  die  Bestimmung  des  §.  459  der 
Strafprozessordnung.  Um  böswillige  oder  ebicanöse  Weiterungen  des  Verurtheilten 
in  solchen  Fällen  zu  verhüten , könnte  eine  Bestimmung  getroffen  werden , wie  die, 
dass  Personen,  welche  sich  zuerst  bei  dem  Verwaltungswege  beruhigt  haben,  einer 
erhöhten  Strafe  unterliegen,  falls  die  Entscheidung  des  Gerichts,  an  das  sie  nach- 
träglich noch  gehen,  diejenige  der  Steuerbehörden  genau  oder  im  Wesentlichen 
bestätigt. 

C.  — 350.  Strafabfindungen: 

Bei  Defraudationen  im  Gebiete  der  indirecten  Steuern,  be- 
sonders der  Zölle,  der  inneren  Verbrauchssteuern  auf  den  Pro- 
duktionsbetrieb, dann  der  in  Stempclform  u.  s.  w.  erhobenen 
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Verkehrssteuern  und  Gebühren  (französisches  Enregistrement), 
auch  wohl  bei  der  Erbschaftssteuer  geht  nun  wenigstens  that- 
sächlich  die  Entscheidung  der  Steuerbehörden  Uber  die  Ver- 
mögens- oder  Geld-Steuerstrafen  wohl  in  eine  Art  „Abfindungs- 
verfahren“ zwischen  der  Behörde  und  dem  Defraudanten  Uber. 

So  besonders  in  den  Füllen,  wo  die  Snbstanziir ung  des  defraudirten 
Betrags,  wie  bei  manchen  indirecten  Steuern  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckeisteuer  u.  a.  in.) 
schwierig  ist.  v.  Hock,  Öffentliche  Abgaben,  S.  57.  S.  die  Beispiele  im  fran- 
zösischen Kecht  in  Fin.  III,  a.  a.  0.  Im  Deutschen  Reich  sind  ausdrücklich  die 
..landesgesetzlichen  Bestimmungen  Uber  das  Verfahren  im  Verwaltungswege  hei 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  Uber  die  Erhebung  öffentlicher  Abgaben 
und  Gefälle,  insoweit  nicht  die  §§.  453 — 455,  459 — 403  der  Strafprocessordnung  ab- 
ändemde  Bestimmungen  treffen,  unberührt“  von  den  reichsstrafprocessrechtlichen 
Vorschriften  geblieben  (Einfuhrungsgesetz  zur  Strafprocessordnung  vom  1.  Februar  1877, 
§.  0,  Nr.  3). 

Eiu  solches  Verfahren  bat  man  vom  Standpnncte  des  tiscalischen 
Interesses  aus  gelobt,  ja  fUr  nothwendig  erklärt,  um  Defraudationen 
wirksamer  bekämpfen  zu  können. 

Man  spare  Zeit  und  Kosten,  der  Angcschuldigtc  habe  meistons  selbst  das  Interesse, 
nicht  viel  Schwierigkeiten  zn  machen  und  sich  zu  fügen,  weil  er  so  in  Betreff  der 
Art  und  der  Hobe  der  Strafe  besser  wegkomme  und  sich  etwaigen  sonstigen  Straf- 
folgen entziehe.  So  brauche  er  nicht  erst  im  schwerfälligen  gerichtlichen  Verfahren 
nach  dessen  eigenthUmliclien  Beweisführungen  und  Formalitäten  überführt  zu  werden, 
was  oft  schwierig  sei.  Es  gelange  der  Staat  daher  so  jedenfalls  am  Leichtesten  zu 
seinem  Gclde.  werde  mithin  das  Ziel  der  Besteuerung  besser  erreicht  und  doch  die 
Defraudation  immerhin  empfindlich  gestraft  und  von  ihr  abgeschreckt. 

Practisch  richtige  Gesichtspuncte  sind  dies  allerdings,  und 
wie  die  Dinge  liegen,  kann  man  vielleicht  nicht  immer  anders 
verfahren.  Aber  moralisch  und  rechtlich  bedenklich  ist  dies 
Vorgehen  gleichwohl.  Der  Strafe  wird  hier  Vieles  von  ihrem 
characteristischen  Wesen  genommen,  das  Verfahren  erscheint  mehr 
als  ein  „Ab kauf  der  Strafe“,  diese  mehr  als  eine  Busse  für  die 
Ungeschicktheit  des  Defrandanten , sich  ertappen  zu  lassen,  denn 
als  eine  wirkliche  Strafe  für  ein  moralisches  und  strafrechtliches 
Vergehen.  Man  befindet  sich  so  doch  mit  diesem  ganzen  Abfindungs- 
verfahren (wie  zum  Theil  mit  der  Aburtheilung  der  Steuervergehen 
durch  Verwaltungsbehörden  überhaupt),  auf  einem  falschen  Wege, 
auf  dem  man  schwerlich  dazu  kommen  wird,  jede  Defraudation  im 
Volksbewusstsein  zu  einem  wirklichen  Vergehen  zu  machen. 
Das  ist  unvermeidlich  auf  die  Dauer  verhängnissvoll  auch 
für  das  blosse  fiscalisch e Interesse  und  schädlich  für  die 
Volksmoralität  und  insofern  verdiente  das  ausschliesslich 
strafgerichtliche  Vorgehen  dennoch  den  Vorzug. 


Digitized  by  Google 


814 


Nachträge,  Berichtigungen  und  Druckfehler. 


Nachträge. 

Zu  §.  8 S.  21.  M.  t.  Heckei,  die  Einkommensteuer  und  die  Schuldzinscn,  Leipzig  1890. 
Zu  §.  11  S.  25.  Von  W.  Roscher 's  Finanzwissenschaft  ist  Ende  1889  die  3.  Auflage 
erschienen. 


Berichtigungen  und  Druckfehler. 

S.  25  Z.  19  v.  u.  1.  Jena  statt  Bonn. 

S.  31  Z.  5 tr.  u.  1.  Staaten  statt  Werke. 

S.  36  Z.  14  tr.  u.  1.  soweit  statt  somit. 

S.  88  Z.  16  r.  u.  1.  Besetzung  statt  Besitzung. 

S.  114  ist  zwischen  Z.  8 und  9 v.  u.  einzuschalten:  Endlich  andere  Zweige  der  mate- 
riellen Production,  besonders  betreffende  Communalanstalten. 

S.  121  S.  15  v.  u.  1.  80.91  statt  80  91. 

S.  160.  ln  der  (als  Correlat  anderer  Zweige  gross  zu  druckenden)  Deberechrift  1.  5 
statt  e. 

S.  184  in  der  6.  Z.  v.  u.  des  mittleren  Absatzes  1.  das  statt  est. 

S.  199  Z.  5 r.  u.  1.  in  statt  im. 

S.  209  Z.  22  r.  u.  1.  erhoben  st.  erbeben. 

S.  246  Z.  4 v o.  1.  wurden  st.  wurden. 

S.  250  Z.  1 r.  u 1 Privatwirthschaften  st.  Privat-, 

S.  253  Z.  4 v u.  1.  Soldheeren  st.  Soldherren. 

S.  293  Z.  15  und  14  r.  u.  1.  darüber  statt  darf  Uber. 

S.  401  Z.  6 v.  u.  I.  nach  statt  noch. 

S.  513  Z.  5 v.  o.  1.  ist  st.  sind. 

S.  534  Z.  4 v.  u.  1.  einer  st.  eine. 

S.  611  Z.  7 v.  o.  ist  der  Satz:  „Diese  Begründung  kann  aber  nicht  für  zutreffend 

gelten“  (vor  dem  Absatz  in  Kleindruck)  zu  streichen 
S.  626  Z.  17  v.  u.  1.  852  st.  882. 

S.  656  Z.  14  v.  u.  I.  richtige  st.  wichtige. 

S.  669  Z.  14  r.  u.  1.  mag  st.  mögen. 


Uo4ruckt  bet  E.  Pole  in  Leipzig. 
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